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Staatsfchulden. 


1. Die materiell volkwirthſchaftliche Geite des Staatsfuldenwefens. A. Der 
Mangel einer princiviellen Auffaffung des Staatäkredite bei den Helteren. Die Urſache viefes Mangels. 
Der Umſchwung in ben Aufauungen bei den MNeueren. B. Borfrage für die Benugung des Staatäkre⸗ 
dite: welche Ausgaben müflen nothwendig dur ordentliche Giunahmen gebedt werden? — Theilung bes 
Staatsberarfs in Aufwand an umlaufendem und flebennem Kapital. — Srunpfäglid doppelte Sinnahme- 
beſchaffung. C. Wirkungen der Staatsausgaben auf die Volkswirthſchaft. — Geſetz rer’ Auwendbarkeit 
des Gtantökrevits, foweit der Zweck der Ausgabe entſcheidet. D. Wirkungen der Anleihen als Rapitalent- 
sichungen anf vie Volkewirthſchaft im Vergleich mit ben @teuern. 1) Anleihen aus visponiblen heimi- 
ſchen, 2) aus fremden, 3) aus heimiſchen Kapitalien, welche anderen Verwendungen entzogen werten. — 
Gefey der Deckung des Staatöberarfs. E. Mißlingen von Anleihen. F. Die Frage ver Schuldentilgung. 

1. Die Formen ver Staatsſchulden und andere Formpunkte ves Staateſchulven⸗ 
wefens "A. Die typiſchen Hauptformen der modernen Staateſchuid. Schema. — Schwebende Schul⸗ 
von, insbefondere Schatzſcheine. — Bunbirte Schulden. — Zurüdzuzahlenbe Schulden. — Tilgunge- 
fonds. — Gleichmäßige procentweife Tilgung. — Rückzahlung al Bari nad dem Lofe, Rückkauf na dem 
Kurfe. — Lotterieanicehen. — Zeit- und Leibrenten. — Rentenfdulven. — Unfünvbare, kündbare Rente. 
B. Berfierte und nicht verfiderte Schulden. C. Zwangsanichen. D. Berzinsliche und unverzinstidhe 
Schulven. BE. Untere Bormpuntte. — Die Wahl des Nominalzinsfußes, Vorzug ber Ho verzinslichen 
vor ben niehrig verzinslichen Schulden. — Zinsrebuftion, Konverfion. — Arrofirungsanlchen. — Währung. 
— Domicil. — Gtüdelung der Obligationen. — Namen- und Inhaberpapier. — Art der Begebung ver 
Anleihe. Deffentlide Subfkription. Natlonalanleibe. Uebereintunft mit Banquiers. Gubmifflonn. — 
Ztnttermine. — Bermaltung, Berbinpung mit einer Bank. 

1. Die ſtaaterechtliche, völlerrehtlide und politifge Seite des Staatsfnl- 
venwefens. A. Melteres Gtaatsreiht, Kammerſchulden, Landesſchulden. — Verwaltung. — Neueres 
Staaterecht. Berwaltung. — Zuſtimmungeérecht ver Volksvertretungen. — Kontrolrecht, Staateſchulben⸗ 
tommiifionen. — Ausideivung des Schulverforderniſſes aus dem jährlich zu bewilligennen Budget. Pro⸗ 
vinzialſchulden. B. Illegitime und volkerrechtliche Suceeffion in der Inhaberfaft der Staategewalt. — 
Theilung des Staatsgebiets. C. Staatebankerott. D. Bolitifche Bedeutung ver Staatsſchulb. 

IV. Geſchichte und Statiſtik nes Staateſchuldenweſens. Schwierigkeit der ſtatiſtiſchen 
Bergleigung. — Nuplofigkeit der Vergleichung ver Schaldkapitalien. — Vergleichung der jährlichen Schul 
erforderniſſe im ihrem Berhältniß zu den Gtaatsausgaben und Staatseinnahmen. 

Literatur. 


I. Die materiell vollswirtbichaftliche Seite des Staatsſchul⸗ 
denweſens. 

A. Auf wenigen volkswirthſchaftlichen Gebieten ſteht noch bis zum 
gegenwärtigen Augenblick die herrſchende Praxis zur herrſchenden Theorie in 
einem fo ſcharfen Gegenſatze, wie auf dem Gebiet des Staatsſchuldenweſens. 
Im laufenden Jahre 1865 ſchließt eine fünfzigjährige Periode, in welcher Europa 
feinen eigentlihen Weltkrieg gefehen bat. Trotz ver öfteren Lokalkriege und der 
Revolntionen und Bürgerkriege gehört die abgelaufene Epoche doch zu ben im 
Ganzen rubigften, frieblichften, der materiellen Entwicklung und Kulturbläthe gün- 
ftigften Perioden, welche unfer bewegter Erdtheil kennt. Gleichwohl haben fi 
in diefem Zeitraume in einer großen Anzahl von Staaten Staatsſchuldſummen 
angefammelt, welche die aus der Periode der franzöflichen Kriege herübergenom⸗ 
menen Schulden in den meiſten Fällen außerordentlich ſtark überfteigen. Frank⸗ 
rei, Deſterreich, Italien, Rußland, in zweiter Linie Preußen und bie europätfchen 
Miüttel- und Kleinſtaaten haben, um von Norbamerita ganz zu ſchweigen, gegen- 
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wärtig Staatsſchulden von einer Größe, welche vie altberüchtigte engliſche Staate- 
ſchuld allmählig nit mehr allein ftehen lafien. Das reihe Großbritannien felhft 
vermochte wenigftend eine anſehnliche Verminderung feiner Schuld ebenfalls nicht 
herbeizuführen. Faſt ſchienen die Staaten neuerdings oftmals einen Wettlauf 
anzuftellen, wer feinen Krebit am raſcheſten und flärkften ausaugen, wenn nicht 
gar abnugen könne. Es war ſchwer zu fagen, wen bie Palme gebührt, Frant- 
reich, Defterreih oder Italien, bis auf einmal die kräftige Jankeerepublik audı auf 
diefem Gebiete das altersfchwache Europa weit hinter ſich zurüdgelaflen hat. 
So, generell überfhaut, die Entwidiung der Praxis. Wie hat ſich dazu die 
“ Theorie geftelt? Im Sanzen fortwährend rein negirend. Die herrſchende Natio- 
nalbkonomik und Finanztheorle fprah ihr Verdammungsurtheil aus, vie durch fie 
gebildeten Vertreter einer rationellen Finanzpraris im Staatsbienfte beklagten, was 
fie nit zu verhindern vermodten. Manchem gilt das Staatsfchuldenweien als 
eine furchtbare praftifche Berirrung des Zeitalterd, an welcher vie betheiligten 
Staaten, ja unfere moderne Boltswirthichaft zu Grunde gehen wird. In ber 
mehr wiflenfchaftlihen Betrachtung des Staatsfchuldenweiens find doch felbft bie 
hervorragendſten älteren Theoretiker, faft alle Engländer, in Deutfchland noch bie 
Nebenius, v. Malchus und Rau, zu einer unbefangenen Würbigung bes 
Staatskredits nicht gelangt. Sie blieben Alle an der Staatsſchuld' hängen, 
- der übliche Name wurde, wie Diegel mit Recht bemerkt, verbängnigvol. Dan 
wog bie Vortheile und Nachtheile ab, fand regelmäßig vie für eine Benugung 
des Staatstrevits ſprechenden Gründe zu leicht, ſah beften Yalles in der Aufnahme 
von Staatsſchulden ein freilich oft unvermeidliches Uebel und befchäftigte ſich dann 
vorzugsweife mit ven Erjcheinungsformen des Staatskredits, indem die Nachtheile 
des Staatsſchuldenweſens durch eine richtige Wahl der Yorm für die Schuld 
möglichſt abgefhwächt werben follten. Eigenthümlich genug iſt ver einzige theo⸗ 
retifche NRechtfertigungsgrund, den man allgemeiner geltend ließ, die Theorie von 
der theilweiſen Abwälzung der Laften eines Kriegs u. f. w. mittelft der Staatsan- 
leihen auf bie nachfolgenden Generationen, falſch, wie jede etwas tiefere Betrad- 
tung fofort hätte lehren müflen. Statt im Uebrigen ein feftes Princip über das 
Weſen und die Zuläffigfeit einer Benutung des Staatékredits aufzuftellen, bezeich⸗ 
nete die herrſchende Yinanztheorie, von den Vorgängen ih ver Praxis einfadh ab: 
ftrahirend, nur den Zeitpuntt, wo eine Schuld kontrahirt zu werben pflegt, als 
denjenigen, wo eine Schuld allenfalls aufgenommen werben darf. Hier wurbe 
alfo die angefochtene Praris zum theoretifhen Rechtfertigungsgrunde des Staatd- 
fhuldenwefens ſelbſt. Kein Wunder, daß die Theorie, welche in einen folden 
Widerſpruch mit fich felbft gerieth, der Praxis gegenüber Feine größern Erfolge 
erzielte und trog ihrer feindlichen Stellung zu allem Staatsfhuldenwefen nicht 
einmal die notoriſch fchlimmften Ausfhreitungen in ber Benugung bed Staats⸗ 
frebit3 zu verhüten mußte. 
Die princtpielle Würdigung des Staatskredits wird bei der ältern natlonal- 
dtonomiſchen Schule alfo vermißt. Es ift dies aber fein zufälliger Mangel, fon- 
dern ein fehler, weldher im Spftem und in ven arlomatifhen Vorausſetzungen 
biefer Schule Liegt. Nationalökonomiſche und rechtsphiloſophiſche Irrthümer hatten 
ed zu feiner unbefangenen Anerfennung der Bedeutung dee Staats für bie 
Volkswirthſchaft und zu Feiner tieferen Prüfung der wirthſchaftlichen und kultur⸗ 
geihichtlihen Aufgaben und BZwede des Staats im Einzelnen kommen laffen. 
Diele einfeitige theoretifhe Auffaſſung begegnete fi) mit einer gleichzeitigen, im 
tonfreten Ball oft fo vollauf bereiitigten Reaktion ver gebildeten und frebenven 
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Praltiker gegen die Stantsomnipoten, im Syſtem bes aufgellärten Defpotismus, 
So waren es denn namentli drei in enger Verbindung mit einanver ſtehende 

er und Einfeitigleiten, ein volkswirthſchaftlicher, ein finanzwirtbfchaftlicher 
uud ein rechtsphiloſophiſcher Fehler, welche ver principiellen Betrachtung bes 
Staatokredits praͤjudicirten. Einmal war bie Lehre von der Produktivität ver 
Urbeiten noch auf dem Standpunkte von Adam Smith: für probuftiv galt nur 
diejenige Arbeit, welhe unmittelbar neue Sachgüter propucirte. Die Leiftungen 
des Staats, deren indirekte Bedeutung freilich niemals gänzlich Üüberfehen werden 
fonnte, wurden jener Lehre gemäß doch niemals in ihrer vollen Wichtigkeit für 
die Bollswirtbfchaft erfannt. Die Staatseinnahmen, die Stenern waren ein leider 
unentbehrlihes Opfer der Volkswirthſchaft für unprodultive Zwede, eine unprobul- 
tive Ronfumtion. In ihrer einfeitigen Beachtung der Produktion würdigte bie 
frühere Nationalölonomit das Welen und die Folgen, die wirtbfchaftliche und 
etbifhe Bedentung ver Konfumtion überhaupt nicht nad Gebühr, der Staatsauf- 
wand wurde ald Stantslonfumtion ebenfalls nicht weiter unterfudt, man fah in 
im vorzüglich nur eine bebauerlihe Verminderung des Sachgüterquantums. Diefe 
ſchiefe volkswirthſchaftliche Auffaffung barg in fi eine ähnliche finanzwiſſenſchaft⸗ 
liche Berkehrtheit. Statt auch die Staatsausgaben einzeln zu unterfuchen, befchäf- 
tigte fi die Binanztbeorte faft nur mit den GStaatseinnahmen, in deren Konfum- 
tion durch den Staat fie dann doch nur wieder einen nothwenvigen Uebelftand 
ſah. Unbedingtes Princip für vie Leitung des Staatshaushalts war daher bie 
Sparſamkeit als folde, womit man eben auf die Aufftellung von Grundſätzen 
verzichtet. Eine wifienfchaftliche Unterfuhung und Feftftelung der Grundſätze für 
die Leitung des Finanzweſens unterblieb, weil eine eigentliche Theorie der Staats- 
verausgabung und der Staatsverwaltung fehlte. In ver Praris blieb es bei ber 
Routine und biefer von ihr angefochtenen Routine entnahm bie Theorie ihre 
wenigen pofitiven Grundſätze über Staatskonſumtion. Endlich war auf dem Ge- 
biete der Rechtsphiloſophie und ver theoretiihen Politik von großem Nachtheil: 
die enge und dürre Auffaffung des Rechtsſtaats, die Beſchränkung der Staatsthä- 
tigkeit auf die Sorge für die Aufrehthaltung des Rechtszuftandes und den Rechts⸗ 
ſchutz, für die Sicherheit von Perſon und Eigenthum nad Innen nnd Außen. 
Gerade der Umftand warb für die theoretifche Bott verhängnißvoll, daß in ber 
praftifhen Politik diefe Auffaflung gegenüber dem herrihenden Syſtem des aufge: 
Härten Defpotlemus, der Staatsallmacht, dem üppig wuchernden Bevormundungs⸗ 
weien berechtigt genug war und bies zum Theil noch bis heute if. Aber in ber 
Theorie wurde die Anfiht auf die Spige getrieben. Statt eine richtige Theorie 
der Staatsanfgaben, eine wahre Nealpolitit, welche in der Finanzwiſſenſchaft bie 
Grundlage für eine Theorie vom Staatöbevarf geworben wäre, aufzuftellen, 
befhräntte man den Staat durchaus ungefhichtlih nad einer willtührlichen Scha- 
blone auf den Schugzwed und leitete daraus in der Yinanzwiflenihaft wiederum 
von einem andern Geſichtspunkte aus vie Nothwendigkeit ab, den Staatsberarf 
möglichft zu vermindern, jedenfalls eine weitere Vermehrung zu verhindern. Aber 
diefer Schluß war nicht einmal rüdfihtlih des Schutzmwedes richtig, welden man 
dem Staate allein vindicirte. Vielmehr iſt der Staatsbebarf, auch für dieſen Zweck 
allein, bei fortfchreitenden Völkern und Staaten im Ganzen nothwenbig in fteter 
regelmäßiger Bermehrung begriffen. Denn wenn auch offene Störungen des Rechts⸗ 
zuftands von Innen und Außen im ortfchritt der Wirtbfchafts- und Kulturent- 
wicklung feltener werben, fo iſt dies doch vornemlich die Wirkung eines Präven- 
tioprincips, deſſen Durhführung (Polizei, Heer, „bewaffneter Friede“ u. f. w.) 
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bamernd große Koften verurfadht. Sobann aber verzehren bie gelegentlichen 
Störungen des Rechtszuſtandes viel bedeutendere Mittel, wie früher (kurze, aber 
vor Allem durch das Kriegemaſchinen weſen fehr koftfpielige Kriege). Dazu 
kommt der Bedarf für die andern Staatszwede. Diefe haben niemals gefehlt und 
lnnen vor Allen im entwidelten Staate niemals fehlen. Im Gegentheil, mit ver 
bein Entwidlung der Staatsidee und mit der Erreihung höherer Stufen ver 

olkswirthſchaft und Kultur dehnt fich der Bereich der Staatsthätigkeit egtenfiv 
und intenfiv immer weiter aus; der Staat muß mehr Bedürfniſſe, und dieſe voll- 
fommener, feiner defriebigen. Der Staatsbedarf hat aus diefen Urfahen eine ent- 
ſchiedene Tendenz, bet fortfchreitenden Völkern zu wachſen. Die Finanztheorie bat 
dieſes Geſetz des Staatsbedarfs, denn fo darf man e8 nennen, nur zu lange 
verfannt und aud in rer neueften Zeit noch in einfeitiger Folgerung aus ver 
Freihandelstheorie der engliſchen Schule mannihfach einen entgegengefegten Stand» 
punkt vertreten (englifche und deutſche Mancheſterſchule). 

Erft in unferen Tagen bereitet fi ein Umſchwung vor, der fpeciell auf unfe- 
rem Gebiete endlich eine principielle Wärbigung des Staatökrebits, bis jegt vor⸗ 
nehmlich erft in der deutſchen Wiflenfchaft, und zwar bei der jüngeren Schule, 
hervorgerufen bat. Diefer Umſchwung iſt die nothwendige Folge einer Berichtigung 
der erwähnten Irrthümer. Iu der Bollswirtbichaftslehre betonten Say und Her- 
mann die Probuftivität der Dienftleiftungen und arbeiteten dadurch dem gedanken⸗ 
tiefen 3. ©. Hoffmann vor, welder bie wirtbfchaftliche Bedeutung des Staats 
zuerft richtiger und unbefangener beurtbeilte. Die biftorifhe Schule in ver Jurts- 
prudenz und Nationalötonomit gab im Verein mit ber neueren Rechtsphiloſophie 
den Impuls zu einer tieferen philoſophiſchen Auffafiung des Staats. Auf biefer 
Grundlage bauten die jüngeren Finanztheoretiker weiter, erforfchten tiefer das 
Weſen und die Wirkungen der Staatsausgaben und gelangten fo zu einer Neu⸗ 
geftaltung der finanzwiſſenſchaftlichen Grunpfäge über Staatsauegaben, Veftenerung 
und Staatskredit. Namentlih war es 9. Diegel’s Bertienft, bier bedeutſame 
anregende Impulfe gegeben und zuerft tie Principien, welche ven Ausgangspunkt 
für die Finanzwiſſenſchaft und die rationelle Finanzpraris bilden müffen, im We⸗ 
fentlihen richtig formulirt zu haben. 2. Stein, Umpfenbad, Schäffle u. A. 
vertreten eine ähnliche Anfchauung. Herrſchend ift dieſe noch keineswegs, jedoch 
wendet fih die Polemit mit Recht wohl nur gegen gewiffe Ausfchreitungen ber 
neuen Theorie, weiche allerdings bei einer principielen Bertheidigung bes Staats» 
kredits nicht immer vermieden werden. Im Yolgenden wird die neue Anſchauung, 
deren Kernpunft in dem Sage liegt, daß die Staatsausgaben grundfäglid 
durch Steuern und Anleihen zu deden find, verfodhten,; aber auch zugleich gezeigt 


werben, daß dieſe Anfchauung die Benugung des Staatskredits nur in einer be- 


flimmten Anzahl von Fällen unter beftimmten Borausfegungen geftattet. Das 
Geſetz der Anwendbarkeit des Staatskredits muß daher nothwendig bedingter lau- 
ten, wie in ver Dietzel'ſchen Yormel.!) 


1) Ueber dad Syſtem der Staatsanleihen und die Diepel’fche Auffaflung fpricht vom Geflchte- 
punkt des Kredite überhaupt aus ein anderer Mitarbeiter dieſes Werks, mein verebrter Freund 
v. Mangoldt (Art. Kredit Bo. VII. S. 74—79). Soweit Mangoldt's Polemik gegen das 
Princip, nicht nur gegen einzelne Konjequenzen Dietzel's ſich wendet, vermag ich feine Aufaffung 
nicht zu tbeilen. Ich babe übrigens fon früher Die bier dargelegte Entwidiung eingehender In 
meiner unten miterwähnten „Didnung des öflerr. Stautahauthaltes“ ©. 1-63, 271— 289 gege: 
ben. Diefem Werke folge ich bier im Ganzen und habe im Texte einzelne Säͤtze daraus mitunter 
wor h aufgenommen, da ih in allen wefentlichen Punkten noch ganz auf demfelben Gtant: 
punfte ſtehe. 
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B. Die Frage der Anwendbarkeit bes Staatskredits trat an die Praxis in 
dem alle heran, in welbem es fih um die Dedung neuer „außerorbentlicher" 
Ausgaben, die zu den gewöhnlichen Ausgaben binzulamen, hanbelte. Steuererhöhung 
und neue Steuern ober Unleihen, das war dann die Tofung. Die Theoretiler, 
auch bier einfach ven praftiihen Vorgängen folgend, gingen ebenfalls, fogar in 
ihren ſyſtematiſchen Werken, von dieſem praftifchen Fall an die frage vom Staats» 
kredit heran. Sie faßten die Frage dann abftralter und formulirten fie wiflen- 
Ihaftlih dahin: ob und wann die Staatsausgaben wohl durch bie Anwendung 
des Staatokredits gebedt werben bürften. Ueber dieſe Frage kamen fie nicht hin⸗ 
aus. Sie lieh ſich aber ohne die vorausgehende Aufftelung und Beantwortung 
einer anderen Frage nicht beantworten. Die Theorie bemühte fi zwar um eine 
principiellere Beantwortung mit Hilfe einer Zerlegung der Ausgaben theils in 
nothwendige und nützliche, theild in orbentlihe und außerordentliche. Aber bie 
erftere Gintheilung lief in einen unfrudtbaren Wortftreit aus, in der Praxis des 
fontreten Yalled war fie vollends unbrauchbar. In ber Unterſcheidung von orbent« 
lichen und außerorbentlihen Ausgaben lag der Keim einer richtigen Auffaffung 
enthalten, aber vie Theorie faßte den Gegenfag nur äußerlich auf, fie hielt fid 
nur an das Moment der Zeit des Eintretens des ber Ausgabe zu Grunde 
liegenden Bebürfniffes und vernadhläffigte das innere Moment der Dauer ber 
durch eine Ausgabe heroorgerufenen Wirkungen. Letzteres Moment iſt das ent- 
feidende für die Klaffifilation der Ausgaben in folhe, welche durch Steuern, und 
ſolche, welche durch Anleihen zu veden find. Diefes Vorgehen führte zur Aufſtel⸗ 
ung der allen Fragen über die Anwenpbarfeit des Staatskredits nothwendig vor- 
ausgehenden Vorfrage, welche Ausgaben denn grundſätz lich durch ordentliche Ein- 
nahmen, dur Steuern, zu veden find. Erſt nach der Beantwortung biefer"Borfrage 
fieß fi eine Antwort auf die Frage nad der Benugung des Staatskredits geben. 
Das Studium jebed am chroniſchen Deficit leidenden Staatshaushalts hätte fo 
anf den richtigen Weg führen können. 

Die Unterſcheidung der Staatsausgaben nah dem Moment der Dauer ihrer 
Wirkungen führt dazu, die Begriffe des ftehenven und umlaufenden Kapitals aus 
dem einzelwirthſchaftlichen Produktionsproceß auf den Produktionsproceß der Ge- 
fammtwirtbichaft, d. h. auf die Yinanzwirtbfchaft anzuwenden. Das umlaufende 
Kapital wird in der einzelnen Produktionsperiode vollftändig und definitiv zuge⸗ 
feßt, muß zu jeber neuen Probuftion in demfelben Betrage wieder neu vorhanden 
fein, erſetzt fi} aber In den erzeugten Produkten feinem Werthe nad auch voll- 
fändig anf einmal wieder. Das ſtehende Kapital bildet die Grundlage für eine 
dauernde Nutzung. Der für dasſelbe in einer einzelnen Periode gemachte Aufwand 
wird mithin nur für den Betrag der Abnugung dieſes Kapitals in ber Periobe 
zugefegt, nur für diefen Betrag braudt er im Werthe der jebesmal erzeugten 
Produkte feinen Erfag zu finden. In der Finanzwirthſchaft werden die den Ein- 
zelmirthfchaften durch die Steuer entzogenen Güter, meiftens Sachgüter, in andere 
Güter, vorzugsweife immaterieller Art, in Sorge für Rehtsfhug, Bildung u. f. w. 
verwandelt. Die erfteren Güter werben einerfeits ebenfalls befinitiv innerhalb einer 
einzelnen Produktionsperiode (Finanzjahr) zugefegt, die ans ihnen gebilveten Lei- 
flungen des Staats werden vollftändig konſumirt. Zur weiteren Bortführung ber 
Stantsthätigfett muß alfo alljährlih der gleiche Güterbetrag dem Staate zur Ver⸗ 
fügung flehen. Anbrerfeits wird ein Theil der im geſammtwirthſchaftlichen Pro- 
buftionsproceß verbraudhten Güter zur Schaffung von Einrichtungen verwendet, 
weldhe num wiener die Grundlage einer dauernden Nugung werben. Der zu bie- 
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ſem Zweck in einem Finanzjahr gemachte Aufwand kommt alſo als Koſtenerſparung 
und ſtaatliche Leiſtungsfähigkeit den folgenden Jahren zu Gute. Im erſten Falle 
kann man offenbar, in vollſtändiger Analogie zum einzelwirthſchaftlichen Betriebe, 
von einem Aufwand an umlaufendem, im zweiten Falle von einem Aufwand für 
die Schaffung eines ſtehenden Kapitales ſprechen. Man denke an das Beiſpiel 
einer allgemeinen Juſtizreorganiſation: ein bleibend größerer, regelmäßig wieder⸗ 
kehrender Aufwand für Beamtengehalte, Büreaukoſten u. ſ. w. wird udthig, d. h. 
der Betrieb erfordert dauernd ein größeres umlaufendes Kapital; daneben müſfſen 
neue Gerichtsgebäude hergeftellt, Behörden organifirt, erſte Einrihtungsfoften be= 
firitten werden, Ausgaben, deren Geſammtheit ven Aufwand für ſtehendes Kapital 
bildet. 

Mit Hilfe diefer Unterfheltung von umlaufendem und ftehendem Kapital in 
der Finanzwirthfchaft gelangt man zu einer einfachen Hauptregel für vie Aufbrin- 
gung bes Staatsbedarfs. Derjenige Theil des letzteren, weldher bie periobifch regel⸗ 
mäßige Zuführung umlaufenden Kapitals zum gefammtwirtbfchaftlichen Probuftions- 
proceß erheifht, fällt ausſchließlich dem betreffenden Finanzjahre zu, in wel- 
hem der Aufwand gemacht und die taraus producirten Güter (die Staatsleiftun- 
gen) konſumirt werben. “Mit Diegel’s Worten: „vie regelmäßigen gewöhnlichen 
Ausgaben zum Betriebe und zur Inftandhaltung des Staatswefend und feiner 
einzelnen Anftalten müſſen durch gleihmäßige Beiträge aller Staatsbürger, d. h. 
durch Steuern aufgebracht werden.” Um die hier gleichgiltige Stage, ob und wie 
weit im modernen Staate Domantaleinnahmen ftatt der Steuern zu Staatszweden 
zu benugen find, zu übergeben, kann man den Sat tahin abändern, daß bie da⸗ 
rin bezeicgneten Ausgaben jedenfalls durch ordentlihe Einnahmen, insbefondere 
durch Steuern gebedt werben müſſen, In dieſer Fafſſung bildet ver Sat für bie 
Theorie und Praris des Finanzwefens den richtigen Ausgangspunkt. Seine Be- 
deutung und Tragweite tft nicht leicht hoch genug zu veranſchlagen und findet in 
dem widhtigften praftifchen alle, bei der Pathologie und Therapie des chroniſchen 
Deficits, die volle Würdigung. Gelanzt obige Regel zur thatſächlichen Anwendung, 
fo bleibt die Benugung des Kredits vor den grundfäglich verwerflihen Aus⸗ 
hreitungen bewahrt. Iener Sag lehrt, wie weit mindeftens gegenüber einem 
einmal feftgeftellten Finanzerforderniß tie Steuerfraft angefpannt werben muß, 
bezeichnet alfo hierdurch die Grenze, von der an erft von ber Benutzung des 
Staatskredits die Rebe fein darf. Auf diefe Weiſe wird eine principielle Auffaffung 
tes Staatskredits angebahnt. 

Die Ausgaben zu bauernden Verwendungen in den Staat ober feine einzel- 
nen Anftalten fommen bagegen, wenn fie in e.ner einzelnen Finanzperiode vollftän- 
big gemacht worden find, als Minderansgabe für vie Finanzen und ftaatlidhe 
Teiftungsfähigfeit für bie Vollswirtbfhaft folgenden Iahren zu Gute. Sie müf- 
fen daher nicht nothwendig durch orbentlihe Einnahmen, fonbern dürfen even- 
tnel, foweit varüber Befhaffenhbeit und Zwed, daher aud die 
Wirkung ber Ausgabe entfhheidet, mittelft Anleihen gebedt werben. 

Diefe Auffaffung ift von der älteren mefentlich verſchieden, fie nähert fi 
der Diegel’fchen, fällt aber nicht mit ihr zufammen. Die frühere Theorie Tieß 
die Staatsſchulden nur als unvermeiblihen traurigen Nothbehelf zu. Für uns 
dagegen iſt es finanzwiſſenſchaftliches Poftulat und Grundſatz der Finanzpolitik, 
daß die Einnahmebefhaffung wegen ber angeveuteten Beſchaffenheit ber Staats- 
ausgaben grundfäglid eine doppelte fen fann, bie der orbentliden 
Einnahme, beſonders die Benukung der Steuerfraft, und die ver auferorbent- 
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lichen Einnahme, befonders die Anmwenbung des Staatefretitt. Diekel’s For: 
mel, wonach die Ausgaben zu dauernden Verwendungen in dem Staate durch 
Staatsanleihen anfgebradht werden müffen, ift zu abfolut gefaßt. Selbft in hoch⸗ 
entwidelten, fapitalreihen Volkswirthſchaften gilt viefe Behauptung nit ausnahme⸗ 
(08. Bielmehr hängt die Entſcheidung darüber, ob und wie weit wirflich die Be- 
nueung des Staatöfreitd zur Dedung von Stantsansgaben vienen fol, wohl 
von ter Betrachtung der Wirkungen ab, welche bie befonderen Arten von Ausgaben 
einer- und bie verfchlevenen Methoden der Beihaffung der Einnahmen, Steuern 
oder Anleihen, andererfeits auf die Bolkswirthichaft ausüben. Demnach muß bie 
Unterfuhung vorgeben. 

C. Die Frage ter Anwendbarkeit des Staatskredits wird hier zunächſt info- 
weit beantworiet, ald tie Antwort vom Zwed der Berwendung bes Anleihe- 
betrags abhängt. Um die Wirkungen der verfhiedenen Arten von Ausgaben auf 
die Bolfswirtbihaft von bem hier maßgebenden Gefihtsfuntt aus zu unterſuchen, 
muß man biefe Ausgaben zuvor, theilweife nad den Merkmalen vom umlaufenden 
und flebenden Kapital, Haffificiren. 

Das feftgeftellte Staatshaushalterforderniß zerfällt in tie eigentliche 
Staatsansgabe, die privatwirthſchaftliche Kapitalanlage und bie 
Staatsfhuldentilgung. Die erfte umfaßt alle Ausgaben, welche bei ber in 
der Finanzperiode herrſchenden Auffafiung der Staatszwede und bei dem gleich⸗ 
zeitig geltenden inneren und äußeren Syſteme der politiihen Verwaltung zur Ber- 
wirklichung jener Staatözwede erforverlih find. Die zweite begreift die Ausgaben, 
durch welche der Staat ein Unternehmen gründet ober verbefiert, das die alleinige 
Beftimmung bat, zur Dedung der Etaatsausgaben einen Reinertrag abzuwerfen. 
Die privatwirtbfchaftlice VBermögenslage des Staats wird hierdurch, wie umge⸗ 
tehrt durch die Verwendungen für Schuldentilgung, verbeflert. Die eigentliche 
Staatsausgabe theilt fi) wiederum in brei große Gruppen, das Normalerfor- 
derniß, die faatswirtbfhaftlide Kapitalanlage und die außer- 
ordentliche Ausgabe. Das erftere ſchließt alle Ausgaben in fi ein, welde 
fih durch den gegenwärtigen Bereid der Staatsthätigfeit und das in einer Finanz⸗ 
periode einmal beftehende Verwaltungsſyſtem, d. h. das Syſtem von Mitteln zur 
Erreichung der Staatszwede, jährlich in demſelben Betrage wieterfehrenn ergeben; 
e8 umfaßt daher von der neuen, feit der legten Finanzperiode binzugewachfenen 
Ausgabe ven bleibenden Theil. Die ftaatswirtbfchaftlihe Kapitalanlage (Kapi- 
talanfage in den Staat und feine Inftitutionen) begreift denjenigen einmaligen 
oder nur von Zeit zu Zeit vorkommenden Anfwand für die Staatseinrihtungen 
und Staatsanftalten, welcher in ven legteren bie Grundlage für eine bauernbe 
Nutzung, alfo ein ſtehendes Kapital wird. Die Kriterien find: der Wegfall der - 
betreffenden Ausgabe, alfo eine Ausgabeverminderung in ben folgenden Finanz ' 
perioben und bie Fortdauer der Fähigkeit zur Probuftion ber betreffenden, mei⸗ 
fiens immateriellen Güter durch die Geſammtwirthſchaft (Staatshaushalt) für vie 
Volkswirthſchaft. Diefe Anwendungen unter dem Titel ber ftaatswirthichaftlichen 
Kapitalanlage find mit der privatwirthſchaftlichen Kapitalanlage nicht zu verwech⸗ 
ſeln. Endlich faßt die außerorbentlihe Ausgabe viejenigen Ausgaben einer 
Sinanzperiode in fi, welde durch abnorme, vorübergehend fich der Berwirf- 
lihung der Staatszwede entgegenftellende Schwierigkeiten hervorgerufen werben. 
Das praftifch wichtigfte Beiſpiel ift der Kriegsaufwand. 

Das Normalerfordernig muß nun lets und volftändig durch orbentliche 
Einnahmen gebedt werben, bier ift die Benugung des Staatskredits abfolnt 
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verwerflich. Denn es wird bier nur umlaufennes Kapital und dieſes vollſtändig 
zugelegt. Alljährlich muß wieder verfelbe Betrag Güter, vorzugsweiſe Sachgüter 
dem" Staate zur Probuftion feiner, meiftens immateriellen Güter zur Verfügung 
ftehen, weil im Wefentlihen das gleiche Bedürfniß der Einzelwirtbichaften nad 
biefen von ber Geſammtwirthſchaft zu erzeugenden Gütern, Sorge für Rechtsſchutz, 
Beförderung der materiellen und geiftigen Interefien u. f. w. Jahr für Jahr wie- 
berfehrt. Der Staat konſumirt mithin im Produktionsproceß tie der Volfswirth- 
Schaft entzogenen Sachgüter und die Einzelwirthſchaften konſumiren die vom Staate 
probucirten immateriellen Güter in jeder Finanzperiode vollſtändig. Nur in 
längeren Zeiträumen Tann wohl das Bolt dauernd, zum Theil unter dem Einfluß 
ber langfam, aber Tontinuirlih von Jahr zu Iahr fortwirkenden Leiftungen bes 
Staats eine höhere Kulturfiufe erreihen und dann das Normalerforbeniß, 3.8. 
der Aufwand für präventiven und repreffiven Rechtsſchutz, fi vermindern. Die 
Ansgabefummen vieler Jahre hätten bier nachgewirkt. Dies ift aber fein Grund, 
von der obigen Forderung, daß das Normalerforbernig ganz durch orbentliche 
Einnahmen zu decken ift, etwas abzulaflen. Der Staatshaushalt, in welchem biefe 
Regel vernadhläffigt wird, leidet am chron iſchen Defict. Er geht mit Nothwen- 
bigleit dem Ruin entgegen, denn bie geliehenen Sachgüter werben bier ausjchlieh- 
lich zu folden immateriellen Gütern umgearbeitet, welche aljährlih fo gut wie 
vollſtändig verzehrt werben — von obigen möglichen, aber ungewiflen Ausnahme- 
fall in längeren Perioden abgeſehen. Die wachfende Zinfenlaft zieht hier bie 
Finanzen in den Abgrund. 

Gerade umgekehrt wie mit dem Normalerforbernig verhält es fi mit ber 
privatwirtbichaftlihen Kapitalanlage. Diefe fol nicht durch Gtenern, fonbern, 
wenn der Staat nit. etwa andere Kapitalien (3. B. Ablöfungsgelder, Kaufſum⸗ 
men für veräußerte Staatsgüter, allenfall® auch Neinerträge des Domaniums) 
dazu vertägbar bat, durch den Staatskredit beftritten werben. Hier wird, genau 
in derſelben Art und mit venfelben Folgen wie in der gewöhnliden Einzelwirth⸗ 
haft, umlaufendes Kapital in ſtehendes verwandelt, Kapital auf Domänen, Berg⸗ 
und Hüttenwerke, Yabrifen ausgelegt, um den Reinertrag diefer Unternehmungen 


zu fleigern. Steuern für biefen Zweck verwenden, heißt nichts Anderes, als 
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dem einzelmirtbichaftlichen Betriebe Sachgüter ober Probuftionsmittel entziehen, 


am im gefammtwirthfhaftlihen Betriebe ganz die nämliche Güterart, welde aber- 


mals nur erft Mittel zur Probuftion der vom Staate verlangten Güter if, ber- 
vorzubringen. Offenbar ift dies ein grundſätzlich falfches Verfahren. Die Konſe⸗ 
quenz diefer Auffaffung führt zu der auch aus anderen Gründen zu verlangenden 
Einftellung der privatwirthſchaftlichen Staatsthätigkeit hin. Aber auch zuvor muß 
man bie Steuern als durchaus ungeeignete Mittel zur Ermeiterung oder Grün⸗ 
bung privatwirthſchaftlicher Kapitalanlagen bezeihnen. Die hergefteuerten Güter 
werben den Einzelmirthichaften entzogen, um im Gefammtbetrieb (Staatshanshalt) 
folhe Güter zu probuciren, welche der Staat am Beſten oder allein für bie Volks⸗ 
wirthſchaft erzeugen kann („Staatsleiftungen”), nicht aber folde, welde der Ein⸗ 
zelwirthſchafter felbft, und meiftens befier wie ber Staat, berftellt. Wo es fih um 
große Summen, 3. B. Eifenbahnen, handelt, hat der Stant neuerdings au immer 
nad diefem Princip gehandelt. 

Zur ftaatswirthichaftlihen Kapitalanlage ftellen wir einmal Staatsanftalten, 
welche aus höheren Gründen zwar in den Händen des Staats ſich befinden, jedoch 
nicht zum wefentlichen Bereich des Staats gehören. Ste haben einen fisfalifchen 
Rebenzwed oder werben, wie man wohl fagt, nad dem Gebührenprincip verwaltet. 
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Dabin gehören Münz- und Poſtweſen, Telegraphie, Gtraßen- und Wafferbau. 
Die regelmäßigen Betriebsauslagen und bie Koften der Inftanbhaltung dieſer An⸗ 
falten gehören zum Normalerforvernig. Die neue Kapitalverwenbung auf biefe 
Unternehmungen dient als Grundlage einer dauernden Nutzung, theils zur dauern⸗ 
den Einnahmefteigerung, theils zur Probuftion von Leiſtungen, welche von der 
Bevölkerung in ben allgemeinen Steuern bezahlt wird. Die Kapitalanlage, z. B. 
im Straßenbau, wirkt bier wie jede Verwandlung von umlaufendem in ftehenbes 
Kapital in der Einzelwirthſchaft. Die Benutzung des Staatskredits iſt aud hier 
vollflommen am Platze. 

Sodann gehören zur ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlage bie nothwendigen, 
ein ſtehendes Kapital barftellenden Anftalten zur Durchführung weſentlicher Staats- 
zwede. Mit der Ausdehnung des Bereichs der Stantsthätigleit wachſen bie Aus- 
gaben unter diefem Titel. Diefe Ausdehnung erfolgt entweder ertenfio dadurch, 
daß neue Aufgaben und Zwecke in den Bereich des Staats gezogen, ober intenfio 
dadurch, daß bie alten Aufgaben beffer und gebiegener erfüllt werben. Beides Tiegt 
im Weſen des fortfchreitenden Volle. Die dauernd hinzuwachſende, jährlich wieder 
in bemfelben Betrage vorfommende Ausgabe gehört zum Normalerforberniß. Ienes 
größere Kapital, welches dagegen auf einmal in bie Staatsanftalten als Grund⸗ 
Inge der ertenfivo und intenfiv ermelterten Staatsthätigkeit geftedt werben muß, 
fällt in ben folgennen Perioden als Ausgabe fort, während es in feinen Wirkun⸗ 
gen ber Finanzwirthſchaft und durch fie der Volkswirthſchaft zu Gute Tommt. 
Man denke an große Reformen im Juſtiz- und Verwaltungsorganismus. Auch 
diefe Ansgabe kann durch Anleihen gebedt werben. 

In diefen Fällen der ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlage liegt eine Umwand- 
Iung von materiellem Kapital in das große Immaterialfapital, den Staat und 
feine Unftalten, vor. Jene oben ald außerordentliche bezeichneten Ausgaben, 
> B. den Kriegsaufwand, kann man von einem Geſichtspunkte and ebenfalls unter 
bie Kapitalanlage in den Staat reihen, fowelt durch biefe Ausgaben die Leiſtungen 
des Staats, z. B. für Rechtsſchutz nad Innen und Außen, im Werthe erhöht 
werben. Aber eben dieſes Letztere trifft in dem wichtigften Falle, bei ven Kriegs. 
toten, nicht immer zu. Die Rechteficherheit erhöht fi nicht nur nicht nothwendig 
proportional dem Kriegsaufwande, es iſt oft eher umgelehrt. Wan kann baher 
bier oft nur fehr geswungen von einem ftaatliden Immateriallapital ſprechen, das 
dar den Krieg geſchaffen werde. Wie immer, wenn e8 fich darum handelt, ob 
man gemilfe Arbeiten und Kapitalverwendungen probuftiv nennen barf, kommt es 
and hier auf die richtige Verhälmißmäßigkeit der einzelmirthichaftlihen und ber 
gefammtwirtäfchaftlihen Thätigleiten an. Der Krieg hat immer bie Tendenz, biefe 
Berhältnigmäßigleit zu flören. Die immaterielle Rechtsſchutzproduktion wird zu 
foftipielig und forbert zu große materielle Opfer, melde nidt aufhören, wirklich 
Opfer zu fein, weil der Krieg unvermeidlich if. Man Tann diefe Opfer den Ber- 
luſten durch Elementarſchäden vergleichen. Sie bilden in der That außerorbentliche, 
abnorme Ausgaben, teren Bebedung durch Anleihen fich aber gerade bei biefer 
Unfhauung nad) Analogie der Amortifation von Kapitalverluften rechtfertigen 
läßt. Diele innere Berfchlevenheit der außerorbentlihen Ausgabe von ver flaats- 
wirtbichaftlihen Kapitalanlage nöthigt auch dazu, die Benugung bes Staatskredits 
nit für beide Arten von Ausgaben glei; unbebingt zu empfehlen. 

Soweit der Zwed der Berwenbung des Anleihebetrags darüber entſcheidet, 
würde das Geſetz der Anwendbarkeit des Staatskredits demnach etwa folgender- 
magen lauten: alle Ausgaben zu dauernden Berwenbungen in ben Staat und 
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feine Anftalten, wodurch die Grundlage für eine dauernde Nutzung gefchaffen wird, 
welche fünftigen Yinanzperioden als Einnahmefteigerung (privatwirtbfchaftliche Kapi⸗ 
talanlage) oder als Koftenerfparniß für die Finanzen und Produktionsfähigkeit für 
die Volkswirthſchaft (ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlage) zu Gute kommt; ferner 
alle außerortentlihen Ausgaben, welde in einzelnen Finanzpericden zur Beſeiti⸗ 
gung außergewöhnlicher Hinderniffe bei der Ausübung der Stantsthätigfeit noth- 
wenbig werben, aber ihrer Natur nad) nicht regelmäßig wieberfehren, dürfen durch 
Benugung des Staatskredits gededt werben. Daraus ergiebt fi die Obergrenze 
für die Anwendung bes Staatöfrebits einem beflimmten Finanzerforderniſſe 
gegenüber. 

D. Bon dem Bergleib der Wirkungen, welche die Anleihen einer= und bie 
Steuern anbererjeitd als Kapttalentziehungen auf die Volkswirthſchaft ausüben, 
hängt e8 nun nach dem Obigen ab, ob und wiewelt Jer Staatöfrevit innerhalb 
jenee Grenze auch wirklich in Anſpruch genommen werben foll und fann. Hier 
find drei Säle getrennt zu betrachten. Die Anleihe fließt nämlich entwerer 1) auß 
wirklich disponiblen Kapitalien der heimſiſchen Bollswirthichaft, oder 2) 
aus Kapitalien fremder Volkswirthſchaften (Verſchuldung an das Ausland), oder 
3) aus heimiſchen Kapitalien, welche erft durch bie Anleihe anberweitigen pro- 
butiven Verwendungen entzogen werben. In den beiden erften Fällen verdient 
vie Anleihe, im legten alle die Steuer den Vorzug. 

Zu Ziff. 1. Dispontbel in dieſem Sinne find diejenigen Kapitalien, 
welche thatfächlih zur Produktion gerade nicht verwendet werben, weshalb fie in 
den Anleihen eine erwünjchte Anlagegelegenbeit finten. Erhält der Staat für feine 
Anleihen wirklich folde Kapitalien, fo ift vie Anleihe unbedingt der Mebrbeftene- 

‚rung vorzuziehen. Denn eine für bie arbeitenden Klaſſen nachtheilige Verminderung 

v bes umlaufenden, als Tohnfonds dienenden Kapitals und eine fchäpliche Steigerung 
bes Zindfußes findet bier nicht flatt. Namentlich in zwei Fällen kann der Staat 
in der entwidelten Bollswirthihaft auf folhe disponible Kapitalien rechnen, ein- 
mal im Falle der Kriegsanleihe und fodann in einem gewifien Stadium der fpe- 
fulativen Entwidlung auf ten Geldmärften. Der Krieg ſäet Mißtrauen ans und 
verbreitet Verkehrsftodung. Biele Kapitalien werden dadurch bisponibel. Der Staat 
fann fie billig leihen, während die erhöhete VBeflenerung gerade megen der Ein- 
Ihränfung der Produktion größere Laften verurſacht. Außerordentliche Ausgaben, 
Kriegefoften u. f. w. werben daher bier fehr paflend durch Anleihen beftritten. In 
den großen Spefulationsperioven ferner tritt regelmäßig ein Moment ein, in wel⸗ 
hem die fpekulative Tendenz in Ueberfpekulation übergeht und viel überfchüffiges 
Kapital in fremde Volkswirthſchaften abftrömt. Hier kann eine Anleihe einen Theil 
biefer Rapitalien an fi) heran ziehen und ven Geldmarkt wohlthätig erleichtern. 
Kapitalvergendungen und Krebitlrifen werden vermieden. 

Aber — folde disponible Kapitalien in ber erforderliden Größe giebt es 
weder in allen Vollswirtbfchaften, noch find fle dort, mo man fie oftmals findet, 
in jedem einzelnen Zeitpunfte vorhanden. Nur in bodentwidelten, Tapitalreichen 
Boltswirtbichaften, wie in England, Holland, theilmeife in Frankreich und Deutſch⸗ 
land, fprigt die Vermuthung in ber Regel für das Borhandenfein hinreichender 
Maſſen disponibler Rapitalien zu Anleihezwecken und daher für vie Bevorzugung 
der Anleihe vor der Steuer. In fapitalarmen, minter ntwidelten Volkswirthſchaf⸗ 
ten liegt bie Sache anders, zum Theil gerade umgekehrt. Hier ziehen die Anleihen 
das Kapital doch erft aus anteren Verwentungen heraus. In der entmidelten 
Volkswirthſchaft macht der Krieg allervings ſehr viel Kapital bisponibel, denn im 
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ihrem Weſen Tiegt das Vorhandenſein von großen Maffenprobuftionszweigen, Er⸗ 
portinduſtrieen, Welthandelsgeſchäften. Hier iſt man auf einen fernen, unſichern 
Abſatz angemwiefen, welcher unter dem Kriege beſonders leidet. In der minder ent- 
widelten Volkswirthſchaft wirb auch gewöhnlich nur das Nöthigfte für den nächſten 
Bedarf erzeugt und in diefem Umfang gebt die Probuftion aud in ungänftigen 
Zeiten weiter. Aber auch in reihen Vollswirthſchaften kommt der Zeitpunkt der 
Anleihe und vie Rage des Geldmarkts in Betracht. Im Beginn von Speknlations⸗ 
zeiten wird der Staat ziemlich fiher disponibles Kapital finden, 3. V. Frankreich 
i. 3. 1854 nad dem Staatöftreih. Mitten in Spetnlationszeiten, wenn ber 
Geldmarkt bereits für zahlreiche große Unternehmungen engagirt ift, wenn ſchon 
eine maflenhafte Umwandlung von umlaufendem in ftehendes Kapital (Eifenbahnen) 
erfolgt, viel Kapital in anslänpifchen Anftalten fledt, tann eine neue Staatsan⸗ 
leihe Dagegen den Geldmarkt ſehr empfindlich berühren und möglicher Weile nur 
ans anderen Anlagen Kapital heranziehen, z. B. in Frankreich und anderen Staa⸗ 
ten während und nad dem Krimmkriege. Dann entfleht in Folge ber Anleihe 
eine Einfhränfung der Produktion und, wie in der armen Volkswirthſchaft, Liegt 
der dritte der obigen Fälle vor. 

Zu Ziff. 2. Die aus Kapttalien der Fremde gemachte Anleihe verbient 
ans vollswirthfhaftligen Rückfichten, wo ber Zwed der Staatsausgabe die 
Anleihe überhaupt geftattet, immer den Vorzug vor ber Steuer. Bolitifche 
Erwägungen mögen mitunter dagegen fpredden. Gewiffe voltswirtbfchaftliche Nach⸗ 
theile folcher Anleihen find allerdings nicht zu läugnen, fle liegen in Gefahren 
für das Geldweſen des Landes (Einlösbarkeit der Valuta) und lafſen ſich nicht 
vollſtändig befeitigen, aber fie treten doch gegen die Bortheile auswärtiger Anleihen 
in den Hintergrund. j ' 

Diefe Anffaffung findet viele Ungläubige, gleihmwohl tft ihre Nichtigfeit nicht 
ſchwer zu beweiſen. Verſchiedene wirthihaftliche und politifche Vorurtheile, merkan⸗ 
tiliſtiſche, ſchutzzöllneriſche Irrthümer über Geld und Geldweſen, Handelspolitik 
n. ſ. w. werben dagegen angeführt. Staaten, welche auf eine Betheiligung des 
Auslands an ihren Anleihen rechnen konnten, ſind im Schuldenmachen gewiß oft 
zu weit zegangen, weil fie bie durch den Zweck der Anleihe beſtimmte Grenze des 
Anleiheweſens nicht immer innegehalten haben. Aber dennoch verieth fi in ihrer 
Finanzpolitik ein gewiſſer richtiger Inſtinkt. Länder in der Lage von Oeſterreich, 
Rußland, Italien. Nordamerika verdanken dem Syſtem der Staatsfhulden mehr, 
ale das Vorurtheil gewöhnlich zugeben will. Die große kulturgeſchichtliche Miſſion 
bes Affentlihen Kredits zeigt ſich gerade mit am Meiften in der Verſchuldung 
weniger entwidelter ärmerer Staaten an das reichere Ausland. ’ 

Hter iſt nit blos von formell ansmwärtigen Anleihen vie Rebe, welde 
eine Regierung an einer fremden VBörfe, oft mit fontraftlider Zahlbarkeit ver 
Zinfen und des Kapitals an dem fremben Plage, negociirt. Diefe Anlehen pfle- 
gen in gewiſſen Formpunkten nad dem Geſchmacke des Auslands eingerichtet zu 
fein und fine dann oft ganz ober gröftentheils im Auslande placirt. Über auch 
gewöhnliche im Inlande abgeſchloſſene Anleihen geben oftmals in ben Beſitz aus⸗ 
wärtiger Kapitaliften über. Um reell auswärtige Anleihen, wo das Ausland Glän⸗ 
biger des heimiſchen Staats iſt, handelt es fih alfo hier. Bei ver heutigen Toe- 
mopolitiſchen Richtung des Kapitalienverfehrs hängt es offenbar gar nit vom 
Belieben des Staats ab, ob feine Schulden reell auswärtige fein follen ober nicht, 
ver Staat müßte tenn, den Rechtsbegriffen des Zeitalter, dem geltenden Bölfer- 
recht und ben einfachſten Wirtbfchaftsregeln zumiber, pofitio den Erwerb feiner 
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Obligationen durch auswärtige Kapitaliften verbieten, die Coupons nicht bezahlen 
zder in Kriegszeiten eine Repudiation feiner Schulden gegen das Ausland befürd- 
ten laſſen. Souft hängt es nur vom Stande bed Kurfes, des Zinfes und der 
Affelurangprämie Im Inlande und in den heimifchen Staatspapieren ſpeciell im 
Vergleich mit der fremde ab, ob und wie viel inländiſche Obligationen in ven 
Befig des Auslandes übergehen. Die Verſchuldung an das Ausland entfteht Durch 
ven höheren inlänbifchen Zinsfuß. Im Princip iſt e8 für unfere Frage eimerlel, 
ob neue Anleihen zur Dedung neuer Ausgaben vom auswärtigen Kapital über⸗ 
nommen werben oder ob vorhandene Obligationen durch Anlauf erft fpäter an 
auswärtige Kapitaliften fommen. 

Welches nun auch ber Zwed ber Anleihe ſei over gewejen ſei, immer, felbft 
im benlbar ungünftigften Galle, fchließt die auswärtige Anleihe große Vortheile 
für die heimiſche Volkswirthſchaft in fih, ſowohl im Bergleich mit der (reell) in- 
ländifhen Anleihe, als auch, falls ver Zwed die Anleihe überhaupt veditfertigt, 
im Bergleih mit der Steuer. Die Benugung des gelichenen fremden Kapitals 
macht es möglich, -omweit dies vom Vorhandenſein von Kapital abhängt, bie Pro- 
duktion ganz -im bisherigen Umfange zu betreiben. Bon irgend einer Verkürzung 
der Urbeiter durch Verminderung des allgemeinen Lohnfonds kann alfo hier nie 
mals bie Rede fein. Angenommen, das Anleihelapital fei wie 3. B. in einem 
thörichten Kriege vergenbet, fo bat doch die heimiſche Volkswirthſchaft ihr eigenes 
Kapital eripart und bleibt infofern gleich produktiens⸗ und flenerfählg. Oder aber 
das Anleihelapital wird unmittelbar in ber produltioften Weiſe, 3. B. in privat- 
wirthſchaftlichen Kapitalanlagen, wie Eifenbahnen, verwendet, fo kann doch in Yolge 
ber fremden Bethelligung gleichzeitig viefe Probuftion und in bemfelben Umfange 
wie bisher die Produktion der Einzelwirtbfchaften vor fih gehen. Die Verſchul⸗ 
bung an das Ausland verbütet alfo den Rüdgang und befördert ben Fortſchritt 
der heimiſchen Volkswirthſchaft. Voransgefept, die Staatsaudgaben werben nun 
einmal gemacht und bürfen nad ben früheren Grundſätzen überhaupt mit Anleihen 
beftritten werben, unter allen Umfländen iſt es dann befler, wenn das Ausland, 
als wenn das Inland das Kapital hergiebt. Daher der wirthſchaftliche Nuten 
von Subfldien, Kontributionen, auswärtigen Krebiten. Die Vermehrung bes in- 
läurifhen durch den Hinzutritt fremben Kapitals hat immer die Tendenz, birelt 
oder inpidet die Probuftion zu fördern, ven Arbeitern zu Gute zu kommen, den 
Kapitalgewinn und Leihzins zu ermäßigen, dem Inlande die Erreihung größerer 
Wohlhabenheit, einer höheren Wirihſchafts⸗ und Kulturftufe zw erleichtern und fie 
zu beichleunigen, dem ärmeren Lande bie Ausführung großer Arbeiten und Unter⸗ 
nehmungen jelbft gleichzeitig neben einem ſtarken unprobuftiven Staatsaufwande 
zu ermögliden, kurz die Differenzen in Wohlftand und Kulturentwidlung unter 
ben einzelnen Ländern rafcher anszugleihen und das Abendland, ja das ganze 
Menſchengeſchlecht allmälig auf eine höhere Stufe ver Eivilifation emporzubeben. 

Es Tann bier nit im Einzelnen ver volkawirthſchaftliche Entwidlungsproceß 
geſchildert werben, durch welchen die Benutung fremden Kapitals für die Staats- 
zwede immer mehr zum Aufſchwung ber heimiſchen Volkswirthſchaft beiträgt. 
Staatspapiere bilden gegenwärtig ein bevorzugtes Mittel des internationalen Ka- 
pitalverfehrs. Auch in dem ungünftigften Ball, welchem ſich bie Wirklichkeit immer 
unr entfernt nähert (Defterreih, Rußland, Nordamerika), angenommen nämlid, 
das Kapital fremder Volkswirthſchaften komme dem Inlande nur auf dem Wege 
der Staatöfhulden zu Gute, fo entwidelt ſich bier doch eine Tendenz der Aus⸗ 
gleihung nicht nur der Zinsfüße der heimifhen und fremden Staatöpapiere, 
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fondern der allgemein landesüblichen Kapitalgewinne und Zinsfüße. Letzteres fest 
voraus, daß das ärmere ſchuldende Land ſich allmälig, weſentlich mit Hilfe des 
entlehnten fremden Kapitals, auf die Wirthichaftsftufe des anderen, reicheren Lan⸗ 
des erhebt. 

Stehen mithin für vie früher angegebenen Zwecke auswärtige Anleihen in 
Ausſicht, fo verbient die Benutzung des Staatskredits den Vorzug vor der Be⸗ 
ſtenerung. Die fremden Kapitalien find wie bisponible Kapitalien der Heimath. + 
Der Staat als folder hat auch den financiellen Bortheil, in Folge der Mithe- 
tbeiligung des fremden Kapitals einen niedrigeren Zins wie fonft zu bezahlen. 
Länder wie Oefterreich feit dem I. 1848 verdanken es vorzüglich der verrufenen 
Berſchuldung an das Ausland mit, wenn fie neben den ftärkften, materielle Ka⸗ 
pital zerflörenden und zum Theil rein unprobuftiven Ausgaben für Krieg, Militär, 
Unruben, Reorganifationen aller Art, doch noch in der Erfüllung der großen 
ſtaatlichen Aufgaben und in der vollöwirtbichaftlihen Entwidlung mit fremben 
Ländern einigermaßen Schritt halten können. Daher die außerordentliche Unklug⸗ 
beit, durch Maßregeln, welche die Rechte und Interefien der fremden Gläubiger 
befhädigen (Auszahlung ver in Münze ftipulirten Zinfen in entwerthetem Papier 
gelde, Couponſteuer, Couponſtempel) den auswärtigen Krebit zu vermindern. 

Die großen Nachtheile der Verſchuldung an das Ausland follen in ver jähr⸗ 
lichen Hinauszahlung großer Zinsbeträge und in der über kurz ober lang erfol⸗ 
genden Rüdzahlung des Schuldkapitals an das Ausland, genauer gejagt in dem 
Rückkauf der Anleihe von den fremden Kapitaliften durch das heimiſche Kapital 
itegen. Jene Hinauszahlung gilt als reiner Verluſt, als unleidlicher Tribut an 
das Ausland, zumal wenn, wie fo oft, die Staatsſchuld für Kriege und manche 
Zwede zweifelhaften Werths aufgenommen worden iſt. Der Rückkauf des ganzen 
Schuldkapitals foll vollends oft ven größten Verluft für das Inland bringen, weil 
eine billig erworbene Schuld theuer zurüdgelauft werben müſſe. 

Diefe Nachtheile find in Wirklichkeit gar nicht vorhanden. Die Thatfachen 
werben bier ganz wirr burcheinandergemengt. Wenn die Volkswirthſchaft und der 
Staatshaushalt unter dem Staatsfchuldenweien Ieiden, fo ift daran die Thatfadhe 
der Berſchuldung an das Ausland unſchuldig. Das Uebel Liegt in früheren unpro- 
dultiven Ausgaben, in dem Umſtande, daß Ausgaben mit Schuiven befiritten 
worden find, welche nad den frühern Unterfuchungen durch Steuern hätten gebedt 
werben follen, oder in ber voraudgegangenen, immerhin oft traurigen Nothwendig⸗ 
feit großer außerorbentliher Ausgaben, namentlich für Kriegszwede. Dafür müſſen 
jegt vrüdende Steuern zur Verzinfung gezahlt werden. Daß die Zinfen in das 
Ausland geben, ift freilich für die Volkswirthſchaft fchlimmer als wenn fie im In- 
lande blieben. Aber pie Volkswirthſchaft iſt trogben jest beiler varan, als wenn 
feiner Zeit eine Anleihe aus heimiſchem Kapital gemacht worden wäre, Denn im 
(egteren Yale würde die Produktion ſtärker eingefhränft worden fein, man hätte 
die Güter, welche jegt als Zinfen in das Ausland geben, unb außerdem noch 
einen Güterbetrag darüber hinaus gar nicht probuciren fünnen. Das Inland hätte 
aljo mehr als dieſe Zinfen eingebüßt, trog deren Hinauszahlung es, ſei das An⸗ 
leihelapital gut oder fchlecht verwendet, befier oder nicht fo ſchlecht als fonft daran 
fl. Der Nachtheil liegt immer in der ungünftigen Vefchaffenheit der Ausgabe und 
je nachdem in der ſchlechten Politil, welche dieſe Ausgabe verſchuldet hat. 

Auch der Rückkauf der vom Ausland erworbenen Staatsſchuldſcheine fordert 
nicht die Opfer, welche fonft eine Anleihe aus nicht disponiblem heimiſchem Ka- 
pital gefoftet hätte. Wenn eine im Ganzen billig verlaufte Schuld theuer zurüd- 
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ekauft werden muß, fo liegt der Grund davon großentheils in einer fehlerhaften 
Form ber Staatsſchuld, nämlih in dem falfhen Syſteme, Schulden zu einem 
nietrigen Nominalzinsfuß, alfo eventuell, wenn der reelle Zinsfuß, wie im Kriege 
regelmäßig, body ift, bedeutend unter Pari zu kontrahiren. Das Ausland Tauft 
folhe Papiere in kritiſcher Zeit billig; fpäter, wenn die Umftände den Rüderwerb 
der Papiere durch die heimiſche Volkswirthſchaft bedingen, fteigen die Kurfe, aber 
nit fo hoch, daß eine Zinsreduktion zuläffig würde. Die Wahl einer anderen 
Form der Obligationen Tann dieſen oft beklagten Uebelſtand wirffam befeitigen. 
Der Nüdlauf der Staatsſchuld ift im Mebrigen viel weniger drückend, als die ur- 
ſprüngliche Gewährung der Anleihe aus heimiſchem Kapital oder die Befteuerung 
geweien wäre, weil die Volkéwirthſchaft mittlerweile viel weiter entwidelt worden 
ift. Jahre lang, bis die Zinsfüfle ſich einigermaßen ausgeglichen haben, geht immer 
nur ein Theil der Zinfen wirklich in das Ausland, der zur Konfumtion beftimmte; 
ein großer Theil wird nur zu abermaliger Anlage in ven Staatspapieren benutzt. 
Der Wirkung nad wird daher die im der betreffenden Staatsausgabe liegende 
Ropitalentziehung lange Zeit hindurch nur wenig gefpürt. Sobald die Zinsfüße 
ziemlich gleihftehen, hört pagegen ber fernere Erwerb von Obligationen Seitens 
bes Auslands auf. Nun gehen die Zinjen wirklich hinaus und bald beginnt außer» 
dem, wenn bei der vorausgefegten Kapitalvermehrung, dem Sinken des Zinsfußes 
u. |. w. das beimifhe Kapital fid) wieder den den anderen Ermerbözweigen gegen- 
über vernadhläffigten eigenen Staatspapieren zuwenbet, der Rüdfauf der Oblige- 
tionen aus ber Fremde. Hier erfolgt alfo nur eine Kapitalrädwanderung. Darin 
tritt dann erft der lange kaum bemerkliche Nachtheil der einfligen großen Staats⸗ 
ausgabe, nicht der Verſchuldung an das Ausland, hervor. Aber man Tann dann 
faum mehr von einem Nachtheil fprehen: die in ſchlimmer Zeit aufgenommene 
Schuld wird dem Auslande in günftiger Zeit zurückbezahlt, ohne Schwierigkeiten, 
denn ſonſt gefchähe es gar nicht oder noch nicht, und mit Hilfe des wirthichafte 
em. Mamange, welcher gerabe auf die Darlehen des Auslands zurüdzufäh- 
ren Äft. 

Die politifchen Nachtheile liegen in einer gewiffen Abhängigkeit vom Aus- 
lande, alfo auch von fremden und feindlichen Regierungen. Aber abgejehen davon, 
daß es wegen der Abhängigkeit des Staatspapierderkehrs von den Binsverhättnif- 
fen der einzelnen Länder gar nicht in der Macht eines Staates Itegt, fi vom 
auswärtigen Kapital zu emancipiren, fo gewinnt auch der fhuldende Staat unmit- 
telbar auf politiſchem Gebiete, weil der andere Staat berüdfihtigen muß, daß 
viele feiner Angehörigen Kapital in den Obligationen bes erfteren angelegt haben. 
Der vollswirthfchaftliche Vortheil aber, welcher der auswärtigen Anleihe inhärent 
ift, kommt offenbar auf die Ränge dem heimiſchen Staate auch in politiſcher Hin- 
fiht fehr zu Gute. 

Die volkswirthſchaftlichen Nachtheile der Verſchuldung an das Ausland wie- 
gen, unferes Erachtens, die Vortheile nicht auf. Eine freie Abwägung fteht jedoch 
dem Staate ans dem angeführten Grunde, weil er nicht beliebig beftimmen Tann, 
od feine Schuldſcheine fih im Inlande oder im Auslande befinden follen, wieder⸗ 
um nit zu. Die Nachtheile Liegen in einem plöglichen flarfen Steigen der im 
Zins der Obligationen enthaltenen Affeluranzprämie. Da viefer Zins ftabil iſt, fo 
bat der Kurs die Tendenz zu fallen, es erfolgt der Unfiherheit des Papieres 
wegen ein ſtarkes Angebot gegenüber einer zurückweichenden Nachfrage, namentlic 
ſucht das Ausland, plötzlich mißtrauifch geworden, einen Theil der Papiere zu 
tealifiren und das Kapital wieder an ſich zu-ziehen. Hält die heimiſche Vörfe 
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einigermaßen Stand, fo bleiben auf ihr, wenn auch zu billigen Kurſen erworben, 
die Papiere laften, ein großer Betrag Kapitals iſt fofort von des heimifhen in 
die fremde Vollswirthſchaft zu Übertragen. Mitten in ven politifchen Krifen, wo 
ſolche Erſcheinungen zumeift vorzulommen pflegen, beanſprucht der Staat ohnedem 
ſelbſt große neue Kupitalien. Die wirthſchaftlichen Berhältniffe, ver Waarenhandel 
laſſen fi nicht fofert auf einmal derartig einrichten, daß das erforterliche Kapital 
in der Geftalt von -Waaren an das Ausland abbezahlt werden fann. Es muß 
daher größtentheils zunähft in Geldform (Münze, Barrenmetall! in's Ausland 
gehen. Da treten dann alle die befannten Schwierigkeiten und wirthſchaftlichen 
Störungen des Geld- und Krebitwefens, des Handels, weiterhin der ganzen Pro- 
duftion ein, welche eine plöglihe ſtarke Baargeldausfuhr in unferen modernen 
Geld- und Krebitwirthichaften herporzurufen pflegt. Der Fall ift ähnlich, wie in 
großen Getreiveimportländern, welche nad einer Mißernte eine ftarfe Korneinfuhr 
theuer zu bezahlen haben (England). Präventive Mittel zur Verhütung folder 
Krifen im Staatsfhuldenweien find eine korrekte und vorſichtige Politit des ſchul⸗ 
denden Staats, durch welche große plögliche Kriege und Unruhen im Inneren 
möglichft vermieden werben. Die Wichtigkeit einer guten Politik für vie Finanzen 
zeigt fi bier in einem beſonders hervorragenden Beifpiel. Daneben trägt bie 
VBerſchuldung an das Ausland au hier das wirffamfte Korreftiv in ſich, weil fie 
dem Inlande die Erreihung einer gleih hohen Wirthichaftsftufe ermöglicht. “Die 
repreffiven Mittel find die nämlichen, wie bei jever momentan ſtark pajfiven Zah⸗ 
lungsbilanz: richtige Discontopolitif der Banken, rechtzeitige und genügende Er» 
höhnng des Zinsfußes, Beſchränkung der Borfchäfle, wodurch auf die Wechſelkurſe 
gewirkt, der Kurs ver Fonds und der Preis der Waaren gebrüdt, die Rückſtrömung 
der Papiere und der Abflug des Metalls gehemmt wird. Hier liegen aber offen- 
bar bei unrichtiger Leitung der Banken große Gefahren für das Geldweſen vor, 
welche leicht zur Einftellung ter Baarzahlungen ver Banken und zum uneinlös- 
baren Papiergelde führen können. Oeſterreich und Norbamerifa Können als Beleg 
dienen. Über die Schwierigkeiten find zum Theil durch den energifhen Willen der 
Durchführung einer richtigen Krebitpolitit zu überwinden, 
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entzogenen heimiſchen Kapitalien gemacht wird, verbient feine Bevorzugung vor 
ver höheren Befteuerung. Die Vermuthung ſpricht dafür, taß.die volkswirthſchaft⸗ 
lie Einwirkung felbft der übermäßigen Befteuerung nod minder ungünftig wie 
diejenige der Anleihe ift, Beſteuerung und Unleihe bier nur infofern, als fie dem 
einzelwirthſchaftlichen Betriebe Kapitalien entziehen, betrachtet. In minder entwidel- 
ten, kapitalärmern Volkswirthſchaften, wo ed wenig ober gar keine bisponiblen 
Kapitalien giebt, ift daher die Anleihe nur in vem Falle, in welchem auf eine 
ſtarke Betheiligung auswärtigen Kapitals zu rechnen ift — ein allerdings bäufi- 
ger, aber doch nicht ſtets vorkommender Kal — rathſam. 

Das Kriterium dafür, ob eine Anleihe in biefe britte Kategorie gehöre, Äft 
eine Steigerung des Zinsfußes, welchen der Staat gewähren muß, um Anleihen 
zu erhalten, und das weitere Steigen des allgemeinen Zinsfußes in Folge biefer 
Kapitalverwenbungen des Staats. Namentlih in dem praktiſch wichtigſten alle, 
wenn anßerortentlihe Ausgaben, beſonders Kriegskoſten, zu beftreiten find, alfo 
felsft wenn unverhältnigmägig große materielle Kapitallen in ein Immateriallapital 
verwandelt werten, nimmt man bei etwas umfangreicherer und andauernberer Be⸗ 
uugung des Staatskredits (England in den franzöflihen Kriegen, Oeſterreich feit 
1848, Itallen feit 1859, Frankreich in ven legten Jahren) wohl ein ſolches Stei- 
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en des Zinsfußes wahr. Dieſes Steigen kann ein reelles fein und nur biefes 

mmt in lester Linie bier in Betracht, nicht das Höhergehen ver bloßen Aſſe⸗ 
kuranzpraͤmie im Zinsfuß des Staats. Eine Anleihe aus visponiblen heimiſchen 
oder aus auswärtigen Kapitalten kann dieſe Folgen nicht haben. 

Diefe Folgen felbft find aber nachtheilig, fie deuten auf eine Einfchränfung 
der Produktion in den Einzelwirthſchaften und auf eine ſchließlich den Arbeitern 
zur Laft fallende Berminderung des umlaufenden Kapitals. Mill und Andere 
haben dieſe dritte Art der Anleihen ausfchlieglih oder doch vornehmlih im Auge 
und fonnten dann ohne Schwierigfeit nachwelfen, daß die Anleihe bier wirthſchaft⸗ 
lich nachtheilig ſei und vor Wllem das Interefie der arbeitenden Klaſſen beſchädige. 
Die Argumentation {ft im Wefentlihen richtig, der Fehler legt nur in dem Glau- 
ben, daß fie für alle Arten Anleihen pafle. Auch bier kann man die Frage nicht 
Immer abftraft fielen und beantworten, ob die Anleihe gut oder nicht gut fet. 
13 muß man gleichzeitig immer ven Zwed ber mit der Anleihe zu beftrei- 
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tenden Staatsausgabe berüdfichtigen und alsdann von der Annahme ausgehen, 
daß die Ausgabe wohl oder übel nun einmal gemacht werde und es fih nur um- 
die Anleihe oder die VBeftenerung handle. 

Der früher ziemlich allgemeine Nechtfertigungsgrund ber Anleihe war eigen- 
thümlich genug ganz falfh. Dan fagte nämlich, bei der Anleihe werde das Opfer 
und der Kapitalaufwand nicht ganz von der gegenwärtigen Generation, wie bei 
der Steuer, getragen, fonvdern mit auf die künftigen Generationen gewälzt. Die 
fräher entwidelten Gedanken Über die Bedeutung des Zweckes der Ausgaben für 
diefe Frage zum Theil gutheißend, hat man dann wohl gerade bie Ausgaben im 
Kriege als eine mit Fug und Recht durch Anleihen zu beftreitende bezeichnet, weil 
e8 nicht mehr als billig fei, daß die kommenden Gefchlehter, wie fie von dem 
Augen profititen, fo au von dem Uebel des Kriegs ihren Antheil trügen. Das 
Letztere thun fie aber auf alle Fälle ſchon durch die Zinfenlaft, welche fie fort- 
während zu bezahlen haben. Aber vie Borausfegung ift falſch: bie Gütermafien, 
weldhe dem Staate auf dem Wege der Anleihe und der Beſteuerung zulommen, 
werben beide Male ftets aus dem jegigen Einlommen und jegigen Befig des 
Volks genommen. Sind die Anleihelapitalien nicht wirklich disponibel geweſen, fo 
muß nothwendig bie Anleihe die Produktivfonds der Einzelwirthſchaften oder deren 


Konfumtionsfähigkeit vermindern. Soweit daher bei ver Anleihe von Opfern die . _ 


Rede iſt — gerade in dieſem britten Falle — bringt die jegige Generation in 
dem Zeitpunfte, in welchem bie Anleihe erfolgt und ihr Betrag vom Staate ver⸗ 
zehrt wird, im Ganzen diefelben Opfer, ale wenn die gleihe Summe ale Stener 
erhoben wird. 

Man braucht die hier beſprochene Anleihe ſelbſt nur mit ber ungänftigften 
Steuer, der übermäßigen, zu vergleihen, um ſich zu überzeugen, daß biefe 
Unteihe im Princip ganz die nämlihen volfswictbihaftlihen Wirkungen, wie diefe 
Steuer äußert. Diefe Anleihe entzieht der probultiven Verwendung durch bie 
Einzelwirthfchaften direkt oder indirekt einen Theil des umlaufenden Kapitals und 
bewirkt auch vielleicht eine Einſchränkung des betreffenden Normallonfums ver 
einzelnen Konfumentenkreife, indem zum Zwed der Anleihe etwas an viefem Konfum 
geipart wird. Ganz dasfelbe thut die übermäßige Steuer. Allerdings wirb auf ber 
anderen Seite durch die Berausgabung des Staats wieder ein Theil der Kapi- 
talien mehr eder weniger probuftio verwendet und es fließt daraus ein Einkommen, 
jo daß ſich bis zu einem gewiffen Punkte — bei ver Kriegsausgabe allernings nur 
im erſten Stadium der Verwendung der dem Stante zur Verfügung flehenven 
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Güter — die volkswirthſchaftlichen Wirkungen der Kapitalentziehung und ver Ver: 
ansgabung kompenfiren. Das ift aber wiederum bei der Steuer gerade fo wie bei 
der Anleihe der Fall, bevingt alfo feinen Vorzug der einen Geldbeſchaffung vor 
der anderen und kann bei der Rechnung mithin außer Anfaß bleiben. 

Soweit die Anleihe und die übermäßige Steuer das in den Händen der 
Unternehmer befindlihe umlaufenpde Kapital angreifen, haben beive die Tendenz, 
vorzugsmweife die aus dieſem Kapital befyäftigten Arbeiter zu ſchädigen, denn bei 
gleihbleibender Arbeiterzahl muß dann der Lohn finfen. Die englifcyen Nationale 
ötonomen haben diefe Wirkung ver Anleihe ganz richtig entwidelt. Über bei ihrer 
begrifflich fcharfen, mathematifchen Deduktion formulirten fie, wie ihr großes Haupt, 
David Ricardo, das Problem oft zu abftraft und verfuhren in den konkreten 
Berhältnijfen des Lebens auch hier, wie in fo mandyer anteren Frage, zu wenig 
kaſniſtiſch. Dagegen ift bier wie In der Bevölferungs- und Örundrententheorie, 
ver Geld⸗ und Papiergelviehre (Quantitätstheorie) u. |. w. eine Reaktion, befonvers 
unter den Tontinentalen, namentlich den jüngeren veutihen Nationalökonomen er- 
folgt. Aber der wiffenjhaftliche Kern der früheren Säge muß doch beftehen bleiben, 
Man hat nur die Bedingungen des Yalls genauer zu formuliren und darf, was 
fo oft gefchieht, nicht vergeflen, daß gerade die Ricardo'ſche Schule dem Sinne 
nah von einer Tendenz der Entwidlung unter den und den Borausjegungen 
fpricht, wo ihre Worte oft auf vie Annahme einer nothwendigen Entwicklung 
unter allen Umflänven ſchließen laſſen. Die Bejchäftigung von Arbeitskräften durch 
ven Staat, gerade im Kriege ein jehr praktiſcher Fall, bewirkt, daß die Arbeiter 
weniger leiden, ald man jonft vorausfegen würde. Die theilweife Mitbenugung 
disponihler und auswärtiger Kapitalien verhütet weiter das Eintreten der abge- 
weiteren Folgen bis zu einem gewiffen Grade. Aber offenbar find dies feine Aus⸗ 
nahmen von dem obigen Sage, fontern legterer gilt eben nur unter Ausſchluß der⸗ 
jenigen altoren, weiche ihrerfeits eine andere Folge ebenfo nothwendig hervorrufen. 

Nur der Zwed der Staatsausgaben kann in biefem Yale mithin vie Anleihe 
oder die übermäßige Befteuerung rechtfertigen. Es fragt fih dann nur, ob nicht 
wenigftens die Anleihe dem Grade nad minder ungänftig, wie die übermäßige 
Steuer wirkt. Ift auch dies nicht der Fall, dann muß in der That die Befteuerung, 
vollends die gewöhnlich mäßige Steuer, die ſer Anleihe immer vorgezogen werden. 

Unferes Erachtens ift es wirklich nicht ter Gall. Die Anleihe hat die Tendenz, 
flärfer wie die Steuer, auf das umlaufende Kapital zu fallen, alfo nit durch 
Verminderung des Normallonfums aufgebracht zu werden. Die wohlhabenden 
Klafſſen haben kein fo ftarfes Motiv, vie Anleihe nicht aus ihrem umlaufenven 
Kapital zu machen, wie 3. B. im alle einer bedeutenden Vermögenefteuer, denn 
ein Einkommen, und bei der bier vorausgefegten freiwilligen Anleihe ein. gleiches 
oder felbft ein höheres Einkommen, beziehen fie auch aus dem dem Staate ge- 
liehenen Kapital. Da nun die Unleihe mehr oder weniger je nad dem Zwed 
der Ausgabe und im Falle der Kriegsausgabe immer in bedeutendem Maße, eine 
Einfhränfung der Produktion notywendig macht, alſo der gefammte Sucdgüter- 
ertrag finten muß, jo wird im alle der Anleihe veransfichtiich ſtärker, wie in 
dem der Stener, nur die Konfumtion der Arbeiter befchränkt werben, während 
diejenige der wohlhabenden Klaſſen gleich bleibt. Mit a. W.: das Minus an 
Gütern trifft noch mehr wie fonjt allein die Arbeiter. Zu vemfelben Nefultate 
gelangt man bei der anderen Betrachtung, daß die Anleihe das umlaufende Kapital 
vermindert, daraus die Arbeiter befhäftigt werden, alfo vorausfichtlic deren Lohn 
fallen muß. Die Steuer, felbft vie übermäßige, ja gerade fie am meiften, wird 
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immer bei den zunähft gleihmäßig im Verhältniß ihres Einkommens Getroffenen 
bie Neigung zur Einihräntung des Konfums hervorrufen und wird hierdurch 
immer aud von ven Wohlhabenven ftärker mit getragen werben. Denn biefe werben 
einmal weniger Tonfumiren und ſodann gerade deshalb Ihr umlaufendes Kapital 
weniger ſtark vermindern, alſo den Arbeitern einen größeren Beihäftigungsfonds, 
höheren Lohn und eine größere Mafle Konfumtibilien Iaffen. Allerdings beflebt 
bei jeder Steuer und beſonders wieder bei der übermäßigen, vie Tendenz ber 
Ueberwälzung auf andere. Die Verminderung des Ronfums der Wohlbabenden 
und bie VBeftreitung der Steuer aus dem umlaufenden Kapital führen beide zu 
einer theilweiſen Ueberwälzung der Steuer auf die Arbeiter, aber immer. vollzieht 
fih Hier doch nur ein langfamer Proceß in biefer Richtung, während bei ber An- 
leihe die Arbeiter rafcher und ftärker zu leiden haben. 

Wir gelangen hiernach zu folgendem allgemeinen Gefeg für die Dedung 
bes Staatsbedarfs: Das Normalerfordernig muß ſtete durch ordentliche Einnahmen, 
refp. Steuern, die privatwirthſchaftliche Kapitalanlage durch Anleihen gedeckt werben. 
Die ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlage und die außerordentliche Ausgabe bürfen, 
erftere bedingungslos, lettere bebingter, foweit darüber der Zwed der Ausgabe 
entfcheidet, mittelft Benutzung des Staatskredits beftritten werben. Hier foll auch 
wirfiih die Unleihe der Steuer vorgezogen werben, wenn jene aus biöponiblen 
und ans ausländiſchen Kapitalien hervorgeht, alfo einmal in hobentwidelten, 
reihen und ſodann in armen Vollkswirthſchaften, welche notoriſch für ihre Staats- 
ſchuld einen bebentenden Markt im Auslande finden. Sonft verbient dagegen für 
diefe Ausgaben die Steuer vor der Anleihe ven Borzug. Die Bermuthung fpricht 
mithin, ohne die immerhin zweifelhafte Betheiligung des Auslandes, in reichen 
Ländern mehr für die Zwedmäßigkeit der Anleihe, in armen für die der Steuer. 
Bei fehr entwideltem internationalem Kreditverkehr ift auf eine ftarfe Betheiligung 
des fremden Kapitals zu rechnen. Dann ift e8 wegen der großen Vortheile ver 
legteren jelbft rathfam, auch im alle der Mitanlage von nichtdisponiblem heimifchen 
Kapital in den Anleihen, einen Theil der genannten Ausgaben durch Anleihen 
zu deden und die Steuerkraft zu fchonen, fobald nur die muthmaßlichen Bortheile 
der Betheillgung des fremden Kapitals die Nachtheile, welche aus der Betheiligung 
bes angelegten heimifhen Kapitals im Vergleih mit übermäßiger VBeftenerung 
erwachſen können, ausgleichen werben. 

Die obinen Sätze haben ten großen Werth, für die Theorie und Prarxis 
einen feften Anhaltspunkt bei der Eniſcheidung der konkreten Fälle zu geben. Die 
Modifikationen, welche die konkreten Berhältnifie erheiichen, werben dann auch nicht 
ſchwer vorzunehmen fein. 

E. Eine widtige Frage wirb in ber Lehre vom Staatsjhuldenwefen mit 
Unrecht oft ganz umgangen, da fie doch von großer thatfächliher Bedeutung ift. 
Bas fol nämlich geſchehen, wenn bie an ſich gerechtfertigte Benugung bes Staats⸗ 
kredits fehlfchlägt ? Diefe Eventualität verdient in ber Theorie und Praris ſchon 
gegenüber dem früheren, jetzt ziemlich allgemein verurtheilten Syſteme des Stant$- 
ſchatzes eine furze Erwägung. Man hat behauptet, e8 bebürfe der Staatsſchätze 
nicht, weil der moderne Staat ſtets unter allen Umftänvden das 3. B. für plöglid) 
ausbrechende Kriege nothwendige Geld auf dem Wege bed Krebits, alfo der frei- 
willigen Stantsanleihe erhalten könne. Den Thatſachen gegenüber ſchwebt biefe 
Behauptung jedoch in ver Luft. Die jegigen Kriege im großen Styl zwiſchen 
Großmächten erheifchen nicht blos die größten Summen, fondern diefe müflen auch 
innerhalb der fürzeften Termine auf einmal verfügbar fein: Dutzende von Mil- 
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onen Thalern im Monat, Hunderte im Jahre. Es fragt ſich, ob ein Staat 
Europa's und Amerila’s bei einem Kriege, welder auf feinem eigenen Territorium 
fpielt oder dasfelbe ernſtlich bedroht, ſtets die erforberlihen Mittel raſch genug 
mittelft Anleihen an fich ziehen könne. Zweifelhaft ift dies felbft von England. 
Shwerlid if ein Kontinentalftaat dazu im Stande, Frankreich nicht ausgenommen. 
Es ann an Vertrauen, Luft zum Herleihen, es kann aud an verfügbaren Kapi- 
talien fehlen. Die Schuld liegt vielleicht in tiefen inneren Mängeln des Staats» 
weſens und der Volkswirthſchaft, wo man dann für künftige Fälle der Urſache 
bes Uebels entgegenarbeiten muß. Aber damit wird dem Bebürfniß des Augen- 
blids nicht abgeholfen. Für dem tiefer Blickenden liegt in dieſer Unzulänglichkeit 
des Staatskredits und in der Unmöglichkeit, auf dem Wege der gewöhnlichen Be⸗ 
Renerung die erforberlichen Mittel raſch zufammen zu bringen, der Erflärungs« 
grund für eines der größten wirtbichaftlihen Uebel ver Neuzeit: vie Ausgabe Va 
uneinlösbaren Zwangsturspapiergelds, zu der man immer wieder trog der klarſten 
Cinſicht in die Schäplichleit des Mittels gedrängt wurbe (f. den Art. Papier- 
geld). Deflerreih, Rußland, die Vereinigten Staaten von Nordamerila find Bei⸗ 
Ipiele aus unferer unmittelbaren Gegenwart. In unierem gerühmten Zeitalter ver 
vollswirthfchaftlichen Aufklärung und des Rechtsſtaats hilft man fi wie früher mit 
ver Berſchlechterung der Währung, d. h. privatrechtlid gefprohen mit Raub und 
Betrug, nicht weil man das Mittel billigt, fondern weil es faktiſch zunächft allein 
zum Ziele führt. Hier genügt das Anleiheſyſtem nicht und im Beſteuerungsſyſtem 
liegt gleichfalls noch ein großer praftifher Mangel. Auf dem vollswirthſchaftlichen 
Kongreß in Hannover (1864) hat man ebenfalld über die Papiergeldmißwirthſchaft 
bebattirt, die foeben angeregte Trage aber tamit von der Hand gewiefen, daß ber 
Staat eben „reich werden" müſſe, um Alles, was er brandye, erlangen zu können, 
Schade, daß der Feind dieſen Zeitpunkt nicht Immer erft abwartet. Solchem un⸗ 
praltiſchen Doftrinarismus gegenüber ift es gerade in Deutſchland nachdrücklich 
zu betonen, daß das Staatskreditſyſtem, wenigſtens in ber gegenwärtigen Ent- 
widiung unferer Volkswirthſchaft, nicht immer ausreiche. Daraus ergibt ſich eine 
relative Rechtfertigung des Schatzſyſtems felbft noch für unfere Zeit (Preußen). 
Sodann aber folgt daraus die dringende Nothwendigkeit, bereits vorbereitend im 
Frieden Einrichtungen zu treffen, um im alle des Bedarfs raſch große Ertre- 
ſtenern (feien es eigentliche Bermögensftenern, Zwangsanleihen oder bel. m.) auf 
riätigen Befteuerungsgrundlagen erheben zu können. Auch fonft hat eine umfang« 
reihe Benutzung des Staatskredits das Vorhandenfein eines georbneten Steuer 
ſyſtems zur nothwendigen Borausfegung, weil die Zinfen der Staatsſchuld zum 
Normalerforderniß, alfo zu den durch Steuern zu beftreitenden Ausgaben gehören. 
Die Fragen des Staatöfrevits und ber VBefteuerung hängen daher auch aus biefem 
Geſichtapunkte auf das Engſte zufammen. | 

F. Im Vorhergehenden ift ein principiell wichtiger Punkt, die Frage ber 
Schuldentilgung, noch nicht zur Erörterung gekommen. Es ſcheint uns paffend, 
in Betreff dieſer Frage die für privatwirtbfchaftliche Kapitalanlagen kontrahirten 
Schulden von den übrigen eigentlichen Staatsihulden zu trennen. Iene Schulden 
nimmt der Staat nicht als Staat, fonvdern als großer Privatunternehmer auf. 
Diefe Unternehmungen müſſen aus dem privatötonomijchen Gefihtspuntte betradıtet 
werden. Die Schulden haften gewifjermaßen auf ven Anftalten ſelbſt. Auch wo 
von einer fpeciell rechtlichen Haftung der legteren für jene Schulden nicht bie: 
Rede ift, find die Schulden doch oft ganz zwedmäßig formell und ftaatsrehtlid 
von der Abrigen Schuld getrennt (3. B. Eiſenbahnſchulden). Die ſtehenden Kapitals 
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in den Anftalten nungen fi allmälig ab, gewiffe Partiale des Mehrertrags find 
auf die Kapitalverwendung zurüdzuffihren. Es empfiehlt fi, aus dieſem Mehrer- 
trag das Kapital zu tilgen, wie in der Privatwirthſchaft. Selbft ein beftimmter 
Tilgungsplan für diefe Schulden hat etwas für ſich. 

Anders verhält es ſich dagegen mit der eigentlichen, für Staatszwede, alfo 
für ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlagen und für außerordentlihe Ausgaben (Krieg) 
aufgenommenen Schuld. Diefe Schuld bedarf nicht nothwendig der Tilgung, fefte 
Tilgungspläne find foger entſchieden verwerflih. Der Staat braudt fi nur das 
Net der Tilgung vorzubehalten. Ob und wann er davon Gebraud machen fol, 
das hängt von Erwägung der Umftänte ab. Die Zilgung iſt wirtbfchaftlih und 
financiell oftmal® weniger gut, wie die Fortdauer ver Staatsſchuld. Deshalb muß 
fih der Staat nit im Voraus durch ein feftes Verſprechen zu einer beftimmten 
Tilgungsweiſe verpflichten. Die Gründe für diefe Auffeflung der Staatöfhulben- 


‚tilgung liegen 1) in ber Perfünlichleit des Staats als Schulpners, 2) je nachdem 


auch im Zweck der Anleihe oder in der VBefchaffenheit ver Ausgabe, 3) vor Allem 
in der Natur des durch den Staatshaushalt repräfentirten geſammtwirthſchaftlichen 
Produktionsproceſſes. 

Der Staat tft auf ewige Dauer berechnet. Er kann fortdauernd Zinſen be⸗ 
zahlen. In der ewigen Mente erhält fih der Werth des Schuldkapitals. Die ge- 
wöhnlichen Gründe für vie Tilgung fallen fort. Die mit dem Anleihelapital ge- 
ſchaffenen flaatswirtbichaftlihen Kapitalanlagen nutzen fih zwar im Laufe ber 
Zeit ab. Aber der Borausfegung gemäß werben fie möglihft in ihrer Nutungs- 
fähigkeit aus den ordentlichen Einnahmen erhalten. So lange haben Staat und 
Volkswirthſchaft jevenfalls in den Leiftungen jener Kapitalanlagen für tie Zinfen, 
refp. die Steuern den Erfag (3. B. Juſtizreformen, Errichtung von Genbarmerie- 
forps u. f. m.) Freilich aber kann ſchließlich eine vollſtändige Abuutzung dieſer 
Immateriallapitalien erfolgen und die erwaigen Nutzungen jener außerorbent- 
lihen Ausgaben find oft von vorneherein fraglid und von noch vorüber- 
gehenderer Dauer. Mit Net könnte man daraus, foweit pieſer eine Geſichts⸗ 
punkt, die Rückſicht auf die Dauer der Nutungen der aus den Anleihen beftrit- 
tenen Ausgaben, allein maßgebend iſt, gerade die Nothwendigkeit einer regelmäßigen 
Tilgung ableiten. Allein bier fommt nun eben bie Eigenthümlichleit des gefammt- 
wirthſchaftlichen Produktionsproceſſes in Betracht. Die Sachgüter, welche der Staat 
durch die Anleihe heranzieht, werden definitiv in den Staat verarbeitet und in 
Güter verwandelt, welche von jenen erften ſpecifiſch verſchieden find. Es find 
immatertelle Leiftungen aller Art. Der Staat reprobucirt nicht Güter, mit welchen 
er tilgen kann. Auch jene Leiftungen laſſen ſich nicht, wie in ber Einzelwirtbfchaft, 
gegen Sachgüter, mit denen getilgt würde, austaufhen. In der Einzelwirtbichaft 
tilgt fih die Anleihe aus dem Ertrage des verwendeten Kapitals gewiffermaßen 
von ſelbſt wieder. In der flaatlihen Geſammtwirthſchaft müſſen immer erſt durch 
bie Befteuerung die zur Rüdzablung tes Schuldkapitals beftimmten Sachgüter 
an den Staat herangezogen werben. Nur dieſe eigentlihe Tilgung aus reelleu 
Einnahmeüberſchüſſen, nicht etwa blos eine formelle Tilgung der einen Schuld 
buch die andere, welde in der Praris aus Gründen des formellen Rechts aller- 
dings öfters in Ermangelung der‘ orbentliden Einnahmen geboten ift, kommt 
natürlich bier in Frage. 

In Betreff ver Räthlichleit ver Tilgung und ver dafür erforberlidden Be⸗ 
fteuerung find dann wieder Ähnliche Fragen wie früher in Betreff der Anleihe 
aufzuwerfen und zu beantworten. Keineswegs verbient bie Tilgung immer ben 
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Borzug vor der Fortbauer der Staatsſchuld. Alles hängt von dem Umftanbe ab, 
ob vorausfichtlich die Gläubiger, welche das Kapital wieder zur freien Berfügung 
erhalten, oder ob die Steuerzahler, welche dieſes Kapital jetzt befchäftigen und bafür 
an jene Gläubiger den Zins zahlen, mehr mit dem Kapital zu leiften wiffen. 
Dos läßt fih nit mit Beſtimmtheit im Voraus jagen: beshalb muß der Staat 
feine fefte kontraltliche Tilgungspfliht auf fich nehmen. Oftmals ift e8 wahrfchein: 
ih, daß das Kapital in den Händen der Steuerzahler beſſer verwerthet wird: 
dann iſt bie Tilgung gegen das volkswirthſchaftliche Intereffe des Landes und 
folglih aud gegen das financtelle Interefle des Staats. Dan vergißt bier fo oft 
in der VBeweisführung zu Gunften der Nothwendigkeit einer Tilgung, welche ven 
Staat vermeintlich finanziell Fräftigen würbe, daß die Mittel zur Tilgung nicht 
ans ſich felbft erwachſen, wie es nad ber Zinfeszinsrehnung im Tilgungsſyſtem 
ven Anfchein bat, fontern aus der VBollswirthihaft genommen werben mäffen. 
Beftenerung und Tilgung bilden bier nur innerhalb ber Volkswirthſchaft eine 
Bermögensäbertragung , die mitunter zwedmäßig, oft auch fehr nachtheilig fein 
lann. Wo eine Staatsfhuld feſt in die Bollswirtbichaft verwachſen ift, wie z. B. 
vie englifche, wo dieſe Schuld großentheils im Beſitz von Kapitaliften, welche nur 
eine Rente ans der Berleihung ihres Kapitals ziehen wollen, fi) befindet, da iſt 
er gewiß vortheilbafter, das Kapital in den gefhidten Händen ber probu- 
cirenden Bevölkerung zu laſſen und aus dem Ertrage der Probultion die Zinfen- 
ſumme für die Staatsfhuld als Steuer fortzunehmen, als durch die Befteuerung 
jum Zweck der Tilgung das Kapitals vom jepigen Verwender wieder in die Hände 
des Stantsgläubigers zu bringen. Deshalb müſſen vor Allem fo ertranagante 
Pläne, wie die Tilgung des größten Theil der Schuld mittelft einer einmaligen 
großen Ertrafteuer, von der Hand gewiefen werben (mehrfad, u. a. auch einmal 
von Ricardo, in England, neuerdings ähnlich von Pillersporf in Defter- 
reich vorgefhlagen). Das wäre ein Mittel, eine blühenpe Volkswirthſchaft zu ruiniren. 
Würde die Tilgung das Kapital in die Fremde zurüdführen, fo ift dies noth- 
wendig ſtets für die heimifhe Vollswirthſchaft nachtheiliger, wie bie Yortdauer 
ver Staatsſchuld und rer Beftenerung zum Zwed ber Berzinfung der Schuld. 
Kurz, principiell können wir uns nit für die Zilgung unter allen Umfländen, 
mithin nicht für ein regelmäßiges Tilgungsfyftem und eine Anleiheform, melde 
ein ſolches Syſtem in ſich fließt, erflären. Der Staat muß fi im volfswirth- 
ihaftlihen und financiellen Interefie freie Hand wahren. Für die Wahl ber 
Staatsfhuloformen find dieſe Erwägungen von entfcheidender Bedeutung. Ä 

11. Die Formen der Staatsfchulden und andere Formpunkte 
des Staatöfchuidentvefens. 

A. Es kann fi) bier nur um die Vorführung und Beurtbeilung ver typifchen 
Hauptformen, in welden die modernen Staatsſchulden zu erfcheinen pflegen, 
nicht um eine hiftorifch-ftatiftiiche Aufzählung der irgendwann und irgendwo einmal 
vorgefommenen und noch vorlommenden Staatsjchulpformen over Anleihearten 
handeln. 

Bon vorneherein laſſen fih zwei Hauptarten von Staatsſchulden 
unterfceiden, nämlich folhe Schulden, welde für kürzere, und folde, melde 
fr längere Perioden aufgenommen werden. Mit Nüdfiht auf dieſe Abficht 
des Staats, fih unter allen Umftänden das Schuldkapital für ‚kürzer ober länger 
verfügbar zu erhalten, werben die formellen Rechts verhältniſſe zwiſchen 
Glaͤnbiger und Schuldner in Betreff der Kündigung und Rüdzahlung 
ber Schulden dann georbnet. Die erſte Art Schulden heißt ſchwebende, bie 
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‚ zweite Urt fundirte Schuld. Iene Rechtsverhältnifie bilden alsdann innerhalb 
biefer beiden Arten den widhtigften weiteren Eintheilungsgrund. Hiernad läßt ſich 
folgendes Schema entwerfen: z 

J. Schwebende Schulden: 

1. Aus privatwirthſchaftlicher Thätigkeit des Staats. 
.Aus ſtaatlichen Funktionen. 
.Ausgaberückſtande (zufällige). 
.Aus der financiellen Gebahrung. 
. Schatzſcheine. 
. Einlösbares Staatspapiergeld. 
I. Fundirte Schulden: 
1. Zurückzuzahlende. 
a) Nach einem allgemeinen Tilgungsplan für die ganze Schuld. 
b) Nach einem kontraktlich für die einzelnen Anlehen feftgefegten Tilgungsplan. 
“Be a) und b): aa) nad dem Tilgungsfondsfuften, . 
bb) nad einer gleichen procentweifen Tilgung. 
Bei an) und bb): «) mit börfenmäßiger Einlöfung (Anlauf) nad dem Kurs, 
P) mit Rüdzahlung al Pari nad dem Loſe. 
Außerdem bei b): cc) mit Rüdzahlung nad Lotterieplänen (Lotterieaulehen), 
dd) mit Rüdzahlung in Form von Zeit: und Leibrenten. 
2. Rentenfhulden: 
a) Unfündbare (ewige) Rente. 
b) Künpbare Rente. 
aa) Ohne Obligation für das Kapital, 
bb) Mit einfah verzinslicher Obligation, ohne Tilgungs⸗ 
pflidht für das Kapital. 

Bei den ſchwebenden Schulden haben Gläubiger und Schuldner ein 
freies Kündigungsrecht, nach welchem zu den kontraktlich feitgefegten, meiſtens nicht 
fehr langen Terminen der Gläubiger die Rüdzahlung des Kapitals al Pari ver- 
langen fann, der ſchuldende Staat fle leiften muß, andererſeits der letztere aber 
auch feinerfeits Tündigen darf. Im weiteren Sinne fann man au bie oben ge- 
nannten erften beiden Arten zu der ſchwebenden Schuld machen. Alſo alle aus 
ver privatwirtäfhaftlichen Thätigkit herrührenden Geldſchulden, 3. B. 
unbezahlte Rechnungen. Auch diefe Schulpverhältniffe müfjen im geordneten Staats: 
haushalt Leicht zu überfehen fein, fi nicht von einer Sinanzperiode in tie andere 
immer binäberjchleppen. Die Kontrole, 3. B. von ſtändiſchen Staatsſchuldenkom⸗ 
miffionen, ſollte ſich auch auf fie ausvehnen. Einzelnen ftaatliden Erwerbeunter- 
nehmungen, 3 B. Berg- und Hüttenwerfen, wird paflend ein beftimmter,- unüber- 
Ichreitbarer Betrag feftgefegt, bis zu welchem fie im laufenden Gefchäft Schulden 
fontrabiren können. Aus ftaatlihen Funktionen rühren 3. B. Schulden ans 
dem Titel der Kautionsgelver, gerichtlihen Depofiten her. Für folde Schulden 
haftet paſſend eine vom Fiskus in vermögensrehtlicher Beziehung getrennte Kaffe 
- oder Anftalt. Mitunter bilden ſolche Gelder einen integrirenden Theil der fchwe- 
benven Schulden im Allgemeinen , was nicht lobenswerth if. Ausgaberäd- 
Nände beſonders foldhe aus früheren Finanzperioden, können ebenfalls zur 
ſchwebenden Schuld gezählt werben. Größte Orbnung im Kaffen- und Rehnungs- 
weſen ift nothwendig, um durch folde Rückſtände nicht Verwirrung im Staats- 
haushalt entſtehen zu laſſen. Die betreffenden franzöftihen Einrichtungen mit ihrer 
rehnungsmäßigen Trennung des Dienftes für das laufende und das abgelanfene 
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Jahr verbienen großes Lob.?) Wichtig find in großen Stantöhaushalten die Rüd- 
Rände für Staatsſchuldzinfen und Kapitalsrüdzahlungen, welde fih oft zu Mil- 
lionen anfammeln. Wir haben bier Übrigens nur zufällige Ausgaberüdftände 
im Auge; abſichtlich bewirkte, z. B. verſchobene Gehaltzahlungen oder Zinszah- 
Iungöftodungen find eine Art Zwangsanlehen. Zu den Schulden, welche aus ber 
loufenden financiellen Gebahrung hervorgehen oder zu deren Durch» 
führung aufgenommen werben, gehören z. B. die Kontolorrentihulden bei Banken 
(wie die gelegentlichen Vorſchüſſe der englifhen Bank in deficiency-bills, zur Zeit 
ver Konſolszinszahlungen), Vorſchüſſe und Depotfchulden gegen Pfand von Werth 
papieren u. dgl. m., ferner die eigentliden Anticipationen. Legtere werben 
durch plögliche unvorhergefehene außerorventlihe Ausgaben oder durch unerwartete 
Einnahmenusfälle nothwendig. Gegen Obligationen nimmt ber Staat bier auf 
bırze Zeit Schulden auf, welche. er aus der fpäteren orbentlihen Einnahme zurück⸗ 
zahlen oter durch ein eigentliches Anlehen fundiren will. Die urfpränglichen Autici⸗ 
pationen waren ziwangsweife ober freiwillig geforderte Borausbezablungen 
künftiger Steuern, daher der Name. Sie find entſchieden verwerflih und bereiten 
nur in ben folgenden Jahren um fo größere Berlegenheit. Ein großartiges Beiſpiel 
nenefter Zeit ift die äußerlich freiwillige, aber unter moraliihem Drud erfolgenve 
Grundfteneranticipation in Italien (1864/65). Der Name Anticipation iſt dann 
auch auf die Ausgabe von (verzinslichen oder unverzinslihen) Shhuldſcheinen ausge» 
dehnt, womit der Ertrag künftiger Steuern over Anleihen vorausgenommen werben 
jollte (Preußen 1812, Oefterreih 1762, 1859 bei der Anticipation des venetian. 
Zwangsanlehens durch die Ausgabe von 20 Millionen fl. Baglien). Immer be 
Rebt bier die Gefahr, daß die rechtzeitige Rückzahlung der Schuld oder Wieder⸗ 
anlöfung der Obligationen nicht erfolgt. Bei nachläffiger Verwaltung und mangelnder 
Kontrole reißen bier leicht ſchlimme Mißbräuche ein. Eventuell muß im Rechts⸗ 
fant dem Yinanzminifterium ein Marimalfrevit an Anticipationen zur Durd- 
führung der financiellen Gebahrung durch das Geſetz bewilligt werben. Staate- 
ſchuldenkommiſfionen finden hier ein ihrer befonveren kontrolirenden Aufmerkſamkeit 
würbiges Gebiet der Thätigfeit. 

Die Schatzſcheine find aus den Anticipationen hervorgegangen, gewifſer⸗ 
maßen dauernde, ſyſtemiſirte Anticipationen. Man rechnet fie zur ſchwebenden 
Schuld, weil fie kurzfällige Terminfhulden, auf 3, 6, 12 Monate, find. Unter 
beiberfeitiger Einwilligung, welde mitunter ohne ausdrückliche Kündigung auch 
ſtillſchweigend vorausgejegt wird, werben fle dann beim Berfall oft prolongirt. 
Nah unferer, allerdings noch ziemlich allein ftehenden Anſicht bilden die Schap- 
Iheine ein zwedmäßiges, ja in großen Staaten nothwendiges Komplement bes 
Finanz⸗ und Staatsſchuldenweſens, fie entiprehen ven Finanzverhältniſſen des 
modernen Staats und der heutigen Krebitwirthichaft und verdienen deshalb princi⸗ 
piele Billigung. Bollswirtbichaftlihe und finanzpolitiihe Gründe find für bie 
Schatzſcheine anzuführen. In der hochenwickelten Volkswirthſchaft giebt es eine 
gofe Mafle Kapital, welches gerade für kurze Termine völlig bisponibel iſt und 

erwenbung ſucht (England). Die Schagfcheinfhuld hat hier im befonderen Maße 
Alles für fi, was oben für die Schuld aus bisponiblem Kapital geltend gemacht 
wurde. In der unentwidelten Volkswirthſchaft zieht die Schatzſcheinſchuld flatt des 
bier meiftens noch fehlenden Depofitenbantweiens viel müſſiges Geld an fi und 
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wirft dadurch wie ein wirthſchaftliches Erziehungsmittel zu Gunften der Sparfamt- 
feit der Bendlferung (Defterreih). Ergänzend tritt fie neben die fundirte Schuld, 
indem fle dem Kapitaliften das Mittel bietet, kurz verfügbare Kapitalien fiyer vor 
jever ftärferen Kursſchwankung zu plachren. Denn höchſtens kann, ſelbſt in Krifen, 
ein Disfont für ein paar Monate verloren geben (engliſche Schatfammerfcheine). 
Mm den Staatshaushalten der modernen Großftaaten — und folde Staaten, in 
welchen allein vie Konfequenzen des modernen Staatsweſens alle zur Geltung ge- 
langen, fommen bier zumeift in Betracht — iſt die Schatzſcheinausqgabe für bie 
Durchführung der Yinanzgebabrung und der vorkommenden großen Yinanzopera- 
tionen wenn nicht unentbehrlich, fo doch höchſt förderlich und bequem. Oft brandht 
man ylötfich größere Summen, berentwegen nicht fofort ein funbirtes Anlehen 
aufgenommen werben fann. Die Ausgabe von Schapfcheinen pflegt dann das befte 
und bilftafte Mittel zu fein, das Geld zu beichaffen, gerade weil das Kapital ſich 
nur auf kurze Zeit feft engagirt. Aber vie Anwendung jenes Mittels fest voran, 
daß ter Schatzſchein ſchon eine im Verkehr eingebürgerte Krebitform tft. Defterreich 
hat in der ſchlimmſten Zeit feiner neueren Finanzgeſchichte (1860— 63) ohne Mühe 
aroße Summen mittelft Schatzſcheinen zu 6 9/, aufgebracht, mo e8 funtirte Schulden 
mit Turzen Nüdzablungsterminen kaum zu 99, zu kontrahiren vermochte. Im 
Finanzſyſtem mehrerer europätfcher Großftanten (England, Frankreich, Defterreich) 
bilden tie Schatfcheine jetzt einen bleibenden Beftanvtheil der Bffentlihen Schuld. 
Meiftens bat die Theorie diefe Schuldform noch angefochten. Das Mittel ſei fehr 
verführerifch. Allerdings, in Frankreich Hat diefe ſchwebende Schuld einen über⸗ 
mäftgen Betraa erreicht, in Defterreih muR fle auch vermindert werben. Aber bie 
Sefabr des Mißbrauchs darf niemals zur PVerurtbeilung eines fehr nützlichen Ge⸗ 
branchs überhaupt führen. Die Schatzſcheinſchuld muß auf einen, nad ben kon⸗ 
freten Berhältniffen zu beftimmenven mäßigen Betrag firtrt werben, und dies kann 
aefhehen. Auch fonft gilt der Einwand ver Theorie nicht den Schabfheinen an 
ftch, fondern nur einem zu großen Betrage berfelben. Finanzpolitiſch gefährlich 
fol die Schatzſcheinſchuld fein, weil die allgemeinere Verweigerung der PBrolongatton 
den Staat zur Zahlungsfuspenfion nöthigen würde. Mber ein vielfach wirkſames 
Mittel fteht dem Staate, mie einer Bank, in ver Erhöhung bes Zinsfußes zu 
Gebote. Sodann muß diefe Schuld eben regulirt werben, wie eine Bank ihr Depo- 
ſttengeſchäft regelt. Der Staat bat die Zeichen der Zeit auf dem Gelpmarkfte zu 
berüdfihtigen und demnach je nahdem auch den Betrag im Borans einzufchränfen. Ein 
baarer Betrtebsfond muß als Grundlage für die Schatzſcheinausgabe dienen. Eine 
Geſchäftsverbindung mit einer Bank kann au viefem Behufe am Platze fein. Ang 
finanzpolitiſchen und volkswirthſchaftlichen Gründen iſt durch ein Gefeb für jedes 
Jahr der Marimalbetrag der Schatzſcheine zu beſtimmen. Eine unvarteiiſche Er- 
mwägung insbeſondere auch des Einflufles der Schatzſcheinſchuld auf ven Geldmarkt 
und die Bollswirthichaft im Allgemeinen muß dem vorausgehen. Der Staat barf 
3. B. nicht zu viel Kapital der fonftigen Verwendung in ber Distonttrung ent- 
ziehen, nicht in eine unerſprießliche Konkurrenz mit ven Depofttenbanfen treten. 
Die Größe des Staatshanshaltes, der Zuftand der Volkswirthſchaft, die jeweilige 
Lage des Geldmarkts müffen für die Feſtſetzung des Maximalbetrags und bie 
wirkliche Höhe des Schatzſcheinumlaufs maßgebend fein. ?) 
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Ueber das einläshbare Staatspapiergeld vgl. vie Erörterung 
im Art. „Papiergeld“ in dieſem Staatswörterbuh, Bb. VIL, ©. 654 fi, Das 
ägentliche uneinlöshbare Papiergeld (ebenbaf. ©. 662 fi.) würde eine befon- 
F Kategorie des Staatsſchuldweſens bilden. Es gehoͤrt zu den Zwangsanlehen 
ſ. u. Lit. C.) 

Die für längere Perioden aufgenommenen Schulden bilden nothwendig 
das Bros der Staatsſchuld. Es find die eigentlichen fogenannten Anleheu. Der 
Rome funrirte Schulden, welder allervings bei einzelnen Theoretifern und 
in einzelnen Staatshanshalten mitnnter efne andere etwas engere Bedeutung hat, 
fonn paflend auf dieſe Schulden alle ausgevehnt werben. 

Bei den zurückzuzahlenden Schulven übernimmt der Staat im 
Gegenfag zu ven Rentenfhulden eine beftimmte Berpflidtung, in 
feſtgeſetzter Weiſe eime Tilgung vorzunehmen. Der Ölänbiger bat ein bem ent- 
ſprechendes Recht auf Tilgung. Der Sinn jener Berpflihtung des Staats Tann 
ein verſchiedener fein. Entweder foll der Staat nit mehr und nicht weniger 
tbun, als in Betreff der Tilgung verabredet worben ft, er muß alfo den Tilgungs- 
Man genau innebalten; oder jene BVerpflihtung will dem Staate nur ein 
Minimum von Rüdzablungsleiftungen vorſchreiben, ein befonbers in ſchlecht 
affrebitirten Staaten praftiicher Kal, mo der Staat dann wohl mehr tbun 
barf, als er angefagt bat, d. h. wo die Schuld aud außerhalb des Zilgungs- 
plans In ftärferem Maße gekündigt und zurückgezahlt werben. barf; oder emblich, 
iene Berpflichtung ſchließt die Zufage in ih, Höhftens in dem feftgefeuten 
Umfange tilgen zu wollen, — ein bei gut affrebitirten Staaten praftifcher Fall, 
was dann wohl im Schuldkontrakt befonder8 ausgebrädt fein muß. Die Gläubiger 
fuchen fih durch eine ſolche Klauſel gegen eine baldige Zinsrebuftion oder eventuelle 
Roritalerüdzchlung zu fihern. Ein befonveres Kündigungsrecht außerhalb bes 
Tilgungeplans hat der Gläubiger bei diefen zurückzuzahlenden Schulden nicht. 

Diefe Schulden in ihrer heutigen Form bilten ten Uebergang von ber 
früheren beiderſeits beliebig fünpbaren oder auf fürzere Zeit mit beftimmten 
Fäligfeitsterminen aufgenommenen Schuld zur Rentenſchuld. Noch bis tief in das 
18. Jahrhundert, in einigen Staaten 5i8 in den Anfang biefes Jahrhunderts 
hinein, wurden viele Bffentlihe Schulden ganz in der Welfe ber Privatfchulden 
mit beiderfeitigem Kündigungsrecht kontrahirt, während dies jet nur noch mit 
ben relativ Meinen Beträgen ver ſchwebenden Schulden gefchieht. Der Natur und 
ven Bebürfniffen tes Staatshaushaltes widerſprach eine foldhe Einrichtung ber 
Staateſchuld. Nothwendig entwidelte ſich das Streben, tem Staate allein ein 
Kündigungerecht zu wahren und ihm ein Minimum von Pflichten in Betreff ver 
NRüchzahlung Des Kapitals aufzulegen. Dem Gläubiger wurde das Küntigungsredt 
zuerft beſchränkt, dann völlig entzogen. Nun bilbeten fi die verjchtenenen Formen 
der zurückzuzahlenden funbirten Schulden aus. Der innere Grund hierfür lag eben 
in dem oben bargeftellten vollswirthichaftlien Weſen des Staatskredits. Die Ent- 
widiung eutiprab aber auch wegen ber veränderten Wirthichaftsverhältnifie dem 
Interefie der Staatsgläubiger. Der großartige Auffhmwung der Volkswirthſchaft 
und des Wohlſtands bat allein ein Staatsichuldenweien im heutigen Umfange 
möglich gemacht, aber zugleih aud eine große Klaſſe von Perfonen geichaffen, 


Diesel, Umpfenbad. Mebr geſchieht dies fon von Stein ıKinanzwiflenidhaft. Lpz. 1860 
©. 495). Einaebent iſt diefe Schuldaattung In meiner „Ordnung de öflerr, Staatshaushaltes“. 
©. 76-92 befprodhen werden. Ä 
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welche aus ihrem Kapital mittelft Anlage in der Staatsſchuld blos eine bleibende 
Rente ziehen wollen. Diefe Berfonen bedürfen der Kapitalsrückzahlung meiftens 
nicht und wünſchen fie deshalb nicht einmal. Durd die Einführung einfacherer 
Formen ber Uebertragbarteit der Schulbbolumente warb dem beftehen bleibenden 
Bedürfniß, das Schulplapital eventwelt disponibel machen zu fännen, wir 
fam abgeholfen (Inhaberpapier). 

Die weitere Tendenz in der Entwidlung ber Staatsſchuldformen war und 
ft dann offenbar, dem Staate die Zilgungspfliht mehr und mehr abzunehmen 
oder den betreffenden Anſpruch des Gläubigers zu beichränten. Diefe Entwidlung 
führte innerhalb des Syſtems ver zurüdzuzahlennen Schulden felbft mit innerer 
Nothwendigkeit zur allmäligen Einfchränlung, ſchließlich zur Beſeitigung der Tilgungs⸗ 
pfliht des Staats; von Schulden, welche in kurzen Terminen nad flarten Jahres⸗ 
quoten zu tilgen waren, zu immer längeren Tilgungsperioden und Tleineren jähr⸗ 
lichen Tilgungsquoten; vom ſtrengen Tilgungsfondfuftem zum Syſtem ber: freieren 
Tilgung, zur Tilgung blos gewifier einzelner Anlehen, endlich zur Tilgung mittelft 
Bloß zufälliger, nicht buch eine zum Behufe der Tilgung ergriffene Steuer 
maßregel bewirkter Einnahmeüberſchüſſe. In dieſem Stadium (England) iſt die 
Tilgung eigentli reell im Princip aufgegeben, mas alsdann auch formell durch 
ben Mebergang zur Rentenfhuld anerkannt ward. Diefer Entwidlungsgang läßt 
fi wenigftens in großen Zügen auch hiſtoriſch im enropälihen Staatenfyftem 
verfolgen. Der Proceß bat fi noch nicht vollftändig vollzogen. Biele Mittel- un 
Kleinſtaaten, insbeſondere Deutſchlands, unter den Großftaaten Preußen, halten 
noch an der Form der zurückzuzahlenden Schuld feft, Staaten in fchledhter Finanz⸗ 
lage können fi wie alle ſchlechten Schuldner dem Verſprechen der Kapitalsrüd- 
zahlung noch nicht immer entziehen (Defterreih). Aber nad dem bisherigen Ver⸗ 
lanf zu ſchließen, darf man wohl annehmen, daß die funbirte Staatsſchuld der 
Zukunft faft ansfchlieglih in ver Form der Rentenſchuld erfcheinen,, die zuräd« 
zuzablende Schuld faft ganz verfchwinden und neben ver Rentenſchuld nur ein 
gewifier Betrag von Schatzſcheinen exiſtiren wird. 

Die Benürfniffe des mobernen Staats und der mobernen Bollswirtbichaft 
drängen gleihmäßig auf dieſe Entwidlung hin, Die, wenn aud langfame, doch 
regelmäßige Tilgung der Staatsfchulden wurde früher von ber Theorie allgemein 
empfohlen und von ber PBraris vielfach vorgenommen, weil die Staatsſchuld für 
ein großes Uebel galt. Das erfehnte Ziel der Tilgung war immer bie Abzahlung 
der Staatsſchuld, damit der Staat fchuldenfrei fei. Aber die geläuterten An- 
ſchauungen über das Staatsfchuldenweien führten nothwendig zur Einfiht, daß 
vie Tilgung nicht principtell erforderlich jet. In der Nichtrückzahlbarkeit der Staats- 
ſchuld Hat man wohl das wahre Weſen und den großen Vorzug biefer Schuld 
vor ber Privatſchuld gefunden (Diegel und Andere). Die fräher mitunter ein- 
feitig vom Staate nachträglich verſprochene Ausdehnung ber Tilgung auf die ge- 
fammte Staatsfhuld (allgemeine Zilgung in viefem Sinne) und die Vorliebe 
für den Zilgungsfond erklären fih nur aus dem Streben, allmälig die Schuld 
gänzlich zu tilgen. Ein wichtiges Beiſpiel der allgemeinen Tilgung ift bie nad) 
den franzöftfchen Kriegen freiwillig erlaffene öſterreichiſche Verordnung v. 22. Ian. 
1817 (f. ven Urt. „Oeſterreich“ in Bd. VII, ©. 604). Die vollftändige Ab⸗ 
zahlung der Schulden ift in ben neueren Tilgungsſyſtemen kaum mehr in Ansficht 
genommen. Die immer umfangreihere Benutzung des öffentlichen Krevits lieh diefen 
Standpunkt unpraktiſch erfcheinen. Die Entwicklung der Vollswirthſchaft und 
ſpeciell der Kreditwirthſchaft erforderte die Abzahlung aud nicht mehr. Allmälig 
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übergengte man fi aud, daß bie Tilgung als Mittel, ven Staat wieder ſchulden⸗ 
frei zu machen, im Intereffe des Stantshaushalts nicht geboten ſei. Die zurüdzu- 
zahlende Schuld bürde ſogar dem Staate eine Laſt auf, welder die Bortheile nicht 
entfprädyen. Die fefte Tilgungspflicht Binde dem Staate peinlich die Hände und 
führe in dem nicht feltenen Yale, daß blos zum Zweck der Tilgung neue An⸗ 
feihen aufgenommen werben müſſen, zu einem ganz nuplofen Aufwande. Später 
wurde und zum Theil noch jest wird die Tilgung dagegen aus einem anderen, 
unmittelbar praftifchen Grunde vertheidigt: fle fol ale Mittel zur Stützung der 
Kurfe und zur befieren Unterbringung der Anleihen dienen. Nun iſt zwar bei ber 
fündbaren Rentenſchuld eine Zilzung, wenn fie für erſprießlich gilt, auch nicht 
ansgefhloffen und bie Tilgung mittelft Rückkaufs ſteht dem Staate felbft bei ber 
unfündbaren Rentenfhuld immer frei. Ieboch bat man die Form ber zurückzuzah⸗ 
lenden Schuld beizubehalten empfohlen, weil ein regelmäßiger Tilgungsplan einen 
heilſamen Zwang zur Tilgung in fi ſchließe und bie ununterbrochene Regelmäßig 
fell der Tilgung auf die Kurfe gut einwirken werbe. | 

Für den Staat rebucirt fih Alles auf eine Berzinfungsfrage. Diejenige 
Schuldform verbient den Borzug, welde dem Stante auf bie Länge das Kapital 
am Billigften verſchafft. Die Vertheidiger der zurückzuzahlenden Schuld behanpten 
dies von diefer Schuld. Aber mit Unrecht. In Staaten mit zerrüttetem öffentlichen 
Krevit und in Zeiten mit vorwaltender Baiffetendenz ber Kurſe werben zurüdzu- 
sablende Schulden unter übrigens gleihen Umſtänden beſſere Kurſe erzielen, alſo 
vem Staate billiger zu ftehen kommen, wie NRentenfhulden. Denn die Bedingung 
ver Rückzahlung bietet hier eine gewifle Garantie gegen das in foldher Lage wahr⸗ 
Ideinliche weitere Sinken ber Kurſe. Wird ein Unlehen zu einem niebrigen No— 
minalzinsfuße unter Pari ausgegeben, fo löst fidy vie Leiftung des Staats für bie 
Rädzahlung al Pari oder zu einem ven Emiffionspreis überfteigenden Kurfe in 
eine Rente anf, welche zu dem gemöhnliden Zinſe der Obligationen hinzuzu⸗ 
ſchlagen if. Das Minns des reellen Zinfes von zurückzuzahlenden gegen Renten» 
(dulden bildet eine Aſſekuranzprämie, welhe der Gläubiger gegen das weitere 
Sinken der Kurfe zahlt. Der Staat übernimmt dieſe „Rursverfiherung” als Afie 
furatenr. Aber ob er dabei feine Rechnung durch Uebernahme ver Tilgungspflicht 
findet, ift Yeineswegs gewiß. Iene Prämie richtet fi) nach den zur Zeit ver An⸗ 
leide beftehenden Ausfichten der Kursbewegung. Verſchlechtern fi die Berbältniffe, 
wie dies in ſolchen Zeiten fehr leicht möglich ift, fo kann die Nüdzahlungspflicht 
fehr läftig werden und ihr meift nur durch Anfnahme neuer, theurerer Schulden 
Genüge gefchehen, woraus eine abermalige VBerfhlimmerung des Staatökrebits 
hervorgehen wird. Waltet eine Hanffetendenz der Kurfe vor, fo fällt der relative 
Vortheil der zurlidzuzahlenden Schulden fort und die Prämie, welche ver Gläubiger 
für das Berfprechen ver Tilgung zahlen mag, mithin auch. Die Kurfe von Renten- 
ſchulden werben dann rafcher und ftärter fleigen, wie biejenigen von zurückzu⸗ 
jablenden. Denn legteren probt jegt die bisher gewünſchte Tilgung, während 
eine Kündigung zum Zwed der Zinsreduftion bei den Nentenfchulden doch immer 
erſt nach Länger anbanernder Haufſe zu erwarten ift. In ber Regel wird der Staat 
beffer daran thun, auch in ungünftiger Zeit Rentenfchulden zu einem dem jewei« 
ügen reellen Zinsfuß möglichft nabelommenden Nominalzinsfuß zu Tontrabiren, 
*3 ihn der laſtigen Tilgungspflicht überheben und ihm die Zinsreduktion er⸗ 

en. 


Gerade im ungünſtiger Zeit ſchätzt man den Vortheil einer allmäligen, ſich 
Über lange Jahre ziehenden Tilgung nicht immer hoch, weil ein raſch zu reali⸗ 
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ſirender Gewinn dabei nicht in Ausficht ſteht. Anders iſt es mitunter, wo letzteres 
der Fall iſt, z. B. bei ſtarken Rückzahlungen in kurzen Terminen auf Anlehen, 
welche zu einem niedrigen Nominalzinsfuß bedeutend unter Pari begeben worden 
find. Aber faſt mit Sicherheit fallen ſolche Tilgungen dem Staate ſehr läftig und 
vertheueren ihm unerwartet die Schuld. Denn der Staaiskredit geftattet feiner 
Natur nach die rafche Tilgung des aufgenommenen Kapitals nicht. Die ungfnftigen 
Umſtände änbern fi nicht fo bald, e8 werben nur neue Anlehen zum Behufe der 
Tilgung aufgenommen werden müflen. Dadurch wird die Finanzlage noch ſchwie— 
tiger. Die Nüdzehlung al Pari nah dem Loofe in kurzen Terminen macht aus 
dem Anlehen eine Art Potterteanlehen mit gleihmäßiger Vertheilung der Prämien 
auf alle Nummern. Damit wird ver Reiz des Spiels befeitigt, eine Kursſteigerung 
taranf hin unmöglich. Staaten in ſchlechter Finanzlage, wie 3. B. Oeſterreich, 
haben fi durch die zurfdzuzahlenden Schulden und vollends durch Anlehen, wie 
3. B. das öſterreichiſche Steueranlehen von 1861 (mit jährlicher 20-procentiger 
Tilgung!) eine unerträglice Laſt aufgeblirbet, welche eine felbftänbig mitwirkende 
Urſache zur immer weiteren Verſchlechterung ver Finanzen wird. Gerade Staaten 
in folder Lage braucden zur Durchführung ihres großartigen Neorganifations- 
proceſſes Schuldkapitalien, welche fie mindeftens eine längere Reihe von Jahren 
ruhig benugen Tönnen. Cine zwangsweife Tilgung während biefer Zeit ftellt vie 
ganze Wirkung diefer Schulden wieder in Frage. 

Bon den zurüdzuzahlenden Schulven find viejenigen am nachtheiligſten, bei 
welchen die Tilgungspfliht des Staats am ſtrengſten gefaßt und die Tilgung 
am meiften auf kurze Zeit Toncentrirt if. Daher ift namentlich das firenge 
Zilgungsfonpfyftem zu verwerfen. Das Princip eines ſolchen Fonds ift 
das folgende. Der Staat gründet eine Tilgungskafſe, welde eine vom Fiskus ge- 
trennte juriſtiſche Perſon iſt. Diefe Kaffe wird zum Beginn aus ber Staatskaſſe 
mit einem Kapital dotirt und erhält auch wohl eine fortlaufende Iabresbotation, 
für immer ober bis zu dem Zeitpunfte, in weldhem die Einnahme ver Kafie eine 
gewiſſe Höhe erreicht bat. Indeſſen gehört dieſe fortlaufende Dotation nit zum 
Weſen des Tilgungsfonds. Vielmehr erwirbt der Bond nun durch Anlauf an 
der Börfe oder durch Einrufung nach dem Looſe Staatsobligationen, weldhe in 
fein rechtliches Eigenthum übergehen und fortwährend weiter verzinst werben, als 
ob fie noch in Händen des Bublitums wären. Diefe Zinfen bieten dann das 
Mittel zum weiteren Obligationenanlauf. Die Tilgung geht mithin dann nach Zinfes- 
zinsfägen vor fich, fo daß nach den gewöhnlichen muthematiichen Regeln bie ganze 
Staateihuld in einer nicht zu langen Reihe von Jahren getilgt fein müßte. 
Notorifh Hat dieſe verführeriiche Ansfiht dem Spflem überall am meiften zur 
Empfehlung gevient. Brice, welcher ven Borfchlag zu dem englifchen sinking fund 
gemacht hat, konnte Über die magifhe Wirkung des Zinfeszinfes nicht Staunen 
genug ausdrücken. Pitt bielt an dem Fond wie an einem ficheren Rettunge- 
mittel fefl. Torys und Whigs waren darin einerlei Anfiht (For, Sheridan 
u. f. w.), ein Beweis der Allmacht wirtbichaftliher Vorurtbeile. Leider iſt dies 
der Standpunkt des Rechners, nicht des Volkswirthe und Finanzmanns. Die 
Tilgung ging blos nad dem Mechanismus des Tilgungsfonde vor ſich, aber fie 
machte fi doch, mie man oft faft gemeint zu haben ſcheint, nicht von ſelbſt. Die 
Mittel zur Tilgung ober zur ferneren Verzinfung der vom Tilgungsfonb er- 
worbenen Obligationen waren ſtets durch Steuern aus der Boltswirthichaft zu 
ziehen, mit allen gewöhnlichen Folgen der Beſtenerung. Ob bie Tilgung wirth⸗ 
ſchaftlich erſprießlich fet oder nicht ‚vielmehr das Fortbeſtehen der Schuld den Borr 
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zug verbiene, darum kümmerte man fi nicht. Die feftgefegte Tilgung führte in 
beprängter Zeit oft genug blos zur Aufnahme neuer, theurerer Schulden, um die 
alten zu titgen. Eine reelle Tilgung fand alſo hier doch gar nicht ftatt. In ſolcher 
Zeit ſchadete der Zilgungsfond pofitiv, in günftiger Zeit war feine Thätigleit 
unnöthig. Trotz aller gefeglichen Kantelen wurde das Syſtem denn auch regelmäßig 
diefer feiner inneren Unhaltbarkeit wegen zuerft mobificirt, dann ſchließlich aufge 
geben. Dan ftellte zuerft etwa, ftatutenwibrig, vie beſondere Jahrespotation ein 
und befhränfte ven Fond auf die Einnahmen aus ten Zinfen feiner Obligationen. 
Damm folgte die Feftjegung eines Marimalbetrags, welden tiefe Zinfen erreichen 
durften, die Annullirung der übrigen Obligationen, vie Herabſetzung ber Zinſen⸗ 
einnahme. Darauf wurde ein Theil, fpäter fämmtliche Einkünfte des Fonds zur 
Dedung anderer Staatsausgaben mit verwandt, der Fond aljo feinem urfprüng- 
lien Zwed ganz entfremdet. Als bloße zwediofe Rechnungsinſtanz blieb er viel- 
licht noch eine Zeit lang beftehen, bis er endlich auch formell aufgehoben wurde. 

Das war im Wefentlihen der gleihmäßige Gang ver Dinge in brei Staaten 
von fo ganz verſchiedenen wirthſchaftlichen und politiichen Berhältniffen wie Groß⸗ 
britannien (f. Vd. IV, ©. 490), Frankreich und Oefterreih (f. Vd. VII, ©. 604, 
635). Man erkennt hieraus die Macht gleichartiger Finanznöthen und vie relativ 
geringe Bedeutung der formalen Staatsverfafjung für die Aufrechthaltung folder 
Tilgungsmaßregeln. Der Pitt’fhe Tilgungsfond vom Jahre 1786, das gefchicht- 
lich derühmtefte Beiſpiel, erfuhr fchon beim Ausbrud und mehr noch im Berlauf 
ver großen franzöfifhen Kriege ſtatutenwidrige Beihränfungen und Wandlungen, 
blieb jedoch im Ganzen In einer ven engliichen Finanzen fchäplichen Thätigkeit bis 
zam Jahre 1819, wo feine Funktion in der Hauptfache eingeftellt wurbe, bis im 
Jahre 1828 eine vollftändige Aufhebung erfolgte. Seitvem follten die zufälligen 
Ueberfhäfle im Staatshaushalte zur Tilgung verwenvet werden, bejonvere Finanz⸗ 
maßregeln, folche Ueberſchüſſe zu erzielen, fielen aber bezeichnender Weile fort. 
Jegt wird ſogar nur der vierte Theil diefer Ueberſchüſſe zur Tilgung benugt 
ii. 3. 1864 560,000 Pf. St.). Die franzöfifhe Tilgungekaſſe von 1816 verlor 
einen Theil ihrer Einnahmen durch Annullirung erworbener Renten bereits in 
ven Jahren 1825 und 1832, feit dem Jahre 1842 wurde ein weiterer Theil 
ihres Einkommens für andere Staatdausgaben mit verwendet, im Jahre 1848 vie 
Tilgung gänzlich eingeftellt, obwohl vie Kaffe formell beftehen blieb. Vom Jahre 
1859 an follte nah Urt. 21 des Finanzgeſetzes von 1858 bie Zilgung theilweife 
wieder beginnen, aber in Folge des Kriegs blieb es bei der guten Abſicht und 
der Urt. 3 des Geſetzes v. 5. Mat 1860 fuspenbirte die Thätigkeit der Tilgungs⸗ 
fafle zur Erleichterung der Zollreformen abermals. Die Aufhebung der Kaſſe 
unterbieibt im faiferlichen Frankreich vermuthlich, um gewiſſe Vorurtheile zu fhonen. 
Ueber den ganz anologen Verlauf in Defterreih |. vie oben angeführte Stelle. 
Ob und wie weit die einfeitige Beſchränkung und Aufhebung ſolcher allgemeiner 
Staatsſchuldentilgungsfonds das Interefle der Gläubiger wirklich verlegt, alſo rechts⸗ 
widrig ift, darüber läßt fi fein allgemeiner Sat aufftellen. Es kommt auf ben 
Wortlaut der betreffenden früheren Gejege und Erlafle an. Wenn vie Gläubiger 
thatfählich nicht immer empfindlich gelitten haben, fo erflärt fich die aus dem 
Umftande, daß unter den obwaltenden Verhältnifien, bei einer ſtarken Schuldver⸗ 
mehrang, meiftens andere Faltoren den Kurs der Papiere beherrichten. (Bol. 
Bagner, Ordnung d. öfler. Staatshaush. S. 106— 111.) 

Für einzelne Anleihen hat man mitunter Tontraftlih einen Speclaltilgung®- 
fend eingerichtet, indem neben einer Jahrespotation zur Tilgung, wie 3.8. 1%, 
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bes Unleihebetrags, auch die Zinſen der eingelösten Dligationen noch zur Tilgung 
verwendet werben (deutfche Staaten, Defterreih), Meiftens ging man aud bei 
einzelnen Anleihen zu einer gleihmäßigen procentweifen Tilgung 
über: der Staat verfprah, eine gleihe Quote des urſprünglichen Betrags ber 
Unleihe jährlich zu tilgen. Immer mehr ſucht man dabei die Tilgung auf eine 
lange Reihe von Jahren zu vertheilen, alſo Eleine ZTilgungsquoten zu flipuliren 
(1, ſelbſt 12%). Mitunter wird auch eine gleihe Summe, z. B. 19, des ur- 
ſprünglichen Betrages, zur Tilgung verwendet, was bann eine allmälig etwas ſtei⸗ 
gende Tilgung involvirt. Anleihen mit ſtarken Zilgungsqusten und lurzen Rüd- 
zablungsterminen werden gegenwärtig wohl allgemein verurtheilt und auch kaum 
durch die Noth des Augenblicks entſchuldigt. 

Die Tilgung geſchieht dann entweder buch Kündigung und Nüd- 
zahlung der ausgelosten Obligationen al Pari ober durch 
Rückka uf der Papiere an rer Börfe nah dem Kurs. Ürftere Form ift bie 
ältere und gilt als bie folivere. Preußen und manche dentſchen Staaten halten an 
ihr feſt. Sie hat aber einen entfchiedenen wirtbichaftlihen Mangel im Vergleich 
mit dem Börfenrädlauf, vefientwegen letterer doch wohl ben Vorzug verbient. 
An der Börfe werden diejenigen Papiere getilgt, welche vie Beſitzer zu realifiren 
wünfhen. Der Gläubiger erhält alfo hier jein Kapital feinem wirtbfchaftlichen 
Bedüurfniß geuräß grade in dem Augenblid, wo er es braucht, zurüd. Bei ber 
Ausloſung dagegen empfängt der Kapitaiift fehr oft fein Kapital wider feinen 
Wunſch zu ungelegener Zeit und verwendet es häufig nur zu abermaligem Au⸗ 
kauf von Obligationen. Belannt find die Störungen, Unbequemlichleiten, Berlufte, 
weihe durch vie Berlofung, 3. B. in Folge von Ueberſehen, verurfadt werben. 
Billige Berüdfihtigung des Interefies der Stantsgläubiger, wenn eine ausgeloste 
DObligation längere Zeit nicht zur Rückzahlung präfentixt wird, ift durchaus zu 
empfehlen. Da der Nüdlauf ein freiwilliges Geſchäft ift, fo läßt fi gegen einen 
etwaigen Gewinn des Staats dabei nichts fagen. Der Vorbehalt des Kündigungs⸗ 
rechts bleibt aber auf Mlle Bälle zwedmäßig, um die Obligationen nicht über Pari 
einiäfen zu müſſen. 

Eine befondere Art der zurüdzuzahlenden Schulden find die Zotteriean- 
leben. Das Kapital pflegt bier al Pari zurüdgezahlt zu werben, bie Zinfen 
vertheilen fich dagegen ganz ober theilweiſe in Form von Prämien unter die Obli- 
gationen nad dem Loofe. Formel unverzinslicde Anleihen heißen diejenigen, 
bei weichen der ganze Zinsbetrag als Prämie vertheilt wird, die ältere und 
verbreitetere Urt der Lotterieanlehen; verzinsliche dagegen heißen biejenigen, 
welche neben den Prämien einen gewöhnlichen laufenden Zins tragen. Die legtere 
Form iſt neuerdings vorzugsweiſe in Defterreih üblich geworben, um größere 
Summen aufzubringen. Denn der Kapitalift wird gegen die unfichere Hoffnung 
eines dermaleinftigen größeren Gewinns in ver Regel doch nur auf ein Kleines 
Kapital die Inufenden Zinfen einbüßen wollen. Die Lotterieanlehen find grund- 
ſatzlich durchaus verwerflidy, ihre große neuere Berbreitung gehört zu den traurigften 
wirthſchaftlichen Erfcheinungen der Zeit. Ethiſche, vollswirchichaftliche, felbft finanz- 
politiſche Gründe fprechen gegen biefe Anleiheform. Wie alles Lotterieweien tft fie 
eine unfittliche und nachtheilige Spekulation auf den Aberglauben, ven Leichtfinn, 
die Arbeitsſchen, vie Unwirthichaftlichleit der Bevölkerung. In kleinen Abſchnitten 
ausgegeben (es giebt ihrer zu A Thl., die Ansbadh-Gunzenhäujer!), untrennbar 
verbunden mit dem heillofen Bromefienfpiel, welches den Verkehr in viefen Effelten 
auch dem Unbemittelteren ermöglicht, wirken die Zotterieanlehen auf gewiſſe Volls⸗ 
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klafſen ſo ungünſtig, wie das Zahleulotto auf andere. Die Sparluſt wird im Keim 
erftiht, die Leute begnügen fich nicht mit der einfachen Verzinfung des Kapitals, 
ver Geſchmack am reinen Rentenpapier verſchwindet. Das vollswirthſchaftliche 
Kapital vermehrt fih nit fo raſch, dem durch Spielleivenfchaft verwöhnten 
Publikum müſſen immer neue Neizmittel geboten werben, um es zur Betheiligung 
an Anlehen zu vermögen. Allerdings ftellen fi im Zeitpunkt der Ausgabe Lotterie 
anleben für ven Staat oft nicht unbebeutend billiger, wie Rentenſchulden oder 
zurädzugahlende Schulden mit langen Tilgungsperioven. Aber daran ift zum Theil 
nur der tänftlih großgezogene Spielgeift Schuld, dem Publitum wird für bie 
Befriedigung feiner Spieluft eine hohe Steuer abgenommen. Der vom Staate 
auf Koften der Spieler gemadte Gewinn iſt oft genug ein vollswirtbichaftlicher 
Berluft, welcher fich fchlieglic auch wieder in financielle Nachtheile aufidst. Ferner 
bindet fi der Staat durch den Lotterieplan die Hände noch fefter, wie durch ven 
gewöhnlichen Tilgungsplan. Die Tilgung und Prämienzahlung in ungänftiger 
Zeit, die ungleiche Vertheilung der Prämien auf bie einzelnen Yinanzjahre, bie 
gehäufte Zahlung in einzelnen kurzen Perioden, 3. B. zu Anfang oder gegen das 
Ende der Zilgungsperiode, ftört die Ordnung bes Staatshaushalts oft empfindlich 
und verurfacht große Opfer. Endlich hindert der Lotterieplan den Staat au an 
einer Zinsreduftion in günftiger Zeit. Die zu einem hoben reellen Zinsfuß in 
Perioden großer Finanzuoth aufgenommenen Anleihen müſſen daher beftändig 
gleih hoch verzinst werden, aud wenn der Zinsfuß des Staats längft wieder 
ein ganz normaler if. Dadurch wirb oft genug ber Kleine Bortheil, zeitweilig 
Kapital zu einem etwas niedrigeren Zinsfuß geliehen zu erhalten, im Vergleich 
mit anderen Anlehen völlig aufgewogen werben. Die Lotterieanlehen haben daher 
in verflärktem Maße Alles gegen fi, was gegen zurüdzuzahlende Schulden einzu- 
wenten iſt. 

Zeit- und Feibrenten endlih waren früher, im 18., zum Theil noch 
im Anfang biejes Jahrhunderts, befonders im englifhen und franzöſiſchen Staats⸗ 
banshalte, nicht ganz feltene Formen der Schuldenaufnahme. Gegenwärtig kommen 
fie außer in England wenig mehr vor, in den meiften Staatshaushalten find fie 
ganz undelannt. In England wurben befonvers Zeitrenten- (auf 60 Jahre und 
beräber mitunter) bei der Kontrahirung der großen Kriegsanlehen als Ausgleichung 
und Prämie mit hinzu gegeben. Viefe Renten theilen vom volkswirthſchaftlichen 
und financtellen Gefihtspunkte ans die Mängel ver zurüdzuzahlenden Schulden, 
geftatten Feine Zinsredultion und führen ben Staat unpafjend in einen fremd⸗ 
artigen Geſchäftskreis hinein. Auch ift die Form der Kapitalrüdzahlung in Zeit 
und 2eibrenten vollöwirthfcheftlih und privatwirtbichaftlid betrachtet nicht eben 
empfehlenswerth, weil fie leicht zum rein konſumtiven Berbraud des Kapitals 
führt. Eine Frage nicht des. Staatäfchuldenwefens, fondern der Ürbeiterpolitif iſt 
8, ob der Staat, wie neuerdings in England verfuht wird, das Lebensver⸗ 
fiherungswefen für gewiſſe Boltskiaflen in feine Hand nehmen fol. 

Die Rentenſchuld halten wir nad den im Vorgehenden entwidelten 
Gründen für die vorzäglichere Staatsfhuldform. Sie allein entſpricht dem Be- 
dürfniß des modernen entwidelten Staats und der movernen Vollswirthſchaſt voll« 
ſtändig. Sie wird hier auch erft möglich, weil bie wirthfchaftlihen Bedingungen 
für fie gegeben find und die zu ihrer Durchführung erforderlichen politiichen und 
ehtlihen Bedingungen erfüllt werden können. Der Krebit der Rentenſchuld beruht 
llein anf dem unerfchätterlihen Vertrauen auf die ftete, regelmäßige, pünktliche 
unverlürzte Zinszahlung, während ber Krebit der anderen Schulbarten immer 
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noch durch beſondere Mittel daneben gehoben werden ſoll, wie die Rückzahlung 
des Kapitals, die Spielgewinnſtchance, mitunter auch die Pfandbeſtellung. Jenes 
Vertrauen wird im Rechtoͤſtaate mit ftrenger verfaffungsmäßiger, durch unab- 
hängige Organe auögeübter Finanzkontrole am vollftändigften vorhanden fein. Die 
Bedeutung der politiichen Staatöverfaflung für das Staatsfchuldenweien drückkt ſich 
derin aus, Namentlih muß bie Ueberzeugung beftehen Tünnen, daß der Staat als 
Staatögewalt nicht unter irgend welchen Ziteln und Vorwänden dem Staate al® 
Schuldner eine theilweife Abwälzung der Zinszahlungsverpflidtung ermöglide. 
Die Zinfen müſſen vor Allem jevem rechtmäßigen Bewerber oder Befiger des 
Schuldtitels und immer pünktlid am Fälligkeitstermin, in ter flipulirten Währung, 
alfo meiftens in der geleglihen Münze und ohne jeven Abzug unter dieſem ober 
jenem Titel, ausbezahlt werben. Alfo keine Moratorien, kein uneinlösbares Zwangs⸗ 
furspapiergeld, Teine gejegwinrige Münzverfchlechterung , keine Berechnung des 
Werths der Gelvfchulden nad dem Nennwerth ver Dlünze, keine Eouponfteuern 
oder Conponftempel over wenigftens im legteren Fall Erfag folder Abzüge an 
biejenigen, welche vie betreffende Abgabe als Einkommenfteuer nicht zu entrichten 
hätten (3. B. Ausländer, Berfonen mit einem Heinen Einkommen, — England, 
im Gegenfag dazu Oeſterreich)! 

Die Nentenfhuld kann eine unkündbare und eine fünpbare fein. 
Bei der erflen wird in Wahrheit eine immerwährende over ewige Rente 
fonftituiet, die Unfegung der Rente als Zinsfußprocent für ein Nominalſchuld⸗ 
fapttal iſt bier nicht nur nicht nothwendig, fondern eigentlich folgewibrig. Die 
ewige Rente ift grunpfäglich ftatt der kündbaren Rente empfohlen und als bie 
eigentliche lette Konfequenz ver Entwidlung der Staatsfhulpformen bezeichnet 
worden. Unferer Anſicht nach verdient inveflen die kündbare Rente den Vorzug. 
Man glaubte, die Garantie der Unkündbarkeit werde dem Staate zu Gute kommen, 
indem der Gläubiger für biefe Garantie ein Prämie in Form eines reellen Zins- 
minus zahlen werde. Diefes Zinsminus werde oftmals financiel mehr Werth 
haben, wie die Chance der Zinsrebuftion bei der fünpbaren Rente. Allein dies 
wird fchmerli der Fall fein. Die Garantie der Unkündbarkeit bat für ven 
Släubiger praftifchen Werth eigentlih nur, wenn die Kurfe hoch flehen und eine 
Kündigung zum Zwed ver Zinsreduktion zu befürchten if. In folder Zeitlage 
findet der Staat aber überhaupt willig und billig Krebit, wenn er ihn braudt, 
was in größerem Umfange dann gerave felten fein wire. Die Unkündbarkeit {ft 
Dagegen praktiſch werthlos in ungünftiger Zeit, wo der Staat viele Schuiven 
machen muß und der Kredit theuer ift. Je fhlimmer die Zeiten find, deſto weniger 
wird der Kapttalift auf lange Hinausfehen und einen fpäteren Vortheil, wie bie 
Untünpbarkeit, fhäten. Deshalb wird der Gläubiger unter folhen Umftänden für 
ewige Menten auch nicht mehr wie für kündbare zahlen. Der Staat würde ſich 
vermuthlich feines fpäter ſehr werthoollen Kündigungsrechts um einen jehr geringen 
Preis begeben. 

Fur die kündbare Rentenfchuld kann entweder blos eine Beſcheinigung über 
eine Renteninffription im großen Buch der Staatsihuld, d. h. alfo eine Be- 
ſcheinigung über das Recht zum Bezug des und des Betrags Jahresrente ausge⸗ 
ſtellt (Frankreich, England) over eine einfach verzinsliche Obligation mit ben 
gewöhnlichen Coupons, ohne daß der Staat eine Tilgungs pflicht übernimmt, 
ausgegeben werben (Deutſchland). Dies bedingt einen rein formellen Unterſchied, 
welcher das Rechtsverhältnig nicht berührt. Dan wird die üblihe Form wählen. 
In Deutfchland und Defterreih iſt die Obligation einmal eingebürgert. Die 
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öfterreichifche Nationalanlethe ift fo gut eine Rentenſchuld, wie es die""eng- 
liſchen Konfols und vie franzöfifhe Rente find. Die kündbare Rente ohne Obli⸗ 
gation wird in Zinsprocenten von einem Nominallapital ausgedrückt, indem ber 
Staat fi zu biefem Nennwerth der Schuld als dem Pari ein Künbigungsrecht 
vorbehält. Dies {ft unferer Meinung nad) der Grund, warum auch die franzöftfche 
Rente als FZinsprocent eines Schulpfapitals erſcheint. Wird die Rente nicht in 
biefer Form ſtipulirt, fo ift eine Zinsrebuftion und ihre rechtliche VBorausfegung, 
eine Kündigung des Kapitals, weder rechtlich noch faktiſch möglich. Denn dann 
bleibt dem Staate nur, wie bei der immerwährenden unfünbbaren Rente, der Rüd- 
fauf an der Börfe nad dem Kurfe offen, wobei fi eine Zinsreduktion von felbft 
verbietet: neue Schulden würde man nur zu dem Kurfe ober Zinſe ber alten 
Schulden aufnehmen können. Wieverholt war in frankreich von einer Zins⸗ 
reduktion der Rente unter der Reftauration und ber Julimonarchie die Rede und 
nad dem Staatöftreich iſt diefelbe unter Napoleon III. befanntlid vorgenommen 
worden. Manche Gründe fpredhen dagegen, aber kaum Rechtsgründe. Der Borbe- 
halt des Kündigungsrechts empfiehlt ſich eben wegen ber Zinsrebultion. Die legtere 
if, wenn der Staat die Nüdzahlung des Kapitals anbietet, rechtlich unangreifbar 
und darf finanz-politiich und volkswirthſchaftlich durchaus gebilligt werben (f. u. E.) 
B. Der Unterfchted zwifden verfiherten und nicht verfidherten 
Anlehen oder Schulden bezieht fih auf die Garantieen, welde dem Gläu- 
biger zur Sicherung feiner Forderung gegeben werben; er bat eine geſchicht⸗ 
liche und ſtaatsrechtliche Bedeutung, dieſe aber mit der Entwidlung des eigent- 
lichen Staatsbegriffs in der Gegenwart ziemlich eingebüßt. Nicht verficherte 
Schulden find ſolche, weldye der Staat auf feinen Perſonalkredit, verficherte folche, 
weile er auf feinen Realkredit aufnimmt, venn man kann dieſe Unterfcheidung 
zwiſchen Berfonal- und Realkredit paffend auf den Staat anwenden. In einer 
Zeit, wo der Staatsbegriff als folder noch faum vorhanden war, wo baher das 
ganze Binanzwefen noch einen mehr privatredtlichen Charakter hatte, eine principielle 
Scheidung zwifchen dem Staatövermögen und dem Regenten noch nicht erfolgt, 
wo außerdem bei den mangelhaften Nechtöverhältniffen ber Zeit eine Forderung 
gegen den Inhaber ver Staatsgewalt ſchwer geltend zu machen war, war e8 bad 
natürliche Beſtreben ver Stantsgläubiger, reelle Sicherheiten für ihre Forderung 
und für vie regelmäßige Verzinfung zu erhalten. Daher denn die Unlehen, welche 
auf gewiffe Domänen, Berg und Hüttenwerke, auf die Einkünfte aus gewiffen 
Steuern, 3. B. auf die Zölle ficher geftellt, d. b. hhypothecirt waren. Entweder 
wurde eme Generalhypothek auf die Domänen, biefe oder jene ©efälle 
im Allgemeinen eingeräumt, woraus bann freilich thatfächlih nur eine geringe 
Sicherheit des Gläubigers hervorging, oder der Staat beftellte fogar eine Spe- 
cialhypothek, indem z. B. ein beftimmtes Landgut privatrehtlich dem Gläubiger 
verpfänbet wurde, ober ein beftimmtes einzelnes Gefälle, auch wohl beftimmte 
bemeglide Güter des Staats, z. B. Kupfer- und Quedfllbervorräthe, worauf 
Vefterreih in Amſterdam und Genua noch am Ende des vorigen Iahrhunderts 
mehrmals Anlehen kontrahirte. Der Umfang ver Rechte des Gläubigers ergab ſich 
and dem Kontrakt. Dean ging mitunter fo weit, dem Gläubiger ganz dasfelbe 
Recht dem Staate gegenüber zu verbürgen, wie es der hypothekariſche Privat- 
glänbiger dem VPfandſchuldner gegenüber hatte. Der Gläubiger konnte daher gericht⸗ 
‚us z. V. auf Subhaftation des Pfands antragen, im alle die zugefagte Ver- 
sinfung und Kapitalrüdzahlung ftodte. Aber freilich war mit allen folchen formellen 
Rechten oft gegen die Regterung, welche Schuldner und Exekutor in einer Perjon 
BSluntſchli und Brater, Deutfches Staats⸗Wörterbuch. X 3 
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war, nicht viel auszurichten. Daher denn, in noch früherer Zeit zumal, die Ein⸗ 
räumung der Verwaltung und ſelbſt des Nießbrauchs von gewiſſen Domänen, 
auch wohl die Ueberlaſſung einer Zollſtätte oder Erhebung einer Steuer au den 
Glaͤubiger gegen das gemachte Darlehen, um ſich ſelbſt für Zins und Kapital 
bezahlt zu machen. 

Je mehr ſich die moderne Staatsivee und mit ihr ein georbneter Staats- 
haushalt entwidelte und die juriftifche Perfünlichleit des Staats hervortrat und 
vom Inhaber ver Stantögewalt getrennt ward, deſto mehr kamen biefe verficherten 
Anleihen außer Gebrauch. Der Gläubiger bepurfte ihrer bei der Berbeflerung ber 
Rechtsverhältnifie und ber immer umfangreiheren Benugung des Staatskredits, 
welche das Interefie des Staats und feiner Gläubiger mehr und mehr ibentifi- 
cirte, nicht mehr, und die Ordnung des Staatshaushaltes war fchlechtervings mit 
den dinglichen Rechten des Staats nicht vereinbar. Weber die Weiterentwidlung 
ſ. unten ven ſtaatsrechtlichen Abfchnitt, III. 

In Staaten mit fehr zerrättetem Kredite und in fehr ungünftigen Perioden 
find verficherte Anlehen allervings bis in die neueſte Zeit, ziemlich zahlreich und 
jest ganz in ven früheren privatredytlichen Formen, 3. B. mit Specialhypothel- 
beftellung, noch in den großen franzäfifcgen Kriegen im Anfang biefes Jahrhun⸗ 
derts vorgelommen (Anlehen auf Baumwolle Seitens der ſüdſtaatlichen Konföbe- 
ration). Hier beißt es meiſtens, Noth kennt fein Gebot, die Theorie hat hier gut 
rathen. So lange wie möglih follte man die verfidherten Anleihen vermeiden. 
Faſt immer find fie gleichzeitig zurüdzugahlende Schulden, alfo auch wegen biejes 
Umſtandes verwerflid. Der Staat fol lieter feinen Perſonalkredit ausbeuten und 
eine Zeit lang hohe Zinfen zahlen. Nimmt er die Schulden zu einem bem reellen 
entſprechenden Nominalzinsfuß auf, fo hat er die Ausficht, in günftiger Zeit den 
Zins zu reduciren und iſt doch nicht zu einer läftigen Tilgung verpflichtet. Ver⸗ 
pfänpbare Objekte müßten immer bis zum äußerften Nothfall aufgehoben bleiben 
und das Vorhandenſein eines ſolchen Nothfalls möglihft fpät anerkannt werben. 

Eine nur den heutigen Berhältniffen angepaßte Form der verfiherten Schulden 
ift die Pfonpbriefausgabde auf Domänen, die wiederholt z. B. in Oeſter⸗ 
reich neuerdings beabſichtigt wurbe und jegt leider ausgeführt zu werben ſcheint, 
um dem eigenen Krebite felbft das ſchlimmſte Zeugniß auszuftellen. Aehnliche 
Operationen beginnt Oeſterreich's Rival, Italien. 

Im Grunde genommen gehören zu den verfiherten Schulden übrigens aud) 
einige Schuldarten, bei welden dies Sachverhältniß nicht fo deutlich herwortritt 
und zum Theil die Einräumung einer folden fpeciellen Sicherung nicht einmal 
bie Bedingung für die Gewährung des Anlehens if. Wo z. B. eine von ber 
übrigen Staatsſchuld getrennte Eifenbahnjchuldentafie befteht, welcher die Einnahmen 
der Bahnen prioritätifch haften, da find bie betreffenden Eifenbahnjchulden eigent- 
ih zugleich Prioritätsohligationen ver Bahnen. Ein ſolches Verhältnig tft für die 
Schulden, mit welden privatwirtbichaftlihe Kapitalanlagen hergeftellt find, ganz 
paflend. Eine ähnliche Sachlage befteht für die von der Staatsſchuld getrennte 
Grundentlaſtungsſchuld, welcher gewifle Steuereinnahmen oder Grundabgaben haften, 
mag fie ftantsredhtlich zur Staatsſchuld gehören (Baiern) oder als befondere Provin- 
zialſchuld (Defterreich) Tontrahirt fein. Selbft die vollftändige Einräumung der 
Verwaltung und fogar diejenige des Nießbrauchs an Staatsgütern kommt als 
Sicherſtellung für Staatsſchulden Heute noh, wenn aud in etwas veränderter 


Form und in anderem Umfang vor. Die Meberlaffung von Domänen an bie ' 
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Grtrage und Beränßerungserlös (Bertr. v. 18. Oft. 1855) iſt ein Beiſpiel ber 
erften Art der Sicherftellung. Der fogenannte Verlauf ober richtiger bie 99-jährige 
verpachtung der Eifenbahnen an Gejellfhaften iſt nichts Anderes wie vie alte 
Form der Schuldaufnahme gegen die Einräumung bes Nutzungsrechts an einem 
Staatsgute (öſterr. Staatsbahnen, Süpbahnen, neuerdings ähnlich in Italien). 
Der ſchlechte Zufland der Finanzen brüdt den Staat überall auf einen Stanb- 
punkt herab, welchen beſſer fituirte Staaten längſt verlaffen haben. (Zuſicherung 
eines prioritätiihen Anſpruchs an die Zolleinnahmen, Einräumung von Zollftätten 
in Merifo u. ſ. w.) 

Zu den verfiherten Schulden find auch die Schulden, weldhe gegen Bürg- 
fhaftftellung aufgenommen werben, zu rechnen. Injoferne gehören theilmeife 
vie früheren Kammerſchulden, mitunter auch Privatfchulden des Fürſten und 
eigentlihe Staatsjchulden hierher, welde von den Ständen ober von einzelnen 
Berfonen, einzelnen Stäbten mit verbürgt wurden, foweit biefe Schulven nicht 
eigentlich ſtändiſche oder ſtädtiſche Schulden mwurben (in Defterreih 3. B. bie 
Schulden des Wiener Stabtbanco, wofür die Stadt Wien mithaftete; die flän« 
diſchen Aerarialſchulden, im Gegenſatz zu den ftändifhen Domeſtikalſchulden, 
waren dagegen für Staatszwede aufgenommene eigene Schulden der Stände). 
Solche Burgſchaftsſtellung tft heute antiquirt. Dagegen kommen noch Schulden 
vor, weldhe ein Staat unter Mitverbürgung eines anderen aufnimmt. Machtlofe 
oder Meinere oder Äärmere Staaten, wie z. B. Griechenland, bie Türkei, Sarbinien 
(im Krimmkriege), haben öfters eine ſolche Verbürgung mädtigerer Staaten nach⸗ 
juhen mäflen (vie drei Schugmädhte Griechenlands, die Weftmächte, aber auch 
England gegenüber Defterreih in ven Revolutionskriegen, Holland gegenüber Ruß⸗ 
land nad 1813). Kleine Staaten gerathen dadurch leicht in eine empfindliche 
politifche Abhängigkeit und zahlen fo für bie etwaige Zinkerfparniß einen fehr 
hohen Preis. 

C. Die Zwangsanlehen find nicht in der Lehre vom Staatsſchulden⸗ 
weien, fonbern in ver Lehre von der Befteuerung zu beſprechen. Gefichtspunfte 
ver Beftenerung müfjen für die Auflegung von Smangsanlehen maßgebend fein. 
Das Moment der Freiwilligkeit ver MWebertragung von gegenwärtigen Lei- 
fungen (Gütern) gegen das Berfprehen künftiger Oegenleiftungen ift für das 
Krevitgefhäft ein wefentiiches, woran wir mit der Mehrzahl der Fachgenoſſen 
gegen Knies fefthalten‘). Diefes Moment fehlt bei ven Zwangsanlehen, weshalb 
man biefe Anlehen von den eigentlichen oder freiwilligen burchaus unterfcheiden 
muß, wenn auch Analogieen zwilchen Beinen beftehen. Die einmal aufgenommenen 
Zwangdanlehen gehören freilid zur Staatsſchuld, das iſt aber für die Betrachtung 
diefer Anlehen von geringerer Wichtigkeit, während alles Gewicht darauf zu legen 
ft, daß dieſe Anlehen in dem Augenblick ver Auflegung wefentli Steuern einer 
befonderen Art find. Die Zwangsanlehen können wie die Steuern in indirelte 
und direlte getheilt werden. Das freilih höchſt verwerflihe indirekte Zwangs⸗ 
anlehen ift die Ausgabe von uneinlösbarem Zwangsturspapiergeld, ein Mittel 
ver Geldbeſchaffung, weldyes nur die Sophiftif eines Gent als eine Form ber 
indirekten Steuer in Schug nehmen Tonnte. Vgl. über das Papiergeld ven Artikel 
im Bd. VD. ©. 662. Auch foldes Papiergeld kann verzinslic oder unverzinslich 
kin. Im erfteren Fall wird es zu Gelddienſten noch weniger brauchbar. Die 





4) Bol. Knies’ Aufl. In d. Tüb. Ziſchr. f. Staatwifj. B. 15 u. 16 und meinen Aufl, 
AKtedit· in Mentzfeh, Handwörterb. d. Vollsiw.⸗Lehre (Kpz. 1864) S. 191. 
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direkten Zwangsanlehen, welche dann in der Regel verzinslich ſind, laſſen ſich den 
direkten Steuern in allen weſentlichen Punkten vergleichen, abgeſehen davon, daß 
fle verzinslich und eventuell auszahlbar find. Sie werden meiſtens auch nach den 
gewöhnlichen Beftenerungegrundlagen repartirt. Solche Zwangsanlehen find prin⸗ 
cipiell ſo wenig zu verwerfen, wie hohe Steuern, wenn der Bedarf des Staats 
fie fordert. Es iſt nur rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß fie ähnlich wie 
große Kriegsftenern auf richtigen Grundlagen gerecht vertheilt werben können, — 
um fo mehr, da der Staat, wie wir gefehen haben, nicht immer auf dem Wege 
der freiwilligen Anlehen ſich die nöthigen Mittel verjchaffen Tann. In den Revo- 
Intionsfriegen kamen mehrfach in Deutſchland Zwangsanlehen vor. Ungereht und 
unpolitiſch find viefelben, wenn fie, gleihjam als Strafe, einen einzelnen Landes⸗ 
theil allein treffen, wie 3. B. das venetiantfche Anlehen von 30 Mid. fl. im 
3. 1859. Große Nationalanleihen, wie zum Theil die öfterreichifehe von 1854, 
könnte man morallihe Zwangsanleihen nennen, 

D. Die Schulden find verzinslich oder unverzinslid. Die große Maffe 
der Schulden, welche auf nur etwas längere Termine aufgenommen find, trägt 
nothwendig Zinſen, denn dieſe bilden ja den Preis der Kapftalnugung und damit 
faft immer vie VBorausfegung der Krebitgewährung. Früher famen wohl dfters 
unverzingliche Schulden vor, 3. B. von Städten an den Landesfürften, aber folche 
Schulden hatten eben mehr den Charakter rüdzahlbarer Steuern, die Darleiher 
wurden dazu halb gezwungen over fie erhielten auch vielfach ven Zins in anderen 
Leiftungen bezahlt, z. B. in Privilegien, Beftätigung alter angefochtener Privile- 
gien u. f. w. Die Entwidelung des Staats und des Staatsfchuldenwefens brachte 
natürlich auch hier Wandlungen. Jegt find regelmäßig unverzinslih nur gewiſſe 
Ürten ſchwebender Schulden, Ausgaberüdftänte, unbezahlte Rechnungen u. f. w., 
wo mitunter dem Berechtigten ein privatrechtlicher Anſpruch auf Verzugszinfen zu⸗ 
ftehen könnte. Den widhtigften Theil der umverzinslihen Staatsſchuld bildet das 
(ohne Zwangskurs umlaufende) Staatspapiergeld, welches aber befanntlich 
faft nur in Preußen, ven deutfhen Staaten und in Holland vorkommt (f. ven 
Art. Papiergeld in Bo. VII. ©. 653). 

E. Bon anderen Formpunften bes Staatsſchuldenweſens betrifft der 
wichtigfte die Wahl des Nomtnalzinsfußes der Schuldverfchreibungen. Es 
handelt fi fpeciell darum, vie formellen Bedingungen zu erfüllen, melde bie 
Rentenſchuld für den Staat beſonders nützlich werden laſſen. 

Schulden. können entweder zu dem Nominalzinsfuße, welder dem jeweiligen 
reellen Zinsfuße des Staats gleihlommt oder doch nur wenig davon abweicht, 
mithin genau al Bart oder faft al Bari, oder zu einem wefentlich niebrigeren 
Nominalzinsfuß und bebeutend unter Barl, oder envlid zu einem böhern Nomi⸗ 
nalzinsfuß und über Pari abgefchloffen werben. Das erfte Syſtem führt zu wech- 
jelnden Nomiralzinsfüßen je nach dem Stande des Staatskredits und der Lage 
des Geldmarkts, bei den zwei anderen Syſtemen kann man möglicher Weife einen 
beftimmten Nominalzinsfuß für alle Schulden beibehalten. Hier müſſen vorzugs- 
weife die beiden erften Syfteme geprüft werden. In der Prarts iſt das zweite 
Syſtem beſonders verbreitet, zum Theil allerdings nicht aus principiellen Grün⸗ 
ben, fondern nur gewohnheitsmäßig, indem ber zufällig einmal gewählte niebrige 
Zinsfuß, namentlich der landesübliche Nominalzinsfuß ftets, aud in ungünftigen 
Perioden, feftgehalten wurde. Man kann dieſes Syſtem das der (nominell) niedrig 
verzinsliden und im Gegenfag dazu das erfte das der (nominell) hoch verzind- 
lichen Schulden nennen, da der Unterſchied praftifch meiftens darauf hinauskommt. 
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Die Theorie hat, ungeachtet der vielfachen Abweichungen der Praxis, das 
letztere Syſtem in der Regel auch principiell befürwortet. Nur einen namhaften 
theoretiſchen Vertreter hat das andere Syſtem neuerdings gefunden, den engliſchen 
Statiftiler New march, welcher die oft getadelte Form, unter welcher Pitt 
die großen engliſchen Anleihen in den erſten acht Jahren der Revolutionskriege 
aufgenommen hat, vertheidigt und auf Grund ſtatiſtiſcher Berechnungen zu dem 
Reſultate gelangt, daß die 30/, Konſols dem Staate ſchließlich erheblich billiger 
gelommen feien, als eö mit 50/, Papieren der Fall geweſen wäre. Eine Reihe 
von Gründen zu Gunſten ber niebrig verzinslihen Schulden iſt durchaus unhalt- 
bar, ja zum Theil kindiſch. Dan fcheute fih z. B. durch Bewilligung eines hohen 
Rominalzinsfußes offen die Zinstare des Wuchergefeges zu übertreten. Man 
braucht gar nicht einmal mit H. A. Zachariä anzunehmen, daß diefes Geſetz 
anf den Staat als Schuloner keine Anwenbung findet, jedenfalls wurbe es durch 
tie unvermeidliche Bewilligung eines bie Zinstare Üüberfteigenden reellen Zinsfußes 
gerade fo gut übertreten und zugleich rief der Staat Verlegungen des Anaſtaſiſchen 
Geſetzes hervor. Ferner fcheute man fih aus Furt vor dem Äußeren Anfchein, 
offen einen höhern als den üblichen Zinsfuß feftzufegen, ein ſchwächlicher Eitel- 
feitsgrund, der kaum in Frankreich Bedeutung haben möchte. Mehr Gewicht Hat 
vie Rüdficht auf die Gleichförmigkeit des Zinsfußes. Diefe Gleihförmigkeit erleich- 
tert das Rechnungswefen und foll nen Berlehr in den Staatspapieren beförbern. 
Aber ihr Einfluß wird wohl etwas überfhägt, während andrerfeits die Mannig- 
faltigfeit der Zinsfäße und Obligationsfategorien bei dem andern Syſtem nidt 
fo groß zu fein braucht, wie man behauptet hat. Denn fleinere Abweichungen 
vom Pari find zuläffig. Der Zinsfuß kann um bequeme Bruchtheile variiren und 
danach der Emiſfionskurs geftellt werden. Der Anſatz des Zinsfußes in Ganzen 
mit Decimalbrühen würbe die Rechnung kaum erfchweren. 

Der Hauptgrund für die niebrig verzinslihe Schuld iſt aber die behauptete 
relative Billigkeit derſelben. Für ven Staat als Schulpner Tdst ſich die Frage 
wieder in eine Verzinfungsfrage auf. Wenn niedrig verzinslihe Schulden einen 
beſſern Kurs erzielen, fo eripart der Staat einen jährlihen Zinsbetrag. Wenn 
biefer Betrag bis zu dem Zeitpunkte, in welchem eine hoch verzinsliche Schuld 
auf den niebrigen Zinsfuß reducirt und baher ein entſprechender Gewinn am 
Kapital gemacht werden Könnte, Yapitalifirt dieſen letzteren Gewinn überfteigt, fo 
verdient das Syſtem der niedrig verzinslihen Schuld ven Vorzug. Gelegentlich 
faun dieſer Fall vorkommen, aber es iſt durchaus falſch, es als fefte Regel anzu- 
nehmen, daß ein Staat bei niedrig verzinslihen Schulden ſich immer beſſer ſtehen 
wird. Denn keineswegs ftellt fi der reelle Zins dieſer Schulden ftets niedriger 
oder doch nicht hinlänglich niedriger, wie der Zins ver hoch verzinslihen Schul« 
den. Sa, es fprechen im Gegentheil gerade allgemeine Grüne für die Wahrfchein- 
ügfeit, daß in den Zeiten, in welchen maflenhaft Schulden aufgenommen werben 
mäflen, in Kriegszeiten mit Baiffetendenz ter Kurfe, der mitunter vorhandene 
Lortheil des Stants bei der Ausgabe niedrig verzinsliher Schulden ganz ober 
großentheilß verſchwindet. Hus kiſſon bemerkte einmal: „Der Preis der öffentlichen 
Fonds hängt nicht allein vom Werthe der reinen Rente ab. Er bilbet fi viel- 
mehr aus dem Werth diefer Rente und der Ausfiht auf ein Steigen des Werths 
des Nominallapitale, welche auf das Gemüth des Käufers wirkt." Ganz richtig. 
Daher dann die Erſcheinung, daß oftmals, namentlich in ruhiger Zeit, der Kurs 
des niedrig verzinslichen Papierd relativ bedeutend höher, mie ver des hodyverzins- 
lien ift, weil erfteres einen größeren Spielraum für bie Spekulation bis zur 
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Erreichung des Part bietet und letzteres einer Kürsigung und Zinsreduktion näher 
ſteht. Dies gilt von der frar 3ſ.ſchen 30%/, Rente im Bergleih zur 41/, und 
früheren 59/, Rente, von den engl. hen 30/, Konfols im Berg’ :h zu den 59), 
Schulden. Aber a priori läßt ſich vermuthen, daß in Staaten, deren Staatöpapiere 
wenig Chance zu fleigen haben, und in Zeiten, wo eine folde Chance auch in 
anderen Staaten fehlt, biefer rela.iv beflere Kurs, ein wahrer Spekulationskurs, 
der niebrig verzinslichen Papiere fort;sllen wird. Der Gläubiger, welcher zun ächſt 
feine Ausfiht bat, am Kurs, alfo am Kapital zu gewinnen, und bie fpätere 
Ausfiht ſchwerlich Hinlänglid würdigt, wird am Zins nichts verlieren wollen. 
Auch der Drud, welcher in günftiger Zeit durch die Möglichkeit einer Kündigung 
und Zinsrebuftion auf den Kurs hoch verzinsliher Schulden ausgeübt wird, fällt 
in folhen ungünftigen Zeiten fort. Debuftiv läßt fi alfo die Regel ableiten, daß 
ber relative Kurs und mithin ber reelle Zinsfuß von Schulden eines hoben und 
niedrigen Nominalzinsfußes fih in ungünftigen Perioden mehr und mehr aus- 
gleichen und vielleicht ganz gleichftellen wird. Diefer Say wird dur die Erfah- 
rung beftätigt. Die äfterreichifhen Papiere von verſchiedenem Zinsfuße ftehen faft 
genau gleich, d. 5. werfen venfelben Zins ab. Selbft die 30/, franzöſiſche Rente, 
welche feit Lafitte's BVorfchlägen zur Bertheidigung der niedrig verzinslichen 
Schulden fo häufig angeführt wird, hat in fchlimmen Zeiten (1830, 1848, 1850, 
1859) immer fehr raſch faft denfelben relativen Kurs wie bie 5= und 41/,0/ ige 
Rente erreiht. Iedenfalls würde hiernady in diefen Staaten vie hoch verzingliche 
Schuld vorzuziehen fein. Zumal in Frankreich, wo der landesübliche Zinsfuß für 
befte Sicherheit A—5 und ber Staatszinsfuß über 49), ift, führt die Schuldauf⸗ 
nahme in Form 30/ iger Renten nur zu einer viel länger dauernden, vielleicht 
bleibenden Belaftung des Budgets mit dem ganzen Zinfenbetrage, während 5, 
41/, und A ige Renten vermutblih in nicht ferner Zeit herabgeſetzt werben 
fönnten. Newmard bat nun allervings über die Pitt'ſchen Anlehen eine Be- 
rehnung angeftellt, aus welcher hervorgeht, daß der Staat bei den 3%/, Schulden 
einen bebeutenden Gewinn im Vergleih mit 50/,igen gemadt bat. Angenommen, 
biefe Berehnung und die weiter daraus gezogenen Schlüffe feten richtig, fo würbe 
dies nur abermals zeigen, daß England fi aud in dieſem Punkte beflerer Ver⸗ 
hältniffe rühmen fann, wie der Kontinent und die Thatfahe einen neuen merf- 
würbigen Beleg für tie wirthſchaftliche Spannkraft dieſes Landes während ber 
Revolutionskriege Yiefern. Denn es bewiefe, daß im Ganzen immer wieder bie 
Hoffnung auf ein Steigen der Kurfe vorberrfchte. Uebrigens zeigen auch die Kurfe 
ber englifhen 3, 4 und 59/, Fonds in den 1790er Jahren eine immer größere 
Tendenz zur relativen -Ausgleihung, je fchlimmer die Lage wird (1796 gegen 
1792)5). Als allgemeingiltig Tann man daher zwar den Sat, daß bie hoch ver- 


5) Bal. Newmarch, on the loans vaised by Mr. Pitt 1793—1801. Journ. of the 
statist, soc. vol. 18 (1855) p. 10% f., 242 ſſ. Newmarch herücfichtiat in feiner vernleichens 
den Berechnung der mutbmaßlichen Koſten 5%) iger ftatt der wirfiich erhobenen 3%, tigen Anleben 
die allmäblige Ausaleichung der relativen Kurfe wohl nicht nenügend. Am März 1793 trugen 
3 9% ige Conſols 3.9, 50/, ige 4.819/,, für erhobene niedrig verzinäfiche, reſp. zu erbebende hoch ver⸗ 
zinsliche Anfehen berechnet Newmarch 4.166 und 5.19%, welches Verhältniß angemeflen fein mag. 
Am November 1796 trugen 3%Miae 3.35 und 5%,tige 5.8, alſo flatt der früheren Differenz 
von 0.91 oder 23.30, nur noch 0.6 oder 8.6 0), Unterſchied, während für die neuen Unteben 
c. 5.% und 6.250), alfo eine Differenz von 0.85 ober 15.3 0%, angrfeßt ift. Dies ift offenbar zu 
viel. Das Endrefultat würde fi) daher chenfalld anders geftalten, ſelbſt bier wohl zum Nachtbeil 
der niedrig verzinslichen Schulden, wahrend Nemmarch den Gewinn an den Anleben der 3. 1793 
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zinsliche Schuld dem Staate mehr Vortheil gewährt, nicht hinſtellen. Aber doch 
ſtellt er die Regel dar, nur ausnahmsweiſe wird die niedrig verzinsliche Schuld 
zu bevorzugen ſein. Die konkreten Verhältniſſe der Kursbewegung der einzelnen 
Staaten find bei der Wahl des Nominalzinsfußes zu berüdfichtigen. Je ſchlechter 
ber Krebit eines Staats und je bevenfliher die öffentliche Lage iſt, um fo mehr 
Ipricht die Bermuthung für die Nichtigkeit der Wahl hochverzinslicher Schulden. 
Nebentus und Rau fcheinen uns in biefer Frage volllommen Recht zu behalten. 

Wie Im Vorhergehenden ſchon angebeutet worden, fo geftatten in ber Regel 
nur die hochverzinslichen Schulden eine fpätere Zinsrenuftion. Die Möglichkeit 
einer folgen ift um fo mwerthuoller für den Staat, einen je größeren Theil feiner 
Schulden er gewöhnlich in ungünftiger Zeit (Krieg) zu einem hoben, ven üblichen 
bedeutend überfteigenven reellen Zinsfuße aufnehmen muß. Bis 5. B. Frankreich 
bie 30/, Renten aus dem Krimfriege und dem ftaltenifhen Kriege zur Reduktion 
fündigen kann, muß erft der Staatszinsfuß dieſes Landes auf vielleiht 23/,%, 
gefunten fein, während ein Nominalzinsfuß von 4 bis 50), viel früher eine ſolche 
Operation ermöglichte. Wenn Oefterreih und Italien felt Jahren 59%), Schulven 
bedentend unter Bari aufnehmen, während ihr reeller Zinsfuß von 59%), auf 6 
bis faft 9 9/,, den zeitweiltgen ungünftigften Stand mit berüdfichtigt, geftiegen tft, 
fo laften fie fi daburd eine Zinsſumme für Iahrzehente, vielleicht für ein Jahr⸗ 
hundert auf, welde vermuthlich bei der Wahl Hochverzinslicher Schulden viel früher 
vermindert werben könnte. Preußen, die deutſchen Staaten und andere europäffche 
Mittelſtaaten erfreuen fi eines guten Krevits, ihr Zins entſpricht dem landes⸗ 
übfihen. Daher nehmen fie gegenwärtig faktiſch ihre Schulden meiftens al Part 
oder faft al Part auf. Es ift zu wünſchen, daß fie in ungünſtiger Zeit biefe Ge 
wohnheit zum Grundfag erheben. 

Die kündbare Rentenfhulb iſt oben mit aus dem Grunde, dem Staate bie 
Möglikeit einer Zinsrenuttion vorzubehalten, bevorzugt worben. Die Zins- 
retuftion führt dann zur fogen. Konverfion oder Umwandlung der Staatsfhulb, 
bier zur Konverſion der hoch verzinslichen in eine niebrig verzinsliche. Die recht⸗ 
liche Boransfegung der Zinsrevuftion und Konverfion ift das dem Staate zufte 
hende Kündigungsrecht. Der Staat kündigt das Kapital, Bietet aber feinen Glän- 
bigern gleichzeitig eine Novation der Schuld zu einem niebrigeren Zinsfuße an. 
Jeder Zwang muß freng vermieben werben, er iſt aud für den Staat feläfl 
ein zweifchneidiges Hilfsmittel. Nur die durchaus freiwillige Konverfion verbient 
tehtlihe und finanzpolitiſche Billigung. Die wirthſchaftliche Vorausſetzung einer 
erfolgreichen Konverfion iſt ein entiſprechendes Sinken des Zinsfußes, zu welchem 
ver Staat Geld bekommen kann. Es iſt keineswegs nothwendig, daß z. B. 6%, 
Schulden den Kurs von 120 erreichen, um auf 59/, reducirt werben zu können. 
Im Gegentheil wird der Kurs eines Papieres, welches eine Kündigung zu erwar⸗ 
ten hat, gar nicht viel über Part fteigen können, felbft wenn ber reelle Zinsfuß 
des Staates noch flärker geſunken iſt. Ein ſolches Kursfteigen ift auch nicht wün- 
Ihenswerth, weil e8 den Gläubiger mit Kapitalverluft bedroht und ber Staat bie 





bie 1800 (erhobene Summe 139.53 Mid. Pf. St., verfähriebene 3%, Conſols 224.08 Mit. nebft 
755 Mill. Kapital für mitgegebene Beitrenten) auf 27.26 Mit. Pf. St. genen 5%, ige Schulden 
beredhnet, unter Annahme einer Reduktion der letzteren am 1. Ian. 1826. Vgl. meine „Orbnung 
des öflert. Staatshaushalts“ S. 204-225, wo u. A. ©. 217 eine Berechnung über die relas 
ie Verzinfung der verſchiedenen franzöfffhen Renten angeftellt if. Die Zinsdifferenz von 0.5 bis 
07%, zu Gunften der 30/, Rente ſchwand 1850 faft vonftämdig. 
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Herbeiführung eines ſolchen Verluſtes möglichſt vermeiden muß. Der Staat muß 
nur gewiß ſein, Geld zu dem angebotenen neuen Zinsfuße in der erforderlichen 
Menge erhalten zu können. Dann wird ber Gläubiger für fein Kapital bei glei⸗ 
cher Sicherheit und Annehmlichkeit der Annahme fehwerlih einen höheren Zins 
finden und in die Rebultion einwilligen. Da immer einige Perfonen ihr Kapital 
zurüdforbern werben, fo muß der Staat bei einer größern Konverfionsoperation 
entfprechende Fonds bereit haben. Er läßt fi zwedmäßig in dieſem falle mit 
Banquiers oder Öffentlihen Banken, durch veren Vermittlung das Geſchäft meiftens 
am Belten durchgeführt wird, in Verbindung ein. Die Provifionen Hierbei over 
bie Heinen Prämien, welche in biefer ober jener Form dem novirenden Gläubiger, 
um ihn für das Geſchäft geneigter zu machen, geboten werben, bilden eine Aus⸗ 
gabe, vie felten gegenüber dem Gewinn in's Gewicht fallen wird. Im Uebrigen 
muß das Gefhäft ſtreng nad den civilrechtlichen Regeln abgewidelt werden. Ge⸗ 
ftattet der Kursfland eine Reduktion nicht, fo find künſtliche Börſenmanoeuvres 
und die Ausübung eines indirekten, moraliihen Zwangs auf die Staatsgläubiger 
fiher nicht zu billigen. Deßhalb muß bie legte Foulv’fcye Operation, die Umwand⸗ 
Yung des Reſts der franzöfifhen 4 1/,%/, in 3 9), Rente getadelt werden. Auch 
die von der Heydt'ſche Maßregel des J. 1861 in Preußen war buch den Kurs- 
ſtand nicht unterftügt und fcheint aud) nur zum Theil geglüdt zu fein. Sonft ift 
die Reduktion im Intereffe der Finanzen zu empfehlen. Der Staat bat das 
Recht und gegen die fteuerzahlende Bevölkerung pie Pflicht, feine Zinjenlaft thun⸗ 
ih zu vermindern, wenn fein Kredit oder bie allgemeine Lage fich gebefiert haben 
und ihm die Aufnahme von Schulden zu einem niebrigeren Zinsfuß geftatten. 
Ausſchließlich financielle Nüdfihten brauchen deshalb den Staat au in biefer 
Angelegenheit nicht zu leiten, denn ber Staat bat oft andere, höhere Intereffen zu 
vertreten. Die Rüdfiht auf gewiſſe Klaffen der Staatsgläubiger fann zum Auf⸗ 
{hub der Reduktion ober zu einer Heineren Reduktion rathen. Unter Louis Philipp 
unterblieb die Reduktion der 59/, Rente, trogdem die financtellen Beringungen 
bafür damals fo günftig waren, wie nie wieber, aus fehr Iauteren Gründen, 
namentlih um bie kleinen Leute und die wohlthätigen Anftalten zu ſchonen, deren 
Erfparniffe meiftens in der 59/, Rente angelegt waren. Man fürchtete, daß von 
biefer Seite hinterher andere Anforderungen um financielle Beihilfe geftellt werben 
könnten. Auch die Lage des Geldmarkts, die berrfchenve fpefulative Stimmung ifl 
zu berüdfichtigen. Mitten in einer Zeit wilder Spekulation liegt pie Gefahr nahe, 
daß viele Staatsgläubiger, befonders auch Fleinere Kapitaliften, welde eine Ein- 
buße ihres Einkommens empfindlich ſpüren, fi einer ertrapaganten Spekulation 
in die Arme werfen und ihr Alles verlieren (England 1823, Reduktion der 59), 
Schul auf 4%,, Branfreih 1852, Nentenlonverfion nad) dem Staatäftreih, 5 
auf 41/,9/,). England, Preußen, viele deutſchen Staaten, felbft Defterreih einmal 
haben wieberholt Zinsrebuktionen alter Kriegsſchulden im Laufe viefes Jahrhunderts 
mit Erfolg durchgeführt. Eine ähnliche Dperation find bie Zinsrebuftionen ber 
Prioritätsobligationen unferer Eifenbahnen. Auch bier macht das franzöfiſche Sy⸗ 
ftem 30/ iger Papiere (franzöfiihe Bahnen, öſterr. Staatsbahn, Süpbahn) eine 
folhe Maßregel unmöglich. 

Die umgelehrte Art der Konverfion iſt die Umwandlung niedrig verzinslicher 
in hoch verzinslihe Schulden. Diefe Operation kann in Staaten mit fehr hohem 
reellen Zinefuße, in welchen bie früheren Papiere ſtark unter Pari gefunfen find, 
fehr räthlich fein, um ſich dadurch für fpäter die Möglichkeit einer Zinsrebuftion 
zu eröffnen. Staaten wie Defterreih und Italien hätten das dringenbfte praftifche 
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Intereſſe, eine folhe Konverfion ins Auge zu faflen.E) Selbſtverſtändlich darf auch 
fie nur eine ganz freiwillige fein. Um die Gläubiger dazu zu bewegen, wird man 
ihnen Heine unmittelbare Gelvvortheile einräumen müflen. Es ift aber fehr wahr- 
ſcheinlich, daß der Staat demungeadhtet ſich bei der Operation fehr gut flehen 
wird. Eine ſolche Konverfion läßt fih zwedmäßig mit einer neuen Anleihe in 
Verbindung Bringen, indem ohnehin zur Ausgleihung Meine Aufzahlungen kaum 
zu vermeiden find. rüber kamen foldhe fogen. Arrofirungsanlehen nidt 
ganz felten vor (Defterreih 1816, Bd. VII. S. 603), mitunter au als Zwang» 
anlehen, indem die Befitzer niebrig verzinslicher Obligationen zu beftimmten Nad- 
(hüffen geswungen wurben, wofür fie dann höher verzinsliche Papiere erhielten, 
natärlich eine durchaus rechtswidrige Maßregel und eine beſonders ungeredhte und 
verwerflihe Korm eines Zwangsanlehens. 

Die Währung der Anlehen wird meiftens vie allgemeine Landeswährung 
fein. Formell auswärtige oder ſolche Anlehen, bet welhen ver Staat eine ftarfe 
Betbeiligung des Auslands wünſcht, werben öfters paffend in fremder Währung 
abgeſchloffen (englifche Anlehen des Kontinents, namentlich Defterreihs, Rußlands, 
ver Türkei, Griechenlands u. f. w. und ber mittel- und ſüdamerikaniſchen Repu⸗ 
bliten wohl in Pf. St., ſtandinaviſche und ruffifche Anlehen in M.B., in fl. holl., in 
Zhlm., in Frks.). Je weniger Sicherheit pie Geldverhältniſſe eines Staates bie⸗ 
ten (Oefterreih, Türket), um fo mehr wird der auswärtige Gläubiger ober ber 
Anleiheunternehmer Werth auf die Wahl einer feften fremden Währung für bie 
Kapitalzahlung und die Zinfen legen (Papiergeldweſen). Staaten mit Papiergelb- 
währung (Defterreih, Norbamerifa) Tontrahtren oft auch inländiſche Anlehen in 
Münze mit Metallverzinfung over noch öfter in Papiergeld mit Metallzinfen. 
Dies Tiegt im Intereffe des Staatskredits (Defterreihifches Nationalanlehen, nordame⸗ 
rilaniſche Staatsihuld im jüngften Kriege). Freilich ſtellt ſich durch das Agio, wel: 
des der Staat für etwaige Münzanfäufe aufwenden muß, bie Berzinfung in 
ſchlinmen Zeiten hierdurch theurer, ein Nachtbeil, welcher durch andere Vortheile 
wieder anfgeiwogen wird. Defterreih und Nordamerika haben fih durch bie Ver⸗ 
ordnung, daß die Zölle in Münze zu bezahlen find, eine Einnahmequelle zur 
Zahlung der Metallzinfen offen erhalten. Mitunter werden Zölle für ſolche Zwecke 
verpfändet werben müſſen. In den Vereinigten Staaten bat man begonnen Papter- 
gelbverzinfung zu verabreden, als bie jährlihe Zinsfumme der enormen Schuld 
vie Höhe der Zolleinnahmen erreichte Die Auszahlung von Zinfen ober 
Rapitalien, welche in Münze ftipufirt ift, in entwerthetem Paptergelve ift natürlich 
völlig rechtswidrig und nichts Anderes als ein theilmeljer Staatsbankerott (öfter- 
ih. Metalligues feit 1848). Selbft die Auszahlung in Papiergeld nach deſſen 
Kurs ſtatt nach tem Nennwerth iſt nicht zu billigen (öfterr. Nationalanlehen 1859 
im Hal, Krieg und wieder Anfang 1861), immerhin aber allein am Orte, wenn 
ter Staat die Metallverzinfung einftellt. 

Das Domici! der Anlehen ift in der Regel vie Hauptftabt des Staats. 
Hier wird die Staatsſchuld verwaltet, bier die Zinſen bezahlt. Für formell aus⸗ 
wärtige Anlehen wird daneben oder felbft ausfchlichlih ein fremder oder mehrere 
fremde Börfenpläge als Domici! gewählt (Frankfurt, Amſterdam, London für einige 
öfterreichifche, dieſe Pläge und Hamburg für ruffifche, letzteres befonvers auch für ſtan⸗ 





6) Ein Darauf hinzielenter Norfchlag für Defterreih, eingehend erläutert und motivirt, in 
meiner „Ordnung des öflerr. Staatshaushalts“ S. 225—262, im Princip gebilliat von reis 
bern von Hoc in einer Anzeige diefer Schrift in d. Oeſterr. Wochenſchr. 1863 8. 11. ©. 4. 
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binavifche Anlehen). Auch für gewöhnliche inlänpifche Anlehen, deren Unterbringung 
im Ausland erwünſcht ift, wird fehr zwedmäßtg dem fremven Kapitaliften ber 
Zinfenbezug u. ſ. w. an den Hauptbörfen des fremden Landes ermöglicht. Dies ift 
befonvers für die zahlreiche Klaffe der Heinen Kapitaliften von Werth. Die Zu⸗ 
buße des Staats an Banquierprovifion, etwaigem Kur» und Wechfelverluft wird 
durch die größere Beltebtheit, weitere Verbreitung und ben baraus hervorgehenden 
böhern Kurs der Papiere mehr als gebecdt werben. Die großen internationalen 
Kapitalaffociationen, wie die öfterreihiihen und ruffifchen Eifenbahngefellihaften, 
find mit richtigem Beifpiel vorangegangen. Auch Preußen zahlt freiwillig die Zin- 
fen einiger Anlehen in Hamburg aus. 

Die Stüde (Appoints) der Obligationen werben in der Regel auf runde 
Nominalbeträge lauten, u. 3. je nach der Schwere des Münzfußes, der Höhe des No⸗ 
minalzinsfußes, der Betheiligung des Heinen und großen Kapitals auf höhere und 
geringere (in Deutſchland meiftens 100 Thl. oder 100 fl., mitunter auch 50 fl., 
in Defterreidy felbft 20 fl.). Die Obligationen lauten entweber auf den Namen 
oder auf den Inhaber. Letztere Form ift mit der Entwidlung des Krebitver- 
kehrs immer beliebter, mit der Verlängerung ber Rüdzahlungstermine und Der 
Befeitigung der Tilgung aud immer nothwentiger geworben, damit ber Rapitalift 
durch einfache formlofe Weiterbegebung feines Papiers fein Kapital leicht realifiren 
könne. Die Einführung des Inhaberpapters ift einer der wichtigften Fortſchritte 
in den Formpunkten des Krebitwefens. Die Anerkennung des Blankoindofſements 
bei auf Namen lautenden Papieren Hat ebenfalls große Wichtigkeit. Die beutfche 
Dbligation hat vor ber franzöflfhen und englifben Inffription und Umſchreibung 
große Vorzüge. Papiere im Eigenthum juriftifher Perfonen werden mitunter 
vintulirt, fo daß die gewöhnlichen Formen der Uebertragung ungiltig find. 
Ueber Amortifation, eventuelle Binbifation u. f. w. gelten in Ermanglung 
befonverer Beftimmungen bie Grunbfäge des Privatrehts. Auf die äußere Aus- 
flattung der Obligationen und Eonpons ift Sorgfalt zu verwenden, um Yäl- 
ſchungen zu erſchweren, ein in ver Prarid noch zu wenig beachfeter Punkt. 

Die Urt der Begebung von Anlehen Tann eine breifadhe fein, die all- 
emeine öffentlide Subſtription, die Uebereintunft mit Zwiſchen—⸗ 
ändlern (Banquiers) — bie beiden Hauptmethoden ber Anleihebegebung —, 

enblih der unmittelbare Verkauf auf eigene Rehnung an der Börfe. 
Für Heinere Poften ift Letsteres mitunter ftatthaft, für größere felten, denn unver- 
meinlih wird der Staat dabei zum Börfenfpefulanten und geräth in Gefchäfte, 
zu weldhen ihm der Beruf und die Fähigkeit fehlt (Berfchleuderung der von Brud 
„üUberemittirten” 111 Millionen des Nationalanlehens und der aus dem Tilgungs- 
fond wieder herausgenommenen Effeften in Defterreih). Die öffentlide Subſtrip⸗ 
tion verdient ven Vorzug, wo fie durchführbar ift, das ift fie Aber nicht überall, 
namentlich felten in ärmeren Staaten mil ſchlechtem Krevit oder in ſchlimmer Zeit. 
Nur ein großer patriotifher Zwed Tann auch bier über die Schwierigkeiten hin— 
weghelfen (englifhe Loyalty⸗Loan v. Dec. 1796, 18 Mil. Pf. St. zu einem 
Kurs faft fhon unter dem Tageskurs in 151/, Stunden vollſtändig gebedt!). 
Sonft büßt man oft mehr als die erfparte Banquierproviſion durch ben baldigen 
Drud auf die Kurfe ein, wenn die Subffribenten die Nachzahlungen nicht leiften 
können und verkaufen mäflen. Das ift in Ärmeren Staaten aud der Mangel ber 
fogen. Nationalanlehen, bei welden auch Heine Zeichnungen angenommen und 
biefe beſonders berüdfichtigt werben, zumal bier häufig fehr bedenkliche Mittel vor- 
fommen, um Subftriptionen zu veranlaflen (Defterreih, Frankreich). Eine Anleihe 
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wie bie öſterreichiſche Nationalanleife von 1854 (urfprünglid 500 Mill. fl. mit 
Einzahlungen bis 1859) ift ein reiner Ruin für ein armes Land, ſchon ihrer 
Form wegen, meil fie den Einzelnen, wenn aud oft nur vorübergehend, — bis 
zum baldigen, Berluft bringenden Berlauf des Papiers — ihr nothwendiges 
Kapital entzieht. In ſolchen Ländern und in gewiſſen ungünftigen Zeiten muß da- 
ber eine Uebereinkunft mit Zwiſchenhändlern abgefchloffen werden, namentlih wenn 
es gilt, die Anleihe möglihft im Auslande zu plactren. Dan muß aber dann eine 
Konkurrenz unter den Unterhändlern einleiten und Tann fi öfters mit Erfolg bes 
Syſtems der Submiffionen bedienen, bei welhem vie Zwiſchenhändler Offerten 
machen unb bie gänftigften Angebote zuerft beridfichtigt werben (England, neuer» 
bings Defterreih). Allgemein ift dieſes Syftem übrigens nicht anwenbbar, wenig- 
ſtens nicht in der in England üblichen Weiſe, wo Angebote auch für Theilbeträge 
gcceptirt werden. Oft Iafien fih nur Offerten für ven ganzen Anleihebetrag an- 
nehmen. Die Wahl des Nominalzinsfußes dem Gläubiger hier anheimzuftellen 
(mie beſonders unter Pitt in England) empfiehlt fi nicht, weil ein bem reellen 
möglihft gleich ſtehender Nominalzinsfuß im Intereffe des Staats liegt, felbft wenn 
für beftimmte Schulvarten, z. B. niebrig verzinsliche Schulden, ein etwas befferer 
Kurs zu erreichen if. Bei der öffentlichen Subfkriptton pflegt ver Emiſſionskurs 
vom Staat beftimmt zu werben, was eigentlich nicht durchaus nöthig if. Das 
Aerar Fönnte auch Hier blos einen Minimalfurs bezeichnen und wie bei ven Sub- 
miffionen verfprechen, die günftigften Angebote zuerft annehmen zu wolleh. 

Die Zinstermine für die Staatsfhuld find paſſend balbjährige, melde 
z. B. auf ven erften Tag eines Monats gelegt werben. Da der Staat feine Ein- 
nohmen über das ganze Jahr vertheilt bezieht, fo müſſen womöglich aud vie 
Binstermine für die verfchlevenen Theile der Schuld auf das Sahr vertheilt wer- 
ben, damit nicht zu große Beträge auf einmal fällig werben. Zweckmäßige Zins- 
termine find die Erften des auf das Fälligwerden bedeutenden Steuerfummen fol- 
genden Monats, wo der Staat dann das Geld bereit hat und es der Volkswirth⸗ 
ſchaft nicht Tange entzogen iſt. Für die Verjährung der Coupons find oft kürzere 
als die gemeinrechtlihen Berjährungsfriften angefett, was für den Staat günftig 
und bequem, aber nicht unbebingt zu billigen ift. 

Für die Berwaltung ber Staatsſchuld müflen im Finanzbehördenorganis⸗ 
mus befondere Behörden beftehen, welche über die Staatsſchuld in fireng gefchäfts- 
mäßiger und möglichft einfacher Weile Bud führen, die Evidenthaltung beforgen 
2. |. w. Manche Vortheile bietet die regelmäßige Gefhäftsverbindung des Staats 
mit einer guten Bant, ſowohl für vie Leitung ber Oelvoperationen und die Be 
forgung bes Kaffenwefens im Staatshaushalt überhaupt, wie ſpeciell für die Leis 
tung des Staatsſchuldenweſens. Gegen eine folde Verbindung mit einer Bank, 
wobet dad Aerar regelmäßig SKrebitor, nicht Debitor ift, läßt fi) nichts einwenden; 
es müſſen nur gejegliche Vorkehrungen getroffen werben, daß der Staat blos in 
beftimmten Fällen und für beflimmte Marimalbeträge Schulden bei ber Bank 
Iontrahtren darf (England). Die Eröffnung eines Schagkontoforrents bei der Bank 
(England, Franfreih, Preußen) bat dann manche financielle und wirthſchaftliche 
Bortheile, indem bie Steuerfummen bem Verkehr raſch wieder zufließen. Die Be- 
jrgung der Zinszahlung durch die englifhe Bank hat fi als fehr zweckmäßig 
md für alle Betheiligten nützlich erwieſen. Dem Staate fommt bie eigene Ber- 
baltung der Staatsſchuld oft teurer. Bol. übrigens unter III. 

Bon der richtigen Wahl der Staatsfhuldformen und der zwedmäßigen Rege- 
fung aller wefentlihen Formpunkte hängt ver größere ober geringere Drud, wel⸗ 
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hen die Staatsſchuld auf die Finanzen und dadurch auf bie ſteuerzahlende Bevbl⸗ 
ferung ausübt, vornehmlih ab. Darin Tiegt die große praftifche Wichtigfeit ber 
formellen Seite bes Staatsſchuldenweſens. 

III. Die ſtaatsrechtliche, völkerrechtliche und politifche Seite 
Des Staatöfchuldentweiens. 

A. Bon eigentlihen Staatsihulden Tann in ſtaatsrechtlicher Hinfiht erft 
bie Rebe fein, feltvem fi die Staatsidee als ſolche klar und vollſtändig heraus- 
gebildet bat. In Deutſchland giebt es daher eigentlich erft förmliche Staatsfchul- 
ben, feitbem die Inhaber der Landeshoheit in den Territorien fouverän geworben 
find, und in einigen beutfhen Staaten, 3.3. in Hannover, bat felbft bis in bie 
neuefte Zeit der frühere Zuftand im Staatsfhuldenwefen angebauert. Die Ent- 
widlung der Landeshoheit in Deutſchland wie ber fürftliden Sonveränetät im 
übrigen Europa Inüpfte fih ja eng an ben Grundbefig des Herriders, an die 
Domänen an. Aus viefen floß der größte Theil der Einkünfte des Megenten. 
(Vgl. den Art. „Domänen“ Bd. 3. ©. 162 ff.) Es war anerfannter Rechtsſatz, 
daß die Ausgaben, weldye die Ausäbung der Landeshoheit mit ſich brachte, zunächft 
aus diefen Einkünften gebedt werben müßten. Aber weder im Staatsweien, noch 
im Finanzweſen war hier das Privatrechtliche und Oeffentlichrechtliche ſcharf ge- 
ſchieden. Da das Innvesherrlihe Bermögen, da8 Domanium oder Kammergut, 
für die Öffentlichen Finanzbedürfniſſe einftehen mußte, fo galten aud bie vom 
Lanbesheren oder auf das Kammergut felbft für öffentlihe Zwede etwa aufgenom- 
menen Schulen zunähft nur für landesherrliche oder Kammerfhulden. 
Der Schuldner war nicht das Land oder der als foldher noch gar nicht eriftirenve 
Staat, fondern nur der Landesherr, reſp. die Kammerkaſſe, aber allerbings ber 
Landesherr doch ſchon in feinem öffentlichen Charafter, nit als Privatmann. 
Infofern zerfallen die Iandesherrlihen Schulden fhon nad dem älteren dentſchen 
Staatsreht in eigentlihde KRammerfchulden uud Kabinets- ober fürft- 
lihe Privatſchulden (Chatoullſchulden). Iene bildeten nicht der Form, aber 
ben Weſen nad den Anfang eigentliher Staatsſchulden. Für die Kabinetsfchulden 
haftete das freie Allod und das wirkliche PBrivatvermögen bes Fürften. 

Den eigentlichen Kammerſchulden zur Seite flanden die Landesſchulden, 
welche von den Ständen auf ihre Rechnung aufgenommen wurden, für welche 
die Stände alfo auch als Schulpner hafteten. Dies waren von vorneherein formell 
und matertel öffentlihe Schulden. Je mehr fih nun der Staatscharakter 
im mittelalterlihen Staat und fpäter in den deutlichen Territorien herausbilbete, 
um fo mehr fonberte fih, wenn auch nicht rechtlich und rechnungsmäßig fireng 
gefchieden, doch im politifhen Bewußtfein von Regierung und Ständen ber Staats- 
haushalt vom fürftlichen Privathaushalt ab. Abgaben und Steuern wurben neben 
ben Domantaleinnahmen von größerer Bedeutung. Die wirklich für öffentliche 
Zwede, für Kriege, zum Bortheil des Landes als folhen, nicht bes Negenten auf⸗ 
genommenen landesherrlichen Schulden konnten nicht anders als für Landesſchulden 
gelten. Daher denn auch bie förmliche Uebernahme folder Schulden Seitens ber 
Stände. Die Legteren fuchten fi dabei nur das Recht zu wahren, daß ohne ihre 
ausdrückliche Zuflinnmung weder eine eigentliche Landesſchuld vechtsgiltig Tontrahirt, 
noch eine beſtehende landesherrliche Schuld zur Landesſchuld erflärt werben könne. 
Ein ſolches Recht der landſtändiſchen Zuftimmung war auch 3.3. im deutſchen 
Staatsrecht anerkannt, ohne daß es immer, zumal im 17. und 18. Jahrhundert, 
als die landſtändiſche Macht von der aufſtrebenden fürftliden Gewalt zurüdgebrängt 
wurbe, faftijh zur Geltung zu bringen war. Die Landesherren fuchten ihrerjeits 
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es als Rechtsſatz hinzuſtellen, daß jedenfalls zum Beſten des Landes gemachte 
Kammerſchulden mit vom Lande übernommen werden müßten, ein Princip, in 
vefien Anerkennung fich der Einfluß ber ſich entwidelnden Staatsidee ausſpricht. 
Den Ständen mußte daran liegen, nicht noch weiter verpflichtet zu werden, da 
ihre Zuftimmung zur Aufnahme von Kammerſchulden an ſich nicht nothwendig 
war, Erſt allmälig ift ihnen mitunter durch Landesverträge das Necht der Zuftim- 
ung auch für diefe Schulden eingeräumt worden, als bie größere Verſchuldung 
ver Landesherren die Frage ber Uebernahme der Kammerſchulden auf das Land 
fehr praftifch werben lieh. 

In Territorien von größerer Ausdehnung, in welchen verſchiedene Provinzial« 
fände beftanden, wurben Landesſchulden als Schulden der befonveren Stände ober 
mitunter auch als Geſammtſtaatsſchulden unter gemeinfamer Verbürgung der ver- 
ſchiedenen Stände pro rata aufgenommen (in Defterreih z. B. ftändifhe Dome- 
Rifal- und fländifhe Aerarialſchulden). Daneben kamen dann aud wohl nod 
Schulden eines einzelnen Standes, z. B. der Städte, oder einer einzelnen Stabt 
für öffentliche Zwecke vor, welche infofern zu den eigentlihen Staatsſchulden gehö⸗ 
ren und fpäter mitunter ausdrücklich auf die allgemeine Staatsſchuldenkaſſe über- 
nommen worben find. 

Die Generalverwaltung der beiven Arten von Schulden war urfprünglid, 
gemäß der Verſchiedenheit der ſchuldenden Subjelte, getrennt. Die Rammerfchulden 
lafteten auf der Kammer (Hoflammer) oder Kammerkaſſe, vie Landesſchulden auf 
ver Steuerkaſſe, wenn eine folche gemeinfame Kaſſe für vie Landesbeiträge beſtand. 
Aber im früheren Finanzwefen war bekanntlich der heutige Grundfag der Einheit des 
Finanz⸗, Kafien- und Rechnungswefens noch nirgends durchgeführt. Die einzelnen 
Einnahmegquellen wurden getrennt verwaltet und auf fie waren gewifle Ausgaben 
angewiefen. So war es auch mit den Staatsfhulden der Fall. Selbft wenn nicht 
befondere Domänen over Sefälle fpectell für eine Schuld verpfändet waren, pflegte 
vie Berzinfung und Nüdzahlung einer neu aufgenommenen Schuld auf eine be- 
fimmte Einnahme angewiefen zu werben. Die Ordnung und Weberfichtlichkeit, 
das Kafien- und Rechnungsweſen litt darunter natürlich fehr. In den größeren 
Staaten, in welchen zuerft eine fchärfere Scheidung des privatrechtlichen und ſtaats⸗ 
ehtlihen Moments in ben Rechten des Regenten ftattfand, ver Effentlihe Charaf- 
tr der Staatsſchulden klarer anerkannt wurde und die Staatsſchulden wegen ber 
ſelbſtändigen Politik dieſer Staaten früher einen größeren Umfang eriangten, 
führte das Bedürfniß auch zuerft zu einer georbneteren zufammenfafjenden Ber- 
waltung des Staatsſchuldenweſens. Zugleich fiel in diefen Staaten das Interefie 
der regierenden Famille und dasjenige des Staats viel genauer zufammen, bie 
Heinlihen privatrehtlihen Anſchauungen Über das Domänenwefen u. f. w., aus 
welchen ſchon zur Zeit des deutſchen Reihe Etwas wie Mebiatifirungsangft ber- 
vorblidte, fehlten bier. Es ift bezeichnend, daß nit nur in England und Frank⸗ 
reich, ſondern auch In Preußen und Oeſterreich die Streitfrage über das Eigen- 
thumsreht an den Domänen, ob Staatsgut, ob Privatgut der fürftliden Familie, 
frühzeitig antiquirt ift und ber ſtaatsrechtliche Charakter der Rechte des Herrfcher- 
banfes an diefen Gütern anerlannt wurde, während in den Heinen deutſchen Stan- 
im und felbft in Hannover der Streit darüber bis auf unfere Tage währen Tonnte. 
Mit dem Wegfall dieſes Streitpunfts verlor auch die Unterfheidung zwiſchen 
Sammer« und Landesfhulden viel von ihrer praftiihen Bedeutung. In England 
ward der ſtändiſche Staat rechtlih zum parlamentarifchen Staat umgebilvet, in 
drankreich, Defterreih, Preußen entwidelte fi) die Staatsidee auf den Trümmern 
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des Ständeweſens. Beide verſchiedenartigen Entwidlungen ermöglichten eine den 
neuen Berhältniffen entſprechende Umgeftaltung bes Finanzweſens und insbefondere 
auch der Finanzverwaltung. Nun gelangte man allmälig zu einer wenigftens rela« 
tiven Einheit des Staatsſchuldenweſens. Bejondere Staatsſchuldenkaſſen ent- 
flanden aus ver Berfchmelzung der einzelnen Kaflen, auf welde bisher Schulden 
aufgenommen worben waren. Was bisher die Regel gewefen war, Schulven auf 
befonvere Einnahmequellen zu legen, wurde nun die Ausnahme. Die zur Verzin⸗ 
fung und Tilgung der Schulden beftimmten Einnahmen floffen in eine gemeinfame 
Kaffe und das Staatsfhuldenwefen wurde einheitlich verwaltet. 

Diefe Richtung brach fi in der Entwidlung der Staatsjhuldenverwaltung 
bereits im Laufe des 18. Jahrhunderts, und befonvers in der Periove des auf- 
geflärten Deöpotismus, welcher auch bier auf eine größere Centralifation hinar- 
beitete, Bahr. Uber ganz konfequent kam der Gedanke der Einheit wie im Fi⸗ 
nanzwefen, jo auch im Staatsſchuldenweſen erft in der Nevolutionszeit zur Gel⸗ 
tung, in welder ja allgemein ver Patrimonialftaat zufeammenftürzte und vie 
Grundlage für den Aufbau des modernen Rechtsſtaats gejchaffen wurte Die 
Kriegszeit führte zu einer ungeheneren Schuldvermehrung, vie ftändiichen Nechte 
verloren auf dem Kontinent faktiſch faft überall noch den Heinen Reſt von Be⸗ 
deutung, welder ihnen geblieben war, Abfolutismus und Gentralismus gingen 
felbft in den veutfchen Zwergftaaten Hand in Hand. Die franzöfifhe Verwaltung 
war ein auf allen Gebieten der Staatsthätigkeit, fo beſonders auch für das Fi⸗ 
nanzwefen, leuchtenves Vorbild. So viel Widerrechtlichkeiten und bebenfliche Ueber⸗ 
treibungen im Einzelnen, bejonders in Deutſchland, dabei vorgefommen find, fo 
erſprießlich war doch fachlich betrachtet die Entwidlung im Ganzen. Ein georb- 
netes Finanz und Staatsfhuldenwefen war auf andrer Baſis, als auf der bes 
modernen Staats mit feiner einheitlihen und centralifirenden Verwaltung gar 
nicht mehr denkbar. 

Nah den Mevolutionskriegen trat die Aufgabe des Neubaus der Staats⸗ 
verfofiung und Verwaltung an alle vie tief erjhütterten Staaten heran. Die 
Ordnung bed Finanz⸗ und Schuldenweſens war vielleicht die fchwierigfte, jedenfalls 
bie vringlichfle Aufgabe. Einheit des Finanz und Schuldenweſens war dabei 
überall der leitende Gedanke, welcher felbft in denjenigen veutfchen Staaten, wo 
die Trennung ter Kammerlaffe und Steuerkaffe beftehen blieb, ale Richtſchnur 
biente. 

Wo die moderne Staatsivee auch im formellen Recht fofort vollſtändig zur 
Anerkennung kam, da trat natürlich Kaffeneinheit, Verfhmelzung der Kammer⸗ 
und Landesſchulden, einheitliche Verwaltung des gefammten Staatsſchuldenweſens 
unter einer befonderen Behörde ein. Dieſe Behörbe refjortirte zum Finanzmini- 
fterium. und hatte je nad) ver Größe des Staats und der Stantsfchuld eine mehr 
oder weniger felbftändige Stellung im Yinanzbehördenorganismus. Der Wir- 
kungskreis dieſer Behörbe ift in den einzelnen Staatshaushalten etwas verfchteden 
gezogen. Sie führt etwa Namen wie „Hauptverwaltung ber Staatsfhuld “, 
„Direktion der Staatsſchuld“ ober ähnliche. Mitunter befteht getrennt von ihr 
noch eine befonvere Behörde für tie Tilgung der Staatsſchuld. Soweit beide 
Behörden Kafjenbehörben find, heißen fie wohl „allgemeine Staatsſchuldenkaſſe“ 
und „Schulventilgungstafle". Dieje Behörden haben dann alle Berwaltungsange- 
legenheiten des Staatsfchuldenwefens zu beforgen, wie die Führung des Haupt⸗ 
buchs der Staatsſchuld, die Eintragungen, Umfchreibungen, Löſchungen der Ren⸗ 
teninfkriptionen, die Ausgaben der Obligationen und Coupons, wobei zur Giltig- 
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fäit neben ber Unterfchrift des Finanzminifters die Unterfchrift des Direltors ver 
Stantsfhuldenverwaltung und der Staatsſchuldenkaſſe erforverlih fein Tann, bie 
Kafiengejchäfte bei den Einzahlungen auf neue Anlehen, den Zinszahlungen, den 
Kapitalrädzahlungen, eventuell vie Vertretung bes Aerars in Rechtöftreitigfeiten 
über Staatöfchulvenangelegenheiten u. f. w. Die formelle Orbnung des Yinanz- 
und Staatsjchuldenweiens tft feit dem Jahre 1815 ein Hauptanliegen unferer 
Staaten geweſen, fie hat wohl überall beveutende Fortjchritte gemadt und läßt 
in einigen Staaten, wie namentlich in Frankreich und Preußen, kaum mehr etwas 
zu wünſchen übrig. Hiermit iſt eine praftifh ſehr wichtige Bedingung für bie 
Benntzung des öffentlichen Krebits erfüllt worden. Dieſe vortrefjlihe Orbnung 
im Verwaltungs⸗, Rechnungs⸗ und Kaffenwefen bietet eine formelle Garantie für 
das Staatsfchuldenweien, wie der fteigende Wohlftand und wirthſchaftliche Fort» 
[hritt der Länder und der davon abhängige gute Zuſtand ver Finanzen eine ma- 
terielle Garantie bietet. 

Die nit minder wichtige, rechtliche und moralifhe Garantie liegt in ber 
Zheilnahme der Volksvertretungen an ver Leitung und Ordnung bes 
Finanz⸗ und Schuldenweſens. Wo nad den franzöfifchen Kriegen die ftändifchen 
Serfaflungen reorganifirt oder neu eingeführt wurden, da warb den Ständen, 
Kammern, Landtagen, Barlamenten, oder wie bie Bertretungen heißen und welden 
Umfang von Rechten fie andy erhalten moihten, vor Allem das Recht der Zu- 
ſtimmung zu neuen Steuern, zur Veräußerung von Staatövermögen und zur 
Aufnahme neuer Schulden beigelegt. Der Inhalt und Umfang biefes 
Rechtes iſt nicht Überall ganz der gleihe. In ven meiften Verfaſſungsurkunden 
ber deutfchen Staaten wird als Bedingung für die Giltigkeit eines Anlehens vie 
Zuftimmung der Stände hingeftellt, wo Kammer- und Landesſchulden getrennt 
blieben, andy für die Aufnahme der erfteren. Mitunter können gegen fpätere In- 
bemnität auch von der Regierung allein Schulden fontrahirt werben, doch unter 
Boransfegung dringender Noth und für beftimmt limitirte Beträge, eventuell 
unter Einvernehmung der fländifchen Staatsfchuldentommifjäre, worüber einige 
Berfafjungsurtunden, wie die baierifhe (Tit. VII. $. 15), die ſächſiſche ($. 115), 
bie hannoverfche (Landesverfafſ. Gef. v. 1840 $. 163, Berfaſſ. Geſ. v. 1848 $. 97), 
vie badiſche (S. 57 und 63) u. a. m. befondere weitere Vorſchriften enthalten. 
In einigen Berfafiungsurkunven ift die ganze Staatsſchuld ausprüdlid „unter die 
Gemwährieiftung der Stände” geftellt (Baiern Tit. VII. $. 11, Würtemberg $. 119). 
Durd das Stenerbewilligungsrecht, weiches allerdings einen verfhiedenen Unffang 
bat, fi mitunter nur auf neue Steuern’ bezieht, und in den deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten nicht zum Steuerverweigerungsrecht werben darf, haben die Stände indie 
zeit auch fonft auf die ältere beftehende Schuld einen Einfluß. Wie weit formelle 
Beränderungen mit ber vorhandenen Schuld, welche keine Mehrbelaſtung des Lan- 
ver in fi ſchließen, einfeitig von ver Negierung vorgenommen werben lünnen, 
das hängt von dem Wortlaut der Verfaſſungsurkunde oder des betreffenden Ge- 
jenes ab. Wo den Ständen nur das Recht ver Zuftimmung zu neuen Anlehen 
gegeben ift, da kann 3. B. eine Zinsrebultion und Konverfion wohl ohne Mit- 
wirkung der Stände erfolgen (Preußen 1861). Das öfterreihifche Diplom v. 20, 
Oft. 1860, Art. II. und das Grundgeſetz v. 26. Febr. 1861 $. 10 c. behnen 
ven Wirkungskreis des Reichsraths auch auf die „Konvertirung beftehender Staats⸗ 
dulden” aus. Unpafjend ift in ven Verfaſſungsurkunden vie gelegentlicy vor 
tommende Formulirung der Bedingungen, unter welchen nur Schulden aufge» 
nommen werben bürfen, worin fich eine völlige Verlennung ber wechjelnden Be⸗ 
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dürfniſſe des Staatshaushalts und ver ſich verändernden Anſchauungen über das 
Staatsſchuldenweſen ausſpricht (Bair. Verf. Urk. Tit. VII, 8. 121); ebenſo⸗ 
wenig gehören Schuldentilgungspläne oder auf die Tilgung ſich beziehende Zu⸗ 
ſagen in ein ſolches Geſetz (wie in ven Verfaſſungsgeſetzen ver meiſten größeren 
deutfhen Mittelftaaten.. Solde Beftimmungen datiren aus einer Zeit, wo bie 
volfswirthihaftlihde und finanrielle Auffafiung der Staatsfhulden nod eine we⸗ 
fentlih andere war.) 

Defters ift die Befugniß der Volksvertretungen eine noch weitergehende, in- 
dem bleibende ftänpifhe Centralbehörden für die Staatsſchuld einge: 
ſetzt wurden. Bei der großen materiellen Bedeutung des Staatsſchuldenweſens 
im mobernen Staatshaushalt und ver Abhängigkeit des Staatskredits von ge- 
nauefter Innehaltung übernommener Verpflichtungen (111 Mill. Ueberemifflon der 
öfterreich. Nationalanleihe!) fcheint eine folhe permanente Kontrole der Erefutive 
febr ratyfam zu fein. Schon früher pflegte namentlih das Tilgungsweſen unter 
befonderer ſtändiſcher Kontrole zu flehen. Die Zufammenfegung und ver Wir⸗ 
kungskreis des Kontrolorgans iſt in den einzelnen Staaten nicht ganz glei. In 
Hannover befteht die befondere Einrichtung des Schapfollegiums, weldes 
aus von der Regierung nnd von den Ständen ernannten Mitglievern gebildet ift 
und über ben ganzen Stantshaushalt eine Kontrole, Über das Staatsfchuldenwefen 
die Auffiht und zum Theil die obere Leitung auszuüben bat. Ständiſche Aus- 
ſchüſſe, reſp. Kommiſſäre und Kommiffionen in Baiern, Würtenberg, Sachſen, 
Deſterreich, Baden u. a. m. ſind ſpeciell für die Kontrole der Staatsſchuld mit 
mehr ober weniger weitgehenden Befugnifien, 3. Th. formeller Antheilnahme an 
wichtigen Berwallungsalten, 53. B. Mitunterzeihnung der ausgegebenen Schuld- 
urlunden u. f. w., beftellt. Der Zwed der lobenswerthen Einrichtung geht darauf 
binans, die genaue Innehaltung ver gefeglihden Verfügungen über das Staats⸗ 
ſchuldenweſen zu überwaden. Wenn die Verfaſſung der Regierung unter gewiflen 
Bedingungen erlaubt, einfeitig Anlehen gegen nadträglihe Einholung ver ftän- 
diſchen Zuftimmung aufzunehmen, fo mäflen dieſe Staatsſchuldenkommiſſionen da⸗ 
von in Kenntniß gefegt werben (Defterreih) oder aud um ihren Rath gefragt 
werben (Hannover), Sehr zwedmäßig ift es, wenn folde Kommiffionen gleidy 
zeitig jährlich oder halbjährlich dffentlih Bericht Über tie Tage der Staats⸗ 
ſchuld, ihre Größe, die vorgefallenen Operationen u. f. w. zu erftatten haben. 
Der Beriht muß mit eingehenden ſtatiſtiſchen Beilagen verfehen und von ven 
Kommifiären unterzeichnet fein, fo daß legtere für die Nichtigkeit der Publikation 
verantwortlich find.3) Auch wo folde Kommiffionen nicht vorhanden find, bat man 
mit Recht neuerdings das PBrincip der Publicttät für alle Finanz⸗ und 


7) Dal. über dad Zuftimmungsredt der Stände u. f. w. in Sachen des Staatäfchuld- 
weiend H. A. Zahariä, Deutſch. Staats» und Bundesrecht, 2. Aufl 2 Thl. (Gött. 1854) $. 217 
©. 468 ff. Breuß. Verf⸗Urk. v. 31. Jan. 1850 $. 103, öfterr. k. Handfchreib, v. 17. Juli 
1860 (MR. ©. B. 1860, ©. 298), Dipl. v. 20 Dtt. 1860, Art. II, Gef. v. 26. Febr. 1861, 
8. 10 c, bater. V.u. Tit. vıl. 8. 11, 12, (13—15), fädhi. D.1. $. 105, 107, u. Gel. 
v. 5. Mai 1851, $. 8, bannov. 2.2. ©. v. 6. Aug. 1840, $. 163 (161 ff). (Gef. vom 
5. Sept. 1848, $ 97, 98), würtemb. V. 1. 8. 119 (120), bad. 2.1. 8. 57. Auch in den 
Berfaftungsurfunden der Kleinftaaten finden fich ähnliche Yeftimmungen, vol. H. A, Zadhariä, 
Die deutſchen Berfaflungsgefepe d. Begenw. Bött. 1855, 1. Yortf. 1858. 

8, Weber die ſtändiſche Kontrole f. das öfterr. Geſetz v. 13. Dec. 1862 über de Kon 
trole der Staatöfhuld durch den Reichsrath, baier. V.⸗U. Zu. Vii, &. 13 -16, ſächſ. 2.ell. 
8. 106, 107, bannov. 2. V. ©. v. 1840, 8. 164, 165, Gel. 12. Sept. 1838 über d. Schatz⸗ 
Solleg., bad. DU, 8. 63. 
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Arebitverhältuifie, beſonders auch für das Staatsſchuldweſen adoptirt, in der Haren 
Einfiht, daß offene und getreue Darlegung ver Sachlage ſtets das beſte Mittel 
zur Veflerung oder Anfrechterhaltung des Kredits ift und die Kontrole ver öffent⸗ 
lihen Meinung auch im wahren Iuterefie des Staats felbft liegt. Das Geheimniß 
über Finanz - und Staatsjchuldverhältniffe, welches bis zum I. 1848 vielfach 
ſtreng bewahrt wurte, iſt jetzt faft Überall gehoben Oeſterreich's trefflihe Publi- 
Iationen; im neuefler Zeit beginnt aud Rußland mit der Veröffentlichung feines 
Budgets). 

gr englifhen Staatsrecht wird bekanntlich zwifchen den auf dem Geſetze 
beruhenden, Feiner befonveren jährlihen Bewilligung bevürftigen und ven einer 
ſolchen bebärftigen, für den Dienfi des Jahres berechneten Ausgaben und 
Steuern unterſchieden. Zu den erfteren gehören jest brei VBiertheile des Ausgabe⸗ 
und Einnahmebudgets, darunter namentlih da8 Staatsfhulderforderniß. 
68 erſchiene und für das feftländiiche, ſpeciell das deutſche Staatsrecht fehr er- 
iprießlih, wenn bei uns ähnliche Orundſätze Anerkennung gewännen. Der Begriff 
ver Dotation liege fih bier finanzwiſſenſchaftlich und ſtaatsrechtlich paſſend er- 
weitern und ausbilden. Namentlich die Nothwendigkeit einer jährlichen beſonderen 
Benilligung des Schulderforvernifies muß, wie jede Bewilligung des abfolut 
Rothwenbigen, wie L. Stein mit Recht fagt, als ein Unding bezeichnet werben, 
weil dadurch möglihen alles die ganze Eriftenz des Staats In Frage geftellt 
werden kann. Die Ausſcheidung eines ftabilen Budgets, welches ohne ausprüdliche 
geſetzliche Mbänderung fortvauert und feiner befonderen jährlichen Bewilligung be- 
darf, erfcheint uns zugleih als eine Forderung ber Logik und ver praftijchen 
Rothwenvigkeit. Nur dadurch können die Anfprüche, welche aus dem Erforderniß den 
gefiherten Fortbeſtehens des Staats logiſch hervorgehen, mit dem parlamentarifchen 
Budgetbewilligungsrecht verfähnt werden. Es ift doc wirklich ein Nonfens zu ver- 
langen, daß etwa die Zinszahlung des Staats ftodt, weil noch Teiln legaled Budget 
zu Stande gelommen if. Denn dadurch wird das Intereffe des Staats und des 
Landes zugleich mit denjenigen ver jeweiligen Regierung geopfert. Hier fieht unfer 
lonſtitutionelles Staatsrecht noch im Beginn feiner Entwidlung. 9) 

Neben den Staatsſchulden kommen öfters auch jegt noch befondere Provin- 
jlal-, Kreis ſchulden u. ſ. w. vor. Die älteren derartigen Schulden find Häufig 
zur allgemeinen Staatsſchuld gefchlagen worden, wenn fie, wie oft der Fall war, 
für allgemeine öffentliche Zwede kontrahirt gewefen find. Die neueren Provinzial« 
(dulden find in ver Regel für ſpecielle Provinzialzwede aufgenommen worden, 
dann mäflen fie auch als Schulden jeder einzelnen Provinz allein angefehen und 
ans den Mitteln der Provinz, häufig aus Steuerzufhlägen zu den Staatöftenern, 
verzindt und eventuell getilgt werben. Cine neuere große Schuld der Art iſt die 
öRerr. Grundentlaſtungsſchuid (über 500 Mil. fl) Neben dieſen eigentlichen 
Provfnztalfchulden kommen noch Schulden der Provinzen vor, welche ebenfalls von 
der allgemeinen Staatsſchuld getrennt find, aber doch wenigftens zum Theil den 
Charakter allgemeiner öffentlicher, nur auf beftimmte Provinzen gelegter Schulden 
an fih tragen. Dies iſt 3.8. die Vefchaffenheit der ehemaligen lombardiſch⸗ vene⸗ 
tianiſchen und jepigen venetianifchen Monteſchulden. Denn wenigftens der Haupt⸗ 
theil dieſer Schulden, die Zwangsanlehen von 1850 und 1859, lünnen unmöglid 
alt eigentliche Provinzialanlehen angejehen werden, Es wäre konſequent, berartige 





9) Dal, v. Gadınig, öftere. Budg. I, ©. 20, v. Malchus, Finanzwiſſ. I, 111. ff, 
Stein, Finanzwifſ. ©. 29, Wagner, Ordnung d. öſterr. Staatähaush. ©. 58, 59. 
Gluntfgii uns Brater, Deutſchet Staate⸗Mörterbuch. X. 4 
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Provinzialſchulden in allen vorkommenden Fälen nur als einen gemähnlihen Be⸗ 
ſtandtheil der allgemeinen Staatsſchuld zu behandeln, 

B. Die Staatsfhuld gilt jegt mit Recht als auf nem ganzen Lande 
qua Staatsgebiet haftend. Es iſt deshalb ein Grunbfag bed neueren Böller- 
rechts geworden, daß eine folhe Schuld vom demjenigen, welder aus eiuem 
völferrechtlihen Titel Inhaber der Stantsgewalt in dem Lande wird, 3. B. durch 
Sroberung,, anerkannt werben muß. Derſelbe Grundſatz muß gelten, wenn ein 
Ufurpator durch eine Revolution fih zum Herrfher macht oder umgekehrt mieber 
durch den legitimen Herrfcher verbrängt wird. Die rechtsgiltig kontrahirten Schulden 
der Zwiſchenherrſchaft find ebenſowohl anzuerkennen, wie Die Domänenverläufe. 10) 
Freilich bat e8 und wird e8 ferner am Verſtößen gegen biefe Regel in ber Prarid 
nicht fehlen (Dänemark 1851 gegenüber Schleswig«Holftein!), aber bie Theorie 
muß an dem Sape feſthalten. Es ift auch nicht daran zu zmeifeln, daß er all: 
mälig allgemein_anerfannt werben wird. In Frankreich iſt feit 1798 ntemals 
daran gedacht worben, die Schulven ver „illegitimen” vorausgehenden Herrfchaft 
zu repubiiren. 

Auch bei Theilungen des Staatsgebiets hat man den Grundſatz angenommen, 
daß die Schulden billig repartirt werben follten. Nur ift bie Repartition in ber 
Praxis nicht immer nad diefem Grundſatz erfolgt, weil folde Landestheilungen, 
refp. Abtretungen von Provinzen meiftens in Folge von Kriegen flattfanben, wo 
dann bei ven Verhandlungen über die Theilung der Schulden der Sieger bie Be- 
dingungen einigermaßen nah Gutdünken vorfhreiben konnte. Die Provinzialſchulden 
find regelmäßig dem Lande gefolgt, fo auch felbft die italienifhe Monteſchuld, 
welche im Verhältniß von 2/, und 3/, zwiſchen Oeſterreich und Italien getheiit 
warb (Beftimmungen von Billefranca und Züri, Mailänder Konvention vom 
9. Sept. 1860). Bei dieſer Thellung kam Oeſterreich gut hinweg, wofür e8 aber 
um fo mehr bei der Theilung der allgemeinen Schuln benachtheiligt wurde. Aehn⸗ 
liche Beftimmungen über vie fpeciellen Landesſchulden enthalten auch ſchon bie 
Friedensſchlüſſe der Revolutionszeit (Campo⸗Formio, Lünenille, Wien, Parts), 
neuerdings der Wiener Triede mit Dänemark (1864). Die allgemeinen Schuiven 
ſollten nad dem Reichsdeputationshauptſchluß pro rate, nämlih bie Kammer⸗ 
[dulden nah dem Domänenertrage, die Landesſchulden nach dem Steiterfapital 
auf die betreffenden Länder gelegt werben. Died wäre daB relativ gerechteſte Thei- 
lungsprincip, weldyes aber freilich felten genau befolgt worben iſt. Meiſtens ver⸗ 
ftand man fih in den Friedensunterhandlungen zu einem Kompromiß, indem man 
fih auf eine runde Summe einigte, welche 3. B. der abgetretenen Provinz folgte 
oder vom Sieger berausbezahlt wurde. Die Summe felbft wurde nach politiichen 
Rückſichten beftimmt, ein übermüthiger und übermädtiger Feind konnte ja jede 
Schuldübernahme ablehnen. Im Züricher Frieden mußte ſich Oeſterreich ſchließlich 
mit der Summe von AO Mid. fl. KM. Silber begnügen, welche Garbinien als 
Antheil der Lombarbei an der allgemeinen öſterreichiſchen Staatsſchuld beraus- 
zahlte, während nad dem Grundſatz des R. D. Hptſchl. Sarbinten, abgejehen von 
dem Antheil an ber Monteſchuld, wenigftens 125 MU. fl. 8... hätte über- 
nehmen mäflen. Die deutſchen Mächte find im Wiener Frieden mit Dänemarl 
glimpfliher verfahren, indem fie anf bie Herzogthümer 39 MIN. R. B.Thl. von 


163 2,5 art. Domänen In 8. ie und ih x S. 
, ; dann 9.9. Zachariä, Staates. B. 2, 8. und über Zwiſchenherr Tũb. 
Ziſchr. f. Eiaauriſ 2.9, ; 
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ver allgemeinen bäuffchen Schuld übernahmen, flatt der etwa entfprechenden Summe 
von 30 Mill. N. B.⸗Thl. Auch wenn fi) mit der Beit eine gerechtere völkerrecht⸗ 
liche Praxis herausbilden follte, welche die Stenerleiftung zum Repartitionsmaßſtab 
nahme, fo tft damit ſchwerlich viel geholfen, weil es an Gegenrechnungen für 
Kriegeloften u. ſ. w. niemals fehlen kann. Das Vae vietis wirb feine Bedeutung 
behalten. — Aktiva der Zilgungsfonds werben wie bie Paſſiva repartirt. | 
©. Bas ift zum Schluß ans dem Gefichtspunkt der Finanztheorie über ven 
Staatöbankerott zu fagen? Offenbar hört bier eine theoretifche Erörterung 
auf, damit aber auch eine theoretiſche Rechtfertigung, obgleich jelbft dieſe verfucht 
worden iſt. Ein Stantöbankerott kann eine unvermeidliche Kataftrophe fein, welche 
maufhaltſam hereinbricht, wie der Bufammenbrud der Law'ſchen Papiergeldwirth⸗ 
ſchaft, der Aſſignatenwirthſchaft in der Revolutionszeit, aber als wohl überlegte 
Finanzmaßregel wie in Defterreih 1811 ſcheint er uns ſchlechterdings nicht 
gerechtfertigt werben zu Lönnen. Am Wichtigften und Einſchneidendſten bleibt ber 
Bankerott im Papiergelpweſen, woräber im Art. Papiergeld, Bo. VII, ©. 776 ff. 
gehandelt wird. Der Bankerott in ber funbirten Schuld wird am Leichieflen durch 
die unfelige Papiergeldwirthſchaft mit herbeigeführt, dadurch erklärt, aber nicht 
entſchuldigt, im ketzter Linie auch dadurch jelten verurſacht. Die Urſache des 
Banlerotis iſt vielmehr in der Regel eine verkehrte Politik. Nicht das 
Schuldenmachen als ſolches verdient den Tadel, ſondern vie Polilik, welche dieſes 
Schuldenmachen herbeiführt: das iſt ſelbſtverſtändlich und wird doch regelmäßig 
von ben zumächft Intereſſirten überſehen! Oder welcher Oeſterreicher tadelt z. B. 
nicht Deſterreichs Staatsſchuldenvergrößerung, und wer hat in dieſem Lande ben 
Muth, offen die Konfequenz zu ziehen und feinen Staatsmännern zuzurufen: be⸗ 
ſchroͤntt Cuere politifhen Aufgaben und wollt nicht unverrückt gleichzeitig in Italien, 
in fand, im Orient eine Stellung behaupten, zu deren Aufrechthaltung 
Eud die Machtwittel, weil dem Lande die wirtbichaftlihen Kräfte, fehlen? Der 
Gtentsbanterott iſt Hier eine politifche Krankheit, deren Symptome blos in ven 
Finanzen zum Vorſchein kommen, wie innere Krankheiten des Körpers als Haut: 
bervortreten innen. Das präventive Mittel gegen den Staatsbanterott 

liegt alfo zwar in einer rationellen Finanzpolitik, aber deren unbebingte Voraus⸗ 
jegung if eine vernünftige, hie Aufgaben nad ihren Mitteln beſchränkende innere 
uud änßere Bolitil. Die Leiden, welche ein Staatsbanferott verurfacdht, bebürfen 
kiner beſonderen Schilderung. Der Banlerott bei einer großen, in weiten Kreijen 
verbreiteten Staatsſchuld führt zu einer bevauerlichen Erfchütterung der Einfommens- 
verhäftuiffe. Diefe Erfhütterung ift bei gleichzeitiger Papiergeldwirthſchaft nur 
minder empfindlich auf einmal, weil die vorausgehende Zinszahlung in entwerthetem 
Papiergelve dem @Hänbiger bereits einen Theil des ihm Gebührenden früher ent- 
sogen hat (framzöflihe Staatsſchuld 1797, Bfterreichiiche 1811). Die Vollswirth- 
als Ganzes betrachtet, bewirkt der Bankerott allervings großentheils nur eine 
veräuerte Bertheilung des Nationaleinkommens, aber abgejehen von der Wider« 
tehtlichleit ber Maßregel führt er, zumal in Verbinbung mit ber Devalvation 
det Papiergeldes, auch zu ber furchibarſten Erfchätterung des Rrebits, zu den 
Wlmmften Banbelsfetfen und zu einer allgemeinen Lähmung ver Volkswirthſchaft. 
Seweit überhaupt non Regeln und Grundſätzen beim Staatsbankerott noch bie 
Abe fein laun, wich man fordern müflen, daß wenigſtens feine willtührliche Be⸗ 
derzngung einzelner Schuldkategorien erfolge, ſondern alle mit gleihem Maße ger 
meſſen werden, 3. ®, im Fall der gewaltiamen Zinsreduktion. Willfürlihe Schuld- . 
reyndiationen, welche nicht einmal durch finatlichen Nothſtand entſchuldigt werten 
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fünnen, wie fie in einzelnen norbamerilantfchen Staaten vorgelommen find, mäfien 
vollends als nieberträchtig gebranpmarkt werben. Nicht unwichtig iſt vie Frage, 
welches Verhalten der Staat fpäter, wenn er fi wieder in günftigerer Lage be 
findet, den verlegten Gläubigern gegenüber innehalten fol. Wenn in der Zwiſchen⸗ 
zeit die Gläubiger gar nicht gewechſelt haben, alfo die Schuldverſchreibungen in 
ben Händen ber urſprünglich Beſchädigten geblieben find, dann iſt die Frage 
einfah zu beantworten: der Staat muß fein Unrecht möglihft vollſtändig und 
möglihft raſch wieder gut machen, 3.8. die volle Zinszahlung wieder aufnehmen. 
Über begreiflich wird die Sachlage felten der Art fein. Vielmehr werden die Papiere 
meiftens in anderen Beſitz, 3. B. in den von Spekulanten übergegangen fein. Die Refti- 
tution der Schuld kame hier den urſprünglich Beſchädigten nicht zu Gute. Hat daher 
der Staat freie Hand, iſt er 3. B. nicht durch ein beſtimmtes, bei der Erflärung bes 
Bankerotts gegebenes Berfprehen gebunden, woraus dann inbireft ein etwas 
befierer Kurs hervorgegangen und auch den fpäteren Erwerbern ver Papiere eine 
Urt Anſpruch auf die Erfüllung dieſes Berfprechens erwachſen fein fann, fo wird 
bie Wiederherftellung ver Schuld nicht unbebingt angerathen werden können, Un- 
verbient werben baburh nur Prämien aus dem BVollsvermögen vertheilt. Der 
Bortheil für den Staatskredit wegen des moralifhen Eindrucks folder Maßregeln 
möchte fchwerlich Hoch zu veranfchlagen fein und wirb gewiß durch bie financiellen 
Opfer aufgewogen. Kann der Staat vollends nicht auf einmal und vollftänbig 
die Zinszahlung wieber aufnehmen, fondern muß er aus Nüdfiht auf feine 
Finanzlage die Reflitution der abgemorfenen Schuld auf einen langen Zeitraum 
vertheilen, fo unterbleibt eine ſolche Maßregel lieber gänzlih. Operationen wie bie 
Herftelung der nieberlänbifchen Schuld im Jahre 1814 und bie Ummwanblung der 
Öfterreichifhen älteren Staatsſchuld im Jahre 1818 (Bd. VII. ©. 608), welche 
eine ſich über Jahrzehnte hinziehende allmälige vollftändige Wieberaufnahme ver 
urfpränglihen Zinszahlung bewerkftelligen follen, nägen den urſprünglich Belchä- 
bigten faft nichts, verbeſſern den Staatskredit gar nicht, belaften die Finanzen 
zwecklos und führen zur Uebernahme von Verpflichtungen, welche fpäter fehr 
—5 werben können. (Frage der Wiederherſtellnng der fchleswig-holfteintfhen 
Schuld.) 

D. Die politiſche Bedeutung des Staatsſchuldenweſens ergibt ſich aus 
der volkswirthſchaftlichen Bedeutung desſelben. Die Auffafſung, welche in dieſem 
Auflage vertreten wird, führt nothwendig auch zu einer anderen und, wie wir 
glauben, unbefangeneren Würdigung ber Staatsſchuld in politiſcher Hinſicht. Auch 
hier hat man bisher meiſtens nur Schatten geſehen. Die Staatsſchuld Oeſterreichs 
gilt für den größten Nothſtand dieſes Staats; England, Frankreich, Italien er⸗ 
ſcheinen durch ihre Staatsſchuld oftmals auch in politiſcher Beziehung in ihrer 
Bewegung gehemmt, wogegen alle Welt darin übereinftimmt, daß die kleinſte 
europälfche Großmacht, Preußen, durch ihre günftige Finanzlage und befonbers 
durch Ihre glückliche Schulvdenfreiheit — denn im Vergleich mit den anderen Mächten 
ift die preußiſche Staatsſchuld kaum zu nennen, zumal fie zu einem großen Theil 
für privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen, wie Eifenbahnen, aufgenommen worden 
ift und ver preußiſche Etaat nod ein reiches Domanium beſitzt — bis zu einem 
gewiflen Grade erjegt, was ihr an materieller Kraft, an Land und Leuten, ab- 
geht. Aber beruhen dieſe Anfichten auf einem Haren Verſtändniß bes Sachverhalts 
und des Kaufalnerus? Uns ſcheint, nein. Natärlih kann man die Frage nicht fo 
ſtellen: würbe 3. B. Oefterreih nicht ohne Staatsſchuld viel mächtiger baftehen ? 
Diefe Frage wird Jetermann bereitwillig bejahen. Aber man muß ſich vergegen- 


Staatsichuiben. 53 


wärtigen, daß es fi immer nur um bie Alternative handelt: Staatsſchuld 
oder Beftenerung? Hätte Defterreich feit 1848 feine Ausgaben ſämmtlich durch 
Steuern befiritten, fo befäße es jet 1500 Mill. fl. Schulden weniger. Daß es 
deshalb politifch mächtiger wäre, iſt fehr zu bezweifeln, venn ficher wäre es volks⸗ 
wirthſchaftlich bei dieſer koloſſalen Beſteuerung nicht fo fortgefchritten wie jebt, 
vermntblich zurädgelommen, zumal ihm das Ausland einen fo großen Theil der 
Kapitalien gelichen bat. Nur ein Theil jener Summe hätte durch die Beſteuerung 
gededt werben mäffen. Bier find bie früher erörteten Umftände maßgebend (I. D.) 
Ehenfo wenig bat Preußen durch feine relative Schuldenfreiheit in politiicher Be⸗— 
ziehung etwas gewonnen, wenn feine VBeftenerung, 3. B. zum Zweck der jährlichen 
Schuldentilgung, etwa nachtheiliger wie die Aufnahme und Fortdauer von Schulden 
fein ſollte. Das if freilich in dieſem Beiſpiel unwahrfcheinlih, aber in einer 
anderen Periode recht wohl möglich. Alles hängt ſtets davon ab, ob es befier ift, 
eine Echuld zu kontrahiren, flatt die Steuer zu erhöhen, das einmal aufgenommene 
Schuldkapital in der Geſammtwirthſchaft fteden, die Bevölkerung dafür in ven 
Steuern die Zinfen zahlen und ihr das eigene Produktivkapital unverfürzt in 
Händen zu laffen oder aber das werbenre Kapital flatt der Schulbaufnahme und 
zum Zwed der Helmzahlung der Schuld den Steuerzahlern zu entziehen. Oft 
genug wirb das erflere Verfahren den Borzug verdienen. Dann wird die Staat s⸗ 
[&uld die politiſche Macht des Staats auch nicht benachtheiligen. Wenn man 
daher gegen dieſe Anſicht eingewenvet hat, melde Schulvenlaft fih Preußen zum 
Nachtheil feines Kredits und feiner Macht hätte aufbürden müſſen, wenn es etwa 
fit 1806 alle Kriegsloften u. f. w., alle ſtaats⸗ und privatwirthichaflihen Kapital- 
anlagen durch Anleihen ohne Schulventilgung beftritten hätte, fo möchten wir er- 
widern, daß dadurch allerbings eine große Staatsſchuld, aber, unter Vorausfegung 
ver Befolgung der für die Benligung des Staatskredits oben feftgeftellten Regeln, 
tfineswegs nothwenbig eine Einbuße an Krevit und Macht hervorgerufen worben 
wäre. Möglihen Falls, namentlid wenn Preußen etwa noch bebeutenb größere 
Ausgaben zu beftreiten gehabt hätte, würden Land, Voll und Staat wirthſchaftlich, 
Ananziell und politifch trog einer großen Staatsſchuld fich befier befinden können, 
als bei einer diefe Schuld erfegenden Befteuerung Man vergefie doch nur nicht, 
daß der Staatshaushalt cher die Geſammtwirthſchaft, zufammen mit den Einzel- 
wirthſchaften, Einen großen Wirthſchaftsorganismus bilden und Vefteuerung und 
Anleihe nur zwei verfhiedene Formen derfelben Operation, der Her- 
beziehung von Kapital aus den Einzelwirthſchaften in bie Gefammtwirthichaft, 
darftellen. Im Grunde genommen wird bei der Aburtheilung über die Staats- 
ſchuld und ihre politifchen Nachtheile nur wieder Urfache und Wirkung oder Urſache 
und Symptom verwechſelt. Nicht die Staatsſchuld ift das Uebel, fondern die Um⸗ 
fände, welche meiftentheild vie Stantsfhuld hervorrufen: bie anomale politifche 
Lage, fo feit 1848 in Defterreih, ſeit 1859 in Stalten, feit 1861 in Norb- 
anerita, früher, 1793 u. ff. in Großbritannien. In feiner feit langer Zeit günftigen 
politiſchen Situation, nicht in der Schuldenfreiheit Liegt Preußens politiſche Stärke, 
Eine gewiffe Höhe der VBeftenerung kann ein viel fchlimmeres Symptom wie eine 
peobe GStaatsſchuld fein. Im Hinblid anf die großen Staatsſchulden einzelner 
änber wird man baher Häufig genug fagen müſſen: das Land hat eine traurige 
Geſchichte oder eine fchwierige Entwidiung gehabt, zum Gläd konnte es wenig- 
Rens die Ausgaben, welche feine anomale Lage bervorrief, durch Staatoſchulden 
beftreiten: immer noch ein Glück im Unglück! Einzelne beſondere politifhe Bor- 
thelle des Staatsſchulbdenweſens find übrigens ſchon länger allgemein anerfannt 
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worden. Wichtige und einflußreiche Klaſſen der Bevbllerung erhalten ein reges 
Intereſſe an dem Beſtand und der ruhigen Fortentwicklung des Staats. Bei der 
heutigen fosmopolitifhen Richtung des Kapitalienverkehrt werben durch das Staats- 
ſchuldweſen die wirthſchaftlichen und folgeweife die politiſchen Iuterefien der einzelnen 
Länder aneinander gefettet. Es entſteht dadurch eine gegenfeitige Abhängigkeit ver 
Länder und Bölfer und deshalb aud ihrer Regierungen von einander. Auch bie 
Regierung ber krebitirenden Volkswirthſchaft muß gewiſſe politifcde Rädfihten anf 
den fehuldenden Staat nehmen, weil fie leicht ihr eigen Fleiſch und Blut ſonſt 
(hädigen könnte. Wie die Entwidlung des Welthandels uud bes Krebitweiens, fo 
trägt daher auch noch ſpeciell das Staatsſchuldenweſen zur Yörberung einer frieb- 
lichen internationalen Bolitit und hierdurch Im emfnenteften Stun zur Förderung 
der materiellen und geiftigen Kultur ber abenvlänbifchen Böllerfamilte bei. Die 
Staatsfhulden bilden ein wichtiges Element in bem gegenwärtigen wirthſchaftlichen 
und kulturgeſchichtlichen Entwidiungsproceß, durch welchen bie europäifchen Völker 
und ihre Abkömmlinge in ven anderen Welttheilen zu einer wahren Weltwirth- 
ſchaft verſchmolzen werben. 

IV. Geſchichte und Statiſtik des Staatsſchuldenweſens. 

Bir müffen hierfür mit Rückficht auf den Raum in dieſem ohnehin fon zu 
lang gewordenen Artikel auf die beſonderen Aufſätze über die einzelnen Staaten 
im Staatswörterbuch verweilen. Es wird darin mit größerer oder geringerer Aus⸗ 
führlichkeit ſtets auch ein Weberblid über den gegenwärtigen Buftand und zum 
Theil auch Über die Entwidiung der Staatsfchulren gegeben. 

Dagegen find bier noch einige Bemerkungen über vie Methode ter Ratiftifchen 
Bergleihung der Staatsfchulden mehrerer Ränder anzufügen. Eine ſolche Bergleichung 
ift ſehr ſchwer anzuftellen und fegt die Vorführung eines großen ſtatiſtiſchen Ziffern- 
apparatd nebft den betreffenden Erläuterungen voraus. Mit den üblichen flatiftifchen 
Zufammenftellungen ift fehr wenig gevient. Diefelben täuſchen und irreleiten mehr, 
als daß fie belehren, und tragen nur zur Disfrebitirung der Statiſtik bei. Die 
gewöhnlichen Vergleiche, weldhe man 3. B. in Zeitungen angeftellt findet, taugen, 
herausgerifien wie die Zahlen aus dem Zuſammenhange find, in ber Regel gar 
nichts. In Lehrbüchern und wiffenfchaftlihen Werten follten bei ſolchen Zuſammen⸗ 
ſtellungen wenigftens niemals Erläuterungen fehlen, welde ven Grab der Ber- 
gleihbarfeit der ftatiftiihen Daten aus verſchiedenen Ländern und Zeiten darthun. 
Beklagenswerth ift die Teichtfertigkeit, welche in ſolchen ſtatiſtiſchen Bufammen- 
ftellungen meiftens angetroffen wird. 

Am Häufigften werben die Nominalkapitalien ver Staatéſchulden ver- 
fchiedener Lander und Perioden verglichen. Wozu kann dies dienen? Das Rominal- 
fapital zeigt weder, welche Kapttalfummen ber Bollswirthichaft entzogen und vom 
Staate verwendet worden find, noch welche Schuldſumme der Staat wieder zurück⸗ 
zuzablen hat. Denn viele Schulden werben bedeutend unter Pari Tontrahirt und 
viele find als Nentenfchulden nicht zu tilgen. Die Berfchienenheit des Nominal- 
zinsfußes macht es unmöglich, aus dem Nominallapital einen Rückſchluß auf bie 
Größe der BZinfenlaft zu ziehen. Das Nomimallapital iſt nad ber Höhe des 
Nominalzinsfußes ganz verfchleven. Jede Konverfionsmaßregel ändert ben Betrag 
vesfelben, mitunter um wahrhaft koloſſale Summen. Bor der letzten Fould'ſchen 
Konverfionsoperatton, der Umwandlung bes größten Theils ber Al /, procemtigen 
in 30%/, Mente, betrug 3. B. das Nominallapital der franzöflfchen Tonfolibirten 
Schuld 9925 Mil. Fr. am 1. Ian. 1862, welche Summe durd bie Konverflon 
am 2, Juni 1863 auf 12,080 DIE, Fr. gefliegen war, währen bie Summe 
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ver Renten nur von 356 anf 375.8 MU. Fr. ſich gehoben hatte. Je nachdem 
men die Zahlen des Jahres 1862 oder 1863 zu einer Vergleihung mit anderen 
Staaten benutt, erhält man mithin die verfchienenartigften Nefultate, während vie 
franzöfifge Staatsſchuld im Ganzen in dieſem Jahre diefelbe geblieben iſt. Nach 
folhen Daten werben dann gar die Quoten für jeden Kopf der Bevölkerung be 
rechnet, eine Berechnung, welde offenbar vollkommen wertblos, ja poſitiv ſchädlich 
iſt, denn fie Tann für keinen einzigen richtigen Schluß als Grundlage vienen. 
Und doch find dies die Ablichften Vergleiche. Dabei ift auf die innere Verſchieden⸗ 
heit der Staatsſchulden noch gar nicht einmal Nüdficht genommen. Der Umſtand 
. B., daß manche Staaten Stantselfenbahnbau betreiben, andere nicht, hat noth- 
wendig vie Vergleichbarkeit der Staatsſchuldenziffern verſchiedener Länder neuer- 
dings wefentlich gefchmälert. Wie laſſen fi 3.8. die deutſchen Mittelfinaten und 
Preußen oder Belgien in ihrem Schuldenweſen unmittelbar mit Frankreich, Eng- 
kand, Defterreich vergleihen? 

Mindeſtens müßten daher die Schulpfapitalien auf einen gemeinfamen gleichen 
Zinsfuß reducirt werden, um eine Vergleichbarkeit wenigſtens anzubahnen. Eine 
ſolche Umrechnung ift oft fon nothwendig, um das Schuldkapital eines einzigen 
Landes orbentlih zufammen rechnen zu können, 3. B. wenn 1 procentige neben 
4,5 und 69/, Obligatienen vorlommen. Über ein richtiges Bild gewährt auch 
viefe Berechuungsart wicht. Denn ba die Zinsfüße der verſchiedenen Länder und 
Zeiten verſchieden find, fo läßt bie Reduktion auf einen einzigen Zinsfuß vie Ber- 
ſchiedenheit ver wirklich aufgenommenen ober der zur Rückzahlung verfchriebenen 
Kapitalien verſchwinden, 3. B. wenn man bie großentheild 3 %/, englifche und die 
meiftens 5 9/, öfterreichiihe Schuld auf einen gleichen Zinsfuß umrechnet. Auch 
paßt eine ſolche Umrechnung nur für eigentliche, nicht rüdzahlbare Rentenſchulden, 
während die Belaſtung des Stants an rüdzahlbaren Schulden eines von bem 
Revuftionszinsfuße verjchiebenen Zinsfußes nach ftattgehabter Umrechnung nicht 
erſichtlich wird. 

Bill man daher eine ſtatiſtiſche Vergleichung zwiſchen den Schuldkap ei⸗ 
talien mehrerer Laänder anſtellen, ſo muß man nothwendig eine doppelte Be⸗ 
rechung machen. Einmal iſt das wirklich eingezahlte Kapital zu berechnen, 
ſodann das Schuldkapital, welches der Staat im gegebenen Augenblick ſchuldet. 
Das eingezahlte Kapital zeigt, welchen Betrag der Staat aus der Volkswirthſchaft 
an ſich herangezogen und für die Staatsbedürfniſſe verwendet hat. Je nach den 
Anleihemethoden und dem Kursſtande kommen hier natürlich von den Nominal⸗ 
lapitalen gänzlich verſchiedene Summen heraus. Großbritannien erhob z. B. von 
1793—1801 202.4 Mil. Pf. St., wofür ein Nominallapital von 314.5 Mil. 
PH. St. in der Staatsſchuld fteht. Um nur für Einen Staat dad eingezahlte 
Kapital zu berechnen, bedarf e8 oft der umſtändlichſten Unterfuchungen, das noth⸗ 
wendige Material ift gar nicht immer publichrt, aus älteren Perioden häufig nicht 
mehr vorhanden. Eine vergleichend ftatiftiiche Darftellung des Schuldenweiens 
mehrerer Länder gehört vollends zu den mühſamſten und ſchwierigſten flatiftiichen 
Arbeiten, und doch knupft ſich das Intereſſe zumelft an ben Betrag des einge- 
zehlien Kapitals. Bei der Berechnung des jegigen Schulpfapitals hat man einmal 
vie ruckzahlbaren Schulden mit dem Nominalbetrag, ohne Unterſchied auf welchen 
Zinsfug fie Inuten, und die Rentenſchulden ebenfalls mit dem dem Zinsfuß ent- 
ſprechenden Nominalbetrag anzujepen, indem man von ber Annahme ausgeht, daß 
ver Staat biefe Summe zahlen müßte, um fofort fchulvenfrei zu werben (wobet 
vanın mug bie im Geſammtbetrage jedoch nicht fee großen Lotterieanlehen und bie 
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Zeit⸗ und Leibrenten Schwierigkeiten machen). Eine berartige Berechnung hat jedoch 
wenig Bedeuntung, weil die ſofortige Rückzahlung ber Schulden gar nicht in Frage 
fommt. Zweitens Tann man bie ganze Schuld anf ihren jegigen Werth zurüd- 
führen, entweber auf den Kurswerth nad dem Kurſe der einzelnen Obligationen 
oder die Rentenfhulden auf ven Kurswerth und die Schulden, weldhe in ſpäteren 
Terminen zurüdgezahlt werben müflen, auf ihren jetzigen matbhematifhen Werth, 
wobei dann auch die Lotterieanlehen, bie Zeit» und Leibrenten richtig behandelt 
werden. Es würden zu biefem Zweck die meitläufigften Rechnungen anzuftellen 
fein, ohne daß auch dieſes Refultat die Mühe lohnte. Die Bergleichbarkeit zwifchen 
verſchiedenen Ländern bliebe immer problematiſch, beflimmte Schläfle auf pie Größe 
der Belaſtung der Staaten durch ihre Staatsſchuld ließen ſich doch nicht ziehen. Wir 
Können daher ven wiflenfchaftlich ftatiftifden und den praftifchen Werth folcher Berech⸗ 
nungen bes jegigen Kapitalbetrags ver Staatsihulden nur fehr gering anfchlagen. 
Der große Unterſchied des äffentlihen vom Privatſchuldenweſen zeigt fih auch in 
diefem Punkte. Nur al Pari rüdzahlbare, auf beftimmte Termine aufgenommene 
Schulden geftatteten eine genauere Bergleihung des Kapitalbetrags. Wie viel un- 
nüger Aufwand mit Maſſen nichts beweiſender Ziffern wird bier immer noch ge⸗ 
trieben und welche zahlreichen haltlofen Schlüffe werden darauf gebaut! 

Um fi einen Weberblid über bie gegenwärtige Verſchuldung verfchiebener 
Staaten zu verfhaffen und ein Urtheil über bie Belaſtung eines Staats durch 
feine Schulden zu bilden, wird man ſich daher noch am Nichtigften an den Be- 
trag der Zinfen und der den Zinfen entſprechenden Zahlungen (Prämien, Lot- 
tertegewinnfte) halten, welche in einem gegebenen Jahre zu entrichten find. Dazu 
fann man noch vie in dem Jahre erfolgte, reſp. erfsigen müffende Tilgung 
rechnen. Der Zinfenbetrag läßt fih in feiner abfoluten Bedeutung für bie 
Bollewirthihaft durch die Beranfhlagung p. Kopf einigermaßen mwürbigen. ber 
die Vergleihung der Kopfquoten lehrt in Finanzfachen niemals ſonderlich viel, 
weil das unbelannte x flets die Stenerfraft des Einzelnen und des Volks ifl. 
Was erfahre ich Über den Drud der Schuld, wenn ich weiß, daß in Großbritannien 
auf den Kopf etwa 6, in Defterreih etwas über 2 Thl. Iahreszinfen Tommen ? 
Vergleichend ftatiftifche Unterfuhungen können überhaupt vornemlich nur die rela- 
tiven Berhältniffe reſp. Unterfchiede zur Anſchauung Bringen. Dadurch vermögen 
fie aber immerhin nit unmichtige Belehrungen zu bieten und geftatten Rückſchlüffe 
auf die thatfählichen Zuſtände. Die wichtigfte bier anzuftellende Bergleihung be 
zieht fi dann auf die relative Bedeutung, welche das jährlihe Staatsfchulder: 
forderniß für die einzelnen Staatshaushalte hat. Daraus ergiebt ſich die finanz- 
politiihe Wichtigkeit der Staatsfhulb für den einzelnen Staat und indirekt durch 
weitere Schlüffe und Mitbenutzung anderer Beobachtungen auch ihre Wichtigkeit 
für die ganze Volklswirthſchaft. Man geht bier am Richtigften zu Werke, wenn 
man die Procentfäge berechnet, welde das jährliche Schulderforberniß (int. 
oder excl. Zilgungsaufwand) etwa von der Bruttoausgabe, der Nettoeinnahme und 
ber Steuereinnahme beanfprucht. Daraus erſieht man namentlih, wie viel von 
den Einnahmen für andere Zwede bisponibel bleibt. Eine Meihe ver wichtigften 
Schlüſſe, melde bier nicht weiter einzeln gezogen werben können, nüpfen fi an 
biefe Berechnungen an. Man gewinnt dadurch das relativ richtigfte Bild von ber 
Bedeutung der Staatsſchuld in den einzelnen Staatshaushalten. Auch Hier müſſen 
bie umfaſſendſten Berehnungen, Unterfuchungen und gleichartigen Gruppirungen 
der finang-flatiftifchen Daten vorhergehen, bevor eine Vergleichbarkeit der verfchies 
benen Budgets einigermaßen bergeftellt iſt. Eine ſolche Arbeit liegt in dem treff- 
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lien Werte Ezörnig’s über das öferreichiſche Budget vor. Mit ven hier ge- 
lieferten Daten habe ih an einem anderen Orte einige vergleichenp-ftatiftifche Be⸗ 
rechnungen angeftellt, aus welchen bier zum Schluß das auf die Staatsfchulb 
Bezügliche mitgetheilt werden mag. Die Anfäpe gehören den Jahren 1861 und 
1862 an, find ven Boranfchlägen entnommen und das Schulderforderniß umfaßt 
tabei die (kontraltliche) Schulpentiigung mit. Die relative Bedeutung der Staats- 
ſchuld in ven einzelnen Staaten läßt fih daraus im Ganzen aud für bie 
Gegenwart richtig erkennen. 11) 
Das Schulderforberniß beträgt Für die Einllverwaltung bleibt 
von ber vom Steuerreinertrag nad Bes 
Brutto Se Glenn ſtreitung des Aufwandes für 


aufgabe: einnahme: teineinnahme : Schuld, Heer, Flotte noch 

%/o eo %/e %/o 

1. 2. 3. 4. 
Preußen 10.6 15.3 1) 50.3 
Spanien 175 241 0. 497 
Balern 18.2 27.3 0 82.3 
Frankreich 934 96.8 16.3 39.1 
Belgien 245 9280 12.4 542 
Ocfendh 314 495 463 153 
Holland 95.3 38.1 8.0 53.8 
Portugal 36.2 46.3 45.3 17.8 
Großbritannien 36.3 38.9 87.3 16.8 


Die beiden legten Zahlenreihen diefer Tabellen find fo zu verftehen: Kol. 3 
zeigt den Procentfag, den das Schulberforberniß noch von dem Meinertrag ber 
Stenern (direkte und indirekte) aufzehrt, nachdem ed aus dem übrigen Neinein- 
Iommen des Etaats (Einnahmen aus Stantseigenthum und fogen. vermifchte Eins 
nahmen), foweit dieſes zureichte, gevedt worden war. Kol. 4 zeigt ben Procentfag, 
welcher vom Stenerreinertrag noch für die Gioilverwaltung zur Verfügung fteht, 
nahdem die Ausgaben für die Schuld und für das Kriegsdepartement theild aus 
dem fonftigen Neineinfonmen des Staats, theild aus ben Steuern vollftändig 
gevedt worden find. Zu bemerken ift dabei, daß das Berhältnig Defterreich’s 
bier infofern ein wenig zu ungänflig erfcheint, als bie Einnahme ohne bie 
neueren Steuererhöhungen angefegt und die Schuldentilgung bejonders er- 
heblich iſ. Die normale Lage würde etwa in Kol. 2 einen Sag von 42 
bie 45, in Kol. 3 von 4O—42, in Kol. 4 von 18—20°%%/, zeigen. Die Stellung 
Frankreichs und Spaniens erfcheint aus vorlibergehenven Urſachen in der obigen 
Zobelle etwas zu günftig. Aber im Wefentlichen zeigt bie Tabelle bie wahre 
relative Belaftung jedes Stantshaushalts dur die Staatsſchuld in gegenmwärtiger 
Zeit. Defterreih (und Portugal) und Baiern bilden die Extreme. In Defterreih 
bleibt von der Reineinnahme nach der Beftreitung des Schulderforvernifies und 
der Ausgabe für Heer und Flotte relativ am Wenigften für pie Eivilverwaltung 
übrig, d. h. für die ummittelbar und im Ganzen probuftivufte Ausgabe, welche 
zumal in Oeſterreich bei der politifchen Oxganifation und der Kultur und Wirth- 


m Bel. v. Czöornig, d. öfter. Yudg. Wien 1862, bef. B. 2. ©. 488, 484 u. meine 
Ornung d. öſterr. GStaatehaush. S. 135— 154, bef. ©. 146, 151, wo aud das Nähere über 
die Beredinungsart u. |. w. 
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ſchaftsenwicklang dieſes Landes am Nothwendigſten if. Und babei iſt det Steuer⸗ 
druck in Oeſterreich ſchon jetzt am Schwerſten, das werbende Gtaatövermögen 
wurde wieder veräußert Eiſenbahnen) ober wirft wenig ab. Allerdings iſt das Ver⸗ 
haͤltniß in Großbritannien nicht viel günſtiger, aber dieſes Reich bedarf für bie 
Civilverwaltung bei feinem Syfiem der Selbftverwaltung viel weniger Mittel aus 
dem Staatsſchatze. Preußen bat bei der Kieinheit feiner Staatsſchuld, welche noch 
bazu zum erheblichen Theil für einen Reinertrag gebende Unternehmungen aufge 
nommen worben if, den größten Theil feiner Reineinnahme and fogar den ganzen 
Reinertrag feiner Steuern für andere Staatszwecke disponibel, aber fein großes 
Milttärhubget drüdt ven für die Givilverwaltung übrig bleibenden Theil der Rein- 
einnahme aus ver Befteuerung ſtark herab, jedoch immerhin nur auf ben Sat 
von Belgien und Hollaud. In Frankreich ift trog der enormen Steigerung ber 
Schuld und bes großen Heeresetats des dritten Napoleon das Berhältni immer 
noch weſentlich günftiger, wie in Defterreih und Großbritannien. Baiern zeigt uns 
bie vortheilhafte Lage der deutſchen Mittelfiaaten, eine mäßige, zum großen Theil 
für privatwirthfchaftlihe Kapitalanlagen aufgenommene Schuld, ein bebentenves 
Staatseigenthum (Domanium, Eifenbahnen), ein nicht allzu bedeutendes Milttärbudget, 
ba bei der gegenwärtigen politifhen Drganifation Deutſchlands die Laften des 
milttärtichen Schuges auf Preußens und Oeſterreichs Schultern abgewälzt werben 
können, und in Folge aller dieſer günftigen Umſtände eine mäßige Beſteuerung, 
welche faft ganz für den probulftiven Shell der Staatsausgaben, für die Civil⸗ 
verwaltung verfügbar ifl: das Ideal eines Finanzzuſtandes, nur daß basjelbe in- 
direft auf Koften Anderer erreiht und um den hoben Preis des Mangels ver 
den Mittelftanten einmal verfagsen felbftänbigen politiſchen Aktion und bamit der 
größeren gefchichtlichen Bedeutung bezahlt wir. 
Literatur. Bon den finanzwifienfchaftlihen Syſtemen find bejonders vie 
befannten Werke von v. Maldhus und Rau zu nennen; Rau ($. 471—529) 
bleibt durch den Reichthum des Materiald und die Bejonnenheit des Urtheils 
immer vorzüglich, wenn auch feine principielle Auffaflung des Staatsſchuldenweſens 
von der neuern abweidht; fonft vgl. au Stein’ und Umpfenbachs Lehr: 
büher. Hauptwert über alle Fragen des üffentlihen Kredits iſt Nebenius' 
Öffentl. Kredit, fehr wichtig für die neuere Auffafjung des Staatskredits: Diegel, 
Syſtem d. Staatsanleihen (Heidelb. 1855). Vgl. au „Ueber den Gtantölrebit” 
v. einem rufl. Staatsmann (Typ 1840); Schäffle in d. Tüb. Ziſchr. f. d. ge- 
ſammte Staatswiſſenſch. in d. Aufjag: Die Konkurrenz der Organe des Staats ˖ 
lebens u. |. w. (B. 20, 1864, ©. 148 fi); v. Hod, die öffentl. Abgaben und 
Schulden (Stuttg. 1863, ©. 265 ff.). A. Wagner, die Orbn. d öfterr. Staats⸗ 
haush. (Wien, 1863), worin die in dieſem Artikel erörterten Fragen fowohl 
principlell als mit Rüdficht auf Oeſterreich beſprochen find. — Weitere Literatur 
f. bei Rau $. 471. — Neueſte Etatiftil in den Goth. Alman.; vgl. ferner 
Horn, annuaire internat. du cr&d. publ. (Par. 1859—61, leiver nicht fort 
efegt) u. O. Hübner, Ber. d. ftatifl. Centralarchiv's; v. Czörnig, Oeſter. 
wog. (Wien, 1862). Abolph Wagner. 
Staatöftreich, [. Nothrecht. 


Staatöverbrechen. 


Die im baieriſchen Strafgefegbude von 1813 enthaltene Eintheilung ber 
Verbrechen in Privat- und äffentliche oder Staatsverbrechen iſt von der neuern 
beutfchen Geſetzgebung wegen ihrer inneren Unhalibarkeit aufgegeben worben, Die 
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neueren Strafzefenbiicher ſtellen bie einzelnen Verbrechen lebiglich nich ihrer Außeren 
oder inneren Verwandiſchaft in Kapiteln und Titeln ohne meitere Abthellung neben- 
einander, Jedenfalls ift die Eintheilung in Privat- und Staatsverbrechen nit 
erſchöpfend und führt zu irrthümlicher Auffaffung mander Delikte, deren unmittel- 
baren Gegenſtand weder das Recht einer einzelnen Brivatperfon, noch das bes 
Staatsganzen bildet, 3. B. vie Unzuchtsverbrechen, Meineld x. 

Allerdings verlangt die wiſſenſchaftliche Behandlung des Strafredits 
auch für den beſonderen Theil eine fuftematiiche Gliederung der einzelnen Delilte⸗ 
arten, und es ift keine Frage, daß ver Gegenſtand ver Berleung ben geeig- 
ueiften Eintheilungsgrund bietet. Wllein wenn man Bei biefer Eintheilnsg nidyt 
eine Reihe von Deliften unter falſche Geſichtspunkte bringen will, fo mug man 
zotichen vie Privatverbrechen, d. h. die Verbrechen gegen vie Rechtsſphäre bes 
Einzelnen, und die Verbrechen gegen den Staat die gegen die Mechtöfphären ber 
Familie und der (religiöfen wie bürgerlichen) Geſellſchaft einſchalten. Nur auf diefe 
It wird Bollſtändigleit erreicht und keinem Delilte Gewalt angethen, 

Dei den Berbrechen gegen den Staat iſt ſodann weiter zu unterjcheiden 
zwiſchen ten Berbrechen gegen das Gtantöganze und den Berbrechen gegen bie 
einzelnen Stantöverwaltungszweige (Finanz, Polizei, Rechtspflege un» Milltän). 
Es ift wohl hier nicht der Ort, diefe zweite Klaſſe von Stantöperbrechen zu ber 
handeln. Wiewohl auch Münzverbrehen, Wiverfegung, Aufruhr, Duell, Meineid, 
Deſertion, Beftehung, Amtsverbrechen sc. unmittelbar gegen ben Staat ge- 
richtete Verbrechen find, fo fallen fie doch nit unter die an biefem Orte allein 
im Betracht lommende Kategorie ber poltitifchen Verbrechen im engeren eigent- 
lichen Einn des Wortes.!) Als folche können vielmehr nur die Verbrechen gelten, 
welche im ber neueren bemtichen Gefeßgebung unter dem Namen Hoch verrath 
und Yandesverrath vorkommen, daher and die folgende Darftellung fi nur 
mit dieſen befaflen wird. 

Bekanntlich bilder das römifche Recht nicht nur eine Hauptquelle und einen 
Hauptbeſtandtheil des fräheren gemeinen deutſchen Strafrehts im Allgemeinen, 
isndern auch fpeciell in Bezug auf das Mofeftätönerbrechen. Die deutſche Geſet⸗ 
gebung bat nun freilich in anſerem Jahrhundert (gemöthiget durch bie veränderten 
politifchen Zuftände) in dieſer Materie neue Wege eingefihlagen. Allein da au 
viefe neue Geſetzgebung doch noch vielfältig mit dem früheren gemeinen Rechte in 
Zufammenkang fteht, fo kann wohl bier von einer wenn auch flüchtigen Betrad- 
img bes rBmifchen Rechts 2) nit Umgang genommen werben, , 

Die Entftehung des römiſchen Majeſtätsverbrechens (erimen laesae oder 
imminutae majestatin) gehört erft der letzten Zelt ver Mepublit an. In dem Aus⸗ 
drud majostas liegt urjpränglich ver Begriff des Größerſeins; fpäter wurde er 
autſchlleßlich Prädikat für die Objekte und Berfonen, die Im Beſitz der höchſten 
Binde ſtamden, alfo für vie Bötter und das Boll (populus Romanus), fpäter 
für ven Kaiſer. Während ver Abnigszeit und in dem erſten Jahrhunderten 
ber Republil firafte man die ſchwereren Delilte gegen ben römiſchen Staat 


,.Y Sepp urterſcheidet geradezu zwiſchen umpolitifchen und politiſchen Gteatöverbrechen und 
ei un Abhandlung über diefe Verbregen den Titel: „Die politifchen u. unpolitichen St.“ ıc. 
a “ B. Eher des cim. a 6 M el a 57 Free der Römer von Ros 

au aus.” . >97. Rs rduellio unter den 
Temifhen Königen.“ Tüb. 1841. i ai 
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als perduellio (von per, porquam == durch und durch, ſehr und duellis |. v. w. 
Feind, duellum, bellum), bei welcher man bereits zwiſchen pord. im engeren Sinne 
(Üttentat gegen die Staatsverfaflung, innere perd.) und proditio (Verrath bes 
Baterlandes an den auswärtigen Feind) unterfchieb. 

Das erfte Gefeg de majestate imminuta iſt die lex Appuleia (von bem 
befannten Bolfötribun L. Appuleius Saturninus) v. 3. 654 nad Erbauung ber 
Stabt oder 100 3. vor Ehriftus. Sie trat als Aushilfe zu den Perbuellionsge- 
fegen für die geringeren Fälle von Staatsverbredhen, ohne jedoch eine allgemeine 
Definition des Mojeflätsverbrechens zu geben. Durch die fpäteren Geſetze (namentlich bie 
lox Cornelia, welde Sulla im J. 80 vor Ehr. und die lex Julia, welde Eäjar 
gab) wurden vie Perpuellionsfälle fämmtlich unter den Begriff bes crimen maje- 
statis aufgenommen. Dar auf biefe Art erweiterte Majeſtätsverbrechen umfaßte 
wohl fon alle Handlungen, wodurch bie Äußere Sicherheit des römiſchen Staats 
oder bie innere Staatsordnung gefährdet wurbe. 

Die Kaiſer begnägten fi nicht, ihre eigene Perfon als vornehmften Gegen- 
ftand des Majeſtätsverbrechens Hinzuftellen, fonbern erweiterten auch noch ben 
Umfang dieſes Delikts bis zu haarſträubender Abfurbität. Unter den ſchlechten 
Kaiſern wurde es 3. B. als Majeftätsverbrechen geahnvet, wenn fi Jemand im 
ber Nähe des Yaiferlichen Bildniſſes entkleivete. Dazu famen dann bie Ausbehnung 
bes Berbrechensbegriffes auf kaiſerliche Beamte, bie VBeftrafung jeder aud nicht 
thätlihen Willensäugerung und bie Mitbeftrafung ber unſchuldigen Descendenten. 
In der berüchtigten Lex 5 Codicis ad legem Juliam majestatis (lib. 9 tit. 8) 
wird es für eine befondere Großmuth des Kaiſers erlärt, daß die Söhne des 
Majeftätsverbrechers nicht auch hingerichtet werben. Dafür follen fie aber nicht 
6108 ihr ganzes väterliches Vermögen verlieren, fondern aud alle Erbfaͤhigkeit; fie 
ſollen ehrlos und arm fein für immer; ihr Daſein foll eine fortbauernde Strafe 
bilden, nur im Tode follen fie Troft finden!®) Die einzige Lichtfeite des römifchen 
Rechts iſt bei dieſem Majeflätsverbrechen die lex unica Codicis lib. 9. tit. 7. 
Si quis imperatori maledixerit, wonach bei wörtlichen Veleivigungen des Kaifers 
niemals eine Strafverfolgung ohne kaiſerliche Erlaubniß flatt finden folle, — eine 
fehr zwedmäßige Beftimmung, die (zum Theil mit Modifilationen) aud in einige 
neuere deutſche Gefegbächer übergegangen ifl. 

Im deutſchen Rechte des Mittelalters 4) erfchienen die Berbrechen. gegen 
den Stant durchweg als BVerrätherei, deren innerer Kern in dem Bruce eimer 
rechtlich begründeten Pflicht zur Treue befteht. Daß dies mit lehenrechtlichen Be⸗ 
griffen zufammenhängt, bedarf wohl feiner weiteren Auseinanverfegung. Dagegen 
muß hervorgehoben werben, daß fi auch ver Fürſt an feinem Volle (vorzüglich 
an feinen Bafallen) eines Verrathes ſchuldig machen konnte, weil die Pflicht ver 
Treue eine gegenfeitige war. Der größte Theil derjenigen Verbrechen, welche man 
im Sinne der damaligen Zeit politifche nennen Tonnte, fiel unter den Begriff der 
Telonie. Unter den der Berrätherei dagegen fielen auch antere, «is Staatsver⸗ 
brechen. Eine Verrätherei konnte an allen Perſonen begangen werben, welden ber 


3) Diefes Geſeß iſt fowohl ind Tanonifche Mecht, ale auch in die goldene Bulle wörtlich 
ae er J an die Stelle der kaiſerlichen Beamten dort die Kardinaͤle, bier die tur⸗ 

en gelebt worden \ 

*) —*— das . Ältefte deutſche Recht ſ. Wilda „Strafrecht der Germanen.” Halle 1842. 
©. 984 ff. Nach Tacitus Germania cap. 12 wurden die Berräther und Meberläufer an den 
Bäumen aufgehängt, 
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Berbrecher durch Bande der Natur over pofttive Rechte zu befonberer Treue ver⸗ 
pflichtet war. Wie noch heute im engliſchen Rechte zwiſchen hobem und nieverem Ver⸗ 
rathe (high und petty treason) unterfchleven wird, ebenfo im älteren deutfchen Rechte, 
Die peinlide Gerichtsordnung Kaiſer Karl V. v. 3. 1632 (Caro- 
iina) ſteht wie ihre Hanptquelle — vie Bamberger Halsgerihtsorbnung 
von 1507 — theilweiſe noch auf dem dentſchrechtlichen Stanbpuntte, fcheint aber doch 
im dee Hauptſache das römiſche Recht als befannt und in ven Gerichten angewandt 
verauszufegen. Sie enthält keine befonderen Beftimmungen üker den Thatbefland, 
wie folde noch die Bambergensis (Art. 132 ff.) enthielt, — was wohl in dem 
pelitiſchen Verhältniffe ver Reichsfürften zum Reichsoberhaupte feinen Grund bat. 
Das Wort Hochverrath fommt in ber Karolina ebenfo wenig vor, wie im 
Sachſenſpiegel und ven zu feiner Periode gehörigen deutſchen Rechtsbüchern. In 
der Zeit, wo es zuerft vorkommt, hat fi das römiſche Recht ſchon längft ſowohl 
ver Theorie als Praris bemächtigt. Diefes Einbringen bes römifchen Rechts er- 
folgte bier wie im Gtrafredhte überhaupt auf dem Wege des Anſchluſſes an die 
Echriften der italienifhen Iuriften vom 13.—17. Jahrhundert. Die deutſche 
gemeinrechtliche Doltrin und Praris fliehen bis zu Ende bes 18. Jahr- 
hundert anf den Schultern dieſer Italiener. Bei dem ſächſiſchen Juriſten Ben e- 
bit Karpzomw z. B. (geb. 1595, geft. 1666), welder über ein Jahrhundert 
ale erfte Autorität 5) des gemeinen dentfchen Strafrechts galt, erſcheint das Maje⸗ 
fätverbrechen durchaus in derſelben @eftalt, weldye es bei ven Italiener z. B. 
bei Inline Glarus (geft. 1575) erhalten. Diefes Verbrechen iſt nad Karpzow 
das ſchwerſte von allen; denn e8 umſchließe viele andere Verbrechen, insbeſondere auch 
eime Beleidigung der Sottheit, benn der Kaifer ſei ihr Statthalter und feine Macht 
fei von Bott. Daher werden auch bei diefem Verbrechen mehrfache Ausnahmen 
bon den allgemeinen Strafredhtögrunpfägen gemacht, wie 3. B. die Beſtrafung 
aller Berfuchshantiungen mit der Strafe des vollendeten Delikto. Eine genauere 
Interfcheibung der Staatsverbrechen over eine nähere Feſtſtellung ihrer Thatbe⸗ 
fände findet fi) bei den kriminaliſtiſchen Schrififtellern des 17. und 18. Jahr- 
hunderts ebenfo wenig, wie in ben Reiche- und Partikulargeſetzen. Ia die Be⸗ 
Ahammigen des römifchen Rechts wurden bier theild aus Mißverſtändniß, theils 
aus Servilttät zum Nachtheil der Angeklagten vielfach noch erweiternd interpretirt. 
Das Princip der Abfchredung trieb bei dieſem Delikte mehr, wie bei jedem anderen, 
jein verbexbliches Spiel; von Rückſicht anf bärgerlihe Freiheit war dabei feine 
Rede. Als einziger Fortfchritt der Jurisprudenz des 18. Jahrhunderts läßt fi 
die Ausfcheipung der Majeftätsbeleivigung als eines felbftänpigen Delitts aus der 
chaotiſchen Mafſe des erimen majestatis hervorheben. | 
35 einer Haren Unterſcheidung der verſchiedenen Arten von Gtaatöverbrechen, 
fowie zu einer ſchärferen Begriffsbeftimmung des Hochverraths bat erſt Feuer 
ba& 6) den Impuls gegeben. Derfelbe erfannte, daß vie Beflimmungen bes rö- 
miſchen Rechts über das crimen majestatis für unfere heutigen Staatsverhältnifſe 
ebenfo wenig pafiend felen, wie tie des früheren deutſchen Rechts. Wie fchon 
Montesquien 7) bemerkt hatte, dag unbeftimmte Hochverrathsgeſetze für ſich allen 





6) Geln berlihmtes (ateiniſch geſchriebenes) Werk trägt den Titel: Praclica nova rerum 
eriminalium imperlalls Saxonia, und wurde noch 1758 von Johann Gamuel Friedrich 


berauögegeben. 
* nerſt au ner „Philoſophiſch⸗juridiſchen Unterfuhung über das Verbr. des Hochver- 
7) Esprit des lois Xi, 7. 
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hinreichen, eine Regierung despotiſch zu machen, je bedarf au nad Feuerbach 
vor allen anderen Berbrechen ber Hochverrath einer möoglichſt genanen Begeifle- 
behtannung. Er ſuchte auf philoſophiſchem Wege ans ber Natur des Staats als 
des Berbrechensobjettes eine ſichere Grundlage für den Thatbeſtand des Hochver⸗ 
ratha zu gewinnen. Mit Rüdfiht auf die drei Grundvertrüge des Giants (deu 
Eiuigungs-, Unterwerfungs- und Berfafiungsvertrag) unterfdjien er drei Haupt⸗ 
arten bed Hochverraths: Hochverrath an dem Giantögebiete, an dem Staatsober⸗ 
baupte und an der Gtantöverfaflung. 

Diefe Eintheilung findet fi im Weſentlichen auch tn allen neueren beutjchen 
Strofgefeßgebungen. Im dem von Fenerbach verfaßten baierifhen Straf- 
gefeßbuche von 1813 werben vier Grade bes Staatsverrathes unterſchieden, 
deren erſter und höchſter ale Hochverrath bezeichnet wird. Diefer Hochverrath wird 
nach Urt. 800 begangen „I. durch Angriffe gegen bie perſönliche Sicherheit 
des Staats oberhauptes und zwar 1) wenn ein Unterthan auf bie geheiligte 
Perſon des Königs einen Angriff getkan bat, um tenfelben zu töbten, gefangen 
zu nehmen ober in Feindes Gewalt zu liefern, ober 2) wenn um bie eine ober 
andere ber vorgenannten Miſſethaten auszuführen, ein Aufruhr erregt, eine Ber- 
———A im Innern ober eine Berbindung mit Auswärtigen eingegangen wor⸗ 
ben 


„IL. Durch Angriff auf vie Selbſtändigkeit des Staats unter folgenben 
Vorausſetzungen: 1) wenn ein Unterthan, um bas Königreich einem fremden Staate 
einzuverleiben ober zu unterwerfen, ober um bie hierauf gerichteten Pläne zimer 
auswärtigen Regierung zu begünſtigen, ein Komplott angefiftet, eine Berbinbung 
wit Angwärtigen gefchloffen ober einen Aufruhr erregt, oder in gleicher Abſicht 
as folden verrätheriichen Verbindungen Antheil genommen bat; 2) wenn ein 

utertban zu einem wiber das Königreich ansgebrochenen Kriege ben feindlichen 
Staat ausprüdli aufgefordert over viefen in feindſeliger Abficht Veranlaffung, 
Borwand oder Gelegenheit dazu gegeben hat. 

„AN. Durch Angriff auf die Berfaſſung, — wenn ein liutertban, um bie 
befichende Stantäverfaflung durch gewaltfame Revolution zu ändern, ober um 
den rechtmäßigen Sonperän vor ver Negierumg zu entfernen, ober um bie regie⸗ 
rende Familie zu verbrängen, oder um bie verfafiungsmäßige Orbnung der Thron⸗ 
folge zu verändern, fi in eine Berſchwörung ober andere verrätheriſche Verbindung 
eingelofien, Aufruhr geftiftet, oder auf eine Berfon des fäniglichen Haufes zur 
Ausführung folden Zweckes thätlich einen Angriff gethan bat.“ 

Diefe Handlungen find in Art. 301 fänmtlih mit gefchärfter Todesfirafe 
bebroht. Die Schärfungen beſtehen in vorgängiger Ausſtellung am Pranger, Er⸗ 
Eat einer Shanbfänle auf dem Grabe und Wenderuung bed Namens ber 

amilie. 

Die drai niederen Grade des Staatsverraths find ſodaun Haudlungen, 
welche mon jetzt gewöhnlich mit dem Ausdrucke Landesverrath bezeichnet. Der mit 
einfacher Todesſtrafe bedrohte ywelte Grad des Staataverratha beſteht in Unter 
nehmungen zur Loqreißung eines Staatsgebietatheiles, in der nerrütheriſchen Ueber⸗ 
gabe von Städten, Feſtungen ꝛc. an den Feind, im Uebergange zum Feinde und 
in ber abſichtlichen Unterftügung besfelben. Die beiden nieberften mit 8—16, refp. 
2— B-jähriger reiheitäftrafe bedrohten Grabe beziehen ih auf vorſchiedene Be⸗ 
nachtheiligungen des eigenen Staates zum Bortheile eines fremden (nachtheilige 
Fhrung von Stantsgefhäften, Untervrädung und Auslieferung von Urkunden, 
Berrüdung der Staatsgrenzen, Verführung zum Auswankern, Inwerbung zu aus⸗ 
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wärtigen Militardienſten), oder auf Sanblungen, wodurch die vdlkerrechtlichen Ver⸗ 
haltniſſe des Staats geftört werden (3. B. Beleidigung frember Souveräte ober 
deren Geſandte) 

Neben dem Staatsverrathe erſcheint als ein völlig ſelbſtändiges Delut bie 
Majeſtätsbeleidigung, bei welcher ebenfalls (zwei) Grade unterſchieden 
werden. Der erſte mit Todesſtrafe bedrohte Grad wird begangen durch be⸗ 
leidigendes Handanlegen an ben König, durch Bedrohung mit perfünliher Miß⸗ 
handlung, durch Erregung eines Aufruhrs gegen ven Souverän ſelbſt, um dem⸗ 
ſelben eine Entichließung abzunöthigen oder feine Befehle zu versiteln. Des zweite 
Grad beſteht hanptfächlich in Verbalinjurien, und wird ver Beleidiger zu 1-- 4- 
jährigem geſchaͤrftem Arbeitshanſe und zur Öffentlichen Abbitte vor nem Bild⸗ 
niffe des Souperäns verurtheilt. Nach Art. 312 lann Majeftätsbeleivigung auch 
an der Gemahlin des Königs begangen werben. 

Mit mehr oder weniger Mobifikationen finden fich Hochverrath, Bandesverrath 
und Majeftätsbeleiviguug in der nachfolgenden beutfhen Geſeßggebung 
auf ähnliche Weife behandelt. Wie das baieriſche Strafgeſetzbuch überhaupt auf 
die neuere deutſche Geſetzgebung bebeutenven Einfluß übte, fo auch Hier, wiewehl 
fi) nicht verfennen läßt, daß namentlich die babifche, württembergiſche und fäch« 
ſiſche Seſetzgebung ernſtlich bemäht waren, Berbeflerungen einzuführen. &) Indefſen 
verließen dieſe Bemühungen vor dem Jahre 1848 nicht bie gebahnten Wege. 
Beientliche Beränderungen in ber Behandlung der politiſchen Verbrechen konnten 
eft die großen politifhen Neuerungen dieſes dentwürbigen Jahres bringen. 

Zwar entſprechen viefe Veränderungen keineswegs den gehegten und berech⸗ 
tigten Erwartungen. Die. im Iahre 1849 beginnende Reaktion nahm entfchieben 
wieder ihre Zuflucht zur Abfgredungstheorie und hielt rigordfe Gtrafbeftimmungen 
gegen die politifchen Verbrechen für uuentbehrlih zur Erhaltung ber Bffentlichen 
Ordnung. In manchen Staaten, 3. B. in Preußen, wurben die pollslfchen Ver⸗ 
brechen den faum in's Leben getretenen Schwurgerichten wieder entzogen. Als ob 
man eine Satyre auf die Forderung ber Gleichheit vor dem Geſetze beabſfichtigte, 
beſtrafte man die gebildeten politiſchen Berbrecher mit den Strafen der gameinen 
Verhrechen und führte z. B. einen Gottfried Kinkel in's Zuchthaus an das 
Spinnrad.)) Dennoch find bie durch die Bewegungen des Jahres 1848 allenthalben 
in Deutſchland herbeigeführten Aenderungen im öffentlichen Rechte fo umfaſſend 
und tiefgreifend geweſen, daß davon bie ſtrafrechtliche Behandlung der politiſchen 
Verbrechen nicht unberührt bleiben konnte. 

Borerfi ift hervorzuheben, daß ben hochverrätheriihen Unternehmungen durch 
Einführung freiheitlicher Inſtitutionen mande Duelle verftopft if. Ju dieſen 
Jnfitutionen gehören namentlih das Bereins- und Berfammiungsredht, Herſtel⸗ 
lung möglichſter Gleichheit aller Stantsangehörigen vor dem Geſetz, Verbeſſerung 
ver gefammten Juſtiz, Einführung der Schwurgerichte mit Deffentlichleit des 
Strafuerfahvens und Preßfreiheit. Sole Einrichtungen find wahre Sicherheito⸗ 
ventile für die Stantsmafchine, und in vemfelben Maße als folche beſtehen wird 
ſich ah zunerläffig Die Zahl der finatsgefährlihen Handlungen vermindern. 


8) Daß der deutfche Gefepgeber,, falls er nicht einen Müdfchritt wollte, den Code penal 
von 1810 in fraglicher Materie fi nicht zum Mufler nehmen konnte, bedarf wahl bei dem bes 
tanlen (naratier des Öffentlichen Rechte im napoleonifchen Frankreich keiner weiteren Amu-⸗ 

Sor bu 
| ‚die Schrift von Ian van Boer „Die Mißhandlung d De 
ale ach Si —— Bir anf dad Zellengefängniß gu —2 en 1850, 


. 
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Sodann lernen Gefeßgeber, Richter und Boll durch den Gebrauch folder 
Freiheiten die Grenzen des Zuläffigen und Unzuläffigen genauer erkennen. 
Der Begriff des Hochverratbs erhält almäliz mit der fortichreitenden politiſchen 
Bildung des Volkes und Gefeggebers den entfprechennen Umfang. Werner ift im 
3. 1848 überall in Deutichland mehr Interefie für die engliihen Staatseinrich- 
tungen erwacht, und es ift doch gewiß von vorneherein anzunehmen, daß bie Be⸗ 
handlung der politifcgen Berbrehen im Mutterlande der Lonftitutionellen Monarchie 
für alle tonftitntionellen Staaten lehrreich fein mäüfle. 

Nicht minder hat das 3. 1848 überall wenigftens die Forderung zur Reife 
gebracht, daß ven politifchen Berbrehern eine humane, der Natur des Delikte und 
der Bildungsftufe der Delinguenten entfprehenpe Strafe zu Theil werde, 
Endlich ift es ald Gewinn für die Gerechtigkeit und als Bortheil nicht blos für 
den Angellagten, fondern auch für die Regierung zu betrachten, daß die Aburtbei- 
ung über vie (fchwereren) politifchen Verbrechen in die Hände von Schwurgeridhten 
übergegangen oder überzugehen beftimmt iſt. 

Das vielgefhmähte Jahr 1848 bat uns in Deutſchland manchen Segen ge- 
bradt und In&befonbere auch zu einer richtigeren Behandlung der Staatöverbrechen 
‚mehrfach anregende Impulſe gegeben. Die theilweifen Stodungen in den Wirkungen 
diefer Impulfe, wie wir folde noch da und dort in Deutfchland als Probufte 
einer krankhaft Üübertriebenen Reaktion erbliden, werben ficher in Bälde vorüber- 
gehen, wenn nur ein mwilliges Gehör für die Lehren der Geſchichte vorhanden iſt 
und bei der Erforfchung der gegenwärtigen Bebärfniffe mit ver gehörigen Unbe⸗ 
fangenbeit zu Werke gegangen wird. 

Um nun zu einer ſolchen befriedigenven und unferer heutigen politifcden Ent- 
widelung entſprechenden Behandlung der politiichen Verbrechen zu gelangen, tft es 
vor Allem nothwenbig, an der Unterfeivung zwiſchen Hochverrath, Landesverrath 
und Majeftätsbeleivigung ftreng feſtzuhalten. Was ſodann vorerft den Thatbe- 
fand des Hochverraths betrifft und zwar 

1. das Objekt vesjelben, fo beftebt dieſes in allen Staaten in bem 
Staatögebiete und in der Stantsverfaflung, wozu in Monarchien noch das Staats- 
oberhaupt als Gentrum und Hauptträger des gefammten Rechtszuſtandes kommt. 
So wenig in einer Republit an dem zeitweiligen Staatsoberhaupte (Präfident, 
Dürgermeifter) — abgefehen von Handlungen, die ſchon anderweitig einen Hoch⸗ 
verrath bilden — ein Hochverrath begangen werben Tann, weil bier das Bolt 
allein Sonveränetätsinhaber ift, ebenfo iſt aber in Monarchieen der Monarch 
nur in feiner Eigenfchaft ald Regent Gegenſtand des Hochverraths. Unzweifelhaft 
find daher nicht blos Angriffe auf den Thron und das Leben, 1%) ſondern auch 
auf vie Freiheit des Monarchen unter allen Umftänden Hochverrath, und zwar 
legtexes, weil die Aufhebung der Freiheit nothwendig bie Regierungsunfähigfeit 
involvirt. Angriffe auf die leibliche Integrität dagegen fallen unter den Begriff 
des Hochverraths nur infofern, als fie nicht dem niedereren Gebiete der Majeſtäts⸗ 
beleivigung angehören. 

In England 11) ift überdies das Parlament als Theilnehmer an der böchften 


— — — — —— 


16) Daß kulpoſe Zöptungen (und Körperverleßumgen) des Regenten feinen Hochverrath 
bilden, Ber ſich von ſelbſt. 
11) ©, darüber namenilich Marquardſen über den — nad en e ur Rechts⸗ 
beftimmungen“ in der frit. Zeitfchr, für ausländ. —— und 
Schirach „Ueber polit. —X Beil, zum Archtv des Krim. N. sr 'e. 26 ff. 
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Staatögewalt dem Monarchen in Bezug auf den Hochverrath gleichgeftellt, und 
es läßt fih auch nicht verkennen, daß die Eonfequente Durchführung des konſti⸗ 
tutionellen Princips dieſe Gleichſtellung forvert. Es muß daher für Hochverrath 
erflärt werden, wenn ber verfaflungsmäßig verfammelte Landtag an der Ausübung 
feiner Tonftitutionellen Rechte auf geſetzwidrige Weife gehindert wird. 

An einem bloßen Ufurpator kann allerdings vorerft kein Hochverrath begangen 
werden. Sobald jedoch aus dem Ufurpator das wirkliche Staatsoberhaupt geworben, 
was 3. B. durd Anerkennung von Seite des entthronten Fürſten oder der Agnaten 
und namentli dur bie Hulbigung des Landes gefchehen Tann, ift derſelbe auch 
als mögliches Objelt eines Hochverraths zu betrachten. Wollte, man die Möglich. 
fit einer ſolchen Metamorphoſe der Thatfahen in Recht leugnen, fo könnte man 
uiemol® zu Ruhe, Frieden und Ordnung gelangen. Es könnte dann 3. B. auch 
gegen Napoleon III., gegen den Czaren als Polenkönig fein Hochverrath begangen 
werden. Der König von Italien wäre faft im ganzen Königreihe vogelfrei. Die 
Mörder eines Königs von Belgien oder Griechenland wären keine Hochverräther. 

Bezüglich der Angriffe auf das Staatsgebiet iſt nur hervorzuheben, daß 
diefe fih nicht auf den ganzen Umfang des Staats zu beziehen braudyen. 

Was die Angriffe auf die Staatsverfaffung betrifft, fo macht die Frage 
Schwierigkeit, welhe Einrichtungen und Gefege ald hochverrathefähig zu betrachten 
feten, und diefe Schwierigkeit läßt fih auch nicht etwa mit dem Hinweis auf den 
Inhalt einer Berfaffungsurfunde oder auf die Beftimmungen heben, deren Ab⸗ 
änderung im Bergleihe mit anderen Geſetzen durch beſondere Förmlichkeiten er- 
ſchwert iſt. Es wäre durchaus unftatthaft, die Möglichkeit des Hocdverrath auf 
ven gefammten Inhalt der Berfaflungsurfunden nnd auf alle fog. Berfaffungs- 
gejege auszubehnen. Nur der Angriff auf wefentlihe Verfaffungsbeftimmungen 
lann als Hochverrath bezeichnet werden, wobei jedoch dem richterlihen Ermeſſen 
überlafjen bleiben muß, nad ver konkreten Sachlage zu entfcheiven, ob eine weſent⸗ 
lihe Berfafiungsverlegung vorliege oder nicht. 

Die viel beftritiene Frage, ob auch gegen den deutſchen Bund ein Hod- 
verrath begangen werben könne, darf wohl — abgefehen von befonveren partikular⸗ 
geleglichen Beftimmungen — nur infoferne bejaht werben, ald die Handlung zugleich 
einen Hochverrath gegen ven eigenen Staat enthält. Da der deutſche Bund zur Zeit 
neientlih nur in einem, wenn auch mobificirten völkerrechtlichen Verhältniſſe ver 
Bunbesftaaten zu einander befteht und über die Angehörigen der Bundesſtaaten kein 
Sonveränetätsrecht befitt, jo kann derſelbe als folder auch nicht Gegenſtand des 
Hochverrathes fein. Auch iſt der hier in Frage kommende Bunvesbefhluß vom 
18. Auguft 1836 denjenigen Ausnahmsgefegen beizuzählen, welche durch ten Be⸗ 
ſchluß in der 27. Sigung ver Bunbesverfammlung von 1848 für aufgehoben 
erflärt worden find. Allerdings wäre es aber zu wünfhen, daß Deutſchland bald 
eine Verfaſſung erbielte, vie wahrhaft würbig wäre, durch Hochverrathsgeſetze 
geihüst zu werden, — und fon jett ſollte jedenfalls in allen deutſchen Straf> 
gejegbüchern die Auslieferung irgend eined Bundesgebietes an eine auswärtige 
Macht mit der Strafe des Hochverrathes bedroht werden! — — 

2. Subjekt des Hochverrathes kann nicht blos ein Angehöriger des betref- 
fenden Staats, fondern auch jeder Ausländer fein, und zwar ftraft die neuere 
Geſetzgebung 12) mit Recht nicht nur (vermöge des Territorial-Princips) jede im 





63,2. preuß. St.G.⸗B. von 1851, $. 3 und 4; ſachſ. von 1855. Art, 2, 3, 5, 8; 
Prier. d 1861, Art. 12. 
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Inlande verübte hochverrätherifbe Handlung eines Ausländers, ſondern auch bie 
im Auslande verübten. Die Beſchränkung des Hochverrathes auf Unterthanen 
bängt mit dem mittelalterlichen Begriffe der Verrätherei (Treubrud) zufammen und 
ift mit dieſem antiquirt. 

Daß nicht blos die Regierten, fondern au die Regierenden einen Hod- 
verrath begehen können, verfteht fi von ſelbſt. Durchaus verſchieden hievon ift 
jevod die Frage, ob auh das Staatsoberhaupt Subjelt eines Hochverrathes 
fein könne, So wenig bies für die Republiken geleugnet werben fann, jo entſchie⸗ 
den muß es für die Monarchie in Abrede geftellt werden. Denn in der kon⸗ 
ftitutionellen Monardie ift e8 einer der oberften BVerfaffungsgrundfäge, daß 
der Monarch nicht zur DBerantwortung gezogen werben dürfe, — und in ber 
abfolnten Monardie, wo den Willen des Monarchen feine gefeglihen Schranken 
umgeben, ift wohl eine Immoralität, aber, wenn überhaupt ein Verbrechen, fo 
doch jevenfalls kein Hochverrath vesfelben denkbar. Ein folder Staat ift eben kein 
Rechts⸗ oder Vernunftſtaat. Wo der Unterthan nur infoweit ein politiſches Recht 
bat, als es ihm vom Stantsoberhaupte nicht nach Belteben genommen wird, da 
trägt auch der Angriff auf den Thron mehr den Charakter eines Kampfes um 
Macht und Net, als den eines Rechtsbruches oder Verbrechens, — und es ent- 
wideln fih dann Zuftände, wie in Rußland, wo ein berühmter Ruſſe dem Grafen 
Münfter gegenüber den Mord des Kaiferd Paul mit den Worten zu rechtfertigen 
fudte: Que voulez-vous? Le despotisme tempéré par l’assassinat, voil& notre 
constitution! Der Hochverrath hat aljo hier ven Charakter einer förmlichen Staats- 
einrihtung, der Yürftenmorb ven eines Surrogates für den Konftitutionalismus! 

3. Die äußere Thätigkeit braucht bei dem Hochverrath im Allgemeinen 
nicht eine gewaltjame zu fein, muß aber entſchieden das Gepräge der Wider— 
recht lich keit (Geſetzwidrigkeit) an fi tragen. Einerfeits bat ſich der Geſetzgeber 
forgfältig zu hüten, irgendwelche den Geſetzen nicht widerſprechende Thätigleit zur 
Umbildung der Berfafiung auf dem rechtmäßigen Wege der Reform als Hochver⸗ 
rath zu verfolgen, indem das Abfperren biefes Weges den zum Fortſchreiten ge- 
nöthigten Staat zulegt unfehlbar auf ven gefährlichen Weg der Revolution treibt. 13) 
Andererſeits aber kann ein wahrer Hochverrath von oben herab aud ohne alle 
Anwendung von Gewalt verübt werden, 3. B. durch eine auf Veränderung ober 
Aufhebung der Verfaſſung gerichtete Verordnung. 14) 

4. Daß die hochverrätherifhe Thätigkeit den beabfichtigten Erfolg berbeige- 
führt habe, kann natürlich zur Annahme eines vollendeten Delikts nidt gefor- 
bert werben. Dies verbietet ſowohl die Gefährlichkeit dieſer Handlungen, ald auch 
die theilweiſe Unmöglichkeit, dieſelben nach herbeigeführtem Erfolge überhaupt zu 
beftrafen. Die Natur diefer Delikte bringt es mit fih, daß fie großentheild nur 
in mißlungenen Unternehmungen, d. 5. in Berfuhshandlungen beftehen, — 
wiewohl bier auch gelungene Unternehmungen in Betracht fommen, 3. B. Töbtung 
bes Monarden. 

Zum Thatbeftande dieſer in vollendete Delikte verwanbelten Verſuchshand⸗ 
lungen muß aber eine folde Thätigkeit verlangt werben, welche mindeſtens einen 
Anfang der Ausführung des verbrederifhen Vorhabens felbft enthält. Ob 





13) Ueber das fog. Revolutionsrecht f. den Artikel Nothſtand in diefem Wörterbuche und 
den Art. Hochverrath (politifch) in Rotieck's und Welker's Siaatslexikon. 

44) Ann. d. Red. Wie von unten durch die Revolution, fo kann auch von oben durch die 
politifche Nothwendigkeit Die Anwendung aller ftrafrechtlihen Begriffe ausgefchloffen werden. 
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dann das, was vor dem Anfange der Ausführung liegt, d. h. die ſog. Vorbe⸗ 
reitungshandlungen theoretiſch als Hochverrathösverſuch oder als beſondere 
Delikte (del. sui generis) anzuſehen ſeien, mag hier unentſchieden bleiben; prak⸗ 
tif wichtig If nur, daß diefe Handlungen eben wegen ihrer Natur als Borbe- 
reitungöhandlungen gejeglic genau und erſchöpfend pectalifirt werben, fo daß alle 
im Geſetz nicht fpectell aufgeführten Handlungen ſtraflos bleiben. 

As derartige Borbereitungshandlungen mögen hervorgehoben werben: bie 
Theilnahme an einer Verſchwörung over an einem Aufruhr, bie Anfammlung von 
Mannſchaft und Waffen, vie Unterhandlung mit dem Feinde — Alles natürlich 
unter der Borausfegung hochverrätherifcher Abficht, d. h. des Willens, eine im 
Geſetze ale Hochverrath bezeichnete Handlung zu vollbringen. Wie aber bei dem 
Hochverrath Überall fhon nach römiſchem Rechte die Rüdfiht auf die Möglichkeit 
der Berwirklihung der Abfiht unter ven im konkreten Falle obwaltenden Umftän- 
ten (das an potuerit facere) geboten ift, jo vorzüglich bei ſolchen Borbereitungs- 
handlungen. 

CEbenſo wichtig wie die Begriffsbeſtimmung iſt aber beim Hochverrath bie 
Feſtſetzung einer der beſonderen Natur dieſes Delikts angemeſſenen Strafe. Vor 
Allem kommt bier natürlich die Todesftrafe in Betracht. So ſehr dieſe in der 
neueren Geſetzgebung überall bejchränft wurde, fo bat man fie doch gerade beim 
Hochverrath beibehalten, und zwar aus dem Grunde, weil man fie hier für bie 
Sicherheit des Staatsoberhauptes und der Staatsverfaffung für unentbehrlich Hielt. 
Kur die Todesſtraſe, meint man, befite das hier nothwendige Maß von Ab- 
ſchrekungskraft. 

Dem gegenüber iſt nun zuzugeben, daß die Todesſtrafe eine ſehr große Ab- 
ſchreckungskraft beſitze und daß tie Strafe überhaupt die Eigenſchaft der Abſchreckung 
haben dürfe und folle. Allein die Abfchredung darf im Gtrafrechte nirgends zum 
Hauptzwede und eigentlichen Principe erhoben werden, — als welches vielmehr 
von der neueren Wiflenfhaft und Gefepgebung nur die Gerechtigkeit anerfannt 
nird. Sodann läßt fi auch ebenfowenig’ behaupten, daß die Zobesftrafe überall 
fiher ihre abſchreckende Wirkung äußere, als daß fie die einzige Strafe ſei, welche 
abzufhreden vermöge. Nicht die Art und das Maß der Strafe find ed, wodurch 
hauptfächlich abgefchredt wird von Verbrechen, fondern vie Sicherheit des Entbedt- 
werdens und der Beftrafung. Alle die Einwendungen, welde mit Recht gegen 
die Todesftrafe erhoben werben 15), gelten auch bier, und es kommen hier nod 
ganz befondere Gründe gegen bviefelbe hinzu. Kin folder Grund ift namentlich 
ver, daß beim Hochverrath meiftentheild die Staatsregierung, in deren Händen 
ver Bollzug der Strafe liegt, als das dadurch zunächſt betroffene Objekt erfcheint. 
Macht nun der Inhaber des Begnadigungsrechts von biefem feinen Gebraud, fo 
wird dies gewiß in den meiften Fällen als eine Art von Race angefehen werben, 
un? der Glaube an die volle Unbefangenheit und Unparteilichfeit ver Etrafgewalt 
wird fhmerli ganz unverfehrt aus dem blutigen Erefutionsprama hervorgehen. 

Ferner ſpricht bier gegen vie Todesſtrafe ald eine abjolut beftimmte, vie 
unendlihe Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit, deren gerade die hochverrätberifchen 





15) ©. namentlih A. 5. Berner „Abfhaffung der Todesſtrafe.“ Dresden 1861 und 
Bittermaier „Die Todeöftrafe nach den Ergebniffen der wiffenfchaftlichen Forſchungen ꝛc.“ 
Seidelberg. 1862. Eine treffliche Abhandlung gegen die Todesftrafe bet politifchen Verbrechen bat 
ige bereitö 1821 veröffentlit unter dem Titel: De la peine de mort en matiöre 
poliliquo. 

5® 
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Handlungen in ganz beſonders hohem Grade fähig find. Wie unendlich verſchieden 
find z. B. dieſe Handlungen in Bezug auf ihre objektive Gefährlichkeit. Eine und 
dieſelbe Handlung, z. B. eine öffentliche Aufforderung an eine bewaffnete Verſamm⸗ 
lung kann zu einer Zeit, an einem Orte und unter gewiſſen Umſtänden höchſt 
gefährlich, zu einer anderen Zeit, an einem anderen Orte und unter anderen Ver⸗ 
hältniffen ganz gefahrlos, ja lächerlich erfcheinen. 

Wie weit von einander abftehend können ferner die Beweggründe und bie 
ganze innere Seite bei den hochverrätheriſchen Handlungen fein! Die ganze Stu- 
fenleiter von Gatilina bis Washington fol da einer und derſelben Behandlung 
unterworfen werben? Ober war etwa ber norbamerifanifhe Befreiungsheros nad) 
englifchem Rechte kein Hochverräther? Entſpricht es der Gerechtigkeit, dieſe Ber- 
ſchiedenheiten unberüdfichtigt zu laſſen? Allerdings iſt das Motiv für den That- 
beftand bes Hochverrathes beveutungslos, und ver Zwed heiligt nit das Mit- 
tel. Allein wenn es überall im Strafrechte anerkannt ift, daß dad Motiv bei der 
Strafausmeffung zu berüdfihtigen fei, warum fol es beim Hochverrath ohne 
allen Einfluß auf die Strafe fein? Wenn die Natur einer Strafe ſolchen durch 
bie Gerechtigkeit gebotenen Einfluß nicht zuläßt, fo ift biefer Strafe eben damit 
ihr VBerwerfungsurtheil gefproden 16). 

Bet der Freiheitsftrufe bat fi) der Oefeßgeber davor zu hüten, daß er 
nit durch Gleichſtellung ter politifchen mit gemeinen Verbrechern das Zuchthaus 
in einen Ehrentempel verwandle und bemfelben einen großen Theil feiner Ab- 
ſchreckungskraft entziehe. Werden der Dieb und ter politifche Verbrecher (ver fid 
nicht nebenher noch eines gemeinen Verbrechens ſchuldig gemacht) gleih behandelt, 
fo wird wohl dadurch dem Erfteren eine unverbiente Ehre erwiefen und die Strafe 
bes Letzteren auf Koften ver Gerechtigkeit gefchärft; der Geſetzgeber wird aber 
dadurch nimmermehr erreichen, daß die Ehre des politifhen Verbrechers auf das 
Niveau der Diebsehre herabgedrückt, und das politifche Verbreden als entehrend 
angefehen werbe. Die Forderung ver Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem 
Geſetze wird nicht dadurch befrieniget, daß innerlich verfchiedene Handlungen einer 
und derſelben Beurtheilung und Beſtrafung unterworfen werden. Die innerliche 
Verſchiedenheit der politifhen und gemeinen Verbrechen ift aber nicht zu leugnen 
und wirb auch vom Geſetzgeber z. B. darin anerkannt, daß bezüglid der erfteren 
in den Auslieferungsverträgen regelmäßig ausbrüdiih eine Ausnahme gemacht 
wird. Aus denfelben Gründen tft aber auch vie für gemeine Verbrechen berechnete, 
auf Hebung einer gefunfenen Moralität binwirfende Pönitentiarbehandlung bei 
politiſchen Verbrechern höchſt unpaſſend. Nur infofern ift Einzelhaft bier zu billi— 
gen, als es ven Wünfchen wie der moralifhen und intellektuellen Bildung bes 

erurtbeilten, folglid auch der Gerechtigkeit entfpricht, mit den gemeinen Berbre- 
hern nit zujammenzuleben. 

Die Strafe der (gänzlihen ober theilweifen) Bermögenstonfisfation 
ift bier natürlich nicht minder verwerflih, als bei anderen Verbrechen. Geld⸗ 


16) Bon den Zeiten einer förmlichen Revolution, wo die Staatögewalt fih im Stande der 
Nothwehr befindet und das Kriegsrecht zur Geltung kommt, ift bier natürlich nicht die Rede. 
Der Vollzug von Todedurtheilen trägt bier nicht fo faft den Charafter einer Strafe, als den 
einer Nothwehr. Bon einer forgfältigen Rückficht auf die Forderungen der Gerechtigkeit iſt da 
feine Rede und die politiſchen Erwägungen find bier auch durchaus andere, als in den gewöhn- 
lichen Staatözuftänden. Für ſolche gemöbnlicdhe Zuftände ift aber auch die Unzweckmäßigkeit und 
Gntbeh lichkeit der Todesitrafe bei politifchen Verbrechen ſchon mehrfach von Geſetzgebungen an⸗ 
erkannt worden. 
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Arafen Dagegen mögen unter Umftänden ver Natur politifcher Verbrecher nicht 
mangemeffen erſcheinen. [Zuf. d. Red. Am eheften trägt vie Verbannung 
(das Eril) diefer Natur gebührenne Rechnung. 

Endlich ift auch bei dem Hochverrath von außerortentliher Wichtigkeit, wel- 
hem Gerichte feine Aburtheilung Übertragen iſt, und ich erlaube mir hier auf 
das zu verweifen, was ich Über dieſe Frage in meinem Artikel „Schwurgericht" 
ausgeiprodden. Die Juftiz in ber Hand des Beleidigten iſt überall ein breifaches 
Uebel: für die Iuftiz felbft, für ven Ungellagten ung für den Inhaber der Juftiz. 
Freilich if} bei dem Hochverrath der Staat felbft der Verletzte und jedes Gericht 
ft Stantdorgan und Staatövertreter. Allein es befteht eben doch ein großer Uns, 
terſchied zwiſchen einem Kollegium befolveter Beamten, welche von den burd den 
Miffethäter zunächſt verlegten Inhabern ver höchſten Stantsgewalt immer mehr 
oder weniger abhängig find, — und einer aus Bollswahl hervorgegangenen, von 
ver Regierung unabhängigen und nur entfernt betheiligten Jury. Ein bebeutenver 
Theil der Gewalttbaten des I. 1848 muß auf Rechnung der zum Theil wirklich 
(dmählichen Rechtspflege bei polttifchen Procefien vom Jahre 1820 an geſetzt werben. 

Höhftens im Yale dringender Noth, wo vie Eriftenz und das Wohl des 
Staates eine dem Unrecht möglichft rafch folgende Reaktion des Geſetzes erheifchen, 
mögen tie Inhaber der Staatögewalt — gleihfam von dem Mechte der Nothwehr 
Gebrauch machend — die orbentlihen Juſtizorgane fufpenbiren und außerorbent- 
liche ſummariſch vorfäreitende Organe mit den nöthigen Vollmachten ausräften. 
In gewöhnlichen Zeiten der Ruhe dagegen wird ein neben Schwurgerichten ſtehen⸗ 
tes, ans abhängigen Beamten gebilvetes Ausnahmsgericht für politifche Verbrechen 
immer ein Gegenftand des Mißtrauens fein, gleichviel ob dieſes Mißtrauen durch 
tie That gerechtfertigt fei oder nicht. Das berühmte Wort des Präfidenten Séguir: 
La cour rend des arröts et non pas des services bat aber, wie die Erfahrung 
lehrt, auch noch nicht überall die wünſchenswerthe Beherzigung gefunden! 17) 

Wird der Begriff des Hochverrathes in obiger Weife begrenzt, fo iſt ſchon 
viel für die Feftftelung des Thatbeſtandes des Landesverraths gewonnen, 
indem von diefem Delikte bereits alle Handlungen ausgefchloffen find, welche eine 
gänzlihe oder theilmeife Auslieferung des Staatögebietes oder einen Umſturz ber 
Stastsverfaffung bezweden. Als Landesverrath erfcheint jede abfichtliche Gefährbung 
der äußeren Stellung des Staats, wobei zwifchen einem diplomatiſchen und mili⸗ 
tärifden unterfhieden werden kann. Erfterer befteht in treulojer Geſchäftsführung 
zum Nachtheile des Staats, in Verrath von Staatsgeheimniffen, in Unterbrüdung 
oder Fälſchung von Staatsurkunden. Der militäriiche Landesverrath wird nament- 
fih durch abfihtlihe Veranlaſſung eines Krieges gegen das Inland, dur Dienft- 
leiſtung im feindlichen Heere, durch Unterftügung des Feindes, durch Ueberlieferung 
fefter Bläge, Stäpte, Magazine oder Borräthe an ben Feind 2c. begangen. 

Mit Hinblid auf das internationale Moment, welches im Begriffe des Lan- 
vesverrathes liegt, wirb bezweifelt, ob aud ein Ausländer biejes Delikt ver- 
üben könne. Will man dasſelbe in fraglicher Weile befchränfen, weil der Ausländer 
tur derartige Benachtheiligungen unferes Staats häufig eine bejondere Pflicht 


— — — — 


17) Sehr treffend heißt es bei Lie ber „Ueber bürgerliche Freiheit” überſ. v. Franz Mitter⸗ 
maier. Heldelb. 1860. S. 64: „Bei Willfürherrihaften finden wir ſtets, daß der geringe im 
gemeinen Verfahren gewährte Schup Im Hochverrathäverfahren entzogen wird; In freien Ländern, 
wenigften® in England und den vereinigten Staaten, wird bei Hodverrath ein größerer 5* 
gewährt, mehr Vorſicht verlangt, als im gemeinen Strafverfahren. Das Hochverraihsverfahren 
ein Maßſtab der Freiheit.” 
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gegen fein Baterland erfüllt, jo muß doch jedenfalls verjeniae Ausländer für fähig 
erflärt werben, einen Landesverrath zu begehen, welder fi im Inlande befindet 
oder etwa gar in inlänbiihem Stantsbienfte fteht. 

Die Frage, ob auh am teutfhen Bunde ein Lanbesverratb begangen 
werben könne, follte in jedem deutſchen Strafgeſetzbuche entfchieden bejaht fein. 
Mer dem Neichsfeinde zum Nachtheile des deutſchen Geſammtvaterlandes Vorſchub 
leiftet, verdient nad dem Bunbesbefhluß vom 18. Aug. 1836 als Landesverrä- 
ther beftraft zu werben! Wohl zu unterfcheiden von biefem alle ift aber ber, 
wenn der Angehörige eines beutfhen Bundesſtaates gegen einen andern Bunbes- 
ftaat eine der fraglihen Handlungen begeht. Bon dieſem Falle fpricht der ange» 
führte — übrigens jetzt auch nit mehr giftige — Bundesbeſchluß nidt, und 
fann jeder Angehörige eines deutſchen Bunbesftaates fämmtlichen übrigen Bunbes- 
ftanten gegenüber bei ber dermaligen völkerrechtlichen Natur des deutfchen Staaten 
buntes in fragliher Beziehung nur als Ausländer betrachtet werden. Wenn alfo 
3. B. ein Preuße gegen Hannover oder Medlenburg in einem Kriege Preußens 
mit diefen Staaten Etwas ausführt, was von einem Hannoveraner ober Mecklen⸗ 
burger gethan Landesverrath wäre (3. B. Ueberredung mecklenburgiſcher Truppen 
zum Uebergange in's preußiſche Heer), ſo mag der Preuße wohl in Haunover 
oder Mecklenburg eine Behandlung nah Kriegsrecht gewärtigen, aber als Yanbes- 
verräther Tönnte er daſelbſt auch nicht nah jenem Bundesbeſchluſſe verfolgt 
werben. 

In Bezug auf die Beftrafung des Landesverrathes ift nur zu bemerken, 
daß terfelbe fih im Bergleihe mit dem Hochverrathe als ein geringeres Delikt 
darftellt, daher auch geringer zu beftrafen ift, als letzterer. Biel feltener wirb zwar 
dem Landeöverrath ein edles Motiv zu Grunde liegen, ald bem Hochverrath; un⸗ 
möglich ift dies aber keineswegs. General York 3.8. bat ſich unzweifelhaft eines 
Landesverrathes ſchuldig gemacht. Ift bier vie Tobeöftrafe gänzlich zu verwerfen, 
fo kann dieſelbe auch in dem Falle nicht gebilligt werden, wenn ber beabflchtigte 
Erfolg (Krieg) wirklich herbeigeführt worden ift. 

Einen nicht unerbeblihen Zuwachs haben endlich bie politiſchen Verbrechen 
durch die fortfchreitenne Entwidlung des europätfchen Völkerrechts erhalten. 
Zur Bewahrung ver frieblichen und freundſchaftlichen Berhältnifle der Staaten zu 
einander ift e8 nothwendig, folde Handlungen gegen auswärtige Staaten (unb 
Staatsoberhäupter), welche gegen den eigenen Staat verübt Hochverrath (ober 
Moajeftätsbeleinigung) bilden würben, nad) Analogie dieſer Delikte*), jedoch natür- 
lich geringer zu beftrafen. Auf ven Landesverrath kann aber diefe Beftrafung nicht 
ausgedehnt werden, weil biefer principiell nur an dem eigenen Staate oder an 
bemjenigen des Aufenthalts begangen werben fann. Eben fo nothwendig find hier 
die beiden Beihränfungen der Reciprocität und der Nichtverfolgung, fall ver 
beleidigte Staat keinen Berfolgungsantrag ftellt. — 

Aus der neueren Üteratur, foweit fie nicht bereitS angeführt ift, mag 
noch hervorgehoben fein: Zirfler, „Die gemeinredhtl. Lehre vom Majeftäts-Ber- 
breden und vom Hochverrathe“ Stuttg. 1836. — Weiske, „Hochverrath und 
Mojeftätsverbrehen der Römer”, Leipzig 1836. — Evertsen de Jonge, 


— — — [nn — — 


*) Anm. d. Red. Die völkerrechtliche Nothwendigkeit führt unſers Erachtens doch nicht zu 
diefer bedenttichen Analogie, fondern nur dazu, derartige Angriffe unter dem Geficktepunft der 
Störung oder Verletzung des allgemeinen Friedens, freundlicher Nacbarfcaft, Der Neutralität, 
furz der völferrecktlihen Friedens und Rechtsordnung zu verfolgen. 
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„De delictis contra rempublicam commissis“. Traj. 1845. 2 vol. Feder, 
„Das Staatsverbr. des Hochverraths nach den Nechtöbegriffen ber Vorzeit und 
ver Gegenwart,“ Stuttg. 1850. Marguarpfen, „Ueber ven Begriff des Hoch⸗ 
verrathes“ im Arch. des Krim. 1849. ©. 246 fi. Mittermater’8 Artilel Hoch⸗ 
verrath in Rotted und Welder’s Staats⸗Lexikon. Walther. 


Staatöverfafiung, ſ. Staat. 
Staatsvermögen, ſ. Domänen, Staatswirthſchaft. 


Staatöverträge, |. Kongreſſe und Friedensſchlüſſe, Staaten⸗ 
verträge. 


Staatöverwaltung, |. Berwaltung. 


Staatswirtbfcbaft. ') 


In dieſem Artikel ift zu behandeln die Fkonomiſche Seite des 
Staatslebens ald Staatsproduktion nah den trei Selten ber 
Staatsaunsgaben, Staatsanleihen un Staatseinnahmen 
und zwar vorzugsweiſe 

I. die den verfhiedenen Ausgaben und Gruppen von Ausgaben 
gemeinfamen ölonomifden Principien; 

I. der äußerlice Zufammenhang zwifchen Ausgaben, Anleihen und Ein» 
nahmen überhaupt und der innerlicdhe Zufammenhang zwijchen be⸗ 
flimmten Ausgabearten, beftimmten Anleiheorten und beftimmten Ein- 
nahmearten, 

IE. die den verfhienenen Einnahmen und Gruppen von Ein- 
nahmen gemeinfamen ölonomifhen Principien. 

Ausgeſchlofſſen bleibt alfo nah vorne ſowohl vie allgemeine politifche Seite 
ver Staatszwecke, für welde die Ausgaben nur die Mittel find, vergl. 
bieräber außer dem Artikel Staat beſonders Heer, Juſtiz, Polizei, Schule zc., 
ald andy die technifche Seite der Ausgaben, vergleihe die Artikel Staatsdiener, 
Berwaltungsorganifation zc. Ebenfo bleibt nad hinten ausgefchloffen vie wirth- 
ſchaftliche Betrahtung der einzelnen Einnahmen und bie tech— 


v 





— 


1, Die nationalöfonomifchen Artikel des Staatöwörterbuchd werden, feitdem aus v. Man- 
gold''s, Schäffle's, Wayner’8 und Anderer Feder fo BVortrefflihes darein gefloffen tft, 
niht nur von Ölonomiihen Kaien viel gelefen, ſondern werden auch von den Fachmännern 
befonderer Aufmerkfamkeit gewürdigt. Beider Anſprüche an dieſe Artifel zuſammen zu befrie⸗ 
digen, ift nicht leicht, und fo hat fih denn auch Verfaſſer diefes nicht Die Schwierigkeiten 
verheblt, eine Reihe der wichtigften, nicht nur financiellen, fondern wegen der unmöglichen Trennung 
von Staatswirtbfhhaft und Folksrnirthfchaft auch allgemein ökonomiſchen Principienfragen , in 
weichen er mit den gewichtigften Autoritäten in Widerfpruch fleht, auf fo beichränkttem Raum, als 
dem hier geftatteten, zu behandeln. Jede jpecielle Widerlegung der Meinung Anderer , jede aus⸗ 
führlihe Beweisführung für die eigene ift abgefchnitten. Der Artikel hätte einem Schriftſteller, der 
ein Lehrbuch der Kinanzwiffenfchaft gefchrieben bat, zugemiefen werden müffen, welcher die Quint⸗ 
eflenz feiner Grundfäge dem Laien geben, und den Fachmann für die Beweisführung auf fein 
Lehrbuch verweifen konnte. Völlig wurde dies als Nothwendigkeit dem Verfaſſer erft bei der Aus⸗ 
arbeitung Mar, und gerne hätte derfelbe den Artikel, welcher ihm angeboten, nicht von ihm ge 
wünfht war, und den er in Mücficht, daß auf denfelben nicht eine beliebig fange, fondern nur 
eine feftbeflimmte Zeit verwendet werden konnte. etwas übereilt angenommen hatte, wieder zurück⸗ 
gegeben, und, je mehr die Ausarbeitung fortfchritt, um fo lieber, wenn es nicht unmöglich ges 
nem wäre, obne zu fange Unterbrechung des Drudes die Ausarbeitung noch einem Andern zu 

rlragen, 
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niſche Seite des ganzen Einnahmeweſens, beſonders der Steuern und Schulden. 
Sie ift in ven allgemeinen Artileln Domänen, Stantemonopole, Geblhren, Staate- 
ſchulden zu fuchen ober in ten fpecielleren, wie Grund- und Hanöfteuer, Ein⸗ 
kommen⸗ und Kapitalſtener, Gewerbftener, Konfumtionsfteuer, Zölle sc. Die Aus- 
gaben und Einnahmen der einzelnen Staaten finden fi unter dem Namen biefer 
Staaten, nur eine vergleichende Leserfiht der Stante-Ausgaben und ⸗Ein⸗ 
nahmen geben wir am Ende für die 5 Großmächte. 

Das Hauptgewicht ift im Folgenden auf Zweierlei gelegt. 

1) Es ift der von der Älteren beutfchen Nationalölonomenfchule vielfach ver- 
fannte und feldft gelengnete organiihe Zufammenhang zwiſchen Staatswirthſchaft 
und allen Privatwirtbichaften zur Geltung zu bringen. 

2) Es ift die ebenfalls von derſelben Schule vielfach geleugnete Gleichheit 
ber ſtaatlichen und privaten, materiellen und immateriellen Probuftion , umgelehrt 
aber auch, wo er eriftirt, der Unterſchied zwiſchen Staats⸗ und Privatwirthſchaft 
ln zu verfolgenden Zweden und in ben anzuwenbenden Mitteln Har zu 

elien. 

Ueber ven Begriff ves Staates vergleiche beſonders ben Artikel Staat. 

Wirthſchaft ift die Summe aller Thätigfeiten, welche ein oder mehrere 
Individuen auf die Erwerbung von materiellen und immateriellen Gütern richten, 
welche fie zur Befrievigung ihrer Bedürfniſſe, d. h. zur Erfüllung aller ihrer 
Neigungen nöthig haben. Bergleihe auch den Artikel Volkswirthſchaft. 

Staatswirthſchaft iſtdie Form, welde pie fämmtliden 
in einem Staat notbwendig vereinigten Wirthſchaften 
zur Berfolgung gewiffer Zwede oderzur Erwerbung ge 
wiffer Güter annehmen. Die Staatswirtbichaft ift fomit nur eine ber 
vielen großen und kleinen Gefammtwirtbfchaften, welde vie auf ber Erde vor- 
kommenden Wirthſchaften für gemiffe Zwede bilden. Zum Begriff ver Gefammt- 
wirthſchaft gehört die für gewiffe Produltionen gezwungene Ber 
eintigung ſämmtlicher entweber vem Raum oder ber gleihen Beſchäftigung 
nach zufammengehöriger Wirthſchaften zueiner Wirthſchaft. Kleinere 
Geſammtwirthſchaften als der Staat iſt, werben gebildet von den mehr oder weniger 
jelbftändigen Unterabtheilungen unferes modernen Staates, von ben Provinzen, 
Kreifen, Bezirken, Gemeinden, als Provinzial-, Kreis-, Bezirks- und Gemeinde⸗ 
wirthſchaften. In früheren Zeiten bei geringerer Ausbildung der Staatögewalt führten 
bie Gilden aller Art und die Gemeinden, nicht als Unterabtheilungen des Staates, 
ſondern als Geſellſchaftskreiſe ſolche Geſammtwirthſchaften. Die höchſte und voll- 
kommenſte aller Geſammtwirthſchaften iſt die Staatswirthſchaft, man müßte denn 
etwa die abnorme, einzig in ihrer Art daſtehende, nicht freiwillige ſondern auch 
gezwungene Vereinigung der ſonſt vollſtändig ſouveränen deutſchen Staaten und 
eines Theils ihrer Wirthſchaften zur Staatenbundeswirthſchaft als eine eigene 
höhere Form der Geſammtwirthſchaften auffaſſen wollen. Die Wirthſchaft eines 
wahren Bundesſtaates wie der Vereinigten Staaten von Nordamerika oder ber 
Schweizeriſchen Eidgenofienfhaft macht keine Schwierigkeit, es ift keine höhere Form 
als die einfahe Staatswirtbichaft, denn fo weit die Staaten zu einem Bundes» 
ſtaat oder Staatenftaat vereinigt find, fo weit find fie eben feine Stanten-Bielheit 
mehr, fondern eine Staateneinheit, ein Staat. Ihre Wirthſchaft ift alfo eine 
Staatswirthichaft. 

Alle Gefammtwirthfchaften können wir aud als öffentlihe Wirthſchaften 
zufommenfaflen, Ihnen gegenüber ftehen alle andern Wirtbfchaften als Brivat- 
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virthſchaften, mögen es num Ginzelmirthichaften eines Menſchen, refpeltive 
äiner Familie fein oder Geſellſchaftswirthſchaften, d. h. freiwillig gebildete gemein- 
ſame Wirthſchaften, Affociationen im weiteren Sinne. Sole Geſellſchaftswirth⸗ 
ſchaften Branchen natürlich nicht auf den Bereich einer Geſammtheit, einer Ger 
meinde, eines Staates fi zu beſchränken, fondern können über vie Gemeinde⸗ 
grenzen und Stantögrenzen, welche ja gerade nur für gewiſſe Zwecke gezogen werben 
mäffen, hinausgehen. Wie innerhalb ver Gefammtheit und über deren Grenzen 
hinaus Einzelne zu Gefellfhaften und Fleine Geſellſchaften 
zugrößerenGefellfhaften fid zufammenfhließen und gemeinfom wirth- 
Ihaften können, fo kann es aud freie Vereinigungen, Gefellihaften, Aflociationen 
von Gefammtheiten, 3. B. von Gemeinden oder von Staaten geben. Gemeinden 
fönnen ſich völlig, abgefehen von den z. B. für das Armenwefen gezwungenen Verbän⸗ 
ven, freiwillig für alle möglichen in ihren Bereich fallenden Zwecke, Deichbauten, 
Begbanten, Entwäflerungen ꝛc. zufammenthun. Ebenſo können mehrere Staaten 
freiwillig ſich verbinden. Beifpiele find die Vereinigungen beutfcher Staaten zum 
Mänzverein, zum Boft- und Telegraphenverein, endlich das Wichtigfte, zum Zoll- 
verein. Aehnlich aſſociren fi die Kantone der Schweiz durch bie f. g. Konkordate 
zu Produktionen materieller und immaterieller Art, welche fie in der Iſolirung 
weniger gut verrichten könnten. Im Gegenfag zu Privatgefellihaften und Privat- 
affociationen Lönnte man ſolche Vereinigungen Gefammtafjociationen oder Gefammt- 
gefellfhaften nennen. 

Wenn die Staatswirthſchaft die volllommenfte und umfaffenbfte Form der 
Geſammwirthſchaften ift und die andern Geſammtheiten, felbft wo fie fich einiger- 
moßen vom Staat unabhängig erhalten haben, wie Gemeinden, Zünfte ꝛe., doch 
nur Bruchtheile unferer heutigen Staaten find, fo Tann nad dem Grundſatz 
majori inest minus flatt bes umfaflenten Ausprudes „ Geſammtwirthſchaft“, 
Rets der Ausdruck Staatswirthſchaft als typiſcher gebraucht werben, außer da, wo 
gerade bie Unterſchiede zwifchen ver ganzen Gefammtheit, dem Staat, und ben. 
Heinern Befammtheiten, ven Provinzen, Kreifen, Gemeinden ꝛc. herausgekehrt werben 
fol. Der Ausprud Geſammtwirthſchaft ift zudem fein in der Wiſſenſchaft einge 
bürgerter und „Staatswirtbfhaft” umfaßt feit lange ausdrücklich ober 
ſtillſchweigend aud die Gemeindewirthſchaften, Kreiswirtbichaften u. f. w. 

Alle Produktionen, welche eine Gefammtheit th atfächlich vornimmt, ges 
hören zur Gefammtwirthichaft, alle, welche der Staat vormimmt, zur Staatéwirth⸗ 
ſchaft. Welche Produktionen die Staatswirthſchaft und die andern Gefammtwirth- 
haften zwedmäßigermweife umfaflen follen, das fann direkt und pofitiv 
nicht für alle Zeiten und alle Gegenven beftimmt werden, fondern nur inbirelt 
und negativ. Eine Sefammtheit follfeine Öüter produciren, 
mit deren Erzeugung Privaten fih befaffen wollen, 
innen und dürfen. 

Mindeftens einer dieſer Gründe muß immer vorliegen für bie Produktion 
duch den Staat flatt durch Privaten; es iſt aber eine fharfe Trennung, ob das 
nicht Können, nicht Wollen, nit Dürfen der Grund ift, nicht überall gut burd- 
führen, bie Gründe gehen unmerflih ineinander über. 

Die Privaten find meiftens gewillt, alle die Güter}zu produciren, welde 
fe entweder direkt felbft genießen können oberfifür welche fie Alles, was fie be- 
gehten, von andern kaufen fünnen. An fi find bie Privaten bereit, alle verfäuf- 
lichen Güter zu fhaffen, mögen es materielle oder immatertelle Güter fein, mag 
das Gut felbft ober nur deſſen Nutzung verlauft werben. Die Größe des zu dieſer 
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Produktion nöthigen Kapitals verfchlägt auch Nichts, denn wenn ein Einzelner 
fein fo großes Kapital aufzubringen vermag, fo thut es eine Gefellichaft. Ebenfo 
tft es einerlei, ob man einen einzelnen Benutzungsakt verlaufen kann, wie bei 
Theatern, Kunftausftellungen, oder ob nur bie Erlaubniß zur Benugung während 
eines längeren Zeitraums gekauft wird, 3. B. bei Lefegefellfchaften, Kafinos und 
bergleihen. Nur wo ein Verkauf ver Probufte überhaupt in jever Geftalt un» 
möglih iſt, da werben Privaten nicht probuciren wollen. Das wirb immer der 
Tall fein, wenn die Menſchen die Güter welche verfauft werben follen, nur zu einem 
Preife kaufen wollen, bei denen der Producent nicht beftehen kann, oder wenn fie 
bie Güter überhaupt nicht kaufen wollen. Die Brivaten wollen mit feltenen Aus- 
nahmen nur dann probuciren, wenn ihnen ihre Koften ganz vergütet werben; 
wo alfo die Privatthätigkeit aus dieſem Grunde aufhört, da muß vie Stants- 
thätigleit beginnen, wenn überhaupt ein Bedürfniß nad dem Gut vorhanden iſt 
oder, wo es nicht vorhanden ift, gewedt werben muß. Ein foldes Gut, nad 
welchem bei vollfter Erflattung ver gefammten Koften ein Bedürfniß nicht eriftirt, 
welches aber fo wichtig iſt, daß dur Abgabe des Gutes unter dem Koftenpreis 
das Bedürfniß wachgerufen werden fol, ift Bilvung des Gemüthes und Verſtandes. 
Biele Bildungsanftalten find als Privatunternehmungen nit möglich, für vie 
Armen wäre die Vollsſchule, für Alle, außer ven Allerreicäften, vie Univerfität zu 
theuer. Nur Mittelfhulen und fpeciel techen i ſche Bildungsanftalten können aus 
dem Schulgeld die ganzen Koften veden. Hier muß, was der Einzelne an Koften 
nicht aufwenden mag, bie Öefammtheit anfwenden. Unterricht ift überall Staats⸗ ober 
Gemeindeſache, foweit Privaten nit genug dafür tun. Die phyſiſche ober tech 
nifhe Möglichkeit der Privatprobuftion Liegt bier vor, pekuniär aber oder wirth- 
ſchaftlich iſt ſie den Privaten unmöglich. Infofern iſt das Nichtwollen immer auch 
ein Nichtkönnen. > 

In andern Probuftionen fehlt den Einzelnen over den fich freiwillig Einigenden 
auch vielfach die phufifche Möglichkeit der Produktion, fo vor Allem in ver Ber- 
theidigung bes Landes gegen Außen. Die Sicherheit gegen Außen muß vom Staat 
geihaffen werben, die Privaten können es ſchon phyſiſch oder techniſch nicht, es 
liegt aber audy außerdem der Grund vor, daß Privaten nicht probuciren wollen, weil 
es nicht rentirt. Angenommen große Aftiengefellichaften könnten große Heere 
anwerben, welche ebenfo tüchtig wären als die bes Staates, und ſelbſt ange- 
nommen es fpräden feine andere Gründe gegen folde Landesvertheidigung, wer 
wollte die Koften tragen, wenn er nicht, wie beim Staat, dazu gezwungen würde? 
Jeder würde behaupten, er braude die Dienfte der Solvaten nit, er kaufe fie 
alfo der Geſellſchaft weder im Einzelnen nod im Großen ab. Dasfelbe gilt zum 
großen Theil auch für den Schug im Innern, nur daß hier im einzelnen Falle 
bei Anrufung ber gerichtlichen Hülfe, beim Benugen ver Polizei der Einzelne bie 
Dienfte zu bezahlen bereit fein würde, ſchwerlich freilik bis zu dem vollen Koften- 
fat. Ieder würde fo viel als möglich fich felbft zu helfen ſuchen, und das barf ber 
Staat nicht dulden. 

Aehnlich wie der Schuß gegen Menſchen verhält fi) auch der Schuß’ gegen 
andere verberblihe Kräfte der Natur. Ich will nur ein recht auffallendes Beifpiel 
nennen. Welcher PBrivatmann, oder welche Gejelihaft, wird einer ganzen 
Gegend den Schaden verhüten wollen, welden vie Tlüffe durch Ueberſchwem⸗ 
mungen entweder nur mit Waſſer oder gar aud mit Zreibfand, mit Schlamm, 
mit Steingeröll verurfahen ? Das einzig nachhaltige Mittel hiegegen find nicht 
Dümme, Kanäle, Seen, welche das Waller, den Sand, ven Schlamm, die Steine 
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aufhalten ober dahin ablenten, wo fie unfhäpli fi ablagern, fonvern es iſt die 
Sorge dafür, daß zu viel Wafler, daß Sand, dat Schlamm, daß Gerölle gar 
nicht oder möglihft wenig in die Flüſſe kommen. Das iſt nur zu erreichen durch 
eine genügende Bewaldung aller Duellengebiete der Flüſſe, alfo aller Gebirge, 
dann entlebigen fi) die Wollen über dem Wald gleihmäßiger und regelmäßiger 
bes Regens, fo daß dverfelbe vom Boden aufgefangen und regelmäßig ohne Gewalt 
aus den Quellen wieber abgegeben wird, ftait daß er nur felten, dann aber im 
Uebermaß und mit Gewalt fallend, die Aderfrume, Sand, Steine und je weiter 
nach unten um fo größere Gefteinsmaflen losreißt und in Bächen und Flüfſen 
fortführt. Die Walveigenthümer eines Quellengebietes würben von den oft viele 
Meilen entfernten Anwändern der Flüſſe ausgeladht werben, wenn fie von benfelben 
eine Bezahlung des Dienftes forderten, den fie ihnen durch neue Waldanlagen 
oder fogar durch die bloße Konferpirung des beftehenden Waldes geleiftet hätten. 
Jeder würbe behaupten, ich brauche Eure Dienfte niht. Auch bier kann nur bie 
Geſammtheit, ver Staat, entweder mit eigenem in ver richtigen Art betriebenen 
Baldbau helfen oder mit einem Gebot, daß die Waldeigenthümer — wo e8 nöthig ift, 
gegen eine aus der Staatskaſſe zu zahlende Entſchädigung — den Waldban zwed« 
mäßig betreiben. Schon anders, wo der Zuſammenhang von Urſache nnd Wirkung 
bei zerflörennen Raturfräften drtlih ein näherer und ein dem Verſtand bes Be⸗ 
drohten zugänglicherer ift, 3. B. bei Deichbauten gegen das Meer, wo natürlid 
nur äußerlich fichtbare Schutzwehren helfen. Hier wird Ichon oft eine freie Ver⸗ 
einigung ber Bedrohten genügen. Noch mehr ift die Staatshülfe unnütz, ja ſchäd⸗ 
li, wenn die Zerftörungen durch Naturereignifie nicht phyſiſch, ſondern nur wirth⸗ 
ſchaftlich abgewendet werben follen, bei den Berfiherungen aller Urt, bei 
den Afleluranzen. Die Aſſekuranz kann und will von ben Privaten in genügenber 
Weiſe beforgt werben, ein Grund für Staatsthätiakeit iſt alſo nicht vorbanden. 
Selbft wenn der Staat aus andern Gründen eine Zwangsverfiherung für nötbig 
hält, fo genügt es, die Berfiherung bei irgend einem Privatinftitut zu verlangen. 

Ueberall, wo Privaten eine Thätigkeit nicht vornehmen wollen oder nicht vor» 
nehmen können, hat der Staat dafür ein natürliches Monopol. Anders wenn die 
Brivaten nit probuchren, weil fie nit dürfen. Hier hat der Staat ein fünftliches 
Monopol. Wenn gefagt wird, der Staat folle ba produciren, wo Privaten nicht 
dürfen, fo muß das natürlich verflanden werden: wo Privaten aus inneren 
Gründen nicht dürfen, nicht wo fie aus rein Außeren Gründen nit dürfen. 
Nur wo ein innerer Grund vorliegt, foll der Private nicht probuciren dürfen, 
3. B. wo der Private zu leiht das Pertrauen des Publitums täufchen Könnte, 
beim Müngwefen, beim Poſt⸗ und Telegraphenweſen — dieſe foll der Staat unter 
Umftänben den Privaten verbieten, oder wenn die Produktion eine unfittliche iſt, wie 
das Halten von GtTüdfpielen, von: öffentlichen Häufern, nur muß dann ver Staat 
dieſe unfittliden Produktionen auch fih felbft verbieten. Der Staat Tann aller- 
dings auch aus dem rein äußeren Grunde, daß er diefelben für ſich reſerviren 
- will, den Privaten gewifle Inbuftrien verbieten, denn die Macht dazu bat er, 
aber er follte es als unzwedmäßig nicht, weil Private aus 
fpäter zu erörternden Gründen, alle Güter, melde fie überhaupt produciren 
wollen und können, billiger beichaffen als der Staat. Leider bat, beſonders 
in früheren Zeiten, der Staat nicht immer gefragt, was für bie ganze Volks⸗ 
wirihſchaft das Zweckmäßigſte, fondern was für feine Kafle das Einbringlichſte 
war. Oft wurbe dies als Grund naiv genug geſtanden, oft ein nicht erifirender 
inuexer Grund vorgefhoben. Das fiherfte Mittel dagegen, nicht aus äußeren 


76 Gtaats wirthſchaſt. 


Grunden ven Privaten gewiffe Produktionen zu verbieten, iſt die Gewähnung an 
ben Grundfag, daß der Staat feine Thätigleiten niemals dazu benugen fol, aus 
benfelben einen ‚die Koften überſteigenden Gewinn zu machen. Beifpiele im Artikel 
Staatsmonopole. 

Bir haben fo, weil dieſer Geſichtspunkt in den bisherigen Artikeln des 
Staatswörterbuchs weniger berückſichtigt worden iſt (die fpäter folgenden Tagen 
uns ohnehin nit vor), an ein paar Beifpielen die Gegenflände ver Stants- 
produftion allgemein nah dieſen drei gemeinfamen inneren wirt 
ſchafthichen ©rünten zu darakterifiren verfucht, während fireng genommen 
bie Grenzen der Staatsthätigkelt zu ziehen, nicht Aufgabe der Staatswirthſchafts⸗ 
lehre fein kann. Was zwedmäßigerweife ver Staatswirthſchaft zufällt, entfcheivet 
eines Theile, nämlich nad der politifcden Seite bin, die Politit und das Staats⸗ 
recht, andern Theils, nad) der wirthſchaftlichen Seite hin, pie ganze Volkswirth⸗ 
ſchaftslehre, von der die Staatswirthfchaftslehre nur ein Theil if. Die Staats⸗ 
wirthſchaftslehre hat nur innerhalb des ihr von jenen Wiffenfchaften zugewieſenen 
Gebietes zu unterfuhen, welche Aufgaben vem gefammten Staat anheim- 
fallen, und welhe pen Theilen, ven fleineren Öefammthetten, 
Gemeinde, Provinz u. f. w. Auch das fällt nach der politifchen Seite wieder bem 
Staatereht und ber Politik anheim, vgl. darüber z. ®. die Artikel Gemeinde und 
Land» und Stapt-Gemeinde. In diefem Stonomifchen Artikel haben wir von 
biefer Frage wieder nur die in jenen allgemeinen Artikeln weniger beachtete öT o - 
nomiſche Seite zu behandeln. Da die dkonomiſche Seite der Gemeindewirthfchaft, 
Kreiswirthſchaft u. f. w. ihre Hauptbebentung dem Berhalten gewiffer Ein- 
nahmen zu gewiffen Ausgaben entlehnt, fo kann diefe Frage auch erſt dort 
ihre Stelle finden. Abgeſehen von biefem einen Punkt, wo vie Staatswirthſchafts⸗ 
lehre fih darum kümmert, was bie einzelnen Theile des Staates probuciren 
follen, fragt dieſelbe nur darnach, wie probuckrt wird, ebenfo wie bie Vollswirth⸗ 
ſchaftslehre in Bezug auf die Gegenflände der Probuftion aud nur die Verthei⸗ 
lung innerhalb ihres Gebietes vornimmt, nnd im übrigen unterſucht, wie bie 
Güter erworben werben. Bas die Menfhen erwerben müflen und bürfen, gehört 
andern Wiffenfhaften, der Anthropologie, der Ethik u. ſ. w. an. 

Soweit die Staatöprobuftion der Produktion in ver Brivatwirtbichaft 
homogen tft, brauden wir auf viefelbe nicht einzugeben, fondern können auf 
die Vollswirthſchaftslehre verweilen, fowohl auf die allgemeinen noch zu er- 
wartenden Artikel Bollswirtbichaft und Volkswirthſchaftspflege, ala aud auf bie 
fpecielleren,, wie Gut, Arbeit, Krebit, Güterprobuftion, Güterumlauf, Güterver⸗ 
theilung, Einfommen, KRonfumtion, Luxus und vergleihen. Die Homogenttät geht 
aber oft weiter, als Viele gemeint haben, bie Unterfchiebe, welche man zwifchen 
Staatswirthichaft und Privatwirthſchaft hat finden wollen, eriftiren oft nit. In dieſem 
alle ift die Nichteriftenz der Unterfchieve zu zeigen und der Gleichheit beider zu 
ihrem Rechte zu verhelfen. In andern Fällen wird die Gleichheit zwar nicht ge⸗ 
lengnet oder fie wird fogar zugegeben, aber bie Konfequenzen, welche daraus zu 
ziehen find, werben nicht gezogen, fo beſonders alle, welche aus dem Begriff des 
umlaufenden und ftehenden Kapitals folgen. Dieſe Konfequenzen find zu ziehen. 
Endlich werden aber auch ebenfo die wirklich beftehenven Unterſchiede entweder ges 
leugnet oder nicht in ihre nothwendigen Konfequenzen verfolgt. Das iſt das 
Wichtigere. Indem wir Unterfchiede, welche mehr äußerlicher Natur find und keinen 
Inneren Gegenſatz zwiihen Volkswirthſchaft und Staatswirthichaft bebingen, 
bei Seite lafien und fpäter nur, wo es nöthig ift, gelegentlich berühren, heben 
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wir ſogleich vie bebeutfamften hervor, beuen wir auf Schritt unb Xritt ber 
gegnen werben. 

1) Der Staat und feine politifchen Theile find keine vorübergehenden &- 
fheinungen wie die einzelnen Individuen und bie freien Vereinigungen terjelben 
zu Geſellſchaften, fonvdern, wenn aud mit oft wechſelnden Formen, ewig dauernde, 

2) Die Staatswirthſchaft im engeren Sinne ift innerhalb des einzelnen 
Staates die einzige in ihrer Art. Gewiffe Thätigleiten werben innerhalb des 
Staates weder von andern Gefammtheiten noch von Privaten ausgeübt. Der Staat 
ift fomit für einige Arbeiten ver einzige Arbeitgeber. Ebenfo braucht der Staat 
allein gewifie Güter, er iſt für dieſe der einzige Kunde. Nach beiden Seiten 
bat er ein Monopol. Die Wirthfchaften ver andern Geſammtheiten find inner⸗ 
bald des Staates wenigftens niht einzig in ihrer Art und nehmen an Zahl 
mit der Kleinheit der Geſammtheiten zu, Provinz, Kreis, Bezirk, Gemeinde. Das 
Monopol ſchwächt fi mehr und mehr mit der Zahl der gleihartigen Geſammt⸗ 
wirthfchaften ab. 

3) Alle Geſammtwirthſchaften fchaffen in erfter Reihe Güter, welche entweber 
gar nicht verfauft werben können oder im Verkauf doch nicht die Koften erſetzen. 
Das iſt der weitaus folgenfchwerfte Unterſchied zwiſchen der Staatswirthichaft 
und den Privatwirtbfchaften. 

4) Die Staatswirtbichaft und andere Geſammtwirthſchaften probuciren nicht 
wiltührlih, atomiftifh, eine Anzahl beliebiger Güter, ihre Geſammtthätigkeit ift 
fein Konglomerat aller möglichen iſolirten Thätigleiten, ſondern die natürliche Er⸗ 
gänzung aller Lücken, welche die Privatwirthſchaften aller Art nothwendigerweiſe 
lafien müſſen, mit andern Worten fle erft fügen den Schlußſtein in das ganze 
Gebäude der Volkswirthſchaft. 

5) An der Geſammtwirthſchaft ift die Betheiligung, ſei es mit Arbeit oder 
Kapital, feine freiwillige, fondern eine gezwungene. 

Bon diefen fünf Punkten find der zweite und britte für bie Ausgaben, ber 
erfte, dritte, vierte und fünfte für die Einnahmen beſonders wichtig. 

Trotz dieſer Unterſchiede bleibt die größte Aehnlichkeit zwiſchen Staatswirth- 
ſchaft und Privatwirthſchaft, und dur dieſe bevingt, der engfte Zufammenhang 
zwifchen beiden. Die Stantswirthichaft ift nicht, wie man vielfach meint, eine dem 
Privatwirthſchaften fremde Wirtbfchaft, kein neben ihnen und kein ihnen 
gegenüber Stehendes oder ſoll es wenigfiens nicht fein. Bei vielen Staats⸗ 
formen allerbings bat dieſer Gegenfag leider fehr oft einen wirklichen Grund, in 
allen rein monarchiſchen, in ariftofratijch-monardifhen Staaten und in ariftolra- 
tifchen Republiten, nämlich fobald Monarch und Ariftofraten nit im Sinne der 
Mehrheit 2) des Bolkes handeln. Hingegen in wahrhaft konftitutionellen Monarchien 


2) Das Reit der Thellnahme an der Regierung äußert fi, wo nicht das Volk direkt über 
jeder Geſetz abftimmt, vor Allem in dem Recht, die Bollörepräfentation zu wählen, im aktiven 
ahlrecht. Diefes Recht darf weder ein nur nach der Kopfzahl bemefienes, noch nur ein nach 
dem Bermögen, reip. dem Einkommen abgeftuftes fein, denn fonft könnten im erften Fall die 
unteren an Zahl flärferen Schichten der Bevölkerung die oberen an Zahl ſchwachen majorifiren 
oder im zweiten Fall umgelehrt die oberen an Einkommen ftarten die an Einfommen ſchwachen 
untern Schichten außbeuten. Die Theilnahme des Volks an der Regierung nad dem Einkommen 
darf aber nit — und das tft der Grund, warum ih diefen Punkt wenigftens in einer Anmerkung 
berühren mug — mit der meiſtens auch nah dem Einkommen gefchäpten Steuerpflicht in unmittels 
baren Zufammenhang gebracht werden, wie manchmal gefchieht. Der diefem Berlangen zu Grunde 
itegende Gedanke, daß das Wahlrecht als die foncentrirten ſtaatsbärgerlichen Rechte 
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und in bemofratifhen Republifen wurzelt die Staatswirthſchaft in allen Privat- 
wirthſchaften, oder es iſt, wenn bie Pflicht zu den Staatslaften beizutragen richtig 
vertbeitt wird, vie Staatswirthſchaft ein der Oröße jeder Pri- 
vatwirtbfhaftproportionaler BÖrudtheilderfelben.?) 

I. Staatdandgaben. 

Staatsausgaben find der gefammte Kräftenufwand, ben der Staat zur Ere 
reihung feiner Zwecke oder, wirthichaftlih ausgevrüdt, zur Erlangung der von 
ihm zu fchaffenden Güter macht. 


der Steuerpflidht als den foncentrirten ffaatsbürgerfihen Pflichten entfprechen 
möüjle, tft nur ein Scheingrund, denn, wie unten bei der Befteuerung gezeigt werden fol, iſt das 
Korrelat für die Größe der Steuerpflicht Die Größe des Antheils, welchen ein Zeder nach feinem 
&intommen oder wie wir fehen werden, richtiger nach feiner Genußmenge an den Gütern hat, 
weiche der Staat ſchafft. ' 

Um die beiden Gefahren der einfeitigen Herrſchaft der Kopfmajorität und der einfeitigen 
Eintommendmajorität zu vermindern, mug auf ein fombinirtes Syſtem gejonnen werden, Die 
Majoruãt mup immer eine des Einkommens und der Zahl fein. Am leichieſten iſt das zu er- 
reichen, wo das Voll über neue Geſetze durch direkte Vollsabſtimmung —* wie in einigen 
Kantonen der Schweiz; da wäre die Majorität die größere Zahl der Köpfe, wenn fie zufammen 
mehr als die Hälfte des Vollseinkommens haben, oder wenn Die Steuer nad dem Einkommen 
bemefjen wird, wenn fie zufammen mehr als die Hälfte der Steuer aufbringen. Es wäre das 
eine WMajoritätsberechnung ähnlich der fehr zweckmäßigen, welche innerhalb der Gemeinde für ge 
wifje Diaßregein, 3. B. Verkoppelung und Wüterartondirung oder für Gemeinheitsibeilungen in 
einigen Ländern vorlommt. Wie das Cinkommen und die Kopfzahl einander die Stange halten, 
zeigt am beflen unjer weiter unten für andere Zwede noch oft zu gebraudyendes Schema: 

Es haben Bürger: Jeder ein Cinkommen von: BZufammen ein Einlommen von: 


1. 1000,000 10 Rihlr. 10,000,000 Rihlr. 
ıL 100,000 100 „ 10,000,000 
III. 10,000 1,000 „ 10,000,000 „ 
IV. 1,000 10,000 „ 10,000,000 „ 
V. 100 100,000 „ 10,000.000 „ 
vi. 10 1,000,000 „ 10,000,000 „ 

I-Vi. 1,111,110 60,000,000 Rthlr. 


Die Zahı ver Köpfe beträgt 1,111,110, die Majorität iſt alfo, wenn Stimmengleichheit als 
Majorität gilt, 555,555, das gejammte Einkonmen ift 60,000,000, die Wajorität, unter derſelben 
Bedingung, 30,000,000 Rthlr. Beides muß immer zufammen erreicht werden, 3. DB. von allen 
Eintommenstlaffen die Hälfte oder Die ganze erfte Kintommensklafie im Bunde mit der Sten und 
ten oder irgeno zwei der anderen Klaſſen. In der Wirklichkeit tft felbftverftändlich die Trennung 
der Cinkommens kiaſſen nicht fo [harf, fo daß nicht etwa das Proletariat (Kaffe I mit einer 
Kopfzahl von 1,000,000) verbunden mit dem Geldadel (Klaffe V und VI mit einer Kopfzahl von 
110) die gefammten Mitteillaſſen majorifiren können. Durch weichen Wahlmodus das Refultat 
einer folchen gemifchten Mehrheit praktiſch auch bei einer bloßen Bolkörepräjentation, ſei fie direkt 
oder indireft gewählt, zu erreichen fein möchte, fo daß dann innerhalb der Volksrepräfention die 
einfache Kopfmajorität das Bolt als Majorität der Köpfe und des Einkommens repräfentirt, 
fann ich bier narürlich ebenfo wenig ausführen, als daß das Einfommen als Maßſtab neben der 
Kopfzahl zwar ein feyr materieller, aber doch der einzig möglihe Mapftab if, da moraliſche und 
inteleftuelle Größe fich nicht fo meſſen laffen, wie ein Wahigeſetz verlangt. 

3) In dem Obigen fol natürlth nicht gefagt fein, daß in einer konſtitutionellen Monarchie 
oder in einer demokratifchen Republik immer audy das Richtige in der Staatswirthfchaft geſchehen 
werde. Auch die Mehrheit kann fich-täufchen ; wenn fie aber fich täufcht, fo gefchieht ihr doch wenigftend 
ihr Wille, fie hat es felbft zu verantworten, daß fie verkehrt handelte, gerade wie Jeder in feine 
eigenen Angelegenheiten fein Thun zu verantworten hat, wenn der Staat ſich nicht ald Wirth⸗ 
ſchaftsvormund gerirt. Auch hier in Staatsfachen, iſt eine Bebormunbung fo wenig angebradt, 
ale in Prwatſachen. Selfgovernment in flaatswirthfhaftlichen Dingen tft Nichts ohne Selfgovern⸗ 
ment in privatwitthſchafilichen, aber auch Privatfelfgonernment Nichts ohne Staatsfeligovernment. 
Wenn der Staat nur die natürliche Ergänzung aller Privatwirthfchaiten, ein ideeller Theil der⸗ 
feiben fein foll, dann ift Eelfgovernment nur in einem Theil geradejo verkehrt, wie Selfgopernment 
tm Ganzen mit Ausnahme jenes Theile, 
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Die Eintheilungen, in welche man bie Stantsausgaben bringen kann und aud 
gebracht hat, find einmal ganz Außerliche, praktiſch nothwendige, für bie verſchie⸗ 
denen Anfgaben, welde dem Staat zufallen, meiftens nad den Deinifterien und 
vefien Unterabtheilungen, von denen die betreffenden Geſchäfte reſſortiren, geordnet. 
Bergleihe 3. B. über die gewöhnlich üblichen, aber doch in jevem Staat wieber 
etwas anderen Eintbeilungen ven Artikel Staatsminifter. Aehnlich gruppiren ſich 
auch die Ausgaben ver kleinen Oeſammtheiten nad den verfchievenen Zwecken. 
Bergleiche 3. B. Artikel Gemeinde. Sole Eintheilungen find praktiſch nügli und 
für den Staatsdienſt nothwenpig, wiflenfhaftlih haben fie, fo lange nicht zwiſchen 
den Staaten und Gelehrten eine Einigung erreicht iſt, welche eine genaue Ver⸗ 
gleihung der Ausgaben in den verſchiedenen Gejchäftszweigen ermöglicht, fo viel 
oder fo wenig Werth wie ähnliche Eintheilungen, in welde man bie Ausgaben 
der Privaten und aud die ganzen Produktionszweige der Volkswirthſchaft bringt. 
Jeder Selehrte und jeder Staatsmann macht eine andere Eintheilung und ver- 
wirft ebenſo fchnell pie adoptirte, wenn er eine, die ihm befjer dünkt, findet. Die 
wiſſenſchaftlichen Eintheilungen hingegen, in welde man alle Ausgaben für jedes 
beliebige Staatsgefhäft bringen kann, find, foweit man fie nicht gar für rein 
äußerlich und unmefentlich erklären muß, keine andern, als die auch bei ven Aus- 
gaben in Privatwirthfchaften aller Art aufgeftellt werden können, 3. B. Natural- 
ansgaben und Geldausgaben, Nealbevarf und Perfonalbevarf einer Wirthfchaft, 
Ausgaben für ſtehendes und umlaufendes Kapital, produktive und unprobuftive 
Ausgaben. Darüber find die oben genannten allgemein vollswirthichaftlichen Artikel 
ju vergleichen. 

Ebenfo find die Güter felbft, welde die Geſammtheiten fchaffen, nur in 
wenigen Beziehungen innerlich verſchieden von Gütern, welde aud Privaten 
machen. Daß der Staat befonders immaterielle Güter ſchafft, die Brivatwirth- 
khaften hingegen beſonders materielle, ift fein qualitativer, fondern ein nur 
quantitativer Unterſchied, denn der Staat ſchafft auch Materielles, wenngleid 
jwedmäßigerweife jelten, die Privaten auch Immaterielles, und zwar in großen 
Mengen. Dennod haben viele Schriftftellee einen ſehr großen Unterſchied zwifchen 
der Staatöwirthichaft und den zur Vollswirthſchaft vereinigten Privatwirthichaften 
finden wollen. 

Diefer vermeintliche Hanptunterfchted beruht auf der unhaltbaren unglüd» 
fellgen und wirflih unbegreiflihen Ausftoßung der |. g. „unprodufltiven" 
d. b. der den Werth nicht an einem greifbaren Sachgute firirenden Gewerbe aus 
ver Rationalölonomie. Die ganze, freiiih auch unbaltbare Unterſcheidung 
ver Gewerbe, welche in dem oben genannten Sinne unprobultiv fein follen von 
ven produftiven, d. 5. denen, weldhe den Werth an einem greifbaren Sachgute 
friren, ließe man fid) zur Noth gefallen, wenn nur beide Arten von Gewerben 
gleichberechtigt in der Nationalökonomie behandelt würden. In der Finanzwiſſen⸗ 
haft, welche einen Theil der Nationalölonomie bildet, werden von vielen 
Scäriftftellern die f. g. unprobuftiven Staatsthätigkeiten den f. g. probuftiven 
wenigftens äußerlich ebenbürtig behandelt, und aus der Nationalölonomie wirft man 
fie ganz hinaus! Auch bei den Schriftftellern, welche dieſe Unterſcheidung nach 
Produktivität Längft Über Bord geworfen haben, bleibt in ber ganzen Behandlung 
der Staatswirthſchaft doch noch manche Spur des alten Irrthums zurück. Selbſt 
demit, daß man die f. g. unprobuftiven Erwerbözweige für oft eben fo nüß 
lid als die produftiven erklärt, ift Nichts gewonnen. Sobald bie 
Retionalöfonomie das Schaffen von immateriellen Werthen (denn etwas Anders 
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als Werth fchafft ja der Menſch nicht) aus ihrer Wiffenfhaft nicht ausfchei- 
bet, eriftirt in Bezug auf Privatwirtbfchaften und Staatswirthſchaft nad diefer 
Richtung wenigftens Fein wmefentlicher Unterſchied in ven Gegenftänden der Thä- 
tigkeit. Bis jest floßen Viele willtürlih einen Theil ver Werth ſchaffenden 
Thätigleiten aus dem Ganzen, aus ber Volkswirthſchaft, aus, während 
fie in einem Theil, in der Staatswirthfchaft, dieſelben belaffen, und dann erzählen 
fie, daß zwiſchen ver Staatswirthſchaft und ver Volkswirthſchaft in Bezug auf 
vie Thätigkeiten ein Unterſchied ftattfindet. Das ft, wie wenn ein Liebhaber von 
Singvögeln all feinen Bögeln, außer den Kanarienvögeln, die Flügelfevern ausrifſe 
und dann, während er die andern wirklichen Unterſchiede überfieht, behaupten 
wollte, zwifchen ven Kanarienvögeln und den andern beftände der natürliche Unter- 
ſchied, daß die erflern Flügelfedern hätten und bie andern nicht. Hingegen finden 
zwifhen ven Ausgaben in der Staatswirthſchaft und in den Privatwirtbfchaften 
auch wirkliche Unterſchiede ftatt, welche fih auf die oben genannten allgemeinen 
Unterſchiede der Staatswirthfchaft und der Privatwirthſchaft zurüdführen Laffen. 
In Bezug auf alle Geſammtwirthſchaften ift es befonders tie Unveräußerlichkeit, 
welche fowohl die Beurtheilung über die Güte der Produktion erfchwert, als auch 
verhindert, die Beamten durch Antheil an dem Gefchäftsnugen für vie Produktion 
zu intereffiren. In Bezug ſpeciell auf die Staatswirthſchaft im engern Sinne iſt 
es der Umftand, daß in gewiſſen Branchen ver Staat der alleinige Probucent ift. 

1) Die Unverfäuflicteit der von den Geſammtheiten gefehaffenen Güter ift 
eine‘ große Schwierigkeit für Beurtheilung ver Trage, ob die in dieſer Produktion 
erfirebten Zwede auch erreicht werden, mit andern Worten, ob die Produktion 
nüglih war, oder endlich, ob bie darauf verwendete Arbeit produktiv war, 
produktiv im rigtigen Sinne des Wortes. Man kann nämlid aller- 
dings produktive und unproduktive Arbeiten unterfcheiden, ſowohl in Einzel- 
wirthſchaften als in Geſammtwirthſchaften, ſowohl im einzelnen Alt der Thätigkeit 
als in dem Geſammtreſultat; die Probuktivität der Arbeit ift aber nicht an ge= 
wiffe Arten von Produktionen gebunden, fondern ergibt ſich bei 
jeder Produktion aus dem gewonnenen Nefultat. Eine Arbeit ift ſtets un- 
probuftiv, wenn das Gut, das man erzeugen will, nicht zu Stande kommt, wenn 
ed mißräth, 3. B. materiell, wenn beim Porcelanbrennen die Waaren zerfpringen, 
immateriell, wenn dem Sänger der Ton im Halfe fteden bleibt. Die Arbeit ift 
dann techniſch unprobuftiv. Auf den Staat angewenbet, ift die Arbeit unprodultiv, 
wenn die Gensdarmerie einen Verbrecher nicht fangen fann, wenn das Heer eine 
Schlacht gegen den Feind verliert. Iſt diefe Unpropuftivität andauernd, mißräth 
das Porcelandbrennen oder das Singen immer, entwiſchen die Spigbuben ftets 
ober werden alle Schlachten verloren, dann find im Geſammtreſultat alle dieſe 
Arbeiten vom techniſchen Standpunft aus unprobuftio und natürlid auch vom 
allgemein wirthichaftlihen. Die ganzen Unftrengungen find vergeblid geweſen, 
vulgär ausgebrüdt, das Gelb iſt dafür fortgeworfen. Die ganze Anftrengung 
kann aber auch eine vergebliche geweſen fein, wenn bie Güter zwar wirklid Pros 
bucirt, wenn die Arbeit zwar technifh mit gutem Erfolg gekrönt war, aber wenn 
bie erzeugten Werthe in einem foldhen Mißverhältnig zu ven aufgemwen- 
deten Werthen ftehen, daß die erftern von ven legtern übertroffen werben. 
Die ganze Thätigkeit ifi dann wirtbfhaftlih unproduftiv, fie rentirt nicht, 
mögen technifch die Produlte nod fo vollkommen fein; ja je volllommener biefelben 
in techntfcher Beziehung find, um fo leichter kann im Verhältniß zum Entrefultat 
bei der Probuttion zu viel an Werthen verbraucht fein. Zu intenfiver Aderbau, 
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Waldbaun in zu langem Umtrieb, äußerlich zu prächtig ausgeſtattete Soldaten, zu 
zahlreiches Friedensheer, zu theuer erkaufte Siege eines Eroberers, z. B. Napoleons, 
zu zahlreiche Beamte. Wenn hingegen vie neu geſchaffenen Werthe größer find, 
als die zur Produktion verwendeten, dann rentirt das ganze Geſchäft, dann ift 
es wirthſchaftlich produktiv. In dieſem Yale fchadet es auch nichts, wenn im 
einzelnen Produktionsakt die Arbeit tehnifh unprobuftiv war, fobald nur das 
Geſammtreſultat ein gänfliges ift; 3. B. ob ein ober ver andere Topf zerbricht, 
ein oder der andere Ton ausbleibt, ein paar Verbrecher entwiſchen, ein paar 
Schlachten verloren werben. Für pie Beurtheilung der Produktivi— 
tätin dieſem Sinne, nah dem Endrefultat der Wertbfchaffung, iſt nun 
allerdings ein tiefeinfhneidendber Unterfhied zwiſchen 
ven mtt einander im Tauſchverkehrſtehenden Privatwirth 
haften und der Staatswirthſchaft. Bet allen in den Tauſchver⸗ 
fehr kommenden materiellen und immateriellen Gütern Tann man die Probultivität 
erlennen an dem Gelderlös aus dem Geſchäfte, nicht zwar an dem Preiſe des 
einzelnen Produktes und der Menge der verkauften Produkte oder am Rohertrage, 
wohl aber an dem Reinertrag des ganzen Geſchäftes, einigermaßen fhon am 
Jahresertrag, noch befier an dem Durdfchnittsertrage einer längeren Reihe von 
Jahren. Am beften iſt es bei Altienunternehmungen, deren Rechnungsabſchlüſſe 
veröffentlicht werben müſſen, aus ben gezahlten Divivenden, vergliden mit bem 
Refervefonds und dem Kurs der Altien, zu erſehen. Wo die Produkte nicht ver- 
fanft werben, da fällt das ganze Kriterium hinweg, Das iſt der Fallbei 
ven Geſammtwirthſchaften; es if alfo fehr ſchwer direkt zu beur- 
theilen, ſowohl ob überhaupt die Produktion gerade diefer Güter zwedmäßig ift, als 
auch ob die dem Gegenftand nad zwedmäßige Produktion zwedmäßig betrieben 
wird, mit andern Worten, ob die Aufgaben, welde tie Geſammtheit ſich ftellt, 
gut gewählt find umd gut erreicht werben, Auch daß ber Staat faſt nur imma- 
terielle Güter fhafft, erſchwert nicht an und für fih, aber in Verbindung 
mit dem Borigen die Beurtheilung ungemein, denn fo kann nicht einmal am 
einzelnen Produkt Außerlih erfannt werden, ob wenigftens vom techniſchen 
Standpunkt aus die Arbeit probultiv war. Die größte Vorfiht in Auswahl ver 
Staatsthätigkeiten und in Ausführung derfelben tft höchſte Pflicht. Diefe fcheinbare 
Aeußerlichkeit, die Unverläuflichleit der Stantsprobulte führt meiner Meinung 
nah mehr als manche tieffinnige Spekulation zu der mit Ausdehnung der Ge— 
ſfammtwirthſchaft immer nöthiger werdenden bireften Betheiligung des Volkes, 
oder, wo das wegen ber Größe der Geſammtheit nicht wohl angeht, zu einer wahren 
Vollsvertretung, und zwar nicht nur in Angelegenheiten der großen Geſammtheit, des 
Staates, fondern ebenfo fehr in der Wirthſchaft der Unterabtheilungen, ver Pro> 
binzen, Kreiſe, Bezirke, Gemeinden. So lange nicht bis in die unterften Heinften 
Kreife das Princip der Volksbetheiligung durchgeführt ift, muß die Volksvertretung 
in Stantsangelegenheiten in der Luft ſchweben und darf man fi nicht wuntern, 
wenn die Rammermitgliever ungefchidt auftreten und viel Lehrgeld zahlen müffen. 
Es muß ihnen die auch hier nothwendige Bildung und Schulung, welche fie nur 
vom Meinften Kreis beginnend und zu größeren auffteigend fi aneignen können, 
abgehen. So lange ferner ſelbſt die Wiflenfchaft lehrt, daß jede Stantsausgabe 
und die dafür nörhige Steuer ein unvermeibliches Uebel fei, wird das Volk aller« 
dings für Steuerbewilligungen ſchwer zugänglich fein, noch mehr aber, wenn dieſes 
ſ. g. unvermeipliche Uebel, die Steuer, für vermeivlihe Ausgaben verlangt wird. 

2) Die Unveräußerlichleit der meiften Staatsprobufte führt noch auf einen 
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zweiten wichtigen Unterſchied in der Staatswirthſchaft, nämlich in Bezug auf bie 
Bezahlung der dem Staat geleifteten Dienfte. 

Jede Sefammtheit als eine nicht phyſiſche, fondern nur moralifche Perſon 
muß alle Arbeit durch gemiethete Arbeiter verrichten laſſen. Das iſt an fi fein 
Unterfhien der Geſammtwirthſchaften gegen gewiffe Privatwirtbichaften, nämlich 
gegen die Altiengefellfchaften. Beide leiden unter dem Uebelftand, daß alle Arbeiter 
ale Miethlinge gar nicht oder nur zu einem Meinen Bruchtheil an der guten 
Wirtbichaftsführung Intereffe haben, die aus den Aftionären gewählten Direktoren 
und Verwaltungsräthe nur bis zu dem Bruchtheil des Altienkapitals, den jeder befitt, 
bie aus ben Steuerzahlern genommenen Staatshbeamten nur bis zu ber von ihnen 
zu zahlenden Steuerfumme, auf welde Steuerfumme repartirt bie Erjparmnifie 
einer guten Gefchäftsbeforgung vor einer fchlechten ein wahres Mintmum betragen 
wür)en. Daß auf ben ö efammtheiten viefer Uebelſtand ungleich ſtärker 
laftet, liegt wieder darin, daß die Geſammtheiten unvertäuflidhe Güter 
Schaffen. Wenn verfäufliche Güter gefchaffen werben, fo kann das pefunläre Interefie 
ber gemietheten Ürbeiter dadurch gewedt werben, daß man das Gehalt ber Ange⸗ 
ftellten mit dem Ertrag des Gefchäftes ftelgen und fallen läßt, und zwar gilt das 
von den oberften bis zu ben unterften Stufen, in den oberen durch die dem feiten 
Gehalt zugefügte Tantieme, in den unteren durch ganze oder theilmelfe Akkord⸗ 
arbeiten. Die Stantsbeamten aller Art können weder durch Tantiemen noch durch 
Alforbarbeit an der möglihft guten Produktion intereffirt werben: durch Tantiemen 
nit, denn weber Reinertrag noch Rohertrag ber Staatsprobuftion läßt ſich er- 
mitteln; durch Affordarbeit nicht, denn bei den meift immateriellen Produktionen 
lafien ſich Arbeiten, welche ſich für Akkordarbeit eignen, nur herausfinden, wo es fich 
um untergeordnete Thätigleiten handelt, 3. ® Kopirarbeiten. Wo der Staat nad 
Analogie der Privatwirtbfchaften feine freiwillig von andern begehrten over ben 
Stoatsangehörigen aufgebrängten Produkte ausnahmsweiſe verkauft, da iſt auch 
ausnahmsweiſe eine Gewinnbetheiligung ber bei biefer Produktion Ungeftellten 
möglid, 3. B. kann man, wie es früher befonvers gefhah, dem Gerichtsperſonal 
einen Theil der Sporteln, ver Polizei ein Theil ver Strafgelder und fomweit bie 
Armee Bente macht, den Soldaten einen Antheil an dieſer gewähren. Doc ſelbſt 
bei diefer Ausnahme tft e8 aus andern Gründen entweber zum Mindeften zweifel- 
haft, ob die Betheiligung gebilligt werben Tann, ober ift die Verwerflichkeit 
längft anerkannt. In einigen Produktionen allerdings ift dieſe Betheiligung am 
Erfolg eine ganz zwedmäßige; z. B. im Unterricht an den Hochſchulen durch bie 
Borlefungshonorare, Diefer letztgenannte Fall fteht fhon auf dem Webergang 
zu den Propuftionen, welhe wie von Privaten betrieben, verfäuflihe Güter 
Ihaffen. Wo endlich der Staat in Konkurrenz mit Privaten oder mit fünftlichem 
Ausschluß derfelben, alfe monopoliftifh, Gefchäfte betreibt, als Aderbau, Waldbau, 
Bergbau, Inpuftrie zc., welhe Privaten auch verrichten könnten, da fteht derſelbe 
in Benugung der Mittel, welche das Intereffe der Angeftellten beranziehen, auf 
gleicher Stufe mit ven Privaten. Der Unterſchied fällt mit der Verkäuflichkeit fort. 
Doh das find im Bergleih mit dem Gros ver Staatsihätigleiten Allee Aus⸗ 
nahmen; für die meiften Thätigkeiten bleibt, abgefehen von dem Wichtigften, dem 
eigenen Pflihtgefühl, das freilih bei den von Geſellſchaften Angeftellten in der⸗ 
jelben Stärke wirken follte, nichts übrig, als die Ausficht, die größere Anftrengung 
durch Beförderung tn beffere und angenehmere Gtellungen belohnt gu fehen. 
Leider kann auch diefer Aufmunterung Teine fo große Ausvehnung gegeben werben, 
als wünfchenswerth fein möchte, denn hier zeigt fich der neue Uebelftand, daß das 
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Anancement meiftens nach dem Alter gehen muß, weil ſich die Züchtigkeit, wegen 
weicher ver Eine beſonders fchnell beförbert wird, und die Untüchtigkeit, wegen welder 
ein Anderer zurückgeſetzt bleibt, nicht ftreng bemefjen läßt, und das politifche Ver⸗ 
halten für Bevorzugung und Hintanfegung oft mehr den Ausjchlag giebt, als 
das amtliche. 

3) Auf die Stellung ver vom Staat, nit auch von anderen Gefammtheiten 
angeftellten Beamten äußert noch eine andere Eigenthümlichfeit der Staatswirth⸗ 
ihaft im engeren Sinn, welche wir oben sub 2 aufgeführt haben, ihren Eins 
flug, nämlich die, daß Innerhalb des einzelnen Staates gewiffe Arbeiten von keiner 
anderen Perſönlichkeit als eben der des Staates verlangt werben, oder ölonomiſch 
ausgebrüdt, daß der Staat ber einzige Arbeitgeber if. 

Unter viefen Probuftionen, welche aus inneren Gründen faft überall dem 
modernen Staat ausſchließlich eigen find, ftehen in erfter Linie Militär, Juftiz-, 
Pot- und Telegraphen⸗ Münzweſen und alle ſ. g. höhern Stantsbeamtungen: je 
mehr aber der Staat fid) andere Thätigleiten turh Monopol aneignet, um fo 
weiter wirt rein äußerlich ver Kreis. Nun find die für die meiften dieſer Thätig- 
teiten nöthigen Kenntniffe langwierig und koſtſpielig zu erlernen. Derjenige, welder 
biefem Berufe fi) widmet, muß alfo, da er feine einmal erworbenen Kenntnifie 
uur im Staatödienfte ganz verwerthen kann, Sicherheit haben, daß, wenn gewiſſe 
Bedingungen vorhanden finn, er auch auf eine tauernde Anftellung im Staate 
vehnen darf, d. 5. daß er unter beftinmten Bebingungen nicht nur eine An⸗ 
Rellung erhält, fondern daß er auch von ver einmal erhaltenen Anftellung nur 
unter beſtimmten Bebingungen wieder entfernt werben barf, daß er auch allmählich 
in höhere und beflere Stellungen aufrädt und daß er endlich, wenn er durch Alter 
oder andere Umſtände bienftuntüchtig wird, feinen Gehalt ganz oder zu einem be⸗ 
Rimmten Theil als Penſion behält. Welches dieſe „beftimmten Bedingungen“, 
3 B. beflandene Prüfung, eine’ gerade valante Stelle, beftimmtes Dienftalter, 
jein follen, bat der Staat in feiner Gewalt zu beflimmen, allein er follte es, 
joweit thunlich, nicht auf Verordnungs⸗, fonvdern auf Gefegeswege thun, damit 
Willkür ausgefchloffen bleibt. Daß ſolche fichere Anftellungen eben wegen ver 
Sicherheit und der meift damit verbundenen wirklichen oder vermeintlihen Ehre 
niedriger bezahlt werben, als, fonft ähnlihe, aber unficherere und nicht gleich 
ehrenvolle Privatanftellungen, ift natürlich und nöthig, um nicht zu viel Mittel» 
mögigleit in die Staatskarriere bineinzuloden, womit aber nicht gefagt fein fol, 
daß die Gehalte nicht getroft in den meiften Stanten höher fein dürften, als 
fie gegenwärtig find. Nieverer Gehalt felbft mit Lebenslänglichteit Iodt in unſerer 
Zeit die Meiften nicht fo fehr als hoher Gehalt auf unbeftimmte Dauer. Im 
Privatvienfte wäre Lebenslänglichleit der Anftellung, weil weber die Geſchäfte 
uch das Leben und bie Zahlungsfähigkelt der Unternehmer eine ewige ‘Dauer 
haben, von fehr zweifelhaften Werth. 

Sir Kenntniffe, welche nicht bloß im Staatsbienft verwerthet werben können, 
ift eine ſolche fefte Anftellung nicht gleichermaßen nöthig, alfo einmal nicht in 
allen unteren Befchäftigungen, welche nur allgemeine Schulbildung, nicht fpecielle 
dachbildung verlangen, zweitens in allen Probuktionen nicht, weldhe dem Staate 
wit anderen Gefammtwirtbichaften der Gemeinden, ber Kreife u. |. w. gemein 
And, 3. B. Unterricht, Polizei, und drittens in al den Geſchäften nicht, welche 
der Staat in Konkurrenz mit Privaten betreist. Im erften Fall kann, ohne daß 
in Theil ver Kenntniffe unbenugt bleibt, ein Webergang in andere Geſchäfte 
Rattfinden, im zweiten Fall ift eine Konkurrenz folder, welche bie gleichen Anſtel⸗ 
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lungen anbieten, vorhanden, fo daß z. B. wer in der einen Gemeinde, wir wollen 
fagen aus politiichen Gründen, feine Anftellung verliert, in einer anderen Gemeinde 
gerade um dieſer politifhen Anſicht willen gejucht fein fann. Wenn freilich bie 
Gemeindebeamten durch die Regierung beftätigt werben müffen, und dleſe nur ihr 
politiſch Liebſame beflätigt, dann ift eine Konkurrenz der Gemeinden mit dem 
Staat und untereinander auch nit vorhanden. Am ficherften find immer bie Be- 
amten, welche mit ihren technifchen Kenntniſſen jederzeit aus dem Staatsdienſt in 
Privatdienfte übertreten können, d. h. alle, welche in ben bürgerlihen Produktionen 
des Staates, in Aderbau, Waldbau, Bergbau u. f. w. angeftellt find. 

Daß es ja auch mehrere Staaten in Konkurrenz nebeneinander gibt, Tann fein 
ernſtlich gemeinter Grund fein, die Stantsbeamten ähnlich wie bie Gemeinvebeamten 
nicht lebenslänglich anzuftellen, denn ber Uebergang von einem Staat zum andern 
ift — wenn aud etwa In Duodezftanten phyſiſch und geographiſch nicht ſchwerer, 
ale von Gemeinde zu Gemeinde, fo dod überall moralifh und wegen ber für 
jedes Land nöthigen Specialfenntnifje allgemein wirtbfchaftlid — ungleich ſchwerer, 
al® von einer Öemeinde zur andern oder von einem Staatsgefchäft zu einem gleichen 
Privatunternebmen. Nur wenn es vorzäglih auf allgemeine wiſſenſchaftliche Be: 
fähigung oder auf ein allgemeines VBerwaltungstalent anlommt, kann die Ueber- 
ſiedlung auch in einen anderen Staat leicht flattfinden, alfo im Lehrfach und in 
den höhern Beamtungen. Bei dem ganzen Gros derjenigen, welde mehr durch lang- 
jährige Routine in den einem beftimmten Staate eigenthümlichen Geſchäften, als 
durch wiffenfchaftlihes Studium herangebilvet find, ift das nicht thunlich. 


HM. Staatdanleiben. 

Die zweite wichtige Frage der Staatswirthſchaft wie jeder Privatwirthſchaft 
ift die: welche Ausgaben durch Einnahmen der Zukunft, d. h. durch Anleihen ge⸗ 
bedt werben dürfen. In Beantwortung dieſer Frage ift dann zugleich gegeben, 
welhe Ausgaben durch Einnahmen der Gegenwart gebedt werben müſſen. Bis 
vor Kurzem war die Fragſtellung in ver Wiffenfhaft mit Ausnahme von einigen 
im Merkantilſyſtem befangenen Bergötterern der Staatsanleihen eine ganz andere, 
nämlih, welche Ausgaben durh gegenwärtige Einnahmen faltiih nid 
beftritten werven können, welde alfo durd Anleihen, oder wie der gewöhnliche 
Ausprud ift, durch Schulden gevedt werben mäffen. 

Unfere Sragftellung ift die nah der inneren Berehtigung Ünleihen zu 
machen, auch da, wo biefelben nicht unvermeidlich nothwendig find Die 
andere Fragftellung hingegen ift die nad der unvermeidliden Nothwendig- 
feit der Staatsfhulden, auch wo fie keine innere Berechtigung haben. 
Die ältere Schule, welche ihren Hauptrepräfentanten in Nebenius hatte, .faßt, trog 
mander nicht zu leugnender Bortheile, die Staatsfhulden als eim großes Uebel 
auf, als einen Wurm, welcher an dem Beſtande der Staaten nagt, und der, trog 
feiner Gefährlichfeit von den Staaten felbft immer wieder genährt, biefelben am 
Ende ruiniren wird. Erft in der neueften Zeit bat man angefangen tiefer in das 
intereffante Wefen der Staatsanleihen, an der Hand nicht befonderer ſtaats⸗ 
wirtbfchaftlicher, fondern der allgemeinen volk s wirthſchaftlichen Begriffe einzubrin- 
gen. So find die den Staatsanleihen günftigeren Theorieen von Diegel und Wag- 
ner entflanden. Siehe darüber den dem Verfaſſer diefer Arbeit leider nocd nicht 
vorliegenden Artikel Staatsſchulden. 

Wir wollen nicht genau denſelben Weg gehen, den Dietzel und Wagner einge⸗ 
ſchlagen, ſondern verſuchen, ob wir dem Anleiheprincip oder wie Wagner ſagt, der 
„Formel“ für Benutzung des Staatskredits uns auf einom andern Wege, näm⸗ 








Staatswirthſchaſt. 85 


fi von der Seite nähern können, auf welcher die Benutzung des Krebites durch 
ten Staat der Benutung des Krebites durch Private gleicht, welche Gleich⸗ 
heit der PBrivat- und Staatsanleihen auch Diegel und Wagner 
als Beweis für die Berehtigung der Staatsanleihen noch nidt 
genügend gewürdigt haben. Wir fehen dabei nicht nur wie Diegel und 
Bagner anf die Endrefultate der Staatswirtbichaft, d. 5. auf die vom Staat 
gefhaffenen Immateriallapitale und Genußgüter, fonvern ganz vorzüglich auf bie 
umlanfenden und ſtehenden Materialkapitale, weldye zur Erzeugung jener im End⸗ 
refultate geihaffenen Immateriallapitale und Genußgüter verwendet werben. 
Wenn die Formel gefunden werben foll, weldhe Ausgaben fowohl die Pri⸗ 
vat als die Gefammtmirthichaften durch Anleihen zu deden berechtigt find, fo 
mäffen wir von Anfang bie Ausgaben, welde durch Kriege, dem ähnliche große 
innere Aufftände, und überbauptegroße unvermeibliche nicht verfiherbare Naturer- 
eigniffe, wie Hungerſeuſchen, verurfacht werben, unbebingt von allen andern trennen. 
Für die Dedung diefer Koften kann der Unterfchieb von umlaufendem und ftehen- 
dem Kapital nicht enticheivend ſein.) Wirb aber durch diefe Trennung nicht ber 
ganzen Unterfuhung die Spige abgebrohen? Ic glaube nein, fondern es wirb 
fogar einzig hierdurch ermöglicht, ein Princip wenigftens für alle andern Fälle 
za finden. Beſſer ein Princtp wenigftens für einen Theil der Staatswirthichaft 
finden, al8 von vornherein auf ein Princiy verzichten müſſen, da nad meiner 
Meinung noch wenigftens ein Princip zu finden unmöglid iſt, will man bie 
Kriegsfoften mit bineinziehen. Zu ziemlich demfelben Refultat gelangt auch Wagner, 
welher gegenüber den „außerorventlihen Ausgaben“ aller Art, wie fie Theorie 
und Praris zeigen, dieſe die Ausgaben nennt, welche wirflih außer aller Orbnung 
vorfommen. Bei Kriegen kann, mit feltenen Ausnahmen kurzer, ganz lolalifirter 
Feldzüge die Frage gar nicht aufgeworfen werben, ob der Staat biefelben mit 
Anleihen deden darf. Die Koften können oft nur zum Heinen Theil durch Steuern 
aufgebracht werden, fie müffen, wenn ver Krieg nicht in ein Plünderungsſyſt em 
zirädfallen fol, mit Anleihen gebedt werben dürfen. Wagner nennt die Kriege 
und große innere Aufftände geradezu unvermeibliche Naturereigniffe, was jebod 
nit fo verflanden werden darf, als ob jeder Krieg unvermeivlid wäre, fondern 
nur, daß nicht alle Kriege vermieden werben können. Wenn Private nicht getabelt 
werden türfen, daß fie in Sriegszeiten over Hungersnoth ihr Vermögen verzehren 
oder Schulten madhen, daß überhaupt ihre Wirthſchaft rückwärts flatt vorwärts 
geht, dann muß aud den Privaten, fo weit fie zufammen, ihrer Privatwirthichaft 
proportional, die Yorm der Staatswirthſchaft annehmen, erlaubt fein, Anleihen zu 
mahen. Gegen vergleichen Naturereigniffe, vorzüglich alfo gegen die Kriege fid 
wenn nicht phyfiſch, fo doch wirthſchaftlich durch Aſſekuranz zu ſchützen, ift aud 


% Zwar hat Diepel verfuht, auch die Kriegetoften unter fein Princip zu beugen und bie 
Rejultate der Kriege, ald da find Vergrößerung des Landes, Erreichung von Handelövor: 
theilen. Abwendung von fchon vollgegenen oder drohenden Angriffen ald Immaterialkapitale 
eines Volkes darzuftellen, allein dieſe Auffaffung tft doch, felbft wenn foldye Refultate gewonnen 
werden, au fühn. Sodann iſt ein Krieg, der auf beide Geiten Koften verurfacht, nicht wie em 
Tauſchgeſchäft anzufehen, bei welchem der Vortheil beiderfeitig ift. Die vom unterliegenden 
Theil gewonnenen Surmaterlalfapitale möchten ſchwer nachzuweiſen fein oder man müßte die Krieges 
übung, Die Aufrüttlung aus erfchlaffendem Frieden als Vorteile fen, in welden all die 
verzebriem Werthe immateriell reproducirt find. Diefe Auffaffung darf wohl den vom Vers 
IA fpäter ſehr vorfichtig zugeflandenen „dem Mißverſtaͤndniß ausgefepten Ausprudöweifen“ 
zug werden. 
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ein ungerechtes Verlangen. Bei denjenigen Uebeln, gegen welche fi durch Berfl- 
herung zu ſchützen aud von Privaten nicht verlangt werben Tann, darf man bie 
Aſſekuranz auch nicht vom Staat verlangen. Dazır gehören aber unftreitig bie 
nicht immer vermeiblihen Kriege. Ein Land kann fi nicht dadurch von Kriegs⸗ 
ſchulden frei halten, daß es feige jedem Kriege aus dem Wege geht, fondern nur 
dadurch, daß es diejenigen vermeibet, bei denen Teine wahre Ehre zu holen tft. 
Daß aber ein Krieg, der aus guten Gründen zur eigenen Vertheibigung ober zur 
Bertheidigung Anderer gegen ungerechte Anſprüche, geführt werben muß, nidt aus 
Geldrückſichten unterbleibt, wird in erfter Linie dadurch erreicht, daß die Laſt nicht 
ganz auf bie Lebenden fällt. Zu großer Leichtſinn im Kriegbeginnen oder Krieg- 
fortfegen wird, felbft wo nur ein Kleiner Theil der Kriegsausgaben durch Steuern 
aufgebracht wird, nicht dadurch hervorgerufen; überwiegt doch der durch ben Krieg 
fonft geftiftete Schaben fo fehr bie virefte Stekterlaft, daß bie kriegführende Gene- 
ration unvergleichlich mehr leidet als bie fpäteren Generationen, welde einen Theil 
der Koften verzinfen müſſen. In Staaten, in denen das Bolt wirflich mitzureben 
bat, wird die Neigung zum Krieg an fih nicht fo groß fein, als wo bie unmit⸗ 
telbar, fet es mit Geld oder mit Ruhm, am Krieg Intereffirten allein berrfchen. 
Ebenfowenig ift aber auch zu fürchten, daß nur ans Furt vor materieller Schä- 
digung ein nicht gänzlich verrottetes Volk einen Krieg unterläßt, welden Pflicht 
und Ehre verlangt. Selbſt in unferer materiellen Zeit hat gerade das am voll- 
fländigften fouveräne Bolt, dem am meiften vie Materialität vorgeworfen wird, 
das der norbamerifanifhen Union, einen ber biutigften, theuerften Kriege nicht 
nur mit enormen Anleihen fondern auch mit enormen Stenerlaften und unvergleich- 
ih größern indirekten Schäden für einen hohen Zwed geführt. Welchen Segen 
wird nicht unfere materielle Zeit gerade durch ihre zwei Sauptfirebeztele, Ber- 
mehrung des Neihthums und Antheil an der Staatsregierung über pie fommenden 
Geſchlechter verbreiten, wenn fie aud nichts Anderes erreichte, als daß bie Kriege 
nicht mehr wegen perfönlider Neigungen einzelner Individuen oder Gefellihafts- 
Haffen geführt werben. Ift ber Abfchen gegen ven Krieg, ſei e8 au nur ans 
materiellen Rädfichten, beim Volk, das darunter zu leiven bat, feflgemurzelt, und 
hat das Volk über dieſe ſchwerſte aller Landplagen zu entfcheiden, dann wird bie 
fer Abſcheu auch in Hoffentlich nicht zu fernen Zeiten höherer Tendenz nicht fo 
fchnell wieder ausgeriffen werben. Ein gewaltiger allgemein menſchlicher Borzug 
der Kriegführung mittelft Anleihen wird gewöhnlich ganz überfehen: daß bie Kriege 
in der neneften Zeit, wo große Mittel ven Kriegführenden zu Gebote flehen, das 
Land, in welchem ber Krieg geführt wird, durch Raub, Plünverung und derglei- 
hen ungleich weniger ausfaugen als früher, wo der Sold theilmelfe in Erlaubniß 
zur Plünderung ausgezahlt wurde. Wie lang hat Deutſchland gebraucht, um bie 
Wunden zu heilen, welde ver Volkswirthſchaft durch den breißigjährigen Krieg 
geichlagen waren, und wie fchnell find die Spuren ber napoleontfhen Kriege in 
Deutſchland ſowohl als in Frankreich getilgt. Haben nicht, um auf ein Anderes 
aufmerffam zu machen, in dem jüngften norbamerlfanifhen Bürgnerfriege gerade 
die Sonderbünbler, denen das Geld mangelte, fi bie gräuliche Vernachläſſigung 
der Kriegsgefangenen zu Schulden kommen laffen, während ver Norden bei den 
aus Anleihen reichlich fließenden Mitteln vergleihen vermeiden konnte! Bei dem 
Berlangen, die Kriege aus den Mitteln der Gegenwart zu führen, müßte man 
fehr fürchten, daß die Kriege nicht fowohl vermieden, als daß die alten Gräuel 
wieder wachgerufen würden. Gerade dieſe berechtigte Friedensliebe wirb dafür fors 
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gen, daß nicht in die Zukunft hinein bie Kriegskoſten und damit die Staatsſchul⸗ 
den zu enorm wachſen. 

Wenn hiernach, wie e8 denn auch ziemlih anerlannt iſt, zugegeben werben 
muß, daß die Kriegsfoften nicht ganz durch Steuern gevedt werden Können, fo 
mögte man vielleicht als Gegengewicht verlangen, daß von allen andern Ausga⸗ 
ben, wo die zwingende Nothwendigkeit nicht vorhanden iſt, gar nichts durch 
Schulden gebedt werben dürfte Das wäre jedoch verkehrt. Dinge, welche gar 
nichts mit einander gemein haben, dürfen fo nicht gegen einander aufgewogen 
werben. Der Grund gegen Dedung der Kriegskoften duch Steuern war die fal- 
tiſche Unmöglichkeit oder Unrathſamkeit, für die andern Ausgaben aber läßt fich 
nach meiner Meinung ein burdgreifendes Princip finden. Die Güter, melde bie 
Gegenwart der Zukunft wirklih als Gegenwerth gegen bie Kriegdanleihe hinter 
läßt, werden wir weiter unten finven. 

Das Princip oder die Formel für die Koftendedung ift: 

Der Staat als die Vereinigung Aller zu gewifien Zweden barf in feiner 
Wirthſchaft alles das durch Anleihen aufbringen, was in ven Privatwirtbichaften, 
ohne daß die Wicthſchaft rückwärts geht, ebenfo aufgebracht werben darf. Bei 
Privaten dürfen alle Auslagen, foweit fie für Beihaffung von ſtehendem Kapital 
oder ftehenden Genußgütern gemacht werben, durch Anleihen gebedt werben, alle 
Auslagen für umlaufendes Kapital und umlaufende Genußgüter Hingegen müſſen 
aus den Einkommen der Gegenwart ober aus bem in ber Vergangenheit ange: 
jammelten Bermögen beftritten werden. Ebenfo beim Staat. 

Der Begriff des Kapitales im Gegenfag zum Genußgut hängt nicht immer 
an beftimmten Gegenfländen oder auch Berhältnifien, fondern an der Berwenbungs- 
art. Jedes Produkt menſchlicher Arbeit, fo weit es zur Bebürfnißbefriepi- 
gung dient, ift ein Genußgut, fo weit e8 zur femern Produktion dient, 
ein Kapital. Genußgüter und Kapitale find fo weit ſtehend, fo weit fie 
im einzelnen Konfumtionsaft und Probuftionsalt nur gebraudt oder benugt 
werben oder fo weit fie darin ihren Werth nit verlieren. Genußgüter 
und Kapitale find umlanfend, fo weit fie in Genuß und Probuftionsalt ver- 
braucht, vernußt over abgenupt werben, oder jo weit fie darin ihren 
Werth verlieren. 

Leiter noch läßt fih der Unterſchied wenigftens von flehendem und umlau⸗ 
fentem Kapital ausprüden, wenn man baranf fieht, was von dem benugten Kapi- 
tale im Preis eines Jahresproduktes erftattet werben muß, damit vie Wirthſchaft 
sentabel ſei. Das Kapital ift nämlich ſoweit ftehenn, als es im Preife des Jah: 
resproduftes nur feiner Nugung, dem Zinfe, nad) erfegt zu werben braudt, um⸗ 
laufend, foweit es dem ganzen Werthe und ber Nutzung des Werthes nach zu 
erftatten if. Die leider noch immer nicht genug berüdfihtigte Hormann'ſche 


Formel der Propuftionstoften: das umlaufende Kapital U plus dem Zins En 


des umlaufenden Kapital® U und des ſtehenden Kapital S, alfo U+(U + S) 
1” . Unter das umlaufende Kapital gehört demnach außer den Gegenflänven, 








weihe ganz umlaufendes Kapital find, nicht nur die allmählige &ußere Abnugung 
oder Werthverminderung der Gegenflände und Verhältniffe, fondern auch jede wäh. 
end ber Dauer ihrer Benugung eintretende innere Werthverringerung, alfo Alles 
was aufgewendet werden muß, um ben vollen urjprünglichen Werth ven Gegen» 
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ftänden ober ven Verhältniſſen auf alle Zeiten zu bewahren, over mit andern 
Worten fle zu ewigen zu machen. Dasfelbe kann man, indem flatt Inftanvhaltung 
für fernere Produktion, die für fernere Konfumtion gefegt wird, auf bie 
Genußgüter anwenden. 

Für das ftehenve, aljo immer im gleihen Werth erhaltene Kapital und Ge⸗ 
nußgut darf der Privatmann ein Anlehen machen, ohne daß feiner Wirthſchaft 
der Vorwurf des Leichtfinnd gemacht werben fann, und ohne daß ber Gläubi- 
ger irgend welches Riſiko Läuft, auch wenn das Darlehen nit zurüdgezahlt wird, 
ſondern tie Verzinfung den Charakter einer ewigen Rente annimmt. Am beften ift 
der Fall denkbar bei Grundſtücken, welche im gewöhnlichen Gang der wirthſchaft⸗ 
lichen Entwidlung an Werth zu fteigen pflegen. Auf das Grundeigenthum hypo⸗ 
thecirte Darlehen gehören darum zu den Tängften zwifchen Privaten vorkommenden 
E hulpverhältniffen. Es ift, abgejehen von vorübergehenden Werthſchwankungen, bie 
größte Sicherheit für den Gläubiger vorhanden. Die einzige Furdt könnte fein, 
daß die Fontraftlihe Entftehungsart einer folden Rente in Vergeſſenheit 
geräth, dieſelbe als eine ungeredhifertigte Belaftung des Eigenthums betrachtet und 
in revoluttonären Zeiten ganz over theilmeife ohne Entſchädigung kaſſirt wird. 

Ein foldes Schulpverhältnig zwifchen Privaten wird außer in dem oben 
genannten Fall nicht leicht Statt haben, denn die Sicherheit ift nicht vorhanden, 
daß das ſtehende Kapital ftets im gleihen Werth erhalten oder der Schuldner 
wenigftens im Uebrigen folvent bleibt. Ia bei ven meiften ftehenven Kapitalien 
welche in der Induſtrie, im Handel u. ſ. w. fteden, fpricht, felbft wenn äußerlich 
das Kapital im alten Stand erhalten werden follte, die Bermuthung dafür, daß 
dasfelbe an innerem Werthe immer mehr verliert. Es werben nämlich immer mehr 
Erfindungen gemacht werben, welche die Erftellung eines beffern Kapitals mit glei⸗ 
chen, oder eines gleihen Kapitals mit geringern Koften möglich machen. Dadurch 
verliert dann das alte Kapital, welhes mit dem neuen nicht Fonkurriren Tann, . 
innerlih an Werth. Wenden wir dieſe Säge auf die Staatswirtbfchaft an, wo⸗ 
durch fie auch gerade für die Privatwirthſchaft veutliher werden, 3. B. auf das 
Militärwefen im Frieden. Im Landesmilitärwefen find ftehende Kapitale die ge= 
fanımten Befeftigungen des Landes, die Wohnungen der Solvaten, das gefammte 
Material an Waffen, Wagen, Belleivung, Pferten u. vergl., joweit fie in einer 
Wirthſchaftsperiode nicht abgenugt werben, fontern diefelbe übervauern, mit andern 
Worten, fie find ftehend zu dem Werthe, mit dem fie in eine Gebrauchsperiode 
eintreten. Umlaufendes Kapital find z. B. Munition, Nahrung aller Urt für Men⸗ 
[hen und Thiere, endlich die gefammte Abnugung ter Kapitale, welche zum nicht 
abgenugten Theile ſtehend find, mit andern Worten, die Kapitale find umlaufend 
zu dem Werthe, ver in einer Probuftionsperiode verloren wird. 

Die Bertheilung der Koften zwiſchen Steuern und Anleihen wird am deut⸗ 
lihften bei Betrachtung eines Staates, der eine Lanvesvertheivigung in einem 
beftimmten Zeitpunkt fih ganz neu ſchaffen muß; das wäre 3. B. der Fall, wenn 
Scleswig-Holftein ein vollftändig freier Staat würde. Für das Seeweſen würde 
die Schaffung einer preußifchen Flotte als Beiſpiel pafien. Welche Koften bürften 
dann mit Anleihen beftritten werben? Das gefammte zuerft angeſchaffte Kapital, 
foweit es flehend iſt, weiter Nichts; alles Kapital, foweit e8 umlaufend iſt, muß 
durch jährliche Steuern aufgebracht werden. Der darunter fallende Aufwand für 
Grhaltung des langſam fih abnugenden Kapitals wäre Anfangs fehr gering, 
würde aber mit wachfender Abnutzung von Jahr zu Jahr größer. An Steuern 
muß alfo eigentlich ſoviel jährli erhoben werden, daß biejelben Zins auf Zins 
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618 zum Zeitpunkt ver gänzlihen Vernugung und daraus folgender Reubefchaffung 
des Kapitals die volle Höhe der frühern Anſchaffungskoſten erreihen, ober dag 
bamit 6i9 zur nothwendigen Nenbeihaffung das Anlehen allmälig zurüdgezahlt 
wird. Diefer Zeitpunkt Täßt fi im Voraus nicht berechnen; felbft wenn er fich 
ober berechnen ließe und darnach die Steuer erhoben werben könnte, fo wäre es 
doch nicht zwedmäßig, es führt entweder zur Anfammlung eines Staatsihates 
oder zu unzweckmäßigen Anleihemethoven. Befler entnimmt man an Steuern jebes 
Jahr nur was für die Reparaturen nötbig ift, wenn aber das Kapital ganz 
abgenugt ift und erneuert werben muß, dann tft biefe Neubefhaffung nicht ale 
bie Anfchaffung eines neuen ſtehenden Kapitales zu betrachten, ſondern 
mr als Erfegung des alten, ald Wertberhaltung, d. h. als Beſchaffung 
von umlaufendem Kapital anzufehen, und durch Steuern zu beden. So fann man 
an in jedem Staat, deffen Heerweſen keinen nachmeisbaren Anfangspunft bat, 
finden, was durch Anleihe aufgebradht werben darf. Wenn wir in ber obigen 
Art den Begriff des flehenden Kapitals faflen, Tann wird es in Wahrheit nicht 
nur eine Örunblage Iangbauernder, fondern eine Grundlage ewig bauernder Nutzung. 
Was kann alfo natürlicher fein, als daß dieſe Grundlage emiger Nutzung gevedt 
wird durch eine Grundlage einer ebenfo großen ewigen Steuer, d. h. durch Ber 
fanf einer ewigen Rente, durch ein nicht rückzahlbares immerwährend zu verzin- 
indes Anlehen. Diefer Erfegung des abgenugten Kapitals durch ein neues ſcheint 
vie Berwerflichleit einer In verfchlevenen Jahren verfhieden hohen Stener 
entgegenzuftehen. Der Borwurf wäre gereht, wenn bei dem gefammten Militär- 
fapital, noch richtiger wenn überhaupt bei allen Kapitalen in der Staatswirthſchaft 
ver Abnutzungs⸗ und Ernenerungsmoment auf ein Jahr, oder auf einige Jahre 
zuſammenfiele. 

Das iſt aber nicht einmal in unſerm fingirten Beiſpiele der gleichzeitigen 
erſten Anſchaffung des gefammten Krriegsmaterials der Fall, die Kleidung wird 
eher verbraudt fein ala die Waffen, die Pferde fchneller als die Geſchütze, und 
von ten Geſchützen die Lafetten wieder fchneller als vie Rohre, von den Befeſti⸗ 
gimgen das Holzwerk fchneller ala Stein und Erdwälle. Ebenfo wird von jeber ber 
genannten Hauptarten wieter ein Theil Tchneller als der andere abgenutzt. So 
wird fich felbft Bei unferer Annahme die Neubeſchaffung nicht auf einen Zeitpunkt 
toncentriren, fondern fidh über einen längern Zeitraum erftreden. Noch mehr, wenn 
alles Material ungefähr gleicher Haltbarkeit, 3. B. Bekleidung, nicht auf einmal, 
fontern allmählig angefchafft wurde, d. h. wenn ein Staat nicht auf einmal ge 
Ihaffen wird, ſondern allmählig entfteht. Selbft wenn trog alledem innerhalb bie- 
je8 einen Zweiges der Staatswirthihaft die verfchievenartigften Erneuerungen 
nicht gleihmäßig über einen größern Zeitraum fi) vertheilten, fo wäre doch bie 
Ueberbürdung des einzelnen Jahres nicht fo groß; denn, wie innerhalb dieſes bis⸗ 
her allein betrachteten Berwaltungszweiges Kapitalernenerungen vorfommen, fo fin- 
ven fie fich auch in allen andern, in ver Marine, im Juſtizweſen, im Unterridt. 
Mag au in jedem dieſer Zweige die Vertheilung ungleich fein, fo gleichen fich 
die verfchievenen Zweige für die Anfprühe an die gemeinfame Staatslafle aus, 
wenigftens in allen nicht zu einen Staaten. Diefe außerorbentlichen Ausgaben 
fand denn auch in den Budgets der meiften Staaten wenig Schwankungen unter 
worfen, oder es läßt fich wenigftens mit einiger Mühe die Ausgleihung immer mehr 
durchführen. Doch weiter! 

Muß bei wachſender Bevölkerung eine entiprehende Vermehrung bes Kapi⸗ 
tales und der Genußgüter der ſchon eriftirenden Art eintreten, vermehren ſich alfo 
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die Staatsausgaben rein äußerlich quantitativ im Verhältniß der ſteigenden Be- 
völferung, fo greifen bei Beſchaffung viefes Plus genau viefelben Regeln wie oben 
Plag: Für Anfhaffung neuer flehenver Kapitale und Genußgüter dürfen Ans 
leihen tontrahirt werben, das umlanfende muß durch Steuern gevedt werben, alfo 
auch die fpäter eintretende Erneuerung dieſes Plus an flehendem Kapital Ebenfo 
ift e8 zu halten, wenn ein Volk den Kreis der Produktionen, welde die Geſammt⸗ 
beit beforgt, ausdehnt, alfo auch eine quantitative Vermehrung ber Ausgabe. 

Anders zu beurtheilen ift der Fall, daß der Staat zwar nur biefelben Produktions⸗ 
arten wie früher vornimmt, aber entweber verfeinerte Güter probuciren ober bei 
forthreitenden Erfindungen viefelben Probufte mit beffern Mitteln ſchaffen will, 
alſo eine qualitative Steigerung der Ausgaben. Auch hier ift die Sache nicht ſchwer, 
wenn in dem Staat, welcher mit ben verbefferten Mitteln feine Wirthſchaft betrei- 
ben will, vie Berbefferungen gerade in dem Zeitpunkt erfunden werben, ba bie 
alten weniger tauglichen Kapitale und Güter ganz verbraudt find. Dann muß, 
jo viel die Wiederherftellung ver alten Kapitale und Güter koſten würde, für bie 
neuen Kapitale und Güter durch Steuern gebedt werben; Hingegen barf das Plus 
an Koften wieder als ein nenes ſtehendes Kapital auf das Anleihekonto geſetzt 
werben. Berwidelter wird bie Frage, wenn bie alten Kapitale unb Güter zu ber 
Zeit, da fle durch nene erfegt werben follen, der Ernmerung an fi, Außer- 
lid, noch nicht bevärfen. Werben die alten über Bord geworfen, fo wird ein 
Berthverinft realifirt, wartet man aber mit Einführung ber Berbeflerungen bis 
bie alten Kapitale ausgenutzt find, jo fann der Staat in biefem ganzen Zeitraum 
bie Bortheile der Verbefferungen nicht genießen. Es ift diefer Punkt für die Lan⸗ 
beövertbeibigung. zu Wafler und zu Land intereflant gerade in ber Gegenwart, 
wo in den Schußwaffen groß und Flein, in ven Befeftigungen und namentlich im 
Schiffsbau Erfindungen auf Erfindungen fi vrängen, und keine Nation, ohne ſich 
der äußerften Gefahr auszuſetzen, in Benutzung biefer Erfindungen hinter ben 
andern zurüdbleiben darf.) Wie foll e8 mit den Laften gehalten werben, wenn 
das alte äußerlich noch gute Kapital durch neues erfegt wird? Die Gegenwart 
muß zu den neuen Laften fo viel an Steuern beitragen, als die Summe, welche 
in einem beftimmten Zeitraum für bie Erneuerung des dann auch äußerlich abge- 
nugten Kapitals nöthig wird, jet ſchon werth ift. Die fpäter fällige Erneuerungs⸗ 
fumme wird gewiffermaßen in einem frühern Zeitpunft biskontirt. 3. B. der 
mit einer Summe von 1,000,000 Thlr. angefchaffte Artillerieparl eines Staates 
bielte 20 Jahre und müßte dann durch einen neuen, deſſen Koften mit Steuern 
aufzubringen find, erfegt werden. Zehn Jahre vor dieſem Zeitpunkte wird es nöthig, 
bie gefammten bisher ungezogenen Gefüge durch verbeflerte, durch gezogene zu 
erfegen, melde 1,100,000 Yoften. Wie viel von biefer Summe iſt unbebingt durch 
Steuern zu deden? Antwort: Auf einmal 676,000 Thlr., denn ſoviel ift bie 
eigentlich erft 10 Jahre fpäter fällige Summe von 1,000,000 jest werth bei 
4 09/, Zinfeszins, oder mit andern Worten, eine Summe von 676,000 Thlr. ift 
in 10 Jahren 1,000,000 werth. Ferner find durch Steuern aufzubringen 10 Jahre 
lang 12,960 Thlr., um bie an der Millon fehlende Summe von 324,000 Thlr., 
welche mittelft einer in 10 Jahren zu tilgenven Anleihe aufgebracht werben barf, 


5) Einen abfoluten Nugen bat natürlich fein Sand von ſolchen Erfindungen in den Kriegs⸗ 
werfzeugen, denn ohne diefelben würden in jedem Lande bedeutende Summen erfpart. Es ift das 
eine der ſchlimmen Geiten unferes erfindungsreichen Zeitalter, welche für alle die Borzüge wohl 
mit in den Kauf genommen werben Tann. - 
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zu verziufen. Mittelft Anleihe darf aufgebracht werben die genannte Summe von 
324,000 Thlr., die in 10 Jahren zurüdgezahlt werben muß, und bie 100,000 
Thlr., welche die nenen Geſchütze mehr often ale bie Erfegung ber alten 
foften würbe; dieſe 100,000 brauchen al8 eine Befchaffung von neuem ftehendem 
Kapital, als ein Plus nicht zmrüdgezahlt zu werden. Was enbli von dem alten 
äußerlich no guten Kapital in Natura oder dem Werthe nach in das neue ver- 
wendet werben fann, etwa ein Theil ver Lafetten, pas Erz der Rohre, das geht 
an der Steuerfumme ab. Tritt die wegen Innerer Werthabnahme nöthige Erneue- 
rung vor dem Termin der äußern Abnutzung von Neuem ein, fo wiederholt ſich 
natürlich auch die Laftenvertheilung nah den angegebenen Grunpfägen.) Ein 
recht eklatantes Beifptel der Innern Werthverminderung an Außerlih brauchbaren 
Rapitalen iſt auf einem ganz andern Felde die Berbrängung ber optiſchen Tele 
graphen durch die eleftrifchen gewefen, und ift jet bie Berbrängung ver Tele 
grapben-Apparate durch immer beflere. 

Was fo für den einen Zweig ver Staatswirthſchaft, für die Kriegsmacht 
ausgeführt iſt, gilt auch von allen andern Zweigen. Um aud die Befchaffung von 
Genußgäütern zu nennen, erwähne ih die Errichtung und Weiterausbehnung 
einer Nationalgalerie, bei welcher wegen ber Eigenthümlichkeiten im Werth ber 
Gegenſtände der Begriff der Abnugung und Erneuerung eigene Schwierigfeiten 
bereitet. 

Ueberhanpt iſt e8 ungemein fchwer im ganzen Betriebe, der Privatwirtbfchaft 
fowohl als der Stantswirtbfchaft, zu beurtbeilin, wie weit jede Ausgabe in dem 
angegebenen Sinne als ſtehend und als umlaufend betrachtet werben muß. Selbft 
da, wo eine Ausgabe in recht auffallender Weife dem ganzen Betrag nah für 
ſtehendes Kapital gemacht zu fein fcheint, iſt das nicht fiher: Die Koften, melde 
dem Staat aus Wiederherſtellung ver wirtbichaftlihen Freiheit, z. ®. aus Ent- 
fhädigungen für Abſchaffung von Schugzöllen, für Aufhebung von Zänften, von 
immerwährenden und temporären Monopolen, als Bannrechten, Patenten, Nach⸗ 
drudsverboten, aus Emancipation der Sklaven, der Xeibeigenen und Hörigen, ans 
Ablöfung der bäuerlichen Laften u. ſ. w. erwachſen, erfheinen ganz als ein 
ftehennes Kapital. Der Staat ſcheint ein für alle Mal für das Immatertallapital 
ber wieberhergeftellten wirthichaftlihen Freiheit, wie Diegel fo fchön fagt, eine 
Summe gezahlt zu haben. Diefes Kapital fcheint gar feine Auslage für Inftand- 
haltung zu verlangen. Wie aber, wenn bie wirthſchaftliche Freiheit allmählig 
wieder beichränft wird, die Freiheit von Neuem mit großen Koften bergeftellt wer- 
den muß? Dann find die nun zu zahlenden Summen weiter nichts als eine Er- 
fegung des früheren ftehenden Kapitals, alfo umlaufend. Ebenfo verhält es fi mit 
andern Reformen, wofür die Ausgaben wohl als fiehendes Kapital angefehen wer: 


6 Beiläufia gefagt, liegt in den ſich überſtürzenden Erfindungen umd der daraus folgenden 
ſchnellen innern Werthverringerung der äußerlich noch quten Stapitale auch einer der vielen Gründe, 
warum große induftrielle Anlagen im Durchſchnitt langer Zeiten fo ſchlecht rentiren und fo felten 
von langer Dauer find, warum hochberühmte Firmen banquerott werden, während neue Fabriken 
derſelben Art wie Pilze aus der Erde wachen: der Reſervefond oder die Reädifikationsquote {fl 
im beften Fall wohl groß genug. um Die flehenden Kapitale, wie fie fih allmählig äußerlich 
abnupen, zu erfeßen, nicht aber ftarf genug um bei verbeflerten Produktionsmethoden das ganze 
durch Erfindungen innerlih an Werth verringerte Kapital durch ein neues au erfehen. Die An- 
fammlung eines biefür genügenden Refervefonts ift aber wegen ber Unberechenbarkeit fpäter ein⸗ 
tretender Erfindungen und wegen der Konkurrenz derer, welchen an einem kurzen hohen Gewinn mehr 
llegt als an längerm aber niedrigem, nicht möglich. 
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den fönnten, wenn bie Reformen jedes Mal etwas ganz Neues ſchafften und nicht 
blos die Mißbräuche, welche in ven früher auch fehon mit Anleihen geichaffenen 
guten Zuflände eingeriffien waren, wieder abſchafften. Auch vie Koften eines 
erften für die Landesvertheidigung glüdlich geführten Krieges Tann man zur Not 
als ſtehendes Kapital auffaffen, die für jeben fpätern Krieg nicht, denn wenn biefe 
Freiheit jemals in Frage geftellt und durch einen zweiten, einen britten Krieg 
mit neuen Koften vertheidigt werben muß, dann find die ganzen Koften für den 
zweiten und jeben folgenden Krieg al8 für Erneuerung des alten Kapitals gezahlt, 
als umfaufend anzufehen. Nur wenn burd einen ber fpätern Kriege etwa mehr 
erreicht würde als in den früheren, dann könnte der Werth diefes Plus etwa als 
ftehendes Kapital gelten. Nach unferem Anleiheprinctp könnten pie Kriegskoſten faft 
nie dur Anleihen beftritten werben, wozu alfo biefe mit unter das Princip zu 
bringen ſuchen, dem man in Braris feine Geltung verfchaffen kann? 

Wenn nun nad allem Obigen es auch ſchwer fein mag, im einzelnen Yalle 
das Anleihewefen nad unferem Princip zu behandeln, fo zeigt doch unfere Formel, 
daß außer den Kriegsfoften der Staat nur fehr wenige Ausgaben durch Anleihen 
beftreiten tarf und daß hiernad eine Menge Ausgaben, welche die modernen 
Stanten mit Schulden deden, durch Steuern aufgebracht werben müßten. Das 
Streben, die Berechtigung von Anleihen für gewiffe Ausgaben nachzuweiſen, führt 
alfo nicht dazu, die weitere Auspehnung des Schuldenwefens zu prebigen, fonbern 
eher zum Gegentheil. 

Mit diefer Beihränfung der Anleihen anf die Ausgabe für ſtehende Kapi- 
tale ift auf der andern Seite aber auch nod nicht ausgefproden, daß jede An- 
leihe zu anderen Sweden nothwenbigermeife der Staatswirthſchaft und damit ber 
ganzen Volkswirthſchaft in der Folgezeit baden müfle. Das tft vielmehr nur ver 
Gall, wenn aud bie Privaten das ganze ftehende Kapital, und noch mehr, 
wenn fie außer dieſem fogar noch einen Theil des umlaufenden Kapitale aus 
Anleihen beftreiten. Anders, wenn die Privaten von dem natürliden Net, das 
ftehende Kapital mit Anleihen zu veden, nicht Gebrauch machen, fondern aus dem 
Eintommen entnehmen. Hier tritt wieder die enge Zufammengehörtgleit ver 
Staatswirthſchaft mit der ganzen Volkswirthſchaft hervor. Die Staatswirthſchaft 
als ſolche kann durch zu viele Anleihen für Ausgaben, die durch Steuern gebedt 
werden müßten, zurüdgehen, während bie ganze Volkswirthſchaft mehr vorwärts 
geht als jene rüdwärts. Die Etaatswirthihaft ift ja nur eine Bereinigung be⸗ 
ftimmter Procente aller Privamvirtbichaften. Wie ein befonverer Theil ber Privat- 
wirthſchaft eines Jeden, 3. B. eines der mehreren Geihäfte, ganz mit Schulten 
beftritten werden Tann, ohne daß darum die Gefammtwirtbichaft des Einzelnen 
rüdwärts geht, fo kann es auch mit den Bruchtheilen der Privatwirthſchaften, 
welche ſich zur Staatswirthſchaft affoctiren, der Fall fein. Es kommt nit darauf 
an, ob die Staatswirthſchaft einer Zeit der Nachkommenſchaft mehr Paſſiva als 
Altiva überläßt, fonvdern, ob die ganze Volkswirthſchaft die Dedung ihrer Aus- 
gaben von der Zufunft erwartet, mit andern Worten, ob eine ganze Generation 
auf Koften der Zukunft lebt. Dieß weiter auszuführen ift bier leider nit Raum. 
Ein Bolt kann in feiner ganzen Wirthſchaft, d. 5. in allen Privatwirtbichaften 
plus allen Gefammtwirthichaften nicht im NRüdfchritt begriffen fein, wenn troß 
ftetig fteigender Schulvenlaft der Einzelnen und des Staates das Nationalvermö- 
gen in noch größeren Dimenfionen fteigt, was ſich daran z. ©. zeigt, daß bie 
Zinfen für die wachſende Staatsfchuld ohne neue Steuern nur durch Steigerung 
in den Erträgen der alten Steuern aufgebraht werben. Daß trog fteigenber 
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Schulvenlaft die ganze Volkswirthſchaft vorwärts geht, darf aber weber für bie 
Regierung rechtlich oder faktiſch abfolut regierter Staaten ein Grund fein, fi in 
ihren Ausgaben, weldye fie mit Anleihen deden will, nicht zu beichränten, 7) noch 
für das Boll, was ſelbſt Antheil an der Regierung bat, leichtfinnig Schulden zu 
machen. 

Darin, daß die Ausgaben durch Anleihen mit einer folhen Leichtigkeit gedeckt 
werden können, daß alſo die Berfuhung zu unnügen Ausgaben eine fo ungemein 
große iſt, liegt wie andy die Meiften einfehen, ein viel größeres Uebel der Staats⸗ 
(dulden als darin, daß Ausgaben mit Anleihen ftatt mit Steuern gebedt werben. 
Biele unnüge Ausgaben würden nit gemacht, wenn Diejenigen, welde biefelben 
machen, fie aud tragen follten; ebenfo würden aber auch viele jehr wichtige Aus⸗ 
gaben, welche erſt der Nachkommenſchaft nügen, unterbleiben, müßte die Gegen. 
wart fie tragen. Das ift in erſter Linie der Fall, wenn es ſich darum handelt, 
einen Schaben, der einmal durch die Vergangenheit geftiftet ift, wieder gut zu 
machen. Um ein oben bei ven Ausgaben angeführtes Beijpiel wieder aufzunehmen, 
wenn, um in klimatiſchem Interefle oder im Interifje aller Flußanlieger bie ent- 
waldeten Höhen wieder zu bewalden und den noch bewaldeten ihre Wälder zu 
lonſerviren, große Auslagen vom Staat in eigenem Waldanbau oder in Entidä- 
bigung ber Privatwalbeigenthümer gemacht werben müſſen, fo würde das ganze 
Unternehmen, deſſen Früchte erſt fpäte Generationen genießen können, ſcheitern, 
wenn nicht die Koften auch ber Zukunft übermacht werben dürften. Aehnlich mit 
unzähligen andern Reformen. j 

Es ift ſchwer zu fagen, welcher Schaden größer iſt, der einer unterlaffenen 
nothwendigen Ausgabe, oder der einer gemadten unnüßen. 

Das Richtige kann nicht fein, die Anleihen als nicht berechtigt zu verdammen 
und fie doch zu machen, fondern die Menjchen darüber zu belehren, in weldem 
Maß die Anleihen berechtigt find, und fie auf biefes Maß mehr und mehr zu 
beihränten. Daß die Formel für dieſes Maß ſchwer zu finden ift, darf nicht davon 
obihreden darnach zu fuchen. Sie kann in abjolut richtiger Form nur im Zuſam⸗ 
menhang mit dem ganzen Gange ber Bollswirthihaft zu immer größerem Bolls- 
reichthum, ja mit dem ganzen Gange ver menſchlichen Geſchichte zu immer größe- 
er Bervolllommnung des Menjchen gefunden werden. Dafür ift bisher aber weder 
die Geſchichte, noch die Nationalökonomie, noch die Statiftif reif. Eine Kombina- 
tion der Dietzel'ſchen, der Wagner'ſchen und meiner Formel mit vielen andern, 
welche in der nächften Zeit werben verfuht werben, nachdem Diegel einmal den 
Anſtoß dazu gegeben hat, und in Verbindung mit richtiger Erforfhung der Größe 
und der Entwidlung des Nationalvermögend muß erfirebt werden. Daun 
Tonnen auch die Kriegstoften vieleiht mit den andern Ausgaben unter einer For⸗ 
mel ohne Zwang Raum finden. So lange das no nicht möglich ift, bleibt vie 
obige Rechtfertigung der Kriegsanleihen in voller Kraft; ja die Dagegen gemachten, 
aus Ueberbürdung der Zukunft genommenen Borwürfe verlieren beveutend am 


7) Benn Wagner verlingt, daß die „privatwirtbfhaftlihen Kapitalanlagen des Staates“ 
wet nur durch Anleihen gedeckt werden dürfen, tondern in lepter Inſtanz gededt werden 
folten, fo läßt fih da® nur auf diefen Fall beziehen, daß ein abfoluter Herrſcher feinen 
Untershanen nicht zumuthen darf, den Anihaffungspreis von Domainen, Bergwerten, Fabri⸗ 
ten aus Steuern aufzubringen. Anders wenn die Staatöbürger durch Ihre Repräſenta⸗ 
tion auß eigenem Antrieb folche Anlagen mit dem Einfommen der Gegenwart beftreiten wollen. 
Daß bier De Ausaaben In letzier Inſtänz durch Anleihen gedeckt werden follen, feuchter fo 
wenig ein, wie das Verlangen, daß Privaten die flehenten Kapitale mir Anleihen befchaffen follen, 


94 Staatswirthfchaft. 


Stärke durch eine große Erleihterung, welde jede frühere Zeit ver fpätern durch 
ihre nur im eigenen Intereffe vorgenommenen Thätigleiten gewährt: dadurch 
daß ein Volk nur für feine Zeit, nur für eigene Sicherheit im Lande und 
gegen Außen, nur für eigene Bollsbildung forgt, kommt mit oder ohne Willen 
der Gegenwart die gute Juftiz, das Heerweien, die Bildung aud der Zukunft zu 
Statten. In Allem pflanzt fi eine Tradition von Geſchlecht zu Geflecht fort, 
jeve Methode einer Zeit erzeugt ſchon vie befiere Methode der fpätern, jedes nach⸗ 
folgende Geſchlecht genießt, ohne den vollen Genuß der Gegenwart zu beengen, 
von ben Früchten ver frühern, und fo wirb ein wahres Immaterlallapital von 
gewaltigen, aber der Produktionskraft nach unberehenbaren Wertben der Nachwelt 
binterlafien. Iſt dies nicht eine natärlihe Kompenfation gegen bie der Zukunft 
aufgewälzten Kriegslaften, beſonders wenn man bebenft, daß, abgefehen von vor- 
übergehenven NRüdfällen, viefes Immatertallapital des Iangdauernden, im Innern 
und nah Außen gefiherten Staatöbeftandes, der von Alters her guten Iuftiz und 
Boltzei, der ftetig fortfchreitenden Bildung mit der Zeit immer mehr wachen, bie 
Kriege hingegen gerade mit dieſem Wachsthum immer mehr abnehmen müſſen? 
Jede Zeit liefert anf ihre Koften der fpätern gewiffermaßen einen breiten, ſehr 
koſtbaren Unterbau für das ganze Gebäude der Staatswirthiaft. . 

So weit das Princip, welches bei VBertheilung der Staatslaften auf Ge- 
genwart und Zukunft leiten muß. Aus dieſem Princip ergiebt fih auch, daß die 
Gegenwert, wenn fie nit dur die Vergangenheit ausprüdlicd dazu verpflichtet 
worben tft, die Anleihe nicht zurüdzuzahlen, ober mit andern Worten, die Schul⸗ 
den nicht zu tilgen braucht, daß fie e8 aber wohl thun darf. 

Auf diefes Princip der Staatsfchulden haben wir uns in biefem Artikel 
zu befcgränten. Die Frage, unter welchen Borausfegungen der Staat befler daran 
thut, Ausgaben, welde er durch Anleihen veden darf, dennoch durch Steuern 
zu beden, ober Schulden, welche er nicht zu tilgen braudt, dennoch zutilgen, 
die verfchtenenen Formen, unter weldhen der Staat Anleihen machen Tann, die 
Borzüge, welche jede biefer Yormen unter gewifien Bedingungen bat, endlich Die 
ganz techniſche Seite des Staatsſchuldenweſens können und müflen wir nach dem 
Plane des Staatswörterbuches außer Acht lafien, da dieſem Theil der Staats- 
wirtbfchaft ein eigener Artikel eingeräumt iſt. Vergleiche alfo über alles Diefes den 
Kt, „Staatsfhulden” von A. Wagner. 


111. Staatseinnahmen. 

Die Einnahmen des Staates find Zweierlet. 

A. Die einen bezieht er aus dem freien Verlauf der Güter, 
welde er als Gefammtheit probucirt und aus dem Vermögen, 
das er als Geſammtheit befigt. 

B. Die andern bezieht er zwangsweife ans den Privatpro- 
dultionen Aller, welde die Geſammtheit bilden und aus dem 
Bermögen dieſer Privaten. 

A. Einnahmen des Staates aus eigener Produktion und eigenem 
Bermögen. 

Blos aus feinen Produktionen und feinem Vermögen kann der Staat feine 
Ausgaben nicht beftreiten, denn wir haben ja gefehen, daß vie Staatsprobuftionen 
meift diejenigen find, welche von Privaten nicht betrieben werben, weil fie fi 
nit bezahlt machen, oder weil fie Produkte liefern, die gar nicht oder nur unter 
den Produktionskoften zu verlaufen find. In den Stantsprobuftionen können drei 
Hanptarten unterfchieden werben: 
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1. Produktionen, welde Private nit vornehmen Tönnen 
oder wollen und welde darum der Staat vornimmt. 

I. Produktionen, welhe auch Brivate betreiben wollen und 
wirtiih betreiben, welde der Staat alfo in Konkurrenz 
mit diefen vornimmt. 

III. Broduttionen, welde Private auch betreiben wollen, 
welde fie aber nit vornehmen dürfen, und welde darum 
der Staat ohne Konkurrenz der Privaten beforgt. 

Diefe Staatsprobuftionen und die Einnahmen daraus find von uns zu be: 
handeln, fowelt fie von ter Produktion der Privaten ſich nnterfcheiden, und ſoweit 
fie fi zwar nicht unterfcheiden, dieſe Unterſcheidung aber behauptet wird. 
Soweit Beides nicht flattfindet, find die vollswirthichaftlichen Artikel zu vergleichen. 

I. Einnahmen aus Produktionen, welde Private nidt vor 
nehmen können oder wollen. . 

Dieß find diejenigen, welde dem Staat am wentgften einbringen, fo bald 
er die Produkte feinen Angehörigen nicht aufprängt, fonvern fie zum freiwilligen 
Kauf anbietet. Diefen Punkt, ald den materiellen Grund der Staatsthätigkeit auf 
vielen Gebieten, regten wir ſchon oben bei den Ausgaben an. Der Staat kann 
wie der Private um fo weniger auf eine Berkäuflichkeit feiner Produkte rechnen, 
je weniger der Nuten, weldhen ber Staat dem Einzelnen durch feine Thätigfeit 
gewährt, ſich berechnen läßt, und je mehr der Staat auch unangerufen, ex oflicio, 
thätig fein muß. Hier wirb der Staat fo wenig als Private zu feinem Gelbe 
tommen können; alfo ganz unftreitig beim Schu des ganzen Landes oder auch 
nur einzelner Theile gegen Außen, bei Beftrafung von Berbredern, oder an unfer 
obiges Beiſpiel antnüpfend, bei Yürforge des Staates für Regenvertheilung, Regen» 
menge, Klima. Nur in ganz feltenen Fällen würde der Privatmann, va in weite 
ans den meiſten Fällen die allgemeinen Schugmaßregeln des Staats auch ihm 
genägen, bie Staatshülfe vireft anrufen, nämli nur wenn er einen bireften Angriff 
ver Mitmenſchen ober der Natur auf feine Perfon oder fein Eigenthum fürchtet. 
Nur in ſolchen Umftänden wird er aud geneigt fein, einen Preis dafür zu zahlen. 
Aehnlich verhält es ſich überall, wo die Staatshülfe in einem Brivatredtäftreit, 
um den fich der Staat ex officio nicht Himmert, angerufen wird. Hier kann der 
Staat einen beftiimmten Preis für feine Leiftung von Dem, weldem er zum 
Recht verhilft, fordern, er Tann fogar feine Leiftungen fehr hoch fich bezahlen 
Iaffen, faft 6i8 zur vollen Höhe des Streitobjeltes. Eben fo Mar ift aber, daß 
barunter das ganze Land leiden würde; denn da ber Nuten eines Procefies in 
ſolchem Yale ein fehr zweifelhafter wäre, jo würde eine Bezahlung des geleifteten 
Dienftes zur indirekten Sicherung der Schuldigen gegen Klagen. Der Staat darf 
alſo auch hier, obwohl er es kann, feine Dienfte dem, der feine Hülfe in Anfpruch 
nimmt, nicht verlaufen. Was fo von einem Preife bis auf die Höhe des Streit- 
objeftes gefagt ift, gilt aber, nur nicht in gleihem Grave, auch von jevem Preife, 
wie hoch oder wie niedrig derſelbe gefegt fein mag, er fchredt von ver Führung 
auch der gerechteften Procefje ab. Noch weniger gerechtfertigt ift es natürlich, von 
demjenigen eine Bezahlung zu verlangen, welchem der Staat durch Iriminelle Ver: 
urtheilung eines Verbrechers einen Dienft leiftet, oder gar, wenn ber Betroffene 
die Sache lieber auf fi beruhen ließe, nur zu leiften vermeint. In allen Procefe 
ſen muß nicht der, zu befien Ounften die Juftiz handelt, bie Proceßkoſten als 
Kaufpreis zahlen, ſondern der Unterliegenve hat fie ald Strafe zu tragen. Wie 
weit durch ſolche Strafen die Proceßkoſten in Kriminal- und Civilſachen' gedeckt 
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werden Fönnen und dürfen, haben wir erft weiter unten bei ver Strafe zu 
behanveln. | 

Gleih wie die Staatshülfe gegen die Mitmenfhen nur gegen einen Kauf: 
preis zu gewähren dem ganzen Lande ſchadet, fo widerftreitet e8 auch dem allge- 
meinen Interefje ven Beiſtand des Staates oder der Gemeinde gegen Naturereignifie 
zu verlaufen. So führt eine Bezahlung für Hülfe, welde in Tenerögefahr 
geleiftet wird, meift dazu, daß dieſe Hülfe zu fpät in Anfprudh genommen wird, 
tudem man des Feuers allein Herr zu werden hofft, zum faft gewiflen Schaben 
ber Nachbarn. Achnlich bei Ausbeflerungen von Dei und Schleufenbauten, bei 
Maßregeln gegen anftedende Krankheiten unter Menſchen und Thieren und vber- 
gleichen. Aud hier darf nur für Unterlaſſungs⸗ oder VBegehungsfünden eine 
Strafe, unter Umſtänden in Geld, zuerlannt werden. _ 

Bis hieher haben wir vie dem Staat ohne Zwang eigenthümlichen Produl⸗ 
tionen betrachtet, fo weit man ftellenweife eine Einnahme zwar daraus ziehen 
kaun, aber beſſer nicht ziehen foll; es gibt aber auch noch andere Güter, welche 
ber Staat zu Geld machen kann, nämlich Produkte, welche entweder nur weun 
fie von ihm ausgehen Werth haben, oder doch ohne daß die Staatsproduktion 
größere Koften als die Privatpropuftion verurfagt, größern Werth haben, als 
die von Privaten geſchaffenen. 

Diefes Merkmal trifft zu bei Verleihung von Übel, von Titeln und Orben, 
foweit der Staat oder andere Geſammtheiten daraus eine einmalige oder periodifche 
Einnahme ziehen. Auch Private können einander dergleichen verleihen, freilich wenn 
es der Staat nicht anerkennt, ohne äffentlihe Wirkung, Private werden alſo nicht 
leicht daraus eine Erwerbsquelle mahen können. Der Staat kann e8, wenn er es 
- auch befler nicht thut, um ſolchen Berleihungen nicht einen üblen Beigefhmad 
zu geben. 

Hieher gehören gewiflermaßen auch bie Preife, welche der Staat ſich zahlen 
läßt für Gewährung von Patenten auf Erfindungen, für Zwangs- und Bannredit 
der Mühlen, Brauereien ꝛc., denn der, welcher fit) um ein foldhes Patent, Bann- 
recht ꝛc. bewirbt, thut es freiwillig, er könnte auch ohne das Patent feine Erfin- 
dung benugen, ohne Bannredt feine Mühle over Brauerei errichten. Soweit frei- 
lid der Staat in einem gewiſſen Zeitumfang die Benugung einer patentirten Er- 
finvung ober in einem gewiffen Ortsumfang die Errichtung eines Gewerbsetablif- 
fements, einer Mühle ꝛc. Andern verbietet, fallen Einnahmen aus Batenten und 
Bannrechten als theilweiſe Monopole nicht unter vie hier zu betrachtenden Einnahmen. 
Auch die Gebühren für f. g. Gewerböfonceffionen gehören, ſobald ein Gewerb nur 
mit ftantliher Konceffion ausgeübt werben tarf, nicht hieher, fondern find, wenn 
fie jevem Bewerber gegeben werben, zu ben Steuern zu reinen, wenn mur 
beftimmte Leute fie erhalten, mehr zu den Monopolen. 

Weiter gehören unter die Einnahmen aus den dem Stante ohne Zwang 
eigenthümlichen Probuftionen die große Menge von Atteſten aller Art über Güte 
von Waaren, Über Güte von Leiftungen, welche nad geſchehener Prüfung ausge 
fertigt werden: Attefte Über die für beftimmte Waaren vorgefchriebene Güte, über 
Kenntniffe im Handwerk oder in gelehrten Fächern, Üttefte über Bedürftigkeit, über ge 
wiſſe körperliche Gebrechen, Attefte über gewifle Fakta, als gefchloffene Ehen, Todes⸗ 
fälle, Taufen, Impfungen, Attefte über alle Arten von Verträgen, Eigenthumsübertra- 
gungen bei Lebzeiten und auf den Todesfall ꝛc. Wenn aud mande diefer vom 
Staat oder der Gemeinde ausgeftellten Attefte innerlich ebenfo wenig oder weniger 
Werth haben als die von Privaten ausgeftellten, jo thut das, wenn dieſe Atteſte 
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nicht aufgebrängt werben, Nichts, es kommt hier wie anderswo auf den einge» 
bildeten Werth oft mehr an, als auf den wahren. Anbers wenn bie Atteſtirung 
erzwungen wird, dann fällt das dafür gezahlte Gelb unter den Begriff der Steuer. 
So haben äußerlich genau dieſelben Alte und die dafür gezahlten Summen 
einen ganz verſchiedenen Charakter, je nachdem die Bornahme freiwillig 
oder unfreiwillig if. Es iſt ungehörig, dieſe verjchlenenen Dinge wegen 
der äußerlichen Gleichheit unter den gemeinfamen Namen ver Gebühren zufam- 
menzufaflen. 

Endlich kann der Staat ohne Zwang gegen Privatinpuftrie eine Menge von 
Induſtriezweigen betreiben, and denen er zwar nicht birelt Geld einnimmt, durch 
veren Betrieb er aber an Geldausgaben fpart. Oben bei ven Ausgaben wurde 
als Eigenthämlichleit der Staatswirthichaft angeführt, daß gewiſſe Waaren nur 
vom Staat gebraudt werden, Kriegögeräthe aller Art, Uniformen wie Waffen, 
deftangen wie Kriegsichiffe. Die mit Produktion aller dieſer Waaren befchäftigten 
Induftriezweige können an fi, was ben technifchen und wirtbfchaftliden Punkt 
betrifft, von Privaten betrieben werben, aber fie können es nicht, ſobald der Staat 
biefe Güter felbft produciren will. Ebenfo Tann fogar der Staat alle andern Güter, 
welche er braucht, ſelbſt produciren, ohne daß ein birefter Zwang gegen die Pri- 
vatinduftrie geübt wird. Da jedoch die Gründe, welche biergegen fprechen, viefelben 
wie bie gegen PBrobuftion des Staates in voller Konkurrenz mit den Privaten 
find, fo werben fie in dem fogleich folgenden Abſchnitt mitbehandelt. 

I. Einnahmen aus Broduftionen, welche der Staat in Kon⸗ 
furrenz mit Brivaten vornimmt. 

Auch bier wie überall in dieſem Artikel follen nicht vie einzelnen Arten ber 
Staatsgewerbe burchgefprodhen werben. Handwerk, Fabrikation und Handel betreibt 
ver Staat In freier Konkurrenz mit Privaten faft gar nicht mehr, und die Betriebe, 
bei denen faltiſch oder rechtlich die Privatkonkurrenz ausgeſchloſſen, find sub I und 
III zu behandeln oder im Artilel Staatsmonopole nachzuſehen, für die Domainen 
und das Bergweſen kann auf die ihnen im Staatswörterbude fpectell eingeräum- 
ten Artikel verwiefen werben, nur über die Staatsforſtwirthſchaft muß, ba die 
Frage im Artikel Forſtwirthſchaft nicht berüdfictigt iſt, an gelegener Stelle Eini- 
ges bemerkt werben. Wir haben bier nur die wichtigften Gründe, welche allgemein 
gegen oder für alle Staatsgewerbe angeführt werben, und ihre WMobulationen 
für die einzelnen Gewerbe hervorzuheben. Diefe Gründe find theils wirthſchaft⸗ 
liger, theils politifher Natur, ohne daß übrigens beide ganz ſcharf getrennt 
werben könnten. So fehr fhon bie erftern gegen viefe Einnahmen als wirth- 
ſchaftlich unzweckmäßig fprehen, fo thun es die letztern, indem fie vie Staatspro⸗ 
duftionen ald moraliſch ſchädlich nachweiſen, noch viel mehr. Einen materiellen 
Nachtheil dürfte zur Noth die Geſammtheit fi felbft auferlegen, nicht aber eine 
Immoralitãt. 

Die wirthſchaftlichen Gründe gehen im Endreſultat alle dahin, daß der Er⸗ 
trag einer vom Staat betriebenen Produktion geringer iſt, als der einer gleichen 
Privatproduftion, oder daß mit andern Worten die Einzelwirthſchaft beffer rentirt. 
Mit Zahlen ift viefer Beweis allerdings fireng nicht zu führen, da nie mit Ei. 
cherheit gefchloffen werben Tann, weldhen Ertrag ein Gejchäft geben würde, wenn 
ed aus Staatshänden in die von Privaten käme. Eine Schägung iſt meift erft 
nach den Angeboten, welche für ven Kauf gemacht werben, mägli, indem der 
langjährige Ertragsdurchſchnitt des Gefchäftes mit der angebotenen Kauffumme 
richtig verglichen wird. Hieraus den Beweis zu führen iſt aber nicht einmal nöthig, 

Bluntf@ii uns Brater, Deutſches Staate⸗Mörterbuch. X. 7 





98 Staatswirthſchaſt. 


ba bie Angabe von ein paar Hauptgründen die Verwerflichkeit gewiſſer Staats⸗ 
probuftionen ſchon genügend zeigt. 

Der Staat als nur moralifhe Perfon kann die Inbuftrie nur durch Beamte 
beforgen lafjen oder verpadhten. Er fieht darin den Altiengeſellſchaften glei. 
Beides hat feine großen Webelftänne. Beim Waldbau, bei Fabriken, Handel und 
f. g. perfönlihen Dienften, alfo mit einziger Ausnahme des Aderbaues faft über- 
au, ift eine Berpadhtung gar nicht thunlid , fo daß der Betrieb durch Beamte 
allein übrig bleibt. Der Staat hat den Einzelunternehmern gegenüber nur ven 
Borfprung der leihtern Beichaffung eines großen Kapitals, jedoch dafür genügt 
bei ventirenden Unternehmungen auch fchon bie freie Aflociation ver Altiengefell- 
{haft vollftändig. Hinter diefen Altiengeſellſchaften fteht aber der Staat in andern 
Beziehungen ein gutes Stüd wieder zurüd. Der techniiche Direktor wie der Be⸗ 
triebspireftor und alle ihre Ürbeiter befinden ſich gegenüber ber Stantsbehörbe, 
welche in ber Technik nicht oder nur wenig bewanbert ift, in einer viel fataleren 
Lage, als die der Ütiengefellichaften gegenüber dem doch wentgftens theilmeife in 
ven betreffenden Erwerbözweigen bewanberten Berwaltungsrathe. Der tehnifche 
Direltor wirb ſich viel mehr vor jeder Neuerung, die er verſuchen möchte, ſcheuen, 
und ein Beamtenkollegium, das über vie Einführung von neuen Mafchinen 3. B. 
zu entjcheiden hätte, wärbe in größere Nöthen gerathen al8 ein Berwaltungsrath. 
Der Betriebspireltor muß ungemein gebunden fein im Bezuge des Rohſtoffes und 
Abſatz der Produkte; follte die Staatsbehörde darüber berathen, fo würde es ihr 
fee ſchwer fallen, fobald rein wirthſchaftliche Momente entiheiden, den Markt 
für Bezug und für Abfag gut zu überfehen; geſetzt aber, fle könnte das in ge- 
nügendem Mafe, jo wirb body, wenigftens im heutigen Gang der Stantsgefchäfte, 
eine günftige Handelskonjunktur, deren Benutung erſt durch den nöthigen Inſtan⸗ 
zenzug filtrirt wird, bebeutend abgeſchwächt; fie kann im Zeitpunkt ber beſchloſſe⸗ 
nen Benugung in's direkte Gegentheil verkehrt fein. Nur die ganze auf die Bro- 
puftionen aller Art influirende politiſche Lage überficht die Regierung oft beffer 
als der Uneingemweihte, und kanu davon der Staat als Propucent Nupen ziehen. 
Dieß möchte einen großen Beweis für die Güte der Staatsprobultion abgeben, 
allein der Grund beweist leider zu viel, denn, wäre dieß Moment entſcheidend 
oder überhaupt nur von Wichtigkeit, dann nähme der Staat am beften die ganze 
Induftrte in die Hand. Das wäre ſelbſtverſtändlich unklug; es giebt ein viel bef- 
feres Mittel, das aud noch nah andern Richtungen bin wohlthätig wirkt; man 
gebe den ganzen Theil der Stantögeheimnigfrämeret, welcher für eine eriftenzwär- 
bige Regierung wirklich unnüg ift, daran, man lafle das Land über bie Abfichten 
der Erelutive und beſonders über die Beziehungen zum Ausland nicht im Unkla⸗ 
ren, dann wirb ber Privatmann gerade fo gut oder befier ald der Staatsmann 
ans ben politifchen Konjunkturen vie wirtbichaftlichen berechnen Tünnen. 

Beim Betrieb ver Landwirthſchaft durch Staatäbeamte, f. g. Adminiſtratoren, ge: 
ftaltet fich die Sachlage nit ganz fo ungünftig als bei Fabrikation und Handel, 
aber noch findet kein wefentlicher Unterſchied ftatt, er tft vielmehr nur ein quanti- 
tativer; das Maſchinenweſen, die Anwendung der technifchen Ehemte iſt nicht von 
der gleichen Bedeutung, von Benugung guter und ſchnell vorübergehenden Kon- 
iunfturen hängt nicht gleich viel ab, ſoweit Beides aber in Betracht Tommt, 
wird auch ber Gutöverwalter fih dreimal befinnen, und wenn er bes Erfolges 
einer Neuerung nicht unbedingt ficher ift, Lieber beim Alten bleiben. Selbſt ein 
Antheil am Gewinn hilft Hier nicht, von bem geglüdten Verſuch kommt ihm nur 
ein Bruchtheil zu Out. Für mißglüdte techniſche und kommercielle Thatigkeit den 
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Beamten nicht verantwortlich zu machen, gebt aber auch nicht, es führt zu Leicht⸗ 
finn. Meber die Mißſtände der eigenen Bewirtbihaftung der Stantsländereien 
vergleiche den Artikel Domainen, ebenfo aber aud über vie Nachtheile ver Ver⸗ 
pachtung von Staatsländereien, auf welde wir, da bie Verpachtung faft nur bem 
Landbau und nicht allen Stantsgewerben eigenthämlich ift, hier nicht näher ein- 
gehen. Nur diejenige landwirthſchaftliche Probuftion muß der Staat behalten, 
welche der Private als unrentabel nit vornimmt, welche aber trotzdem nöthig if. 
Es iR das die Haltung von f. g. landwirthſchaftlichen Verſuchsſtationen und 
Mufteranftalten, welche entweder erperimentiren oder pie technifch befte Wirtbfchaft 
ver Belehrung halber führen und darum wirthſchaftlich faft immer unpro- 
dultiv arbeiten, d. h. nicht rentiren. Die Bewirtbihaftung folcher Anftalten gehört 
unter bie im vorigen Abfchnitt darakterifirten Proputtionen. 

Berhältnigmäßig am wenigften ftehen Staat und Gemeinde hinter dem Pri⸗ 
datmann zurüd im Wald bau. Auch der Privatmann kann in der Waldwirth⸗ 
ſchaft verhälmigmäßig nur wenig felbft thun, er muß das Meifte einem techniſch 
gebildeten Perfonale überlaffen, wie der Staat. Einen Theil dieſes Privatforftper- 
fonals müßte der Staat für Beauffihtigung ver Privatwaldungen doch halten, 
während, wenn ber Staat felbft ein beveutendes Forftareal befigt, die Beamten, 
welhe feine Wälder bewirthſchaften, die Privatwalbungen ohne bedeu⸗ 
tende Mehrkoſten mit beauffichtigen können. Ueberhaupt erforbert ver Waldbau 
viel weniger Arbeit auf ein gleiches Bodenkapital und anderes Kapital, 3. B. Holz- 
fapital, als Aderbau,' Bergbau, Inpuftrieen aller Art. In Bezug anf Arbeit ift 
ver Waldbau fehr ertenfiv. Etwas Rührigkeit mehr beim Forſtperſonal kann 
ven Ertrag ber Wälder nicht wefentlid vermehren, etwas mindere Nührigkeit 
ihn niht vermindern. Bon ſchneller Anwendung neuer Probuftionsmethoben, 
nener Mafchinen, ja auch von Benutzung guter Konjunkturen ift bier ungleid) we⸗ 
niger Vortheil zu erwarten als in allen andern Gewerben. Es iſt die fonftantefte 
aller Wirthſchaften. Der Schwerpuntt liegt beim Waldban in dem ungeheuren 
Kapital, mit welchem man arbeitet, d. h. in dem Holzbeftande, welchem die Zinfen 
faft ohne jegliche Arbeit Zins auf Zins zumachfen. Dem Kapital nad, das auf 
eine beftimmte Bovenflähe kommt, ift vie Foerſtwirthſchaft durchaus nicht ſehr 
ertenfio, wie man irrigerweife oft behaupten hört. Schon dies Alles fpricht 
von wirtbichaftliher Seite dafür, daß der Staatswaldbau nicht fchlecht if. Dazu 
fommt no, daß es unendlich ſchwer ift, vie aus ven fchon äfters genannten kli⸗ 
matifchen Rädfichten nöthige Forſtpolizei im allerweiteften Sinn beim Privatwald- 
bau zu handhaben, ohne die größten Ungerechtigfeiten fi zu Schulven kommen 
zu lafien. Leider Tann ich hier die Frage nah dem Stantöwalbbau als eine von 
wirthſchaftlicher Seite noch ganz offene und fehr beftrittene, nicht weiter verfolgen. 

Ein allgemeiner wirthichaftlicher Grund neben ven vorherigen, der bei jever 
Stastsprobuftion zutrifft, iſt nicht der mangelnden Mentabilität der Stantögewerbe 
entiehnt, fonbern betrifft einen Schaden, ven bie ganze andere Volkswirthſchaft 
dadurch leiden kann: Die jeweilig am Ruder befinbliche Megierung oder felbft ver 
Staat in allen Faktoren der Geſetzgebung kommt bei Staatsinduftrie gar leicht in 
Verſuchung, durch gewifie Berorbnungen oder Geſetze, 3. B. durch Schugzölle und 
Prohibitionen die betreffenden Induftriezweige gegen das Ausland zu ſchützen, ober 
wenn bie Stantsinpuftrie die Konkurrenz der Inlänvifchen Privatgewerbe nicht aus⸗ 
zuhalten vermag, biefelbe auf alle mögliche Weiſe vor der Privatinduſtrie gleicher 
Art zu bevorzugen. Vergleiche z. B. über die Bergwerke das im Artilel Staats⸗ 
monopole Geſagte. 
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So fprechen die gewichtigften wirtbfchaftlichen Gründe gegen bie Staatspro- 
duktion mit Ausnahme vielleicht des Waldbau's, bei dem bie Entſcheidung ſchwebt. 
Für die Staatsproduftion Tann von wirtbfchaftlicher Seite nur ein Grund mit 
ſcheinbarem Erfolg geltend gemacht ‘werben, nämlich ver, daß der Ertrag aus 
Grundeigenthum im Beriauf längerer Zeit kontinnirlich fteigt, welche Steigerung 
fi in der Grundrente fpiegelt. (Vergleiche Artikel Grundrente.) Diefer Bortheil 
bes fteigenden Crtrages ober der Örundrente fol dem Staat nad der Meinung 
Mander verloren gehen dur den Verkauf des Grundeigenthums, fei es Aderland 
oder Waldland. Diefe Anfhauung ft zum mindeften nicht ganz genau: Ganz 
kann biefer Bortheil dem Staate nicht verloren gehen; denn ift eine ſolche Gtei- 
gerung vorauszufehen, fo wird fie durch die Konkurrenz der Kaufluftigen in dem 
Kaufpreis der Güter Ausdruck finden. Aber auch noch aus einem andern Grunde 
wird der Kaufpreis höher, als der nad dem landesüblichen Zinsfuß kapitalifirte 
durchſchnittliche bisherige Reinertrag. 

Landeigenthum wird in großen Gütern fowohl als in Tleinen weit über 
feinem rein materiellen Werth verkauft. Man bezahlt auch ben moralifchen 
Werth, den Beflg gerade von Grundeigenthum und die Annehmlichkeiten ver 
Lan dwirthſchaft. Ein Landgut, groß ober Hein, iſt nicht nur ein Kapital wie 
eine Fabrik gder ein Kramladen, fondern iſt zugleih ein Genußgut. Dem Staat 
als nicht phuflfcher Perſon, geht vieler große Borzug ganz verloren, er erwacht 
erft, wenn das Grunpftäd in Privathände kommt, und fpiegelt fi im Kaufpreis 
wider. 

Wenn aber in dem Kaufprei® des Grund und Bodens die fpätere Ertrags⸗ 
fteigerung nicht zum vollen Ausprud käme, wäre biefed Argument für Beibehal- 
tung der Domainen doch nicht treffend, denn es würde eben wieber zu viel bewei- 
fen. Wäre es richtig, dann läge es im Interefie ver Geſammtheit, das ganze 
Grundeigenthum im freien Verkehr vermittelft Anlehen aufzulaufen, und fo jebe 
fernere Steigerung ber Örundrente, ohne irgendwie Privatrechte zu verlegen, der 
Geſammtheit zu reſerviren. Diefer Gedanke, möglihft viel von der Grundrente 
dem Staat zu reſerviren, iſt gar verführerifch, aber unbeningt ſchädlich. Die Vor⸗ 
züge der Selbftbewirtbfchaftung gingen beim Grundeigenthum mit al feinen pe 
funtären und befonders mit all feinen moralifhen Folgen verloren, Was fo von 
allem Grundeigenthum oder von dem größern Theil gilt, muß auch bier für einen 
Theil ver Domainen feine Wahrheit behalten. Alfo auch diefer Borzug des Grund⸗ 
eigenthbums, der bisher materiell und moralifch noch nicht ganz ausgenugt werben 
fonnte, fol ausgenugt werden durch Uebergang in Privathänbe. 

Nun aber die Hauptſache! Selbft wenn der Staatsprobultion wirthfſchaftliche 
Borzüge aller Art nachgerühmt werben könnten, fie würben verſchwinden gegen 
die politifhen Mißſtände, welche für unfern mobernen konftitutionellen Staat bie 
Folgen eines ausgefonverten Staatselgentbums und eines jeden Staatderwerbes 
find. Ich darf diefe politifhen Gründe in dem wirthſchaftlichen Artikel 
natärlich nur, ſoweit nöthig iſt, andenten, nicht ausführen. Diejenige Regierung, 
welche nicht von der Mehrheit im Volke getragen wird, aber dennoch faktiſch bie 
Gewalt inne hat, beflgt in dem Bermögen des Staates und in den vom Staat 
betriebenen Gejchäften ein fehr wirkfames Mittel, um gegen ven Willen des 
Volkes zu handeln, ja geradezu fi in ihrer Oppofition gegen das Bolt zu behaup: 
ten. An einem großen Domanialbeſitz hat ver Abſolutismus feinen ftärkften Halt. 
Für eine ſolche Regierung kann unter Umftänvden auch vie eigne Wabrilation der 
Kriegsmaterialien wünſchenswerth fein, um in ven Waaren, welde fie zu einem 
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unpspnlären Kriege, ja zur Noth gegen das Bolt ſelbſt, gebrauchen will, nicht an 
ven guten Willen ber Propucenten gebunden zu fein. 

Ferner hat jede Regierung, welcher politifhen Farbe fie angehören mag, 
durch eine große Menge eigner Gewerbe ein Mittel in der Hand, für politifche 
Zwede, 3. B. für Wahlen, auf die gefammten von ihr befhäftigten Menſchen zu 
vrüden. Daß dieß demoralifirt, kann keinem Zweifel unterliegen, einerlei, ob vie 
Regierung ſich auf die Majorität im Volk ftügt oder nicht, nur ift im erften Fall 
die Berfuchung zu ſolchem Drud geringer, und um fo geringer, je größer dieſe 
Majorität if. Durdy eine Anzahl von Stimmen mehr kann eine ſolche Regierung - 
nichts Wefentliches gewinnen, wohl aber eine in ver Minorität befindliche. Schlimm 
genug ift fhon, daß für die nothwenbigen Staatsthätigleiter eine jo große Anzahl 
mehr oder minder von der jevesmaligen Regierung abhängiger Beamten erifliren 
muß, hier ift die Abhängigkeit unvermeidlih, während fie durch Aufgabe ber ge⸗ 
dachten Stantögewerbe vermieden werden kann. Auch der Grund, den man öfters 
hört, daß dieſelbe und oft noch eine größere Abhängigfeit bei den von Privaten 
abhängigen ländlichen Tagelöhnern, ober bei den Fabrikarbeitern ftattfinde, ift nicht 
ſtichhaltig, denn auch bier ift das Uebel wie manches andere unvermeidlich, wenn 
mon nicht allen Großbetrieb, welcher Biele in materieller Abhängigkeit von Ein- 
zeinen erhält, unterfagen will. Staatsinduftrieen aber laſſen ſich vermeiden. Uebri- 
gens iſt ter ganze Gab der gleichen Abhängigkeit der von Privaten Beſchäftigten 
völlig unbewiefen; im Gegentheil ift pie Abhängigkeit ver Ürbeiter von ver Regie- 
rung viel größer in allen Produktionen, welde der Staat rechtlich oder faktiſch 
monopolifirt hat, fo daß vie in dieſen Arbeitszweigen Beſchäftigten nicht in glei- 
hen Induſtrieanlagen anders Gefinnter Arbeit finden können. Jedes Staatsge⸗ 
werbe ift um fo mehr zu vermeiden, je mehr Ürbeiter dasſelbe beihäftigt, vie 
Stoffverarbeitung alfo mehr als alle Stoffgeminnungen, und unter biefen ber 
Landbau und Bergbau mehr als der Waldbau. Der Waldbau kann alfo aud aus 
biefem politifhen Grunde am erflen beim Staate bleiben. 

Die für die Staatsgewerbe angeführten politifhen Gründe find, natürlich 
ungefähr das Gegentheil von den unferigen. 

Endlich ſpricht ein legter Grund gemifchter politifher und materieller Art, 
das Berhältnig zum Ausland, gegen ein großes, von der Volkswirthſchaft audge- 
ſondertes Staatsvermögen und eigene Staatögewerbe, ein Grund, bei weldem vie 
politiiche Parteiftellung gleihgältig if. In der modernen Kriegführung, melde 
wenigftens zu Land civilifirter als früher ift, wird Eigenthum und Geſchäft ver 
Privaten in einem offupirten Rande ungleich anders refpektirt als Staatseigenthum. 
Der Schaden eines Landes ift alfo um fo größer, je größer fein ausgeſondertes 
Eigenthum iſt. Auch diefes Argument geht noch mehr gegen Induſtrie ald gegen 
Aderbau des Staates, in welchem legtern die Hauptfache, der Grund und Boden 
body nicht vernichtet if, wenn ber Feind das Land wieder verläßt. Am längften 
werben die Folgen im Waldbau fi zeigen, wenn ver Feind durch Verkauf bes 
Holzes fi Einnahme aus dem Eigenthum des okkupirten Staates ſchafft. Das 
ift ein ſehr bedeutendes Bedenken auch gegen den Staatswalbbau. Wie nun gar, 
wenn der fremde Herrſcher, welder Jahre lang im ungeftörten Beſitz des Landes 
if, die Staatsfabriken und Staatsländereien verfauft und dann die alte Regierung 
doch wieber zurüdtehtt? Muß da nicht entweder das Recht gebeugt werben, wie 
in dem berühmten Kurbeffifhen Domainenfall, oder der Staat fein yanzes Do⸗ 
maninm ohne Gegenwerth verlieren? 

Endlich kommt auch noch ein praktiicher Punkt mit in Betracht, der felbfl 
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bann gilt, wenn bie Staatsprobultion gut rentirt, nämlich die von Jahr zu Jahr 
ſehr ſchwankenden Einnahmen, die im einen Jahr, da die Ausgaben fehr groß 
find, vielleicht fehr abnehmen, und umgefehrt, wenn die Ausgaben Mein find, ſehr 
zunehmen. Das führt zu ebenfo großen und unangenehmen Schwankungen im 
Stenerwefen oder zu andern Mißſtänden. 

Alles fpriht alfo (mit Ausnahme etwa der Waldungen), gegen Beibehal- 
tung und für Veräußerung der Staatögewerbe aller Art, nur nicht in böfen 
Zeiten, fondern gerade in der höchſten Blüte der Staatswirthſchaft und Bolfs- 
wirthſchaft. In ſchlechten Zeiten würbe der Erlös ein fehr geringer fein, alfo einen 
Berluft involviren. So lange e8 angeht, ift es in fchlimmen Zeiten beſſer, Anlei⸗ 
ben zu machen, felbft zu einem hohen Zins, der ja fpäter wieder herabgeſetzt 
werben Tann, als die Güter unter dem Werth zu verfaufen. Dieß Mittel muß 
wie Zwangsanleihen und Papiergeldemiffion für den alleräußerfien Nothfall ver- 
bleiben. Daß der Erlös aus dem verfauften Staatseigentyum zur Schulventilgung 
refp. zur Nichtlontrahirung fonft nöthig werbenver Anleihen verwendet werben 
muß, darin ftimmen fo ziemlich Alle überein. Gegen dieſe Schuipentilgung ift auch 
von unferm in der Staatsanleihefrage eingenommenen Standpunkt Nichts einzu- 
wenden. Das Etaatseigenthum ift die Grundlage von dauernder Einnahme, ein 
„Haben“ des Staates, die Anleihen find die Grundlage einer dauernden Aus⸗ 
gabe, ein „Soll” des Staates, alfo tilge man beide Poften gleicher Größe gegen 
einanber. 

Soweit der Staat probucirt, unterſcheidet er fi) dennoch, außer wo wir eine 
Abwelhung angedeutet haben, nicht wefentlic von allen andern Propultionen ver 
Privaten, namentlih ver Altiengeſellſchaſten, folglich kann dafür auf die im Staats⸗ 
wörterbuch fih findenden volkswirthſchaftlichen Artikel verwiefen werben. 

II. Einnahbmedes Staates aus Produktionen, welde Private 
gar nit oder nur unter ungünftigeren Bedingungen als der 
Staat betreiben dürfen, welde der Staat alfo mit Ausſchluß oder 
Beengung der Privatlonturrenz vornimmt. Einnahmen aus Mono— 
polen oder Regaliın (vergl. Artikel Staatsmonopole und Art. Regalten). 

Der Grund, Privaten von einer Produktion auszufchliegen, Tann an fid 
außer allem Zufammenhange mit den Stantseinnahmen ftehen und darin liegen, 
daß Privaten ein beflimmtes Gewerbe, wenn es ihnen geftattet wäre, zum Nad)- 
theile des Publikums betreiben würden. Der Nachtheil kann erftens ein moralifcyer 
fein, wie bei Lotterieen und andern Glücksſpielen oder bei öffentlichen Häufern. 
Hier bat der Staat das Recht und die Pflicht, ſolche Induſtrieen den Privaten zu 
verbieten, aber — — auch felbft fi derfelben zu enthalten. In biefem Fall 
entfteht daraus fein Monopol des Staates, wohl aber, wenn er verlehrter Weife 
als Gefammtheit felbft betreibt, was er den Einzelnen in ver Geſammtheit ver- 
bietet. Der Grund Tann aber auch zweitens ein wirtbfchaftlicher fein. Gewiſſe In- 
duftrieen find nämlich nicht an fich verwerflich, fondern fogar nützlich, aber der 
Staat darf fie den Privaten verbieten, wenn er entweder das Gewerbe felbft 
befier betreibt (vergleihe was im Artikel Staatsmonopole über das Münzmonopol 
gejagt if), oder wenn er neben ber Privatinduftrie für feine eigenen Bedürfniſſe 
daſſelbe Gewerbe betreiben muß, fo daß die Koften der Privatprokuftion plus 
denen der nicht monopolifirten Staatsproduktion viel größer wären, als bie ber 
monopolifirten Staatsprodultion allein (vergleihe das am felben Ort über das 
Poſt- und Zelegraphenmoncpol Geſagte). Die aus folden Gründen dem Staat 
refervirten Gewerbe nennt man volkswirthſchaftliche ober polizeiliche 
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ober politifhe Staatsmonopole. In dem genannten Artikel Staatemono- 
pole haben wir gezeigt, daß in unfern modernen Staaten von allen Monopolen 
diefer Art nur das Münzmonopol und theilmeife das Poft- und Zelegraphenregal 
eine innere Berechtigung haben. Bon dieſen allgemein wirthihaftlihen Monopolen 
find wohl zu unterfcheiden vie rein ſſaatswirthſchaftlichen, die ſ. g. Finanz⸗ 
monopole. Ihr Entftehungsgrund ift einfad der, daß ber Staat aus gewiſſen 
Produktionen eine Einnahme ſich verſchaffen will, aber die Konkurrenz mit ben 
Privaten nicht aushalten kann und darum ben Privatbetrieb verbietet, ober noch 
richtiger, daß der Staat auf gewifie Waaren eine Abgabe, einen Innern Zoll legen 
will, welchem Zoll vie von Brivaten gemachten, nicht aber die von ihm felbft 
gefertigten Produkte fi entziehen können. Vergleiche als Beifpiele das am ange- 
führten Ort über das Zabals-, Salz» und Bergwerksmonopol Geſagte. Alle 
genannten Arten von GStaatsmonopolen Fönnen fo gehanphabt werben, daß ber 
Staat daraus ebenfoviel Einnahme zieht, als Privaten in freier Konkurrenz 
daraus ziehen könnten, oder daß er weniger oder endlih daß er mehr Gewinn 
macht, als Private machen könnten. Die Natur der Sache fordert aber eine ganz 
andere Behandlung der allgemein politifhen und ver ſpeciell financiellen Staate⸗ 
monopole. Bet den politiihen Monopolen muß der Einnahmepunft ganz zurüd- 
treten. Um dieſen Probuftionen jede Gehäffigkeit zu nehmen, müflen die Produkte 
mindeftens fo billig abgeſetzt werden, als Privaten fie liefern könnten, wo möglid 
fogar zu niedrigeren Preifen. Ja zur Noth dürfen für viefe, als im allgemeinen 
Interefie dem Staate refervirte Produktionen, die Koften aus ben allgemeinen 
Einnahmen des Gtantes, aus ben Gteuern gebedt werden. Sobald beveutend unter 
vem Marktpreis die Produkte abgegeben werben, braucht fogar die Privatprobuftion 
nit einmal verboten zu werben, fie verbietet fi von ſelbſt. Dann fallen dieſe 
Einnahmen mehr und mehr unter die oben sub 1 behandelten Staatseinnahmen 
ans Produktionen, welche Privaten nicht vornehmen wollen oder nicht können. 
Die Finanzmonopole in gleicher “Art zu handhaben, wäre eine Abſurdität. 
Bil man diefelben einmal errichten, dann muß bie Einnahme daraus mindeftens 
jo groß fein," als die, welche Privaten daraus machen könnten. Ueberhaupt fpricht 
aber gegen ſolche Staatsinduſtrie Alles, was auch ſchon gegen Staatsprobuftionen in 
Konkurrenz mit Privaten gefagt if, nur Alles in ſtärkerem Maße, da der frijche 
Hauch der Konkurrenz fehlt. Keine neue Erfindung braucht angewendet, keine gün- 
fige Konjunktur benugt, Feine ſchlechte vermieden, keine Arbeit eifrig betrieben zu 
werden, kurz der Schlendrian kann ein enormer fein, und body fließen ungeheure 
Summen in die Staatskaſſen, eine flüchtige Betrachtung zeigt alfo nicht einmal, 
wie thener der Staat arbeitet. Dit einer fo großen Einnahme, wie Privaten fie 
erzielen können, ift dem Staat aber meiftens noch nicht gebient, er will mehr 
haben, denn gerade darum monopolifirt er gewifle Erwerbszweige. Ia, wenn ein- 
mal ein Monopol eriftirt und aus rein faktiſchen Gründen nicht abgefchafft werben 
fonn, wie 3. DB. das Tabalsmonopol in den meiften Staaten, dann iſt e8 aud 
tihtig, den Preis des Produktes, falls dieſes nun kein ganz unentbehrliches if, 
wie das Salz, jo hoch als möglih hinaufzuſchrauben, um andere Einnahmen ent« 
behren zu können. Die äußerfte Grenze ift die Zahlungsiuft der Käufer, falls 
niht auch ein beftimmtes Konfumtionsquantum einem Jeden aufgelegt wird, wo 
ed dann für den Preis keine andere Grenze als die Jahlungsfähigkeit giebt; 
die Grenze der Zahlungsluft ift entweber in betrügerifher Verforgung mit denſel⸗ 
ben Gütern, in Schmuggel, oder in Entfagung bes Genuſſes gefegt. Gerade fo 
wie bei der Beſtenerung eines jeden andern Genußgutes ohne Monopolifirung 
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bes ganzen Probuftionszweiges, z. B. bei Einfuhrzöllen. Gewiß Hat alſo 2. Stein 
Recht, wenn er fagt, was wir auch adoptirt haben, daß bie in financiellem 
Interefie vorgenommene Monopolifirung eines Erwerbszweiges durch den Staat 
nichts Anderes ift, als eine befondere Art ver Stenererhebung. Soweit der Preis 
der Probufte, welde der Staat in feiner monopolifirten Induſtrie ſchafft, eine 
Steuer enthält, gehört die Einnahme daraus in ven folgenden Abſchnitt ber 
swangsweife vom Staat erhobenen Einnahmen. 

Daß die bisher angeführten Einnahmen bei ven ungeheuren Anfprüchen, 
welche an uufere modernen Staaten gemacht werben, nicht ausreichen, außer wenn 
etwa der Staat ein großes ausgefondertes Grundeigenthum hat, flieht ſich Leicht 
ein. Der weitaus überwiegende Theil der Koften muß auf andere Weiſe aufge- 
bradt werden. — 

Den drei genannten Arten der Stantseinnahmen ans freiem Verlauf ver 
eigenen Staatsprobufte zu ihrem vollen Werth oder darunter, mit natär- 
lihem Ausflug, ohne Ausſchluß, oder mit künſtlichem Ausſchluß 
der Brivatlonkurrenz, ftehen, wie ſchon im Vorigen mehrfach berührt, die zwangs- 
weije erhobenen Stantseinnahmen gegenüber. 

B. Die zwangsweife erhobenen Einnahmen des Staates. 

I. Die Strafen, welde der Staat zwangsweiſe, ohne irgend einen 
Gegenwerth zu geben, erhebt; 

1. die Steuern, welde er zwangsmeife erhebt, ohne zwar unmittelbar 
einen ©egenwertb zu geben, für welde er aber doch mittelbar in 
feinen Staatäleiftungen, welche weder durch Verlauf noch durch Strafe 
fi) bezahlen, einen Gegenwerth gewährt. 

I. Strafen. 

Der Staat und andere Geſammtheiten müffen aus nicht bierher gehörigen 
Gründen ein Strafreht über ihre Mitglieder haben. Diefe Strafen Tönnen, wie 
in manchem Anderen, jo aud in beftimmten Leiftungen ober In Zahlung von Gelb 
beſtehen. Der Staat bat alfo in feiner Strafgewalt eine Einnahmequelle von 
Naiuralleiftungen und Geld. Der Staat und andere Gefammtheiten müſſen fich 
aber wohl hüten, ihr Strafreht überhaupt und fpeciell das Recht in Geld 
zu firafen, einfeitig oder auch nur vorwiegend im Interefle ihres Seckels auszu⸗ 
üben. Es darf nicht alles Mögliche geboten und verboten werben, nur bamit bie 
Uebertretung mit einer Strafe belegt werben kann, und barf bie Strafe nur dann 
in Geld beftimmt werben, wenn aus einem inneren Grunde die Gelpftrafe vie zweck⸗ 
mäßigfte ifl. Das Strafrecht des Staates kann gewiffermaßen als ein politifches 
Monopol betrachtet werben, bei welchem, nach dem im vorigen Abſchnitt Befagten, 
das Geldintereſſe ganz zurückſtehen muß. Diefer Punkt ift befonders wichtig bei Ber: 
brechen, deren Beftrafung dem Staat im Interefie Aller, auch ohne oder felbft 
gegen den Willen des Beſchädigten obliegt. Hier wird eine Geldſtrafe felten ange- 
bracht fein, fhon aus dem Grunde, weil fie, wenn nievrig, für den Neichen keine 
genügende Strafe, wenn body, für ven Armen unerſchwinglich ift, und die Gleich- 
heit vor dem Gefeg, wenigftens in Kriminalfahen, eine gleih harte Beftrafung 
Aller verlangt. Die Gelpftrafe kann, als nur ausnahmsweiſe auferlegt, nicht viel 
einbringen. Die Kondemnation des unterliegenden Theiles in einem reinen Givil« 
proceß oder in der civilen Seite des Kriminalprocefies, felbft wenn fie auf Gelb 
lautet, gehört nicht bieher, denn biefes Geld erhält in beiden Fällen nicht ver 
Staat, fondern ver Geſchädigte. So bleibt als Staatseinnahme faft nur bie Er- 
fegung der Koften, welche das Kriminalverfahren und Civilverfahren verurſacht. 
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An und für ſich wäre Nichts dagegen einzuwenden, daß Alle, welche als Verletzer 
ves Öffentlichen und Privatrechts die Juſtiz nöthig machen, zur Strafe aud die 
ganzen Koften verfelben tragen, allein bie ftrifte Ausführung biefes Grundſatzes 
fdeitert an äußern Schwierigkeiten. Einmal wäre eine genaue Berechnung ſchwer, 
wie viel von den Koften auf jeven in einem beflimmten Zeitraum Berurtheilten 
kommen würde. Selbft wenn fie aber im Boraus oder nachträglich für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitraum möglich fein follte, 3. ®. indem im Voraus jeder eine fehr 
große Summe bezahlen müßte, von welcher er fpäter ben Reſt zurüdgezahlt erhielte, 
wie bei Einzahlungen der Berfiherungen auf Gegenfeitigteit, fo wäre dieſe Ver⸗ 
theilung der Koften doch eine ungeredhte, denn wenn wenig Procefie in einem Jahr 
geführt wärden, müßten die wenigen Berurtheilten die ganzen Koften tragen, ohne 
daß ihre Schuld eine größere geweſen wäre, als wenn viele Proceffe im gleichen 
Zeitraum vorgelommen wären. Die Koften aus einem langjährigen Durchſchnitt zu 
berechnen, geht auch kaum an. Zudem muß in allen Fällen der Kriminalrechtss 
pflege, wenn der Angeklagte freigefprocdhen wird, ber Staat als Kläger felbft bie 
Keften tragen, und ebenfo würden Biele fein, welche bie Koften ihrer Berurtheilung 
nicht tragen könnten. Sollen die zahlungsfähigen Schuldner eiwa für diefe bie 
Koften mittragen! Die Koften der Rechtöpflege lönnen weder, wie oben gezeigt, 
durch Verkauf des dem fliegenden Theil geleifteten Dienftes, noch durch Strafgel- 
ber, welche der unterliegende Theil zahlt, ganz gebedt werden, Nur ein Theil kann 
fo aufgebracht werben, und zwar durch Strafen, welde in irgend ein gewilles 
Berhältnig zu den Proceßobjelten, alſo der Proceßfumme im Civilproceß ober zu 
ber dem Verbrechen proportionalen Strafgröße in peinlichen Fällen gelegt werben. 
Die übrigen Koften der Rechtspflege find auf andern Wegen zu beden, wie bie 
Koften der andern Stantsthätigkeiten. 

Außer den genannten Strafgelvern kommen noch eine Menge anderer, wegen 
lleinerer Vergeben, wegen Unterlaffung polizeilicher Gebote ober Hebertretung poll- 
zeiliher Verbote vor, als da find unterlaffene Straßenreinigung, unterlaffenes 
Schornfteinfegen, Betretung unerlaubter Wege, nicht angezeigte Feuersbruuſt und 
vergleichen mehr, meiftens Einnahmen nicht des Staates, fondern der Gemeinden. 

Speciell endlich nur durch die Staatewirthſchaft felbft hervorgerufen 
find die Strafen für betrügerifcher oder vergeßlicher Weiſe unterlafiene oder ver- 
frätete Stenerzahlung, ſeien es Geldleiſtungen oder perfönliche Leiftungen bes 
Nilitäre, Gefhwornen-, Löfh-Dienftes u. ſ. w. 

I. Steuern. *) | _ 

Die aus dem freien Verkauf der eigenen Probufte und die aus ben 
Strafen fliegenden Einnahmen des Staates können entfernt nicht genügen. 
Die Hauptſache muß die Einnahme fein aus Steuern, d. h. aus zwangswelie, 


*) Die Anlage und Ausführung dieſes Auffapes war urfprünglich fo gemadt, daB dem 
Vrogramm des Staatewörterbudd gemäß ein eigener Artikel „Steuern“ als Bindeglied zwi: 
(den der Betrachtung der ganzen Staatöwirthfchaft und der einzelnen Gteuerarten Play fand. 
Epäter, ale der vorliegende Artitei zum Theil bereits gefchrieben war, ſah ſich die Redaktion 
veranlaßt, den Herrn Verfaſſer zu erfuchen, er möge auch die allgemeine Theorie vov den Steuern 
infoweit berüdfidgtigen, daß der Artikel „Steuern“ dadurch entbehrlich werde. Der Herr Verfaſſer 
bat denn Wunſche der Redaktion entſprochen, bemerkt jedoch zu diefer Aenderung: „Deine Behand⸗ 
hmg der Steuern mußte alfo, damit nicht eine wefentliche Lücke zwiichen dem Artikel Staatswirtbfchaft 
md den einzelnen Steuern bliebe, eine ganz andere, namentlich eine viel weitere werden, als urfprüng- 
lich beabficktigt war. Daß für diefe Im legten Augenblick nethwendig gewordene theilmeife Umarbei- 
fung und Die sheitweife ganz neue Ausarbeitung die nöthige Muße fehlte, möge manche Lücken 
fomte manche noch nicht genug präcifirte Anficht und Ausdrucktweiſe entfchuldigen.” 
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nicht Immer gegen direkten, ſondern oft nur gegen indirekten Gegenwerth, nämlich 
den der Benutzung von Staatsgütern, erhobenen Abgaben der Staatsangehörigen. 
Ueber die Begründung der Steuerpflicht, welche nach unferer Definition der Staats- 
wirthſchaft und unferer obigen Einleitung nicht zweifelhaft fein fan, vergleiche 
den Artikel Steuerpflicht. 

Yu den Steuern find nad unferer Auffaffung nit nur die Abgaben zu 
reinen, welche äußerlid an gar keine beftimmte Staatsleiftung ſich anfchiteßen, 
jondern auch die in den vorigen Abfchnitten geſchilderten an den Verkauf gewiſſer 
Produkte gefnüpften Einnahmen find Steuern, ſoweit ihr Betrag über ven 
Werth des gefauften Probuftes hinausgeht, ſoweit alfo der Käufer nicht zahlen 
würde, wenn er nicht zahlen müßte. Der Begriff der Steuer hängt in ganz 
ähnlicher Weiſe nicht an beflimmten, äußerlich als ſolchen erfennbaren Zahlungen, 
wie der Begriff dee Kapitals auch nicht an einem beftimmten Gegenftand, fondern 
er legt in dem Grunde ver Zahlung, wie der bes Kapitals in der Berwenbunge- 
art eines Gegenftandes. Darnach find die Steuern eines Staates nach Zahl, Art 
und Namen fo verſchieden, daß es ſchwer ſcheint, dieſe Mannigfaltigleit der Er- 
fheinungen unter ein gemeinfames Princip zu ordnen. Gerade aber wegen viefer 
Mannigfaltigkeit, welche ſchon aus einem flüchtigen Ueberblid über die im Staais⸗ 
wörterbuch behandelten einzelnen Steuern und Gefälle ſich ergiebt, wird es nöthig, 
1) nad einem PBrincip für die Befteuerung eines Jeden, nach einem Befteuerung 
maßftabe zu fragen, 2) fih umzuthun, wer gewiſſe Steuern zahlen muß, 
Steuerveranlagung, und 3) zu unterfuhen, wer am Ende wirklich durch 
die Stenerzahlung betroffen wird, Steuerüberwälzung. 


1. Befteuerungsmaßftab oder das Befteuerungsprincip. 


Der rihtigfte Beſternerungsmaßſtab ſcheint mir zu fein: die 
Summe von Öenäffen, welche jeder ſelbſtändig Wirthſchaftende 
aus feiner Arbeit und aus feinem Vermögen in einer beflimmten 
Periode fih verfhafft oder ohne Shmälerung feiner natärliden 
Arbeitstraft und feines bisherigen Bermögens ſich verfhaffen 
kann. Diefer Summe von Genüffen muß die Steuer proportio- 
nal fein. Die fämmtlichen Genüſſe des Menſchen, d. 5. Alles, worüber er zur 
Befriedigung feiner Bedürfniſſe verfügen Tann, follen der Beſteuerungsmaßſtab 
fein, ſoweit fie aus Arbeit und Befig herrühren, ſoweit es alſo nit Genüſſe 
find, welche Jedem jederzeit zu Gebote ftehen durch Benutung ver |. g. freien 
Güter ober reiner Naturgüter. Als Maßſtab können die Genüffe ja nur dienen, 
wenn man fie felbft mefien Tann; fle find aber nur zu meflen an ihrem Preis, 
an ihrem Tauſchwerth. Der Gebrauchswerth oder die rein fubjeltive Werthſchätzung 
des Genufjes kommt nit in Betracht, weil er ſich jeder Meflung entzieht. 
Wollte man die fubjeftive Werthihägung, falls fie möglid wäre, zu Grunde 
legen, fo würde leicht der Arme bedeutend mehr an Steuern zu zahlen haben, als 
ber Reiche. Dem nach vollbrachtem anftrengennem Tageswerk hungrig und burflig 
heimkehrenden Arbeiter ift fein frugales Abenveflen und fein Schlud dünnen Bieres 
ſubjektiv gewiß ein größerer Genuß, als dem trägen, überfättigten Reichen Auſtern 
und Champagner. 

Barum foll nun die an ihrem Taufchwertb meßbare Genußmenge den Maß: 
ftab für die Beſteuerung abgeben? Weil jeder Genuß des Menſchen in einer 
direften Beziehung zum Staat und veflen Funktionen fteht, weil jever durch die⸗ 
jelben erft ermöglicht iſt und mit Einftellung ber Staatsfunktionen gefährdet fein 
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wärde. Aus allen einzelnen Genäffen baut ſich aber für jeven bie Geſammtheit 
feiner Genüffe, fein Genußquantum auf. 

Man kann fi das füglic auch umgekehrt fo veranſchaulichen, daß man alle 
Gmüffe in eine Dienge Meiner ideeller Theile getheilt denkt. Diefe Theile müffen 
fo Hein gedacht werben, daß auch der Uinbemitteltfte, falls er nur nicht dem Stante 
oder der Gemeinde als Armer zur Laſt fällt, ſolche Genüfle fih ſtändig ober 
wenigflend ab und zu verſchaffen kann, falls er will, falls er ein Bedürfniß 
darnach hat. Kein einziges ſolches Meine Theilchen von Genuß hat der Menſch, 
ohne daß ihm direkt oder indirekt der Staat durd feine Eriftenz und durch feine 
Thätigleiten mit dazu verholfen hätte. Für jeden Tleinften Theil des Genuffes iſt 
der Menſch dem Staat verpflichtet, iſt er ſteuerpflichtig. Je mehr ſolche Genuß- 
theile ihm zn Gebote ftehen, um fo mehr verdankt er dem Staat, um fo größer 
if feine Beitragspflicht für die Erhaltung und Weiterbilbung des Staates im 
allen feinen Funktionen. Die Beltragspflicht muß ver in Geld gejhägten Menge 
von Genüffen proportional fein. In allen feinen Genüſſen fol fi der Menſch 
eins fühlen mit dem Staate, denn ohne den Staat wären alle viefe Genüffe in 
Trage geftellt. In fo fern darf man fagen, die Beitragspflicht richtet fi danach, 
wie großen Nuten der Einzelne vom Staate zieht. 

Das iſt nicht der mit Recht getadelte atomiftifche Nittzlichkeitsſtandpunkt. 
Der Staat fol fi nit für den einzelnen geleifteten Nutzen oder Dienft bezah- 
len lafſen, fondern für vie Geſammtheit. Der Nugen, welden Jemand von einem 
einzelnen Staatsinftitut hat, Ift faft nie zu berechnen, wollte man es verfuchen, 
man käme zu dem Sage, daß der Arme einen größern Nuten vom Staat hätte 
als der Reiche, Er könnte fi) ohne ven Staat mit feinen geringen Mitteln in den mei» 
ten Fällen viel weniger helfen als der Reiche. Um nur bie beiden widhtigften Seiten zu 
nemmen: ohne Öffentlichen Beiſtand könnte der Arme fich weber bilden noch fich fehlten, 
der Meiche Könnte fich beides bis anf einen hohen Grad verſchaffen, auch ohne 
Staat, auch ohne Gemeinde. Wem aber würde e8 aus viefem Grunde einfallen, 
dem Armen mehr von den Laften des Staates aufzubürven als dem Reihen, wenn 
auch wicht abfolut, fo doch relativ. Alſo eine nach unten fteigende Progreſſiv⸗ 
feuer! Wenn der fubjektive Nuten eines einzelnen Inftituts, ver Gebrauchswerth 
entſchiede, müßte dann nicht auch bei Privatverficherung gegen Hagel over Feuer 
vie Prämie, welche der Arme zahlt, viel größer fein, da er ohne die Verfiherung 
durch Hagelihlag oder Feuer tetal ruinirt werden könnte, während der Reiche den 
Berluft zu tragen vermag? Wenn eine Berfiherungsgefellfhaft ven Maßſtab des 
Inbjeftiven Nutzens an die Prämie legen wollte, würde man das gewiß mehr als 
ſonderbar finden. Muß es nicht bei dem Staat, vdiefer größten und widhtigften 
aller gegemfeitigen Berfiherungen, ebenfo fen? Auf der andern Seite könnte man 
fgen, wie viel höhere Bildung gewährt der Staat dem Reichen, wie viel mehr 
Güter ſchützt er ihm, alfo wie viel mehr nüßt er ihm! Wird ver Meiche nicht auch 
jehr viel mehr dafür bezahlen müflen? An der Habe des Armen vergreift fi 
Niemand fo leicht, die hat er felbft auch, aber an der Habe des Reichen, melde 
er dur Arbeit zu erringen nicht im Stande if. Muß nicht die Beitragspflicht 
des Meichen in höherem Grave fteigen, als feine Genußmenge fleigt? Alſo eine 
nach oben fteigende Progreffioftener! 

Aus dem einen Grunde müßte die Stener nad unten progreffiv zunehmen, 
aus dem andern nady oben. So vereinigen fie fi am beften in einer der Genuß⸗ 
menge proportionalen Steuer, wie wir fie fordern. 

Dem Nugen des Staates ftehen feine Koften parallel, der Einzelne muß zu 
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viefen Koften beitragen, in dem Maß, als er an dem Ruten participirt. Im fo 
fern darf man auch fagen, daß Jeder nach den Koften beizutragen bat, welde 


er dem Stante verurfacht, nur wieder niht atomiſtiſch auf vie Koften eines 
jeden einzelnen Staatsinftitutes oder jeder einzelnen Dienftleiftung berechnet, 
fondern nur foweit die Koften allgemein dem Nugen entjprechen. 

Dieß im Wefentlihen bie Gründe gegen andere als bie Proportionalbefteue: 
rung; weiter unten kommen wir auf bie Wiverlegung ber verjchiebenen nicht 
proportionalen VBefteuerungstheorieen. 

Richt nur die Genüſſe, welche Jeder ſich verſchafft, ſondern aud bie, 
welche er ſich ohne Schmälerung feiner natürlichen Arbeitskraft 
und ſeines Bermögens ſchaffen kann, ſollen beſteuert werden. Wenn 
der Menſch im Verhältniß feiner Genüſſe zur Steuer herangezogen werben fol, 
könnte es auffallen, daß aud die nur mögliden Genüffe, welche aus Bermögen 


und Arbeit fließen können, beftenert werben follen, dennoch ift es das Richtige. 
Schon die Möglichkeit, zu genießen, ift ein Genuß, ja fogar ein foldek, ver Dan: 


chem größer ift, als ver wirklihe Genuß, fonft würde er ja die Möglichkeit zur 


Wirklichkeit machen. Wem dieſe Beſteuerung der möglichen Genüffe nicht einleuchtet, 
bem kann man biefelben auch als wirklihe Genüfſe darftellen, als f. g. negative 
Genüſſe, denen dann jämmtlihe andern als poſitive gegenüberflünden. Bei der 


Ürbeit ift das fehr Leicht einzufehen. Die Unthätigfeit, die Muße, oder wenn man 


will die Trägheit, wird der Erarbeitung von andern Gütern vorgezogen. Der 


negative Genuß iſt das Nichtarbeiten, das Faullenzen, ein Genuß, ver bei gewif- 


jen Bölfern viel höher angefhlagen wird, als die Berfhaffung pofitiver Genüfle 


durch Arbeit. Aehnlich Tann es als negativer Genuß aufgefaßt werben, Güter, 
weldye man felbft nicht benngt, unbenust zu laſſen, ftatt fie zu vermiethen, zu 
verpachten. In Geldform ift es am einleuchtendſten. Das Gelb bei fi liegen zu 


haben, alfo unbenutzt zu laffen, ift ver Genuß des Geizhalſes. Achnlid muß das 


auch bei allen Gütern fein, für welche das Geld nur die neutrale Form ift. Bei 








einer Wohnung ift ja auch ber Unterſchied ſchwer aufzufinden, ob man Räume 


gar nicht benutzt ober felten benutzt, es können z. DB. bei Fremdenzimmern in 
Häufern reicher Famillen ganze Steuerperioven vergehen, ohne daß fie einmal 
bewohnt, over bei Theilen eines großen Parkes, daß fie jemals betreten werben. 
Sind fie benutzt oder niht? Hat man einen Genuß davon gehabt, oder nicht? 
Auf jeden Fall hat man immer durch den bloßen Beſitz Genuß gehabt, denn 
hätte eine andere Benutzung einen größern Genuß dem Eigenthümer gewährt, fo 
würde er dieſe Benugung vorgezogen haben. Was fo von einzelnen Zimmern 
eines Hanfes, von Thellen eines Parkes gilt, follte das nicht auch Yon ganzen 
Häufern, ganzen Parks gelten ? 

Diefe negativen Genüffe find den pofitiven gleich zu behandeln, ver Geld⸗ 
werth des negativen Genufjes ift gleich dem Geldwerth des möglichen pofitiven 
Genuſſes zu fegen und darnach zu befteuern. Bei der Arbeit iſt als mögliche Ge⸗ 
nußmenge aus der Arbeit natürlich nur die ber unterften Arbeitögattung, ber ge- 
meinen Handarbeit, welche Jeder verrichten könnte, in Anſatz zu bringen, benn 
e8 ließe ſich ſchwer ermitteln, wie viel.Iemand, der nicht arbeitet, feinen Anlagen 
und Fähigkeiten nad, verdienen könnte In der Veftenerungspraris wird übrl- 
gens diefe mögliche Genußmenge füglich außer Acht gelaffen werben können. 
Wenige find in der Lage eines Einkommens aus Arbeit ganz entbehren zu können, 
und bie welche ed Tönnten, werden zum größten Theil durch ihren Exrwerböfinn 
oder ihr Pflichtgefühl dennoch zur Arbeit getrieben, es blieben nur bie reichen und 
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ormen Bummler. Bet einem geiflig over körperlich Arbeitsunfähigen iſt natürlich 
eine Befteuerung des negativen Genuſſes aus Nichtsthun, oder eine Beſteuerung 
des möglichen Arbeitseinkommens ein Unding. 

Diefe f. g. negativen, ober die aus Arbeit und Bermögen möglichen Genüffe 
find nah unferm obigen Sag nur foweit als fteuerbar zu berechnen, ald der ent- 
Iprechende pofitive Genuß ohne Schmälerung der natärlihen Arbeitskraft und des 
bisherigen Bermögens reicht. Ein unbenugte® Haus darf nicht jebes Jahr feinem 
ganzen Kapitalwerth nach beftenert werben, aus dem angeblichen Grunde, daß ber 
EigentHämer vasfelbe hätte verlaufen, in umlaufende Genußgüter umfegen, und 
ganz hätte aufzehren können. Eine unbenutzte Arbeitokraft darf ebenjo nur bis zu 
ver Anſpannung als fleuerbar gelten, als dieſelbe nachhaltig ertragen kann. Alſo 
varin liegt ein Unterſchied gegen die pofltiven Genüfle. 

Dem im obigen Sinn ermittelten Genußquantum muß die Steuer proportio- 
nol fein. Um uns im Folgenden immer darauf beziehen zu können, ftellen wir 
folgendes Schema auf für einen Staat von 1,111,110 Einwohner, welche bei 
einem jährlichen Gefammtgenußguantum von 600,000,000 Rthir. eine Gteuer- 
fumme von 60,000,000 Rthlr. aufbringen müſſen. 


J. II. III. . V. VI. 
Stenerklaſſen Jede Klaſſe Jeder Hat im jeder| Jede Klaſſe bat In jed. Ri. Fringt| Jede Klaſſe bringt 
der bei 10 Bros. 
ser au 



















Kiaffe ein Genuß zuſammen ein Ges | Jever bei tl Bros. 


U 
enuptlafien: | Steuerpflichtige: ganıum von nufquanıum von ef . 






euer auf: 
Athlr 








I. | 1,000,000 100 
II. 100,000 1,000 
IM. 10,000 10,000 
IV. 1,000 | 100,000 
V. 100 | 1,000,000 
VI. 10 | 10,000,000 


I-VL | 1,111,110 


Ih lege das Gewicht auf die Senüffe und nicht wie bie meiften National- 
ölonomen anf das, wenn auch fehr verfchieden aufgefaßte, Einlommen. Der 
Hanptzrund zu dieſem Verlangen if für mid ber von nenern Nationalökonomen, 
wie Schäffle und Schmoller gerade auch für die Finanzwiſſenſchaft herausgekehrte 
ſehr richtige Gedanke, daß, wie für die gefammte Volkswirthſchaft, fo auch fpectell 
für die Staatswirthfchaft der Menſch in legter Inſtanz nidt ale Arbeits⸗ 
maſchine, fondern als fühlendes, genießendes Weien, nit qua Producent, 
fondern qua Konfument in Betracht fommen muß. Die ganze im Staat 
und im Bolf Lebende Perfſönlichkeit des Menſchen mit allen feinen 
Reigungen, feinen Bedürfniſſen, für welche die Produktion (mit der fih die Na- 
tionaldlonomie freilih allein zu bejhäftigen hat) nur Mittel, nit Zwed 
iſt, fol Steuerzahler fein, nit nur der Menſch, fo weit er prodmcirt, 
ſoweit er ſich Einkommen ſchafft. Das Hervorfehren der ganzen 
menfhligen PBerfönlihleit vor der Produktionsperſon bleibt trog 
aller guten Abfiht Phrafe, fo lange überall, wo dieſes Hervorkehren praktiſch 
werden Tann, ja praltifih werben muß, von dem Menſchen als genteßenves 
Befen, wieder abgeſchwenkt wird zum probucirenden. Das gefchieht aber im 
Finanzweſen durch die Einfommensbefteuerung. 

Mein Beftenerungsmaßftab kommt, um es kurz zu fagen, ungefähr heraus auf 
das Einfommen, wie es Schmoller im XIX. Band der Zeitfchrift für bie gefanmten 
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Stantswiffenfchaften 1863 als Beftenerungsmaßftab aufftelt, aber nad Abzug 


desjenigen Theiles, weldyer ver Konfumtion, dem pofltiven oder negativen Genuß, 
entzogen und zur Weiterprobuftion verwendet wird. Das Schmoller'ſche Ein- 
fommen iſt „vie Summe von Mitteln, welde ber Einzelne, ohne in feinem 
Vermögen zurädzulommen, für fih und feine Familie, für feine geiftigen und 
körderlichen Bedürfniſſe, für feine Genüfle und Zwede, kurz für Steigerung feiner 
Berfönliteit in einer Wirtbfchaftspertobe verwenden kann“. Zu viefem Einlommen 
rechnet Schmoller mit Recht aber auch, was wir als mögliche Genüſſe den wirkli⸗ 
hen entgegengefettt haben, wenn er fagt: „Zum Einlommen gehört nit nur der 
im Tauſchverkehr erſcheinende Reinertrag biefes oder jenes Gutes, dieſes ober jenes 
Gefchäftes, fondern auch jeder unmittelbare Verbrauch, der in der Benugung eines 
eigenen Haufe, eigener Pferve, eines eigenen Gartens, oder auch nur iu dem 
Genufſe der Möglichkeit folder Benupung liegt“. Die Möglichkeit 
dee Benugung eines Gutes ein Eintommen zu nennen, heißt zwar felbft ver 
Sprache der Nationaldlonomen Zwang anthun, doch iſt der Gedanke voll 
fommen richtig. 

Um ven Theil des Einkommens, welcher nicht konfumirt, fondern zur weitern 
Produktion aufgefpart oder kapitalifirt wird, auch mit als Genuß befteuern zu 
tönnen, müßte man ihn für einen möglichen Genuß ausgeben, oder fagen ber 
Genuß des Kapitalifirens, des Ueberfparens wäre für den, ver es thut, größer 
als der Genuß bes Berbraudes, denn fonft würde er es nicht thun. Allein tas 
geht denn doch nicht, die Erfüllung des Pflichtgefühls, das dem Sparer und nament- 
li dem armen Sparer ſchwer genug wird, für einen böhern Genuß als den Ge: 
brauch des Zurüdzulegenden auszugeben! Der Unterfhied gegen die möglichen 
Genäffe liegt ja auch auf der Hand: Das neu Tapitalifirte Einkommen wird bie 
Duelle eines neuen Einkommens, und damit neuer Genüffe, bringt alfo mit ber 
Zeit dem Staat mehr an Steuern ein, als wenn e8 verzehrt worben wäre; ein 
Gennfgut, das man lieber unbenugt läßt oder nur zum Theil benugt, wirb da⸗ 
durch nicht eine neue „Örundlage danernder Nugung“. 

Das Reſultat des Stenerertrage vom Einkommen nad Abzug bes zur fer- 
nern Probultion verwendeten iſt natürlich ein ganz anderes, als das des Steuer 
ertragd vom ganzen Einkommen, 3. B.: 

Jemand habe ein Vermögen von 200,000 Thlr., pas 59/, Zinfen trägt, 
dann iſt 











das Vermögen |ras Einkommen. Dem Art Senußmenge. — ——— 
200,000 10,000 5000 5,000 | 1000 500 
205,000 10,250 5000 6,250 | 1025 525 


210,000 10,500 5000 | 5,500 | 1050 550 | 


+ 































395,000 | 19,750 5000 | 14,750 | 1975 | 1,475 
400,000 | 20,000 0 20,000 | 2000 | 2,000 


So lange kapitalifirt wird ift die Steuer niedriger als fie wäre, wenn Alles 
aufgezehrtt würde, das Vermögen wädhst aber fo bebeutenn, daß in 40 Jahren 
das Bermögen und Einkommen noch einmal fo groß tft, alfo auch noch einmal 
jo viel Steuern trägt. 
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An demſelben Beifpiel mag umgelehrt vie Differenz In ber Befteuerung bei 
Kapital ver bra uch flatt neuer Kapitalanfammlung ſich zeigen. Es ift: 






im Jahr 


1. 200,000 
2. 195,000 
3, 190,000 


sin —— — — — — — — — — 


40. 5000 5250 

41. Ö Ö N 0 0 0 0 

Denn man beide Bälle neben einander hergehend denkt, z. DB. den A mit 
200,000 Thlr. im Bermögen, jährlih 5000 fparend, den andern B mit gleichfalls 
200,000 immer 5000 verbraudend, dann ſteht fich die Steuerlafle in jedem Jahre 
glei gut, fie bat immer von Beiden zufammen einen Öteuerertrag von 2000. 
Denn dad Bermögen des Einen verzehrt ift, hat fi) das gleich große Vermögen 
des Andern verboppelt. Alfo für den Staat immer Gleichheit. In einem Volke, 
in weldem die Einen zufammen mehr neu zu Kapital machen, als die Anbern 
von dem Kapital verzehren, wird, von dem Augenblid an, da biefer Proceß be- 
ginnt, allerdings tie Steuer zuerſt abnehmen, dann aber ftetig fleigen und bie 
alte Höhe bald wieder einholen. In einem Volk aber, das mehr verbraudt vom 
alten Kapital, als neues erfpart, wird zuerft die Steuer fleigen, dann aber all- 
mählig abnehmen, genau genommen, wenn das ganze Volt ſo lebt, wie in unferm 
obigen Beiſpiele des B, mit der Zeit ganz aufhören. 

Wenn die Genußmenge der beftenerbare Gegenſtand iſt, dann weicht die 
Beſtenerung in Biererlei befonvers von ber Einkommensbeſteuerung ab. 

1) Jedes Eintommen, welches nicht zum Genuß verwendet, alfo nicht ver- 
zehrt, fondern zu Kapital gemadt, alfo gefpart wird, muß feinem ganzen Werthe 
nach von ber Steuer verfhont bleiben, und wird erft befteuert in dem Einkommen, 
welches es fernerbin giebt. 

2) Jedes Gut Hingegen, welches nicht ferner als Kapital verwendet, aljo nicht 
ferner gefpart, fondern zum umlaufenden Genußgut gemacht, alfo verzehrt wird, 
muß feinem ganzen Werthe nach beftenert werben. 

3) Iedes Einfommen, das zum ſtehenden Genußgut gemacht wird, muß bem 
ganzen Werthe nach von der Steuer verſchont bleiben, dann aber als Duelle von 
Genuß dauernd verfteuert werben. 

4) Jedes: ftehende Genußgut, das in ein umlaufendes verwandelt wird, muß 
dem ganzen Werthe nah mit der Steuer getroffen werben. 

Die meiften auf das Einkommen bafirten Steuertheorten wollen das ſtehende 
Kapital und die ſtehenden Oenußgegenflände da mit der Steuer treffen, wo Beides 
dem augenblidlihen Genuß des ganzen Werthes durch Entfagung entzogen wird, 
unfere Theorie da, wo Kapital und ftehendes Genußgut in augenblidtihen Genuß 
übergeführt werben. 

Die gleihe Steuer auf Schaffung von Kapital oder langdauernden Genuß- 
gütern und auf den fofortigen Genuß iſt eine Art Strafe für die Entſagung 
und Sparfamkeit, und umgekehrt iſt die Nichtbefteuerung ber augenblidlichen Ver⸗ 
zehrung eine Prämie für Unenthaltſamkeit und Verſchwendung. Hingegen ermuthigt 
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es zur KRapitalbilbung, wenn biefelbe dem ganzen Werihe nad von ber Steuer 
verfchont, und entmuthigt es die Kapitalverzehrung, wenn fle dem ganzen Werthe 
nad mit der Steuer getroffen wird. Kanu man zweifelhaft fein, welche Theorie, 
falls beide ausführber find, wovon wir weiter unten handeln wollen, hen Vorzug 
verdient! . 
Einen gleich wichtigen Grund, wie den für vie Genußbefteuerung ftatt ber 
Einkommensbeſtenerung foeben näher ansgeführten, Tann ich bier, da der Beweis 
dafür erſt fpäter bei der Steuerüberwälzung erbracht werben wird, nur nennen: 
Da durd die Steuerüberwälzung, außer bei ganz willführlicher, uur anf einzelne 
Individuen und auf einzelne Güter gelegter Steuer, am Ende Jeder doch nach ber 
Menge von Gutern, welche er in einem beflimmten Zeitraume genießt, nicht nad 
der Menge von Werthen, welche er in bemfelben fchafft, von der Steuer getroffen 
wird, muß e8 wohl das Richtige fein, als Beſteuerungsmaßſtab und Stenerträger 
das anzunehmen, was aus den Gefegen, welde vie Vollswirthſchaft regieren, im 
Enprefultat als Steuerträger ſich ergiebt. 

Bon andern Argumenten will ich beifpielsweife noch ein paar wenigftens an- 
beuten: Wenn ber Ausgang vom Einfommen genommen wird, dann kann es 
Schwierigkeiten machen, wie Geſchenke unter Lebenden und auf ven Tovesfall zu 
beurtbeilen find, gebt man aber vom Genuß aus, fo ift kaum ein Zweifel vor- 
handen, wie ſolche Geſchenle jowohl auf Seite des Schenfers, als auf Seite bes 
Beſchenkten anzufehen find. Der Geldwerth eines jeden Geſchenkes muß der Ge 
nußmenge des Schenkers von der nächſten Steuererhebung an abgerechnet werben, 
fie nimmt um dieſe Summe ab. Derfelde Geldwerth wächst dem Genußquantum 
des Beſchenkten zu, und wird von ber nächſten Steuererhebung an ihm zugerech⸗ 
net. Seine Sade ift es alsdann, ob er diefen Werth fogleih als umlaufenbes 
Genußgut verbrauchen will, dann hat er diefe Summe als Genuß vom vollen Werth 
zu verftenern. WIN er den Werth als ſtehendes Kapital over ſtehendes Genußgut 
benugen, fo bat er nur die Nutzung besjelben, den Zins, ala Genuß zu verfteuern, 
Er tritt für die Steuerbehörde genau an vie Stelle des Schenkers. Für den 
Schenter freilich ſcheint ein Genuß vorzuliegen bei der Schenkung, und zwar um 
den vollen Betrag verjelben, als eine Art des oben geſchilderten negativen Genuſſes, 
fo daß man In Berfuhung kommen Tönnte, beim Schenker die ganze zu ver 
fhentende Summe als Genuß des Eigentbumsverbrauds zu befteuern, denn wäre 
ihm der Genuß, zu ſchenken, nicht größer geweien, als ber zu behalten, fo hätte 
er nicht geſchenkt. Diefe Wehnlichkeit mit ben negativen Bermögensgenüfien ift aber 
nur eine ſcheinbare; der weldher Vermögen unbenupt läßt, behält es doch, der 
Schenker nicht, bei der Schenkung erhält ein Anderer deu Genuß, während bei 
Nihtbenugung von Bermögen Niemand einen pofitiven Genuß hat. Aber noch 
mehr: das Schenken iſt gerade fo gut eine Entfagung von Genuß, als das An⸗ 
fammeln von Bermögen an Stelle des Berbrauds. Ober ift bier der Genuß bes 
Sammnelns größer ale ver des Verbrauchens? Die Befteuerung der Schenlungen 
wäre eine Strafe, und Schenkungen zu beftrafen wäre fo verlehrt, als Kapitalan- 
fammlung, d. h. Sparfamleit zu beſtrafen. 

Der Beihentte tritt einfach an vie Stelle des Schenters. 

Ebenſo muß die Uebertragung von Vermögen durch den Todesfall behandelt 
werden. Hier fann es doc auch feinem- Zweifel unterworfen fein, daß für ven 
Schenker kein Genuß vorliegt, fondern nur für den Erben und Legatar, foweit fie 
aus dem Ererbten einen pofitiven oder negativen Genuß ziehen. 


Stastswirthfchaft. 113 
a Jede boppelte Beſteuerung von Einlommen ober von Genüflen wird fo ver 
eben 


Auch die ganze Frage nad Beſteuerung der Schulven, welche leicht zur Dop⸗ 
pelbefteuerung führt, exlebigt ſich fo, im Principe wenigftens, fehr leicht. Wenn 
man von Berftenerung der Genufmenge ausgeht, fo verfteht fich von felbft, daß 
vie Zinfen aus: einem geliehenen Kapital nicht als Genußguantum beim Darlehen- 
empfänger befteuert werben bürfen, einerlei, ob das Darlehen zu probuftiven ober 
tonfumtiven Sweden gemacht iſt, ob es gegen Berpfänbung anf ein Grundſtück 
aufgenommen ift ober nicht. Die Darlehen bilden einen Beſteuerungsgegenſtand 
nur beim Darlehengeber. Wenn aus praftiihen Gründen, die wir unten kennen 
lernen werden, die Steuer whflih vom Berbrauch nit zu erheben ifl, 
jondern andere Exrhebungsmethonen nöthig werben, fo müflen die Schulden eines 
Jeden, als feine Genußmenge um ven Zinfenbetrag verringernd, und die Forde⸗ 
tungen eines Jeden, als feine Genußmenge um den Zinfengenuß vermehrend, in 
Betracht gezogen werben. 

Mit diefen Andentungen muß ich leider an dieſer Stelle mich begnügen, und 
vie nähere Beweisführung für dieſe Steuertheorie auf einen andern Ort verfpa- 
ten. Uebrigens mag man das Einfommen im Hermann'ſchen Sinn oder mag man 
vie Menge ver Genäffe ver Befteuerung zu Grunde legen, jedenfalls muß vie 
Stmer diefer Grundlage proportional fein (wie fie z. B. Schmoller mit aller Ber. 
Rimmthelt für das Einkommen forbert), d. 5. fle muß vom @infommen ober von 
der Omußmenge eines Jeden gleiche PBrocente für die Staatölafie in Anſpruch 
nehmen. Mit diefer proportionalen Beſtenerung haben wir uns noch zu beſchaͤfti⸗ 
gen, und laſſen dabei den Unterſchied von Einkommen: und Sennfbeflenerung ein- 
mal bei Seite. 

Daß jede Abweichung von der proportialen Befteuerung zur Ungeredhtigkeit 
führt, Lit fi leicht beweiſen. Betrachten wir nur ein paar andere Beſteuerungs⸗ 

en 


Die allereinfachfte, jede Defranbation unmöglich machende Steuer wäre eine 
fär alle Stenerpflichtigen ganz abfolnt gleiche, eine Kopfftener, wie man fie fehr 
treffend nenmt. Die Ungerechtigkeit ift bier zu eflatant, als daß eine foldhe Kopf. 
ſteuer als einzige Steuer Vertheidiger finden follte, höchſtens als eine von 
a ſehr verſchieden veranlagten Steuern Tann fie in ein GSteuerfyftem 


en. 

Ebenſo verkehrt, als Alle gleihmäßig zu beftenern, iſt es, die Steuer auf 
Diejenigen legen zu wollen, welche biefelbe am Leichteften tragen können, nad 
ver Gtenertragfähigfeit oder Steuertragkraft. Für die Behauptung, bie größere 
Leichtigkeit die Steuer zu tragen, müſſe über ven Befleuerungsmaßftab entfcheiden, 
darf man nicht das Argument anführen, auf welches man fi beim Schuldenwe⸗ 
jen fügt, für die Vebertragung gewiſſer ver Gegenwart zu ſchweren Laſten auf 
te Zufunft. Wenn für dieſe Laften als Grund angeführt wird, daß bie 
häteren Generationen bie Laften leichter trügen als bie früheren, fo iſt das beim 
Säuldenwefen ganz richtig, bemn die Fähigkeit der fpäteren Zeiten, vie Laften 

er zu tragen, beruht doch immer anf ver Sparfamkeit der früheren, nur daß 
die Sparfamfeit in anteren Gebieten als dem ber ausgefonverten Stuatswirthfchaft 
Rattgefunden hat. Hingegen haben die Wermeren doch gewiß keinen Theil daran, 
daß den Reichen das Steuerzahlen leichter wird, als ihnen felbfl. Wenn man aber 
and von dem Scheinargument abfleht, hat der Sag, daß den Reichen das Steuer 

Binnifgli und Brater, Deutfes Staafd-Wörterbuß. X. 8 
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zabfen weniger brädt als bie Wermern, etwas Beſtechendes. Demnach iſt er in 
jeder Form ungerecht. Nehmen wir einmal eine recht eflatant ungeredhte Form. 
Es haben nad unferem obigen Schema In einem Gtaat: 


in mit Jever ein Genufguan- | zufammen ein Benuf- 
tum oder Einfommen von|quant, od. Einkomm. von 
Steuerflafie | Steuerpflihtigen Rihir. Rihir. 

1 1,000,000 100 100,000,000 

IE 100,000 1,000 100,000,000 

II 10,000 10,000 -  100,000,000 

IV 1,000 100,000 100,000,000 

V 100 1,000,000 100,000,000 

vi 10 10,000,000 100,000,000 

IL.—VI. 1,111,110 600,000,000 


Sinn tn diefem Staat von 1,111,110 Einwobnem 60,000,000 Täler. an 
Steuern nöthig, fo tragen die 10 Menſchen in der höchften, der fechöten Einkom⸗ 
mensflafle, bie gange Steuer viel Leichter, als jebe ber andern Klafien, 3. B. als 
bie fünfte. Werben bie 60,000,000 von ven 10 Reichſten getragen, fo zahlt jeber 
6,000,000, und behält doch nad) 4,000,000 übrig, jeder bat demnach nod, vie 
mehr als irgend einer ber andern 1,111,100, von benen bie hobchſten nur 
1,000,000 Thlr. Einfommen haben. 

In diefem Falle würden alfo alle ſteuerleer ausgeben, welche nick zur ober 
ken Reichthumsklafſe gehören, was Niemand veriheibigen könnte. 

Das behält auch feine Nichtigkeit in jeder der untern Klafien. . Die 10,000, 
weiche Jeder der 30,000 in der IEI. Klafle haben, behalten, wenn fie allein bie 
Stener von 60,000,000 tragen, noch immer mehr als jeber ber 100,000 zu verzehren 
bat, welche nur 1000 Einkommen befigen, bie erflern behalten jeder noch 4000, 
bie legtern wur ihre 1000. Die erſtern tragen alfo bie Steuer leichter. 

Ich habe abſichtlich dieſes ertreme Veiſpiel gewählt, um bie Ungerechtigkeit recht 
eflatant zu maden, bie Ungerechtigkeit bleibt aber aud, wenn wir es nicht ganz 
allein auf die oberfie Einkommensklaffe beſchräuken, ſondern auch vielleicht auf bie 
zweit- unb brittoßerfte auadehnen, mit andern Worten, wenn eine f. g. Progreffir- 
ftener eriftirt, welche von jedem größern Bermögen mehr Procente ald von ven 
kleinern nimmt. 

Der Brogroffiuftener Liegt der Gedanke zu Grunde, bie Steuern ſoliden nidt 
darnach verthellt werben, wie die Zingelnen die Stener abfolnt am leichteften 
tragen, fonbern daß jede höhere Einkommenskinfie-velativ leichter trägt, d. 5. mehr 
Procente von dem Einkommen abgeben Tann, als vie niebrigere Klafſe. Alfo in 
unferem Beiſpiel foll weder, wie vorbin angenommen, eine ober einige Ein 
tonımensklafien.bie Steuer allein tragen, noch auch, wie oben als das Richtige aufge 
ftellt, jede Einkommensklaſſe im gleihen procmtalen Verhältniß zum Einkommen, 
ſondern jede höhere Einfommensklafle mit höhern Procenten. Für die 60,000,000 
ſoll alfo nicht jeder 109%, vom Einkommen geben, ſondern die 60,000,000 ſeien 
jo verteilt, daß für jede Steigerung des Einkommens um 10009, die Steuer je 
1 9%, mehr wegnehme, 5. B.: 







Die Steuer | fel 
vom Eins 
Riafte. Antennen, 








Es bleiben Jedem | 


Betrag für Jeden, ae lat in jeder Klaſſe 


in jeder Klaſſe 













L. 7,5 7,5RtHL.| 7,500,000 92,501H14 
U. 8,5 85 „ | 8,500,000 95 „| 





IH. 9,5 950 „ | 9,500,000 9,0500 „ 
IV, 10,5 10,500 „ | 10,500,000 | 89,500 „ 
V. 11,5 115,000 „ | 11,500,000 | 885,000 „| 
v1. 12,5  |1,250,000 „ | 12,500,000 |8,750,000 „| 





60,000,000 
Daß Hier die je höhere Maffe die höhern 9/, von ihrem Einfommen ebenfo 
feiht oder leichter entbehren Tann als jeve-tiefere, iſt felbftverftänplid, war doch 
ſogar die viel größere Laft auf der je höheren Klaffe im vorigen Beifpiel Teichter 
ju tragen, als von der andern, Das findet auch flatt, wenn wir nit nur von 
jevem um je 1000/, größeren Einfommen nur je 19/, mehr an Steuer erheben, 
fondern 3. B. von jeder Einfommensfteigerung um 100°/, je 109%/, an Steuer 
mehr nehmen. Dann erhalten wir folgende Mefultate: 


Steuerjag Betrag der 1 bleibt fleuerfreies 


Kaffe Einfommen in % Steuer Einlommen 
L | 100 7,5 7,5 Rhilr. 92,5 Rtblr. 
II. 200 17,5 86 " 165 " 
II. 400 27,5 110 „ 290 „ 
IV. 800 87,5 800 „ 500 „ 
V. 1600 47,6 760 840 
VI. 8200 57,5 1840 1860 „ 


Jede Höhere Eintommensflaffe behält trog des fleigenden Steuerfages immer 
no bebentend mehr, als jene andere niedrigere, kann alfo dieſe Steuer leichter 
tragen als die niehrigere Einkommensklafſe. Weiter fortgeführt, gelangt dieſe pro» 
greffive Steuer zu Abfurbitäten: | 


VII. 6,400 67,5 1320 „ 2090 „ 
VILT. 12,800 776 | 9920: „ 20 „ 
IX. 25,600 87,5 22,40 3200 u 
X, 51,200 97,5 49,920 1280 ,„ 


Die X. Eintommensklaffe genießt aus ihrem größern Einkommen ſchon keinen 
Bortheil mehr. Ihr verbleibt nach Abzug der Steuer nicht einmal fo viel als ber 
IX. Kaffe. Jedes Intereffe mehr zu produciren ſchwindet, dieſe Progreffive Steuer 
führt zur Hemmung ber Produktion. Setzt man diefe Tabelle nur noch um eine 
wieberum 100 0/, höhere Einkommensklaſſe weiter fort, fo. wird bie Abſurdität 
ſolcher Stener noch auffallenber: 

XL. [102400 | 1075 . |110,0808 „ 17680 „ 

Je mehr das Einkommen fteigt, ein um fo geringerer Theil bleibt nach be- 
zahlter Stener übrig, ja am Ende, hier im Klaſſe XI, muß der Wohlhabende mehr 
am Steuer zahlen, als er Einkommen hat. Die Eintommenshöhe, auf welder bier 
jer Punkt erreicht wird, iſt nicht einmal hoch, und derjenige, mo das Interefie an 
der Produltion ſchwindet, noch weniger. 

Wenn gegen diefe Depnitionen angeführt wird, daß bie Progreſſion nicht fo 
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fein ſoll, ſondern bedentend geringer, fo Bleibt die Abſurdität doch immer. 
ud in nuferm obigen Beiſpiel der geringen Steigerung von nur 10/, Steuer 
mehr auf jede Steigerung des Einkommens um 1000 %/, wirb fowohl der Punkt, 
wo die Produktion aufhören maß, alſo eine wirthſchaftliche Unmöglichkeit eintritt, 
als auch, wenn die Produktion nicht aufbörte, der Punkt, wo bie Steuer mehr als 
das Einkommen betragen würde, aljo eine phufifhe Unmöglichkeit eintreten würde, 
endlich erreicht. Daß beide Punkte viel weiter hinausliegen, ſchwächt quantitativ 
bie Abſurdität ab, aber hebt fie nicht auf. Irgendwo werben beite Grenzen immer 
erreicht, wo das gejchieht, ift ziemlich einerlei, denn wenn überhaupt eine Progref- 
fion einmal für richtig angefehen wird, kann fie beliebig ſtark ober beliebig ſchwach 
gemacht werben, einen Grund für eine beftimmte Höhe kann es nicht geben. 
Der Abfurbität fuchen bei Ausführung dieſer progreffiven Veftenerung ihre Ber- 
theidiger dadurch zu entjchläpfen, daß fie die Progreſſion nur bis zu einer beftimm- 
ten Eintommensfumme gehen lafien wollen, von wo aus die höhern Einkommen 
nur mit den gleihen PBrocenten belegt werden. Das iſt allerbings ver einfachfte 
Weg, nur rede man dann nicht von Stenerprincipien, denn ein Beſteuerungs⸗ 
maßftab, dem man, damit er nicht zu Abfurbitäten führt, die Spige abbrechen 
muß, beruht auf keinem Princip, fondern auf Willkühr. Unfer Princip 
der gleichen procentalen Beſteuerung führt nirgends anf Abfurbitäten, es ift bis 
in die höchſten Eintommensfiufen oder Genufftufen gleihmäßig anwendbar. 

Eine mildere Form der Progreffiofteuer ift die Erhebung gleicher Procente 
vom „Einkommen“, aber nur besjenigen Einkommens, das nah Abzug bes 
ſ. g. Eriftenzminimums übrig bleibt, alfo die gleihmäßige Veftenerung bes ſ. g. 
freien Einfommens. 

Auf den erften Anblick ſcheint Nichts gerechter, als diefes Verlangen, Jeder 
folle von feinem Einfommen nur das verftenern, was ihm nah Befriedigung ber 
ganz unabweisbaren Bedürfnifſe übrig bleibt. Das Einfommensquantum, welches 
zu biefer Bedürfnißbefriedigung nöthig If, iſt das f. g. Eriftenzmininum. Wer 
nur das Exiſtenzminimum bat, foll von jeder Stener frei bleiben, Jeder, ber mehr 
bat, fol erſt den Ueberfhuß über das Eriftenzminimum verfteuern. Diejes Exi⸗ 
ftenzminimum ſei in unferm Beiſpiel 90, 















































IV. V. e VI. VII. 
* Summe aller teuer eines 
über eden in jeder |GSteuer jev. Ri. 
fteng- Ueber ie jeder g afle von —28 Ueberfänß. 
10,000,000 1,2] 1,200, 
91,000,000 109,2110,920, 
99,100,000 11,189,2111,892, 
99,910,000 1,989,2|]11,989,200 
99,991,000 119,989, 11,998,92 
1,199,989,*111,999,89 
I-VI!1,111,110 | Summa: 500,000,1001 Summa: 60,000,01 








Wenn bie Steuern in unferm obigen nöthigen Gefammtbetrage von 60,000,000 
in gleihen PBrocenten von jedem Einkommen nad) Abzug des Eriftengminimums, ober 
vom Ueberſchuß erhoben werden follen, dann genügen natürlich nicht 10 %/,, fendern 
es müfjen 12 0/, des Ueberſchuſſes erhoben werden. Das gefammte beftenerbare Ein- 
Sommen ift nur 500,000,000 ſtatt 600,000,000 und 60,000,000 von 500,000,000 
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ft 12%. Die Steuerſumme eines Jeden in jeder Klaſſe findet ſich dann in ber 
VI. Kolumne, und die Gefammtfumme, welde jede Klaſſe aufzubringen bat, in 
%olumne VII. 

Fragen wir nun aber, welcher Grund iſt daflic vorhanden, daß die Leute in 
ter zweiten Einkommensklaſſe, welde 10 mal fo viel Einkommen Haben, nicht 
10 mal fo viel Steuer, fondern 91 mal foviel zahlen follen, als vie der erſten 
Klafſſe? Warum bie der dritten mit 100 mal fo großem Eintommen 991 mal fo 
viel m. |. w.? Noch größer aber tft die Ungerechtigkeit dicht an der Grenze bes 
Griftenzminimums. Wer 100 einnimmt, fol nur 1,2 an Stener zahlen, wer 110, 
alfo 109/, mehr eiunimmt, ſoll nicht 10 9%/, mehr feuern, fondern 100 °/,, nämlid 
3,4 Thlr. flatt 1,2. Iſt das gereht? Wird Derjenige, der nur 10 9/, mehr 
einnimmt als der Undere, fi nicht mit Recht beklagen, wenn er 100 9/, mehr an 
Steuer zahlen fol? Hier läßt fih zur Noth einwenden, ja er muß zwar nod 
einmal foviel an Steuer zahlen, aber doch beventend weniger, als wenn 
überall das Eriftenzminimum nicht fteuerfrei gelafien wäre. In biefem alle müßte 
der um 109/, Wohlhabenvere allerdings nur 109, Steuer mehr zahlen als ver 
Yermere, aber abjolut eine fehr viel größere Summe. Statt der 12%/, von 20 Thlr. 
mäßte er 10%, von 110 zahlen, alfo 11 Thlr. ftatt 2,4 Thlr. Wenn ihm das 
flar würde, wärde er fi) wohl mit ver Beſteuerung einverftanden erflären! Wenn 
ihm keine Wahl bleibt, wird er lieber 2,4 Thlr. ftatt 11 zahlen! Daß er weniger 
zahlt bei der Verſteuerung des Ueberfchuffes wird Ihm allervings recht fein, troß- 
dem wird es ihm, und mit Recht, verkehrt vorlommen, daß er noch einmal fo viel 
zahlt als der Andere Er wird verlangen, daß er wenig und nur 100/, mehr 
ald der Andere zahlt. | 

Iſt nun auch gegen die Zwifchenflafie des Einfommens von 110 keine ab- 
folute Ungeredhtigfeit begangen, fondern nur eine relative, gegenüber der Klaſſe 
von 100, fo wird bei etwas höheren Stufen dieſe Ungerechtigkeit eine abfolute. 
Bar nur 600 Thlr. Einkommen bat, alfo ein Einfommen, bei welchen man bie 
Steuer noch recht vrüdend findet, zahlt bei der Freilaffung des Eriftenzminimums 
abfolnt zu viel. Er muß 120/, von 510 bezahlen, alfo 61,2 Thlr. Das ift frei« 
ih nur ungefähr 5,1 mal fo viel als vie Steuer vom 100 Einfommen, während 
fein Eintommen 6 mal fo groß iſt, ald bad des Andern, er ſteht ſich aljo relativ 
beſſer, aber abſolut ſchlechter, denn ohne Abzug des Eriftenzminimums würde er 
10%, von 600, alfo 60 zahlen, jet verlangt der Staat mehr ala 61 von ihm, 
So fühlen fi die untern Stände entweber relativ benadhtheiligt gegenüber ben 
Alerärmften, oder fie haben eine abfolut höhere Steuer zu zahlen, als wenn das 
Griftengminimum ihnen nicht abgezogen würde; ebenfo alle obern Stände. Die 
Wohlthat wird Plage. 

An dem ganzen Unheil, welches das Verlangen nad Abzug des f. g. fleuer- 
freien Eriftenzminimums anrichtet, ift wieder die Kluft Schuld, welche Theorie und 
Praris zwiſchen der ganzen Bollswirthfchaft und der Stantöwirthfchaft gefett haben. 
Berftände man bie Bedeutung der Staatswirthſchaft als die für beftinmte Zwecke 
vorgenommene Bereinigung von Bruchtheilen aller Privatwirthichaften, dann würde 
man bie Steuern als eine Ausgabe anfehen, für vie wichtigften und unentbehr- 
ühften Güter, Schutz und Bildung, ohne welche jede Wirthſchaft, namentlich bie 
der unterm Stänte, weit hinter dem zurüdhleiben würde, was fie jest an Ertrag 
abwirft. Die Steuern find mit unter die allernotbwenpdigften Aus- 
gaben, fie find geradezu unter das Eriſtenzminimum zu rehnen. 
Ber nicht einmal fo viel hat, daß er fi und vie Seinigen nothdürftig am Leben 
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erhalten Tann, wozu aud ber Beitrag für ben ſtaatlichen Schup u. |. w., ühnlich 
wie Bezahlung des Arztes und Apothekers, gehört, der fällt der öffentlichen obli- 
gatorifchen Armenpflege anheim. Ein folder ift von felbft von der Steuer befreit. 

Und dennoch fchleudert Umpfenbah den Vorwurf der Bernunfts- und Rechts⸗ 
gefählöverbunfelung denen ins Geſicht, weldge nicht fogleich dem Abzug des |. g. 
„Eriftenzminimums“ zuftimmen. Ich fage des „fogenannten" Erifienzmini- 
mums, denn fo, wie viele dasſelbe auffafien, if e8 weit von bem Bedarf bes 
Allernothwendigften entfernt, wie denn überhaupt fehr Verfchiedenes darunter ver 
ſtanden wird. Schon dieß muß Zweifel baran erweden, ob ver principiell aus 
gefprochene Abzug eines fo wenig feft zu beftimmenven Antheils richtig if. Die 
Hauptftreitfrage iſt nämlih, für wie viel Perfonen in jeder Familie der Abzug 
gemacht werben foll, ob nur für das Familienhaupt, oder ob au für vie Frau, 
oder falls dieſelbe nit mehr am Leben iſt, deren nothwendige Stellvertreterin, 
oder ob auch für die Kinder und zwar ob höchſtens für die Durchſchnittszahl, ober 
ob für alle vorhandenen, endlich ob, wenu bie Kinverzahl unter dem Durdyfchnitt 
bleibt, nur für fo viel als vorhanden? Um dieſen ſchwierigen, nad) einem einheit⸗ 
lichen Princip ſchwer zu beantwortenden Fragen zu entgehen, barf man allerbings 
nicht den Abzug des Exiſtenzminimums verwerfen, aber wenn man. ven Abzug aus 
anderen Grunden verwerfen maß, entgeht man denſelben. Sie find alfo 
bier nicht zu unterſuchen. Mit der principiellen Berwerfung dieſes Abzuges bei 
Aufftelung des Beſteuerungsmaßſtabes iſt natürlich Teineswegs bie Berwerfung bei 
einer einzelnen Steuer ausgefprohen, wenn dafür ganz andere Steuern gerade 
piefes ſog. Exiſtenzminimum zu treffen beſtimmt find, 3. B. bei einer Einfommensfleuer 
neben einer die untern Klafien bejonvers treffenden Salzftener. Davon weiter 
unten. . 
Eine legte wichtige, oft verlangte, der Genußmenge nicht proportionale, ſon⸗ 
dern gleihe Genußmengen ungleich treffenve Beſteuerung if bie höhere Befteuerung 
des Einkommens ans Beſitz als des Einkommens aus Arbeit, ober wie e8 aus⸗ 
gebrädt wird, die Höhere Befleuerung des fundirten als des unfun- 
birten Einlommens. So bald die Genußmenge der Beftenerung zu Grunde 
gelegt wird, konn natärlih von einer verſchiedenen Steuer gar nicht die Rebe fein, 
fie ift aber auch bei jeder andern Stenergrunblage ungeredht. Als Hanptfienerquelle 
für den Staat muß immer bie Arbeitskraft ver augenblidlich Iebenden Generation 
betrachtet werben ; denn verzehrte jeve Generation mas fie fehafft, fo exiſtirten ja 
gar keine andern Steuerquellen ald das gegenwärtige Arbeitsprobuft. Hierin liegt 
beiläufig ein gewichtiges Argument für bie oben von uns verlangte Beftenernug 
auh der unbenugt bleibenden Arbeitskraft ober bes negativen 
Genuffes. 

Daß die Grundlage des Eintfommens immer bleibt, dief.g Fun⸗ 
dirung, kann nicht für bie höhere Beſtenerung fprechen, denn dafür wirb dieſes 
Eintommen auch immer befteuert. Die Arbeitstraft ober ihr Prodult, als 
vorübergehend, nicht funbirt, nur fo lange fie dauert. 

Wäre das Urbeitöpropult einer frübern Periode nicht angefammelt fondern 
verbraucht worden, dann würde bie fpätere Periode gar keine Steuer davon erhe 
ben können; Tiegt alfo ein vernünftiger Grund vor, wenn ber fpäteren Zeit ein 
Steuerobjelt binterlafien tft, diefes höher zum beftenern, die Enthaltſamkeit alfo ge 
wiffermaßen in den Erben zu beftrafen? Wollte man fi aber felbft noch bie 
höhere Beſteuerung des Ererbten gefallen laffen, weil diefes von den augenblid- 
lihen Beſitzern mühelos erworben ift, wie bürfte das Erfparte voch bei dem 
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Sparer ſelbſt höher beſteuert, d. 5. dieſer für feine Sparſamkeit gleichſam beftraft wer 
ven? Will man nur das Ererbte höher beſtenern, fo kann die Fundirung 
des Einfomgeng nit ber Grund ber höhern Befteuerung fein. Fundirt iſt 
es fo gut beim Sparer felbft als bei feinen Erben. Dann bleibt als wirklicher 
Grund wieder kein anderer, als bie oben für einen Beſteuerungomaßſtab untaug⸗ 
lich elle größere Leictigfeit die Stener zu tragen, ober mit andern Worten 
— — Billühr. 

Die ganze Befteurungstheorie Tann nur dann auf volle Gerechtigkeit Anſpruch 
machen, wenn mit viefer Beftenrung die ohne fpecielle Begenleiftung den Stants- 
angehörigen obliegenden materiellen Verpflichtungen erfhöpft find, und nicht etwa 
auch noch andere Naturalleiftungen verlangt werden, fie müßten denn nad bem- 
felben Maßſtab veranlagt fein. 

Dergleihen andere Naturalleiftungen beftehen in ber Verpflichtung, gewifle 
Berrichtungen perfünli im Dienft des Staats und ber Gemeinde vorzunehmen, 
3, B. Reihepieuft für gewiſſe Aemter oder als Löſchmannſchaft, in Staats- und 
Gemeindefrohnden für Deich- und Wegebau, im Geſchwornendienſt oder vor Alleın 
im Militärdienft, Alle dieſe Laſten müſſen ihrem Geldwerth nach entweber genau 
unferm Befleurungsprincip angepaßt werben, ober es müſſen die auf Einige zu 
arg vrüdenven Raturallaften durch eine entfpredhenbe Erleichterung in ber oben ge- 
fhilderten Beſt ansgeglichen werben. In jevem andern all wirb bie ber 
Genußmenge proportionale Beſteurung durchbrochen. 

Hierbei fieht fich leicht ein, daß das aus dem Vermögen fließende Einkommen 
durch Die Leiſtung von Naturaldienſten nicht afficirt wird, ſondern nur das aus 
der Arbeit fließende, indem die dem Menſchen zu Gebote ſtehende Arbeit genau 
um fo viel befchränft wird, als ber Staat für ſich fordert. 

Am einfachften flicht fi die Naturalleiftung in vie ganze Beſteurung ein, 
wenn von perfönlidhen Dienften der Staat gerade fo viel forbert, daß alles Ein- 
lommen and Arbeit durch die verlangten Dienfte in bemfelben Grabe belaftet 
wird, als das Einlommen ans Vermögen burch bie Gelpftener. Verſuchen wir 
das an dem Militärbienft Mar zu machen: 

Benn vie Staatsangehörigen nicht ſelbſt Militärbienfte leiften, fondern das 
Herr wie noch in England ans gemietheten Truppen befleht, dann trägt Jeber 
an der Militärlaſt des Staates, welche bei dem von uns gebrauchten Beifpiel in 
den 60,000,000 mit enthalten fein foll, wie an jeder andern Gtantslaft nad 
feinem Steuerverhältniß, unferes Bedünkens alfo am zwedmäßigftien nad ber 
gefammten Gerrußemenge bei. Hiervon darf nicht abgewichen werben, wenn ein 
Theil der Leiſtangen an den Staat in natura, in periöhlihem Militärdienſt, ent- 
richtet wird. Wie iſt das zu erreichen? 

Beträgt die Dienfipfliht eines Jeden, ver das 17te Lebensjahr erreicht hat, 
3 Jahre und bat er vom 2Often Jahre an durchſchnittlich noch fernere 30 Jahre 
voller Arbeitskraft zu erwarten, fo nimmt ihm fein Milttärvienft 1/,. dieſer fpäte- 
ren vollen Arbeitöfraft oder feines Arbeitsverdienſtes vom 20ften—30ften Jahre fort. 
Erhält er vom Staat dieſe Raturalleiftung gar nicht vergütet, fo büßt er, wenn 
er nar von feiner Arbeit lebt, die ganze Genußmenge von 3 Jahren, oder 1/, 
der gefammten ferneren Genugmenge vom 20ften—bOften Jahre ein, aljo in jedem 
Jahr 10 bei einer Genußmenge vom 100, welche wir als die der unterften Steuerllaffe 
amahmen. Er würde alle feine Steuern nur in Geſtalt einer breijährigen Dienft- 
noturalftener zahlen. Am beften läßt fih das fo klar machen, daß jeber für ben 

Hährigen Unterhalt zu 100 per Jahr eine Schuld ven 300 aufnimmt und biefe 
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vom 20ſten Jahre au allmälig abträgt aus ſeiner Genußmenge, indem er jedes 
Jahr 10 zaurückzahlt. Dabei laſſen wir die Verzinſung ver Einfachheit halber außer 
Acht, weil dieſe nur die ja doch fingirten Größenverhältuifie, nit aber das 
PBrincip abändern würde. 

Wenn die unterfte Steuerklaſſe durch ven eignen breijäßrigen unbefolbeten 
Militärbienft um 10%, in ihrer jährlichen fpätern Genußmenge verkürzt wird, 
denn geht nach unferm obigen Princip der Steuervertheilung Jedem in jeder 
GSteuerklaſſe! / ſeiner Genußmenge, welde aus Arbeit herrührt, verloren. Jeder 
bat eine dem Ürbeitseintommen von 3 Jahren gleiche Anleihe zu machen und im 
folgenden Zeitraum zu tilgen. Bon dem aus Arbeit herrührenden Genuß darf alfo 
bei feiner Steuerflafle eine andere als diefe dreijährige Naturalſteuer erhoben werben. 
Diefe wird gelpfteuerfrei, dagegen bleibt vie aus Vermögen herrührende Genußmenge 
vom Naturalvienft ganz unberührt, dieſe Quelle fließt ja nach wie vor ungeftört fort, 
und wird die Steuer nach wie vor davon erhoben. Für die Größe der in Gelb zu 
erhebenden Steuer ift es alfo ſehr entſcheidend, wie viel vom Einkommen eines Jeden 
aus Arbeit und wie viel aus Bermögen herrührt. ® 
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Ge mehr von dem Geſammteinkommen aus Arbeit herrührt, um fo größer ifl 
der Ausfall der Steuerlafie. ’ 

Diefen Weg einzufchlagen geht ſchon darum nicht, weil die Naturalleiftungen 
in Teinem Staat und: in feiner Gemeinde gerade fo viel betragen werben, daß ba- 
durch das Einkommen aus Arbeit gerade mit ſoviel Procenten getroffen ift, als 
die Geldleiſtungen Procente von dem aus Vermögen nehmen. Selbft wo aber zufällig 
dieſe Dedung ftattfinden follte, find äußere Echwierigleiten vorhanden. Gerade ven 
unterflen Ständen wird e8 jevenfalls ſchwer fallen, das oben charakterifirte Anlehen 
von 300 Thlr. für den Unterhalt in ben drei Dienfljahren zu machen. Darım 
ift es befler, eine Geldſteuer nach wie vor zu erheben, um ben Militärbienft zu 
bezahlen. Wirb diefer Dienft ebenfo bezahlt wie gemeine Handarbeit, d. h. ifl die 
Löhnung gleih dem Arbeitsertrag ver unterften Steuerklaffe, dann ift der Militär- 
pienft für dieſe Klaſſe fein pelunläres Opfer. Die früher angenommene Geloftener 
von jährlih 10 Thlr. kann alfo entrichtet werden. Wenn der Staat jedes ber brei 
Dienftiahre 100, alfo zufanımen 300 an Lohn zahlt, und nad ver Dienfizeit 
30 Jahre lang jedes Jahr 10 erhält an Steuer, fo ift das ungefähr ebenfo, wie 
wenn der Staat den Militärpflichtigen das Darlehen gegeben hätte und ſich in 
Raten von jährlih 10 Thlr. zurädzahlen ließe. 

So verliert die Dienftzeit für die unterſte Steuerklaſſe den Eharalter ber 
Defteuerung. Ebenſo verliert der Militärvienft für jede andere Steuerllafie ven 
Charakter einer Naturalftener nur dann, wenn. die Löhnung and) fo. hoch if, ad 
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ihr Arbeitsverbienft fein wärbe, oder wenn bie Geldſteuer um fo viel niebriger 
fein wärbe als der Wrbelteverbienft über der Löhnung ſteht. 
in Klafie bei einem Ürbeitseinlommen von: müßte die Töhnung fein: 
L 00 100 


1 
IL. 500 Ä 500 
IM. 2,500 2,500 
IV. 12,500 12,500 
V. 62,500: 62,500 
vI. 312,500 312,500 


Eine fo verfchievene Löhnung für die äußerlich gleiche Leiflung auszuzahlen 
hat allerdings keinen innern Grund gegen fi, aber den rein äußeren, baß bie 
unteren Klaſſen fi dadurch zurüdgefegt fühlen würden und zwar [heinbar nidt 
oßne Berechtigung zu folder Klage. Die Löhnung muß vielmehr überall gleich 
fein, and muß die Gelpfteuer in dem Verhältniß niebriger fein, als vie Töhnung 
hinter dem Arheitseinfommen eines Jeden zurücbleibt. 

Entweder fällt die drei Jahre der Dienfizeit die Beſteuerung aus ber Arbeit 
aller höheren Stenerklaffen ganz weg, mit Ausnahme ber 100 Thlr., welche in 
ver Pöhnung vergütet werden, ober es fällt im ganzen fernern Leben, ebenfalls 
aber erft nad Ausnahme der 100 Thlr. Löhnung, ein Zehntel der ohne Militär- 
dienſt nöthigen Steuer weg. 

Im erften Falle ift das Reſultat folgendes: 





Genufmenge A Senufmenge 3 Sabre lang ift bie Steuer eines Deven 





















Klafle au aus aus aus aus Bermög. 

Bermö sen A beit | Bermögen | Arbeit und Arbeit 
I 0 100 0| 10 10 | 10,000,000 | 
u 500 500 50 | 10 60 | 6,000,000 | 
11 7600 2,500 750 10 760 | 7,600,000 | 
IV 87,500 | 12,500 8,750 10 8,760 | 8,760,000 
V 937,500 | 62,500 | 93,750 10 93,760 | 9,376,000 | 






9,687,500 | 312,500 |968,750 | 10 |968,760 | 9,687,600| 
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I N) 101° 0+1 Ö 10] 10,000,000 | 
n 5000 5001| 36 + 10 50 96| 9,600,000 | 
IN 7,500| 2,5001 216 + 10 750 976] 9,760,000 


IV 87,500| 12,500| 1,116 + 10 | 8,760| 9,876| 9,876,000 | 
V | 937,500) 62,500] 5,616 + 10 | 93,750] 99,376] 9,937,600 
VI 19,687,500| 312,500|28,116 + 10 | 968,750| 996,876| 9,968,760 | 
I—VI 59,142,360 | 
In beiden Fällen ift das Enprefultat ganz gleich, entweder iſt ver Steuer- 
andfall drei Jahre lang je 8,576,400 Thlr., nämlich 60,000,000 — 51,423,600 over 
if 30 Jahre lang je 1/0 fo groß, nämlid 857,640 (60,000,000 — 59,142,360). 
Je weniger in der ganzen Genußmenge jeder Steuerflaffe die Arbeit ausmacht, 
um do geringer ift natürlich ber Gtenerausfall, je mehr um fo größer. Jedenfalls 
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ft der Militärdienſt den oberen Bevblkerungsklafſen materiell immer ein Verluſt 
Wenn die Beſteuerung genau der Genußmenge angepaßt wird, iſt es ein Steuer⸗ 
ausfall, will man keinen Steuerausfall, ſo iſt es eine nicht gerechtfertigte Ueber⸗ 
laſtung der oberen Klaſſen. Nach unſerem Princip kann keine Frage ſein, daß der 
Steuerausfall das Richtige iſt. Demfelben kann man nicht wohl dadurch entgehen, 
daß man die obern Kiaflen von der Naturalleiftung freiläßt, das würde ımıbeningt 
von ben untern Klaffen als ein Privilegium ver höhern angefehen werben, unb 
außerdem zum großen Schaden bie intelligenten Elemente aus dem Heere fern 
halten. Wie weit man durch kürzere Dienftzeit mit eigner Ausrüſtung und Ber- 
ſorgung bis auf einen gewiſſen Grab ven Steuerausfall geringer machen kann, 
wie dur das Freiwilligeninftitut im preußifchen: Heer, kann bier in ben Steuer⸗ 
principten nicht näher ausgeführt werben. j | 

Was fo von der Raturalleiftung für den. Soldatendienſt gefagt ift, muß im 
Brincip für alle vom Staat erzwungenen Natnralleiftungen gelten, wenn man and 
in minder drückenden Fällen aus Konvenienz davon abjehen will. Alle folde 
Leiftungen möüfien in berfelben Art bezahlt werden. Das gilt uuferer Anficht nach 
z. B. aud vom Geſchwornendienſt. Au bei Ausäbung biefer ſtaatsbürgerlicher 
Pflicht follten vie unterften Steuerzahler nichts zuzufegen brauchen. Dann kaun 
Niemand über den Gefchwormendienft fi) beflagen. Daß dadurch dieſe ſchöne 
Pflicht, diefes geringe Stüd unfers Selfgovernment3 in den ſchmutzigen Bereich 
des Gelderwerbs gezogen würde, fann Niemand behaupten, eimmal wegen der ge- 
eingen Bergätung, weldje für bie meiften keinen Reiz bat, und ſodaun weil Nie 
mand, außer wenn ihn vie Reihe trifft, dieſe Vergütung fig verſchaffen Tann. 
Was aber das Selfgovernment betrifft, fo bat das Selfguvernment, das erziwungen 
nur ungern ausgeäbt wird, in meinen Augen wenig Werth, und verbient eigent- 
lich gar nicht dieſen fchönen Namen, Wenn fi freilich für bie Sahlung, von 
Taggelvern an die Geſchwornen freiwillige DBereine bilden, wie 3. B. in 
Baden, um fo beſſer, das ift Selfgovernment. 

Mit Ausübung des Wahlrechts verhält ſich das natürlich anders. Das ifl 
nicht eine erzwingbare, im Unterlaffangsfall firafbare Pflicht, ſondern ein Red. 
Wo das Wahlrecht als Laft gefühlt wird, ba ift dieß Recht nicht verbient. 

So weit der allgemeine untrennbare Zufammenhang von Übgaben- und 
Dienftleiftung der Staatsangehörigen im Steuerſyſtem. 

Derfelbe Zufammenhang muß biliigerweife auch im Einzelnen bleiben 
‚und Stid halten: Bisher wurbe der Fall angenommen, daß alle Abgabenzahler 
auch zur Dienftleiftung herangezogen würden, das iſt in Wirklichkeit aber faft 
nirgends der Fall, z. B. beim Militär nicht, felbft. in den Staaten mit allgemeine 
Dienftpflicht nicht. Die allgemeine Dienft pflicht iſt wohl vorhanden, d. h. ber 
Militärbienft Tann verlangt werden, aber nicht vorhanden iſt allgemeiner 
Militärdienſt, d. h. nicht von Allen wird die Ausübung wirklich ver- 
Langt Wir veven bier vorläufig nur von den Dienfttüchtigen. Auch von biefen 
werden eine beftimmte Anzahl freigelost, ober es wirb ber Begriff ver Dienfl- 
untüchtigfeit fo weit ausgedehnt, daß nur wenige 9/, der wirklich Dienfttächtigen 
unter die zum Dienft Herangezogenen fallen, was abgeſehen von allen andern 
—— höchſt einfach durch Heraufſchrauben ver nöthigen Körperlänge erreicht wer⸗ 
den kann. 

Schon an ſich muß es ſonderbar erſcheinen, wenn das Loos oder eine aus 
feinem andern innern Grund nöthige Körperlänge darüber entſcheiden ſoll, wer 
dem Staat ald Soldat zu dienen hat. Es wäre der Ausloſung einer beftimmten 
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Anzahl Steuerzahler ans der ganzen Menge ber Steuerpflichtigen oder einer Aus⸗ 
wahl der Steuerzahler nach der Körperlänge zu vergleihen. Die welche ſich frei» 
Iofen, werden dadurch ohne innern Grund von einer um fo ſchwereren Natural 
flener erlöst, je geringer. bie Soldatenlbhnung und je länger bie Dienſtzeit iſt. 
Bill man bei einer großen Bevdlferung eine Kleine Truppenzahl haben, fo wäre 
Anfärzung der Dienftzeit dad einfachſte Mittel, um aus den Dienſt pflichtigen 
möglihft viel Dienſtthuende zu gewinnen. Geht das ans irgend welchen 
begründeten Rüdfichten nit, fo vertheile man doch wenigftens vie Laſt 
möglichſt auf alle Pflichtigen, d. 5. man belege vie in natura nicht Herangezogenen 
mit einer Steuer, welche dem Bortheil gleich ift, den fle vor ten Dienfithuenven 
voraus haben. Das ift im Mllgemeinen der Sinn bee Militärdienſtſtener, 
welche zuerft in Frankreich durch das Refrutirungsgefeg vom 19. Fruktidor bed 
Jahres VI (1798) eingeführt bis 1818 gebauert hat, melde in ben meiften 
Kantonen der Schweiz noch befteht, und weldhe, um von ältern Schriftftellern zu 
ſchweigen, von Knies und Engel®) no in neufter Zeit verlangt wurde. Wir 
fagten die Militärbienfifteuer folle dem Vortheil gleich fein, welchen der Nicht: 
biemende vor dem Dienenden voraus hat. Diefer Vortheil iſt in unferer unterften 
Steuerklafle, welche nur von ihrer Arbeit lebt, gleich ber Differenz zwifchen ihrer 
Genußmenge und der Löhnung. Beträgt bie erftere 100, bie letztere 60 Mthir., fo 
wäre die Milltärbienfiftener in dieſer Steuerklafſe -gleid AO Rthlr. Wenn vie 
Löhnung dev Genußmenge der unterften Steuerklafje gleich wäre, alfo 100, fo fiele 
der Voriheil weg, die Mititärbienfiftener wäre in biefem Falle gleih Null. Höcftens 
die Annehmlichkeit, den — Soldatendienſt nicht leiſten zu müfjen, und bie, 
aus feinem Geſchaͤfte vefp. Bildungsgang zum Geſchäfte nicht berandgerifien zu 
werben, Könnte auch in dieſem Fall eine geringe Steuer rechifertigen. Gehen wir 
aber mit der Annahme einer dem Genußquantum gleichen Lohnung zu den höheren 
Steuerkiaflen, fo finden wir bei den oberen Steuerllafien, auch abgefehen von ben 
oben genannten Annehmlichkeiten, einen Vorſprung der Nichtdienenden im Betrag 
ver ganzen Differenz zwifchen der Löhnung der Dienenden ımb bem Arbeitspro- 
dankte der Nichtdienenden gleicher Berufsart und gleichen Arbeitsproduktes. Diefe 
Differenz ift ale Milltärdienſtſtener fo lange zu zahlen als ver Borfprung währt, 
mit andern Worten, fo lange die Dienftzeit bauert. Die ans dem Bermögen 
fließende Genußmenge kommt natürlich nit in Betracht, da dieſe and ben 
Dienenden während der Dienftzeit fließt. Bel einer ſolchen Militär- 
bienfiftener müßte natürlich abgeſehen von allen andern Gründen genau burd; 
Gefeg beftimmt fein die Zahl der Solvaten, welche unter ver Fahne fein follen, 
und bie Länge ver Dienftzeit, damit nicht burch Ausdehnung der Dienflzeit ober 
durch Verringerung der Zahl von Dienenven eine Regierung durch bie zunehmende 
Zahl der Milttärdienfifienerpfliätigen ſich willkürlich Einnahmen verfchaffen kann. 

Einem begründeten Zweifel kann diefe Militärpienfifteuer wohl nicht unter: 
liegen, fo weit fie von benjenigen erhoben werben foll, welche freigelost 
werben, entweber rein nach dem Zufall oder nach dem beftimmten Zufall, daß fie 


3 Da der Raum in biefem Auffag eine eingehende Begründung dieſe Mititärerfaßfteuer, 
die ganz abgefehen von dem allgemeinen Befleurungäprincip, bei jeder Befteurungsart richtig 
bleift, ummöglich F fo verweife ich für biefe in der neueften Zeit wieder viel ventilirte Frage 
befonders auf die Gchriften von Knies: Die Dienftleiftung des Soldaten und die Mängel der 
Ronffriptionspragis. Freiburg in Breiögau 1860 und von Engel: Refultate des Erſatzaushebunge⸗ 
eſchäfts im preußiſchen Staat von 1855—1862 in der Zeitfchrift des preußifchen ſtatiſtiſchen 
stand. März und.Zull 1864, _ Bu .. .. 
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ein gewiſſes Körpermaß nicht erreicht Haben, während an und für fi phyſiſch 
ihr Körpermaß fie zum Militärbienft befähigte, wenn alſo das Körpermaß nur 
feftgefegt ift, um eine beftimmte Anzahl Pflichtiger vom Dienft zu befreien. Was 
ift denn dies Andres als eine beſondre Urt des Loofes! Im entgegengefeßten all 
kann es auch nicht zweifelhaft fein, daß biefe Etener nicht Platz greift bei denjenigen, 
welche überhaupt arbeitsunfähig, folglich auch militärunfähig find. Zweifelhaft iſt 
die Anwendung der Steuer nur bei denen, welde aus irgend einem Grunde 
3. B. wegen übergetretener Zehen, Plattfuß ꝛc. zwar für ven Militärvienft un- 
tüchtig, aber für andere Arbeiten und Dienfte tüchtig find. Der Vorſprung ver 
denen, welche ihnen an Wrbeitseinlommen gleich ftehen, liegt vor, darum müßten 
fie unter die Steuerregel fallen, über das Nichtdienen wird bei ihnen nicht ent- 
ſchieden durch das Loos, ſondern dur eine faktifche Unmöglichkeit, darum könnte 
man meinen, gegen dieſe wäre bie Steuer ungeredht. Dennoch überwiegt meiner 
Meinung nah der Vorfprung vor ben tienenden Genofien gleichen Ürbeitspro- 
duktes als Grund der Befteurumg bie faktiſche Unmöglichkeit ald ven Grund 
ver Steuerbefreiung, wir fragen ja aud für die Beſteurung überhanpt 
nicht nad dem Entftehungsgrund eines Genuffes, ob aus Arbeit oder Vermögen. 
Es genügt daß ein Plus von Genuß vorliegt. Nur fobald der Naturfehler, wel: 
Her zum Militärdienſt unfähig macht, ben Betreffenden irgend wie auch für alle 
oder einige Gewerbe nicht gerade unfähig, aber doch weniger fähig 
macht als Andere, muß die Steuer allerdings niedriger jein als die der Frei⸗ 
geloosten, fie iſt es aber auch ſchon weil ein folder weniger Tüchtiger ein gerin- 
geres Benußquantum aus feiner Arbeit bezieht, die Differenz zwiſchen der Sol- 
datenlöhnung und feinem Ürbeitsertrag alſo geringer iſt als bei einem völlig zu 
allen Arbeiten Tüchtigen. 

Der Militärdienſt ift hier auch wieder nur als das Wichtigfte genannt. Im 
Heinen Maßſtabe gelten vie obigen Säge aud von allen andern Naturalleiftungen, 
und muß 3. B. eine Gefhwornenbienftfteuer, eine Stantsfrohnbienftfteuer gerade 
fo gut gefordert werben im Interefie einer gerechten Befleurung, als eine Militär 
bienfifteuer. Wenn man ftatt vom Genuß als primärem Befteurungsgegenftand vom 
Eintommen audginge, dann würbe auch hier Manches ſich nicht fo Kar ftellen. Alfo 
auch aus dieſem Grunde ſcheint unfer Beftenrungsmafftab ven Vorzug vor anderen 
zu verbienen, 

Alles führt auf die Genußmenge als das natärlichfte Beſteurungsprincip. 
Soweit als thunlid muß dieſem Princip Geltung verfhafft werben, mag aud 
in ſehr vielen Fällen aus Innern oder nur äußeren Gründen davon abzuweichen 
erlaubt oder nöthig fein. 

Es gilt vor allen Dingen auch feftzuftellen, wer nad dieſem Beſteurungs⸗ 
princip befteuert werben muß, wer als der Genußmenge nach fteuerpflichtig anzu⸗ 
ſehen if. Man könnte fogar meinen, biefe Frage nach der Steuerpflichtigfeit hätte 
der nah dem Princip, weldes das Steuermaß feftftellt, vorangehen müſſen, 
dennoch iſt es wohl richtiger das Princip der Befteurung au bie Spige zu fielen, 
da je nachdem man das Belteurungsprincip auffaßt, der Begriff der Steuerpflid- 
tigen ein verſchiedener wird. 

Aus der ungeheuren Dienge der bier fi aufbrängenden Tragen hebe ich wie 
der nur biejenigen hervor, welhe allgemeiner Natur und zwar wirth-> 
Ihaftlider Natur find, andere Fragen, mögen fie auh allgemeiner 
Natur fein, müflen als niht wirthſchaftlich, andere, mögen fie wirth— 
ſchaftlich er Natur fein, müflen als nicht allgemein genug zurüdftehen. 
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a) Die erſte Frage. ift die, ob zu den Staatsausgaben ein Jever, ber von 
ven Früchten der Staatsthätigkeit in größerem oder geringeren Maße genießt, 
genau nad der Menge von Genüflen, über welche er verfügen kann, beitragen muß? 

Jeder, weldher aller vom Staat gefchaffenen Güter mit theilhaftig ift, ſoll 
auch an den Laſten Theil haben, foll nach feiner Genußmenge, welche ihm ver Staat 
fichert und förbert, befteuert werben. So fragt fih, wer nach ver Größe feiner 
Genußmenge die Stantsgäter mit genießt, ober wer aller Güter theilhaftig ift. 

Wohl lönnte man fagen, jeder iſt dem Staat nad) feiner Genußmenge fiener- 
pflichtig, wer deſſen Angehöriger if. Wer aber will in viefer Beziehung bei der 
entjeglichen Mannigfaltigleit der europälfchen ober aud mur ber beutfchen 
Staatsangehörigkeitsverhältniffe fagen, weldem Staat jemand qua Steuerzahler 
angehört ob als Staatsbürger, Boll» oder Halbbärger, Anfäfliger, Nieder⸗ 
gelafjener, Grundeigenthümer, Geſchäftsinhaber, Aufenthalter und wie die Unter- 
ſcheidungen welche die Jahrhunderte in jedem Lande anders ausgebilvet haben, alle 
heißen mögen. Selbft wenn fi aber feftftellen ließe, welchem Lande ein Jever ganz 
zugetheilt werden muß, fo darf doch nicht die Steuerpflicht ganz ſtrikt fi darnach 
rigten, fo 3. ®. daß jeder nur in dem Staate, dem er zugetheilt iſt, Steuern 
zahlt, im andern nicht. Das geht nicht an, denn es wärbe gar Mancher, welcher 
einem Staate mit fehr nieberer Befteuerung angehört, im andern mit ſehr boben 
Abgaben alle möglichen Gewerbe betreiben mit dem Borfprung, daß er ald Aus⸗ 
fänder von ben hoben Steuern des Landes, in welchem er probuckt, verfchont if. 
Die Angehörigen ver hochbefteuerten Länder könnten fi nur durch völlige Ab⸗ 
ſperrung von andern Ländern helfen, dieſe Abſperrung barf aber aus andern 
Gründen nicht gebulbet werben. Eine Abiperrung iſt e8 au fon, wenn ben 
Ausländern jeder Erwerb nit direkt verboten, fondem erſchwert wir, 
z. B. gerade dadurch, daß der Ausländer au in dem Lande, in dem er fi 
dauernd oder vorübergehend aufhält, feiner ganzen Genußmenge nad befteuert 
würde. Zwiſchen beiden Ertremen muß ein Mittelweg gefucht werben. 

Am beften wird fi die Sache unbebingt geftalten, wenn bie Staaten unter 
einander Verträge abichließen, nah welhem Maß vie mehr oder minder Iange 
Zeit im fremden Lande fi Aufhaltenden von viefem fremden Lande beſteuert 
werden, gerabe fo wie jet bie Staaten in den Nieverlaffungsverträgen bie Er⸗ 
laubniß zur Niederlafiung, zum Gewerbebetrieb u. |. w. feftfegen. Hand in Hand 
wit den Berträgen kann dann aud in dem Lande, dem vie faltifich anderswo . 
Anfäffigen rechtlich angehören, eine Regulirung ber Beſteurung vorgenommen were 
ben, fo daß jeber Menſch als genießendes ober als erwerbenves Weſen nur einmal 
im Berhältniß feines Genuſſes oder feines Einkommens beftenert wird, in dieſe 
Steuer aber mehrere Staaten ſich theilen. | 

In Prari wird das verhäftnißmäßig leicht zu machen fein, wenn, wie 
wir im folgenden Abſchnitt fehen werben, die Einnahmen bes Staats doc 
nit durch eine einzige Genuß⸗ oter Einkommenſteuer aufgebracht werben Yännen, 
fondern in ein Syſtem der verſchiedenſten einzelnen Einlommens- und Genußfleuern 
zerfallen mäflen. 

Innerhalb der genannten Grenzen bat der Staat ein Vefteurungsrecht über 
alle Individuen, welche genießen. Darnach find aud bie, welche ihren Genuß nicht 
jelöft fi verfchaffen, fondern ganz ober theilweife von andern abhängen, alfo vor 
Allem die Unerwachfenen, fteuerpflihtig., Dem Bater oder der Mutter wird an 
vem eigenen Genuß durch jenes Kind, das fie ernähren, fo viel gekürzt, als biefes 
chält, Darnach müßten bie Kinder befteuert werben, da fie aber Alles von den 
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Eltern erhalten, beftemert man einfach ber Genuß bes Kindes mit in bein Genuß 
der Eltern. Ebenſo find zwar au ber. Dann wie bie Fran jedes Genußſubjekt, 
dennoch wird bie. Steuer für beide gemeinfam erhoben. 

Darnach wird die Familie im engflen Sinn d. h. Mann, Frau unb bie 
noch nicht felbfländigen Kinder zufammen als ein Stewerjubjelt mit einer gemein- 
famen Genußmenge angefehen. So viel von biefem gemeinfamen Genuß auf einen 
Jeden fällt, fo viel trägt ein Jeder von den Stantslaften. Die Befteurung eines 
jeven einzelnen Gemußfubjeltes ift nur eine ibeelle. Auch bei den theilweiſe ſelbſt⸗ 
ftändigen Kindern greift bie Genußbeſteurung Pla. Sie müflen ihre geſammte 
Genußmenge verftenern, biefe rübrt entweder aus eigenem Vermögen und eigenem 
Arbeitserwerb her, ober aus dem Zufchn ben der Bater gibt, fo lange ex vie beiben 
erften für ungenägenh hält. Diefer Zuſchuß ift für den Bater wohl ein Einfommen 
aber kein Genuß, beim Sohn ein Genuß aber fein urfprüngliches Cinkommen. Bei ver 
Eintommenbeftenrung z.B. im Schmollerfchen Sinn, fan man konſequenterweiſe nicht 
gut anders als dasjenige, was felbftändige Kinder von den Eltern erhalten, zweimal 
als Cinkommen, erſt bei ben Eltern und dann bei den Kindern zu befteuerm; bei 
ber Genußbeftenrung wird wie bei allen Geſchenken der oben erwähnte Abzug ber 
Geſchenke von der Genußmenge des Schenfers gemacht. 

b) Die zweite Frage ft, ob für die Steuern der Unterabtheilungen bes - 
Staates, ver Gemeinde und, wo fie eine eigene Wirthſchaft führen, ver Pro⸗ 
vinzen, Kreiſe, Bezirke auch derſelbe Beſteurungsmaßſtab angewenbet werben 
muß als für die Staatsftenern ? 

Unftreitig läßt fig gar Manches dafür anführen, ven Auen, weldyen jeder von 
ber Gemeinde bat, wicht fo allgemein als feine ganze Berfönlichleit und feine ganze 
Habe umfafjend zu betrachten, als den Ruten bes Staates, und darum auch nicht 
bie Koften fo allgemein nad dem Umfang biefer ganzen Perfänlichkelt zu ver⸗ 
theilen, fondern die Abgabe jedes Einzelnen mehr ben einzelnen Vortheilen zu 
accomodiren, ‚beren ber Einzelne durch bie Gemeinvethätigleit genießt. Gewiß iſt ver 
Zuſanmmenhang zwiſchen den einzelnen Bemeinbeanftalten und ven Bemeinbemit- 
gliedern ein unmittelbarerer und in ben einzelnen Funktionen nachweisbarer als 
beim Staat, bem doch befonvers der allgemeine Schub zufällt, ſobald Gemein- 
den ober andere Theile des Staates ziemlich ſelbſtändig wirthichaften. Der Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen den Gemeindegliedern und den beiten Hauptaufgaben ver 
Gemeinde, ver Polizei im weiteren Sinn und ver Volkabildung läßt fi im 
Einzelwen beſſer berechnen, als der zwiſchen dem Schutz durch Heer ober Ger 
uchte und allen Staatsangehörigen. Dies darf aber meines Dafürhaltens nicht 
zu einem anbern Veftenrungsmaßftabe, fondern nur zu einer Beengung ber 
Steuererhebung führen. Einmal kann das ſchon dadurch geihehen, daß bie Ge- 
meinde leichter ans eigenem Bermögen Einnahmen ziehen kann als der Staat, daß 
bie Poltzeiftrafgelder der Gemeinde vorzüglich zufließen, dann aber vor Allem iſt 
ed zu erreichen durch eine weitere Ausdehnung bes freien Verkaufs ver Waaren 
und Dienfte, welchen Berlauf eine Gemeinde leichter vornehmen kaun als ver Staat. 
Je weiter diefer Verkauf ausgedehnt wird, um fo enger wird der Kreis der Auftalten, 
deren Laſten ganz ober theilmeife mit Steuern gevedt werben müffen. Diefe wenigen 
werten dann füglih am beften durch Zuſchläge zu. ven Staatsſteuern gebedt. 

Eigene Steuern, welche mehr dem Nutzen fi) anpaflen, den jedes Gemeinde⸗ 
glied direkt durch die Gemeinvethätigkeit genießt, dafür zu erheben wäre umſtänd⸗ 
ih und koſtſpielig. Nur folde Steuern welche als fog. Öebühren ſich zwangsweiſe 
an den zum Theil freiwilligen Kauf gewiſſer Waaren und Dienſte anſchließen, 
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linden für Gemeindezwecke dienlich fein, Pflaſtergeld, Wegegeld, Leuchtgeld, Löſch⸗ 
eld und dgl. mehr. Dennoch exiſtiren nicht nur in Prayi eine Menge von eigenen 
Öemeinbefbeuern, ſondern es werben aud immer neue Gemeindeſtenern neben ben 
Stantöftenern vorgefhlagen. Diejenigen Leute, welche sine einzige Einlommenfteuer 
wegen der Unausführbarkeit a8 Staatäfteuer vermerfen, empfehlen fie 
wohl als Gemeindeſteuer, aus bem Grunde, daß innerhalb der Gemeinde, 
namentlich einer Fleinen Gemeinde, vie Einkommensverhältniſſe eines Jeden feinen 
Nachbarn klarer zu Tage liegen, als der lokel unbewanderten Staatsſteuerbehörde. 
Das kann aber fhwerlih ein Grund für eine eigene Rommmunalfteuer abgeben, 
denn wenn es richtig iſt, daß die Gewmeindebehörden leichter als die Behörden 
größerer Landestheile die Steuerfähigkeit ihrer Mitglieder ermitteln können, fo 
darf daraus nicht gefchleffen werben,. daß für Gemeinpegwede eine eigene Steuer 
m den Ermittlungen, welche die Gemeinde mischen kaun, zu erheben If, ſondern 
nur der Schluß iſt geftattet, wenn wicht ger geboten, daß die Gemeinde bei ber 
Beranlagang aller Steuern ber oberſten Steuerbehörbe mit Rath und That au 
die Hand gehen muß, und vie Gemeindeſtener dann doch nur in Geflalt von 
Iufchlagsprocenten zu der Stantöftener erhoben wirh. So bewahrt man ber Gemeinde 
iht Selbſtbeſtenernngsrecht bis anf ven münfchenawertben Gran, ohne daß ein 
mehrfaches Beftenrungsiuften nüthig wir. 

Da zwifchen dem Staat und dem Heinen Lokalverband ver Gemeinde, bie 
mittleren Berbänbe der Bezirke, Kreife, Provinzen liegen, fo ähneln biefe in der 
Stenererhebung einmal ber Gemeinde, audermal dem Staat, bie Koflen werben. 
alfe wohl meiftens nad Urt der Staatslaſten durch Steuern zu beiden fein, ohne 
ven Verlauf ihrer Prebulte an vie Mitglieher fo weit zu beſchränken ala beim 
Staat, ebenfo aber auch ohne benfeiben fo weit auszudehnen ala bei ber Gemeinbe. 
€8 Inn eine ganz geregelte Stufenleites gebildet werben, von ber faſt Nichts 
mh Steuern deckenden Gemeinde bie zu dem faſt Alles durch 
Steuern bedenden Staat 

e) Drittens fragt es fih, ob Ausgaben, welche ber ganze Staat ner für 
keftimmte Gegenden zu machen fiheint, auch ven ben Bewohnern ber andern Yandıe- 
theile mitgetragen werben mäflen? 

Die Frage iſt befonvers wichtig in Staaten, welde bie naturgemäß mehr 
lolal zu befriebigenden äffentliden Bebärfniffe dennoch durch den ganzen Staat 
befriedigen wollen, in ſtark centralifirten Staaten, in Staaten, welche eine wenig 
ausgeblinete Oemeinde⸗, Bee, Kreis⸗ und Provinzialwirthſchaft haben, unb 
welhe überhaupt der 6ffentlichen Wirthichaft eine Menge von Aufgaben 
zumelfen, welche befier ber Pripatwirthſchaft überlafien bleiben. Wo biefe 
beiden Boransfegungen fehlen, tft die Frage von bebeutenb geringerem Gewicht. 
Anſtalten, weiche fpeclell einer Gegend zugewendet werden, ohne daß die andern 
äbntiche Anſtalten erhalten, find faft immer mehr privatwirthichaftliher Natur, nenn 
vie Sicherheit nach Innen und Außen jowie die Bildung im weiteften Ginn wirb 
meift allen Gegenden gleichmäßig zugemenbet, oder ift überall eine der Lokalaufgaben. 
Es dreht fich alfo vorzugoweiſe um privatwirthfchaftliche Anlagen, welche ein großes 
Kapital erfordern, die Errichtung von Kommunikationsanſtalten, von Eindeihuugen, 
von Entwäflerungen und dgl. Wären biefe alle ner Privatinpuftrie überlaffen, daun 
würde die Erſtellung einfach davon abhängen, ob ein Einzelner over eine Gefell- 
Haft den Glauben an bie Mentabilität eines ſolchen Unternehmens hat, einerlei ob 
Ipäter dieſer Glaube als falich oder als wahr ſich herausſtellt. ÄAuch wenn die 
richtung folder Anlagen die Sache non mehr ober minder lokalen und zwar 
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autonomen Berbänven if, Tann von einer Ueberlaftung nicht bie Rede fein. Jede 
Gemeinde over jever Gemeindeverband, ober jede größere Staatsunterabtheilung 
forgt für ſich, es kommt nur "darauf au für beftimmte Zwede vie lolalen Berbände 
weder zu groß noch zu Klein zu machen. 

Ueberhaupt wenn die Ausgaben wirkiih von der Sefammtheit, von 
ver Bolköovertretung beſchloſſen werben, liegt ein Zwang nur fowelt vor, 
als immer die Minorität ver Majorität fi unterorbnen muß. Anders in mehr 
oder minder abſolut regierten Staaten, wo das Boll gar nicht darnach gefragt 
wird, ob es einem Lanteötheile eine VBergänftigung vor ben anberen zuweiſen 
wolle, fonvdern wo dem einen Lanvestheil die nüslichen ober angenehmen An- 
falten, allen aber die Koften zubelretirt werben. Wie weit darin bie Regierung 
gehen darf, ift principiell ſchwer zu entfcheiden, denn zwei Argumente, das eine für, 
das andere gegen die Zumwenbung eines Lolalvortheils auf gemeinfame Koften 
halten einander vie Stange: Dagegen ſpricht der Gedanke, dag wenn ein 
ärmerer Landestheil einen Staat für ſich bildete, wie ja Schlefien oder Pofen 

erade fo gut ein Staat für fi fein könnte als dad Königreih Sachſen, biejer 

ndestheil für alle feine Anftalten auf fich felbft angewiefen wäre Dafür fpridt 
die Zufammengehörtgfeit der Landestheile zu einem Ganzen, welches nicht atomiftifch 
getrennt werben darf, und fpricht vor Allem der Umſtand, daß die Hebung, welder 
ein Landestheil durch gewiſſe Anftalten theilbaftig wirb, and; wieber ben näher 
llegenden Gegenden und der Geſammtheit nügt, Zwifchen dieſen beiden Schwierig- 
feiten im einzeln Fall richtig durchzulaviren iſt nicht leicht. Die Regierung wirb 
ber Entſcheidung überboben, wenn das Bolt felbft Über ſolche Ausgaben je ent · 
ſcheiden Hat, oder wenn bie Autonomie der Gemeinden und der größeren Landes⸗ 
theile eine bebeutende tft, alſo bei großer Decentralifation, welche freilih bem 
Abſolutiomus fehr ſtark entgegenläuft. Interefiont ift übrigens, wie biefe Bevor⸗ 
zugung eines Zanbestheiles nicht immer die bes Ärmeren vor bem reicheren, fonbern 
oft gerade umgelehrt des reicheren gegenüber dem ärmeren iſt. Ich eriunere nur an 
die Stenerlaft, welche auf ganz Frankreich ruht, um Paris zu verfhönern und bie 
un Dynaſtie durch befeftigte Kafernen, welche gerade Straßen beherrſchen, 
zu ſchützen. 


2. Stenuerveranlagung Steuerfyftem. 


Mit Anerlennung der Genußmenge eines Jeden als des beften Beſteuerungs⸗ 
maßftabes ift keineswegs ausgefprochen, daß auch direkt das Genußquantum eines 
Jeden mit einer einzigen procentalen Steuer zu belegen ſei. Einmal lünnte die⸗ 
felbe ganz unmöglich ober fie könnte fo fchwierig fein, daß eine andere Be- 
fteuerung leichter zu demſelben Endrefultate führte. 

Daß es für alle Zeiten und für alle Völker eine abjolute Unmöglichkeit 
bleiben werbe, das Genuß quantum eines Jeden in unferem obigen Sinne direkt 
zu ermitteln, will ich freilich nicht behaupten, aber doch für unfere Zeit; vielleicht 
baß fie möglih wird, wenn Regierung und Volk größerer nationaldkonomiſcher 
Bildung fi rühmen können als jegt und wenn überhaupt die Wiffenfchaft der 
Nationalälonomie und Statiftil weiter vorgefchritten if. Eine direkte Schägung 
ber Genußmenge durch die Steuerbehörde wäre felbft bei ber größten national- 
Blonomifhen Vildung und dem ausgebildetften Syſtem der Haus- und Geichäfte- 
frionage kaum möglich. Jeden einzeinen Genußalt beftenern zu wollen, um daraus 
die Geſammtheit zu finden, wäre nit minder unmöglich, wenn man nicht jebem 
Menſchen einen zweiten als Steuerkontroleur zur Begleitung auf Schritt und 
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Tritt beigeben wollte. Jedes Gut, welches einen Genuß gewährt, nicht im Kon⸗ 
funtionsatt, fondern im Probuftionsaft, zu befteuern, ginge bei manden tern, 
aber nicht bei allen, follte es feibft bei allen greifbaren Gegenſtänden thunlich 
fein, wie wäre e8 bei allen immateriellen Produkten, welche meift in dem Augenblick 
ver Produktion auch Tonfumirt werden? An alle dieſe Methoden kann nicht gedacht 
werben, id} habe fie nur ale Unmöglichkeiten aufgeführt. Das einzig Denkbare wäre eine 
Selbſtſchätzung des Genießenden, etwa Tontrolirt durch die Steuerbehörbe. Ob viefe 
Selbſtſchätzung nicht allezeit an dem guten Willen fheitern wird, kann erſt ber 
Erfolg lehren, fo lange aber die Regierungen ſich nicht fheuen gegen den Willen 
des Volkes Unnüges oder gar Schäplihes zu produciren, und bie Wiffenfchaft 
auch die guten Staatsprobuftionen als ein nothwendiges Uebel varzuftellen ſich 
bemüht, iſt der Wille, feine Steuertraft richtig anzugeben, jevenfalls fchon aus 
biefen beiden Gründen fehr zu bezweifeln. Bisher und wohl noch auf lange 
Iheitert eine richtige Schägung aber auh an dem Mangel allgemeiner und 
jpeciel nationaldölonomifher Bildung, um nicht zu fagen faft Aller, 
doch der überwiegenden Mehrheit. Es Liegt das nicht etwa an unferem Beſteue⸗ 
rungsmaßſtab des Genußquantums, jeber andere Mafftab, 3. ®. das f. g. reine 
Einfommen der alten Schule oder das Einkommen, wie es Schmoller, faßt, wäre 
ver Mehrzahl im Volk bei dem jetigen Stande der nationalötonomifchen Bildung 
ebenfo wenig zum deutlichen Bewußtfein zu bringen. Es find bei ver Genufbe- 
ſteuerung diefelben Hinderniſſe wie bei der allgemeinen einzigen Eintommensftener 
mit eigner Einfhägung oder Einſchätzung durch die Stenerbehörben, oder doppelter 
Einfhägung. (Bgl. Art. Eintommenfteuer.) - 

Das Eintommen oder die Öenußmenge find beide nicht durch eine einzige 
Steuer, fondern nur durch eine Kombination verfchiedener Steuern, durch ein 
Stener ſ y ſt eim zu treffen. Die Aufftellung eines gemeinfamen Beſteuerungsmaß⸗ 
ſtabes iſt dadurch nicht etwa unnäg gemacht, ſoudern bleibt gerade fo nothwendig. 

Bir müſſen die verſchiedenen Quellen anffuhen, aus denen die einzelnen 
Genüſſe entfpringen, ehe fie fih zu dem ununterſcheidbaren Genußquantum oder 
um bei dem Bilde zu bleiben, zu dem Strom von Genüſſen vereinigen. 

Die Menge ver Genüſſe, weldhe Jemand in einem beftimmten Zeitraum, z. 8. 
in einem Jahr ſich zu verfhaffen vermag, kann nur aus Biererlet herrühnen: 

1) Aus der Summe aller Erträge, welche ihm jährlich feine. Arbeitsfraft 
und feine Kapitale ohne Schmälerung ihres Beſtandes gewähren oter gewähren 
tönnen, fo weit er biefes Einkommen im felben Jahr aufbraucht und nit als 
Kapital oder Genußgut für fpätere Zeiten auffpart. 

2) Aus den Genüffen, welche ihm fein nit als Kapital verwenbetes Ver⸗ 
mögen, alfo feine ftehenden Genußgüter ohne Schmälerung ihres Beſtandes, d. h. 
nah Abzug der Koften für ihre völlige Inftanbhaltung gewähren oder ge- 
währen Fönnen. 

3) Aus den Genüuſſen, weldhe ihm vurd Umwandlung von ſtehendem Kapital 
und ftehenden Genußgütern in umlaufende Genußgüter zufließen. Zu dieſem Letzteren 
gehört au, was er, ftatt hiemit feine Arbeitskraft, fein ftehendes Kapital und 
feine ftehenden Genußgüter in ungefchmälertem Beftand zu erhalten, verbraudt, 
durch welchen Verbrauch der Werth von Kapital und Genußgütern allmählich 
verringert wird. 

4) Aus Gebrauch oder Verbrauch von Gefchenten. 

Iſt es möglich jede diefer vier Arten von Genüffen mit einer procentalen 
Steuer zu treffen, fo ft die Vefteuerung nach unferem Beſteuerungsmaßſtab möglich, 
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hierauf alfo muß das Steuerſhſtem gerichtet fein. Betrachten wir bie Moglichteit 


einer folchen Beſtenerung, und zwar in umgelehrter Orbuung, beginnend mit Ar. 4. 


ad 4. Auf die Geſchenle if, wie auch fon oben einmal angedeutet, 
nicht weiter Rädficht zu nehmen, fie werben ruhig beim Schenter weiter befteuert, 
bis. derfelbe die Mebertragung dieſes Steuergegenftandes auf ven Beſchenkten der 
Stenerbehörbe mittheilt. Bei allen Erbſchaften macht fi das naturgemäß noch 
viel einfacher, Indem tie Steuerperfönlichleit des Sterbenden aufhört, und den Suc- 
cefioren pro rata des Erbtheils, des Legates ꝛc. zumädst. 

ad 3. Am leichteften find die Genüſſe der dritten Art, wenn auch nicht fogleich im 
Moment des Genuſſes, fo doc, und zwar ohne Schaden der Steuerlafle, in einem 
fpäteren Zeitpuntt zu beſtenern. Sie entfiehen, wie angegeben, fämmtlid durch 
Anfbrauden von Vermögen, das man biöher nur gebrauchte. Die Steuerbehörbe 
bat fi ſelbſtändig gar nicht um dieſe Beränderungen zu bekümmern, fie beftenert 
fo fange in ver alten Weiſe fort, bis ver Beftenerte, nm nicht das ſchon Ber- 
brauchte noch ferner zu befteuern, bie Beränderung ber Steuerbehörbe felbft anzeigt. 
Erft dann wird ver Berbraud als Genuß befteuert und was bisher der Staat 
am Stenern bezogen hat, iſt glei dem Zinfenverluft, den der Staat durch zu 
fpäte Verſtenerung des Genufles erlitten hatte. 

Burde 3. DB. bisher ein Geldkapital von 10,000 Rthlr., welches 5 %/, Zinfen, 
alfe 500 Rihlr. trug, oder mit andern Worten ein Eintommen von 500 Rthlr. 
mit 109/, befteuert, fo wird troß des Berbrauches Jahr aus Jahr ein 50 Rthlr. 
an Steuern weiter erhoben. Wird enbli 3. BV. 10 Jahre nah dem Berbraud 
der Verbrauch belannt, fo wirb jegt 109), der ganzen Summe erhoben und bie 
Zinfen, welde dem Staat in den 10 Jahren feit dem Berbraud entgangen find, 
werben genau durch bie bisher weiter bezahlte Steuer von 50 Thaler ausge 
lichen. 
Statt des gewählten Beifpieles eines verbrauchten Kapitals könnte gerade 
fo gut ein aufgebrauchtes ſtehendes Genußgut genommen werben. Späteftens wirb 
beim Todesfall fi ergeben, daß tie noch immer befteuerten ftebenden Genußgezen- 


flände oder Kapitale längſt in umlaufende Genußgüter verwandelt und verzehrt: 


waren, und wird nun der Verbrauch qua Genuß nachträglich beftenert. Selbft der 
Verbruuch, melden bie vernadläffigte Inftanphaltung von fiehendem Kapital und 
ſtehenden Genußgütern repräfentirt, könnte auf dieſe Art nachträglich noch bie dem 
Genuß entfprechende Steuer tragen. 

Nur wenn der Betreffende nad einem ſolchen Verbrauche auswanderte, ent- 
ginge dem Staate ein Theil der ihm geblihrenden Steuer. 

ad 2. Nicht ebenfo leicht als die ad 3 genannten Genüſſe find die ad 2 
aufgeführten zu ermitteln und zu befteuern, nämlid ver Gebrauchsgenuß von 
ftehenden Gütern, weldhe dem Gigenthümer Genuß gewähren ober gewähren können. 
Was darunter fAlt, iſt nach unferen ubigen Begriffsbeftiimmungen theoretifch frei= 
lich unfchwer zu entfcheiden. Nur die Theile des Einkommens, weldye in der Ber 
fleuerung dieſes fpectel erimirt wurden, als nur allmählich in Geftalt von ftehenven 
Sütern zum Verbrauch kommend, find zu biefer Befteuerung heranzuziehen. 

Dennoch dürfte e8 in der Praxis am Einfachften fein, die ftehenden Genuß⸗ 
güter, weldhe aus Einkommen gebildet werden, mit der fehr beveutenden Uus⸗ 
nahme aller Immobilien, bei der Eintommensbefteuerung lieber nicht zu erimiren, 
fondern fogleih als Einkommen zu beftenern. Die fchnelle Aufnugbarkeit,, die 
häufige Neuanfchafiung verfelben und die ohne ausgebildete Steuerfpionage ſchwierige 
Steuererhebung führen gleihmäßig dazu. 
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Singegen vie Immobilien mäffen fhon darum bireft als Genußgüter be- 
fieuert werben, weil biefelben felten aus dem Einfommen, fondern meiftens aus 
Kapital erworben werben, d. 5. weil nur eine ber oben befprochenen Umwand⸗ 
{ungen von Steuerobjelten Statt findet. Auf keinen Kal dürfen einige Immobilien 
beim Genuß derfelben befteuert werben und andere aus dem Grunbe, baf fie ſchon 
als Einfommen befteuert worden find, von der Steuer frei bleiben. Der Grund 
folder Befreiung vergißt fi bei Gütern von ewiger Dauer, wie z. B., der Grund 
und Boden tft, jo leicht, daß entweber die befteuerten Güter fpäter von der Steuer 
entlaftet werben oder daß man bie feheinbar unbefteuerten noch einmal befteuert. 

ad 1. Das Schwierigfte iſt offenbar das Einkommen eines Jeden nach Ab⸗ 
zug alles deſſen, was nicht umlaufendes Genußgut ober unferer legten Bemerkung 
zu Folge auch deſſen, was nicht ſtehendes Mobiliarzenußgut ift, mit einer gleichen 
Steuer zu treffen. Daß das Gefammteintommen fo wenig als der Geſammtgenuß 
eines Jeden mit einer einzigen allgemeinen Steuer getroffen werben Tann, zeigten 
wir Im Anfang dieſes Abfchnittes, es bedarf vielmehr eines ganzen Stenerfuftems, 
um bie einzelnen Eintommensquellen oder Einfommensarten zu befteuern. 

Wenn ich von einer Beſtenerung der einzelnen Einkommensquellen und Ein- 
fommensarten rede, dann verftehe ich darunter bie einzelnen Komplexe von werth- 
Ihaffenden Thätigleiten des Menſchen oder die einzelnen Gewerbe, vermittelft deren 
er unter Beihälfe der Natur mit feinem Kapital producirt, nicht aber bie ideellen 
Elemente, auf welche jede Probuftion fih zurüdführen läßt, Arbeit, Kapitalnutzung 
und befondere Bevorzugungen durch die Natur, oder deren Preis, Lohn, Zins 
und Rente. 

Ich weiche darin von den meiften Sinanzfchriftftelleen ab, welche je mit einer 
Steuer diefe ideellen Einkommendquellen, d. h. die verfchiedenen durch die, Theorie 
gefundenen Propuftionsfaftoren, ven Arbeitslohn, den Kapitalzins, vie Rente 
treffen wollen. 

Es iſt dies ein Hineintragen einer wiſſenſchaftlichen Eintheilung in das viel» 
geftaltige ſtets wechſelnde Leben, wo fie vollftänpig unmöglich ift, ähnlich der ver- 
ſuchten Eintheilung der Voltswirthichaftepolitit nah Maßregeln, welche die Pro⸗ 
duktion, die Gütervertheilung und die Konfumtion betreffen, wo bann entweber 
um der Eintheilung willen der Sahe Zwang angethan oter zufammengehörige 
Gegenſtände auseinander geriffen werben. So wird bei Rau die Politik des doch 
bis zu einem gewiffen Grad auch von ihm für probuftiv und für eine Produktion erllärten 
Handels in die Beförderung der Gütervertheilung gefegt, zuſammen mit 
dem größten Theil des Armenweſens, während ver Neft ded Armenweſens davon 
(08gerifien und mit der Luxuspolitik als Maßregeln zur Beförderung der Ber» 
jehrung zuſammengeſchraubt wird. 

Set mehr als in der Volkswirthſchaft wirb in der Finanz oder Staats 
wirtbihaftspolitit durch die aufgebrängte Eintheilung nad) den ideellen ober 
theoretiichen Einkommensarten, welche jeder nah feinem nationalölonomifchen 
Syſtem anders macht, künſtlich ein Zwieſpalt zwiſchen Praxis und Theorie ge⸗ 
ſchaffen, der von Natur nicht eriftirt. 

Welch' verſchiedene Produktionselemente oder Einkommensquellen und darnach 
Einkommensarten jeder Schriftfteller in denſelben Steuern zu treffen meint, zeigt 
als Beiſpiel fchon eine Segenüberftellung von nur zwei Eintheilungen, der Rau'ſchen 
und der von Umpfenbad. 
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Han. 8 300. Unpfenbach. (Inhaltsverzeichniß.) 
1) Die Grundrente kann belegt 1) Die Befhagungber Örunprente. 


werben: a) Die Grunpſteuer. 
a) bei den Eigenthämern in ber 
Grunpftener. 
(Aderban und Waldban.) 
b) bei denjenigen, welche vermöge 
eines Realrechtes einen Theil 
davon beziehen, durch die Ge⸗ 


faͤllſteuer. 

2) Die Grundrente verbunden mit 2) DieBeſchatzungdes Kapitalzinſe s. 
einer Zinsrente zeigt ſich in b) Die Waldftener. 
der Dausrente, und bildet den c) Die Gebäuveftener. 
Gegenftand der Hausftener. d) Die Darlehufteuer. 

3) Die Kapitalrente findet fi: 3) Die Beſchatzung des Arbeits 

a) in Berbindung mit Gewerbe- lohns. 

verdienſt in dem Einkommen der e) Die Arbeitsſteuer. 
©ewerbsuuternehmer, welches der f) Die Gewerbfteuer. 


©ewerbefteuer unterliegt. ’ 
b) abgefondert im Zinfe ausgeliehener 
Kapitale, für welche pie Zins⸗ ober 
Kapitalfteuer beftimmt iſt. 
4) Der Arbeitslohn ohne Berbin- 
dung mit andern Einnahmen wird 
durch eine beſondere Lohnſteuer ge- 
troffen. 


Nachdem vie Finanztheoretiker, von denen id nur zwei aufgeführt habe, 
ſolche oder ähnliche Eintheilungen gemacht, räumen fie bei der Behandlung ter 
einzelnen Steuern vielfach freilich ausdrücklich oder ftillfhweigend ein, daß vie Ein- 
tbeilungen nit ganz zutreffen, daß außer der Einfommensquelle, welde nad 
ihrer Meinung die Steuer treffen follte, auch noch andere mit getroffen werben, 
es ift das aber auh noh weit mehr ver Fall als fie zugeben, es ift fo weit 
der Ball, daß faft in jeder der angeführten Steuer Zins, Lohn und Rente (nur 
nicht gerade Grund rente) getroffen werden follen oder doch getroffen werben. 

Auch die Eintheilung der Steuern bei L. Stein in Kapital« ober Produk⸗ 
tions⸗, in Arbeits- oder Konfumtions- und in Einkommensſteuern ift feine wefent- 
ih andere als die von Befteuerung des Kapitals, der Arbeit und der Rente (nicht 
blos der Grundrente, fondern Rente ungefähr im Sinne Schäffle's oder v. Man- 
goldt’8, Produktionsüberſchuß im Gegenfag zur Probultionseinbuße); der Haupt⸗ 
unterfchled gegen die Steuerſyſteme Rau's, Umpfenbach's ꝛc. befteht nur in dem 
ganz richtigen Gedanken, die f. g. indirelten Steuern, richtiger die Auffhläge, mit 
in das eine GSteuerfuftem zu ziehen und nicht ein zweites Syſtem ver 
Konfumtionsfteuer neben das der Produktionsſteuer zu ftellen. 

Faſt die gefammte neuere Finanzlitteratur geht von einem ähnlichen Gedanken 
bei der Steuerveranlagung aus. 

So lange in der Nationalökonomie noch fo wenig Einigkeit über die Ein- 
theilung und Begrenzung der iveellen Eintommensquellen oder der Produktions⸗ 
elemente bericht, und dieſe Einigkeit wird fehlen, fo lange es eine Wiſſenſchaft der 
Nationalötonomie gibt, kann man hiernach die Steuern nicht eintheilen. 


— 
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Bär die Beſtenerung müſſen dieſe Theorien als gar nicht eriftent gelten, es 
genügt, daß das Geſchäft einen Ertrag gibt, ber unter die Theilhaber als Ein- 
tommen fi vertheilt. Dan treffe pas Reſultat dieſer Produktion möglichft gleich 
mäßig mit der Steuer. 

Die Staaten haben fi früher bei ihren Steuern um ſolche Theorien nicht 
gelümmert, fie thun es zum Glück auch jetzt felten; wo es verfucht wird, gewinnt bie 
Beftenerung gewiß nicht. Man fehe fich jede beliebige Grunpftener eines Staates an 
und frage, ob fie mit dem Rau’fhen Say barmonirt: „Die Grundſteuer ift be 
Rimmt, einen Theil der Grundrente, d. i. des reinen Ertrags, weldye das Grund- 
eigenthum gewährt, für bie Staatskaſſe in Anfpruh zu nehmen.” Die Grund- 
ftiener Tann gar nit nur die Grundrente treffen und will es auch nicht. 

Charalteriftifch für den gefunden Sinn ber Finanzpraris iſt, daß unter den 
wenigen Schriftftellern, welche fich die vergebliche Mühe, die einzelnen Einkommens⸗ 
quellen in beſtimmten Steuern treffen zu wollen, nicht geben, obenan ber Finanz⸗ 
praltiler v. Hod fteht in feinen „Deffentiihen Abgaben und Schulden.” Stuttgart. 
1863. Er fagt: „Um die Schwierigkeit der Ermittlung bes Einfommens in feinen 
verihiedenen Stadien als rohes, reines und freies Eigenthum (? fol wohl heißen 
Eintommen) zu umgehen, bält man fih an bie einzelnen materiellen 
Quellen des Einlommens, das Gruntffüd, das Gebäude, 
das Geldkapital over die Rente, das Gewerbe, das Amt oder ben 
Dienft, — hierdurd belömmt man die Ertragsfteuer, die Örund-, 
Hans⸗, Kapitals oder Renten», Öewerbe-,Befoldpungsftener.” 
(Geite 83.) 

An dieſe änßerlich unterſcheibbaren Erwerbszweige der Menfhen muß bie 
Steuerbehörde fi halten. _ 

Das Einkommen eines jeden Menfchen läßt fih niht nur theoretiſch, 
Innerlid, für ven Vefteuerungszwed unbrandbar, auf Einkommen aus 
feiner Arbeit und aus feinem Kapital zurüdführen,, fondern es läßt fih aud 
praktiſch, Außerlih, für den Befteuerungszwed, brauchbar nachweiſen ale 
aus den manigfachſten Gefchäften oder aus ben verſchiedenen Produktionsarten 
fließend, in welchen ein Jeder mit Arbeit und Kapital betheiligt if. Ebenfo wie 
nun das Einfommen eins Menſchen fo äußerlih betrachtet aus ver- 
ſchiedenen Einkommensquellen kommt, fo vertheilt fi auch der Ertrag 
eines Gefhäftes auf verſchiedene Menſchen, weldhe daran mit Arbeit und 
Kapital betheiligt find. 

Der einzelne Steuerpflichtige ift nicht immer im Stande nachzuweiſen, welches 
vr Ertrag aller der Gefhäfte ift, aus welchen ex einen Theil feines Ein- 
lommens bezieht, er ift aber im Stande anzugeben, welcher Theil feines Ein- 
dommens aus jevem der verfchievenen Gefchäfte fließt, in wie vielen Ge⸗ 
Ihäften er ſich beteiligt und wie groß fein Gefammteinfommen ifl. Beſonders 
nur für den Theil feines Einkommens ift die Angabe zumal für den Ungebilveten 
Ihwer, welchen er aus fremden Gefchäften nicht in Geld, fonbern in natura er- 
hält, und welchen er aus feiner eigenen Unternehmung in natura bezieht. Als 
Deifpiel für das Erſte nenne ih Wohnung, Beldftigung, aud Kleidung u. dgl. 
von fläbtifchen und ländlichen Dienftboten, Geſellen, Lehrlingen, für das Zweite 
bie Güter, welche der Landmann fich felbft erzeugt und in natura verbraudt, die 
Hauptnahrungsmittel und wohl auch gewiffe Bekleidungs⸗ und Feuerungsſtoffe. 
In beiden Fällen iſt die Schätzung des eigenen Einkommens durch ven Steuer⸗ 
pflichtigen, wie oben bemerkt, fo ſchwer. Dazu kommt die gleichfalls berührte Un- 
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" Inf, fein Einfommen der Stenerbehörbe richtig anzugeben. Auch für die Steuer 
behörbe iſt das ganze Einkommen des Einzelnen oder feine verſchiedenen Theile 
bireft zu fhägen unmöglich. 

Beide Uebeiftände können gehoben werben, wenn bie Stenerbehörbe im Stande 
if, den Ertrag der einzelnen äußerlich fichtbaren Gefhäfte und vie Vertheilung 
dieſes Ertrages auf alle, welche in dem Geſchäft mit Arbeit und Kapital fich be⸗ 
theiligen, zu ermitteln. 

Dann Tann die Stenerbehörbe die Unluft und das Unvermögen ber richtigen 
Eintommensangabe durch den Steuerpflichtigen kontroliren und ergänzen. Der 
Steuerpfligtige bat eine Perſonalſchätzung feines Eintommens 
und bie Steuerbebdörde eine Realſchätzung aller Erträge und 
ihrer Bertheilung vorzunehmen. Gewiflermaßen eine boppelte Buchführung im ver 
Beftenerung, die fireng genommen im Enprefultet, in ver Steuerfähigkeit eines 
Jeden fib veden muß. 

Wie die Steuerbehörbe in al’ den verſchiedenen Geſchäften vie Realſchätzung 
der Erträge und ihrer Vertheilung vornehmen fol, ift hier nicht der Raum auszu- 
führen. Darüber find bie Artilel Grund - und Hansftener, Gewerbeftener, Ein⸗ 
tommen- und Rapitalftener zu vergleihen. Die theoretiihen Punkte find, wen man 
fi) einmal über das Befteuerungsprincip und das Stenerfyftem geeinigt hat, leicht, 
für die ſchwierige Ausführung lafien fih wenig allgemeine Rathichläge ertheilen. 
Sie find für jeden Fall aus den allgemeinen Grunpfägen ver Beftenerung zu 
entnehmen. Der Stenerbehörbe liegt vor Allem ob, ben Rohertrag eines‘ jeden 
Geſchäftes oder eines jenen Kompleres wirthſchaftlicher Thätigkeiten zu ermitteln, 
b. 5. die Menge von Produkten, welche in einer beftimmten Produktionsperiode, 
welde damit zugleich die Steuerperiobe ift, gefhaffen worden, und den Geldwerth 
zu berechnen, den biefe Produkte repräfentiren. Davon geht, um bie aus dem Ge- 
ſchäft überhaupt fließende Genußmenge zu ermitteln, Alles ab, was für 
feinen Menſchen genußbringend zur Produktion aufgewenbet wird. Der Reft iſt dann 
die aus dem ganzen Geſchäft hervorgehende fteuerfähige und fleuerpflichtige Genuß⸗ 
menge oder der Rein ertrag des ganzen Geſchäftes für alle daran Betheiligten. 
Diefen ganzen NReinertrag haben ver eine ober bie mehreren Unternehmer jedes 
Geſchäfles als Genußmenge zu verftenern mit Abzug alles vefien, was fie ale 
an andere in dem Gefhäft mit Arbeit und Kapital Betheiligte abgehend nach⸗ 
weiſen. Diefe Abzüge dienen der Steuerbehörve ale Kontrole für alle Angaben, 
welche die einzelnen Steuerpflihtigen über die verjchlevenen Theile ihres Ein- 
kommens maden, und bienen umgelehrt dieſe Angaben über das Einkommen als 
Kontrole für die Richtigkeit der vom Unternehmer gemachten Abzüge. Was nad 
biefen Abzügen bei einem Geſchäft noch übrig bleibt, dad iſt Reinertrag nicht des 
ganzen Gefchäftes, fondern der Reinertrag für den einen oder bie mehreren Unternehmer, 
von denen die andern ihr aus dem Reinertrag bes ganzen Geſchäfts fließendes 
Einkommen ausgezahlt erhalten. Als ein folches in feinem Rohertrag und feinem Rein- 
ertrag zu ſchätzendes Geſchäft muß aber auch ber Erwerb, ver nicht auf Verkauf 
feiner BProdufte, fondern auf Verkauf der Nutzung von Probuften und auf. 
Berlauf von Arbeit gerichtet ift, angefehen werben. 

Dei diefer Beſteuerung der verſchiedenen Ermwerbszweige ift als principales 
Steuerſubjekt in der Landwirthſchaft nit der Eigenthümer, fonbern der Wirth: 
fhafter, fei er Pächter over ſelbſtwirthſchaftender Eigenthämer, anzufehen, und ver 
verpadhtende Eigenthümer nur als untbätiger Kapitaliſt. Ebenſo iſt prinzipales 
Steuerfubjelt jeder mit fremdem Kapital wirtbfchaftende Unternehmer, welde Urt 
von Gefhäft er betreiben mag. 


- 
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Landban anf einem gepacteten Grundſtück, Gaftwirthichaft in einem ges 
pachteten Hotel unterfcheivet fi nicht weientlih von jeber andern Wirthſchaft, 
welche mit fremdem Kapital betrieben wird; Grund und Boden ift eben auch nur 
eines der vielen verſchiedenen Kapitale, die man felbft fruchttragend machen ober 
einem Andern dazu überlafien fann. Die Befteuerung ift leichter durchzuführen 
als bei principaler Beſtenerung der Kapitaliften und principaler Beſteuerung ber 
mit frembem Kapitale Wirthichaftenven. 

Ohne die angegebene gegenfeitige Kontrole der Realſchätzung des Ertrages 
und der Perfonalfhägung des Einkommens machen vor allen Dingen bie Erwerbs⸗ 
zweige oder die Geſchäfte Schwierigkeiten, welche nur wenige äußerlich ſichtbare 
Apparate erforbern: 

1) Das Bermietben von Kapitalien oder Verkaufen ber Kapitalnutzung 
(bei nit fungiblen Sahen auch Verkauf der Kapitalabnugung), zumal in ber ge 
bräudlichften Form des Geldausleihens und 2) das Vermiethen der eigenen Per- 
fon oder das Berkaufen von Dienften und Arbeit. 

1) Was das Ausleihen, das Vermiethen, das Verpachten von Gütern 
angeht, fo würde dasfelbe in der Form von Geldausleihen fehr leicht ver Be⸗ 
Neuerung als Einkommensquelle entihlüpfen können, wenn nicht das ganze Be⸗ 
ſteuerungsſyſtem in der oben angegebenen Art darauf beredjnet wäre, vie Eriflenz 
von ansgeliehenen Gelbfapitalien in ver Beflenerung der Geſchäfte, in welche fie 
verwendet werben, nachzuweiſen. Es liegt im Interefie jedes Beſteuerten, bie 
Stener von geliehenen Kapitalien durch Nennung bes Eigenthümers von fich 
birelt abzumälgen, 

Wollte der Darlehngeber Tontraltlih den Darlehnempfänger binden, bei ber 
Beſteuerung das geliehene Kapital als fein eigenes anzugeben und wäre ein folder 
Kontralt gültig, fo würde indirekt durch Steuerüberwälzung die Steuer auf den 
Kapitaliften fallen, indem die einfache Folge ein etwas niebrigerer Zins für ein 
folhes Darlehn wäre, welches ein fleuerfreies Einfommen gewährt, während fonft 
das Einlommen aus verkaufter Kapitalnugung der Beſteuerung unterliegt. Diefelbe 
Eriheinung würde nach längerer Zeit fi auch zeigen, wenn alle Kapitale, 
welde man nicht felbft benugt, nicht vom Eigenthümer, fonbern von dem Benuger 
als Eintonimensquelle verfteuert werben müßten. Vermiethete Kapitale brauchte der 
Eigenthümer nicht zu verflenern, der Preis der Kapitalnugung oder ber Zins 
mäßte alfo fallen. 

Die Steuer von Kapitalten, welche im felben Sande ausgeliehen wer- 
ven, kann dem Staat auf feine Welfe entgehen. Nur viejenigen Gelofapi- 
talien, weldye in das Ausland verliehen werben, entziehen fi der Steuer⸗ 
tontrole, da ver Darlehenempfänger nicht verfelben oberfien Steuerbehörde 
unterworfen ift, wie der Darlehengeber, fondern der Steuerbehörbe eines ganz 
andern Staates. Einzig durd Konventionen der Staaten untereinander önnte 
ein Staat für den andern die Steuer von allen in fein Terrain ausge 
liehenen Kapitalien erheben, bei dem Einfommen ans fremden Stantspapieren wäre 
das fogar fehr leicht, bei den an Privaten geliehenen Summen ſchon fchwerer, 
jedoch ſelbſt da iſt es nicht unausführber. Von dergleichen Konventionen find wir 
freilich noch weit entfernt. 

Dis es dahin kommt, exiſtirt für diefe Veftenerung nur bie freilich oft un- 
genlgenbe eigene Angabe ber Kapitaliften. Das Ungenägenbe liegt zum Glüd nur 
barin, daß mancher den Betrag biefes Einkommens nicht angeben mag, während 
die Groͤße eines ſolchen Einkommens leichter zu berechnen ift als die faft aller andern 
Einlommensarten. 
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Biel weniger Schwierigleiten macht, felbft wenn die Kontrole durch bie Käufer 
ber Kapitalnugung wegfällt, das Ausleihen von allen andern Gütern als gerade 
von Geld. Soihe Güter entziehen fi nicht fo leicht den Bliden der Steuer⸗ 
behörde, alfo Grundſtücke aller Art, Pferde, Kutfhen, Mobilien, Kleider, z. B. 
Mastengarberoben, Bücher, Muſikalien zc. ꝛc. 

2) Noch ſchwerer zu. bewerkftelligen ift die Befteuerung aller Atbeit, 
weldye der Arbeiter nicht im eigenen Geſchäft benntzt, ſondern weldye er verkauft. 
Ein äußerer Anhalt ift der Steuerbehörde faft nirgends gegeben. Für hirelte Er- 
mittlung bleibt faft nur die Angabe des Lohmempfängers felbft, wobei nicht allein 
zu fürchten tft, daß der Ürbeiter fein. Einlommen nicht genan angeben mag, fon: 
dern auch daß er ald oft des Schreibens und Rechnens unkundig aus all feinen 
Heinen Einnahmepoften fein Gefammteintommen nicht ermitteln Iumn. 

Höchſtens könnte man auf indirektem Wege das Urbeitseintommen ermitteln, 
weldes aus dem Ertrage gewifier Brobuftionen als Lohn gezahlt wird, dv. 5. 
welches für ven Arbeitgeber einen Theil der Produktionskoſten bildet. Der Mein- 
ertrag eines Geſchäftes vertheilt fih ja weſentlich auf Arbeitslohn. Ben 
jevem Producenten ift demnach zu erfahren, an wen er Lohn zahlt und wie 
viel. Dennoch iſt es in den meiſten Fällen nicht thunlich, daraus in Ber- 
bindung mit eigner Stenerangabe ver Lohnempfangenden, das Einkommen 
eines Jeden, der in erſter Linie vom Verkauf feiner Arbeit lebt, zu ermitteln. 
Kur bei dem Lohn derjenigen, welche ausſchließlich bei eimem Arbeit 
geber Lange Zeit hindurch in Arbeit ftehen, kann dieſe invirelte Ermittlung zu 
einem genügenden Refultat führen, nicht aber, wenn ein Arbeiter zufällig 
bald bei diefem bald bei jenem arbeitet, oder gar, wenn die Ürbeit der Art if, 
baß jetes Gefhäft notbwendigerweife nur ab und au folde Arbeit in 
geringen Mengen erfordert. 

Allerdings vom rein tehnifhen Standpunkt aus wäre auch bier in 
vielen Fällen die Ermittlung zu bewerfftelligen, tmbem bie Summe alles veffen, 
was alle verſchiedenen Arbeitgeber einem Arbeiter an Lohn zahlen, das gefammte 
Arbeitseinlommen des Arbeiters bildet, allein vom wirthſchaftlichen Stanbpuntt 
wäre diefe Ermittlung meiftens unmöglich. Die Koften eines folden für jeben 
Ürbeiter nöthigen Steuerfatafters würden bei ver Geringfügigleit ver in ver unterften 
Klafie zu zahlenden Steuer viel zu body fein im Verhältniß zu biefer Steuer, bie 
Steuererhebung könnte unter Umſtänden mehr koſten als die Steuer einbringt, 
oder wenigftend einen zu großen Theil der Steuer wegnehmen. 

Und nun gar alle Urbeit, welche ver Arbeitgeber nicht kauft, um fie in feiner 
Produltion zu verwenden, fondern welde er unmittelbar fonfumiren 
will! oder alle Arbeit, welche er zwar zur Probultion kauft, aber zur Produltion 
von Waaren, melde er nicht in den Verkehr bringt, fondern welche er felbft ge: 
nießen will! Auch bier kann nur felten, nämlich bei Iangbauernder Dienftmiethe 
der ſog. Dienfiboten der direkten Angabe durch die Lohnempfänger, bie inbirelte 
bucch die Lohngeber nachhelfen, leider aud nicht ohne Schwierigleiten, da gerade 
die Dienftboten vielfach in Naturalien, in Wohnung, Efien, Trinken ꝛc. ausge 
hm! werben, und ber Geldlohn einen Heinen Bruchtheil des ganzen Lohne 

bet. | 

Nur bei den Arbeitern, welhe vom Staat oder deſſen Unterabtheilungen 
gemiethet find, bei den Staats⸗ und Gemeindeangeſtellten aller Art, ift rem Staat 
die Größe ihres Einkommens, wenigftens fo weit viefe Leute ausſchließlich im 
Staats⸗ und Gemeindedienſt ftehen, offenbar. Die Beſteurung Diefer nah dem 
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Einlommen oder nad dem zum unmittelbaren Genuß verwendeten Einkommen ift 
bie leichtefte von Allen. Es ift ein Abzug beftimmter Procente von ihrem Gehalt. 
Diefer Abzug fellte wo möglich nicht einmal jogleich bei der Zahlung des Gehalte ge- 
macht, ſondern wie jede andere Steuer erhoben werben, jedenfalls ift es, wenn 
auch theoretifch ganz richtig, praktiſch volllommen verkehrt den Gehalt von Anfang 
on um fo viel Procent, als die Steuer beträgt niebriger zu maden und bafür 
die Befoldung fleuerfrei zu laſſen. Um nur den triftigften GOrund zu nennen, fo 
it das der Uebelſtand, daß alle vom Staat Befolveien vor den nicht vom Staat 
Bejoldeten, namentli wenn fie den Staatsämtern ähnliche Stellen bekleiden, 
ſcheinbar bevorzugt find. Der Grund der ſcheinbaren Steuerbefreiung, der um ben 
Steuerbetrag gemachte Gehaltsabzug wird ſchnell vergefien, die ſcheinbare 
Steuerbefreiung als eine wirkliche Bevorzugung aufgefaßt, und leicht hinweg⸗ 
geräumt ohne Entſchädigungen oder wenigftend gegen eine ungenügende. Wirb ber 
Gehalt niemals um den Steuerbetrag gekürzt, die Steuer alſo immer bezahlt, fo 
lann diefer Uebelſtand nicht eintreten. Auch für die ſociale Stellung der Beamten 
aller Art ift es wichtig, daß fie Steuer zahlen wie die Anden, damit fie weder 
fih ſelbſt als eine befondere Bevorzugung verbienende Kafte betrachten, noch von 
den Andern als eine Bevorzugung genießende betrachtet werben. 

Die Schwierigkeiten, die Steuerfähigleit beſonders der untern ſ. g. arbei- 
tenden Klaffen birelt oder indirelt zu ermitteln und alfo tirelt das Arbeitsein⸗ 
tommen mit einer Steuer zu belegen, haben auf Bemühungen geführt, das Arbeits: 
einfommen indirekt zu befteuern. Das if der vernünftige Sinn einer in das 
Syſtem der Einkommensbeftenerung eingefügten indirekten Beftenerung ober ber 
Auffhläge, Konfumtionsflenern auf gewiſſe unentbehrliche Güter. Es iſt das eine 
ganz andere Auffaffung als vie gewöhnliche Eintheilung. Diefe fegt ein eigenes 
Syſtem der Konfumtionsftener oder der Auffhläge, welche vie Genüſſe ber 
Menſchen treffen follen, neben das Syſtem der Produktionsſteuer oder ber 
Schagungen, welde das Einkommen zu befteuern beftimmt find. Der Berfuch, vie 
1. g. indireften Steuern in das einzige Eteuerfuftem, das der Eintommensbefteuerung, 
einzufügen, iſt zuerft von 2. Stein gemacht. Das Unrichtige ſcheint bei ihm nur 
nch zu fein, daß er meint, alle wirkticy zufällig beftehenden Arten ver Befteuerung 
von Genußgegenfländen in das Steuerfuftem einfügen zu können. Die meiften 
berfelben paflen aber nit für eine Beſteuerung der Arbeit, ift doch auch vie 
Unzahl der verſchiedenſten Eingangs und Ausgangszölle, innere Zölle, Acciſſen, 
Aufihläge zc. ganz fuftemlos, je nach dem augenblidiichen Bedürfniß aufgelegt, 
erhöht, erniedrigt worden, Nur gewiffe Waaren eignen ſich dazu, mit einem Auf- 
Ihlag belegt das Einkommen aus den untern Stufen der Arbeit zu treffen. Es 
find unentbehrlie Güter, und unter biefen find vie umlaufenden Oenuß- 
gäter an ſich die beften. Brob oder Kartoffeln, Salz und bis auf einen gewiſſen 
Grad Fleiſch Tann in den meiften Europälfhen Staaten Niemand entbehren. Einer 
Steuer, welche als ein Zufchlag zum Preife erhoben wird, kann Keiner aus dem 
Dege gehen. Die Befteuerung einiger biefer Artikel kann gerade fo hoch gemacht 
werten, daß nach dem durchſchnittlichen Konfum die niebrigften Einlommenstiaffen 
der Dandarbeiter ohne Vermögen gerade fo viel an Steuern zahlen, daß von 
ihrer Öenußmenge gleiche Procente genommen werben als von der Genußmenge 
aller höhern Klaſſen durch die oben genannten Produktionsſteuern. Dann verfteht 
fh von felbft, daß bei der Produktionsſteuer das Unterhaltsminimum, d. h. fo viel 
als ſchon durd die Beſteuerung der erwähnten Lebensmittel getroffen wird, abge- 
zogen werden muß. Mit diefer Konfumtionsftener wird das Unterhaltsmininum 
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getroffen, mit den Probuftionsfteuern, was darüber hinausgeht. Darum ſagten wir 
bei der ?ehre vom Befteuerungsprincip, daß in einem Steuerſyſtem unter gewiffen 
Umfländen tas f. g. Eriftenzminimum von den Steuern befreit werben müßte, wie 
jegt fi ergibt, nicht um die untern Klafſen von der Steuer ganz zu befreien, 
fondern um die procentale VBefteuerung aller Genüſſe durchzuführen. 

Je mehr Genußgegenftände man mit ſolchen Aufſchlägen belegt, um fo höhere 
Einlommenstiaffen werben fhon dur dieſe Aufſchläge genug beftenert, für um fo 
weniger Einkommensklaſſen bleibt alfo ber umfländliche Weg ver Probuftionsbe- 
fteuerung. Leider aber eignen ſich nur wenige Genußgegenſtände für ſolche Auf: 
ſchläge, wenn man nit die Produftion fehr behindern oder gar in die Feſſeln 
des Staatsmonopols ſchlagen will. Bequen mit Aufflägen zu belegen find aufer 
den monopoliftiih vom Staat probuchrten Waaren nur diejenigen, welche die 
Landesgrenze oder Innerhalb des Landes die Grenze der Haupttonfumticnsftätten, 
d. 5. die Stadtmauer paffiren, und einige wenige Waaren, welde in einer ſehr 
geringen Zahl von fehr großen Etabliffements fabricirt werden. Alle andern würden 
zu große Erhebungskoften verurſchen. Aber auch Ichon bei ven angegebenen Waaren⸗ 
arten ſpricht DBieleg gegen die Auffchläge, vor Allen vie Bermögensberan: 
bungen, welche in der erften Zeit nad gemachten Aufſchlag Alle, welche folde 
Waare probueiren, erleiden. Davon reden wir fogleich bei der Steuerüberwälzung. 

Anh ſchon vie oben bezeihneten Waaren wie Getreide, Brod, Kartoffeln, 
Ealz, Fleiſch fallen nicht einmal alle unter bie, welche bequem mit Auffchlägen 
belegt werden Tünnen. Sie werden mit Ausnahme des Salzes an taufenden von 
Orten und zwar zum überwiegenden Theil im Land felbft product. Nur was . 
von diefen Waaren in bie Städte gebracht wird, kann Fontrolirt werden, (Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer), alfo nur die ftäptifche Arbeiterbevölferung Tann man hiermit 
intireft befteuern, das ganze platte Land nit. Dadurch verliert die Einfügung 
diefer Konfumtionsfteuern in die Produktionsſteuern fehr an Gewidt. 

Bon allen Waaren bleibt nur das Salz als Gegenftand ver in die Pro: 
banftionsfteuern eingefügten Konfumtionsftenern übrig. Dieſes eignet fi aber aud 
vorzäglih dazu, zumal wenn die Salzgewinnung oder der Salzhandel Monopol 
des Staates iſt. Unter ber Bedingung, in diefer Art pie Salzbefteue 
rung zu benugen, fann man fi foger mit den im Artikel Staatsmonopole 
geihilderten Uebelſtänden der Monopolifitrung ausfähnen. 

Des Genuſſes von Salz kann fih Niemand enthalten, fo wenig, daß im 
jelben Lande jever Menſch ziemlich die gleiche Menge verbraucht, das Erifienzminimum 
wird in der Oenußmenge eines Jeden getroffen. Die Salzfteuer muß fo hoch 
angefegt werden, daß gerade die, welche nur das Unterhaltsminimum, bie Steuer 
inbegriffen, haben, fo viel Brocente abtreten als allen andern Klaſſen durch Salz 
fteuer und Produktionsſteuern zufammen genommen entzogen wird. 

Die bequeme Steuererhebung, auch bei Freiheit der Salzproduktion, haben 
wir oben im Artifel Staatsmonopole betont, es bleibt nur der Mebelfland, ver 
allen Konfumtionsfterern anhängt, daß bis in ven Waaren tie Preiserhöhnn- 
um den Betrag ver Eteuer fich vollzogen bat, die Producenten von der Steuer 
in einem ungerechten Verhältniß getroffen werben. Jede Erhöhung ver Salz 
fteuer wirkt im Steinen gerabe fo und eine Erniedrigung umgelehrt. Wenn beim 
Monopol der Staat, tie Geſammtheit, diefer Producent iſt, dann fällt die Un- 
geredhtigleit ganz fort. Darum meinte ich, könnte man fih unter gewiffen 
Bedingungen felbft mit vem Salamonop oT ausföhnen. 

Ohne irgend welche Mißſtände kann die Salzfteuer genau der Höhe aller 
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Brobuftionsftenern fi) anpafien, vie untern Klaflen merken, daß fie im Salz be» 
Renert werben, was ſie audy merken follen, und zahlen doc biefe Steuer auf 
vie allerbeguemfte Art. | ’ 

Auf die unterfien Stände bleibt dann allervings vie Supplirung ber Pro- 
buftionsfteuern durch eine Konfumtionsfteuer beichräntt. Auch wirb dadurch für bie 
Stände, welde den unterften am nächſten ftehen, vie Erhebung der Probuftions- 
ftener ehr koftfpielig, indem bie Erhebungskoſten bei em Kleinen Eintommen fehr groß, 
und die Steuern, welche von dem oft geringfügigen Ueberſchuß über pas Eriftengzminimum 
erhoben werben, fehr gering find. Die direft durch Ertrags⸗ und indirekt durch 
Einfommensfhägung zu ermittelnde Genußmenge und thre Belegung mit einer 
Produktionsſteuer bleibt alfo doc das zu erſtrebende Ziel. 

Ich babe mid mit diefen wenigen Anbentungen über bie Möglichkeit, vie 
Genußmenge eines Jeden durch ein Syſtem von Probuftions-, Konfumtions- und 
Vefipfleuem zu treffen, begnügt, da bier nicht Borfchläge gemacht werben follen, 
die Stemergefeßgebung umzuändern. Nach einem Princip gleihmäßig jeven Genuf 
mit einer felbft nur annähernd gleichen Steuer zu belegen, ift unendlich ſchwer. 
Jede Regierung muß fi freuen, wenn fie wenigftens ohne zu fchreiende Unge- 
rehtigleiten die Stantsangehörigen befteuert. Das mas im Princip erfirebt wird, 
konn in Wirklichkeit volllommen nie erreicht werben. | 

Dennoch iſt es widtig, das Principder Genußbeſteuerung 
auf das Schärfſte zu betonen, zumal wir ſogleich ſehen werben, daß jede Be— 
ſteuerung am Ende ven Preis aller Genüfle erhöht, indem bie Steuer, unmittelbar 
auf einen Genuß gelegt, darauf hängen bleibt, eine Steuer anf den Producenten 
aber unmittelbar vurd die ſ. g. Steuerüberwälzung als eine Vermehrung ber 
nothwendigen Probuftionstoften den Preis aller Genußgüter erhöht und fo auf 
ben Genießenden fällt. Damit man alle Genüffe mit gleichen Procenten ihres Werthes 
beftenert, müſſen natürlich auch die Propultionen gleichmäßig getroffen werben. 
Die volkswirthſchaftlichen Geſetze gleihen nur allmählich pie Ungleichheit aus, welche 
felbft Die befte Beftenerung in ihrer erften Wirkung immer hervorrufen muß. 


3. Steuerüberwälzung. 


Mit dem im vorigen Abſchnitt gefchilverten Stenerfuftem flimmen nun aber, 
wie ſchon ein Blid auf die Artikel Grund- und Gebäubveftener, Gewerbfteuer, Ein- 
tommenftener, Konfumtionsfteuer, Gefälle, Zölle zeigt, die Steuern unferer civili⸗ 
firten enropäifchen Länder nicht, und ebenfo wenig mit dem Befteuerungsprincip, zum 
Mindeften ſtimmen fie nicht in der Intention damit. Mit allen andern, außer unferem 
Gtenerprincip flimmen fie weder de jure noch de facto überein, fie flimmen nicht 
mit dem Princip der Hermann: Schmoller’hen Eintommenbefteuerung, fie ſtimmen 
nicht mit der landbläufigen Beſteuerung des f. g. reinen Einkommens, wohl aber 
ftimmen fie, wenn fie lange genug in Wirkſamkeit find, uno nicht innerhalb einer 
einzelnen Steuerart einzelne Individuen zu body getroffen werden, de facto mit 
unferem Berlangen der Öenufbefteuerung, wenn auch nicht genau fo, daß jeder 
Genuß gleich hoch beſteuert ift, aber do fo, daß fein Genuß unbeftenert bleibt, 
and fo dag nur der Genuß und nicht das Einkommen, weldes dem Genuß ent- 
jogen und erfpart wird, befteuerr ifl. Mit andern Worten: vie Wirkung ber 
Eteuern in jedem Lande kommt ver VBefteuerung nah dem Genuß überall am 
nähften, und ein Steuerfuftem kann fo eingerichtet werden, daß es in ber End» 
wirtung alle Genüſſe gleichmäßig. befteuert, nicht aber fo, daß es das Ein- 
lommen gieihmäßig trifft. 
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Es handelt ſich bel der Endwirkung ber Steuer nämlich darum, ob berjenige, 
welcher eine Steuer zahlt, audy wirklich die Entbehrung fühlt, ob feine Zahlungs: 
fähigkeit dadurch um den gezahlten Steuerbetrag fidy vermindert, oder, wie ber 
technifche Ausdruck ift, ob der, welcher die Steuer zahlt, fie auch wirklich trägt, 
oder ob er fie auf andere überwälzt. 

Darüber gehen die Meinungen fehr auseinander, indem die Einen allen, bie 
Andern nur gewiflen Steuern die Fähigkeit auf Andere abgewälzt werben zu fünnen, 
zufchreiben. Diefen Punkt baden wir bier noch zu beſprechen. Wir gehen von 
folgendem Sage aus: 

Jede Steuer und überhaupt jede erzwungene Abgabe, 
auch die Strafe, if fürden, welcher pie Steuer zahlen muß, 
eineBerminderung feinerZahblungsfähigleit, wenn man 
ihn als Konfumenten betradhtet, und eine Bermehrung 
ber Produktionskoſten, wenn man ihn als BProdpucenten 
betradtet, einerleiobpdie Stenerauf gewiffe Produkte, 
auf gewiffe Produktionsakte oder auf gewiffe Produ 
centen gelegt tft. Die Frage nad der Steuerliberwälzung tft bei jeber Steuer 
einfach die, ob die Steuer zu denjenigen Brobuftionstoften gehört, welche von dem Pro» 
bucenten auf den Preis ihrer Produkte gefchlagen werben können. Wenn das ber 
Fall ift, übermälzt der fteuerzahlende Producent die Steuer auf die Konfumenten, 
wenn nicht, fo bleibt fie auf ihm hängen. Umgekehrt ift jede Aufhebung oder Er⸗ 
mäßigung einer Steuer glei einer Verminderung ber Produktionskoſten. 

Diefen Gedanken zuerft konſequent für alle Steuern ausgeſprochen zu haben, 
ift eines der größten Verdienfte von 2. Stein um die Finanzwiffenſchaft. (Lehr⸗ 
buch der Finanzwiffenfhaft. S. 191 ff) 

Biele, welche einmal an den Gedanken gewöhnt find, daß die Steuern etwas 
fo ganz Abnormes in der Bolkswirthfchaft feien, fügen fih nur fchwer darein, 
bag auch die Finanzwiſſenſchaft in dieſer Beziehung nichts Beſonderes darbiete unt 
die Steuern in Nidts von den Produftionsloften verfchieden fein. Am meilten 
leuchtet die Aehnlichkeit ein, wenn man ſich vorftellt, daß ver Staat viele Ber- 
richtungen, welde e3 bisher vornahm, und deren Koften er mit Steuern bedte, 
wieder den Privaten überläßt, 3. B. den Schuß ber Arbeit und des Eigenthums, 
dann muß ber Private auf andere Weife, 3. ®. durch gemiethete Wächter ſich 
dieſen Schug verfchaffen. Was er dafür ausgiebt, gehört doch unftreitig zu den 
Produktionskoſten. Ebenfo wenn der Staat den für die Gefchäftserlernung nöthigen 
Unterricht ten Privaten wieder überließe. Umgelehrt wenn der Staat Dienfte zu 
leiften übernimmt, welche bisher der Private fich kaufen mußte, fo nimmt er dem: 
felben die Produktionskoſten ab, die Koften, welche dieſe Erweiterung feiner Thätig- 
feit verurfacht,, dedt er durch neue Steuern, vie er von benen verlangt, welchen 
er die Dienfte leiſtet. Sind die Steuern alfo etwas Anderes als ein Theil 
ver Probuftionstoften? Gewiß nicht! Die Frage nach Ueberwälzung der Steuern 
auf die Konfumenten in dem Preis der Produkte ift keine andere, als die nad 
Ueberwälzung aller Broduktionsfoften auf die Konfumenten im Preis der Pro: 
bufte. Die Theorie der Preife, die wichtigfte Partie ter ganzen Nationalöfo: 
nomie, auch nur nad der Seite der Produftionstoften bier zu entwideln, gebt 
natürlich nit an, es müſſen ein paar Andeutungen genügen, welden Arten ver 
Produftionstoften tie einzelnen Steuerarten entfprechen, und wie diefe auf Ti: 
Preife einzuwirken ſtreben. Am Einfachfien macht ſich das bei ven Steuern, welche 
auf beftimmte Waaren gelegt werben, bei den Konfumtionsftesern, namentlich Bei 
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den direkt erhobenen, d. h. denen, welche nicht der Konſument unmittelbar an den 
Staat zahlen muß, ſondern welche in irgend einem Stadium der Produktion von 
ven Producenten erhoben werben. Bei diefen wird bie Ueberwälzung auf vie Kon» 
jamenten faft allgemein angenommen, dieſelbe ift aud geradezu beabfichtigt. Der 
Fehler ift bei den meiften Nationaldlonomen nur der, daß fie zu leihthin an- 
nehmen, die Ueberwälzung mache faft gar Teine Schwierigkeiten. Sie meinen nur 
zu oft, der Probucent könne ohne Weiteres den Preis feiner Waaren um den 
Steuerbetrag erhöhen. So bequem geht die Sache aber doch nicht. Ohne Ber- 
ringerung im Angebot oder ohne Vermehrung der Nachfrage kann ihr Preis nicht 
fleigen, ver Producent leidet vielmehr lange Zeit hindurch entweber durch einen 
geringen Wbjag zu dem um bie Steuer erhöhten Preife, oder bei gleichem Abſatz 
durch den Steuerbetrag, ben er aus feiner Taſche zahlt. Wie fchnell vie Steuer 
auf die Konfumenten übergewälzt wird, hängt von fehr verfchierenen Umſtänden 
ob. Am fchnellften wälzt der Steuerzahler die Steuer von ſich ab, wenn er ohne 
Berluft feine Produktion fchnell beengen, und ſchnell ohne große Koften eine 
andere Produktion ergreifen kann. Das if am leichteften möglid, wenn er mit 
einem fehr geringen ſtehenden Kapital arbeitet ober mit einem ftehenden Kapital, 
das ohne Berluft in andern Probuftionen verwendet werben kann. Am ficherften 
wälzt alfo der Kaufmann die Steuer ab, melde ihm auf einige von den vielen 
Irtiteln, mit denen er handelt, gelegt ift. Der Preis der Waaren wird durd 
das fo verringerte Angebot in bie Höhe getrieben und dadurch die Steuer 
auf die Konfumenten übertragen oder die Steuer geht, bis dieſe Preiserhöhung 
äntritt, anf einen andern Probucenten über, nämlih auf den, welder vie 
Baare verfertigt unb an den beftenerten Kaufmann verkauft. Diefem Berfertiger 
beichräntt fich feine Einnahme entweder durch Abnahme bed Abſatzes, oder durch 
Abnahme des Preifes, wenn er biefelbe Menge wie zuvor abfegen will. Die 
Steuer wird alfo auf einen andern Producenten zurüdgemwälzt. Wurde die Steuer 
als Eingangszoll auf fremde Waare von dem importirenden Kaufmann bezahlt, 
jo ift für das Land, welches die Steuer erhebt, der erfte unmittelbar auf dem 
PBroducenten hängen bleibende Schaden gering, er wirb zum größten ‘Theil denen, 
welche in andern Ländern die Waare verfertigen, aufgebärbet. Der, welcher bie 
Waare verfertigt, kann nicht fo ſchnell fein Angebot ohne Verluſt vermindern, 
benn er arbeitet mit ungleich mehr ftehendem Kapital, das nur mit Verluſt auf- 
gegeben oder in andere Produktionen übertragen werden kann. Auf folden Pro- 
tucenten bleibt die Steuer ungemein lange hängen. Durdläuft eine Waare eine 
Menge von Berarbeitungsftufen, fo leidet der Producent derjenigen Stufe am 
längften, der am meiften Iangbauerndes, ftehendes, nur gerade zu biefer beftimmten 
Produltion tangliches Kapital benutzt. 

Ohne Beränderung zwifchen Angebot und Nachfrage iſt eine Preisänberung 
nit möglich, das Angebot kann nit ohne großen Berluft eingeſchränkt werben, 
es Können alſo bie gebrüdten Preife nur durch Steigung des Begehrs wieder ge⸗ 
boben werben. Diefe Steigerung iritt ein bei zunehmender Bevölkerung unb wach⸗ 
Indem Reichthum. Es werden nänmlich in vie gebrüdten Probuftionszweige fo 
lange feine neue Propducenten fi wenten, bis durch das alstann unvermeibliche 
Mipverhältnig zwifchen Angebot und Begehr die Preife wieder fleigen. \ 

So gebt die Steuer auf die Waaren auch Über, wenn bie Steuer nicht auf 
ven Kaufmann, fondern ummittelbar auf den Verfertiger gelegt war. 

Die eine ober die mehreren Producentenklaſſen tragen an einer Konſumtions⸗ 
feuer, welche auf ihr Produkt gelegt wird, länger ald bie Finanztheoretiler 
meiſtens annehmen, 
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Nicht viel anders geftaltet fi ferner tie Steneräbermälzung, wenn bie Kon⸗ 
fumtionsfleuer direlt auf die Konfumenten gelegt wird, was bekanntlich nur bei 
Immobilien und von Mobilien bei ftehenden Genußgütern nicht zu kurzer Dauer 
angeht, als bei Kutſchen, Pferden, Hunden, Hausgeräthen, Kunſtſchätzen u. dgl. 
Wer freilich bei der Einführung einer folden birelten Steuer die genannten Güter 
gerade befigt, kann fi der Steuer nicht entziehen, aber in Folge der Stener 
fann der Konfum allmählich ſich einfchränten. Das wirkt natürlich voräbe- 
gehend wieder auf bie Probucenten fo lange zurüd, bis auch hier bet gleich blei⸗ 
bendem Angebot allmählid ver burch zunehmenden Reichthum und wachſende 
Bevölkerung die alte Höhe wieber erfliimmende Begehr die Steuer dauernd auf 
Die Konfumenten übermwälzt. | 

Borübergehend leiden buch bie Beſtenerung gewiſſer Waaren nicht nur bie 
Probucenten gerade ber befteuerten Waaren, fondern oft die, welche ganz andere 
Waaren verfertigen. Bon dem Augenblid an, ba ber Preis der beftenerten Waare 
zu fteigen beginnt, können vie Konfumenten nicht mehr die gleiche Dienge von Waaren 
mit ihrem bisherigen Einfommen kaufen. Der Konfum muß auf irgend einem 
Punkte eingefehränft werden, entweder an den befteuerten Gütern oder an anderen. 
Sind die befteuerten Güter 3. B. ſolche, deren Konfumtion der Konfument nidt 
einſchränken will oder, weil fie zu den unentbehrlichen Gütern gehören, nicht ein- 
jhränten Tann, fo muß der Konfum irgend welcher anderer Waaren eingefchräntt 
werten. Die VBefteuerung von Waaren, deren Konfum man nicht ändert , trifft 
alfo den Abfa irgend welder anderer Waaren. Die Wirkung iſt die gleiche, als 
ob fie ſelbſt mit einer niebrigen Steuer belegt wären, es leiden eine Zeit lang 
die Probucenten viefer Warren, bis auch bier auf dem oben geſchilderten Wege 
ber Begehr über das Angebot hinauswächst und fo lange bie Preife fleigert, bis 
bie Gewerbe wieber fo gut rentiren als früher. 

Sind die Eteuern zu guten Zweden verwendet, fo wird durch bie gute 
Wirkung verjelben aud die Zahlungefähigkeit wieder die frühere werben und Alles 
auf den alten Stand zurädlehren, anders aber, wenn bie Steuern zu unnügen ober 
zu ſchlechten Zwecken oder zur Heilung eines unvermeivlichen Schabens verwendet 
wurden. Dann bleibt der hieraus entfpringende Rüdgang ver Zahlungsfühigkeit bauernt. 

Endlih kann noch auf einem andern Wege die Stemer nicht nur auf viele 
andere, fondern auf alle Gegenftände des Genuſſes ſich vertheilen, nämlid wenn 
bei Zunahme der Steuern nicht der Konfum beſchränkt wird, fondern bie 
Erjparniffe abnehmen. Das wird den Zinsfuß erhöhen, auf die Produktion aller 
Güter erſchwerend wirken, und alle Preife fleigern. Die Eteuer vertheilt ſich alfo 
auch fo auf die Gegenftände des Genuſſes und zwar auf alle. Es ift eine allge 
meine Produftionserfhwerung,, wie eine aus andern Grünten herrührende Er⸗ 
höhung des Zinsfußes auch die Produktlon erfchwert und alle Güter im Preife 
fteigert. Ebenfo, wenn weder der Konfum um ben ganzen Steuerbetrag eingeengt 
wird, noch die Erfparnig um tenfelden abnimmt, fontern wenn Beides theilweiſe 
gefhieht. Auf die allermannigfachfte Art wird die Beitenerung eines Artikels 
zu einer Beſteuerung vieler oder gar aller Genüſſe. Am Ende erhöht jebe auf 
beftimmte Waaren gelegte Steuer die Preife aller Waaren zufammen nm ben 
Vetrag derſelben, es wird, wie wir verlangten, ber Genuß befteuert, nur nicht 
ganz gleihmäßig, außer wenn alle Oenußgüter beftenert werden unb zwar bem 
Werth proportional. Ie größer die Menge der fo befteuerten Waaren ift, um fo 
gleihmäßiger wird am Gnde die Steuer auf alle Genüfle fallen, und unferem 
Berlangen der dem Genuß proportionaien Beſteuerung ſich nähern. 





Staatswirihſchaſt. 148 


Gehen wir nun einen Schritt weiter: Statt eine beſtimmte Waare mit 
einer Konfumtionsfteuer, mit einem Aufſchlag zu belegen, kann man 
auch fammtlihe Broducenten diefer Waare mit einer Bropduftion 
teuer, mit einer Schatzung treffen, ausgehend von dem auch im Ganzen 
richtigen Gedanken, daß der Robertrag eines Geſchaͤftes einigermaßen dem äußeren Um⸗ 
fang vesfelben entfpredhe. Wird z. B. die im Verhältniß des Gefhäftsumfangs vor⸗ 
genommene Befteuerung aller Branntweinprobucenten eine andere Wirkung aus- 
üben fönnen, als eine Konfumtionsfteuer der oben gefhilderten Axt? Nein. Wird 
nit auch hier die Produktion andern Probultionen gegenäber ungänftiger, und 
von denen, welde ſich ihren Beruf wählen, darum weniger gejucht fein und zwar 
fo lange, bis durch Eteigen der Branntweinpreife die Produktion wieder fo gänftig 
wird als die andere ? Ja. Ein Unterfchieb ift nicht aufzufinden. . 

Jede neue, Allen, weiche das gleiche Geſchäft betreiben, aufgelegte Steuer 
trifft diefe zuerft im ganzen Umfang ihres Gefchäftes, bis fie die Steuer fo weit 
auf alle Konjumenten überwälzen, daß fie durch die Steuer nur noch mitgetroffen 
werben, fo weit fie felbft viefe Waare fonfumiren. Die Ueberwälzung auf bie 
Konſumenten geht aber genau auf bemfelben Weg vor ſich wie oben, entiweber 
buch Verringerung des Angebots oder durch Vermehrung bes Begehrs. Auch vie 
vorübergehende Uebermälzung der Steuer auf ganz andere Producentenllaflen in 
Folge der eingefchräntten Konſumtionskraft aller Konfumenten, fowie der Einfluß 
der abnehmenven Ueberfparung trifft natärlih Die Schayung fo gut als die Auf- 
ſchläge. Nirgends finvet fi ein Grund zum Unterſchied. 

Un der Steuerüberwälzung kann es weiter auch Nichts ändern, daß flatt 
eines Produktionszweiges mehrere mit einer Schatzung befteuert werben, es iſt 
vagfelbe, wie wenn ftatt einer Waare, mehrere mit einer Konfumtionsftener ge» 
troffen werben. 

Eine folde Renbeftenerung ganzer Erwerböllafien bat in vielen Staaten 
Platz gehabt, als bei dem immer wichtiger werdenden Großbetriebe und bei immer 
weiter greifender Loslöfung der Hausinduftrie zur felbfändigen Induftrie neben 
der Grundftener die Gewerbfteuer, die. Inpuftrieftener, Babriffteuer u. dgl. einge 
führt wurde, (Vgl. Artikel Gewerbfteuer.) Es war eine zeitweilige Ueberlaftung 
ver Induftrie, welche, obgleich big dahin wenig oder gar wicht befteuert, dennoch 
vor der Landwirtbfchaft einen wirklichen Vorſprung nicht befaß, da in der Land⸗ 
wirthichaft die feit lange beftehenden Grundftenern die Preife längft fo gehoben 
batten, daß die Steuer nicht mehr auf dem Landbebauer, fondern längft anf dem 
Konfumenten lag. Allmählich hat jet auch die Inbuftrie die neu aufgelegte Steuer 
auf die Konſumenten gemwälzt, indem eine Zeit lang in dem Zuftrömen bes Kapi⸗ 
tals und der Arbeit zur Induſtrie ein Stillftand oder ein langfamerer Fort⸗ 
Ihritt, als er ohne Befteuerung gewefen wäre, eintrat, und bei Wahl des Berufes 
dem Aderban ber Vorzug gegeben wurde. 

Auch jeve zur vermeintlihen Ausgleichung vorgenommene Erhöhung 
einzelner Steuern wirkt, wenn die Steuern ſchon lange in der vermeintlichen Un- 
gleihheit beftanden hatten, nicht ausgleihend,, fondern erjchwert vorübergehend 
einzelne Brobultionen, bis auch diefe neue Ueberlaftung allmälich übergewälzt wird. 
Diefe Umftände müſſen ſehr beherzigt werben bei Wenberungen im Steuerfyftem, 
Eine im Steuerwefen einmal begangene Ungeredtigfeit kann fpäter nicht Wieder 
gut gemacht werben. Liegt ein aud nur Kleiner Zwiſchenraum zwiſchen Einführung 
einer Stener und ihrer Wiederaufpebung oder Abänderung, fo erleichtert die Auf. 
bebung ganz andere Leute, als welche die Einführung beſchwert hatte, 
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Wenn die Einführung einer neuen Steuer auf die Daner die Konfumtlon 
erfehwert, aber vorübergehend eine Bermögensberaubung derer ift, melde vie 
Steuer zahlen müfjen, fo wird die Aufhebung einer alten Steuer mit ber Zeit 
freilich auch die allgemeine Konfumtion erleichtern, vorübergehend aber eine 
Schenkung an die Producenten fein, welchen eine Steuer erlaffen wird, die ihnen 
bereits im Preis ihrer Produfte erfegt wurde. Darum fagte ih, die Aufhebung 
einer Steuer ift eine Berminderung der Produktionskoſten und Hat die gleiche 
Wirkung, jede Verringerung der Probuftionstoften aber, welche ein ganzer mehr 
ober minder ausgebehnter Induſtriezweig erlebt, nüßt, fo lange feine Veränderung 
zwifchen Angebot und Nachfrage eintritt, denen, welche bei Verringerung der Pro- 
buftionstoften das betreffende Gewerbe gerade betreiben. Das Angebot wirb aber 
ſchnell vermehrt werten, indem namentlich bei zunehmendem Reihthum und 
wachſender Bevölkerung Arbeit und Kapital fchleunigft in dieſe Induſtrie, ent- 
weder durch Erridtung neuer Anlagen oder auch ſchon durch bloße Erweiterung 
ber bereitö beftehenven, fi) wenden und die Preife auf die Dauer um ten Be 
trag der Probuftionskoftenverringerung vrüden. Es ſieht ſich leicht ein, daß biefer 
Extragewinn der Producenten aus verminderten Produktionskoſten viel fchneller 
ſchwindet und viel ſchneller Gemeingut aller Konfumenten wird, als der Ertra- 
verluft aus vermehrten Produktionskoſten von einer Laſt der Probucenten zu einer 
©emeinlaft wird. - 

Wie nun aber, wenn anf alle Brobucenten in fämmtliden Produktionen eine 
der Produktion proportionale Steuer gelegt würde? Wird dann die Steuer, wie 
in den vorhin aufgeftellten Beiſpielen, auf ven Preis der Produlte gefchlagen 
werben können ? Die Antwort lautet wieder dahin: Ja, wenn das auch bei einer 
andern Bermehrung der Produktionskoſten, welde alle Producenten glei hart 
trifft, der Sal ift; Nein, wenn das nicht der Fall ift. Die Wirkung einer folden 
Erhöhung der Produftionskoften ift natürlich nicht leicht zu berechnen, da fie in 
Wirklichkeit nit vorkommen Tann. Wenn fie vorkäme, alfo 3. B. gerade in 
dem einzigen denkbaren Fall der gleichen Befteuerung, fo glaube id, müßte man 
fagen, es bleibt die Steuer. auf jedem Producenten hängen, denn wer um ber 
aufgelegten Steuer willen feinen Erwerbözweig verlaflen wollte, fände feinen, 
welcher weniger mit Abgaben belaftet wäre, als ber bisher von ihm betriebene. 
Auch die mit wacfender Bevölkerung hinzutretenden neuen Probufttonsluftigen 
finden weder durch Steuern befonders benadhtheiligte, noch beſonders bevorzugte 
Produftionszweige, fie werben fi alfo nit mit Vorliebe auf beftimmte werfen, 
fondern fi gleihmäßig, wie wenn alle Produktionen unbeftenert wären, über alle 
vertbeilen. Im Verhältniß von Angebot und Nachfrage ändert fih Nichts, wie 
Könnte fih alfo der Breis der Protufte ändern ! 

Uebrigens lohnt es fih aud kaum der Mühe, ſich bei diefer Trage lange 
aufzuhalten, denn eine fo gleihmäßige VBeftenerung ver verfchtedenen Erwerbsarten 
ift kaum durchzuführen. Eines oder mehrere Gewerbe werden doch mehr beſchwert 
fein als andere, die Heberwälzung ver Steuern vollzieht fi alfo wenigftens theil- 
weife, nämlich fo weit fie ungleich ift, in der Art wie oben gefchlivert wurde. 
Selbſt aber [omweit die Beſteuerung eine ganz gleichmäßige tft, d. h. nach Aus- 
gleihung der eben erwähnten Ungleichheiten, foweit fie alfo nicht auf die Kon- 
jumenten gewälzt werben könnte, fondern auf den Producenten hängen bliebe, 
würde doch die Steuer zuerfl außer dem allgemeinen Drud noch einen b e- 
fonderen auf einige Produltionsarten ausüben. Die nothwendige Beſchränkung 
des Konſums wird auch in dieſem Kal nidt an allen Waaren gleihmäßig auf- 
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treten, fondern an einigen, 3. B. den unentbehrlichen, gar nicht, an andern wenig, 
and an noch anderen viel. Diefer Drud wird erft allmählich fi ausgleihen. Nimmt 
nit der Konſum ab, fo zeigen fi die üblen Folgen der Beſteuerung wieder in 
Abnahme der Kapitalanſammlung und im Steigen des Zinsfußes. 

Auch in noch andern Beziehungen behauptet die Gleichheit der Steuer mit 
allen andern Arten der Produktionskoſten ihren Platz, nämlih wenn nidt ein 
ganzer Induſtriezweig eine höhere Steuer zu tragen bat ald andere, jondern wenn 
einzelne Invididnen, einzelne Producenten höher befteuert find, als andere Indi⸗ 
vidnen, andere Probucenten bes gleichen Faches, alfo wenn Innerhalb einer Steuer 
bie Individuen ungleich eingefhägt find. Eine ſolche Beſteuerung wäre einer mır 
einige Producenten treffenden Vermehrung ber Produktionskoſten gleih, es fragt 
fh alfo wie ſolche Vermehrung ver Propultionstoften die Preife beeinflußt. 
Einfach gar nicht, indem jeber Producent, deſſen Probuftionskoften aus irgend einem 
Grunde plöglich wachfen, ohne daß es die ver andern auch thun, in feinem Geſchäft eine 
Einbuße erleidet. Gehörte er ſchon vorbem zu ven Probucenten, welde unter 
ungünftigen Bebingungen arbeiteten, deren Geichäft nur eben über Wafler fidh 
hielt, fo Tann eine ſolche Erhöhung feiner inbivinuellen Probuftionstoften ihn 
ruinieen, arbeitete er aber unter günftigen Berhältuiffen, fo wirb dieſe Gunft, 
biefer Borfprung vor Andern und die daraus fließenden Rente gefchmälert. Will 
R, um dieſem Nachtheil der individuel hohen Produktionskoſten zu entgehen, fein 
Geſchaͤft mit einem andern vertaufchen, fo wird er immer etwas einbüßen in dieſer 
Gefhäftsänderung, er wird es nur thun, wenn ber Nachtheil der Gefchäftsänve- 
tung geringer ift als ver der hohen Produktiouskoſten. Alles ift ganz ebenjo, wenn 
die zu hohen Produktionskoſten in einer zu hohen Steuer beſtehen. Bon dem 
mildernden Einfluß ver Zeit Hat der zu hoh Befteuerte feine Beſſerung feiner 
Probultionslage zum erwarten, denn für alle feine Konkurrenten iſt ver In⸗ 
duſtriezweig, in welchem er arbeitet, nicht ungünſtiger als alle übrigen Erwerbs- 
zeige, es werben alfo nicht weniger Arbeits- und Kapitallräfte fich hieher als 
in andere Gefchäfte wenden. Die zu hohe Steuer bleibt auf ihn haften. Zu 
jolden individuellen Erhöhungen der Produftionstoften gehören alle Zahlungen, welche 
ver Staat nur von Einzelnen erzwingt, alfo aud die Strafgelver, nur daß bier 
bei unpartelifcher Juſtiz und Polizei das beftrafte Indivionum nicht über Unge- 
rechtigkeit Magen kann, wie das zu hoch befteuerte. Es ift eine ſelbſtverſchuldete 
Erhöhung der Produktionskoſten, mie fie auch fonft im Geſchäft eines Jeden durch 
keichtfinn, Dummheit, Eigenfinn vorfommen Tann. Eine beftimmte Art von Strafe, 
nämlih die auf Steuerdefraudation, namentlid zuh Schmuggel gelegte Strafe 
lann förmlich zu einem Theil der regelmäßigen im Preiſe der Waaren erſetzten 
Produftionsfoften des durch Schmuggel zollfreien Handels werden, es iſt gewiſſer⸗ 
moßen der Preis, den der Schmuggler ab und zu für bie Befreiung vom Zoll 
bezahlt. Nur wer beim Schmuggeln öfter8 als die andern ertappt wird, Tann diefe 
über dem Durchſchnitt ſtehende Strafe nicht ganz auf feine Waaren ſchlagen. 

Endlich Läßt fih die Gleichheit der Steuer mit den andern Produktionskoſten 
daran erproben, daß fie andy bei den von und ausführlich behandelten Natural- 
liftungen, als Militärpienft und vergleihen Stich hält. Much bier zeigt fidh kein 
Unterſchied; Wollte man plögli eine beftimmte Probucentenkiaffe länger zum 
Militaͤrdienſt heranziehen als andere, z. B. Ingenieure für den Pionirvienft, Erd⸗ 
arbeiter für den Feflungsbau, Schiffer für den Marinebienft, fo würde dieſe Ueber⸗ 
laſtung zuerſt die Ingenieure, Erdarbeiter, Schiffer hart drüden, mit der Zeit 
aber würden eben wegen biefer Laſt ſolche Erwerbszweige andauernd weniger ex- 
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griffen werben, bis diejenigen, welche doch dabei bleiben, in ben höhern Preiſen 
ihrer Produkte die höhere Steuer, hier die längere Zeitverfäumniß, wieder erſetzt 
erhalten. Diefe Zeitverfäumnig ift eine andere, als tie bei gewiflen Gewerben 
auch aus natürlichen Gründen durch Krankheiten entfteht, welde in gewiflen Ge⸗ 
fhäften nicht vermieden werben können. Auch in dieſen Ermwerbözweigen muß der 
Bervienft in der gefunden Zeit fo groß fein, daß er auf bie Zeit ver Krankheit 
den Unterhalt mit gemährt. 

Aehnlich iſt es, wenn der Militärbienftezwer ber Zeit nad abfolut gleich Lang 
ift, wenn aber in einigen Erwerbsarten die Unterbrehung nachtheiliger wirkt als in 
andern, weil entweber gerade bie Lehrjahre unterbroden werben, ober weil die 
Ginger die zum Gewerb nöthige Geſchwindigkeit und Biegfamleit verlieren n. ſ. w. 
Um ein Beiſpiel zu nennen: im Großhandel wird dur den Milltärbienft ber 
längere Aufenthalt im Ausland befonvers in überfeeifchen Ländern nicht unwefent- 
lich erſchwert. Eine Landwehrübung unterbricht denfelben jedenfalls viel empfind- 
licher als manches andere Gewerbe, ja madt die Benugung dieſes Bilpungsmittels 
oft unmöglid. Dadurch künnen ganze Länder binter andern zurüdftehen, wie z. B. 
die preußifchen Seeſtädte Stettin und Danzig unftreitig hinter den Hanfaftäbten 
zurädftehen. Sole durch den Militärbienft überbürbete Erwerbözweige werben fo 
fange vernadhläffigt, bis die Produkte diefer Inpuftrie im Preis fteigen, und ber 
Berbienft in denfelben auf das landesübliche Niveau wieder fteigt. uud 

Eine plöglih eintretende Erleichterung im Milttärdienft gewiſſer Klaffen wirft 
natärlih wieder umgelehrt. 

Das Sefammtrefultat der Stenerüberwälzungslehre iſt: 

In allen Beziehungen wirken vie Steuern wie Produktionskoſten. Wo ver 
Producent die Probuktionsfoften anf ven Preis feiner Produkte fchlagen kann, da 
wälzt er fie auf den Käufer über, wo er es nicht kann, leidet fein Geſchäft. 
Ebenfo wirken die Stenern aller Art. Ob das eine oder das andere flatt findet, 
entfcheiden die Preisgefege. Eine das Individuum zu body treffende Steuer kann 
nicht überwälzt werben, eine zu hohe Befteuerung ganzer Produktionsklafſen trifft 
namentlih bei fchnell fi entwidelnder Bollswirthfhaft nur vorübergehend bie 
Prodncenten, auf die Dauer wird fie in dem Preis der Probufte übergewälzt auf 
die, welche vie Produkte genießen. Die Steuer fälltam Endeaufpie 
Senüffe Wenn nun auch befonders durch die auf beſtimmte Waaren gelegte 
Steuer die Genüſſe nicht alle gleich hoch befteuert werden, fo fieht fi) doch leicht 
ein, daß jedenfalls auf die Dauer die Menſchen in ihren Genüflen und nicht in 
ihrem Einkommen getroffen werden. Darum fagten wir oben, vaß pie denuf- 
menge eines Jeden, niht fein Einlommen, der gerechteſte 
Maapftabvder Beftenerung wäre. 


Anhang. 
Im Folgenden geben wir für eines ber legten Jahre, nämlich für 1862 
die Hauptausgaben und Einnahmen ber wichtigften europälfhen Staaten nah ben 
Bufammenftellungen, melde v. Czörnig gemacht Bat in feinem Werk: „Das 


öfterreichifche Budget für 1862 in Bergleihung mit jenem ber vorzüglidften andern 
europälfhen Staaten. 2 Bände. 1862." 
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Million Gulden in öfterreihifher Währung. 
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Landeskultur, Bergwefn | — | 0,75) 1,56| 0,03] 0,52| 0.84| 0,1 | 0,55] 001] 
Bewerbe, Handel 0,71! 4,57| 0,75| 1,40| 1,02| 1,61| 13,17) 1,7 | 394 
‚Drffentfihe Bauten 0,52 | 4,69| 4,64 | 2,96| 6,35 | 5,59| 3,94 1,281 7.64 
Kolonien 0682| 2,701 — — — — | 0,7 | 0,33; 0,02 
Alg. Auslagen 0,83] 0,28) 0,31 | 0,36} 1,54| 0,09| 1,92] 0,2 | 0,12 
Rifitär 23,35 | 25,82 | 27,46 | 22,54 | 15,53 | 23,02] 145 | 20,83] 18,651 
Flotte 1846| 8283| 1,43| 1311| — 0,97| 9,39| 6,84| 9,92 | 
Bufasımıen : 100 ! 100 I 100 1 1 1 1 1 1 100 
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Sulven öfter. Währung auf ben Kopf. 














& 2 £ 

Ausgaben. 3 | ® E & 5 5 = 
is ıEı82)813|8|8|3 

| = 3 & | 6 Rn £ ® ® 
s* — 

Deffentliche Schuld | 8261 423| 1311 3002| 236| 294] 7,s6l 288 26 
Civilliſte 0.25] 0,29| 0,3 | 0,17| 0,55| 0,29) 0.23] 0,33 03 
| Repräfentativförper 0.07| 0,1 | 0.02| 0,01 | 0,02] 0.05 0,06| 0,05) 001 
Gentralbehörden 0031 02  0,02| 0,14) 0,03| 0,03| 0.06) 0,08] 012 
| Auswärtiges 0.22| 0,13. 0,08| 0.07] 0,09| 0,1 | 0,13| 0,08] 0,11 
| Inneres 0,12] 0,15 0,13| 0,51| 0,36 | 0,16! 0,38| 0,28) 0, 
| Humanitätsanftalten 0,11| 0,03| 0.02| 0,03! 0.09! 0,08! 007 : 0, 
| Botizel 039| 041 | 02 | o18| 0322| 02 | 014 — | — 
Juſti 054| 0,37| 1 04 | 0,67| 0,33) 04 | 0,17, 0% 
| Strafanftaften 0,27| 017| 0.18| 0,07| 0,21| 0,32| 0,28] 002; 0.1 
Inanzen 213| 287 | 4.32| 3.14| 412| 2,70 1.08| 0,97 34 

| Kultus 0.03| 0,53) 014| 0,19| 0,31 | 0,44: 0,83| 0,11: 1,3 
N Unterriät, Kunft 048 | 0,28) 0,2 | 0,15| 0,37| 0,33) 03 | 0,41] 04 
| Landeskultur, Bergwefen — 0,13| 0,19| 0,01 | 0,06 ‚1 | 0,02| 0,04 0.01 
| Gewerbe, Handel 0,17| 0,83| 0,09) 0.18| 0,13| 0,19, 2,95| 0,13] 06 
| DOeffentliche Bauten 013| 0,85| 0,58| 0,38| 0,78| 0,68. 0.88| 0,5 | i,1d 
Kolonten 0155| 05| — | — | —- | — 1 0,16| 0,03| 0,0 
| Allg. Auslagen 0,16| 0,05 | 0,04| 0,05 | 0,19| 0,01} 0,43] 0,02! 002 
| Militär 5,63| 4,87 | 341| 286) 1,94| 2,77| 3,25] 1.65] 2,83 
Fiotte 45 | 1,5 | 0,18) o— — | 012) 2211| 0,55) 15 
Zufammen: |24,13 |.18,1 |12,41|12,7 | 12,5 | 12,031 22,42) 7,97] 15,171 


Diefes find nur die Ausgaben, welde ver Staat als Geſammtheit 
vornimmt, wir geben darum noch für vier der fünf Großmächte vie Ausgaben bes 
Stantes plus den Ausgaben, welche zu benjelben Zmeden von den Gemeinden 
und andern Unterabtbeilungen bes Staates gemacht werben. 
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Ctaatd: uud Landedandgaben. 


Arten der Ausgaben. 


Edub . . 

Col . . . oo 
Repräfentaviolüörper . . 
Gentrafbehörden . 
Auswärtiged . 


Jane . 2. 2... 
Da abanflalien .. 

e _} [ ] “ ® ® 
Aufl... . 
Strafanflalten . 

Kinangen . 

11) Vs ER 

Unterricht, Kunft, Wiſſenſchaft 


Gewerbe, Handel, Echifffahrt . 


Deffentliche Bauten . . 
Landeöfultur, Bergweien . 
—8 PM B . i . 

. u. verſch. Ausgaben. 
Rita ... s ... 
Flotte — ‘ ® ‘ K | L] 


| In Millionen Guben öfterr. Währung. 


8 |. 412 

5 33 
537 33131 
5337 J = |® 

27 7 

Zu Ze u: 
® | & 
257,1| 15 3,3| 143,6 

7,6| 1 54 6,1 

2,3 04 12 

0,7 05] 52 

6,4 141 24 

6,4 2.2) 19,5 

73. 081 45 

22. 381 7,4] 0,75 
23,3 17,8) 14,41 0,80 
19,1 3,2| 281 0,65 
63,4 7,6| 113. | 2,16 
6. 24| 69] 0,20 
14,3 6. | 5,5] 0,49 
15,7 1,8| 6,41 0,53 
40,2 10,3) 14,61 1,37 
— 3,7| 23,01 — 
45 — | —1 0,16 
4,5 02) 2.1 0,16 
165,1 61,3] 105,4 

131,8 32| 6. 
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862,4| 698. | 225,7, 490,6] 29,42| 18,90| 12,72| 13,621 


Il. Einnahmen. 


Die Noheinnahmen verfelben Staaten vertheilen fi in abfolute Zahlen 
und in 9/, aller Einnahmen wie folgt: 


Arten der 
Roheinnahme. 


Großbritannien. 


Direlte Steuern | 135,5 
Indirefte Abgaben 545,6 
Stantseigentbum | 3,1 
Berſchiedenes 


Summa: 





Frankreich. 


135.4 a3,8| 8,2 3130 
— —— 
26,6, 50,5[29,8112,9| 9,2] 1. 
ı 21,8] 72. | 10,6 


'705,9[668,9|217,3|57,8|60,9 











Belgien. 
Niederlande. 

Portugal 

Spanien. 


37,6 
0,3| 2,2 


Rußland.) 


— — 


Deſterreich. 


6,6 51. 1107,5.110,8 
33. |19,2,126,9 323,5 232,4 
24,9) 41,1 
14,1| 1,6 18,9, 18,4| 14,4 


|73,9|28,3 234,4! 466 |398,7] 


Robeinnahmen in Millionen Gulden öfterr. Währung. | 


l 
j 
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Betrag jeder Einnahme in Procenten aller Einnahmen. 





s 
Arten der * * elE|E S| & ⸗ 
= = * » 
Roheinnahme. | Z = i| =: |||: |2|E8E | 2 |&£ 
EI ss | EIS | |I|2|E| 2 | |< 
* & 3 — 8 Q 
8 


20,5 14,2 23,1/23,9123. | 21,7 | 21. | 27,8 
51,5 33,7| 52,5/44,6[67,5| 54,1 | 69,5 | 58,2 
23,2 |51,6| 21,1l12,4| 3,5l ı6. | 5,4| 102 
4,8! 0,51 3,6119,11 8,01 8,11 4. | 3,8 


Direlte Steuern | 19,2) 20,3 
Indirekte Abgaben) 77,2| 64,9 
Staatdelgentbum | 0,4, 3,9 
Verſchiedenes 3,2) 10,9 


Summa: |100 | 100 


Für die fünf Großmächte vertheilen fidy die indirekten Abgaben einſchließlich 
ber Staatsmonopole und Regalien wie folgt: 











| Betrag jeder indireften Abgabe in An en Aromen pe 
| Milton Gulden öfter. Währung. direkten Abgaben. 














g | 8|. 

Arten der Abgaben. E 34 815; $ 515312 
53 1331414133132 

IBM. ee ne. | 236.8 | 45.6 19,1 51,5 100] 34105 17 115,9] 71 
che 2 ren 188,7 | 116,81 24.5,212,1| 54,3 1 34,6|26,9|21,8|65.6|23 
 Stmpl . . 2 2 2.0. 84,9 } 23 6,2] 9,4 2156] 5,3| 5,6| 2,9! 5, 
| Genühren von Rechtögefcäften | si 2,7121510 12126 2,4] 9, 
| Mäutbe: u. Schifffahrtsabgaben 3,8] 3,8) 1,4| 3.3 0,91 3,4] 0,4| 1: 
| Vergwerksabgaben . 1,8 0,9 | 1,6: 0,4 
| Voftgefäle © ©. 2... 1 35,1 | 25,1] 17,2: 12,2) 122] 6,4 5,8115,3| 3,7] 5.3 
Sl... 22020. 11,6 15,4| 39,5 ı10,4| 4,8|17.0 
lot. > rn 13,5 15,8 r 6,8 
a 6 89,7 | 46| 54,7 20,6; 1,4235 
| Berfhteden® . . 2... 123| 04! 93| 04 2,8] 0,3| 2,9] 0.2 
Summa: | 545,6 | 434,9|112,2]323,5]232 4] 100 | 100| 100| 100] 100 


Die ſ. g. direkten Abgaben laſſen ſich viel weniger als die invirekten In Kate 
gerien, melde allen Staaten gemeinſam find, Bringen, wir geben darum einzeln 
für jede ber fünf Großmächte ven abfoluten Betrag einer jeden foldhen bireften 
Steuer und die Procente, welche diefelben von allen direlten Steuern ausmachen. 


Direlte Steuern. 


1) Großbritannien. MIT. fl. öfter. Währ. 9/, aller birelten Steuern. 
. 11 8,5 


Orundftener . . . 0. ‚D ' 

Sausfflur . 2 2 2 22. 8,5 6,3 
Einfommenftluer . . . 2 2. 103,9 76,7 
Varia . . . . . D . . % 1 1 ,5 8,6 





Summ: 135,5 ” 100. 
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2) Frankreich. Mid. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern. 
Sunflnr . . 2 202% 67,4 49,8 
Perſonal⸗ und Wohnungsftener . 18,7 13,8 
Thür- und Fenſterſteuer . 18,7 10,1 
Batentfiuer . . . . . 21,8 16,1 
Zare für die Stenerrollen . 0,4 0,3 
Bergwerksabgaben 0,5 0,4 
Licenzzebühr . 12,9 9,5 

Summa: 135,4 100. 

3) Preußen. Mid. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern. 
Grundſteuer 15,3 35. 
Einfommenfteuer . 6,7 12,9 
Kloflenfteuer . 17. 38,9 
Gewerbefteuer 4,9 11,3 
Eifenbahnabgaben 0,8 1,8 
Verſchiedene 0,03 0,1 

Summa: 43,8 100. 

4) Nußland. Mid. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern. 

Kopfſtener und Obrof . . . 89,6 ‚ 
Abgabe vom Berg⸗ und Hüttenwefen 5,4 5,2 
Batentftener der Kaufleute. . . 8,4 8,1 
Steuer aufBerfiherungsgefellihaft. 0,2 0,2 
Licenzgebühr in den weftl. Provinzen 2,1 2. 
Summe: 105,7 100. 


. 9/, aller direkten Steuern 


5) Defterreich. . 
Grundſtener. 62,6 56, 
Gebaͤndeſteuer 19. 17,1 
Erwerbſteuer 6,8 5,3 
Perſonalerwerbſteuer 5,4 4,% 
Einlonmmenfteuer 15,6 14. 
Bergwerkftener . 0,2 0,1 
Verſchiedene. 2,2 2,2 
Summa: 110,8 100. 


Litteratur. 


Als ſelbſtaͤndige Werke über die geſammte Staatöwirth- 


Ihaft find außer den Lehrbüchern ber Nationalölonomie, in welden bie Yinanz- 
wifienfchaft einen weniger ſelbſtändigen Theil bildet, zu nennen: Stolar v. Neu: 
forn, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1807. v. Iacob, Die Staatsfinanzwiffen- 
Ihaft, 1821. Behr, Die Lehre von der Wirthſchaft des Staates, 1822. Fulda, 
Handbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1826. v. Malchus, Handbuch ver Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, 1830. Cancrin, Die Oekonomie der menſchlichen Geſellſchaft und 
das Finanzweſen, 1846. Umpfenbach, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1859, 
1860. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1860. Huhn, Finanzwiſſenſchaft, 
1864. Rau, Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft. 5. Auflage, 1864, 1865. Bei 
den andern Nationen find gefchloffene Werke über die Finanzwiſſenſchaft fehr 
jelten, zu erwähnen iſt etwa Garnier, Eldments des finances, 1858 unb 
Trait6 des finances, 1862. 

Ueber Tas Geſammtweſen ter Etaatswirtbfhaft In den einzelnen Etaaten 





152 Staatswirthfcaft. 


vergleiche die Litteraturnachweije bei Rau, Yinanzwiflenfhaft. 8. 28. Ebenfo iſt 
bei Rau, a. a. D. over bei den einzelnen Artikeln bes Staatswörterbuchs bie 
Litteratur über die einzelnen Einnahmen und Ansgaben und Anleihen nachzuſehen, 
nur über das Stenerweien, dem der felbftändige Play im Staatswörterbuch ent- 
zogen ift, nenne ich ein paar Hauptwerke: Mac Culloch, A treatise on tbe 
principles and practical influence of taxation and the funding system, 1845. 
de Parieu, Trait6 des impots. 4 Bände. 1862, 1863 u. ff. Hoffmann, 
Die Lehre von den Steuern, 1860. v. Hod, Die öffentliden Abgaben und Schulden, 
1862. Schmoller in ber Zeitſchrift für die gefammten Staatswiffenfchaften, 
1863. Ueber ältere Werke und über das Gefammtftenerwefen der einzelnen Staaten 
fiehe bei Rau a. a. DO. 8. 247. €. Labpeyres. 


Staatswiſſenſchaft. 


Unter Staatswiſſenſchaft im eigentlichen Sinne verſtehen wir, wie ſchon 
das Wort zeigt, die Wiſſenſchaft vom Staat, d. h. deren Gegenſtand der 
Staat ift. 

Daraus folgt, daß mancherlei Wiſſenſchaften, welche man zuweilen auch zu 
den Staatswiſſenſchaften rechnet, nicht zu den eigentlichen Staatswiſſenſchaften ge 
hören, insbefondere: 

a) nicht die Lehre von ber Geſellſchaft, infofern nicht als das gefell- 
Ihaftlihe Leben fih audh außerhalb des Staats bewegt, z. B. In der wiflen- 
ſchaftlichen und Kulturgemeinfcaft; 

b) nit die Nationaldlonomie, Infofern aud fie ſich vielfältig wit 
Dingen beihäftigt, welche den Staat entweder gar nicht ober nur wie andere 
Perfonen angeben, 3. B. Verhältniß von Waare und Preis, Kapital und Wrbelt; 

e) nicht die Geſchichte einer Nation oder eines Volles, infofern auch fle 
die Entwidlung von Verhältniſſen und das Leben von Berfonen barftellt, melde 
feineswegs im Stante aufgehen; 

d) ſelbſt nit die Statiftit, foweit biefelbe die Zuſtände einzelner 
Klaffen der Geſellſchaft oder beftimmter nicht ſtaatlicher Richtungen feftftellt und 
vormerft. 

Inbeffen alle vie genannten Lehren haben wieder einen nahen Bezug zu der 
Erkenntniß des Staates, und find daher entweder Hülfswiffenfhaften aud 
für die Staatslehre, oder Infofern fie grundfäglih auf den Staat be- 
ſchränkt werten, können fie do die Natur von Staatöwiffenfhaften annehmen. 

So wird a) die Gefellfchaftslchre, wenn die Geſellſchaft — voraus als natio- 
nale Gemeinfhaft — nit für fi, fondern als Grundlage der Bolls- und 
Staatenbiltung oder Umgeflaltung des Staats betrachtet wird, offenbar zu einem 
Theile der Bolitit. 

b) Die Nationaldtonomie ſchließt, Infofern man fle entweber als die Delo- 
nomie des Staates felbft auffaßt, Finanzwiſſenſchaft, oder als wirthſchaftliche 
Sorge des Staates, bezüglich der gemeinen öffentlichen Wohlfahrt, ale Boltswirth- 
Ihaftspflege betradtet, zwei Staatswiſſenſchaften in fid. 

c) Die Staatengefhidte, die fi auf die Gefchichte eines beftimmten 
Staates als ſolchen befhränft, oder welche die allgemeine ſtaatliche Entwid- 
lung überhaupt unterfudt (3. B. Geſchichte des europäiſchen Staatenfyflems), 
ift ebenfo eine Stantswifienfchaft, wie 

d) die Statiftit es ift, fofern fie die gemeinfamen Zuftände für bie 
Stantszwede prüft und barftellt. 
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Immerhin wird es daher für bie politifche Bildung förderlich fein, wenn auch 
dieſe Wiſſenſchaften auf den Univerfitäten mit den Staatswiſſenſchaften verbunden find 
md tafür fei es eine befonvere aatswiffenfhaftlide Fakultät eingerichtet, 
fet e3 eine eigenthümliche Gruppe der Rechts⸗ und Staatswifienfchaften yebilvet 
wird. Dagegen entbehrt die Einrichtung, wie fie anf den bayeriſchen Univerfitäten 
befteht, wornach die Rationaldfonomie zum Kern einer befondern (ftaatswirth- 
ſchaftlichen) Fakultät gemacht wird, an ben fich vie übrigen Wiſſenſchaften vom 
Stante anfchliegen follen, ver logifhen Begründung, und iſt auch deßhalb nicht 
zwedmäßig, weil Regierungs⸗ und Berwaltungsmänner, nicht bloße Finanzmänner 
gebildet werben follen. 

Auch wenn man die eigentliden Staatswiflenfchaften beftimmen will, 
wie das wiederholt vorzäglih in enkyllopädiſchen Werken geſchehen ift, fo bat 
immer noch) bie perfönliche Auffaflung oder vie mehr oder weniger an bie gefchicht- 
lihen Borgänge ſich anſchließende Betrachtung eine freie Wahl, das Einzelne fo 
oder anders zu ordnen, und ſchwerlich werben fi die Staatsgelehrten hierüber 
jemals völlig einigen. Der Logik gebührt freitih dabei die vornehmfle Stimme, 
aber die geſchichtliche Fortbildung der Wiffenfchaften, die nicht immer logifch korrekt 
verfährt, darf auch nicht einfach ignorirt werven. 

Rah dem heutigen Stande unfrer Wifienfchaft find Hauptfädlich folgende 
eigentlide Staatswiffenfhaften zu unterfcheiven : 

A. Ullgemeine Staatslehre, Wieberholt ift der Borfhlag gemacht 
worden (au von Robert v. Mohl und Bülan), die Lehre vom Staat als 
Sanzem, in Begriff, Entftehung, Unterzang, Arten, welche allen audern Staats⸗ 
wifienfhaften zu Grunde liegt, als eine befondere Grundwiſſenſchaft auszuſcheiden. 
Die logiſche Begründung ift jelbftverftänpliih, und würde man daran fefthalten, 
fo wäre der praktiſche Gewinn erreicht, daß nicht mehr Jeder, der irgend eine 
einzelne Seite der Staatsordnung oder des Staatslebens behandelt, damit beginnen 
wärbe, eine neue „allgemeine Staatslehre“ als Einleitung vorauszufchiden. Man 
Könnte und würde vielleicht fih kürzer faflen. Der thatſfächliche Zuſtand unferer 
Wiſſenſchaft ift aber noch anders; und gemelniglih wird die allgemeine Staats⸗ 
lehre bald mit dem Staatsrecht, bald mit der Bolitit in Berbindung gebracht, 
oder gar den befonderen Monographieen über einzelne Theile vorangeftellt. 

Der Staat kann ſodann in feinen einzelnen Seiten und Beziehungen 
entweder B. in feiner unterläglichen Seite, d. 5. in feinem Beftand, als that- 
ſächliche over rehtlihe Ordnung betrachtet werben, ober C. in feiner eigen- 
Khaftlihen Seite, d. 5. in feiner Bewegung, feine Entwidlung, feinem 
Leben. Daraus entftehen folgende Diesciplinen: 

B. Unterläglide Staatswiffenfchaften: 

J. Staatsgeſchichte, d. h. die Darftellung ber erfahrungsmäßigen 
Entwidlung des Staates aus der Vergangenheit in vie Gegenwart. 

U. Staatlide Statiſtik, d. 5. die Lehre von den thatſächlichen 
Zuftänden im Staate und für ven Staat. 

II. Staatsreht, vd. 5. die Lehre von der öffentlich⸗rechtlichen Ord⸗ 
nung innerhalb des Staates, aus welchem fi auch a) das Berfaf- 
jungs-, b) das Verwaltungsrecht als befondere Disciplinen abzweigen. 

IV. Balkerrecht, d. h. die Lehre von der öffentlich⸗rechtlichen Ordnung 
ver Staatengemeinfhaft ver Welt. 

C. Eigenſchaftliche Staatswiſſenſchaften: 

V. Politik im eigentlichen Sinn, d. h vie Wiſſenſchaft vom Staat⸗⸗ 
leben (der Stantsentwidlung zur Zukunft) im Großen und Ganzen. 
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VI. Berwaltungsmwiffenfäaft, d. 5. die Lehre von ber Löfung ber 
Staatsaufgaben im Kleinen und Einzelnen, aus ver binmwieber 
a) Sinanzwiffenfhaft, b) Bolkswirtbfhhaftspflege, c) Polizei— 
wiffenfhaft, d) die Kriegswiffenfhaften als beſondere Disciplinen 
bherausgehoben und eigens bearbeitet werben. 

Damit ift wohl die Gruppe der heutigen Staatswiſſenſchaften vollftänbig be 
zeichnet. Ale viefe Lehren können hinwieder bald mehr im Einne der gefchicht: 
lihen Methode, bald nah phil oſophiſcher Betrachtungsweife bearbeitet werben. 
Aber ich halte es nicht für zwedmäßig und noch weniger für logiſch nothwendig, 
daß das in einfeitig-ausfchließlicher Weife gefchehe und taraus wieder neue Dis 
eiplinen gemacht werben, wie e8 Mohl in der Enchklopädie vorſchlägt. Im Gegen- 
theil, die Berbindung der beiden Methoven, der hiftorifchen, weldye vorerft die 
äußere Erſcheinung und Erfahrung beachtet, und von biefer Mannigfaltigkeit ans 
Schlüſſe macht auf den Geift, der fi geoffenbart hat, unb ver philofophifchen, 
welche vorerft die Idee anfchant, und von ihrer Einheit aus logiſche Entwicklungen 
zieht, die auch die Aufgabe der Zukunft in Verwirklichung ver Idee beleuchten, 
fidert am meiften die Erkenntniß ver Wahrheit. Die größten Förderer ber Wiſſen⸗ 
Ihaft haben denn auch von jeher beide Methoden abwechſelnd benutt, zu wedhfel- 
feitiger Prüfung, Verbeflerung und Förberung. 

Robert v. Mohl hat als eine neue Staatswiffenfchaft noch zwiſchen Staats- 
recht und Politik die Stantsfittenlehre in Vorſchlag gebracht, deren Aufgabe 
es wäre, „bie aus ber fittlichen Aufgabe des Menſchen im Staate fi) entwideln- 
den Regeln zu begründen und barzuftellen”. Jede Betrachtung des Staates und 
des Staatölebens von einem eigenthämlichen Standpunkte aus bat ohne Zweifel 
ihre Berechtigung und ihr Intereffe. Es ift anzuerfennen, daß aud eine beſondere 
Staatsmoral mande vernadjläffigte Fragen präcijer fielen und fchärfer beant- 
worten Tann. Aber ih vermag doch darin nichts Anderes zu fehen, al ein abge- 
zweigtes Kapitel der Sittenlehre überhaupt, nur eine Anwendung biefer auf ven 
Staat und das Stantaleben. In derfelben Weiſe laffen fih aud vie Pſychologie, 
die Mathematit, die Phyſik anwenden, und doch wird Niemand von einer befon- 
dern Staatspfuchologie, Staatsmathematil, Staatsphyſik reten wollen; und nad- 
dem man eine Zeit lang von einer befondern Staatsrechenkunſt geſprochen hatte, 
bat man das wieder aufgegeben. Der Grund ift, daß biefe Wifienfchaften ihre 
Principien vollftändig abgefehen vom Staat begründen und entwideln,; während 
die Staatswiſſenſchaften ſich dadurch von andern unterfheiden, daß fie durch bie 
eigenthümliche Natur des Staates beftimmt werben. Das Staatöredht iſt nicht ein 
bloßes Kapitel der Rechtswifienfchaft überhaupt, fondern erhält feinen Inhalt aus 
der Betrachtung des Staates, und ebenfo ift die Politik nicht eine bloße Anwen- 
bung ber Lebenswelsheit, ſondern entnimmt ihre Säge ver Erwägung des Staates 
und feiner Aufgaben. Bluntfäht. 


Stadion, f. Defterreid. 


Stadt, Stadtbürgerrecht, Stadtverordnete, ſ. Land- und Stadt- 
gemeinde. 


Friedrich Julius Stahl. 


Friedrich Julius Stahl, der geiftreiche Vertreter der theologifirenden Rechts⸗ 
und Staatslehre in neuerer Zeit, wurde zu München geboren ven 16. Januar 
1802. Er ftammte aus einer jüdiſchen Familie und wurbe von dem Vater in 
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Rrengglänbiger Richtung erzogen. Die Abhmft und Erziehung haben einen un- 
verfennbar großen Antheil an feiner wiflenfhaftlihen und politifchen Thätigkeit. 
Obwohl er ſchon ale Iüngling zum Chriſtenthum übertrat — er ließ fi im 
November 1819 in der Iutherifchen Kirche taufen — , fo gebt doch durch feine 
ganze Auffaffung des Chriſtenthums wie durch feine Grundanſicht vom Staate 
ein altteftamentliher Zug der Theokratte hindurch, der nur dem oberflächlichen 
Blicke durch chriſtlich⸗ dogmatiſche und modern⸗philoſophiſche Umhüllung verdedt wird. 

S. ergriff frühzeitig den akademiſchen Beruf, für welchen ihn ein ernſtes 
Streben nach principieller Erkenntniß, ein ungewöhnliches dialektiſches Talent und 
eine ſeltene Gewandiheit des rhetoriſchen Ausdrucks befähigten. Er ſtudirte an ben 
Univerfitäten Würzburg, Heidelberg und Erlangen, und habilitirte ſich zuerſt als 
Privatbocent zu Münden 1827. Im Jahr 1830 erſchien der erſte Band feiner 
„Phllofophie des Rechts nach geſchichtlicher Anſicht“ (Heidelberg 1830), worin er 
bie bisherige Lehre des Naturrechts bis auf Hegel einer ſcharfen Kritik unterwarf 
und in ihren rationellen Grundlagen entfchieven befämpfte. Erſt fpäter verfuchte 
ers, feine eigene „hriftlihe Staatslehre" zu begründen. Dabei ließ er ſich theil- 
weife durch die Anfichten der hiftorifchen Juriſtenſchule beftimmen. Für die hiftorifche 
Kritik freilih Hatte er kein Talent und aud keine Freude an geſchichtlichen For⸗ 
dungen, aber er bemerkte wohl die fpefulativen Mängel und vie philofophifche 
Armuth diefer Rechtefchule, und unternahm es nun, biefe Lücke zu ergänzen. In 
ver Offenbarungspbilofophie von Schelling, die ihn lebhaft anzog, fand er einen 
Anhalt für feine philoſophiſchen Studien und ein Vorbild für feine Darftellung. 
Mit Unreht wird aber fein Werk als Neuſchellingianismus“ bezeichnet. Das- 
jelbe iſt das Erzeugniß des ihm eigenen Geiftes. 

Diefen Werke zunächſt verdanfte ©. die. Berufung zuerft nah Würzburg 
1832, dann in demfelben Jahre noch nad Erlangen, zulegt an bie Univerfität 
Berlin, wo ihm 1840 eine orbentliche Profeffur für Rechtophiloſophie, Staats⸗ 
veht und Kirchenrecht übertragen ward. Seine Staatslehre entſprach den religiös- 
tomontifhen Neigungen des Königs Friedrich Wilhelm IV., ver ihm feine Gunft 
jumandte, unb deſſen Wünfchen er ſich anzufchmiegen verſtand. Mit nachhaltiger 
Zähigkeit in feinen Grundanſichten verband er eine große Gewandheit, die For⸗ 
mein zu finden, welche ven wechſelnden Tendenzen des Königs und der am Hofe 
und in ber preußifchen Beamtenorbnung einflußreihen Adelspartei zufagten und 
einen Anfchein von wiffenfhaftlicher Begründung und idealer Berechtigung gaben. 
Er war äußerſt gefhidt, die Blößen der Gegner aufzufinden und auszubeuten, 
fühn im Angriff und entichloffen in ver Vertheibigung, ein Dialektiker von blen- 
vendem Scharffinn, und wenn nicht ein großer, doch ein fehr begabter Redner. 
68 konnte nicht fehlen, daß Ihm bald auch eine der erften parlamentarifchen Rollen 
in Berlin zufiel. In dem vereinigten Landtage von 1847 hatte er noch feine 
Stimme, und die demokratiſche Revolution des Jahres 1848 überfluthete vorerft auch 
feine Stellung. Aber fhon im Jahr 1849 ward er von dem König zum lebensläng- 
lichen Mitgliede der erſten Kammer des fpätern Herrenhaufes ernannt und ward 
in kurzem bier der Mebner und bis auf einen gewifien Grad auch der geiftige 
Führer der fogenannten Konfervativen, ober richtiger der ritterfchaftlichen — * 
welche fich als Vertreter des göttlichen Rechts und des chriſtlichen Princips im 
Staat bekannte und zugleich ernſtlich bemüht war, ihre herkömmliche Bevorzugung 
In den Aemtern des Hofs, ber Diplomatie, des Heeres und ber höhern Civil⸗ 
Rellen und damit die thatſächliche Oberleitung des Staates zu behaupten, ale 
ob diefe Borzüge eine göttliche Begründung und einen riftlicden Charakter hätten. 
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©. Hatte fih von Anfang an dieſer Partei angefhloffen und iſt ihr, wie fie 
ihm fortwährend treu geblieben. Obwohl beide auf ganz verfchievenem Boden ge- 
wachen waren und bie beiderfeitigen Raffen einander eher abftießen als anzogen, 
fo wurden beide doch nicht blos durch äußere Interefien geeinigt. Es beftand unter 
ihnen eine innere Wahlverwandſchaft. Mit Ueberzeugung vertheidigte ©. vie Sad 
der Ritter wie die des Königthums von Gottes Gnaden, weil er damit bie Sage 
der gefhichtlichen Autorität wider den Nationalismus der neuen Zeit, die Herr 
haft des Glaubens gegen die kritiſche Wiſſenſchaft, die Legitimität wider die Re 
volution, die Herrſchaft Gottes wider die menfchliche Freibeit oder wie er «8 
nannte wiber die Empörung gegen Gottes Orbnung zu vertheivigen glaubte. Auf 
dem ſtaatlichen und auf dem kirchlichen Gebiete kämpfte er beharrlich auf der Seite 
der geſchichtlich überlieferten Autorität. Er haßte im Grunde feiner Seele 
bie ganze menfchlich-freie Geiſtesbildung der Neuzeit. Dennoch war er kein hitziger 
Fanatiker, überhaupt kein leidenſchaftlicher Gemüthsmenſch. Ueberall hielt ein kalt- 
berechnender Verſtand auch die Zügel feines Glaubenseifers in Schranken; er 
wußte Ziele und Mittel klug zu ſchätzen. Untadelhaft in feinen Sitten und un- 
eigennügig in hohem Grade genoß er aud bei den Gegnern perfönliche Achtung. 
Wohl verbarg er in der verfchloffenen Bruft einen glühenden Ehrgeiz von Jugend 
an, aber diefer Ehrgeiz war vollfländig befriedigt mit der angeſehenen, obwohl 
im Grunde nur dienenden Stellung, welde er als Wortführer einer einflußreichen 
Bartet erbielt. Ein Staatsmann im vollen Sinne des Worts war er fhon deß⸗ 
halb nit, weil er ſich eher von religidfen als von politifhden Motiven beftimmen 
ließ und ihm die rechte Freiheit des männlichen Geiftes fehlte. Uber er war ein 
großes parlamentarifhes Talent und ein glüdlicher Anwalt ver Partei, vie ihn 
als ihren Yührer ehrte. 

Sein Einfluß auf die Stimmung und bie Richtung bes Geiſteslebens ind: 
befonbere in den höheren Kreifen ver preußifchen Gefellihaft war fehr groß und 
nahhaltig, aber im Ganzen einer gefunden Entwidiung des preußifchen Staates 
eher fhäplih als förderlich. Er vor Allen bat den dogmatiſchen Glaubenseifer 
auch in die politifche Parteidoktrin übergetragen und ven politifchen Ketzerhaß 
großgezogen, der ebenfo verwerflih ift ald der religiöfe, Auch anderwärts begegnen 
wir boftrinären Parteien, aber ber Berliner Doltrinarismus übertrifft fie 
alle an flarrer Formgerechtigkeit, und nirgends iſt derſelbe glänzenber vertreten, 
ala in den Schriften S.'s. Bet dieſer Gefinnung kommt es nicht vor Allem dar- 
auf an, das für den Staat Zwedmäßige zu thun und das Recht der Geſellſchaft 
möglihft zu fihern, fondern vielmehr darauf, ob das politiſche Syſtem und das 
Parteiprincip folgerichtig zur Anwendung komme oder nit. ©. fämprt für feine 
Anfiht wie der Jude für die Gebote Jehovahs, wie der gläubige Muſelmann 
für den Koran. Die politiihen Parteien find ihm Glaubensparteten. 

Er bat ferner zuaft — und fon 1850 — das Stichwort aufgebragit, 
daß der politifhe Hauptlampf in Dentihland und in Preußen ber fei, ob könig⸗ 
liche oder parlamentarifche Regierung, und hat dadurch den unfeligen Zwie⸗ 
fpalt zwiſchen dem Königthum und der Bollövertretung wenn nicht beroorgerufen, 
do dialektiſch gefhärft und fo viel an ihm Iag geradezu unverfühnlih gemadit, 
ganz im Widerſpruch mit den wahren Bebürfnifien eines gebildeten Volkes, welches 
weber auf die Kontrole der Regierung noch auf die Mitwirkung bei der Geſetz⸗ 
gebung verzichten fann, und mit der Natur des modernen Staates, welcher tie 
Einheit und Kraft des Regiments auf ver Grundlage ver Einigkeit mit dem Boll 
entſchiedener ausbildet als die frühere kirchlich oder ariftofratifch gebundene Herr 
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(der-Souveränetät fie beſeſſen hatte. Wenn fodann in dem preußiſchen Staat neben 
dem feinblich gewordenen Oegenfage zwifchen Regierung und Landesvertretung das 
Herrenhaus, anftatt eine vermittelnde Thätigkeit zu üben, ſich bemüht, die Wider⸗ 
fprüche ſchroffer zu machen, wenn es allen zeitwibrigen Reaktionsgelüſten zum Same” 
mel- und Tummelplatze dient, fo ift auch die Zuſammenſetzung gerabe biefes 
Herrenhaufes, vorzüglich auf ver Baſis eines gering begüterten Ritteradels, und 
die Erfüllung diefer Adelspartei mit künftlichen Theorien einer feltfamen Stants- 
unit ohne innere Wahrheit aber voll hoher Anſprüche, zu großem Theile das 
at S.'s. 

Endlich if S. theils in feiner Eigenſchaft ale Mitglied des Oberkirchen⸗ 
rathes (1852 — 1858), theils durch feine Schriften und Reden auch für das ortho⸗ 
vore Lutherthum als Borlämpfer in die Schranken getreten und bat auch die Be- 
wegung des religiöfen Lebens bei jeder Gelegenheit rüdwärts zu drängen geſucht. 
Die Folge davon war, daß die gebilvete Welt fi größtentheils ver Kirche ganz 
entfremdete, umd je die engherzigften und kurzſichtigſten Giferer in ver Laieuwelt 
wie in der Geiftlichleit fi der Kiche wie einer Domäne bemächtigten. An der 
Berrohung der Union durch Erneuerung bogmatifher Differenzen trägt er eine 
Mitſchuld, und wenn die Verfafiungsbeflimmung, welche eine felbftändige Geftal- 
tung der proteftantifchen Kirche neben ver Tathollfchen vorſchreibt, noch nicht zur 
Erfüllung gelangt ift, fo war auch er ein Haupthinderniß viefer nothwendigen 
Reform. 


In den letzten Iahren feines Lebens erfuhr er noch manche Nieberlagen ber 
von ihm vertretenen Partei ber „Umkehr“. In Tirchlicher Beziehung war doch ber 
romantifch gefinnte König Friedrich Wilhelm IV. nicht in ben engen Schranten 
des S. ſchen Dogmatik feftzubhalten, und ein anderer freund des Königs, Bunfen, 
begann mit ihm einen ernften literarifchen Strauß. Bunfen gab In feinen „Zeichen 
der Zeit" (1856) den erwachten Bedürfniſſen des Geiftes nach freier Regung 
einen Ausdruck, und griff die reaftionäre Haltung S.'s lebhaft an. ©. verthei- 
bigte in feiner Gegenfchrift „wider Bunfen” vie firengere und engere Anſicht mit 
formellem Geſchick, aber ohne die Zeit zu verftehen. Als dann am Hofe felbft in 
Bolge der Erhebung des Prinz⸗Regenten ein politifder Umſchwung eintrat, ba 
brach auch die S.'ſche Herrſchaft im Oherlirchenrath haltlos zufammen, unt ©. 
trat ans diefer Behörde aus. Noch ſetzte er als Mitglied des Herrenhaufes den 
politifchen Kampf fort und drohte, „das Haus werbe in feinem Widerſtand gegen 
bie nene liberale Richtung der Regierung vielleicht brechen, aber nicht biegen". 
In ihm war allerdings mehr zähe Energie ale in ver Regierung, welde nad 
ſchwachen Berfuchen, die Ideen ber Zeit fi anzueignen, bald wieder umſchlug und 
dann in dem Herrenhauſe eine Stütze fuchte. Diefen Rückſchlag erlebte aber ©. 
nicht. Er farb am 19. Auguft 1861, nachdem er noch in ver Befreiung Italiens 
einen Sieg der neuen Zeit über die Neftauration erlebt hatte. 

Die Grundlage der Shen Rechtsphiloſophie und Staatslehre, 
welde in drei Auflagen und Bearbeitungen erfchienen iſt (zuerſt 1830--1833, 
zulegt 1864—- 1856) ift eher theologiſch als philoſophiſch. Seine Wiſſenſchaft ift 
burch ven Glauben gebunden, fein Recht von ver Religion abhängig. Er fteht im 
runde noch anf der ſemitiſchen Weltanficht, fein Ideal iſt die Theofratie. 
‚Der Staat ift ihm das ſittliche Reich, und dieſer wird durch das göttliche Gebot 
berechtigt. Gerade das, wodurch fi ber ariſche Stantsgeift auszeichnet im ber 
Weligeſchichte, die felbftbewußte menfchliche Geiftesfreiheit, kommt ihm wie ein 
Abfall vor von Gott, wie eine Auflehnung gegen Gott, als ſchwere Sünpe. 
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Ueberall dringt er auf Anerkennung „einer über ven Menſchen ſchlechthin erhabenen 
Autorität”. Das ift für ibn „Legitimität“, alles andere „Revolution“, 

Deßhalb verlangt er „Umkehr der Wiſſenſchaft“ und Demätkigung 
"ver flolgen Vernunft. In dem verhaßten Fertfchritt der Wiffenfchaft ficht er nur 
bie Auflöfung von Gottes Ordnung. Freilich legt er ſich feine eigene Dogmatil 
nach feinen Tendenzen mit feiner Vernunft zurecht, und iſt nichts weniger ala 
kirchlich korrelt. Auch er ſteht umter dem Einfluß der modernen Wifienfchaft und 
hält feine Theologie in die philoſophiſche Toga. Aber die Autorität der Bibel 
fteht ihm Höher als alle wiſſenſchaftliche Erkenntniß, und feine Kritik, welche bie 
nenere Philofophte mit rüdfihtslofer Energie angreift, iſt völlig refignirt und 
zaghaft, wenn ber Kirchliche Glaube in Frage fleht. Obwohl er ein Gegner ves 
Katholicismus und ein eifriger Lutheraner ift, fo tft ihm der eigentliche Geiſt des 
Proteftantiemns ebenfo fremd wie der ariſche Staatsgeift. 

Als Zwed des Staates bezeichnet er „bie Verwirklichung des fittlichen Reiches“, 
insbefondere und vornehmlih das Recht und vie Gerechtigkeit, aber nicht Diele 
äußere Ordnung allein, ſondern and Förderung des Menſchen und der Natien, 
Handhabung der Gebote Gottes. Er iſt der „Erhalter der zehn Gebote, der Häter 
beider Tafeln”. ©. gefteht zu, daß fi) der Staat nit auf Gottes unmittel- 
bare That gründe, aber behauptet trogdem, daß nicht bloß der Staat überhaupt 
Gottes Gebot fet, fondern „daß überall die beſtimmte Berfaffung und bie 
beſtimmten PBerfonen ver Obrigkeit Gottes Sanktion haben“. Er ver- 
wechſelt auch hier vie religiöfe Neigung, in ver Geſchichte voran 8 eine 
„göttlihe Fügung“ zu verehren, mit dem politifchen Gedanken, der vor: 
ans bie menſchliche That erkennt, und meint das Zeugniß der Weltgeſchichte 
mit der Berufung auf den Üpoftel Baulus zu entkräften, deſſen politifche Ideen 
die feiner Nation, d. i. theofratifcge waren, und ber als Apoftel ver Religion, 
nicht als Geſetzgeber des Staates fchrieb. 

Die gefährlihe Mifchung von göttlicher Autorität und menfchlicher Uebung 
berjelben zeigt fich vorzüglih in den Abfchnitten über das Königthum umd das 
monarchiſche Princip. Im entfdiebenften Widerſpruch gegen Friedrich den 
- Großen, der das Königthum als Amt erflärt, identificirt ©. den Staat und ben 
Vürften in dem Sinne, daß das Recht des Staates vollftändig zum Recht des 
Fürften wird. „Im Furſten wird der ‚Staat perfönlih, ohne den Fürſten ift er 
feine Perſon.“ Allerdings will auch S. nicht die Patrimonialherrſchaft des Mittel- 
alterd erneuern, er betradgtet das Necht bes Königs nicht als Privatrecht, fonbern 
als öffentliches Recht, aber er tvealifiit dod nur das dynaſtiſche Princip mit feiner 
Grundlage zum Staatsprincip. Der durch das Erbrecht bezeichnete König gilt Ihm 
daher mehr als König, ale der Stifter ber Monarchie, ber geborne mehr als 
ber gelorne, weil nah dem Sprichwort Gott den Erben macht und midht der 
Menſch, zu der Erhebung eines Fürſten aber durch Wahl aud die Unterthanen 
mitwirfen. Er tadelt das Streben der heutigen Welt, gegen die Mängel und Ge- 
fahren der Erbmonarchie Sarantieen zu fudhen, und meint, die Volker mäflen das 
Unglück eines unfähigen und unwürdigen Regenten mit Geduld und Demuth er- 
tragen, „weil das der Fluch des zeitlichen Dafelns im Gegenfage zum ewigen fet, 
daß die Menfchheit nit in Gott iſt und von ihm felbft beherrfcht wird." Es tft 
biefelbe Meinung, welche die Bligableiter, die Feuerſpritzen und Berfiderungs- 
anftalten verwirft, weil fie in die göttliche Fügung frevelnd eingreifen. 

Es iſt eine Logifche Folge feiner ganzen Örundanfhanung, daß ©. den ur- 
ſprünglichen rveligiöfen Ausprud der Demuth, das „von Gottes Gnaden“ 
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zum Rechtsprincip des göttlihen Rechts und der Legitimität umbilbet. 
„Jenes bebeutet, daß vie Autorität, kraft der der König herrſcht, diefe, daß feine 
Throngelangung von Gott if. Sie find das Kriftlide Princip des 
Staates. Ws ſolche find fie weltgefhichtli dem Princip der Revolution, ver 
Sollsfonveränetät gegenüber getreten. Ste geben der Stantöherrfchaft jene über- 
irdiſche Weibe, wie fie fih nur in der Monarchie findet. Diefes Princip ftellt 
fi aber in feiner Wahrheit und Reinheit erft dann heraus, wenn der patrimo- 
niale Charakter überwunden ifl, wenn ber Fürſt die Gewalt nicht mehr als fein 
menfchliches Eigenthum und darum nad Willfär, fondern als feine göttliche Miſ⸗ 
fion und barum nad) der Nothwendigkeit des Staates beflgt und vererbt.” 

Indefien folgert S. doch nicht aus der göttlichen Bollmacht des Königthums 
vefien Unumſchränktheit. Er behauptet nur, daß der Befitz der Königlichen 
Gewalt fich auf göttliche Fügung gründe, nicht, daß der König der Stellvertreter 
Gottes ſei; er folgert nur daraus, daß biefe Gewalt ihm nit vom Volle ge- 
nommen werben könne, noch nach dem Willen des Volkes gebraucht werben müſſe, 
niht aber, daß fie Feine Schranfe habe. Er gibt zu, daR das Geſetz dem König 
niht blos eine Gewiſſensſchranke, fondern eine äußere ſtaatsrechtliche Schranke 
fei. Aber innerhalb des Geſetzes muß feine Herrſchaft frei bleiben. „Wo nicht mehr 
das Gefeg gebietet, fondern nur Menſchen mit ihrem perfönlichen Urtheil entſchei⸗ 
ven können, da hat ver König zu gebieten, nicht andere Menſchen (Minifter, 
Stände). Die Beamten, die ihm hierbei zur Uusführung feiner Befehle dienen, 
bärfen nicht dafür verantwortlich fein.” Gr legt alfo alle, aud die thatfächliche 
Gewalt in die Hand bes Königs; der Beirath der Diinifter, die Meinung ber 
Sollsvertretung erfheinen bier nur unweſentlich und völlig untergeordnet, bie gött⸗ 
liche Beleuchtung und Erleuchtung ift nur dem König zugewendet. Der Abglanz 
von oben ruht auf ihm und nah S.'s Meinung wur auf ihm. Im bie tiefen, 
bunfeln Niederungen des Bolles bringt der göttliche Strahl nicht, er erglüht nur 
anf den Spigen ver Berge. Was für verberblihe Wirkungen viefe fpecififche 
Bergötterung des Königthums in der Einbildung hochmüthiger oder befchränkter 
dürften, in der Ausbeutung fhlauer Höflinge und Priefter und bald in der knechti⸗ 
ſchen Demuth der Untergebenen, bald in dem empörten Widerſpruch der freier ge⸗ 
finnten oder aufgeregten Boltöllafien habe, wird von S. nicht beachtet, obwohl 
das göttlich-menfchliche Gericht der Weltgeſchichte viejelben ſeit zwei Jahrhunderten 
m furhtbare Warnungen und Mahnungen den Würften und Böllern einge 
prägt bat. 

Die Monarchie, für welde S. Tämpfte, ift nicht bie fendale noch die ſtändiſch⸗ 
patrimoniale des Mittelalters, für welde Haller einfteht, aber auch nicht bie 
mobern-Eonftitutionelle und noch weniger die englifh-parlamentarifche. Sie ift nichts 
als eine ermäßigte Abfolutie, wie fie der Reftaurationsepodhe als Ideal 
vorſchwebte. Die abfolute Monardie erſcheint daher S. nicht als eine cioilifirter 
und edler Völker unmürbige, fondern als eine „rechtsbegrändete, jeder andern 
Staatsform ebenbärtige" Berfaffung und faſt bebauert er, daß fle nur für Defter- 
reich unentbehrlich, für Preußen nicht mehr haltbar geworden ſei. Mit entſchiede⸗ 
ner Ungunft behandelt er die Republik und bie Demokratie nennt er „bie ſchwächſte 
bärgfchaftiofefte nuter allen Verfaſſungen.“ 

Auf denfelden Grunbanfihten ruht bie ganze S.'ſche Parteienlehre, melde 
nad feinem Tode (Berlin 1863) veröffentlicht worven if. Während es ein Grund» 
princtp alles menfchlichen Rechtes ift, Gute und Boſe gleichmäßig zu ſchützen, 
und erfi dann hemmend und firafend einzufcdreiten, wenn bie änßere fidhtbare 
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Rechtsordnung nachweisbar verlegt iſt, wobei wieder die goldene Iuriftenregel 
beachtet wird: „Quivis presumitur bonus“ ; fo geht S. nach Art der Geiſtlichen 
umgekehrt von dem Sage aus: „Das Dichten des menſchlichen Herzens ift bäfe 
von Jugend an. Der Menſch ift nicht blos ſchwach und unvolllommen, er ift im 
Innerſten von Gott abgewenvet und der Sünde und Selbſucht verfallen.“ Folge: 
recht müßte er dann zu der allgemeinen Regel fommen: „(Juivis preesumitur 
malus“; allein viefe Folgerung erfcheint ihm nur auwendbar auf bie gemeinen 
Bürger und Bauern und die großen regierten Bollsklafien, aber nit anwendbar 
anf die „von Gott gefegte Obrigkeit”. Die Sündhaftigkeit und Berberbniß der 
Volker ſteht ihm feft, die der Fürften und des Adels paflen nicht zu dem Syſtem 
der Autorität gegen die Majorität unt werden möglichſt ignerirt. Er ereifert fi 
fogar zu ver abjcheulichen, aller Geſchichte Hohn ſprechenden Behauptung: „Der 
Unterſchied tft der, die Sünden ver Fürſten find in der Regel menfchlicher, Tage: 
gen die Sünden ver herrfchenden Volksmaſſe meift teuflifcher Art” und fährt 
dann fort: „Wer nur der volllommenen Regierung gehordden will, kann auf Erven 
feiner geborgen und iſt darum von Herz aus Anarhift”, (vd. 5. das Streben 
nah Schugwehren gegen die Mißgriffe und Fehler der Machthaber ift firäflice 
Empörung). „Das gerate ift Gottes Gebot, das uns geſetzt ift gegen vie natür⸗ 
liche Neigung: in der Unheiligkeit des menfchliden Organs doch nur die 
Heiligkeit des göttlihden Amts zu erbliden" (d. h. die katholiſche Lehre 
von ber Helligkeit des Priefteramts, welches die Unheiligkeit des Priefters birgt, 
wird zu einem politifhen Dogma umgemobelt, das vielleicht für eine ftumpffinnige 
Barbarennation, aber nicht für heutige Europäer genießbar iſt). Ia, ©. erflärt 
es als eine Sünde der Zeit, d.t. „eine Sünde der Niedrigen“ (mört- 
ich!), „dag fle unſchwer die Auszeihnung an Befitz, Ehre und Rang - ertrage, 
wenn biefe blos zu eigener Befriedigung und Genuß gebraucht werben und nicht 
als Mittel im Dienfte des Gemeinweſens, wenn fie blos als Eigenthum 
und nicht ald Amt und Beruf betrachtet werben” (S. 893), d. 5. bie ſittlichen 
Anforderungen an die gefchichtlich überlieferte Ariftolratie find ſündlich, infofern 
fie von denen gemacht werden, welche in ven Volksklaſſen geboren find. Gegenüber 
ſolchem Fufel, ven er der Selbftgefälligleit ver Ariftofratie darbringt, hilft die er⸗ 
nüdternde Wahrheit nur wenig, vie er warnend beifägt, daß „das Junkerthum, 
in tem bie Liebe zur Annehmlichfeit und Ueberhebung ftärfer fei, als das Gefühl 
der Pflicht, ein Webel, die Achte Ariſtokratie aber fein Uebel fei”. 

Der cioilifirte Repräfentativftant der Gegenwart beruht auf einem Zufam- 
menwirten ber Regierung und ber VBollövertretung, er fegt überall die Verſtän⸗ 
digung voraus und eben deßhalb aud die Ermäßigung einfeitiger Wünſche und 
Deeinungen. Eine flaat-boftrinäre Principienreiterei und Rechthaberei ift damit 
eben fo unverträgli, wie eine Ueberfpannung irgend einer einzelnen Mactbefug- 
niß. Die konftitutionelle Monarchie, wie fie in den deutſchen Veffaflungen näher 
bargeftellt iſt, will allen verſchiedenen Beſtandtheilen des Einen Bolles und Vater- 
landes dadurch geredht werben, daß fle den Fürſten, den ariftofratifhen Elemen⸗ 
ten und den greßen Bollsklafien, ver Beamtung und den Bürgern bie ihnen ge- 
bührende Einwirkung auf die Orbnung und Bewegung ber Gemeinſchaft fidhert, 
und indem fie dieſe vielfeitigen Kräfte zu einem lebendigen Körper einigt, will fie 
zugleich die Energie des ganzen Staates aufs höchſte entwideln und die allgemeine 
Wohlfahrt am fiherfien fördern. Im ſchroffen Gegenfage zu biefem Grundcharak⸗ 
ter des modernen Staats zerreißt bie S.'ſche Parteienlehre die Einheit durch eine 
unverſöhnliche Zwietracht und fegt an die Stelle der nothwendigen Verfländigung 
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ben fortgeſetzten Streit und einen dogmatiihen Meinungsfanatismus und an bie 
Stelle wechſelſeitiger Zugeftänpniffe zur Wohlfahrt des Ganzen die zwingende 
Unterwerfung der Einen durch die Andern. 

S. will alle Parteiunterfhiede auf den einen Gegenfag ber Legitimität 
und ver Revolution zurüdführen; er ſcheidet fie in ein Heer des Lichts und in 
ein Heer der Finſterniß, die Schaaren Gottes und die Schaaren des Teufels. 
Dabei verfteht er die Schlagwörter Legitimität und Mevolution durchaus nicht in 
vem Sinne, den die Sprache ihnen beilegt, noch wie ter geſunde Vollsverſtand fle 
verſteht, ſondern macht daraus Tünftliche Begriffe, aber benutzt zugleich die gemöhn- 
liche Auffefiung, um bie verhaßte Partei der Liberalen und des Fortfchritts in den 
Angen der Machthaber und der Bhilifter als „NRevolutionäre" zu brandmarken. 

Unter den Bartelen der Legitimität verfieht er „alle viejenigen, welche 
eine gottgefegte Ordnung anerfennen über dem Bollswillen und über den 
Zweden ver Menſchen“ (S. 3), die Anhänger des „göttlichen Rechts“; d. h. 
trog feines Proteftes gegen biefe Bezeichnung vie Berehrer der Theofratie, 
Bir verfiehen es, wenn der religidfe Sinn, wie überhaupt alles Gute und 
Würdige und Herrliche, fo insbeſondere au die Erhebung der Obrigkeit und pie 
Shidfale der Bölker, in Infammenhang bringt mit der göttlichen Weltleitung und 
das Walten Gottes in der Geſchichte verehrt. Aber es iſt uns unverftänblic, wie 
man daraus ein politifches Princip machen kann, ba die Plane Gottes in ber 
Weltgeſchichte und feine Leitung des Schidfals für unfer Wiflen, zumal in ber 
Gegenwart, völlig dunkel find. Was fol es heißen, wenn ©. fagt: „Es iſt 
Gottes Fügung, daß das Haus Habsburg auf dem ungarifchen Throne figt, nicht 
das Haus Kofſuth“? (S. 262). IA e8 denn etwa weniger Gottes Fügung, wenn 
das Haus Napoleon auf dem Throne von Frankreich fiet, und nit mehr das 
Hans Bourbon? Oder der König Biktor Emanuel von Italien in Florenz refibirt, 
and nicht mehr bie Habsburger? Mit der Berufung auf die „göttlide Fügung“ 
laßt fih daher auch die Legitimität wicht behaupten, denn Gott kann Fürften und 
Böller erheben oder ftürzen, Ufurpationen und Revolutionen zulaflen. Was ift das 
für eine erbärmlihe und Meinlihe Vorſtellung von göttlicher Weltleitung, auf 
melde fi die Partei der Legitimttät ſtützt! Der große Gang der Weltgefchichte 
ſchreitet fort und fort ernft und Kalt über fie hinweg und läßt ſich nicht aufhal⸗ 
tm durch jene kindiſchen und abergläubifchen Beſchwörungen derer, welche fi ein- 
bilden, Gott werde bie Weltgefchichte gerade fo kurzſichtig und engherzig leiten, wie 
fie e8 gewohnt find, dieſelbe aufzufaffen. 

Diefe ganze Berufung auf „Gottes Ordnung“ hat alfo keine praftifche An⸗ 
wendung auf bie menſchliche Politi. Damit wirb für die frage ber brei= ober 
wehjährigen Dienftzeit, oder der preußiſchen Flottengründung, oder der Regelung 
ver ſchleswig⸗holſtein'ſchen Zuftände kein leitender Grundſatz und kein neues Licht 
gewonnen, Aber diefe Berufung hat, wenn fle zur Parteifahne „erhoben wird, eine 
hochſt verderbliche Folge anf die Seelenftimmung und bie Gefinnung berer, melde 

nun dem Wahne bingeben, fie ſeien in ganz befenverer und auserwählter 
Belle die Streiter für Gottes Orbnung. Alle Karbinalfünden einer pfäffl- 
ſchen Politik, Hohmäthige Selbftüberfhätung und fanatifcher Eifer, Heuchelet und 
Verdammungeſucht ſchleichen fih in die Seele ein, nehmen ven Maren, für bie 
Politik unentbehrlihen Verſtand gefangen und erftiden ven Sinn für Nationalität 
und Öumanität. 

AS die „natürlichen Träger” dieſes gefpenftifchen Legitimitätsprincips bezeich- 
ud S. vor allem die Fürften, ohne auf die Warnung der Geſchichte zu hören, 

Oinnif@liun Brater, Deutſchet Staate⸗MWörterduch. X. 11 
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welche Jalob II. von England, Karl X. von Frankreich, Franz II. von Reapel 
u. f. f. gerade beshalb verworfen bat, weil fie ſich lediglich als Träger vieler 
Zegitimität benommen haben, und ohne tie Mahnung tiefer Geſchichte zu beachten, 
welche gerade venjenigen Fürſten Macht verliehen bat, melde, wie Wilhelm II. 
von England, Friedrich der Große von Preußen, die NRapoleone und Biltor Eme- 
nuel die menſchliche Politit menſchlich verftanden und geübt haben. Außer ven 
Fürſten rechnet er zu ben natürlichen Trägern ver Legitimität den Adel, bie 
Armee und die Geiſtlichkeit (S. 297), d. h. die Elemente ber bergebradten 
Autorität und die Werkzeuge der Gewalt. 

Diefer Legitimitätspartei gegenüber ftellt ©. nun die Partei der Revo— 
Iutton, die felbfiverflänplih von jener beberriht werben muß; und als bie 
„natürliden Träger” bes Revolutionsprincips erflärt er einerfeits das gebil- 
bete Bürgerthum, aus welchem der Liberalismms hervorgehe, und anderer: 
feitö die großen Bolksmaſſen, melde die Demolratie verlangen. 

Man flieht, der ganze Staat wirb fo parteimäßig geipalten. Die Regie: 
renden find bie Gtreiter Gottes, die Regierten find fammt und fonbers 
verbäctig, Gottes Ordnung anzufeinden, von Natur zur Revolution gemeizt, tie 
Kinder ver Suünde und die Schule des Satans. Ganz befonvers verhaßt ift ihm 
ber gottlöfe Liberalismus des Bürgerthums. Darüber fagt er wörtlih: „Wie jener 
Raubritter des Mittelalters (alfo doch!) auf feinem Schilde vie Devife führte: 
Y’ami de dien, l’ennemi de tous les hommes, fo der Liberalismus umge 
febrt: l’ennemi de dieu, l’ami de tous les hommes." (©. 109). Als wäre nidt 
diefer Gegenſatz ein innerer Widerſpruch. Vergeblich entgegnet man ihm: Das 
gebildete Bürgerthum fei zwar liberal, aber nichts weniger als revolutionär gefinnt, 
vielmehr ein natärliher Gegner aller gewaltfamen Umwälzung. Wie ver Patriard 
in Leffing’s Nathan erwidert er beharrlih: Thut nichts, der Jude wird verbrammt.“ 
Das Bürgertum und ber Liberalismus find und bleiben nad S. der Revolution 
verfallen, denn nicht darauf kommt es an, daß man die menſchliche Rechtsorbuung 
und die verfaflungsmäßige Staatsorbnung achte und beachte, fondern „varauf, daß 
man in der Obrigkeit Öottes Gebot verehre, das über aller menfd- 
lichen —— und über allem Staate herrſcht.“ Dan kann nad ©. die Ver⸗ 
faffung eines Tandes gewaltfam breden und eine vollftändige Ummälzung ber 
ganzen Regierungsform hervorrufen, alles im Dienfte ver göttlichen Legitimität; 
und ebenfo kann man in befter Form Rechtens durch freies Zufammenftimmen 
und Zufammenwirken aller Faktoren der Geſetzgebung eine gefeglihe Ordnung 
begründen und eben dadurch einer „Revolution” fchuldig werden. „Die Empörun- 
gen, an welden vie Geſchichte jo reich ift, die Vertreibung der Dynaftien — find 
darum doch nicht Revolution, und umgekehrt kann die Revolution ohne Schwert- 
fireih in friedlich Tegaler Weife und mit Belafiung der Dynaftie, ja von Fürften 
ſelbſt eingeführt werden." (©. 2). Die Entfheidung dreht fich einzig um die Frage: 
„wer der Herr der fittlihen Welt fei, die Orbnung Gottes oder der Wille bes 
Menſchen.“ (S. 6). „Darauf ruht die Grunpftellung der Revolution, daß fie zur 
Duelle und Maß des Rechts den Willen des Menfhen macht und nicht bie 
MWeltorbnung Gottes,” (S. 192). Die gefammte Gefeggebung und Politik 
Friedrich's des Großen iſt nad ©. Revolution, denn Friedrich der 


u. 


Große war der entfchievenfte Berächter und Feind jenes göttlihen Rechts, das ©. 


zum Princip der Legitimität macht, und der erflärtefte Freund bes vernlinftig- 
menſchlichen Rechts, worin ©. das Princip der Revolution flieht. 
Die großen Boltsmaflen, welche befanntlih nicht blos die Caſaren Roms, 
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fondern die großen Monarchen aller Zeiten als die fiherfte Stütze ber Monarchie 
und als die wichtigfte Sorge aller Regierungskunſt betrachtet haben, bie großen 
Bollsmaffen vollends erfcheinen S. als die höchſte Revolutionsgefahr, indem fie 
immer bereit feien, im Gefühl der Majorität vie obrigkeitlihe Autorität abzumer- 
fen und fih an ihre Stelle zu fegen. Die Maflen, deren Leben ber Arbeit gewid- 
met iſt für das tägliche Brod, oder die, um einen legitimen Shen Ausdruck 
zu gebrauden, von dem „Fluch der Arbeit“ (S. 262) belaftet find, wiſſen 
überall fehr gut, daß fie außer Stande find, felber zu regieren, und find von 
Hanfe aus geneigt, einer wohlwollenden und kräftigen Regierung zu vertrauen, 
zu folgen und biefelbe zu unterflügen. Aber diefe Maſſen haben ein Recht darauf, 
gut regiert zu werden, und wenn ihnen der heutige Staat in der Volksvertretung, 
in der Gerichtsverfafiung, in der Gemeindeordnung und in ber bürgerlichen Frei⸗ 
beit überhaupt Garantien dafür geſchaffen hat, fo Eat derſelbe unferes Erachtens 
nicht tie Kräfte „ber Revolution” verftärkt, ſondern die Revolution durch zeitge- 
mäße Reform verhindert. Ä 

Die S.'ſche Parteienlehre reizt Regierung und Negierte im Princip wider 
einander, erwedt das Mißtrauen und den Haß der einen wider bie andern. Gie 
ft nit blos um ihres theofratiihen Charafters willen im Wiverfprud mit Der 
heutigen Civiliſation, fie ift in ihren Wirlungen, wo man irgend ihr ernfilich 
nachlebt, flaatögefährlih. Indem fie die Fürften mit den Völkern entzweit, ver 
ihüttet fie die Quellen der Fürftenmadt und verhindert die einheitliche und frieb- 
lihe Entfaltung der Staatswohlfahrt. Es ift kaum glaublid und dennod nicht 
zu läugnen, daß dieſe Lehre in dem hochgebilveten Berlin einen mächtigen Anhang 
gewonnen und einen großen Einfluß auf die Geifter geübt bat. 

Eine Biographie Stahls (von Gneiſt?) in der Zeitſchr. Unfere Zelt. 
Br. VI. ©. 419 f. Bluntſchli, Geſchichte der Staatswiſſenſchaft, S. 630. 


Bluntfgli. 
Stammgüter. S. Erbgüter, Standesherren. 
Stände. ©. „Raften, Klafjen, Stände", Landſtände, Yandtag. 


Standeöberren (Stammgüter). 


Unter dem Ausdrucke: Deutſche Standesherren!) verfteht man zunädft bie 
feit dem Jahre 1806 der Souveränetät eines deutihen Bundes— 
fürfen unterworfenen ehemals reichsſtändiſchen fürftliden und gräf- 
lihen Häuſer, welde auf ven Genuß aller durch die deutfhe Bundesakte vom 
Sabre 1815 (Artikel XIV) denfelben eingeräumten Rechte Anſpruch haben. Sodann 
aber gehören zu ben deutſchen Stanvesherren auch alle diejenigen adeligen 
damilien, welchen, obwohl file nicht zu den bis zum Jahre 1806 reichsſtändiſch 
gewefenen Geſchlechtern gehört hatten, aus befonderen, auf ihrer Stanvesftel- 
lung zur Neichözeit beruhenden, Gründen durd fpätere Bundesbeſchlüſſe 
die im genannten Artikel der deutſchen Bundesakte enthaltenen per- 


1 Das Wort Standesherren findet fi fchon felt dem 14. Jahrhunderte in Schlefien und 
m der Laufig ats Bezeichnung derjenigen Reichsſtände, welche mebdiatlfirt oder eximirt d. h. der 
Landet hoheit eines anderen Reichsſtandes unterworfen wurden, — und es foll andeuten, Daß 
ibnen der bisherige Geburtsſtand verblieb. Man febe Zöpfl's Grundfäge des allg. und deut: 
ſchen Staatorechts. 4. Ausg. I. S. 182, 11 S. 278 u. ff. Die ſtatt Standesherren beſonders früber 
ewöhnlid gebrauchten Ausdrüde: „Mediatifirte” oder „Mittelbar gewordene Für- 
en und Grafen“ find, wie oben im Tegte angedeutet werben joll, eigentlich unrichtig gewählt. 
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fönligen und Familienrechte beigelegt worden find2), und bie wohl aud 
als „ftanvesherrlihe Perfonaliften” bezeichnet werben. 2 ®) 

Diefe deutſchen flandesherrlichen Familien 3) num find — um uns ber Worte 
des erften öſterreichiſchen Bunvespräfipialgefannten zu bebienen — „die ungläd- 
lihen Opfer einer vergangenen Zeit”, nämlidy der Zeit der Auflöfung des dent- 
fhen Reiches. Die Erörterung ihrer Stellung (ald Landesherren) zur Reichszeit 
liegt außerhalb der Aufgabe diefes Artikels; das Weientlihfte darüber ift ſchon 
enthalten in dem Artikel: „Landeshoheit“ (oben Bd. VI ©. 213 ff.). Wir haben 
es bier nur mit dem gegenwärtigen Rechtszuſtande berfelben zu thun. Da man 
aber die Gegenwart immer nur dann wirklich begreift, wenn man fich wenigftens 
der jüängften Vergangenheit Mar bewußt ift, fo dürfte es zum befieren Berftänd: 
niffe der jegigen rechtlichen Stellung der dentſchen Stanbesherren nöthig fein, 
einen kurzen Blid auf die Umflände und Ereigniffe zu werfen, aus denen ber 
gegenwärtige Zuftand verfelben hervorgegangen iſt. 

1. Gefchichtliches über die Staudesherren. 

Beim Ausbruche der großen franzöſiſchen Revolution am Ende des vorigen Jahr: 
hunderts waren die VBerfaffungszuftände des „Heiligen Römifchen Reiches Deutſcher 
Nation” die allerfläglichften von der Welt. An der Spige desſelben fah man einen — 
wenn auch nicht rechtlich fo doch thatſäͤchlich — geradezu ohnmächtigen Kaifer mit einem 
Einkommen von 13,884 fl. 32 ir. Unter veflen ſcheinbarer Oberhoheit aber theil- 
ten fi in die Regierung des Reiches nicht weniger ale 72 geiftlide und 143 
weltlihe Landesherren nebft 51 freien Reichsftäpten, fo daß alfo das Reich in 
266 Territorien mit Reich sſtandſchaft und voller Landeshoheit d. 5. in 
266 thatfächlih, je nach den Madhtverhältniffen, ganz oder balbfouveräne Staa⸗ 
ten und Zwergftaaten mit theils erblichen theils gewählten Häuptern, Monarden 
und Republikpräſidenten, zerfiel d). Dazu kam endlich noch die „unmittelbare freie 
Reichsritterſchaft in Franken, Schwaben und am Rhein”, welde, aus mehr als 
350 Familien beſtehend, gleichfalls im Beſitze einer der vollen Landeshoheit fehr 
nahe ftehenden gutsherrlichen Gewalt über ihre zahlreihen — im Ganzen 1600 
Meilen mit über 400,000 Seelen umfafienden — Heinen Gebiete ſich befand, 
wenn ihr aud die Theilnahme auf dem Reichötage verfagt waı. 

Wie hätte ein fo verfaßtes Reich dem gewaltigen Anftürmen einer von neuen 
Ideen über Staat und Kirche erfüllten und davon bis zur Raſerei beherrſchten 


2) Ein ſolcher Bundesbeſchluß bedarf aber felbfiwerftändfich (2) zu feiner Gültigkeit der Stimmen⸗ 
einhelligkeit. Der Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1845 begüalih des Haufes Bentint 
wurde jedoch nur dur Stimmenmehrheit zu Stande gebraht! Man ſehe Zöpfl a. a. O. 

307. Es gibt gegenwärtig im Ganzen 50 fürftlihe und 53 gräflihe Familien. Man febe die 

ufgäblung derfeiben in v. Kaltenborn’s Einleitung in das Eonftitutionelle Verfaſſungörecht 
(1863) ©. 361 -363. — Ein von den Bereine der deutfchen Standeöherren verfahte® Ber: 
zeihniß vom Jabre 1865 enthält aber nur 48 Kürften und 45 Grafen. 

2 0) Man pflegt auch Solche, welche ihre Etandesherrfchaft veräußert haben, flandesherrlice 
Perfonaliften zu nennen. 

3) Jene adeligen Yamilien, welche ftandesherrlike Namen und Rechte nur durch Verleihung 
von Seite eines deutfchen Souveräns haben, find nicht zu den deutfchen Standeöberren zu 
rechnen. Es kann alfo neben deutihen Standeöherren auch bayerifche, öfterreichifche u. ſ. w. 
Standebberren geben. 

4) Man fehe die Aufzählung in v. Lancizolle's Ueberſicht der deutlichen Reichsſtand⸗ 
fhafts- und Territorialverhältniffe (1830) S. 1—12, und vergleiche über daB Gange bie Artikel 
„Deutfher König” (Bd. I. ©. 747 u. ff.), „Randesbohelt”, „Romiſches Reich deutſcher Ration” 
(Bd, VIII. ©, 70% u. ff), „Katferthum” (Bd. V. S. 452 u. ff.). 
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Nation nachhaltigen Wiverſtand leiſten follen, ſelbſt wenn bie Einigkeit und Liebe 
zum Ganzen unter den Gliedern vesjelben viel größer und die rechtlichen wie 
foctalen Zuftände des deutſchen Volkes weit befrievigender gewejen wären als es 
befanntlich der. Fall war! So aber fenfzten die unterften Klaffen ver Bevölkerung 
unter dem ſchweren Drude der Feſſeln- der Leibeigenfhaft und Hörigfeit; ver 
Mittelftand Hatte feine Betheiligung am politifchen Leben fo ziemlich eingebüßt, 
amd der Herrenftand fuchte nicht felten den franzdfifchen Abfolntiemus mit und ohne 
Verſtand zu Topiren. Je intenfiver fih die Staatsgewalt in den Territorien ents 
widelt hatte, deſto loderer waren die Bande geworben, welche den Reichölörper 
zufammenfchließen follten. Hatten fih doch zwei Neichöfürften, Defterreihs und 
Preußens Beherrſcher, unter tie Zahl der enropälfchen Großmächte emporgearbei« 
tet und jenen unheilvollen Dualismus ins Neid bineingetragen, an weldem 
Deutfchland heute noch Frankt. ‘Daneben waren auch einige andere Neichsfürften fo 
erſtarkt, daß fie gleich dieſen beiden auf den krummen und fchlüpfrigen Pfaben 
einer felbfländigen, unter einander Teineswegs harmonirenden und am wenigften 
mit den Intereflen des Reichsganzen zufammenfallenden Politik zu wandeln ver- 
mochten. Und ganz felbftverftännlich iſt e8 endlich, daß in den Herzen ber leiver 
gleichfalls zu den deutſchen Reichsftänden gehörigen Könige von Schweben, Däne- 
mark und England das Wohl und Wehe des deutfchen Reiches nicht den erflen 
Play einnahm. 

Kein Wunder alfo, daß dieſes morſche Gebäude fhon beim erſten Anprall 
der revolutionären Gewalten in Trümmer ſank, um nad einer zwar kurzen aber 
unendlich ſchmachvollen Leidensperiode einer neuen Ordnung der flaatlihen Ver⸗ 
bältniffe Play zu machen. Beim Einſturze des Reiches aber dachte faft jeder 
Reichsſtand: sauve qui peut und ſuchte fi mit dem franzöfifchen Imperator 
abzufinden, um mit defien Hülfe und. Onade fih auf Koften der minder mäch- 
tigen Reichsſtände und Neihsangehörigen zu bereichern und zu vergrößern. Die 
Einzelnheiten bei Seite laſſend gedenken wir bier nur jener Abmachungen, welche 
mit der Gefchichte der Stanvesherren aufs Innigfte verfnüpft find. Da tft zunächft 
von höchſter Bedeutung jener berüchtigte Artifel VII des Lüneviller Friedens 
vom 9. Febr. 1801, wornad die erblichen Yürften Deutfchlands für ihre durch 
Abtretung des ganzen linken Rheinufers an Frankreich — eines Gebietes von 
über 1150 [Meilen mit faft vierthalb Millionen Menfhen — erlittenen Ber- 
Infte im Schooße des Meiches („dans le sein du dit Empire“) alfo auf Koften 
ihrer Genoſſen entſchädigt werden follten. Und in ver That wurden gemäß ben 
Beftimmungen des ben —** jenes Artikels „mehr nach Gunſt als Recht“ und 
in einem förmlichen Konkursverfahren regelnden Reichsdeputations haupt⸗ 
ſchluſſes vom 25. Wehr. 1803, ja theilweiſe ſchon vorher, faſt ſämmtliche geiſt⸗ 
lihen Reichsſtände (mit Ausnahme des Kurfürſten von Mainz, deſſen Stuhl auf 
Regensburg übertragen wurde, dann des Hoch- und Deutfchmeifters und des 
Johannitermeifters) meblatifirt und deren Gebiete fälularifirt, ſowie aud die 
(ämmtlicden Neichspdrfer und die Reichsſtädte (mit Ausnahme der 3 Hanfeftähte, 
ferner Frankfurts, Nürnbergs und Augsburgse) ale Entſchädigungsmaterial ver- 
wendet wurden, und zwar auch au Gunſten folder Fürſten, welche gar Teine Ver⸗ 
luſte auf dem Iinfen Rheinufer erlitten hatten. 

Diefer allen Rechtsgrundes entbehrende, wenn auch in fcheinbare Nechtsformen 
Eingeffeivete Gewaltftreih war indeß nur ber erfte At des großen von oben In 
Scene gefegten Dramas der franzöfifhen Revolution anf deutſchem Boden. Denn 
man blieb, wie fcharffichtige Beobachter damals ſchon vorherfagten, nicht babet 
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ftehen, blos die geiftliden Staaten unb bie Mepubliten zu ſubjiciren, — bakı 
fam die Reihe aud an weltliche erbliche Landesherren. Obwohl in dem genannten 
Reichsdeputation?hauptſchluſſe die Unverlegbarleit der Reichsritterſchaft in ihrem 
reihögefeglich anerkannten Beftande feterlih von Katfer und Rei ausgeſprochen 
und den durch ihre Berlufte auf dem linken Rheinufer nicht minder ſchwer beichh- 
bigten Reichsrittern eine Entſchädigung an Renten zugefihert worden war; fo 
erfolgten nichtsbeftoweniger — von der Niterfüllung ver letztern Zufage ganz 
zu gejchweigen — nod in bemfelben Jahre bie ärgften Bebrängnifie derſelben 
von Seite -benadhbarter Fürften (Bayern, Sahfen-Meiningen, Heflen, Naffau) 
und Dynaſten (Ifenburg, Leiningen, Hohenlohe, Salm⸗Reiferſcheid), denen ber 
Kaifer vergeblich zu ſteuern verfuchte. Und im Preßburger Frieden vom 
26. Dec. 1805 wurben wieder zwei Drittel der auf dem rechten Rheinufer gele- 
genen Neichsritterfhaft an Bayern, Würtemberg, Baden und Würzburg vertheilt, 
wel erſtere drei Staaten überbem die Souveränetät und Bayern und Würtem- 
berg dazu auch noch den Königstitel erwarben. Die leute Stunde hatte dem beut- 
{hen Reiche gefchlagen, es wurde aud im genannten Frieden nur noch mit dem 
Ausprude „confederation germanique” bezeichnet. 

Bisher waren die kleineren erblichen weltlichen Neichsftände verfhont geblie- 
ben, ja einige berfelben hatten fich fogar an der Mediatifirung ver Reichsritter⸗ 
haft betheiligt. Aber aud fie kamen an die Reihe, — die Srronbirunge- und 
Bergrößerungspolitit hatte ihr letztes Ziel noch nicht erreicht. Am 12. Iuli 1806 
ſchloſſen zu Paris 16 veutfche Fürſten den fogenannten Rheinbund unter bem 
Preteltorate des Kaiſers Napoleon ab, und kraft der Rheinbundakte wurben 
ohne jeglihen Schein von Recht das bisher verfchont gebliebene letzte Grittel ver 
Reichsritterſchaft, ferner der deutfche und der Iohanntter-Orben , die Reichsftäbte 
Nürnberg und Frankfurt (Augsburg war Schon im Preßburger Frieden an Bayern 
gekommen) fowie nicht weniger ald 72 veihsftänpifhe Fürften und Gra— 
fen („princes ou comtes actuellement rögnans”) mit ihren Gebieten ber 
erfi vor Kurzem oder eben erlangten Sonveränetät ber Rheinbunp- 
fürften unterworfen, — jedoch in verſchiedenem Umfange. Man madte näw- 
lid einen Unterſchied zwiſchen folhen Territorien, weldye von ven ven hohen 
weltlichen Adel angehörigen Reichsſtänden mit voller Landeshoheit, ſodann folchen, 
welche von den Reichsrittern mit befchränkter Yandeshohelt befeflen worben waren, 
und allen anderen Gebieten und thetlte bie erfteren den Nheinbundfürften zu nur 
„en souverainetd" (Souveränetät ohne VBefig), die zweiten „en toute sourerainet6“ 
(Souveränetät mit Beſitz), die letteren vagegen „en toute propriété et souve- 
rainete" (Souveränetät mit Eigenthbum), d. h. mit anderen Worten: Dan beraubte 
bie beiden geiftlihen Ritterorden und bie Reichsftädte al’ Ihrer politiihen und 
Eigenthumsrechte und inforporirte deren Gebiete in ausgevehntefter Weife 5), ber 
Ritterſchaft nahm man alle politiichen Rechte unter Belaffung ihres Privateigen- 
thums 6); die erblichen Reichsſtände aber entlleivete man nicht aller ſtaatlichen 
Befugniffe und inforporirte deren Gebiete nicht in vollſtem Sinne des Wortes 7), 


5) »S. M. le Roi de Baviere r&unira_ä ses dtats et possödera en toute 
proprietö et souverainete la ville ct le territoire de Nuremberg et les Comman- 
deries de Rohr et de Waldstetten de l’ordre Teutonique« (Art. 17 Rh.B.A.). 

6) »Chacun des Rois et Prinoes confédérés poss6dera en toute souverainete 
les ierres dquestres enclavdes dans ses possessions« (Art. 25). 

7) »Leurs M. les Rois de Baviere et de Wurtemberg exeroeront lous les 
droits de souverainet6 savoir: S. M. le Roi de Bavièro sur la prineipaut6 de 
Schwarzenberg, le comté de Castella etc. (Art. 24). 
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fondern beließ ihnen gewifle Hoheitsrechte 8) und anerkannte den Fortbeftand ihrer 
Befigungen als „Fürftenthämer, Graffhaflen und Herrichaften" %. Wir haben es 
bier nur mit diefen legtgenannten zu thun. 

Man pflegt num dieſe fubjicirten erblihen Reichsſtände (die Fürften und 
Grafen) fchlehthin die „Mediatiſirten“ vd. 5. die ihrer Meichsunmittelbarkeit 
Beraubten, die mittelbar Geworbenen zu nennen. Allein dieſe Bezeichnung ift eine 
unrihtige, denn fie fteht im Widerſpruche mit den thatſächlichen Berbältnifien. 
Eie wäre nur bann zutreffend, wenn zur Zeit der Subjeltion jener Reichsſtände 
das deutſche Reich wirklich noch eriftirt hätte. Aber die faltiſch ohnehin ſchon 
längft bewirkte Wuflöfung des Reiches hielt auch in rechtlicher Hinficht gleichen 
Schritt mit der gewaltfamen Unterwerfung fo vieler Reichsſtände unter die Rhein⸗ 
bundfürften. Die Rheinbuudakte ficherte nämlich den verbündeten Fürſten bie volle 
Souveränetät zu und nahm fomit vie Auflöfung des deutſchen Meiches aufs Be⸗ 
ftimmtefte in Ausficht, jo daß alfo den Rheinbundfürften ver Gedanke, ihre bis⸗ 
berigen Mitftände bios mittelbar zu machen, ganz fern lag. Und in ber That 
fagten ſich die Rheinbundfürſten bereit8 am 1. Auguſt 1806 feierlih vom Reiche 
(08, und am gleihen Tage erklärte auch Napoleons Geſandter auf dem Regens⸗ 
burger Reihstage, daß fein Herr das deutſche Rei nit mehr anerlenne. Als 
nun noch ber letzte deutfche Kaifer, Franz II., am 6. Auguft 1806 bie taufenb- 
jährige, ihrer Macht und ihres Glanzes längft beraubte, Krone Karls bes Großen 
vom Haupte nahm und alle Reichsangehörigen ihrer Pflihten gegen das Reich 
entband: ba war der traurigen Thatſache, daß das „heilige römiſche Reich beut- 
Iher Nation“ in eine größere Anzahl von einander unabhängiger, fouveräner 
Staaten zerfallen war, auch die formell rechtlihe Sanktion ertheilt, und es hätte 
dvemnad von „Mediatiſirten“ keine Rede mehr fein follen. Gleihwohl wurbe die⸗ 
jer Ausdruck in offictellen Altenftäden jener Zeit fortwährend angewendet felbft 
von Seiten der Rheinbundfürften, welche gar nicht bedachten, daß darin ein fort« 
währender Hinweis auf bie Eriftenz des Reichen, ein fortgefegter Proteft gegen 
bie Auflöfung vesfelben enthalten war. 

Uebrigens bat dieſes Wort unter einem anderen Gefihtspunfte immerhin 
einen guten Sinn, dann nämlid, wenn man bie rvehtlihe Stellung ind Auge 
faßt, welche den fubjlcirten erblichen ehemaligen Neichsftänden durch die Rheinbund⸗ 
afte verliehen wurde. Diefe Stellung war nämlich mit jener vergleichbar, in melde 
bie zu Reichszeiten der Tanveshoheit eines Mitftandes unterworfenen Reichsſtände 
(die im eigentlihen Sinne Meviatifirten) gebracht wurden. Wie diefen legteren in 
der Regel ein Theil ihrer früheren Landeshoheit, eine fogenannte untergeorbnete 
Landeshoheit, belafien wurde; fo hielten es auch, wie es ſcheint, die Urheber ver 
Rheinbundalte doch noch für eine unabweisbare Pflicht, den von ihnen unterwor⸗ 
fenen bisherigen erblichden Mitſtänden, welche wir fortan die Stanbeößerren nennen . 
werben, eine fehr bevorzugte Stellung unter ihren Untertbanen, eine Urt unter 
georbneter Landeshoheit ım Sinne der Reichszeit, einzuräumen. Nur 
was zur Souveränetät ihrem vermeintlichen Begriffe nach wejentlih gehörte — 


8) »Les printes ou comtes actuellement r6gnans conserveront chacun comme 
proprieti6 patrimoniale et privde tous les domaines... alnsi que tous 
les droits seigneuriaux et f6odaux non essenliellement inhörens & la souver- 
ainel6 et nolamment les droitse... (Art. 27). 

9) »Chaque principaut6 comt6 ou seigneurie passanl sous la souverainels 
de Yun des &tats conföderes«.... (Art, 30). 
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und das war nach Art. 26 der Rheinbundakte das Recht der Geſetzgebung, ber 
oberften Gerichtöbarkeit, der hohen Polizei, der Truppenaushebung und.der Be 
fienerung —, mwurbe den Stanbesherren völlig entzogen und ben Rheinbundfürſten 
zugefprochen; dagegen wurde ihnen Alles belafien, mas unbeſchadet dieſer Sonve⸗ 
ränetätsrechte Unterlandeöherren mochte zugeflanden werben können. Dazu rechuete 
man nun ausdrücklich ale „Patrimonial- und Privateigenthum“: die Domänen, 
bie nievere nnd mittlere bürgerliche und peinliche Gerichtsbarkeit, vie Forſtgerichts⸗ 
barkeit und Forſtpolizei, Jagd, Wilcherei, Berg- und Hüttenwerte, Zehnten and 
Feubalgefälle, Patronatsrehte und ähnliche Nechte nebft den Einkünften aus diefen 
Rechten und Domänen. Die Domänen und Güter follten rüdfihtlih der Beſtene⸗ 
rung jenen ber Prinzen des regierenden Haufes und eventuell jenen der privile 
girteften Klaſſe gleihftehen,; jedoch follten fie an Leinen nicht zu den konföderir⸗ 
ten Souveränen gehörigen Yürften veräußert werben dürfen, außer fie wären 
vorher dem fubjlcirenden Souverän angeboten worden (Art. 27), — In Krimi- 
nalfachen wurde den Standesherren ein Pairsgerichtshof zugefihert, ven man 
fäͤlſchlich als „Austrägalinftang" 10) bezeichnete, und es follte auch keine Bermö- 
genstonfislation gegen fie, fondern nur eine Sequeftration ihrer Einkünfte wäh» 
rend der Lebenszeit der Berurtbeilten verhängt werden dürfen (Art. 28). Es wurde 
ihnen ferner das Recht gewährt, ihren Aufenthaltsort in einem ber Rheinbund⸗ 
ftaaten beliebig zu wählen, ohne deshalb von ihren Einkünften oder Kapitalien 
irgend einer Auflage oder einem Abzuge unterworfen zu fein (Art. 31). Die auf 
den ftanbeöherrlihen Territorien haftenden Kreisfchulden wurden ganz von ben 
Souveränen übernommen, die eigenen Schulden der Standesherren follten nad 
BVerhältnig der den Souveränen zufallenden und jenen verbleibenden Einkünfte 
theil8 von ben Souveränen theils von den Stanvesherren getragen werben (Art. 29 
und 30). Endlich wurde beftimmt, daß den Beamten ver Sıandesherren, welche 
als Ausüber der übergehenden Hoheitsrechte mit diefen an vie Souveräne über: 
gehen follten, für ven Tal ihrer Entlafjung eine Penfion wie den Stastsbienern 
gleihen Ranges der Souveräne gewährt werden folle (Art. 32) 11), 

Wie man hieraus erſieht, follten die Stanvesherren jedenfalls eine fehr 
bevorzugte Unterthanenklaffe in den Staaten, zu welden fie fortan gehörten, bil- 
ven. Allein es fehlte ſehr viel daran, daß diefe in der Rheinbundakte gewährten 
und ben Stanbesherren überdem bei Beflgergreifung ihrer Territorien fpeciell 
wiederholten Nechtszufiherungen auch gehalten worden wären. Ins Detail einzu- 
gehen würde und bier zu weit führen, aber ein paar Beiſpiele werben zeigen, 
wie wenig man fi felbft an vie Beftimmungen ber Rheinbundakte hielt, und 
zugleih einen Schlüffel liefern zum Verſtändniſſe mancher Feſtſetzungen des Arti⸗ 
feld XIV der deutſchen Bundesakte, welche ohne Kenntniß des vorausgegangenen 
Zuftandes fehr auffallend erfcheinen müßten. Wir greifen zu biefem Behufe zwei 
Rheinbundſtaaten heraus, von denen der eine, Bayern, die Standesherren fo 
ziemlich am beften, ver andere, Würtemberg, wohl am fchlecdhteften behandelt hat. 

Es Tann keinem Zweifel unterliegen, daß die Rheinbundakte ven Standes- 
berren das Recht des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit mit ben fonverän 
geworbenen Yamilien ſtillſchweigend belafien bat. Die bayerifhe Deklaration 


10) Man fehe oben Bd. I. S. 533 ff. bei. ©. 546 im Artilel „Austräge,”. 

11) Gewiß nicht ohne Hintergedanfen wurden übrigens die im Art. 27 entbaltenen Rechte 
nur den »prinoes ou comtes actuellement rögnanse zugefidyert, während in den Art. 28 und 
31 neben diefen auch deren Erben erwähnt find | 
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vom 19. Mär; 1807 ficherte ihnen aber nur alle perfönliden Rechte und Vorzüge 
ber erften Klaſſe des Adels im Konigreiche zu, und in Wärtemberg flellte man 
im 3. 1807 vie gräflicden Familienchefs in die Gte Klaffe der Rangorbnung und 
den Nichtchefs gewährte man gar feinen Rang, e8 fei denn, daß fie nen ſolchen 
durch Bekleidung einer Stelle erhielten. Ja, das Recht der Ebenbürtigkeit wurbe 
ihnen dur das Fönigl. würtembergifche Hausgeſetz von 1808 geradezu entzogen, 
indem dadurch „als ſtandesmäßige und ebenbürtige Ehen“ nur ſolche mit Priuzen 
und Prinzeffinnen aus ſouveränen Häufern anerfannt wurden. — Die Rheinbund- 
alte verfegte die Standesherren in die Stellung von untergeordneten Landesherren, 
welche zu Meichszeiten die mebintifirten Herren einzunehmen pflegten, inbem ihnen 
der Befitz ihrer Fürſtenthümer, Graffchaften und Herrfchaften ausprüdlich belafien 
und den fonveränen Subjicienten nur die Ausübung der weſentlichſten Rechte ber 
Sonveränetät barüber beigelegt wurde. Dagegen verbot man in Bahern beu 
Standesherren nicht blos die Führung von Titeln und Präpilaten, welche an ihre 
ehemalige Stellung im Reiche erinnern oder file als regierende Herren erſchei⸗ 
nen laffen Tonnten (z.B. den Titel Reihsfürft oder Reichsgraf und dad Prä- 
bifat „von Gottes Gnaden“ zc.), fondern nahm ihnen aud, vorbehaltlich ber 
perfönlichen Hnldigung, das fchriftlihde Verfprehen ab, dem Könige als dem 
Beſitzer (!) ihrer Territorien getreue und gehorfame Untertbanen fein zu wollen. 
Doch durften die Standesherren zur Verwaltung ihrer Rechte und Einkünfte 
Beamte mit geeigneten Titeln und Uniformen fowohl einzeln als auch in Kolle 
gien anftellen (fie durften Juſtiz- und Domänenkanzleien mit Direktoren, Räthen, 
Sekretären u. f. mw. bilden), welde neben dem Dienftelve an den König aud 
einen ſolchen den Standeöherren leiften fellten und in beren Namen Berlaffen- 
ſchaftsverhandlungen über Samtlienmitgliever vornehmen durften. Noch weiter ging 
man aber in VBeichräntung der Stanvesherren in Würtemberg, Da wurde ihnen 
jeve Untformirung der Beamten verboten ; ihre Beamtenkollegien follten nur „Oberäm- 
ter” heißen aber ohne allen öffentlichen Charakter; pie Beamten (fo lange e8 deren über- 
haupt gab) durften nur vom Könige in Eid und Pfliht genommen werben; bie Bor- 
nahme der Berlaffenfhaftsverhandlungen wurde ausſchließlich den königlichen Behorden 
zugeteilt. — Während ferner die Rheinbundakte den Stanvesherren mindeftens eine 
ſehr privilegirte Stellung hinfichtlich der Beftenerung einräumte, hob man in Bayern 
burd die Konftitution vom 1. Mai 1808 und das Adelsedikt vom 28. Juli 1808 alle 
Privilegien und Steuerfreiheiten des Adele — und fomit aud der Standbesherren — 
auf; ebenfo aud in Würtemberg im I. 1809 12), — Obmohl ferner den Standes» 
berren in der Rheinbundakte die mittlere und niebere Gerichtsbarkeit zugefichert 
war, fo wurde ihnen dieſelbe durch eine bayeriſche Verordnung vom 25. Dec. 
1807 doch nur in den geſchloſſenen Diſtrikten und Orten völlig gelaffen; bagegen in 
gemifchten Orten d. 5. folhen, worin auch unmittelbare ‚Unterthanen des Königs 
onfäßig waren, wurbe bie peinlihe Gerichtsbarkeit über die mebiaten und imme⸗ 
diaten Unterthanen den königlichen Landgerichten ausfchlieglih zugewiefen, und 
dur eine weitere Tönigliche Verortnung vom 18. Febr. 1809 wurde die ben 
Stanbesherren zuftändige yeinliche Gerichtsbarkeit anf das Recht der Borunter- 


17) In beiden Staaten war fon vorher durch die Hausgeſetze feflgefeht worden, daß fein 
Brinz des Haufes feine Apanage in liegenden Gütern folle erhalten können. Somit fonnte von 
einer Grumdfteuerbefteiung der Prinzen und folglich nach dem, was oben im Texte ſchon bemerkt 
iſt auch von einer ſolchen der Standesherren aus diefem Grunde keine Mede fein. — Man fieht, 
wie leicht ed war, den Buchſtaben der Rheinbundakte nicht zu verletzen. 
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fuhung beſchränkt, dagegen das Recht der Entſcheidung den Löniglihen Behörben 
zugewiefen. In Würtemberg aber bob ein königliches Generalreftript vom 3. 1809 
ale Kriminal-, Eivil-, Yorfl- und Polizeigerichtsbarkeit der Stanteöherren gänzlich 
auf und erklärte fogar die flandesherrlihen Kanzleigebäube für Staatseigenthum ! 

In Bayern mußten ferner die Yamilienverträge und eingeführten Succef- 
flonsortunngen der Stanvesherren dem Könige nur zur Veflätigung vorgelegt 
werben; eine würtembergifhe Berorbnung vom I. 1808 aber hob alle Familien⸗ 
verträge und Succeffionsorbnungen in den flandesherrlihen Familien gänzlich auf 
und fette das würtembergifche bürgerliche Inteftaterbredgt an beren Stelle Um 
aber die Standesherren das Glück feiner Sultansregierung recht grünpli fühlen 
lafien zu können, verbot der König von Würtemberg, gegen den Maren Wortlaut 
ber NRheinbundalte, den Stanbesherren im I. 1806, ihren Wohnfig außerhalb des 
Königreis zu nehmen, im I. 1807 jede Annahme und Beibehaltung auswärtiger 
Dienfte felbft bei Mitgliedern des Rheinbunbes; und fpäter (1810) wurde ihnen fogar 
befohlen, jährlich 3 Dionate lang in Stuttgart zu leben, wibrigenfalls der vierte Theil 
der fänmtlihen Jahresreveniten für die königliche Staatskaffa unfehlbar eingezogen 
wärbe, ba „es vor allen Töniglichen Untertanen den Fürften und Grafen zieme, 
Seiner Königliden Majeftät ihre Devotion felbft perfünlich zu bezeugen“ !! Ja, fo 
oft ein adeliger Öutsbefiger feinen gewöhnlichen Wohnfig verließ, mußte er beim 
Königlihen Landvogteiamte Anzeige machen, „vamit man ihn nah Umflänven 
wiederum zu finden wiſſe.“ 

Endlich fei no ein Punkt hervorgehoben, welcher von beinahe fänmtlichen 
Rheinbundſtaaten gleihmäßig gewaltthätig geregelt wurde. Die Lehensherrlichkeit 
über vie Reichslehen ruhte bei Kaifer und Neid. In Folge ver Abpilation bes 
Kalfers hätten nun, da biefer feine und des Reiches Rechte auf keine anderen 
Fürften übertrug, die fämmtlihen Reichslehen in ven Händen der Reichsvaſallen 
zu freiem Eigenthum erwachſen follen, und dies war auch der Fall bezüglidy ver 
von den Mheinbundfürften beſeſſenen Neichslehen. Allein die Standesherren follten 
nah dem Willen jener nicht fo günftig geftellt werden. Man ftellte demnach den 
Say auf, die Lehensherrlichleit des Kaifers ſei von felbft auf die Souperäne 
devolvirt worden, und machte den Standesherren zur Pflicht, ihre von Kaiſer und 
Reich herrührenden Lehen binnen der gewöhnlichen Frift (von Jahr und Tag) beim 
betreffenden Rheinbunpfürften zu mutben 13). 

Wenn fhon die Protegirten fih an die Rheinbundakte fo wenig hielten, fo 
war zu erwarten, daß auch der gewaltthätige Proteltor viefelbe nur für ein eitles 
Blatt Bapier halten werde. Und fo geſchah es aud. Mit einem Federſtriche wur- 
den im 3. 1810 mehrere Rheinbundſtaaten ganz ober theilweiſe, fowie mehrere 
ſtandesherrliche Befigungen nebft den 3 Hanfeftäbten — im Ganzen ein Gebiet 
von 605 [Meilen mit 1,200,000 Einwohnern — einfah dem franzöfifchen 
Reihe einverleibt und deren Souveräne und Herren zu fimplen franzöfifchen 
Untertbanen gemacht! 

As nun der Rheinbund gegen Enbe des Jahres 1813 aufgelöst ward, und 
nad Abſchüttelung der franzöfiihen Knechtſchaft auf dem Wiener Kongrefle, wo⸗ 
ſelbſt ſich auch die Stanvesherren zur Wahrung ihrer Interefien theild in Perfon 
theils durch Vertreter zahlreich eingefunden hatten, eine neue Organifation ber 


13), Eine recht gute Ausführung über die von den Rbeinbundſtaaten aufgeflellte verwerfliche 
Theorie fehe man bei Kohler, Die flaatörehtlihen Berhältniffe des mittelbar geworbenen vor: 
mals reichöftändifchen Adels in Deutſchland (1844) ©. 273 u. ff. 





Standesherren. | 171 


dentſchen Staaten geſchaffen werben follte; da meinten die Stanbesherren, e8 habe 
mit dem Wegfalle des Rheinbundes aud ihre Subjeltion ihr Ende erreiht, und 
fie hofften, ihre verlorenen Rechte und Befigungen in dem Umfange vor dem 
Jahr 1806 wieder zu erlangen. In ihren verfchievenen mitunter ungemein berben 
Borftellungen, Bitten und Proteſten motivirten fie ihr Verlangen nad Wieber- 
einfegung in den vorigen Stand einerfeits damit, daß fie von je her an Kaiſer 
und Reid befonders uneigennägig und unerjchütterlih anbänglicd geweſen und 
Alles für des Baterlandes und ihrer Untertbanen Wohl gethan hätten (7) und im 
Zukunft thun würden; andrerſeits durch den Hinweis darauf, daß ja gar viele 
ihrer ehemaligen Mitflände im Reiche, die doh an Macht und Anſehen viel 
unbedeutender geweſen ſeien als jehr viele aus ihnen, nicht fubjichtt worden ſeien, 
woraus gefolgert wurde, daß auch ihre Subjektion nicht notwendig gewejen und 
fein könne 1%. Allein, obwohl mehrere Souveräne (darunter aud der Kaiſer von 
Defterreih), Minifter und fonfttge Stantsmänner fi) den Forderungen ber Stan- 
besherren wenigftens theilweiſe fehr geneigt zeigten, fo dachte doch ſchließlich, 
befonders in Folge des Widerſtrebens ber ſüdweſtdeutſchen Staaten gegen biejelben, 
fein maßgebendes Kongregmitglied mehr daran, die Stanvesherren in ihre einft- 
malige Stellung vor vem Jahr 1806 zurüdzuverfegen. Vielmehr wurden durch Art. 51 
und 52 der Wiener Kongrefalte den bereits Subjieirten noch zwei neue 
Reihsfürften, nämlich vie Fürften von Ifenburg und von der Leyen, „wegen 
ihrer vorzägliden Anhänglichteit an Bonaparte" hinzugefügt. Nur darüber 
war man faft ohne Ausnahme einverflanden, daß bie Lage der Standesherren 
verbeffert werben folle Und zwar wollte man ihnen von einer Seite (Kur- 
heſſen) mindeſtens die durch die Rheinbundalte gewährten Rechte verſchaffen, 
während Oeſterreich erklärte, „daß man die Lage der Standesherren nur fo weit 
verbeſſern könne, als es die dermaligen Umſtände geftatteten." Die Borjhläge des 
bie Stanbesherren betreffenden Artikels 11 des legten, von Oeſterreich und 
Preußen abgefaßten und der allgemeinen Berathung am 23. Mai 1815 unter- 
breiteten Entwurfes zum deutſchen Staatenbunde, — wornach sub litera a ben 
Standesherren ein Antheil an den Berathungen ber Bunbesverfammlung durch 
Kuriatfiimmen im Pleno 15) und sub litera c 1—4 eine Reihe von Rechten 
(„alles — was nicht zu ben höheren Regierungsrechten gehört und and dem 
Eigenthum herrührt“) gewährt werben follte — bezeichnete der kurheſſiſche Ge⸗ 
fendte ala „nicht ganz genügend“ und beantragte, da mit den höchſten Regie⸗ 
rungerechten wohl ein mehreres verträglich fei als darnach eingeräumt Werben 
jolle, und da außer den höchſten Negierungsrechten und deren unmittelbaren Aus⸗ 
fäffen die Stanvesherren felbft nach der Rheinbundakte nichts hätten verlieren 
jollen, die fofortige genaue Bezeihnung veflen, was zu den unmittelbaren 
Ausfläffen der höcften Regierungsrechte gehöre. „Sollte es aber dazu an Zeit 
gebrechen, fo dürften fie als eines ver erften Gefchäfte der Bunvesverfammlung 
berzubehalten und einftweilen nur feflzufegen fein, daß den mediatiſirten Ständen 
fogleih alle die Rechte wieder eingeräumt würden, welde gegen den Haren 
und ausdrücklichen Inhalt ver Mheinbundsalte ihnen bier und da 


— — 


„Wenn“ — heißt es in einer ſtandesherrlichen Denkſchrift vom 15. März 1815 — 
„überhaupt Die Tonftitutionele Selbſtändigkeit nindermächtiger Stände und fo wie fonft- die 
Eriſtenz der Reichsſtädte für vereinbarlich (mit dem Beftande des deutfeken Baterlandet) gehalten 
wird, warum fol ed denn bie Eriftenz anderer Reichöftände gleicher Kategorie allein nicht fein ?“ 

5) Auch die früheren Entwürfe vom 16. Oft. 1814, 13. Sept. 1814, Febr. 1815, Mat 
1815 enthielten ſchon Darauf bezügtiche Beſtimmungen. 
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wieder entzogen worden feien.“ Allein gegen die auch noch von Hannover, 
Luremburg und Sadhfen-Roburg beflrmortete Gewährung von Kuriatflimmen in 
der künftigen Bunvesverfammlung erklärten fih — unb zwar wie uns ſcheint mit 
Recht, nachdem man einmal ausgeſprochen hatte, daß die Wieverherfiellung ber 
Standesherren unthunlih fe — Wärtemberg, Heflen-Darufladt und Bayern anf 
das Entfchiedenfte, indem fie hervorhoben, daß, da ber beutfche Bund ein völfer- 
rechtlicher Kongreß fein folle, Tonfequenterweife nur Souveräne daran theilnehmen 
und die Standesherren nicht einerſeits im den Bundeslanden mittelbar und auf 
ver Bundesverfammlung unmittelbar fein Könnten. Diefe Brotefte hatten zur Folge, 
daß diefer Punkt zwar nicht ganz fallen gelaflen, aber flatt der beantragten 
fofortigen Gewährung von Kuriatftimmen in bie beutfcye Bundesalte vom J. 1815 
als Zuſatz zu Artikel VI nur die Beflimmung aufgenommen wurde: „Ob ben 
medtatifirten vormaligen Reichsſtänden auch einige Kuriatfiimmen 
im Bleno zugeftandeu werden follen, wird vie Bundesverfammlung 
bei der Berathung ber organifhen Bundesgefege in Erwägung 
nehmen.” Bekanntlich ift es aber in ver Bundesverfanmlung niemals zur Be- 
rathung der organifhen Bundesgeſetze, welche doch nach Artifel X der beutfchen 
Bundesafte „das erfte Geſchäft nach ihrer Eröffnung” Hätte fein follen, und 
fomit auch nit zur „Erwägung” jener Frage gelommen, obwohl die Standes- 
herren wiederholt Borftelungen und Bitten in dieſer Richtung an vie Bundes» 
verfammlung gerichtet haben. Ia es wurde die Einräumung von Kuriatſtimmen 
an bie Stanvesherren durch den Artikel 6 der Wiener Schlufalte von 1820: 
„Der Bund ift nach feiner urſprünglichen Beftimmung auf die gegenwärtig daran 
Theil nehmenden Staaten befhränft. Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes kanm 
nur Statt haben, wenn die Geſammtheit der Bunbesgliever ſolche mit den befteh- 
enden Berhältnifien vereinbar und dem Bortheile des Ganzen angemeflen findet — 
ad Calendas Gracas verfhoben, da an Stimmeneinhelligfeit in biefer Frage nicht 
gedacht werben darf, wie die jüngften Vorgänge bemeifen. Es iſt nämlich der letzte 
Öfterreichtfihe „Entwurf einer Neformalte des deutſchen Bundes“ (vom I. 1863), 
welher im Artikel 23 den Borfchlag enthielt: „Zwei Vertretern ber beutfchen 
Stanvesherren wird in der Fürftenverfammlung ein Antheil an einer Rurtatftimme 
(anftatt des erloſchenen Antheils der beiden Hohenzollern) zugeflanten! — wieder 
auf den faft in Bergeflenheit gerathenen Artilel VI ver beutfhen Bundesakte zu- 
rüdgefommen, aber befanntlich wurde diefer Vorſchlag von den Fürſten abgelehnt 16). 

Ferner legte Bayern einen ebenjo entſchiedenen Widerſpruch wie gegen vie 
Bewährung von Kuriatſtimmen auch gegen die von Kurhefien eventuell beantragte 
Berweifung der Grenzbeſtimmung ver höheren Regierungsrehte an die Bundes⸗ 
verfammlung ein und beantragte, „da e8 bereit? am 19. März 1807 den Me- 
biatifirten durch ein eigenes Geſetz ebenfoniel und wohl mehr eingeräumt 
habe als jegt für fie begehrt werde," die Nieberfegung einer Kommiſfion 
zur Prüfung dieſes Gefeges und zu darauf gegründeten Vorſchlägen, wie bie 
Rechte der Mediatifirten ſchon jegt in der Bundesakte feftzufegen feien. Dieſer 


16) Eine reelle politifche Bedeutung würde übrigens die Einräumung von etlichen Kuriatr 
ſtimmen für bie Standesherren kaum zur Folge haben; nur wegen bed Rechts des hoben 
Adels und der Ebenbürtigkeit mit den fouveränen fürftlichen Häufern wäre ein Sihß⸗ und 
Stimmredt in der Bundesverfammlung für dieſelben wünſchenswerth. Go lange aber der deutfche 
Bund ein Berein fouveräner Staaten iſt, wäre die bejahende Beantwortung des Artikels VI 
der D. 3. A. immerhin eine flaatsrechtliche Abnormität, welche fi) dur den Hinweis auf 
ähnliche Verhaͤltniſſe im ehemaligen deutfchen Neiche wohl erflären, aber nicht rechtfertigen ließe. 
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Antrag wurde auch genehmigt, und die demnach niedergeſetzte Kommiſſion von 
5 Mitgliedern (den Grafen von Nehberg und von Münfter, ven Freiherren 
von Gagern, von Pleffen und von Türkheim) legte alsbald eine neue Redaktion 
des Artikels 11 vor mit dem Bemerken, daß fie das bayeriſche Geje allerdings 
als den Rechten der Mediatiſirten in vielen Punkten günftig gefunden babe und 
auch der Kommiffion Namens der Mebiatifirten zu erkennen gegeben worden fet, 
wie dieſe wänfchten, daß jened Geſetz zur Orundlage bei Beftimmung ihrer Rechte 
angenommen werben möge 17). Der neu rebigirte Artikel fand die Zuftimmung ber 
Konferenz und bildet jetzt — abgefehen von einigen Nebaltionsänderungen — den 
Artitel XIV der deutſchen Bundesakte. Durch ihn ift nun allerdings, wie fih aus 
dem zweiten Theile dieſer Darftellung ergeben wird, die Stellung ter deutjchen 
Standesherren eine viel beſſere geworden als bie war, worin fle fih zu Zeiten bes 
Nheinbundes befunden hatten, freilich nit in dem Sinne, als ob ihnen mehr 
oder eben fo viel gewährt worden wäre als durch die Rheinbundakte, wohl aber 
darum, weil an die Stelle der Iaunenhaften Willkür der Rheinbundſouveräne ein 
vertragsmäßig geficherter, durch den Bund garantirter Rechtsboden gefegt wurde. 

Nichtspeftoweniger blieben dieſe Zuſicherungen weit hinter der von ben 
Standesherren gehofften und geforderten Wieberherftellung ihres früheren Zuftan- 
des zurüd, und fie legten daher fofort nah dem Belanntwerden der deutſchen 
Yundesakte eine Rechtsverwahrung ein, worin fie fi, für jett durch die Gewalt 
ber Umftände fich zu fügen gendthigt, ven Umfang ihrer Rechte und Befugniffe, 
wie der Beſitzſtand des Jahres 1805 biefelben bezeichnete, für ewige Zeiten vor- 
behielten. Allein dieſer — durch die fpätere fügfame Haltung der Standesherren 
gegenüber den neuen Verfaſſungen der Bunbesftanten jedenfalls als ſtillſchweigend 
zurüdgenommen zu betrachtende — Proteft wurde wie bie früheren Protefte ein- 
fah ad acta gelegt, benn jene Mächte, welche ven Etanbesherren gerne mehr 
gewährt hätten, fahen fi) dazu außer Stande, da angeſichts der von Frankreich 
naedings drohenden Gefahren alles Gewicht auf die Einigkeit unter den deut⸗ 
ſchen Fürften gelegt werden mußte18). Und fo mag man wohl theilwelfe Bollgra ff 
beiftimmen, wenn er ©. 500 fagt: Wie die Standesherren früher von Napoleon und 
feinen Genoffen vernichtet worden find, um eine VBerfchanzung gegen Oſtdeutſch⸗ 
land zu errichten, fo find viefelben vom Wiener Kongrefie als Stein und Kalt 
zur Bormaner gegen den Yeind benugt worden. | 

Nach diefer hiſtoriſchen Einleitung gehen wir nun über zur 


17) Diefe angeblihe Zuflimmung der Mediatifirten beruhte indeß doch wohl nur auf einer 

inthümlidhen Auffaflung einer ErMärung, welche der ſtandesherrliche Bevollmächtigte von Gärtner 
abgegeben hatte. Aber der von diefem wie von dem flandesherrlichen Komite dagegen fofort er: 
hobene Proteſt fand keine Berüdfihtigung, da die Kommiffion annahm, ed obwalte fein Irr⸗ 
tum, fondern Herr von Gärtner fei nur nachträglich anders inftruirt worden. 
... 38) In dem erflen Bortrage des k. k. Präfldialgefandten vom 11. Nov. 1816 iſt dies mit 
jolgenden Worten auögefprohen: „Die Beftimmungen bes Lüneviller Friedens, der hierauf er- 
folgte Reichs. Deputations:Hauptichluß, felbft die Mheinbundakte find daher noch bleibend in mans 
hen ihrer Folgen, deren gänzliche Befeitigung Europa nit entwirret, fondern 
derwirren —** würde. Es gehört zum großen Loos der Menſchheit, daß 
die Begenwart auch ſchuldlos die Härte der Vergangenheit empfinden. 
Die deutfchen Gejantten beim Wiener Kongrefle erfannten diefe große Wahrheit; zugleich aber 
mit Gerechtigkeit und Milde, fowie ed deutichen Regenten⸗Sinnes würdig iſt. hoben fie aus den 
Öfenttihen Berhältniffen fowie aus den Staatsurkunden jener Zeit dasjenige namentlich aus, 
worüber ihnen, nach Eröffnung des Bundeötages, weitere Berathungen und Beflimmungen an 
gemeſſen ſchienen. Hlerhin gehören 1) der Artikel 14” u. f. w. 
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U. Darftellung der Nechtöverbältniffe der Stanbeöherren auf 
Grund des dentfchen Bundesrechts. 


Wie fchon öfters erwähnt, bildet der Artikel XIV der deutſchen Bundes 
alte die Hauptquelle für die bier in Betracht kommenden Rechtsnormen, aber 
nit die einzige; denn gegen den Schluß vesjelben wird auf vie gleichfalls 
ſchon wiederholt angezogene kgl. bayerifhe Deklaration vom 19. März 1807 
verwiefen, melde „bei der näheren Beftimmung ter (im Artikel XIV) ange: 
führten Befugniffe fowohl wie überhaupt und in allen übrigen Punkten 
zur weiteren Begründung und Weftftellung eines in allen veutihen Bundes 
ſtaaten übereinftimmenven Rechtszuſtandes“ „als Bafls und Norm’ unter 
gelegt werben follte. Da aber in dieſer Dellaration bin und wieder anf bie 
NhHeinbundafte Bezug genommen wird, fo ift aud dieſe noch, wentgftens in ein 
paar Punkten, als Rechtsquelle zu betrachten. Uebrigens verfteht ſich von ſelbſt, 
dag im Falle vou Widerfprüden 19) zwifchen dem Artikel XIV und der bayer. De 
Haration (refp. der Rheinbundakte) der erftere den Vorzug bat vor der leßteren, 
da diefer nur fubfiviäre Gültigkeit im Verhältniffe zu jenem beigelegt tft. Und als 
leitender Grundſatz für die Auslegung diefer Rechtsquellen muß gelten, daß im 
Zweifel immer zu Gunften der Standesherren entfhievden werden muß *), weil die 
Gedichte der Verhandlungen auf dem Wiener Kongreffe fowie die Ansoruds: 
weife der Bundesafte felbft feinen Zweifel darüber beftehen läßt, daß es die Ab: 
fit der Vertragſchließenden geweſen ifl, den Stanvesherren nicht fowohl neue 
Rechte zu verleihen als vielmehr ihnen gewifle Beſtandtheile ihres früheren Rechte 
zuftandes zur Zeit des Reiches vorzubehalten 9.) 

Man pflegt nun die Rechte, welche den Stanbesherren durch die eben ge- 
nannten Bertragsbeftimmungen eingeräumt wurden und beziehungsweife werben 
follten, nad) ihrer inneren Natur und mit Nüdficht auf ihre Geltung zur Reichs⸗ 
zeit in zwei Klaffen einzutheilen, nämlih in perſönliche und dingliche Rede, 
und begreift unter den erfteren jene Rechte, welde an vie Perfon des Standes: 
herrn als ſolche gefnüpft, mit feinem Stanveöverhältniffe gegeben find und daher 
in ganz Deutihland d. 5. Überall da, wo die Standesherren wohnen und fi 
aufhalten, geltend gemacht werben dürfen. Unter ven letteren dagegen verfteht 
man jene Rechte, welche an den Befig einer Stanvesherrihaft d. h. eines ehe 
mals reichsſtändiſchen Gebietes gefnüpft find und darum nur in jenen Staaten 
geltend gemacht werben können, zu welden bie Standesherrſchaften gehören. Man 
kann aus dem angegebenen runde die perfünlichen Nechte auch als die allgemei- 
nen und bie binglichen als die befonderen Rechte der Standesherren bezeichnen 


19) Solcher Widerfprüche finden fi) allerdingd mehrere, 3. 3. zwiſchen Art. 14 Nr. 2 und 
it. A 12 der bayr. Deklaration; Art. 14 lit. a und Deflaration A 1 u. f. w. 

*) Anm. d. Red. Es ſoll hiemit feibftverftändfih nicht gefagt fein, daß durch Die zu 
Gunften einer einzelnen Klaſſe aufgeftellten Sapungen die Zortbildung der politiſchen Inſti⸗ 
tutionen für ale Zeit gehemmt werden dürfte. Privilegien, die mit dem Geifte des heutigen 
Staatörechtes nicht mehr verträglich find, müflen ibm weichen. Dafür zu forgen iſt die Auf 
gabe der Landesgeſetzgebungen. Bol. den legten Abfchnitt dieſes Artikels. 

30) Es deuten darauf entfchteden bin die abwechſelnd gebrauchten Worte: „fortan“, 
„verbleiben“, „bleiben”, „herrühren“, „aufrecht erhalten”, denen gegenüber 
der allerdings au vorkommende Ausdruf: „einen Rechtszuſtand zu verfhaffen“ nur ten 
Sinn hat, daß die Wiufür der Mheinbundäzeit ein Ende baben folte. Man vergf. darüber be 
ſonders die überzeugende Ausführung von H. A. Zachar iä im: Rechtsgutachten, die flaatk- 
rechtlichen Derbältnijfe des gräflichen Haufes und der Grafſchaft Stolberg Wernigerode zur preuft- 
fhen Krone betreffend (Göttingen 1862) S. 108 ff. 
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and die Sache auch jo ausdrücken: Für die binglichen Rechte läßt fi eine Aus- 
übung ohne ſtandesherrliche VBefigungen nicht denen, wohl aber für die perfän- 
lihen. — Es herrſcht jedoch im Einzelnen darüber eine ziemlid weit verbreitete 
Meinungsverfchiedenheit, ob dieſes oder jenes Recht (3. B. die Landſtandſchaft) 
zu ben dinglichen oder perjönlihen Rechten gerechnet werben müſſe, zu welcher 
Meinungspifferenz die das Gepräge ber Eilfertigkeit und Unklarheit auf allen 
Punkten an fi tragende Abfaffung des Artikels XIV allerdings leicht Anlaß geben 
fonnte 21). Wir werden darauf dfterd zurädtommen müſſen und bemerken bier nur 
noch ergänzend, daß einige von ben glei näher zu erörternden Rechten nur ben 
Häuptern der flanvesherrlihen Familien zufommen,, andere bagegen allen 
Vamilienmitgliedern. 

Betrachten wir nun im Einzelnen vie Rechte ver Stanvesherren, unb zwar 

A. Die perfönliden oder allgemeinen Rechte, fo gehören von den 
I. allen Samtliengliedern zuffändigen Rechten folgende hieher: 

1) Das Net des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit mit den fou- 
veränen Familien Deutfhlands: „daß dieſe fürftlihen und gräflichen Häufer fortan 
„nichts deftoweniger zu dem hohen Übel in Deutfchland gerechnet werden, und 
„Ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriff 
„verbleibt” (Bunvesalte Art. XIV lit. a.). — Die Frage, welche Perfonen zum hohen 
Adel gehören, war ſchon zu Reichszeiten eine der beftrittenfien, und eine Löſung 
berjelben wäre bei biefer Gelegenheit ſehr erwünſcht geweien; fie ift aber, wie 
man fleht, hier nicht entfchieden. Kein Wunder alfo, daß der Streit fortpauerte 
und insbefondere darüber alsbald eine lebhaft ventilirte Streitfrage entbrannte, 
ob die deutſchen Souveräne mit ihren Familien noch zum hoben Adel zu rechnen 
feien oder nit. Zum hohen Adel gehörten zu Neichözeiten — nach ber richtigen 
Theorie 22), denn eine reichs geſetz liche Begriffsbeflimmung eriftirte nidt — nur 


215, Die Verſchiedenheit der Anfichten hat folgenden Grund: Der Art. XIV faßt unter lit. a, 
b und © die Rechte der Standeöherren in drei allgemeinen Sägen zufammen und zwar fo, daf 
unter lit, a ibr Standesverhältniß, unter Bit. b ihr Doritiiches Verhältniß in dem 
Saale, zu dem fie gehören, und unter Bit. c ihr privatrechtliches Verhältniß bes 
fimmt wird. Dann fährt der Artikel fort: „Unter vorerwähnten Rechten find insbeſondere 
und namentlich begriffen” und zählt unter Nr. 1—4 eine Reihe von einzelnen Befugnifien auf. 
Da haben nun viele Publiciſten geglaubt, das Wort „vorerwähnt” beztebe fi nur auf lit. c, 
und daraus gefolgert, es feien die von Nr. 1—4 aufgeführten Rechte folche. welche nur in jenen 
Etaaten geltend gemacht werden fönnten, zu denen die Standeöherren mit ibren Befigungen 
gehörten. weil audy unter lit. c nur ſolche Reckte begriffen ferien, welche den Standesherren nur 
wit Rüdicht auf ihre Befipungen, alfo für beflimmte Staaten, eingeräumt worden ſeien. Sieht 
man jedoch auf Die Entflehungsgefchichte des Art. XIV, jo erweist fich diefe Meinung als eine 
—53 Im Entwurfe des Art XIV fand ſich nad Mit. o der Ausdruck: „Snöbefondere 
oßen fie haben“ u. f. w. Da nun dieſes Wort fo ausſah, als felen die sub 1—4 aufgeführten 
Rechte nur eine Epecialifirung der unter lit. c im Allgemeinen aufgeführten Rechte und Bors 
jüge, fo wurde ſtatt jener Worte der Ausdrud gewählt: Unter vorerwähnten Rechten u. f. w., 
„um — wie e8 im betreffenden Prototolle heißt — Dadurch anzuzeigen, daß das, waß 
folgt, nicht blos auf lit. c, fondern auch auf die vorhergehenden Vorſchläge 
gehe”. Vergl. die lichwolle Auseinanderfegung von Zahurtä im erwähnten Rechtsgutachten 
©. 105 ff. Die Krage, zu welcher Art von Rechten. dinglichen oder perlönlichen, ein beftimmtes 
Recht des Art. XIV gehöre, muß demnach aus feiner Natur und den früheren Rechtöverhältnifien 
erftloften werden, wie ſchon v. Dreſch in feinen „Abbandlungen über Gegenflände des öffent 
lihen Rechts” (1838) ©. 147 n. x richtig bemerkt bat. — Daß dabei noch immer Meinungs 
verfhiedenheiten und Irrihümer möglich find, beweist eben dieſer Autor, indem er 3. B. das 
Recht des Aufenthalıs nicht & den allgemeinen Rechten zählt, was doch offenbar falſch iſt. 

89) Dergl. Zahariä, Deutſches Staats⸗ und Bundesrecht, III. Aufl. (1865) $. 93 und 
oben den Artitel „Adel”, Bd. 1. ©. 29 u. ff., insbeſ. ©. 46 u. ff. 
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bie reichsftänbifchen d. h. die mit Neicheunmittelbartelt, SZanbeshohelt und mit 
Sig und Stimmreht auf dem Reichstage verfehenen Perfonen und deren Fami⸗ 
lien im ©egenfage zum Kaiſer, welcher als über allem Adel ſtehend betrachtet 
wurde. Da nun ber Begriff des Adels als einer bevorzugten Klaſſe von Unter- 
thanen — und das waren ja bie Fürften, Grafen und Herren des Reiches im 
Berhältniffe zum Kaiſer und Reich trog ihrer thatfäghlih beinahe ſouveränen Stel- 
lung — ven Beſtand einer höheren (Staats) Gewalt vorausfegt; fo hätte mit 
Auflöfung des Reiches firenge genommen allerdings der ganze Begriff des beut- 
Ihen hohen Adels ceffiren follen. Denn der eine, kleinere Theil desſelben ſchwang 
fih zur vollen Souveränetät empor, konnte alfo begrifflich nicht mehr zum Adels⸗ 
flande gerechnet werben, der andere, größere, Theil aber wurbe der Souveränetät 
ber einzelnen deutſchen Staaten unterworfen, konnte alfo eigentlih nur die höchſte 
Klaffe des Landesadels bilden. Für einen deutſchen hohen Übel fehlte es feitvem 
an jeder flantsrechtlihen Baſis, ver ganze Begriff fchwebte in ber Luft, da ber 
deutfhe Bund als völkerrechtlicher Stantenverein keine Staatögewalt hat, mithin 
auch keine Unterthanen haben kann. 

Allein die Kontrahenten der deutſchen Bunbeeatte haben „nichts deſtoweniger“ 
den Begriff des hohen Adels und ver Ebenbürtigkeit feftgehalten, fie haben alfo 
aus dem früheren, ſtaatsrechtlich nicht mehr Tonftruirbaren, Inſtitute ein völker⸗ 
rechtliches Inftitut gefchaffen, und fo bleibt der Theorie nichts übrig als von 
dieſem Gefichtspunfte aus die richtige Definition des Begriffes des hohen Adels 
zu erforfhen. Dabei muß fie fi hüten, den Gefeßgeber zu korrigiren und einen 
engeren Begriff des hohen Adels aufzuftellen als er felbft gewollt hat? a). Die Worte: 
„daß diefe fürftlihden und gräflihen Häufer fortan nihtsdefloweniger zu 
dem hoben Adel in Deutſchland gerehnet werden” — innen nun, wenn 
fie überhaupt einen vernünftigen Sinn haben follen, nit anders interpretirt 
werben, als tahin, daß man, obwohl e8 jet an den Borausfegungen des hoben 
Adels (Reichsunmittelbarkeit, Landeshoheit und Reichsſtandſchaft) gebrach und alfo 
eigentlich, d. h. im flantsrechtlihen Sinne, von einem hohen Adel in Deutfd- 
land nicht mehr die Rede fein konnte, dennoch den alten Begriff aufrecht erhalten 
und die ehemaligen Standesgenofjen im Reihe auch jegt noch als Standesgenoflen 
betrachten wollte, trogvem daß ein bedeutender ſtaatérechtlicher Unterſchied zwi⸗ 
ſchen ihnen eingetreten war. Die Souveräne mit ihren Familien, das vom deut⸗ 
fen Kaiſerthrone herabgeftiegene Haus Defterreih mit eingerechnet, wollten fi 
offenbar vom Hohen Adel nicht ausfchließen, fondern fie betrachteten fich vielmehr 
vorzugöweife als die Mitglieder desfelben, fonft hätten fie nicht fagen können, die 
Stanvesherren follen dazu gerehnet werben und ihnen das Recht der Eben: 
bürtiglett in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleiben. Alle 
Zweifel an der Richtigkeit der bier angenommenen Auslegung muß aber ſchwinden, 
wenn man die amtliche franzöfifche Heberfegung des Wortes Ebenbürtigkeit in ver 
Bundesakte („le droit de naissance &gale avec les maisons souveraines*) 
und den Bunbeebefhluß vom 19. Aug. 1825 („daß ben... reichsſtändiſchen 
Familien ein ihrer Ebenbürtigkeit mit den ſouveränen Häufern angemefjener 
Rang und Titel gewährt werde") ind Auge faßt. Der frühere ftaatsrechtlide 
Degriff des hohen Adels Hat: fih eben in einen völferrechtlichen verwandelt, und 
man Tann demnach unter dem beutfchen hoben Adel nichts Anderes verftehen als 


2 a) Dieb thut meueftens wieder v. Gerber in feinen Grundzügen eines Syſtems des 
deutſchen Staaidrechts (1865) 8. 27 n 2. 
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ven Höfen Geburtsſtand, der in Dentſchland befteht, und müffen darunter 
bie fonveränen Familien eben ſowohl wie die flanbeöherrlichen begriffen werben. 
Dabei mag man immerhin zwiſchen einem fouveränen unb mebiatifirten hoben 
bel unterſcheiden, dem erfteren einen gewilfen Vorrang vor dem letzteren vindi- 
ciren und zugeben, daß bie Souveräne felbft aus ſtaats rechtlichen Gründen 
über allem Adel erhaben felen: Uber vie Richtigkeit des eben entwidelten Vegrif- 
fe6 des hoben Adels um der allerdings nicht zu läugnenven inneren (ſtaatsrechi⸗ 
lichen) Widerſprüche halber in Wrede zu ftellen, ift vem Maren Wortlaute der 
Bundesafte gegenüber unftatthaft. — Noch weniger aber darf man den Begriff 
bed hohen Adels verengern wollen, wenn man auf die Motive ver Beſtimmung 
der Bımbesalte merkt. Offenbar wollte man den Standesherren durch diefe Ein- 
räumung einige Linderung bes über fie verhängten Looſes ter Subjektion unter 
vie Stantögewalt von noch vor Kurzem mit ihnen gleihberechtigten Reichögenoffen 
gewähren und für die Zukunft verhinvern, daß biefelben gerade in dem ihnen 
werthvollften Familienrechte auf fo kleinliche Weife verlegt würden, wie es 5. B. 
von Würtemberg zur Rheinbundszeit gefhehen mar. 

Auf die Richtigkeit unferer Definition vom hohen Übel weist endlich and) 
uch der Umftand bin, daß man, wie oben bereit8 angeführt wurde, den Standes 
bern auch ſogar Kuriatſtimmen in der Bundesverfammlung gewähren wollte, mel» 
Ger Borfchlag von Bayern, Würtemberg u. f. w. nicht etwa aus Rüdficht auf 
angeblihe Standesverſchiedenheit, fondern aus wohlbegrünbeten ſtaatsrechtlichen 
Erwägungen befämpft wurde. — Es wäre demnach eine offenbare Verlegung ver 
Bunbesafte, wenn, wie zur Mheinbundszeit geſchah, durch ein Familienſtatut oder 
ein Berfaffungsgefeg in irgend einem deuiſchen Lande die Ehen der Mitglieder 
des fonveränen Hauſes mit denen der fiandesherrlichen Yamilien für unerlaubt er⸗ 
Märt wärben. Um folde Ehen übrigens dennoch zu verhindern, ohne bie Bundes⸗ 
gefege direkt zu verlegen, hat die bayeriſche Berfaffungsurtunde durch die Befimmung 
des, einen integrirenden Beſtandtheil derfelben bildenden, königl. Familieuſtatute 
it. I. 8 1: „Kein bayeriſcher Prinz und feine bayeriſche Prinzeffin barf eine 
eheliche Berbindung eingehen, ohne dazu vorher vie Einwilligung des Königs 
erhalten zu haben” — ven Weg gezeigt. 

Ueber die Bedeutung der Ebenbürtigfeit vergleihe man Übrigens oben ven 
Irtitel Ebenbürtigkeit“ Vo. III. S. 187 u. ff. u. bef. 19799. 

As eine Konſequenz des Rechts des hohen Adels und ver. Ebenbürtigteit 
eriheint — 

2) „Dte unbeſchränkte Freiheit (der Standesherren), ihren Aufenzt⸗ 
halt in jedem zu dem Bunde gehörenden oder mit vemjelben in Frie— 
den lebenden Staat zu nehmen” (Art. XIV Nr. 1), fowte das Redt, in 
fremte Dienfte zu treten, beides unter der VBorausfegung, daß fie fi nicht 
[don in Dienften eines Staates befinden oder aus Staatékaſſen eine Penflon 
bestehen (bayerifche Deklaration lit. A. 8). 

Diefe Rechtszubilligung erflärt fi zunähft daraus, daß man bie von eini- 
gen Rheinbundſtaaten gegen bie Subjicirten erlaffenen veratorifchen Beſtimmungen 
binfihtlich ihres Aufenthaltes befeitigen wollte. Ste enthält aber auch eine pofitive 
Begänftigung. Denn bie Bundesgeſetzgebung kennt fein allgemeines, allen Dent- 
ſchen zuftändiges Recht, ſich nach Belleben in jedem deutſchen Bunbesfiaate auf- 
zuhalten, fondern das Aufenthaltsrecht einer nicht fiandesherrlihen Berfon in einem 
fremden Bundesſtaate hängt von dem — übrigens allgemein zuläffigen — Er⸗ 
werbe und Befige von Orundeigenthum in demfelben ab (Bunbesalte Art. XVII a.), 

dluntſchli un Braten, Deutſchet Staate⸗Wörterbuch. X, 12 
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außerdem aber von der fyectellen Erlaubnig des fremden Staates. Es dürfte um 
beifpielsweife den Standesherren nicht verboten werben, auf fremden Univerfitäten 
zu fludiren, wenn aud allen übrigen Untertbanen der Landesuniverfitätsgwang 
auferlegt wäre. 

Ein weiterer Auefluß des Rechts des hohen Adels ift 

8) das Recht des privtlegirten Gerichtsſtandes (Art. KIVRr. 3, 

und zwar nad Anleitung der k. bayer. Dell. lit. A 9 in erfter Inftanz bei einem 
landesherrlichen Mittelgerichte, in zweiter und letzter Inftanz bein oberften Landes: 
gerichtähofe, gleih wie in fireitigen Rechtsſachen jo auch bezüglich der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. — Ferner 

4) Befrelungvon aller Militärpflichtigkeit (Art. XIV Nr. 3); nud 

. 5) das Recht der Autonomie, weldes in folgendem Sage ber Bundes 
afte enthalten if: „Werden nad den Grumbfägen der frühern beutfchen Ber- 
faflung die no beſtehenden Familienverträge aufreht erhalten, un 
ihnen bie Befugnis zugefihert, über ihre Güter und Familienverhältnijie 
verbindliche Verfügungen zu treffen, melde jevod dem Souverän vorgelegt 
und bei ven höchſten LZanvesftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung 
gebracht werben müſſen. Alle bisher dagegen erlafienen Verordnungen follen für 
fünftige Fälle nicht weiter anwendbar fein” (Art. XIV Nr. 2). Man ſehe barüber 
zunächſt den Wrtifel „Autonomie” oben Bd, L ©. 605 u. ff. def. S. 611—613. 
Zur Ergänzung des dort Sefagten fei bier noch Folgendes bemerkt. Das Recht 
der Autonomie it im eminenten Sinne ein Ausfluß des Rechts des hohen Adels, 
und es hätte eigentlich, nachbem biefes lettere ven Standesherren ſchon in lit. a 
zuerfannt ‚war, einer befonteren Feſtſetzung vesfelben nicht bedurft, wenn nicht 
durch das oben ſchon erwähnte Verfahren mehrerer Rheinbundſtaaten, insbejondere 
Würtembergs, dringende Beranlaffung dazu vorhanden geweſen wäre. Das Auto- 
nomterecht der Stanbesherren war im Jahr 1815 faft allenthalben ſehr beein 
trädhtigt, wenn nit gar vernichtet; es ausdrücklich wieder berzuftellen und für 
die Zukunft zu garantiren war, da man denn doch den hohen Mel nicht aus der 
Geſchichte fireihen wollte, eine unabweisbare Pflicht der ſouveränen deutihen 
Fürften, und fie haben fich diefer auch nicht entfchlagen. 

Es war ihr Wille unzweifelhaft, das an den Stanbesherren begangene Un- 
recht fo viel als möglich wieder gut zu machen; aber fie haben ſich auch hie 
wieder einer Ausprudsweife bebient, welche zu einer lebhaften Eontroverje und zu 
abweichender partikulargefetlicher Feſtſtellung Veranlaſſung gegeben Hat. Die 
Einen (5 B. Bernice, Klüber) bezogen nämlih die Worte: „Wille bisher 
dagegen erlafienen Berorbnungen” u. ſ. w. blos auf bie unmittelbar vorher erwähnte 
Befugniß zur Errichtung nener Samilienftatute, und fanden alfo, daß ver Sinn 
des ganzen Zugeſtändniſſes Fein anderer fel als der: Wenn in einem Staate bie 
Yamilienverträge der Standesherren während ber Rheinbundzeit von den Souveräum 
nicht aufgehoben worben find, fo follen fie auch in Zukunft aufrecht erhalten 
werben; wenn fie aber aufgehoben find, dann bleibt e8 dabei, und es follen bie 
Stanvesherren nur das Recht haben, nene Statuten für die Zulunft zu erlaffen. 
Andere (3. B. Heffter, Kohler) dagegen beſchränkten den Schlußſatz bes Nr. 2 
nit anf den unmittelbar vorhergehenden Pafius, ſondern bezogen ihn auch auf 
bie Aufrechthaltung der Älteren Familienverträge und fanden demnach in bem 
ganzen Sage bes Nr. 2 bie Abfiht der Bundesakte, die älteren Bamiltenverträge 
auch in jenen Staaten, in welden fie durch Verordnungen ber Rheinbundfürſten 
aufgehoben worden waren, wieder herzuftellen, wit ber felbfiverfländlichen und 
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duch die Worte „für künftige Fälle nicht weiter anwendbar” hinlänglich ange- 
tenteten Beſchränkung, daß dieſe Wieberherftellung feine rückwirkende Kraft habe, 
am nicht etwaige in ber Zwiſchenzeit wohlerworbene Rechte dritter Perſonen zu 
känfen. — Daß dbiefe letztere Meinung allein die richtige iſt, bat neueftens 
Zahariä in feinem deutſchen Staats und Bundesrechte F 98 Note 4 über 
zeugend nadgewiefen, und die meiften partilularrechtlichen Geſetze und Verein⸗ 
barangen haben ihr von Anfang an gehulbigt 23). 

er Familienautonomie verdanken nun insbeſondere bie zwei Nechtsinftitute 
des abeligen Stammguts und Bamilienfideifommiffes ihre Dafeln. 
Sie find die Grundlagen der adeligen Familien feit Jahrhunderten gewefen, und 
von ihrem georbneten Beſtande hängt zweifellos das Anſehen und die Bedeutung 
des Adels zu allen Zeiten mwefentlih mit ab. Sie bildeten darum auch ſtets ven 
wichtigften Theil des dem hohen Adel eigenthämlichen fogenannten Privatfürften- 
rechts, wovon bereits oben Br. IV, ©. 18 u. ff. ansführli die Nede war. Da 
jedoch dort nur die regierenden Hänfer und bemznfolge die mehr ſtaatsrechtlichen 
Theile des Privatfürftenrechte ins Ange gefaßt wurden, die Stanvesherren aber 
an den Orundfägen des Privatfürftenrechts gleichfalls, wenn auch feit dem Ber- 
Infte ihrer Reichsſtandſchaft und Landeshoheit faft nur mehr nad) ber privatrecht- 
lichen Seite hin, Antheil haben; fo- ſcheint e8 hier geboten zu fein, auf dieſen 
Theil des Privatfürſtenrechts einen längeren Blid zu werfen 29), 

Die adeligen Stammgüter und Familienfideikommiſſe, früher irrthümlicher 
Weiſe meift für identifch gehalten, find in einzelnen Beziehungen unzmeifelhaft 
von eimander verfchieden. Sie beruhen jedoch auf dem gleichen Orunngevanten, 
verfolgen einen gleihen Zwed und find infoferne nur Arten des Grund— 
begriffes: „Erbgüter“ oder „Stammgäüter im weitern Sinne", 
von welchen bereits oben (Bb. III. ©. 398 n. fi.) eine meifterhafte Darftellung 
geltefert wurde 29. Verſteht man nun aber unter dieſen legteren (ven Stammgütern 
im weiteren Sinne) folde Güter, welde vie Beftimmung haben, bauernd in 
einer Familie zu verbleiben als die Grundlage ihrer rechtlichen, politiſchen und 
focialen Stellung; und erinnert man ſich, daß viele Jahrhunderte Iang das ge» 
ſammte deutſche Volksleben auf dem fogmannten Stammgutsfyftem baflrt war: 
jo fann man unfere heutigen Stamm- und Fiveilommißgüter mit Rüdficht darauf, 
daß fle einerfeits keinen anderen als den eben bezeichneten Zweck haben, andrer- 
ſeits aber faſt nur mehr in den adeligen Familien fih finden, als Ueberrefte 
bes alten Stammgutsſyſtems bezeichnen. Vergleicht man dagegen die Prin- 
ciplen, von melden diefe modernen Rechtsinſtitute beherrſcht werben, und bie 





83) Sind alfo während der Rheinbundzeit z. B. alte Stammgüter oder —— 
tomuißgüter in Befolgung der landesherrlichen Verordnungen vertheilt ober veräußert worden, 
fo ſtellt fich ihre frühere Eigenfehaft nicht von felbft wieder her und Tönnen auch die betreffenden 
dandlungen nicht als nichtig angefochten werden; fowte umgefehrt in dem Kalle, wenn 1roß 
Imdesberrlicher Berbote die Stammgutds und Familienfidelkommiß⸗Cigenſchaft folcher Güter bis 
jum Jahr 1815 faktiſch aufrecht erhalten wurde, die bei einer Beriheilung Yale die Aufs 
hebung jener Eigenſchaft nicht mehr fordern können. Vergl. Zöpfl Sri. 8 316. 

3%) Wohl finden Ah die Kamilienfideilommiffe und Stammgüter auch unter dem niederen 
deutfchen Adel, der Reichöritterichaft, und erftere auch beim hohen und niederen Landesadel, ja 
gemeinzechtlich ſelbſt beim Bürgerftandez allein gefchichtlich umd thatfächlich hängen beide Mechtdr 
nflitute doch fo wefentlich mit dem hohen Adel zufammen, daß eine gefonderte Darſtellung 
derielben in diefem Werke füglich umgangen werden konnte. 

2) Rachtraglich ſei bier noch erwähnt die treffliche Schrift von Dr. Subnig Simmerle: 
Das deutſche Gtammgutäfoftem nach feinem Urfprunge und feinem Berlaufe. Tübingen 1857, 
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Durchführung berfelben mit dem früheren Rechte, fo wirb es erlaubt fein, nuſere 
heutigen Stammpgäter modificirte Stammgüter bes alten Rechts oder befjer ſchlecht 
bin Stammgüter des neueren Rechts, — und unfere Fideikommißgüter 
felbft wieder mopificirte Stammgüter des neueren Rechts ober 
ſchlechthin Familienftiftungen zu nennen ?6). Denn bei näherer Betrachtung ber 
Entwidlungsgefhichte unferer jetzigen Redtsinftitute zeigt fh, daß die abeligen 
Stammgüter den alten Stamm- oder Erbgütern viel näher ftehen als vie Fidei- 
kommißgüter, daß fie gewifiermaßen organiſch aus ihnen herausgewachſen find; 
während unfere Fideikommißgüter ein Gemiſch von deutſchen und römifchen Redts: 
fägen, ein ©ebilde der mit bem beutjchen Rechte wenig vertrauten romaniſtiſchen 
Doltrin und Praxis feit dem Ende des 16. Jahrhunderts find, was jest kur 
dargethan werben fol. 

Es ift oben im Artikel „Erbgüter“ ſchon hinlänglid dargelegt worben, wie 
das alte, ganz Deutfchland in der erften Hälfte des Mittelalters beherrſchende, 
Stammgutsiyftem ben veränderten ſtaatsrechtlichen und wirthſchaftlichen Zuftänden 
gegenüber ſich nicht mehr allgemein zu erhalten vermochte. Zugleih aber iſt ba- 
ſelbſt angedeutet, daß für ten deutſchen hohen Abel, die Reichsritterſchaft und den 
landſäßigen Adel zwei zuſammenwirkende Momente, ein politifches und ein wirth⸗ 
fhaftlihes, zur Entftehung der adeligen Stammgäter und Familienfideikommiſſe 
bingeführt haben. Unfere Aufgabe iſt es nun, jene Andeutung bier etwas weiter 
auszuführen. " 

Man Hat bis auf die nenefte Zeit herauf bie Entftehung ver genannten 
Mechtsinftitute auf eine durch den deutſchen Übel geübte Oppofition gegen das zin- 
dringende römiſche Recht zurlidgefährt, allein nit ganz mit Grund. Denn fchon 
lange vor ber vollen Reception des römifchen Rechts, ſpaäteſtens im 14. Jahrhundtert, 
hatte fih in Deutfhland — im Gegenfate zum Landredte des früheren Mittel⸗ 
alters, weldhes das von den Vorfahren ererbte unbewegliche Gut für ein unver 
äußerlihes, in der Samilte zu erhaltendes Vermögen betrachtete und hierin ben 
Söhnen vor den Töchtern, den Brüdern vor ven Schweftern einen beſtimmten 
Borzug im Erbrechte einräumte — unter verſchiedenen Einflüffen die auf eine 
naturrechtlihe Betrachtungsweiſe hindeutende Rechtsanſchauung entwidelt, daß ber 
jeweilige Eigenthümer auch über feine Liegenſchaften ſolle frei verfügen können, 
unb jedenfalls bie Töchter den Söhnen im Erbrechte gleichzuftellen feien. Auch das 
deutfhe Lehenrecht, welches die Weiber für Iehensunfähig erklärte und fogar bie 
männlichen Seitenverwandten tes Befigerd von dem Lehenerbrechte ausſchloß, ſowie 
unter mehreren Söhnen nur Einen zur Nachfolge berief, neigte fih allmählich ben 
milderen Erbrechtögrunbfägen, wie fie Im Landrechte zur Geltung kamen, zu. Uebri- 
gend kann es keinem Zweifel unterliegen, baß diefer zuerft Durch bie beutfchen 
Stadtrechte angebahnten neueren Richtung die Grundſätze bes feit dem Ende bes 
13. Jahrhunderts wenigftens unter den gebilveteren Kreifen des deutſchen Bolkes 
immer befannter werdenden römiſchen Rechts und des longobardiſchen Lehenrechts — 
von benen erfteres- von einer Gebundenheit des Grundbeſitzes durch die Rüdficht 
auf die Familienangehörigen und von einem Vorzuge ber Söhne vor den Töchtern 
im Erbrechte abſolut nichts weiß, letzteres die Lehensfähigkeit auf die Weiber 
ausdehnt, die vom erften Erwerber des Lebens abftanimenvden Seitenver⸗ 
wandten zur Lehensfolge beruft und mehrere zugleich zur GSucceffion Berufene 


9) Do darf man damit eine andere Art von Samilienftiftun en, die juriſtiſche Berfonen 
" („Stiftungen“) find, 3. 9, Stipendienftiftungen für Familienglieber x. nicht Derwpechfeln! 
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gleichheitlich erben Täßt — ſehr förberlih waren. Und fo finden wir. denn ſchon 
am Ende des 13. und Anfangs des 14. Jahrhunderts die Gleichftellung der 
Töchter mit den Söhnen im Erbrechte als allgemeines Landrecht ausgefprochen 
nicht blos in den Rechtsquellen Süddeutſchlands (Schwabenfpiegel und Rechtsbuch 
Ruprechts von Freifing) und in Franken (Kleines Kaiſerrecht), fondern aud in 
denen von Norddeutſchland (Schlefifches Landrecht und vermehrter Sachſenſpiegel). 
Auch im Adelſtande Hatte viefe Neuerung ſchon Wurzeln gefchlagen, obwohl für 
ihn die das alte Stammgutsſyſtem beherrſchenden politiihen und wirtbfchaftlichen 
Gründe nach wie vor maßgebend blieben und bie Betrachtung, daß die neueren 
Brincipien zum völligen Ruine feiner politifchen und foctalen Stellung ausſchlagen 
mußten, denſelben von einem Abſchütteln des alten Rechts hätte zurückſchrecken 
ſollen. Aber erſt durch Schaden wurde man klug. 

Wie weit dieſe neuere larere Rechtsanſchauung um vie Mitte des 13. Jahr⸗ 
hunderts bereitd Pla gegriffen, das bemeifen am hbeften bie Vorgänge In ein- 
zeinen dentſchen Hürftenhäufern. Das Streben des Herrenftandes nad Erblichkeit 
ver Reichäämter mit den dazu gehörigen Neichslchengütern war gegen Ende bes 
12. Jahrhunderts bereits zu einem für ihn befriebigenden Abſchluſſe gefommen. 
Bald konnte man einen Schritt weiter gehen. Bis zur Mitte des 13. Jahrhun⸗ 
verts blieb zwar nicht nur das meibliche Geſchlecht von ver Nachfolge in bie 
Regierung von Land und Leuten ausgefchloffen, ſondern auch unter ben 
Söhnen felbft Hatte das Princip der Inbividualfucceffion, entſprechend dem 
früheren Amtscharafter der Fürſtenthümer, feine Geltung behauptet. Da auf 
einmal, zuerft im Jahre 1255 in Bayern, fiengen die deutſchen Fürſten⸗ 
föhne an, den gefammten Nachlaß ihrer Bäter, Allodial- und Lehengüter ſowie 
die Herrfchaft Über Land und Leute, unter ſich gleichheitlih zu theilen, als ob 
Fürſtenamt und NRetchsiehengüter keinen anderen Charakter gehabt hätten, als vie 
Allodialgüter. — Auch finden ſich vereinzelt in Deutſchland bereits Ummanblungen 
ver Reihe mannleben in Reihsweibericehen, um aud ben Töchtern, wenigftens 
für den Fall des Mangels an Söhnen, die Nachfolge ins Fürftentyum zu fihern, 
3.8. 1156 für Oefterreih, 1235 für Braunſchweig⸗Lüneburg: gewiß ſprechende 
Beweiſe dafür, daß die alte deutſche Rechtsanſchauung einer neuen, romaniftifch- 
privatrehtlihen Denkungsart gewihen war! Und was erft ein blos thatſächlicher 
oder vereinzelter rechtlicher Vorgang war, das wurbe vom Fürftenftande bald all- 
gemein als eine Forderung des Rechts auch bezüglich ber Neichslehen dem beutfchen 
Könige gegenüber geltend gemacht, und im Inftitute der Geſammtbelehnung 
fand man bie Rechtsform, um den gleihen Anſpruch ſämmtlicher Söhne auf bie 
vom Bater befeffenen Lehen zum reditlihen Ausdrucke zu bringen. Uebrigens war 
tiefe anf der Idee der Einheit fümmtliher Söhne beruhende Gefammtbelehnung 
eine ſehr unbequeme Neuerung, denn fle bebingte für die Gefammtbelehnten ein 
gemeinfchaftliches Iufammenleben und Zufammenregieren. Eine Thellung des Lebens 
war zwar den Gefammtbelehnten geftattet, aber fie hob aud vie Einheit der 
Theilhaber auf und war vom größten Nadtbeile für fie, weil nad dem firengen 
dentihen Lehenrechte vie Seitenverwandten von der Erbfolge ausgeſchloſſen waren, 
folglich die Theilung des Lebens ohne Einwilligung des Lehensherrn das Erbrecht 
unter den abgetheilten Linien zerſtörte. Das Anstunftsmittel, auf weldes man 
zuerft verfiel, nämlich die fogenannten Derterungen oder Mutſchierungen, d. h. bie 
Theilung der Nugungen aus den ungeiheilten Hauptrechten des Fürftenthums, be- 
friebigte biefe Herzen nicht Lange. Jeder Sohn wollte völlig frei einen beftimmten 
Erbtheil für fi haben, aber freilich auch das Erbrecht auf die übrigen Theile 
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nicht einbüßen. Auch das erreichte man noch. Einige Fürftenhänfer erlangten vom 
Könige die Konflitutrung eines Erblehens dv. 5. die Ausbehnung bes Lehenerbrechts 
anf die gefammte (fncceffionsfähige) Descendenz des erften Erwerbers, z. B. Deſter⸗ 
reih und Braunfhweig-Tüneburg; andere wußten das longobardiſche, alle Des: 
cenbenten des erften Erwerbers zur Succefflon berufenve, Lehenrecht bei ſich durch 
Gewohnheit einzubärgern, und beide konnten darnach ohne Beeinträchtigung bes 
Erbrechts beliebig theilen. Dritte endlich hielten zwar am deuiſchen Leheurechte feſt, 
wußten aber allmählich vom deutſchen Könige bei ver Geſammtbelehnung das Zu⸗ 
geſtändniß zu erlangen, daß keine Thellung dem Erbrechte der verfchievenen Linien 
ſchaden folle (Gefammtbelehnung des neueren Rechts). 

Nun konnten auch diefe Häufer unbeirrt durch erbrechtliche Nachtheile zu beliebig 
vielen Theilungen fohreiten, — und fle tbaten es auch. Ebenfo ungebunden benahm 
man fid) dann aber auch bei Beränßerungen von Land nnd Leuten durch Rechtögefchäfte 
unter Lebenden und von Todes wegen. Daß darans bie größten Nachtheile für Fürſten 
und Unterthanen erwadfen find, ift männiglich bekannt. Die Geſchichte faft ſämmt⸗ 
licher Sürftenhäufer weiß genug zu erzählen von ben aus den Thellungen und Ber 
äußerungen der Territorien entflandenen Bamilienzwiftigleiten der ärgerlihfien Art 
und den blutigften Bruderkriegen. Über das Ziel des fürftlichen Strebens, Land umv 
Leute wie ben Privatbefig behandeln zu dürfen, war erreicht, und bie Unter: 
tbanen mußten fi, wenn auch ſchwer feufzend, dem Joche der neuen Rechtsau⸗ 
ſchauung beugen. 

Es liegt aber auf der Hand, daß biefe Thellungen und Beräußerungen von 
Land und Leuten die größten Mißftände für das Unfehen und bie Machtftellung 
der Fürftenhäufer ſelbſt mit fih bradten, und fo Tonnte es denn nicht fehlen, 
daß, nachdem ber erfte Taumel ver Freude über die neue Errungenſchaft fich ge⸗ 
legt Hatte, eine Fräftige Reaktion bagegen ſich erhob. Der erfle große Schritt 27) 
in diefer gefunden Reaktion wurbe gethan im Interefie der Kurfürſtenthümer burg 
die goldene Bulle des Kaifers Karl IV. vom Jahr 1856, welde wiedernm bie 
allein vernünftigen ftaatsrechtlichen Principien der Unveräußerligleit und 
Untheilbarkeit bes Landes und des Primogeniturrehts in der ag- 
natiſch-linealiſchen Erbfolge zur unverbrüdligen Norm erhob. Die nach⸗ 
geborenen Prinzen follten mit Paragien oder Appanagen abgefunden werben, vie 
Hauptmaſſe der Güter, Allod und Lehen, nebft der Fürftenwärbe bagegen in ber 
Hand des erfigeborenen Sohnes je der Älteften Linie beifammen bleiben. Es ver- 
fiand fih von da ab wieder von felbft, daß das Familienerbgut auch unveränßer⸗ 
Ich in der Familie verbleiben follte, und nur das war als etwas Neues hinzu- 
gelommen, daß auch ins Allodialgut nicht mehr nad gleichen hellen fuccebirt 
werben konnte. — Die Bortbeile diefer neuen Rechtsordnung waren aber zu auf- 
fällig, al8 daß fie von den übrigen hochaveligen Häufern, in welden das neuere 
Recht der Gleichberechtigung der Töchter mit den Söhnen und biefer untereinander 
noch leichter Eingang gefunden hatte als in den größeren Fürftenhänfern, auf bie 
Dauer hätten überfehen werben können. 

Denn wenn bie Heineren Fürſten, Grafen und Herren des Reiches der Immer 





27) Als vereinzelte Vorläufer erfcheinen die Untheilbarkeitsperordnungen Beriholde 
von Henneberg 1310, Otto's von Heſſen 1331, Wilhelms von Kapenellenbogen 1331, Ludwige 
von Bayern 1338 und der würtembergifche Hausvertrag von 1321. Vergl. die „Haußgefeke der 
deurfchen Fürſtenhäuſer“ von 9. Schulze in DO. Stobbe’s Geſchichte der deutſchen Rechts⸗ 
quellen, 2. Abtbeilung (1864) S. 488 u. ff. 
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ſtärker ſich entfaltenden Lanbeshoheit der mächtigeren Landesherren nit zur Bente 
werben und felbft noch eine Bedeutung im Reiche behanpten wollten, fo mußten 
fie mit umd wider Willen auf ven Zuſammenhalt ihrer Familiengüter bedacht fein 
und bas, was für die Kurfürftentbüimer ein Reichsgeſetz zu Stande gebracht, auf 
anderen Wegeu auch für ſich zu erreihen ſuchen. Zunähft kam es nun darauf an, 
dem Principe der Gleichberechtigung ver Töchter mit den Söhnen entgegenzumirfen. 
Das zu diefem Behufe ergriffene Mittel war jehr einfah. Dan ließ die Töchter 
immer bänfiger gegen eine angemeflene Außftener bei ihrer Berheirathung einen 
Erbverzicht auöftellen, bald nur zu Gunſten ihrer Brüder und deren männ- 
lihen Nachlommen, bald überhaupt zu Gunften ver Nachlommen im väterlichen 
Hanfe, und zwar in größerem oder geringerem Umfange, indem ver Verzicht bald 
zur auf bie väterliche, bald aud auf die mätterliche und brüderliche Erbfchaft 
fi bezog. Allmählich wurden aber dieſe Verzichte zur bloßen Form, denn fehr bald 
befeftigte fi) vie Rechtsüberzeugunz wieder dahin, daß die Töchter beim Bor- 
bandbenfein von Söhnen oder auch entfernteren Agnaten entweder überhaupt fein 
Erbrecht hätten ober doch keines in Bezug auf die unbeweglichen Familiengüter 
und was dazu als Pertinenz gerechnet wurde. Endlich fiel auch bie Form bes 
Grbverzichts binweg, indem man unter Berufung auf das Interefie der Erhaltung 
des Familienglanzes, oder auf die Grundſätze des früheren deutſchen Lehenrechts 
a. f. w. in Hausgeſetzen und Familienverträgen den Töchtern entweder 
ſchlechthin ober doch für den Ball des Borhandenjeins von Agnaten das Erbrecht 
in die Familiengüter abſprach und fo den vordem freiwilligen Ausflug der 
Töchter vom Immobiliarnachlaſſe des Vaters zur objeltiven Rechtsnorm erhob 8). 

Nicht fo frühe und bei weiten nicht fo allgemein wie der durch obfervanz- 
mäßige Erbverzichte, Hansgejege und Familienverträge beim hohen Übel oder burd) 
Gewohnheit und Landesgefege beim nievern Adel begründete Ausſchluß der Töchter 
von ber Erbfolge gelangten vie Principien der Unveräußerlichkeit, Untheilbarkeit. 
und Inbiolvualfucceifton innerhalb des Mannesftammes zur Geltung. Es blieb 
vielmehr, abgejehen von einigen offenbar durch die goldene Bulle hervorgerufenen . 
Untheitbarleitverorunungen, die aber immer wieder durch das Einzelinterefie durch⸗ 
brochen wurden, noch lange der Grunbfag herrſchend, daß unter mehreren Söhnen, 
denen das Stammgut vom Vater hinterlaffen werden mußte 29), gleichheitlich getheilt 
werten follte. In Ermangelung von Söhnen aber hatte der Stammgutsbefiger an 
und für fich die volle Freiheit ver Verfügung fowohl unter Lebenden als aud 
von Todes wegen, wenn nicht ein befonderes Hinderniß im Wege fland, was 
freilich) immer mehr die Megel wurde. Um nämlich unter den verſchiedenen abge 
theilten Linien ven Familienzuſammenhang zu bewahren und bie Zerfplitterung bes 
Samiltengutes zu verhindern, ſchloß man gegenfeitige Erbverträge (Erbeinigungen) 
und beflimmte auf autonomem (und beziehungsweife gefeßgeberlihen) Wege, daß 
feiner ter Theilhaber befugt fein folle, feinen Antheil an britte, nicht zur Familie 
gehörige, Perfonen — den Fall der echten Noth, wozu ver Konkurs gehörte, 
alein ausgenommen — irgendwie zu veräußern außer mit Zuflimmung 


28) Aus Ähnlichen Gründen ‚wie der reicheunmittelbare Adel wandte ſich endlich audy der 
laudfäßige niedere Adel ben gleichen Grundfägen zu, und was bei diefem bie Fami⸗ 
Ikenobfervang nicht vermochte, das wurde durd die Landesherrliche Gefepgebung 
Mi Stande gebracht. 

Yet an enfalls durften fie das veräußerte Gut an ſich ziehen (Revokations⸗ oder Vindi⸗ 
on r 5 
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fämmtlidger Agnaten?%. Geſchähe es dennod, ohne dieſe erholt zu haben, 
fo follten viefe die Befugniß Haben, Binnen einer gewiſſen Friſt das Gut dem 
Erwerber gegen Bezahlung bes dafür entrichteten Preifes wieder zu entziehen, was 
man jest Rückkaufs⸗ oder Retraktrecht nennt. 

So war denn aus der Verbindung des ſchon bem alten Stammgutsſyſteme zu 
Srunte liegenden Principe der Beſchränkung ver Beränferungsbefugniß des Eigen- 
thümers mit dem neu eingeführten Principe des Ausſchluſſes der Weiber im Erb⸗ 
rechte zum VBortheile des Mannsftammes ein neues NRehtsinftitut, dad adelige 
Stammgut oder Stammgut des neueren Rechts, erwachſen. 

Diefe Stammgäter (bona stemmatica, avita, hereditas aviatica) fin 
demnad jene Güter des hoben (und niederen) Adels, welde ver- 
möge alten Herkommens oder Geſetzes nur auf bie Agnaten d.h. 
anf tie durch Männer mit einander verwandten männlichen Berfonen (anf bie 
mittelalterlihen „Schwertmagen") vererbt werden. Sie hängen mit den alten 
Erbgütern noch durch das beiden gemeinfame Princip der Beräußerungsbefchrän- 
fung durch eine Klaffe der nächften Erben zufammen und unterfcheiven fi von 
denfelben durch die ausſchließliche Succeffionsfähigleit des Mannsftammes. Das 
adelige Stammgnt fteht im Eigenthume des jeweiligen, b. h. des nady der gewöhnlichen 
oder beſonderen, im betreffenden Haufe eingeführten, Succeſſionsordnung beftimm- 
ten, Erben und Befigers, welcher fein Recht unmittelbar von feinem Borgänger 
ableitet und in ber Verfügung über vie Subflanz des Gutes nur durch die Müd- 
fiht auf feine näcften (männlichen) Erben, bie Anwärter, beſchränkt if. Mit 
Einwilligung der Agnaten Tann das Stammgut feines Charakters entkleidet und 
beliebig veräußert werben, ja in fällen der echten Noth, wohin der Konkurs des 
Innehabers entſchieden gerechnet wird, bedarf es zur Outöveränfßerung (im weite 
ſten Sinne des Wortes) auch nicht einmal der Zuftimmung ber Ugnaten. 

Der Abflug ter Entwidelung des bisher gefchilvderten Adelsrechts fiel uun 
ziemlih genau zufammen mit der Vollendung ber Reception bes römiſchen Rechts 
in Deutfchland. Je intenfiver aber dieſes in Yleifh und Blut der beutfchen Nation 
einprang, deſto mehr fuchte fi der Adel durch autonome Beftimmungen dagegen 
zu ſchützen. Immer bänfiger wurben jegt vie in teftamentarifchen Diepofitionen 
over in Verträgen zwiſchen ten verſchiedenen Mitgliedern einer Familie ansge- 
ſprochenen Berbote aller Veräußerungen bei Androhung ver Nichtigkeit; immer 
häufiger die Erbverträge und Untheilbarkeitsanordnungen; und fo fanden vie 
romaniftifch gebildeten Iuriften jener Zeit die adeligen Stammgüter durch ganz 
Deutihland in vollfter Blüthe verbreitet und waren darum glüdlicher Weiſe außer 
Stande, diefes Rechteinftitut, „welches zu den Grunpfägen tes Corpus Juris im 
fchnetvendften Gegenfage ftand, zu zerftören. Dod gelang es ihnen, erft viele 
Verwirrung auch in dieſem Zweige des dentſchen Rechtslebens anzuftiften und 
dann ein neues Nechtsinftitut, das der fogenannten Kamilienfideilommiffe, 
aus demſelben heranszuentwideln und ins Leben einzuführen 31). 

Die zwei den adeligen Stammgäütern zu Grunde liegenden Brincipien ber 
Beräußerungsbefchränfung und der Erbfolge im Mannsftamme fowie als Grund 


39, Man ſchloß aber auf die Zuftimmung, wenn die Agnaten von dem Vorkauförechte, wozu 
fie der Reihe nach aufgefordert werten mußten, feinen Gebraud machten. 
31) Man vergleiche darüber die Inaugural-Abhandlung: Entwidlungsgefckichte der deutfchen 
Samittenfideitommiffe von Dominikus Cofta, Münden 1864, welder der Berfafler Ddiefes 
rtikels zumeiſt gefolgt iſt. 
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vavon ber ans zahlreichen Yamilienverträgen, Statuten und Obſervanzen Mar er⸗ 
ſichtliche Wille, die Güter in der Yamilie zu erhalten, fprangen jenen Iuriften 
natürlich fofort in die Augen. Und wenn fie fi, „gemwohnt” — um mit Baron 
von Kreittmayr zu reten — „alles, was ihnen unter die Sand kam, fchlechter- 
dings über den römijchen Rechtsleift zu fchlagen”, nun fragten, nach welden 
Rechtsſätzen des Corpus Juris die Eriftenz biefer Stammgüter ſich rvedhifertigen 
laſſe, ſo fanden fle nad) vergeblichen anderen Erklärungsperjuchen 32) endlich einen 
Anhalt in der Lehre vom fucceffiven Bermäcdtniffe und zwar befonders vom Fa⸗ 
milienfideikommiſſe des römifchen Rechts. Denn wie dieſem leßteren ein beftimmter, 
mehrere Generationen bindender letter Wille eines Erblafſers als Entftehungs- 
grand umterliegt, fo war es nad ihrer Anficht auch bei den abeligen Stamm- 
gäten der Kal. Auch dem römiſchen Familienfideilommiſſe ſcheint die Sorgfalt 
des Erblaſſers für mehrere Generationen zu Grunde zu liegen; auch in ihm liegt 
ein Beräußerungsverbot, das fogar noch ſtärker wirkt als das beutfche Retrakt⸗ 
rest, und ber Erblaſſer kann endlich auch beim römiſchen Familienfideikommiſſe 
die Succeeffion in den Genuß bes hinterlafienen Gutes abweichend von ber gefek- 
lichen Orbnung beliebig beitimmen, — lanter Dinge, welche mit dem abeligen 
Stammgute vortrefflih zufammenzuftimmen ſchienen. 

Somit war der Schluß bald gemacht, die adeligen Stammgüter, als be- 
rubend anf einer Willenspispofitton, feien eben nichts Anderes als 
romiſchrechtliche Familienfideikommiſſe, und was von biefen im Corpus Juris ge- 
ſchrieben flehe, das müſſe felbftverflännlich auch für jene gelten. Freilich wollte im 
Einzelnen Bieles nicht paſſen. Um nur ein paar Punkte hervorzuheben, fo fett 
das römifche Hamilienfivellommiß einen Erben voraus, durch beflen Hand hin⸗ 
durch es erſt dem Bedachten zufommt, währen bie deutſchen Stammgüter viefe 
Boransfegung nicht kennen. Zur Entflehung des römiſchrechtlichen Familienfidei⸗ 
fommifles if regelmäßig die Form des Teftamentes ober der Kodicille erforderlich, 
bie dentfhen Stammgäter dagegen leiteten ihr Daſein ab von Geſetzen, Gewohn- 
heiten und Privatbispofitionen der mannigfachften Art, beſonders von Erbverträgen, 
die das römifche Recht befanntlich perhorrescirt. Das römiſche Familienfiveilommiß 
fol in der Hand des vierten Inhabers von felbft erlöſchen und deſſen freies . 
Eigenthum werden, wogegen das deutſche Stammgut feiner Idee nad immer: 
während bis zum Ausgauge des Stammes und Namens in ber Yamilie erhalten 
bleiben follte und nur unter Einwilligung fänmtlicher Agnaten aufgehoben werben 
durfte. Der Stifter des römiſchen Familienfideikommiſſes muß das Pflichttheilsrecht 
der nähften Blutsverwandten berüdfichtigen und darf nur über ven nach Abzug 
der verſchiedenen Pflichttheile verbleibenden Reſt feines Vermögens fideikommifſariſch 
verfügen, — dagegen das bentihe Stammgut nimmt, wenn Individualfucceffion 
damit verbunden ift, wenig Nüdfiht auf bie nit zum Genuſſe berechtigten 
Agnaten und fchließt jedenfalls eine ganze Kaffe von Pflichttheilsberechtigten, bie 
Töchter, principiell vom Antheile an den Familiengütern aus. — Über über alle 
biefe und andere Schwierigfeiten und Bedenken mußten die Romaniften des 
17, Jahrhunderts F, hinwegzukommen, indem fie mit ungemeiner Geſchmeidigkeit 





3) Go erflärt der älteſte Schrifiſteller über diefe Materie. Betftus, in feinem tractatus 
de stetutis, Argent. 1611 die adeligen Stammgüter als Ausflüffe der in der Landeehoheit des 
boben Adels Itegenden gefeßgebenden Gewalt, des fog. jus condendi statuta. 

3) So befonbers Knipſchildt in feinem berühmten Bude: »de fideilcommissis fami- 
larum nobilium sive de bonis, qus pro familiarum nobilium conservations constituuntur 
‘(ven Etammgütern) tractatusa 1626. 


186 Stanesherren. 


und mitmeier barbariſcher Anslegungstunft ben Begriff bes xömifhen Famillen⸗ 
fideilommiſſes fo auszudehnen wußten, baß das deutſche Rechtsinftitut darunter Platz fand. 
So nahmen fie es vor Allem mit der Art ver Billenspispofition nicht gemau um 
auerfaunten neben den Zeflamenten, deren oft äuferfi mangelhafte Form mit 
Rädfiht auf bie dem hohen Adel zufländige und angeblidh von allen Rechtsformen 
befreiende jurisdietio nicht beanftandet wurde, auch bie Erbverträge, freilich unter 
vielen Wendungen und Drehimgen, als ausdrücklich e Errichtungsformen der 
Stammglter. Lagen ſolche nicht ver, fo ließen fie wohl die auf Statuten, Ge⸗ 
wohnheiten, Zöcdterverzichte und Beränßerungsverbote zu Gunſten Familienange⸗ 
höriger gegründeten Stammgäter als Killfhweigenb errichtete Familienfidei- 


tommifle gelten, wobel es jedoch KRontroverfen aller Art abfegte, wodurch viele 


Stammgüter in ihrer Fortexiſtenz bedroht wurden. Die Beſchränkung des Fa⸗ 
millenfivellommifjes auf 4 Generationen befeitigte man einfach durch ven Hinweis 
anf tie entgegenſtehende Mare Abſicht des mit Landeshoheit ansgeftatteten Reiche: 
adels, die Familiengüter zur Erhaltung des Glanzes und Wohlfiandes der Yamilie 
bis zum Ausgange des Stammes und Namens zufammenzubalten. 

Der römifhredtlide Anſpruch auf den Pflichttheil konnte nad der vom 
Reihölammergerichte, nach vielem Streite darüber, adoptirten Anffafjung durch eine 
geziemende Ausftener der Töchter und anftändige Appanagirung ber nachgeborenen 
Söhne volllommen befriebigt werben; und gegen bie Beſchwerde wegen 
rung des Pflichttheils, welche ber erfte Fiveilommißbefiger felbft dadurch erlitt, baf 
er das ganze ererbte Gut wieber feinen Erben ungeihmälert hinterlaffen mußte, 
fiherte die bekannte Sociniſche Kautel, wornah ihm nur vie Wahl blieb, ent- 
hm das Stammgut ohne Abzug feines Pflichttheils oder biefen ohne jemes zu 
nehmen. 

Bei der Frage nah den Subjelten und Objekten bes Familienfidei⸗ 
lommiſſes führte die Hereinziehung des zömifchen Rechts zu einer Erweiterung bes 
Kreifes, welcher nad der Rechtsentwicklung des deutſchen Volles die Stammgüter 
umzog. Waren biefe allmählich ſubjektiv anf den Apelsftand und objektiv anf bie 
ererbten Liegenſchaften (im Gegenfage zu den nenerworbenen Gütern) mit ben 
daran gelnüpften öffentlihen und Privatrechten beſchränkt; fo dehnten unfere Ro 
maniften einerfeits die aftive und paſſive Familienfideilommißfähigkeit auf alle 
bispofitiong- und beziehungsweiſe erwerbfählgen Perſonen und andrerſeits auf alle 
Urten von VBermögensobjelten von irgend bauerhafterem Charakter, fogar auf viele 
Arten von Lehen, ans 9). 

Bezüglih des Erbfolgerechts griffen vie Iuriften auf ven Grundſatz ber 
successio ex paoto et providentia majorum, weldyer von ven Auslegern dee 
longobardiſchen Lehenrechts aus dieſem heraus gefunden worben war und darin 
beſteht, daß der jeweilige Erbe fein Recht niht von feinem unmittelbaren Bor 
gänger, jondern von dem erſten Erwerber des Lebens ableite. Diefes Hereinziehen 
des Lehenrechts lag aber um fo näher, als die Aehnlichkeit zwiſchen ver Lehens- 
und Stammgutserrihtung in der That jehr groß war und man ſchon ſeit langer 
Zeit auf eine Bermifhung der Lehen mit den Allovialgütern hingenrbeitet hatte, 
ein Beſtreben, welches durch gleichheitliches Erbrecht in beiden Bermögensmaflen 
zum Abfchluffe kommen mußte. Über vom Stifter genannt iſt, fagte man, hat ein 


36) Go iſt denn gemeinrechtlich das Inftitut der Familienfideikommifſe nicht auf den Adels⸗ 


ftand befchräntt; nur dartikularrechtlich, 4. B. jet in Bayern, findet fich die Befchräntung auf 


den Adel, wenigftene was die paffive Fähigkeit betrifft. 


——— De 
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Erbrecht. Demnad erklärte man alle Agnaten des Stifters beziehungemelfe des 
erften Erwerbers eines von einer familtenfremben Perſon errichteten Fideiksmmiffes 
für fucceffionsberechtigt mit Ausſchluß der Rognaten (db. h. der Weiber und deren 
Nachkommen), ber Übdoptirten und Legitimirten, der Geiſtlichen und der aus 
nicht flandesmäßiger Ehe entiproffenen Agnaten, aber ohne Unterſchied zwifchen 
vollbürtigen und halbbürtigen, da es nur anf die Abſtammung burg, Männer 
anläme. 

Bas ferner die Erbfolgeorpnung anlangt, fo unterſchied man, ob ber 
Stifter darüber eine Anordnung getroffen babe oder nicht. Im legteren Falle 
brachte man bie Grunbfäge des gewöhnlichen Eivii-Imteftaterbrechts zur Anwen⸗ 
bung und berief zunäcft die Descendenten des legten Beſitzers mit Zulafjung bes 
Repräfentationsrechts für die Enkel, in deren Ermanglung aber die bem Stifter 
dem Grade nad nächſten Descendenten. — Hatte fih aber ber Stifter über bie 
Ebfolgeorduung geäußert — und meiftens war, wenigftens im hoben Abel, 
Indiotpualfucceffion angeorbnet worden — , fo handelte es fih fowohl um bie 
tbeoretifche Rechtfertigung einer ſolchen Abweichung vom römifchen Rechte als and) 
um bie oft ſchwierige Loſung ber Frage, welde Perfon denn vom Gtifter ber 
rofen fei. Zur Begründung der Individualſucceſſton wurden alle möglichen Argu⸗ 
mente aus dem Naturrechte, der Bibel, der Geltung bei allen dentſchen Völkern, 
den Beflimmungen der goldenen Bulle und aus dem altdentſchen Lehenrechte her- 
beigeſucht; aud wurde wohl zur Rechtsbeſtändigkeit folder Succeffionsorhnungen, 
wenigftens für ten niebern Adel, bie haiſerliche Beftätigung verlangt. Bei ber 
Beantwortung der Frage nah dem Gaceeffistsrechte in conoreto fam man aber; 
veranlagt durch bie oft fehr unklaren und ‚vielveutigen Auedrücke in den Stif⸗ 
tungsbriefen und den zu Hülfe gerufenen Lehenrechtobüchern allmählig zu den nad 
ſtehenden Arten der Sueceffion, wobei tm Einzelnen verfchtevene, bier nicht näher 
auszuführende, Anfihten sbwalteten. So wird nad dem „Seniorat“ unter 
allen fucceffionsfähigen Agnaten der den Jahren wach Weltefte zur Erbfolge ge⸗ 
rufen; beim „Majorate“ fuccenirt ber dem letzten Inhaber dem Grave nad 
Nachſte und unter gleih Nahen ver Aelteſte; bei der tm hohen Adel gewöhnlich 
Rd findenden und früher auch wohl Majorat geheigenen „Brimogenttar” 
fuccebirt je der Erfigeborene in der älteften Linie; beim „Winorete” fuccebirt 
bald im Gegenfage zum Majorate unter gleich nahen Agnaten der jüngfte, bald 
im Öegenfage zum Sentorate das jüngfte Familienglied. Findet fig in einer Fa⸗ 
mille neben dem für bie erſte Linie beftimmten Fiveltommiffe ein ygweites, eine 
„Selundogenitur”, fo fuccebirt in biefes die zweite Linie ebenfalls nach dem 
Principe der Primogenitur. | 

Bei der Frage nach den Rechten und Pflichten des Familienfideikvmmiß- 
Inhabers und ber Anwärter gingen die Meinungen wieder auseinander. Die Einen 
betrachteten ben jeweiligen Inhaber des Yamilienfiveifommiffes als bloßen Nutz- 
nieger und legten das Eigenthum daran den nächſten Anwärtern bei. Audere 
ſchrieben der Familie ein Obereigentyum zu und dem Inhaber ein biofes Nutzungs- 
recht oder Nutzeigenthum. Dritte endlich hielten den Inhaber für ven Eigenthümer, 
der jedoch beſchränkt fei durch die Reſtitutionspflicht: Ex habe mit dem Wegfalle 
des Vorgängers ipso jure als Eigenthümer alle Rechte an der Sade, aber auch 
bie Pflicht, alle Laften (3. B. Steuern) zu tragen und biefelbe in gutem Zuſtande 
zu erhalten; eine Veräußerung des Gutes wurde ihm dem Zwecke des Familien⸗ 
fidellommiſſes gemäß in ber Regel unterfagt, nur ausnahmswelfe galt er dazu 
als befugt, nämlih zur Zahlung von Schulden bes Erblaſſers, zur Auszahlung 
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von Ausfteuern und Appanagen, zur Beſtreitung von Alimenten, Ausloſung von 
Gefangenen oder bei fonft erweislichem bringendem Nothſtande, — immer unter 
ter Borausfegung, daß Fein freies Vermögen zu biefen Zwecken vorhanden 3), 
Für die Schulden feines Borgängers follte aber der Inhaber nur inſoweit zu 
baften haben, ale fie auf der Subflanz des Gutes ruhten d. b. wenn fie wegen 
noihwendiger ober body nüglicher Verwendungen für das Gut gemadt worden felen. 
Den Anwärtern räumte man zur Sicherung ihres eventuellen Nachfolgerechts bie 
Befugniß ein, die Errichtung eines Inventars und die Beſtellung einer cautio de 
re conservanda et restituenda zu verlangen; .— ferner Einfprache zu erheben 
gegen unbefugte Handlungen des Familienfiveilommiß-Inhabers, insbeſondere gegen 
Beräußerungen. 

Enblid wurde — außer den aus der Natur ber Sache fi) ergebenden 
Aufhebungsgründen (3. B. Untergang des Objelts, Subjelts, Eintritt einer 
Refoluttobebingung u. f. w.) von Einigen im Anſchluſſe an das römifche Medi 
auch der Konſens aller lebenden Agnaten als Aufbebungsgrund bes Familienfidei⸗ 
kommiſſes anerkaunt, während Andere das Gegentheil behaupteten unter Berufung 
auf den Umſtand, daß die Nachkommen ein unentziehbares jus proprium et 
aqusssitum hätten, da fie ihr Recht nicht von ihren Eltern, ſondern von bem 
Stifter ableiteten. 2 

Diefe hier kurz amgeventete Theorie wurde nun durch bie Praris ber in ber 
Schule der Romaniften aufgewachſenen Richter zum gemeinen Rechte in Deutid: 
fand. Die Vorſicht gebot, die (Errichtung ſolcher Rechtsgeſchäfte fortan den doc- 
toribus juris romani zu überlafien 3), und viefe haben es, wie die vorhandenen 
Dokumente, in denen übrigens der Name Familienfiveifommiß nod lange nicht 
erfheint, beweilen, an gefhmadlofer Breite des Stil und willkürlicher Spig 
findigfeit der juriftifcden Konftruftion wahrlih nicht fehlen laſſen. Auf ben regel: 
mäßig an tie Spige geftellten Say, daß dieſe Dispofition zur Erhaltung bes 
Bamtlienglanzes und zum Wohle der Unterthanen getrofien werbe, folgen alle 
möglihen Beftimmungen über Unveräußerlichkeit des Beſitzthums, Cbenbürtigeit, 
Ehe, Vormundſchaft, Erbfolge, Erbverzichte, Pflichttheil u. |. w. Regierungsſachen 
werben barin ebenjowohl geregelt wie. die Yamiltenangelegenheiten, ba ja bie 
Landeshoheit als ein reines Privateigenthum der Familie betrachtet wurbe; und 
ans politiſchen Gründen wurden oft aud bie Stände des Landes bei Errichtung 
folder Dispofttionen betheiligt. 

Bis tief ins 18. Jahrhundert hinein behandelte man anf dieſe Weiſe vie 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe wie die Kamilienbeziehungen nach rein privatrechtlichen 
Grundfägen. Erft als die von Conring um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
begonnene nene, dem römiſchen Rechte abgewanbte, Hiftorifch-philofophtiche und bie 
von Joh. Jakob Mofer im 18. Jahrhunderte begründete pofitive Behandlung bes 
deniſchen Staatsrechts tiefere Wurzeln gefchlagen hatte, fing man an, bie privat 
rechtlichen und ſtaatsrechtlichen Verbältniffe der deutſchen Landesherren und ihrer 
Familien von einander zu feinen. Man beftrebte fi demzufolge, das Staategut 
von den Privatgütern der fürftlihen Gamilie zu trennen und für jenes bie Prin- 
cipien ber Untheilbarteit und Unveräußerlichleit und als nothwendige Konſequenz 
davon die Individualſucceſſion und zwar in ber Form ber'Primogenitur als flant- 
lid nothwendige zu ftatuiven; für biefe aber ließ man bie in ben Hausgeſetzen, 





— 


35) Ungerechtfertigter Weiſe veräußerte Sachen durfte der Nachfolger revociren. 
*) Wohl die meiften Stammgüter find deßhalb im Fideikommißguüter verwandelt worden | 


— 
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Hausverträgen und Obſervanzen enthaltenen Beſtimmungen als maßgebend gelten. 
Dabei erkannte die damals emporkeimende Wiſſenſchaft des beutfchen Privatrechts 
ſehr bald den von den Romaniften gepflegten Irrthum, als länuten die Stamm- 
gutöftiftungen aus dem römiihen Rechte, welches ja ven einem paltirten Fidei⸗ 
tommiffe nichts wife, erklaͤrt und gerechtfertigt werben. I. H. Böhmer in feinen 
Exereitationes ad pandectas zeigte ver fpäteren Theorie den richtigen Weg, in» 
bem er berauf hinwies, daß bie den fogenannten Familienfideilommiſſen zu Grunde 
liegenden Priucipien: Giltigkeit ver Exrbverträge, Unveräußerlichleit ver exerbten 
Säter und Ausihluß der Töchter vom der Erbfolge — nur der deutſchen 
Rechtsbildung angehörten, weßhalb auch das ganze Rechtöinftitut des Famillen⸗ 
fireifommifjes mit Abwerfung bes römiichen Rechts nur ans dem beutfchen Rechte 
zu entwideln fe. Andere Rechtögelehrte dagegen (3. B. Baron v. Kreittmayr) 
gaben zu, daß man bie feit zwei Jahrhunderten in vielem Rechtsinftitute heimiſch 
geworbenen Einwirkungen bed römifhen Rechts nicht völlig ignoriren bärfe. 

Es war alfo vie Aufgabe ver Iurisprubenz, Klarheit in die Sache zu bringen, 
bie deutfchen Grundlagen feftzubalten und darauf fortzubauen unter Hereinziehung 
des römifchen Rechts in mehr untergeorbneten Punkten. Und fo hat denn die ger⸗ 
maniftifche Theorie und Die Geſetzgebung unferes Jahrhunderte das Inftitut des 
Samilienfivellommiffes aus feiner eigenen Natur heraus und an der Hanb der 
Sejötdhte in den wefentlihen Punkten übereiuftinmend kurz folgenvermaßen feft« 
geftellt > 37) 

Die Fideikommißgüter find ſolche Büter, welhe vermöge aus⸗ 
brädliger Anorbnung unveräußerlid auf ‚alle Geſchlechtsfolger des 
Stifters beziehungsweiſe eines Dritten, zu deſſen Ounſten die Stiftung gemacht 
iſt, bis zum Ausgange des Stammes und Namens zur Erhaltung des 
Vamilienglanzeo übergehen follen. 

de biefer Begriffsbeſtimmung find die wefentlichen Unterfchieve vom 
frübet geſchilderten abeligen Stammgnte enthalten. Während nämlich viefes 
nah der richtigen Theorie anf altem Herlommen ober G©efeg beruht‘, bebarf 
das Bamilienfivellommiß zu feiner Entſtehung einer befonveren, ausédrück⸗ 
lichen Verfügung, eines in einem ZTeftamente oder Erbvertrage oder in einer 
fonftigen Gtiftungsurlunde ausgefprochenen Willens des Konftituenten 3), — 
Während ferner das bloße Stammgut nicht ſchlechthin unveräußerli ift, fondern 
nur einer, je nach Herkommen und Gefet größeren oder geringeren, Beräußerunge- 
beſchränkung zu Öunften der Söhne und höchſtens der zur Zeit ver Beränße- 
rung vorhandenen entfernteren Agnaten unterliegt und zweifellos Gegenſtand bes 
Konkurſes if; ifE dagegen das Famillenfideilommiß gänzlich unveräußerli. 9) Es 





— 


3), Man vergleiche darüber die Lehrbücher des deutſchen Privatrechts, beſonders das von 
Eichhorn 8. 368— 3713 Bluntſchli $. 68 u. 205; Gerber 8. 83 u. 84, 274 u. 275. 
Eine ſehr ausführliche Dazfelun der bayerifchen Familienfideikommiſſe gibt Pozl in feinem 
Lehrbuche des baderiſchen Verfaſſungörechts 8. 4750. 

38) Durch Obfervan; kann alfo wohl ein Stammgut, aber fein Familienfideikommiß errich⸗ 
tet werden. — Bartitularredhte fordern mit gutem Grunde, daß die Stiftung auch gerichtlich 
oder gar Iandeöherrlih beflätigt, in Die Difentlihden Bücher eingetragen und ver⸗ 
öffentlicht werde, welches leßtere fich eigentlich von felbfl ale wenn das Veräußerungds 
verbot gegen dritte Berfonen wirkfam fein (om, weßhalb es auch für die flandeäherrlichen Fa⸗ 
mülenfih tommifje durch Art. XIV Rr. 2 erfordert wurde. 

9 Darin liegt der Hauptunterfhied vom Stammgute. Gobald alfo haus⸗ 
ehlich die Stammgüuter für fehlechthin unveräußerlich erklärt wurden, waren fle aus ſolchen 
deilommißgüter geworden. 


— 
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kann daher auch nicht wit Schulden belaſtet, nicht dem Konkurſe unterworfen, 
nicht durch ven Willen der ſämmtlichen Agnaten, ſondern nur durch den letzien, 
aller Nachtommen entſchieden darbenden, Beſitzer aufgehoben werben %). Jede Ver⸗ 
äußerung bed Familienfideikommiſſes iſt nichtig, und es kann das veranßerte Out 
von den zur Nachfolge berufenen Auwärtern vindicirt werden. — Eudlich vererbt 
fih das Stammgut nur im Mannsflamme und in ver Regel nad ven Pri 
bes gemeinen Rechts; jeder Erbe leitet dabei als Univerfalfucceflor fein Recht von feinem 
unmittelbaren Borgänger ab, und es gelten demnach nur biejenigen Perſonen als 
(mögliche) Erben, welche erbfähige Agnaten des legten Stammgutsbefigers find. 
Dagegen in das Yamilienfiveilommig wirb nach den oben fchon erwähnten Brin- 
cipien ber successio ex pacto et providentia majorum fucceirt #1), und «8 
Ynnen daher andy folde Berfonen Erben werden, melde ihr Blut nicht unmittd- 
bar vom leiten Befiger ableiten, wenn fie nur vom Stifter zur Erbfolge berufen 
find, 3. B. die Descenbenten von Töchtern bes Stifters nah dem Abgange des 
Manusfiammes 42). Der nach ver eingeführten — gewöhnlich befonvderen — Sur 
ceffiousorbnung berufene Fideilommiß⸗Folger ift in Folge jenes Principe blos 
Singnlarfuccefior und braucht daher feine Handlungen des vorigen Beſitzers an- 
zuertennen, welde fein Recht aus ver Fideilommißerrichtung ſchmälern. Rur vie vom 
Stifter felbft auferlegten Berpflihtungen, 5. B. Auöftenerungen, Appanagen, 
Alimente u. ſ. w. verbinden jeben Fibellommißbefiger; vagegen Schulden, 
welde fein Borgänger ohne feinen Konfens auf das Fideilommiß gemacht hat, 
braucht ex als folder 2) nicht anzuerkennen, ausgenommen bie Rachföftungen, 
d. b. folge Schulden, zu deren Kontrahirung jeder Inhaber mit Wirkung für 
feine Nachfolger beuechtigt ift, wozu aber nur biejenigen zu rechnen find, welche 
zur Erhaltung oder Wiederherftellung bes Familienfideilommiſſes im Ganzen ober 
in feinen Xheilen nothwendig gemadt werben mußten unb bie Grenzen der ge 
wöhnligen Erhaltungepflicht des Familienfideilommiß ⸗IAnhabers überfcheittem., 
Bon Demjenigen, welder ein Familienfideikommiß nen errichten ober ver 
mehren will, fordert man jetzt allerdings Berückſichtigung des Rotberbenrechts M). 
Der Gegenſtond besfelben muß in Grunbftüden 45) (over Kapitalien) ale bem 


49) Intonſequenter aber billiger Weiſe laſſen einige Bartitulargefeße (und Schriftſteller) eine 
Auflöjung durch Willenseiniqung aller vorhandenen Ygnaten und eined fog. curator nascitanorum 
ine Ge * nk ent Stifter, fond legten Beft iſt 

ne Enterbung, welche nicht vom er, ſondern vom letzten Beſitzer ausgegangen 
hat daher keine Kraft. Anders iſt es beim Stammgute. de gesang 

42) Daß die Adoptirten, Unchelichen, die Legitimirten, die aus einer Mißheirath ober Ehe 

e linken Hand Erzeugten beim hohen Adel von der Erbfolge ausgeſchloſſen find, tft ein ungweifels 
fter Gap des Privarfürftenrechts. Doch läßt der niedere Adel die durch nachfolgende Ehe Legi⸗ 
timirten zur Erbfolge gelangen, wenn nit die Stiftungsurfunde dagegen iſt. 

43) Anders verhält es fih, wenn er zugleich Erbe des Allodialvermögens iſt. 

44) Nur die Standesherren brauchen ed nicht zu berüdfichtigen, da ihnen ein völlig unbe 
fhränftes Autonomieredht , ganz wie bie founeränen Famillen es genichen, beigelegt worden iſt. 
Denn nach Art. XIV Nr. 2 bedürfen ihre „Verfügungen“ einer Beftätigung durch die 
Zandeöherren, fondern nur einer Borlage bei Diefen zur Prüfung, ob fie nidyt etwas mit der 
Verfaſſung des Staates Unvereinbarliches enthalten. Vergl. darüber Zöpfl StR. 8. 315. 

35) Hartikularrechte beſtimmen vegelmäßig ein Minimum des Erirages; — für die Feſt⸗ 
jepung eines Maximums ſprächen aber die gewichtigſten votitiſchen Gründe. 
Wird diefe in rubigen Zeiten unterlafien, dann ift gu fürchten, daß In den Tagen leidenfchaft: 
licher Erregtheit die Forderung nad völliger Befeitigung dieſes Mechtsinftitutes, wie fie ſchon im 
8. 38 der Frankfurter „Brundrechte” ausgeſprochen ward, mit größerem Erfolge als bisher geltend 
gemacht wird, zumal es an zahlreichen Gegnern des Inſtitutes nicht mangelt! 
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Grundſtocke beſtehen, woran fi dann verfhiebene Sachen, 3. B. Bibltethelen, 
Gemäldefammlungen n. ſ. w. als Zubehör anfchließen köͤnnen. — Daß der Inhaber des 
Giveilommifjes wahrer Eigenthämer vesfelben fet, gilt jest in ber Theorie für aus⸗ 
gemacht; nur ift fein Recht beſchränkt durch vie Nüdfiht, welche er auf die durch 
ven Willen des Gtifters zur eventuellen Erbfolge berufenen Perfonen, die foges 
nannten Anwärter, zu nehmen bat, alfo durch die Pflit, das Familiengut im 
feiner Integrität zu erhalten. Hieraus ergiät fl, daß der Inhaber des Familien⸗ 
fideilommiſſes alle im Eigentum enthaltenen oder daran gefnüpften Befugniſſe, 
öffentlich-rechtlihe und privatrechtliche, auszuüben habe, 3. B. das Standſchafts⸗ 
recht, Gerichtsbarkeit und Polizei, Batromatszechte u. |. w. Er hat die das Fibel- 
lommiß betreffenden Proceſſe zu führen und das Gut nad eigenem Ermeſſen zu 
bewirthſchaften; die exztelten Früchte werden fein uubefcränktes Cigenthum, und 
nur an biefe Können fich feine Gläubiger halten, nit aber an die Subſtanz des 
Fideikommiſſes. Den Anwärtern ſteht nur das Mecht der Intervention im bie 
Rechtsſtreitigkeiten und bie Befugniß zu, Ihr künftiges Binpifationsrecht hinfichtlich 
peränußerter Fideilommißgüter durch Protefle zu wahren #6), -. 

Kehren wir nun nad dieſem Abriffe der Geſchichte und Theorie der Stamm- 
und Samilienfipeilommißgüter wieber zu unferem Ausgangepunkte zurück. 

Wir haben oben bereits einer durch die nicht Mar genug gegebene Bortfoffung 
bes Art. XIV Nr. 2 der beutfchen Bunbesafte veraulaften Kontroverfe Erwähnung 
gethan. Kin anderes Vebenken könnte dem Umſtande entnonmen werden, daß Die 
Bundesalte im erfien Sage nur von Familien⸗BVerträgen, nicht aber auch von ein« 
feitigen Dispofitionen und vom Herlommen fpridt. Da näwdih, wie wir gefehen 
baben, die abeligen Stammgäter auf Herlummen, bie ſogenannten Yineilommifie aber 
auf allen Arten von Willenspispofitionen , insbeſondere auch auf Teflamenten, 
berußen; fo würbe eine am Buchſtaben haftende Interpretation zn dem Refnltate 
führen, daß die eigentjihen Stammgüter gar nit und ven ben Fldeikommiſſen 
eine große Zahl, mämli ale anf einfeitigen Dispofittonen beruhenden, nicht 
wiebexhergeftellt werben. wollten. Es nuterliegt jedoch — um mit Böpfl (Stants- 
reht 8. 314) zu reden — feinem Zweifel, daß damit (nämlich mir vem Worte 
Familienverträge) alle Arten von Hausſtatuten, Familienverirügen, Teftamenten 
u. vergl. begriffen werben wollten, welche die Grundlagen der Dausverfaffung der 
ſtandesherrlichen Familien bis zu ihrer Mebiatifirung gebildet Hatten, und baf- 
auh das Familienherkommen, welches fich im verfelben ohne Einkleidung in ur- 
kundliche fchriftlihde Form vor ihrer Mebiatifirung erweislich gebildet Hatte, eben- 
falls die gleihe Gewährleiſtung fernerer Gültigkeit finden foll. 

Die praktiſche Bedentung der bier in Rede ſtehenden Beftimmung ver Bundes» 
alte Liegt alſo vornämli darin, daß den Eianbeöherren nicht blos für die Zu⸗ 
funft das Recht zur Erridtung non fogenannten Familienfideikommiſſen mit ven 
damit regelmäßig in Berbindung ftehenden Anorbnungen zu Gunften ber nicht 
zum Genuſſe kommenden übrigen Bamiliengliever garantirt ift, fondern daß auch all’ 
ihre and der Reichszeit ſtammenden Stammgüter unb Familienfideikommiſſe, fowett 
es ohne Kränkung der während ber Rheinbunbszeit wohlerworbenen Rechte geichehen 
fonnte, wieder bergeftellt wurden. 


— — en — — 


*%) Partikularrechtlich find die Rechte der Anwärter oft bedeutend erweitert So können fie 
3. B. nach bayerifhem Rechte (VII. Beilage zur Verfaſſungsurkunde 8. 71) bei fchlechter Bewirtbe 
Khaftung durch den Inhaber gerichtlihe Verwaltung des Fideilommiſſes. Abnahme beweglicher 
Jugehörungen und Uebergabe zur Verwahrung an ein Familienglied oder and Gericht fordern, 
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Bir fahren nun in der Aufzählung und Erläuterung ber ben Stanbesherren 
eingeräumten perfönlichen ober allgemeinen Rechte fort. Es follen 

6) die ftandesherrlichen Familien in dem Staate, zu dem fie gehören, bie 
privilegirtefte Klaffe bilden, insbefondere in Anfehung der Be- 
fteuerung. (Art. XIV lit. b.) 

. Auch diefer Say hat zu einer Kontroverfe Anlaß gegeben. Es fragt ſich 
nämlid, ob, wenn ein Staat verfafjungsmäßig überhaupt keine privilegirten Unter 
thanentlaſſen hat, die Standesherren über Berlegung ihrer bundesmäßig garan- 
tirten Rechte ſich beſchweren können, wenn aud) ihnen keine Privilegien, insbefondere 
binfihtli der Beſtenerung, eingeräumt werben ? 

Die Einen vernelnen dieſe Frage, bie Anderen bejaben fie, und die Landes⸗ 
gefeßgebungen haben theild eine (geringe) Begäuftigung gewährt, theils foldye ganz 
verweigert. Wir glauben, daß eine unbefangene Auslegung biefer Beſtimmung ver 
Bundesakte zur Bejahung der geftellten Frage gelangen muß, mag man ſich nun 
an den Wortlaut ober an ben Geift berfeiben Kalten. Denn die Worte: „fie 
bilden die privilegirtefte Klafje" deuten doch gewiß an, daß man ben 
Standesherren einen Borzug babe gewähren wollen, ſchon nad der römiſchen 
Nechtöregel: „privilegia ita intelligenda, ut aliquid tribuaut ultra jus commune.“ 
Es beißt auch nit: die Standesherren gehören zur priotlegirteften Klaſſe, fon 
bern fie bilden die privilegirtefte Klaſſe. Sie follten alfo, — das iſt der offen: 
bare Sinn unferer Stele —, wenn ſchon privilegirte Klafien vorhanden wären, 
noch mehr als diefe privilegirt fein, wenn aber feine ſolche beſtäͤnden, doch wenig. 
ſtens die privileg irten Unterthanen bilden. Nach ver gegentheiligen, kein Recht auf 
Privilegien im gegebenen alle annehmenden, Auslegung würde unfere Beftimmung 
offenbar als eine nuglofe und finnlofe erfcheinen, welche Interpretation aber den be 
Tannteften Anslegungsregeln zuwiderläuft. Aus diefen Gründen hat denn auch bie 
Bundesverſammlung im Jahre 1819 die Beichwerbe des Fürften von Thurn un 
Zaris gegen bie kgl. würtembergiſche Regierung, welche den Mediatiſirten feine 
Steuerbegünſtigung gewährt Hatte, für begrändet erachtet und — unter Abweiſung 
ber nom Grafen von Walded Namens der Mehrzahl der Mediatifirten geftellten, 
aber nah ihrer Anfiht in der Bundesalte nit begrünveten, Forderung ber 
Steuerfreiheit — die Gewährung einer Steuererleihterung als durch bie 
Bundesalte geboten erklärt 47), ü 

Bezüglih des Maaßes der zu gewährenden Steuerbegünſtigung iſt beim 
Stillfhweigen der Bunbesalte nach dem ſchon früher Gefagten auf die bayerifche 
Deklaration von 1807 zu verweifen, welche unter lit. H. 12 und 13 den Standes: 
herren Zollbefreiung von allen zu ihren eigenen Hausbebärfniffen erforberlicen 
Konfumtibilten und Befreiung von der Entrihtung der Ehauffeegelder Innerhalb 
des mebiatifirten Gebietes gewährte, welche Begünftigungen vielfach, z. B. durch bie 
IV. Beilage zur bayeriſchen Berfaſſungsurkunde von 1818 8. 53— 56 unter auspräd- 
liyer Bezugnahme auf das im obigen Sage ber deutſchen Bunvesalte „ihnen zuge 
dachte Vorredht" noch viel weiter ausgedehnt wurden. 

7) Envlid Haben bie ftandesherrlihen Familien laut der bayeriſchen Della- 
ration (lit. A 6) da8 Ehrenrecht zu beanfpruchen, daß in den ſtandesherrlichen 
Drten das Kirhengebet nad dem Souverän aud für fie verrichtet und ein 
Tranergeläute abgehalten werde. Partikulargeſetze haben dieſe Ehrenrechte mit: 


— — — — —— 


67) Vergl. Vollgraff a. a. O. Beilage XVIII G. Vi u. ff. 
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unter noch weiter ausgedehnt, 3. B. auf das Recht, fich eine Ehrenwache in ben 
Shlöffern ihres Wohnfiges zu halten 48). 

UI. Die den fiandesherrligen Familienhäuptern insbefondere 
jufebenden Rechte find folgenve: 

1) Den Fürſten gebührt nad einem Bundesbeſchluſſe vom 18. Auguft 1825 
bes Prädikat: Durchlaucht und den Grafen nad einem Bundesbeſchluſſe vom 
13, Februar 1829 das Prädikat: Erlaugt. 

2) Nach der bayeriſchen Deklaration (lit. A 11) follen bie flandesherrlichen 
demiltenhäupter in peinlihen Fällen durch ein Gericht von Ebenbärtigen 
gerichtet werben 49). 

3) Laut derſelben Rechtsquelle (lit. A 13) genießen vie in Rede ſtehenden 
Berfonen ferner das Recht, über Familienglievder Vormundſchaften und 
Knratelen zu beftellen, vie jedoch der Beftätigung durch die Iandesherrlichen 
Mittelgerichte bebärfen 39). 

4) Diefelben haben das Recht, unftreitige Berlaffenfhaftsverband- 
ungen über Mitglieder der Samilie durch ihre Kanzleien vornehmen 
und erledigen zu laſſen (bayeriſche Deklaration lit. A 10). | 

Betrachten wir nun 

B. die dingliden oder befonderen Rechte der Stanbesherren im 
oben angegebenen Sinne, fo ift hieher zunähft zu zählen: 

a) das Recht der Laundſtandſchaft, weldhes den Häuptern Sl) ber 
ſtandesherrlichen Familien in dem Bundesſtaate eingeräumt if, zu dem fle ge- 
hören: „Sind bie Häupter dieſer Häufer die erſten Stanbesherren in dem Stante, 
zu dem fie gehören”. (Bundesalte Art. XIV lit. b.) 

Die Einreihung viefes Rechts unter die vinglichen, d. h. ben Beſitz einer 
Standesherrſchaft voransfegenden, Rechte ver Stundesherren ift Übrigens weniger 
durch den eine Saat von Kontroverfen in fi bergenden Wortlaut ber Bundes⸗ 
alte gerechtfertigt, als durch den Geiſt derſelben und die meiften damit harmoni⸗ 
renden Partifufargefepgebungen. Es ift nämlich in der Bundesakte wortdeutlich 
gar nit gefagt, daß das Standſchaftsrecht den Beſitz einer Standesherrſchaft in 
dem Staate, in welchem es beanfprudt werben möchte, vorausfege, ſondern es 
wird dasſelbe nur an die Bedingung der Zugehörigkeit zu einem Staate genüpft. 
Run kann man aber — was Niemand beftreiten wird — zu einem Staate ge⸗ 
bören, ohne Srundbefig tarin zu haben, und umgelfehrt in einem Staate mit 
Grnndbeſitz angeſeſſen fein, ohne vemfelben perſönlich als Unterthan anzugehören. 
Dieß angewandt auf die Standesherren ließe fi wohl die Frage anfwerfen, ob 
ein Standesherr, deſſen Standesherrſchaft 3. B. in Bayern gelegen ift, der aber, 
von feinem oben erwähnten Rechte des freien Aufenthaltes in allen Bunbesftasten 





* re Bayern 8. 13 der IV. Berfaffungdbeilage. Preußen 8. 11 der Inftruftion vom 30, Mat 
u. f. w. 


2) Die Zufammenfegung dieſes Gerichts und fein Proceßgang ift dafelbft überhaupt und 
dann im &. 8 der IV. Beilage zur bayeriſchen Verfaflungdurkunde näber tegulirt. Diefes Gerichte: 
ſtandaprivileglum iſt jetzt in Bayern befeitigt, worüber weiter unten das Nähere. In Preußen 
—8 Verordnung vom 12. November 1855 wieder hergeſtellt (Ronne, I. Bd. 11. Abthig. 

u 


ff) 
5%) Nach 8. 10 der IV, Beilage gebt das Recht hiezu, wenn die Häupter ſelbſt betheiligt 
find, auf ie Aeren ufkigbehörben deb“ Staates über und ift dem Zuftigminifterium die „Ober: 
aufficht über flandeöherlihe Vormundſchaften vorbehalten. _ 
6) Die Frage, wer als Haupt der ſtandesherilichen Familie anzufehen fei, muß aus den 
jeweiligen Familienflatuten oder Obſervanzen beaniwortes werden. 
Dluntſchli uns Drater, Dentfges Staate⸗Woörterbuch. X. 18 
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ſowie dem Nechte, in frembe Dienfte zu treten, Gebrauch machend, fein Domicil 
ia Wien aufgeſchlagen oder im öſterreichiſchen Staatspienfte ſich befindet, das 
Standſchaftsrecht in Bayern oder in Oeſterreich oder, ſoweit es thatſächlich mög- 
lich ift, in beiden Staaten zugleich in Anfprucd nehmen könne? Der nadte Wort: 
laut der Bundesafte würde offenbar zur Bejahung ver letzteren Yiternative 
Binführen, denn ver fraglihe Standesherr „gehört“ in ver That ſowohl Bayern 
als Defterreih an, dem erſteren jedenfalls als ſogenannter Stantsforenfe, bem 
legteren als perfönlicher Untertban; mehr aber als die Zugehörigkeit zu einen 
Staate wird in der Bundesakte ſcheinbar nicht gefordert, Wäre nun bas, wie 
einige Publiciſten annehmen, die richtige Erklärung unferer Geſetzesſtelle, dann 
mäßte man da3 Net der Lanpftanpfäaft unter die allgemeinen oder perſönlichen 
Nechte der Stanvesherren ftellen und Sonfequenter Weiſe auch zugeben, daß basfelbe 
durch die Veräußerung der Stanvesherrfchaft nicht verloren werden könne, wie dem 
in der That in Preußen 14 Stanbesherren verfaffungsmäßig zur Mitglievfcaft 
im Herrenhauſe ſchon darum als berechtigt gelten, weil: fie perfönlich dem preußl 
ſchen Staatsverbanve angehören, auch ohne die Borausſetzung des Beſitzes einer 
in Preußen gelegenen Standesherrſchaft 53. — Allein wir halten dieſe Auslegunz 
der Bundesakte für eine irrige, weil fie dem Willen ter Berfafler verfelben offen- 
bar zuwider If. Ä 

Man hatte ja bei-Abfaffung der Bundesalte, was im Hinblicke auf bie oben 
fon hervorgehobenen Ausdrücke verfelben Iebermann zugeftehen muß, immer vie 
Berhältniffe Im Unge, wie fie zur Zeit des deutfihen Meiches maßgebenn waren; 
man wollte davon erhalten, was fid den Umſtänden nad eben erhalten lieh. 
Darnach aber. kann e8 gar keinem Zweifel unterlitgen, daß das vormalige Reichs⸗ 
ſtandſchaftsrecht der jegigen Standesherren ein fogenanntes politifches Inunobiliar- 
recht geweſen iſt, Daß es Ihnen nur als Vefigern von nmmittelbaren, mit Landes⸗ 
hoheit verfehenen und zu Sig und Stimme anf dem NReichötage berechtigender 
Gebteten des Reiches zuſtand, was fi zur Evidenz daraus ergibt, daß ein Reicht 
ftand fo viele Stimmen auf dem Reichstage zu führen berechtigt war, als er reichs⸗ 
ftänbifche Territorien befaß. — Das den Standesherren gewährte Recht ver Land⸗ 
ſtandſchaft ſollte nun aber offenbar ein Erjag fein für bie durch die Auflöſung 
bes Reiches zu Verkauft gegangene Reicheftandfchaft. Die Bafis diefes Rechts, der 
Territorialbefig, iſt aber viefelbe geblieben, wenn auch der Umfang feines Wir 
fungsfreifes fi verengert hat, da an die Stelle des Reiches die einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten getreten find. Es if fonach nicht einzufehen, wie aus dem früheren ding⸗ 
lichen Rechte auf einmal ein rein perſönliches Vorrecht ‚geworben fein jo. 
Mit Recht haben darum auf bie der Zeit der Bundesakte zunächft lebenden Ber- 
faffungsurfanden pas in ver Bundesalte mit Worten, welchen aud bier wiederum 
der. Stempel der Eilfertigkeit des ganzen Machwerks aufgeprägt if, gewährleiftete 
Necht der Laudſtandſchaft ausdrücklich an die VBebingung des erblidden Befiges 
einer Standesherrfhaft geknüpft. „Die Kammer ver Reichsräthe“ — heißt es im 
8. 1 Titel IV der bayeriſchen Berfaflungeurtunde — „tft zufammengefegt 
aus ...... 4). den Häuptern der ehemals reichsſtändiſchen, fürſtlichen und gräflichen 
Familien, als erblihen Reihsräthen, fo lange fie im Befige ihrer vor— 
maligen reihsftänpifhen, im Königreihe gelegenen Herrſchaf— 
ten bleiben3d)." Damit ft denn auch für diefe Staaten Mar beflimmt, daß durch 


52) Dergl. Rönne, Gtaatöreht der preuffiſchen Monarchte I. Bp., UI. Abthig. S. 250 n- 6. 
63) Uebereinſtiumend theilo wörtiiäh, theile tem inne nach iſt $. 28 der badiſchen, 
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bie Berinßerung der Standesherrſchaft pas Recht der Landſtandſchaft für die be⸗ 
treffende Familie verlosen geht 9), wie auch das Reichsſtandſchaftsrecht durch dem 
Verluſt der reichsſtändiſchen Zerritorien eingebüßt wurde, nicht aber, wie auch 
ſchon behamptet worden iſt, auf jeden neuen Erwerber ohne Weiteres über- 
gegangen iſt. 

Steht fo nun feſt, daß das Recht der Landſtandſchaft von den Häuptern ber 
Rendesherrlihen Yamilien nur unter der Vorausſetzung des Beſitzes einer nad 
ven Grunbfägen des fogenannten Privatfürftenrehts erworbenen Standesherrſchaft 
in Anſpruch genommen werben Tann; fo fragt ſich noch weiter, ob ein Standes⸗ 
berr, deſſen Befigungen in mehreren Staaten des deuntſchen Bundes gelegen find, 
in jebem derfelben zur Mitgliedſchaft in der Ständelammer berechtigt ſei oder nur 
in Einem ? | 

Die Kontrahenten der Bunbesalte feinen der Meinung gewefen zu fein, 
daß die fiandesherrlihen Häufer duch bie Vorgänge am Anfange unferes Jahr⸗ 
hunderts je einem beflimmten Staate mit voller Unterthanenfhaft unterworfen 
und daher auch nur in Einem Staate zur Landſtandſchaft berechtigt fein follten, 
denn e8 heißt in der angezogenen Stelle der Bunbesalte: „in dem Staate, zu 
dem fie gehören"; während, wenn man von ber Idee auögegangen wäre, daß 
vie Standesherren mehrerer Staaten Unterthanen und Landſtände zu gleicher Zeit 
follten fein fönnen, man fi wohl eines andern Ausprudes bevient Haben würde. 
Die Natur der Sache fheint auch zu fordern, daß ein Standesherr nur Einem 
Stante volllommen d. h. mit Perfon und Gut unterthan fei, denn eine mehr- 


+ 


8. 52 der beffendarmftädtifden, — 129 der würtenbergiſchen, 5. 32 Ziff. 2 und 
.4 . 3 der kurhefſiſchen Berfaffungsurkunde (von 1831 und 1852), $ 94 Ziff. 2 und 
. 885 Ziff. 2 der hannoverifchen Verfaffungsurfimde (vn 1833 und 1840), 59. 2 des naf» 

fauifhen Patente (von 1814), 88. 63 und 64 der ſächſiſchen Verfaffungsurkunde. 

6%, Die in unferen. Tagen in Würtemberg aufgetauchte Etreitfrage, ob ein Gtandeöherr, 
welder feine Standesherriaft veräußert, fpäter aber wieter durch Kauf an ſich gebradt hat, 
die durch jene Veräußerung verlorene Landſtandſchaft durch dielen Rückerwerb wieder erworben 
bube, wurde durch einen den firengen Rettsarundfägen unferes Erachtens vollkommen entfpres 
enden Majorttätebefchluß der dortigen erſten Kommer, entgegen den Gutachten von Rob. von 
und * Zopfl, verneinend entſchieden. Vergl. die „Verhandiungen der würtem⸗ 
bergiſchen Kammer der Standeöberten”. 28ſte Sigung vom 16. Februar 1865 und den Dazu ges 

—5* „Bericht der ſtaatsrechtlichen Kommiſſion über ven von dem Grafen zu —æ*— 

erhobenen Anipruch auf Anerkennung feines Standſchaftörechtes im Adnigreiche“ vom 14. Yannar 

1865, nebft dem Botum bed Korreferent n Fürſten von WaldburgWBelfengWaldjee. — Ueber 

ven Einfluß, weichen Die Veräußerung der flandesberriihen Befipungen auf 

ven Rechte zuſand der Gtaudesberren überhaupt ausübt, find indeß die Meinungen ſehr genellt 

Die Einen meinen, wit der Deräußerung aller ehemals reicheſtändiſchen Befigungen erldſchten 

nicht blos alle zein dinglicken, fondern auch jene verföntichen Vorrechie von felbft, w.idhe nur 

unter Voraudfepung der dinglichen und mit Rüdricht auf Diele zugeftanden worben felen, wie 
das Recht der Ebenbürtigkeit und der hohe det G 8. Mauren WA NR Grundzüge des 
heutigen teuifchen Staatsrechts 8. 134, Pözl, Lehrb. des bayer. Berfaflungsrechies II. Aufl, 
©. 193). Die Anderen dagegen behaupten, es gingen mit jener Veräußerung wohl die dinnlichen, 

wiht aber die yerfönlichen Hechte der Ötandedterten verloren (Jacharia St. u. BR. 1. 476, 

Zöyft It 325. Held Bee. R. Iä. ©. 630 R. 2). Diefe leptere Anſicht fckeint uns die richtige 

zu fein. Uebrigens befteht für die Standeöherren unzipeifelhaft nach der bayer. Deklaration lit. H. 
14 noch die Pflicht, vor der Veräußerung Ihrer Standedhertſchaften der betreffenden Regierung 
Anzeige zu machen, damit diefe von dem Vorkaufsrechte Gebrauch machen könne. — Tie Frage, 
ob die Rantesherrlichen Vorrechte auf den Käufer der Standesberridaft. übergeben, iſt wohl 
dahin zu beantworten, daß die ‚perfünlichen Mechte gar nicht, und von den dinglichen jene nicht 
überpeben, welde, wie 3. B. die Standfchaft, einen Höheren Charakter am fi tragen, ald die ein 
ſachen guisherilichen Rechte, wie z. B. die Gerichtsbarkeit in etſter Inftanz. 
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fache volle Unterthanenfaft Tann unter Umfländen fowehl für das Individuum 
als ven Staat unleidliche und unlöshare Schwierigkeiten mit fi bringen, was 
insbefondere bei einem Mitgliede der Kammern verfchiedener Staaten keines Be 
weifes bedarf, da tasfelbe die Interefien jenes Staates nach beftem Wiſſen um 
Gewiſſen vertreten fol, aber „Niemand zweier Herren Diener fein kann.“ Nur 
fo viel läßt fi principiell rechtfertigen, daß Iemand dem einen Staate vollftäntiz, 
dem andern dagegen nur mit Grund und Boten nnterthänig fei; und fo möchten denn 
die deutfhen Stanbesherren je nad ter örtlichen Lage ihrer VBeflgungen , unbe 
ſchadet ihrer vollen Unterthanenſchaft in Bezug anf jenen Staat, in welchem ihre 
Hauptbefigungen gelegen find, immerhin nody zu anderen Staaten im Berhältnifie 
von bloßen Staatsferenfen ſtehen. Diefen principiell allein zu rechtfertigenden uud 
mit dem Wortlaute der Bundesalte im Einflange ſtehenden Standpunkt verſuchte 
denn and die würtembergifche Regierung gleih anfangs einzunehmen, indem fie 
in ihrem Adelsſtatute beftimmte, daß ein Mebiatifirter nur Einem Staate als 
Stanbeöherr angehören könne, and dann gegen die von dem Fürften von Thum 
und Taris deßhalb bei der Bundesverſammlung erhobene Beſchwerde bemerfte: «# 
fei ihr von dem Fürften angefodhtener Grundſatz fo fehr in ver Natur ver flante- 
rechtlihen Verhäliniſſe und ter politiſchen Rechte und Pflichten eines Landſtande 
gegründet, daß er als Regel nicht aufgegeben werben könne. Die zur Prüfung ber 
Zarts’ihen Beſchwerde vom Bunde niebergefegte Kommiſſion dagegen bejahte unſere 
Trage im Sinne des Fürften von Tarid aus Gründen, deren Wiverlegung uns 
bier zu weit führen würbe 55), Und fo iſt e8 denn Stantenpraris geworben, bie 
Standesherren, deren Stanbesherrfchaften in verfehienenen Staaten gelegen find, 
in al’ dieſen zur Landſtandſchaft zuzulaflen und zwar überall, wo das Zwel- 
kammerſyſtem beſteht, in der erflen Kammer 56). on 

Endlich gehören zu den binglihen Rechten der Stanbesherren noch 

b) eine Reihe von gutsherrliden Befugniffen, von denen zwar 
bie einen wahre Privatrechte find und ans dem Eigenthbum an Grund und Boden 
abgeleitet werden Tönnen, bie anderen aber ihrem Wefen und Urfprung nad rein 
ftantsrehtliher Natur find, was die Bundesakte keineswegs verkennt. Sie ftellt 
nämlich unter lit. c das Princip auf: „Es follen ihnen (den Stanbesherren) überhaupt, 
in Nüdficht ihrer (Berfonen, Familien und) Befigungen, alle tiejenigen Rechte 
und Vorzüge zugefichert werten, ober bleiben, welhe aus ihrem Eigenthum 
und beffen ungeflörtem Genuß berrühren und nit zu ber 
Stanatsgewalt und den höhern NRegierungsrehten gehören”, 
und rechnet „Insbefondere und namentlich“ dazu unter Nr. 4: „Die Aus—⸗ 
übung der bürgerlihen und peinliden Gerechtigkeitspflege in 
erfier, und wo die Befigung groß genug ift, in zweiter Inftanz, der Forft- 
gerichtsbarkeit, Ortspolizei und Aufſicht in Kirchen- und Schulſachen, 
auch über milde Stiftungen, jedoch nah Vorſchrift der Landesgeſetze, 
welchen fie, ſowie der Militärverfofjung und der Oberaufficht ver Regierungen über 
jene Zuſtändigkeiten, unterworfen bleiben”. 

Zur Erläuterung dieſer vielfah mißverftandenen Beitimmungen bemer- 
fen wir kurz Polgendes: Auf ven erften Blick erkennt man zwar eine 
große Aehnlichkeit zwiſchen ihnen und den oben befprodenen Artikeln 26 


56, Vergl. die Beilage Nr. XVII bei Vollgraff a. a. DO. 
56) Genugen aber auch bloße Parcellen eines veihöftändifchen Gutes, um in dem Staate, 
in deſſen Gebiet fie hineinreichen, Zandftandfchaft ausüben zu dürfen?! + 
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und 27 ber Rheinbunbalte, aber auch die Unterfchieve zwifchen beiden fprin- 
gen in die Augen. In den beiven Verträgen wurden ben Stanbeöherren bie 
höheren oder wejentlihen Rechte der Souveränetät in Konfequenz ihrer Subjeltion 
unter die Staatsgemwalt der beutjchen Bundesfürften für immer entzogen, dagegen 
ifnen zahlreiche Befugniſſe gelafien, welche fie noch immer als eine Klaffe von 
ganz befonders bevorrechteten Unterthanen erfcheinen ließen. Wenn aber mande 
Schriftſteller meinen, daß die Kontrahenten der Bundesalten von 1806 unb 1815 
tie Standesherren zu einer Art von untergeorbneten Lanbesherren haben machen 
wollen, und fih zum VBewelfe dafür auf vie venfelben eingeräumten Rechte ber 
Gerichtsbarkeit u. f w. und befonvers auch darauf berufen, daß in beiden Alten vie 
Rede fei von den „Beſitzungen“ (possessions) der Stanbesherten, mworunter man 
nah bem ganzen Zuſammenhange nichts Anderes verftehen fünne als die Terri- 
torien, über melde fie vor der Subjeltion als volle Landesherrrn geherrfcht hätten ; 
jo verlennen fie den Unterſchied der beiden Berträge. &8 bat damit feine Richtig« 
fit, wenn man bloß die Rheinbundalte im Auge behält, wie wir oben fchon des 
Beiteren bargethan haben; anders dagegen verhält es fih, wenn man die Be- 
fimmungen der beutfhen Bundesakte unbefangen einer Prüfung unterftelt. Da 
fällt Doch vor Allem auf, taß, während in ber Rheinbundakte pie ben Standes⸗ 
herren entzogenen Rechte der Sonveränetät namentlih aufgezählt wurben, man 
dieß in der deutſchen Bundesalte unterließ, und dagegen ganz allgemein von Rechten 
der „Staatögewalt und den höheren Regierungsrechten“ ſprach, welche den Standes- 
herren nicht zuftändig fein follten. Das geſchah aber doch offenbar in ber Abficht, 
ſich nicht voreilig den Standesherren gegenüber die Hände zu binden und nicht 
Rechte aus der Hand zu geben, welche man fpäter, nad) beflerer Einfiht in das 
Weſen der Staatsfouveränetät, als Somveränetätsrechte nit miſſen wollte. Be⸗ 
weist nun ſchon diefer Umftand, daß man bie Standesherren in eine größere 
Unterordnung unter die Einzelftaaten bringen wollte, als es durch die Rheinbund⸗ 
alte gefchehen war; fo wird dieſe Tendenz no viel augenjheinlidher, wenn man 
erwägt, in welcher Urt vie Rechte, melde man ven Stanvesherren beließ, in beiben 
Alten zuerlannt wurden. In der Rheinbundalte werden ben Stanbeöherren vie 
Domänen, alle Herrfchafte- und Feudalrechte, vie nicht welentlih zur Souveränetät 
gehören (Gerichtöbarteit, Polizei, Jagd, Fiſcherei u. f. w.), „als Patrimonial- 
und Privateigenthum“ („comme propriété patrimoniale et priv6e“) belaffen: 
Dagegen in ver deutſchen Bundesalte iſt zwar auch gefagt, daß ihnen alle „aus 
ihrem Eigenthum und befien ungeftörtem Genuß“ herrührenven Rechte zugefidhert 
werden, aber bie Gerichtsbarkeit, Polizei, Aufficht in Kichen- und Schuljachen, 
au über milde Stiftungen felbft wird nicht mehr als ihr Patrimonial- und 
Privateigenthum bezeichnet! Nur die „Ausübung“ vieler Rechte gilt als Ausfluß 
ihres Eigenthums, die Rechte ſelbſt aber find damit fehr deutlich als ver 
Stentsgewalt zuftändig erflärt. Und um gar keinen Zweifel darüber beftehen zu 
lafſen, iſt ſogleich Hinzugefügt, daß auch die Ausübung biefer Rechte „nad Vor⸗ 
ſchrift der Landesgeſetze“ zu gefchehen habe 57). Es läßt fich daher wohl behaup« 


ST) Zöpfl. StR. Ii. Thl., verkennt offenbar diefen principiellen Unterſchied zwiſchen der 
Rheinbundakte und der deutfchen Bundedakte, indem er S. 314 fagt: „Es find diefe Beftims 
mungen der deutfchen Bundesafte unverfennkar der Rheinbundakte vom 12. Juli 1806. Art. 37 
nahgeblitet, und haben einen andern Zwed (?} als die daſelbſt ſchon aufgeftellten Grundfäge 
zu unge und zum gemeinen Bundesrechte zu erheben”, — und S. 315 welter bemerft: 
„Durch die Medtatifirung follten die Standeöherren in ihren Gebieten nach der ausdrücklichen 


“ 
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ten, daß die Stanresherren nach ber Rheinbundsakte no cine Art von 
untergeorbneten Landesherren bildeten, weil ihnen darnad Rechte, vie wir ganz 
entf&hieden als Staatsrechte betradgten müſſen, als eigenthümlich zuſtändige 
belaſſen wurden; dagegen gemäß ven Beſtimmungen ver deutſchen Bundesakte 
können dieſelben keineswegs mehr als ſolche Landesherren, ſondern nur als eine 
höhere Klaſſe von Gutsherren betrachtet werden, weil darin die Rechte der 
Gerichtsbarkeit, Polizei u. ſ. w. deutlich genng als der Staatsgewalt zu— 
ſt Andig betrachtet und nur bezüglich der Ausübung den Standesherren über⸗ 
laſſen find 39), ganz fo, wie auch die ſonſtige gutsherrliche Patrimonialgerichtsbar⸗ 
feit mit den dazu gehörigen Rechten der Polizei, Auffiht auf Kirchen zc. zc. aus 
einem gemöhnlichen Privatredhte, was fle früher allerdings geweſen, allmälig zu 
einem öffentlichen Rechte, zu einem mittelbaren Staatsamte gemacht worden iar. 
So ftellte 3. B. das kgl. bayeriſche organiſche Edikt vom 16. Auguſt 1812, mweldes 
auch die Gerichtsbarkeitsverhältniffe der Mediatiſirten umfaßte, den Grunbfag an 
die Spige: „Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit Tann nur von der Duelle aller 
Gerichtsbarkeit im Meiche, dem Eouverän, ausgehen, und wird aus beffen 
befonderer Ermächtigung ausgeübt", — weldes Princip in der Ber- 
faffungsurfunde von 1818, Titel VIII 8. 1 wiederkehrt. 

Die Tenvenz der in Rede ftehenten Säge ber deutſchen Bunbesafte ging 
alfo dahin, den Standesherren jene Rechte zuzufihern, welche aus ihrer 
Eigenfhaft ale Butsherren einer höheren Ordnung 
gefolgert werben lönnen. An Vollſtändigkeit der Aufzählung dachte man aber nicht, 
fondern bob nur jene Rechte heraus, welche einen entſchieden öffentlich-rechtlichen 
Charakter an ſich tragen, um leinen Zweifel über die Art ihrer ferneren Zuftän- 
digkeit beſtehen zu laflen. 

Uber felbft dieſes Verzeichniß iſt nicht vollſtändig, und es muß dazu aus ber 
ſubſidiär maßgebenden kgl. bayeriſchen Deklaration von 1807 noch aufgenommen 
werden: Die Forſt- und Jagdpolizei (E. 12); das Recht, neue Unter: 
thanen jeder Slaubenslonfeffion, alfo and Juden, anzunehmen (E. 3); ba® 
Recht der Nachſteuner jedoch nur gegen auswärtige Staaten, mit denen feine 
Bretzügigfeitsverträge geſchloſſen find (H. 6); das Recht, alle Koncefjtons- 
gelder zu erheben, wo fie die Konceffionen zu ertheilen haben (H. 7); das 
Net, Reglemente und Verfügungen über Gegenflänte zu erlaffen, welde 
bie Verwaltung ihrer Patrimontal- und Eigenthumsrechte betreffen (C. 2); das 
Net, Beamte mit entſprechenden Titeln umd Untformen zur Berwaltung ihrer 
Rechte anzuftellen und fi von ihnen einen förmlichen Dienſteid ſchwören zu 
laſſen (L. 1 und 7); das Recht, eigene Konfiftorien zu haben, fowie das 
Patronatsredt (F. 2 und 7). 





Erklärung der Rheinbundéalte Art. 26 nur die Rechte verlieren, melde zu der Souveränetät 
gebören, und dieß iſt e8, was die deutfche Bundesalte Art. XIV. o unter ter Bezeichnung 
„Staatögewait und höhere Megierungsrecdhte” kegreift, umd woher offenbar an bie 
in der Rheinbundsahıe Art. 26 gegebene Aufzäblung der Souveränetäteé rechte angelpielt wird” (?). 

88) Dieier Punkt ift der entſcheidende. Nicht das, wenn auch erblich zuftäntige, Au» 
übungérecht von Gtaatöredhten, fondern die Zuſtändigkeit folder zu eigenem Rechte 
macht Jemanden zum Landesberren. Daß die Standeöherren Berichte II. Inftanz halten, daß 
ihnen tie Untertbanen einen Hufdigungseid feiften, daß fle ſich eine Ehrenwache en bürfen. 
al’ das hebt die Standesherren wohl über die übrigen Gutsherren empor, macht fie aber gewiß 
nicht, wie Zöpfla. a. O. S. 318 meint, zu fubordinirten Landesherren. Geine durchaus Irrige 
Auffaffung führte ihn konſequent dazu, den Standesherren (6. 317) no die jara Bsci zu 
vindiciren, wovon abfofut feine Rede fein kann. 

v 
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Die Befigungen eines Gutttherrn ftehen aber felbft wieber entweber im vollen 
Eigenthum vesfelben, und es find daher ten Stanbesheren infoferne bundesrechtlich 
garantirt alle aus ihrem Eigentbumsrehte herrührenden Einfünfte, 
Nugungen und Befugniffe, fo insbefondere ihre Berg- und Hüttenwerke, 
Sorften, Flößereien, Jagden, Yifchereien und Weidegerechtigleiten 59); oder viefelben 
ſiehen Im fogenannten getheilten Eigenthum, jo daß den Standeöherren in biefem 
Falle alle Rechte des Nutz- und Obereigenthums, die fogenannten vaflal- 
litiſchen, grund» und lehenherrlichen Rechte, zugefihert find, alfo 3.8. das Necht, 
Paſſiv⸗ und Altivlehen zu haben, erftere jedoch nur vom Landesherren, und bei 
letzteren follte in Streitigkeiten die Appellation an das oberfte Landesgericht gehen, 
und Ritterdienſte konnten „nur für den Souverän" verlangt werben (bayeriſche 
Deflaration M. 1 und 2); ferner das Net auf Abgaben au Geld over Na- 
turalien, auf Beflgveränderungsabzaben, Mortuarium, Naturalfrohnpienfte u. |. w. 
Meift find aber mit der Gutsherrlichkeit auch gewifle nugbare Negalien, 3. B. 
Jagd⸗ und Fiſchereirecht auf fremdem Grund und Boden, Forftl- und Bergredt 
u.f. w. verbunden. Auch dieſe find den Stanveöherren belaſſen, bagegen alle übrigen 
ungbaren Regalien, welche ven Stanbesherren vormals In ihrer Eigenfchaft als Landes⸗ 
herren zuftanden, z. B. Münzen, Zölle, Chaufleen, Brüdengelver u. vergl. wurden ihnen 
wie die eigentlichen Steuern, Stempeltaren, Judenſchatzungen, Acciſen und Umgelber 
u. bergl. entzogen (vergl. bayeriſche Deflaration H, 1—4), was ein ſchlagender 
Beweis dafür ift, Daß von „untergeorbneten Lanvesherren” feine Rebe mehr 
fein Tann 60), 

III. Der gegenwärtige Zuſtand. 

Wir haben im Vorſtehenden ein ziemlich vollfiändiges Bild des Rechtszu⸗ 
flandes der ſtandesherrlichen Familien, wie er nah .dem Wortlaute und Geifte 
ber Bundesverträge fein follte, entworfen. Diefer Zuftand follte ein „gleich 
fürmig bleibender” und ein „in allen deutſchen Bunbesftanten übereinſtim⸗ 
mender“ fein, fo wollten e8 tie Kontrahenten der Bundesakte im I. 1815, 
Anders aber dachte und handelte man im einzelnen Bundesſtaaten. Schon Bald 
rad dem Erlaffe der Bundesakte und dem Zufammentritte bes Bundestages in 
Frankfurt Tiefen mannigfahe Klagen und Beſchwerden von Selte der Standes⸗ 
berten bei der Vnnvesverfammlung ein. Die einen waren gegen bie Nichtsaus⸗ 
führung des Art. XIV der beutfhen Bundesalte, die anderen gegen willfürliche 
Aenderungen besfelben gerichtet. Die Bundesverträge waren nämlid als folde 
nod feine Geſetze für die einzelnen Bundesſtaaten, fondern fle mußten dazu erft 
gemacht werben durch Berfündigung von Seite der Kontrahenten in ben betref- 
fenden Bundesflanten 6) Aber nur wenige Souveräne (Preußen, Bayern und 


” Die Partifufarrechte brgünftigen die Standeöherren oft auch —5 der Steuerpflicht 
von Grund und Boden. So Fan nah bayeriſchem Rechte igre Schloßgebäude frei von ber 
dansſteuer und in der Regel auch von der Einquartierungälaft. Sonſt müffen fle zwar die Grund⸗ 
und Hauditeuer bezahlen, erhalten aber ein Drittel derfelben wieder zurüderfegt, (IV. Derfaflungss 
beilane &. 12 und 53.) In Preußen find ihre Domänen von ordentlichen Grundfleuern gänzlich 
frei (Rönne a. a. D. ©. 210-211). 

60) Die bayeriſche Deflaration H. 2 fagt denn auch ausdrüdlih: „Kein Patrimonial⸗ 
bert dari hienach künftig von feinen Untertbanen eine Ronfumtioneabgabe, unter welchem 
Rımen es geichehe, erheben”, woraus ſich ergibt, daß der Auedruck „Unterthanen“ nicht immer 
auf den Gegenſatz „Landesherr‘ fließen läßt. 

6) Urſprünglich dachte man im Schooße der Bundesverfammiung freilich daran, eine „nähere 
Veſtininung der im Art. XIV enthaltenen Befugniffe von Bundes wegen aufzuftellen; ed follte bei 
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Rurhefien) brachten aus freiem Antriebe den Artilel XIV ber Bunbesafte zur be- 
friedigenden Ausführung, vie übrigen mußten erſt durd ben Bund auf Uudringen 
ter Stanbesherren dazu veranlaft werten ®&. Und ta zeigte es fidh alsbald, daß 
ter eine Zwed der Bunbekalte, tie Gleichförmigkeit und Uebereinftiimmung 
des Rechtszuſtandes ter Stanbeöherren, oft nicht einmal Innerhalb Eines Landes 
geſchweige tenn in allen Staaten zu erreihen war. Mehrere Staaten betraten 
glei anfangs ober fpäter den Weg ber Unterhandlungen mit den einzelnen ihre 
Hoheit unterworfenen Stanvetherren ®), und ver Bund billigte es durch wieder⸗ 
holte Runtgebungen, befonders durch Beſchluß vem 24. Mai 1819, daß übe 
folge Punkte und flreitige Fragen, welche durch die Bundesalte und bie bahe⸗ 
riſche Deflaration nicht erletigt wurden und worüber eine verſchiedene Anwen⸗ 
dung nad der eigenthämlidhen Beſchaffenheit der Bunbesftanten gewünſcht werde, 
auf dem Wege der Unterbanblung mit den Stanbeöherren ein freiwilliges 
Uebereintommen verfudht werde. Käme aber ein ſolches nicht zu Stande, dann 
follten die Berhandiungen dem Bunde vorgelegt und nad der ven demſelben 
im Stune ver Bundesakte abzugebenden Erflärung vie noch fireitigen und unerle- 
bigten Punkte zum endlichen Abſchlufſe gebracht werden. — Der Bund wolle 
alfo die Megelumg der flanvesherrlihen Rechtsverhältniffe zunähft ven Zerritorlal- 
fürften überlafien, aber immer fo, daß auf Beſchwerden ver Standesherren er 
ſelbſt als Vermittler aufzutreten und zu bewirken babe, daß den Standesherren 
bie durch die Bundesverträge gewährleifteten echte auch wirklich eingeräumt 
werben. 

Hat nun fo der Bund, den thatſächlichen Berhältniffen Rechnung tragent, 
das Princip ber Gleihförmigkeit felbft aufgegeben, fo hielt er do an tem Grund⸗ 
fate des bleibenden, d. 5. dur die Lanbesgefetgebung nicht einfeitig zu 
verändernden oder gar entziehbaren, Rechtezuſtandes feft, im Widerſpruche mit ein: 
zelnen Bundesſtaaten, wo eine entgegengefettte Auffafiung ſich bereits in ver erſten 
Zeit des Bundes manifeftirt hatte. So war z. B. in Würtemberg durch Verord⸗ 
nung vom Jahre 1817 die Ablösbarkeit grunpherrliher Rechte und Cinkünfte 
und bie Anfhebung des Erb- und alllehenverbanbes verfügt worben. Hiegegen 
erhob ter Fürſt Taxis Beſchwerde beim Bunde und verlangte, ter Bund folle 
bewirken, dag jene Verorbuung außer Wirkſamkeit gefet werde. Der würtember- 
giſche Geſandte gab nun dagegen folgende höchſt bemerfenswerthe Erflärung af, 





den bloßen Grundzügen und Andeutungen des Art. XIV nit verbleiben, fonteın eine „prag- 
matif&e Sanktſon“ aufgeflelt werden. Vergl. ten erflen Bundıspräfldiaivertrag vom 
11, November 1816 bei Vollgraff ©. 713 u. ff. Bald aber fam man von diefem Gedanken 
ab und überließ die Durdfübrung des Art. XIV ganz den Einzelſtaaten. 

62) Es gebören hieher die (Bundeöbefälüffe vom 17. Rovember 1817 und befonders vom 
3. Oftober 1818, durch welch' feßteren eine Kommiffion zur Begutadtung ber Be- 
[werden der Standeeherren und alles desjenigen, was zur Erfüllung des Art. XIV ber 
Bundesafte erforderlich fel, n’edergefeßt wurde. 

6 So erflärte zuerſt Naffon am 29. Januar 1818 beim Bunde, man babe ben Weg 
der gütlihen Bellegung und Auselnanderfegung mit den. einzelnen Etanbeöberren eingefchlagen, 
da die Derhältniffe derſelben höchſt verfcieden feien und mittelſt Erlaffung aligemeiner 
Borfäriften dem Art. XIV der Bundesafte night nachzukommen fet, indem 
manche der dort zugeflandenen Rechte denfelben ven gar keinem Werthe, andere nikt Juaeftanbene 
Dagegen von Werth feten. — ine ähnliche Erklärung gab Hannover am 20. April 1818 ab; 
desgleihen Bürtemberg am 31. Januar 1822 und Baden, welche beiden letzteren vorber 
durch allgemeine Verordnungen den Art. XIV zur Ausführung zu bringen verfucht halten, aber 
durch vielfache Beſchwerden der Standeöherren dagegen zur Betretung des anderen Weges ver⸗ 
anlaßt wurden. S. Bollgraff ©. 578 u. ff. 


— 
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welche hier um fo mehr eine Stelle verdient als Viele meinen, es gehörten ähn- 
lie Tendenzen erft dem Jahre 1848 an: Es fet eine Kapitulation der Brivi- 
legirten mit tem Zeitgeifte nothwendig; bie zeitgemäße Umbildung ber perfänli- 
den umd Eigenthumsverhältnifſe ganzer Klafien von Etaatsangehörigen, welche 
wit Dem Wohle des Ganzen im Widerfpruche ftehen, fet nicht blos ein in ber 
Staatsgemalt begründetes Recht, fondern vielmehr eine Pflicht, welche zu allen 
Zeiten ansgeäbt worden und werben müſſe. Nur barin, daß jenes Recht und 
viefe Pflicht zur rechten Beit erkannt und in dem rechten Maße geübt wärben, 
liege das durchgreifende Mittel, den großen Erfehätterungen vorzubeugen, welche 
bie Bernadläffigung einer fo bringen gebotenen Borficht zu allen Zeiten und 
unter allen Umftänven zur Folge gehabt hatte Es ſei der Gegenftann je- 
nes Edikts Lepiglih ein Gegenfland der inneren Berwaltung und 
Geſetzgebung, der ſchon als folder der Kompetenz der Bundesver- 
ſammlung nit unterliegen könne. — Diefer Erklärung ſchloß ſich der großh. 
heſſtſche Geſandte am 28. Juni 1819 an, indem er fagte, er müfle der Mei- 
nung, als jeien die Stanvesherren in allen und jeden Rechtsverhältniſſen unab⸗ 
haͤngig von jeder künftigen Geſetzgebung, entgegentreten unb behaupten, daß auch 


j 


die fänmtliden Rehtsverhältniffe der Stanpesherren Tem Rechte 


ber Gefeggebung keineswegs entzogen werben könnten, denn ſchon bie 
Rheinbundalte hätte vie ſtandesherrlichen Befugnifſe für Privateigentyum, mithin 
dem Rechte der Gefepgebung unterworfen erklärt, und bie deutſche Bundesakte 
wiederhole dies, indem fie im Art. XIV Nr. 4 gerabe bie ſtandesherrlichen Regie- 
rungsrechte ber VBorfchrift der Landesgeſetze unterordne. Auch fei der Landesherr 
verpflichtet, für die Unterthanen in ſtandesherrlichen Bezirken viefelben Berhält- 
niſſe herbeizuführen wie in andern Bezirken. Weberbies würden ja bie deutſchen 
Staaten durch jenen Grundſatz in ver völligen Aufhebung der Yeibeigenichaft, 
Ablöfung der Frohnden, Verwandlung der Naturalzehnten, Beränberung ber Bann⸗ 
rechte, „mithin gerade in ven wohlthätigften und vom Geifte der Zeit am meiften 
geforderten Berbefferungen ver Geſetzgebung“ gehemmt 63°). 

Es machte fich alfo bereits im Jahre 1819 vie Meinung geltend — und 
wie man zugeben muß ftanden ihr fehr beherzigenswerthe Argumente zur Seite —, 
als fei eine Aenderung des Art. XIV ver dentfhen Bundesakte durch die Territo⸗ 
rialgefeßgebung wohl zuläffig. Allein pie Bunbesverfammlung trat ben Ausfüh- 
rungen ihrer Kommiffion vom 24. Mai 1819 6%) bei, worin jene Meinung ans- 
führlich widerlegt und mit aller Entfchiebenheit die Kompetenz des Bundes in der 
Beigwerdefade des Fürften Taxis gewahrt wurde. Wir heben daraus nur ben 
einen gegen die Deduktion des heſſiſchen Geſandten gerichteten und das wichtigſte 
Gegenargument aus ver Bunvesalte felbft enthaltennen Sag hervor: „Der Art. XIV 
hat auch keineswegs alle feine Beftimmungen an tie Bebingungen ter verichiebe- 
nen Landesgefege geknüpft, fondern er fagt ausdrücklich biefes nur von ber Aus⸗ 
Übung ber unter Nr. 4 namhaft gemachten einzelnen Rechte, Gerichtsbarkeit, 
Ortspolizei u. f. w. und worunter and wohl foldhe allgemeine Gefege gemeint 
jetn fönnen, die von ber eigentlichen Verfaſſung ber Länder ausgehen und an 
welden die Standesherren dann künftig Theil zu nehmen haben.“ 

Getren dem bisher eingehaltenen Standpunkte wurde dann im Jahre 1820 
in das zweite Grundgeſetz des deutſchen Bundes, die fog Wiener Schiuß- 


Sa) Vergl. Bollgraff ©. 587 u. 621' ff. 
6) Siehe Die Beilagen Ar. XVII ımd XIX bei Bollgraff a. a. ©. 
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afte, eine im Artikel 63 enthaltene Beſtimmung aufgenommen, welche ben 
Standesherren eine beruhigende Ausfiht aut Abhälfe ihrer immer wieder erhobe⸗ 
nen Beſchwerden wegen Vorenthaltung und Verlegung der ihnen durd Art. XIV 
der deutſchen Bundesalte gemährleifteten Rechte zu eröffnen beſtimmt mar. (8 
wird darin vor Allem vie Bundesverfammlung ale Wächterin über den genauen 
Bollzug des Artiteld XIV ver deutſchen Bundesalte beflellt: Es liegt der Bun- 
dbesverfammlung ob, auf die genaue und vollfiänpige Erfüllung 
derjentgen Beflimmungen zu achten, welche der XIV. Artifel der Bun- 
dbesakte in Betreff ver mittelbar geworbenen ehemaligen Neihefläude 
und des ehemaligen unmittelbaren Reihsadels enthält.” Deu betref⸗ 
fenden einzelnen Regierungen wird ſodann bie unverrädte Aufreihthaltung ves 
durch ihn begründeten Rechtszuftandes als Pflicht auferlegt: „Diejenigen 
Bundesgliever, deren Ländern die VBefigungen berfelben einver- 
leibt worden, bleiben gegen den Bund zur unverrückten Aufrecht⸗ 
haltung der durch jene Befimmungen begründeten flaatsredtliden 
Berhältniffe verpflichtet." 

Es wird endlich den Standesherren ver Schutz des Bundes gegen Berlegun- 
gen der ihnen garantirten Rechte fewohl von Seite ter Behörden der Bundes 
ftaaten als auch ter geſetzgebenden Gewalten ſelbſt in Ausflcht geftelt, aber fo, 
daß die Bunbesverfammlung nicht aus eigenem Antriebe eiufchreitet, ſondern nur 
auf Anrufen der betheiligten Standesherren: „Unb wenn gleidy die, über bie An⸗ 
menbung ber in Gemäßhelt des XIV. Artikels der Bundesalte erlafjenen Berord⸗ 
nungen ober abgefchloffenen Verträge entftehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen 
an die Tompetenten Behoͤrden des Bunbesftaates, in welchem die Beſitzungen ber 
mittelbar geworvenen Fürſten, Grafen und Herren gelegen find, zur Entſcheidung 
gebracht werben müfien, jo bleibt denſelben doch, im Falle der vermei- 
gerten gefeglihen und verfaffungsmäßigen Nehtshälfe oder einer 
einfeitigen zu ihrem Nachtheil erfolgten Iegislativen Erflärnng 
der turd die Bundesafte Ihnen zugefigerten Rechte, ber Rekurs an 
die Bundesverfammlung vorbehalten, umb dieſe iſt in einem folden Falle 
verpflichtet, wenn fie die Beſchwerde begründet findet, eine gemügende Abhülfe zu 
bewirken.“ 

Uebrigens tarf man nicht meinen, als fei die Bundesverſammlung gewillt 
geweien, das im Artikel XIV Beſchloſſene unter allen Umflänven und für alle Zeil 
aufrecht zu erhalten. So fehr fle auch varanf hielt, daß anf dem Wege der Yan- 
desgefeßgebung keine Veränterung zum Nachtheile der Stanbesherren eintrete, fo 
fonnte fie fi doc nicht der Ueberzeugung verfchließen, daß im Cinzelfinatsieben 
Berhältnifle eintreten Fönnen, welche eine Aenderung des Artikels KIV als dringend 
geboten erſcheinen liegen. Nur follte. in folhen Fällen der Bund ſelbſt die Ab⸗ 
hülfe bewirken. Es Flingt das in unverfennbarer Weife ſchon aus bem früher 
erwähnten Rommiffionsbericht vom Jahre 1819 (24. Mai) durch, wo es, nachdem 
betont iſt, daß das Staatswohl (Würtembergs) kein hinreichender Orund zur ein⸗ 
feitigen Aufhebung oder weientlihen Abänderung ver Haren Beſtimnungen ber 
Bundesgeſetze gewefen fet, wörtlich heißt: „Vielmehr ſcheint ed, daß nur ber 
 gefammte Bund in einem vermeintlichen Kolliſionsfalle eine Modifila- 
tion des Örundvertrages befhliegen könne, und wenn ausdrücklich 
darin garantirte und für bie Griftenz der Standesherren fo weſentliche Rechte 
beſchränkt oder ganz aufgehoben werden follen, fo müßte tod wohl zuvor mit 
Evidenz nachgewieſen worben fein, daß ver Fortbeftand biefer Rechte für das Wohl 
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der Unterthanen verderblih und für die Ruhe des Stänted und. fomit au des 
Bundes gefährlih wäre, um biebei ein jus eminens eintreten au laffen." 

Obwohl nun die Bunvesverfammlung zahlreiche Beſchwerden „in einem 
den Mediatiſirten keineswegs ungünftigen Sinne” erlebigte oder einer gerichtlichen 
Entſcheidung entgegenzufähren fuchte 65), fo feinen bie Standeöherren dennoch 
beforzt zu haben, daß dieſelbe im Kritifchen Fällen mehr geneigt fein möchte, „ein 
jus eminens eintreten zu lafien“, als fi an den Wortlaut der Bunbesverträge 
zu halten; gewiß if, daß von ihrer Seite wieterholt um Einfegung einer richter- 
lien Inftanz zur Entſcheidung über ihre Beſchwerden gebeten wurde 6%), Diefer 
Bitte wurde endli von Seite des Buntes durch Beſchluß vom 16. Sept. 1842 
einigermaßen Gehör gegeben, indem befchloflen wurde, daß bei Reklamationen „gegen 
bie zur Bollziehung des Artikels KIV ter Bundesverfafjung erlaſſenen Berorbnungen, 
infoferne dieſe nicht auf Vertrag beruhen oder ohne dagegen erhobene Beſchwerde 
in unbeftrittener Wirkſankeit beftehen, — jedesmal, und bei Reflamationen gegen 
fpätere einfeitige legislative Erklärungen ber durch die Bundesakte ihnen zuge- 
fijerten Rechte, jo oft das Bedürfniß ſich dazu zeigt, dem in anberweiten 
Rechtsſachen ver Reklamanten zuftänvigen Landesgerichte zweiter Inftanz von der Bun- 
besverfanmlung durch die betreffende Landesregierung der nicht abzulehnende Auf⸗ 
trag ertbeilt werben foll, ven Streitfall in feinem ganzen Umfange für eine defi⸗ 
nitive Gntfcheivung nad der von dem Gerichtshofe überhaupt. beobachteten Par⸗ 
titular- oder gemeinrechtlihen Proceßordnung, innerhalb ber kürzeſt möglichen 
Friſt, zu inſtruiren.“ „Die definitive Entſcheidung — heißt es weiter — ift bie 
nähft nach den Umfländen von der Bundesverfammlung oder, auf einen burd 
Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchluß, von einer richterlichen Inflanz, foweit 
berfelben der Streitfall von der Bundesverfammlung zugemwiefen wird, in deren 
Auftrag und Namen zu erlaflen.” „Diefe richterlihe Inſtanz wird für jeben ein- 
geinen Fall dadurch gebilvet werben, daß bie Bunbesverfammlung durch Stimmen- 
mehrheit vier Mitglieder für dieſelbe aus der Lifte der Sprucdmänner für das 
Bun desſchiedegericht erwählt, und in Abgangs⸗ oder Sterbefällen erſetzt, fowie 
dag von diefen ermwählten vier Mitglievern, oder, bei Stimmengleihheit unter ihnen, 
bon der Bundesverfammlung ein fünftes Mitglied als Obmann aus verfelben 
Lifte gewählt wird”. | 

Diefe Inftanz fol jedesmal auch zugleich über den Koſtenpunkt des richter« 
lichen Berfahrens zu erfennen haben, im Uebrigen aber follten alle Beftimmungen 
des Bundesbeſchlufſes vom 30. Dft. 1834 über das Bundesſchiedsgericht auch 
bet diefer richterlichen Inftanz und ihren Ausſprüchen eintreten 67). 

Trotz all’ dieſer bunderrechtlichen Normen und Garantieen wurden bie Rechte 
der Stanbesherren dennoch durch die Partiulargefeßgebungen mannigfach mobifi- 
cirt, und fo fehen wir befonders in Folge der Geſetzgebungen des Jahres 1848 
n. fi. zur Zelt ven Rechtszuſtand der Stanbesherren in manden Staaten fo ver- 
ändert und biefelben anderen privilegirten Unterthanenklaſſen fo angenähert, daß 
nur wenige hervorſtechende Unterſchiede zwiſchen denſelben zu erkennen find. 





65) Vergl. Zahariä SLR. ı ©. 473. 

66) Vergl. jetzt über Ihre Bemühungen in diefer Richtung bei den Wiener Miniſterkonferen⸗ 
gen von 1834 die intereffantn Minheilungen von Kriedrih von Weed in deflen „SKorrefpons 
een and Altenflüce zur Geſchichte der Minifterfonferengen von Karlebad und Wien”, Leipzig 

[4 . u « 

67, Vergl. 2 oben Bd. III. ©. 38 ff. 
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So iſt, um blos Bayern ins Ange zu faſſen, ihr privilegirter Gerichte. 
ſtand in Civil- und Kriminalſachen befeitigt; die Orundherrlichfeit iſt ward 
die Ablöfungsgefege aufgehoben, wobei viele grumbherrlihe Rechte fogar ohne 
alle Entſchädigung befeitigt wurden; ihre Alktivlehen können gegen eine ziemlich 
geringe Entfhäpigung von ben Bafallen allobificirt werben; ihre Gerichtsbarkei 
und Pollzeigewalt mit Allem was dazu gehört ift wie alle patrimoniale Geriät# 
barkeit und Bolizet ohne eigentliche Entfhäbigung aufgehoben und auf den Staat 
übertragen worben u. ſ. w. 

Daß dur dieſe Geſetzgebung des Jahres 1848 das oben entwidelte Ban: 
de srecht vielfach 68) verlegt wurte, läßt fi gewiß nicht längnen. Gleichwohl möf- 
ten wir die Frage, ob die bayeriſchen Standesherren deshalb berechtigt feien, auf 
Grund des Artikels 63 der Wiener Schlußalte ven Schut des Bundes in An- 
ſpruch zu nehmen, entſchieden verneinen. Diejenigen von den Stanbeöherren näm- 
Ih, welche jener Geſetzgebung von 1848 als Mitglieber der erften Kammer ihre 
Zuftimmung ertbeilten, haben eben dadurch auf ihre Vorrechte verzichtet, und 
es ift eine bekannte Rechtsregel, daß „ad renunciata non datur regressus!“ 
Daß aber unter Zuflimmung der Standesherren ber Artilel XIV ver deutſchen 
Bundesalte beliebig geändert werben könne, hat die Bunbesverfammlung von An- 
fang an anerkannt, wie oben gezeigt worben iſt; fie müßte alfo ſolche Rella⸗ 
manten unbedingt abweifen. Aber auch diejenigen bayerifchen Stanvesherren, welche 
etwa gegen jene Geſetze außer ober in der Kammer proteftirt haben, müßten als 
Rellamanten von ber Bunbesverfammlung abgewiefen werben, denn fle haben jeben- 
falls alle ohne Ausnahme die bayerifhe Berfaffung anerkannt und fogar bei ihrem 
Fintritte in die Kammer noch eigens befhworen. Diefe Verfaſſung aber beftimmt, 
wie feinem verfelben unbelannt fein darf, in 8. 7 Titel X, daß zu Abänderungen 
ihres Inhalts — und dazu gehört body auch die IV. Beilage „die ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe der vormals reihsftänbifchen Fürften, Grafen und Herren betreffend“ — 
ohne alle Ausnahme außer der Initiative des Königs nur die Zuſtimmung von 
zwei Drittheilen der Stimmen bei Gegenwart von drei Biertheilen ber Mitglieber 
in jeber Kammer erforberlidh fet. Sind nun die einfchlägigen Geſetze von 1848 
unter Einhaltung biefer Beftimmungen zu Stande gelommen, fo find auch bie 
damals biffentirenden bayeriſchen Standesherren zu deren unverbrüdliher Aner- 
fennung und Aufrehthaltung infolange verbunten, als fie nicht auf lanbesver- 


— — — — 


68) Aber nicht alle Geſetze enthalten eine ſolche Verlegung, denn daß die Territorialgeſetz⸗ 
nebung fogar nah dem Wortlaute der Bundesakte einen großen Spielraum bat, fonnte nur 
zeinvellig vom Bunde felbft verkannt werden. „Insbeſondere“ — ſagt Zachariä St. u. B3.R.1i 
S. 478 — „läßt fi nicht behaupten, daß durch Art. 14 Mt. e ter Bundesalte, worin ihnen 
(den Standesberren) alle Rechte zugefprodken werten, welche „aus ihrem Eigenthum und beffen 
ungeflörtem Genuſſe berrübren”, diefes Eigentbum den auf allgemeinen Gefegen berubenden Bes 
ichräntungen des Privateigenthums, neuen Zwangs⸗, Ablöſungs⸗, Erpropriationds, Gemeinheite- 
aufhebungs:, Pfand» und Eppotheten-Befegen entzogen oder deren Güttinfeit von der Einwilligung 
der Standesherren abhängig gemacht fei”. Und S. 477 n. 5. bemerkt diefelbe Autorität im 
deutſchen Staatsrechte: "das Recht der Lantftandfchaft fichert ihnen den gehührenten Einfluß 
auf Die Ni ebung; ein darüber binausgebendes Beto gegen alle das Eigen- 
ıhum beireftende Geſetze ihnen beizulegen, ift etwas ın einem organifirten 
Staat rehtlih Unmögliches, und es iſt geradezu undenkbar, daß man bei Der 
Aufftellung des Art, 14 die Staatögewalt felbft dem negirenden Privat- 
Intereffe einzelner Privilegirter babe unterordnen wollen”. Vergi. damit au Die 
Ausführung in Held's Suftem des Verfaſſungsrechts, IT. Thi. S. 632—633. 
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faſſangs maͤßigem Wege wieder geändert werden ©), und ein Anrufen des Bunbes- 
ſchutzes dagegen läme einem Angriffe auf vie bayeriſche Verfaffung glei. — Was 
bier bezüglich Bayerns bemerkt ift, findet feine Anmwehbung natürlih aud auf alle 
vie Stanten, wo Ähnliche Verhältnifie vorliegen. AU’ den reklamirenden Standes» 
herren folder Staaten müßte man die Worte des ven Stanvesherren nichts 
weniger als abgeneigten Verfaflers tes oft citirten Buches über „Die teutjchen 
Etandesherrn, Bollgraffe entgegenhalten, welde (©. 733) alfo Tauten: 
„Ginen großen Fehler haben meiner Meinung nah die Stanvesherren in 
Vahern, Würtemberg, Baden, Heflen and Naſſau dadurch begangen, daß fie bie 
ihnen angebotene Land» oder Reihsftanpfhaft angenommen haben, tenn fie haben 
fih dadurch den Berfaffungen tiefer Stanten unterworfen, während fie hievon 
unabhängig waren”. — Ja, felbi menn man unfer Argument wegbemonftriren 
föunte, dürfte weder die Bunbesverfammiung felhft noch auch ein etwa von Ihr 
beſtelltes Schiedsgericht aus zwingenden politiihen Gründen fi in ver Rage be- 
finden, am Wortlante des Wrtilels XIV der Bundesakte feftzubalten und Wieder⸗ 
berftellung des früheren Rechtszuſtandes der Stonvesherren zu verlangen, fondern 
weit eher ift anzunehmen, baß fie, von ver Unmöglichkeit der Wiebereinführung 
al’ jener Rechte überzeugt, ein „jus eminens eintreten laffen“ würden. 
Mebrigens halten wir uns nicht für berufen, den Standesherren irgend welche 
Rathſchläge in Bezug auf ihre gegenwärtige und zukünftige politifche Lage in 
Deutſchland ertbellen zu wollen: unfere. Aufgabe war es, sine ira et atudio bie 
Rehtöverhältnifie derfelben tm Allgemeinen. überfichtlich darzulegen. Beräteib. 


Standrecht, f. Belagerungsftand. - 
Statiftif, |. den Nachtrag am Schlüſſe des Buchſtaben ©. 
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Unter dieſem der Älteren Theorie entnommenen, aber ungenauen Titel wird 
gewöhnlich die ganze Lehre des internationalen Rechts abgehandelt und 
die ſchwierige Frage erörtert, welches von zwei an ſich möglichen Rechten 
zur Anwendung komme. Oäbe es nur Ein gemeinſames Recht in der Welt, fo 
würde jene Frage gar nicht aufgeworfen werten. Nur weil viefelben Berhältnifie 
in verfhiedenen Staaten und fogar an verſchiedenen Drten desjelben Staates ver- 
Ihieden geordnet und beflimmt werden, erhebt fi leicht ver Zweifel, welches von 
tiefen Rechten im .einzelnen Fall zu handhaben ſei. Würben immer nur Orts⸗ 
genofien oder Staatögenoffen beifammen leben an dem Orte, und in dem Staate, 
dem fie zugehören, fo wäre auch da bie Frage ziemlihd müßig. Jede öffentlidhe 
Auterttät würde unbedenklich ihr eigenes Recht [hüten und anwenden und käme 
gar nicht in die Lage, ein anderes Recht zu berüdfichtigen. Aber vie Miſchung 
der Einheimifchen mit Fremden an Einem Ort, und ver wechſelſeitige Verkehr 
zwiſchen beiden unter ſich maden es nothwendig, aud auf die verſchiedenen 
Rehtsorduungen Nüdfiht zu nehmen, mit welden biefe Perfonen fi ver- 
bunden fühlen. Daraus ergeben fid) die mweitern Tragen: 


©) Im Großherzontfum Heffen find die Rechte der Standerherren, unter Abänderung der 
Geſege von 1848 u. ff. wieder bergeftellt durch u vom 18. Zuli 1858. Schon früher. näm⸗ 
lich durch weich Dom 10. Juni 1854 und die darauf gegründete Derorbnung vom 12, Ropember 
1865, iſt das Wleiche geſchehen in Preußen (Rönne a. a. O. 1.8». H. Abihl. ©. 193 u, ff. 
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1. Inwiefern iſt ein Staat berechtigt, beztehungsweife verpflichtet, feine Rechte⸗ 
herrſchaft und feinen Rechtsſchutz and anf feine Staatögenefien anozubehuen, 
wenn diefelben im Ausland Ichen? 

2. Inwiefern iſt die Rechtoherrſchaft und bie Redtäpflege eines Staates gegen- 
über von Ausländern, die im Inland leben, dadurch zu mebifickren, daß 
er ihr fremdes Recht beachtet? 

In den zufammengefekten Staaten wieberholt fi der Gegenſatz ber Ein 
heimiſchen und Fremden nochmals, indem es eime engere Geuoſſenſchaft der 
Einzelftanten und binwieber eine weitere Genofienihaft des Geſammtſtaates gibt. 
Die fih als Ungenofien im Berhältniß zu einem Cinzelftaat gegenüberſtehen (in 
ver Schweiz Kantonsfremde) find hinwieder als Genofien des Geſammtſtaate 
(Säwelzerbürger) verbunden, und werben ſammtlich den eigentligen Fremden (Mus 
ländern im vollen Sinn) gegenüber geftellt. Daher haben wir bier eine breifade 
Abſtufung: Einzelftantsgenofien (3. B. Bayern, Badener), Sefammtflaatsgemoflen 
(1. B. Deutice), Ausländer (Nicht Deutſche). Iene Frage, welches Recht zur Gel⸗ 
tung komme, kann aber gerade deßhalb eine verfgetene Antwort erhalten, je nach 
dem fie auf die verſchiedenen Kreiſe angewendet wird. 

Im Großen ftehen fig nun in der Beantwortung dieſer Fragen zwei Haupt. 
gruntfähe gegenüber, die mit einanber noch im Kampfe liegen. Das eine lünnen 
wir dad Perſonalprincip nennen, das autere das Territortalprincip. 
Das erflere geht von der einzelnen Perfon aus, deren Reodtsverhäituig im 
. Trage if, und If geneigt, Jebermann nach dem Rechte zu bemefien, welches er 

in Folge feines perſönlichen Berbandes mit‘ einer beftimmten Rechtégemeinſchaft 
(Staate) in Anfprud nimmt und welches kraft viefes Verbandes über ihn Madt 
hat. Das andere Princip dagegen geht von dem Staate aus, deſſen Madt und 
Autorität zunähft auf ein beflimmtes Gebiet (Land) begrenzt if, innerhalb 
dieſes Gebiets aber auh ausſchließ lich Sie Rechtsordnung beherrſcht und be- 
ſtimmt. Die Konfequenzen des Perfonalprincips führen dahin, je nad der Natlo⸗ 
nalität der Perfonen verſchiedene Rechte in vemfelben Lande anzumenden, die bes 
Zerritorialprincips aber dahin, Immer nur dem Einen Landesrecht innerhalb des 
eigenen Landes Geltung zu verfchaffen. 

Im Allgemeinen folgte nun vie Entwidiung aus dem Mittelalter der in bie 
neue Zeit dem Zuge von dem Perfonale zu dem Territorialprincip. Die alten 
Germanen legten den höchſten Werth auf ven perfänlichsgenofienfchaftlihen, ſtän⸗ 
diſchen und Vollsverband. Jever trug fein Volksrecht und fein Standesrecht mit 
fih, wohin er kam. Der Romane lebte nad römiſchem, der Franke nad fränfi- 
ihem, ver Sachſe nad ſächſiſchem Rechte u. f. f., auch wenn fie alle neben und 
unter einander wohnten. Ebenfo madten der Kleriker, der Woliche, ver Bürger ihr 
Standesrecht anfangs fo gut ald möglich geltend, auch wenn fie fih in Einer Stabt 
zufommenfanden. Die Ausbildung einer innigeren Lebens und Rechtsgemeinſchaft 
zunähft in dem Bereih einer Stadt, dann innerhalb eines Landes, fomie bie 
neuen Ideen der Etnaatseinheit, ver Staatshoheit und ber Rechts— 
gleichheit zerflörten eine Menge herkömmlicher Verſchiedenheiten dieſer Art und 
waren ber Ausbreitung des Zerritorialprinctps günftig. 

In dem heutigen Recht ber civillfirten Völker gilt überall da8 Zerritorial- 
princip ald die Regel, und es bedarf befonderer Gründe, um eine Abweichung 
davon zu redifertigen. 

Eine ausführlihe Darlegung der ganzen and In der Fitteratur relchlich be⸗ 
dachten Lehre Liegt wit im Plane dieſes Werkes, Uber einige der wichtigeren An- 
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nenbungen und Beſchrunkungen dieſes Principe mäflen doc hervorgehoben und in 
Kürze beleuchtet werben. Die meiften Werke ber Litteratur, auch das neuefle und 
gränbliche Wert von Dr. Bar (Das internationale Brivat- und Strafrecht, 
Hannover 1862) behandeln nur, oder faſt nur die privatrechtlichen oder ſtrafrecht⸗ 
hen Seiten ver Frage. Indeflen erheben fi ganz ähnliche Zweifel auch inner- 
halb des Staats» beziehungswelfe des Berwaltungsredhts, und find Hier 
aiht minder wichtig. a 

A. Staats» nnd Berwaltungsrecht. 

1. Das Recht der Staatsgenofſenſchaft ſelbſt (Indigenat und Staats 
bürgerrecht im engern Sinn) wird noch immer durch den perföänlidhen Verband 
bes Cinzelnen (Individnum, Yamiltenhaupt) mit einem beflimmten Staate feftge- 
halten. Auch wenn ver Einheimiſche im Uusland reist, oder fogar im Aus⸗ 
lande wohnt, bleibt.er trogdem in dem Volloverband, dem er urſprünglich ange- 
hörte, und wirb in dem ihm fremben Staate als ein Fremder betrachtet. Er 
bleibt es fo lange, als er nicht das perfönliche Bad felber 180t, vas ihm ein 
Baterland verſchafft hat, oder als er nicht von feinem Helmatlande ansgeftoßen 
und des Bürgerrechts veriaftig erfiärt wird. Wis Einheimifcher im Auslande bat 
er einen Anſpruch anf völferregtiihen Schup feines Heimatsflantes gegen 
völlerrecytswidrige Behandlung in dem fremden Staate, und ein Recht auf Rück⸗ 
kehr in fein Heimatland, - ur 

Hinwieder ift auch der Staat bereihtigt, feine Angehörigen ans dem 
fremden Lande weg⸗ und zurüdzurnfen,. frei nicht aus Lane ober 
Willkür, wohl aber aus b6ffentlich⸗rechtlichem Grabe, inſofern die Anweſen⸗ 
heit im Heimatlande zur Esfällung einer öffentlichen Pflicht nothwendig If, 3. B. 
kraft ber Militärhoheit zum Zwecke ver Landesveriheidigung. Der fremde Staat muß 
dad gefchehen Inffen, weil ex das Rechteband bes Fremden mit deſſen Helinatöffaate 
anerfennt; aber man Iaun dem fremden Gtaate nicht zumuthen, daß er den ab- 
berufenden Staat in der Ausübung fehter Wntorktät unterflüge; und es hängt 
ganz ..von bem eigenen Ermeſſen des Aufenihaltsflantes ab, ob er in Folge der 
Abberufung ber Fremden durch ihren Heimateſtaat dieſelben ans feinem Gebiete 
wegweifen ober länger barin Ichügen wolle. 

2. Befteurungsreht und Steuerpflidt. Ift der Hetmatöftant be 
rechtigt, feine Angehörigen auch im. Ausland zu befleuern? If der Aufenthalts- 
ſtaat berebtigt, bie Fremden im Inland zu befteuern? ' 

Ein Konflitt zweiter Steuergefeßgebungen befteht bier eigentli nicht, denn es 
iſt fein logiſches Hinderniß vorhanden, welches eine zwiefache Steuer eines Pflich⸗ 
tigen wach zwei Seiten bin unmöglich macht. Aber thatſächlich und aus national- 
wirthſchaftlichen Gründen tft eine Doppelftener doch bedenklich; die Belaflung wird 
für den Einzelnen zu groß und die Doppelftener wird unverbältnigmäßig, wenn 
fie mit bem Bortheilen verglichen wird, welche in der Hauptſache dem Steuerpflidy- 
tigen nur von Einer Seite zu Gute kommen. 

Schon frühe ift daher die ermäßigenve Regel anfgelommen, daß die Orunp- 
und die Wohnfteuer nur zu Ounften des Staates. beziehungsweiſe der Ge- 
meinde erhoben wird, in deren Gebiet das Grundſtück over die Wohnung Liegt. 
Berner die Regel, daß Reiſende und ſolche Berfonen, vie nur einen vorüber⸗ 
gehenden Aufenthalt in einem fremben Sande nehmen, der regelmäßigen 
Stenerpflicht des fremden Landes nicht unterworfen, fondern höchſtens mit einer 
befonderen Gebuhr belaflet werden, und daß der Staat, dem fie durch Ihren Wohn- 
ort angehören, bie Steuer von ihnen forbert, obwohl fie zur Zeit ſich nicht ig 
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feinen Gebiete aufhalten. Freilich wird ſich auch hier der fremde Staat nicht um 
den Bezug der Steuer des Heimatsſtaates kümmern, indem er nicht verpflichtet 
ift, für denfelben die Geſchäfte eines Steuerbezügers zu beforgen. 

Endlich zeigt vie moderne Geſetzgebung die Tendenz, alle Steuerpflicht mit 
dem Wohnorte zu verbinden, an welchen fi die ganze Leitung ber Dekonomie 
anfhlieft. Wo dieſer Grundſatz durchgeführt wird, da werben dann Einheimifce 
und Fremde gleichmäßig befteuert, infofern fie innerhalb des Steuer forbernben 
Staates wohnen, und die Einheimifchen nicht beſtenert, wenn fie im Auslantı 
dauernd wohnen. Es entſcheidet alfo dann nicht mehr der perſönliche Staatöner- 
band, fondern leviglih der Wohnort. 

Am eheften hat fi noch der ältere Grundſatz, daß die Staatsgenoſſen auf 
im Ausland von ihrem Heimatsſtaat oder ihrer Heimatögemeinde beftenert werden 
im Zufammenbang mit dem Armenwefen erhalten, indem bie fortbauermde 
Pflicht der Irmenunterflügung und daher auch das Recht auf Armenfleuer noch 
mit dem Heimatsrecht verbunden bleibt. 

3. Militärpflticht. Hier lann cher auch ein logiſcher Konflitt zweier Ge⸗ 
fengebungen vorlommen, indem Niemand gleichzeitig in zwei Staaten feine Mili⸗ 
tärpflicht erfüllen fann, und die Stellung eines Erſatzmannes nicht überall ge 
ftattet iſt. Die thatſächlichen Echwierigleiten und das Unbillige eines zwiefachen 
Smanges zum Militärvienft it überdem noch auffälliger. als bezüglich ver 


erpflicht. 

Da die Pflicht, ſeine Perſon für die Vertheidigung und für bie Wohlfahrt 
des Staates einzufegen, ihrer Natur nach höchſt perſönlich iſt und weientlich auf 
dem Stantsverbanbe beruht, fo rechtfertigt es fih, wenn bie Militärpflicht ner von 
ven Stantsgenoffen und nicht vom ben Fremden geforkert wirb; von ben 
erftenen, mindeſtens in Notbfällen, auch dann, wenn fie im Ausland wohnen. In- 
deſſen erfordert die billige Nädficht auf bie Privatinteref[en der auswärts woh⸗ 
nenden Staatögencfien, daß fie nicht leichthin zu diefem Zwecke aus ber Fremde 
zurüdgerufen werden. Die Vortheile ihrer perfönlichen Berwendung zum Militär 
dienft find durchweg von geringerer Bebeutung als die Nachtheile, vie daraus für 
ihre Delonomie und ihre Familien entfpringen. Deßhalb wirb die Strenge des 
Grundſatzes in der Anwendung meiftens ermäßigt. 

Der Staat aber, wo ber Fremde ſich aufhält, ift ſchon deßhalb weniger in 
der Lage, von demfelben Kriegsvienft zu forbern, weil derſelbe fich jederzeit biefer 
Pflicht dadurch zu entziehen berechtigt wäre, daß er ein Staatsgebiet verließe, in 
welchem ihm verartige Zumutbhungen gemacht wärben, Uebervem kann er mit 
Grund den völlkerrechtlichen Echu feines Heimatsftantes anfpredhen, wenn gegen 
ihn ein ungeböriger Zwang gelibt würbe. 

Wenn aber dad Bebürfnig der militärifhen Hülfe einen lofalen Charakter 
annimmt, wie insbefondere zum Schutz der Sicherheit von Berfonen und Eigen- 
thum in einer von NRäubern oder von aufftänbifhen Truppen bedrohten Stadt, 
dann können füglih alle Einwohner, ohne Rüdfiht auf Staatsgenofienfhaft, 
- amfgeboten werden, zufammenzumwirten, um bie Ordnung und Sicherheit zu be- 
wahren. Es wird dann alfo der Wohnort entſcheidend. 

4. Das Stimmredht und die Wählbarkeit find fo entfchienen ſtaat õ⸗ 
bürgerliche Rechte und Pflichten, daß bier lediglich die Staatsgenoſſenſchaft 
entſcheidet, und Fremde nicht dazu zugelaffen werben. Inbdeſſen können auch Hier 
die Rückichten auf örtliche Intereſſen dahin führen, daß das Stimmrecht den da⸗ 
ſelbſt Niedergelaſſenen, ohne Rückſicht auf den Staateverband gewährt wird: und 
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in zufammengefegten Staaten Tann das Bemußtfein der weſentlichen Gemeinſchaft 
und Gleichberechtigung ver Angehörigen des Geſammtſtaates die Folge hervorrufen, 
daß dieſelben aud in den Einzelfiasten je nah ihrem Wohnorte zur Ausübung 
des einzelftaatlichen Stimmrechts zugelaffen werben, wie das 3. B. zu Gunften ver 
Shweizerbürger in den verſchiedenen Kantonen der Schweiz nun eingeführt iſt. 

B. Internationales Brivatredt. 

1. Form der Rechts geſchäfte. Sehr frühe fhon iſt die bekannte Regel 
anerfannt worden: Locus regit actum, d. 5. die Rechtsgultigkeit der Ge⸗ 
(Häftsform wird zunächft dur das Recht bes Orts bedingt, wo das Gefchäft 
vorgenommen wird. Möglih daß dieſe Regel anfangs fih auf gerichtliche 
Rehtögefchäfte bezog, wobei es denn freilich natürlich genug war, daß ein Gericht 
nm wenig geneigt war, verſchiedene Geſchäfte⸗ oder verfchievene Proceßformen anzu- 
wenden und fich leicht beſtimmen ließ, die vor andern Gerichten abgefchloffenen Ge⸗ 
ſchäfte dann formell anzuerlennen, wenn fie von biefem Gerichte gutgeheigen waren, 
wie es für fidh wieder dieſelbe Anerkennung erwartete. Indeſſen hat auch abgefehen 
davon die Meinung einen natürlihen Grund, daß gerade bie Form von dem 
Ortsrechte beftimmt wird, wo das Geſchäft entſteht, weil viefelbe von ber Sitte 
und Sprache des Verkehrslebens geftaltet und von der Leichtigfeit, daſelbſt die er- 
forderliche Beihülfe zu erhalten und von der Schwierigkeit, einen Rath oder Bei⸗ 
bälfe im Sinne eines fremden Rechts zu erwarten, unterflügt wird. 

Indeſſen ſchließt diefe Regel niht aus, daß nit ein Staat au für feine 
Angehörigen im Auslande eine befondere von dem dortigen Ortsgebrauch ab- 
weihende Form (3. B. bei Eingehung ver Ehe), als nothwendig fordere, damit 
er jeinerfeits das Rechtsverhältniß anerkenne, noch daß er im Interefle der Gül- 
tigkeit von Rechtögefhäften neben jener Form des Geſchäftsorts auch eine andere 
Form, 3. B. die des Wohnorts oder der Heimat für ebenfo wirkſam erkläre. 

2. Berfonenredt. In diefem Rechtsgebiete if no immer das Perſonal⸗ 
princip Aberwiegend über dad Territorialprincip, jedoch nicht unbeſchraͤnkt und nicht 
In allen Fällen. So wird 3. B. eine juriftifche Perſon auch im Auslande als 
folde anerfannt, wenn fie es in ihrer Heimat nach dießſeitigem Rechte if. Aber 
gewiſſe Alttengefellfchaften, wie 5. V. Verficherungs- und Krebitgefellfchaften, bedürfen 
bob nach manden Reiten einer beſondern Autorifation, um ihren Geſchäftskreis 
auf ein fremdes Land auszubehnen, und ein Staat, ber feine Sklaverei zuläßt, 
oder feinen Mpel kennt, wird aud fremde Herrihaft über Sklaven und bie Pri« 
vilegien, die ein fremder Adlicher anfpridt, in feinem Gebiete nicht gelten laffen. 
Ber in feiner Heimat handlungefähig geworben iſt, z. B. nad vielen Geſetzen 
ver Bolljährige, der das 21ſte Jahr zurüdgelegt bat, hört nicht auf handlungs⸗ 
fähig zu fein, wenn er In einem Lande ein Rechtsgeſchäft abfchließt, wo die Voll⸗ 
jährigkeit exft mit 24 oder 25 Jahren beginnt. Uber das Intereffe der Verkehrs⸗ 
fiherheit bat doch hinwieder viele Staaten beftimmt, in dem umgekehrten Fall bie 
Sandinngsfähigkeit des Fremden vorauszufegen, der nad dem einheimifchen Recht 
volljährig wäre, während er es nach feinem Heimatsrechte noch nicht iſt. 

3. Unbedenklich dagegen wird das Territorialprincip im Sache nrecht fo 
angewendet, daß bie Rechte an Sachen nad dem örtlichen Rechte der gelegenen 
Sache (rei site) beurtheilt werden. Bel Rechten an Liegenfhaften gilt das 
unbeftritten, auch in dem Sinne, daß die Regel locus regit actum im Widerſpruch 
bamit nicht wirft. Wo z. B. die Fertigung im Grundbuch als nothwendig be= 
trachtet wird zu ber Mebertragung des Grundeigenthums oder zu ber Beſtellung 
von Dienfibarkeiten oder Pfandrechten von Orunpftäden, da können im Auslande 
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derartige Rechte an inlänbifhen Liegenfchaften nicht gültig ohme dieſe Wertigung 
begründet werben, wenn gleich das Syſtem der Grundbücher in dem auswärtigen 
Staate nidt gilt. 

Nicht ebenfo einftimmig wird das Recht an bewegliden Sachen von 
dem Ort, wo die Sade ſich befindet, abhängig gemadt. Schon deßhalb lafien 
fi) eher verfchiedene Meinungen denken, weil die örtliche Tage diefer Sachen leicht 
geändert wird. Indeflen wird bie Rechtsverfolgung doch gewöhnlich durch vie Lage 
ber Sache bevingt, und dann wieder das dortige Landesrecht zunächſt dem Richter 
als Regel beftimmen. 

4. Obligationenredt. Da das obligatoriide Band zwei Berfonen ver: 
bindet, die vielleicht in verſchiedenen Ländern wohnen, unb der Ort der Entftehung 
der Obligatio oft ein anderer ift, als ber Erfüllung ober als der, wo die Klage 
anhängig gemadt wirt, fo Fönnen Hier eine ganze Reihe von möglichen Ortsredhten 
in Frage fein. Die Erörterung, weldem Rechte der Vorzug gebühre, wirb daher 
bier vorzugsweiſe fomplicirt. In ſehr vielen Willen wird die richtige Entſcheidung 
nur durch die Interpretation des wirklihen Willens ver Kontrahenten beftimmt 
werben, überall da nämlich, wo es benjelben freifteht, das Ortsrecht zu bezeichnen, 
nad dem fie ihre Verträge bemefien, und eine Willensbeflimmung darüber klar 
gemacht werben kann. IR das nicht erfichtlih, fo wird bei Bertragsobligationen 
im Zweifel das Recht des Wohnorts des Schuldners als jelbfiverfiänvlid 
anzunehmen fein, der überbem in ber Regel mit dem Erfüllungsort wie mit dem 
Proceßort zufammentrefien wird, zumal bie Bindung des ein für alle Mal be 
hafteten Schulpners in höherem Grabe den Charakter der Obligatio beflimmt, als 
das Recht der eher wechfelnden Gläubiger. Die Delittsohligationen werben 
dagegen in der Regel nad dem Ortsrechte beftimmt, welches durch das Delikt ver- 
legt worden if. 

5. Das Samilienreht wirb regelmäßig dur das örtliche Recht des 
Domicils beftimmt, und biefes wird wieder in der Regel dur den Wohnort 
des Famtlienhauptes, Ehemanns, Vaters beftimmt. Es gilt das fowohl von den 
perjönlichen Rechtsverhältniſſen, 3. B. Bedingungen der Ehe, Eheſcheidung, Bor- 
munbfchaft tes Ehemanns over des Vaters als von bem Güterrehte ber Ehe⸗ 
gatten oder den Rechten des Vaters an bem Vermögen der Kinder. Im Einzelnen 
fommen aber aud hier wieder Abweihungen vor, fo z. B. mit Rückſicht auf Ehen 
von Staatögenofjen im- Ausland, indem benfelben vorgefchrieben wird, die heimat- 
Lichen Geſetze über die Eheſchließung aud dann zu beachten, wenn fie anberwärts 
wohnen; over bezüglich der obrigfeitlihen Vormundſchaft, bei welcher nah Um⸗ 
ftänden vie Behörden bes Bürgerrechtäortes mit denen des Wohnorts des Münbels 
konkurriren. 

6. Das Erbrecht richtet ſich regelmäßig nah dem letzten Wohnorte 
des Erblaflers. Indefien begründet die befondere Erbfolge in beftimmte Güter, wie 
Lehen- und Stammgüter, Fideikommiſſe, das Ortsrecht der res site. Wo daher das 
ganze Erbrecht noch ven Charakter des fingulären Anfalld der Erbgüter bat, wird 
das lettere Ortsrecht beſtimmend wirken. | 

7. Civilproceßrecht. Die Organtifation und das Verfahren ber bürger- 
lichen Rechtspflege ift weſentlich öffentlicherechtlih und wird daher von dem Staate 
georpnet, welchem bie Rechtspflege zufteht. Dabei ift es ſelbſtverſtändlich, dag jeder 
Staat nur durch die Organe und in den Formen eine Autorität übt und Zwang 
anwendet, welche er felber geſchaffen ober geſetzlich für nothwendig erkannt hat. 
Die Staatshoheit entſcheidet daher auch über dieſe Seite des Proceßrechts, ſoweit 
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ihr Gebiet reicht, in der Regel nicht darüber hinaus. Die andere Seite des 
Proceßrechte, welche im Privatrecht felbft Aenderungen bewirkt (Aktionenrecht) kann 
eher zu Zweifeln veranlaſſen. Unbedenklich wird die gerichtliche Beglaubigung auch 
anderwärts reſpektirt, und fo ⸗eine wechſelſeitige publica fides anerkannt. Aber 
darüber wird geftritten, in wiefern das rechtöfräftige Urtheil eines Civilgerichts 
auch anferhalb des betreffenden Staats als Recht bildend anzuerkennen fei. Unter 
ver Borausfegung der Kompetenz und infofern nicht Ausnahmsgründe hemmend 
entgegenwirken, erfordert ſchon das Bebürfniß der wechlelfeitigen Rechtsficherheit 
die regelmäßige Anerkennung ber Urtheile. 

C. Strafredt. 

Daß jeder Staat berechtigt ſei, vie innerhalb feines Gebietes verübten, von 
vem Gefege mit Strafe bebrohten Berlegungen feiner Rechtsorbnung zu beftrafen, 
ohne Unterſchied, ob Einheimifhe oder Fremde fie verfchulvet haben, ift in der 
civiliſirten Welt allgemein anerfannt. Ausnahmen davon find fehr felten, freilich 
nit unmöglid. Aber ob der Staat auch noch andere außerhalb feines Gebietes 
verübte Bergehen und Verbrechen an feine Strafgerichtsbarkeit ziehen dürfe, ift 
vielfach beftritten. Am eheften wird noh das Recht des Staates anerkannt, 
feine Staatsangehörigen zur Beachtung feiner Strafgefege auch im Auslande 
anzubalten, und vdemgemäß feine Strafgewalt auch auf die von feinen Unterthanen 
im Ausland begangenen Verbrechen auszubehnen, fo daß das Zerritorialprincip 
infofern eine Ergänzung durch das Perfonalprincip erhält. Manche Geſetzgebungen 
gehen noch weiter und geftatten die Verfolgung auch dann, wenn gegen den Staat 
jeibR oder gegen deſſen Bürger im Ausland von Fremden Vergehen verübt worden 
find. Indeflen ftehen einer folhen Ausdehnung doch ernſte Bedenken entgegen ; 
und ber Staat überfchreitet bier die Grenzen feiner Rechtsmacht. Da er in feiner 
Weiſe berechtigt iſt, für Fremde außerhalb feines Gebietes Strafgefege zu erlaflen, 
fo iſt er auch nicht berechtigt, dieſelben dafür bloß ans dem Grunde zur Strafe 
zu ziehen, daß fie fpäter in den Bereich feiner Gewalt kommen. 

Bon dem Strafproceßreht gilt wefentlich dasſelbe, was vom Civil 
procehreht. Das Territorialprincip ift entſcheidend. Vgl. überdem bie Art. Aus- 
lieferung und Aſyl. 

Die Litteratur iſt in dem oben erwähnten Werke von Bar ſorgfältig ange⸗ 
geben und benutzt. Binutſchli. 


Stein. 


Das Leben Steins iſt fo eng verflochten mit der Geſchichte der prengifchen 
Berfoffung and Verwaltung auf ver einen, ber deutſchen und europäiſchen Politik 
auf der andern Seite, daß ein einigermaßen richtiges Bild davon fidy nur in fehr 
ausführlicher Darftellung geben läßt. Raum und Zweck des Staatswörterbuchs 
geftatten nur eine gebrängte Ueberſicht. 

Heinrich Friedrich Karl Freiherr vom und zum Stein wurde den 26. Oftober 
1757 zu Naſſau an der Lahn „von fehr achtungswerthen Eltern geboren und — 
fo zählt er ſelbſt — unter dem Einflufle ihres religtöfen, ächt deutſch ritterlichen 
Belfpield auf dem Lande erzogen; bie Ideen von Frömmigkeit, Vaterlandsliche, 
Standes- und Familienehre, Pflicht das Leben zu gemeinnügigen Zweden zu ver- 
wenden und die biezu erforderliche Züchtigfeit durch Fleiß und Anftrengung zu 
erwerben, wurden durch ihr Beifpiel und Lehre tief meinem jungen Gemüthe ein- 
geprägt”. Er Iernte, nach ariftofratifcher Weife, fi der Gewalt des Haufes zu 

14* 





212 Stein. 


beugen; ein Beſchluß der Eltern beftimmte ihn, den jängften Sohn, zum alleinigen 
Erben und Stammbalter des uralten, reichsfreien Geſchlechts. Die Welt bes 
Schönen ergriff ihn weniger mächtig als die meiften Söhne feines Jahrhunderte. 
Sein thatkräftiger, auf das Wirkliche gerichteter-Geift verfenkte fi früh in die 
biftorifchen Dinge. Er fah in der Geſchichte nit blos eine Fundgrube politifcher 
Erkenntniß, fondern vornehmlich eine Schule des firtlihen Ernſtes und jener 
firengen, tief religibſen Frömmigkeit, die er fich in den Tagen der Aufllärung 
unwandelbar bewahrte. Als die fittlihen Vorbilder feines Lebens nennt ex felhfl 
feine Mutter (eine Langwerth von Simmern) und den Minifter v. Heynig. Er 
befuchte Göttingen, Wetzlar, Negensburg, Wien, um fid, nad dem Wunſche der 
Eltern, auf eine Laufbahn an den Relchsgerichten vorzubereiten. Mit Vorliebe 
trieb er während dieſen akademiſchen Jahren das Stubium der englifchen Gefchichte 
und Politik; Adam Smith’s Werke wurben beflimmend für feine politiſche Bi: 
dung. In Brandes und Rehberg fand er gleichgefinnte Freunde, Männer ergriffen 
von den Ideen des philofophifhen Jahrhunderts, doch zugleich auf das hiſtoriſch 
Gewordene mit einer anbäctigen Ehrfurcht ſchauend, welche ven meiften Zeitge- 
noflen abging. Der fittlide Ernft, der fräftige realiftifche Siun des jungen 
Mannes fand feine Freude an dem unwahren, verrolteten Treiben der Reicht⸗ 
gerihte. Ein Bewunderer Friedrichs des Großen und eifriger Proteftant, entſchloß 
er fih im Jahre 1780, weit abweichend von den Gewohnheiten des Reichsadels 
und feines eigenen Hauſes, in preußifche Dienfte zu treten. 
Er fand zunächſt Anftellung im Bergdepartement unter dem Minifter v. Hey⸗ 
nig, dem Schöpfer des preußiihen Staatsbergweſens. „Berließ ich es gleich im 
Jahre 1793, berichtet er, fo hatte doch das Leben in einem auf vie Natur und 
den Menfchen fi beziehenden, die körperlichen Kräfte zugleich entwidelnden Ge: 
fhäfte ven Nuten, ven Körper zu ftählen, ven praktiſchen Geſchäftsfinn zu be 
leben und das Nichtige des todten Buchſtabens und der Papierthätigkeit kennen 
- zu lehren”. Er ehrte die harte Zucht, die angeſtrengte Arbeitfamfeit des alt⸗ 
preußifhen Beamtenthums, aber er erfannte fon jett bie ımfeligen Folgen 
bureaukratiſcher Bevormundung. In folder Anſicht begegnete er fi mit den 
Ipeen einer foeben auftommenden jüngeren Schule innerhalb des preußiſchen Be: 
amtenthbums, mit Männern wie Kraus und r. Schrötter, welde nad Englands 
Borbild von dem freien Spiele ver focialen Kräfte die Stärke res Staats erwar⸗ 
teten. Wider Willen warb er .einmal aus ber Berwaltungstbätigkeit herausgerifien, 
als er (1785) den Auftrag erhielt, ven Churfürften von Mainz für den Fürſten⸗ 
Bund Friedrichs des Großen zu gewinnen. Ex vollgog bie Sendung ‚mit Glüd 
und erbat raſch feine Zurüdberufung; das Gewirr kaiferlicher und preußiſcher, 
franzöſiſcher und ruſſiſcher Intriguen an dem geiftlihen Hofe hatte ihm jenen 
tiefen Widerwillen gegen die Diplomatie eingeflößt, ven er zeitlebens nicht über- 
winten fonnte. Zurückgekehrt von einer längeren technologifchen Reife durch Eng⸗ 
land, begann er im Jahr 1787 fein fiebzehnjähriges großartiges Wirken in ber 
weftphälifchenieterrheinifchen Verwaltung, zuerſt als Kammerbireltor und Kammer- 
präftdent in Eleve und Hamm, feit 1796 als Oberpräfident in Hamm, fpäter 
in dem neuerworbenen Münfter. Das Land dankte ihm die Aufänge moderner 
Berfehrömittel, er ließ die Ruhr ſchiffbar machen und die Straßenverbintung 
zwifchen Rhein und Wefer vollenden. Trotz feiner herriſch durchgreifenden, raſtlos 
anfenernden Weiſe verſtand er die Selbftthätigleit des Volles zu fördern in biefem 
Lande, das von allen Provinzen Preußens ſich allein eine freie Gemeinveverfaflung 
bewahrt Hatte, Wit Zuziehung ver Stände führte er ein verbefiertes Steuerwefen 
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und voliftändige Gewerbfreiheit auf dem flachen Lande ein und bereitete die Auf- 
hebung der Feudallaſten vor. Die Bewohner lohnten ihm durch Verehrung und 
Anhänglicpkeit, fie grüßten ihn als den Wohlthäter des Landes, einen andern 
Adolf von Böhmen. Er felbft Ternte Weftphalen als feine zweite Heimat lieben 
und erfüllte fi mit dem Stolze eines preußiſchen Patricten, daher ex auch eine 
Minifterftelle in Hannover von der Hand wies. 

Die auffirebenden Köpfe in den einflußreihen Kreifen Preußens fchauten 
fängft auf den flolzen Neichsfreiheren als auf eine Säule des Staats. Im nicht⸗ 
prenßifchen Deutſchland warb fein Name zum erften Dale im Jahre 1804 ge- 
nonnt. Er hatte die Nevolutionskriege am Rhein in ver Nähe beobachtet, ber 
Einnahme Frankfurts durch die Heflen und Preußen jelber beigewohnt und vie 
Ueberzeugung gewonnen, bie er ſpäter der Kalferin von Rußland vor verfammel- 
tem Hofe ausſprach, daß nicht die Nation, fondern vie Nichtigfelt Ihrer Führer 
das ungeheure Unglüd verſchuldete. Nun follten die Folgen des Neichspeputations- 
hauptichluffes fein eigenes Haus treffen. Der Herzog von Naffeu unterwarf die 
Güter des Stein’ihen Haufes eigenmädhtig feiner Landeshoheit. St. verwahrte fein 
Recht in einem Briefe vom 10. Ianuor 1804 und verkündete darin bie Ideen 
einer hochſinnigen Baterlandsliebe, die von den Zeitgenoffen kaum begriffen warb. 
„Deutſchlands Unabhängigkeit und Selbftänpigkeit wird durch bie Konfolivation 
ver wenigen reichsritterſchaftlichen Befigungen mit denen fie umgebenden Fleinen 
Territorien wenig gewinnen; follen viefe für die Nation fo wohlthätigen großen 
Zwecke erreicht werden, fo müſſen dieſe Heinen Staaten mit ben beiden großen 
Monarchien, von deren Eriftenz die Fortdauer bes deutſchen Namens abhängt, 
vereinigt werben, und bie Vorſehung gebe, daß ich dieſes glückliche Ereigniß er- 
lebe.... Es ift noch härter, alle dieſe Opfer nicht irgend einen großen, edlen, 
das Wohl des Ganzen fördernden Zwed zu bringen, fondern um ber gefeglofen 
Uebermacht zn entgehen, um — doch es gibt ein richtendes Gewiſſen und eine 
firafende Gottheit”. 

In demfelben Jahre ernannte ihn ver König zum Minifter für das Departe- 
ment der indirekten Abgaben. Ein Fachminiſter, ohne Einfluß auf pie große Politik, 
lonnte St. den unfeligen Gang der Haugwitz'ſchen Staatskunſt nicht hindern. In 
feinem Reſſort bewirkte er die Aufhebung der Binnen- und Provinzialzölle, er 
vereinfachte den Gefchäftsgang, ließ zum erſten Male ftatiflifche Tabellen für den 
ganzen Staat zufammenftellen, berief Niebuhr zur Reorganifation der preußifchen 
Bank. Er befchaffte die Gelpmittel, womit der Krieg von 1806 geführt wurde, 
fellte dringend vor, daß der Krebit des Staats fidh nur durd eine kraftvolle 
auswärtige Politik aufrechthalten laffe, und befhwor ven König, im Verein mit 
mehreren Prinzen und Generälen, das geheime Kabinet und ven Miniſter Haug- 
wis zu entlaflen. Die Anmaßung warb hart gerägt, bie Kataftrophe von Jena 
folgte. St. rettete die Staatsgelder nad) Königäberg und bewog ben Hof zur Fort- 
fegung des Kriegs. Jetzt endlich entfchloß fih der König, einige feiner Räthe zu 
entlaſſen. St. aber verlangte aud die Entfernung des Kabinetsraths Beyme, be 
vor er ſich entſchließen könne, die Leitung der Gefchäfte zu übernehmen. Darauf 
empfing er den berufenen „unbegreiflihen Brief“; der König nannte ihn „einen 
ercentrifhen und genlaliihen Mann, ver nur durch Capricen geleitet, aus Leiden⸗ 
ſchaft und ans perfönlihem Haß und Erbitterung handelt”. Sofort nahm St. 
feinen Abſchied (März 1807) und kehrte nach Naſſau zurüd. Inzwiſchen wurde 
der Friede von Tilfit gefchloffen, Napoleon beftand auf Hardenbergs Entfernung 
und flug St. als einen homme d’esprit dem Könige vor, um mit feiner Hülfe 
ven Neubau des zertrümmerten Staat3 zu beginnen. 
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St. erhielt die Aufforderung zur Rückkehr auf dem Krankenlager. Er nahm 
an, das Fieber verließ ihn, nach wenigen Tagen reiste er nach Memel ab (Set. 
1807). Der König empfing ihn tiefgebeugt und legte vertrauensvoll vie Leitung 
des gefammten Staatsweſens in die Hände des Minifters, deſſen Wirken nicht 
mehr durch die Ränke eines geheimen Kabinets durdkreuzt wurde. Man ging, fagt 
St., von der Hauptidee aus, einen fittlihen, religidfen, vaterlänvifchen Geiſt in 
der Nation zu heben, ihr wieder Muth, Selbfivertrauen, Bereitwilligkeit zu jebem 
Opfer für Unabhängigfeit von Fremden und für Nationalehre einzuflößen und vie 
erfte günftige Gelegenheit zu ergreifen, den blutigen wagnißvollen Kampf für 
Beides zu beginnen”, Die Urfachen des tiefen Falls und die Mittel der Wieder: 
erhebung ſchildert eine Denkſchrift St.'s vom Oktober 1807, die man als bas 
Programm des neuen Regimentes betrachten fann, alfo: „Das zubringlide Ein- 
greifen der Staatsbehörden in Privat- und Gemeindeangelegenheiten muß auf 
hören, und befien Stelle nimmt die Thätigleit des Bürgers ein, ber nidt in 
Formen und Papier lebt, fondern Mräftig handelt, weil ihn feine Verhältnifſe in 
das wirktihe Leben hinrufen und zur Theilnahme an dem Gewirre der menſch⸗ 
lihen Angelegenheiten nöthigen.... Hat eine Nation ſich über den Zuſtand ber 
Sinnlichkeit erhoben, hat fie fi) eine beveutende Maſſe von Kenntnifien erworben, 
genießt fie einen mäßigen Grab von Denffreiheit, fo richtet fie ihre Aufmerkſam⸗ 
feit auf ihre eigenen National» und Kommunalangelegenhriten. Räumt man ihr 
nun eine Theilnahme taran ein, fo zeigen fih die wohlthätigften Aeußerungen 
der Vaterlandsliebe und des Gemeingeiftes; verweigert man Ihr alles Mitwirken, 
fo enifteht Mißmuth und Unwille, der entweder auf mannigfaltige ſchädliche Art 
ausbricht oder durch gewaltfame den Geift lähmende Maßregeln unterbrüdt werben 
muß. Die arbeitenden und bie mittleren Stänbe. der bürgerlichen Geſellſchaft 
werben aldbann verunebelt, indem ihre Thätigkeit ausfchließend auf Erwerb unt 
Genuß geleitet wird, die oberen Stände finten in der öffentlichen Achtung durch 
Genußliebe und Müßiggang oder wirken nachtheilig durch wilden unverftänbigen 
Zabel der Regierung. Die fpefulativen Wilfenfchaften erhalten einen ufurpirten 
Werth, pas Gemeinnützige wird vernadläßigt und das Sonderbare, Unverſtänd⸗ 
liche zieht die Aufmerkfamfeit des menſchlichen Geiftes an fih, ber fi einem 
müßigen Hinbrüten überläßt, ftatt zu einem Träftigen Handeln zu ſchreiten“. 

Diefe Gedanken ftehen in ſchneidendem Widerſpruche zu dem Geifte allfür- 
forgenver Staatsgewalt, ter in dem Staate Friedrichs des Großen vorberrfchte, 
fie wollen allerdings die Revolution mit ihren eigenen Waffen befämpfen, doch 
fie enthalten in fih nur ben Mleinften, den probehaltigen Theil der fogenannten 
Ideen von 89. Niemand hat ven radilalen Bruh mit der Geſchichte, den vie 
Revolution vollzogen hatte, leidenfchaftlicher befämpft als St. „Eine Berfaffung 
bilden, ſchrieb er fpäter an den Großherzog ven Baben, heißt in einem alten 
Volke, wie das deutſche, nicht fie aus Nichts erfchaffen, fonvern ven vorhandenen 
Zuftand unterfuhen, um eine Negel aufzufinvden, vie ihn orbnet; und allein da- 
dur, daß man das Gegenmärtige aus dem Vergangenen entwidelt, kann man ibm 
eine Dauer für die Zukunft fihern”. Niemand durchſchaute ſchärfer pie Leerheit 
jener politiſchen Formen, worin das neue Frankreich das Weſen der Freiheit 
ſuchte: „In Frankreich ift die Nation nur zum Schein zur Theilnahme an den 
öffentlien Angelegenheiten zugelaflen, ihr gefeßgebenver Körper ift nur eine ber 
regiftrirenden Berwaltungsbehörben, das Maſchinenweſen ihrer Bureaukratie iſt 
zufammengefegt, koſtbar, in Alles eingreifend und wird von bem ungebundenen 
rädfihtelofen Willen eines Einzelnen geleitet”. Er wollte ven Neubau des Staats 
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von unten beginnen, ber freie Staat follte getragen werben von ber freien Thätig- 
feit des Bürgers. Mit Stolz dürfen wir dieſe konſervativ⸗liberale Politik als eine 
nationale der nivellirenden Staatstunft der Romanen gegenüberftellen. Zur Durch⸗ 
führung diefer Reformen fand St. trefflihe Gehülfen in Schön, Scrötter, Nie- 
buhr, Binde, Stägemann, während er gleichzeitig alle Mittel aufbot, die Kontri⸗ 
butionen an Frankreich abzuzahlen. 

Zunähft vollzog der Minifter in ben anfpruchslofeften Formen eine tief» 
greifende fociale Revolution. Ein uraltes Leiden unfers Nordens, die Unfreiheit 
des Landmanns, warb befeitigt, die Emancipation bes vierten Standes beiwirft 
durch das Edikt vom 9. Oktober 1807 über „ven erleichterten Befig und ven 
freien Gebrauch des Grundeigenthums fowie die perfönlichen Verhältniffe der 
Landbevölkerung“, welches vie Gebundenheit der bäuerlihen Grunpftüde größten- 
tbeils befeitigte und vor Allem Jedem ohne Unterſchied des Standes den Erwerb 
aller Art von Grundeigenthum freiftellte. Die perfönliche Leibeigenfchaft und ver 
Öefindezwang warb aufgehoben. Der Edelmann follte fortan das Recht haben, 
ein Bauer zu werben und bürgerliche Gewerbe zu treiben — ein Recht, das zu- 
gleich als Erfag galt für vie bisherige Bevorzugung des Adels im Heere. Der- 
geftalt war die ſcharfe Schelvung ber Stände, melde eine der Grundlagen bes 
fridericianiſchen Staates bildete, mit einem Schlage zerftört; denn, Ariſtokrat von 
Grund aus und ernftlih gewillt, dem Iebensfähigen Theile der Ariftofratie eine 
einflußreihe Stellung im Staate nad engliſchem Mufter zu fichern, verachtete St. 
die Begehrlichkeit und die kaftenmäßige Abiperrung des niedern Adels. „Der Adel 
in Preußen, ſchrieb er damals, iſt ver Nation läftig, weil er zahlreich, größten⸗ 
theils arm und anſpruchsvoll auf Gehälter, Aemter, Privilegien und Borzüge jeber 
Art if”, Die Kühnhelt des Edikts vom 9. Oktober erhellt am klarſten aus dem 
Widerſpruche Gneiſenau's, ver von bem Gelege die ſchwerſte Beeinträchtigung bes 
großen Grundbeſitzes erwartete. Es folgten die Edikte vom 28. Oktober 1807 und 
vom 27. Jult 1808, welde die Erbunterihänigkeit auf den Domänen aufhoben 
und den Domänenbauern in Altpreußen das freie Eigenthbum ihrer Höfe gaben. 
Die großen Grunpbefiger wurden erleichtert dur ein General-Inpult — eine 
höchſt gewagte Maßregel, die, mit Schonung und Umſicht gehanphabt, in ber 
Bedraͤngniß jener Zeit ſich vortrefflih bewährte. Ein Edikt vom 24. Oktober 1808 
gab den Verkehr mit Lebensmitteln frei, hob den Zunftzwang für Bäder, Schläd- 
ter und Höfer auf. Diefe Gefege bildeten den Ausgangspunkt für bie neue Agrar- 
gefeßgebung in Preußen, obwohl St. felbft fi fehr hart und mißbilligend änßerte 
über bie verwegene Fortbildung, weldhe feine Werke durch Sarbenberg erlit- 
ten. Sie beruhten auf der ſelbſtändigen, eigenthümlihen Anwendung von Grund- 
—* ‚ welde in Frankreich und defſſen Vaſallenſtaaten ſich bereits verwirklicht 
atten. 

Eine durchaus fchöpferiiche That, ohne jedes Vorbild in Europa, war dagegen 
bie Stäbteordnung vom 19. November 1808, die ihrem Urheber ven fchönen 
Nachruf verdiente, er fei mit beflerem Mechte als König Heinrih der Stäpte- 
gründer der Deutſchen zu nennen. In den Städten von Cleve und Mark hatte 
St. die Ueberreſte alter Kommunalfreiheit achten gelernt. Das neue Geſetz gab 
den Städten bie Berwaltung ver Finanzen und ber Polizei, ven Bürgern bie 
Dahl der Magiftrate und Stabtverorpneten. Es wurde die Örumblage alles beffen, 
was ſeitdem in Deutſchland für eine Selbftverweltung im deutſchen Sinne ge- 
ſchehen; felbft in England ift es, mit wenig Süd, nachgebildet worben. Ia, wenn 
wir den unzeifen, zweifelhaften Zuſtand unfrer parlamentariihen Inftitutionen bes 
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trachten, fo erfhelnt leider die Behauptung gerechtfertigt, daß bie an St.'s Ideen 
anknüpfenden Gemeindegeſetze bis zur Stunde den bemährteften, beftgefiherten Theil 
deutſcher Boltöfreiheit bilden. Dies Gejeg war ein erfter entſcheidender Schlag 
gegen bie Bureaufratie, deren Alleinherrſchaft St. bis an fein Ende mit unver 
föhnlichem Hafſe befämpfte. „Unfer Unglüd ift, fohreibt er im Alter, daß wir von 
befolbeten, buchgelehrten, interefjelofen, eigenthbumslofen Buraliften regiert werben. 
Das geht fo lange es geht. Dieje vier Borte: befolvet, buchgelehrt, interefielos, 
eigenthumslos — enthalten ben Geift unfrer geiftlofen Regierungsmafdine Es 
regne oder feine die Sonne, die Abgaben fleigen oder fallen, man zerſtöre alte her⸗ 
gebrachte Rechte oder laſſe fie beftehen, man theoretifire alle Bauern zu Tage 
löhnern und fubftituire an die Stelle der Hörigkeit an den Gutsherrn die Hörig- 
keit an ben Iuden und Wucherer — Alles das Tümmert fie nicht. Sie erheben 
ihren Gehalt aus der Staatskaſſe und ſchreiben, fchreiben, ſchreiben im filllen mit 
wohlverfchlofienen Thüren verfehenen Bureau und ziehen ihre Kinder wieder zu 
gleich brauchbaren Schreibmafchinen an". 

Des Minifters Abfiht ging auf eine umfafiende Neugeftaltung des Staats, 
und das von Schön verfaßte Rundfchreiben vom 24. November 1808, befannt 
unter tem Ramen „St.'s politiſches Teftament”, ſowie vie niemals vollzogene, 
von bemfelben Tage datirte Berorbnung „über bie veränderte Berfaflung ver 
oberften Berwaltungsbehörben” zeigen beutlih, in weldem großen Sinne bie 
Reform gemeint war. Das Nebeneinander von Fachminiſterien und Provinzial: 
bepartement® war erträglich gewefen, fo lange Fürſten von fo riefiger Arbeitskraft 
wie Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. den lebendigen Mittelpuntt des Staates 
bilveten. An der Berwaltungsorganifation des erften Konſuls lernte St. die Roth: 
wendigkeit einer überfichtlichen Eintheilung der Stantsgefchäfte, wie er aus ven 
Debatten der Notionalverfammlung lernte, daß der moderne Staat eine Haupt- 
ſtaatskafſe als den Mittelpunkt des Kaflenwefens erheifhe. Ein Kabinet von fünf 
Fachminiſtern follte fortan an der Spige der Verwaltung fiehen, in Sachen ber 
Gefeggebung aber nur eime Abtheilung ver höchſten monarchiſchen Behörde, des 
Staatsraths Bilden, der alle hervorragenden Kräfte des Staatsbienftes in ſich zu 
vereinigen hätte. Der Plan war nichts Anderes als eine Rückkehr zu den alten 
Traditionen ber preußifhen und jeder andern großen Monardie bes Welttbeils. 
Die alte Dienflorbnung, welde dem Verwaltungsbeamten das Recht der Unabfet- 
barkeit, ven Regierungstollegien bie Stellung von Gerichtshöfen für das öffentliche 
Recht gab, war unhaltbar, feit die Stäbte Selbſtändigkeit erlangt hatten; St. ver- 
Iangte Abfegbarteit der Berwaltungsbeamten. Eine allgemeine Einlommens- und 
Bermögensftener, ohne Anjehen des Standes, follte viefer kraftvollen Regierung 
reihe Mittel zur Verfügung ftellen. Alle Regierung und Gerichtsbarkeit follte von 
ber höchſten Gewalt ausgehen, daher Abſchaffung der Gutspolizei und der Patri- 
monialgerichte, das will fagen: eine neue Gemeindeordnung für das flache Tan. 
Das Edikt vom 9. Oktober, von feinem Urheber vie Habeas-corpus-Alte Preu⸗- 
ßens genannt, muß gefichert werben durch bie Abihaffung der Frohnden und eine 
neue Öefindeorbnung. Reform des Adels, bergeftalt dag ex ſich nad engliſcher 
Weiſe durch die tüchtigften Elemente ans dem Volke immer neu ergänze. Kräfti= 

ung bes religiöfen Lebens und tes Volksunterrichts (eben jetzt gefchehen vie erſten 
inleitungen für bie Gründung ver Berliner Hochſchule). Reform des Heerweſens 
in dem Geifle, der die neue Milttärreorgantfations-Kommiffion (Scharnhorft, 
Gneiſenau, Grolmann) befeelte und aus Blüchers militäriſchem Glaubensbelennt- 
niffe ſprach: „es ift vor einer Nattonalarmee zu forgen, Niemand in ver Welt 
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muß erimirt fein.” Neben ven Provinztalbehörven Landſtände. Zuletzt nach Vollen⸗ 
bung dieſes Unterbans Neihöftände, zwar mefentlih auf dem Grundbefitze 
rubend, aber mit dem Rechte der Steuerbewilligung und ber Mitwirkung bei ber 
Geſetzgebung, „denn auf diefem Wege allein Tann der Nationalgeift pofitto erweckt 
und belebt werben." 

Ein Gewaltftreih Napoleons machte biefen Plänen ein Ende, welche, voll 
ſtaͤndig verwirklicht, unferem Baterlande ein Menfchenalter taftenber politiicher Ver⸗ 
fjuhe erfparen konnten. Mitten in ber Arbeit der inneren Reform ging alles 
Dichten und Trachten des Minifters auf die Abfchüttelung des fremden Jochs, 
und wenn die neuen Agrargefege bie Anhänger v. d. Marwig’s unter dem bran- 
denburgifchen Landadel erbitterten und einen Mord zu Flüchen wider das Watter- 
gezücht der preußifchen Jakobiner hinriß, fo erregte St.'s Entfhluß, den Kampf 
mit dem Eroberer zu wagen, Entjegen unter ver franzöſiſchen Partei am Hofe, 
ven Kalkreuth und Voß, und bei der Maſſe der Schwahen und Trägen. St. galt 
im biefen Kreifen, wie Öneifenau berichtet, „als ein Berzweifelter, der ſich mit 
vem König auf eine Pulvertonne fegen wollte, um fich in die Luft zu fprengen”. 
Bereits rüftete Defterreih. St. hoffte auf eine gleichzeitige Erhebung Preußens, 
er gebachte die franzöfifchen Satrapenlänber im Norden zum Aufſtande zu reizen 
und zählte auf bie Kraft der Bauern und des Mittelftandes, während ex Nichts 
hoffte von der „Weichlichleit ver oberen Stände und dem Miethlingögeifte ber 
öffentlichen Beamten". Allerdings mochte St. damals die hohe Leivenfhaft, bie 
feinen Fenergeiſt verzehrte, allzutühn in bie Herzen der müden Maffe übertragen. 
Schwerlich war der Haß gegen bie Fremden bereits tief genug in das Volt ge⸗ 
brungen, um jest ſchon einen Berzweiflungsfampf zu wagen. Noch weniger ließ 
fih erwarten, daß Kaiſer Franz den Krieg in jenem großen beutichen Sinne, ben 
St. verlangte, beginnen und feine Truppen unter ſchwarzweißgelbem Bundesbanner 
— mit den Namen „ver Befreier der Nation”, Hermann und Wilhelm von 
Dranien, auf den Bahnen — in das Feld fhiden werde Ein Brief St.’s, der 
ben Fürften Wittgenftein ermahnte, die Unzufrienenheit im Königreich Weftphalen 
zu ſchüren, fiel ven Spähern Napoleons In die Hände und erfchlen am 8. Sep- 
temmber 1808 im Moniteur. Der Kongreß von Erfurt befeitigte jede Hoffnung auf 
Rußlands Beiſtand, und St. fah ſich gezwungen, feinen Abſchied zu forbern. Er 
nahm mit fi das Lob feines Königs, durch die Wirkſamkeit eines Jahres „ben 
erſten Grund, die erften Impulfe zu einer erneuerten, befleren und Träftigeren 
Örganifation des in Trümmern liegenden Staatsgebäudes gelegt zu haben“. Am 
16. Dezember unterzeichnete Napoleon das Dekret, weldes le nommé Stein als 
einen Feind Frankreichs und des Rheinbunds ächtete und feine Güter einzog. „Sie 
gehören nun der Geſchichte an”, rief Gneiſenan dem Geächteten zu. Die Nation 
wußte jet, wen unter ben Deutfhen der Kalfer am Bitterften hate. In taufend 
Herzen prägte fi jet das Bild des Reichsfreiherrn ein — die gebrungene Ge- 
flalt mit dem breiten Naden, jäh und edig in jever Bewegung, die funkelnden 
braunen Augen und die Eulennafe über den feft gefchloffenen Lippen — ein Geift 
von dentſcher Tiefe und Gründlichkeit, hochgebildet und dennoch ſchlicht und kern⸗ 
haft, der feine ſchwerwiegenden Gedanken oft in ungelenfen Yormen, body mit 
ũberzeugender Kraft und vollsthäimlicher Derbheit ausſprach — ein Mann ohne 
Menſchenfurcht, vornehm und heriih und dod milden Sinnes um die Leiden 
ber fleinen Leute beforgt — voll Feuers und heiligen Zornes, aber ein demüthiger 
Chriſt und Hug befonnen inmitten der Aufregung, unerfchätterlid im Glauben 
an die Zukunft feines Volks und an das Walten der Vorſehung — der ganze 
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Mann eine wunderbare Verbindung von Naturkraft und Bildung, Thatkraft und 
Billigkeit, von glühenver Leivenfhaft und nüchterner Erwägung. ” 

St.'s Nachfolger warb nit Schön, den er vorgefhlagen, ſondern Altenſtein, 
unter deſſen Verwaltung der Staat, in tiefe Schwäche verfunfen, den Geächteten 
nicht zu befhügen wagte. In Brünn, Zroppau, Prag verlebte St. die nächſt en 
Jahre, doc felbft unter dem Minifterium Stabion-fonnte man zu Wien fih nidt 
entfchließen, dieſe gewaltige‘ Kraft zum Kampfe gegen Napoleon zu verwerthen. 
St. burfte dann und wann ben öſterreichiſchen Staatsmännern einen Rath er- 
theilen, er verſuchte auch, als im Jahre 1810 Hardenberg fein Minifterium 
bildete, wieder auf Preußens Geſchicke einzuwirken, auf die innere Verwaltung wie 
auf die Vorbereitung eines Volkskrieges nah dem Mufter Spaniens und ber 
Bentee. Im Ganzen blieb er ohne Einfluß. Es war die Zeit, da Gneiſenau vie 
entfeglihen Worte ſchrieb: „wir dürfen es uns nicht verhehlen, die Nation ift fo 
ſchlecht als ihr Regiment." 

Auch St., der foeben die Erhebung Defterreihs vom Jahr 1809 mit Be- 
wunderung betrachtet, verlebte jetzt Augenblide, da er an dem preußiſchen Staate 
und an dem unverbefierlihen „Phlegma der nörblichen Deutſchen“ verzweifelte. 
Endlich bei dem Herannahen des ruffifhen Feldzugs ſchien ihm bie Stunde ge 
Iommen für einen großen Befreiungsverfud. Er hatte fihon im Jahre 1808 ben 
Czaren Alerander zu einer ſelbſtändigen Politik ermahnt und bot ihm jept feine 
Dienfte an. Faſt gleichzeitig (Mat 1812) ereilte ihn vie Einladung des Czaren. 
Er blieb ohne amtlide Stellung, als ein- ſelbſtändiger Rath, eine Macht durch fich 
felber, an Alexanders Seite, und ſoweit die nun folgenden Ereignifie von dem 
Willen einzelner Sterblicder abhingen, bat St. an der Befreiung Europa’s ein 
größeres DVerbienft als irgend ein Menſch. Er war es, der ben Kalfer zu dem 
Entſchluſſe bewog, ven Krieg bis nad Sibirien hinein fortzujegen, er erfüllte ven 
ſchwachen evelfinnigen Monarchen mit einem Hauche feiner eigenen Leidenſchaft, er 
beftimmte ihn, nach dem Siege, den Wünfchen des Heeres zum Trotz, den Niemen 
zu überfchreiten. Je näher die Gefahr fich heranwälzte, um fo freudiger und zu⸗ 
verfichtlicher bob fich alles Schneivige und Heldenhafte feines Weſens. Er verachtete 
bie Oberflächlichkeit der meiften gebilveten Ruflen, doc er freute ſich an ber reli» 
giöfen Begeifterung, dem Opfermuthe des Bolls, und auch unter ben höheren 
Ständen fand er treffliche Helfer, To die Grafen Kotſchubey und Lieven. Er fah 
in dem ruſſiſchen Kriege nur ein Mittel für feinen theuerſten Zwed, vie Befreiung 
Deutſchlands. St. fand an der Spige des deutſchen Komites in Petersburg, ließ 
Aufrufe unter den Nheinbundstruppen verbreiten, um fie zur Fahnenflucht zu ver- 
leiten, und durch die Schriften feines treuen E. M. Arndt auf die Herzen ver 
Deutſchen wirken, er bildete — mit geringem Erfolg — bie beutfhe Legion als 
den Kern des künftigen deutſchen Heeres, er drang auf Verbindung mit Englaud 
und zeigte der Megterung die Mittel, welche ihr nachher ermöglichten, 40 Millionen 
Rubel ruſſiſchen Papiergelds in Deutſchland umzufegen und alfo den Krieg fort= 
zuführen. Während er alfo jeven Hebel in Bewegung fette zur Belämpfung Na- 
poleons, fand er doch Worte der Billigkeit für jene preußifchen Officiere, welche, 
dem Fahneneide treu, im Heere des Imperators fochten. 

Die Pläne, welche er in jenem Petersburger Winter für Deufchlande Umge⸗ 
fteltung entwarf, find das Idealſte und Berwegenfte, was jemals über deutſche 
Bolitit gedacht worden. Und dies bildet, näcft feiner Theilnahme an ber Umge» 
ftaltung Preußens und der Befreiung Europa’s, das dritte welthiſtoriſche Verdien ſt 
des Mannes: er hat früher und ſchärfer als irgend ein Staatsmann bie Einheit 
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Dentfchlanns, ohne Phrafen und Vorbehalte, als das höcfte Ziel deutſcher Politik 
anfgeftellt, er war ber Erſte unter unfern Staatsmännern, ber in jedem Wechſel⸗ 
falle unwandelbar und mit hellem Bemußtfein nur das Wohl des ganzen Bater- 
landes ins Auge faßte. „Ich habe nur ein Vaterland, das heißt Deutſchland — 
Ihrieb er an DMünfter, ver ihn des einfeltigen Preußenthums beſchuldigte — und 
da ich nad alter Verfaſſung nur ihm und feinem befonveren Theile desſelben 
angehörte, fo bin ih aud nur ihm und nicht einem Theile vesfelben von ganzen 
Herzen ergeben." Wer ihm von Schonung der althergebrachten Zerfplitterung 
rebete, dem erwiderte er: „einen folhen Zuſtand wieverberftellen, ift gerabe fo, 
ald wollte man taranf beftehen, daß ein todter Mann auf feinen Beinen ftehen 
folle, weil er es thun konnte, fo lange er noch lebte.“ Jede Rückſicht auf vie 
Dynaftien verwarf er: „als ob es in Deutſchland darauf anfäme, ob ein Medien- 
burg xc. eriftirt, und nicht ob ein ſtarkes, feftes, kampffähiges veutfches Bolt ruhm⸗ 
voll im Krieg und Frieden daſtehe!“ Sein Ziel war die „Einheit, und ift fie nicht 
möglich, ein Uuskunftsmittel, ein Mebergang”. In jenem Augenblide, da ber ges 
ſammte Bundesbeſtand Europa’s im Wanken war, ſchien ihm felbft das Höchſte 
erreichbar: eine große Monarchie von der Weichſel bis zur Maas und den Vogeſen, 
ebenſo Italien zu einer geſchloſſenen Maſſe verbunden — ganz Mitteleuropa in 
jenem Zuſtande „der Kraft und Widverſtandsfähigkeit“, den er in feiner Lieb⸗ 
lingszeit, „unter den großen Kalfern vom zehnten bis zum breizgehnten Jahrhundert‘ 
zu finden glaubte. Set dies nicht möglich, fo folle man Deutſchland nad dem Laufe 
des Mains zwilchen Defterreih und Preußen theilen, die Rheinbundsfürſten als 
„betitelte Stiaven und Untervögte" bes Eroberer behandeln und aud bie von 
Napoleon verjagten Fürften nicht als Bundesgenoffen gelten laffen. Könne man 
auch dies nicht erreihen, fo bleibe als legter Ausweg, daß man jedem ber beiden 
„verfaffungsmäßigen Königreihe” Defterreih und Preußen einige Kleinftanten als 
Vaſallen unterorpne, etwa Balern, Württemberg, Baden mit gefchmälertem Gebiete 
der ſüdlichen, Hannover, Hefien, Oldenburg, Braunſchweig der nörblihen Macht. 
Man wird im viefen Plänen den hochherzigen Patriotismus eben fo wenig ver- 
fennen wie bie leirenihaftlid unklare Erregung der Zeit und den Stolz des 
Mebdiatifirten, der nicht begriff, warum „man mit dieſen Zauntönigen fo viel Um⸗ 
fände made”. 

Als das Heer bie deutſche Grenze überfchritten hatte, nahm er die Zeitung 
der oftprenfifchen Angelegenheiten in vie Hand, zog ſich jedoch befonnen zurüd, da 
a Yord und Schön nnd die Männer des preußifhen Landtags voll Eiferd für 
bie große Sade, aber auch voll Sorge wegen der ruſſiſchen Eroberungsiuft ſah. 
Am 25. Februar 1813 erſchien er mit Anftett in Breslau und beredete ben zau⸗ 
bernden König, Scharnhorft in das ruffifche Hauptquartier zu fchiden — eine Sen- 
bung, welche den Abfchluß des preußifch-ruffifchen Bündniffes zur Folge Hatte. Er 
folgte nunmehr dem Hanptquartier der Monarchen, rafllos anfpornend und er- 
muthigend, ein Todfeind aller halben Maßregeln und, „verberblihen Waffenftill- 
Nände”, der fefte Bundesgenoffe des Blücherſchen Hauptquartier. Zugleich leitete 
er den Berwaltungerath, der die eroberten Länder, zunähft Sachen, zu verwalten 
Hatte, und feine kühne, fchroffe Weiſe ftieß hart zufammen mit der Unentjchlofjen- 
heit „viefer weichen ſächſiſchen Wortkrämerei”. Er betrieb eifrig den Abſchluß der 
Allianz mit England. Nah dem Waffenſtillſtande trat der lähmende Einfluß Defter- 
reichs auf bie große Allianz hervor. Die fühnen Gedanken jenes Peteröburger 
Binters erwieſen fi als unausführbar. St.'s Zweifel an der Lebenskraft Preußens 
waren längfi verfiummi Angefichts der großen Erhebung, er fühlte fi unter dem 
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Begeifterten Bolke Rorbteutfglande „wie in einem unbelaunten Lande”. Wubrerfeits 
fah er mit Trauer, daß in dem Defterreih Metterrichs der Geiſt von 1809 
gänzli verſchwunden war, daß die Bevölferung der Kleinftaaten den Dynaſtien 
nod eine fehr ſtarke Anhänglichkeit entgegen brachte unt England in den Meichen- 
bacher Berträgen fi für Hannover bereutende Gebietserweiterungen ausbedang. 
Sonach war felbft der beſcheidenſte jener drei Petersburger Pläne unmöglid, und 
St. hielt jegt die Herftellung der Kaiſerwürde, bes Neichötages. und ber Reichs 
erichte für nothwendig, damit eine monarchiſche Gewalt die Keinen Dynaftien in 
—* halte und das halb⸗deutſche Oeſterreich durch vie Pflichten des Kaiſerthums 
an Deutſchland gekettet werde. Vergeblich verſuchte er, in Böhmen während des 
Stillſtandes der Kriegsoperationen nach der Schlacht von Kulm, dieſen Plan bei 
den Monarchen durchzuſetzen. Metternich erklärte feine Abficht, die deutſchen Staaten 
nur durch ein Syſtem von Verträgen zu verbinden, bald darauf ſchloß Oeſterreich 
die Berträge von Ried und Fulda und erkannte die Souveränetät der rheinbün⸗ 
diſchen Könige an. Seitvem war jede Ausficht auf eine gefiherte Berfafjung Deutid- 
lands verfperrt, und wenn fortan bie Anfichten St.’s über die Zukunft bes Bater- 
landes in jähen Sprängen wechſelten, fo war dies nur bie Folge der Unmöglid- 
feit, auf Grund der gegebenen Sachlage einen dauernden Rechtszuſtand zu ſchaffen. 

Rah der Schlacht von Leipzig ward fehr fühlbar, dag St., befhäftigt mit 
der Organifation Sachſens und der befinitiven Einrichtung der Gentralverwaltung, 
dem Hauptquartier nicht gefolgt war. Erſt nad feiner Rücklehr faßte man ben 
Entihluß, den Krieg über den Rhein zu tragen. St. entfaltete eine ungeheure 
Thatigkeit bei der Leitung des Lazarethweſens und ver proviſoriſchen Einrichtung 
ber eroberten Länver. Die Eentralverwaltung war beſonders beventjam für bie 
öffentliche Meinung, well fie der Welt wieder das Schaufpiel einer Behörbe für 
gefammidentfche Angelegenheiten gab. Im Feldzuge von 1814 wiederholte fich das 
alte Spiel: St. und die Helden des ſchlefiſchen Heeres drängten vorwärts, wäh- 
rend das öſterreichiſche Hauptquartier zauderte. Der Aufenthalt in Paris erfüllte 
St. mit tiefem Mißmuth, man fah ihn ſtachliger und heftiger denn je. Sein Ein- 
flug auf ven Ezaren begann zu finfen, umfonft forverte er bei den Friedensver⸗ 
Handlungen geficherte Grenzen für Deutfchland, umfonft verlangte er, daß Preußen 
die gute Stunde zur Befriedigung feiner gerechten Anfprüche benute. Die Wieder⸗ 
einfegung der Bourbonen war ihm willlommen, als ein „Ruhepunkt“ für bie 
ermüdete Nation, obwohl er den Doftrinen der Legitimiften nicht huldigte. 

Bon dem Wiener Kongrefie fagte er früh voraus, daß „das Ganze auf eine 
flache und übertünchte Welfe endigen werde“, er fah „vie Zeit ver Kleinheiten, 
der mittelmäßigen Menfchen“ gekommen. In ven Händeln über bie Territorial- 
fragen ragte er hervor als Vertheidiger ver Einverleibung Sachſens, er warf Tal⸗ 
leyrand und beffen Genoſſen die treffende Beſchuldigung zu, daß fle es feien, 
welche die Zertheilung der Völker verlangten. Sein Vorſchlag, das eroberte Land 
durch einen trefflichen Statthalter, den Prinzen Wilhelm, zu gewinnen, fand feine 
Erfüllung. Wie ihn einft Napoleons Bulletins als einen Demagogen geſchildert 
hatten, fo warb er jegt in der Preffe als ein Boruſſomane und ein Spießgefell 
ber brutalen Gewalt angefeinvet. Ex aber hielt no im hohen Alter mit voller 
Ueberzeugung feine wohlbegrünbete Meinung feft. Dagegen erkannte er die Unmög⸗ 
lichkeit, ein unabhängiges Tonftitutionelles Polen mit Rußland auf die Dauer 
friebli zu verbinden. Für die deutſche Berfaffung hatte ex während bes fran- 
zöffhen Feldzugs in Chaumont einen nenen Plan entworfen, wonad bie beiden 
Grogmächte mit Balern und Hannover als Direltoren die exekutive Gewalt befigen 
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und den Bundestag leiten follten. Im Sommer darauf flug er wiederum ein 
Direktorium ber vier mädhtigften Staaten und eine Kreisverfaffung vor, melde 
fo tief in die inneren Landesangelegenheiten eingreifen follte, daß die Großmächte 
ſich ihr nicht völlig unterwerfen lönnten, daher verfiel er auf ven Ausweg, daß 
Preußen nur mit den Ländern links der Eibe, Oeſterreich gleichfalls nur mit feinen 
weſtlichſten Provinzen beitreten folle. Wenn St.'s Meinungen über die Leitung 
Deutfchlands nicht minder unficher wechſelten, wie die Anfichten der übrigen Zeit- 
genoffen, fo bieten feine Pläne doch ſämmtlich eine glänzende Seite, die ben 
großen Staatsmann bekundet; fie enthalten alle fehr beftimmte Garantien für die 
Bollsfreiheit: — Grundrechte für alle Dentfchen und ausgedehnte, von Bundes- 
wegen garantirte, durch ein Bundesgericht geficherte Befugniffe für die Landſtände. 
Desgleihen verlangt er in allen feinen Entwürfen unbebingte Einheit der Geſetz⸗ 
gebung für ven Verkehr im weiteften Sinne. Er wünfdte, daß die beiden Groß⸗ 
mädte und Hannover die Vorberathung der deutſchen Verfafſung auf dem Kon- 
grefle allein in die Hand nähmen. Als flatt defien das Fünferkomite gebildet warb 
und das Werk ſchon im Beginn an dem Widerſtande Baierns und Dürttemberge 
zu fcheitern drohte, rief er den Czaren und ben Verein ber Heinen Fürften zu 
Hülfe. Im Lanfe des Winters kehrte er nochmals zu feinem Kaiferplane zuräd. 
Als auch diefer verworfen warb, verfuchte er nur noch, abermals umfonfl, dem 
Artikel 13 der Bundesafte einen Inhalt zu geben, den Landſtänden der Einzel» 
ſtaaten beftimmte Rechte von Bunbeswegen zu gewährleiften. Das vollendete Wert 
erfhien ihm gänzlich hoffnungslos. Er ſtand allein auf dem Kongrefie, ohne Boll- 
macht, ohne Stimmrecht, und fein perfönlier Einfluß war im Sinten, je mehr 
die Erinnerung an bie großen Tage des Krieges verblaßte. 

Nah Napoleons Rückkehr brauste St.'s alter Haß wieder anf, ein Haß, 
deſſen Gluth fih doch fehr wohl vertrug mit fcharffichtiger Würdigung des 
Feindes — wie denn St. unter den Erſten den Zug ber Gemeinheit in dem 
Weſen des Imperators durchſchaute. St. zuerfi erfann den Gedanken, Napoleon 
zu üdhten. Bet den Verhandlungen über den zweiten Parifer Frieden betrieb er 
räftig die Rüdführung der geraubten Kunftichäge, doch umfonft verlangte ex, dieß⸗ 
mal im Bunde mit den Staatsmännern Preußens und der Heinen deutſchen 
Staaten, Elſaß und Lothringen für Deutſchland zuräd. Nachdem alfo faft alle 
Pläne, welche er an bie Befreiung der Welt angelnüpft, gefcheitert waren, zog er 
fi) in das Privatleben zurück. Den Poſten eines öſterreichiſchen und eines preußi⸗ 
ſchen Bunvestagsgefandten lehnte er ab, den einen, weil er fein Preußen nicht 
verlaffen, den andern, weil er nicht unter Hardenberg dienen mochte und von ber 
Branffurter Berfammlung fein Heil erwartete. - 

Er verlebte ein reiches Alter auf feinen Gütern Kappenberg und Naffau, in 
lebhaften brieflichem und perſönlichem Verkehr mit beventenden Männern. Die 
perfönlihen Erfahrungen biefer legten Jahre verftärkten noch feine Liebe zu Preu⸗ 
Ben, da er in Naſſau den Meinen Krieg der Burenufratie wider die Mebiatifirten 
ertragen mußte, während er in Kappenberg als Landtagsmarfchall der Provinz 
Weſtphalen eine hochangefehene Stellung einnahm. Der Tod feiner Gattin, bie 
erft in fpäterer Zeit feinem Herzen nahe getreten war, gab feinem Geiſte eine 
fireng religiäfe Richtung. Im Eifer feiner Rechtgiänbigkeit wünfchte er wohl, der 
Staat möge „ein Dutzend Rationaliſten extra statum nocendi verfegen". Sein 
Stande war Acht und ohne Prunk, und obwohl er, nad) der Weiſe diefer roman- 
tilden Tage, dem Katholiciemus näher trat, fo blieb er doch allen ultramontanen 
Beſtrebungen feind: St. wünſchte, wie fein Freund Erzbiſchof Spiegel, nationale 
Selbſtaͤndigkeit unſrer katholiſchen Kirche, 
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Die neuen politifhen Zuftände boten ihm wenig Anlaß zur Freude. Er ſah 
auf der einen Seite die Bureaukratie mit ihrer „Wuth zu generalifiren® und über 
bäufte dieſe Klaſſe mit ſchweren Bormärfen, deren Härte fein alter Freund Kunth 
dem Ariſtokraten oftmals verwies. Der Adel andrerfeits fehlen ihm „in Selbſt⸗ 
ſucht, Einfeitigfeit, Xeerheit, Unbeholfenheit, Egoismus verfunten”. St. fuchte mit 
Meontesquieu das Urbild freier Berfafjung in England und „den deutſchen Wäl- 
bern" und verwarf die durch neufranzöflihe Ideen befruchtete Richtung des für- 
dentfchen Liberalismus als „feichten, vechtlofen Neologism". Die neue demokratiſche 
Strömung ſchien ihm varauf hinauszulaufen „das Ganze in ein Aggregat von 
Geſindel, Juden, neuen Reihen, phantaftifchen Gelehrten zu verwandeln“. Die 
rheinifche Geſetzgebung befämpfte ex mit dem ganzen Haſſe tes Franzofenfeines. 
Während er fo alle vorherrfhenden Richtungen im Staatsleben der Einzelftanten 
befämpfte, fand er die geſammtdeutſche Politik. noch unglüdlicher beſtellt. Den 
Bundestag verachtete er als eine „vom Philiftergeift durchdrungene polttifche Ma- 
fine”, und fein Zom wallte auf, als die Mainzer Eentralunterfuhungstommiifion 
ihn felber al8 einen Haupturheber der demagogiſchen Umtriebe beſchuldigte. Ebenſo 
wenig wollte er Theil haben an dem nenen Teutonentbum, „dieſen unbärtigen 
fragenhaften Etubenten“. Die Oppofition am Bundestage galt ihm als eine neue 
Form der alten Rheinbunds-Beftrebungen; er verdammte ſchonungslos jeden Bunt 
im Bunde und das gefammte Treiben der „Afterbünpler". ' 

Dem Kundigen fällt nicht fchwer, in viefer Fülle des Tadels, vie ver Alternde 
nach allen Seiten bin ausjpenbete, einige große pofitive Gedanken zu erfennen, 
welche zeigen, dag St. noch immer auf der Höhe ver Zeit ſtand, während er zu 
Wien als ein Haupt der militärifhen Jakobiner, unter den Wlltagsliberalen als 
ein Junker verrufen war. Zunächſt verlangte er immer aufs Nene Erfüllung ber 
dem Bolle gegebenen Verheißungen; denn „ven buch bie Iautere Milch des 
Jeſuitismus noch nicht getrübten Menſchenverſtand“ werde man nicht überzeugen, 
daß es von dem Willen der Fürften abbänge, ob und wie fie ihr Wort halten 
wollten. Die unheilvollen Folgen der Ausſchließung ver Nation von ver Leitung 
ihrer eignen Angelegenheiten, bie er ſchon in jenem Programme vom Jahre 1807 
vorausgefagt (j. oben), gingen Wort für Wort in Erfüllung. Iegt wie damals 
wollte er den Grundbeſitz in den Reihäftänden überwiegend vertreten fehen, aber 
der Reichötag follte wirkfame Rechte haben: „berathende Stände find eine inerte 
Maſſe oder ein turbulenter Haufe, der in's Blaue hineinſchwätzt, ohne Würde, 
ohne Achtung“. Wie fchroff und herriih der Marſchall oftmals bie Liberalen 
Redner des weftphältfchen Landtags anlieg — auf dem Verlangen nad Reichs⸗ 
ftänden befand der gewifienhafte Mann unverbrühlih, aud nachdem die Iuli- 
revolution alle konfervativen Neigungen feiner Natur mächtig aufgeregt hatte. 
Ueber alle Verftimmungen und Beſchwerden bes Tages rettete er fich feine An- 
haͤnglichkeit an das Haus Hohenzollern und feinen Glauben an Preußen als den 
Hort unfrer Zukunft. Er nannte Berlin felbft in jenen ftillen Jahren, da das 
öffentliche Leben faft erftorben war, „ven intereflanteften Ort Deutſchlands“ und 
fah mit Stolz auf das preußiſche Heer; Iriegserfahrene Officiere waren dem ftreit- 
baren Manne die willfommenften Säfte. Unberührt von den Modekrankheiten des 
neuen Liberalismus, hielt er den Bid feft auf die Größe des ganzen Baterlandes 
gerichtet. Auch da die Heinen Staaten des Südens als die beneldenswerthen 
Stätten ber Freiheit gepriefen wurden, fchaute er mit unwandelbarer, grenzenlofer 
Beradhtung auf die unheilbaren Mängel des kleinſtaatlichen Lebens. Er wußte, Die 
Zeit ſei noch nicht gelommen, die Staatsbildungen Napoleond vom deutſchen 
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Boden binwegzufegen, und begrüßte mit Freuden jeben Anfang praftifcher Eini⸗ 
gung der Nation, fo ben werbenben preußiſch⸗dentſchen Zollverein. Auf vie un. 
verwüftliche Geſundheit unſers Volkes baute er felfenfeft; nur „das Rand ber 
Phaͤalen“, Defterreih, ſchloß er in ver Regel von feinem Lobe aus. Mit unver- 
geklihen Worten rief er den Demagogenverfolgern zu, ein trenes, fittlichee, ge 
bilvetes Volt, das foeben einen glorreihen Krieg beſtanden, verdiene Vertrauen 
und wieber Bertrauen. In foldem hohen patristifhen Sinne bat er aud das 
wiffenfchaftliche Unternehmen der Monumenta Germaniz begründet und ihm einen 
guten Theil feines Alters gewidmet. Radikale Blätter des Rheinlandes witterten 
in dieſer Sammlung der Geſchichtsquellen unfrer Vorzeit feudale VBeftrebungen. 
Der inftinktive Widerwille aller Menfchen ohne Vaterland, vornehmlich ver libe- 
rolen Partikulariſten, bildet den fiherften Maßftab für St.'s Größe. Wer einzelne 
Ausbrüche der hypochondriſchen Laune und ber Tadelſucht des Staatsmanns außer 
Dienft anszufcheiden weiß, findet in den Briefen jeines Alters eine unvergleichliche 
Quelle der Belehrung über die Zeitgefchichte und über bie wichtigften Probleme 
ver Politik, dazu in der ausdrucksvollen Gewalt der edigen, wuctigen Sprache 
mit ihrer Fülle fi brängender Beiwörter ein getreues Charakterbild. 

St. farb, und mit ibm fein Geſchlecht, am 29. Juni 1831. Sein Teftament 
fHließt mit der Mahnung an feine Erben, ſich des göttlihen Segens würbig zu 
erhalten... „vornehmlich durch trene und zu jeder Aufopferung bereite Liebe zum 
Vaterland“. Auf der Infchrift feines Grabes wird er genannt: „bemüthig vor 
Gott, hochherzig gegen Menſchen, ver Lüge und des Unrehts Feind, hechbegabt 
in Pflicht und Treue, unerjhütterlih in Acht und Bann, des gebeugten Vater: 
landes ungebeugter Sohn, in Kampf und Sieg Deuiſchlands Mitbefreier“. — 
Die arge Verbildung unferer Zuftände piegelte fi wieder in der Theilnahmloſig⸗ 
tet, womit bie Nation bie Kunde von St.'s Abſcheiden aufnahm. Erſt zwanzig 
Jahre nach feinem Tode ift St.'s Bild dem Bolfe wieder näher getreten. Der 
größte Stantsmann der Deutfchen dieſes Iahrhunderts war ein flolger Preuße und 
ein Unitarier *). 

Litteratur. Perg, Das Leben des Minifterd v. Stein. 6 Bde., Berlin 
1849 fi. Arndt, Meine Wanderungen und Wandelungen mit dem Frhrn. v. Stein. 
Berlin 1857. Steins Briefe an Hans v. Gagern (im 4. Bande von Öagern’s 
Mein Antheil an der Politif). Denkſchriften des Frhru. v. Stein, Gerausgegeben 
von Berg. Berlin 1848. Dazu die Titteratur zur Geſchichte der Freiheitskriege, 
vornehmlich Berk, Das Leben Gneiſenau's, Bodelfhwingh, Das Leben Binde’s 
und die Denkwürdigkeiten von v. d. Marwitz. $. v. Treitiäte. 


Stempel, S. Gefälle. 


Stenerbewilligungsrecht. 


Das Recht der Staatsangehörigen, durch ihre Landesvertretung an der Auf- 
Inge von Steuern und Abgaben aller Urt einen mitbeflimmenden Antheil zu 
uchmen und nur zur Aufbringung der alfo bewilligten Beihülfe zu dem Staats⸗ 
vermögen verpflichtet zu fein, tft nicht blos ver eigentliche Ausgangspunft ber 
Iandftändifchen und Tonftitutionellen Staatsbildungen gewefen, ſondern noch bi8 in 
bie nenefte Zeit einer der Tragpfeiler der Repräfentativverfafjung geblieben. ‘Die 


— — 


*) Anm. d. Med. Stein bat, wie bie obige Darſtellung beflätigt, immer diejenige Form 
der Einheit erftrebt, die ihm nach den Zeitverhältnifien möglich erfien. 
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Entwidlung bes Stenerbewilligungsredhts in den altflänbifchen deutſchen Territortal- 
verfoffungen zur Zeit des Reihe hat ſchon an einer andern Stelle eine dem 
Zwed dieſes Wertes entfprechende Darftellung gefunden (vgl. den Artikel Land⸗ 
fände) und ob für das heutige Eonftitutionelle Staatsrecht auch in Deutſchland 
die Eigenthämtichleiten des älteren Steuerverfafjungsredhts noch in irgend erheb- 
licher Weiſe maßgebend fen können, wird fpäter zu unterſuchen fein. Zunächſt gilt 
es den Antheil zu ſchildern, welchen eine Bollövertretung im modernen Mepräfen- 
tatioftant nach Weſen und Begriff vesjelben aud an der financiellen Seite bes 
Stantsiebens zu nehmen hat, und wie ihn vie Berfafiungen, die jene Staatsart 
zum reinen Ausdruck bringen, in grunpfäglicher Uebereinftimmung fefthalten. 
Benn in ven lehnsrechtlichen Staatsanfängen des Mittelalters die erflen 
Steuern und Leiftungen — bei denen nicht ausfhlieglih an Geld zu denken iſt — 
als Entgelt für geltehenes Grundeigenthum erſcheinen, fo daß der Steuernde nidt 
von feinem Eigenthum, fondern eigentlih von bem Ertrage eines Bermögenzftüdes 
zahlt, welches dem Individuum ober der Korporation, an bie geleiftet wird, zu 
Eigen iſt, nimmt die moderne Steuer durchaus ten Charakter der Enteignung an. 
Die ſtaatliche Geſetzgebung auf den Übrigen Gebieten, welche fie zu ordnen be⸗ 
rufen if, legt dem Einzelnen vielfache Beſchränkungen feines gefellichaftlichen Da- 
feine auf; in ber VBefleuerunig greift fie geradezu in die Eigentbumsfphäre, in das 
nothwendigfte, für die menſchliche Entwidiung bevdentungsvollfte materielle Ent- 
faltungögebiet der Perfönlichkeit ein. Aus viefer Thatſache folgt Teineswegs, daß 
die Gewährung der für den Staat nothwendigen Leifiungen aus dem Bermögen 
der Staatsangehörigen eine Sache des beliebigen guten ober böfen Willens ſei, 
der Staat iſt nit das reine Probuft fouverainer Einzelwillen, fondern in ihm 
und mit ihm find die Einzelbürger, wohl aber ergiebt fich daraus, daß eine Side: 
rung der Einzelnen gegen ſtaatliche Willkür, eine feſte Orbnung dieſer weitgrei⸗ 
fenden Funktionen der Stantögewalt — mag fie in monacrchiſcher over republl- 
kaniſcher Form auftreten — eine ver erften Forderungen des Rechts ſowohl als 
der Bolitit if. Wenn dieſer Schuß der Staatsangehörigen auf den übrigen Or 
bieten der Geſetzgebung nur durch Theilnahme des Volkes an ven legislativen 
Erlaſſen erreihbar fehlen, mußte dieſe Gewähr auf dem Gebiete der Beſteuerung 
um fo mehr in einer folden Mitwirkung gefucht werben, wo bie Neigungen und 
Berfuhungen vie Machthaber in verflärkter Wetfe zu Unklugheiten und Unge⸗ 
rechtigfeiten führen konnten. Die geſetzgebende Thätigkeit mochte in einem Staut 
Jahre lang ruhen und — gut ober ſchlecht — die Ordnungen der Vergangenheit 
befolgt werben, die Staatsbedürfniſſe waren tagtägliche und fo auch die Noth- 
wenbigfeit, aus dem vorhandenen Stantövermögen ober wenn dies, wie fafl 
überall, nur zum Meinften Theile den öffentlihen Aufwand beftreiten konnte, aus 
dem Vermögen ber Staatsbürger die Mittel zur Führung des Staatshaushaltes 
berbeizufchaffen. Der abfolutiftiihe Staat, in welchem die Feftfegung der äffent- 
lien Bedürfnifſe ſowie die Berwendung tes Privateigenthums ver Unterthanen 
zu ihrer Befriedigung von dem Willen der Regierung allein abhängt, hat that 
ſächlich wie rechtlich das Eigenthum zu einem bloßen precarium gemadt; in 
manden Staaten hat dieſe Ausbeutung des Nationalvermögens durch fürſtliche 
und Günftlingswillfür zulegt das äußerfte Mittel der Völker heraufbefchweren, 
und wenn dies nicht überall geſchah, lag der Grund einzig und allein darin, daß 
der äußerſte Gebrauch auch der unumfchränfteften Gewalt an gewiffe natürliche 
Bedingungen gefnüpft ift, weldhe oftmals fehlen. 
üffen wir baher in jedem, auch dem beftregierten Stante, eine Mitwirlung 
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ver Steuerzablenden bei der Orbnung bes Staatshaushaltes — denn biefen wei- 
teren Sium hat das Stenerbewilligungsredht, wenn es zur vollen Entfaltung feines 
Inhalts kommt — als eine Forderung bes Rechts und der Politil erkennen, fo 
hat dagegen die hiſtoriſche Entwidiung ihren Ausgangspunkt theilmeife von anderen 
Anlöflen genommen. In Deutſchland z. B. war ber Hauptgefihtspunft der, daß 
bie Regierung Sache des Fürften fe, wie denn vielfach die eigene Grundherrſchaft 
ven Kern bed Territoriums bildete, daß eine Beihülfe zu den Koften des Regi- 
ments, einer ihnen gang fremden Angelegenheit, nur freier Wille und gute Gabe 
verjenigen Landesangehörigen ſei, welche nicht als Hinterfaßen des Landesherrn 
ſelber erſcheinen. Oft verftand man fich freiwillig zu geringeren Leiftungen, um 
nicht zu größeren durch die augenblickliche Uebermacht gezwungen zu werben, ber 
Gewalt des Landesherrn ftellte fi anderswo vie vereinigte Kraft der Stände, 
welde die gemeinfame Gefahr zufanmengeführt hatte, entgegen, aber indem man 
allmaͤhlich zu Verträgen und Einigungen auch zwifchen Fürft und Ständen gelangte, 
drang doch endlich ver Begriff der auch ohne Vertrag begründeten äffentliden 
Rechte und Pflichten durch. Der Staat und feine Bedürfniſſe wurden als die Ans 
gelegenheit Aller angefehen und bie Steuerpflicht des Staatsbürgers warb in ihrer 
wahren Natur begriffen. Aber mit dem Zerfall der ftändifchen Ordnungen geben 
auch die Schugwehren verloren, welde bie Erfüllung dieſer Pflicht zu einer That 
des freien Gchorfams im Staate machten; an bie Stelle des frühern fälſchlich als 
Privatwillkür betrachteten Rechts der Verweigerung trat bie ebenfo verfehrte und 
ven Unterthan rechtlos machende Auffafjung des Steuerforberungsrechts als einer 
abfoluten Privatbefugniß des Fürften, und nur in einem Staat iſt es gelungen, 
die mittelalterliche Form der Stenerbewilligung ohne eigentlichen Bruch mit ber 
Vergangenheit in das der richtigen Auffaffung des Staats und der Staatsgenofien- 
ſchaft entfprechende Stenerbewilligungsrecht des heutigen Repräfentativftaats hinüber 
zu leiten. 

England — wie es das Vorbild aller volltonftitutionellen Staatsverfaf- 
jungen ber neneren Zeit gewefen tft, bietet auch namentlich in dieſem Haupttheile 
ber politifchen Theorie und Pratis jene Grundregeln praltifcher Weisheit dar, 
welche das äffentliche Recht von England fo gut zur raison 6erite erhoben haben, 
wie das römifche Privatrecht für alle Zeiten Mufter und Manfftab für neue 
Shöpfungen auf feinen Gebiete bleiben wird. Aber auch bier wie in allem 
hiſtoriſch Gewordenen ift zwiſchen ver bloßen zufälligen Form und bemjenigen 
Formalen zu unterfcheiven, im welchem fidh vie weientlihen Seiten einer Inftitu- 
tion felber ansprägen; die Grundzüge bes englifchen Steuerbewilligungsrehts find 
jedoch durch die Prüfungszeit von Jahrhunderten fo fehr bewährt, vie höchſte poli⸗ 
tiſche Intelligenz eines flaatsverftändigen Volles hat mit fo großer Sorgfalt ſich 
an ihnen thätig erwiefen, daß man dieſes Kapitel des öffentlichen Rechtes getroft 
für abgefchlofjen erklären Tann. 

Die Bollsvertretung, für die Maſſe des erwerbenden und befitenden und 
von Erwerb und Eigemhum ftenerzahlungspflichtigen Volles, hat nad dieſem 
engliſchen und von ta aus verallgemeinerten fonftitutionellen Staatsrecht eine 
entſcheidende Mitwirkung bei der Anlage des Bffentlihen Haushalts, bei der Feſt⸗ 
Rellung ver Staatsbebürfniffe und der dafür erforderlichen Dedungsmittel anzu⸗ 
ſprechen, mögen diefe in der Veräußerung von Stantseigenthum, in der Aufnahme 
von Anleihen ober endlich in ber regelmäßigen und fortlaufenden Art ver Be⸗ 
tedumg, In der Auflage und Fortbewilligung von Steuern beftehen. Alles dieß 
mit feinen vielfachen Incidenzpunkten begreift das Steuerbewilligungsredht. Im alt 
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ſtandiſchen Staat war e8 die blos ſubſidiäre Pflicht der Unterthanen, welche bei 
der Forderung von Steuern einen Nachweis ihrer Unentbehrlichkeit, ſomit eine 
Einfiht In die primären Staatsmittel und ihre Verwendung zur nothwendigen 
Borausfegung Hatte; im "heutigen Repräfentatioftaat iſt nicht mehr bie Aufbrin- 
gung der Mittel zur felbfiherrliden, vom Willen der Bevölkerung uuabhängigen 
NRegierungsführung zunächſt Sache des Fürſten, fondern von Anfang am ift die 
Negierungsthätigfeit Sache der Nation felber, der diefe mit Rechten und Pflichten 
zugewandt ifl, und gerade weil auch das Flnanzweſen des Staats die eigemfte 
Sade der Ration felber ift, welcher diefe nöthigenfalls die weitgehenpften Opfer, 
3. B. in Kriegsfällen zu bringen bat, gebührt der Bollsvertretung ber mächtigfte 
Antheil bei diefer wichtigen Funktion des Staates. 

Aber der Charakter einer jeden großen Berfammlung bringt doch eine Be 
ſchränkung mit fich, welche dieſen Antheil naturgemäß auf gewifie Gebiete zurüd- 
fährt. Die Aominiftration Tann niemals Sache eines zahlreihen, mannigfachen 
Wechſeln unterworfenen parlamentarifchen Körpers fein, und bie Verwaltung ber 
Staatseinnahmen und Auegaben mit ihren täglichen hundertfachen Gejchäften 
eignet fich vielleicht am allerwenigften dazu, ein Attribut einer Kammer ober 
Landesverfammlung zu fein. Was früher deutſche landſtändiſche Ausichäffe uud 
Schatzkollegien in ven Tieinlihen Verhältniſſen unferer Duodezfürſtenthümer ge 
feiftet haben, Tann werer zur Nachahmung reizen, nod würde es im großen 
(ebensfähigen Monarchien auch nur möglich fein. Mit jener laufenden Verwaltung 
bes Staatshaushalts Hängt aber die Kenntniß und das Urtheil über die mächften 
Staatöbepürfuiffe in ihren Ginzeiheiten auf das Genaueſte zufsmmen, und fo 
finden wir als eine durchgehende Schranke der Bollsvertretungen in Bezug auf 
die Finanzorduung, daß der Antrag auf Steuerauflagen und An: 
leihen fowie die Aufftellung eines Ginnahme- und Yusgabe- 
entwurfs von der Regierung auszugehen bat. Die Krone bitter wicht 
mehr um Beihilfe zu ihrer Regierung; wohl aber ift zwiſchen ben Regierungs⸗ 
behörven und ben Bolfsvertretern eine fachgemäße Arbeitstheilung eingetreten; an 
‚ beiden Stellen iſt e8 der eine Staat, für den gehandelt wirb und Miniſter wie 
Übgeorbnete find gleihmäßig in Erfüllung einer öffentlichen Pflicht thätig. Die 
Regierung, welche die Angelegenheiten des Staates zu leiten hat, muß willen, 
welhe Mittel fle zur Erfüllung ver ihre aufliegenden Pflichten vorausfichtlich 
nöthig Hat; ihr ein Mehr entgegenzutragen würde ein Mißtrauen in ihre Ein- 
fiht verratben, die fiherlih durch die Nachtheile eines ausbrechenden Deficits noch 
gefhärft wird. Daher ver konftitutionelle Orundfag, daß von einzelnen Mit- 
gliedern des ſteuerbewilligenden Körpers Anträge auf Erhöhung 
der Gtaatsausgaben ntht geftellt werben fönnen, und In der eng- 
liſchen parlamentariſchen Praris die Negel, daß auch das Unterhaus als folhes 
nur in ber befchränkteften Weiſe durch Aufforderung an bie Krone den erften 
Schritt zu einer amferorbentlihen, im Budget nicht vorgefehenen Angabe thut. 

Was aber gegen eine Erhöhung der angeſchlagenen Gtantsausgaben über 
den Untrag der Regierung hinaus fpricht, gilt teineswegs für eine Abfegung von 
den geforderten Summen, fowie für eine Abweiſung der einzelnen zur Dedung 
verftellten Bedurfniſſe; und fo wird das Recht der Landesvertretung, an ven Bor- 
anfeglägen der Regierung Gtreihungen vorzunehmen, nirgendwo in Zweifel ge: 
zogen. Yür die Negierung liegt die Verſuchung fehr nahe, durch allzureichlich aus⸗ 
geftattete Pofltionen fich gegen einen Minveransfall mehr als ſicher zu flellen, 
während. bie Bollevertreter die Interefien aller Stenerzahlenden darin wahrzunch- 
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men haben, Haß weder für Unnüges öIffentliche, d. h. Gelder der Staatsange⸗ 
börigen verwendet, noch für vie nothwendigen Staatsausgaben mehr als der zur 
Zeit notäwendige Beitrag aus dem zur Bermehrung des Nationalwohlſtandes oder 
zur bloßen Dedung der laufenden Bebürfniffe des Volkes beftimmten Privatver- 
mögen der Untertbanen entnommen werde. Hier hat fi die Tätigkeit ver Re⸗ 
gierung und die in dem Regierungspienfte erworbene Einfiht und andererſeits das 
in der Landesrepräſentation vorhandene Wollen und Wiflen des Stantsbärger- 
thums zu ergänzen, wie bieß bei der parlamentarifhen Regierungeweife in vollenbeter 
Art geſchieht. 

In dem Budget oder Finanzgefeßentwurf tritt die Regierung als bie Ge⸗ 
häftsfährerin des Staats mit ven Anforderungen auf, welche fie an bie finan- 
ciellen Kräfte ihres Gemeinweſens für eine beftimmte Zeit glaubt fielen zu follen. 
In größeren Staaten hat man ohne weitere Zweifel als Zeitraum einer fogenaunten 
Budgetperiobe ein Jahr denommen, bald fo, daß man das Kalenverjahr zu 
Grunde legt oder das flaatlihe Rechnungéjahr nach andern Geſichtspunkten, 3. B. 
herfönimlicher Berfammlungszeit des Parlaments abgrenzt. Man kann bie Budgeti⸗ 
rung der Staatsfinanzen für vie Dauer eines Jahres wohl vie natürliche Ein⸗ 
richtung nennen, indem in allen fonftigen NRechnungsverhältuifien regelmäßig 
Jahresanfhlag und Jahresabſchluß feftgehalten werden, und bie Staatofinanzen 
velfah auf Bang und Gewähnung des wirtbichaftlichen Lebens der ‚eignen und 
fremden Nationen angewiefen find. In den heutigen Großſtaaten wechſelt im Lauf 
eines Jahres nicht blos fo Vieles, daß die VBollävertretung zur Uebung ihrer fon» 
figen Funktionen, 3. B. der Geſetzgebung alljährlich zufammentreten muß, fonbern aud) 
namentlich vie finanzielle Seite wird von ven neuen und wechſelnden Ereigniffen 
des nationalen wie internationalen Lebens ſchon in kurzer Frift auf das Mannig- 
faltigſte berührt. Die Unbequemlichkeit, welche alljährliche Seiflonen für vie Mit- 
glieber ber Bollsvertretung bat, wird theils in einem politifchmünbigen und mit 
einer genägenben Anzahl vdem freien unbezahlten Staatsdienſt im Parlament ſich 
winmenber Bürger ausgerüfteten Bolt als eigentliche Laft nicht. empfanten, teils 
anfgewogen durch das viele Gute, welches eine wenig unterbrochene Wechſelwirkung 
zwiſchen Regierung und Bollsdertretung, und den Mitglievern der Bollövertretung 
unter fi erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Der Einwand, daß fo kurze Finanz⸗ 
perioben Unftätigkeit und Unſicherheit im Staatshaushalt nach ſich ziehen, daB 
dadurch einem Erperimentiren mit ven Finanzen Vorſchub geleiftet wirb, meist 
auf eine mißtrauiſche Gefinnung gegen Bollövertretungen überhaupt zuräd, welche 
in den Zeiten des abfoluten Fürſten- und Beamtenſtaats mehr am Plage war, 
ala in unfern Tagen. 

Anders als in den großen Staatsweſen, welche vom Weltgang ver Politik 
und bes Handels unmittelbar berührt werden, ftellt ſich Möglichkeit und Bedürf⸗ 
niß fo kurzer Finanzperioden bei denjenigen politiigen Gemeinweſen, welde zum 
Theil kaum die Grenzen einer großen Gemeinde überſchreiten, aber aud in Ihren 
Föbten Beifpielen ohne jeven unmittelbaren Bezug zum großartigen, wirbeinben 

reiben der Weltpolitit ftehen. Schr häufig findet man ſolche Halbfianten als 
untergeordnete Beſtandtheile eines größeren Ganzen, unter deſſen Schug fie ein 
verbältnigmäßiges Stillieben führen. Hier mag es fi allerbings empfehlen, in 
größeren Zwiſchenräumen den Stantshaushalt zu orbnen, beflen Berlauf, frei von 
den Wechſelfällen mächtigerer Reiche, auf längere Zeit mit Wahrſcheinlichkeit vor⸗ 
ausgefehen werben Tann, und ber Lanbesvertretung gehäufte Zufammentänfte zu 
eriparen, wo ihre Thätigkeit doch vorwiegend nur Routine fein würde. Allein 
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immer muß feftgehalten werben, daß viefe geringere Beläfligung des bie Steuer: 
zahler und Staatsfchuldenträger vertretenden Landtags, und mag fein bie größere 
Bequemlichkeit für das mit der Finanzverwaltung betraute Regterungsperfonal, durch 
eine geringere Sicherheit der financiellen Boranfchläge, fomit einen Hauptſchaden 
einer guten Staatshaushaltung erfauft werben muß. Die Erfahrung fo vieler 
Länder und Ländchen, im welden man auf längere Jahre hinaus Finanztapitel 
und Finanzgefege zur ſtändiſchen Verabſchiedung brachte, hat dieſer Warnung ber 
Theorie nur zu fehr Recht gegeben. Es iſt kaum gewagt zu fagen, daß folde 
ftaatliche Gemeinweſen, für welche eine zwei: bis breijährige Finanzperiode zu 
viel Zeit- und Müheaufwand wäre, in denen felbft nach einer Pauſe von zwei 
Jahren für vie Landesvertretung nichts Nennenswerthes font zu thun fein 
würde, einen gegründeten Anfprud auf felbfläntige Forteriftenz ſchwerlich nad- 
weifen Könnten. 

Einer ähnlichen Tendenz als ter, weldhe zur Befürwortung möglichſt langer 
Budgetperioden führte, Fernhalten des parlamentarifchen Einfluſſes und möglichfte 
Ungebundenheit in den Voranſchlägen, verbanft auch die bie und ba verfucte 
Einführung eines fogenannten Normalbudgets ihre Entſtehung, wodurch jo 
zu fagen ein eifernes Finanzkapitel geſchaffen wird, deſſen alljährlider Berathung 
und Vereinbarung es nicht bebarf, fontern das wie ein financielles Berfaflungs: 
geſetz bis zu feiner Aufhebung wirkt. Nur die außerordentlichen Ausgaben unter: 
liegen alsdann einer Behandlung, wie fie fonft für das geſammte Budget nöthig 
wird. Wo die Abficht nicht offen darauf ging, bie Einwirkung der Bollövertretung 
auf den Gtantshanshalt mäglihft zu befeitigen — in Preußen befonders hat es 
nicht an Verſuchen gefehlt, von diefem Standpunkte aus ein Normalbudget einzu- 
führen — ſcheint eine unglückliche Nachahmung ber englifhen Grundfäge über ven 
Consolidated Fund im Unterſchiede von den aljährlih im Ginzelnen neun zu be 
willigenden Staatsausgaben flattgefunden zu haben. Diefer Unterſcheidung liegt 
bie einfache Thatfache zum Grunde, daß im Stantshaushalt ebenfo gut fortlaufende 
Ausgabepoften vorkommen, als in jeder größeren Privatwirthſchaft. Die Berpflid- 
tungen find ein für alle Mal übernommen worben, z. B. Civilliſte, Staats: 
ſchulden, und ohne daß es dazu einer alljährlich wiederkehrenden Bewilliguug ver 
Volksvertreter bedarf, beftreitet die Megierung aus ven laufenden Einnahmepoften 
bie für jene Zwede nothwenvigen Zahlungen. Ueber die hiermit im Zufammenbang 
ftebende allgemeine und befondere Appropriation wird noch näher zu fprechen fein; 
zur Klarſtellung möge zuñächſt der nachfolgende Auszug aus May's Law and 
Practicg of Parliament fiehen: „Außer ven gebadten Zweigen des öffentlichen 
Dienftes, Armee, Flotte und den anderen Abtheilungen, welche im Detail alljährlich 
votirt werden, giebt es permanente Laften der öffentlichen Revenue, welde tur 
Parlamentsbejhläffe gefihert find und von der Schaglammer (dem Finanzmini- 
ſterium) kraft Geſetzes bezahlt werben müflen. Zu diefer Klaſſe gehören die Zinſen 
ber Stantefhuld, die Eivillifte der Königin, die Appanagen der königlihen Fa⸗ 
milie, vie Gehalte der Oberrichter und gewifler anderer Beamten. Dieß find 
jährliche Laften des Consolidated Fund, d. h. des Gefanımtbetrags ber Staatsein- 
nahmen (im Gegenfag zur frühern Sitte, für beftimmte Zwecke beſtimmte Steuern 
zu bewilligen), aber da die fpecifiiche Appropriation der einzelnen für die Bezab- 
fung biefer Anforderungen nöthigen Summen durch Parlamentäftatute danernd 
autorifirt wurte, ift fie von jährlichen Bewilligungen unabhängig." Wenn man vou 
den Zinfen der Staatsfhuld abfieht, ift dieſer Theil der englifhen Staatsausgaben 
sin ſehr unbeträdtlider (im Jahre 1857 bei einer Gefammtausgabe von 70 
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Millionen keine 2 Millionen); wo man dagegen, wie in ver mißgeborenen däni⸗ 
(den Geſammtmonarchie traurigen Angedenkens (Geſetz vom 2. Oktober 1855 
$. 52) eine Trennung zwifchen Normalbudget und außerorbentlichem Budget ein- 
geführt hatte, Betrug das auferorbentliche, alle zwei Jahre im Einzelnen zu be- 
fimmende Budget einen kaum fo großen Theil der Geſammtausgaben. Mit ver 
auch vorfommenden Unterfheidung des Budgets in ein ordentliches und 
außerordentlihes, wo aber beide Abtheilungen in gleicher fpecialifirter Weife 
für jede Finanzperiode zu bewilligen find, hängt die Aufftellung eines Normal⸗ 
budgets nicht weiter zuſammen. 

Manche Berfaffungen haben mit Rüdfiht auf vie Möglichkeit, daß vor dem 
Ablauf einer Budgetperiode das Yinanzgefeg für den nädftfolgenden Zeitraum 
nist zu Stande gelommen iſt, eine vorläufige Weitererfiredung der 
vereinbarten Finanzwirtbfchaft- bis zu einen beftinnmten Termin ges ' 
Rattet, nur in größeren Staaten, wo alle Jahre da8 Budget neu zu orbnen iſt, 
tritt ein folder Fall nicht ein. Hier werden wohl während der Kammerfeffion der 
Regierung vorläufige Vollmachten als eine Art Vorſchußbewilligung gegeben. In 
England wenigftens Ift der am Schluß des vorigen fyinanzjahres vorhandene 
- Kaflenreft ohne eine ſolche weitere Bewilligung für den Finanzminiſter unantaft- 
bar und zur ferneren Veftreitung der laufenden Ausgaben, 3. B. für Staats- 
(Auldzinfen dienen die fogenannte Exchequerbills, Wechſel auf die Staatékaſſe, zu 
deren Ausgabe der Yinanzminifter ermächtigt wird. Das engliſche Finanzjahr geht 
befanntlid vom 1. April bis 30. März, der formelle Abſchluß der Finanzgeſetz⸗ 
gebung für das Laufende Jahr tritt dagegen erft mit dem Schluß des Parlamente 
im Anguſt oder frübeftens Juli ein. 

So gewiß die einer Vollövertretung zugewiefene Berechtigung, an der Yinanz- 
gefeßgebung einen wefentliden Antheil zu nehmen, ebenfogut auch eine öffentliche 
pflicht ift, welche namentlih auch die für ihre Kommittenten, das gefammte Bolt, 
zu übende Verpflichtung zur eventuellen Bewilligung von Steuern, zur Genehmi⸗ 
gung von Staatsanleihen u. f. w. umfaßt, liegt doch In der Befugniß, turd ihre 
Zuſtimmung die vorgefhlagenen Orbnungen ter Regierung zu allgemein verbind- 
lihen Gefegesnormen zu machen, zugleich auch das volle Recht und die Pflicht, Vor⸗ 
ſchlaäͤgen, die fie für vertehrt oder unheilvoll hält, Ihre Zuflimmung zu weigern, 
eventuell mit Abänderungsvorfchlägen ver Regierung entgegenzulommen. Ernſtlich 
iſt auch nie behauptet worden, daß das Steuerbewilligungsredt nicht aud ein 
Reht der Steuerverweigernung enthalte und daß die Befugniß der Abge⸗ 
orpnetenfammer in Bezug auf die Regelung bes flantlihen Finanzweſens nur In 
vem Rechte, Ia zur fagen, beftehe. Auf Ummegen bat man bagegen fchon öfter ein 
ſolches Refultat praftifch zu erzielen gefucht. Schon der Grundgedanke, von welchem 
vie Theilnahme von Vollövertretern wie bei der Geſetzgebung im Allgemeinen fo 
auch bei der Tinanzgefeßgebung als eine rechtliche Forderung getragen wirb, daß 
kei einem fo mächtigen Eingriff in die Sphäre des Individuums und bei fo 
wichtigen Vorgängen des nationalen Gefammtlebens der Einzelne durch ſtaats⸗ 
bürgerliche Repräfentanten vor mehr als nöthiger Beſchränkung geſchützt werde, vie 
Geſammiheit der Bürger durch ihre hervorragendſten Perſönlichkeiten — fo wenig- 
ftens ift das Ideal einer jeden Vollevertretung — einen mitbeftimmenden Einfluß 
erhalte, macht diefe pofitive Mitwirkung zu einer nothwenbigen Borbebingung. 
Ehenfowenig als die Vollsvertretung zur Einwilligung in einen ihr unpaffend 
erſcheinenden Gefegentwurf gezwungen werben Tann, iſt dies bei Finanzgeſetzen 
ver Fall. Das Recht, die Zuflimmung zu ertheilen und fi vorher von allen 
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Grüunden und Gegengründen Rechenſchaft ablegen zu laſſen, umfaßt and das 
Net, diefe Zuftimmung mit zu ertbeilen und dadurch das Auftandelommen 
eines Beſchluſſes mit Geſetzeskraft zu Hinbern. Und eben fo gut vie Bewilligung 
von Steuern als eine Pflicht angefehen werben kann, läßt fi unter Umſtänden 
die Nichtbewilligung als eine öffentliche Pflicht der Abgeordneten erweiſen. Hier 
fiehen Regierung und Bollsvertretung auf gleihem Boden; beide haben in Be- 
zug auf das Finanzweſen des Staats öffentliche Rechte und Pflichten zu üben; 
dafür zu forgen, daß ber Öffentliche Gläubiger befriebigt werbe, der Staatshaushalt 
nit ins Stoden gerathe, Liegt ihnen gleihmäßig ob. Pflihtmäßig muß die Re 
gierung die Aufftellung ver öffentlihen Ausgaben und der dafür zu verlangenben 
Dedungsmittel aus dem Staats⸗ oder Nationalvermögen vornehmen, und ebeufo 
pflihtmäßig hat die Landesvertretung bei ver Ausübung ihres Rechtes der Ber- 
tretung die Zuftimmung zu gewähren oder zu verfagen. Die Berfafiung legt 
ihnen die Pflicht auf, fi bei Zwiefpalt ver Meinungen zu vereinbaren unb das 
Tonftitutionelle Staatsredht kennt verſchiedene Wege, biefe Uebereinfiimmung der 
Ueberzeugungen herbeizuführen; aber es traut beiden Faktoren, der Regierung wie 
der Kammer, gleich fehr dem eruftlichen Willen zu, Jar das Wohl des Staates zu 
arbeiten und deshalb auf dem einen oder andern Wege ven konftitutionellen Ge- 
meinwillen herbeizuführen. Grundfalſch iſt die Anſicht, dag die Volksvertretung 
unter allen Umftländen verpflichtet fei, nad ben Vorſchlägen der Regierung die 
nöthigen Mittel wenigftens für vie laufenden Stantsausgaben zu beiwilligen, und 
eine Berfaffung, welche eventuell dieſen Gab ausipridt, Hat damit dem Gteuer- 
bewilligungsredgt bie Wurzel abgegraben. Yür vie höhere Staatsweisheit ber Re 
gterung fpricht ebenfowenig eine ſtärkere Präfumtion ale für die größere Bater- 
Iandsltebe verfelben, fo daß ver Zweifel und das Rein der geſammten Bolfsver- 
tretung wenigftens dieſelbe Beachtung verbient, als bie Pofttion eines Minifteriums. 
Bas in der großen politiichen Debatte in Nordamerika über das Verhältniß des 
Stenerbewilligungsredhts des Kongrefies zu ven financiellen Befugnifjen der Einzel- 
ſtaaten mit überzeugenber Kraft geltend gemacht wurbe, läßt fi durchaus anf 
unfern Fall anwenden, 3. B.: „Was den befonvern Gegenſtand der Befteuerung 
anbelangt, iſt gerade fo viel Grund vorhanden, anzunehmen, daß im Kongreß eine 
entipreddende Anfammlung von Erfahrung, Wiflen, Gefhidlichleit und Klugheit 
und ebenfo gut Mittel, ven wahren Charakter der einzelnen Steuern zu erkennen, 
mag es fih um birefte ober indirekte Landwirthſchafts⸗, Handels⸗ oder Fabrila⸗ 
tionsftenern handeln, fich finden werben, als für bie-Erfüllung der anderen dem Kon⸗ 
greß übertragenen Funktionen. Etwas Anderes annehmen heißt bie Union für unaus⸗ 
führbar oder verderblich anfehen". (Nach dem Federalist bei Story Commentaries 
on the Constitution 8. 944). Hier wie faft überall im öffentlichen Leben muß der 
formale Zwiefpalt der Rechte durch das Gefühl der politifchen Pflicht, welches vie 
Ausübung eines jeden politifchen Rechts zu beherrſchen hat, ausgeglichen werben, und 
bie Erfahrung lehrt, daß da, wo dieſes ausnahmsweiſe einmal nicht gelingt, die 
Urſache davon nicht darin Liege, daß diefer Zwielpali der Meinungen ohne formalen 
gefeglihen Loſungsakt blieb, fondern in dem Vorhandenſein viel tieferer Aiffe im 
foctalen und ftaatlichen Leben, die auch ohne jene untergeorbnete Divergenz ben 
Staat erfchüättert oder verändert hätten. 

Gewöhnlich Hört man gegen dieſe volle Anerfennung des Steuerverweigerungd- 
rechtes, wie man bie Negative der Abgeorbneten bei allen Finanzvorlagen kurz 
zu bezeichnen pflegt, ben Einwurf, daß die Bollövertretung dadurch beflimmte 
andere Zugeftäupnifie zur Bedingung ihrer Zuftimmung machen, ja wohl gar eine 
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Beränverung bes Minifieriums ober der miniſteriellen Bolktit erzwingen könne. 
Anh hier treffen wir wieber jene GSeringfehägung ber ſittlichen und rechtlichen 
Ueberzeugungen der parlamentarifchen KRorporation, verbunden mit der entfprechenden 
Verherrlihung ver Amtsweishelt und des amtlihen Pflichtgefühle. Daß Etwas 
geihehen kann, ift noch kein Beweis, daß es je gefchehen wird, und im Staats⸗ 
leben kann man nicht mehr als im alltäglichen des Privatverlehrs gegen Alles, 
was nicht unmöglich iſt, Vorkehr treffen wellen. Eine gefunde Politik, welche 
ihr Motiv nicht in der erhigten Phantafie von Epraltivten viefer oder jener poli- 
tiſchen Schule fucht, noch ihre Lehren aus ben vereinzelten Ausfchreitungen be⸗ 
thörter oder lang geknechteter Volker zieht, Hat zu den finatstüchtigen Elementen der 
heutigen Rulturodller beſſeres Vertrauen und wird ihnen kein nothwendiges durch 
feine Surzogate irgend welcher Art zu erſetzendes Mecht verfagen, weil der Miß⸗ 
brauch desfelben wicht außer allem Bereich der Möglichkeit liegt. 

Uebrigens darf durchaus nicht zugegeben werden, daß eine Berwenbung des 
Steuerverwilligungsrechts in ben angegebenen Richtungen unter allen Umſtänden 
als wirklicher Mißbrauch erfcheinen müßte. Unſere Altvordern haben in den 
mangelhaften Berhältnifien ihres Staatsweſens manches ſchätzbare, ja oft unſchätz⸗ 
bare Bollereht nur durch refolute Uebung ihres. Steuerrecht errungen und be- 
wehrt, und ohne bie Waffe bes Nichtbewilligungsredhtes, wo wären viele ver ge 
priefenen Freiheiten des Volles von England, die heute noch zum großen hell 
vie Sehnfudt der Tontinentalen Böller find? Ein Schritt wie die vollfländige 
Berweigerung einer Regelung bes Staatshaushalts wird bei den fi daran knü⸗ 
pfenden unfagbaren, faft einen Jeden im Bolke ergreifenden Nachtheilen und Schäben 
laum anders eintreten als in jenen ertremen Lebenslagen, wo das Bolt feine 
ewigen Rechte vom Himmel holt oder, wie es auch fein kann, in offener Gewalt 
dämoniſch feine eigene Wohlfahrt zu Grunde richtet. Wer will aber fagen, daß 
es in erflerem Fall nicht. ein glüdliches Verhängniß iſt, wenn es gelingen fellte, 
dur, einen frievlichen, mag fein eriremen Alt, durch die Ausnützung eines Rechte 
bis anf feinen Außerften Inhalt noch in der zwölften Stunde Staat und Ber 
faſſung aufreht zu halten? In ver zweiten Eventnalität würde eine foldye allge- 
meine Gteuerverweigerung nur eine unbedeutende Epiſode in dem allgemeinen 
Ehaos fein. In folden änferften Lagen des Staats, wofür allerdings Berfafjungs- 
paragraphen nicht geichaffen find, behält als letztes Geſetz das Salus reipubli- 
cae suprema lex esto feine Seltung, eine herrlihe Aufgabe für vie wahren 
Männer des Staats, auf eigne Gefahr Hin und wider ven Buchſtaben des Rechts, 
in Vertrauen auf die Indemnität duch das gerettete Bolt das römiſche Wort zur 
Wahrheit zu machen. Abgeſehen von viefen anßerorventlichen, der Ordnung durch 
das Recht fich entrüdenven Nothlagen der Staaten und Böller haben wir einfach 
die Wahl, einer Volksvertretung das Recht der Steuerbewilligung in feinem vollen 
Sinn und Umfang zu vindichren mit der bloßen Möglichkeit eines vereinzelten 
Mißbrauchs, ‚oder ihr faktiſch das Recht der Mitwirkung beim Stantshaushalte 
abzuſprechen, mit der Gewißheit all’ des Nachtheild, melden eine unkontrollirte 
Finanzwirthſchaft erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Die Wahl kann keine ſchwierige 
fein, und bie wirklich freien Völker haben längft gewählt. So wahr iſt das Wort: 
„Die Tyrannen würden ſich kein fchläffigeres Urgument wünſchen, als daß bie 
Gefahr eines Mißbrauchs Rechtfertigung für die Verſagung eines Rechtes iſt“. 

Wenn es ſich bei der Theilnahme der Vollsvertretung an der Steuerauflage 
und Übrigen Sinanzuerwaltung des Staats bloß darum handelte, den Unterthan 
gegen unnäthlge und drückende Eigenthumsentziehung zu fegügen, möchte man füh 
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an bem Eonftitutionellen Recht, daß eine Steuern ohne Genehmigung des Parla⸗ 
ments erhoben werben dürfen, genügen laflen. Das Maaß ver Teiflungen ver 
Staatsbürger für den Staat wäre dadurch gegeben und über Bedürfniß und Ber- 
wenbung hätte man vie Weisheit ver Neglerenden entfcheiden laſſen können. 
Allein felbft jo angelehen, wäre doch ein kahles Recht der Steuerbewilligung ober 
Berweigerung von fehr geringer Tragweite, da bie richtige oder unrichtige Ver⸗ 
wendung einer Steuer von beftimmenvem Einfluß auf bie Nothwendigkeit erneuerter 
Beloftung fein und [don von Anfang an der Entfchluß eine Steuer zn ver 
willigen oder nit, durch die Töblichteit oder Nothwendigkeit ber damit zu bes 
ſtreitenden Ausgaben beftimmt werden müßte. Tritt noch Hinzu, daß bie financielle 
Thätigkeit des ſtaatlichen Gemeinweſens die Wohlfahrt nicht blos der gegenwaͤr⸗ 
tigen, fonbern aller tänftigen Generationen beherrſcht, und daß vie Wifienfchaft 
und Klugheitslehre dieſes Gebietes Ihre Grundſätze und Erfahrungsregeln aus dem 
geſammten 2eben ver Nation zu ziehen hat, fo begreift fi leicht, weßhalb das 
Recht der Stenerbewilligung faft nie nad ber engen Bebeutung feines Wortfinnes 
geübt, fondern zu einer eingreifenden Mitwirkung beim ganzen 
Staatshanshalt wurde. 

Das Näcftliegende war und iſt bie Yorberung, daß ver Stand ber öffent- 
lihen Mittel am Schluß des verfloffenen Rechnungsjahres oder zu irgend einer 
beflimmten Zeit als Ansgangspunlt für die nene Regelung dargethan merbe. 
Heutzutage geichieht dies im regelmäßigen Lauf ver Geſchäfte durch die Rechnungs⸗ 
ablage — wenn auch oft nur provfforifhe — für die letzte Budgetperiode. If 
biefer rechnerifche Ausgangspunkt gewonnen, fo wird bie Unterfuhung die Noth⸗ 
wenbigleit oder beſondere Nüsglichleit der Boften zu erweiſen haben, für welche das 
neue Budget Seigengen enthält. Hat fih das Barlament ober der geſetzgebende 
Körper von der Nothwendigkeit oder Erſprießlichkeit der Ausgabepoften überzeugt, 
fo tft ein boppeltes Syſtem möglid. Diefer Nachweis und viefe Ueberzeugung 
LÜnnen für die ſteuerverwilligende Berfammlung Beweggrund fein, die zur Dedung 
der Ausgaben nöthigen Summen zu bewilligen; und in ber älteren flänbifchen 
Entwidiung fowie auch in den Anfängen der englifchen Konftitution blieb man 
oft dabei fliehen, und vertraute daß vie Regierungen, die ihr aus ben ange- 
gebenen Beweggrünven für die beflimmten Zwecke bewilligten Gelder auch in der 
angegebenen beftimmten Weiſe verwenden würden. Allein dieſes Bertrauensfuften 
erhielt durch die harte Wirklichkeit zu Häufige Wiberlegung, als baß die Vertreter 
der fteuerzahlenden Bevölkerung und im ſtändiſchen Staat bie Hanptftenerbewilliger 
felber nicht auf Mittel der Abwehr gegen foldhe Treuloſigkeit denken follten. 

In Deutichland warb vielfah das Inftitut landſtändiſcher Kaffen mit 
eigner Berwaltung beliebt, vie ftänntfchen Ausſchüſſe gaben vie zunächſt ihnen ein- 
zuzahlenden Steuern nur für die vereinbarten Zwede aus. Die an dieſes Syſtem 
fih knüpfenden Mißbräuche, wie durch basfelbe ein Staat im Stante gefchaffen, 
neben vie fürftlihe eine Ständeabſolutie geftellt wurbe, find Hier nicht weiter zu 
ſchildern; ähnliche äußerfte Maßregeln wie 3.8. die englifchen Conservatores regni und 
Lords Ordainers entſprechen auch in den mittelalterlichen Staatsverbältnifien einer 
dauernden Orbnung des Regimentes nicht. Dagegen bat ver in England zuerſt 
eingefchlagene Weg, die Berwenbung der bewilligten Staatsgelder 
nur für bie ausprädlich gebilligten Zwede in die Binanzgeiebe 
ſelbſt aufzunehmen, fih im Laufe der Zeit auch in ben andern Ländern 
bewährt, wo bie Tonftitutionellen Einrichtungen des Inſelreichs eine ehrliche Nach⸗ 
bildung gefunden haben, Appropriation iſt der technifche Ausdruck bed eng-' 
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liſchen Staatsrechts für die gefeglihe Beſtimmung ber Zwecke für bie einzelnen 
Boften des Staatsaufwands. ” 

Das Urtheil Hallam’8 — noch immer ber zuverläffigfte, weil unbefangenfte 
und freiblidennfte Geſchichtsſchreiber des Staatsrehts von England — über biefen 
Kardinalpunkt Iautet wie folgt (Constitut. History chap. XV): „Diefes große 
Fundamentalprincip, als weiches man es fchon feit lange betrachtet hat, daß bie 
vom Parlament bewilligten Gelder appropriirt und nur für beftimmte Zweige der 
Ausgaben verwenvbar find, wurde, wie angegeben, in ver Regierungszeit Karls II. 
eingeführt und regelmäßig, wenn aud nicht in jedem einzelnen Falle, von feinem 
Barlament befolgt. Das unmwürbige Haus der Gemeinen von 1685, nicht zufrieben 
mit einer unnöthigen Vermehrung der Geldbewilligungen, berühmte fi vor dem 
König, daß es feine Subfidien nicht für beftimmte Zwede befchräntt bewilligt habe. 
Über feit der Revolution von 1688 iſt jenes bie unmandelbare Regel gewefen. 
Eine in ber Appropriationsatte eines jeden Jahres wiederholte Klaufel unterjagt 
ven Lords der Schatzkammer (darunter iſt der. eigentliche Finanzminifter Chancellor 
of the Exchequer) bei ſchweren Strafen, durch ihre Ordres bie Berwenbung 
irgend einer Summe aus dem Schatze (der Staatslaffe), welche fo appropriirt iſt, 
für irgend einen anderen Zweck zu veranlaflen, und bedroht ebenſo die Unterbeamten 
ver Staatskafſe, wenn fie einer ſolchen Ordre gehorchen follten, Die hat dem Haufe 
ver Gemeinen eine fo wirkfame Kontrolle Aber die Erelutive gegeben, ober um vie 
Bahrheit zu fagen, es fo fehr zum Thellnehmer an viefem Zweig ber öffent⸗ 
lichen Gewelt gemacht, daß fein Minifterium ohne feine Zuftimmung fi er⸗ 
halten Tann.“ 

Hallam aber fowohl ale May, ver begabte ortfeger ver „Berfaflungs- 
geſchichte“ heben mit fchlagenden Gründen hervor, daß gerade dieſe Thellnahme des 
Voſtes von England an der Regelung feines Finanzhaushalts und die Sicherheit, 
daß dem vereinbarten Finanzplan im Einzelnen nachgelebt wird, die Urfache ver 
großen Liberalttät find, womit ſeitdem vie englifchen Volksvertreter ven Anforbe- 
rungen des Öffentlichen Dienftes entgegenfommen. „Die Subfivien, welche mit 
farger Vorſicht von früheren Barlamenten Fürften bewilligt wurden, venen fle 
nicht trauen konnten, find In breiter Fülle geflofien, feitvem das Parlament über 
ihre Nothwendigkeit entfcheinen und ihre Verwendung befiimmen konnte." (Hallam 
a. a. D.) „Seit der Revolution beruhen die Gelobewilligungen des Hauſes ber 
Gemeinen auf jährlihen Voranſchlägen, welche ihm von ven verantwortlichen 
Minifteen der Krone unterbreitet werden — und genau für den Dienft des Jahres 
einzeln zugewiefen (appropriated) find. Diefe fortwährende Kontrolle über bie 
Staatdausgaben bat mehr als irgend eine andere Urfache die größte Macht im 
Staate in die Hände des Unterhauſes gelegt, und doch find die Refultate davon 
für die Krone günftig gewefen. So lange die Gemeinen weder Auskunft über bie 
Berärfniffe des Stagts erhielten, noch Sicherheit für die gehörige Verwendung 
ihrer Bewilligungen hatten — haben fie oft dem Anfuhen des Könige um Sub» 
fidien nicht entfprochen oder ihre Freigebigfeit gegen feine Forderungen befchräntt. 
Aber fett der Mevolution find nicht ein einziges Mal die Forderungen ber Krone 
für den Öffentlihen Dienft verweigert worden. Was immer für Summen bie 
Minifter für alle wefentlihe Zweige des Bffentlihen Dienftes als nothwendig er- 
Märt haben, find von den Gemeinen mit offener Hand bewilligt worden. Nicht 
ein Soldat iſt von der Erigenz der Heeresftärte, nicht ein Matrofe oder ein 
Schiff von ber Flotte je durch ein Botum des Unterhaufes geftrihen worben“ 
(May, Const. Hist. I. ©, 470), 
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Es begreift fi, daß ein Syſtem, welches nad den zwei wichtigſten Seiten, 
eines georbneten Staatshaushalts und einer kräftigen Gtaatögewalt fo fegensreidh 
wirkte, im Lauf der Jahre nur noch feftere Wurzeln ſchlug. So finden wir, einigen 
vorübergehenven Unregelmäßigfeiten gegenüber, noch im Jahre 1849 folgende Re- 
folntion des Unterhaufes in Belräftigung eines Erlaſſes der Lords der Schap- 
kammer ausgeſprochen: „wenn eine. beftimmte Summe für einen beflimmten Zweig 
bes Öffentlichen Dieuſtes vom Parlament feftgefegt iſt, ift es die entſchiedene Pflicht 
des betreffenden Departements, dafür zu forgen, baß bie Ausgabe ven für jenen 
Zwed zu feiner Difpofition geftellten Betrag nicht überſteigt.“ Eine einzige Aus⸗ 
nahme verflärkt bier die allgemeine Regel. Durch eine ausprüdlihe Genehmigung 
in ber jährlichen Appropriationsakte pärfen in den Armee- und Flotte-Departements 
Vebertragungen flattfinden, vd. h. ‚innerhalb der vom Parlament für bas betreffende 
Jahr bewilligten Summe bürfen die Minifterien z. B. weniger Mannfchaften 
unterhalten und für Kriegsbedürfniſſe bie Eriparung verwenden. Diefe Erweite- 
zung des minifteriellea Difpofitionsrechts iſt ganz nothwendig In einer Welt- 
monardie, wie England, wo Meine Kriege faſt alltägli find und bie Berürfnifle 
in jenen Etats ebenſo raſch wechjeln. Dagegen befteht dieſes Vorrecht aber auch 
nur für die Dienftzweige, wo feine Verweigerung mit ven höchſten Stanteintereflen 
in Widerfpruch gerathen würde. Es wäre ganz unzuläffig, etwa von biefer Aus- 
nahme in einem Reiche. wie England auf ihre Nothwenvigkeit oder Näglichkeit im 
einem Duodezſtaat mit Sriebensgarnifonen und Paradefolvaten ſchließen zu wollen. 

Das Princip ber Wppropriation, wie e8 unter Zufammenfaflung aller ben 
Consolidated Fund bildenden Ausgaben und Steuerbewilligungen in ver jährlich 
am Schluß der Barlamentsfelfion vom Unterhaus beichloffenen und den Lorbs und 
der Krone zur Zuſtimmung unterbreiteten Consolidated Fund-Appropriationsbill 
verwirklicht wird, bat für England bie weitere Folge, daß eine eingehende Kontrolle 
über ven Verlauf ver jedesmal vorjährigen Finanzverwaltung durch das Parlament 
unnöthig iſt. Die Stelle der fonft vorkommenden dem Kreije der Bollsvertretung 
entnommenen Rontrollbehörben wird in England von einem allerdings ſehr unab- 
hängig geftellten, mit richterlicher Unabſetzbarkeit befleiveten Beamten, dem Comptralier 
General, verjehen, welder bei allen Uuszahlungen aus der von ber Banf von 
England geführten Staatslafle mitzuwirken und vie Uebereinftimmung ver einzelnen 
Ausgaben mit den deshalb erlaflenen Parlamentsalten, Uppropriationsaft u. |. w. 
zu überwaden hat. Das Nähere über viefen Poſten findet fih bei Gneiſt, Eng⸗ 
tifches Berfaflungs- und Berwaltungsrecht ©. 345 ff. Einen Theil der Funktionen 
unferer Oberrehnungslammern übt dort das Board of Audit, eine untergeorbuete 
Behörbe aus, In anderen Staaten, wo das firenge Princip der fpeciellen An⸗ 
weiſungen nicht feftgehalten wird, ober man doch einen größeren Spielraum für bie 
Gelpperwendung läßt, muß natürlich wenigftens durch eine fpätere Revifion das 
Einhalten ver im Finanzgeſetze geftedten Grenzen und ber Rechtfertigung etwaiger 
Veränderungen und Ueberfchreitungen gefichert werben. 

Am Enticiedenften hält bier am englifhen Vorbilde feft die belgiſſche 
Konftitution und das beireffende Geſetz über ven Rechnungshof. Im Art. 116 
ver Berfaflung und Art. 5 des Geſetzes vom 29. Oftober 1846 wirb vemfelben als 
Pflicht unter Anderm zugewiefen: Elle veille à ce qu’aueun article des depen- 
ses du budget ne soit depaase et qu’aucun transfert n’ait lieu. Somit find 
alle Vebertragungen als ungeſetzlich ausgefchlofien, ebenfogut wie bie Ueberfchrei- 
tungen der Wufäge. Einen gewilfen Spielraum für bie Verwaltung gab jebacd 
fhon die Zuremburgifhe Berfaifung von 4848, welde ih ſanſt vielfach 
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an die belgiſche anfhlieft. Im Urt. 109 war befiimmt: Die Rechnungskammer 
wacht darüber, daß kein Ausgabepoften bes Bubgetd überfchritten werke. Nur 
Fraft eines Geſetes darf ein Uebertrag aus einer Abtheilung des Budgets in eine 
andere bewerfftelligt werben. Jedoch iſt es ben Mitglienern ber Regierung ge: 
ftattet, in ihren Dienftzweigen Ueberſchüſſe von einem Artikel auf ben andern der 
nämlichen Abthellung zu übertragen vorbehältlih ver Mechtfertigung bei ber 
Kammer. (La chambre des Comptes veille & ce qu’aucun article de depenses 
du budget ne soit depasse. Aucun transport d’une section du budget à l’autre 
ne peut £@tre effeetue, qu’en vertu d’une loi. CGependant les membres du 
Gouvernement peuvent ope€rer, dans leur services des tranaferts d’excödants 
d’un article & l’autre dans la möme section & charge d’en justifier devant 
la Chbambre.) Hier wird alfo das in England angenommene Ausnahmeverhältuiß 
theils erweitert, theils befhränft. Letzteres infofern, als die Ueberfchüffe nur inner: 
halb der einzelnen Budgetfektionen zur Outmachung von Ausfällen verwandt 
werben bürfen; eine Erweiterung liegt darin, daß fi diefe Befugnig auf alle 
Zweige der Berwaltung erftredt, während für beide Fälle eine fpätere Rechtferti⸗ 
gung vor den Kammern einzutreten bat. 

Diefer Ausweg, innerhalb gewiffee Grenzen Uebertragungen (virements) 
gejeglich für zuläßig zu erklären, iſt in fehr vielen Berfaflungen und Sinanzgefegen 
eingefchlagen worden. Während einerfeits zugegeben werden muß, daß eine gewiſſe 
Beweglichkeit bei dem Wechfel der Ereigniffe nicht entbehrt werben, kann, wenn 
man nicht verfchwenberifh die allerhödhften Marimen ver Bewilligungen zulafien 
will, iſt doch auf ber andern Seite vie Gefahr zu vermeiden, das Appropriationg- 
recht um feinen wirklichen Inhalt zu bringen. Letzteres tft offenbar ver Fall, wenn 
wie in Frankreich nad der Berfaflung von 1852/53 der gefeggebende Körper 
die Budgetpofitionen nur nad ganzen Minifterien zu bewilligen hatte, fo daß 
innerhalb feines Miniſteriums der Ehef nach Belieben mit ven bewilligten Summen 
ſchaltete und waltete; ja wo fogar eine Nebertragung von Geldſummen von einem 
Miniftrium anf ein anderes durch einen bloßen Befehl des Stantsoberhauptes 
legalifirt werben konnte. Hier waren Einfluß und Kontrolle der Steuerzahler 
über die Stantsfinangen zur bloßen Form geworden, allerdings ganz im Einklang 
mit bem Grunbdcharakter der Napoleonifhen Verfafſung und jener allerbings für 
den engliſch⸗franzöſiſchen Hanbelsvertrag und feine Nachfolger glüdlih benutzten 
erorbitanten Befugniß des Katfers, durch Hanvelsverträge ohne die Zuftimmung 
der Nation Steuern in Geftalt der Zölle aufzulegen und abzuänbern. Erſt durch 
das Dekret vom 24. November 1862 wurde eine Feine Abhülfe gewährt, indem 
dem geſetzgebenden Körper bie Befugniß gegeben wurde, das Budget nad einzelnen 
Abtheilungen zu bewilligen, wobet die Zulaͤßigkeit der virements auf bie einzelnen 
Abtheilungen bejchränft ward. Die Erfahrung, daß ver Bffentliche Krebit bei dem 
bis dahin beftandenen Syſteme untergraben wurbe, hatte dieſes Zugeſtändniß an 
bie Bffentlide Meinung nothwendig gemacht. 

In den dentſchen Staaten — um dieſe Frage hier vorweg zu nehmen — 
iſt nicht blos überall das falſche Princip befolgt, Etatsüberſchreitungen vorbehalt- 
li fpäterer Rechtfertigung für geſetzlich zuläßig zu erklären, ſondern es fehlen 
aud für die Begrenzung des Ueberſchreitungsrechts meift die nöthigen Maren Be⸗ 
ſtimmungen. Die preußiſche Yinanzprarts Hält fi) dabei an Vorſchriften aus 
ben Zeiten des abfoluten Königthums, wobei nur der Geſichtspunkt einer Regelnug 
ber Reſſortverhältniſſe innerhalb des DBerwaltungsorgantsmus maßgebend fl. 
Danach bedürfen jetzt nur foldhe Mehransgaben als nicht innerhalb der Ueber⸗ 
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tragungäbefugniß der Beamten gelegen, einer nadträglihen Genehmigung durch 
bie Kammern, melde als Mebrausgaben bei denjenigen einzelnen Kapiteln vefp. 
Titeln berportreten, die in dem durch das Budgetgeſetz feltgeftellten und in Die 
Geſetzſammlung aufgenommenen Staatshaushalts⸗Etat ausgebracht werden (Rönne, 
Preuß. Staatöreht I. $. 66, II. 8. 467). So heißt «8 auch in der Kabinets⸗ 
orbre vom 29. Mai 1826, daß die Hanptabtheilungen oder Titel, welche ver 
Etat für einzelne Gegenflände enthält, innegehalten werben müſſen und daher bie 
Ansgaben eines Titels nicht zu denen eines andern verwendet werden bürfen. An 
einer gejeßlichen Regelung dieſer ganzen Materie fehlt es in Preußen no durch⸗ 
aus. Um noch beiſpielsweiſe einige der kleineren Verfaffungen zu berühren, in welchen 
dieſer Gegenſtand grundgefeglich geregelt ift, fo enthält die Braunſchweigifche 
Landſchaftsordnung vom 12. Dftober 1832 im 8. 185 Folgendes: „Den Ständen 
fteht das Recht zu, gemeinfcaftli mit der Landesregierung den Staatshaushalt- 
etat nach den einzelnen Abteilungen feftzuftellen. Die Berwenpung und Verthei⸗ 
lung ber für jebe einzelne Abtheilung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedoch 
der Beſtimmung der Landesregierung überlafien, und es kann, wenn bie Verwen⸗ 
dung nur für biefe Abtheilung und ohne Ueberſchreitung des feftfiehenden Spe- 
ctaletat8 Statt findet, gegen eine von den einzelnen Pofitionen verfelben eingetretene 
Abweichung an fih eine Erinnerung von Seiten der Stände nit gemacht, wohl 
aber eine Nachweifung der Zweckmäßigkeit diefer Abweichung verlangt werben.“ 
Nah ver Oldenburgiſchen Verfaflung 8. 196 follen Landtag und Landtag 
ausſchuß auch darüber wachen, „daß Erfparnifie in einer Ausgaberubrik nicht für 
eine andere verwandt werben”. Die Theorie, daß alle Erfparnifje einer Budget⸗ 
periode dem Fürften zur vollen freien Verfügung ſtehen, ift befanntlih nur ein- 
mal in Bayern vertreten worben. Im Fürſtenthum Waldeck bagegen iſt in der 
Berfaflung $. 87 ganz abfolut ausgefprechen, daß „jede Bewilligung nur für 
den befonveren Zwed gilt, für welchen fie befiimmt worden iſt“. Somit war bier 
bie Tonftitutionelle Theorie in ihrer Reinheit feftgehalten. 

Allein unter allen Umſtänden kann es gefchehen, daß Landeskalamitäten und 
fonftige unvorherfehbare Ereignifie, wie plögliche Kriege, einen Mehraufwand 
über die Grenzen bes vereinbarten Budgets nothwendig machen. Golde 
qualitative Etatsüberfchreitungen, wie man fie genannt bat, müfjen in denjenigen 
Staaten, wo eine rechtliche Befugniß an fich zu ven ihre Dedung betreffenden 
Mafregelu nicht ausgefprodhen tft, auf die Verantwortlidkeit der Miniſter vor- 
genommen werden, wenn es nicht möglich fein follte, das Parlament zur recht⸗ 
zeitigen nachträglichen Bewilligung folder Zufäge zum Finanzgeſetz einzuberufen. 
In anderen Staaten ift diefer Ball durch die Verfafſung vorgefehen und iſt ein 
allgemeiner Refervefonds vorhanden, auf vie Verwendung ber Ueberſchüſſe für 
ſolche Nothfälle bingewiefen oder den Miniftern das Recht gegeben, auf anbere 
Weiſe mit Beiziehung der Staatsſchuldentilgungskommiſſion, des Schagrathes ober 
wie die landſtändiſchen Kontrollbeamten fonft beißen, die nöthigen Mittel beizu- 
Ihaffen. In England bat man aud wohl Angeſichts ſolcher kritiſchen Berhältnifie 
dem Dlinifterium ohne Appropriation Gelder bewilligt. Natürlih muß aber In 
allen viefen Fällen ebenfogut wie über das urfprüngliche Finanzgeſetz eine Berein- 
barung zwifchen Regierung und Volksvertretung herbei geflihrt werden; bis biefe 
Vereinbarung in Gefegesform vorliegt, iſt jede im Budget nicht bewilligte Aus- 
gabe eine bloße Thatfache, für welche die Miniſter eventuell mit ihrem eigenen 
Bermögen einzuftehen haben. 

ir haben bisher nur von dem Berhältnig ver einen Vollövertretung zu 
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vem Rechte der Stenerbewilligung und feinem Inhalt gefproden; aber in manchen 
Staaten und gerade in ſolchen, wo Eonftituiionelles Leben zur vollen Wahrheit 
geworben Äft, beſteht das Parlament, der Yandtag oder wie der neben dem Fürſten 
tretende oder in Republiten das Volk repräfentivende Körper heißen mag, aus 
zwei Abtheilungen. Es ift daher nod zu ſchildern, wie beim Zweilammer- 
fyſtem die Interefien der Geſammtheit in Steuer- und überhaupt Finanzſachen 
wahrgenommen werden. Eines weiteren Eingehens auf die Eigenthümlichkeiten ber 
altfländifcgen Kurienverfaflung bedarf es hier nicht, es genägt an den Grundſatz 
zu erinnern, daß dabei nicht für das Boll, als eine Geſammtheit, fondern für 
jeten Stand ans eigenem Rechte die Abgaben bewilligt und die darauf weſentlich 
beſchränkte Mitwirkung beim Stantshaushalt geübt wurbe, In der noch beſtehenden 
reihsftändifchen Verfafſung Schwedens mit vier Kurien haben alle Stände bei 
Finanzfragen zunächft gleihe Rechte und nur unter allerlei Modifikationen ent- 
iheivet die Majorität über die diſſentirende Kurie. Die Beurtheilung der Frage 
für da8 moderne Zweilammerfyfiem wird fi) nad zwei Richtungen erftreden müffen: 
ob es nützlich oder thunlich ifl, die volle Berathung und Beſchlußfafſung Aber 
den Finanzetat in zwei parlamentarichen Kreifen vornehmen zu laflen, und 
wenn nicht, welchem der Häufer oder welcher Kammer nad ihrer Zuſammen⸗ 
ſetung der größere Anfprud auf tie Ausübung tiefes wichtigen öffentlichen Rechtes 
zulommt. 

Ehe wir die Nüglichleit einer doppelten Berathung in extenso über biefen 
Gegenſtand ind Auge faffen, iſt jedoch der Ball vorwegzunehmen, wo nad ber 
ganzen Anlage eines Staatsweſens die volle Gleichheit ber beiden Kollegien in 
viefer Beziehung eine- Nothwendigkeit ifl. Dies tritt ein bei einem Bunbes- 
ſtaate, befien erfte Kammer, Senat, Stänberath die Interefien der halbfouveränen 
Einzelſtaaten im Bundesſtaat wahrnehmen fol. Hier alles Wefentliche von der zwei⸗ 
ten, eigentlihen Boltsrepräfentetion abhängig mahen, hieße gerade auf einem 
Gebiete, wo die relative Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten zu fhügen tft, mit dem 
Srundbegriff des Bundesſtaats in Widerſpruch treten. Wenn wir deshalb finden, 
daß bie nerbamerilanifche Unionsverfafiung, die Berfaflung der ſchweizeriſchen Eid⸗ 
genoffenfchaft dem Senat und Haus ver Repräfentanten, Ständerath und National- 
rath bezüglich des Finanzweſens gleiche Rechte einräumen, fo folgt daraus Nichts 
für die Beantwortung der Frage in einem einheitlih organifirten Etaate. Die 
dentſche Reichsverfaſſung, welche bier dem Volkshauſe fogar noch weitergehende 
Vorrechte gab, als fle ſonſt der konſtitutionelle Gebrauch gebilligt, hat bekanntlich 
die Probe der Erfahrung noch nicht beſtanden. Uebrigens iſt eine doppelte ein⸗ 
gehende Prüfung des Finanzweſens in beiden Kongreßabtheilungen eines Bundes⸗ 
ſtaatee um fo eher möglih, ale das Budget eines Bunbesflants fi auf wenige 
Hauptpumtte zu beichränfen pflegt und das flantliche Wirthſchaftsleben weſentlich 
fih in den Einzelftanten vollzieht. Auch bier wird die nächſte Zeit für die Ber- 
einigten Staaten von Norbamerila durch die gewaltige Schuibenfaft ver Union 
und die für ihre Berzinfung und Mbldfung nöthigen dauernden Unionsftenern eine 
nicht leichte Aufgabe bringen. | 

Abgefehen von Bunbeöftaaten iſt es unzweifelhaft, daß die genaue Prüfung 
des Finanzjahres für ein großes Reich innerhalb der ſchon burch die Zeit und 
ſonſtige beſtimmende Berhäftniffe gegebenen Grenzen, nicht gut von zwei verfchles 
denen politifhen Körperfhaften vorgenommen werden kann. Das Refultat wäre 
vorausfichtlich ſtatt einer gründlichen zwei orerflächliche Prüfungen, und ber weitere 
Mißſtand, daß wenn fi die Regierung mit einer Körperſchaft über alle Einzel« 
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heiten des Budget geeinigt hätte, durch jeven abweichenden Beſchluß ver anberen 
Kammer Alles wieder in Frage geftellt würde. Unb bie Hauptfache, daß neben ber 
Regiernngsbehörde Vertreter der Bevölkerung felber das mitentfheivende Wort in 
den Tragen bes Staatshaushalts ſprechen, wird durch eine einmalige Berathung 
und Beichlußfaffung völlig gefichert. Diefe Gründe würden felbft da entſcheidend 
fein müffen, wo bie zwei Kammern auf einer weſentlich gleichen Baſis, nämlich 
ber bes Wahlrechts fliehen, 3. B. beim beigifhen und holländiſchen Senat, ob» 
eis auch bier durch den größeren Genfus vie erfte Kammer einen Anflug von 
faflenvertretung erhält ober doch wenigftens die Anfchaunngen ver höheren Ge- 
jelihaftsfhichten vorwiegend zum Ausbrud bringen wird. Aber wo immer zwei 
Kammern fi hiſtoriſch entwidelt haben oder aus dem bewußten Willen ves 
Boltes hernorgegangen find, iſt doch der eigentlihe YAusgangspunft die Wahrung 
verſchiedener nicht ſowohl ſtändiſcher als ftantlicher Interefien dur eine ver- 
ſchiedene, boppelte Berfammlung gewefen, und überall macht fi ber Unterſchied 
geltend, daß die eine Verſammlung in wmmittelbarer Weiſe mit. der. Bafls des 
Staats, der Staatsbürgerfhaft im Ganzen, mag biefe durch das Wahlrecht nun 
enger ober weiter beftimmt jein, im Zuſammenhange ſteht. Neben diefem Zweige 
ver Legiölatur hat die erfte Kammer, mag fie aus Wahlen mit höherem Cenſus, 
aus der Provinzialvertretung hervorgehen oder in Monarhien dem fürftlichen 
Ernennungsredht auf Lebenszeit oder mit erblicher Verleihung ihre Entftehung 
verdanken, vorwiegenb die Aufgabe einer Kontrolle, and eines Gegengewichts. 
Darüber nun, daß bei. der Wahl zwifchen ‚zwei Kammern ber Vollsvertretung im 
engeren Sinne — benn in ber wahren Auffaffung fol eine erſte Kammer ebenfalls 
den Volksintereſſen und nicht ſtändiſchen Bortheilen zum Ausdruck dienen — die Mit- 
regelung des Finanzhaushalts vor der. ariftofretifgen oder wie immer ſonſt aus- 
gezeichneten erften Kammer gebührt, Tann kein Zweifel fein. Hinter der zweiten 
Kammer fteht das fleuerzahlende Bolt in feiner Maſſe, Wünfche un Vefürchtungen 
gerade in Bezug auf. bie Finanzverwaltung werben aus der Bevölkerung durch 
ihre Bertreter in dem großen Sprechfanl ver Nation am Beten zur Oeffentlichkeit 
gebracht. Bon einer vorwiegenden Zuweiſung ber Finanzregelung eines Staats an 
bie erfie Kammer kann natürlich da feine Rebe fen, wo biefe aus fleuerfreien 
Perjonen oder auch nur aus den Hächftprivilegirten in Bezug af VBeftenerung 
beſteht; aber dasſelbe muß für Berfammlungen gelten, we die Tönigliche Ernennung 
anz ober bo zu einem beträchtlichen Theile die Zufammenfegung des Hauſes be- 
—* wie z. B. in England. 

Auf dem Kontinente hat man öfter das Beiſpiel des ſoeben genaunten 
Landes ohne Weiteres nachgeahmt, aber die Gründe, welche die Einwirkung ber 
englifhen Lords auf das Steuerbewilligungsrecht beichränfen, find doch wefentlid 
andere, als die, welde anderswo in erfter Reihe für vie gleiche Cinrichtung 
ſprechen. Belanntlich haben anfängli bie verſchiedenen Stände: Prälaten, welt- 
liche Lords, Stäbte und Orafihaften über ihre Steuern. jelbftändig mit der Krone 
verhandelt, und aud als ſchon das Parlament zu einer großen Körperfchaft in 
zwei Häufern zufammengewachfen war, fommen nod Spuren der alten ſtaändiſchen 
Trennung vor; allein jehr früh hat dann das Hays der Gemeinen vor England 
das Steuerhbewilligungsreht und die Mitwirkung beim gefammten Stantshauspalt 
als feine eigentlihe Domäne beanjprudt. Der Hauptgrund war, daß bei bem 
Zurüdtreten der Grundſteuern für den Staatdaufwand, in den Stäbten unb ben 
Flecken der Grafſchaften ver Hauptfig des die Steuern tragenden Einkommens war. 
Das hewegliche Vermögen wurde bie eigentliche Anterlage des englischen Steuer⸗ 
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weiens unb felbft fowelt ver Grundbeſitz in Mitleidenſchaft gezogen wurde, war 
er unter ven Rittern ber Grafſchaft ganz anders vertreten, als durch bie wenig 
zahlreichen weltlihden Mitglieder des Oberhauſes. Es wäre nämlih völlig 
inig anzunehmen, daß im Mittelalter zur Zeit ber organifirtn Parlaments- 
verfafiung die Bedeutung des Oberhaufes in vemfelben Berhältnig zum Unter 
haufe geſtanden wäre, ale heutzutage. Gegenwärtig ifi das um kaum 200 Mitglie- 
ver dem Unterhaufe an Zahl nachſtehende Oberhaus mit Ausnahme ber wenigen 
Biſchöſe, eine Berfammlung von einer Steuerkraft, vie alle Beachtung verbient 
und deren Beſchränkung auf eine allgemeine Begutachtung des jährlichen Finanz⸗ 
etats ſich nur ans dem oben angebeuteten praktiſchen Gründen und durch vie 
Wahrnehmung rechtfertigen läßt, daß auch im Unterhaufe die begüterte Gentry 
und das große Kapital durch die Natur der VBerhältniffe zu einer genügenven Ber- 
tretung gelangt. Aber vor vier und brei Jahrhunderten war das Oberhaus eine 
Körperfhaft von wenigen großen Fendalherrn, weldye durch Kriegsdienſt fienerten, 
md fpäter von Höflingen und Emporfümmlingen, welche mit am Mark des Landes 
zehrten. Schon fo früh ale 1407 finden wir das ausdrückliche Anerkenntniß, daß 
vie Subſidien — abgefehen von der. Beftenerung, welde fich die Geiſtlichkeit noch 
langere Zeit felbftändig anflegte, fei es im Zuſammenhang mit dem Parlament 
oder als geiftliches Parlament, Konvokatlon — von den Commons bewilligt werben 
mb bie —*8* nur ihre Zuſtimmung dazu geben und daß demgemäß die Mit- 
theilungen über die bewilligten Steuern an bie Krone durch ben Sprecher des Unter⸗ 
haufes gefcheben. Dieſer Grundſatz, daß die eigentlihe Negelung des Staatshaus⸗ 
balta Sache der Gemeinen ei, ift von dem Oberhauſe an fi nicht beftritten 
werden, wohl aber hat es heiße Kämpfe nm bie Grenze gegeben, welche für vie 
beihräufte Theilnahme ver Lords am dieſem öffentlichen Nechte beftehen folle. 
Die vielfach citivte Aeußerung Lord Chathams: „Beflenzang ift fein Theil ber 
Regierungs- oder Geſetzgebungsgewalt, Steuern find eine freiwillige Babe und 
Gehen! der Gemeinen allein. Bei ver Gefeßgebung find die drei Estates bes 
Reihe (Hier König, Oberhaus und Unterhaus) gleichſehr betheiligt, aber die Zu⸗ 
ſtimmung wer Pairs und ver Krone zu einer Stener ift nur nöthig, um viefelbe 
mit der Form eines Geſetzes zu befleivden. Die Gabe und Berleifung kommt 
allein von den Gemeinen“, ſpricht nur bie vorwiegende Anfchauung aus, ohne 
doch ven Kern der Sache zu treffen. Praktiſche Gründe haben aber dahin geführt, 
daß fich das Recht der Lords darauf beſchränkt, Finanzbills des Unterhaufes ent- 
weder anzunehmen oder abzulehnen. Dagegen fteht ihnen nicht die Befugniß zu, 
Amendements zu folgen Geſetzentwürfen zu beichließen. Aber auch das Recht der 
puren Ablehnung von Stenerbewilligungen {ft von den Lords nur mit der größten 
Zurückhaltung geübt worben und wir lernen aus der Geſchichte des Parlaments, 
daß als 1763 eine namentlihe Abſtimmung über pie Wein- und Eiver-Tare vor⸗ 
genommen wurbe, dies nad ven Alten das erfie Wal war, wo eine Abftimmung, 
welche nicht reine Zuftimmung war, über eine Geldbill flattfand. Im Jahr 1860 
kam dieſe Frage, ob wirklich das Oberhaus einen materiellen Einfluß auf vie 
Finanzfragen noch üben folle und könne, bei Gelegenheit ver Aufhebung ver 
Poapierfteuer zur ernften rwägung. Das Unterhaus hatte im Zufammenhang mit 
dem ganzen Finanzplane Gladſtones vie Aufhebung der Papierftener beſchloſſen; 
das Oberhand verwarf dieſe Aufhebungsbill mit einer Majorität von 81 Stimmen, 
dazu ohne Zweifel durch vie geringe Majorität (9 Stimmen) ermutbigt, womit 
die BIT im Haufe der Gemeinen durchgegangen war. In der fehr gründlichen 
Unterfuhung und Diskuffion dieſes praktiſch neuen Ereigniſſes fand auf der einen 
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Seite das früher von den Gemeinen felbft anerkannte Recht des Oberhaufes, 
Steuerbilld zu verwerfen, auf der anderen bie Erwägung, ob dies fi auch auf 
Steuerabfchaffungen beziehe, und der nicht zu leugnende Mißſtand, dag durch bie 
Geltendmachung jenes Beto die ganze Finanzwirthſchaft eines Jahres, wovon eine 
einzelne Bewilligung oder Steueraufhebung ein integrirender Theil iſt, in Frage 
geftellt wird. Das Nefultat aller Erwägungen ſtellt fi wohl dahin, daß nur für 
den. Fall, wo der gefammte Finanzplan eines Jahres dem Oberhaus verderblid 
erſcheint, ein Eingriff in das faktifhe Monopol des Unterhanfes, den Finanzplan 
zu regeln, theoretifch zuläßig wäre. Dabei ift jedoch nicht zu vergeflen, daß nad der 
parlamentarifhen Regierungswelfe Uebereinflimmung zwifchen Regierung und Unter- 
haus vorausgejegt wird, das Oberhaus fi alfo fomohl mit der Krone als der eigent- 
lien Vollsvertretung in Widerſpruch fegen würde. Der Streit um die Papterftener 
wurde durch Lord Palmerſtons Takt fo beigelegt, daß das Unterhaus, unter 
feierlicher Verwahrung feines Rechts, den Staatshaushalt zu regeln, den Gegen 
ftand bis zum nädften Jahre liegen ließ, wo bann bie Aufhebung ver Papier 
ſteuer mit anderen neuen Steuerauflagen in eine BIN vereinigt wurbe, welche das 
Oberhaus ohne Widerſpruch paffirte. Diefem ganzen Verhältniß entipricht es, daß 
fih die Krone in ihren Thronreden bezüglih der Finanzvorſchläge ausſchließlich 
an die Öemeinen wendet, und ebenfo bei Prorogationen dem Unterhauſe allein für 
die bewilligten Steuern dankt. Dahin gehört ver Grundſatz, daß jede eine Finanz 
maßregel betreffende BIN guerft im Unterhaufe zur Berhanblung gebradyt werben 
muß und daß fchon auf den bloßen Beſchluß des Unterhaufes hin bei Steuer 
und SZollänterungen bie neuen Steuerfäge erhoben werden und bie Staatslkaſſe 
ermächtigt wird, durch Schatzbills alle Poften zu beftreiten, wofür das Unterhaus 
die Bewilligung ausgeiproden bat. Und fo wirb denn dem abfiralten Recht der 
Lords gegenüber in Zukunft es bei der Praris verbleiben, wie fie das Unterhaus 
am 3. Iuli 1678 in folgender Refolntion als fein Recht anfprah: „Daß alle 
Steuern, Subſidien und Bewilligungen für Seine Majeftät im Parlament bie 
alleinige Gabe der Gemeinen find, und daß alle Bills für die Bewilligung folder 
Hülfsgelder und Subfipien im Haufe ver Gemeinen zu beginnen haben, und daß 
ed das unbezweifelte und alleinige Recht der Gemeinen ift, anzuorbnen, zu be 
ſchränken und beftimmen in folgen Bills vie Zwede, Abfichten, Erwägungen, Be- 
dingungen, Vorausfegungen und Qualifikationen folder Bewilligungen, welche nit 
von dem Haufe der Lords verändert oder alterirt werden dürfen.“ 

Auf Grund dieſer englifhen Beftimmungen bat bie konftitutionelle Theorie 
und Praris des Kontinents fehr Häufig da, wo zwei Kammern vorhanden find, 
der zweiten Kammer als der eigentlichen Bollsvertretung bie fpecielle Mitwirkung 
bei Feftftellung des Staatshaushalts gegeben und dem Oberhaufe ober der erften 
Kammer nur die Befugniß erteilt, das Budget im Ganzen anzunehmen ober zu 
verwerfen. Eine weientliche Verſchiedenheit zwiſchen dem englifchen Borbilbe und 
den fontinentalen Nachbildungen liegt aber gleich darin, daß in England Fein all- 
gemeines, das gefammte Budget umfaflendes Finanzgeſetz erlafien wird, ſondern 
außer der formellen Appropriationsbill die Orbnung in einzelnen PBarlamentsalten 
enthalten if. Daß man in England die Verwerfung des ganzen Finanzgefſetzes 
durch das Oberhaus ald einen Staatsftreich anfehen würbe, ver alle konftitutionelle 
Ordnung durchbräche, kann keinen Augenblid zweifelhaft fein. In der Kolonie 
Viktoria, welche wie die übrigen jest felbftäntiges parlamentarifches Regiment be- 
figenden Kolonien Englands nah dem Mufter des Mutterlondes das Steuer: 
bewilligungswefen geortnet hat, ift gerade jegt dieſer äußerſte Fall eingetreten, 
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indem das Legidlative Conncil — die erſte Kammer — bie Appropriationsbill ver⸗ 
worfen bat, Da kein Einverſtändniß zwiſchen den beiden Vertretungen zu erzielen 
war, Hilft fi die Megierung mit geborgtem Gelde. Die vom Unterhaufe be⸗ 
willigten, aber noch nicht durch die Uppropriationsbill mit Geſetzeskraft beklei⸗ 
veten Steuern und Abgaben werben nicht erhoben, Rah ven neneiten Nach⸗ 
rihten fuchte man durch eine Parlamentsauflöfung eine Tonftitutionelle Löſung 
des Zwieſpalts. In einigen deutſchen Kleinſtaaten, welche fonft im Ganzen 
auch dad Vorrecht der zweiten Kammer bei Finanzfragen auerfennen, ift ver 
Gall, daß eine folde Verwerfung des Budgets durch die erſte Kammer: 
Plag greift, ernftlih vorgefehen, indem alsdann beive Kammern zu einer Ber 
ſammlung zufammentreten müfſen, deren Majorität entſcheidet. Der Hinter 
gedanke dabei iſt zweifelsohne ver, daß vie weit zahlreichere zweite Kammer darin 
doch den Ausſchlag geben wird. Währenn biefer Ausweg für ven Fall der Mei» 
nungöverfchiebenheit in Württemberg, Baden und Heffen vorgefchrieben ift, 
maß in Raffau für folde Maßregeln von vorneherein der Zufammentritt beider 
Kammern zu einer allgemeinen Stänveverfammlung erfolgen (vergl. ven Artikel 
„Landtag in den deutſchen Staaten”). Uebrigens if zu bemerfen, daß man bie 
Beihränkung einer erften Kammer auf eine blos allgemeine Mitwirtung bei ber 
Budgetberatbung und Beichließung oft als das überall Vorkommende hinſtellt, 
was keineswegs der Fall ift; man bat das Sachgemäße und in England Her- 
fömmliche ohne Weiteres auch als wirkliche Regel aufgefaßt. In den neueren Ber- 
foffungsreformen, welche vom ädttonftitutionellen Geiſte getragen waren, hat man 
allerdings mit allem Rechte eine ben engliihen Verhältniffen ähnliche Arbeitsthei- 
lung zwifcgen ven beiden Kammern vorgenommen. 

Gaflen wir die im Vorſtehenden entwidelte Theorie vom Stenerbewilligungs- 
recht nach allgemeinem konſtitutionellem Staatsrecht zufammen, fo. hat die Krone, 
melde den Staatsbedarf in feinen Einzelheiten durch ihre Beamten und beren 
Geſchaͤftsführung kennen muß, die Vorſchläge und Forderungen zu maden, bie 
Zuftimmung zu den Ausgaben und dad Bewilligen der dazu nöthigen Mittel iſt 
Sache der Bolfövertretung, bei zwei Kammern bergeftalt, daß bie erfle Kammer 
nur ein allgemeines Mitwirkungsrecht entweder ausdrücklich Hat oder fih darauf 
faltiſch beſchränkt. Wie jedes andere Geſetz, kommt au ein Finanz» oder GSteuer- 
geſetz nur durch Uebereinſtimmung aller Geſetzgebungsfaltoren zu Stande, welde, 
abgeſehen von jener Beſchränkung ver erſten Kammer, in ver freien Uebung dieſes 
Rechts nur dem eigenen Pflichtgefühl verantwortlich find. Es ift ſelbſtverſtändlich, 
daß nichtbewilligte Steuern nicht erhoben werden können, wenn nicht vie Ver⸗ 
faflung ausdrücklich von dieſer Regel vorübergehende Ausnahmen zuläßt, und daß 
ver einzelne Staatsangehörige in feinem vollften Rechte ift, wenn er wie John 
Hampden die Zahlung einer nicht vom Parlament bewilligten, ungeſetzlichen 
Auflage verweigert. In dem zur vollen Entwidlung gelommenen Repräſentativſtaat 
bildet das Stenerbeiwilligungsrecht nicht blos vie Hauptitäge der Vollafreiheit, 
fondern zugleich auch das Fräftigfte Band zwiſchen ven verfchlevenen Elementen 
ver Staatsgewalt, während es in bem halbfertigen Tonftitutionellen Syſtem aller- 
dings die Schwierigkeit aller Schwierigkeiten und der ficherfte Beweis if, daß von 
dieſer m Negterungsart entweder vorwärts ober rüdwärts gejchritten 
werden muß. 

Wendet fih der Blid von jenen Staaten, welche mit England an der Spige 
bie Mepräfentativperfaffung zur vollen Wahrheit gemacht haben, auf bie. in 
Deutſchland fi zeigenden vechtlichen und thatfädylichen Verhältuiffe ver Steuer- 
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bewilligung, fd iſt zuuächſt zu Tagen, daß die nltftänsifthen Inftttutionen 
und Grunpfäge, wie fie zur Reichszeit galten, gegenwärtig in feiner Weiſe mehr 
in Betracht Tommen, Bereinzelt mögen Bruchſtücke der alten Formen ſich in unfere 
Gegenwart hinelngerettet haben — bie ganze Grundlage der Landesvertretung ffi 
feit Auflbſung des Reichs und mach ven nenerlaffenen Berfaflungen ztae andere 
geworben; In diefee Beziehung muß man Gerber (Grundzüge eines Syftems des 
beutfchen Staattrechts 1865, ©. 110) durchaus Heiftimmen, wenn er fagt: „Die älteren 
deutfchen Territorialſtände können nur in Verbindung mit den allgemeinen flaate- 
rechtlichen Berhältniffen ihrer Zeit begriffen werden, mit deren Untergang fie «ls 
eine ihr angehörende Geſtaltung verfchwunven find; die Stände der Gegetiwart ſind 
als ein neues Inſtitut aus dem Boden eines billig verämberten Staatsrechté 
hervorgewachſen“. Dies gilt auch durchaus von dem Älteren und weueren Steuer 
bewilligungsrecht. Der moderne Staat iſt au in Deutfchland zum Durchbruch 
gelommen und weder erfcheint die ganze Regierung des Fürſten als feine perſön⸗ 
ige Angelegenheit, mod befchräntt fidh vie ilnahme der ſteuerzahlenden Unter⸗ 
thanen auf freiwillig geſpendete Hülfe und Beeden. Bon allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fügen über das Steuerbewilligungsrecht, welche für ganz Deutſchland etwa noch 
geltend wären, kann, ſoweit ſie ans dem älteren Herkommen ober dem Reichsrechte 
entnommen werben follen, nicht geredet werben. 

Ebenfowenig aber Kit fi behaupten, daß aus ben neuen feit 1815 er 
laſſenen Berfoffungsurfunden und fonfligen Grandgefegen eine allgemeine 
deutſche Lehre vom Steuerbewilligungsredt fi ausgebildet Kat, daß 
etwa eine Vergleichung ber verſchiedenen Beftimmungen iR den Einzelftanten einen 
Rechtsſatz von Überall bindender Kraft, alfo ein gemeinrechtliches Princip, an’ 
Licht ſtellen könne. Die Grundverſchiedenheit der einzelnen Berfaflungen, wie wir 
fle in bunten Wechfel über die deutſche Schelle Hin gelten fehen, verbietet von 
vornherein eine foldhe Konftenktion und obenfowenig bat vie Beweisführung ans 
ber „urelgenen Schöpfung des nationalen Geiftes“ hier ſtatt, da bekanntlich alle Diele 
Berfafiungsgefepe mehr ober weniger genaue Nachbildungen fremdländiſcher Im 
ſtitutionen find. Es kann daher nur von den pofitiven Geſetzesbeſtimmungen der 
einzelnen deutſchen Berfafiungen über das Steuerbewilligungsrecht in dem einzelnen 
Lande geredet werben, und bei dem Schweigen der Geſetze wird es mur geftattet 
fein, aus den ganzen Charakter der einzelnen Berfaffung und eventuell Ihres 
Borbildes den fehlenden Geſetzesausſpruch zu ergänzen, wenn es ſich um eine nidt 
im Wege der Geſetzgebung felber auszufüllende Lücke handelt. Die bie und de 
wohl verſuchte Einfchiebung eines angeblich gemetnredhtlihen Grundſatzes für alle 
deutfchen Berfaflungsfinaten ift ebenfo unjurifttich als politifch gefährlich. Gewiſſt 
gemeinſchaftliche Grundzüge beruhen nicht fowohl darauf, daß wir es mit dent- 
ſchen, als mit Berfaflungsfiaaten zu thun baben. Ein gewifier Antheil der Land⸗ 
fände bei der Steuerauflage und der Wufftelung des Budgets fehlt in’ Leimen 
beutfchen Berfoffungsflaat, aber das Maß dieſer Rechte und die Urt ihrer Uebung 
ift doch fehr verfchleben beftimmt. 

Nah ver preußiſchen Berfaffung — in Oefterreich iſt gegenwärtig das 
ſtaatsrechtliche Chavs vorhanden — IR ohne Zweifel die volle Tonftitutionelle 
Mitwirkung ven Kammern zugevadt, allein bier if die Gingularität wingetreten, 
daß nad Urt. 109 ver Verfaſſung die einmal beftehenden Steuern fertechoben 
werben. Diefer Gruntfag fand fh auch in der oktroyirten Verfaffuug vom 
5. November 1848, aber mit keinem andern Sinne, als daß bis zur Feſtfitllung 
des erften Budgets nach ber Vorſchrift der Berfaflung, die beſtehenden Steuern 
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eingezahlt und watärli auch verwendet werben follten. Bei der Nenifion ber 
Berfoffung iſt es aber ver Realtion geglädt, jenen Ausnahmeartikel wit der Be⸗ 
deutung beizubehalten, daß alle einmal gefetlih befchloffenen Steuern, wenn fie 
alht für eine beftimmte Zeit eingeführt find, fortwährenn weiter erhoben werben 
tönnen. Da aber ein jährliches Finanzgeſetz dur die Verfaſſung Art. 99 gefordert 
wird, welches nur mit Zuſtimmung ber Kammern erlafien werben fann, eine Ber- 
wendung ber eingezogenen Steuern aber mur fraft des Winanzgefeges eintreten 
fann, beſchränkt fi) das Recht der preußifchen Kammern auf die Bewilligung und 
eventuelle Nichtbewilligung neuer Steuern und die Nichtbewilligung ober Bewilli⸗ 
gung der Verwendung der beftehenden Steuern. Um dieſen Punkt dreht fi aber 
bei der bekannten Lückentheorie der preußifchen Regierung eine ver wichtigen 
Geiten des großen Berfafiungstampfes in Breußen, deflen Anfang in dem Artikel 
„Prenßen“ berährt iſt. Im Herb 1862 hat das Herrenhaus das Budget, wie 
es aus der Berathung des Haufes der Abgeordneten hervorgegangen, abgelehnt, 
wozu es nach dem Wortlaut ver Verfaſſung berechtigt ift. Indem 23 aber zugleich 
dad Vudget in ber von der Regierung urſprünglich vorgefchlagenen Geftalt an- 
nahm, bat es eine offene Verfafiungswimigkeit begangen. Seitdem iſt fein Finanz⸗ 
geſetz zu Stande gekommen, fo daß feit 1861 ein rechtlicher Abſchluß des preußi⸗ 
(hen Finanzweſens nicht ftattgefunden hat. 

In Bayern find den beiden Kammern in Bezug auf das Finanzweſen 
gleiche Mechte eingerkumt, nur müſſen vie Anträge Aber die Stantsauflagen zuerfl 
an die Rammer ber Abgeordneten und durch dieſe au bie Kammer ber Reichsräthe 
gebradyt werben. Der Regierung gegenüber bat der Landtag die Zuflinunung ber 
Stände zur Erhebung aller bireften Steuern fowie zur Erhebung neuer indirekter 
Auflagen oder zu der Exhöhung ober Veränderung der beſtehenden. Ebenfo iR ihm 
die Mitwirtung bei Staatsanleihen, dem Staatsſchuldenweſen und Per Finanz⸗ 
tontrolle gefihert. Der ſchwere Mißftand, daß nach der Berfaflung nur Gjährige 
Finanzperioden flatt hatten, alſo alle Nachteile, wie fie oben kurz gefchlidert wurden, 
Rh bier geheigent zeigten, ft durch bie foeben (1865) erfolgte Umwandlung in 
jährige Budgetperisden befeitigt worden. Auch des in Bayern gemachten Ver⸗ 
ſuchs, die Eräbrigungen, welde bei Hochſchraubung der Ausgabepoſten und mög⸗ 
lichſten Niederhalten ver Einnahmepofitionen bes Budgets im Laufe von 6 Jahren 
oft viele Millionen betrugen, als reinen Profit der Krome zu behandeln, ift (hen 
gedacht worden. Das fogenaunte Verfafſungsverſtändniß von 1843, wonach alle 
ſolche Ueberſchüſſe in der nächſten Finanzperiode zur Einnahme geftellt werhen 
müfien, Hat dieſer bodenloſen Praxis und noch bodenloferen Theorie ein Ende ge- 
macht. Eine Abweichung von der reinen fonftitutionellen Theorie des Gteuer- 
bewilligumgsrechts liegt nach bayeriſchem Verfaſſungsrechte nur infowelt vor, als 
die beſtehenden indirekten Steuern einer erneuten amsbrüdlicgen Bewilligung In 
jeder BVudgetperiode nicht bebärfen. 

Weſentlich davon verfchieven find die zur Zeit im Königreich Sa dfen über 
dad fläntiiche Stenerbewilligungsrecht geltenden Beftimmungen. Der Urt. 97 ber 
Berfaffung vom 4. September 1831 fpricht zwar Im Wilgemeinen nicht ſowohl 
von einem Rechte als einer Verpflichtung ver Stände, für Aufbringung bes orbent- 
(hen und außerordentlichen Staatsbedarfs zu forgen, allein richtig verftanden iſt 
died nur ein anderer Ausprud für diefelbe Sache, wie auch die Megierung von 
ihren Rechten nur einen pflihtgemäßen Gebrauch machen darf, und fo gewährt 
auch der angezogene Artikel in feinem Fortgang den Ständen das Gteuerbeinilli- 
gungsreht im vollen Umfang. Allein ſowohl die Berfafjung feiber, als das fie 
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in dem Steuerrecht wefentlich mobifictrende Berfafiungsgefeg vom 5. Mai 1851, 
eine der bitterften Früchte ber politifhen Rückbildung in Deutſchland, bat dieſe 
Befugnig auf fehr geringe Dimenfionen beſchränkt. Zunähft verlangt die Ver⸗ 
faſſung für Abftriche der Stände viefelbe volle Entwidlung der Gründe, wie fie 
bie Staatsregierung für ihre volle Forderung beizubringen hat. Eine Forderung 
gift aber nur dann für abgelehnt, wenn ſich in einer der Kammern eine Majorität 
von wentgftens zwei Drittbeilen gegen die Bewilligung in dem von ber Regierung 
verlangten Maße ausgeſprochen hat. Iſt leteres der Fall, fo fann der König 
dennoch für ein Jahr auf dem Verordnungswege die Auflagen für den Staats⸗ 
bebarf, infofern fie nicht ausprüdlih für einen vorübergehenden bereit3 erreichten 
Zweck beftimmt find, ausfhreiben und erheben lafien. Alsdann muß eine außer 
orbentliche Ständeverfammlung einberufen werben, aber kein Verfafſungsparagraph 
flieht dem entgegen, daß nad) der Nichtbewilligung durch die nene Landesvertretung 
der Kreislauf der Beftenerung im Berorbnungswege wieder beginnt. Die Ber 
waltung des Staatoſchuldenweſens iſt den Ständen zugewiefen, eine jemer alt 
fländifchen Meminifcenzen, welde dem modernen Staatsprincip widerſpricht und 
doch eine wahre Berflärfung des ſtändiſchen Cinfluffes nicht enthält. Bei außer: 
ordentlichen Ereigniffen können Staatsanleihen aud ohne vorläufige Genehmigung 
der Stände aufgenommen werben. Die ebenfall® 1851 nen formulirte Beftimmung 
bes Art. 102 der Berfafiung, wonad vie flänbifche Bewilligung von Abgaben nidt 
an Bedingungen gelnäpft werden Tann, welde nicht das Delen oder die Ber: 
wendung berfelben unmittelbar betreffen, kann an fi als ein Verſtoß gegen das 
konſtitutionelle Staatsrecht nicht betrachtet werben. Ueber den Art, 1 des Gefehes 
vom 5. Mai 1851, welder fih auf das Berbältniß der Bundespflichten zum 
ftändifden Gteuerbewilligungsrecht bezieht, wirb noch unten bei ver Darſtellung 
des Einfiuffes zu reden fein, welchen das Bundesverhältniß auf das Steuer: 
bewilligungsredyt in ben Bunbesfianten übt. 

Die würtembergifhe Berfofiung, welche wie die fächfifhe dreijährige 
Bubgetperioben vorfchreibt, fpricht ohne irgend welche Beſchränkung außer der an 
gemeſſenen, daß Steuerbewilligungen nit an anderweitige Bebinzungen geknüpft 
werben bürfen (Art. 113), das reine Eonftitutionelle Priucip aus, daß ohne Ber- 
willigung der Stände weder in Krieg⸗ noch Frievenszeiten eine birelte oder indirekte 
Steuer ausgeſchrieben und erhoben werden kann (Art. 109). Die erſte Kammer 
bat das von der zweiten angenommene Budget, nachdem vorher vertrauliche Be 
rathungen zwifchen ben beiden Abtheilungen des Landtags gepflogen worden, im 
Ganzen entweber anzunehmen ober zu verwerfen. In letzterem Fall findet ein 
Durdzählen aller Stimmen in beiden Kammern ftatt, wobei für den eintretenden 
Fall der Stimmengleichheit der Präflvent der zweiten Kammer ven Ausſchlag gibt. 
Daß Mohl in feinem berühmten Werke: „Das Staatsrecht des Königreichs Wür⸗ 
temberg” S. 624 dem ſtändiſchen Steuerrehhte einen zu engen Sinn gibt, unter: 
Itegt heute wohl feinem Zweifel, wie ſchon früher die abweichende Auficht von 
Baul Pfizer in feiner Schrift: Ueber das Steuerverwilligungsredgt u. |. w. ansfährlid 
begründet wurbe. Die Berfaffungsbeftimmung, daß nothwendige Ausgaben nicht zu 
verweigern find, läßt bie Entſcheidung über vie Nothwendigkeit Immer noch in den 
Händen der Vollövertretung und unter ver Verantwortlichleit ihres eigenen Pflicht: 
gefühls (fiehe oben). 

In keinem der beutfchen Königreiche bat das ſtändiſche Steuerbewilligunge: 
recht folhe Wandlungen erfahren, als in Hannover. Dem von König 
Auguſt einfeitig aufgehobenen Staatsgrundgeſetz von 1883 folgte zunächſt eine 
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Reaktivizung ber Berfaflung von 1819, biefer bie mit den Ständen vereinbarte 
Berfaffung vom 5. September 1840; ſtatt legterer wurde bie revidirte Verfaflung 
vom 5. September 1848 geltend, welche unter Beihülfe ber veutfchen Bundes⸗ 
verfammlung in ihren wefentlihen Punkten 1855 durch Königliche Oktroyirung ver- 
ändert wurde. Nachdem zunächft die Beftimmungen über das Finanzweſen — wie 
in allen Kleinftanten bildete das Steuerbewilligungsredt und das Stantsvermögen 
auch hier das Hauptmotiv der Zwiftigleiten — aus ber Berfaflung von 1840 
wieder in Wirkſamkeit gefegt waren, fam am 24. Mär; 1857 ein neues Geſetz 
über das Finanzkapitel zu Stande, welches in feinem von den Tonftitutionellen 
Grundprincipien weitabliegenven Inhalt feine Urheber und bie Zeit, in welcher es 
entftand, nicht verleugnet. Daß nach dieſem Geſetze „pie Bewilligung bes Budgets 
durch den König und die allgemeine Stänveverfammlung gemeinfam geſchieht“, 
ft nur eine etwas auffällige Formulirung bes richtigen Grundſatzes, daß bie 
Steuerbewilligung formell dur ein Geſetz gefchieht, aber namentlich in Betreff 
der Uebertragungen ift dem Ermeſſen ver Regierung ber weiteſte Spielraum 
gelaflen. ‘ 

Es wirb nicht nöthig fein, die in ben einzelnen dentſchen Verfafſungen über 
das Stenerverwilligungsredht enthaltenen Beftimmungen noch weiter hervorzuheben; 
es bat ſich genügend aus ven angegebenen Beiſpielen gezeigt, daß von einer 
materiellen Webereinftinmung feine Rebe ift, einerlei, welche rechtliche Bebeutung 
man einer ſolchen Sleihmäßigkeit, wenn fle vorhanden wäre, beizulegen geneigt 
fein möchte. Es gibt — wir wiederholen biefen Sag — abgefehen von ven 
bundesrechtlichen Anorbnungen in dieſer Materie, Ten allgemeines deutſches Stener- 
bewilligungsrecht, feine dieſen Öegenftanb beherrſchenden Rechtsnormen, welche außer⸗ 
halb des Kreiſes des poſitiven Verfafſungsrechts eines jeden Einzelſtaates liegen. 

Dagegen hat allerdings — und dieſe Seite des Steuerverwilligungsrechts in 
Deuntſchland iſt ſchließlich noch ins Auge zu faſſen — das deutſche Bundes 
recht dem ſtändiſchen Einfluſſe auf die Staatsfinanzwirthſchaft gewiſſe Grenzen 
geſetzt. In der Bundesakte felbft iſt dieſem Gegenſtande noch keine Beachtung ge⸗ 
widmet, ſowie fie ja das ganze Verfafſungsweſen in den einzelnen Bundesſtaaten 
mit dem lakoniſchen Art. 13 abgefunvden hat. Mittlerweile wurben im fübweftlichen 
Dentfchland mehrere Verfaſſungen eingeführt, und unter ben darin verliehenen 
Rechten nahm das ſtändiſche Steuerbewilligungsredht neben ber Zuftimmung- zu 
fonftigen Gefegen die erfte Stelle ein. Daß dieſes landſtändiſche Stenerbewilli- 
gungsrecht gegenüber den bundesmäßigen Verpflichtungen der Fürſten zu einem 
Hinderniß faktifh werben Tonnte, war nicht zu Täugnen, da zu den Pflichten ber 
Bunbesglieder aud Leitungen von Geld unmittelbar ober folche gehören, welche 
ohne Geldmittel, die ber Verwilligung der Vollövertretungen unterliegen, nicht 
gemacht werben Können; allein als blos völkerrechtlicher Verein — und fo nennt 
fih der deutſche Bund noch in feinem zweiten „Grundgeſetze“ ausdrücklich — 
Reht bier. der Bund nicht anders als jede andere auf Staatsvertrag beruhende 
Berbindung mit übernommenen Verpflichtungen der einzelnen Kontrahenten gegen das 
Sanze. Sehr zurüdhaltend fpricht fich über dieſes Verhältniß noch die Wiener Schluß⸗ 
alte aus: „Die im Bunde vereinten fonveränen Fürften bürfen durch feine lanbflän- 
diſche Verfaſſung in der —— — bundesmaͤßigen Verpflichtungen gehindert oder 
beſchränkt werben” (Urt. 58). Durch dieſen Grundſatz kann bie verfaſſungsmäßige 
Mitwirkung der Stände. für bie Feſtſtellung des Staatshaushalts keineswegs über⸗ 
flüſſig gemacht werden, und in dieſem Sinne hätte kein deutſcher Fürſt, welcher 
vor Abfafſung der Wiener Schlußakte feiner Landesvertretung ein Recht folder 
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Min⸗irkung eingeräumt hatte, feine Zuſtimmung zu biefem Princip geben bärfen. 
Allerdings iſt dieſe Seite ver Frage auch fon auf ven Minifteriallonferenzen, 
welche zur Abfoffung der Wiener Schlußalte' führten, berährt worden, inbem nad) 
dem Vorſchlag des 5. Unsichuffes an ven oben citirten Sag fich Folgendes ſchließen 
follte: „Da, wo Iandfländiiche Berfaflungen ven Ständen die Bewilligung ber 
Stanteabgaben einräumen, fteht dieſer Befugniß die Verbindlichkeit ver Landftände 
gegenüber, die zur Bollziehung ber Bundesbeichläffe erforderlichen Summen zu be- 
willigen”. Davon, daß ohne Bewilligung der Stände in ſolchem Ball einfach Eraft 
Bundesbeſchluſſes oder einfeitig vom Färften bie ndthigen Steuern ausgeſchrieben 
werben konnten, iſt nicht die Rede. Es folgt nur daraus, daß von ven Landflänben 
die Nothwendigkeit folder Auflagen anerfonnt werben muß, welde zar Erfüllung 
von bundesgrundgeſetzlich zuläßigen Bundesverpflichtungen bes Einzelſtaates erfor- 
derlih find. Weßhalb jener Zuſatz nicht in die Wiener Schlußakte aufgenommen 
wurbe, erfahren wir aus den Protofollen ebenfalls. Theils wurde geltend gemacht, 
daß fi der Zuſatz mur als Erweiterung oder eigentlich Folgerung ans dem all- 
gemeinen Grundſatze darftelle und deshalb wegbleiben könne. Der naſſauiſche Ber- 
treter vwerlangte dagegen, wenn ber Bufag beibehalten würde, bie weitere Be 
ftimmung, daß bie Zanpftänbe namentlich verpflichtet würden, auch die Leiſtungen 
zur Erfüllung ber für bie inneren Verwaltungsgegenſtände beftehenden Gaſetze nicht 
zu verweigern. „Der Herr Baron von Marfhall motivirte feinen Antrag bahin, 
daß aus einer ausdrücklichen Erwähnung der in ber Bundespflicht gegründeten 
and gleichzeitigen Nit-Erwähnung ber vie Landesverwaltung angehenden Leitungen 
in einigen Bundesſtaaten die trrige Wolgerung gezogen werben Hönnte, als Hätten 
nur bie erften vom Bunde befonders fanftientrt und gleichjam pridilegirt werden 
follen”. Im Lichte des fpäter Geichehenen find die Gegenbemerkungen, welche das 
Protokoll der Konferenz vom 16. December 1819 auf dieſen Vorſchlag enthält, 
von nicht geringem Interefie. „Diefem Antrag ward von mehreren Seiten ent- 
gegengefest, daß der vorgeſchlagene Zufag den eigentlihen Standpunkt verrüden 
möchte, bon welchem man in diefer (Frage auögegangen fei, und welchem gemöß 
ber Bund bie nähere Einrichtung der ſtändiſchen Verfaſſungen unter allgemeiner 
Reſtriktion ber Aufrechthaltung des monarchifchen Principe und ber Bundeseinheit, 
als innere Tanbesangelegenheit betradgten und den einzelnen Regierungen über: 
laſſen follte”. In der Konferenz vom 24. December 1819 wurde beidjlofien, den 
jehsten Sat (jenen Bufat über das ſtändiſche Siiensrbewilligungsrehi) wegzulaſſen 
und fo blieb es bei der Beftimmung bed Art. 58 ver Schlußalte Der nid 
wegzuläugnende Gegenſatz zwifchen einem völlig freien Steuerbewilligungsrecht und 
biefer Bundesrechtsnerm bat zu einer Literatur Aula gegeben, deren mähere 
‚Würdigung bei Mohl, Geſchichte und Encpliopänie der Staatswiſſenſchaften LI. 
S. 270 zu finden iſt. 

Die Unnatur des deutſchen Bundes wird dem unbefangenen Leſer gerade in 
biefer Materie beſonders deutlich, wo jede der einander entgegenſtehenden Auſichten 
für fidy betrachtet richtig if, dagegen aber eine höhere Entſcheidungsnorm zum 
Ausgleich ver völkerrechtlichen Verpflichtungen und ſtaatsrechtlichen Befugniffe wicht 
vorhanden war, Beſonders lebhaft wurde dieſer Streit, dem in den deuntſchen 
Ständelammern eine ebenfo lebhafte politiſche Campagne zwifchen Regierungen 
und Bollsrepräfentation entſprach, als im Jahre 1832 der Bundestag durch Den 
vielgenannten Bundesbefhluß vom 28. Juni 1832 gerade Dasjenige fant- 
tionirte, was noch anf der Wiener Minifteriallonfereng als außerhalb der Bundes⸗ 
Iompeteng Hegend angeſehen worden war, Die Abſatze TI and III jenes Dundes- 
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beſchluſſes lauten: „Da gleichfalls nach dem Beifle des chen angefährten Art. 57 
ber Schlußalte und ver hieraus hervorgehenden Folgerung, welche der Urt. 58 
ausſpricht, keinem deutſchen Souneräue durch die Landſtände die zur Füh—⸗ 
rung einer den Bundespflichten und der Landesverfaſſung entſprechenden 
Regierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen, fo werden Fälle, in 
weichen ſtändiſche Berfommlungen bie Bewilligung ber zur Führung ber Regierung 
erforderlichen Steuern auf eine mittelbgre ober unmittelbare Weife durch bie Durch⸗ 
führung anberweiter Wünſche und Anträge bebingen wollten, unter biejenigen 
Faͤlle zu zählen fein, auf welche der Urt. 25 und 26 bee Schlußakte in Anwen⸗ 
bung gebracht werden müßte (fie handeln von Aufſtänden und Widerſetzlichkeiten 
gegen bie Obrigkeit und bie dagegen zu ergreifende Bundeshülfe). Die innere 
Geſetzgebung der deutſchen Yunbekftaaten darf weher dem Zwed des Bunbes, wie 
ſolcher in dem Art. 2 her Bundesalte und in dem Art. 1 der Schlußalte aus» 
gefprschen If, irgend einen Eintrag thun, noch barf biefelbe der Erfüllung fonftiger 
Du nbeaer{afjunge mäßiger Perbinplichleiten gegen den Bund und namentlich der 
dahin gehörigen Leiflung yon Welpbeiträgen binnerlich fein”. Ueber bie rechtliche 
Natur biefer Anordnungen des Bundestags erhob fid, gleich Anfangs Streit, ber 
anch jetzt noch nicht geſchlichtet Ift, indem man einjeits behauptet, daß durch fie 
nicht blos einfache Konſequenzen aus den bigherigen Bundesgrundgeſetzen gezogen 
worden, ſondern weſentlich neue Grundprincipien aufgeſtellt ſeien, welche nicht im 
ver Form eines einfachen im engeren Rath gefaßten Bundesbeſchlufſes, ſondern 
nur per unanimia eingeführt werben konnten; aber auch bie eutgegengefegte Mei- 
unng gleich ihre Vertretung fand und noch findet. Begreiflich ift duf jeven Ball, 
daß eine Anzahl beuticher Regierungen tiefen Bunbesbeichlug nur unter Vorbehalt 
ver verfoffungsmäßigen Landesrechte publicirten, fo 3. B. Bahern, Sachen, Wür- 
temberg, Oroßherzogthum Hefien und Sachjen- Meiningen, 

Jene Meinungsverjchienenheit ift auch Heutzutage noch nicht ohne Wichtigkeit 
in den Grenzen, in welchen überhaupt noch das deutſche Bundesrecht ein Gegen⸗ 
and von Wichtigkeit genannt werden Tann, infofern als ber wiedererſtandene 
Bundestag vie angeführten Artilel des Beichluffes vom 28. Juni 1832 zu ben 
1848 aufgehohenen Ausnahmegeſetzen nicht rechnet, wie denn namentlich bei dem 
kurheſſtſchen Verfaſſungaumſturz von jenen Beftimmungen ver ausgiebigfte Gebrauch 
gemacht worden ift. Soviel kann nicht beftritten werden, daß buch jenen Bundes» 
befchluß eine wirtfame Hebung des ſtändiſchen Steuerbewilligungsredhts fo gut wie 
unmöglich gemadt worden iſt. Wenn bie Stänpe ohne Weiteres Alles verwilligen 
mäflen, was zur Landesregiernng pen Fürſten nöthig fcheint und ihre Weigerung 
mit dem offenen Aufruhr auf eine Stufe geflellt und mit Bundeserelution heim⸗ 
gefucht wird, ift von einer wirklichen Theilgahme der Stände an ber Steuer- und 
Finanzregulirung nur noch der Schatten übrig geblieben. 

Die politische Gefinnung, ans welder jener Bundesbeſchluß hervorgegangen 
iR, Hat fih auf den Wiener Minifteriallonferenzen nur noch deutlicher 
gezeigt. Wir wiflen zwar, daß man nicht ben offenen Muth hatte, die auf das 
Steuerbewilligungsrecht ſich beziehenden Abmachungen viefer Miniſterverſchwörung 
als Bundesbeſchlüſſe zu publiciren, aber In verſchiedenen deutſchen Staaten haben 
die Regierungen ihrem Verſprechen getreu jene Bereinbarungen zu verwirklichen 
unternommen. Nah Art. 18 des Schlußprotofolls fol wie Auflöfung einer bie 
Steuern nah der Auffaffung des Bundvesbefchluffes vom 28. Juni 1832 ver 
weigernden Stäupeverfammlung die militäriſche Einmiſchung des Bunbes nad 
At. 25 bis Art. 27 der Schlußalte zur Folge haben. Nach Art. 20 des Proto- 
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kolls „tft das Recht der Steuerbewilligung nicht gleichbedentend mit dem Rechte, das 
Staatsausgabenbudget zu regeln, welchen Unterſchied die Regierungen genau im 
Auge behalten werben”. „Aus dieſem Unterſchiede folgt, daR Ständen (worunter 
in jenen Staaten, beren Stände In zwei Kammern getheilt find, immer beite 
Kammern verflanden werten) das Recht, einzelne innerhalb des Betrags ber im 
Allgemeinen beftimmten Etatsſummen vorkommende Ausgabepoften feftzufegen ober 
zu fireichen, nicht zufteht, Infoferne ihre Zuſtimmung dazu nicht ausdrücklich durch Ber- 
faffungen ober Geſetze vorbehalten iſt“. In der Erwähnung der beiven Kammern 
ftedt die Später offen bekannte Theorie, daß zu einer Verminderung oder Berwei⸗ 
gerung eines Poftens beide Kammern einftimmig fein müßten! Es liegt auf ver 
Hand, wie fehr die Einwirfung der Stände auf den Staatshaushalt durch ſolche 
Normen befhränkt wird. Im Urt. 21 iſt ber Negierung das Recht gegeben, bei 
Differenzen über das künftige Budget einfeltig die Steuern im früher bewilligten 
Betrag auszuſchreiben und zu erheben, wenn fie fi nur zur Anrufung des be- 
kanntlich einfetig von den Regierungen ernannten Schiedémännerkollegiums bereit 
erflärt hat. Wenn auch biefe Grunpfäge nad der Verabredung ber Regierungen 
nicht als Bundesbefchlüffe publicirt, fondern geheim gehalten werben follten, fe 
haben fi dennoch bie Regierungen gegenfeitig völferredhtlich verpflichtet (Urt. 60), 
fie ihren Stömbeverfommlungen gegenüber zur Anwendung zu bringen unb nod 
Heutzutage bat jeber deutſche Fürſt feinen Mitverbänpeten gegenüber das Medit, 
bie Befolgung jener Grundſatze zu verlangen. 

So ſteht e8 im beutfchen Bunde mit der ſtändiſchen Mitwirkung bei Steuer 
geſetzen. Nimmt man mit den Schriftftellern ver einen Richtung an, daß der 
Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 nur den Inhalt der Wiener Schlußakte näher 
beftimmte und als bunvesrechtlih zu Stande gekommen aud jetzt noch geltenves 
Net ifi, fo wird kaum zu bezweifeln fein, daß auch bie Verabrevungen von 
1834 „bem Geiſte ver Bunbesgrunpfäge” entfprechen und eine ihnen fonforme 
Praris auf den Schuß der Bundesverfammlung zu rechnen hat. Iſt jene Auf- 
faffung unrichtig und ſchon der Bundesbeſchluß von 1832 feiner Entftehung und 
feinem Inhalt nad den Grundgefegen des Bundes zumiderlaufend, fo ſtehen mir 
vor der Thatfadhe, daß faft alle deutſchen Regierungen zn Orundfägen fich befannt 
und mandye folche befolgt haben, welche irgend eine Rechtsbaſis nicht befiken. 
Denn einzelne Verfaffungen, wie die braunfchweigifche, tie ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung enthalten, daß in Bezug auf pie Bundesverpflichtungen das ftänbifche Ve: 
willigungsrecht ceffirt und ſolche Ausgaben nur binfichtlich der Art und Weiſe ter 
Aufdringung an die verfafiungsmäßige ſtändiſche Mitwirkung gebunden find (Berf. 
Art. 180), fo tft doch auch Hier die Möglichkeit gegeben, daß über die Art uud 
Weiſe der Aufbringung eine verfaffungsmäßige Einigung nicht erzielt wird und 
fomit dem Einſchreiten der Bundesgewalt ver Weg geöffnet. Ebenfo Tautet ber 
Urt. 1 des Königl. ſächſ. Gefeges vom 5. Mat 1851. 

Der Eindlid in den Zuftand des Steuerbewilligungsrehts in Deutſchland if 
fein erfreuliher. Die Zwitternatur des deutſchen Bundes, welder im Lauf ber 
Zeit zwar fowelt es bie begründeten Rechte und Intereffien der Nation betrifft, 
ein völferrechtlicher Verein geblieben, dagegen im Intereffe der fürſtlichen Macht⸗ 
volllommenheit und zur Niederhaltung des Tonftitutionellen Principe mit flante 
rechtlichen Gewalten befleivet worben iſt, bilbet auch bier vie Wurzel alles Uebel. 
Eine Reform an Haupt und Glledern, melde in einem deutſchen Bunbesflaat 
das Tonftitutlonelle Steuerbewilligungsrecht zur Geltung bringt, und die Ausübung 
berfelben Befugniß in den Gliederſtaaten zunächft der Ausgleichung durch bie volle 
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Wahrheit des Tonftititionellen Syſtems überläßt, umb für Auferfte Fälle durch ben 
Spruch eines unabhängigen höchſten Reichsgerichtes fihert, kann auch bier einzig 
und allein Abhülfe bringen. Wenn aufrichtige Patrioten früher in ber vollftän- 
digen Zurädführung des Bundes auf das rein völterrechtliche Verhältnig das Heil 
für die politiſche Freiheit in Deutſchland fahen, wiffen wir Nachlebenden jegt mur 
zu gut, daß das Eonflitutionelle Leben in den einzelnen Staaten nur in einer frei- 
heitlich und kräftig georbneten parlamentarifchen Gentralgemalt die Garantie feines 
Beſtehens hat, und auf dieſen Weg buntesftaatlicher Einigung, heraus aus den 
Zuitterverhältniffen des Stantenbundes, nicht aber zurlid im die trofilofe Zer⸗ 
rifienheit einer umgeorbneten Summe von Groß⸗, Mittel- und Kleinflanten meist 
auch bei unferem Gegenflande der eiferne Finger ver Rotämenbigteit 
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Die Stoifer. 


Der Stoicismus tritt in Griechenland in einer Zeit auf, im welder die ⸗ 
noturgemäße Entwidlung der bellenifhen Geiflestultur ihren Höhepunkt bereits 
überfgritten hatte und allmäfig jener Berfall der Philoſophie hereinbrach, welcher 
ſchließlich zu einem Rüdgange des ſpekulativen Intereffes in bie religiöſe Unmittel⸗ 
barkeit des Glaubens führte. Die Zeit ver Diadochen, db. h. die Seit des gänz- 
iihen politiſchen Berfalles der Griechen, tft aud die Zelt der fogenannten Selten- 
Philoſophie, in welcher es ſich nicht mehr um bie ſyſtematiſche Durdfährumg einer 
theoretiichen Wuffaffung des Seienden, ſondern um das praltifhe Ideal des 
„Weiſen“, d. h. um Lebensmarimen handelte. Diefe „praftifch gewordene” Phllo- 
ſophie aber entfremdet ſich nicht blos von dem wifienfchaftliden und philofopbiichen 
Erfennen des Gegenſtändlichen, fondern verfährt au tin fi felbft untritif 
bogmatifirend, indem fie von irgend einer vorgefaßten Weltanfgauung ans nur 
ver fubjeltiven Praxis zu Liebe autmalt, was fie für das Sein⸗Sollende hält. 
So wird diefe Philoſophie zur Sache der individuellen Liebhaberei, d. 5. des 
Dilettantismns, und indem fie für die je einzelne Sekten⸗Ueberzengung Propaganda 
madt, wird fie intolerant. Soweit aber bei folcher Alleinſeligmacherei in der un⸗ 
abläßigen Parteipolemif fih allmälig die fhrofferen Kanten abftumpften, blieb nur 
ein gänzlich unphilofophifcher Eklektieismus übrig, welcher feine natürliche Folge 
im theoretifchen Steptictamus haben mußte. Aber ſowohl von dieſem als auch von 
ver Wahrfcheinlichleitsiehre aus war dann die Brücke gegeben zur glänbigen Un- 
nahme unmittelbar dargebotener Anſchauungen. 

Wenn aber in folder Welfe die Sekten-Philofophie überhaupt ein ganz 
weſentliches Element für jenen Kulturgang iſt, welcher von dem antiken Geiftes- 
{eben in das nach⸗antike hinüberlettet, fo nimmt unter den mehreren Philofophen- 
Sekten vie der Stoiker enifchieven eine hervorragende Stelle ein, und zwar nicht 
bios inhaltlich bezüglich einzelner Lehren und Anfichten, welche ſehr leicht in chriſt⸗ 
liche Anſchauungsweiſen umgefeßt werben Tonnten, fondern vor Allem der Form 
nah, indem der Stoicismus für ven gefammten Schulbetrieb des fpäteren Alter⸗ 
thums zur entſcheidenden pädagogiſchen Macht wurbe, und aller Unterriät in 
Grammatik, Rhetorik und Dialefiit fich In den ſtoiſchen Schablonen bewegte. Diefer 
letztere Umſtand iſt es auch, welcher gerade in Bezug auf Rechtsphilofophie dem 
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Stolsismuns einen goſchichtlichen Eiufluß ficherte; denn nachdem bie Röyen einmal 
begonnen hatten, ſich durch Ueberſetzungen wit griechiſcher Bildung zu übertünchen, 
und fortan ſtoiſche Schuldoktrin in lateiniſcher Form auch bis in die letzten Jahr⸗ 
hunderte der römiſchen Periode hinein als Bildungsmittel wirkte, Tonne ſich and 
der juriftifche Unterricht einem ſolchen Einfluffe nicht völlig entziehen, und vom 
bie aus wucherte mancher perfprengte Keim noch in nen chriſtlichen Schulen 
lost, Ahern ja im Trivium und Quadrivium nur am den antiken Schalbetrie 
au en. 

Was den äußeren Beſtand ver ſtoiſchen Philoſophie und bie litteraxiſch her 
vorragenden Bertreter verfelben betrifft, fo war ber Gründer der Schule Zeno 
von Cypern (geb. um 340, geft. um 260), welder in Athen in der von Poly 
gnotoe ansgemalten Säulenhalle (— „Stoa" —) als Lehrer auftrat. Ihm folgte 
auf dem Lehrftuhle ver ziemlich bornirte Kleanthes. Der Schüller aber und 
Rachfolger des Legteren, Chryſippos aus Soll in Killlien (geb. 280, geft. 
212), hat den Ruhm, die ſtoiſche Lehre erſt vollſtaͤndig ausgebüvet zu hahen, und 
in üblichem Auktoritätsglauben fagten feine dankbaren Jünger: „Wenn Ehryfippos 
nit wäre, fo wäre die Stoa nicht“, — ein Ruhm, welchen ver gefchwäßige 
Meifter wohl hauptfäclich feiner ungeheuren Schreibfeligkeit verdankte. Schon nal 
drei Öenerationen aber beginnt wit Banätius von Rhodas (geb. 185) eine 
Reihe eklektiſcher Stoiten, welche in dem Beftreben nad praktiſcher Bopnlarifirung 
monde Lehrſaͤtze anderen Selten (befonbers der Wlabemiler) aufnahmen, Diefe 
"Torm aber des Stoicismus war es auch, welche bei deu Mömern Eingang fand; 
und fowie Pamätlus In befreundetem Umgange mit Scipio Africanus und Yälus 
ſtand, fo war fein Schüler Poſidonius (geb. 135) ver Lehrer Kicero's, 
welcher überhaupt dem oberflächlichften Eklekticismus fröhnte, aber in der prafti- 
ſchen Philofophie fi mehr zu einem abgeſchwächten Stoicismus hinneigte, wäh 
rend ihm bezüglich des thenretifchen Gebietes mehr bie alabemijche Stepfis Kehagte. 
Uns fowie ſchon zur Zeit Cicero's die Mehrzahl der gebildeten Romer den Koifchen 
Moratismus als philoſophiſches Hausmittel gebraudte, fo erfreute fich dieſe 
Selten⸗Ueberzengung auch nody in der Kaiſerzeit einer weiten Verbreitung, Seneca 
und Mufontus Aufus unter Nero, Epiltetus und fein Schüler Flapiné 
Arrienus unter Demitiauus, und ver Kalfer Marcus Aureltius Antp- 
ulmus (gefl. 180) find pie bedeutenderen Stoiler jener fpäteren Perlobe. 

Der Stoiciamus ift feinem innerften Weſen nach nur eine praftifche Tendenz 
pbilofophle, in welcher daher die übliche Dreitheilung in Logik, Phyſik, Ethil in 
dem Sinne verflanden wurde, baß die erfteren beiden lediglich Mittel für bie 
höchſte britte find. Nur um dem Ideale des „ftolfhen Weiſen“ zu dienen, legt 
fih die Stea auch eine phyſikaliſche Weltanſchauung zurecht. Kin jelbftflidgtiger 
Eudaimonismus bildet hier ebenfo wie bei den Gpilureern ven Grundton; nur 
bie Mittel zur Befriedigung ber Selbſtſucht werben verſchiedentlich angeſchaut. 
Erhält aber Alles eben nur eimen ethifchen Anſtrich, und wird Wles in jene 
„Tugend“ beigezogen, in melde fi einzuhüllen dem ſtoiſchen Welfen genügte, fo 
kann jener felbftänpige Gehalt und Werth, welchen bie verfchiebenen Lebensver⸗ 
hältniffe für fig beanspruchen mäflen, unmöglich gewürbigt ober überhaupt nur 
erfaßt werden; und Staat und Recht müſſen fih im Stoicismus gefollen laſſen, 
höchftens im ſubſidiärer Stellung irgennwo im Ethicismus beigeftedt zu werben, 
Ueberhaupt ja Tann, forwie im ganzen Altertbume, fo auch bei den Stoilern nur 
von einer Gerechtigkeitsphiloſophie, nie aber von einer Rechtsphiloſaphie bie Rede 
fein. Allerdinge ergab fih hieraus das ſchlimmſte philoſophiſche Kanderwelſch, 
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ſohald bie nnferiifh gedachte Ethil der Stoa im Syrachgewande röomiſcher 
Juriſten auftrat; und der froſtige Hauch, welcher in jeder Beziehung vom Stoicis- 
mus aus über die philoſophiſchen Anfhauuugen ver Folgezeit wehte, bat auch 
hierin feine Früchte getragen. . 

Die ſtoiſche Weltauſchauung überhaupt kann als ein fubjeltiuretbifcher Pau⸗ 
tbeiommd bezeichnet werben, wornach ber höchſte Zwed des Lebens in ber Zur 
faunmengehörigfeit mit dem göttlichen Weltganzen liegt. Und indem hiedurch das 
pautheiftiſch verfianvene Ich den Ausgangöpnuit und ven Grundton bildet, Iautet 
bes Schiboleih der floifchen Lebensweisheit: „Im Ginkiange mit der Natur leben 
(eonvenienter nature vivere)", und zwar. in dem Sinne, daß biefür als völlig 
gleichgeltend auch gefagt werben kann: „Im Einklange mit fi leben (vita sihi 
eomcors)". In Bezug anf die Einheit und nothwendige Gefeumäßigleit des Welt⸗ 
wiemmenhanges find den Stoikern die Begriffe „Natur, Gott, Bernuuft, Geſetz, 
Sqichſal“ ſaͤmmtlich nur jenongme Ausdrücke des pautheiſtiſch gedachten Unwer⸗ 
ums, und eben hierauf beruht eq, wenn in lediglich ſpelulativem (nicht aber 
juriſtiſchem) Sinne geſagt wird, das „Geſetz“ ſei ver „gemeinſame Vernunfigrund“, 
ober e fei „der Rönig aller göttlichen und menſchlichen Verhältniſſe als Vorſteher 
bes Trefflichen und des Verwerflichen und als gebletenve und verbietenne Regel 
des Gerechten nad des Ungerechten“, oder es ſei „Erfindung und Geſchenk ber 
Götter und Ueberzeugung der vernunftbegabten Menſchen“ (Ausſprüche, welche 
merlwurdiger Weiſe — |. unten — uns gerade in Pandektenſtellen, L 3 Dig. 
de logg., wörtlich überliefert find). 

Natürlich aber iß es nur der ſtoiſche Weife, welcher in Wahrheit durch fein 
Leben dieſes Weltgeſetz in ſich repräfentirt und fi fo als pantheiſtiſches Ich zu 
verwirflihen verfteht. Während ihn eine unüberfleigliche Kluft von den Thoren 
(d. b. allen Nicht⸗Stoikern) ſcheidet, iſt er ſelbſt Alles in Allem, felbft dem Zeus 
an Erhabenheit wicht nachſtehend (Jeder denkt an den bekannten Vers des Dora 
time); Alles, mas er thut, ift wohlgethan, weil er ein Meifter if, und auch für 
Dinge, welche von ven gewöhnlichen Menſchen oder von ben pofitiven Geſetzen 
als unzuläßig betrachtet werben, befigt er allein den richtigen Mapftab in fich 
ſelbſt; Die richtige „Beflunung” ja verleiht ihm einen Freibrief, ande gegen das 
Auiiche Gefühl der Menge verftoßen gu bürfen. 

Sollten aber fo eigentlich alle Menſchen von Gott und Rechtowegen Stoiler 
fin — denn erfi denn ja wären fie volllemmene Menfchen —, fo iſt es jeben- 
falls die Gemeinſamleit der Vernunft, d. b. jener gemeinfame Bernunftgrund, 
weicher die Menſchen unter ſich einheitlich verknüpft und fie zugleih in Harmonie 
mit dem vernänftigen Weltganzen bringt. Und fo gibt es eine auf bie Gemein⸗ 
ſchaft bezügliche Tugend; dieſe ift die „Gerechtigfeit", welche fonach weder ben 
undernänftigen Thieren gegenüber no auch beim Einzeln⸗Individuum ale einem 
einzelnen („man kann nicht ſich felbft Unrecht thun”) eine Stelle findet. Wohl 
hingegen gehören aud vie Götter zu jenem gemeinfamen Leben des Univerfums, 
und fomit gibt es aud eine „erechtigkeit gegen vie Götter", welche vie 
„Frömmigkeit“ iſt (letzterer Begriff geht fo durch Auguſtin in ven chriftlichen 
Theofratiomus über). 

Während nun allervings in fivenger Folgerichtigkeit von einigen Stoikern 
dieſe Gemeinſchaft nur auf die ſtoiſchen Weiſen felbft deſchränkt wurde (daher ver 
giömatfie Ausſpruch: „Wenn Ein Weiſer ven Finger bewegt, nütt es allen 

dfen der ganzen Welt“, Plutarch., comm not. 22), fo bilbeten anbrerfeits 
namentlich die fpäteren Stoiler ven Begriff des Rosmopolitiomus aus, weichem 
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wir foger in ben gang präcien Auebrüden begegnen, daß „alle Menſchen Brüper 
find”, oder daß tie Geſammtheit der Menfhen „eine unter gemeinſamem Gefeke 
zufanmen weidende Herde“ bilde (Epiet. I, 3; Plut., d. virt. Alex. I, 6). Siebe 
ift ficher anzuerkennen, daß im Bergleihe mit dem früheren engherzigen und Hein: 
ſtädtiſchen Politismus der griechiſchen Philoſophie (den Ariftoteles nicht ausgenom- 
men) im Kosmopolitismus ein Yortfchrittliege, wenn auch derfelbe in einem realen 
Zuſammenhange mit den geſchichtlichen Zuftänven liegt, wornad in Griechenland 
das feldftänpige Leben ber einzelnen Staaten gebrohen war unb das römiide 
Imperium die Menfchheiten gar vieler Zungen und ehemaliger Stantengebilde um- 
faßte. Aber die Wahrheit, weldhe dem Kosmopolitismus einwohnt, liegt nur Darin, 
daß im Gegenfage gegen Ariftoteles, welder noch geglaubt hatte, gerade im beften 
Staate müſſe Bürgertugend und Menfchentugend Ein und bie nämliche fein, nun 
an dem Menſchen Etwas anerlannt wird, was noch immer übrig bleibt, wenn 
auch von feinen Eigenfhaften als Bürger abgefehen wird, kurz daß der „allge 
meine Menſch“ zur Geltung kommt. Darum darf einerjeits gerade bie Rechts⸗ 
philofophte, welde den Menſchen in ‘ven burch Rechtsbewußtſein und ſtaatliche 
Geſtaltung bedingten Verbande zu betrachten bat, den Kosmopolitiomus nicht über 
fhägen !); und andrerſeits iſt zu bedenken, daß insbefonbere der ſtoiſche Kosmo⸗ 
politismus in eine etwas bedenkliche Nachbarſchaft mit religiöfen Anſchauungen 
gerieth, welche zwar von den „himmliſch Gefinnten” — mie fie -Auguftinus 
nennt —, fehr wohl ausgebentet werden konnte, aber eben Ein für alle Mal wit 
juriftifhen Denken und fomit aud mit Rechtéphiloſophie Nichts zu fchaffen bat. 

Nämlich die Stoiker ſprechen Häufig von zwei Staaten, deren Einer ber 
„wahre und große Staat“ fei, welder als der hochſte Götter und Menſchen um- 
fafle, während ver andere, weldem wir durch „vie zufällige Bedingung ber Ge 
burt” als Bürger eingefchrieben find, fich zu jenem etwa nur wie ein einzelnes 
Haus verbalte (Beneca, d. ot. sap. 31, M. Aurel. III, 11, Stob. Serm. 40,9, 
Cie. d. legg. I, 12 u. II, 4), jo daß bereitö bier der mittelalterliche Theokratis⸗ 
mus mit al’ feiner Geringſchätzung des realen ſtaatlichen und rechtlichen Lebens 
vorangedentet, ja direkt ausgefprochen vorliegt. Und während bie Tonfequenten 
Stoiter mehrfach fagten, ver Weiſe müfle ih vom polttifchen Leben zurückziehen, 
er werde überhaupt keine zu feiner Erhabenheit paflende Staatsform finden, Ber- 
bannung fet daher für ihn kein Uebel u. dgl. (Sen. a. a. DO. 82, Stob. a. a. O. 
— die analogen Yeußerungen ber Kirchenväter find hinreichend zahlreich —), 
fonnten nur mit einiger Halbheit Andere darauf hinweiſen, dag im Staate dennod 
eine Gemeinſamkeit der Bernunft walte und daher der Weiſe in vemfelben eine 
Befriedigung finden könne (bef. Cic. d. legg. u. d. rep.). 


1) Ich weiß nicht, ob es Jemandem gelingen konnte ober kann, fi bei dem Worte „Belt 
bürger“ überhaupt Etwas zu denfen. Der Begriff „Bürger“ ift und bleibt ein flaatsnechilicher, 
die „Welt“ aber ift fein „Staat“; und wenn 3. B. Kraufe zuletzt auch „die Menfchbeit der 
übrigen Weltkörper“ in feinen großen Menfchbeitebund beizieben will, fo kann der Juriſt diefen 
Schwung der Phantafle ruhig belächeln. Verſteht man aber unter „Weltbürger” den „Menſchen 
überbaupt”, d. b. im Sinne der Anthropologie das „Annlichvernünftige Erdenwefen“ und in 
jurifttihem und rechtophiloſophiſchem Einne den Menfchen als „Perfon”, To wird mean befier 
ihun, die fachgemäßen Begriffe zu gebrauchen und jene phantaſtiſche Metapher fallen gu laſſen. 

Zufag der Red. Go ganz undenkbar erfcheint es uns doch nicht, daß der Begriff bed 
Bürgerthums. anfänglih als ſtädtiſcher Beariff entitanden und zum Gemeindebürgerredht erwei: 
tert, dann ale Staatsbürgerthum flautrechtlich ausgebildet, ‚in der Zukunft als Weltbürgertbum 
au vdllerrechtlicher Bedeutung und Anerkennung gelangen werde, 
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Die einzige principielle Funktion ja and, welche bei den Stollen dem irdi⸗ 
ſchen Stante übrig bleibt, ift die des bloßen Rechtsſtaates oder besjenigen, was 
Fichte und Hegel als „Notbflant” bezeichneten. Schon Kleanthes definirte ben 
Staat als „Herftellung eines Gerichtshofes (!), in welchen wir unfere Zuflucht 
nehmen, um Recht zu finden und zu geben” (Stob. II, 208). Und bei ven mäßigen 
theoretiſchen Erörterungen, welche Staatsform die befte fei, Tonnte die Stoa mit 
ruhigem Gewiflen fi dahin entfcheiden, daß ein Staat, welder aus den brei 
„guten“ Berfofiungsformen des Ariftoteles gemifcht wäre, wohl füglich ber befte 
fein dürfte (Diog. Leert. VII, 131). 

Eine ganz eigenthämliche Erſcheinung aber liegt in der Art und Welle, in 
welcher viefe ſtoiſchen Grundſätze auf dem rechtsphiloſophiſchen Gebiete bei den 
juriſtiſch denkenden Römern auftreten. Es beginnt nämlich eine wahrhaft heil⸗ 
lofe Spradverwirrung dadurch, daß bie lediglich fpefulativen und abſtrakten Be⸗ 
geiffe der Stoa nun in Worte verlegt werben, welche in ihrer ganzen Entftehung 
md KRonception fireng juriſtiſch gevacht waren. Denn was hat 3. DB. der ächt⸗ 
römiſche Begriff „lex“ (lex est, quod populus iussit) nıtt dem ſtoiſchen „Welt- 
geſetze“ zu fhaffen, oder ſelbſt wie kann man vie fittlihe Stimmung bes gerechten 
Mannes, vie „iustitia*, mit „ius“ verwechſeln? Man follte doch eigentlich glauben, 
daß das von je Her und unabläßig juriſtiſch gefchulte Denken der Romer gegen 
folge Verwirrung fi geftemmt hätte, und nur burcd einen in ber That über- 
mächtigen Einfluß ſtoiſcher Schulbildung läßt fi) die Entſtehung al’ jener Mon- 
frofitäten erllären, welche wir an einzelnen Stellen von Eicero an bis in die 
Pandekten und bie juftinianeifchen Inftitutionen hinein leſen. 

Wenn Cicero fagt: „A lege ducendum iuris exordium*, fo find wir mit 
biefem Begriffe „lex“ weitab von einem redtsphilofophifchen Principe gelommen 
und mittelbar durch bie Stoa hindurch bis zur ariftotelifchen Anffaffung des Ge⸗ 
ſezes zurückgeworfen. Wenn als die tria pracepta „iuris“ ſtets die brei Vor⸗ 
[hriften „honeste vivere, neminem leedere, suum cuique tribuere* aufgezählt 
werden, fo ift nicht blos vie erſte ſchlechthin unjuriftifche Forderung bes ehrbaren 
Lebens lediglich eine Kundgebung ftotfher Moral, ſondern auch die anderen beiden 
haben urfprünglich nur einen ethiſcheu, nicht aber einen juriftiichen Charakter. Die 
lappiſche Definition ber iurisprudentia, welche wir bei Ulpianus leſen, wornach 
biefelbe „scientia divinarum atque humanarum rerum* fein fol, ift nur aus ber 
oben angeführten ſtoiſchen Definition des „Geſetzes“ gemacht. 

Das hauptſaächlichſte aber und einflugreichfte Erzeugniß ſtoiſcher Schulweicheit 
iR jene Eintheilung des ius in ins naturale, ius gentium, ius eivile, welde 
wir, — mas fehr zu. beachten iſt —, bereits bei Gellius (Noct. att. VII, 3) und 
hierauf ſtets wienerholt in den Inftitutionen des Gajus und bes Juſtinianus und 
in den Digeften treffen. Das ius naturale, welches ausdrücklich auch „divinum“ 
genannt wird, d. h. jenes, welches „allen lebenden Weſen“ (auch den Thieren) 
einwohnt, tft das unjuriftifhfte von Allem, denn es ift nur bie ſtoiſche Geſetz⸗ 
mäßigfeit des Univerfums überhaupt. Das ins gentium iſt bei Leibe nicht das⸗ 
jenige, was der römtfche Iurift fih unter diefen Worten denkt, ſondern es iſt das 
Recht, welches alle Menſchen als zufammenweidende Mitglieder jener oben er- 
mähnten Herde umfaßt. Das ins civile allein als das in einem beftimmten Staate 
geltende objektive Recht hat wirklich jurifitfchen Sinn. Welch' Inhaltsreiche Folgen 
aber gerabe jene erflen beiden Begriffe, welche eines juriftifchen Denkens entbehren, 
beunoch für bie fpätere Entwidiung ver Rechtophiloſophie mit fi brachten, kann 
hier unmöglich näher dargelegt werben. Nur fo viel fei bemerkt, daß jenes „ius 
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naturale* fi} bald in den neuteſtamentlichen Sebrauch ves Wortes Geſetz“ und 
bieburch mittelbar in das theokrutiſche Princip umſetzte, während jenes „ius gentiam“ 
ber eigentliche Kern desjenigen ift, was fpäter mittelft des Hugo Grotius fi zum 
„Naturrecht“ entfaltete. 

Wenn aber unf dieſe Welfe ein fehr fühlbarer Einfluß beſteht, welgen die 
ſtoiſche Philoſophie auf römiſche Litteraturerzengniffe und ſelbſt auf die juriſtiſchen 
Sammelwerke der fpäteren Römerzeit ausübte und hiedarch auch auf weit fpdtere 
Jahrhunderte fortſetzte, To ift Hingegen die Frage, eb der Stoicismus anf das 
römiſche Recht einen Einfluß geäußert babe, ebenſo entſchieden zu verneinen, wenn 
and) die gelehrte Marotte bes Eujacius, welcher zuerſt (Obbervatt. XXVI, 40) 
eine foldhe Einwirkung behauptete, fi bis in Mühlenbruchs Panbektenlehebuch 
hineinzog. Die Sache verhält fi einfach folgendermaßen: Alles, was bei Bajns 
und in dem juftintaneifchen Inftitutionen ſowie In den Digeften (bef. De legibus) 
auf Schulweisheit und Unterrihtömanter beruht, tft ſammtlich ſtoiſch; die rönchſche 
Firirung aber der Retsverhältntfie bis in alles Detail hinein IR zu juriſtijch 
um ſtoiſch zu fein. 

Litteratur: Ed. Zeller, Die Philoſ. ver Griechen (1. Aufl.) 3. Br. 
©. 122 ff., 171 ff. 374 ff. 8. Hildenbraud, Geſch. u. Syſt. d. Rechte⸗ 
u. Staatephllof., 1. Bd., S. 507 ff. 840 ff., 593 ff. Aatjen in Sell's Jahrb. 
f. hiſt. u. dogm. Bearb. d. röom. Rechts, 1844, Br. 3, ©. 66 fi. Mor. 
Boigt, Die Lehre v. ins natur., ins gentium u. ius civile. Veipzig. 1868, 
Bol. auch meine Särift: Die geſchicht. Borftufen d. neneren Rechtophil. Würchen 
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Im allgemehnften Sinne würden alle Vorrichtungen, welche zur Anwendung 
eines beſtimmten, gefetzlich vorgefäärtebenen Strafmittels notwendig ober dieulich 
fen Können, als Strafauftalten bezeichnet werben bürfen. Ein Iängft anerlaunter 
Sprachgebrauch verſteht indefien unter Strafanftalten nur die zur Berbüßung 
ver Freiheitſtrafen gefchaffenen Gebäude und deren Zubehör. Strafauftalten ſtud 
alfo gleichbedentend mit Gefängniſſen ohne Rückſicht auf die beſonderen Iwecke 
und Inhaltöbeftimmungen, welche das Geſetz den einzelnen in ihwen zu vwoll⸗ 
ſtreckenden Urten ver Fretheitſtrafe beilegt. Dagegen verſteht es ſich won felbft, daß 
die Borunterfuhungsgefänguifie zu den Strafanftalten sicht gevechnet werben können, 
- obgleih die Außere und ‚Innere Einrichtung aller Gefängniſſe, ſelbſt der Schuld⸗ 
gefängniffe, vielfache Analogien und Aehulichkeiten verbietet, und der Unterſchied 
zwiſchen gewiſſon Strafanſtalten und den Vorunterſuchungogefüngnifſen mehr recht⸗ 
licher, wis tharfächlicher Natur iſt. Faſt alle neueren Geſetzgebungen ſchrelben aut⸗ 
drädlich vor, was ſich eigentlich von ſelbſt verſteht, daß Unterſuchungs⸗ and Schuk- 
gefangene von Strafgefangenen durchaus getrenwt werben follen. Sehr Häufig dient 
indefien aus änfßerichen Gründen noch Heutzutage dasſelbe Gebäude ſowohl tem 
Zwede der Strafvollfiredung als auch der Sicherung gegen das Entweichen von 
Unterfuchungsgefangenen. Die Strafanftalt kann alfo auch ehr Theil eines 
Gefängniffes fein, ohne dag eine bauliche Trennung vorhamden wäre. 

Das Strafanftaltswefen ift eine Schöpfung ber neueren Strafrechtoentwirckling 
und ſteht im engſten Zuſammenhang mit ber Geſchichte der Strafgeſetzgebungen 
und der neneren gefellfihaftlichen Entwidelung. Dem orientuliſchen Staat und bean 
klaſſiſchen Alterthum liegt vie Auffaflung, welche wir an die Freiheitſtrafen Inüipfen, 
dellig fern, Die römifihe Jurisprudenz ſah in ihrer Bliathezeit in ben Kerkern 
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Rh nid anderes, ala Anſtalten ver Bewahrung fir Werbätytige over 
die zu Leibes⸗ und Lebensfirafen Berurtbeilten. Ulpian erklärt ausdrücklich, daß 
Grfängutffe nicht zur afung, fondern nur zur Bewachung von Menſchen 
dienen. Hinreichend erklärt ift dieſe Nechtsanficht mit dein Hinweis anf ben Cha⸗ 
vafter des romiſchen Strafenfuftens, auf das Vorwiegen der Lebensfirafen und 
Berftämmelungen, auf die befonveren Eigenthäntlichleiten ver aften Freiheitſtrafen, 
als Verbannung, Deportation und Zwangsarbeit in den Birgwerken 1). ba 
von den Alteften Anfängen ber germaniſchen Rechtsentwickelung unb dem 
baßenfyſtem ver Volksrechte, zeigt fich auch im Mittelalter diefelbe Orund⸗ 
anſchauung Äbes. ven weſemlich der Vernichtung ber Schuldigen, dem äußerlichen 
Shavenerfad durd Geldzahlung oder der Sicherſtellung der Rechtsordnung ductch 
Ausftoßettig des Verbrechers zugewandten Begriff der Strafe. Einzelne Stellen ver 
Kapitularien fränftfdyer Konige, longobardiſcher Geſege uber päpftlicher Dekretalen, 
in denen von der Gefängnißfirafe die Rebe iſt, erſcheinen neben dieſer Geſtaltung 
der Dinge gleichſam als Anachronismen ohne Beventung. Am nächften fam vielleicht 
ver ſpateren Auffaſſung die im Mittelalter öfters zur Strafe verhängte Einfperrung 
in ein Kofler: eine Erſcheinung, bie während jener an Widerſprüchen reichen 
Epoche in Gegenſatz tritt Zu der allgemein anerkannten Berpienftlichtelt des Klofler⸗ 
lebens md wie theitweife Ihrer Auffälliztelt entfleivet wird, wenn man batan 
erinnert, daß in jener Möfterliden Strafhaft vielleicht die erflen und unbewußten 
Keime einer durch Strafe vermittelten Beſſerung der Schuldigen lagen. 

Der geſchichtliche Zuſammenhang zwiſchen Klbſtern und Strafauſftalten trat 
in ver Folgezeit, wenn nuͤch durch äußere Umſtände vermittelt, lebendiger und 
deutlicher herwor. Nachdem vie Reformation in Deutſchland, Holland, Eng- 
{and md SGceanpinapten den geiftfihen Brfig zum großen Theil ſatularifirt 
und das Mlöfterweien aufgehoben, fand eine nicht geringe Anzahl lebig geworbener 
Kloſtergebaͤude eine Verwendung als Bejferungdanfalten and Zucht⸗ 
bänfer. Sterin lag gleichſam die Erbſchaft der Verdienſtlichkeit guter Werke, welche 
der moderne Staat won der mittelaiterlichen Kirche Abernahm. Elgeutliche Straf⸗ 
anſtalten im Gentigen Eiune Tannte auch das Zeitalter ber Reformatoren noch 
nit. Richt nur nach mittelalterlichen Rechte, fonbern and nad) der peinlichen 

gerigtärchmung Aarid V. (1532) wurben bie meiſten fihweren Verbrechen an 
Leib und Leben gebüßt. Unter ben Freiheitſtrafen ſtand die fanbesverweifung 
in afte Linie, bis man in ihre gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts die 
Quelle zahlreicher Mißſfiände und eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
er 


ante, 

Die Alteſte Art eigentlicher Strafanftalten, ver Ausgangspunft weiterer Yort- 
biamgen, waren, wie Bereits bemerkt, die Zuhthäufer, deren urſprüngliche 
Anlage Ihrer heutigen Beſtimmung geradezu entgegenpefegt iſt. Ehrmals, wie ver 
Name hinrteichend amdentet, auf Erziehung und Beflerung, indbefonvere ver Bettler, 
Landſtreicher und Proftitairten berechnet, und jevenfalls dem Iandespolizeilihen 
Imereſſe vienfiber, bildeten ſich die Zuchthäufer nach und nach zu dem berans, 
was fie heute find: zu Strafanftalten für die ſchwerſten, mit Zwangsarbeit zu 
ahndenden Verbrechen. Es würbe uns bier zu weit führen, die Gründe biefer Um⸗ 
bilvung weiter zu verfolgen; wir bemerten daher nur, daß We älteften Zuchtbäufer 


— — — — 


Fan) a meine Schrift: Die Deportatiomöftrafe tm roͤmiſchen Alterthum. Leipzig 1869, 
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in Amſterdan (1595), in damburg (1618) 2) und in Lübeck (1618) er- 
öffnet wurden. Die Grundzüge in der Berwaltung waren faft überall biefelben : 
als wichtigfter Geſichtspunkt der befiernden Zucht erfchten bie Gewöhnung an Ar⸗ 
beit, demnächſt die Stärkung des Glaubens durch befonders berufene Geiftlichkeit; 
in Deutſchland außerdem auch frühzeitig die Ertheilung von Unterriät. Dem 
wefentlich polizeilichen Sicherheitsintereſſe entſprach es dabei volllommen, daß vie 
Einfperrung in das Zuchthaus nicht durch rihterlihes Erkenntniß zu beftinunten 
Friſten, fondern auf Iandespolizeilihe Anorbnung für einen nad ber eingetretenen 
Beſſerung zu bemeflenden Zeitraum verfügt wurde. Nah und nach, insbeſondere 
feit der Einftellung ver Lanbesverweifung, die in Preußen 1744 ausgeſprochen 
wurde, gewannen bie Zuchthäufer ven Charakter eigentliher Strafanflalten, eine 
Entwidelung, die dadurch begünftigt wurde, daß Deutfchland für ſchwere Kriminal- 
firafen weder wie England über transatlantifche Kolonien zur Transportation, 
nod wie Frankreich über eine Kriegsmarine ald Grundlage der Galeerenſtrafe zu 
verfügen hatte. Ie mehr die alten Leibes⸗ und Lebenäftrafen durch wachſende 
Humanität befeitigt wurben und die Freiheitſtrafen in ven Geſetzgebungen Geltung 
erlangten, deſto höher flieg auch die Bebeutung der Strafanftalten, deren gefchidt- 
liches Fundament in ben alten Zuchthäufern lag). Ein allgemeineres Jutereſſe 
wendete fih übrigens jenen Unftalten erft feit dem Enve bes vorigen Iahrhun- 
derts zu, als man begonnen hatte, dem Princip der Strafe nachzuforſchen und bie 
Abſchaffung der Todesſtrafe mit vem Hinweis auf die beſſernden und ſichernden 
Erfolge der Gefängniffe zu motiviren. Im Großen und Ganzen darf man indeſſen 
gegenwärtig anerkennen, daß die Strafrechtswiſſenſchaft fih um bie Strafanftalten 
in Deutſchland bis in bie neueſte Zeit fehr wenig befümmerte, und daß andy bie 
Strafgeleggebungen ber Natur der Sache nad bei der Orbnung ihres 
Straffuftems vielmehr von ver gegebenen Entwidlungsftufe der Strafauftalten 
abhängig waren, ald daß fie verſucht Hätten, ihrerfeits In vie Geftaltung bes vor- 
bandenen Apparats umänvernd einzugreifen. Daber kommt es, daß die Gedichte 
der Freiheitſtrafen bebingt war dur die Gefchichte der zur Vollſtreckung ber 
Freiheitſtrafen vorhandenen Mittel. Die Reformen der Strafgefepgebung waren 
auf diefem Gebiete nur nachträgliche Anerkennung ber durch die Verwaltung des 
Strofanftaltswefens bereits vorbereiteten oder thatſächlich burchgeführten Ber. 


beflerungen, 

Während Philoſophie und Strafrechtswifienihaft, um die Welt ver That⸗ 
ſachen wenig belümmert, den Rechtsgrundlagen ber Strafe eine abftralte Begrün⸗ 
dung zu geben fuchten, und eine Theorie über das Princip der Strafe in ſchnellem 
Wechſel die andere ablöste, hatte die Verwaltungspraris und die Geſellſchaft Tängfl 
den Widerfpruch bemerkt, welcher zwifchen ven Sweden der Strafanftaltsleitungen 
und den wirklich erreichten Nefultaten ver Freiheitsentziehung hervorgetreten war. 
Man begann daher an ver Verbefierung der Strafanftalten zu arbeiten, zunächſt 
vermittelt einer Sonderung nad Kategorien fchwererer und minder ſchwerer Ver⸗ 
brechen, jo daß man abgeſehen von ver häufig vorfommenden Feſtungs⸗, Ketten- 


8) Die Ältefle Ordnung des Hamburger Zuchthauſes datist vom Jahre 162%, fle wurde 
von Rath und —— als Geſeh beſchloſſen. Für die Geſchichte des Verwaltungsrechtes If 
es intereſſant bervorzubeben, daß die Leitung des Zuchthauſee dem jüngſten Bürgermeiſter, zwei 
Rathöherren und 10 Bürgern als „Proviſoren“ übertragen wurde. Die Zuchthausordnung ſelbſt 
bat eine ftueng Ioftemasifce Reihenfolge des Stoffes in 4 Theilen. 

9% nl agnig, Hiſtoriſche Nachrichten und Krititen über die mertwürdigften Zuhthäufer 
in Deutfhland, Halle 1791. 
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und Karrenſtrafe als dem ſchwerſten Hebel, die Zuchthäuſer als regelmäßig 
durch Arbeitszwang und Ehrenfchmälerung bezeichnete Gattung, die Forreftions- 
anftalten, als minder ſchwere Klaſſe und endlich die Arbeitshäufer, als eine 
vorzugsweiſe Ianvespolizellihe und den ehemaligen, älteften Zuchthäuſern ent- 
ſprechende Klafie der Strafanftalten unterſchied. Nachdem begann man wenigftens 
bei Renbanten ver Gefängutfie beftimmte, der Erfahrung entnommene Zweck⸗ 
mößigfeitsrädfichten für die Behandlung der Sträflinge Ins Auge zu faflen. Ein- 
zelne Gefaͤngnißbauten, wie biejenigen von Gent (1773), von Bilvorde (1776), 
von Mailand (1776) erlangten eine europälfhe Berühmtheit. In ihnen lagen 
vie Anfänge einer rationellen Behandlung nach humanen und ethifhen Geſichts⸗ 
puntten, das Beſtreben, minbeftens ber gegenfeitigen Berfchlehterung und dem 
phnflihen Berberben ver Gefangenen entgegenzutreten. Diefem Streben entftammte 
bie in jenen nenen Anftalten getroffene Einrichtung, der zu Folge eine Trennung 
ver Gefangenen minbeftens bei Nachtzeit vurchgeführt werben konnte. 

Den ſtärkſten und nachhaltigften Anftoß zur Verbeſſerung der Strafanftalten 
empfing nit nur Dentſchland, fondern ganz Europa durch zwei Ereigniffe, deren 
Birtungen noch die Gegenwart bewegen, durch das Auftreten Howards in Eng- 
land und durch die Schöpfung der amerikaniſchen Einzelhaftanftalten. 
Howard ermwedte durch feine Schilderungen der englifchen und kontinentalen 
Strafanftalten zuerft das Gewiſſen der damaligen Zeit, indem ex ven ſchreienden 
Widerſpruch zwiſchen einer in Litteratur, Philoſophie, in ven Kirchen und auf den 
Thronen prahlenden Aufklärung, zwifchen einer überall zur Schau geftellten Huma⸗ 
nität, und dem völlig verwahrlosten, Leib und Seele verberbenden Zufland der 
meiften europaiſchen Strafanftalten enthüllte. William Howard veröffentlichte, nach⸗ 
dem er ſich durch den Augenfchein und Tebensgefährliche Oefängnißbefune Einſicht 
in die damaligen BVerhältniſſe verſchafft, außerdem aber ein Vermögen von 
30,000 2. für Gefängnißzwede, insbefondere für vie Befreiung von Schuldge⸗ 
fangenen anfgeopfert, 1777 feine exfte Schrift: The state of prisons in England 
and Wales with preliminary observations and an account of some foreign 
prisons , welche 1780 zuerſt von Köfter ins Deutfche überfeßt warb und in un- 
zaͤhligen Eyemplaren Verbreitung fand. Zwei Jahre vor feinem 1791 zu Cherfon 
anf einer Reiſe durd Rußland erfolgten Tode erfchien die legte Schrift Howards: 
An aceount of the Principal Lazzarettos in Europe, welde zunächft 
der Verbeſſerung ber Krankenanſtalten vienen follte, aber gleichfalls im inneren 
Zufommenhange mit den Gefängnißreformbeftrebumgen gehalten war. 

Ws allgemein vorhandene Mißſtaände der zeitgendfftihen Gefängnißverwaltung 
rägt Howard: die unterfheldungslofe Iufammenfperrung ber verfätenenften Ver⸗ 
brecherllaſſen, ſogar ohne Rückſichtnahme auf Gefchleht, Alter und Iugend, Unzu- 
länglichleit des-Raumes, mangelhafte Ernährung, verpeftete Luft und deswegen die 
faft nimmer auszurottende Epidemie des Kerkerfiebers, eine Feuchtigkeit im Innern 
ber Defänguffgelle, weiche ſelbſt Eichenholz ſchnell in Fäulniß fegte und Howards 
Lleider nach Gefängnißbeſuchen fo durchnäßte, daß ſtundenlanges Trocknen an der 
Sonne erforderlich ward, Mangel an Licht, an freier Bewegung in Hofräumen, 
Rarrender Schmutz, Unfittlichkeit jeglicher Art unter ven Gefangenen, Verabreichung 
Iprituofe Getränfe, Beranflaltung von Ansiptelungen, Karten⸗ und Würfelſpiele 
u.f. w. Sogar freigefprochene konnten, wenn fie arm und unvermögend waren, 
die Gefaͤngnißkoſten der Kerfermeifter zu entrichten, lebenslängli in England ver 
dreiheit beraubt werben. 

Obſchon Howard hervorhob, daß die Tontinentalen Strafanftalten weſent⸗ 

Bluntf@iiunn Brater, Dentſches Staate⸗Woörterbuch. X. 17 


258 Stenfanfiaiten. 


lich beſſer eingerichtet waren, als englifhe Sefängnifie, fo binterließen feine Schil⸗ 
derungen dennoch auch amferhalb England, wie zahlreiche Ueberſetzungen beweiſen, 
den tiefften Eindruck. Mindeſtens trafen die Schilderungen grober Sittenlofigkeit 
und Berwahrlofung ber Gefangenen fait überall zu. Howard's Meformvorfchläge 
zielten theils auf Befeitigung jener Berberbuiß ab, theils auf eine poſitive Be, 
förberung des Beflerungszwedes. Zu biefem Ende begehrte er Einführung ber 
Zellenhaft für fchwere Berbredher: „weil Einſamkeit und Stille bem 
Nachdenken günſtig feien und vielleiht Reue bewirten könnten“; 
Eimihtung von Arbeitsfälen für minder ſchwere Berbreiher, unter allen Umſtänden 
aber Trennung der Gefangenen während ber Nachtzeit. Als Abſchluß dieſer Be 
mähung Howards erfheint ein die Gefänanißreform bezwedendes Geſet Georgs ILL. 
(19 Georg IH. c. 74). Dasfelbe gelangte inbeffen nicht zur Ausführung, weil 
der urfpränglich vorhandene Anlaß, an Stelle der amerilanifchen, durch die Un- 
abhänyigfeitserflärung der Kolonien unansfährbar geworbenen Trausportationen 
eine einheimifche Freiheitſtrafe treten zu lafien, mit dem Beginne ver auſtraliſchen 
Transportationen (1788) in Wegfall gelommen war 4). 

Jene Unregungen Howardé waren die mothwenbige Vorbereitung ber 
öffentlichen Meinung für alle fpäteren Verbeſſerungen, ein Berbienft, welches in 
der Gefchichte menſchlicher Kultur nicht hoch genug veranfchlagt werden kann. Seit 
Howard bat es niemals an Männern gefehlt, welche ihre Stimme zu Guuſten 
verurtheilter Verbrecher und ber ihnen zuſtehenden Menfchenrechte erhoben. 

Während Europa mit den" &reigniffen der franzöflfchen Revolution befchäftigt 
war, leitete man auf bem der Freiheit neu erworbenen Boden Amerila's eine 
Refotm der Gefängnifle ein. Aus den puritaniſchen Borftellungen von Reme und 
Buße, aus einer theologifch gefärbten Rechtsanſchauung des Duälerfinate® Benn- 
fyIvanten entiprang ein ſcharf formulixtes Princip der Gefängnißbehandlung, 
das 1791 zuerft in der „Bußanftalt“ (Penitentiary) zu Philadelphia ange 
wendet wurde und in der firengflen, durch keinerlei Befchäftigung des Sträflings 
geftörten Bereinfamung beftand. Beſſerung war Das nunmehr angeſtrebte Ziel, 
weiches durch veligiöfe Umkehr angebahnt werten follte. Ein proteftantifches Staats- 
weien eignete fich fomit den Grundgebanfen der ägyptifchen Auachoreten au, und 


. fab im Verbrechen 4473 die Rechtsordnung nichts anderes, als die Sande gegen 


Gott. Iene dreißig Zellen in der Bnßanftalt zu Philadelphia, denen das fogenannte 
pennſylvaniſche Syſtem feine Benennung verbautte, waren urfpränglich fogar 
ohne Licht, damit Dunkelheit das Gemüth und Gewiſſen deſto tiefer ergriff. Ya 
Rohefaucould-Lianconrt war der erfle, welder 1794 vie neue Entbedung 
in Europa verkündete. Als diefer erfte Bericgterflatter ven tugenphaften Zufland ver 
ameritantfchen Gefängnißtonvertiten rühmte, brach Beuntham ironifch im die Worte 
aus: Oh vertu, oü vas-tu te coacher!| 

In Amerlla blieb man vorläufig bei dem erften Anlauf ſtehen, nach einiger 
Zeit riß fogar Unordnung aller Urt in der Anftalt zu Philadelphia ein. Beinahe 
dreißig Iahre vergiengen, bevor man auf ben Grundgedanken des pennſylvaniſchen 
Syſtems wieder zurüdgieng. Es entftanden im Zeitraum von 1826 bis 1829 bie 
beiden als Muftergefängnifie gepriefenen Auftalten von Pitteburg (Western Peni- 
tentiary) und von Philadelphia auf Cherry Hill (Eastern Penitentiary)., In 


&) ine genauere Darſtellung diefer Verbältniſſe gab ih in meiner Schrift: Die Deportation 
ale Strafmittel und die Berbvecherfolonien der Engländer und Franzoſen (Seipzig 1889) ©. 182 ff. 
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beiben herrſchte der Grundgedanke völliger Trennung der Gefangenen von ein⸗ 
ander; bo war man im Berlaufe der Zeit von dem urfprängliden alten Plane 
darin abgewichen, daß man zur Milderung der Einzelhaft die Beſchäftigung der 
Sefangenen durch Arbeit zuließ. 

Auch der Staat New⸗York betrat die Bahn ver Gefängnigverbeflerung etiva 
um diefelbe Zeit mit der Begründung einer neuen Unflalt zu Auburn. Nachdem 
man feit 1816 den Ban beichloflen und verfchienene, gänzlich verkehrte Verſuche 
der Sefängnißbebandlung angeftellt, entſchloß man fich vafelbfi 1828 zu einem 
gemifchten Syſteme, beftehend in der Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit und 
gemeinfäaftliher, dem Gefege unbeningten Schweigens unterworfener Arbeit 
bei Tage. Auch in die große, 1825 entſtandene, gleichfalls dem Staate New-York 
angehörige Strafanftalt von Sing-Sing wurde dasfelbe Syſtem eingeführt, weldes 
unter dem Namen des Auburn'ſchen eine große Berühmtheit erlangte, obwohl ein 
wefentlich neuer Plan keineswegs in demfelben vorlag, das Schweiggebot vielmehr 
ſchon fünfzig Jahre früher In dem Gefängniß zu Gent eingeführt worden war. 

Die Beinen ameritanifchen Sufteme, pas pennſylvaniſche und das Au» 
burn’fhe, fanden jeves für fi beſonders eifrige Vertheidiger ſowohl in ver 
nenen Welt, wie in Europe. Bon England, Frankreich, Preußen wurden Ge⸗ 
fängnißfundige zum Zwecke der Berichterflattung abgefenvet, deren Mittbeilungen 
die Öffentliche Aufmerkſamkeit in Europa lebhaft beſchäftigten. Eine weite Berbrei- 
tung erlangte namentlich das Werk der beiden franzöfifchen Berichterftatter: G. de 
Beaumont et A. de Tocqueville, du systöme pönitentiaire et de son 
applieation en France, suivi, d’un appendice sur les Colonies p6nales, Paris 
1833, weldes von Iulius ins Deutſche überfegt ward. Derfelbe Dr. Julius ging 
fpäter im Yuftrage der preußifchen Regierung nach Amerika und hatte ſchon früher 
in Deutſchland durch feine 1828 zu Berlin herausgegebenen Borlefungen 
über Gefängnißkunde oder über die VBerbefferung der Gefäng- 
niffe für Reformen gewirkt. Unterftägt wurde dieſe Wirkſamkeit durch die all- 
mählich veränderten Anſichten über den Strafzwed, insbefondere durch die auch von 
den Sefepgebungen Deutichlands angenommene Auffaflung von der Berwerflihleit 
des Abſchreckungszweckes. 

Beide Sufteme, fowohl das Auburn'ſche wie das pennſylvaniſche, fanden fehr 
bald Nachahmung in enropälfchen Gefängnißbauten. Das erſtere namentlich in 
Senf (1825), in Zaufanne (1826), in St. Gallen (1889)5), in Frank⸗ 
reich, Breußen, Belgien, Norwegen. Als Mufteranftalten für vie Einzel- 
haft erlangten dagegen Berähmtheit: die Anftalt von Pentonville in einer Bor- 
fladt Londons, welde nach den Plänen von Crawford und Ruſſel dur Sir 
Joshua Iebb, den fpäteren 1863 verftorbenen Generaldirektor der englifhen Ge⸗ 
fängniffe erbaut und 1842 vollendet ward ®), das Zellengefängniß von Brudfal, 
defien 1845 befchloffene Erbauung 1848 zum Abſchluß gelangte 7), und die bei 
Berlin gelegene, für fchwere Verbrecher zur Verbüßung der Zuchthausſtrafe be- 
ſtimmte Anfialt von Moabit, welde dem Mufter von Bentonville nachgebildet 


5) Die Herflellung des Baues mit 108 Schlafzellen koſtete 200.000 Franc. 

6) Die Einzelheiten der Einrichtungen von Pentonville f. Report of ihe Surveyor general 
of Prisons on the consiructive, ventilatia and details of Pentonville Prison. London 1844. 
Die Herſtellung einer Zelle foflete 161 8. 17 Eh. 2?4% d. = c. 1000 Rihlr. Gold. 

7) ©, darüber Fueplin, die Einzelhaft (Heidelberg 1855) S. 65 ff. 
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und 1849 eröffnet wurbe 8). Allen dieſen Neubauten, auf deren Einzelheiten wir 
nicht näher eingehen wollen, lag ber ſchon 1794 von Bentham entwidelte Plan 
des Panoptikons zu Grunde, dem zu Folge die einzelnen kreuz: oder ftrahlenförmig 
auslaufenten Flügel im Inneren: von einer Sentralhalle aus überfehen und über- 
wacht werben fönnen. Außerhalb Deutfchland waren es, abgejehen von Pentonville, 
namentlih die Zellengefängnifie von Amſterdam und fpäterhin von Löwen, 
welche die Aufmerkfamfeit auf fi zogen. Seitdem die internationalen Wohlthätig- 
feitölongrefje von Bräflel und Frankfurt (1846, 1847, 1857) die Gefängniffrage 
zum Öegenfland der Beiprehung gemacht und fi für die allgemeinfte Durd- 
führung der Ifoltrung in allen Strafanftalten und in den Borunterfudungsge- 
fängniflen erflärt hatten, wenbete fi die öffentlihe Meinung der gebilveten 
Schichten mehr und mehr der Einzelhaft zu; ein Erfolg, zu bem namentlich bie 
(itterarifche Thätigleit der Anhänger der Iſolirung beitrug. Zwar fehlte es nidt 
an ſolchen, welde ver länger andauernden Finzelhaft den Vorwurf ber Gefunt: 
heitögefährlichkeit, der Begünftigung ober Herbeiführung von Wahnſinn und Selöft- 
morben unter den Öefangenen machten. Nichts deſto weniger konnte man fich ver 
Wahrnehmung nicht verjchließen, daß die Anhänger der Gemeinfhaftshaft mehr 
und mehr Boden verloren, während gleichzeitig thatfächli wie rechtlich das An⸗ 
wendungsgebiet der Einzelhaft immer weiter ausgedehnt wurde. Auf dem lepten 
ber Gefängnißtongeefie, welher 1857 zu Frankfurt flattfand, blieben die Verthei⸗ 
biger ver Gemeinſchaftshaft in der entſchiedenſten Minderheit. Nur die financiellen 
Schwierigkeiten, welde eine plöglihe und ohnehin Toftfpielige Umgeftaltung ober 
gar Neufhöpfung ber Strafanftalten unmöglih machten, ſchienen bie Erfüllung der 
von den Einzelhaftfreunden gehegten Erwartungen zu verfchieben. 

Inzwifhen war, wovon man auf dem Gefängnißkongreß zu Frankfurt im 
Jahre 1867 noch keine Kenntniß erlangt hatte, in Irland feit 1854 ein völlig 
neues, forgfältig durchdachtes und mit großer Einfiht durchgeführtes Behandlungs 
princip zur Anwenbung gelangt, weldes fi an bie äußerlich beftehenden Anftalten 
des englifheirifhen Strafvollzuges anlehnte. Bis zum Jahre 1853 war nänılid 
wenigfiens dem Namen nah bie Transportation nad Auftralien bie frimi- 
nelle Freibeitftrafe des englifhen Rechts geweien, eine Strafe, vie aus mannig- 
fachen, hier nicht näher auszuführenden Gründen abminiftrativer und kolonial⸗ 
politifcder Art in verſchiedene, auf einander folgende Bollzugsftapien 
zerlegt worden war, namentlich aber feit 1843 in ein Vorbereitungsftabium ver 
Einzelhaft zu PBentonville, ein zweites Stadium der gemeinfchaftligden Zwangs⸗ 
arbeit in offener Luft, ein drittes der Wegfendung und ein viertes ber wiberruf- 
lichen Entlaffung unter der Bedingung guten Verhaltens nad der Ankunft in ven 
Kolonien zertheilt wurde. Auch die Geſetzgebung von 1856, vurch welche eine neue 
Kriminalfirafe der „Strafknechtſchaft“ (penal servitude) an Stelle ver 
Transportationgftrafe gefept worden war, änderte an biefer Einrichtung 
thatfächlih nichts. Schon vorher waren trifhe Verbrecher von ber Wegfen- 
bung wegen des gerabe gegen fie gerichteten Widerſpruchs oder Vorurtheils eng- 


8, Bol. über Moabit: Mittbeilungen aus den amtlichen Berichten über die zum Mini 
flertum des Innern gehörenden königl. preußiſchen Strafs und Gefängnißanftalten (Berlin, 1861) 
S. 271 ff. — Die wirkliche Durchführung bes firengen Iſolirſyſtens begann erſt mit der Be 
rufung von Dr. Wichern im Jahre 1856, — Einen Vergleich zwilchen Moabit und Bruchſal 
enthält die Allg. d. Strafrechte 3. 1861, S. 43 Kırner: SE hüd, Die Einzelhaft und ihre Vol 
firetung in Bruchſal und Moabit. Leipzig 1862. 
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Ufer Koloniften ausgenommen worden, fo daß für die in Irland ſelbſt entlaffenen 
Berbrecher Schwierigkeiten entſtanden, die in England zum großen Theil durch 
Entfernung ber Transportirten befeitigt waren. Dies führte Str Walter Erof- 
ton, welder zum Direltor des iriſchen Strafanftaltsmefens ernannt worden mar, 
zur Entwerfung eines neuen Planes, deſſen Princip in dem Gedanken einer fiufen- 
weifen Fortbildung der Gefangenen zum vernünftigen Gebraud feiner Freiheit, 
vermittelft eines dem guten Verhalten entſprechend gemilderten Strafzwanges ge- 
funden werben maß. Demgemäß zerfällt das iriſche Syflem in folgende, jenen 
Orundgevanten repräfentirenne Stufen: 1. Einzelbaft von neun Monaten, welde 
durch gutes Berhalten um einen Monat abgekürzt werben Tann, als ein vom 
Sträfling dem angenorimenen Plan gemäß befonders ſchwer zu empfindendes An- 
fangsſtadium. 2. Gemeinfame Arbeit, geregelt durch Klaſſifikation, welche dem 
guten Verhalten entſprechend die Gefangenen progreffin durch fünf Klaffen 
bindurdhleitet, und jeder höheren Klaſſe entſprechende Vortheile gewährt und zur 
Kenntlichmachung verfelben für den Sträfling fi der Ertheilung von Marten 
bedient. Die Dauer des zweiten Stabiums iſt abhängig von der Dauer ber vom 
Richter erlannten Kriminalftrafe; deswegen für ven Aufenthalt in ben einzelnen 
Klaſſen nah Durchſchnittsſätzen normirt, welche wiederum um einen Bruchtheil 
wegen guten Verhaltens abgekürzt werben können. 3. Die Zwifhenanftalten 
(intermediate prisons), theils auf inbuftrieller, theils auf länblicher Arbeit be: 
ruhend, follen als drittes Stadium den Hebergang zur Freiheit vermitteln. Keinerlei 
Dischplinarftrafe wird in ihnen vollfiredt, jede Zuwiderhandlung mit Zurüdver- 
fegung tn die früheren Stadien geahndet, eine größere Freiheit der Bewegung ge 
fattet, eine Belebung und Uebung der Willensträfte und bamit eine Erpro- 
bung ber voramsfthtlichen Beſſerung verfucht, deren Mefultate nach Ablauf der 
fetgefegten Yrift das Vorurtheil der Arbeitgeber gegen die Befchäftigung entlaffener 
Verbrecher überwinden follen. 4. Bedingungsweiſe Freilaſſung gegen Urlaubſchein 
unter ber Bedingung, daß fittenlofes, müffiges und verbächtiges Berhalten fofort 
Bievereinziehung und nachträgliche Verbäßung des erlafienen Strafreftes zur Folge 
haben fol. Der beringungsweife wegen guten Verhaltens zu erlafiende Bruchtheil 
der richterlich erkannten Strafe ſchwankt, mit dem längeren Strafmaß fteigend, 
zwiſchen mindeſtens 1/, und höchſtens 1/,. Zur Ueberwachung der Entlaffenen und 
Erzwingung der geftellten Bedingungen befteht eine wohlwollend gehanbhabte 
Bollzetauffiht, durch welche der Entlaffene weder an ber Auswanderung noch an 
der freien Berwerthung feiner Arheitsfräfte gehindert wird. 

Nachdem das iriſche Syſtem eine Zeit lang von ber oberften engliſchen Ge⸗ 
fängnißbehörde entfchteven verfannt werden war, erzwang das Urtheil einer 1862 
eingefegten, mit der Prüfung ver Gefängnißfrage beauffichtigten Kommifflon ber 
Königin, in Verbindung mit ver Öffentlihen Meinung die Annahme der irifchen 
Principien in England. Mit Ausnahme der Zwifdhenanftalten, welde man 
tur die jeßt aufgegebenen Transportationen nad Weftauftralien entbehrlich zu 
machen hoffte, hat vie Barlamentsafte vom 28. Iuli 1864 dae iriſche Syſtem aud 
in England naturalifirt 9). j 


9 Die erfte Nachricht über die iriſchen Fa a gab Mittermater in feiner. 
1858 erfchlenenen Schrift über Gefängnißverbeſſerung. — Ausführliche, den ganzen Infammens 
bang des iriichen Gefaͤngnißſyſtems gebente Darftellungen verfuchte ich in meinen diefem Gegen⸗ 
ftande befonderd gewidmeten Schriften: 1. Das trifhe Gefängnißſyſtem, insbefondere die Iwi⸗ 
ſchenanſtalten vor der Entlaffung der Sträflinge. 2. Bemerkungen und Beobachtungen über den 
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In diefer flüchtigen Skigze der Gefängnißreform liegen bie Materialien zur 
Kenntniß und Beurtheilung der Strafanftalten in der Gegenwart. Diefelben 
unterſcheiden fi nämlich im allgemeinen nad folgenden Gefihtspunlten: 

1) Mit Rädfiht auf beftimmte Berfonenklaffen, fo daß beifpielsweife 
Anſtalten für Sreife und Inpalide, für Frauen, und ganz befonvers für jugendlide 
Berbrecher örtlich gefondert und nad verſchiedenen Grundſätzen in ber Berwaltung 
geleitet werben. brend es keinem Zweifel unterliegt, daß weibliche Geſangene 
von männlihen zu trennen find, ift es eine Zwedmäßigleitöfrage, ob dieſe Tren⸗ 
nung gerabe im örtlich gefonverten Anflalten oder in befonberen Abtheilungen 
eines und besfelben Gebäudes erfolgen fol 1). Dagegen erkennt man immer all- 
gemeiner an, daß jugenbliche Verbrecher nad) beſonderen Grundſätzen beſſernder 
Erziehung zu behandeln, der ſtraf rechtliche Charakter diefer Behandlung zuräd- 
zuftellen und die Beihäftigung mit ländlichen Arbeiten entſchieden vor anderen 
Dingen fon aus Rüdfiht für vie Lörperlige Entwidlung zu bevorzugen ſei. 





England Hat durch eim befonderes Geſetz 1854 für die Unterbringung jugent- . 


licher Verbrecher unter 16 Jahren in ſtaatlich unterſtützte VBeflerungsfchulen 
(reformators scools) Sorge getragen 1!) und befigt in Parfhurft auf ber Iufel 
Wight eime befondre, große für jugendliche Verbrecher beftimmte Stantöftrafanftalt. 
Schon vorher hatte in Frankreich das Beleg vom 5, Auguft 1850 bie unbebingte 
Ausfonderung jugenblicher Berfonen von älteren Gefangenen vorgefchrieben und bie 
Unterbringung ber auf Grund des Artileld 66 bes Code p6nal wegen mangeln: 
den Unterfcheivungspermögens freigefprochenen, aber befferungs- und erzie- 
bungsbedärftigen Kinder in befonbern Colonies p6nitentiaires zum Zwece 
landwirthſchaftlicher Arbeiten angeorbuet 12). Hinfichtlich der deutſchen Geſetzgebungen 
darf im Allgemeinen behauptet werben, daß ven jugendlichen (verurtheilten oder freige: 
ſprochenen) Angeklagten eine viel zu geringe Aufmerkſamkeit zugewendet wirb und daß 
man den Zufälligkeiten der Privatwohlthätigkeit in zu hohem Maße vertraut. Be⸗ 
fonbere von Staatswegen eingerichtete, oder doch überwachte und unterflügte Bef- 
ferungsftrafanftalten find um fo nothwendiger, je häufiger VBerwahrlofung in be 
Jugend zur Duelle von Verbrechen wirb. 

2) Mit Rückſicht auf die Strafpauer, oderdie geſeglich noth 
wendige Durdführung der Zwangsarbeit. Faſt überall fällt in 
Deutihland und anderen weflenropälihen Staaten die längere Zeitbauer ber 
Strafe, mit dem Arbeitszwange und den ehrenmindernden Wirkungen zuſammen. 
Daher die übliche Trennung der Zuchthäuſer, Urbeitshäufer und einfachen Gefäng- 
nißanftalten. Selbft ohne die friminalpolitiihe Rückſicht, welche eine Trennung ber 
wegen entehrender Handlungen verurtheilten Verbrecher von andern Kategorien 


gegenwärtigen Zuſtand der iriſchen Gefängnißeinrichtungen (ein Beifebericht), Leipzig 1862. 
3. Kritiſche Unterfuchungen über die Brundfäge und Ergebniſſe des iriſchen Strafvollzuges, Berlin 
1865. Außerdem: 4. Van der Brugghen Etudes sur le systöme pö6nitentisire Irlandais, 
Berlin 1864, und über Zwifchenanftalten: Wittermaier, Gefängnißverbefferung (Erlangen, 
1861), ©. 138. Bon der rein polemifchen Litteratur für und wider das iriſche Syſtem feben mir 
bier ab, indem wir uns auf die quellenmäßigen Berichterftattungen befchränfen. » 

10) Letzteres tft beifpielsweife der Kal in dem neuen Zellengefängniß zu Amfterdam. 

11) Einen Bericht darüber gab Ich in der d. Strafredhtö3. 1861. ©. 212. 

13) Ueber Belgien f. die muflergültigen Arbeiten von Ducpstiaur: 1. Exposs de la situa- 
tion des &coles de r6forme de Ruyselede etc. Bruxelles 1861. 2. Bappori sur les colonies 
agricoles, les dcoles rurales et les 6coles de reforme pour les indigents, les mendianls 
ot les vagabonds et sp6cialement pour les enfants le deux sexes eu Suisse, en Allemagne, 
en France, en Angleterre, dans les Pays bas et en Belgique, 1861. 
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gebietet, fällt bei dieſer Unterſcheidung der Gtrafenftalten mit Beziehung auf bie 
zeitlichen Abſtufungen der Strafe ins Gewicht, daß bei langen Freiheitsſtrafen 
die Befchäftigung und bie Ürbeitsleiftungen der Gefangenen nad ganz, andern 
Regeln einzurichten find, als bei Furzzeitigen Verurtheilungen. Auf vie: 
ſem Geſichtspunkte beruht die Trennung ber Strafanftalten in Holland und theil⸗ 
weife in Preußen. | 

3) Mit Nüdfiht auf die verwaltungsrechtliche Stellung ber 
Strafanftalten, wornach biefelben hinfihtli ihrer Unterhaltung und Ord⸗ 
nung entweder zunächfl dem Staate oder ven Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zufallen. In Frankreich und England unterfcheivet man .bvaber prisons departe- 
mentales uid County gaols auf der einen Gelte, und maisons centrales und 
wench prisons auf ber andern Seite. Mit diefer. Sonberung trifft dabei die an⸗ 
dere, vorerwähnte zufammen, daß bie fchwerften Freiheitsſtrafen faft regelmäßig 
in GStentsanftalten verbüßt werden. In deutſchen Staaten find den kommunalen 
Polizeiverwaltungen auch die Pflichten zur orbnungsmäßigen Unterhaltung ber 
Sefängnifle für Boltgeifrafs und Zuchthansgefangene auferlegt, dagegen meiften- 
theils die Mechte der Autheilnahme an der Verwaltung durch das Ueberwuchern 
der ſtaatlichen Amtgsherrlichleit befchräutt. 

4) Mir Rüdfiht auf die Haftform. Unter allen Unterfcheipungen 
ſteht dieſe Ieutere unzweifelhaft für die Gegenwart an Bedeutung obenan; benn in 
ihr liegt nicht nur die Berührnng mit den Principien ber Strafgeiengebung, ion» 
dern auch der Kern unendlich zahlreicher Zweckmäßigkeitsfragen, die Borfrage für 
Erbauung und Cinrichtung nener Strafauftalten. Die wichtigften Probleme ver 
Sefängnißreform, die zahlreichften Kontroverfen treffen in diefem Punkte zufammen. 
Auf der andern Seite iſt freilih davor zu warnen, taß man in ben firafredt- 
lid nothwendigen Reaktionen ver Gerechtigkeit gegen das Berbrechen, in dem 
leichzeitig zu erſtrebenden Beflerungsproceß berjenigen, bei welden der innere 

genfag des Willens zur allgemeinen Rechtsordnung geflänblid geworben iſt, 
nit die mehanifhen Wirkungen eines vein Außeren Streafanftaltsapparats 
überfchäge auf Koften ver lebendigen, in einer guten Verwaltung liegenden Kräfte 
und einer richtigen pädagogiſchen Strafbehandlung. Hinfihtlih der Haftform, 
melde anzuwenden ift, wird an basjenige anzulnüpfen fein, was bereits über ben 
allgemeinen Gang der Gefängnißreformen gejagt wurde. In der Kürze wirb es 
möglich fein, drei Hauptgattungen von GStrafanftalten zu unterfcheiden : 

A. Semeinfhaftsanftalten, in denen etwa vorhandene Zellen ledig⸗ 
lid den Zwecken der disciplinaren Beſtrafung oder der ausnahmumetfe zu 
bewirfenden Iſolirung gewidmet find. Unter dieſer Kaffe werben fernere Unter⸗ 
ſcheidungen eintreten a) je nachdem bie Öefangenen bei Nachtzeit getrennt werben 
oder nit; b) je nachdem das Schweiggebot die Bedeutung einer unbebingt (wie 
nad) dem Auburn'ſchen Syſtem) zwingenden Disciplin erlangt; c) je nachdem nur 
induftrielle, oder länpliche Arbeit nebenher over allein Anwendung finbet. Als all» 
gemein anerfannten Erfahrungsfag der heutigen Zelt darf man bie Unmöglichkeit 
einer ſtrilten Durchführung des Schweigverbots anfehen und damit bie Verwerf⸗ 
iihleit des Auburn'ſchen Syſtems behaupten. Im Gegenſatze zu den Quäkern von 
Benufylvanten enthält dieſes Syſtem allerdings ven richtigen Gedanken, daß bie 
Steaferbeit eine felbfländige Bedeutung als eime Steigerung des Zwanges und als 
Gewohnung zur Orbnung und zu anſtrengendem Fleiße haben muß, währen das 
pennfploanifge Syſtem die Beihäftigung der Gefangenen lediglich ale Gegen- 
gewiht gegen etwa nachtheilige und das Gemüthsleben bebrohende Cinflüſſe ber 
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Einzelhaft betrachtete. Eine gleichfalls nothwendige Cinſchränkung bat bie 
Gemeinſchaftshaft zu erfahren durch Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit, wo 
eine genügende Ueberwachung neben der Gefahr zahlreicher Unfittlichkeiten un- 
möglich ift. 

’ Ungerecht würbe es fein, zu leugnen, daß bei beſonders tüchtiger Leitung, bei 
einer geringern Anzahl von Verbrechern, die einer vorzugswetſe ländlichen Bevölkerung 
von einfachen Sitten angehören, auch in Gemeinſchaftsanſtalten Tüchtiges geleiftet 
und ber Rechtszweck der Strafe erfüllt werden fann. Selbft erfahrene Anhänger 
der Einzelhaft, wie Mittermater, erfennen dies an. Insbeſondere erfreut fid 
die Strafanftalt zu St. Gallen fett der Leitung Moofers und diejenige von Bal- 
lucia unter dem Oberſten Montefinos eines weit verbreiteten günftigen Rufes. 

B. Einzelbhaftanftalten. Ohne auf die baulichen Verſchiedenheiten die 
fer Nlaffe näher einzugeben, begnügen wir uns auf bie Hauptabweidhungen hinzu⸗ 
weiſen, welche Bisher hervorgetreten find. Gleichgültig und unerheblich ift zunachſt 
der Umftend, daß fi in faft allen Zellengefängnifien auch Gemeinfhaftsfäle vor- 
finden, um ausnahmsweiſe für folde Fälle, in denen die Einzelhaft außer Un: 
wendung zu laffen iſt, Borforge treffen zu können. Die Zellengefängnifie zerfallen 
in ſolche, welche vie Trennung der Gefangenen abfolut durchführen, (f. g. reine 
Einzelhaft) und in ſolche, welche die Trennung währenn des Unterrichts, des Got⸗ 
tespienftes und der Bewegung im Freien nicht berüdfichtigen. In Bruchſal und 
Moabit wird fowohl durch Kirhenftühle (stalle) als durch Zwiſchenwände 
in den Schulzimmern, außerbem aber durch eigene Spazierhöfchen und vie Un: 
wendung bed Mastentragens, d. h. durch eine Kopfbebedung, deren herimterge- 
Happter Schirm das Gefiht des Sträflings Bis zur Nafenfpige bebedt, dahin 
geftrebt, jede Berührung und Erkennung ver Gefangenen unter einander zu hin- 
dern. Biele hervorragende Bertreter ver Einzelhaft erachten dieſe Borrichtungen 
für höchſt mefentlih und völlig unerläßlich, beiſpielsweiſe Ducpetiaur, Surin 
gar, Füeßlin, VBarrentrapp, und mit Ausnahme ver Schildmützen aud 
Mittermater; Andere wie Hoyer und Grevelint legen darauf kein Gewicht. 
In England und Irland hat man fogar bie Anfangs mit großen Koſten geſchaf⸗ 
fenen Anftalten viefer Art hinterher wieder befeitigt, weil man ſich von ihrer 
Nutzlofigkeit oder Schäpliähfett überzeugt hielt. Um über dieſe Meinungsverſchie⸗ 
benheit zu einem feſten Urtheil zu gelangen, wird man erwägen mäflen: ob bie 
flüchtigen Berührungen während des Gottespienftes, des Unterriätes, der Bewe⸗ 
gung, wirklich fo gefahrvoll find, daß man, unter Verzichtleiſtung auf innere Ge⸗ 
genwirkungen, Toftfpielige Abfperrungsanftalten fchaffen fol? ob folge Abſperrun⸗ 
gen die Kommunikationen unter Gefangenen in einer wirklich erheblichen Weiſe 
erihweren? und ob nicht vielmehr ſolche Anſtalten gerade wegen bed darin auf: 
gedrückten Mißtrauens gegen ven Erfolg einer beffernden Gefängnißzucht zu Mit- 
theilungen unter den Gefangenen anreizen? Uns felbft iſt es trotz vielfacher Beob⸗ 
achtungen nicht gelungen, uns von der Nützlichkeit diefer Vorrichtungen zu über- 
zeugen. Im Gegentheil glauben wir, in Uebereinftimmung mit ven Anfichten von 
Grevelink und Hoyer, ſowie auf Grund eigener Nahforfhungen, behaupten zu 
bürfen, daß man ven Werth dieſer mechaniſchen Anftalten vielfach überſchätzt. Das 
Wefentliche bleibt immer, bie Gefangenen während der Naht und der Arbeit fo 
lange zu iſoliren, bis man fie zur Neue und Einfiht in ihr Unrecht gebracht, bis 
man gute Borfäge angeregt und befeftigt hat. 

C. Gemiſchte Strafanftalten, im denen ſowohl die Einzelhaft, als vie 
Gemeinſchaftshaft grundſaͤtzlich (d. h. nicht im Verhältniß von Regel und Aus 
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nahme) Anwendung finden Tann, und zwar entweber fo, daß nach Wblauf eines 
geſetzlich vorgefchriebenen Termins die Gemeinſchaft an Stelle der Einzelheft tritt, 
oder dergeftalt, daß bie Gemeinſchaft als eine leichtere Form des Gtrafvollzuges 
bei gutem und bewährtem Berhalten in ber Einzelhaft als fpäterbin eintretenves 
nad dem Gefihtspantte progreifiver Zucht gehauphabtes Stadium Anwendung 
findet. Kleinere Staaten werden der Ratur der Sache nach durch ihre befchränftern 
Mittel faft immer auf die Einrichtung gemifchter Anftalten bingewiefen fein. Aber 
auch grundſätzlich Tägt fih vom Standpunkte des graduirten und progrefftv 
abgeftuften Strafzwanges die Kombination verſchiedener Haftformen in demſelben 
Sefängniffe rechtfertigen. Die Anftalten zu Vechta in Oldenburg, an deren Spige 
Hoyer fland und zu Lenzburg im Aargan, welde im Herbfte 1864 eröffnet 
wurde, entfprecdhen dieſem Örandgebanten, auf welchem auch das iriſche Syſtem 
beruht. Im Allgemeinen wird man anerkennen müſſen, daß diejenigen Gefängniffe 
am meiſten leiften, welche über vie mannigfaltigften Mittel verfügen, um das 
Grundprincip des beffernden Strafvollguges, die Inpivipnalifirung ber Ge- 
fangenen turdführen zu können. Zu viefen Mitteln gehört aber aud bie minde⸗ 
ſtens befhräntte Zulaſſung der länblichen Arbeit im Freien, melde in gemifchten 
Strafanftalten ermöglicht, durch das abflrafte und boltrinäre Feſthalten an ver 
Alleinberechtigung des Zellenfuftems aber völlig ausgejchloffen wird. 

Hinfichtlich der Auswahl der Haftform und folgeweife ver Einrichtung der 
Strofanftalten iſt es übrigens ungemein ſchwer, aus dem bunten Gewirre ber 
Meinungen und der thatfädhlih vorhandenen Zuftände zu allgemein anerfannteyg 
und feften Refultaten zu gelangen. Beranlagt iſt diefe Schwierigkeit zunächſt durch 
mannigfade Unklarheiten über das Weſen der Freiheiteſtrafen, fowie durch die 
Schulkontroverſen über das Berhältnig ver Befferung ber Gefangenen und 
geredter Bergeltung des Verbrechens. Bor allen Dingen muß man fi 
daher verftändigen, wie bie Aufgabe der Strafvollfiredung zu begrenzen if. Wäh⸗ 
rend man vorläufig in Deutfchland wunferer Anfiht nad glädlichermweife) fehr weit 
davon entfernt ift, die Vefferung ter Verbrecher ale ausſchließlichen Zwed 
ber Strafe oder, was basfelbe ift, die thatfächlih dargelegte Berworfenheit ber 
Gefinnung als Princip der Strafandrohung anzuerkennen, darf, abgefehen von den 
verſchiedenartigen Yormulirungen der Gtrafrechtstheorte, auf dem Boden ber Pra- 
ris wenigftens in dem Punkte Vebereinftiimmung angenommen werben, baß bie 
firafende Gerechtigkeit des Staates verpflichtet if, Entfittlihung der Ge— 
fangenen in den Strafanftalten unbedingt abzumehren, anßervem 
aber alle diejenigen Einflüffe auf den Gefangenen wirken zu 
laffen, welde der moralifhen Fortbildung vienlih find, ohne den Zwangs- 
charakter der Strafe zu beeinträchtigen. Diefes Anerkenntniß, welches mit 
der Gerechtigkeitsſheorie vollfommen übereinftimmt, wird übrigens geſchichtlich dar⸗ 
gelegt in demſelben Yugenblide, wo der Staat für Unterridt und religiöfe Er⸗ 
bauung von Gefangenen Sorge trägt. Zwifchen mehreren, ver Gerechtigkeit an und 
für fi genlgenden Haftformen, wird daher in zweifelhaften Fällen immer 
daranf zurädzulommen fein, daß man vor einer zu treffenten Auswahl präft: 
welche von ihnen die geringſten Nachtheile für ven Gefangenen burc ihre Voll⸗ 
fredung mit fi bringt und welche durch pofitive fittliche, intellektuelle, induſtrielle 
ober techniſche Ausbildung die größten Bürgfchaften für ein geſetzmäßiges Verhal⸗ 
ten nad der einftigen Entlaffung barbiete? Auf diefe höchſt verwidelten ragen 
fann nun nicht durch individuelle Beobachtungen einzelner Gefängnißdireftoren, 
jondern nur durch eine planmäßig und forgfältig angelegte, alle Berhältuifie ein- 
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gehend beobachtende Gefängnißſtatiſtik genügende Auskunft gewährt werben. Yin 
einer ſolchen hat es aber bisher gefehlt. 

Den einzigen Maßſtab ver BVergleihung befaß man bisher an vr Nüd- 
fallsftatiftil, deren Werth von zahlreigen Borbedingungen abhängt, zunächſt 
nämlidh .von der gleihmäßigen Beftimmung veflen, was als Rückfall gelten und 
innerhaib welcher Zeitfriften nad ver Entlaffung eines Verbrechers Rückfäͤlligkeit 
angenomnıen werben fol. Sodann werben bei der Berehnung der Nädfälle bie 
beftehenden Kriminalpolizei: und Strafprocefeinrichtungen in ſofern gewürdigt wer⸗ 
den müſſen, als vie größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit der Entbedung und 
Ermittelung ins Gewicht fällt. Wenn daher entlaflene Verbrecher für eine ber 
Wahrſcheinlichkeit des Rückfalls entſprechende Zeitpertode nach der Eintlaffung unter 
eine zur pofitiven Berichterſtattung über das Verhalten verpflichtete Aufſicht 
ber Polizei oder der Schugvereine geftellt werben, wie dies für Irland und 
neuerdings für England ver Fall if, darf man hoffen, zu annähernd zunerläf- 
figen Refultaten der Beobachtung zu gelangen. Über felbft dann noch muß man 
bie Bedingungen des Vergleiches zwiſchen verſchiedenen Haftformen thunlichſt aus- 
gleichen durch Gegenüberftellung verwandter Berbrechertategorien. Gewiſſe flart 
einwirfende und ven Erfolg aller Gefängnißzucht mitbeftimmenve Faltoren köunen 
durch Zahlen überhaupt nicht vargeftellt werben. Dahin gehören: bie perfön- 
lihe Tüchtigkeit der Strafanftaltsbeamten und das mohlwol- 
lende oder mißgünſtige Berhalten der Geſellſchaft gegen entlaffene 
Verbreiher, insbefondere die Schwierigkeit des Arbeitsmarktes. 

Diefe Andeutungen werden genügen, um die auffallenden Abweichungen zu 
erklären, welche fih bei einem und demfelben Haftfyflem in verfchiebenen 
Ländern ergeben. Nach den franzöflfhen Erhebungen der legten Jahre betrug in ben 
Gemeinſchaftsanſt alt en, welde meiftentheils nah dem Auburn'ſchen Syſtem 
verwaltet werden, die Anzahl ver Rückfälligen beinahe 360/, der Entlafſenen; wo⸗ 
bei eine zunehmende Steigerung der Rückfälligen neben einer Abnahme ber Ber⸗ 
brechensziffer überhaupt in dem Zeitranme von 1850-1860 bemerkbar wurde. 
Bon 28,548 Nüdfäligen, welche 1851 vor den franzöſiſchen Strafgerihten unter 
den Angeklagten ermittelt wurden, bob ſich die Ziffer auf 45,932 im Jahre 1861 12. 
Im Gegenfab dazu führen wir auf, daß Mocfer in ver gleihfalls nah Au- 
burn’fihem Syftem geleiteten Strafanftalt zu St. Ialob bei St. Gallen nur 
13,16 8/0 Rüdfälige berechnete 1). Zur Erklärung dieſer großen Differenz dient 
der Umftand, daß in Frankreich der Müdtritt entlaflener Verbrecher in die Geſell⸗ 
[haft auf das äuferfte erſchwert ift, während in St. Gallen ein vortrefflid ein- 
gerichteter Schugverein die Fürſorge und Aufficht Entlaffener übernimmt. Aehnlichen 
Abweichungen begegnet man bei den in Zellengefängnifien regiſtrirten Erfolgen; 
insbefondre waltet zwifchen ben beiden Rändern, in venen das Syſtem ber Iſoli⸗ 
rung am weiteften burdhgeführt wurde, Tos kana und Belgien, ein weiter Ab- 
ftand in der Nüdfälligkeitäftatiftil. Bemertenswerth erſcheinen bie Mittheilungen, 
weiche ein englifher Gefängnißbeamter auf dem ſocialwiſſenſchaftlichen Kongreß 
zu Bradford 15) über die Wirkung verfhiedener Haftſyſteme in einer 
und derſelben Strafanftalt von. Watefield machte. Darnach zählt er unter 


13) Bonneville: de l’amelioralion de la loj penale (1864) p. 30 

16) Die neuefte 1863 betreffende Berichterflattung von Direftor Kühne führt in derſelben 
Etrafanftalt 37,, 9%, Rückfaͤllige auf. . 

16) Transaclions of the nat, Ass. for the Pronchs of Social Science 1868 p. 472. 
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vem Syyftem ber alten Gemeinfhaft (18301883) 86%), Rüdfälle, nach bem 
Schweig ſyſtem (1834— 1847) 28%/,, nach dem Einzelhaftfuftem feit 1848 da⸗ 
gegen 26%, Zu ganz fihern Schlüffen berechtigen aber auch dieſe Ziffern nicht, 
ſobald man die fortfchreitenve, feit 1830 weſentlich entwidelte Humanität der Ge⸗ 
ſellſchaft gegenüber entlafienen Berbrechern und die Mehrung von Hülfsanftalten 
beachtet. Hinfichtlich der gemifhten Syſteme von England und Irland bemerken 
wir, baß bie leßte vergleichenne Aufnahme vom 11. Februar 1864 Im erfleren 
Launde 24,5 9/, im leuteren Il, 9%, Rüdjällige berechnet 16). Wir könnten an 
zahlreichen ftatiftiichen Ziffern und Tabellen ermeifen, daß bisher auf viefem Wege 
keine fihere Grundlage zu VBergleihungen und Schlußfolgerungen erreichbar wurde. 
Kein einziges Haftfuftem als folhes Tann gegenwärtig in Ermangelung einer Ber- 
einberung über den Beweiswerth ftatiftifcher Aufnahmen, einen enticheidenben, 
Anerkennung erzwingenden Vorzug in Zahlen erweilen. Unter biefen Umſtänden 
verbiemen die Borfchläge über eine gleichmäßige Behandlung der Oefängniß- 
flatiftil eine ganz beſondre Beachtung. Außerdem wird es aber Immer von Wich- 
tigleit fein, das innere Princip der Strafbehandlung zum Gegenſtand der Unter⸗ 
fuhung zu machen und biebei von den großen foctalen Gefammturfachen ver ver- 
brecheriſchen Erjcheinungen und pfychologiſchen Erfahrungen auszugeben. Ie nachdem 
mangelnder Unterricht, fehlerhafte Charalterbildung, Gewöhnung an Müßiggang, 
wirtbichaftliche Bernadhläffigung als bildende Mächte des Berbrechens auftreten, 
wird fich auch die Richtung der Gefängnißzucht mannigfad) verändern müflen. Sole 
Staaten, welche über entlegene und wenig entwidelte, aber kulturfähige Territorien 
verfügen, haben demgemäß vie Aufgabe, zur Vermeidung der Schwierigleiten, mit 
denen entlaflene Verbrecher zu kämpfen haben, die Neigung zu freiwilliger Aus⸗ 
wanderung anzuregen und ben Beſſerungsproceß der firafenden Gerechtigkeit durch 
vortheilhafte Berpflanzung von Arbeitölräften zu ergänzen. 

Die wichtigſten Streitfeagen ber Gegenwart beſchäftigen ſich mit ven Vor⸗ 
zügen, Mängeln und VBegrenzungen ver Einzelhaft, beren Bufaffung als ein Ele⸗ 
ment des Gtrafvollzuges im Allgemeinen anerkannt if. Streitig ift vor allen 
Dingen die Zeitfrift, bis zu welcher die Einzelhaft angewendet werben foll; ſtrei⸗ 
tig find die Perfonenkiafien, in Beziehung auf welche deren Anwendung zunädfi 
geforvert werden muß. Im Allgemeinen waltet indeſſen darin Lebereinftimmung, 
daß die für kürzere Freiheitsſtrafen beflimmten Strafanftalten dieſer Haftform 
ganz beſonders eutfprehen. Bon einer Ausrottung verbrecherifcher Neigungen ver 
mittelt des Strafzwanges kann In kurzen Zeitfriften um fo weniger die Rebe fein, 
als von pofitiven Einwirkungen gewerblicher Grziehung, oder geiftig bilbenven 
Unterrihts, Abſtand zu nehmen iſt, ben verfchledhternden und verberbenden Ten⸗ 
beugen der Gemeinſchaftshaft alfo in keiner erfolgreichen Welfe begegnet werben 
kann. Es ift außerdem hierbei zu erwägen, daß bie Zufügung wenig fühlbarer 
und ſchwach reagirender Strafübel den Sicherheitsinterefien des Staates geradezu 
nachtheilig iſt und zu neuen Gefegesverlegungen anlodt. Da nun vie übermie- 
gende Mehrzahl aller Gefängnißlundigen die and pfychologiſch nachweisbare That⸗ 
ſache bezeugt, daß Einzelhaft in ihrem Anfangsftadium weit härter empfunden 
wird, als gemeinſchaftliche Haft, würde bier Zwedmäßigleit und Gerechtigkeit in 
der Forderung der Einzelhaft zufammentreffen. 


.— — 


16) Die näheren Anhaltepunkte des Vergleiches ſind in meiner Schrift: Kritiſche Unter⸗ 
—* über die Grundſaͤtze und Ergebniſſe des iriſchen Syſtems (Berlin 1865) ©. 79 ff. 
rt, 
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Hinſichtlich der längeren Zuchthausſtrafen gehen bie Meinungen viel weite 
aus einander. Während von einer Seite deren völlige Verbüßung in Einzelhaft 
aus principiellen Gründen und mit Rüdfiht auf die Immer mögliche gegenfei: 
tige Verſchlechterung ver Gefangenen vertheidigt wird, waltet bei fehr vielen Fach⸗ 
fennern die Beforgniß, daß längere Einzelhaft geiftige und leibliche Abſtumpfung 
der Gefangenen zur Folge haben werde. Wiederum andere betonen, daß vie Ein- 
zelhaft bet langdauernden Freiheitsſtrafen, abgejehen von jenen Beſorgniſſen, mit 
Bortheil nur als ein Anfangsſtadium zur Einleitung des Befferungsprocefies und 
eine Stufe zur Vorbereitung fpäterer Gemeinfhaft angewendet werden könne. 
Viele europäifche Geſetzgebungen find gerade den entgegengejegten Weg von dem 
durch Erfahrung und Theorie vorgezeichneten gegangen. Ste begannen damit, Zel- 
iengefängniffe für bie gänzlidhe oder theilweiſe Berbüßung der fchweren Freiheits 
firafen zu erbauen und den alten, unbebingt ſchädlichen Zuftand ber Strafanflal- 
ten nieberer Orbnung aufrecht zu erhalten. Den Grund dieſer Erſcheinung ent- 
det man ohne Schwierigkeit in den financieien Nüdfichten auf ven Koftenpunlt, 
welcher bei einer Meform der weniger zahlreich befegten Zuchthäufer zu geringe: 
ren Opfern nötbigte, als bei der großen Anzahl ver für Verbüßung kurzzeitiger 
Strafen erforderlichen Gefängnißbauten. Ein flüchtiger Blid auf den gegenwärti⸗ 
gen Zuſtand der auf Einzelhaft bezüglichen Geſetzgebungen wird erfennen Laflen, 
wie weit die Gefängnißreformen vorgeſchritten find, und welche Verſchiedenheiten 
in diefer Beziehung beftehen. Böllig im Rückſtande geblieben find bie oflenropäl: 
fhen Länder, inobeſondere Rußland und Defterreih 17). In Preußen bat bie 
Regierung damit begonnen, im Berwaltungsmwege Einzelhaft auf Zuchthaus⸗ 
gefangene ohne zeitliche Beſchränkung in einzelnen Anftalten anzuwenden, obwohl 
die Beftimmungen über Dauer ver Freiheitäftrafen während der Berathung des 
feit dem 1. Juli 1851 gültigen Strafgeſetzbuches auf Gemeinſchaftshaft beredynet 
waren 18). Frankreich hat fi, nachdem die Julimonarchie Jahrzehnte hindurch 
mit neuen Sefepgebungsprojeften zur Einführung der Einzelhaft ſich abgemüht, bie 
Bagnos durch überfeeiſche Fortſchaffung der Verbrecher erfett, im übrigen ven 
alten Zufland der Dinge in ven maisons centrales für die Kriminalftrafe ver 
reclusion befiehen lafien und durch feinen höchſten Berwaltungschef im Jahr 1853 
erfiärt, von einer Einführung des Einzelhaftfyfiems Abftand nehmen zu wollen. 
In England findet fih in faft allen Graffhaftsgefängniffen neuerer 
Konftrultion die Einführung der Ifoltrung; für bie Kriminalftrafe der penal ser- 
vitude bildet die Einzelhaft, wie bereits bemerkt if, ein Bollzugsftaptum von 
9 Monaten; doch Tann bei ſchlechtem Verhalten des Sträflingse Aurüdverfegung 
eintreten. Bon den ir iſchen Einrichtungen war bereits oben tie Rebe. 

Aehnlich verhält es fih mit der Schweiz, wo theild das Auburn’ice, 
theild das graduirte Syſtem in der Mehrzahl der Kantone Anwendung finder, die 
reine Einzelhaft dagegen nirgends durchgeführt ift Von ven außerdeutſchen Stan- 
ten geſchah verhältnigmäßig am meiften für vie Gefängnißreform in Belgien, 
Holland und Toskana. 

Was zunähft Belgien betrifft, fo wurden unter der Leitung von Ducpé⸗ 
tiaur, deſſen Schriften zu Gunften der Einzelhaft (des Conditions d’application 


17) Die letzten Nahrichten über den Zuftand der üfterreichiichen Befängniffe gibt Wabl⸗ 
berg in der Ally d. Strafrechts 3. 1864, ©. 91 ff. 225 ff. . 

18) Außerdem geftattet das Gefeg vom 11. April 1854 die Beichäftigung der Gefangenen 
außerhalb der Gefängnifräume mit Feld: und Handarbeiten. 
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du systöme de l’emprisonnement separe, 1857, und la colonisation penale et 
Pemprisonnement cellulaire, 1860) von großem Einfluß waren, für Durdrüb- 
rung des Zellenfgftems große Aufwendungen für Neubauten gemadht. Man zählte 
am Schluſſe des Jahres 1860 im Ganzen 2790 Zellen, etwa die Hälfte verjent- 
gen Anzahl, welche bei völliger Durchführung des Spftems erforberlih fein wür⸗ 
den. Angewendet wirb bie Einzelhaft zunähft auf Boruntafuchungsgefangene und 
als Anfangsſtadium für Kriminalftrafen, vorbehaltlih einer Beftimmung über 
Reduktion der in Ifolirung verbüßten Strafdaner im Verhältniß zur Gemeinjchafts- 
haft. Eine endgüitige, gejegliche Ordnung diefer Verhältniſſe ift exft Im Zufammen- 
hange mit der beabfichtigten Einführung eines neuen Strafgefegbuches zu erwar- 
ten 19). Aehnlich find die Zuftände in Holland, wo das ftrenge Einzelhaftſyſtem 
durch Suringar, ein gemifchtes, ven iriſchen Principien entſprechendes Syftem durch 
ven Generalvireltor der Gefängniffe, Grevelink, vertheidigt wird. Nach einem Ge- 
fege von 1854 findet die Einzelhaft Anwendung bis zu 2 Jahren bei korrektionell 
Berurtheilten, denen die in der Zelle zugebrachte Zeit doppelt gerechnet wird. Ende 
1863 zählte man daſelbſt 790 benugbare Zellen, von denen indeſſen nur 95 für 
Sträflinge, ber verbleibende Theil für Sicherheits und Arrefigefangene beftimmt 
war. In Toskana waren es der Marcheſe Torigiani und der Generalbireltor 
Peri, die für die allgemeinfte Durchführung ber Zellenhaft wirkten. In Ermang⸗ 
lung zwedmäßiger Neubauten mußte man fi indeſſen mit der Umwandlung alter, 
zum Theil höchſt ungefund gelegener Unftalten oder Klöfter fehr zum Nachtheil 
der Geſundheitspflege behelfen. Nach einem Geſetz von 1860 wirb bie Iſolirung 
nah Ablauf von 10 Jahren durch gemeinfchaftliche Arbeiten erfegt. In ben übrigen 
Theilen des Königreihs Italien, insbefondere in Neapel und im Kirchenftante hat⸗ 
ten vor der Bereinigung mit Sardinien die Strafanftalten eine traurige, Entſetzen 
erregenbe Berühmtheit erlangt 22), Cavour erklärte ſpäterhin feine Abficht, das 
trifhe, gemifchte Syſtem einzuführen, für welches fih auch Girolami ausſprach. 
Eine zu Anfang des Jahrs 1862 von ber Regierung eingefegte Kommiffion er- 
klärte fih in einem von ihr ausgearbeiteten Gejegentwurfe für die allgemeine 
Durdführung der Einzelbaft, unter Nebultion der in ihr verbüßten Strafdauer 
und unter Annahme ver bedingten Freilaſſung für gutes Verhalten. 

In den ſkandinaviſchen Ländern biieb die befaunte vom Kronprinzen 
Oskar verfaßte Schrift über Strafe und Strafanftalten (1840) nicht ohne Nadı- 
wirfung. Schweben beſaß 1862 24 Zellengefängnifie für Unterfuhungshaft und 
6 andre f. g. Kronzellengefängnifle. Für längere Freiheitsſtrafen beſtand noch 
fürzlih die Gemeinſchaftshaft. Gleichartig Liegen die Berhältnifle in Dänemarl, 
wo David im Sinne der Einzelhaft wirkte, und deren Durchführung bis zu 
einem Termin von 7 Jahren projektirt warb. Norwegen befigt ein Bußgefäng- 
niß zu Chriſtiania nad dem Piane modificirter Einzelhaft ohne Kirchen⸗ und 
Schulzellen. Beftimmungsgemäß dient viefe Anftelt für ſchwere Freiheitsſtrafen 
bis zu einer Marimalgrenze von vier Jahren, unter Beredhnung einer doppelten 
Schwere der Einzelhaft im Verhältniß zur Gefammthaft. In Mitten einer indu⸗ 
ftriell wenig entwidelten, vorzugsweije Aderbau treibenden Bendlferung, fah man 
fi indefſen gendthigt, ven Lebensgewohnheiten der Sträflinge Rechnung zu tragen 
und, dem firengen Einzelhaftſyſtem zuwider, bie Beichäftigung im Freien auszudehnen. 





« 


9) Doi. Mittermater: Der neuefte belgiſche Geſetzentwurf über die Art der Vollzlehung 
der Kreibeitftrafen, insbefondere über Einzelhaft. Allg. d. Strafrechts⸗g. 1861. ©. 107. 
20) Ygl. neuerdingd: Charles Paya, les cachots da pape, Paris 1864. 
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Daß Dentfhland im Strafanftaltswefen eine bunte Mannigfaltigkeit darbie⸗ 
tet, Tann Niemand überrafhen. Die politifhen Zuftände erflären dies hinlänglich. 
Aber auch der doftrinäre Gegenfag der Strafrechtstheorien, der literariſche Kampf 
um die Vorzüge der verſchiedenen Gefängnißfufteme, das im Bergleih zu andern 
wefteuropätfchen Landern geringere Intereffe des Publitums an der Strafredhte- 
pflege wirkten hemmen und verzögernd ein. Wir begnügen uns daher mit einigen 
wenigen Andeutungen, indem wir auf eine Schilderung der nod nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gebraten Reformpläne an viefer Stelle verzichten. 

Mecklenburg befigt an Dreidergen eine gemifchte Anſtalt, in der Sräf- 
linge bei ihrem Eintritt bis zu einem Jahre burdfchnittlih und außerdem vor 
ihrer Entlafiung einige Wochen der Einzelhaft unterworfen werben. Auch pie zu 
(ebenslängliden Zuchthaus begnadigten Mörder und Berfonen höheren Standes 
werden ifolirt, letztere aus ſchonender Rüdfiht. Daß in Oldenburg ein gemifd- 
tes, graduirtes Syſtem mit einer laͤndlichen Uebergangsanftalt eingeführt wurbe und 
fich unter Hoyers Leitung bewährte, iſt bereits erwähnt worben. Auch anf Bre- 
men wirkte dies Beiſpiel, jald der Senat am 11. November 1859 der Bürger: 
ſchaft einen Gefegentwurf, betreffend die Orbnung des Vollzugs der Freiheitsftra- 
fen vorlegte. Darnach follte unter Berzichtleifting auf die ale Künftelei bezeichneten 
Kirchen⸗ und Schulzellen die Einzelhaft Anwendung finden bei Gefängnißftrafen 
bis zu vier Wochen, bei Zuchthausſtrafe bis zu 3 Jahren, mit der neu zu erbanen- 
den Strafanflalt aber ein umfchlofienes Grundſtück zum Lanpbaubetrieb verbunden 
werben. In Heflen-Darmftadt, Wärtemberg, Hannover, Weimar iſt die Gefäng- 
nißreform nicht über das Stadium der Kammerverhandlungen hinausgelangt. In 
Sadfen führte eine königliche Verordnung die bebingte Freilaffung im Anſchluß 
an die bisher gehandhabte Gemeinſchaftshaft mit dem Erfolge ein, daß ſchon jet 
die Erfahrungen ausreihen, um jenen Schritt als einen außerordentlich gelungenen 
. zu bezeichnen. Baiern ordnete durch ein Gefeg vom 10. November 1861 die 
Einzelhaft an für Gefängnißftrafen von zwei Monaten bis zu 5 Jahren. Rad 
einjährigem guten Verhalten in der Zelle kann zum Lohne Verſetzung in Gemein- 
haft eintreten; auch ſoll Zellenhaft (ausgenommen während des erſten halben 
Jahres) eine Verkürzung der richterlih erfannten Freiheitsftrafen um 1/, bewirken. 
In Frankfurt follen nah einem im Oktober 1856 gefaßten Beſchluß, ven 
Dr. Barrentrapp durch einen häufig genannten Bericht vorbereitete, alle Gefüng- 
nißnenbanten auf dem Grundſatze der Einzelbaft beruhen. Berhältnißmäßig am 
meiften gefyah für die Verbeſſerung der Sefängniffe in Baden, deſſen Muſter⸗ 
anflalt zu Bruchſal bereits erwähnt ifl. Das Geſetz vom 6. Mär; 1845 orb- 
nete den Vollzug der Zuchthausſtrafe im nenen Zuchthaufe zu Bruchſal, in wel- 
yes feit dem Herbft 1863 auch männliche Arbeitehansgefangene untergebracht werben 
follen. Rad Ablauf von 6 Jahren entjcheivet über das weitere Berbleiben ver 
Züchtlinge in der Zelle deren eigener Wunſch. Ohne Wirerfpruch zu beforgen darf 
man behaupten, daß kein Beifpiel in Europa fo große und wirkſame Propaganda 
für die Einzelhaft gemacht hat, wie Bruchſal. Auf der großen Heerſtraße zwiſchen 
Nord⸗ und Nordweſteuropa einerfeitS und der Schweiz und Italien anbrerfeitö ge 
legen, bildete e8 eine Beſuchſtation für gebilvete und fachkundige Gefängnißreform⸗ 
freunde. Eine hoöchſt intelligente, gut gewählte und mit wirkfamen Garantien gegen 
den Amtsmißbrauch umgebene Verwaltung zerftreute nah und nad die Vorur⸗ 
theile, welche der Einzelhaft unbegründete Vorwürfe gemacht hatten. Dazu kam, 
das mehrere Gefangene, die durch ihre Bethelligung an dem Aufruhr vom Jahre 
1849 dem Zuchthaus verfallen waren, inobeſondere Hägele, Schlatter und Corvin, 
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nah ihrer Entlaffung in viel gelefenen Schriften die Borzlige der Einzelhaft aner- 
fonnten. Als Berichterfkattungen über Bruchſal mäflen daher an dieſer Stelle ge 
nannt werben: 1. Süeßlin, die Einzelhaft nach fremden und fechsjährigen eige- 
nen Erfahrungen im neuen Männerzudthanfe in Vruchſal (Heidelberg 1855), ein 
Bud, weldes vom Standpunkt der abfoluten und reinen Einzelhaft aus gefchrie- 
ben if. 2. W. Bauer, der Gewerbsbetrieb in den Strafanftalten mit befonderer 
Beziehung auf das Zellengefängnig in Bruchſal. (Karlsruhe 1861.) 8. Der amt« 
(ide von dem gegenwärtigen Direftor Ekert und ven höheren Strafanflaltöbeam- 
ten für 1865 erftattete, in dem zweiten Heft der Blätter für Gefängnißlunde ab- 
gedruckten Bericht 


Uns der von uns gegebenen Slkizze der heutigen europätfhen Strafanftalts- 
zuftände ergeben fi folgende Gefammtrefultate: 1. Nirgends iſt bisher die Ein- 
zelhaft als alleinige, die Strafdauer volllommen erihöpfende Haftform rechtlich 
anerkaunt oder thatfähhli durchgeführt. 2. Ste ift überall in ihrer Anwendung 
beiräuft entweder durch Ausnahmebeftimmungen für gewiſſe Berfonenklafien (ju - 
gendliche Berbrecher, Greiſe u. |. w.), durch KRückſicht auf den eigenen Wunſch 
der Iſolirten, oder durch Bezeichnung gewifler Zeitgrenzen, über welche hinaus 
Iſolirung nicht flattfinden fol. 3. In Beziehung auf die Zeitfriften, bis zu denen 
vie Einzelhaft ausgedehnt werden fan, waltet nit die mindeſte Uebereinſtim⸗ 
mung, fondern eine durch nichts zu vermittelnde Meinungsverfchlevenheit. 4. Die 
Einzelheft ift eine von der Gemeinſchaftshaft weientlich verſchledene, intenfiv fär- 
ter wirfende, und darum gefeglich (und nit im Verwaltungswege, wie in Preußen) 
Änzuführende, vie Urt der Sreibeitsftrafe nothwendig haralterifirende Haftform 21), 
Ehe das Strafgefeg den thatſächlich vollendeten Zuſtand der Iſoliranſtalten vor- 
findet und danach das Strafmaß regulirt, alfo während der Uebergangsperiobe, 
in der ein Theil der Gefängniffe auf Gemeinſchaftshaft, ein anderer Theil auf 
Einzelhaft eingerichtet if, Tann zur -Bermeldung von Ungerechtigleiten nur barin 
Wohälfe gefunden werben, baß die in Einzelhaft verbäßten Freiheitsſtrafen in ihrer 
Dauer verhältnigmäßig um einen Bruchtheil verkürzt werden. Unerheblich iſt dabei, 
ob die Einzelhaft im einzelnen Fällen und bei einzelnen Verbrechern individuell 
leichter zu tragen if, ale Gemeinſchaftshaft. Der objektive Maßſtab, daß während 
einer beffimmten Zeitfrift vie Einzelhaft für den Gerechtigkeite⸗ und Beflerungs- 
zwed du rchichnittlich mehr leiftet, ale Gemeinſchaftöhaft, muß bei jener noth⸗ 

Reduktion ala eniſcheidend erachtet werden. 5. Die Beſorgniß, daß lange 
Zeit hindurch fortgeſetzte Einzelhaft zwar niht Wahnſinn oder Krankheit in we⸗ 
jentlich erhöhten Make bervorrufe, wohl aber vie phyſiſchen Kräfte vermindere 
und bie Willensthätigteit erheblich abjehwäde, gewinnt durch neuere Beobach⸗ 
tungen mebr und mehr Boden und findet Anerkennung in den kürzeren Beitfriften, 
für welche neuere dentſche Geſetzvorſchläge die Einzelbaft berechnen. Für die ſtarke 
Wihwähnug der gefammten phyſiſchen und fittlihen Kräfte der Perſoönlichkeit 
durch Inngzeitige Einzelhaft fprechen namentlid die Zeugnifle des engliihen Ge⸗ 
fängsißgeiftlichen Clay, der zu den eifrigften Anhängern der Iſolirung zählt (vgl. 
the prison chaplain ©. 865), de Generaldirektors der englifhen Strafanftalten 
Eir Joshua Jebb, des ehemaligen Vorſtands von Portland Kapitain Whitty. 
Die Erfahrımgen vieler legteren find darum von befonderm Werth, weil fie an 
denfelben Perfonen fucceifive verſchiedene Baftformen, fowohl Einzelheft als 


2) Näher ausgeführt iſt Died in meiner Schrift: Befey oder Verwaltungdmarime, 
Berlin 1861. 
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auch Gemeinſchaftshaft beobachten konnten. Je größer daher die Unforberungen 
find, welche gewifle Berufsarten, wie beifpielsweife auſtreugende Lanbarbeiten, au 
die Körperkräfte des ‚Öefangenen ftellen, deſto mehr würde die Zulunft der Ent- 
Infienen durch jene Einwirkungen ver langen Einzelhaft gefährbet fein. Diefe Be⸗ 
forgniffe find au durch die überaus günftigen Ergebniffe von Bradfal nicht 
widerlegt, denn nad dem letten amtlichen Bericht befanden fih am 1. Januar 
1863 in berfelben überhaupt nur 259%, Gefangene, welche über 4 Jahre an- 
weſend waren. Iene Ergebniffe beziehen ſich daher auf Freiheitftrafen, welche nad 
dem gegenwärtigen Zuftand der deutſchen Kriminalgefegbücher auf minder fchwere 
Berbredhensfälle Anwendung finden dürfen. Der Direktor von Bruchfal bezeugt, 
daß fi die dortigen, in unferen Augen beſonders zutrauenswürbigen Erfahrungen 
feit dem ſechezehnjährigen Beſtehen ver Anftalt überhaupt nur auf 47 Gefangene 
beziehen, weldye länger als 6 Jahre in Einzelhaft zugebradt; ferner „daß in Brud- 
fol Sefangene nad einigen Jahren Haft, felbft wenn fie nod Träftig 
find, die Anftrengungen mander Hausdienſte nit mehr ertragen 
können“ (Blätter für Gefängnißkunde IL. Heft S. 16). Bom Standpunkte ber 
gegenwärtig günftigften Erfahrungen aus, bleiben vaher für vie Gefegebungs- 
politit unferer Anſicht nad nur zwei Wege offen: 

1) Entweber auch die längften Treiheitöftrafen ber abfoluten Einzelhaft zu 
unterwerfen und vie Zeitbauer der Einfperrung, das Strafmaß, auf biejenige Frift 
zu reduciren, innerhalb weicher erweislich wie Ifolirung ohne eigenthümlihe Nach⸗ 
tbeile für die leibliche und geiftige Geſundheit voliftredt ‚werden kann. Dieſe erfte 
Alternative orbnet alfo die Mechtözwede ganz und gar ber Haftform unter und 
verkehrt das natürliche Verhältnig wieder in das Gegentheil. Nur wer das Prin- 
cip und den Zwed der Etrafe lediglich in die Beſſerung bes Verbrechers ſetzt, 
tönnte dies verlangen 22), 

2) Oder der Organismus der Steafanftalten wird fo eingerichtet, daß bie 
Einzelheft foweit Anwenbung findet, als fie bei Länger dauernder Freiheits⸗ 
firafe nüglich erſcheint, um ven Gefangenen vorzubereiten auf eine Gemeinſchaft, 
bie er wejentlih ale Folge guten Verhaltens zu betrachten bat und durch jeden 
Berſuch nactheiliger Einwirkung auf feine Mitgefangenen verfcherzt. Ueberhaupt 
aber ift grundſätzlich daran feftzuhalten, daß Einzelhaft nur da nothwendißg ifl, 
wo entweder in der Natur des Verbrechens bie (präfumtive) Beſſerung oder in 
dem Charakter der Beftraften bie gegenfeitige Verſchlechterung in der Gemeinfchafts- 
haft angezeigt if. 

Bölig verwerflih und gänzlich baltlos verfahren biejenigen Geſetzgebungen, 
welche einen Dualismus der Strafpollſtreckung ſchaffend, nad Ablauf einer be- 
ſtimmten Zeitfriſt an Stelle ver als nachtheilig befürdhteten Einzelhaft gleichſam 
ale Nothbehelf und um das richterlich erfannte Strafmaß auszufüllen, eine meche- 
niſch angefügte Gemeinſchaftshaft eintreten laſſen. Zwiſchen der extremen Forde⸗ 
rung der abſoluten und reinen Einzelhaft, welche keine Geſetzgebung vom Stand⸗ 
punkte heutiger Erkenntniß erfüllen kann, ohne entweder das Prineip des Straf⸗ 
rechts umzuſtürzen oder für einen höchſt zweifelhaften, Beſorgniß erregenden Zwed 
erhebliche Geldmittel zu opfern, und dem alten Zuſtande der Strafanſtalten, wel⸗ 
her der Geſellſchaft eine durch Beſtrafung höher gefchuite Verbrecherkiafle zurück⸗ 
gab, finden wir keine Bermittlung, als die Annahme des gemifchten, ben Straf: 


Di d tritt ih Röder in feinen beid : Strafvoll 
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zwang grabnirenden Suftems für vie Iangzeitigen Freiheitsſtrafen, und der Einzel⸗ 
haft als Regel für die kurzen Gefängnißftrafen, deren Marimalgrenze zwei Jahr 
nit überſteigen follte und unferer Anfiht nach mit einem Jahre fogar genügend 
bezeichnet ſein würde. Auf eine nähere Motivirung verzichten wir bier, indem wir 
außer andern Gründen uns mit ber Erfahrung begnügen, daß in der Regel du rch⸗ 
ſchnittlich nad zwei Jahren, Häufig fogar früher jne Gewöhnung an die 
Zelle eintritt, welche ſoviel bebeutet, daß die Perfönlicgleit des Gefangenen auf- 
hört gegen die fein Geſelligkeitsbedürfniß anfangs mächtig ergreifende Ifolirung- 
zu reagiren: die Grenzfrift, nad der jene merklihe Abnahme phyſiſcher Kräfte 
eintritt, welche fowohl in Bruchſal, wie in England bezeugt wird. 

Bon biefen allgemeinen Grörterungen über die Einrichtungen des Strafan« 
faltswefens wenden wir uns zu den widhtigften Seiten ver Strafanftaltsverwal- 
tung und zwär zunächft j 

Il. Zur Strafanftaltsleitung und dem Benmtenperjfonal. 
Bir können dabei von vornherein von der häufig beſprochenen Streitfrage, ob ver 
Borfiand der Strafanftalten ein Arzt oder ein Jurift fein folle, san abfehen. 
Jedenfalls liegt es auf der Hand, daß von der richtigen Auswahl der Gefängniß- 
beamten außerorventlich viel abhängt. Die Erfahrung hat hinlänglidy gezeigt, daß 
tätige Perſonen und einfichtige Gefängnißdirektoren mit verhältuigmäßig unzu- 
ingligen Mitteln außerorbentliches leiften können. Die Schwierigkeiten, ein ge- 
eignetes Gefängnißbeanttenthum zu befchaffen, und Männer zu finden, vie fich 
bereitwillig dem ſchwierigſten Berufe, der Sefangenenbehandlung hingeben, hat die 
Stastöregierungen zuweilen veranlaßt, religiöfe Körperfhaften und Orden in bie 
Strafanftaltsverwaltung zu berufen. Betipiele hierfür liefert Defterreih und Vel- 
gien, theilweife auch Preußen, wo wenigftens vie Verwaltung von Moabit ber 
Brüberfchaft des Rauben Haufes, einem proteftantifhen Orden, übergeben ift. Im 
Allgemeinen bat die Erfahrung gelehrt, dag die Wirkſamkeit kirchlicher Korpora⸗ 
tionen in den Strafanftalten mandherlei Gefahren und Uebelftände mit ſich bringt: 
vie Ausbeutung des Staatsdienftes für kirchliche Zwede, die Profelytenmacherel 
oder Vegänftigung der Heuchelei, vie Lähmung der ftaatlichen Aufſicht durch jene 
Nädfihten, welde ver Kirche häufig erwiefen werben, und bie Intereflengemein- 
haft von Amtskorporationen, die ſich gegen Einwirkungen ftaatliher Behoörden 
ablehuend verhalten. Endlich lehrt die Geſchichte, daß die Zugehörigkeit zu kirch⸗ 
lien Korporationen häufig zu einer großen Einfeitigkeit ver Lebensauffaflung führt 
und feineswegs Bürgfchaften varbietet für das Vorhandenſein der höchſten fittlid- 
religidfen Motive des Handelns. Daher erfärt es fih, daß nit nur die Bffentliche 
Melinung im Deutſchland, fondern, von einigen nichts bedeutenden Ausnahmen 
abgefehen, die Stimme aller ſachkundigen Schriftfteller über Gefängnißweſen mit 
jeltener Webereiuftimmung die Verwendung religidfer Orben im Strafanftaltspienft 
wißbilligt 23). In Defterreich if deren Entfernung im Reichsrath mehrmals bean⸗ 
tragt, in Preußen die vom Staate an das Strafhaus vertragsmäßtg für Aus- 
bildung von Auffehern zu zahlende Summe durch das Abgeordnetenhaus 1862 
und 1864 abgelehnt worden. Unbedingt vom Mebel erſcheint vie Wirkfamteit veli- 
gidſer Orden oder Bräperfchaften in Lonfeffionell gemifchten Staatsweſen. Das 
Riätige für die Beſetzung der Auffeherftellen ift: von allen formalififchen Quali⸗ 





23) Außer Diittermaler, Hover, Bablberg, Barrentrapp, Röder erwähnen 
wir Füeßlin: Die Brüderaufieher von Moabit und die Befängnißeeforin in Preußen. in 
Gutachten. Ag. d. Strafrecht. 1862. ©. 33. 
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filationen Abſtand zu nehmen, den Kreis der Bewerber thunlichſt zu erweitern, 
für praktiſche Ansobildung und Erprobung vor der endgültigen Anftelung Sorge 
zn tragen, bie Zukunft der Beamten durch Gewährung von Penfionen figer zu 
ftellen. Chenfowenig ala die Verwendung geiftlider Korporationen Billigung ver- 
dient, kann man nämlich damit einverftanden fein, daß den cidildienſtberechtigten, 
ausgebienten Milttärperfonen, wie vielfach gefchieht, ein befonveres Vorrecht bei 
Anftellungen im Strafanftaltspienfte eingeräumt werbe. Ueber das Zahlenverhältnig 
zwifchen Auffichtsbeamten und GSträflingszahl läßt fi etwas Allgemeingältiges 
nicht Tagen; vielfach It man davon ausgegangen, die Proportion 1 : 20 für bie 
untern Anffichtsftellen als normale zu betrachten. In St. Ballen finden 
wir 11 Auffichtsbeamte auf einen Durchſchnittsſftand von 101,13 Gefangenen im 
Jahre 1868. 

II. Gewerbebetrieb. Daß die Beihäftigungsarten der Sträflinge weient- 
lich bedingt werben durch die Haftform und die Zeitbauer der Freiheitſtrafe, Leuchtet 
von vornherein ein. Mit Urbeitszwang pflegen ohnehin nur die fchwerften 
Kriminalftrafen und die Arbeitshausftrafe verbunden zu fein; bei Gefängnißſtrafen 
eriheint die Beihäftigung Detinirter vorwiegend aus bem Gefichtöpunfte, daß ben 
Gefahren des Müßigganges zu begegnen iſt. Da landwirthſchaftliche Arbeit trotz 
ihrer Vorzüge für die Törperliche Geſundheit in Dentſchland aus klimatifchen 
Gründen nit während des ganzen Jahres burchgeführt werben Tann, tritt die 
induftrielle Beichäftigung mit Handwerksarbeiten überall entſchleden in den Border 
grund. Organifirt kann biefelbe in doppelter Weiſe fein: entweder durch Ueber 
laſſung ber Arbeitsfräfte an Unternehmer, welche dafür eine Entſchädigung in Geld 
oder Naturalien vereinbaren, ober durch Uebernahme des Gewerbes anf Koften ber 
Steafanfialtevermaltung. Jedes diefer Sufteme, ſowohl dasjenige der Regie, wie 
dasjenige des eigenen Gefchäftsbetriebes hat eigenthümliche Vorzüge und Nachrbeile. 
Fremde Arbeitsunternehmer greifen häufig flörend in die Einheit ver Leitung und 
bie rechtlichen Zwede der Strafoollftredung ein und bilden, zunächſt ihren eigenen 
Gewinn ſuchend, ein frembartiges Element in dem Organismus der Strafanflalten, 
vermögen aber die Kräfte der Gefangenen höher auszunugen und Bieten ben 
Staatskafſen burhfcnittlic größere Vortheile. Der Betrieb anf eigene Gefahr 
nötbigt den Staat, die Konfurrenzverhäftniffe der freien Arbeit zu berüdfichtigen, 
verbietet bie felbftändigen Gewerbe kleinerer Unternehmer durch Maffenprobultien 
der Strafanftalten von Staatöwegen zu unterbräden, fordert eine forgfältige, fauf- 
männtfh gehanphabte Technik, belaftet die Staatslafje mit den ungünftigen Kon- 
junfturen der NRobftoffpreife und den Schwierigkeiten des Abfages. Während man 
in Frankreich mit der Regie der Wrbeitöunternehmer ungünftige Erfahrungen 
machte, bleibt man In Preußen theilweife dabei flehen, ohne daß Klagen barliber 
gehört werben. Vom ſtrafrechtlichen Gefihtspuntte aus verdient unferer Auficht 
nad das Syſtem bes eigenen ©emwerbebetriebs den Vorzug, weil vie Juterefſen 
fremder Ürbeiteunternehmer denjenigen einer individualiſtrenden Behandlungsweiſe 
häufig zuwiderlaufen. Nah den Erfahrungen von Kühne, welder gegenwärtig 
die Strafanftalt zu St. Salleh Teitet, eignen fih zum Betriebe in den Straf 
anftalten Befhäftigungsarten, welche feine zu lange Lehrzeit fordern, mäßig 
anftrengen (denn bet ſchmaler Gefangenenkoft vermöchte ver Sträfling die größften, 
fchwerften Arbeiten auf die Dauer nit mit Erfolg auszuführen), fih an bie 
Landesinduftrie anſchließen, intelligent find („damit ſchöne Formen unter ber 
Hand des Gefangenen wachen"); einen zum Leben binlänglichen Ertrag in Aus⸗ 
ſicht ftellen für ven Fall ver Entlaſſung, fein beſonders koſtſpieliges und ein folches 
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Motertal erheifchen, defien Berbrauch Leicht zu kontroliren iſt („damit bee Bogheit 
nicht Gelegenheit werde, die Anftalt zu ſchädigen ober die Lehrzeit Davon zu viel auf 
Koflen des Staates abforbirt”), der Geſundheit nicht nachtheilig find (mie das 
Zupfen von Pferbehaar), die Meinlichleit und die Hauspolizel, inobeſondere bie 
Ruhe nicht zu fehr beeinträchtigen. 

Man fieht bierans, daß mannigfache Geſichtspunkte bei ver Auswahl ber 
paſſenden Befhäftigungsart in Betracht kommen. Es kann hier weder dem finan- 
cieflen Imereſſe des Staates und. dem Wunfehe, die denkbar hoͤchſten Erträge 
zu erzielen, noch der rein tbealiftifchen Auffaffung, die einfeitig dem Wohlbefinden 
mb der problematifhen Befferung ‘ver Gefangenen ungemeflene Gelofummien bes 
Gemeinweſens aufopfern möchte, eine felbfländige Berechtigung zuerfannt werden. 
Unbedingt verwerflidh erſcheinen die in England noch häufig angewendeten, werth⸗ 
loſen und inhaltsleeren, lediglich auf Erſchdͤpfung ver Arbeitsktäfte berechneten 
gormen von Zwangsleiftungen, al® ba find: ZTretmähle und Kurbeldrehungen an 
einer Maſchine, welche die Zahl der Schwingungen fontrolirt, mit einem Worte 
ver von den Engländern ſogenannte crank. Das Hauptgewicht ift baranf zu legen, 
daß die Arbeiten der Gefangenen umter thunlihfter Rückſicht auf die financlellen 
Bortheile der Stantöverwaltung ben Zwecken der Gewähnung an Ordnung und 
Thätigfeit, der Charakterbildung und der fpäteren Vorſorge für Entlaffene unter 
georbnet werben. Es ift fomit der pädagogiſche und ſocial präventive Zwech, welder 
vorwiegen follte. Wenn man dies anerkennt, Tann das Refultat des Gewerbe 
bettiebes und die jährlich verrechnete Gewinnfumme, der erzielte Meingewinn, für 
fh allein nicht zum Vortbeile der einen Strafanftalt im Verhältniß zu einer 
andern erſcheinen. In St. Ballen betrug der durchſchnittliche Tagesverdienft eines 
Gefangen 81,1, Rappen; in Bruchſal 25,44 Kreuzer, doch wurden in legterer 
Anfalt die Arbeitstage der Lehrlinge nur als halbe in Rechnung gebracht, fo daß 
m Birklichkeit die vorhandene Differenz fi verringern würde. Wis einzelne In- 
duſtriezweige betreibt Bruchſal: Weberei, Spulen, Schneiverel, Schufterel, Schrei- 
uerei, Küferet, Schiofferei, Salbandflechterei, Stroh⸗ und Weldenflechterei, Vuch⸗ 
binderei. Die Jahreskoſten, welche für den Unterhalt eines Sträflings aufzuwenden 
find, betrugen 285 fl. 28 kr., von denen nad Abzug der Ürbeitserträge noch 
104 fl. 54 fr. durch Staatszufhuß zu deden waren. As bie drei einträglichften 
Oewerbözweige der badiſchen Strafanflalt ergeben fi: Leinengewerbe (48,,, Ir. 
anf den Arbeitstag), Küferei (47,14 kr.), Schneiderei (44,.9). 

II. Sefundheitspflege. Daß die Freiheitsberaubung ohne Nädficht auf 
eine befondere Haftform ver Geſundheit nachtheilig tft, erklärt fih ans den Ent⸗ 
behrungen, die jede Gefangenfchaft mit fich bringt, aus dem befonderen Gemäths- 
auftande, den Verbrechen und Verurtheilung zur Folge haben, aus der letblichen' 
Serwahrlofung und den vielfachen Ausſchweifungen, durch welche die Laufbahn ber 
verbrecher hindurchführt. Unzweifelhaft Abernimmt der Staat bei der Vollſtredung 
der Freiheitſtrafen die Verpflichtung, dafür zu forgen, daß die vermeidlichen 
Rachthelle Für die Geſundheit durch ärztliche Pflege wirklich vermieden werben. 
Sorläufig darf ſowohl die Meortalitäts- mie die Morbilitätsflatifiit ver Straf- 
anftalten als eine fehr unfichere bezeichnet werden. Als eine die Anforderungen ver 
Statifiit anf diefem Gebiete genan beftimmenve Arbeit verweilen wir auf den 
Aufſatz von Dr. Engel: „Die Frequenz der Strafanftalten für Zuchthausſträflinge 
in der preußiſchen Monarchie während ver Jahre 1858 bis 1863” (In der Zeit- 
ſchrift des köonigl. preußlſchen ſtatiſtiſchen Bureau's 1864 Nr. 11, 12). Darnach 
ergibt ſich für —** „daß ungeachtet aller Pflege und Sorgfalt, die in den 
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Strafanftalten den Kranfen gewinmet wird, bie Gefangenſchaft der Geſundheit doch 
faft doppelt fo nachtheilig tft, als einer ver gefundheitsgefährlichfien Berufe (näm- 
lid der Bergbau) und faft dreimal tobtbringender als derſelbe.“ Die Umſtände, 
welche im Allgemeinen auf vie Gefundheitsverhältnifie der Strafanftalten Einfluß 
änßern, find: a) die Äußere Lage ver Strafanftalt, tie Beſchaffenheit ihrer Um- 
gebung, die klimatiſchen Einfläffe Daraus erklären fi namentli die ungeheuren 
Sterblichleitsziffern, welche einzelne franzöflfhe und italieniſche Strafanftalten anf- 
weifen. b) Die bauligen Vorrichtungen für Bentilation, Heizung und Reinigung, 
durch weile im Falle der Mangelbaftigleit vie fehr häufigen Gefängnißkrankheiter 
des Rheumatismus und ber Tuberkuloſe hervorgerufen ober begünftigt werben. 
c) Die Art der Beichäftigung, in Beziehung auf welde außer allem Zweifel länt- 
liche Arbeit im Freien der Geſundheit am förberlichften if. Wegen der Nachtheile, 
mit denen ein plöglicher Wechfel der Lebensverhältniſſe immer verbunden ift, leiden 
auch die Angehörigen der Aderbau treibenden Klafle durch den Zwang zu intra⸗ 
muranen Urbeiten am meiften. Kühne bemerkt (Die Strafanftalt St. Jakob bei 
St. Salem S. 66): „Es iſt unglaublid, wie bald Individuen, welche Jahre lang, 
vielleicht von der Zeit der erften Arbeitsfähigleit an, anf freiem Felde bejchäftigt 
waren, Inner der hohen Mauer eine erdfahle Gefihtsfarbe annehmen. Könnte man 
ſolche die Arbeit im Freien fortfegen laſſen, fo fielen Hunderte von Krankentagen 
weg“. d) Die längere ober kürzere Dauer der Haft und e) die Ernährung ber 
Gefangenen. In: viefer legteren Hinficht hat Sparfanleit der Stantsbehörden vieles 
verfhuldet, weil man ben neueren phufiologifchen Beobachtungen über die Bedin⸗ 
gungen menſchlicher Ernährung zu geringe Beachtung ſchenkte. In Preußen wir 
nad den geltenden Vorſchriften Sträflingen nur einmal im Jahre Fleiſchloſt 
verabreicht, währenn die glaubmwärbigften Unterfuchungen bei langzeitig verurthell- 
ten Gefangenen minbeftens mehrmaligen Fleiſchgenuß in ver Woche als unerlaͤßlich 
für die Geſundheit betrachten. Magenkrankheiten, Stropheln, Anämie, vie ganz 
Kaffe der Diffolntionstranfheiten, vie man ale Grundübel der Gefängnifle de 





zeichnen Tann, rühren zum großen Theil aus der Verkürzung der Fleiſchkoſt her 


Auch diejenigen Geſetzgebungen, weldye die richterlichen Straffehärfungen beide 


halten, und regelmäßige Entziehung der nothwendigen Nahrung geflatten, verfloßen 
damit gegen vie Gefunbheitspflege. 

"Bergleiht man die beiden Gemeinihaft und Ifolirung am beften rvepräfen- 
tirenden Strofanftalten von St. allen und Bruchſal, deren Berichte am 
vollftändigften vorliegen, jo finden wir bort einen Kranfenftand, welcher im Ber: 
bältniß zu den fämmtlihen Verpflegungstagen des Jahres 1863: B,,g %/, beträgt, 
bier 8,05 9%; der Procentfag der Todesfälle dort 1,99 9/0, hier 1,25 9%/, der Ge⸗ 
fangenen, In beiden Anftalten war in den legten Jahren weber ein Selbftmord, 
noch ein Fall von Geiſteskrankheit vorgelommen. Man fieht aus diefen Gegen 
überftellungen, daß die Refultate fehr wenig von einander abweichen. Im Großen 
und Ganzen zeigt die Statiftit allerdings, daß Selbfimorde und Geiſteskrankheiten 
unter Gefangenen häufiger find, als in der freien Bevöolkerung; aud wird von 
unparteliſchen Beobachtern fogar zugegeben, daß bie mit der Ifolirung verbundene 
Herabſtimmung des Gemüthslebens während der erften Zeit ver Zellenhaft bie 
Entftehung oder Entwidelung von Geiſteskrankheiten begünftige. Selbſt der An- 
flaltsarzt von Bruchfal, Dr. Gutſch, theilt viefe Anfiht. Jedenfalls kann aut 





ihr allein keinerlei durchgreifende Einwenbung gegen die Einzelhaft hergenommen 


werben; benn es iſt dargethan, bag Aufmerffamkeit und Pflege eines tüchtigen 
Arzten jenen Gefahren genügenn entgegenwirken kann. Nicht die Einzelhaft an und 
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für fi, fondern bie Art ihrer Anwendung entſcheidet. Die preußiſchen Straf⸗ 
onftalten, welde ſich größtentbeil® in mangelhaften Zuſtande befinden, bleiben 
fomohl hinter der Gemeinſchaftshaft in St. Gallen, ala Hinter der Einzelhaft In 
Bruchſal mit ihren ftatiftifchen Ergebniffen zurüd. Der Durchſchnitt der Mortalität 
betrug in den ſechs Jahren von 1858 bis 1863 von 1000 Gefangenen 81; ber 
Durchſchnitt der Selbftmorbfälle auf 100,000 Gefangene 56 jährlih, wogegen 
Nejenige freie Bevoͤlkerungsklaſſe, In welcher erfahrungsgemäß ver Selbſtmord am 
häufigften ifl, das Militär, einen entfprechenden Durchſchnitt von 47 Selbftmörbern 
aufweist. Eine völlig unzuläffige und durchaus unwiſſenſchaftliche Methode der 
Vergleichung findet fi) bei einigen Schriftftellern über Gefängnißweſen, Infofern 
als man die Refultate neu erbauter, zwedmäßig angelegter und gut geleiteter @in- 
zelhaftgefaͤngnifſe denjenigen alter, ungefunder und in jeder Beziehung mangel- 
bafter Gemeinfhaftsanftalten gegenüberfiellt. Bei einem folgen Verfahren läßt fich 
mit Leichtigkeit ſogar darthun, bag Geiſtesſtörungen in (ſchlechten) Gemeinſchafts⸗ 
anſtalten häufiger find, als in (gut geleiteten) Zellengefängniffen. 

IV. Unterriät, Bildung, Disciplin der Gefangenen. Weldes 
Maß gewerblichen, elementaren, religiöſen oder höheren Unterrichts in den Straf- 
onftelten, und in welchem Verkältnig zu ver Aufgabe befiernder Behandlung er er« 
teilt werben kaun, ift gleichfalls von zahlreihen Umftänden, in erfter Linie von 
ver Dauer der Strafzeit abhängig. Gewerblicher, elementarer und religidfer Unter 
rigt treten bei der Zuchthansfirafe meiflentheils gieichberechtigt neben einander. 
Die Aufgabe der Gefängnißverwaltung ift indeſſen nothwenbig eine höchſt ver- 
ſchiedene, je nach den Bildungsverhältniffen der unteren Volksſchichten, ans denen 
die weltans überwiegende Mehrzahl der Verbrecher hervorgeht. ' 

Ohne alle Elementarfenntniffe waren in St, Gallen 4,,, %,, In Brucfal 
2,1290 der eingelieferten Züchtlinge; ohne Profeſſion in St. Gallen 56, 9%, 
in Brüchſal faſt ebenfoviel bei Arbeitehausgefangenen, dagegen 50,2, 9%, ber 
Zuhthausgefangenen. Auch bier Tiegen die Berhältniffe faft analog. Einem weiteren 
Abſtande begegnen wir dagegen in Irland, wo 96,, 9%, aller Gefangenen ohne 
jeglihen Unterrit war. Nichtsdeſtoweniger Tonnte man in den bortigen Gefäng- 
nifjen unbeſchadet des Elementarunterrichtes, auf ver legten Stufe der Zwiſchen⸗ 
anflalten zu der befonders bewährten Form der für erwachſene Gefangene höchſt 
werthvollen und bienlihen Borlefungen fortfhreiten, von welder ich in meiner 
Schrift über das iriſche Gefängnißfuftem ein Verzeichniß mitgetheilt Habe. 

Als Hälfsmittel des Unterrichts ift eine ven Bildungsverhältniſſen ver Ge⸗ 
fangenen angemeffene, dem Bedürfniß der gewerblichen, intellettuellen, ſittlichen und 
teligtöfen Fortbildung dienliche Bibliothek ver Anftalt unerläßlih. In allen 
neueren Gefängnifien fteht man dies ein, nur wirft hier und da häufig ein ein- 
ſeiliges theologtfches Erbauungsinterefie auf die Auswahl der Bücher ein. 

Ueber die Disciplin der Gefängniffe läßt ſich innerhalb der uns gezogenen 
Schranken nur wenig fagen. Arbeit umd Unterricht können nämlich auch aus biefem 
Sefihtöpunkte gewärbigt werben. Wußerbem iſt zu bemerken, daß Begünſtigungen 
der Öefangenen für gutes Verhalten, insbefonvere die Ausſicht anf bebingte Frei⸗ 
loffung wegen guten Verhaltens, vie Gewährung eines Urbeitsantheils für ben 
Gefangenen, wenn möglich In fteigenden Sägen, und andere dem Verhalten ent- 
ſprechende Vortheile, abgefehen von ver grundfäglichen Benutzung berartiger Hebel 
für die Mräftigung guter Motive, eine fat unerläßliche Vorausfegung guter Dis- 
ciplin bilden. Die zwecmäßigften Dischplinarftrafen beftehen in ber Entziehung 
tiefer Bergünſtigungen; ohne biefelben gebricht ed faft ganz und gar an geeigneten 
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Mitteln der Beftrafung für Uebertretung der Hausorbnung. Nur durch die allge 
meinere Gewährung von Bergänftigungen und bie bamit gefchaffene Möglichkeit, 
piefelben zu entziehen, wurbe es thunlich, bie ſchrecklichen Hansftrafen ber älteren 
Zeit, als kalte Douden, Lattenfammer und Beitfche abzuſchaffen; doch findet Prügel 
noch in der Mehrzahl der Strafanftalten Anwentung, obgleich die Strafgelep- 
gebungen biefelben für ben Richter befeitigt und die Mehrzahl der höher geblineten 
Strafanftaltspireltoren auch ohne körperliche Züctigung bie Rechte ber Disciplin 
wahrt. Außer ver Entziehung etwaiger Bergünftigungen finden fih in Deutſch⸗ 
Iond als Hausftrofen, deren Anwendung zu billigen ift: Dunkelarreſt, Entziehung 
der warmen Koſt, Hungerloft, Entziehung des Bettes; für bie äußerſten Fälle 
Zwangeftuhl. Ä 

Für die Krtminalpolitit hat eine forgfältige Statiftil der Disciplinarftrafen 
in ven Gefängnifien hohen Werth. Ie häufiger Uebertretungen ber Hausorbnung 
zu ahnden find, je zahlreichere Zwangswmittel gewaltfamer Art zur Aufräachterhal⸗ 
tung ber Disciplin nothwendig werben, beflo geringer find unzweifelhaft bie 
befiernden Erfolge der Gefängnißzucht. Es gehört zu den untrüglichfien Zeichen 
einer fehlerhaften und verehrten Praxis, wenn zur Vollſtreckung ber gerechten 
Strafe neue Strafen ins unendlie gehäuft werben, damit der Widerſtand ber 
Gefangenen beflegt werde. Das Auburn’she Schweigſhſtem ift gerichtet durch bem 
ungeheuren Aufwand von Disciplinarfirafen, den ed zur nothdürftigen und unvoll 
kommenen Behauptung ſeiner Vorſchriften vergebens machen muß. Ie mehr bie 
Strafanftaltsverwaltung das Gute und Rechte durch ben freien und vernünftigen 
Billen der Gefangenen ſelbſt zu vealificen vermag, deſto größer ift ber Triumph 
der ſtaatlichen Gerechtigfeit über das Schulpbewußtfein und die Willkür des Ber- 
brechers. Bruchſal verzeichnet für 1863 nur 67 Disciplinarfirafen für 49 Ge: 
fangene; der Bericht für St. Gallen melvet, daß 75,5 9/. aller Züchtlinge nie 
mals beftraft wurden. Auch bier nähern fi die Ergebnifle verſchiedener Haft⸗ 
formen einander. 

V. Berwaltungsredtlige Stellung der Strafanftalten im 
Drganismus der Behörden. Obwohl nad deutſchem Rechte das Bollzugs: 
verfahren ſowohl in Eivil- als in Kriminalfahen einen Beſtandtheil des richter- 
lichen Amtsberufs ausmacht, fo tft e8 dennoch aus praftifchen Gründen unthunlich, 
die Gerichte mit der umfangreihen Verwaltung der Steafanftalten zu betrauen. 
Die Stellung der Öefängnißpireltoren muß nothwenbigerweife, unbeſchadet einer 
vollen Berantwortlichleit, wofern es ſich nit um Borunterfuchungsgefängnifie 
handelt, fo viel Selbſtändigkeit der Handlung, fo viel Freigelt ver Bewegung er- 
halten, als zur Erledigung ber zahlreichen in der Gefängnißverwaltung vorlommen- 
ben Zwedmäßigleltsfragen erfordert‘ wird. Einer bloßen Willkür der Berwaltungs- 
behörden foll vamit keineswegs das Wort geredet werben. Ueberall wo das per- 
fönlihe Exmeflen, vie eigene Erfahrung, der ſichere Takt, das geübte Uxtheil in 
ber Strafvolffiredung konkrete Thatfragen würdigen und entfcheiven muß, würde 
jede Einmifhumg von Uebel fein. Nur in negativer Richtung, zur Abwehr von 
Vebergriffen der Strafanftaltsorunung dürfen Vorkehrungen getroffen werben, nicht 
aber zur Herbeiführung eines Inftanzenzuges, durch welden das in der Straf⸗ 
anftaltöverwaltuug nothwendige Vertrauen auf die perfönligen Eigenſchaften der 
Beamten, over bie ben Öefangenen gegenüber ſtark zu betonenve Autorität ber 
Staatsgewalt abgeſchwächt werben könnte. Das Gegengewicht gegen Willlär ver 
Strafanſtaltsbeamten ift zu fuchen 1. in den rechtlich vorausbeſtimmten Wir 
Bungen ber Strafe, pon benen Abweichungen uns durch bie Begnadigung erwirkt 
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werden bärfen; 2. in dem Erlaß zweckmäßiger Vollzugsverordnungen ber voll⸗ 
ziehenden Gewalt, deren Beſeitigung in einzelnen Fällen durch die Strafanſtalts⸗ 
verwaltung zu geſtatten iſt unter Borausfegung genügender Motivirung und 
Rechenſchaftolegung; 3. in einem wirkfamen Oberauffichtsrecht über die Strafanftalts« 
verwaltung, geübt durch eine mit technifchen Kenntnifien ausgerüftete Centralbehörde, 
wie folge in England, Hollaud, Belgien, Italien eigens für das Gefängnißweſen 
geſchaffen wurde. Es kann dabei an biefer Stelle dahin geftellt bleiben, ob bie 
Strafauftalten ven Juſtizminiſterien (wie in Baben und Holland) over den Mini» 
ferien des Innern (wie in Preußen. binfichtlih ber Mehrzahl ver Zuchtbhäufer, 
England und Frankreich) am zwedmäßigften untergehen werben. Daneben kann bie 
Aufficht Aber die Strafanflalten, foweit rechtliche Intereflen zu prüfen find, ben 
Obergerichten oder Oberſtaatsanwaltſchaften übertragen werben. Hierher gehört 
4. die Einrichtung lolaler Auffichtefommiffionen für die Zwecke financieller Kontrole 
jum Beten des Staates oder der Gemeinbelörper, vorzugsweife inbefien zur Wah- 
sung bes ben Sträflingen überall zuſtehenden Beſchwerderechts gegen nachtheilige 
ober verletzende Verfügungen "ver Strafanftaltsperwaltung. Sole Aufſichtsräthe 
beſtehen theils im einer durch NRechtsvorichrift aus Beamten, theils in einer durch 
Wahl gebilpeten, theils in einer durch Iandesherrliche Ernennung bewirkten Zuſammen⸗ 
ſetzung für Bruchſal, für Genf, für Amſterdam und andere Gefängniffe. Da in 
der Gemeinſchaftehaft im allgemeinen ungleihmäßige Behandlung, Bevorzugung 
oder Zurückſetzung Einzelner durch größere Publicität verhindert wirb, erjcheinen 
vie Aufſichtsräthe von, beſonderem Werth für Einzelbaftgefängniffe, deren 
Zellen der Berwaltung unter Berufung auf Inbivibualifirung einen größeren 
Spielraum zu Eingriffen in bie perſönliche Rechtsſphäre der Oefangenen barbieten. 
In den Anfficgteräthen vereinigt und berührt fi die Wufgabe ver ſtaatlichen 
Organe mit den zur GSelbfivermaltung und zum Selbſtſchutze mündig geworbenen 
Kräften der Geſellſchaft. Jeder Sachkundige weiß, daß die fo häufig geforberte 
Befierung des Berbrechers nur zum Theil, und jebenfals niemals ausſchließlich 
durch die Strafvolffiredung des Staates erreicht werben kann. Die beflen Bor- 
füpe, die eruſtgemeinte Menue über vergangene Verbrechen fcheitern, wenn Entlaſſene 
durch Vorurtheile, Mißgunſt und Abneigung ber freien Geſellſchaft zurüdgeftoßen 
werden. Die Sumanitätsbeftrebungen zur Unterſtützung befttafter Perjonen find 
baber auf jeve Weife zu fördern; vor allen Dingen darf man nicht veraeen, daß 
öffentliche nnd regelmäßige Berichterſtattungen über den Zuſtand der Gefängniſſe 
niht une eine nothwendige Ergänzung Öffentlicher Rechtspflege find, ſondern aud, 
wie dad Beiſpiel politiſch vorgefchrittener Staaten barthut, zur Belebung bed Ge- 
meinſinas, zur Erwedung ſchlummernder Kräfte, zur Antheilnahme an ben Auf» 
gaben der Strafrechtspflege Bieles beitragen. Es iſt ein ſchönes Zeichen fort- 
ſchreitender Kultur, daß das Bewußtfein der Gegenwart darauf beftcht, dem 
Verbrecher in der Strafanftelt nicht nur gemißbraudte Rechte zu entziehen, 
fondern auch das Hecht der Perfönlichkeit. ge Willkür zu bewahren; daß 
wir bemüht find, Entlaffenen, indem wir Vergangenes durch Berzeihung ver⸗ 
ſchleiern, nene Hoffnungen für eine Zukunft darzubieten, die fie vielleicht ſelbſt ver- 
ſcherzt glaubten. | v. Holgenhorft. 


Strafarten. 


Strafe iſt die nothwendige Rechtsfolge des Verbrechens, die Bethätigung und 
Herſtellung bes allgemeinen flantlich gemährleifteten Willens gegen ven ſchuldhaften 
Biderſpruch ver Willlur. Für den Schuldigen iſt bie Strafe in ihrer äußeren 
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Erſcheinung ein Uebel, denn es liegt in ihrem Weſen, daß fie Zwang ſei, folglich 
ſich in einer ihn In feiner Perſon ober feinem Rechtskreiſe affichrenden Reaktion 
äußere. Auch wird fie in ihrer konkreten Geftalt regelmäßig ein Uebel für das 
Individuum fein, ſchon darum, weil fle Folge feiner Schuld ifl. In ihrer tieferen 
Bedeutung, die freilih für die Anwendung nit unmittelbar hervortritt, iſt fie 
nicht für die Geſellſchaft allein, fondern felbft für den Schuldigen Bortheil und 
Wohlthat, Indem fie ihn als rechtlich behandelt, ihm Gelegenheit und Mittel iſt, 
bie Gerechtigfeit zu fühnen und ihr Oenugthuung zu geben“. (Abegg, Lehrbuch 
der Strafrechtswiſſenſchaft $. 114, 115; f. außerdem Köſthin Syſtem I, ©. 390.) 
Nur die mißverſtändliche Anffaffung oder jene einfeitige Betrachtung, welche bie 
Strafe lediglich nach dem Zwede der „Befferung" beſtimmt, vermag zu leugnen, 
daß bie Strafe ein Uebel iſt. Jeder thatfählih wirkende und gegen vie menfchliche 
Perfon angewenvete Zwang ift ein Uebel, infofern er Handlungen oder Unter- 
laflungen durchſetzt, welche durch die Freiheit verwirklicht werben follen ober 
innen. Für die Feſtſetzung defien, was eine Strafart fein kann, iſt es daher won 
höchſter Wichtigfeit, an dem ſtaatlichen Zwangscharakter feſtzuhalten. Nur dasjenige 
kann Strafe fein, was dem Rechtsbewußtſein als eine durch vie Macht des 
Staates getragene Geftaltung des Zwanges gegen bie menſchliche Perſon erſcheint, 
und durch die äußeren Organe des Staates vollzogen werden ol. Ob eine be 
fiimmte Strafe in jedem einzelnen Fall von dem Berbreher wirfii ale Zwang 
empfunden wird, iſt unerbeblih. Daraus folgt zweierlei: 1. Selbft wenn jemand 
ein Verbrechen zu dem beftimmten Zwecke beglerige, ſich das ihm erwänjdt er- 
fheinende Strafübel zuzuziehen, fo würde barum keineswegs die geſetzlich ange- 
brobte Strafe unanwenbbar werben, und 2. wenn jemand ein geſetzlich beſtehendes 
Strafübel nah der Begehung eines Verbrechens an fi ſelbſt vollziehen wolte, 
fo würde pamit der Strafvollzug durch den Staat keineswegs befeitigt. An biefen 
Grumdfägen feftzubalten, hat weniger Bedentung für das gegenwärtige Verſtändniß 
des Strafrechts, ale für die Erkenntniß des Gegenſatzes heutiger Wiſſenſchaft gegen 
die Rechtögefchichte. Als man davon ausgieng, da bie Strafe für den Berbredher 
ein ſinnlich wirkendes Uebel fein folle und ven Abfhredungszwed in den 
Borbergrunn ftellte, war es begreiflih, daß man, wie Feuerbach anempfahl und 
das preußiſche Landrecht von 1794 verorbnete, benjenigen nicht mit dem Tode 
beftrafte, welcher ein tobeswilrdiges Verbrechen zu dem Zwecke begieng, hinge⸗ 
richtet zu werben. Noch heute werben in großen Stäpten von arbeitsſchenem Ge— 
findel in Feineswegs ganz feltenen Fällen Peine Bergehen begangen, um ber Ber- 
pflegung in Arbeitöhäufern theilhaftig zu werben. Nach dem bereits Gefagten kanm 
e8 auf bie individnelle Wirkung der Strafe nicht ankommen, wenn es fl darım 
handelt, den Willen des Geſetzgebers durchzuführen. Bom Standpunkt ber Sittlid- 
keit ausgehend, iſt fogar zu fordern, daß ber beftrafte Verbrecher das ihm zuge 
fügte Zmangsübel als ein geredhtes und twohlverbientes in feinem Bewußtſein 
Anhehine und fih fomit in der Strafe die allgemeine Rechtsordnung wieder 
aneigne, 

Indem wir die Selbſtzufügung eines Uebels als eine Strafe im rechtlichen 
Sinne nit anerkennen, deuten wir bie Verſchiedenheit des ſtaatlichen und des 
firchliden Lebens an. Nah ven Anſchauungen einzelner Sekten galt Geißelung 
und Entbehrung als freiwillige Beſtrafung der Sünvigfeit, als Sühne Buße 
ala Kernpunkt des kirchlich mittelalterlichen Strafrechtes iſt der Gegenſatz gegen 
den Zwang des ftaatlihen Strafrechtes. Beide verhalten fi zu einander wie 
bie Begriffe der Sünde zu demjenigen des kriminellen Unrechtes, wie Wille in feiner 
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seinen Innerlicglett zu dem in eine Handlung ausgeprägten und finnlich bargelegten 
Entſchluß. Reuige Buße auch im Verbrecher zu ermöglichen if} zwar ein Ziel; 
welches auch der Strafvollzug zu achten und zu erfireben hat, aber niemals durch 
das ihm eigenthüimliche Wefen des Zwanges, fonvern durch freie, neben dem 
Zwange zuzulaffende Einwirkung auf die Geflanung. | 

Welche Mittel im Allgemeinen zur Darfiellung des Strafzwanges verwenbet 
werben Bnunen, Kit fidh in abfoluter Weiſe nicht beflimmen. Die Gefchichte des 
Strafredytes zeigt uns eine unendliche Mannigfaltigteit von Strafwitteln und 
Strafarten. Es iſt denkbar, dag ein Zwangsmittel, weldhes vor hundert Jahren 
ven Dienft der Gerechtigkeit verfah, in der Gegenwart unbrauchbar wird. Die 
Transportation nad) Auſtralien war 1788 ein mit allen Schreden umgebenes 
Steafmittel, während fie nah ver Entsedung ver Golbfelder in Nen- Eid Wales 
vie Phantafle zu Mebeltbaten aureizte, und in den Borftellungen ber unteren 
Volksſchichten Englands einen gänzlich veränderten Charakter angenommen hatte. 
As ein die fortſchreitende Kultur begleitenden Entwidiungsgefeg in ver Gefchichte 
der Strafarten erſcheint das allmähliche Znrüdtreten der auf die Sinnlichkeit ſchmerz⸗ 
erregend einwärkmben Strafarten. hinter diejenigen, welche fich gegen die ſittlichen 
Güter des menſchlichen Lebens richten. Bon dem furchtbaren Scharfſinn, welcher 
ehemals die ausgeſuchteſten Foltern and Qualen des menſchlichen Leibes firafge- 
ſetlich Beifigte, weiß bie Gegenwart nichts mehr. | 

. Der pofitive Rechtagrund der zuläffigen Strafarten iſt fein anderer als 
berienige des Verbrechens und des Strafrechts überhaupt. Nur durch Geſetz er 
langen beſtimmte, als Gtrafarten bezeichnete Uebel, rechtliche Zuläfftgkeit. Kein 
Uebel darf tm Namen bes Staates zugefügt werben, weldes wicht im Voraus anf 
genau bezeichnete Haudlungen angebroht war. Nach viefer Seite hin iſt das Er- 
meſſen bes Strafrichters auf das Außerfte eingefchränft. Die auspehnende GOefetzes⸗ 
auslegung und vie Analogie mag über bie urfpränglihe Sprachweiſe bes 
Geſetzgebers hinausgreifend, gewiffe nicht genau beichriebene Hanblungen für ver 
bregerifch im Sinne bes Geſetzes erflären; allein fie iſt völlig unberechtigt, an 
Stelle eines gefeglichen Strafübels ein anderes, ähnliches treten zu laſſen. Ueber 
Dot ig der Straferten zum richterlichen Ermeffen wird weiter unten wie 

de fein. 

Zunächſt erſcheint es nothwendig, die Strafarten zu NHaffificiven und nad 
ihren wefentlichen Merkmalen zu betrachten. Es bevarf nämlich Feiner Auseluander- 
fegung darüber, daß jede Geſetzgebung Über eine Mehrheit von Strafarten ver⸗ 
fügen muß. Der verſchiedene (objektive) Werth der verbrecheriſch verlegten Rechte, 
and die Abſtufungen der (fubjektiven) Verſchuldung des Thäters bevingen überall 
eine Mehrheit der Strafübel. Diefer Gefihtspunft führt 1. zur Eintheilung ber 
Etrafarten in ſchwerere und leichtere, um ber größeren oder geringeren Erheb⸗ 
lichleit der Verbrechen einen entfprechenden Ausdrud zu geben. Darauf beruht. vie 
Sonderung des romiſchen Rechts hinſichtlich der kapitalen, winbeftens mit 
Verluſt des Burgerrechts verbundenen und ber nicht kapitalen Strafen. Welmitche 
Geſichtspunkte waren im älteren germanifchen und kanoniſchen Rechte wirtfam. Die 
peinlihe Halsgerichtsorbnung Karls V. unterſchied peinlihe und bürgerliche 
Strafen. Nah dem Zeugniffe von Tittmann (Handbuch der Strafrehtswifien- 
ſchaft F. 75) rechnete man zu dem legteren Ginfperrung unter vier Boden und 
Geldbugen unter 10 Thalern. Die Bedeutung dieſer Unterſcheidung Ing lediglich 
in ihrer Beziehung zur Gerichtsverfaſſung und in der Trennung ber Givil- umb 


Krimtnaljurispiktion, welche letztere ausfchließlich zur Berhängung peinliher Strafen 
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befugt fein follte. Auf der gleichen Grundlage beruht die in Dentſchland mehrfach 
nachgeahmte Eintheilung bes franzöfifcden Rechtes, ber zu Folge Kriminalftrafen 
(peines afflictives et infamantes), Befjerungszudtftrafen (peines correetiomelles) 
und Polizeifkrafen von einander getrennt werben. Diefen drei Kategorien if 
nämlih die Eintheilung ver Verbrechen, Bergehen und Polizetübertvetungen zum 
Zwede ver JInſtändigkeitebeſtiumung angepakt, fo daß die ſchwerſte Strafe, 
weile eine Geſetzesverletzung treffen Tann, über bie Bezeichnung berfeiben ais 
Berbrehen, Bergehen u. |. w. entſcheidet und damit die Berweifung vor eine be 
fimmte Klaſſe von Gerichtshöfen (Schwurgerichte, Zuchtpolizeigerichte und einfache 
Polizeigerichte) zur Folge hat. Es bedarf nicht längerer Ueberlegnug, um zu er 
kennen, daß dieſe Eintheilung ver Strafonten auf rein Außerlihen, dem Weſen 
der einzelnen Strafen fremden Geſichtspunkten beruht. Was eine fchwere Strafe 
zum Unterfchiene von einer leichteren bebeutet, faun nur aus bem pofitivnen Geſetz, 
nit aber aus ber Anleitung ber Wiſſenſchaft erfannt werden. Auch in Preußen 
und Bayern hat man in Nachahmung des franzöſtſchen Rechtes bie Dreitheilung 
ber Berbrechen uud Strafen aufgenommen. Diefelben Einwenpungen, welche fich 
gegen diefe Klafflfiletion richten, treffen and 2. bie Unterſcheidung in orbent- 
lie und anßerordentlide Strafen und 3, in geſetzliche und willkürliche. 
Unter außerorventlichen Strafen verſtand man entweder ſolche, bei denen ber Midhter 
über die Orenzen bes gewöhnlichen, ordentlichen Strafmaßes ſtrafmildernd oder 
ſtrafſchaͤrfend hinauſsgegangen war oder ſolche, die in Ermangelung eines nad) ber 
objektiven Beweistheorie zu führenden vollſtändigen Beweiſes wegen flarlen Ber» 
dachtes ankgefprochen werben burften. Dagegen hängt der Unterſchied von gefek- 
lichen und willfürliden Strafen (pame legitims und arbitrariss) mit den Gigen- 
Ichaften des Geſetzes zufammen, venen zu folge das Strafübel entweder genen 
beſtimmt ober dem richterlihen Ermeſſen ganz und gar überlafien ift (f. ben Urt. 
Strafrecht). 4. Eine fernere Eintheilung in gemeine und befendere Strafen 
(pens communes und proprie) gebt von ben perſonlichen Berſchiedenheiten ber 
Beftraften aus. Gemeine Strafen find diejenigen, welche alle Perfonen treffen 
können; befondere dagegen folde, bie nur gewiffen Ständen ober Berjonenflaffen 
eigenthämlich find. In viefem Sinne kann man das Erfhießen als eine Militär- 
firafe, die Dienftentfegung als ein nur bei Beamten anwendbares Strafübel be- 
geihnen. 5, Haupt⸗ und Nebenftrafen, von denen bie legtexen als ftill- 
ſchweigend durch das Geſetz verknüpfte, oder durch den Richter ausdrücklich ver- 
höngte Zuſaͤtze zu einer anderen, meiſtentheils ſchwereren Strafe zu betrachten find 
und felbftändig für fich allein nicht ausgeſprochen werben bürfen. Ihre eigentlich 
durchgreifende Gharakterifiil empfangen bie Steafarien erft durch das Rechtsobjekt, 
gegen weiches fie fich richten. Daher 6. die Eintheilung der Strafarten und Straf⸗ 
mittel in: LXebensftrafen, Leibesftrafen, FGreiheitfirafen, Ehrenſtrafen 
und Bermögensftrafen. In viefer Reihenfolge werden wir bie wichtigſten Straf⸗ 
mittel der Gegenwart näher betrachten; aber aud alle andern Strafmittel, von 
denen die Geſchichte weiß, fallen unter biefelben Hauptgefichtöpunfte. Das Ber- 
Yalmig, im welches die einzelnen Strafmittel zu einander geſetzt find, zeigt mE, 
mweofern babei überhaupt planmäßig verfahren worben ifl, das Strafenfyftem. 
Jede Geſetzgebung geht bei der Auswahl ter Strafarten von gewiflen Grund⸗ 
aufhaunngen aus, die theils in dem Verhältniß ver einzelnen Berbrechen zu ein- 
ander anfgefanden werden, theild in den Erwartungen liegen, welde an vie 
Wirkſamkeit der Strafarten fi tuüpfen. Nicht nur der Richter, ſondern ſchon 
wor ihm der Geſetzgeber, hat vie eingelmen Verbrechen zu vergleichen an dem Maß ⸗ 
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Rabe des ineellen Schabens, den fie für die allgemeine Rechtaordnung darbieten 
und mit Rücficht darauf die verichiedenem zu feiner Berügnng ſtehenden Straf⸗ 
arten old Repräfentation der Gerechtigkeit zu verwenden. Die Gerechtigkeit der 
Strafarien in ihrer Verwendung erfennen wir nämlich vorzugsweiſe an ihrer 
Broportiemalität, d. h. daran, daß das für bie Rechtsordnung leichtere Ver⸗ 
gehen nicht ebenſo beſtrafi werde, wie der ſchwerere Rechtsbruch. Alle neueren Ge⸗ 
iengebungen gehen davon aus, daß Verbrechen gegen das Leben und bie Geſund⸗ 
heit härter zu ahnden find, als Eingriff in fremdes Eigenthum. Schon daraus 
folgt die Nothwendigkeit, eine beflimmte Anorbnung über bie Wöftufung ber ein⸗ 
zelnen Strafarten in ihrem gegenfeitigen Berhältuiß zu treffen. 

Nächſt der Gerechtigkeit, vie niemals außer Acht gelaſſen werben darf, und 
bei der Beriheiiung der Straferten auf bie Summe erfahrungsgemäß vor⸗ 
lommender Verbrechen sarten vorzugeweife vegativ in Betracht lommu, find es 
Rädfihten auf die Wirkungen bes Strafvollzuges, von denen bie Auswahl ber 
Strafarten abhängt. Kein Geſetzbuch der Gegenwart kann bie Frage umgehen: 
was ergibt ſich ans der Strafvollfiredung für vie Perfon bes Berbrechers unb 
außerdem für deren Verhälmiß zur Gejelihaft? Die abſtrakte Gerechtigkeit be⸗ 
föhlgt uns nicht, gu erkennen, welde befondere Strafart für ein beftinmmtes Ver⸗ 
been durch die Geſetzgebang angedroht werben ſoll, vielmehr vermögen wir aus 
der reinen Rechtaidee nichts anderes abzuleiten, ale Die Broportionalität der 
Strafe, welche man unrichtiger Weife als Vergeltung eimer beſtimmten Miſſethat 
betrachtete, und jenes allgemeine Grforbemiß, daß vie Strafe ihrem Weſen 
nach den phyſiſch wirkenden Zwang darſtelle. Um sie Wirkung der einzelnen 
Strafarten auf die Perfon des beftrafien Verbrecher und auf bie Gefch- 
ſellſchaft zu wärbigen, ift insbefondere die Strafſtatiſtik ind Auge zu faſſen. 
Sie IR die Grundlage aller kriminalpolitiſchen Betrachtungsweiſe, pie wiſſenſchaft ⸗ 
liche Hachſchule ver Strafgeſetzgebungen. Gerade in dieſer Beziehung haben Inbeffen 
die neueren deutſchen Strafgejepgebungen weniger Borbereitung in ber Theorie ge- 
fanden, als da, wo e8 auf eine logiſch und foflematiich richtige Behandlung bes 
verbrecherifchen Thatbeftandes anlam. Seitdem fi nämlich, abweichend von der im 
vorigen Jahrhundert vorherrſchenden Michtung, das allgemeine Stante- und Rechts⸗ 
bewußtſein zu den fogenannten abfolnten Gerechtigleitstheorien hinwendete, ver⸗ 
gaß man fafl gänzi, Die preftiihen und politiſchen Gigenfehaften der Strafmittel 
za erforſchen. Es Tann unferer Anſicht nach keinem Zweifel unterliegen, daß das 
Strafenfyftem der gegenwärtigen deutſchen Strafgeſetzbücher ein fehr mangel- 
haftes und auf längere Zeit geradezu unbaltbares if. Um die Wirkungen ber 
einzelnen Strafarten zu erlennen und darnach eine zwedmäßige Auswahl zu 
treffen, find bie mannigfachſten Umſtände in Erwägung zu ziehen, vie Methoden 
ver menfchlichen Erkenntniß forgfältig zu prüfen. Piychologie un Arzneikunde 
haben die Einflüfle zu meſſen, welche ein beſtimmtes Strafübel auf vie menfchliche 
Perfon auszuüben pflegt, die Berwaltungspolitit und bie Staatswirth⸗ 
ſchaftslehre feftzuftellen, welche fociale Eindrücke die Beſtrafung des Berbrechers 
auf andere Perjonen anßer ihm hervorbringt, die Finanzwifſenſchaft zu prüfen, 
in wiefern mit den nothwendigen Anfgaben ter Gerechtigkeitspflege die Schomung 
der Staatsmittel verbunden werben kann. Well die Koften des Strafvollzuges em 
fahrungsgemäß immer vie Stantslafle beloften und ſomit gefagt werben lann, daß 
abgejehen von Oeldbußen jede Strafe gleichzeitig einen financiellen Nachtheil des 
Öffentlichen Vermögens bedingt, muß unterfucht werben, wie biefe Aufwendungen 
nutzbringend auch in materieller Beziehung gefaltet werben künnen, Wenn wir 
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alſo auch vollkommen die Gerechtigkeit ale Baſis aller Strafgefekgebung aner- 
kennen, ‘fo {ft damit keineswegs ausgeſchloſſen, daß nicht au die der Zufwaft des 
Berbrechers und den Sicherheitsinterefien der Geſellſchaft dienlichen Inhaltebeftim- 
mungen eines Stvafübeld von entfcheidender Bedentung bei ber Anordnung bes 
Strafenſhſtems fein müßten. Zu bedauern iſt im Gegentheil, daß man, von abfe- 
Inten und formalifiifegen Kategorien der vergeltenden Gerechtigkeit beherrſcht, im 
Deutſchland bei der abftraften Betrachtungsweiſe ter Strafarten ftehen blieb, ohne 
ben Anregungen: zu folgen, die namentlich von England und Frankreich aus ge 
geben wurden. Bentham verfudte vorzugsweiſe in feiner Th&orie des peines 
et des recompensos (Paris 1825. 3. Aufl.) den politifchen Werth der Straf⸗ 
mittel genauer zu beſtimmen, als dies jemals vor ihm gefchehen war. Seinem 
Beiſpiele folgte man zunaͤchſt, ala man verfuchte, beftimmte Kennzeichen aufgu- 
ftellen, an denen die Zwedmäßigleit und Gerechtigkeit eines Strafmittels erlennbar 
fein ſollen. 

Als wänfhenswerthe Eigenfchaften, auf deren Vorhandenſein bei ber geſetz⸗ 
geberiſchen Auswahl und Anordnung der Strafmittel Rüdfiägt gemönmen werben 
muß, find folgende zu betrachten: _ 

1. Die Strafe muß fiherftellend fein gegen eine Wiederholung bes Ber- 
brechens durch den Thäter und eine Begehung burg Audere. Sie if erempla- 
sifh, Inden fie nothwenbigerweife im Zuſammenhang erfcheint mit dem Ber- 
brechen, ſchnell und figer, ohne große Vorbereitungen und äußere Berauftaltiungen 
allgemein vurdgeführt werden kann. Bon viefer Seite ber betrachtet, wärben 
baher Geldſtrafen, deren Höhe die Bermögensnerhältniffe der ärmeren Klafſen 
entweder überfieigt oder nicht erreicht, volltommen zwedwiorig ſein. Jedes 
Strafübel, das in feiner Anwendung zahlreiche Ausnahmen bevingt, würde anf- 
hören eremplarifch zu fein. Webrigens liegt es auf ber Hand, daß nit nur Die 
Art der Gtrafübel ſelbſt, fordern auch die Einrichtungen ber Strafrechtspflege, die 
Kriminalpolizei und andere Beranftaltungen dem Zwecke der geſelſſchaftlichen 
Siherfielung zum Theil mehr nügen können, als die fpecifiiche Befonverheit Des 
Strafmittele. 

3. Im Zufammenbang damit fteht auch bie Forderung, daß die Strafe ein 
empfindliches Uebel barftelle. Ste darf keine Rechte entziehen, deren Werth der 
Bevölterung noch nit zum allgemeinen Bewußiſein gelommen if. Es wäre bei⸗ 
ſpielsweiſe ungeeignet, Diebftahl mit dem Berluft des politiſchen Wahlrehts zu 
firafen. Die Entziehung politifcher Ehremrechte hat als Strafart ihre Bedentung 
in der politifchen Reife und Durdbildung eines Volles; unmöglich aber dort, wo 
in ben unteren Schichten des Boltes die Wahlftatiftit jene außererbentlich geringe 
Beiheiligung am Bffentlihen Leben ertennen läßt, welche wir in einzelnen beut- 
ſchen Staaten bemerken. Der allgemeinen Vorſtellung muß daher ſoweit ge- 
‘ nügt werben, daß Teine Strafart Berwenbung finve, vie keine auf das Ueber⸗ 
legungsvermögen wirkenden Motive der Unterlafjung ftrafbarer Handlungen bar- 
bietet. Je allgemeiner ein Strafübel als ein empfindliches erfcheint, deſto zwed- 
mäßiger wirb basfelbe fein; allein damit ift nicht ausgefhloffen, daß nicht mit 
Rückficht auf die perfänlichen Eigenſchaften gewifier Verbrecherklaſſen Strafübel 
verhängt werben, die gerade auf die Urfprungsverhältniffe ver beſonderen Verbrechen 
abwehrend und hindernd einwirken können. Es verlegt daher keineswegs bie geſetz⸗ 
geberiſche Klugheit oder Gerechtigkeit, wenn für politiſche Berbrechen beſondere Straf: 
arten Anwendung finden oder wenn gewinnſüchtige Handlungen durch hohe 
Geldbußen bedroht werden. 
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Das Erforderniß der Einpfinblichkeit ift übrigens häufig mißverſtanden worden 

Bon einigen Seiten machte man darauf aufmerlfam, daß Verbrecher in jeber. 
Beziehung es ſchlechter haben müflen, als unbeftrafte Perfonen und daß mit ber 
Strafe eine leibliche Peinigung verbunden fein folle. Eine unverfländige Kurz⸗ 
ſichtigkeit tadelte beifpielsweife die Fürforge für Neinlichlet, Körperpflege, Ges 
ſundheit und ausreichende Ernährung der Gefangenen, weil bamit den Mermeren 
ein Anreiz zu Berbrechen geboten werden könnte. In dieſer Auffafſung If. das 
vihtige VBerflänpnig der Sache gänzlich abhanden gelommen. Der Staat bat bier 
jenigen Nachtheile von der Perfon eines Gefangenen abzuwenden, welche jeder 
freie Bärger jelbft vermeiden, der Gefangene in feinem Zuſtande aber nicht ver⸗ 
hindern Tann. Daß die Strafe empfindlich fei und dadurch abfchredend wirke, bat 
mit der Vorſtellung phyſiſcher und geiftiger Peinigung gar nichts gemein, fon- 
bern bedeutet nur, daß durch die Strafe Rechte entzogen werben oder bejchräuft 
find, deren Genuß und Gebrauch nad allgemeiner Vorftellung von höherem 
Werthe ift, als die Befriedigung verbrecheriſcher Anreize. Schon Feuerbach batte 
dies in feiner pfuchologifhen Zwangstheorie ganz richtig heruorgehoßen und nur 
tur einfeitige, ausfchließliche Betonung ins Fehlerhafte und Ungerechte ver⸗ 
kehrt. Dagegen iſt eö in dem von uns angegebenen Sinn durchaus erlaubt, in 
ver Empfindlichkeit des Strafübels jenes Moment ver Abſchreckung anzuerlennen, 
das die Vergangenheit in roheſter finnlicher Auffefiung als das Weſen ber Strafe 
ſelbſt irrthümlich anfah, die neuere Hamanität dagegen gleichfalls mit Unrecht 
gänzlid wegzuläugnen fih bemüht. Indem wir früher darauf aufmerkſam machten, 
daß die Strafe begriffsmäßig ein Zwang fei, hoben wir mittelbar ſchon das Er- 
forderniß der Empfindlichkeit hervor; es kommt weiterhin nur barauf an, biefe 
Empfindlichkeit dem Grave nach in Beziehung zu ſetzen zu den eingelnen Ver⸗ 
dreibensarten. | 
3. Das Strafühel muß die Befferung ermöglichen und unter allen Um— 
fänden die Verſchlechterung des Berbrechers durch bie Beftrafung verhindern. Auf. 
dieſer Erkenntniß beruht insbefondere die Einrichtung der neueren Gefängnifie 
(. den Artilel: Strofanftalten). Im Einzelnen. herrſcht freilich mannigfache Un⸗ 
Harheit über die Bedeutung und Begrenzung ber Beflerung vermittelt der Strafe.. 
Jede Strafe ift im gewiſſen Sinne beſſernd dadurch, daß fie als Bethätigung ber 
allgemeinen Rechtsordnung gegen den Zuwiderhandelnden das fittlihe Bewußtſein 
ves Verbrechers herftellt oder von Widerſprüchen reiniget, fie fördert die Erlennt- 
niß des fittlich Nothwendigen und befiert, weil fie belehrt. Etwas anderes iſt da⸗ 
Kae die Befjerung im religidfen,, ſocialen und bürgerliden Siune, wenn das 
erbrechen feinen Grund nicht in vereinzelt auftauchenden Gelegenheiten ober 
Motiven des Verbrechens hatte, fondern in jenem Zuſtande des Thäters, welcher 
bie Rechtöforberungen bes Staates fi) gegenüber gar nicht anerlaunte oder ganz 
allgemein (nicht blos im einzelnen Fall) verläugnet., In der Gewohnheitsmäßigfeit, 
Gewerbsamaͤßigkeit und Rückfälligkeit treten jene Erſcheinungen hervor, welche nicht 
erlauben, die einzelue That in ihrem Gefchehenfein zum Maßſtab der Strafe zu 
machen, fondern vielmehr die beſtändig gewollte Bedrohung der Rechtsordnung 
über den einzelnen Fall hervortreten laffen und den Gefeßgeber auffordern, bie 
Beiferung des Verbrechers mittel der Strafe ſoweit zu erftreben, als bie 
Sicherſtellung der Rechtsordnung dies forbert. Die Erfahrung zeigt, daß unter 
allen Mitteln der Prävention und Sicherftellung gegen Wiederholung bes Ver⸗ 
brechens, Befferung im größten Umfange erreicht werden faun, und darum in be⸗ 
jonterem Maße erftrebt werben darf, Böllig verkehrt würde es indeſſen fein, 
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mittelft der Strafe die rein innerliche Umwandlung des Thäters zur Refigtofität 
und Tugendhaftigkelt in allen Zebensbeziehungen bewirken zu wollen; nur inſofern 
als Irrthum, Unkenntniß und Bosheit Onellen des Berbrechens wurben, kommen 
fie für die Auswahl der Strafübel In Betracht; auch IE davon auszugehen, daß 
die Befferung des Berbreders, d. 5. feine Befähigung zu einem geſetz 
mäßigen Verhalten nad Verbüßung der Strafe, niemals aus einer Pflicht bes 
Staates, fi mit dem fittlichen Wohlverhalten einzelner Bürger unmittelber zu 
befhäftigen, ſondern vielmehr aus dem Intereffe, die Rehtsorbnung gegen 
angezeigte Störungen und Gefährdungen zw ſchützen, hergeleitet 
werden muß. Wäre die Strafe nur ein Heilmittel „fittlih Kranker“, To 
wäre damit die allgemeine Rechtsordnung dem Intereffe und Bedürfniß der Ein- 
zelnen untergeordnet, während umgelehrt die Strafe die Beugung bes Einzelnen’ 
unter den allgemein bindenden Willen der Geſammtheit varftellen foll. Hinfichtlich 
der beffernden Eigenſchaften der Strafe iſt e8 num vor allen Dingen von Wichtig⸗ 
feit, diejenigen Verbrechen Tennbar zu machen, welche außer ihrer. unmittel- 
baren Erſcheinung ale Rechtsverletzung, gleichzeitig als mittelbar fortwirkende und 
vorauofichtlich Fortzufegende Sefährbungen der Staatsorbnung erfcheineit, und bie 
verbrederifche Sefinnung von dem vereinzelten gleichfam ſporadiſch auftreten- 
den Falle des rechtswidrigen Willens zu trennen, nm demgemäß die Arten ber 
Strafe mit Rädficht auf das Hervortreten des Beſſerungszweckes beftimmen zu 
konnen. Außerdem iſt aber daran feflzubalten, daß es im Allgemeinen viel weniger 
die Urt der Strafe in ihrer gejeßgeberiihen Definition, als vielmehr vie Auwen⸗ 
dung umb die Modalitäten des Bollzuges find, von denen ber beflernde Erfolg 
abhängt. Es darf daher bier anf einen Punkt aufmerfiam gemacht werden, ben 
die meiften Artminaliften noch bente überfehen: Die Empfindlichkeit der Strafe 
iſt praktiſch betrachtet vorwiegend eine Nüdfiht der Strafanprobung, bie 
Beiferungsfähigkeit ver Strafe vorwiegend eine Aufgabe des Strafpollzuges; 
beide verhalten fi ungefähr wie Geſetzgebung und Berwaltang. 

4. Das Strafüäbel muß in feiner Bollfirelung gleig mäßig 
wirken. Gleichheit in diefer Beziehung gehört zu den Merkmalen der Geredtig- 
feit. Aus dieſem Gefichtspunkte fuchte man die Unzuläffigleit der Landesverweiſung 
darzuthun, indem man darauf aufmerffam machte, wie fie den Berheiratheten von 
feiner Familie trenne, den Unverheiratheten hingegen weniger hart treffe. Im All⸗ 
gemeinen {ft nicht zu vergefien, daß jedes Strafübel in der menſchlichen Indivi⸗ 
bnalität verſchieden reagirt und von einer mechanifch gleihartigen Wirkung wohl 
nirgends bie Rede fein kann. Richts deſto weniger entfpricht es der Kriminal- 
politif, entſchieden ungleich wirkende Strafarten, von denen wir einige weiterhin 
bemerfbar machen werben, zu, vermeiden und zur Ausgleichung natürlicher Ver⸗ 
ſchiedenheiten in der Berfon ver Berurthellten vie Individualiſtrung des Straf- 
vollzuges als eine Berwaltungsmarime anzuerkennen. 

5. Die Strafe darf nicht dritte Berfonen in ihrer Rechtsſphäre kränken: ein 
Erforberniß, welches bei ver Bermögenstonfisfation verlegt war, unbebingt indeſſen 
auch gegenwärtig nicht durchgeſetzt werben Tann, infofern ala beifpielsweife alle 
Freiheitſtrafen gegen einen Familienvater die Ernährung und Erziehung ber zuräd- 
gelafienen Familie nothwendig beeinträchtigen. 

6. Das Strafübell muß moralifch fein, d. 5. es darf ber allgemeinen 
Sittlichkeit nicht zumwiderlaufen — was vom heutigen Standpunkt aus bei zahl⸗ 
reihen Strafarten des Mittelaltere unzweifelhaft der Fall tft. Wie der Wider⸗ 
fpruch ver Gefeßgebung gegen das fittliche Gefühl unzwelveutig erfaunt werben 





Steajarten. Ze ::: | 


fol, IM eine Frage des ethiſchen Bewußtſeins in der Geſchichte der menſchlichen 
Aulter, eine Frage anferbem der Parteien, vie den Kampf des Alten umd des 
Bervenden auf dem Gebiete des Strafrechts auszufechten fuchen. Unzweifelhaft darf 
behauptet werben, daß Öffentliche Strafen, welche vie Nüdfichten des geſchlechtlichen 
Anftandes verletzen (Auspeitſchungen von Frauen) ober ein allgemein wiederkehrendes 
Zeugniß des Mitleidens mit den Beftraften herbeiführen, als unbebingt un⸗ 
fttlicde bezeichnet werden bürfen. 

1. Die Strafe muß durch fi felbft erzwingbar fein, fle darf nicht weiente 
lich von der Nachgiebigkeit und dem freien Willen der Thäter abhängen, wie das 
bei ven alten Landesverweifungen der Fall war und in dem Abſchwören des Reiches 
fih offenbarte. Aus dem gleichen Grunde verwirft die neuere Kriminalpolitik die 
Gtrafen der Abbitte, des Widerrufes und der Ehrenerflärung; Strafarten, bie fich 
no gegenwärtig in Hannover finden. | 

8. Die Strafe fol theilbar fein, damit fie den verfchtevenen Abſtufungen 
ver Schufd entſpreche. Abſolute, keiner Stieverung fähige Strafmittel, welche 
fine Onantitätsbeftiuumungen zulaflen, vereiteln ven höchſten Zwei ber Gerechtig⸗ 
kit, wenn nicht mindeſtens alternativ die Auswahl eines minder ſchweren, 
anderen Gtrafübels daneben geftattet wird. Schon ans dieſem Grunde wußte bie 
abfointe Androhung untheilbarer Strafarten (Todesſtrafe, Iebenalängtige Zuchthaus⸗ 
Rrafe), wie gefchehen, von dem dritten deutſchen Juriſtentag zu Wien als unzu⸗ 
fig und verwerflich bezeichnet werden. 
9 Die Strafe muß widerruftich fein im alle nachträglich erlannter 
Irrthämer des Richters. Einige Kriminaliften (Ortotan, Berner) fordern auferbem, 
daß fle auch Im Wege einer vom Staate zu leiſtenden Entſchädigung wieder gut 
gemacht werden Tünne. Doc wird anf dies Erforderniß weniger Gewicht zu legen 
fein, weil bei theilweiſe vollſtreckter Strafe der status quo ante niemals vollſtändig 
wieder hergeftellt werben kann, fofern es fich nicht um Nüdgemährung eingegogemer 
Geldbußen handelt. 

Dit den aufzeführten neun Merkmalen find vie wichtigften Kennzeichen einer 
weinäßigen und gerechten Strafart erföpft; je zahlreicher dieſelben in einem 
befimmten Strafübel vereinigt find, deſto mehr Gründe Hat die Geſetzgebung, ſich 
für deſſen Anwendung zu entihelden. Un dieſen Maßſtab ver Irktiiden Beurtbei- 
lung uns anlehnend, verfudhen wie nunmehr die einzelnen Strafgattungen und 
Strafarten in ihren Grundzügen darzuſtellen. 

I. Lebensftrafen. Da die Gefammtheit aller leiblichen and geiftigen Gitter 
im Leben die Möglichkeit ihrer Eriftenz für den Menſchen finvet, fo it — was 
man auch Immer von ber größeren Härte lebenslänglicher Einfperrung fagen möge, 
die Bernichtung der menfchlichen Perfönlichleit unzweifelhaft bie ſchwerſte Strafe. 
Das Leben iſt der Guter höchſtes nicht, wenn es fi darum handelt, für die er- 
babenften, über nie eimzelne Berfon hinausreichenden Ziele der Sittlichkeit, für pie 
damilie, ven Staat, die Wiflenfhaft, die Religion das Opfer des eigenen Unter- 
ganges darzubringen, und freiwillig hinzugeben, was für Die eigene Perſon 
das werthvollſte if. Zwangsmweife Entziehung des Lebens, ala Sühne des 
Berbdrechens, iſt unzweifelhaft das fehwerfie ver Strafübel. 

In der unendlihen Mannigfaltigkeit der Lebensſtrafen, welche vie Strafrechts⸗ 
— verzeichnet, iſt zu unterſcheiden zwiſchen geſchärften (qualificirten) 
ebensſtrafen, bei denen die Zufügung von Schmerzen ober Nachtheilen, außer der: 
Todtung oder mittelft der Todtung beabfichtigt wird, und einfachen Lebenäftrafen, 
bei denen die Entziehung des Lebens allein als Zwed der Straſdrohung erfeheint, 
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Die römifge Kaiferzeit, die orientaliſchen Geſetzgebungen, das ganze chriſtlich⸗ 
germanifche Mittelalter bebienten ſich mit einer verſchwenderiſchen Grauſamleit 
ſchmerzhafter und graufamer Tödtungen, theild um einer Symbolif der äußerliden 
Bergeltung zu genügen, theils, weil das Verbrechen felbft als finnlich amgeregte 
und darum finnlich zu unterdrückende Frevelthat erfchlen. Es gehört zu bem anf 
fälligen Thatſachen der Sittengefhichte, daß einerfeits die republikauiſche 
Periode Roms, von einem vereinzelten alle abgefehen, gefchärften Todesſtrafen 
entſagte, anderntheils ſeit ver Reformation und dem Wiedererwachen klaffiſcher 
Studien Jahrhunderte vergingen, ehe man bie Unſittlichkeit qualvoller Hinrichtuungen 
begriff. Wenn auch feltener geworden, kamen doch nod zu Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts Fälle vor, in denen die gemeinrechtlich von ber peinlihen Halsgerichts⸗ 
ordnung (1532) gebrohten Strafen de8 Berbrennene und Rädern vol. 
zogen wurden. Hinfichtlic des Räderns laflen ſich fogar Beiſpiele bis In das vierte 
Jahrzehnt Diefes Jahrhunderte nachweiſen. Es bedurfte der ganzen Wucht der 
wiſſenſchaftlichen Erlenntniß, ehe man fi entfchloß, basjenige ans ven Geſetz⸗ 
gebungen zu flreichen, was vie fittlihe Empörung ganzer Generationen gegen fih 
berausgeforbert Hatte, Die unbebingte Unſittlichkeit der qualificitten Todeeéſtrafen 
iſt heute außer Zweifel; Niemand bat dies energifcher ausgefprochen, als Roſſi 
in feigem Trait6 de droit p6nal (III, 164): Le gouvernement, qui 36 permet 
encore lusage de ces moyens, se deshonore, et il manque le but de la 
justice sociale. Par l’atrocit€ de ces exemples, il retient son peuple dans la 
barbarie, et en exeitant un sentiment de cruaute et d’horribles sensations, il 
repand à pleines mains les germes de ces mömes crimes, contre lesquels il 
s6vit. C’est bien assez, que P'homme puisse supporter avec une impressioß 
morale, le spectacle du dernier supplice: si l’on y ajoute des formes repous- 
santes,, des souffrances aiguös, des tortures, les speetateurs finiront par ab- 
horrer la loi ou par l’imiter: il n’y a pas de milien“. 

Wenngleich die Gegenwart auf die Zufügung Törperlider Schmerzen bereit 
wiligft verzigtet, find dennoch nicht fänımtlihe Schärfungen der Todesſtrafe 
weggefallen. Der code poͤnal, der 5i8 zum Jahre 1832 den Verwanbienmörbern 
(parrieides) die rechte Hand.vor der Hinrichtung abhaden ließ, verordnet noch 
heute, daß der Schulvige im Hemde, fchwarz verſchleiert das Blutgerüſt befteige; 
Hannover fchärfte bis 1859 die Todesſtrafe in den ſchwerſten Fällen durch 
Sinausfchleppen des Delinquenten auf einer Kubhaut, Preußen durch Entziehung 
der bürgerliden Ehrenrechte. 

Unter den Mitteln, durch deren Anwendung die einfache Todegſtrafe voll: 
zogen werben kann, verbienen unzweifelhaft viejenigen den Vorzug, welche am 
ſchnellſten und ficherfien die Vernichtung des Lebens bewirken. Mit Ausnahme von 
Defterreich, welches die ehemals ehrwärbige Iuftitution des Galgens beibehalten 
bat und In diefem Puntte eine Uebereinflimmung mit England aufweist, iſt die 
Enthauptung zur allgemeinen Regel in Deutſchland geworben. Diefelbe follte 
nach gemeinem Rechte mit dem Schwerte vollzogen werben, mit einem Werkzeuge, 
das in der Öffentlichen Meinung als ein ehrenhaftes im Gegenjage zum Strid 
galt, wird indeſſen heutzutage theils durch das Beil (Preußen und einige thü⸗ 
ringifhe Staaten) tells durch jene Maſchine vollzogen, welcher der Doktor Guillotin 
ihren Namen gab. Was man gegen ven Gebrauch berartiger Mafchinen (Fallbeil 
und Fallſchwert) gefagt hat: daß nämlich die Bibel die Tödtung durch Menſchen⸗ 
band voransfege und außerdem auch die Erinnerungen der franzöfiihen Revolution 
die Anwendung unterfagen, darf theils als oberflählihe Betrachtung, theils 
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geradezu als lächerliches Gerede bezeichnet. werden. Schon häufig ift das Wider: 
finnige herworgehoben, welches darin liegt, ein Hinrihtungsinftrument verantwortlich 
za maden für ven Mißbrauch, welcher damit getrieben wurde. Obnehin find 
ale Werkzeuge ver ſtaatlich gebotenen Tödtung auch gleiähzeitig Werkzeuge des 
Mordes. Soll überhaupt die Todesſtrafe vollfiredt werben, fo iſt zu wünfden, 
daß man allen Vorurtheilen entfage und dasjenige Mittel wähle, das ſchnell und 
fiber tötet. Die Mehrzahl der dentſchen Staaten bat daher auch das Legiti⸗ 
mitötsprinchp und ben Abſchen vor ber franzöflihen Revolution bei der An⸗ 
eignung der von unferen Nachbarn erjundenen Maſchine bei Seite gelaflen. Uebri⸗ 
gend haben neuere Erfahrungen in Genf dargethan, daß auch Hinrichtungen 
mittelſt des Fallbeils mißlingen können, und es mag bahin geftellt bleiben, ob fi 
ver Lieblingswunſch einiger Älterer Kriminaliften, ein noch befieres Hinrichtungs⸗ 
inftenment erfunden zu ſehen, erfüllen wird oder nidt. 

Außer dem Hängen und ber Entbauptung im ihren verjchievenen Methoden, 
verorhnen die Milttärftrafgefepgebungen das Erſchießen als Stanbeöfirafe, vie 
indeſſen auch an andern Perfonen bürgerlichen Standes nach Berhängung des Be- 
Isgerungszuftaubes theils durch Kriegögerichte vollftredit, theild im Wege der „Ber 
nodigung zu Pulver und Biel” verhängt werden kann. 

Auch über die äußeren Gormen ver Hinrihtung find einige wenige Worte 
za fagen. Die -Erlenumiß, daß die öffentlihe Schauftellung des Henkeramtes ent- 
ſchieden umfittlihe Einwirkungen auf anweſende Zuſchauer ausübt und für den 
Abihredungszwed durchaus gar nichts bewirkt, führte namentlich in Deutſchland 
zur Nachahmung des in Amerila gegebenen Beiſpiels der foyenannten Intra- 
muranbinzihtung innerhalb eines gefchloffenen Raumes. Wer felbft. einmal 
einer Öffentlichen Hinrichtung beigetwohnt oder die nur zu wahrheitögetrenen und 
Reis wiederholten Schliperungen englifcher und franzäfifcher Schriftfteller über bie 
Nohheiten Des ven Erekutionen beimohnenden Publikums mit Aufmerkfawdelt ge- 
lien hat, muß die Bedenken vollkommen theilen, die zur Beſeitigung jener ben Pöbel 
anregenden „Bollsbeluftigungen”" geführt haben. Die Gegner ver Todes⸗ 
firafe mögen bedauern, ba die Intrammranhinrichtungen der Anwendung ber 
Isbeöftrafe. unzweifelhaft eine längere Friſt erwirkt haben, als dies fonft der Fall 
fein könnte... Bom Standpunkt des pofitiven Rechtes und ber Erfahrung muß 
wenigfiens Dad angegeben werben, daß die Entfernung Schauluſtiger, die durch 
ven Anblick gewaltfamer Tödtungen nur abgehärtet werben könnten, manche ſchwer 
wiegenden Bormärfe gegen die Todesſtrafe beſeitigt hat und bie äuß er e Wurde 
jenes traurigfien Altes menſchlicher Gerechtigkeit einiges gemonnen hat. Unrichtig 
iR es freilich, die Intsamuranhinrihtung als eine heimliche Beranſtaltung im 
Segenfag zus Deffentlichleit zu betrachten und mit der Praxis venetianifcher Ere⸗ 
Intionen zum vergleihen. Ueberall, wo nämlich vie unbebingte Deffentlichkeit aus» 
geihlofien ift, wird für vie Buziehung von Urkundsperſonen, für die Gegenwert 
mehrerer Beamten und bie glaubhafte Konflatirung des Herganges Sorge getragen. 
Indem bie Publicität der Hinrihtungen befchränft wurde, vollzog fi fomit gleich 
ſam eine Gegenüberſtellung des heutigen Rechtes zu dem alten Inquifltionsproceh, 
ver das gefammie Verfahren gezen einen Beſchuldigten in den tiefften Schleier der 
Heimlichleit hüllte und hinterher feine dem Volke unverſtändlichen Urtheilsfprüche 
an dem Delinguenten in ber pomphaften Weiſe des hochnothpeinlichen Halsgerichtes 
vollſtrecken ließ. 

Mlein auch vie neuerdings vielfach angenommene Hinrigtungsweife mit bes 
ſchranlter Oeffentlichkeit hat keineswegs bazız beigetragen, den Streit wegen ber 
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Rechtmäßigkeit und Zweckmaäͤßigkeit der Todesſtrafe im Allgemeinen zu beruhigen. 
Im Angenblide vielleicht zurückgedrängt und beſchwichtigt, taudyt immer und inmer 
wieder die Forderung auf, bie Todesſtrafe aus ber Reihe ver zuläffigen Straf- 
arten zu entfernen. Unter Berzichtleiftung auf alle Einzelheiten einer faft unab: 
fehbar geworbenen Fitteratur für nnd gegen bie Tobesfteafe,. unterziehen wir 
uns der Aufdabe, den Standpunkt anzubenten, von welchem man bisher ausging. 

Schon im Alterthum und noch mehr in den Uranfängen des Chriftentkums 
ließen fich vereinzelte Stimmen gegen bie Todesſtrafe vernehmen. Einzelne hervor⸗ 
ragende Schriftfteller der alten Kirche bezweifeln das Recht des Staates, den Ber 
brecher zu todten und erbliden in der Vernichtung bes menſchlichen Lebens einen 
Eingriff in die göttliche Gerechtigkeit. Nichts deſto weniger ift gewiß, daß bie zum 
Abſchluß gekommene Kicchenlehre des Mittelalters die Todeoſttafe nicht ver 
wirft und ſogar trotz des Satzes: ecclesia non altit ganguinem gegen Reber 
felbft anwendet. Auch die proteftantifche Dogmatik erkennt in ven erſten Jahr⸗ 
bunberten nad) ber Reformation, abgefehen von den Meinungen einiger Sekten 
(wie der Sochnianer, Duäler), die Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe entſchieden an 
und fordert dazu auf: das Schwert der Obrigfeit pflichtmäßig zu brauchen. Rod 
in der heutigen Zeit ift die Stimme ver Kirche durchaus getheilt; während bie 
eine Partei aus vereingelten, theils bildlich gebraudgten, theils zweifelhaften nament- 
ih altteftamentlihen Stellen die abfolute Nothwendigkeit ver Todesftrafe dar- 
zuthun unterninumt, verfuchen andere, den Widerſpruch zwifdhen ber Todeeſtrafe 
und den Geboten des Ehriftenthums zu erweifen. An unb für fl hätten wir 
wenig Beranlaffung, an dieſer Stelle überhaupt bes theologifgen Standpunktes zu 
gedenken, wenn nicht bie Stantslehre von Stahl und ven ihm verwandten ultra- 
montanen Publiciſten au eine ſtrafrechtliche ODffenbarungelehre aufgeftellt 
hätte, in der die Tobesfirafe eine wichtige Rolle fpielt. -Unferer eigenen Anſicht 
nah if aus dem neuen Teſtament ein Harer Beweis für die Rechtmäßigkeit der 
Todeöftrafe nicht zu erbringen und keineswegs nachzuweiſen, daß bas Chriſtesthum 
fi gegen dies Strafübel grundſätzlich aubers verhalten Hätte, als gegen. vie 
anderen gefchichtlich aufgegebenen Iuftitutionen der alten Welt, 

Erft fett der Periode der naturrechtlichen Aufklärung begann ein .erufterer, 
die größere Maſſe der Gebieten ergreifenver und zur. Theilnahnie aufforberuder 
Kampf gegen die Tobesfirafe. Als Anfangspunkt diefer immer allgemeiner gewor« 
denen Bewegung ber Beifter darf das Bud von Beccaria über Verbrechen und 
Strafen bezeihnet werden, das im Jahre 1764 erſchien und nad und nach im 
32 Sprachen überging. Insbefondere waren e8 bie Franzoſen und Italiener, welde 
von der Sprachweiſe Beccaria's ergriffen, die Abſchaffung der Todesſtrafe ver- 
fangten, aber auch die Füxften, welchen wie Leopold von Toscana, Joſeph II. und 
Katharina von Rußland der Rahm milder und philoſophiſcher Denkweiſe erftre- 
bungswürdig erfchien, wurden von Beccaria’8 Ausführungen Hingerifien. Die Todes⸗ 
firafe ward 1786 in Toscana, 1787 in Oeſterreich befeitigt,; Nobespierre und 
fogar Marat fchrieben gegen fie; feibft die franzäfiche Revolution hielt in dem⸗ 
felben Augenblide, wo fie ihre Gegner maſſenhaft vernichtete, gleichfam theoretiſch 
an der Unrechtmäßigkeit ver Tobesftrafe feft und verordnete ihre Aufhebung von 
dem Tage an, wo ber allgemeine Friede verkündet fein würde. Dies Ideal ward 
ver Wirklichkeit indeſſen mehr und mehr enträdt. Der Rückſchlag ver franzöfifchen 
Mevolution bewirkte nicht nur bie Wiedereinführung der Todesſtrafe in Toscana 
und Defterreich, fondern auch eine Ermüchterung in ben Borftellungen ver höheren 
Geſellſchaftokreiſe, denen die Humanität von jegt an ald Gegenſatz gegen die 
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Raätinterefien der Megierenden erfchten. In dem Geſetzbuch Napoleons (1810), 
das in allen romaniſchen Staaten zu hohem Anſehen gelangte, war von ber Todes⸗ 
Arafe der reihlichfte Gebrauch gemacht und fogar ein Müdfchritt gefchehen zu ven 
qualificirten Todesftrafen, welche die franzöfifche Revolutionsepoche ausdrücklich be⸗ 
ſeitigt hatte. Als außerdem noch die Theorie des Bürgervertrages, von 
welcher Beccarla ausgegangen war, aus dem Zeitbewußtſein ſchwand, gali es den 
Kampf gegen die Todesſtrafe mit neuen Waffen zu beginnen. Vorerſt wurde nur 
dad erreicht, daß fowohl in England wie auch in Frankreich vie Reihe der tobes- 
würdigen Verbrechen nad und nach immer mehr vermindert ward. Louis Philipp, 
welcher ih 2830 auf die an ihn gerichteten Anträge anf Abſchaffung der Todes⸗ 
frafe im Sinne der Bittfteller ausfprach, ließ es dennoch beim Wlten bewenden, 
obwohl es feit 1832 in die Hände der Geſchwornen gelegt ward, durch Annahme 
mildernder Umſtände die Todesftrafe außer Anwendung zu laflen. Ein weiterer 
Anftog Tag in den Greigniflen des Jahres 1848, während beffen vie proviſoriſche 
Regierung von Yranfreih und vie vepubllfantfche Berfaffung viefes Staates bie 
Topesftrafe für politifhe Verbrechen befeltigte. Biel melter ging man in Deutſch⸗ 
land. Die Grundrechte hoben vie Todeaftrafe, vorbehältiih ver Wälle bes 
Krlegörechtes und der WReuterei zur See gänzlih auf. Wie zu erwarten, trat in⸗ 
defien auch in Deutſchland vie Rüdfchrittsbewegung diefer Errungenfchaft fehr bald 
entgegen; nur wenige von denjenigen Staaten, weldge vie Grundrechte verkündet 
hatten, blieben nach der Befeitigung derſelben, bei der Aufhebung ver Tovesftrafe 
Reben (Naſſan, Oldenburg, Bremen, Anhalt-Bernburg); in der Mehrzahl griff man 
wieder zu einem Strafmittel, deſſen man nidyt entwathen zu können vermeinte. Auch 
In außerventfchen Landen wurde die alte Streitfrage mit zumehmenvem Eifer ver- 
handelt. Neuenburg und Freiburg fagten fi von der Todesſtrafe los, ebenfo 
Toscana (1859), das fortwährend zwifchen den Regungen der Freiheit umb ven 
Reftaurätionsgeläften einer von Defterreih beherrſchten Politik ſchwankte. Auf 
amerſtaniſchem Boden waren es die Staaten von Rhode Island, WBifconfin und 
Midigen, die gleichfalls auf die Anwendung der Topesftrafe verzichteten. Das⸗ 
ſelbe * in einigen fübamerllanifhen Republiken. > 

18 man 1861 in England zu einer Reniflon der Strafgefege fehritt, behielt 
man nur zwei als todeswürdig eradhtete Berbrechen bei: vollendeten Morb und 
Hochverrath; während man zu Anfang des Jahrhunderts deren 150 gezählt hatte. 
| einem ande Europa’s fehlt es gegenwärtig an Gegnern ver Todesſtrafe; es 
gibt Feine gefetzgebende Berfammlung, in welcher deren Abfhaffung nicht von Zeit 
in Beit befprochen würde. In Belgien und England verfechten befonbere durch bie 
Tagesprefſe wirkende Vereine die Ornubfüge der Humanität gegen bie geltennen 
Deftimmungen der Strafgefepgebung. Itallen befitzt fogar eine eigens für die Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe wirkende Zeitfchrift. Ein Rüdblick auf das im Verlauf der 
legten Jahrhunderte erreichte Refultat zeigt ums eine fortfchreitende Befchränfung in 
der Anwendung der Todesſtrafe, freiiih auch einen Zuſammenhang zwifchen ben 
bezüglichen Geſetzgebungsalten und allgemeinen politiichen Bewegungen. Selbft bie 
wiſſenſchaftlichen Vertheidiger ver Todesſtrafe verlangen, daß mur bei ben 
Hiwerfien Morbfällen vie Vernichtung bes Schuldigen eintrete und mißbilligen 
diejenigen Gefeßgebungen, welche außer diefen Fällen von der Anbrohung ber 
Toveöfttafe Gebrauch machen. Unverlennbar haben fih in ver Strafredts- 
wifſenſchaft die Gegner der Todesftrafe vermehrt, deren Beibehaltung oder 
Anchaffung eine Frage von allgemeinftem Intereſſe geworden ift; ebenfo wenig 
lant fi aber Tängnen, daß man In den Staatsregierüngen geneigt ift, vie Kon 
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troverfe als eine politifche Machtfrage zu betrachten und daß in ben geſetz⸗ 
gebenden Körperfchaften die Parteiprincipien in die Behandlung diefer An- 
gelegenheit eingedrungen find. 

Was zur Rechtfertigung der Todesſtrafe heutzutage vorgebracht wird, läßt 
fih theils auf den Geſichtspunkt der Staatsmacht, theils auf wiſſenſchaftlich 
ſtrafrechtliche Theorie, theild anf Erwägungen praftiicher Zweckmäßigkeit zuräd- 

ren. 

Im Hinblid auf die Autorität der Staatsgewalt und ihr Verhältniß zu den 
Untertbanen fcheint e8 mandem bevenflih, das Bewußtſein von ber unbeding- 
ten Ueberorbnung des Gefammtiwillens über die Einzelrechte zu erfchättern, indem 
man die Verfügungsbefugnig des Staates über pas Leben des Verbrechers unbe: 
bingt verneint. Savigny beforgte, als der Entwurf des preußiſchen Strafgefep- 
buches vorbereitet wurbe, von der angeregten Abſchaffung ber Tobesftrafe eine 
bedenkliche Abſchwächung des Nechtsbewußtfeins im Volke, glaubte aber nichts deſto 
weniger, daß bei allgemeinerer Verbreitung eines höheren fittlichen. Bildungsgrabee 
der Zeitpunkt der Abſchaffung dereinft eintreten könne Damit überein 
wirkt bei der großen Mehrzahl der Fürften, bewußt oder unbewußt vie VBorftellung, 
daß das „Recht über Leben und Tod”, felbft wenn es au nur in der bebingten 
Form der Begnadigung geübt wird, zu dem weſentlichen Attributen der höchſten 
monarchiſchen Autorität gehöre und deswegen nicht vergeben werben dürfe, 

Bom Stantpunft der gerechten Vergeltung aus behaupten dagegen die wiffen- 
ſchaftlichen Vertheidiger der Todesſtrafe, unter denen Abegg, Wächter, Geib 
und Hülfchener in ber heutigen Zeit hervortreten, daß bie Tobesftrafe ala ein 
Aequivalent der fchwerften Berbrechensfälle beibehalten werben müfle, weil nament- 
lich zwifhen Mord und ben ſchwerſten Frelheitſtrafen Tein richtiges Verhältniß 
beftehen könne. Auch wirb daran erinnert, daß das Volksrechtabewußtſein ber 
Gegenwart an der Nothwendigkeit und Gerechtigkeit ver Todesſtrafe feſthalte. Diele 
Gründe werben indeflen dadurch entfräftet, daß. erfahrungsmäßig die befieren und 
gebildeten Schichten der Geſellſchaft zum Thell eine ſtarke Abneigung gegen die 
Zobeöftrafe an den Tag legen, daß die Geſchwornen, von biefer Abneigung milt⸗ 
beftimmnit, theils zu ungerechtfertigten Sreifprechungen getrieben werben, theild, wie 
in Frankreich, durch Annahme mildernder Umftände felbft in. vielen fehr ſchweren 
Morpfällen die Anwendung ber als ungerecht gefunvenen Todesſtrafe anschließen. 
Wäre die VBollfiredung der Tobeöftrafe in den Fällen. eineg rechtskräftigen Todes⸗ 
urtheils wirklich eine nothbwendige Forderung bes Rechte, als welde fie vom 
Standpunkt der abfoluten Strafrechistheorte aus behauptet werben muß, fo lange 
fie überbanpt beftebt, fo würde diefe Theorie im grellſten Widerjpruche fichen zu 
der faft allgemein in Europa geltenden Praris, wonach die überwiegende Zahl ver 
Tobesurtheile im Wege der Gnade umgeändbert wird, Die Gercchtigkeite— 
theorie vermag in ihrer Abſtraktion nur vie relativ firengere Beflrafimg bes 
Mordes im Verhältniß zu anderen Verbrechen darzuthun, ift aber unferer Auficht 
nach außer Stande, nachzuwelfen, daß das ſchwerſte aller Strafübel nothwendiger⸗ 
weife die Todesſtrafe fein müſſe. Sol die Todesſtrafe abgejchafft werben, fo wird 
allerdings eine gleichzeitige proportionale Herabfegung der Steaffäge für alle nicht 
todeswürbigen Berbrechen vorzunehmen fein. 

Endlich berufen fih die kriminalpolitiſchen Vertheidiger der Todesſtrafe anf 
ihre befondere abfchredende Wirkung und in Folge beflen auf die erhöhte Sicher- 
heit des menfchlihen Lebens gegen mörberifche Angriffe Ans der Furcht, melde 
verurtheilte Verbrecher meiltentbeils vor dem Alte der Hinrichtung verrathen, aus 
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ihrer Freude über eine Begnabigung zu lebenslänglichem Gefängnig ſchließt man, 


wie ans ſcheint unerlaubter Weile, auf die abſchreckenden Wirkungen ver Todes⸗ 


ſtrafandrohung in demjenigen Stablum, wo ber Verbrecher Über die Ausführung 
eines Verbrechens mit fich berathichlagt und theils durch vie befondere Stärke ber 
treibenden Motive gegen die ruhige Ueberlegung ver Verbrechensfolgen blind ge» 
macht wir, theild in Vorausfidht des möglichen Lebensverluſtes die Durchführung 
feiner Abficht in tieferes Geheimniß und eine forgfältigere Vorbereitung einhällt. 
Alles, was ſich gegen den Glauben an Abſchreckung im Allgemeinen fagen läßt, 
richtet fih auch gegen diefe Auffaffung. Eine kriminalſtatiſtiſch beurkundete Erfah- 
rung belehrt uns vielmehr, daß ver Todesſtrafe eine fpecifiih abſchreckende Kraft 
um fo weniger beimohnt, als die wirkliche Bolliredung wegen ber Schwierigfeit, 
gerade den Mordbeweis (zum Unterfehieve von Todtſchlag) zu führen, burd das 
größere Verhaͤltniß der Wreifprehungen auf Grund oft geringfügiger Bewelsmängel 
und durch die überwiegende Ziffer der Begnadigungen in weitere Verne gerüdt 
wird, als die Zufügung irgend eines anderen geſetzlichen Strafübels. Je mehr fid 
das öffentliche Mitleiden bei Hinrichtungen äußert, je häufiger vie Stimme hervor- 
razender Männer die Todesftrafe mißbilligt und der Zweifel an deren Rechtmäßig⸗ 
teit auch in den dem Verbrecher näher ſtehenden Kreifen gehört wird, befto mehr 
muß bie etwa vorhandene Abſchreckung an Kraft verlieren. Allein aud vie Beob— 
achtung der Thatfachen Iehrt, daß in Ländern, wie England, bie allmähliche Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe Leine Vermehrung der früher tobeswürbigen Verbrechen 
zur Folge Hatte, Lehrreih find namentlih auch bie Erfahrungen in Toscana. 
Ste beweifen, daß tn ber Periode von 1852 bis 1854, als bie Todesſtrafe be 
Rand, 27 Kapitalverbrechen begangen wurben, in der Zeit von 1859 bis 1864 
nah Abfchaffung derſelben nur 22; viefelbe Efageung war fon früher in dem⸗ 
jelben Lande durch einen VBergleih von 1846 (14 Morve unter Herrſchaft der 
Todesſtrafe) und 1847 und 1848 (5 und beziehungswelfe 6 Mordfälle nad) Auf- 
bebung der Todesſtrafe) gemacht worben: eine Erfcheinung, die zur Beweiskraft ver 
fpäteren Ermittelungen beiträgt. Auch in dem Kanton Freiburg, in Rhode-Island, 
Bisconfin, Michigan, Sahfen-Welmar, Anhalt haben amtlihe Erhebungen zu 
gleihen Ergebnifien geführt. Zwar wollte man in Würtemberg nad) ber Aufhebung 
ver Todesſtrafe eine Bermehrung ſchwerer Verbrechensfälle Beobachtet haben; doch iſt 
Ihon öfters bemerkt worden, daß aus beftimmten Gründen ein Kaufalzufam- 
menhang in viefem Falle Auferfi unwahrſcheinlich gemacht wird. Wir Betrachten 
es vielmiehr unfererfeits als eine ausgemachte Wahrheit, daß die allgemeine 
Rechtsordnung auch ohne Todesſtrafe in hinreichender Sicherheit beftehen Tann 
und halten es nur für eine nach Ort⸗, Zeit⸗, Bildungs⸗ und Staatsverhältnifſen 
zu prüfende Thatfrage, ob unter gegebenen Verhältniffen dieſer Erfolg als ein 
wahrfcheinlicher angenommen werden darf. Die für die Tobesfirafe in der Gegen⸗ 
wart beigebrachten Gründe find jevenfalls nicht der Urt, um eine Berechtigung 
biefer Strafart bedingungslos darzuthun und als einen Glaubensartikel ver 
Menſchheit zu behaupten. 

Auf der andern Seite ift es ebenfo gewiß, daß fih heute verhältnißmäßig 
wenige von der abfoluten Rechtswidrigkeit der Tobesftrafe Überzeugen laſſen werben. 
Benn wirklich dargethan werden Könnte, daß bie Tobesftrafe für bie ſtaatliche Ord⸗ 
nung unerläßlih und nnerfeglih und durch das allgemeine Rechtsbewußtſein eines 
beftimmten Staates unzweidentig gefordert wäre, fo würden wir ben abftraften, 
vom fpefulativen Standpunkt der Philofophie hergeleiteten Bedenken zwar bie Be- 


rechtigung einer nach Geltung ringenden Idee, aber keine unmittelbare Bedeutung 
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für pie Geſtaltung des pofitiven Rechtes zuertennen. Vom Eriminalpolitiigen Ber 
biete ans laffen fich freilich heutzutage, wo ber Staat über ein forgfältig einge- 
richtetes Strafanftaltswejen verfügt, jene Behauptungen winerlegen, denen zu Folge 
ber Staat ber Todesſtrafe zu feiner eigenen Sicherheit nothwendig bedarf. Eine 
rein phyſiſche Vernichtung entfpricht den Anforderungen au bie fittliche Realtions- 
kraft der Strafe fehr wenig; Todesſtrafen wirken außerdem außerorbentlich um- 
gleich auf bie davon betroffenen Perfonen. Daß fie die Möglichkeit der Befje- 
rung geradezu ausſchließen, liegt außerdem auf ber Hand, fobald man fih won 
tem Irrthum loßfagt, daß jene Angeſichts des Schaffots Dargelegte Reuigleit uud 
Bußfertigkeit volltommen identiſch iſt mit ber Beſſerung, die fich im Leben ann in 
Werten betbätigt. Ebenfo falſch iſt es, wie einige gethan haben, ven ber angeb- 
lichen Unverbefierlichleit des Mörders aus bie Potbmendigfeit feiner Bernichtung 
zu behaupten. Zahlreiche Beiſpiele Iehreu, daß der Worb viel häufiger das Er⸗ 
zeugniß vorübergehender Leidenſchaften und Verirrungen, als einer zuftänplich im 
Willen liegenden Bosheit ift. j 

Gegen die Todesſtrafe fällt außerbem die Möglichkeit richterliher Irrthümer 
fer fchwer ins Gewicht. Eine keineswegs feltene Erſcheinung iſt es, daß die Un⸗ 
ſchuld folcher, die rechtokräftig zum Tode verurtbellt wurden, ſpäterhin nachgewiefen 
werden konnte. Der leute dieſer Fälle ereignete fich zu Anfang diefes Jahres (1865), 
als ein Italiener, Namens Pelizzioni, von einer engliihen, nach beftimmten Be- 
weidregeln urtheilenden Jury unter Billigung bes vorfigenden Richters ei nſt im⸗ 
mig zum Tode verurtheilt wurde. Seine Rettung von den Stride bes Henkers 
war nicht ein Werl amtlicher Thätigkeit, fondern Iebiglich ven Bemühungen eines 
Privatmannes zu danken. Wir felbft kennen aus dem Verlauf der legten 12 Iahre 
nicht weniger als 25 nachweisbar irrige Todesurtheile, abgefehen von ben- 
jenigen, bie zu fehr erheblichen Zweifeln Anlaß bieten. Gegen dieſe furchtbare Ge⸗ 
fahr des Iuftizmordes gibt es feine Garantien; felbft die beften und zuverläfflgfien 
Beweismittel trügen. 

Wenn man baran erinnert, daß auch bei anderen Strafen ein ungeredhtes 
und irriges Urtbeil gefällt werben könne und fomit die Echeu vor ber Berurtbei- 
lung Unfchuldiger die Unzuläffigkeit jeber Strafrehtöpflege überhaupt beweiſen 
würde, fo überfieht man einen fehr wichtigen Unterfchled. Alle Strafen mit Aus⸗ 
nahme ver Todesſtrafe und der längft verworfenen Leibeöftrafen, geftatten eine 
fpätere Nüdgängigmahung nach erlanntem Irrthum des Richters, oder wenn fie 
verbäßt find, Entihäpigung und eine das Nechtögefühl verfühnende Genugthuung 
durch den Staat. Eine Gleichftellung der Freiheit: und Geldſtrafen mit der Todes⸗ 
ſtrafe iſt alfo in diefem Punkte der Widerruflichkeit unmöglich. Wenn daher über- 
haupt die Möglichkeit beſteht, auch bei tobeswürbigen Berbreden anderweitig 
den Interefjen der Sicherheit zu genügen, fo würbe unferer Anficht nach bie furdt- 
bare Verantwortlichleit eines Iuftizmorbes den Staat davor warnen, ſich jelbft 
im Boraus die Oelegenheit zu entziehen, daß ein fpäterhin erfaunter Irrthum ver- 
beffert werde. Gerade bei der jegt geltenden Regel öffentlicher Rechtspflege, bei 
dem alle leſenden Kreife durchdringenden Antheil an ſchweren Verbrechensfällen, 
betbeiligt fi die prüfende und ſichtende Kritik ver Affentlihen Meinung mehr denn 
ie an Zobesurtheilen. Alle Umftände für und wider werben erörtert, bie jchwer 
zu ziehenden Grenzlinien zwifchen überlegtem Mord. und nicht Überlegtem Borfag 
bierbin und dorthin verrädt, Zweifel ausgeftreut an ber Richtigkeit der juribifchen 
Auffaffung, die Chancen der Begnabigung beſprochen und das innerfte Gewiflen 
der Zeitgenoſſen erjchüttert oder verwirrt. Geſchieht es endlich gar, daß wie im 
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frderen Staaten, namentlich in England und Amerika, vie Beguabigung eines zum 
Tode Berurtheilten zu einer Angelegenheit petitionirender Maſſen in faft allen 
Fällen gemacht wird, fo tft ficherlih der Augenblid gelommen, wo bie feruere 
Beibehaltung ber Todesſtrafe den höheren politifgen Interefien des Stantslehens 
geradezu nachtheilig werben muß. Es lommt vaher, wie wir überzeugt finb, ger 
nicht daramf an, einem zwingenden Beweis zu führen, daß das allgemeine Rechts- 
bewußtſein im Volke vie Aufhebung her Todesſtrafe einflimmig oder mit Majorität 
fordere. Es genügt unb muß als enticheivend für die Strafgeſetzgebung betrachtet 
waben, wenn ver aus fittlichen Fundamenten berborgegangene Widerſpruch gegen 
vie Todeſſtrafe über die gelchrte Abftraftion hinaus In die gebildeten Schichten 
des Volles eingedrungen ift und die Kraft aufrichtiger menfchlicher Ueberzeugung ger 
wonner Int. Eine Strafe, deren Durchführung jedesmal das Rechtsgefühl eines 
erlenabaxen Bruchtheils tief verletzt, iſt nad allen Orundfägen vernünftiger Be⸗ 
trabhtung zu verwerfen. Es wäre unnatärlig und traurig, den Standpunkt ber 
Moiorktäten in der Wuswahl der Strafübel feftzubalten. Was bie Anficht Deutfcher 
Juriſten betrifft, fo Bat ſich der vierte deutjche Juriftentag zu Mainz (1863) In 
jeiner Mehrheit für die Abſchaffung ver Tobesftrafe erflärt und feine Zuftimmung 
za den in den dentſchen Grundrechten vorbehaltenen Ausnahmen des Kriegsrechts 
und der Meuterei ausgefproden. Sole Ausnahmen find nicht von ber Hand zu 
weiſen; es können ſtaatliche Nothſtände eintreten, in benen bie Müdficht ber 
Selbſterhaltung und ber Nothwehr an bie Stelle der fireng objeltiv er⸗ 
wägenden, einen geordneten Friedenszuſtaud und bie Herrſchaft des Geſetzes vor⸗ 
andjegenden Gtrafrechtöpflege treten; Uebergangszuſtände, in denen bie Geſellſchaft 
zwiſchen anarchiſcher Auflöfung und Nengeflaltung einer feften Ordnung kämpft, 
eine Sefammtgefahr, welche nnr durch die Diktatur der Gewalt entlräftet werben 
lann. Auf viefe Möglichkeit bin braucht man aber dem Frieden fein Recht nicht 
zu verfümmern, indem man bie Furcht vor unberechenbaren Schidfalsfhlägen als 
einen Maßſtab des Thuns und Laſſens anerkennt. Wir befäließen dieſe Ausfüh- 
rungen durch den Hinweis auf eine Schrift des bedeutendſten deutſchen Gegners 
ver Tobeöftrafe, eine Schrift, welche pas gefammte Material für nnd wider bie 
Tobeöfteafe in erſchöpfender Weiſe darlegt: Mittermaier, Die Tobeöftrafe nad 
ven Ergebniffen der wiffenichaftlichen Gerigungen , der Foriſchritte der Geſetz⸗ 
gebung und der Erfahrungen (Erlangen 1862). Von den Gegnern der Todesſtrafe 
nennen wir nur diejenigen, welche unter den neueren kriminalrechtlichen Schrift⸗ 
ſtellern hervorgetreten find, ohne darum den Verbienften der Aerzte und Philo⸗ 
ſophen zu nahe treten zu wollen. In Deuntſchland: Berner, Berger, Geyer, 
Slafer, Götting, Köflin, Zöpfl, Wahlberg; in Italien: Ellero, 
Bellina, Bifanelli, Pieruntont, Boletti, PBanattoni. In Gchweren 
dOlivecrona, in Belgien: Haus, Nyples, Thoniffen, Bifhers, 
Ducpetianr; in Frankreich: Ortolan, Bérenger. Es find dies glänzende 
Nomen, deren bloße Anführung biejenigen befhämt, welche ehemals vie leicht. 
jertige Behauptung wagten: die Aufhebung der Todesſtrafe ſei zumeiſt von ben- 
jenigen geforbert worben, welche fie felbft verbient! Wenn eine berartige Anmaßung 
benjenigen nachgefehen werben Tonnte, die babei ehemals an Marat und Robes- 
pierre dachten, fo würde heutzutage ein Zweifel an die ebelften Beweggründe bei 
ven Gegnern der Tovesftrafe, ein Zeichen rohefter Parteileivenfchaft fein. 

II. Leibesſtrafen. Wie die Lebensſtrafen in gefchärfte und einfache unter- 
Ihieben wurben, ebenfo verhält es ſich auch mit ben Leibesfirafen, welche gegen 
bie Integrität des menfchlichen Körpers gerichtet find und darum in innerer Ber- 
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wanbifchaft mit jenen fliehen. Faſt Überall findet man in ber Strafrechtsg eſchichte 
graufame Todesſtrafen als Begleiterinnen ſchmerzhafter Körperfirafen. Die ge- 
ſchärften Leibesfirafen oder Berflümmelungen wurben zwar am Schluffe der römi- 
chen Rehtsentwidlung durch Juſtinian auf das Abhauen ber Hand beſchränkt, im 
deutſchen Mittelalter hingegen außerordentlich vermehrt und auch durch bie pein⸗ 
liche Halsgerichtsordnung in ſchrecklicher Mannigfaltigfeit zugelafien. Es ift fein 
Grund, fi defien zu verwundern, ſobald man ten Zuſammenhang beachtet, in 
welchem verftämmelnbe Leibesfirafen dem Gedanken nad mit ver Einrichtung ber 
Folter fiehen. In vemfelben Augenblid, wo man die Verwerflichkeit der Tortur 
einzufehen begann, mußte man auch an ber Berechtigung des Staates in Beziehung 
auf Verflämmelungen irre werben. Ohne anf die Fortſchritte der Geſetzgebung zu 
warten, feßte denn auch der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch gegen die Witte des 
vorigen Jahrhunderts die gefchärften Leibesfirafen außer Kraft. Reine einzige 
deutfche Geſetzgebung ift nach dieſer Seite Hin vüdfällig geworben; dagegen finien 
fi außer Deutfhland auf dem europälfhen Kulturgebiete allerdings noch Reſte 
einer ſchwer begreiflihen Barbarei. Einzelne fürliche Staaten der noıbamerikantichen 
Unten haben in ihren Strafgefegbächern noch Berflümmelungen, und ebenfo benutzt 
England die Brandmarkung, um Defertenre kenutli zu machen. 

Unbers verhält es fi mit ben einfachen Leibesftrafen, vie in Geſtalt ta 
förperlihden Züchtigung oder Prügel aud noch in Deutſchland Auwendung finden. 
Bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts hielt man ganz allgemein an der Jwed: 
mäßigteit und Ungemefienheit dieſer Strafart feft; adelige Kadetten und Fähnriche 
wurden damals in Preußen noch geprägelt; nur allmählich lehnte fi das feiner 
Gefühl der höher gebilveten Stände gegen eine ala beſchimpfend erfannte Behant: 
Jung auf. In die unterfien Schichten der Bevblkerung zurüdgebrängt, gerieth bie 
förperlige Züchtigung endlich in Winerfprud mit dem Grundſatze ber allgemeinen 
Rechtsgleichheit. Ste wurde, fobald man fi gegen Standesſtrafen für be 
fondere Bevdlkerungsklaſſen extlärte, umbaltbar und deswegen von bem deutſchen 
Grundrechten abgeichafft. Schon vor 1848 war die Stimme der Wiſſenſchaft ent: 
ſchieden gegen die Prägelftrafe erhoben und veren Abſchaffung in Raffan, 
Braunfhmweig, Baden und Heffen burdgefegt worden; erſt nach 1848 
entftand bei einigen deutſchen Rammermitglievern der Berbadht, vie Prügelfirefe 
könne, weil fie von ben Grundrechten (Art. 9) befeltigt worben, wohl zu ben ge 
heiligten Zrabitionen gehören, deren Berläugnung bie Autorität des Staates zu 
fcHädigen geeignet wäre. Wie vie Todesſtrafe, ebenfo wurde auch die Prägelfirafe 
zu einer politifchen Parteifrage bier und da erhoben, die Gegnerſchaft gegen bie 
jelbe als ein flantsgefährlicher Idealismus oder weichliche Sentimentalttät ange 
fehen. Borzugswelfe aus folden Erwägungen iſt bie Wievereinführung der 
Prügelftrafe in einzelnen deutſchen Staaten zu erflären. ‘Diefelbe befleht gegen: 
wärtig noch zu Recht in Sachen, wo das Martmum ver Hiebe 60 beträgt, in 
Defterreih, Hannover, Würtemberg, Altenburg, Medlenburg, 
Holftein, Hamburg. Die Mehrzahl biefer Staaten trifft wegen ber Wieder⸗ 
einführung der Prügel unzweifelhaft ein ſchwerer Vorwurf; denn, wenn irgend 
jemanb daran zweifeln konnte, ob ber Augenblick zur Abfchaffung ber Prügelftrafe 
1848 gekommen war, fo fcheint e8 doch nnmöglid, bie Wiebereinfüährung der⸗ 
felben genügend zu motiviren. An vie Zobesfirafe nüpften fi, als man ſich 
gegen bie Grundrechte auflehnte, wirklidde oder vermeintlihe Machtintereſſen ter 
Regierung; einen pofttiven Werth ber körperlichen Züchtigung konnte Niemand be 
Haupten. Rur in einem gegenwärtig verwerflichen Sinne kann man eine politiſche 
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Seite an der Prügeiftrafe nachweiſen: wenn es barauf ankommt, eine Grenzſcheide 
zu ziehen zwifchen höheren Ständen, bei denen die Züchtigung nicht angewendet 
werben fol, und gefellinaftlih abhängigen Klaſſen, wie Dienftboten, Tagelöhnern 
und Landſtreichern, denen fie zugefügt werben darf. Eine berartige Zreimung ber 
Bevölkerung in eine prügelfähige und nicht prägelfähige Klaffe entfpricht allerdings 
der urzfichtigen Auffoffung berjenigen, welche in beſtimmten Privilegien, ver höheren 
Stände Die Grundlage des ſocialen Einfluffes ſehen. Nur aus folhen Auffaflungen 
läßt es fich erflären, daß das preußifche Herrenhaus fi für die Wiebereinführung 
ver Prügslfteafe ausſprach und die mecklenburgiſche Ritterfchaft ſich im Widerſpruch 
mit der öffentlichen Meinung Deutſchlands durch ein vielfach beſprochenes Prügel- 
geſetz (vom 16. April 1864) ermädhtigen Tieß, gutsobrigkeitlich patrimonial vie 
„Dienſtvergehen“ des Geſindes mit Stodprägeln zu ahnden. Abgefehen von foldhen, 
heutzutage dem Rechtsſtaat zumiderlaufenden Anfichten, gibt es Feine Rechtfertigung 
für die Erügeiftrafe, bie rechtlich und Iriminalpolitifch betrachtet, allen vernünftigen 
Anforderungen an die Zwedmäßigleit der Strafe Hohn ſpricht. Selbft viejenigen, 
weihe wie Wächter und Geib vie Beibehaltung ber Zodesftrafe rechtfertigen, 
ſprechen fi unbeningt verbammenb gegen bie körperliche Züchtigung aus. Auf dem 
Juriſtentag zu Wien, der Hauptflabt eines Staates, in dem die Prügelſtrafe ge- 
ſetzlich beſteht, fand fi Keine Stimme, welche gegen bie als nothwendig be 
zeichnete Abſchaffung Widerſpruch erhob. 

Denuod, find wir durch das gegenwärtige Beftehen der einfachen Leibesftrafe 
in mehrezen veutfchen Staaten gendtbigt, die Gründe anzuventen, weldhe das Ur⸗ 
theil der Wiſſenſchaft und ver öffentlichen Meinung beftimmen. Zunächſt ift darauf 
aufmerffam zu machen, daß bie korperliche Züchtigung in verfchlevener Weiſe zur 
Anwendung kommen Tann: 1. als richterlich oder polizeilich zu erkennende Strafe 
für ingenblihe Berbredder und Bagabunden (Hannover, Sachen, Würtemberg), 
für Rädfällige oder als Stellvertretung bei Dienfiboten, Gefellen, Lehr⸗ 
jungen und ſolchen Perſonen, vie ihren Unterhalt mit Tag- und Wochenlohn er: 
werben, alfo durch vie Einfperrung einen Lohnverluft erleiden würden. Nach dem 
gemeinredhtlichen älteren Gerichtegebrauch, wie nad romiſchem Mecht pflegte man 
überhaupt die Prügel als ein Surrogat für den Unvermögensfall zur Zahlung 
einer Geldbuße zu behandeln. 2. Als richterlih zu verhängende Straffhär- 
fung neben einer Freiheitſtrafe; 3. als Orbnungs- und Ungehorfamsfirafe in ber 
Unterfuhung wegen hartnädigen Läugnens, verweigerter Antwort ober Simulation 
lörperlicher, die Bernehmung hindernder Gebrechen, wie Taubheit, Wahnflım 
—— 4. als Mittel der äußeren Disciplin und Zucht in den Straf⸗ 
anfalten. 

Zur Rechtfertigung ver Prügelftrafe hat man einige ganz binfällige und werth⸗ 
iefe Gründe angeführt, nämlich: die Billigkeit, die dem Staat an Gefängnißein- 
rihtungen zu fparen erlaube, vie wohlthätige Wirkung im Verhältniß zu länger 
dauernden, bie Arbeitönerhältnifie ſtörenden Einfperrungen, die Unzulänglichkeit ber 
Frelheitſtrafen für fittlich ſtumpfe Verbrecher, wie Bettler und Vagabunden, bie 
Stimme des Volkes, welche fi häufig dahin vernehmen laſſe, daß biefer oder 
jener Berbredher „Brügel verdiene". Der Unwerth biefer Anführungen liegt 
auf der Hand. Wenn Billigkeit ven Maßſtab der Gerechtigkeit bezeichnet, fo wärbe 
ein guter Strid für alle Vergehen pas befte Strafmittel, der Galgen bie financiell 
vortheilhafteſte Stantseinsichtung fein. Was man als Bolt und Volkesſtimme 
in dieſem Falle bezeichnet, iſt nicht verfchieven vom Pöbel, ver an allen Rohheiten 
Gefallen findet. Hört man einmal im Munde gebilveter Männer die Aeußerung, 





daß jemand Prügel vervient habe, fo kann damit offenbar nichts anderes gemeint 
fein, als die äuferfte Geringſchätzung für eine beftimmte Hanblungsweife, deren 
Berächtlichleit damit ausgebrüdt werben foll, daß man Prägel als paſſende Ber- 
geltung bezeichnete. Mancher mag fogar eine moraltihe Genugthuung' empfinden, 
wenn einem Manne, der fi die allgemeine Verachtung zuzog, ohne daß ihn das 
Geſetz zu erreichen vermöcte, von Privatperfonen eine ſchimpfliche Behaublung 
widerfährt, auch wirb es Faͤlle geben, in bemen eine Mißhandlung durch Schläge 
uns vom Standpunkte des Betroffenen als wohlnerbient erfcheint. Damit iſt aber 
keineswegs das Biel bezeichnet, das die Geſetzgebung in ihrer Allgemeinheit 
anerkennen fol. Eine Mißhandlung für ummärbiges Betragen mag zuweilen das 
moralifche Gefühl oder die Leidenſchaft befrtebigen; fie bleibt aber Immer ein ge 
ſetzlich nicht zu duldendes Unrecht, welches gar nicht verglichen werden kann wit 
bem Rechtsalte der Etrafe, vie nach objeltiven Gründen und im allgemeinen In- 
tereſſe zu verhängen ift. Thatfache ift für die Gegenwart, daß in der Bffentlichen 
Meinung vie Brügelftrafe als eine entehrende Beſchimpfung anerlandt wird, und 
daß dieſe Auffaffung nicht mehr auf die höheren Gefellichaftätreife beſchräukt, fon- 
bern in die Maſſen eingebrangen ifl. Darauf aber if ver druck zu 
legen. Es wäre unzweifelhaft einer ber größten Fehler, wenn man von Amtawegen 
bie höhere Feinheit des Ehrgefühls mißachten oder einfa für unberechtigt erllären 
wollte. Statt die Maffen des Volkes fittlih zu heben, würde man bazu beitragen, 
fie von dem Streben nad höheren Zielen künſtlich fernzuhalten. Nur bie Be⸗ 
Ihränttheit vermag zu beklagen, daß fett dem Ende bes vorigen Jahrhunders das 
Gefühl menfchliher Würde einen höheren Auffhwung genommen und das Ehr⸗ 
gefühl, als Hebel fittlicher Hanblungsweife, eine größere Verbreitung gewann. In 
-biefem Sinne ift daher die allgemeine Mißbilligung ver Prügelftrafe ein Anzeichen 
höherer Kultur, welches Teineswegs zufammenfällt mit einem größeren Maße poli- 
tiſcher Frelheit. Einzelne Schweizerlantone und fogar England bevienen fig noch 
heute der Prügelftvafe in größerem Umfange; allein gerade biefe Erſcheinung erflärt 
ſich aus der naiven Unbefangenheit einer wenig verfeinerten Denkweiſe bei jenen, 
und aus ber berüchtigten Rohheit der Volksmaſſen in England, mo bie Vollks- 
erziehung zur Ausrottung allgemein verbreiteter Lafter weniger thun Tonnte, ale 
in Deutfchland. In dem VBildungsproceffe, den bie deutſche Nation feit der Refor- 
mation nad, und nad burdlief, verfchwand jene Verwilderung, bie in England, 
in dem Maffenproletariat der großen Stäbte fo augenſcheinlich hervortritt, jene 
Schroffheit der geſellſchaftlichen Bildungsſtufen. Daraus erflärt fi zur Genfige, 
warum bei uns in dem Kern bes Volles bie Prügelftrafe als ein geradezu un- 
fittliches Strafübel erlannt wurde. Wenn überhaupt dad Volksrechtsbewußtſein 
Anſpruch darauf bat, in der Strafgefeggebung beachtet zu werben, fo wird das 
im höchſten Maße geſchehen müflen bei den Borftellungen, welche ſich über bie 
Ehrenhaftigkeit oder Unehrenhaftigkeit gewiſſer Handlungen ausbilden. Gerabe fie 
haben bie Macht einer nicht wegzufchaffennen Thatſache. Sobald bie öffentliche 
Meinung ber Rechtegelehrten und Gebildeten vereinigt die Prügelftrafe mißbilligt 
und als eine Eniwärbigung betrachtet, darf denn auch von jenem Wohlthätigkeits- 
finne nicht mehr die Rede fein, welcher bie Prügelftrafe auf jugendliche Verbrecher 
ober andere Perſonenklaſſen zur Bermeidung anderer Strafübel anwenden wid. 
Darin läge der Widerſpruch, daß das Gefeg eine entehrenne Behaudlung für 
milder erflären wärbe, als eine einfache Gefängniß⸗ oder Freiheitſtrafe, und fomit 
in ſchreienden Widerfprud mit feinem eigenen Straffyftem gerietbe, dem zu Folge 
ehrenrährige Folgen nur an vie allerfchwerften Berurtbeilungen geknüpft werben. 
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Auf die mit der Prügelfirafe im Sinne bes Geſetzes beyorzugten unb beburmun- 
veten Mlefjen werden jene Einwirkungen ber allgemeinen Meinung verbitterud und 
im fhlimmften Falle das Ehrgefühl abſtumpfend zurüdwirten. Die angeblih ab⸗ 
ſchredende Wirkung der Prügelfirafe würbe, wenn fie erreihbar wäre, nur auf 
Roten höherer fittlicher Güter erlauft werben können. Gegen vie Prügelfirafe 
ſprechen aber außerdem noch zahlreiche auvere Friminalpolitiiche Gründe, Die wir 
in ber Kürze hervorheben, obwohl bie bereits angeführten Momente der Unſittlich⸗ 
kit und Ehrenwidrigkeit allein ausreichend erfcheinen, um die Anwenbung ber 
Prügelftrafe als verwerflich zu erkennen. 

1. Die Geſundheitsgefährlichkeit diefer rein phyſiſchen, die thieriſche 
Natur der Menfchen treffenden Strafe. Aus den genauen Borfchriften über die 
Körpertheile, weldhe als ausermäßlte zur Empfangnabme der Prügel deſignirt 
wurden, aus der mathematiſchen Zählung ver Streihe und Meflung der Prügel- 
inſtrumente, aus der häufig verordneten Begutachtung ärztlicher Gachverftänbiger 
ergab ſich ſchon Im wergangenen Jahrhundert die Beforguiß, daß vie Lörperliche 
Zůchtignng über die Zufügung phyſiſcher Schmerzen hinaus Gefunpheitänactheile 
zur Folge haben möchte. Je weniger es gegenwärtig möglich erkheint, das Pſychiſche 
vom rein Körperlichen im Delinguenten zu trennen, deſto umficherer werben auch 
verartige Borfihtemaßregeln. Unter allen Umftänven find von jeher mit Nüdfict 
anf die leibliche Befchaffenheit ver Delinguenten zahlreiche Ausnahmen bei ber 
Bolfiredung der Strafe zugelaflen worden: ein Uebelſtand, der gleihfalle nicht 
gering veranfchlagt werden darf, weil er dazu beiträgt, das Anſehen ſtrafrichter⸗ 
iiger Urtheile herabzufegen. Wir ſchweigen davon, daß bie ärztliche Begutachtung 
barüber, ob jemand, ohne Nachtheile zu beforgen, geichlagen werden kann, von der 
Denlweiſe des Arztes, von feiner größeren Härte oder Milde erheblich beeinflußt 
wird und in Ermangelung verangegangener Verſuche jeder genägenhen Begrün- 
bung dann entbehren muß, wenn es fih nicht um ganz augenfällige Korpergebrechen 
hantelt. Vergleicht man vie mebieinifche Ritteratur Über die Voriheile oder Nachtheile 
ver Körperfirafen, fo empfängt man den Eindrud größter Unficherheit des Ur⸗ 
theils; erfahrene Uerzte geben zu, daß mit Beſtimmtheit a priori niemals geurtbeilt 
werben könne, welche Folgen die Vollfiredung einer Prügelftrafe auf ven menfch- 
lien Organismus ausüben werde. 

2. Die große Ungleihheit in der Wirkung der Körperlichen Züchtigung. 
Dem ſtarken Delinguenten nur momentan empfindlich, iſt biefelbe einer fchwäderen 
Rörperbefchaffenpeit eine kaum erträglide und lange ſchmerzende Peinigung. Noch 
viel größere Ungleicgheiten ergeben ſich nber aus ver verſchiedenen Gemüthsbe⸗ 
Ihaffenheit der Delinquenten. Alles iſt bier individuell: Oleichgältigkeit, Zartgefähl, 
fogar die Phantefie, welche aufregt oner die Harmäckigleit, weiche mit Energie 
die Zeigen des Schmerzes unterbrüdt und ein Heroenthum lörperlicher Wider⸗ 
ſtandsfaͤhigkeit heuchelt. Das Geſetz will dem gegenüber nichts andere, als bie 
Hervorrufung phyſiſcher Schmerzen, umd vertraut vielleicht darauf, daß die voll- 
sichende Hand der Gerichtedieners vie GEmpfinvlichleit des Schlages nad den 
Umfländen fleigern oder mäßizen korne. Die Beforgniß, daß die meuſchliche Hand 
in der Erfüllung ihrer Pfligt von ver Bahn des gleichmäßig handelnden Amtes 
abirren möchte, veramlaßte Bentham dazu, eine Prügelmafhine zu erbenfen und 
\emit für die Leibeaftrafen dem Ballbell eine Genoffin zu Ichaffen. Daß damit 
nur ein geringer Theil der Beforgniffe gemilvert werden kann und alle jene 
Ungleihhelten. beftehen bleiben, bie in ver PVerfönlicleit der Delinquenten ſelbſt 
ihren Grund haben, liegt auf ber Hand. 
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Ob nach dem Geſagten der korperlichen Züchtigung nachgeſagt werben kaum, 
daß fie unter allen Umſtänden und zu allen Seiten abfolut rechtswidrig ſei, 
braucht nicht näher unterfucdht zu werben und bat flaatswiflenfchaftli ein geringes 
Intereffe. Jedenfalls aber ift fie unter allen Strafmiiteln das unvolllommenfte, 
weil rein finnlich, für vie Gegenwart das unſicherſte und gefährlichfte, ungleichfie 
und deßhalb ungerechtefte. Nur einen einzigen Bortheil könnte man barin fehen, 
daß faft alle Menſchen die Zufügung phyſiſcher Schmerzen fürchten; allein ſelbſt 
Dagegen ſpricht vie Erfahrung, daß einmal erthellte Prügel dem Erfolge nad 
keineswegs den Sicherheitsintereffen dienen und zahlreiche Rüdfälle zur Folge haben; 
Nüdfälle, die dadurch erleichtert werben, daß der Berbredher fehr wohl weiß, wie 
die Prügelfivafe regelmäßig eine Steig rund über das einmal ausgeſtandene, 
mit der Geſundheit ala verträglich eradhtete Maß nicht zuläßt. In einem Buntt 
wird allerdings den Vertheidigern ver Prügelftrafe Recht zu geben fein: daß 
nämli auf einzelne Verbrecherklafſen, wie Arbeitsſchene, Landſtreicher und Bettler 
bie beſtehenden Freiheitſtrafmittel, Arbeitshaus und Gefängniß, insbeſondere im 
kurzeren Zeitfriſten, faſt gar keinen Einfluß ausüben, häufig als ein erwünſchtes 
Unterlommen gegen Kälte und Hunger aus träger Bequemlichkeit aufgeſucht werben 
und den Staat mit Koften belaften, bie man als vergenbet bezeichnen kann. Keine 
Klafle von Verbrechern zeigt fo viel Nüdfällige wie dieſe. Beflerung und Ab⸗ 
ſchreckung erweiſen fi meiſteutheils als gleich unwirkſam. Allein aus die ſem Zu⸗ 
geſtaäͤndniß folgt keineswegs, daß bie Prügelſtrafe darum wünſchenewerth ober ge⸗ 
recht ſei, ſondern vielmehr nur, daß an Stelle mangelhafter Einrichtungen andere 
wirkſamere zu fegen find. Es ift insbefondere unrichtig, tie Fälle gewerbsmäßiger 
Bettelei und Arbeitefchene lediglich nad firafrechtlichen Gefichtspunkten zu meſſen 
und wegen ihrer geringen objeftioen Schwere als Vergehen mit kurzen Frelheit⸗ 
firafen zu bedrohen. In den Vorbergrand tritt hier vielmehr ver polizelllh prä⸗ 
ventive Zwed der Sicherfiellung gegen zuftäubliche Auflehnung, der nicht ſowohl 
ſtrafend, als vielmehr polizetlih abwehrend entgegenzutreten iſt. Die tn ſolchen 
Fällen anzumwendenden Mittel müflen in jener Beziehung zunächſt nad ihrem 
Sicherheitswertbe für die Geſellſchaft bemeflen werben. 

Was wir gegen bie Prügelfixafe gefagt haben, gilt unferer Anfiht nad ganz 
allgemein ohne Rückſicht darauf, ob es fih um eine richterlihe Hauptfirafe ober 
eine Schärfung handelt. Noch viel weniger als die Rechtsordnung in ihrer Allge⸗ 
meinheit, bedarf aber die Unterfuhungsführung im Strafproceß ver phyſtſchen 
Awangsmittel. Das neuere Recht erfennt an, daß der Angefchulbigte nicht gehalten 
ift, ſich felbft zu befchulbigen. Er hat das Recht, jede Auslaffung zu verweigern, 
felbft feine Ligen und Widerfprüche Können nur den Nachtheil haben, daß er ba- 
buch bie Anzeigen feiner Schuld vermehrt. Nach der Abſqaffung der Wolter 
wurben bie Prügel als ein verjhämtes Mittel der Wahrbeitserforfhung beibehal- 
ten. Die Praris glaubte ihrer bis zur Reform der Strafproceßoronungen im Jahre 
1848 ziemlich allgemein zu bebürfen, weil durch bie objettive Beweistheorie bie 
Ueberführung des Schuldigen meiftentheils ohne Zuthun besjelben, ohne Geſtänd- 
niß und Nachgiebigleit gegen ben Unterfuhungsricgter nicht burchzufegen war. Mit 
dem Wegfall der objektiven Beweistheorie und deren Erfegung burd die frei ur- 
theilende Meberzeugung bes Richters fällt ſelbſt jener klägliche Grund für die Un- 
gehorfamfirafe des Angeſchuldigten fort. Neuere Strafgeſeßbücher proben fogar dem 
Unterfuchungsrichter Strafen für den Fall, daß Zwangsmittel zur Erlangung eines 
Geſtaͤndniſſes angewendet werben. j 

Etwas anders fheint die Sache bei Gefangenen in ven GStrafanflalten zu 











legen, Bebarf man bei ihnen nicht energifcher Hausſtrafen, um bie Unterwerfung 
unter die vorgefchriebene Dischplin zu bewirken? Und find die verfügbaren Mittel 
ver Strafe nicht bereits mit der Einfperrung felbft erichöpft, jo bag die körperliche 
Züchtigung eine Nothwendigleit wird ? Darauf ift zweierlei zu antworten. Erſtens, 
daß es ein nicht zu duldender Widerſpruch fein wärbe, ein Strafmittel in der 
Gefetzgebung zu befeitigen und der richterlihen Gewalt zu entziehen, dann aber 
hinterher eben dieſes Strafübel dem Ermeflen der Gefängnißbireltoren zu form⸗ 
Iofer, durch keinen Proceß gefiherten Verfügung zu ftellen. Sobann ift aber au 
vie Prügelftrafe in den Strafanftalten entbehrlich, ſobald ein raticnell durchgeführ⸗ 
te8 Syſtem der Behaudlung beftcht. Es gibt zahlreiche andere Mittel visciplinarer 
Defrafung, die den Borzug verbienen und die Mehrzahl einfichtiger Strafanftalts- 
direltoren erllärt, daß auch ohne Prügelftrafe die Hausordnung aufrecht erhalten 
werden Tann, Bei weitem bie meiften Staaten geftatten gegenwärtig, felbfi wenn 
die Prügelfirafe als richterlic zu verhängenves Strafübel befeitigt wurde, beren 
Zufügung in den Gefängniſſen. Es verbient jedoch Erwähnung und wie wir 
glauben, auch Billigung, daß das neue bayerifche Strafgeſetzbuch (Urt. 25) vie 
Ürperlihe Züchtigung ganz allgemein auch für die Strafanftalten verbietet, Rur 
in ben Befferungsanftalten für jugendliche Verbrecher Lönnte davon vie 
Rebe fein, daß eine Züchtigung, nicht als Strafe im ftaatlichen Sinne, ſondern 
als ein Mittel der Zucht, nicht als eine Erregung phufliher Schmerzen, fondern 
ald Belebung eines ſchwankenden Ehrgefühls nad Analogie ver elterlihden Er⸗ 
jiehungsrechte gehandhabt wärbe. Auch die Elementarfchulen und niebexen Erziehungs- 
anftalten haben das Recht der Zühtigung. weil man davon. ausgeht, daß ber 


Beruf der Erziehung dies erfordere. In wie weit bie körperliche Züchtigung in 


biefer Beziehung nothwendig und nägli if, mag von den Pädagogen unterſucht 
werben. Jedenfalls iſt dies keine politifche und ſtaatswifſenſchaftliche Frage. Die 
Geſetzgebung hat keinen Beruf, Eltern und Erziehern vie Mittel zu entziehen, 
welhe für die Erziehung bisher als nothwendig ‚erachtet wurden. Zwiſchen Er⸗ 
ziehung wnfelbftändiger und Beftrafung rechtlich verantwortlicher Menfchen ift aber 
ein großer Unterſchied. Die heutige Geſellſchaft Tühlt ſich beltidigt in ber Vor⸗ 
ſtellung, daß der Staat durch ein rein finnlich wirkendes Strafübel den zurech⸗ 
nımgsfähigen Menſchen gleichſtelle mit dem Thiere, das durch die Peitſche ange- 
trieben wird, daß er ſomit das Bild der menſchlichen Gattung herabwürdige, welches 
auch durch bie verworfenſte Handlung in ver Perſon des Verbrechers nicht aus⸗ 
geloͤſcht werden kann. | 
II. Freiheit ſtrafen. Unter allen Strafmitteln treten gegenwärtig überall 
bie Freiheitſtrafen in den Vordergrund, ihre Geftaltung ift durchaus neueren Ur- 
ſprunge und hängt wit ven jet herrſchend gemorbenem Borftellungen über ven 
Rrofenden Beruf zufammen, Brei von ben Einwendungen, welche fich gegen bie 
Lebent und Leibesftrafen richten, unangefochten in ihrem allgemeinen Gbaralter, 
entipricht nie Freiheitſtrafe allen Anforderungen ber Gerechtigkeit und Zweckmaͤßig⸗ 
fit; fie genägt ſaͤmmtlichen Merkmalen einer guten Strafart; ‚fie ift theilbar in 
zeitlicher Beziehung und wirkt am gleihmäßigfien, weil Entziehung ber Frei⸗ 
heit nichts individuell verfchiedenes, fondern etwas allgemein faatöbürgerliches ber 


deutet: die allgemeine Unmöglichkeit, rechtlich nah Belieben zu handeln. Unter 


ven zahlreichen Arten ver Freiheitſtrafe unterfcheidet man: lebenslängliche und zeit- 
lie, von bemen jene durch vereinzelte Stimmen als ungerechtes Strafübel vom 
Standpunkt der verhinderten Befferung betrachtet werben, entehrende und nicht 
entehrende, (vorwiegend) hindernde ober (vorwiegend) zwingende, | 
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Jin Enzelnen treten unter ben Freiheitſtrafen folgende befönber# hervor: 

1. Die Berbannuung als äftefte und einfachfte Art der Freiheitſtrafe, Aus: 
Roßung aus der flantlichen Gemeinſchaft; um fo empfindlicher, je mehr ber natie⸗ 
nale Gegenſatz die Staaten trennt und der einzelne in ver Fremde als „&fenber“ 
erſcheint. Die neuere Zeit erkennt in ver Verbannung gemeiner Verbrecher nicht 
nur ein ungeelgnetes Strafäbel, fondern auch ein internationales Unrecht. Nur 
als Ausweiſung auständifcher Verbrecher, vie in einigen Grenzſtaaten wie 
Baden einen großen Procentfag ausmachen, findet vie Verbamung gemeiner Ber: 
brecher eine Rechtfertigung. Sehr mit Unreht hat man, wie uns fcheint, die Ber: 
bannung Bei der Bedrohung politiſcher Verbrechen in ben neueren beutfchen 
Strafgefenblihern außer Acht gelaffen. Dem Sicherheits- und Gerechtigkeitsintereſſe 
des Staates wird vollfommen genügt durch Entfernung folder, welche über tie 
Grenzen erlaubter politifcher Tätigkeit hinausgehen, es kommt nur baranf an, 
daß die Entfernung eine genügend große fei, um bie weitere Einwirkung bes Ber- 
artheilten anf ven ehemaligen Schauplatz feiner Wirkſamkeit zu hindern. In diefer 
Beziehung würde die Berbannung nad überſeeiſchen Ländern, insbeſondere 
nach Amerika eine befondere Beachtung verdienen, weil einerfetts hänfigere Präce 
denzfälle vorflegen, in denen der Begnadigung politiſcher Verbrecher die Bedin⸗ 
gung der Auswanderung nach Amerika hinzugefügt wurde, andererſeits die häufigen 
Rückwanderungen Berbannter oder Rechtsflüchtiger nach ertheilter Amneſtie bentfid 
befunden, daß die weite Entfernung aus ber Heimat ‘ale ein Uebel gerade von 
gebildeten Männern lebhaft empfunden wird. Für die Verbannung politifcher Ver⸗ 
brecher ſpricht aber auch der Umftand, daB ſowohl die Todesſtrafe, als aud die 
(entehrende) Zuchthausoſttafe nach den heutigen Nechtsanfchaunngen für ſchwere 
polttifche Verbrechen durchaus ungeeignet erfcheinen und nur durch die roheſten 
nfaredkingejmedt einer dem politifchen Leben feindlichen Deſpotie erklärt werden 

nen. Ä 

2. Die Berweifung am einem beftimmten Ort zum Aufenthalt, bervor- 
gegangen aus ver Uinfiherheit der alten Berbannungsfirafen und dem Bedürfniß 
einer ſtaatlichen Auffiht über das Verhalten Verwieſener. Auch vie Strafe ver 
Enſchließung in einer Feſtung, welche in Preußen für Duellanten und ausnahme- 
weife Bei einigen, weniger ſchweren Staatéverbrechen gedroht tft, laͤßt dem Be⸗ 
ſtraften innerhalb der Feſtung eine freiere Lebensweiſe und darf als eine Art der 
Betrweifung betrachtet werden. In Ermangelung ter Verbannung empfiehlt fi die 
Einſchließung für alle diejenigen Verbrechen und Vergehen, die trog Ihres EWider⸗ 
fpraches gegen vie öffentliche Ordnung doch and einer ehrendaften Geftanung her⸗ 
vorzugehen pflegen. Ä “ ö 

3. Die Interdittion Befimmter Handlungen, deren Verbot gleihfalld 
als eine Befchränfung der perſoͤnlichen Frelheit angefehen werden muß: Entziehmg 
gewerblicher Konceſſionen, das in den Schweizer Strafgefehen vorkommende Berbet 
des Wirtiehanshefuches, die Unterfagung der ärztlichen Praris und anderes. Sowelt 
bei gewiffen Thaͤtigkeiten der Moment der Unbefiholtenheit in ſocialer Hinficht 
als Borausfegung gedacht wird, können bie Interpfktionen auch unter ben Geſichts⸗ 
punkt der Ehrenftrafen fallen. 

4. Die als Nebenftrafe vorkommende, durch den code penal beſonders aud⸗ 
gebildete Stellung unter Polizeiaufſicht, durch melde vermeintlich ge 
[ereline Verbrecher nad Ablauf der Freiheithauptſtrafen eine Beſchrankung in 

er freien Wahl des Aufenthaltes erleiden und durch die Sccherheitspolizei über: 
wacht werben, Alle neueren Grfahenngen flimmen darin überein, daß diefe Strafe 
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im fromzöffehen Sinne durchaus unzwednäßig und dem Beſſerungszweck geradezu 
feindlich iſt, das Ehrgefühl ver Beſtraften verlett und darum zu befeftigen wäre, 
Berſchleden von der Nebenftrafe der PBolizeiaufficht ift die vom Gefetz zugelaffene 
oder angeorbnete Schupaufficht über Entlaffene, melde theils durch Privat 
vereine, theils durch die Polizei gebt werben kann. 

5. Die Deportation oder Transportation (Berbringung): zwangs⸗ 
weiſe Fortſchaffung des Verbrechers an einen entlegenen Strafort zum zeitlich bes 
grenzten ober danernden Anfentbalt. Im römifchen Recht und nad den in Frank⸗ 
reich bis 1854 geltenden Geſetzesbeſtimmungen war die Deportation eine zunächfl 
für politifche Verbrecher beftimmte, lebenslänglige, mit Arbeitszwang nidt 
verbundene, ſchwere Freiheitſtrafe. Schon aus den Deportationsarten 
ergab fi der Geſichtspunkt, flaatögefährliche Perfonen unſchäblich zu machen. Aus 
dieſen Grunde wählte man im Alterthum ſchwer zugängliche, vom Verkehr abge⸗ 
ſchknittene Infeln tm mittelländifhen Meer, in Frankreich feit 1850 bie Infeln 
ver Marqueſas⸗Gruppe in der Sudſee. Auch die ruſſiſchen Deportationen politi⸗ 
ſcher Verbrecher nach Sibirien bernhen auf demjelben Grundgedanken. Anuders 
verhält es fi mit den engliſchen Transportationen, bie in ver Geſchichte 
ver überfeeifhen Unternehmungen eine fo einflufreihe Rolle ſpielen. Die- 
jelben waren von Hauſe für gemeine Verbrecher beftimmt, mit Arbeitszwang 
verbunden, theils Ichenslänglih, theils zeitlich Für beftimmte Friften anwendbar, 
und Wenten nicht nur zur Sicherung gegen ſolche, für welche der Galgen zu hart 
und das einfache Gefänguiß zu. unllve erſchien, fondern. auch zur Verforgung der 
überfeetfhen Kolonien mit Arbeitöträften. In einer Periode, wo die freiwillige 
Auswanverung ans Europa nur verhälmißmäßig geringe Kräfte zog, war bie 
Sortihaffung der Verbrecher über See von allergrößter Bedeutunz. Nicht nur 
Amerila wurde felt den unter Jalob I. begonnenen Transpertotionen mit kolo⸗ 
nialen Bortheilen jeder Art ausgeftattet, fondern auch Auſtralien ſeit 1788 
Im oege einer derartigen Zwangskoloniſation für England in friedlichſter Weiſe 
erobert. ' 

Kein. Strafmittel iſt indeſſen fo ſehr von foclalen, wirthſchaftlichen und poli⸗ 
tiſchen Verhältutfien abhängig, wie bie folonifatorifhe Transportation. Die Ge⸗ 
ſchichte der engliſchen Berbrecherkolonien erweist dies auf’s- dentlichſte. Für den 
Siherheitszwed Bat. die Wegichaffung naämlich nur dann einen fpecififchen 
Werth, wenn die Orte ber Transportation fo entlegen mb, daß die Rücklehr im 
bie Heimat thntfächlich auf das Aeußerſte erſchwert wird und eine Nöthigung zum _ 
Berbleiten am Zrameportationsorte mindeſtens durch die Umſtände wahrſcheinlich 
gemacht wird, Bergleiht man mit Beziehung auf Wuftralien die Zuſtände von 
1788, ale vie exfte Erpevition engliſcher Verbrecher au einer öben nnd menfchen- 
leeren Stelle der Ofttäfte (Sioney-Botany Bay) Intidete, mit dem gewaltigen durch 
Dampfihlffe und Schnellſegler vermittelten Verlehr ver Gegenwart, fo flieht men 
ein, daß die Bedingangen nah und nad durch die Umgeftaltung der Kommuni⸗ 
fatiens-Iutereflen und Mittel völlig verändert: wurben, und eine Rückkehr von 
Anfralien nach England als eine ausnahmsweife zu überwindende Schwierigkeit 
nicht mehr angeſehen werden kann. Uber auch die kolonialpolitiſche Beden⸗ 
tung der Zwangskoloniſation IR tm Verlauß der Zeit feit 1788 eine ganz andere 
geworden. Im allgemeinen barf man fagen: je wolllommener nnd umfangreicher 
ver kolontfatoriihe Zwed der Transportation erfüllt wird, deſto cher wirb ber 
transportivende Staat gendtbigt oder veranlaßt fein, von weiteren und dauernden 
Tranoportationen Abſtand zu nehmen. England wurde durch ven Winerfland ber 
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ſendung der Verbrecher nad ber Entdeckung der Goldfelder einzuftellen, ſchaffte die 


Zransportationsftrafe 1857 gänzlich ab und war feitbem darauf beſchränkt, in 
abminiftrativer Welfe des Strafvollzuges jährlih eine beftimmte Anzahl von 
Sträflingeu nah Beftauftralien zu enden, befien Einwohnerſchaft freier Arbein⸗ 
träfte uicht habhaft werben konnte. Aber auch bier vollzog fib ein natürliches 
Geſetz; der Widerſtand der Koloniften regte fi und die Regierung Englands er 
Härte 1864 im Parlament, daß die Transportationen fernerhin yänzlich eingeftelt 
werben follten, Die politiihen Erfahrungen, welche die auftraliihe Geſchichte dar⸗ 
bietet, find folgenbe: 

1. Sobald die Teamsportationen eine Klaſſe von freien Anfiedlern geſchaffen 
haben, die theils aus entlafienen Verbrechern, theils aus deren Nachkommen befteht, 
beginnt das Beftreben der Koloniften, auf die Verwaltung ber kolonialen UAnge⸗ 
legenheiten einen beſtimmenden Einfluß zu gewinnen. 2. Daran fließt ſich eine 
Periode des Kampfes zwiſchen den politiſchen Interefien bed transportirenden 
Mutterlandes und denjenigen ver nad größerer Unabhängigkeit firebenden Kolo⸗ 
nien, deren Macht in demſelben Maße fleigt, als vie koloniſateriſchen Zwede 
des Mutterſtaates fich erfüllen. 3. Das Streben, alle wirtbichaftlih aufblühenden 
Kolonien, die nicht bloße Handelsemporien find, fonvern eine kräftige Klaſſe ader- 
bautreibender Bevölkerung aufweiſen, geht auf politifhe Selbſtändigkeit vom 
Mutterlande und Selbfiverwaltung. 4. Die Transportation wird demnächſt aus 
einer Interefienfrage des Mutterlandes lediglich. zu einer politiſchen und wirth⸗ 
ſchaftlichen Interefienfrage der Kolonien; und 5. freie Einwanderung fintet auf 
bem Arbeitsmarkte ver Kolonien immer: den Vorzug vor Verbrechern. Ju bemfelben 
Augenblicke alfo, wo eine Verbrecherfolonie ein begehrtes Ziel freier Wanderungen 
wird, vermindert fi durch Transportationen gleichmäßig der Vortheil freiex Ein- 
wanberer, weldye die Konkurrenz ber Atbeitokräfte belämpfen und vie Neigang der 
grundbeſitzenden Klaſſen, ihre focialen und ſittlichen Interefien dem zweifelhaft 
gewordenen Nuten der Zwangsarbeit von Verbrechern unterzuorbnen. CEndlich 
kommt es bei gefleigertem Selöftgefühl der Kolonien dahin, daß bie Zufenbung 
von Berbrehen aus dem WMutterlanbe als eine Beleidigung und ein Schimpf 
empfunden, zulegt auch die Abſchaffung ber Transportationen durchgeſetzt wirt. 
Dies iſt das Schichſal der kolonkfatoriih glüdlihen Zranspertationen, wie es 
bie Geſchichte der norbamerilanifshen uud anftwalifhen Kolonien uns gleichmäßig 
erſchließt. Keine Strafe leiftet fo viel für dem Beſſerungszweck der vorkommenden 


" Berbrecherllaflen, wie die Transportation, die ven Verbrecher ans feiner gefauınden 


Umgebung entfernt, von den gemohnheltämäßig wirkenden Anreizen zu Miſſethaten 
toslöst, zu einer ihm frudptkringenden Landarbeit in wenlg bevöllerten Land- 
firihen zwingt, die Berführungen des Lebensgennfles in einer wilben und urfpräng: 
lihen Natur unmöglich macht, die wirtbichaftligen Quellen der Roth ump be 
Verbrechens verftopft und endlich durch Landverleihungen ober Billig zu 
taufenden Grundbeſitz dem Diebe die Perſpektive eröffnet, der Ahnherr einer Laud⸗ 
ariftofratie zu werben. Allein es ift Har, daß gerade darum bie mannigfachſten 
Faltoren auf den Verlauf des Strafvollzuges einwirken müflen. Für bie wefl- 
europälfchen Staaten befteht, wenn man ſich nicht sur Gründung einer neuen Ber: 
brecherkolonie aus wefentlih politifhen Zweden mit großen Opfern entichließen 
wil — und England fchredte davor zuräd, nur die Möglichkeit: den Kultur- 
und VBeilerungszwed, ver ehemals durch Transportationen erreicht werben konnte, 
duch Beförderung der Auswandernng unter den zur Beſſerung eruſtlich en 
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ſchloſſenen, mit ihrer Bergangenheit brechenden Berbrechern zu befürbern. Dies einer 
ver Grundzüge im iriſchen Gefängnißſyſtem. 

Im Gegenſatz zu England bat Frankreich mit feinen 1854 geregelten Trans⸗ 
portotionen nach überſeeiſchen Ländern bisher nur Fehlſchläge gehabt. Weber das 
Kima von Cayenne oder Norbafrila, noch die Charaktereigenfchaften der franzbſi⸗ 
ſchen Berbreher, denen jener anglofächflfche ungerftörbare Trieb nach wirthſchaft⸗ 
liher Unabhängigkeit und pelitifher Selbftverwaltung fehlte, geftatten die Hoff⸗ 
nung, daR die Folonialen Reſultate der Franzofen auch nur im entfernteften den⸗ 
jenigen ber Engländer verglichen werden könnten. Dan erfennt aus einer Gegen- 
überftellung der franzöflihen und ver englifhen Zransportationen, daß ſich vie 
politif den Tugenden und Fehler, die nationalen Eigenfhaften und Eulturgefchicht- 
liden Tendenzen ver Böolker fogar in den Verbrechern fortpflanzen und abipiegeln 
(Bpl. v. Holgenpdorff, die Deportation als Strafmittel In alter und neuerer 
Zeit und bie Berbrecherfolonien der Engländer und Franzoſen in ihrer geſchicht⸗ 
lihen Entwidelung und kriminalpolitiihen Bedeutung. Leipzig 1859. 

"Bon der Deportation, die in keinem einzigen deutſchen Staate befteht, wenden 
wir uns " 

6. zur einfahen Gefängnißſtrafe, welche in den deutſchen Geſetzgebungen 
als mildefte Freiheitſtrafe für leichtere Bergehensfälle oder Polizeiübertretungen 
verhängt zu werben pflegt, in der Einfperrung in gefchlofienen Räumen befteht, 
als einfache Freiheitsentziehung erfcheint und regelmäßig ohne Arbeitszwang aus- 
gefährt wird. Langzeitig verurtheilte Gefangene können zwar gleichfalls, um ben 
ververblihen Wirkungen des Müßigganges zu wehren, mit Arbeiten befchäftigt 
werben; doch bleibt nichts deſto weniger ber Unterfchien beftchen, daß ein eigent- 
liher, von dem Ermeflen ver Verwaltung unabhängiger Arbeits;wang nidt 
Rattfindet. Die kürzefte Dauer der Gefängnißſtrafe beträgt faft Überall einen 
Ang, die längfte ift in Preußen auf 5 Jahre beftimmt. 

Politisch ift es nicht zwedmäßig, die Gefängnißfteafe auf längere Friften 
zu erfireden, auf welche bei unferen relativen Strafgefegen bie Richter felten er- 
tennen, weil ein richtiger Gewerbebetrieb, der äußerlich von bemjenigen der Zucht⸗ 
häufer verfchieven wäre, doch nicht angewendet werben Tann. Das Marimum der 
Sefängnißftrofe würde am paffenpften aufhören, wo das Minimum der Zucht⸗ 
hausfirafe anfängt. 

7. Die Urbeitshausftrafe, melde in der Mehrzahl der neueren deutſchen 
Strafgefegblicher vorkommt (Sachſen, Würtemberg, Braunfchweig, Hannover, Darm⸗ 
Radt, Baden, Defterreih u. a.) in Preußen dagegen fehlt, unterfcheibet ſich von 
dem einfachen Gefängniß (das in Bayern ven Titel Arreſt führt) dadurch, Daß 
ein Arbeitszwang für den Beſtraften eintritt, Ehrenfolgen dagegen, die bei ber 
Zuhthausftrafe verhängt werden, ven Berurtheilten nicht treffen. 

8. Die Zucht hausſtrafe als regelmäßig fchwerftes Freiheitſtrafübel iſt 
anfer der Unterwerfung unter einen gefeglicy nothwendigen Arbeitözwang allgemein 
nit entehrenden oder Ehren mindernden Folgen verbunden, von denen im Zu- 
ſammenhang mit den Ehrenftrafen noch die Rede fein wird. Lebenslänglich wie 
zeitlich angebroht, zeigt die Zuchthausftrafe in den beutfchen Strafgeſetzbüchern eine 
bunte Mufterlarte verfchtenenartigfter Inhaltsbeftimmungen. Martmum und Mini- 
num find auf das willfürlichfte geregelt. 

9, Die Kettenfirafe, weile ansnahmöweife in Hannover und Braun- 
ſchweig noch über die Zuchthausſtrafe hinausgeht, ohne ganz Leftimmte, nicht bloß 
zeitlich iin der Dauer bervortretende Unterſcheidungszeichen darzubieten. Nur das 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staate⸗Woörterbuch. X, 20 
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Tragen der Ketten wird als ein rein phufifches und nebenfädliches Moment von 
einiger Bebeutung. 

Mit viefen Namen haben wir unfere Aufzählung ver Freiheitfirafarten zu 
beihließen und verweifen im übrigen auf den Artikel „Strafanftalten", ber 
bie Modalitäten des Strafvollguges beſpricht. Die Strafgeſetzbücher ſelbſt enthalten 
nämlich außer ganz oberflählihen und wenig bebentenden Schilderungen 
vefien, was der Name einer beftimmten Freiheitftrafe befagen fol, ſehr wenig über 
die Inhaltsmomente des Strafvollzuges. Abgefehen von den Hauptfreiheitſtrafen: 
Gefängnig (Arrefi), Arbeitshaus, Zuchthaus, Einfchliegung (Feſtung) finden fid 
freilich bier und da no Unterabtheilungen nad, fogenannten „Graden“ gezogen, 
deren Weien in der Borausbeftimmung gewifler Schärfungen befteht. Eine Kritil 
ver in Deutfchland beſtehenden Freiheitſtrafen würde uns. bier von tem Zwec einer 
ganz fummarifhen Beiprehung zu weit abführen. Zweierlei mag indeſſen bemerkt 
werben, hinfihtlih ver Zahl ver Freiheitſtrafarten und ver Zeitdauer be 
fhweren Freiheitſtrafen. 

Unläugbar ift für die große Mannigfaltigleit der Freiheitſtrafarten in Dentid: 
land nicht der mindefte Grund vorhanden. Die bervorgefuhten Merkmale ver 
Unterſcheidung erſchweren meiftentheild nicht nur die Verwaltung, fonbern find 
auch, weil fie dem Volle unverftänblid bleiben, ohne kriminalpolitiihen Nutzen. 
Für die Außerlihen Berwaltungsinterefien ift e8 angemeflen, bie fürzeren unb 
längeren Freiheitfirafen im Bollzuge zu ſondern; dagegen hat für das Bolt 
in feiner Geſammtheit nur der Unterfchieb zwiſchen entehrenden und wicht ent 
ebrenden Verbrechen eine nicht wegzuläugnenbe, nad einem pofitiven Ausbrud 
verlangende Bedeutung. Weil nun in ver Gegenwart faft überall nur die Zudt: 
hausftrafe dem verwaltungsrechtlihen Geſichtspunkt der Iangen Zeitdauer ent- 
fpeicht und ohnehin die lange Dauer ein wichtiges Moment ber Strafbarkeit bar- 
ftellt, fo ergibt fi die höchſt unnatürliche Yolgerung, daß viele objektiv ſchwere 
Berbrechen wie Todtſchlag, fehwere Körperverlegung, Kindesmorb mit Zuchthaus 
bevroht werden und die Berurtheilten im Widerſpruch mit ber geltenden Bolls- 
anſicht von Ehrenfolgen betroffen werben. Zudtbaus, Zwangsarbeit, Ehrverluſt 
find im Laufe der Zeit zufammenhängende Vorftellungen geworben, deren Macht 
der politifchen Beflerung der Berbredher nach der Entlafjung entſchieden hinderlich 
wird und darum mit den Begriffsmerkmalen einer zwedmäßigen Strafe unvereinbar 
erfgeint. Außerdem iſt wohl gegenwärtig ziemlich allgemein zugegeben, daß wenn 
man die entehrenden Folgen ver Zuchthausſtrafe ale —*z anerkennt, für 
eine Unterſcheidung von Arbeitshaus und Zuchthaus kein genügender Grund mehr 
vorhanden iſt, denn den Arbeitszwang haben beide gemeinſam. 

Angefichts dieſer rechtlich unhaltbaren und praktiſch faſt niemals ſtreng burd- 
geführten Unterſcheidungen in den Freiheitſtrafarten iſt man neuerdings zuweilen 
zu der Forderung gelangt, alle Verſchiedenheiten aufzuheben und eine einzige, dem 
Namen nach gleiche, in der Vollziehung dagegen individualiſtrende Freiheitſtrafe 
einzuführen, Insbeſondere haben bie Anhänger der abſoluten Einzelhaft ver Geſetz⸗ 
gebung einen berartigen Schritt angerathen. Allein felbft wenn eine bauliche Uni- 
formität durch ein allgemein burdhgeführtes Haftfuftem wirklich erreicht werben 
önnte, bliebe doch immer das gewicdtige Bedenken beftehen, ob es gerecht und 
weife wäre, auf eine Darftellung der in den Verbrechen liegenden Unterfchiebe 
vermittelt der Strafe gänzlich zu verzichten, und alle Verbrecherklaſſen ohne Nüd- 
fiht auf die inneren Momente der Verworfenheit, Schänblichleit oder Ehrenhaftig- 
keit gleihzuftellen. Wo fih im Boltsrehtöbewußtfein die Abſcheulichkeit gewiſſer 
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Handlungen befonvers lebhaft Außert, da darf unferer Unfiht nach die Geſetz⸗ 
gebungspolitit dieſen Auffafiungen nicht künſtlich entgegenwirken. Auf ber anderen 
Seite iſt es aber eine ebenfo wichtige Sache, nicht einem Schematismus zu Liebe, 
vie zwar objektiv ſchweren aber ſubjektiv nicht ehrlofen Handlungen dem Volks⸗ 
rehtsbewußtfein zumider mit ben. entehrenden Verbrecheräftrafen zu belegen. Vom 
Standpunkte der Heutigen Kultur und Rechtszuſtände erfcheint e8 und daher immer 
noch angemeflen, drei Arten ber Freiheitſtrafen beizubehalten, nämlich erſtens: bie 
Verbannung oder Einſchließung für politifcge Berbreden, Zweilampf und Töptungen 
Im gerechten Affekt, zweitens: die kurzzeitige Arreſt- oder Gefängnißftrafe für bie 
minber ſchweren Bergehensfälle, eine Strafe, die weder Ehrenfolgen nach ſich zieht, 
noch au mit Arbeitszwang verbunden fein darf, und. endlich drittens bie 
Zuhthansftrafe, mit Arbeitsezwang und möglichen Ehrenfolgen. Dem Richter 
wäre indefien zu überlafien, andy langzeitige Gefängnifftrafen für gewiſſe Bälle 
dem Zuchthaus zu fuhftituiren oder den Wegfall bes Arbeitszwanges bei 
ſolchen Berbrechern anzuorbnen, bei denen zwar längere Freiheitsberaubung noth⸗ 
wendig, Gleichſtellung mit den Züchtlingen aber ungerecht erfcheinen würde. Die 
angerathene Abſtufung der Freiheitſtrafe lediglich mit Rückſicht auf die Zeitbauer 
würde nur dann paffend erſcheinen, wenn man entweder den Arbeitszwang für 
alle Arten der Straffälle -generalifiren oder gänzlich fallen laſſen wollte. Dem 
bloßen Ermeſſen der Strafvollzugsbehörden kann es unmöglich überlaffen werben, 
äber die Nothwendigkeit oder Entbehrlichleit des Arbeitszwanges In jedem einzelnen 
Galle zu eutſcheiden. 

Bas die Zeitdauer der ſchweren Freibeitftrafen anlangt, fo erheben ſich 
gleichfalls ernſtliche Bedenken gegen das gegenwärtig geltende Straffuftem. Wäh- 
end wir die Iebenslänglihe Zuchthausſtrafe unbebingt für nothwendig halten 
würden, wenn bie Tobesftrafe aufgegeben werben foll, halten wir bie außerordent- 
li langen eitfriften, von 25 und 20 Jahren, bis zu denen bie ſchwerſten Frei⸗ 
heltſtrafen gefengeberifch angedroht werben, für nachtheilig und ungerecht; fär 
nachtheilig ans dem Grunde, weil die vielfach eintretende Gewöhnung au das 
Sefängnigleben allmählich zum Gebrauch der Freiheit ımfählg macht und bie Unge⸗ 
wißßeit, ven Termin der Breilaffung überhaupt zu erleben, die Keime der Hoff- 
nung auf die Zukunft und damit die Motive der Beſſerung erftidt; für unge- 
recht ans dem Grunde, well bei zehn- bis zwanzigjährigen Freiheitſtrafen unter 
einer verfehrten Bezeichnung eine Leihes- und Gefunpheitöftrafe vollzogen wird. 
Nicht alle nachtheiligen Einfläffe der Freiheitſtrafe auf das Körperbefinden laffen 
fih abſchneiden; wo aber die Zeitgrenze gelommen ft, über welche der Menſch 
um ausnahmsweiſe die Bedingungen der Törperlidhen und geiftigen Unverſehrtheit 
hinaus rettet, muß auch der Begriff der Freibeitftrafen begrenzt werden, fobald 
nicht wie bei lebenslängliher Einfperrung, die Ausſtoßung aus der freien bürger- 
lichen Geſellſchaft und die Unzuläffigkeit ver Rückkehr beabfichtigt wird. Alle neueren 
Deobachtung en ſtimmen überein in dem Anerkenntniß, daß die langen Freiheit⸗ 
ſtrafen im jeder Beziehung nachtheilig wirken; ſie beſſern nicht; denn fie zerflören 
die Zuverſicht auf die Zukunft nach der Entlaffung und entwerthen die Ausſicht 
auf Freiheit; fie fchreden nicht ab und fidhern nicht; weil einestheild das Ver⸗ 
brechen vergeflen iſt, wenn jemand nach vielleicht zwanzigjähriger Einfperrumg in 
eine für ihn abgeftorbene Welt zurüdkehrt, und anbererfeits Abſtumpfung gleich⸗ 
gültig gemacht hat gegen die Erinnerungen eines nicht mehr fühlbaren Leidens. 
Die zu lange dauernde Freiheitſtrafe zerftört fomit das Objelt, auf welches fie 
wirken will, indem fie das Freiheitögefühl und das Freiheitsbedürfniß ver menſch⸗ 

20* 


308 Strafarten. 


lichen Perfünlichkeit hinfterben läßt. Es wäre angemeffen, die zeitige Freiheitſtrafe 
auf eine Marimalgrenze von höchſtens zehn Jahren zu beſchränken. 

IV. Ehrenftrafen. Die ftrafende Gerechtigkeit kann fich entweder gegen 
das Bewußtfein des eigenen Werthes, das Ehrgefühl, oder gegen bie Beredti- 
gungen wenden, welche in ver bürgerlichen Gejellfhaft ans ver Vorausfegung ver 
perfönligen Ehrenhaftigkeit fih ergeben. Die allgemeine Meinung über vie 
Achtungswürdigkeit eines Menſchen kann durch bie Geſetzgebung niemals geftaltet 
ober geformt werben; benn es iſt eine Unmöglichkeit, über bie Empfindungen und 
die Denkweiſe zwingend zu disponiren. Nur gegen die perfönliche Duelle und gegen 
die finnlih wahruehmbaren, objeftiv vorliegenden Wirkungen ver Ehre kann das 
Strafgeſetz einfchreiten. Demgemäß zerfallen die Ehrenftrafen in befchimpfent: 
oder beihämenbe und Rechte mindernde. 

Die befhimpfenden Ehrenftrafen, welde durch Prangerftellung, öffentlide 
Auspeitigung, Brandmarkung das Ehrgefühl im VBeftraften vernichten, find ebenjo 
barbariſch wie qualificirte Todesſtrafen; noch verwerfliher fogar als dieſe, eine 
Verſtümmelung der fittlichen Lebensorgane. Niemand wagt es, biefe Strafarten 
zu’ vertheidigen; fie find aus ven heutigen Gefeggebungen Deutfchlands ver- 
ſchwunden. Auch der Werth der beſchämenden Ehrenftrafen if ein äußerſt 
zweifelbaftee. Dan rechnet zu ihnen vie Ehrenerllärung an den Berlenmbeten, 
Abbitte und Widerruf. Dagegen theilen wir bie Meinung derjenigen nicht, welde 
auch den gerichtlichen Verweis als ein ungeeignetes Strafmittel betrachten. Zu- 
nächſt iſt daran zu erinnern, daß ein richterlich verfünveter Tavel keineswegs für 
bad Ehrgefühl nachtheilige Folge bat. Wenn man außerdem erinnert, daß ber 
Berweis eine wirkungslofe und zu milde Strafe fel, fo bezieht fich vieler 
Borwurf auf das alte Inquifitionsverfahren. Gegenwärtig vermag in einer öffent 
“ lichen Rechtspflege der Verweis ganz andere Dienfte zu thun als damals, wo er 
einfach zu ben Alten regiftrirt wurde. In vielen Fällen außerorventlich geringer 
Verſchuldung, insbefondere bei leichtfertigen oder fahrläffigen VBergehenshandlungen 
entfpricht, wie die engliihe Praxis zeist, der Verweis bem öffentlichen Genup- 
thuungszwede volllommen. Er bat ven Vorzug, den Aermeren bei leichten Polizei⸗ 
übertretungen zu ſchonen, wo ihn eine verhältnißmäßig unbedeutende Geldbuße 
ſchwer drücken könnte, ven Reicheren empfindlich zu treffen, wo ihn bie gefeglih 
angebrohte Einziehung einer Geldſumme vollkommen gleichgültig laſſen würbe, Der 
gerichtliche Verweis erfcheint und daher als ein werthvoller Beſtandtheil einer 
volfsthämlichen Strafrechtspflege. 

Die rechtmindernden Ehrenſtrafen treten in ben neueren Strafgeſetzbüchern 
entfchieden in ben Borbergrund; fie find entweder dauernde oder zeitige 
Danernde, von Nechtöwegen eintretende Ehrenfolgen find regelmäßig mit ver Ber- 
urtheilung zu Ketten» oder Zuchthausftrafe verbunden, zeitige Ehrenftrafen meiften- 
theils in das richterlihe Ermeflen geftellt, feltener dur das Geſetz im Boraut 
gebroht. Zu den ſchwierigſten Aufgaben ber Kriminalpolitit gehört die richtige 
Beſtimmung deſſen, was durch bie Ehrenftrafen gegenſtändlich entzogen werben 
fol und in welden Fällen vie Natur de That eine Verminderung der Ehren 
rechte rechtfertigt. 

Objektiv betrachtet, laſſen ſich nämlich fünf Klafien von Berechtigungen unter 
feiden, in welche die Strafgefepgebung eingreifen Tann. 1. Privatrechte, bie 
mit ber Sutzauenguirbigfeit bes Berechtigten im Zuſammenhang ftehen: die Aus 
übung der väterlien Gewalt, vie Verwaltung fremden Bermögens, die Ueber 
nahme von Bormundfhaften und Kuratelen. Dagegen fteht die Ausäbung eigener 
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Bermögensredhte offenbar außer Beziehung zu dem focialen Element ver Ehren⸗ 
haftigleit. Nur infoweit als vie Rechte der Yyamiitienangehörigen gegenüber einem 
Verſchwender Anerlennung fordern, folle bier von Beſchränkungen die Rebe fein. 
88 verdient daher unferer Anſicht nach Feine Billigung, wenn einzelne Strafgeſetz⸗ 
gebungen (mie Preußen) den zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten eine Vormundſchaft 
zur Verwaltung ihres Vermögens fegen. Der Staat kann und barf es hindern, 
daß der Verbrecher während feiner Strdfzeit nicht Genäfle aus feinem Vermögen 
ziehe, die den Strafvollzug durchkreuzen; aber e8 bebarf, um ben Bezug der Re⸗ 
venäen zu hindern, offenbar Feiner Vormundſchaft. Die alte Strafe des bürger- 
lien Todes, welche aud die Privatrehtsfähigkeit des Verbrechers vernichtete, iſt 
in Deutfchland gegenwärtig allgemein aufgegeben. 2. Die Ausübung von flaats- 
bürgerlichen oder bürgerliden Ehrenrechten, melde ein befonveres Bertrauen im 
Bublitum fordern: die Ablegung eines Zeugnifies vor Seriht, das Tragen von 
Baften, die Beurkundung von notariellen Alten. Auch In dieſer Richtung gehen 
die meiften deutſchen Strafgefebgebungen viel zu weit; allgemeinen Zabel findet 
namentlich das preußiſche Recht, welches jedem zur Zuchthausſtrafe verurtheilten 
Verbrecher ohne Unterſchied (alfo auch politiſchen Verbrechern oder Todtſchlaͤgern) 
das Recht eines eidlichen Zeugniſſes entzieht und dadurch die Intereſſen der pro⸗ 
ceſſualiſchen Beweisführung durch Zeugen dem Staate oder Privatperſonen erheb⸗ 
lich verkürzt. 3. Die allgemein politiſchen Ehrenrechte, welche zumal vie 
Dnalität eines Inlanders vorausſetzen und nur den Perſonen männlichen Geſchlechts 
zuftehen: die aktive und paffive Wählbarkeit zn Staats: oder Kommunalämtern, 
de Schwurgerichtöpienfte, der Eintritt in das Heer. 4. Die beſonderen burd 
ven Staat verlicehenen Auszeihnungen und Würden: Orden, Ehrenzeichen, Aemter 
und Penfionen. 5. Die andesgenoffenfhaftlide Geltung in ſtaatlich 
anerfannten Korporationen: Innungen, Gilden, kaufmänniſchen Genoflenfchaften, 
Arel, Offizierkorps, Kirche. Unmittelbar bat unferer Anſicht nad der Rechtsſtaat 
der Gegenwart kein Recht, in die ftandesgenofienfhaftliche Zufammengebörigkeit mit 
einem Urtheil über die Ehrenhaftigteit eines Mitgliedes einzugreifen; es genügt 
vielmehr vollkommen, anzuerfennen, daß bie Berurtheilung wegen gewifler Ber- 
brechen die Ausfchließ ung eines Genoflen aus dem forporativen Berbande zur 
Folge haben Tann. Wo ver Adel überhaupt als politifch berechtigte Korporation 
im Staatsleben nicht mehr eriftirt, würde freilich auch von der Randesgenoffen« 
ſchaftlichen Ausſtoßung Teine Rede mehr fein können. Ob die Verurtheilung zu 
einer ſtaatlich entehrennen Strafe den Verluſt des Adels pon Rechtswegen zur 
Folge haben foll, bildete bei ven Berathungen über bie neueren Strafgeſetzbücher 
einen Gegenſtand ansgevehnter Streitigkeiten und iſt auch In ben geltenden Ge. 
jegen verfchlebenartig beantwortet. Bürgerliches Selbftgefühl fträubte ſich dagegen, 
in dem Berluſt des Adels gleihfam eine Degravation zum Bürgerflande anzuer- 
Iennen. Bedeutet der Adel nichts anderes, als ein Tennbares Abſtammungsverhältniß 
alter Familien, fo bat der Staat, wie wir glauben, allerbings Tein Recht, einen 
bloßen Namen gewaltfam zu ändern und auf dieſe Weile die Erinnerung an ein 
Verbrechen durch Gefchlechter fortzupflangen ; Inüpfen fi dagegen an den bel 
beftimmte politiſche Ehrenrechte und Auszeihnungen, fo würden bie Entziehung 
tiefer In der Perfon des jedesmaligen Inhabers ficherlich bei entehrenden Ver⸗ 
brechen gebilligt werden müffen. Aus dem gleichen Grunde erſcheint e8 auch un- 
angemefien, vie von den Univerfitäten ertheilte Doftorwürbe, foweit biefelbe nur 
ein Anerkenntniß wiffenfhaftlicher Leiſtungen enthält, zum Gegenftande einer 
Ehrenftrafe zu machen. Geeignet zur Entziehung durch die Strafrechtspflege find 
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eigentlich nur bie in ber dritten und vierten Klaſſe von uns aufgezählten, ver 
perfönlihen Ehrenhaftigkeit entſtammenden Rechte, in denen das öffentliche 
publichftifche Element hervortritt. Es mag ſchwer fein, in jevem einzelnen Yalle zu 
entſcheiden, ob gewiffe Berechtigungen als privatrechtliche, flantlihe oder genoſſen⸗ 
Ihaftlihe anerkannt werben follen. Allein das hindert nicht, gegen die deutſchen 
Strafgefeßgebungen den Borwurf großer Verworrenheit zu erheben und auf Ab⸗ 
hülfe zu bringen. 

As größter Fehlgriff im der gefebgeberifchen Behandlung der Ehrenftrafen 
darf die abſolut und dauernd entehrende Qualität der Zuchthausftrafe bezeichnet 
werben. Wird In dem Beftraften der Gedanke gepflegt, daß er troß aller An 
firengung und Befferung die Erinnerung an ein Verbrechen niemals tilgen Tänne, 
fo bietet bier das Gefeg nur neue Motive zum Beharren auf der verbrecherifcen 
Laufbahn. Dauernde Ehrenftrafen find nichts anderes, als eine moraliſche Brand⸗ 
markung, und erfheinen völlig unvereinbar mit dem Beflerungszwed. Sie vienen 
vielmehr dazu, verfehlechternd zu wirken und ben guten Erfolg der Freiheitſtraſen 
zu vereiteln. Dazu kommt noch der Widerſpruch, daß dasjenige, was feiner Be⸗ 
fimmung nah nur eine Nebenfolge ber Strafurtheile fein follte, bei der Ber 
bängung einer kürzeren Zuchthausſtrafe praktiſch zum Hauptinhalt der Beſtrafung 
emporwädst. Das oldenburgiſche Strafgeſetzbuch (1857) war das erſte, und iſt 
gegenwärtig noch das einzige, welches, den Ueberlieferungen einer kurzfichtigen 
Kriminalpolitit entfagend, die Ebrenfolgen ber Zuchthausftrafe auf einen Zeitramu 
von 5 Jahren nach der Entlaflung beſchraͤnkte. 

Auch der dritte deutſche Inriftentag faßte die von uns gerügten Uebelſtände 
ind Ange und erffärte, daß die dauernden Ehrenſtrafen als Yolge einer Verur⸗ 
theilung zu Berbrechensfirafen unbebingt verwerflih feien, daß vie Entstehung 
politifcher Ehrenrechte fi regelmäßig nur auf die Dauer ber Freiheitſtrafen er- 
ſtrecken folle, ausnahmsweiſe aber für den Fall, daß das Verbrechen aus befonders 
verächtlider Gefinnung hervorgegangen, dur den Michter auf einen Zeitraum von 
höchſtens zehn Jahren nach der Verbüßung der Freiheitſtrafe erfiredt werben könne, 
Es wurde ferner anerlannt, daß aud bei einer VBerurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
die Ehrenrechte vorzubehalten feien, wenn in einzelnen Yällen die damit bedrohten 
Berbrechen aus ehrenhaften Motiven begangen wurben. Schon vor laugen Jahren 
ſah man die Nothwendigkeit ein, in biefer, vom Juriftentag bezeichneten Weile 
die Ehrenfolgen mit Rückſicht auf die verbrecherifchen Motive zu individualifiren 
und Friedrich der Große beftimmte, ebenfo wie bie constitutio eriminalis There 
siana (1758), daß der Richter auch bei einer Verurtbeilung zur Zuchthausſtrafe 
„famam bed Berbrechers reſerviren“ inne. Würtemberg und Baden führten eine 
„Surrogatfirafe” ein für diejenigen Fälle, in denen die entehrende Qualität 
der Zuchthausſtrafe na dey Natur der verbredheriichen Handlung unzutteffend 
eriheint. Um fo mehr darf man erſtaunt fein, daß das preußifche Strafgeſetzbuch 
von 1851 einen das Jahrhundert durchmeſſenden Rüdfchritt binfichtlic der Ehren 
ftrafen machte. Es ift feinem Zweifel unterworfen, daß ber von Herrn von 
Stöffer veranlafte Ausfpruh des Wiener Iuriftentages nicht nur die ſchwer wie 
genbe Ueberzengung der Rechtöverftändigen in Deutfhland, fondern auch die Er- 
fohrungen aller einfidhtigen Gefängnißpireftoren und bie öffentlibe Meinung der 
Gebildeten Europa's darſtellt (f. Wahlberg, bie Ehrenfolgen ver fixafgerichtlicen 
Berurtheilung. Ein Beitrag zur Reform des Strafenfyftems). 

Zu erwägen bliebe freilich noch, ob nicht bei zumehinenvder Stärke bes poli- 
tifchen Lebens, die einfache Entziehung befonverer politifher Rechte, wie z. DB. des 
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altiven Wahlrechtes für einen beftimmten Zeitraum, .ein angemeſſenes Nepreffio- 
mittel für den Mißbraud gerade der finatsbürgerlichen Freiheit darbieten könnte. 
Es wärbe barin Feine Schmälerung der bürgerlichen Ehre Liegen, fondern nur eine 
immerbin wänjchenswerthe, plaftiich ausgebrüdte Beziehung der Strafe zu ber be- 
fonderen Natur des Bergehens. Einen ähnlichen Gedanken finden wir in ber 
Beſtimmung des preußifhen Strafgefegbuher, dem zu Folge (8. 25) eine 
zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Uemter auf die Dauer von einem 
Jahre bis zu 5 Jahren erkannt werden kann und bei gewiflen Amtöverbrechen 
gedroht wird. ' 

V. Die Bermögensftrafen zerfallen in Einziehungen (Konfiokationen) 
und Geldbußen. Erſtere beziehen fich entweder auf das geſammte Bermögen oder 
ouf beftimmte Vermögensquoten ober auf einzelne Sachen. Das Recht der römi- 
(hen Kaiferzeit verband den Bermögensverluft als felbftverfländliche Folge mit jeder 
Berurtbeilung zu einer Kapitalftrafe und auch das deutſche Mittelalter zeichnete 
fi durch Bermögendeinziehungen im größten Maßſtabe aus. Für das Lehens- 
weſen kam ver befondere Umftand Hinzu, daß durch Felonie des Vafallen das 
Lehen verwirft wurbe. Zwar verfuchte die peinliche Halsgerichtsordnung dem Miß⸗ 
brauch der Bermögenstonfisfationen mäßigend entgegenzumirken, doch dauerte es 
lange Zeit, bevor man das völlig Verwerfliche derſelben einfah. Es Liegt auf der 
Hand, daß ver Bermögensverluft als eine folge fchwerer Verbrechen, weniger den 
Miffethäter, als die Familie desfelben trifft und fchon bie römifchen Iuriften heben 
ven Widerſpruch hervor, ver barin liegt, dag man einem legtwillig Verfügenden 
einerſeits die Befugniß entzieht, bie Notherben zu übergehen over zu verkürzen, 
andererfeits dem Verbrechen eine Wirkung anhafte, die nicht einmal durch Rechts⸗ 
aft herbeigeführt werden könne. Zu ber Ungerechtigkeit gefellte fich überdies bie 
Gefahr, daß die Bermögenseinziehung bei fhweren politiichen Verbrechen fehr Leicht 
ven Parteien Motive zur Berfolgung ihrer Gegner darbieten könue. Es ift über> 
fäffig, über viefe Andeutungen hinausgehend, die Rechtogründe gegen bie Ber- 
mögenstonfisfation, für die in Deutfchland Niemand feine Stimme erhebt, noch 
weiter zu verfolgen. Unter ben neneren deutſchen Strafgefegbüchern findet fich 
eines, in welchem fich dieſe Strafart erhalten hätte. Einige Berfaffungsurkunden 
halten es fogar für angemeflen, ein ausdrückliches Verbot der Wiedereinführung 
entgegenzufeßen. 

Bas von der Einziehung des ganzen Vermögens gilt, greift auch gegen bie 
Konfiskation größerer Bermögensguoten Plot. Dagegen if von einigen Seiten, 
namentlih von Bentham, vie Berehnung ver Geldbußen nach Bermögensquoten 
vorgeſchlagen worben, um vie Proportion zwifchen Armuth und Wohlhabenheit im 
Intereſſe der Gerechtigkeit aufrecht zu erhalten und dadurch zu verhindern, daß 
nit eine beftimmt firirte Geldſumme ven einen härter treffe als den anderen. 
Objektio iſt dieſer Gedanke richtig; allein das Princip verliert feinen Werth, ſobald 
won die Ausführung verfuht. Der Strafrichter iſt nicht im Stande, genaue 
Einfiht in die Bermögensverhältniffe zu gewinnen. Es würde zweckwidrig fein, 
bei geringen, mit einfacher Geldbuße bebroßten Uebertretungen, ein langwieriges 
Ermittelungsverfahren von Aktiven und paffiven VBermögensmaffen vorzunehmen. 
Möglicgerweife wäre aber eine Beſtimmung in ben Strafgefeggebungen zwedmäßig, 
welche für gewifle Vergehensfälle ven Berluft einzelner Einfommenfteuer- 
Woten androht. Man hätte damit eine Uebergangsſtufe zwiſchen den einfachen 
Geldbußen und den Freiheitſtrafen, mit denen unſerer Anficht nach bie neueren 
Geſetzgebrngen viel zu freigebig find. 
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Bon den Konfisfationen bleiben gegenwärtig nur biejenigen übrig, welche 
einzelne Sachen aus dem Vermögen des Schuldigen entziehen, und zwar regelmäßig 
ſolche, welche fih als verbredherifcher Gewinn (3. B die zum Zwecke der Beſtechung 
empfangene Summe) over als Mittel der Verbrehensausführung darſtellen. Die 
Einziehung gefchieht thetls zum Bortheil des Fiskus, theils zur Vernichtung ob- 
jeftio wertblojer ober durch ihr Vorhandenſein ſchädlicher Gegenſtände (ftrafbare 
Preßerzeugnifie, unzüchtige Darſtellungen). 

Unter allen Vermögensſtrafen ſtehen gegenwärtig vie Geldbußen an Be 
deutung obenan. Diefelben find entweber Nebenftrafen, als Zufaß zu eine 
Vreiheitfirafe, in welcher Anwendung namentlid der code pénal einen auferorvent- 
ih häufigen Gebrauch von ihnen macht, oder Hauptftrafen für geringere Vergehen 
und das weite Gebiet ver Poli zeiftraffälle Ohne jeden Zweifel find Gelb 
bußen im Allgemeinen als leichteſtes Gtrafübel anzufehen; bie Gefesgebung 
bat aber dafür zu forgen, daß maßlofe Geldbußen nicht dem Erfolge nad) zu einer 
Einziehung des Vermögens ſich ſteigern. Deßhalb ift es von Wichtigleit, ein höch⸗ 
ftes und geringftes Maß zu beftimmen. An eine Uebereinſtimmung der deutſchen 
Geſetzgebungen in dieſem Punkte tft gegenwärtig nicht zu denken. Während der 
code p6nal für Contraventions das höchſte Maß für Poligeibußen auf 15 Francs 
normirte, bat das ihm fo Häufig folgende Strafgefegbuh von Preußen einen 
Marimalfag von 50 Thalern angenommen. Als höchſtes Maß für Vergehen oter 
Verbrechen finden fich in demſelben Gefegbud 2000 Thaler. Ins Ungehenre wachen 
dagegen bie Gelbftrafen nad) neueren Zoll- und Steuerftrafgefegen, die außer dem 
Berluft der Steuerobjelte, Bußen nad dem vierfadhen oder gar flinfunbzwanziz: 
fachen des Betrages der dem Staate entzogenen Summen ausſprechen unb baburd 
möglicherweife zum wirthſchaftlichen Ruin ver Delinguenten Anlaß bieten. 

Was das Minimum betrifft, fo fcheint uns, als ob die neueren Geſetzbücher 
ven Berhäftniffen einer armen Bevölkerung zu wenig Beachtung fchenkten im 
Interefje des rein fisfalifchen Geſichtspunktes, daß die Beitreibung geringfägiger Be⸗ 
träge, mit einem unverhältnigmäßigen Aufmande von Arbeitsfräften, vermieten 
werde. Daher kommt es, daß Polizeiſtrafen, veren Höhe ven Lohnverhäftnifien 
der arbeitenden Klaſſe nicht entipricht, in nicht feltenen Yällen Verarmung, Nah: 
rungslofigleit und in weiterer Folge Eigenthumsverbrechen herbeiführen, befonders 
dann, wenn im fisfalifhen Interefie nothwendiges Hausgeräth eines Zahlungs: 
pflichtigen zu veräußern iſt. Hierin liegt eine wohl zu beachtende Mahnung. 

Für alle leichten Vergehens- und Uebertretungsfälle ift die Gelbbuße bas 
zwedmäßigfte Strafmittel und geradezu unentbehrlih. Der größte Uebelſtand iſt 
aber ter, daß Bei ber großen Verſchiedenheit der Beſitzverhältniſſe Die Wirkung 
nothwendigerweiſe eine fehr ungleiche fein muß. Wenn auch die Geſetzgebung bie 
und da (Würtemberg, Baden) ausdrücklich vorfchreibt, daß bei Abmeffung ver 
Geldbußen vie Bermögensverhältniffe des Straffälligen berädfichtigt werben follen, 
jo wird damit doch nicht allen Bedenken begegnet. In einem großen Staate finden 
fih ſehr zahlreiche Abftufungen zwifchen ven Ermwerbsverhältniffen und Lohnſätzen; 
bie Preife der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe ſchwanken; es gibt Zeiten ver 
Profperität und ber Noth; mannigfache Umflänve, bie bei einem guten Geldbußen⸗ 
joftem Beachtung fordern. Dem Richter muß daher eine größere Freiheit gegeben 
werben, als bei der Verhängung anderer Strafübel, in denen die Schattirungen 
der Schuld nur bie Perfönlichleit und den Charakter der Angeflagten zur Grund⸗ 
lage haben. Es gilt, die ftrafende Gerechtigkeit in Einklang zu fegen mit ber 
focialen Verſchiedenheit der mannigfach geglieverten Benöllerungsfchichten. 
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Als ein ſchwieriges Problem bleibt namentlich die Erwägung, ob es nidt 
eine Ungerechtigkeit fei, den Armen, der eine Geldbuße verwirkt hat, tm Unver⸗ 
mögensfalle mit Gefängnißfirafe zu belegen. Iſt es nicht eine tief greifende 
Ungleichheit vor dem Geſetze, wenn dieſelbe vom Staat verbotene Handlung 
thatſächlich für ven Wohlhabenven eine vielleicht wenig empfinpliche Geldbuße, 
für den Hermeren eine Entziehung ber Freiheit zur Folge bat? Und voch begreift 
jeder wiederum, daß tem Beſitzloſen ein Privilegtum der Straflofigkeit gegeben 
würde, wenn man es einfach bei bem fruchtlofen Verſuche, die Bermögensftrafe 
einzuziehen, bewenden laſſen wollte oder etwa darauf wartet, Bis fi feine äußere. 
Lage in ungewifler Zukunft gebefiert haben wird. An Stelle ver uneinziehbaren 
Geldbuße tritt ganz allgemein, foweit vie Prügelfirafe abgeſchafft ii, eime nad 
ver Höhe der Geldſumme zu bemeſſende Gefängnißftrafe. 

Es fcheint uns, als ob die neueren Gefeßgebungen und die Rechtöwiffenfchaft 
die foctale Bedeutung der Geldbußen viel zu wenig berüdfihtigt haben. Man 
berubigte ſich einfach dabei, daß es füglich ein Mittel geben müffe, um den Un- 
vermögenden zu firafen und griff in dieſer Vorſtellung zu dem nächſt höheren 
Strafübel: der Tyreiheltftrafe, obwohl zwiſchen Freiheit und Vermögen eine quali- 
tative Verſchiedenheit obwaltet, deren Natur das Grundweſen bes Strafrechts jelbft 
beftimmt. Vermögensbeſtandtheile find verzidhtbar, die Freiheit nicht. In den Gelb» 
bugen berührt fi das Strafrecht mit dem Civilrecht, vefien Anwendung 
gleichfalls die Berhängung von Vermögensnachtheilen auf Grund einer verſprochenen 
(Ronventional-) Strafe oder wegen ſchadenserſatzpflichtiger Handlungen nothwendig 
maht. Der Außerliche und verzichtbare Nachtheil ohne Rüdfiht auf feine fittliche 
Bedeutung für bie Perfönlichkeit tritt bei den Gelpftrafen entſchieden in ben 
Vordergrund; bei der Breiheitfirafe ift die äußere und innere Trennung zwifchen 
dem civilen und kriminellen Unrecht wahrnehmbar für Alle vollzogen. Deßwegen 
folten unferer Anficht nad zwiſchen der gefeglich angebrohten, aber uneinziehbaren 
Geldbuße und der im Unvermögensfall fubftituirten Freiheitſtrafe noch einige 
bie Rechtögleichheit verföhnende Webergangsftufen eingefügt werben. Als ſolche 
betrachten wir 1. bie Beflimmung, daß bie Geldbuße niemals ven Werth be- 
ſtimmter, ort süblich abzuſchätzender Tagewerke überfchreiten darf, wofern ber 
Verurtheilte zur Klaſſe der Unvermögenden gehört. 2. Die Ermächtigung, daß der 
Strafrichter zur Schonung des Vermögensſtandes fowohl die Zahlungsfrift ven 
Berhältnifien anpafien, als auch Theilzahlungen beiwilligen darf. 3. Die Aner⸗ 
lennung des Orundfages, daß Unvermögenve mit demjenigen zahlen dürfen, worüber 
fie verfügen, nämlich ihren Arbeitsträften und daß beftimmte Lelftumgen zum 
Nuten der Gemeinden oder Kreife die Geldbuße kompenfiren. Ehe bie gegenwärtige 
Geldwirthſchaft die dkonemiſche Grundform wurde und fo lange die mittel- 
alterlicde Naturalwirthſchaft befand, verorpneten Bolizeigefete „ Arbeits» 
leiftungen”, die durdaus nichts gemeinfam haben mit der heutigen Zwangs⸗ 
arbeit. Dabei muß man auch heute flehen bleiben, wo ber Befig feinen anderen 
Ausdruck findet, als in Arbeitsträften. Hier und da finden fi fogar vereinzelte 
Anfänge deſſen, was wir ale nothwendig betrachtet und verallgemeinert fehen 
möchten. Das preußifche Holzdiebſtahlgeſetz vom 2. Juni 1851 (88. 13, 41) unb 
ver franzöfifche code forestier vom 18. Juni 1859 (Art. 210) geflatten, daß bie 
für Holzfrevel verhängten Geldbußen von den Pflichtigen im Unvermögensfalle 
bei Gelegenheit von Rodungen, Holztulturarbeiten u. ſ. w. in ven Forften frei- 
willig abgearbeitet werben dürfen. 

Rah diefem Grundſatze würde alfo die für den Unvermögensfall der Geld⸗ 
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buße fubftituirte Gefängnißftrafe erft dann eintreten, wenn jemand von der ihm 
dargebotenen Möglichkeit, feine Freiheit zu bewahren, keinen Gebrauch macht. Als 
Bortheile einer derartigen Einrihtung würden ſich ergeben: 1. Die Erfparniß ber 
Strafvollſtreckungskoſten, die bei Turzzeitigen Einfperrungen in Polizeigefängnifien 
durch Sefangenarbeiten nicht einmal theilweife erfegt werben Können. 2. Die Aut 
leichung der Beſitzunterſchiede für. die Anwendung der firafrechtlich nothwendigen 

elobußen. 3. Die Vermeitung wirthſchaftlicher Nachtheile für die buch Ein⸗ 
fperrung geſchädigten Familien der arbeitenden Klaffen und 4. die fittliche Hebung 
der unteren Boltefhichten durch das Bewußtſein, daß bie freiheit ihnen unte 
ähnlichen Bedingungen, wie für tie reicheren Schichten gewährleiftet Bleibt, bie 
perfönliche Freiheit, deren intenfiver Werth damit gefteigert würbe für bie 
jenigen Klaffen, aus denen bie Mehrzahl der Verbrecher hervorgeht. 

Tür dem gegenwärtig beftehenven Zuftand der Dinge läßt fih nur eine Art 
der Rechtfertigung beibringen, wenn man fagt: ber Aermere erleive in der Ge⸗ 
fängnißftrafe für den Unvermögensfall nur ein Zwangsverfahren zur Zahlung 
nad den für Schulngefangene geltenden Orunpfägen. Ob viefe Vergleichung paflend 
if, um jene Nechtöungleichheit zwifchen Aermeren und Reicheren zu verbeden, be 
zweifeln wir. Sollte aber, was fo vielfach erfirebt wird, Vie Shulphaft als ein 
Mittel des Zwangsverfahrens im bürgerlichen Rechte abgefchafft werben, fo wärben 
alle jene Erwägungen unterftügt werden, bie wir anführten, um darzuthun, daß 
das jetzt geltende Syſtem ber Gelpftrafen von Standpunkte der Gerechtigkeit und 
des gemeinen Nutzens einer Abhilfe bebarf. v. Helyenderfi. 


Strafrecht uud Strofgefetgebung. 


| 1. Zu den älteften und früheften Offenbarungen bes Staatsgedankens in ber 
Geſchichte gehört die ſtrafende Gerechtigkeit. Wo immer ein Bolt auf der Bahr 
der geſellſchaftlichen Entwicklung durch die Propyläen vorftaatliher Organismen 
hindurchgeſchritten tft, waltet pie Vorſtellung, daß gemiffe Bedingungen bes Zu⸗ 
ſammenlebens fichergeftellt werben müſſen gegen vie Auflehnung des Einzelwillens. 
Die Zufügung von Nachtheilen für den Bruch der Geſellſchaftsordnung befkxht 
lange als ein At des Selbfterhaltungstriebes, ehe das deutliche Bewußtſein flaat: 
cher Aufgaben erwacht und eine Mare Scheidung ver Einzelrechte und der gejell⸗ 
ſchaftlichen Geſammtrechte bewirkt. Zwiſchen Strafe und Staat befteht femit ge- 
ſchichtlich und rechtlich der engſte Juſammenhang; eine unlösliche Berbindung, bie 
fih fogar in den Staatötheorien nachmwelfen läßt. In den patriarcdhalifchen und 
theokratiſchen Staatsweſen erwähst bie Strafe aus der Erbſchaft der in der Fa⸗ 
milie wirkenden Zucht, over als ein Ausflug des. Glaubens an göttliche Offen 
barung; in den durch Eroberung gegründeten Gemeinmefen aus ber Yortpflanzung 
der in den rohſten Formen dee Heerweſens liegenden Unterorbnung, welche in 
Mitten äußerer Kämpfe und gewaltfamer Ummälzungen die Gemeinſchaft de 
Intereffen ale Friede im Innern im Gegenfag zum Kampfberuf nad Anfen 
auffoßt. Die Strafe treibt empor aus Wurzeln, die ſich theild in ben dunklen 
Boden religiöfer Borftellungen fenten, theils in die menfchlicher Arbeit zugäng- 
liche Erdſchicht äußerer Vortheile und Zweckmäßigkeiten binabfleigen, und hier 
biejenigen Biloungsträfte an fi zu ziehen, welche ven Foriſchritt zu höheren Ge⸗ 
fittungsftufen nähren. Mit Nothwendigkeit und Nüplichleit gleich verſchwiſtert, 
bietet die Strafrechtsentwidlung ven lockendſten Einblid in vie allmähliche Entfal- 
tung flaatliher Bildung. Kein Theil der Rechtsgeſchichte gewährt fo deutliche Per- 
fpeftiven in die Geſchichte ber Geſammtkultur wie diejenige bes Strafrechts. Die 
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Möglichkeit, daß ver Staat firafe, bedingt In ven Anfängen einer engeren gefell« 
Ihaftlichen Berbindung überhaupt bie Wusbilbung wahrer NRechtöbeziehungen ber 
Einzelnen zu einander. Indem die Strafe des Staates zuerft in die Selbſtſucht 
und Rache der Stärkeren eingreift, an bie Stelle der phyſiſchen Weberlegenheit ber 
Einzelnen im Verhältniß zu Schwächeren das Bewußtſein der Geſammtrechte ber 
Geſellſchaft herausbildet, wird fie das Fundament für bie Entwidlung des Civil 
und Staatarechtes, die Garantie für den geordneten Umlanf der höchſten fittlichen 
und rechtlichen Wertbzeihen, Abwehr und Schug gegen die gröbflen Frevel der 
Rohheit und gewaltthätigen Selbftfucht, welche fih ven höchſten Orbnungen feind- 
lich gegenäberftellen. 

Kaum find indeſſen die höchſten Oüter des menſchlichen Lebens, Unverfehrt- 
heit des Körpers, Geſundheit, Freiheit, Ehe, Eigenthum und Ehre gegen Ber- 
legangen ſtrafrechtlich gewährleiftet; kaum iſt damit in feterlicher Weife die Stif- 
tungsurkunde des Staates vollzogen, fo beginnt vie Färbung des nationalen Lebens 
der Völker fi in die Vorſtellungen des Strafbaren einzumifchen. Während bie 
älteften Anfänge des Strafrechts bei allen Nationen eine auffallende Aehnlichkeit 
in den Orundanffaffungen erkennen laffen, tritt in dem fpäteren Verlauf ber 
Redtsentwiclung bunte Mannigfaltigfeit hervor. Die Formen und Mittel ber 
Strafe, die ſchwerere oder leichtere Würdigung der Verbrechen in ihrer Nang- 
ordnung, weichen ſehr bald bei verfhienenen Nationalcharafteren von einander ab, 
insbefendere tritt die Strafgefeßgebung, von ver ebenen Bahn ver Gewohnheit 
und Sitte ablentenn, fehr bald in engfte Beziehung zu ben politifhen Bebärfnifien 
bes öffentlichen Lebens, um deſſen Schwankungen und Wedhfelfälle zu theilen. Da 
bie Strafe die ftärffte Potenz ift, mit welcher ver Staat in deu Lebenskreis bes 
einzelnen Meufhen zwingend eingreift, fo geräth die höchſte Stantsgewalt 
häufig in Berfuchung, ihren Willen und ihre Intereffen hinter den fehlen Mauern 
ver Strafgefege unangreifbar zu machen; es mehren fi) die Beftimmungen, welde 
vie Unterordnung des Einzelnen unter ven höchſten Staatöwillen durchſetzen follen. 
Zu der firafreditlihen Magna Charta, die bei allen Kulturvöltern die Grundrechte 
- de8 einzelnen Menfchen gegen Zerflörung ſchützt, gejellen fi bie zahliofen Er⸗ 
iheinungen ber ven polizeilichen Nützlichkeitszwecken und der Derrfhiucht dienenden, 
durch Strafbrohungen gepanzerten Befepgebungsalte. Wilitür und Tyrannei ſuchen 
fi mittelft der Verfügung über den Strafzwang unverleglih zu machen. Was 
nad) der Vorftellung ber alten Zeit ver höchſten Berhätigung der Gerechtigkeit, 
ver Sicherſtellung heiligſter Rechte dienen follte, wird dur eine unverantwortlid 
ſchaltende, ſchrankenlos gebietende Staatsgewalt zu einem Werkjeug der Laune er- 
niedrigt; als Mittel der Einſchüchterung verwerthet. Statt die bereditigte Freiheit 
menfhlicher Bewegung und Thätigkeit in ihren Grundfeſten zu ſchirmen, macht 
fich dann das Strafgefeg fühlbar als ein die Gerechtigkeitoliebe des Staatebürgers 
bedrohender Zwang. Auch die Periode des dentſchen fürftlichen Abſolutismus blieb 
nit frei von der VBerfuhung, die Strafgefeggebung für die eigenwägigen Zwecke 
ver Herrſchſucht auszunutzen; eine Berfuhung, deren Verirrungen in zahlreichen, 
von dem Stanppunft ver heutigen Erkenntniß aus verdammungswürdigen, politi» 
ſchen Strafgefepen vor uns liegen. 

Daß die Strafgefege die wirkſamſte Form des Rechtoſchutzes auf die ber 
Öffentlichen und allgemeinen Staatsgarantie bebärftigen Rechte erfireden, ift ein 
hohes ſociales Intereffe; daß fie nicht ohne Noth die zufälligen, zeitlich ſchwan⸗ 
kenden, nur formalen Willensäußerungen einer Staatsregierung In bie Kategorie 
der fitlichen Berechtigungen aufnehmen, ein ebenfo hohes politiiches Intexefie. Das 
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Strafrecht darf alfo meber zu wenig noch zu viel verbieten und anordnen. Ee 
darf weder die bereditigte freiheit tes Einzelnen noch bie &efammtorbnung bes 
Staates beeinträdtigen. Eine unterlaffene Berpönung des ſchlechthin Rechtéwidrigen 
verlegt die Anforderungen ver Gefellfchaft an ven Staat, eine unndthige Bedrohung 
mit Strafe den fiheren Gebrauch der Freiheitsrechte. Wirb der innere Zufammen- 
bang zwiſchen ven fich gegenfeitig tragenten Begriffen des Verbrechens und ver 
Strafe geftört, fo bedeutet dies ebenfoniel wie eine Gefährdung der höchſten fitt- 
lichen und politifchen Intereffien. . 

II. Der Mißbranch der Strafgewalt und Strafgefepgebung iſt burd bie 
neueren gefchriebenen Berfaffungsurkunden vorgefehen. Weil das Strafbare feiner 
wahren Bedeutung gemäß im Geſammtrechtsbewußtſein gefucht und nicht auf bem 
Wege ber bloßen juriftifden Berftändigleit erkannt werden kann, darf weder ben 
Gerichten noch der höchſten vollziehenden. Gewalt die Beſtimmung vesfelben über 
laffen werden. Die Feffegung deſſen, was den Inhalt eines dem 
Staate zuſtehenden Strafrehts nad den beiden Seiten der ala 
verbrecheriſch zu erachtenden That und der varanf gu drohenden 
Strafe fein foll, fann nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen. 
Bo überhaupt die Geſetzgebung unter der, wenn auch beichränften und gegen- 
ftändlich verkürzten Mitwirkung der Bollsvertretungen geübt wird, gehören Straf 
gefege zu denjenigen, bei denen eine einfeitige Verfügung der Staatsregierung 
durch das Verordnungsrecht ausgeſchloſſen if. Schon die ältere Strafrechtswiſſen⸗ 
haft bat den Grundſatz anerkannt, daß ohne Strafgefet ein Verbrechen niemals 
als vorhanden angenommen werben kann (nullum crimen sine lege poenali). 
Diefe Lehre beventeie aber nur, was vom Standpunkte der Gerechtigkeit niemals 
bezweifelt werben konnte: daß es unzuläffig fei, jemand wegen einer Handlung zu 
beftrafen, die nicht im Voraus als eine verbotene durch die Geſetzgebung mit 
Strafe bedroht worden war. Oegenwärtig hat derſelbe Say: fein Verbrechen ohne 
Strafe feine höhere ftaatsrechtlihe Bebentung in dem Verbote, Strafen im 
Verordnungswege anzudrohen. 

Nur das Geſetz im engeren Sinne iſt hentzutage eine Duelle für das Siraf- 
recht; ausgefchloffen ſowohl die einfeitige Verfügung der hbchſten vollziehenden Ge 
walt, ale au vie Gewohnheit und die bier und da als poſitives Recht er 
zeugend angefehene, der Gefepgebung gleichgeftellte, von uns aber In dieſer Eigen- 
haft nicht anerkannte Wiſſenſchaft. Wo die Berfaffungen ver neueren Zeit «8 
einmal beftimmt ausfprechen, daß Strafen nur in Gemäßhelt des Geſetzes ange- 
droht werden können, verfteht fi dies fo fehr von felbft, daß wir auf eine 
wiſſenſchaftliche Begründung diefes auch ohne eine beftehende Berfaffungsbeftimmung 
zu billigenvden Sages bier verzichten können. Nicht alle Bedeutung iſt damit ber 
Gewohnheit abgeſprochen. Ste iſt für uns eine weile Schranke gegen die nad 
erweiternder Auslegung des Strafgefeges auf die lange Zeit binburd firaflos 
gelafienen Fälle firebende Berfolgungsfucht, gegen den Turzfichtigen, das Rechts 
leben verwirrenden Eifer der Ankiagebehörven ; fie ift eine Mahnung gegen Ueber: 
treibung, eine Wegweiferin in der gleichmäßigen Beſtimmung des Strafmaßes 
dur die Gerichte, in äußerften Notbfällen fogar, wie ehemals In Deutſchland 
und nod heute in England, eine lebendige Macht, welche Wiederbelebungsverſuche 
an abgeftorbenen oder abfterbenden Strafgefegen verhindert und fo bie Fehler 
„ unterlaffener rechtzeitiger Geſetzesaufhebung vor der Nichtigkeitsinftang des allge- 
meinen Rechtswillens heilt. Dem Bedürfniß ver Nechtöficherheit entſpricht es un⸗ 
bedingt, nur der feierlichen, Öffentlihen nnd ausdrücklichen Er- 
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Märung die Macht zuguerlennen, die thatſächlichen Voraueſetzungen der Strafe 
vorzufchreiben; bie Grenzen zwiſchen dem Verbrecheriſchen und dem Erlaubten zu 
zeihuen. Nur was im allgemeinen Bewußtſein ver Zeit als firafbar erkannt if, 
darf ald verbrecheriſch hingeftellt werben. Volksthümlichkeit iſt eines der Grund⸗ 
erforderniſſe für die Strafgefeggebungen, deren Ungeredhtigfeiten und Härten das 
fttlide Gefühl mehr verlegen, als irgend ein Fehler auf anderen Gebieten ver 
Gefepgebung. Schlimmer aber, als ungerechte Härte der Strafprohung, iſt bie 
Zmeidentigkeit und Ungewißheit, welche ven Thatbeſtand verbrecheriſcher Thaten 
vor dem Auge des Laien verhält und den funftvollen Auslegungen der juriftifchen 
Technik überliefert. 

Es ift Mar, daß jener Grundgedanke neuerer Verfaſſungsurkunden, welche 
einen Schuß gegen willfürlihe Strafdrohungen verleihen wollen, vereitelt werben 
kann, wenn die Gerichte im Wege der Geſetzesauslegung den Kreis ver firaf- 
baren Handlungen über ven allgemein verſtändlichen Ausdruck des Geſetzes hinaus 
erweitern. Die Berfuchung dazu liegt um fo näher, als wenigftens in Deuntſchlands 
größeren Staaten der höhere Richterſtand dem Bildungsdurchſchnitt der Volksmafſen 
ziemlich entfernt fteht, als es ungemein ſchwer hält, vie Grenzen des verbrecheriichen 
Umedts von demjenigen des Unfittlichen ſcharf zu trennen. Die Neigung, etwaigen 
Unterlafjungen des Gefepgebers im Wege ver Anwendung bes Strafgefeges 
Abhülfe zu verichaffen, wenn es fih um das VBorlommen neuer Thatſachen hau⸗ 
beit, deren Unvereinbarleit mit ber öffentlichen Rechtsordnung ber Geſetzgeber nicht 
vorherfehen konnte, ift, wie uns fcheing, in ver Rechtſprechung ver hochſten Ge⸗ 
rihtshöfe fehr Häufig dargelegt und wird verfchuldet durch die vorwiegend roma⸗ 
niſtiſch privatrechtlihe Ausbildung des deutſchen Richterſtandes, welcher die er- 
gänzende Rechtserzeugung durch die Wiſſenſchaft begriffswinrig in das Strafrecht 
überträgt, ohne die Verſchiedenheit der kriminalrechtlichen und eiviliſtiſchen Rechts» 
beziehungen genügend zu wäürbigen, ohne zu beachten, daß es zu ben allerwichtig⸗ 
ften, ans dem Princip der perfänlichen Freiheit und der Rechtöficherheit fließenden 
Bolgerungen gehört, Tag niemand beftraft werde, dem In einem gegebenen Walle 
ber Wille des Geſetzgebers nad) dem Inhalte des individuellen Bewußtfeins nicht 
erkennbar war. Die Borausfegungen, von denen bie Anslegung der Strafgejege 
geleitet wird, find verſchieden im Vergleich zu den Regeln des Civilrechts, ſabald 
es ber antommt, die rechtliche Bedeutung menſchlicher Willensäußerungen zu 
erm 

Die Gefahr, daß die Auslegung ver Strafgeſetze der Recht sſicherheit 
und Freiheit nachtheilig werden könnte, ift insbeſondere von ven Juriflen des 
vorigen Jahrhunderts, von Beccaria, Filangieri, Montesguieu und 
Bentkam häufig hervorgehoben worden. Sie gelangten Angefichts derfelben zum 
Schiuffe, daß Strafgefege nur im befchräntenden Sinne ausgelegt werben follen. 
Andere fuchten eine Abhülfe in dem Vorſchlage, daß die wichtigſten Strafverbote 
in den Volksſchulen erläutert werben follten und glaubten damit den Widerſpruch 
wilden den Forderungen des Staates, wie ſolche im Strafgeſetz ausgebrüdt find 
und den nicht immer bamit übereinftimmenden Auffaflungen ver unteren Volks⸗ 
ſhichten heben zu Können. Allen viefen Beſtrebungen lag mindeſtens das richtige 
Gefühl zu Grunde, daß ver Lehrfag, welcher Rechtsirrthum und Gefegesuntenntuiß 
bei ferafrechtlich bedrohten Handlungen einfach unbeachtet lafien will, gegenüber 
einer unentwidelten, hinter den Anforderungen des Gejeßgebers zurüdgebliebenen 
Bevöllerung zu den größten Ungerechtigleiten führen muß. 

Seitdem im neuerer Zeit Strafgeſetze forgfältig berathen und unter Mit⸗ 
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wirkung der Bollevertretungen befchloffen werben, nachdem eine Bffentiige 
Strafrechtspflege das VBerfländniß der Gefege mehr und mehr zu erweitern begann, 
bat ſich jene Kluft zwiſchen Gefegesanwenbung und Auslegung auf der einen Seite 
und dem Auffafjungsvermögen derjenigen Schichten, in denen Verbrechen erfah- 
rungsmäßig am Hänfigften vorlommen, verengert. Aber fie iſt auch heute noch 
feineswegs gefchloffen. Die Grundſätze der Auslegung richtig zu beftimmen, iſt 
daher immer noch von Wichtigkeit. 

Die Mehrzahl der neueren Rechtelehrer und der jett geltenden Gefeßgebungen 
geftatten allervings die Ausdehnende Erklärung, und außer ihr fogar bie 
analoge Anwendung auf thatſächlich nicht erwähnte, aber begrifflich identiſche Er 
ſcheinungsformen eines verbrecherifchen Thatbeſtandes. Soweit es alfo darauf an- 
kommt, den Willen des Geſetzgebers aus den von ihm gebrauchten Ausdrücken 
feftzuftellen, gelten bie von der Rechtswiſſenſchaft an die Hand gegebenen Lehren. 
Allein mit der richtigen Erkenntniß dieſer gefeßgeberifhen Willensäußerungen ift 
immer nur ein Theil der ſtrafrichterlichen Aufgaben gelöst und es tft keineswegt 
gejagt, daß eine den Drohungen des Strafgefeges (äußerlih) entſprechende Hand⸗ 
lung in einem gegebenen Falle nothwentiger Weife mit Strafe zu belegen ift; 
deun e8 bleibt ferner zu ermitteln, ob das Strafgefeß feinem Inhalte nach im dem 
Bewußtfein eines Ungeflagten repräfentirt und dadurch das Erferberniß einer 
fabjeltiven Berfhuldung vorhanden war. " 

Auf die Lehren von dem Rechtsirrthum bier einzugehen, verbietet ber Plan 
unferer Darftellung. Daß aber jene Beſorgniß, dem Individnum könnte in feine 
Perfonlichkeit durch bie Technik der ftrafgefeglichen Auslegung gleichſam eine Anf- 
ndthigung gelehrter Kriminalvoktrinen widerfahren, in der Gegenwart lebendiger 
empfunden wirb, zeigt fih vorzugsweife in ver neueren Entwidlung des Eitraf- 
proceſſes. Dos Schwurgericht ift dazu beftimmt, der Iatenhaften Auffaflung 
des Strafgeſetzes zu feinem Rechte zu verhelfen und barüber zu wachen, daß 
Riemand einer Strafe verfalle, wo vie Rechtswidrigkeit feines Thuns nicht begreif- 
bar war oder unter den obwaltenden Verbältniffen nicht eingefehen werben konnte. 
Eine volksthümliche Elemente begreifende, unabhängige Richter fihernpe Straf- 
gerichtsverfoflung, eine Beihränkung der Rechtsmittel im Strafverfahren in Wällen 
gerichtlicher Freiſprechung, vor allen Dingen aber die folgerichtige Durchführung 
des Schwurgerichtsgedankens dur die Behandlung aller Berbrechens⸗ 
und Bergehenskategorten ohne Ausnahme find allerdings wirkfamere Garantien 
gegen den Mißbrauch der Strafgewalt, als jener heutzutage aufgegebene Berfud, 
für die Erflärung der Strafgefege eigenthümliche und abfonderliche Auslegunge⸗ 
regeln vorzufhreiben. (Bgl. Krug, die Srundfäge der Geſetzesauslegung in Ihrer 
Anwendung auf die neueren deutihen Strafgefegbücer. Leipzig 1848.) Dennoh 
ſollte der Nichterftand deſſen eingebent fein, daß vom Standpunkte der Geſetz⸗ 
gebungspolitif und Gerechtigkeit aus es eine Erweiterung bes beftehenden pofitiven 
Rechts im Falle ver Unzulänglichfeit vesfelben durch die ausdrücliche Erklärung 
ber Geſetzgebung, einer Abhülfe durd die ausdehnende Interpretation bes Richters 
bei Weitem vorzuziehen if, und in allen wirklich zweifelhaften Fällen Strafloſig⸗ 
feit (in dubio mitius) der Gerechtigkeit angemeffener iſt als Nachgiebigleit des 
Richters gegen die Nützlichkeitsforderungen des geſellſchaftlichen Wohlbefindens. 

II. Wir haben bisher den Gedanken ins Auge gefaßt, daß der oberſte 
Orundfag des neueren Verfaffungsrechtes, wonach Strafen nur in Gemäßheit 
des Geſetzes angebroßt oder verhängt werben därfen, tm Wege ver Rechtſprechung 
umgangen werben und der Richter in einfeltiger Auffaſſung feiner firafrechtlihen 
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Aufgabe vergeffen Fönnte, daß er bie Perfon des Staatebärgers gegen zu weit⸗ 
gehende Auflagen zu ſchützen bat. Im Anflug an dieſe Anveutungen bleibt einer 
Ausnahme zu gedenken, welche jener Grunpfag erleidet. Hinſichtlich der Polizei- 
rafen zur Aufrechterhaltung ver öffentlihen Ordnung iſt (im Gegenſatze zur 
Geſetzgebung) theild dem Verordnungsrechte der Staatöbehörben, theil® ver 
Autonomie der kommunalen Polizeiverwaltung ein Spielraum gegeben, ver e8 ge- 
flattet, dem wechfelnden Bepärfniffe gemäß, neue Strafen innerhalb eines gewiſſen 
Make anzudrohen. Nur ein geringer Theil der polizellich ſtrafbaren Handlungen 
pflegt nämlich in befonderen Gejegen, oder in eigenen Pollzeiſtrafgeſetzbüchern 
niedergelegt zu fein. Die überwiegende Maſſe der polizeilichen Strafbrohungen ift 
lolaler Urt und nicht kodificirt. 

Bei näherer Betrachtung findet man, daß dieſe Ausnahme von dem Grund⸗ 
fa& nulla pena sine lege nur eine fcheinbare iſt; denn zuvörderſt beruht bie 
polizeiliche Strafgewalt auf einer gejeglichen Ermächtigung der Berwaltung, inner- 
halb beſtimmter Grenzen für Zuwiverhandlungen Strafe zu drohen. Außerdem 
aber hält die neuere Wiſſenſchaft daran feft, daß das Polizeiſtrafrecht aus dem 
Kriminalreht oder Strafrecht ausgefondert werben muß. Unzweifelbaft flieht 
die pelizeiliche Strafgewalt dem Berwaltungerechte viel näher; fie erfcheint als ein 
Mittel, dem Willen der Obrigkeit oder Gemeinden, als foldem, ohne Rüdfiht auf 
feinen rechtlichen Inhalt — wofern er nur nicht witerrechtlich ift, gegenüber bem 
Ginzeinen Geltung zu verfchaffen, als ein exekutoriſches Zwangsmittel, ohne welches 
ein Theil der Regierungsthätigkeit nicht ausgeübt werden könnte. Das eigentliche 
Strafgefeg im obigen Sinne ift feiner Natur nach territortal, die polizeiliche Strafver- 
ordnung lofal. Zwiſchen beiden liegt zwar ein Grenzgebiet, in weldem fi das 
verbrecherifche Element mit dem einfach polizeimidrigen Handeln im Thatbeſtand 
allgemein verpönter Unsfchreitungen vermifht (fogenannte Vergehen gegen die 
öffentlide Ordnung) Auch find die Bolizeiflrafmittel qualitativ identiſch 
mit einem Theil ver Strafübel, welche für Verbrechenshandlungen tm obigen Sinne 
gebrobt werden (Geldbuße und kurze Freiheitſtrafen). Der innere, begrifiemäßige 
Unterſchied zwifchen Polizei- und Kriminalſtrafrecht tritt indeſſen deutlich hervor, 
wenn man die Verſchiedenheit in der Qualität des Unrechts vergleicht, um das es 
fich bei den Funktionen ver Polizei handelt. 

Nah dem Borgange Hegels unterſcheidet man drei Gattungen des Un⸗ 
rechtes: 1. Das civile Unrecht, deſſen Gegenfiand die individuellen, der Privat« 
willtür unterworfenen Rechtsbeziehungen find. Das Weſen der Verlegung liegt im 
ver unberechtigten Gegenüberftellung des Willens gegen die Verfügung einzelner 
Perfonen, denen es .unbenommen bleibt, diefe Ihre Privatrechte der Zerftörung. 
Preis zu geben (Köftlin, Syſtem des deutſchen Strafrehts 8. 2. Hülſchner, 
Syſtem des preußiſchen Strafrehts IL 8. 1). Andere (Hegel, Berner) fafjen das 
civile Unrecht auf als das „unbefangene”, bei welchem jebe von ven ftreitenden 
Parteien wirklich Recht zu haben glaube bis zur Entfheivung des Richters, und 
finden in dem bewußten Gegenſatz gegen einen vorhandenen Privatredhtsaniprud 
eine Mittelftufe an der fogenannten Chicane“. 2. Das friminelle Unrecht, 
befien Gegenſtand vie Rechte der Geſammtheit, die allgemeinen Forberungen ber 
Geſellſchaftsordnung find, deſſen Inhalt das an und für fi) mit dem organifchen 
Beftande des dauernden Zuſammenlebens Unvereinbare und Unflitliche darftellt. 
Das Weſen des Verbrechens wird daher auch nicht durch das pofitive Geſetz er- 
zeugt, fondern nur hinfichlich feiner äußeren Erfheinungsformen für die Zwecke 
ter Rechtſprechung und Rechtsanwentung abgegrenzt und beſchrieben. Zwar gibt 
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es Verbrechen, in denen bie Verlegung des Einzelwillens (Diebftahl, Berläum- 
dung u. |. w.), der Eingriff in die Berfügungsrechte der Privatperfonen zum That: 
beftande unerläßlich gehören; aber immer ift das rechtlich Entfcheivende darin zu 
finden, daß in ber Verlegung gegebener Einzelzechte zugleih die Iuftitution 
(Eigentbum, Bamilie) in ihrem allgemein —— Werthe und hinfichtlich ihrer 
geſellſchaftlichen Beziehung, in der Totalität angegriffen und geſtört wird. Nicht 
die Entziehung einer einzelnen Sache aus fremdem Gewahrſam, und die damit 
rechtswidrig bewirkte Verringerung eines fremden Vermögens um einen Beſtand⸗ 
theil, noch auch der äußerlich zugefügte Schade, ſondern vielmehr die Verläugnung 
des für die ſtaatliche Ordnung als weſentlich erkannten Eigentbumprincips 
in einem ihm unterworfenen Öegenftande erhebt den Diebftahl zu einem Ber- 
brechen. In der Strafrechtögefchichte erkennen wir denn auch an dem VBerbältnifie 
des civilen zu dem Iriminellen Rechtöfchuge, wie weit das ftaatlihe Bewußtſein 
den Nechtöfrels der Einzelnen mit feiner Macht erfüllt, wie weit es benfelben fih 
gleihfam felbft überläßt. Bon hohem Interefle ift insbefonvere eine Bergieichung 
des vömifchen Rechtes, das in feiner Blütheperiode den Diebſtahl als einen 
Bruch der allgemeinen Nechtsorbnung nicht auerfannte und durch Privatfiraf- 
Elagen verfolgen ließ, mit der heutigen Rechtsentwicklung, vie den Triminellen 


Charakter ver Eigentbumsverlegungen mehr und mehr erweitert. Wo daher auf 


dem Boden ver VBermögensintereffen die pofitive Geſetzgebung das nur civile Un- 
recht von dem kriminellen fondern fol, gehört unzweifelhaft noch heutzutage zu 
den ſchwierigſten Tragen. Nach den von uns gegebenen Anventungen kann ferner 
ein kriminelles Unrecht in ver fchulohaften Verlegung der Religion und ber 
Sittlichleit an und für fich niemals gefunden werben. Weun Religion und Gitt- 
lichkeit auch (wie Hülfchner meint) „ein objektiv bafeiendes und zur Aneignung 
bargebotenes,, find, fo haben viefelben doch keine äußere Eriftenz ald Rechtsobjekte, 
feine Greifbarleit für ſinnlich wirkende Angriffe. Religion und Sittlichleit beftchen 
nur in bem Bewußtſein, das fie aufgenomunen und find darum unverleglich. Nur 
in ihrer Beziehung zu gefellfyaftlichen over ftantlichen Organismen, deren Schöpfung 
den religiöfen ober ſittlichen Motiven menſchlicher Thätigleit entfprang und ben 
Aeußerungen bes fittlich-religiöfen Lebens dienen fol, kann von Berlegungen 
bie Rede fein. Wenn der Staat daher Gottesiäfterung beftraft, jo kann vied 
nicht gefchehen, weil damit die Religion verlegt wäre, ſondern weil der geſell⸗ 


ſchaftliche Friede innerhalb der äußeren Kirchengemeinfchaft geftört ift, deren freies 


Walten der Staat, als höchſte Garantie der geſellſchaftlichen Gefammtbebürfnifie, 
zu verbürgen hat. Dasjelbe gilt von der gefchlechtlichen Unfittlichleit, vie abgefehen 
von polizeilichen Geſichtspunkten der Nüslicpleit und Wohlfahrt, nur inſoweit ber 
firafenden Gewalt des Staates verfallen kann, als ſich eine Verlegung der ſtaat⸗ 
li zu ſichernden Inftitutionen der Ehe oder Familte darin nachweifen läßt. In 
ber Kategorie der fogenanuten Meligions- und Sittlichkeitsverbrechen bemerkt man 
denn auch die entgegengefehte Bewegung in den Strafgefeggebungen der neueren 
Zeit im Berhältnig zu Eigenthbumsverlegungen. Es ift unläugbar, daß feit Jahr⸗ 
hunderten nicht nur ein beifpielfofer Fortſchritt der Milde bei Gottesläfterung und 
Ehebruch, gleichſam eine Degravation in der Nangorbnung ber Verbrechen ftatt- 
fand, ſondern auch zahlreiche ehemalige Verbrehenshandlungen aus ven Geſetz 
gebungen ausgeſchieden und als rechtlich gleichgältige in das Gebiet der ſtrafloſen 
Unfittlichkeiten verwiefen wurden. Ie lebendiger ſich das fittlihe und religiöfe Ele 
ment als ein freies von dem Rechtsgebiete des Staates getrennt weiß, deſto 
mehr wird man anerkennen, daß Religion und. Sittlichkeit fein Gegenſtand ftraf- 
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rechtlicher Sabungen fen Pönnen. 3. Das polizeiliche Unrecht befteht über- 
haupt erſt durch die Willenserflärung der gefegebenden oder verorbnenden Ge⸗ 
walt; es verlegt Feine vor dem Geſetz als vorhanden und bereits gegeben anzu⸗ 
eriennenden Rechte, vie erſt firafbar gemachte Handlung ver Pollzetübertretung 
M am fi) weder rechtswidrig noch unfittlih, fondern nur dem Exfolge nach mög- 
licherweiſe nachthellig, dem Rechtsgebrauche anderer innerlich und darum verbie- 
tungewärdig für die flaatlihen Organe zur Wahrung der Wohlfahrt. Der Gegen⸗ 
fag llegt bier alfo nicht in der Verletzung von Einzelrechten, wie beim Civilrecht, 
oder in der Störung der Geſammtrechte, wie beim Iriminellen Unrecht, fon- 
ven in der äußeren Wiverfeglichkeit gegen eine höhere Macht, veren Aufgabe 
die nötigenfalls zwangsweife zu bewirkende Unterorbnung ber einzelnen Stants- 
bärger fordert, und fi zur Durchſetzung ihres Willens der Strafe bedient. Wäh- 
end die konkrete Erfcheinung des civllen und kriminellen Unrechts begriffemäßig 
immer eine Berlegung an rechtlich geſchützten Gegenſtänden barflellt, kann das 
polizeiliche Unrecht in gegebenen Fällen den VBoransfegungen des Geſetzes entgegen 
als eine durchaus nidt nachtheilige oder gar als eine in gewifien Beziehungen 
nüglide erfcheimen, ohne ihren Eharafter einzubäßen. 

Zu dem Ausgangspunfte unferer Erörterungen zurücdtehrend, bemerlen wir, 
daß die wiffenfehaftlich geſonderten Begriffe des civilen, kriminellen und polizei⸗ 
den Unrechts in der Durchführung des Einzelnen auf die größten Schwieriz- 
lkelten ſtoßen möäflen. Unmöglich Tann es dem Richter überlaffen werben, auf Grund 
hoöchſt dehnbarer Gedankenoperationen zwiſchen dem civilen Schadenserfaß, 
der Kriminalſtrafe und Polizeibuße zu wählen, wenn es ſich um bie 
Beurtheilung eines einzelnen Falles handelt. Wir finden fomit auch bier eine 
Achtfertigung des oberfien Satzes, von welchem wir auszingen: feine Strafe 
ohne Geſetz, durch welches der firafbare Thatbefland genau 
befimmt wird. 

IV. Selbſt die Strafgeſetzgebung iſt in der Regel nit im Stande, aus ber 
anendlichen Alle und Mannigfaltigkeit menſchlicher Lanplungen den Aggregat. 
zuſtand des Berbrechens, frei von allen Berbinpungen berzuftellen und ber 
wilenfhaftlichen Unalyfe bis zu dem Punkte zu folgen, wo biefe wegen Unzu⸗ 
langlichkeit ihrer Kräfte zur Arbeltseinflellung gezwungen iſt. Bei dem Unternehmen 
des Geſetzgebers, eine beſtimmte Kiaffe von Handlungen als gefammtrechtöwinrig 
za kriminaliſiren und gegen ähnliche Fälle des Civilunrechts abzugrenzen, entichelbet 
daher ſehr Häufig die Rädfiht auf Müplichkeit, die Summe jener Megeln,” 
weihe die Krimimalpolitit zufammenfaßt. Die erfahrungsmäßige Unwirkſam⸗ 
fett des Strafgefetzes und die Schwierigkeiten ber Anwendung dürfen dazu ver- 
anlaſſen, Bei ber Grenzregulirung das Gebiet des Strafrechts zum Vortheil tes 
allgemeinen Nutzens zu verringern. Wenn von notoriſch Häufig vorlommenden, 
durch das Sefeh verpänten Sandlungen, tauſende ſtraflos bleiben, che es gelingt, 
eine einzige procefinalifch ſoweit feflzuftellen, daß eine Beftrafüung eintritt, fo tft das 
ein hinrelgender Grund, den rein juriftifchen Konftruftionen des Thatbeftanbes den 
Abſchied zu ertheilen. Wenn ſich alfo beiſpieloweiſe die kriminelle Strafbarkeit des 
VBuchers von allgemeinen Rechtsanſchauungen and erweiſen ließe, würde im ber 
Gegenwart die erfahrungsmäͤßige Unſicherheit der Verfolgung, die faft an Unmög- 
lichtelt grenzende Aufgabe, neben der Aufhebung ber lex Anastasiana, und neben 
ver allgemeinen Wechſelfäͤhigkeit wucheriſche Scheingefchäfte von ernſt gemeinten 
Rechtsalten durch Beweisaufnahmen zu fondern, die Aufhebung der Wucherſtraf⸗ 
geſetze zu einer wohl begrundeten Forderung erheben. Wehnlihe Erfahrungen 

Bluntf@ii ann Brater, Deutſches Staate⸗Wörterbuch. X, 21 
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öunen den Gerwfgefegeber zu einer, ber abflwolten, von der mikroſtepiſchen 
Wiſſenſchaft gezogenen Konfequenz enigegenlaufennen Beſchränkung Heiner Prellersien 
im Handelsyerkehr veranfafien. Denn Zweckwidrigkeit und Unwirkſambeit beſtehender 
Verhote wirlen vothwendigerweiſe auf bie Geſammtheit des Rechtszuftaunes henath⸗ 
theiligend zuräd. Nutzlichkeitegründe And ea auch, welche dem ſtrengen Begrifi 
zuwider bei gemiſſen Verhrechen (Ehebruch, Nothzucht, Diebſtahl der Descaam- 
ten, Ehrverletzungen u. ſ. w.) ben Gtagkszwang erſt auf ansdrückliches Berlangen 
her verlegten Privatperfon eintreten laſſen, obwohl es ſich um die Störung allge 
meiner Rechte handelte. 

V. Der Grundſatz: „keine Strafe ohne Geſetz“ bezieht ſich feinem 
Wortlaut nach nur auf das Erforderniß, daß ein geſchriebenes Geſetz dia Grundlagen 
für die Anaubung der Strafgewalt biete. &4 wäre alfa genfgenh, wenn in eine 
Neibe zeitlich verſchiedener Geſetze die Gumme ver flanfretlihen Normen fd 
niebergelegt fände. Ein inneres und unabweiobares Behürfnig bat indefſen bie 
große Mehrzahl der weßteuropätigen Staaten zu einer Kodifikation bes Staaf⸗ 
gefege und zum Erlaß umfafiender Strafgeſetzbücher veranlaßt. Nur England macht 
eine bemerfenswertbe, von ven hervorragendſten Iuriften jenes Landes indeſſen 
hänfig angefochtene Yugnaksıe, wonad theils Gewohnheit (cammen law}, theils 
Pariamentöftatnten aus fehr verfeäienenen Beitperianen bie Strafſatzungen enthalten. 


daran feftzubhalten, daß Gtrafgefege im Allgemeinen, ben geſellſchaftlichen Kiptwid- 
ungen und NRedtsäbergenguugen folgend, einem verhältuigmäßig jhmlleren Wechſel 


laſſen durch eine forgfältige Verglelchung aller für hie herſchiehenan Varbrechens⸗ 
arten berechneten. Maßſtaͤhe. Die Wichtigkeit homogenen Strafdrohuugen bagreifend, 


tragagefegen liberfläffig gemacht, ſondern auch gleichſam bar gung 
Alten, oder Abſchneiden verhorrter Zweige am Stamme des Geſetzbuchea eing groͤhere 
Langlebigkeit erreicht, deren Bedeutung für das Anſehen eines Koder wit gan 
leichgüütig if. Auf der anderen Seite werden dadurch Meuffionen- das Gauzen im 
Bufommenhange leineswega gehindert. | 

Das Strofreigt der neueren Zeit unterſcheidet man feinem Inhelte nach in 
materielles und, formellss Strafrecht. Daa lebtere (Gtrafpzpcch, Strafverfahren) 
ſcheidet aus uuferer Betrachtung bier aus, obwohl: vom einigen wenigen Juriſten 
noch heutzutage Strafrecht fchriftfielleriich im meitenem: Sinne gabraucht wird, 
und fräherhin ganz allgemein, der Strafproceß ala ein Theil des Gtrafucchts je 
wohl in Lehrbuchern, wie in Geſetzbüchern, ungefonkert behandelt wurde. 
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m. In Büutihlanb war das Berixfaih zufanminhängenber Kodifilation 7 

dem Öchiste Der Strafgefepgebungen früher erkannt worden, als anderswo. 
hier deu Ping, m bie —— Entwicklung ves veutſchen tale 
Erinnerung few. Bis zu Anfang des 16. Iahuhrkubertö waren auf 
fen ebiete — ** —E und —— — thatig, wie im biteger⸗ 
lichen Rechte. Auf die altgermanifken Grundlagen hatte ſich theils das lrchliche 
Recht des. Miitelaltero, heile das höchſt verworrene, in feinen Beſtinmtingen viel⸗ 
fach — romiſche Strafrecht feigefegt. Es war fomts auf —— — Un⸗ 
niſſenheit und Sresfnmiktt der Strafrechtsgewohnhekten des ſpaüteren Mittelalters, 


prudenz aufgenbthigt, 
niſſen eines zum äußerſten verunflalteten 8 Folterverfahrense umgab. Unter ſolchen 
Unfäusen war e8 ein ganz beſonderes Glüch, daß den ſchrebendſten Mißbrauchen 
bauch ein für bie damalige Bildung hervorragende, Strafrecht und Straſproceß 
unfoffenbe®, von dem Freiheren von. Schwarzenberg vorbercitetes Geſttzbuch det 
Kaiſers Karls V., vie kurzweg fogenaunts Cuyoline 1582 abgeholfes werken 
kennde. Im Dergieich zu bar vamaligen Aufliaben in Frankveich, Belgien, GEng⸗ 
laud und Stellen bonute man fagen, daß Deutſchland mit dieſem Geſolarchs einen 
gewalligen Aufſchwuung zum Beffern Basen hatte (og. Malbblane, Ge⸗ 
ſchichte der peinlichen Gerichtkordnuu). Gleichfam erfchpft von fe angewohulicher 
Anſtrengung, bliek die Roichsgeſe freilich Gel diefen Anfüͤngen ſtehen, ohne 
auf deren weitere, dem Fortſchritt der Zen folgende Catiiclung ner u ach 
men. Ueber zusch and ein halbes Jahrhuudert blieb mun im Weſentü 
peinlichen ——— —— Rein; obwohl man untes bem ——* bei — 
Ye daB Harte zuhlveicher Beſtimmungen ſchon gegen wie 
Min der vorigen Jalrhunderts eingefehen hatte: ums eiib Tal: milliixiichen Geriches· 
gebrauch fh nach end nach über bie GRafbeftintmumgen hinmegſetzie, his bem 
Rehuäberuußtfeie ver. Zelt zumidertiefen Endlicht nachdent Bhkinfopkle und Arkninad- 
politit am beim alter: Werke ihre yerftlnente ſtraft bi zum Aenßerſten Berkltigkt 
awachte nie Grenniniß, daß eine nee Gefepgebung uerlähli; gemaukeit 
jel, auch auf den Thranen, zuenft in dem erlenchtsten Bapfe Suiekride id. Garade 
vie hochſten⸗ Eeſellich aftchtcht 












lung, quainolle Tobeöfizafen warden in ihrer Beriverflichleit erkanut, Humauitut 
bie: Bofınsg; der Zeit, ammeiit in Dem großen Stacrten dos öſtlichen Europa, 
en, Oefferreich uns Nußlanıı Man glaubte —— daß es zunächft: darauf 
— Berbrechen dauch gute Belizeiinfinkten und Bollgemfilärung: zu hindern, 
dat Bonkauguugsmärsel beſſer ſeien als Strafen. Erſt die frangäftiike. Revolution 
bewintte auf den Shronen eine ſehr fchmelle Ablühlung dei: won der Philoſanhie 
—— Idealismus, eine Rückkehr zu den altem Ommnbfähen ver Abſchneckuug 

Den ſah sin, daß pof itine, das Michteramt bimbende Roumen buch philoſpphi⸗ 
ſches Makfonnement: wicht eutbehrlich wurden. 

Demsmdhi tungen: bio erſten deutſchen Strafgefergeberngen aus den leiten Jahr⸗ 
zehegten des vorigen Jahrhunderte, das allgemeine preufifche Landvecht (1794) und 
ver allen Dingen: das Joſephiniſche Gets von 17873 den Stempeb ber voran⸗ 
gegengemen Syode viekfod. an fich. Die frühen fo hart Bekzafte Klaffe deigeniper 
Berireihen, im been bie Hmhfichen Mnffafiumgen fich: wir exmeiefen hatten, 
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wurde ans dem Gefitäpnkte ſtaatlich⸗polizeilicher Imtereffen gewärbigt. Wie fie 
in ihrer Strafbarkeit ſanken, ebenfo hoben ſich politifche Vergeben. Ein nenes 
Strafenfyftem bildete fich. heraus, indem vie Freiheitſtrafen entfchleven in ven 
Borbergrund rädten. Das bſterreichiſche Geſetzbuch fchaffte fogar die Tobesftrafe 
ab, welche erſt 1796. wieder eingeführt warb 

Seit dem Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts veränderte fi pie Mid- 
tung der Geſetzgebung wefentlih umter dem Einfluß der hiſtoriſchen Betrachtunge⸗ 
weiße der Rechtswiſſenſchaft ımb der nationalen Interefien, bie vie franzsſiſche 
Revolution angeregt hatte. Bon einer gemeinfamen Strafgefeßgebung konnte in 
‚ der Anflöfung des Reiches keine Rede mehr fein, es blieb daher nichts Abrig, als 

auf dem Wege ber partitularen Legislation in ben einzelnen, feuverän gewer- 
benen — Fon Ubhülfe des allgemein als mangelhaft erkanmten Strafrechte⸗ 
zuftandes uchen. 

Eine neue Epoche bezeichnet das erſte unter den neueren Strafgeſegbüchern, 
welches 1813 in Bayern verkündet warb. Unter dem unmittelbarſten Einfluſſe 
Feueerbachs und feiner Theorien entflanben, gelangte es wegen ber ſtrengen Konfe 
quenz feiner feft zufammengefügten Beſtimmungen zu hohem Unfehen. und zur 
Aufnahme in einem räumlich weit getxemtten Staate (Sivens urg 1814). 
exreichte dasſelbe, da feine mannigfachen Härten fdinell empfunden wurden, keine 
ſehr Lebensbauer., Nach langen Berathungen wurde 1861 ein neues Straf: 

ch in Bayern verkündet, nachdem ſchon vorher Oldenburg fi vom der 
— der —— * Geſebgebrmgeardeit losgeſagt (1860). 

Nah längerem Zwiſchenraume fand das 1818 gegebene Beiſpiel Bayerns 
and bei anderen Staaten Rachahmung. Ohne bier auf vie Geſchichte ver * 
Landesgeſetzgebungen in. Deutſchland einzugeben, führen wir ber Reihe mach bie 
einzelnen Gtrofgefegbädher ver neueren Zeit auf: 1. Sadfen: Kriminaigefegbud 
vom Jahre 1838, weſentlich umgeftaltet im Iahre 1855 (ogl. Wachter, Sihf- 
ſches und tbäring iſche⸗ Strafrecht. — Kommentar von Otto Krug) 2. Alten⸗ 
burg 1841, im 1 Beientlicen identiſch mit dem vorigen. 8. Würtenberg, Straf 
geieabng vom Jahre 1889; ergänzt durch zahlreiche, zum Theil tief eingretfende 

achtragsgeſetze (Kommentar von Hufeland). 4, Srannfhweiz, Kriminal⸗ 
gefeubuch vom Jahre 1840, welches feit 1858 auch in — Detmold einge⸗ 
führt iſt und unter ber fpäteren Gruppe durch feine Präcifion und Kürze zu De 
Anſehen gelangte, daher auch vielfach benntzt ward. 5. Hannover, Rriminalgefeh- 
buch von 1840. Steben Jahre ſpäter trat bazu ein Pollzeiftrafgefeg, im. Jahre 
1857 eine Anzahl von Abänberungen durch das Gefeu vom 20. April (Kommentar 
von Leonhardt). 6. Heffen-Darmftadt, Strafgefetzbuch vom Jahre 1841 
(Kommentar von Breidenbach), ergäust durch Geſetz vom 28. Februar 1849 
und das Polizeiſtrafgeſetzbuch von 1855. 7. Baden, Strafgefeubuh vom Jahre 
1845, in Gultigkeit feit vem Jahre 1851, entflanden unter ſehr erheblicher M- 
wirtung von Mittermater, deſſen Einflıc auch auf bie Abrigen deutſchen Straf⸗ 
gejeggebungen unläugbar ein jehr großer war. 

Eine neue Wendung der Dinge trat mit dem Jahre 1848 ein; große Um- 
wälzungen erfuhr zunächſt ganz allgemein. das Proceßrecht durch Einführung bes 
Schwurgerichts und ber öffentlich⸗muündlichen Berhandlungsform. Außerdem zeich⸗ 
nete die Reichegeſetzgebung den Bundesgeſetzgebungen eine Anzahl von gemein- 
ſamen Örunbbebingungen vor, bie, wenn fie auch fpäterhin durch ben Bang ber 
Gretgniffe ihrer verbindlichen Kraft beraubt wurben, bach nicht olme Nachwirlungen 
im Volksrechtobewußtſein blieben. Der 8. 64 ber Frauffurter Reidhsverfaffung vom 
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28. Mlırz 1849 beſtimmte: Der Reichsgewalt Legt es ob, durch die Erlaffung 
allgemeiner Gefetzbůcher über bürgerlihes Recht, Handels⸗ and Wechſelrecht, Straf⸗ 
reiht und gerichtliches Berfahren vie Mechtseinheit im deutſchen Volke zu begründen. 
In unferer Aufzählung: geltenver Strafgeſetzbücher fortfahrend, erwähnen mir: 


daß das alte gemeine Necht ver Carolina auf einem verhältnigmäßlg geringen 
Territorium noch Gultigkeit behalten bat. Die Partitilargefehgebung überwiegt 
entſchleden. Angeſichts dieſer Thatfache iſt benn auch bie Frage, ob es nod 
eu gemeines beutfches Strafrecht in der Gegenwart gebe, mit Leichtigkeli 
zu beantworten, obwohl es auch bier an Kontroverfen nicht fehlt. Bon einem 
formell gemeinen, auch tin den mit befonveren Strafgeſetzbüchern ausgeftatte- 
ten Territorien anwenbbaren Strafrecht kann unferes Erachtens feine Rebe 
fein. Begrändete Zweifel find nur möglich, wenn es darauf ankommt, feftzuftellen, 
ob ein materiell gemeine ventfches Strafrecht vorhanden iſt ober nicht. Die 
Mehrzahl der neueren Kriminaliften nimmt ein materiell gemeines Recht in dem 
beppelten Sinne an, daß basjelbe den in ven einzelnen Geſetzbüchern vorhandenen 
und weiter entwidelten Kern des alten Rechts, anferbem aber ven Gegenſatz zu 
außerdentſchen Strafgefegblichern bezeichne. Aber auch in biefer Beziehung fcheint 
es uns, als ob man das Gemeinſame anf Koften des Beſonderen in ben beutichen 
Strafgefepblichern vielfach überſchatze. Nothwendig iſt allerings, daß vie Wiffen- 
(Haft an dem gemeinfamen geſchichtlichen Fundament fefthalte, ohne welches ein 
Verſtaͤnduiß der Partikulargefetzgebungen gar nicht venkbar fein würde, An viefem 
Maßſtabe des alten gemeinen Rechts iſt nämlich zu prüfen, wie weit vie Abwei⸗ 
dungen und Befonderheiten der einzelnen Geſetzbücher als berechtigter Fortſchritt 
anf der Bafis ehemaliger Rechtszuſtände, oder als rein partikufariftifhe Willkür 
anzuſehen find. Bon dem Ergebniß diefer Prüfung wird demnächſt bei einer Räd- 
lehr zur Ginheit in ver Strafgefeßgebung ſpäterhin Nupen zu ziehen fein. Bor 
ver Hand maß man fi damit begnügen, daß die Einheit der Doktrin, welche 
an dem gemeinen bentfhen Strafrechte auf den Untverfitäten fefthält, wentgftens 
in der wiffenfhaftlihen. Ertenntniß und in ber Anwendung ber partitularen 
Strafgeſetzbücher einen Zufammenhalt fhafft. 

—* Wege führen zu dieſem Ziel: entweder die Darſtellung bes gemeinen 
Rechts der älteren Zeit unter organifchem Anſchluß der weſentlichen Abweichungen 
bee partifularen Rechts — und viefen Weg gehen bie meiften der neueren Lehr⸗ 
bicher (Feuerbach, Herausgegeben von Mittermaler 1847. Heffter, 6. Aufl. 
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1857. Marezoll, 3. Aufl. 1856. Röftitn, Shflem 1855. Berner, Behrbuch 
2. Aufl. 1868) ober vie Darſtellung eines partikularen Rechts unter 

feines Grundwefens aus dem gemeinen Recht (Hälſchner, Eyſtem bes vpreuhi⸗ 
ſchen Strafrechts 1858. Wächter, Lehrbuch bes füchftfchen and. thärkagifchen 
Strafrechts 1857 u. A.) 

Meber die wiſſenſchaftliche Bedeutung nnd Berechtigung des gemeinen Redis 
binans wäre es Selbſttäuſchung, zu verlennen, daß in den Ginzelbeſtimmungen der 
hestigen Strafgeſetzbücher das Beſondere und Wtllfärliche bei Weiten Aberwiegt. 
Es ſcheint zuweilen, als ob auf viefem Gebiete vie Geſetzgebungen ein gewiſſet 
Sondbervergnügen harin gefucht hätten, von dem anbermärts bereitd Borhaudenen 
ohne Roth abzuweichen und einer felbfigefälligen Gitelleit durch Erfinden Genüge 
zu tham. Eine weitgehende Zerſplitterung iſt nicht in Abrede zu ſiellen. Im U⸗ 
gemeinen muß man ſogar zugeben, daß die Gegenüberſtellung des dentſchen ge 
meinen Mechts gegen dos ausländiſche Strafrecht keine große Bebentung mehr * 
ſeitdein der franzöſtiſche code péͤnal vom Jahre 1810 einen anßerordentlich weit 
gehenden Einfluß auf die neueren Geſetzgebungsarbeiten erlangt bet. Fusbefonbere 
jet der Einführung der Schwurgerichte Ing es nahe, Beangefches zn bopiren, wo 
poiitife Iuterefien dem franzöfifgen Geſchmack entgegenkam 

In der Öegenwart baun men daher as pefitive —* ber eirzelnen 
bentfchen Ginsten im drei weſfentlich verſchtedene Gruppen ſondern. 1. Das alle 
noch heute formell gültige (gemeine) Strafrecht, welches Geriäkögehrond 
feiner ehemaligen — faſt gänzlich Peer und durch Specinigefeke 
ober analoge Anwendun chtlich feiner Thaibefiandabefkimuumgen —— 
erweitert ift. 2. Die Gortitaiemefetsehungen, ; weldje fi in ihren Erundar⸗ 
ſchauungen bem älteren gemeinen Recht enger anſchließen. Dahin gehören alle ver 
dem Jahre 1848 entſtandenen Strafgeſetzbücher. Endlich B. die Geſetzbücher, welche 
fi in ihren Grundanſchauungen dem älteren gemeinen Recht eutfremben, um fid 
dein frangäfifcgen Muſter zuzuwenden. In dieſer dritten Klaſſe machen ſich Preußen 
und Vayern vorzugsweiſe bemerkbar. Beine hatten nämlich das politiſche Intereſſe, 
bie Nechtseinheit duvchzuführen unter Beſeitigung ber fennzöflihen Strafgeſet 
gebung, welche am linken Rheinufer beider Staaten galt, und machten Kein * 
ans Äußeren Gründen Zugeſtändnifſe an bie Gewöhnumgen eines Tholles ihrer 
Bewohner. Obwohl näntich in Frankreich felbft die Härten und Ungerechtigkeiten 
des alten code p6nal niht nur von allen Einfihtigen ngſt erkannt, fonbern 
nnd im Jahre 1832 durch ein Speclialgeſetz über mildernde Umftände wejentiih 
vnſchaͤdlich gemacht worben waren, Hatten fi doch bie deutſchen ee in 
ihrer —*&—** Mehrzahl ſeit lauger Zeit eingeredet, daß auch bie 
keontfche Strafgeſetzgebung tm Vergleich zu dem deniſchen Rechte vortrefflich 7 

Der franzöfiiege Einflußg, dem das preußiſche Strafgeſetzbuch in erhöhten 
Maße unteriag, zeigt ſich namentlich in folgenden Punkten: 1. In der Klaffifitatien 
bes ftrafbaren Handlungen, nad dem Grundſatze der Dreitkeilung in Be- 
brechen (crimes), Vergehen (delits) und Polizeiüberteetungen (contearentions) zu 
bem Zwecke, den drei Gattungen won Strafgerichten erſter Inſtanz ſofort einen 
entfprechenben, die Zuftändigleit ſachlich vegelnden Ausdruck a dem Gebiete bes 
materiellen Strafrechts zu gewähren. Diefe Dreitheilung, die ſelbſt in Fraukreich 
ee le. wird, fand in Deuiſchland mande Vertheidigung, uud es iR nicht 

bit, an piefer Stelle ein Wort für ober wiber fallen zu laſſen. Kar 
in darf erinnert werken, daß biefer Ghrtkeilungsmorus dem Deutfgen R 
und Oerlommen entſchieden zuwiderlief und Die bereits beßohenden Verſchicdenheiten 
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ia einem wichtigen Puwlte vermehrte. 2. In ber dem Abhſchreckungezwecke huldi⸗ 
genden Behaublungsweiſe ver politiſchen Verbrechen und Bergehen, denen ein 
ganz außerotdentlih wmbeftimmter und behnbarer Thatdeftanb zu Grunde gelegt 
ward. 3. In der dem bentfchen Nechte gänzlich widerſprechenden Behanblung bes 
„verbrecheriſchen Berfuchs“ und ver „Theilnahme“. 4. In dem Gyftem der mil⸗ 
dernden Umſtände, welches es dem richterlichen Ermeſſen auheimſtellt, ohne 
ſpecielle Augabe voraus bezeichneter Thatſachen in geeignet erſcheinenden Faͤllen 
von dem ordentlichen Strafmaß abzugeben. Es iſt dies Syſtem in Preußen fogar 
gleichſam verunſtaltet und verkrüppelt, indem bei einzelnen Verbreihensarten (poli- 
tigen Berbrecsensfällen, Geſchlechtsverbrechen, Wucher u. a.) vie Sulafiung mil- 
veruber Umflände von vornherein nuögefhloffen blieb, obwohl bei jenem Verbrechen 
mildere Erfeheinmgsformen vorkommen. 

Auf der unteren Seite kann nit geläugnet werben, daß bad Beiſpiel der 
franzöſtiſchen Geſetzgebung manche nügliche Anregung gewährte und namentlich zu 
genanerer Beftimmung bes Thatbeftannes einzelner Verbrechen beitrug. Als ein 
Hortfchritt namentlich der preußifchen Geſetzgebung darf auch hervorgehoben werben, 
daß man das Ermeſſen des Richters bei der Gtrafausmeflung erweiterte und ber 
Wiffenfchaft ihre Rechte wahrte, Indem man auf eine Erklärung allgemeiner Be⸗ 
griffe Verzicht leiſtete und damit ver Praxie freie Hand ließ, ver Weiterentwidiung 
der Lehre zu folgen. Eine richtige Beſtimmung des Berhältnifſes ber Straf 
geichgebung zum Nichteramte and zur Wiflenfchaft ift von fo großer Wichtigkeit, 
daß wir .uns ber Aufgabe einer kurzen Erläuterung zu unterziehen haben. 

VIIE PBaflen wie zunächſt vie Anwendung bes Strafgeſetzes durch den 
Richter ins Auge, fo tritt uns eine Verſchiedenheit der Wuffaffungen entgegen in 
ver Klaffifiletion der Strafgefege mit Rückficht auf ven Charakter der Straf 
vrehungen. Darnach unterſcheidet man nämlih: 1. abfülut beftimmte, 2. abſolut 
unbeſtiumte unb 3. relativ beſtimmte Gteafgefeke. 

Das abfolnt beſtimmte Strafgefen bebroßt das Verbrechen, bie Mannig- 
faltigkeit feiner Erſcheinungen mißachtend, mit einem feflen und unabänderlichen 
Steafüdel, unterfagt jede Abſtufung, vertennt vie qualitativen und quantitativen 
VBeſtimmungen der Schuld und beichränft ben Richter auf vie Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes, deſſen Folgen auf das genanefte im Voraus beflimmt find. In 
toben und unficheren Seiten, bei dem Mangel tüchtiger perfänlicher Kräfte zur 
Ansübung Yes richterlichen Anıtes mag fi Einiges zur Entſchuldigung abfolut 
befisamier Gtrafprohungen anführen laffen. Der Gegenwart entſprechen biefelben 
jo wenig, daß vie Ungerechtigken eines berartigen Verfahrens allgemein anerlannt 
ft. Der Iuriftentag zu Wien erklaͤrte fi einftimmig dahin, daß abfolnte Straf⸗ 
drohungen grunbfäglih zu verwerfen feien. Nichtspeftoweniget ſtehen viele Be- 
Kimmungen ventfcher Strafgefegbäcdher mitt dieſer Auffaffung noch in Widerſpruch; 
das preußiſche Strafgeſetzbuch droht beifpielsweife die Todesſtrafe in faſt allen 
Fallen, me fie zur Anwendung kommen kann, ganz unterſcheldungslos und zwingt 
bamit ben Richter, ungerechte Auoſpruͤche zu fällen. Muß nicht das Rechtsbewußt⸗ 
fein erheblich verletzt werben, wenn bie Tödtung ernſtlich Einwilligender mit dem 
graufanften Menchelmorde anf eine and vieſelbe Stufe geftellt wird? Es gibt fein 
Verbrechen, bei welchem wicht innere Übftafungen ver Verſchuldung vorkommen; 
mechaniſch amgelegt find diejenigen Geſetze, welche das verlenmen. 

Ebenſowenig entipricht das abfolnt unbeſtimmte Strafgefet ben praktiſchen 
Zielen ver Mecytöpflege, Es begnügt fich damit, das Strafübel ganz und gar ber 
Berfügung des Richters anheimzugeben, mid verleitet deßwegen zu großen Ungleich⸗ 
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heiten und Willfürlichleiten. Zwar erlaubt es ver leberdigen Ueberzengung einen 
Ausorud in ver Auswahl eines von den gefeglih zuläffigen Strafmitteln und if 
deßwegen den abfolnt beftimmten Strafgefegen noch vorzuziehen. Allein ſchon bie 
Beſorgniß, daß der Richter den günfligen oder ungünftigen Einflüſſen äußerer 
Umftände unterliegend, entweder eine übergroße Milde over eine maßloſe Härte 
walten laſſe, drängt dazu, nad einer Begrenzung feines Ermeſſens zu fuchen. 
Sowohl das Intereffe der Staatsorbuung wie des Angeklagten warnen vor einer 
völlig unbefchränften Verfügung, vie den Richter zum Range des Geſetzgebers er⸗ 
heben würde. Nur in kleineren, einfach geglieberten Gemeinweſen, wie bie Hanſe⸗ 
ſtädte oder einzelne Schweizerfantone, in Zuftänden, welche fefte Rechtoögewohn⸗ 
beiten unaugefochten beſtehen lafien, würde Herlommen und Sitte jenen Befarg 
niffen und Gefahren entgegenwirken. Große monarchiſche Staaten könnten dagegen 
in der ſchrankenloſen Strafgewalt nur eine Quelle ver linficherheit und Verwirrung 
finden. Das alte gemeine Recht war am Schluffe feines Zerfegungsprocefied all 


mählih zu arbiträren Strafen gelangt und zeigt biefe Eigenthämlichteit ud 


heute überall, wo es unmittelbar angewenbet wird, 

In der Mitte zwiſchen mechanifcher Unbeweglichleit und unorganifcher Willlin 
liegt das relativ beftimmte Strafgeſetz, deſſen Angemeſſenheit die Mehrzahl ver 
neueren Geſetzgebungen auch volllommen anerlennt und als Regel handhabt. Ein 
Maximum beflimmt im Voraus die Grenzen, über welde der Richter niemals 
hinausgreifen darf; ein Minimum bewahrt davor, bag nit Mitleiv dazu verleite, 
an Stelle des Rechtes Gnade zu üben. Innerhalb dieſes „Strafrahmens“ lann 
das richterliche Ermeflen der verbrecheriichen That das Recht zumeflen, welchet 
fowohl den VBorausfegungen des Geſetzes entfpricht, als auch ber individnellen Ber- 
ſchuldung des Berbrechers angemeſſen erſcheint. | 

IX, Obwohl die Vorzüge bes relativ beftimmten Strafgeſetzes Heutzutage 
allgemein anerkannt find, gebricht es dennoch nicht an Streitfragen über bie Aus 
dehnung, welche dem richterlihen Ermeflen im Allgemeinen zugekanden werben 
ſoll. Namentlich find es brei für die Geſetzgebung höchſt wichtige Fragen, hinſicht⸗ 
lich welder große Meinungsverfchtevenheiten noch jetzt beftehen. 1. Ob bie Gründe 
der Zumeffung im einzeluen im Voraus als eine den Richter bindende Norn 
aufgeftellt werben follen over nit? Die überwiegende Mehrzahl der dentichen 
Strafgefebücher verzeichnet mit ängftliher Sorgfalt, welche Umflänbe ber Richter 
bei der Zumefiung berüdfichtigen fol. Preußen, Oldenburg und Bayern 
nehmen davon Abſtand unter der Borausfegung, daß die Wirklichkeit des Lebens 
bei Aufzählungsverfuchen nicht erfchöpft werden kann und die allgemeinen Grund⸗ 
fäge der Zurechnung volllommen ausreichend find, um den Nichter bei ber Straf- 
ansmeflung zu leiten. 

2. Ob auch die Gründe der Strafmilderung und Strafihärfung unbeftimmt 
zu lafien find oder nit? Bon vornherein iſt allgemein zugegeben, daß auch 
bas relativ beftimmte Strafgefeg nur dem Durchſchnittobilde eines verbreche⸗ 
riſchen Thatbeſtandes genügt und daß erfahrungsgemäß Umſtände eintreten, 
welche ausnahmsweiſe das Maximum zu niedrig, das Minimum zu hoch er 
feinen laſſen und darum, weil fie voransgefehen werden können, aud eine Be 
rückſichtigung verlangen. Koncentrifchen Kreifen vergleichbar, find bie Peripherien 
des ordentlichen Strafmaßes mit einem Radins gezogen, der den größeren Flaͤchen⸗ 
raum barftellt, während vie Peripherie der Strafmilderung mit Heinflem Radius 
um das Sentrum gezogen, ihn wenig verringert, bie Peripherie ver Straffchärfung 
über ihn hinausgeht und um ein gewiſſes Maß ber Flache vergrößert. Coll um 
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ver Nhäter, ehe er and dem mittleren Rahon nach ber einen ober auberen Geile 
beraustreten barf, einen gefenlichen Bidimationsvormerk auf feinem Paſſe machwelfen? 
Hinſichtlich der Straffhärfung ift man darin einverflanden, daß Grenzäberfrei- 
tungen durch Vorausbezeichnung ber motivirenden Unflände begrundet werben 
mäflen. Dafür fpricht, daß nie größere Strafe Aber dad Marimum hinaus ber 
—— Nechtsordnung weniger erheblich iſt, als den Rechten des Angeklagten 
aber beſtimmte Erfcheinungsformen ber Berbrechendart erfah⸗ 
*. eine höhere Gefahr, ſo iſt es vorzuziehen, ſie als eine Special⸗ 
form (Onelififatton) beſonders zu beſchreiben und durch eine härtere Drohung 
* anszuzeicguen. Dieſer Grundſatz beherrſcht auch in Wirklichkeit bie deutſchen Geſetz⸗ 
ungen. 
ee verhält es ſich mit den Strafmilderungen, bei denen unter das 
Minimum herabzugehen iſt. Auch bier läßt fih zunächſt denken, daß bei ein» 
Berbrechensarten (3. B. —— — R Todiſchlag) regelmäßig vor- 
Iommende Erfcheinuugsfosmen milderer Urt (3. B. eine vorangeganyene Meisung) 
als Spechalfälle beſonders bebroht werben. Dabei kann man inbeffen, wenn ben 
wirklichen Bebärfuifien des Lebens genügt werben fell, in ber Strafgefehgebung 
ſtehen blelben. Cinmal gibt es nämlih Milberungsgrünnde, welche ganz. allge 
mein, und micht blos in. Beziehung zu einzelnen Verbrechensarten, vorkommen 
(4. ©. unmänbiges Alter, verbunleltes Bewußtſein der Schuld); anbrerfeits gibt 
es Umſtände, bie in der individnellen, gar nicht zu ſchildernden Gigenthüns« 
lichleit wer verbrecheriſchen Perſonlichkeit in ihrem Berhältuig zur That liegen. 
Bei dieſer letzten Klaſſe waltet die Unmöglichkeit ver Vorausbeſtimmung ob. * 
Berfuch dazu muß mißlingen. Hier entſteht num bie ſchwierige Alternative, ent⸗ 
weder daß bei unterlaffenen Beſtimmungen, wenn das Geſetz auf ſeine Fuhrer⸗ 
ſchaft verzichtet, der Richter feinem Gefühle folgend, das Minimum ber Gtraf⸗ 
maße überſchreite und in Wirklichkeit weniger Recht ſpreche, als Gnade übe; oder 
daß bei wirklich vorhandener, dem einzelnen Fall tyranniich aufgendthigter Härte 
ein Unrecht durch das Gele ſelbſt veraulaßt wird, zu deſſen Vermeldung nur 
bie Gnade nachträglich das Ihrige thun kann. Die fehr —— Loſung dieſer 
Fragen wird nicht ſowohl durch die Deduktionen der Wiſſenſchaft als dur krimi⸗ 
nalpolitiſche Erwägungen auf Grund thatfächlicher Beobachtung zu erreichen ſein. 
Gewiß ift, daß das Strafgefeg dafür Sorge tragen muß, die Rechtfprediung mit 
ben Befugnifien auszuräften, welde zur Verhinderung ungerechter ea 
aöthig ober dienlich find. Im —** auf möglihen Mißbrauch der Befnuzuiſſe iſt 
dann welter zu prüfen: iſt die unterlaſſene Begnadigung im Falle ungerechter 
(gu bartex) Berurtheilung ein größerer Nachtheil für das Rechtsleben, als bie im 
Wege zu großer Milde bewirkte Beeinträdtigung bes Begnadigungsrechtes? Uns 
ſcheint hide letztere Gefahr die geringere; wenn wirklich ber Richter dann unb 
wann Gnade übt und unbewußt dem Erlebe feines Rechtsgefühls mehr ge 
berht, als ver logiſchen Strenge, fo iſt das Ergebniß immer noch dem Rechte“ 
leben günſtiger, als weun bie Begnabigungsinftanz, die jener Aufßeren Ginwirkmg 
entzogen iſt und mach unberechenbaren Veweggründen handelt, bie Rüdgängig- 
mahung einer zu harten Strafe unterläßt. Außerdem iſt zu erwägen, daß nichts 
den Richter hindert, auch bei genauer Formulirung ver Stenfmilberungsgrände 
durch amaloge Anwendung zu demſelben Refultate zu gekangen, wie bei unbe 
ſtimmten Strafmilderungsgränden. Im Allgemeinen fügt ſich nicht verkennen, daß 
bei der gefeggeberifchen Behandlung der. bier einſchlagenden Fragen von Geiten 
ver Stastörogierungen eine unverlennbore Giferfucht auf eine angebliche Integrität 
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8 —— * an ben Daz gelegt wurden iſt. Der richtige Geſichts⸗ 
punkt, dem zu Wolge die Begnadigung nicht tin perfünliches —— wie der 
Majeſtãtatitel, ſondern ein im Geſammtintereſſe des Staatslebens zur Ergungang 
ſtraftgeſetzlicher Mängel vdet richterlicher Mißgriffe gu übenbes — 22— She 
recht iſt, wurde nad und nach von einigen Scyeiftfelfern und Gtuatömänter 
gevadezn verlehrt, ale 05 es darauf anlomme, bei der Fortbildung bes Rechtes 
vor den möglichen Eingriffen in bie formale Romtpeten; ber BDegnadigung Augfiih 
ſtil zu ficken. Mit Ausnahme ber prenätfchen Strafgefeägebung nnd der ihr ven 
wonbten Legköietiowen tft man in Deutſchland bei dem Syſtem ver beſtimmten, 
wermirten Mübermigsgränne fliehen —*5 Bon hohem Interefſe waren 
insbeſondere tie —— der bayeriſchen Kammern über das richterliche 
Girafusliderungsrecht, defſen engere Begrenzung der Staatsregierung als eine 
Princlpienfrage für das Zuſtandekommen des neuen Strafgeſetzbuches erfchten. Was 
die Theorie betrifft, fo iſt auch in ihr krinerlei Uebereinſtimmung zu fiuben; ſelbſt 
Eid anf diefen Punkt bezüglichen Juriſtentagsverhandlangen blieben * Refaktet 






Abung ) 
aus chjemer Initiative (mie In Fraukveich) anzunehmen, theile auf Befragen fell 
zuftellen, gevabe in neuerer Zeit, als einer ficher wirkenden Strafrechtspflege nad. 
theilkg, vielfach getabelt worben. Aehnlich verhält ed fl ‚mit der Frage 
. ob überhaupt Strafmintma beibehalten werben follen und nicht viel⸗ 
mehr * relativ beſtimmte SEtrafgeſetz ſich damit begnügen Tann, ein Straf⸗ 
marimam alßs Grenze bes richterlichen Ermeſſens anzuvrdnen. Zur Deſecitigunz 
vorhaudener Zweifel genügt es nicht, auf abſtrakte Gefichtopunlte zu verweilen; 
wir find daher an dleſer Stelle jedenfalls nicht befähigt, die Erlebigumg ber ob⸗ 
waltenden Streitfragen ie Angriff zu wehmen. Es tft befier anzuerkennen, baf 
der gefeisgeberifchen Behandlung des Strafmaßes eine wicht wegguläng: 
nende Rüde :tıt: ver heutigen Strafrechtsiifienfihnft befieht; eine Lüde, vie fid 
wehriheinttih erſt daun fchlieken wire, wenn eine forgfältig angelegte Is 
‚ zmwndäffige Anhalipuufte der Forſchung bietet. Wenn wir überhaupt erkennen, baf 
es Falle gibt, in been jebe Berbrechensart ausnahmeweiſe nur Aufeslid in 
— teitt mit den Strafſatzungen, und zu dem denkbar geringſten Grade 
der Strafbarkeit berabfinten kaun, fo wird es immer eine Forderung ber Ge⸗ 
rechtigkeit bleiben, * die überhaupt geringſten Strafen darch den Ridter 
amsenden zu laſſen, und erſt hinterher zus unterſuchen, wie ⸗man die Beforguiß 
der Bi etwa anf proeeffualikchem Gebiet abwehren Tann. Unſerer eigenen 
Unficht much leidet das Geredhtigleitäintexefle des Staates weniger durch geringe 
Strafen und burch zu große. Milde des Richters, als durch bie Schädigung ber 
öffentltchen Moral, weiche durch zu harte Urtheilsfpräche im Namen des Geſetzes 
verlegt wird. Der beutlih erkennbare Grundzug in der gefaummien Strafrechts⸗ 
entwidlung feit 200 Jahren iſt die fortichreitenne Milde in der Strafbarkeit ber 
Berburchen. Diefer Exrfgeinung liegt keineswegs ein auf Koften ver Rechtsordaung 
rege Humanitätsgefähl, fondern vielmehr das Wachsthum der ſtaatlichen 
' der zur Hinderung bes Berbrechens dienlichen Sichetheits⸗ 
——ã und die dadurch angsregte Kräftigung des geſellſchaftlichen Bewußtſeint 
zum Grunde. Je unſicherer die Rechtezuftäube, je ſchwankender die Staattzewalt, 
je —— Die Eutdeckung and Beſtrafung begangener Berbsechen: deſto ſchwererer 
Strafmittel bedarf die :öffentlidye Sicherheit; harte Strafmittel find rin Keunczzrichen 
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ioderten Orbanung. Geſchichtucher Betrachtungeweiſe Tamm es nit entgehen, daß 
jene Unficherheit, nie ein maſſenhaft anftretendes Gauner⸗ und Nänberweien früherer 
Jehrhunbexte bereitete, zu graufamen Strafdrohungen veigte; daß nach bemfelben 
Geſete Die heute unzweifelhaft vorhandene Sicherheit des Rechtsſchutzee uud ie 
machweisbaue Berminberung ber ſchweren Verbrechen zu einer Serabfegung ber 
Strefdrohungen führen mußte. Mildere Strafen find wicdhte anderes abs 
Ölberfhätung bee perſonlichen Rechte, weiche ber Staat dem Berbrecher ent 
ziehen will, ber Keigende Rechtswerth ir menſchlichen Berfon neben der vermin⸗ 








hehen Minima ver Strafdrohungen gellagt, melde beiſpielsweiſe noch in den 
beiden uemehken größeren Geſetzgebungswerken Preußens 2 Jahre, und Bayerns 
4 Jahre bei der Zudthanäftrafe betragen, ohne baff es dem NAichter regelmäßig 
gefattet wäre, eine andere als biefe entehrende Eirafe bei ben bamit allgemein 
bedrehten Berbrechenställen auszuſprechen. | 

Im Anfchluß am dieſes den Richter in ver Anwendung einengente Berhälai 
des Strafmatßes heben mir ferner Die Geltung der Strafgeſeye nach Belt, Raum 
ri en zu beiprechen, ſoweit dabei eigenthämliche Grundfätze zu be 

d. 


X. Rickſehtlich der zeitlichen Herrſchaft ver Strafgeſetze iſt bavam zu exe 
Innern, daß die Publikation den Anfangstermin derſelben, bie Mufhebung don Cub⸗ 
penlt der Geltung bezeichnet. Die Nichtrückwirkuug ſtrafrechtlicher Normen auf 

begangene Alte gehört zu ven fundamentalen Principien des materiellen 
Stoftechtes, obwohl die franzöſiſche Geſetzgebung noch neuerbinge mittelſt ber 
Trautportatiensdetreit gegen die politifgen Berbrecher des Inniaufftandes und bes 
Dedenherſinatoſtreiches dagegen verftich. Wehwegen Strafproceßgefege rädhnirtend 
angewendet werden Bönuen, ift bier nit näher zu begräuben; wohl aber muß 
einer wichtigen Einſchraänkung gebucht werben, welde ver Srundſatz der 
wislung dadurch exieidet, daß mildere ober ſtrafaufhebende Geſetze ſpä⸗ 
teren Ueſprungs anf die unter der Herrſchaft eines ülteren ober 
Rrengeren Geſetzes begeugenen Handlungen zurüdbezogen werben. 
olite man bier das bereitö veräuberte ober anfgehobene Geſetz amwenden — was 
waͤre dies anders, als ein Selbſtwiderſpruch des Stantes, eine VBerlängnung ber 
Gerechtigkeit, welche Die ehemaligen, gefetzlich geweſenen Folgen veiner 
wenihlihen Handlungen als ungerechte eriaunte? Der Staat kaun wichts unze⸗ 
rechtes thun, peil ein früherer Geſetzgeber pas Unrecht in vie Formen des Ge⸗ 
jeges hüllte, oder das veränderte Verhaltniß des Stantes gu der Geſellſchaft eine 
inzwiſchen pofitivea Recht gemoedene Umgeflaltung exilit. Zweifelhaft iſt, ob auch 
Eine vorũbergehend bewirkte Suöpenfion eines Strafgeſetzes, wie dies hiufichtlich 
der Wucherſtrafgeſaze während der Handelekriſts des Jahres 1857 ia Preußen 
iheh, gleichfalls den vor der Suspenſton begangenen Uebertreinngen zu Gute 
len, Ibweichend von nuſerer eigenen Mechiöanfict bat das Obertribunal zu 
Berlin ſich für Berneinung entſchieden. (Das Nähere über bie ganze Lehre ſ. bei 
Seeger, Ueber die rückwirkende Kraft meuer Gtrafgefete. Tübingen, 1862.) 

ZL Größere Schwierigkeiten als die zeitliche Begrenzung der Sirafgeſthe bietet 
vie Veſtiumung der Ertlichen Anwendbarkeit der Scrafgeſetze. Bon weraherein 
M ur Zuaifel, daß jedes Gionfgefeh innerhalb des Gtantsterzitsrinme 
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unbebingt wirkſam wird, für welches datſelbe mit verkiubliiker Kraft verfälubet If. 
Es kann dabei keinen Unterfchieb machen, ob Einheimifche oder Fremde gegen die 
Anorduungen des Geſetzgebers verſtoßen; hochſtens — der Strafansweflung 

eine Abſtufung zu Gunſten oder Ungunſten Fremder teufbar fein. Höchſt unficer 


und ſtreitig iſt indeſſen vie Lehre hinſichtlich der im Aula begangenen Be: 


brechen. Können and biefe von einem imlänbifchen Richter zur Beflrafung gezogen 
werden? Bon einem einfeitig kriminalrechtlichen Standpunkt aus kunn dieſe Trage 

bentzutage nit mehr geidst werben; denn völlerrechtliche NRüdkfichten greifen ha 
ein. Der vorhandene, bie ganze Lehre erſchwerende Konflit llegt in der Gegen 
überfiellung des allgemein vblkerrechtlichen Intereſſes, die allen Nationen materiel 
menieinfame Lebensordunng gegen Verletzungen Einzelner zu fehägen, bie Beftrafung 
wer Verbrechen als eine Angelegenheit ber Nechtöfultur zu behandeln und den 
ſtrafrechtlichen Grundſatze nulla pona sine lege. Auf der einen Seite iſt es um _ 
bedinzt nothwendig, ſobald die Staaten als foldge fi zur gegenfeltigen Achtunz 
in ver Bolkerrechtsgemeinſchaft verpflichtet halten und für Berlegungen Genug 
thuung gewähren, auch ben Unterthanen vie firafrechtlich gefchägte Orbuung aut: 
wärtiger Starten nicht willkürlich preiszugeben. Auf der anderen Seite emtfleht bie 
Brage, weile Beventung bie Berkündung eines Geſetzes überkaupt noch hat, wen 
fe auf. PBerfowen“ wirten fol, die den pofitiven Willen des Geſetzgebers von vom 
berein gar nicht anzuerlennen brauchen. | 

Hinfichtlich der VBeftrafung ver im Auslande begangenen Verbrechen iſt Audi 
vom Staubpuulte der Gefepgebung und Wiſſenſchaft zwiſchen Inldudern und Aut 
länbern zu wunterjcheiden. 

Betrachten wir zunäcft die Fälle, in denen Inläuber auf Reifen ober wäh 
venb ihres vorübergehenden Wufenthaltes außerhalb ihres Vaterlandes Berbrechen 
begeben, fo begegnen wir zwei verſchiedenen Theorien: dem Territorialitäts⸗ 
princip, welches vie Steafgewalt bes Staates an ven Landesgrenzen anfhören 
fäßt, unb dem Berfonalitätsprinciy, das ben Unterthanen y ohne 
Rüdfiht auf feinen Aufenthaltsort den Strafgeſetzen feines eigenen Staates unter 
wirft. Das Territorialitätsprinckp entiprigt dem alten Recht ver Bergangenheit 
unb dem feinvfellg abgefchlofienen, von Eigennutz getragenen Berhalten ber Gtasten 
gegen einander; das Perfonalitätsprinchh den Bedarfnifſen bes mobernen Ver⸗ 
lehrs und dem Irterefle erhöhter Rechteſtcherheit; jenes gefährdet in feinen Fol⸗ 
gerungen das Bölterrecht, viefes bie Boranefegungen des fireng pofitiven Straf⸗ 
echtes. Bei näherer Betrachtung findet man ungweifelhaft, daß feines biefer Prin- 


-eipien im der Gegenwart unbebingte Geltung beanſpruchen kann und daß jeden 


falls bei ver Anwendung berfelben fehr bedeutende Ansnuahmen zuzulaſſen find. 
Die richtige Frageſtellung bärfte darin gefunden werben: Iſt bei ben Berbreden 
im Anslaube, weldhe von ben eigenen Staat des Mebertreters unterſucht werben, 
von dem völkerrechtlichen Interefie auszugehen und bemgemäß eine Schranke zu 
fuchen dagegen, daß bei einem Konflikte der ſtrafrechtlichen Normen bas terri- 
toriale Recht des Inlandes bie Grenze bilde? Oder iſt von bem territorialen 
Beincip antzugehen und viefes ſoweit zu erweitern, als eine volkerrechtliche Nolh⸗ 
wendigkeit obwaltet? Was entſpricht den Rechtszwecken ver heutigen Staaten 
mehr: die Erweiterung bes territorialen Princips oder bie Einſchränkung ber 
are een Interefien durch die Nüdfiht auf die Macht des pofitiven 


frechtes⸗ 
Das Territorialitätsprincip, welches Abegg, Koſtlin und a 
veriseten und vie Örfekgebungen Cuglands und Nordamerlla's befolgen, iſt äber 
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ansgebehnt: auf hochverrätheriſche Unternehmungen der Unterihunen tn ar 
lande, nach nentrem engliſchen Recht auf Todtung und MWigamle, 
iR far, daß die Entfernung ins Ausland niemals ein Wiittel werben va, vi 
eigene Staatsorbnung von der Fremde aus zu IhAbigen. AUnf der. andeven Seite 
iR ed wBllig undentbar, bei einzelnen Berbrechen aus Nägligteltögründen den dan 
lehrenden zu fivafen, bei anderen Berbrechen feine Thaͤtigkeit zu überfehen. 
ven Bölkkrreät fann das Terrktorlalttätsprincp nur dann vereinbart erden, 
wenn der Staat feine im Unslande freveinden Umerthanen nad Ihrer Mucht 
dem unmittelbar verlegten Staate ausliefert. Unhaltbar iſt dagegen die Fiktion, 
wenach der Staat die im Auslande begangenen Verbrechen zwar nach vem Terri⸗ 
terialltatsprincip firaflos laſſen müfje, aber auf Grund euer ſtellvertretenden 
11? im Namen des Auslandes verfolgen inne (Aöfiiin, Hälfdner). Da 
nun augenblicklich bie eigenen Untertbanen nach ver Praxis des europälichen Bolker⸗ 
* vi — Ausland ausgellefert werden, bleibt hier ein uwlösbarer Wider 
Das Berfonalitätsprincip, welches die Untertfanen ohne Rüdfiit auf 
veren Aufenthaltsort deu Strafgeſehen der Heimat unterwirft und Ihnen gleichfem, 
nah ben Ausdruck eines Engländers, aud in ber Fremde den Strick um den 
legi, finbet eine Bertretung in der feanzöfifhen Geſeggebung, deren Ten⸗ 
veng zu Seiten Napoleons darin lag, zahlreichen Emigrirten mit Kontumactial⸗ 
en zu Leibe zu gehen. In Deutſchland hat namentlich Berner das 
Perfonalität&princkp zu vertbeibigen gefncht. Wilde vaefelbe führt zu ganz anhalt-- 
baren Folgerungen. Soll ver Untertban wegen. einer na ſeinem heimallichen 
Achte verbrecherifähen, am auslänbiichen Orte der That aber ſtrafloſen Haublung 
ohne rechtaverlegende Beziehung zur Heimat, befiraft er Bir glanden vie 
unbeblagt vereinen zu müflen (Berner, Lehrbuch ©. 2 
Ein drittes. von Mohl vertretenes, Togenanutes Beltregiöprincip, 8* 
von jebem Staate, daß er jedes trgendwo begaugene Berbrechen an 
ohne Ruͤckſicht auf vie ——— Auf dieſem —— * Standpunkt 
vergigt man, daß in jeder pofitiven Strafgeſetzgebung neben allgemeinen Grund⸗ 
zugen, been zu Folge gewifle Handlungen überall einen verbrecherifchen Charakter 
aunehmen, ſehr flarle nationale Elemente hervortreten, Beftinnmngen gegebew- 
werden, vie der politiichen Zweckmaͤßigkelt entſtammen und ver ‚aller Dingen hin⸗ 
—— der —— und des Gteofmaßes zwiſchen verfhienenen Staaten füft 
Hebereinfkiumung zu finden iſt. Für vie Strafrechtspflege kommt es aber. 
* blos daramf an, zu wiſſen, ob geſtraft werben ſoll, ſondern auch wie und 
womit. geſtraft werden foll. Durch die koemopolitifche Aufgabe würde eine Ver⸗ 
wirrung zwiſchen Strafrecht und Siettlichleltöforberungen. begünftigt, eine Ent⸗ 
werthung ber pofitiven Strafgeſetzgebung nothwenbig werden Mohl, Lehre vom: 
Ami, 1853, Bar, Internationales Brivat- und —** ©, 514). Auf eine 
Gaiwirrung diefer Verwi Beniät leiſtend, bemerken sk, daß unferer Auficht 


In, ai verbimbenen Staaten firafrechtlich zu aRdan? Offenbar aur Indem 
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Verhrechan) qoia it: beſendere harien — berbauirdien, eye 
jener Glastögemalt, ſich Felt Schutz gegen Verletzungen zus verſchaffen, 
* die Unterordauug aulãndiſcher —— — zu foren für wie eigmmm 


Die (formale) pollsifie Orbnung eines Einated. hat zundcchſt mım eine ge 
ſchichtliche, poſtive und tersiteriaie Geltung. &s iſt mabenibar, daß ein; Denikder 
daheim beftzaft werbe, nachdem en in —e fich eines Preßvergehens nad 
deu Anſchauungen des zwaiten Kaiferreiches oder einer Schmähung Franzöfikhe 
—— — — 3 Ebenſo wenig wie ein Frauzoſe wegen pel⸗ 
tijcher Verbrechen nad ben Grundſätzen des VBalkerrechtes ausgellefert werben 
wärke odee ſollte, darf am einem Inländer bes in Fragkreich begangene, zur die 
poſit iram Dednungen Fraukreichs verletzende Verbrechen von einen verchen 
Shane worfelgs merden. Dauut if} nicht gefagt, da wir im Deutfchlaud der Bes 
pflichng Aberhaban wären, ben. Veſtand einen autmärtigen: Neglerung fein⸗ 
ſelige Unternehmungen von unferem Gebiete aus ſtrafrechtlich zw gen. Die 
allgemeinen Schlaßzfolgernagen, zu denen wir aus ben gegebenem Andeutungen gr 
laugen, heßehen nunmehr im felgennen: 1. Dias poßtine € Stuafredis wuf bie 
Geabıagen, des Inkändere, bie im Auslande begangen merden, fie ferafbar u 
Tläxen, wer dieſelben ſowohl nad dem Rechte des analänhifchen Deut edumöorieh, 
wie vach damjenigan des nexfolgenken: Staates. ſtrafbar erfcheinen. 2. ES hann keine 
ale a Ynlänkers verhängt wochen, wenn vie inkriminivre Handlung mu 
na amglänpiihem sahen. nur nach. inlänbifgem. Met fixafbar iſt. 2. Cine Üie 
ſchrandang iriit. ein bei allen denjenigen Handlungen des Inländers, bay welche 
vom, Anglanda as: die Vecuserdnung tes Heimaiftaates zus Sogenftende wu 
—* ſchar Thatigkeit gemacht: wird, wie bei Staqte- oder % 
diefen Allen kann unbediugt geflkaft werden.4. Die Mefkzafung ber ins Utlanbe 
begangenes een (EM, femelh deg Aukiaub zunädfi dadnrch weniegt wirt, 
Arie we nen: Geſichtepunlt nen gegenfeitigen Berpfikhfiung ver: Gtanten I! 
ndlage das Viblamehit , vie: erh :zun. Berfolguug. von Amtecragen tstit 
daher guräd, Hiuser: ben Mökllen ba6 Metiehten: ben Wrtung ber. fremder Begkeung 
von Ginkehtung ehem Uanerfadnug. abzumanten, if. sahen — — 5.; Ueberhau 
—* ber * diejenigen Augriffe gegen fremde Stanten: verbieten, deren Dub 
bang den Internationalen: Unfpund. anf Achtung verlegen oben zu Sein Leiſtang von 
Gmugihuung au: freie Stanten verpflidten würke ‚Aus viefess GSrunde Findet 
fig. auch ia ven neueſten vewtlihen Säiyefgefeghiihern eine Kaffe vom 
unser dem Titel: „feinnliche —— gegen befreunbste. Stacten bedroht 
Is; ben var u85 amfgefteliten Sirumbfägen, deren Weſen darin beftght, daß 
—* ſomehl wegen einen allgemein veshankenen ſittlichen Uch erstu ſtimmuug 
in der —— werbreiherifchen Handlauzen, akt megen der Berpftichtuegz ber 


hr 
daa⸗ noßltive Strafrecht auch ie nach anctandiſchem Nicht finafkausm ud 
gegen Ana Aualande gewichteten. Hanbkamgen "zu verbieten habe, mähern: min mei 
* Res nnd ker werkesen Gmge: ob and vie im Aualaube nom eisen 














Frage ben Wnakleftem ein. ansrekchentes —** 
mige, wenn —* doch Be. Soon node. Weiche Hedi 
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chuugen erwöcligen Dieerreich, einen Üfurupuien wegen oluekı In der Gihmeig 
en Verbrechens zu Seftrafen? Mur von jenem idealen Gtauhpuulte aus, 
der die Pedeutung des Hofitioen Strafrechtq im fittliche Meluntereſſen aufläst 
art man darauf aubers antworten ala: leinel Weder TLewitariafität: nach Ber- 
fenalität. des Straſgeſetzes iR hier denlbar. Weil es nun aber deukbar If, ba 
durch Varbrechen nes Augländers im Auglande unfere Staatbintersßſon ge 
fährdet werden Dönnien, nehmen einige Kriminaliſten (mia Borner, Behuluch ©. 
215) ihre Zuflucht zur Behquytung eines fagenanuten natürlichen 
ohne pofttiv wechtliche Grvudlage. Mir Kalten das ſowobl * unguläißg als für 
— gegenüber dem Satze nulla * sine lage pemali; das augemeſſan⸗ 


Gm Konflikt wind freilich dann vorüegen, wenn bie mas nadkheilige —— 
des Auslänneng im Aualande gm Orte der That ſtraflas IR. Dies beuädlfigtigend 

mag Men erwagen, * — ber verlegte Staat ſich im Wege der Selbhälfe 
om Briraigerfonen eine Genugthnung nehmen darf uma fol, Dach in es au⸗ 
wöffg, in hiefer 2 Geösfhätie durch — «inet Vchela einen Alt, ber ſtr a⸗ 
ſenden Gewalt zu ſehen. Trotz dieſen, mie uns fein allein richtigen Aufaffang 
der Sachlage, firafen alla deutſchen Portlkulargeſetzzebungem gewifſe nen Autklees 
dern —* hegangene Verbrechen. Richtiger ſollte man aber ſagen: ea wird 
haen eine Gelhahülfe gegen Analander im Borauga noswist, und bafüx: der 

be Name ver: Strafe gemählt. 

Kebrigen —— wir auf einge Darſtellg dem in dan beuifiheg: Straſ⸗ 
gefenhächern niedergelegten Behpmungen, bei beuen cine Karmarie uberall ſehtt, 
wahl es wit gelangnat werben Tann, daß ‚uuien ben: amucpäkfcden Staattu 
Demihlanı em sie Nuten zlaben wuh ana einer feßen Gefchelenge. ia Mer 
ziehmg :auf auslandiſche Verbhrechen, Ip lange jedaz Bumbesfinst ſch Kam. andern 
geräte ala ke —* — Die Unmögfirglelt, au die Stelle befi ehemals 
gemeinen Stuafsehts in Deufchland nunmehr ie ‚calkuflo tevniteriaie Myers 
bang her einzelnen Partifulaugefeggehuugen treten zu laſfen oder einige dreiſig 
Inlondagebitte. gegen deutichez „Aualanh” in ber Em eugebung zu iholiren, 
hat yahemnßt zu jenen maßloſen Ausdehnangen und Uusiämeifungen. geführt, 
vow bauen man zurädtommen würhe, ſobald wir eine einheitliche Siraßgefeggekung 
wiebereglangs hätten. 

Durch die gegenwärtige Sachlage hinfichtii ver Im Arslaude esengenen 
Berbrechen emtſtehen zahlrache Schwierigkeiten untergeoxonster Un. Eweitig iſt 
beiſpielsweiſe das Verhaͤlmiß des inländiſchen Richtere zu den ien AMelaude eve 
gangenen Peſtrafungen and Vegnadigungen, zu ber nad; augslendiſchem Aeqht ber 
reits abgelaufenen kürzeren Verjährungsfrift. Gin näheres Glngein auf deeſe 
Feten iR hier unthunlich. 

Nachdem wir die zeitlichen und arnichen Grenzen ben Anwendbarkeit 
den —2* beruhrt haben, bleiben uns noch einige Warte zu ſagen über 
die Parſonen, guf welche unten den bereits beſgrachenen allgemanen ——— 
die Stvafgeſetze Unwendung ſinden. Die Auanahmen, nach been bie Verſen der 
Monarchen auf Grund der Sounerägetät oder andere Perſonen nach den (ville 
vehtlichen) Regeln der Ertexriteriahizat des Herrſchaft ver gefehe unrigegen 
ſind, bebürfen beiner Rechtfestiguug am dieſer Gtelfe. Inter kan. RPerſonan, sche 
den Strafgeſetze unterworfen Ainh,. gibt e4 feine guverweitigen Untafchiehe, ‚als 
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diejenigen, welde die Verſchaldung vorzeichnet. Daß Gtombeounterfäiiede auf 
vie Anwendung bes Strafgeſetzes ohne Einfluß bleiben müſſen, ergibt ſich aus 
den neueren Orunbfägen des Verfafſungsrechtes. Dagegen find allerbings gewifie 
Berdikerungsklafſen (abgefehen von den allgemeinen Strafbeſtimmungen) be 
fouberen und ſpeciellen aus ihrer Stellung zur Staatsgewalt berzuleitenden Gtraf- 
gefegen unterworfen. Die Klaſſe der Amtsverbrechen, deren ſich Staattdiener 
im Gioilfache ſchuldig machen köunen, pflegt mit den allgemeinen Strafgefegen 
regelmäßig verbunden zu werben. Für Heer und Flotte beftehen indeſſen in 
allen europäifchen Staaten, foweit die thatfächlihen Bebingungen einer Armee zu 
Lande ner zur See vorhanden find, eigens erlaflene Strafgefege, die theils in 
a aforieobägenn todtficht, theils in fogenannten Kriegsartileln wieber- 
egt . 
geleg Un der Nothwendigkeit derartiger Specialgeſetze Tann nicht füglich gezwelfelt 
werben; Sache der Polttit iſt es aber, darüber zu wachen, daß bie perfönlide 
Breipelt nit anders als im Interefie der Sache eingefchränft werde. Wie von 
den eigentlichen Milttärftraffällen, die zur gerichtlichen Kognition gehören, die 
reimen Disciplinarfiraffälle zu ſondern find, läßt fich nicht leicht beſtimmen. And 
bie Disciplin ver Civilſtaatsdtiener wird durch befondere Strafprohungen aufredt 
erhalten, deren Boransjegungen ganz verfchieden find von ben auf eigentlide 
Umtsperbrechen bezuglichen Gefegesbeftimmmmgen. Zwiſchen dem Disciplinarfirgf- 
recht and dem allgemeisen Strafrecht, zu welchem auch Amtsverbrechen gehören, 
beſteht der Nuterſchled, daß jenes auf konventioneller Baſis ber — beruht 
und nur bie üußerliche Seite des Amtes, als eines Mittels für tie Aufrecht⸗ 
erhaltung der allgemeinen Rechtsordnung zum Gegenftande Bat. Zwiſchen dem 
Disciplinarſtraftecht und vem Poltzeiftrafrecht beſtehi alfo bie Aehnlichkeit, daß es 
ſich nicht um am und für ſich rechtsverletzende, ſondern um möglichermeife bie Wohl⸗ 
fahrt ſchadigende, oder erfahrungsgemäß gefährliche Thätigkeiten handelt (vgl. aufer- 
vom den Artikel: Umtsverbrehen und Amtövergehen Im I. Bande S. 219). 
XIII. Es bleibt uns ſchließlich das Berhältniß ber Strafgeſetzgebungen zur 
Wiſfenſchaft zu betrachten, Weber in der Kobifikation des Ginilredhte, noch im der 
Berfaffung gebenden Thatigkeit des Staates bat die Theorie und bie Doltrin 
einen fo großen Einflug geübt, wie auf die Umgeflaltung bes alten Strafrechte. 
Ws man zu kodificiren begann, fah man überall ein, daß man ſich Aber das 
GSrundprincip der Strafe Nechenfchaft ablegen mäfle, che man ins Ginzelne 
gehen könne. Zwar find and die Stantstheorien nicht ohne Einfluß geblieben 
anf deu Geiſt der Berfafiungsurkunden nenerer Zeit; doch trat das reale Interefie 
der geſellſchaftlichen Beftaltungen ftets In feiner wirklihen Macht ſehr ſchnell her- 
vor, am ſich von bloßen Doltrinen der Schule Iodzuldfen. Dagegen bat vie wiflen- 
fnftlihe Erkeuntniß der richtigen Strafrechtstheorie noch heute eine große: pral- 
tige Wichtigkeit für die Geſetzgebung. 
Wir übergeben die rein theoretiichen GStreitfengen Aber das Princtp und ben 
Zwei der Strafe, die Kontroverfen, melde feit der Mitte des vorigen Jahrhun⸗ 
derts in ‚allen weflenropäifegen Staaten beſprochen worben find. Alle philoſophiſchen 
Syſteme haben, feitbem man überhaupt das Recht zum Gegenflande der Gpehile 
ton machte, felt Grotins und Leibnitz daran gearbeitet, eine erichöpfende Antwort 
zu finden auf die Frage, welches der Rechtsgrund und der Zwed der 
Strafe ſei? Schon im Eingang dieſes Anufſatzes machten wir auf einen Punft 
anfmerffam, ven man bisher überjah, daß zwiſchen ven Staatstheorien und den 
GStrafrechtotheorien ver engfie Zuſammenhang beftcht. Wie ben Gtant, jo ließ 
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mu auch die Strafe rechtlich hervorgehen: aus einem Vertrage ver des vorſtaat⸗ 
lichen Zuſtandes überbrüffig gewordenen Gefellfhaft durch göttliche Offenbarung, 
duch allgemeine Nätlichleitsgwede, dur das Bedürfniß der Vertheidigung gegen 
Angriffe auf menfchlihe Güter, durch ein unmittelbar zwingendes, abjolutes Rechts⸗ 
gejeg ber Vergeltung. Dem Redhtsftante ftellte fih nach und nad gleichfam bie 
Rehtöftrafe zur Seite. Wie man aber heutzutage mit dem Begriffe des Rechts⸗ 
flaates die Vorftellung ſtaatlicher Vorſorge für alle die Gefammtmohlfahrt be- 
treffenden Angelegenheiten verbindet, und ben ehemals behanpteten Widerſpruch 
milden Nglichkeit und Rechtmäßigkeit befeitigt, gerade fo verhält es fi mit der 
Etrafe. Daß viefe der Gerechtigkeit entftammt, fchließt keineswegs aus, aud bie 
praltifhe Nutzlichleit der Gtrafrechtöpflege für die Sicherung der Geſellſchaft 
ind Auge zu faflen. Staat, Recht und Strafe find völlig untrennbar von ein⸗ 
ander in dem Sinne, daß alle brei berfelben gefchichtlichen Wurzel, demfelben 
eihiſchen Bedürfniß ver menſchlichen Natur entfpringen. Der Grund der Strafe 
liegt im Berbrechen. Wenn dieſes eine Form des Unrechtes iſt, fo iſt jene eine 
Form bed Rechtes. Beide Begriffe, derjenige des Verbrechens und derjenige ber 
Strafe durchdringen ſich jo fehr, daß eines den andern vorausfegt und erklärt. 

Bom Standpunkte der Gegenwart ans unterfcheivet man drei große Klaffen 
von Strafrechtstheorien: | 

1. Die relativen Theorien, welche die Strafe auf Nüplichleitszwede des 
Staates beziehen. Verhindernug und Berhütung des Gemeinſchädlichen iſt bie 
Zwecbeſtimmung der Strafe, welche theils durch Abſchreckung (Fenerbach), 
theils durch Warnung (Bauer), theils durch Prävention gegen verbrecheriſche 
Villensneigungen (Grolman), theils dur Nothwehr gegen zukünftige Ge⸗ 
ſahren (Beccaria), theils durch Befſerung vermittelt werben ſoll. Zwiſchen dieſen 
verſchiedenartigen Auffafſungen, zu denen außerdem noch mannigfaltige Formuli⸗ 
rungen mit dem Anſpruch auf Originalität hinzutreten, beſtehen ſehr große Wider⸗ 
ſprüche. Weder die Abſchreckung noch die Beſſerung bieten einen erſchöpfenden 
Grund für die Strafe, deren Berhängung nur dann gerechtfertigt ſein würde, 
wenn im einzelnen Verbrehensfalle vie Erreichbarkeit des allgemeinen Zwedes 
targethan werben lönnte. Vom Standpunkte der Erfahrung aus find aber Ab— 
ſchredung und Beflerung teils mögliche, theils wahrfcheinliche, keineswegs aber 
nothwendige Wirkungen ber Strafe. Die Abfchredung in dem Sinne, daß bie 
Vorſtellung finnlicher Leiden vermittelft der Strafrechtöpflege zur Herrſchaft über 
ven menſchlichen Willen erhoben werbe, iſt als eine Verirrung : früherer Zeiten 
langſt erkannt und durch die Strafftatiftif erwiefen. Rur infofern, als das ge⸗ 
schte Strafübel, der Zwang gegen bie PBerfönlichlet des Thäters als Ber⸗ 
brechensfolge, das kriminelle Unrecht in das Bewußtſein der Menſchen einpflanzt, 
fan von einer Zurückhaltung von Verbrechen vie Rede fein; in dieſem Gimme 
iR die Furcht vor der Strafe bei ebleren Raturen als Motiv des Handelns wirk⸗ 
ſam. Aber auch die Beſſerung des Verbrechers hat Leine abfolute oder allgemeine 
Berechtigung. Es kann nicht anerlannt werben, daß die in gewiflen Handlungen 
bargelegte Berwerflichleit ver Gefinnung den Grund gefeugeberiiher Strafdrohungen, 
and Befierungsbenärftigfeit vas Ziel der Strafbehandlung bezeichne. Rux bei Ge⸗ 
wohnheits- ober Gewerbmãßigleits⸗Verbrechen kann die Beſſerung zur Angelegen- 
heit de8 Strafvollzuges erhoben werden. Im Gegenfag dazu müſſen Gelegen- 
heiteverbrechen, wie Kindesmord und Zweilampf, nad ganz anderen Geſichtspunkten 
behandelt werben. Beflerung und Abfihredung haben das mit einander gemeinfam, 
daß fie das Strafrecht in das Gebiet des Maßloſen und Ungerechten Hineintreiben, 

Bluntfgliun Brater, Deutſches Staate⸗Wörterlbuch. X, 22 


4 


238 Sinafseht und :Strafgeichgebung. 


Ueber die eingetretene Beflerung eines beftzaften Verbrechers vermag niemand zu 
urtheilen; die Meinung eines Grefängnißdireltors würde barliber emticheiben, ob 
ein Widerſpenſtiger Zeitlebens gefangen bleiben fol, ver vielleicht ein geringes 
Bergeben ‚begieng. Die objektiv ſchwerſten Verbrechen find die feltenftew, berürfen 
einer geringeren Abſchreckung und lafien erfahrungsgemäß am leichteften Veſſerung 
hoffen, würden alfo am leichteften zu beftrafen fein. 

2. Die abfsluten Theorien betrachten das Strafrecht des Staates als ein 
nothwendige und felbflänvig in fi) ruhende Forderung ber Gerechtigkeit, als nu: 
erläfitiche Pfliht des Staates in der Hanbhabung fittliher Weltordaung. Die 
dialektiſche Begründung viefer Theorien iR feit Rant auf verfägtebesen Wegen 
unternonmen worben, theils fo, daß man die objeftive Aufhebung des verbreqhe⸗ 
rifchen Unrechts durch vergeltende Zufügung eines Uebels in den Vordergrund ſtellte, 
theils ſo, daß man gleichzeitig oder ſogar vorwiegend bie Aufhebung der Schul 
im Willen des Berbrechers und bie dadurch bewirkte Sühne beiente. line fo 
abfiralte Anffafiung war jebenfalld ungeeignet, das hiſtoriſche und nationale Cie 
ment bes Strafrehts zu erklaͤren, einen Maßſtab zu liefern für bie verſchiedene 
Schattirungen des Unrechts, Auffhluß zu geben über Maß usb Art ber anyı- 
wenbenden Strafmitte. Bon einer rein äußerlichen Bergeltung durch Die Etrafe 
fonnte ohnehin nicht die Rede fein. Wäre die Strafe eiwas abſolut nothwenbiges, 
fo Lönnte ven Begnadigungen, Amneftien, Strafanträgen des unmittelbar Ber: 
legten feine Rede jein. Nur fo viel war an dieſen Theorien ridytig, daß die 
Strafe, bey jo warig wie der Staat, nur anf politifhem, ſondern auch auf 
ethifchen Grunde nach dem Bewußtfeln ver Gegenwart ruben. 

3. Gemiſchte Theorien (eklektiſche, funtretiftifhe, Bereinigungstbeo- 
rien). Rutzlichkeitszwecke und Gerechtigkeit follen gleichzeitig Grand und Zwei 
der Strafe beſimmen. Die. einzelnen jet Ubegg unternommenen Begrändunge 
bernhen im wejentlihen auf brei verſchiedenen Grundlagen, entiveber 1. auf ber 
Darlegung der Iventität von Gerechtigkeit and Wohlfahrt, denen die Steak 
gleihmäßig entipricht, oder 2. auf der Anerkennung, daß Gerechtigkeit der Iept: 
Grund der Strafe ſei, aber in ber äußeren Geltung für den Staat burd bem 
gejellichaftliden Rutzen befchränft werbe, ober 3. auf der Anerfennung, baß der 
Stant vom Nützlichkeitszweden ausgehen müfle, biefe aber nicht welter verfolgen 
bürfe, als die Gerechtigkeit geftatte. In diefen Vereinigungstheorien Liegt die praf- 
tiſche Ansgleihung der Schulmelnungen. Für bie Geſetzgebung macht es keiner 
großen Unterfchieb, ob man fagt: es muß geflwaft werden um der Gerechtigkeit 
willen, ſoweit ale es vie Nüglichkeit geftattet, oder es Tann geftraft werben and 
höchften Nutzlichkeitszwecken, fomeit es bie Gerechtigkeit duldet. &a if für ein 
Berftänbigumg viel gewonnen, fobald man fi) darüber vereinigt, Daß weder bei 
dem Staate dem Exfolg nad Nachtheilige, noch andy bad dem Rechtöbewußtiein 
Auwiderlaufende, weber das Zweckwidrige, noch das Ungerechte im Strafrechte zu 
Geltung lommen darf. Was nun als zweckwidrig oder ungerecht erachtet werten 
ſoll, lann allerdings nicht auf dem Wege ber bloßen Abſtraktion gefunden werden. 
Jenes erkennen wir vorzugeweiſe durch die Forſchuugen bet Kriminalpolitil, 
weiche auf Grundlage der Staafftatiſtik die Außeren Erfolge der Strafrechtsopfleze 
konſtatirt, dieſes an der Hand ber geſchichtlichen Entwidlungsgefege und am jenem 
Zeichen der Zeit, welche eine Bffentliche Rechtspflege offenbart. Unbeſtreltbar be 


zeichnet der Augenblid, wo man über die bloße Thatfache der Veftrafung Hiuan | 


gehend, nach bem legten Grunde und höchſten Endzwecke der Strafe ernſtlich zu 
ſorſchen begann, eine höhere Stuſe ver allgemein menſchlichen Aullur, die Ör 
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surtöftumde der heutigen Strafrechtswiſſenſchaft. Warum der Staat flrafen darf, 
und wie er firafen fol: das iſt eine der tieffleit Gewiffensfragen der neueren 
Geſellſchaft, vie fi weder bei einem blinden Dogma, nod bei ber Berufung auf 
die niemals unterbrocdhenen Präcevenzfälle ver Iahrtaufende beruhigen läßt. Daß 
gerade die wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen auf diefem Gebiete unfere moraliſchen 
Befigthämer gemehrt Haben und der Willfür oder Grauſamkeit manche Schranke 
fegten, wer vermag es zu beftreiten? Noch vermögen wir nit zu ſagen, daß 
alles gefcheben wäre, was zu leiften ift. Vieles bleibt noch zu thun, um bie Straf⸗ 
rehtötheorten zu einem endgültigen Abſchluß zu bringen, das Verhältniß des 
beffernden Strafvollzuges zu der objektiven Sereitigteit ſchärfer zu beftimmen, 
die pſychologiſchen und focialen Elemente des Verbrechens befjer zu ergränden und 
mit den Formen der Strafe zu verknüpfen. Es fehlt unferer Anſicht nach an ber 
vollen Harmonie zwiſchen den drei Stavien der Strafandrohung durch das 
Geſetz, der Strafverhängung burh den Richter und des Strafbollzuges 
durch die vollſtreckenden Behörden. Zahlreiche Beſtimmungen unferer beutfchen 
Strafgeſedbücher verläugnen die Principien des Rechtes, um der Abſchreckung zu 
baldigen, we es der Gerechtigkeit zw folgen gilt. Insbefonvere bieten bie politifchen 
Verbrechen des Anomalen mandyerlei. Trotz aller Unvollkommenheiten und Wiber- 
ſprüche in der Theorie und der Gefetzgebung, muß aber doch zugegeben werben, 
daß in ben wichtigen Dingen das VBeftreben heroortritt, den Streft um unfer- 
gesrbnete Fragen nicht als Hinderniß gemeinfamer Einrichtungen in Dentfihland 
aufzufoffen. Der erfte deutſche Iuriftentag bezeichnete 1860 eine einheitliche deutſche 
Strafgefetzg ebung als ein bringendes Bedürfniß. In Wahrheit kann es für vie 
geftige und ſittliche Bufammengehörigfeit der deutſchen Nation feine größere Be⸗ 
leddigung geben, als die Willtür ver Partitulargefeßgebung, weiche bier eine Hand» 
Ing ale entelyrend, an einer anderen Stelle als mit ver Ehrenhaftigkeit verträg- 
lich bezeichnet und damit die Einheit ver ethiſchen Anſchaunngen zerreift. Ob aber 
Deutſchland ein einheitliches Strafgeſetzbuch erlangen kann, ehe bie polktifchen 
Machtverhaltniſſe der Tinzelfianten eine Einſchraänkung erleiven, darf bezweifelt 
werden. Es {ft keineswegs nur das Beduͤrfniß der Humanität, welches zu neuen 
Strafgefepgebungen in Deutfjland binbrängte. Auch polttiiche Intereffen ver 
Staaten fuchten darin Befriedigung; noch heute dient die Strafrechtepflege nicht 
nur Rechtszwecken, ſondern auch Macht zwecken gegen politifche Gegner. Darin 
legt das Hinderniß einer gemeinſamen deutſchen Swaſgegedurg und man kann 
fh unmöglich darüber täuſchen, daß ein einheitliches deutſches Strafgeſetzbuch im 
Gimme des Partitulerismus größere Opfer erheiſcht, als eine gemeinfame Wechſel⸗ 
ordnung oder ein dentfches Handelsgeſetzbuch. Ein bedentungevolles Zeichen ift es 
indefien, daß Vorarbeiten. für ein gemeinſames deutſches Strafgeſetzbuch von zwei 
Praftifert unternommen warden: Dito Krag, Ideen zu einer gemeinfamen 
Strafgeſetzgebung für Deutſchland (Brlangen 1857) und v. Kräwel, Entwurf 
uebft Gründen zu dem allgemeinen Theile eines für ganz Deutfäland geltenden 
Strafgeſetgzbuches (Halle 1862). | 0. Holdendenf. 
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6 Begnabig an ben Zng gelegt worden iſt. Der richtige Gefiäte- 
Punkt, dem zu Wolge bie —— — nicht tin peeſbaliches Ehrenret, wie ber 
Mafeftätätitel, ſondern ein im Geſammtintereſſe des Staatolebens zur Grgäupun 
Brefgeegiiger Bängel uber rihterider Wikgrife qm übenbos poltiihes Hahekt 
seht iſt, wurde nad und nach ven einigen Schriftflellern und Gtustömäutern 
gevadezu verlehtt, ale ob 68 darauf anlomme, bei der Foribildung bes Rechtet 
vor den wäglichen Eingriffen in bie formale Romtpetenz ber Vegnadigung Kugfiih 
ſtil zu ficken. Mit Ausnahme ber preußifchen Strafgefeßgebung und ber ihr ver 
wanbten Legiolationen tft man in Deutſchland bei dem Syſtem der beſtimmten, 
geietgtkh weumirten Miidermgsgrände fiehen geblieben. Bon hohem Jutereſſe waren 
insbeſondere tie Verhandlungen der bayerifhen Kammern über das richterliche 
Gtrafmliderungsrecht, befien engere Begrenzung der Stantöregierung a eine 
Peinciplenfrage für das | etommen bes newen Strafgeſetzbuches erfchten. Was 
die Thesrie betrifft, fo iſt auch in ihr kreinerlei Uebereinſtimmung zu finden; ſelbſ 
die anf dieſen Punkt bezüglichen Juriſtentagsverhandlangen blieben ohne —2 
Im —— mit ben politiſchen Bedenken gegen ein ausgebehntes Straf · 
milberungsvecht ſtehen nämlich auch noch Proceffualiſche —*— ver Aus 
Rbung. Insbeſondere if die Befugniß ber Geſchwornen, milderude Um teils 
ans eigener Initiative (wie In Fraukreich) anzunehmen, theils auf Befoagen feſt⸗ 
zuſtellen, gerade in neuerer Reit, als einer ficher wirtenben Gtrafvechiepflege naqh⸗ 
theillg, vielfach getabelt worden. Aehnlich verhält eb fi ‚mit der Frage 
B. od überhaupt Strafmintma beibehalten werben follen und wicht viel⸗ 
mehr das relativ beſtimmte Etrafgeſttz ſich damit begnügen Tann, ein Straf⸗ 
mazimam als Grenze bes richterlichen Ermeſſens auzuorhien. Zur Deſecktigunz 
vorhaudener Zweifel ez es nicht, auf abſtvakte Gefichtopunkte zu verweifen; 
wir find daher an dieſer Stelle jedenfalls nicht — die —2 der ob⸗ 
woaltenden Streitfragen ie Angriff zu nehmen. Es iſt beſſer anzuerfennen, daß 
ke ber gefeggeberifigen Behandlung des Strafmaßes eine nicht wegguläng- 
nende Rüde in ver heutigen ——— beſteht; eine Lücke, vie ſich 
wehrſcheinlich erſt dann fchliehen wird, wenn eine ſorgfältig angelegte JIuſtizflatiſtit 
zuwerlaͤfſige Anhaltpunfte der Forſchung bietet. Wenn wir überhaupt erkennen, dah 
es Falle gibt, in been jebe Verbrechensart ansnahmemelfe nur Aufeslid in 
Widerſpauch tritt mit den Steaffegungen, und zu dem denkbar geringften Grade 
der Strafſbarkeit herabſinlen kaun, fo wird es immer eine Forderung ber Ge⸗ 
rechtigkeit bleiben, * bie Aberhaupt geringſten Strafen durch den Ricqhter 
amsenben zu laſſen, und erſt hinterher zu umterfichen, wie man die Bejorgaiß 
ber Wißtär etwa anf proceffualifchem Gebiet abwehren Tan. Unſerer eigenen 
Amniſcht wach leidet das Gereditigleitättexefie bes Staates weniger durch geringe 
Strafen und burch zu große Milde des Richters, als durch bie Gchäbigung ber 
öffentlechen Moral, welche durch zu harte Urtheilsſprüche im Namen bes er 
verlegt wird. Der bemtlidh ertenubare Grunbzug in der gefammten Gira 
ennwoidlung feit 200 Jahren ift die fortichreitenne Wilde in der Strafbarkeit ber 
Dieſer Exfegeinung legt Teineswegs ein auf Koften ber Rechtserdaung 
bemertnienbes Humanttätsgefähl, fondern vielmehr das Yadhöthuin ber 
Idee, die Bermehsung ber zur Hinderung bes Verbrechens vienitchen Sicherheite⸗ 
anftalten und bie dadurch angeregte Kräftigung des geſellſchaftlichen Bewußtfeint 
zum Grunde. Je unficherer bie —— je ſchwankender bie Staategewelt, 
je fchwieriger bie Cutdeckung and Beftrafung begangemer Berbsechen: deſto ſchwererer 
Ctrafinittel Bedauf die öffentlidye Sicherheit; harte Etrafmittel find ein Renngelden 
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—— bereitete, zu graufamen Strafdrohungen reigte; daß nad bemfelben 
Geſetze Die heute unpneifeihaft vorhasibene —— des Nechtsſchutzes uud be 
nachweisbare Berminberung bex ſchweren Berbredgen zu einer Herabſetzung ber 
he ohungen führen mußte. Mildere Strafen find wichte anderes als 
Höherfhäuung der perſonlichen Rechte, welche ber Staat dem Berbrecher ent 
wid, ber Keigende Nechtsweril der menſchlichen Berfon neben ver vermin⸗ 
verten Gefahr der vorbrecheriſchen Augriffe. Das hoehſte praltiſche Interefie der 
Straſvechtspflege iſt in wer ——— die Sicherheit und Schnelligkeit, nit bus 
hohe Maß der Vehrafung. In der Mehrzahl deutſcher Staaten wir) Aber die zu 
hohen Mintma ver Strafdrohungen gelingt, melde beifpielawelfe nod in den 
beiden nemeften größeren Geieugebungswerten Preußens 2 Jahre, und Bayerns 
4 Jahne bei der Zuchthausſtrafe betragen, ohne ba es dem Richter vegeiuifibg 
gefatiet wäre, eine andere als diefe entehrende Strafe bei ben bamit allgemein 
bedrohten Berbrechensfällen ausgufprechen. 
Im Anfipluß am dieſes den Richter in ber Anwendung einengenve Berhältuif 
ed Strafmahes haben wir ferner die Geltung der Steafgejtge nach Belt, ‚Raum 
ee Berfonen zu beſprechen, foweit dabei zigenthäimlliche Grandfäge zu 


—E ber zeitlichen Herrſchaft ver Strafgefetze iſt davan zu er⸗ 
innern, daß die Bublitation den Anfangstermin berfelben, die Mufhebung deu Cub⸗ 
Geluung bezeichnet. Die Nichtrückwirkung ſtrafrechtlicher Rormen auf 
früher begangene Akte gehört zu ven fundamentalen Principien bes matericllen 
Steafrechtes, obwohl die franzöſiſche Gefetzgebung noch neuerdings mittelſt ber 
Tranportatlenedetreie gegen wie politiſchen Verbrecher des Juniaufftaudes und bes 
Decenh erſinataſtreiches dagegen verfiich. Weſwegen Strafproe e ſigeſete rüdwirtend 
angewendet werben bönnen, iſt bier nicht näher zu begräuben; wohl aber muß 
um wichtigen Einſchraäͤnkung gebucht werben, welche der Grundſatz der Richtrück⸗ 
wirlung dadurch erieitet, daß mildere ober ſtrafaufhebende Gefege ſpä⸗ 
teren Ueſprungs auf die unter der Herrſchaft eines ülteren oder 
Arengeren Geſetzes begaugenen Handlungen zurückbezogen werden. 
ollte man hier das berelts neränverte ober aufgehobene Geſetz anwenden — was 
ware dies anders, als ein Selbſtwiderſpruch der Stactes, eine Berlängnung ber 
Gerechtigleit, melde die ehemaligen, gefſetzlich gemefenen Folgen veimex 
menſchlichen Sanblungen als umgererhte erfannte? Der Staat lauu wichta umge 
rechtes thun, yoeil ein früherer Geſetzgeber das Unrecht in vie formen des Ge⸗ 
ſetzee hüßte, ader das neränberte Verhaͤltniß bes Staates zu der — eine 
zwiſchen poſitives Recht gewmordene —— erlitt. Zmwetfelbaft iſt, ob auch 
eine vorübergehend bewirkte Smöpenfion eines Strafgeſetzes, wie dies hinſichtlich 
ber Wrcherſtrafgeſetze während ver Handelskriſts des Jahres 1857 in Preußen 
lach, gleichfalls den vor der Suspenſton begangen lebertreiungen zu inte 
Abweichend von unſerer eigenen Mechtöanfiht hat das Obertribunal: a 

—8 fh für Berneinung entfchieben. (Das Nähere über bie ganze Lehre |. bei 

Seeger, Ueber die rückwirkende Kraft neuer Gtrafgefege. Tübingen, 1862.) 
XI. Größere Schwierigkeiten als die zeitliche Begrenzung der Sirafgefeige bietet 
vie Nefansıung der Srtiicgen Anwendbarkeit ver Strufgeſetze. Bon vornherein 
Mar Bm, beb jedes Straßgeſetz innerhalh des Gtantsterzitsriums 
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Überfchreitet bei. feinem Urtheil wicht die Klagsforderung des Berletzien und läßt 
überall ber Verzichtsbefugniß des Klägers den weitefien Spielraum, 

Das Beweisrecht war durchaus formaliſtiſcher Natur, d. h. es war ohne 
weitere Nüdfiht auf die richterliche Lebergengung, wie der Beweis für Schuld uud 
Nichtſchuld in qualitativer und uantitativer Hinſicht beſchaffen ſein milſſe. Der 
ricgterlichen Ueberzeugung war bezüglich ber Beweisfrage feine ſelbſtändige Geltung 
eingeräumt. Dan muß wohl annehmen, daß die damals üblichen Beweismittel: 
eis mit Eidhelfern, Gottesurtheil (glühennes Eifen, Waflerprobe, Keſſelfang, 
Krenzesprobe, geweihter Biſſen und namentlih Zweilampf) für unfere Vorfahren 
im Allgemeinen überzengenbe Kraft befaßen, indem onberenfalls ihre Geltung als 
Beweismittel abſolut unerklärlih wäre. Infewelt kann nun wohl auch im Age 
meinen. angenommen werben, baß bie Urtheile wer damaligen Zeit ver richterlicdhen 
Uebergeugung entſprachen. So wenig tie in abstracte zu läugsen ift, fo gewiß 
ift aber auch, daß die richterliche Ueberzeugung im konkreten Falle nicht noch eine 
befenbere Bebingung für hie bejahende oder verneinende Beantwortung ber Be 
weisfrage bildete. Die Erfüllung bee Bedingungen des Beweisrechts war für die 
Teftftellung der relepanten Thatſachen unbebingt entſcheldend. Außer den gemaumten 
Beweismitteln fennt der altdeutſche Proceß noch das Gemeindezeugniß, Urkunden 
und das Geſtändniß. Unſer heutiger Zeugenbeweis, d. h. das auf eigener ſinn⸗ 
licher Wahrnehmung beruhende Zeuguiß einer einzelnen Privatperſon Tode Im im 
altdeutſchen Proceß keineswegs die Hauptrolle, wie im jegigen Verfahren. Den 

Inpizienbeweis keunt verfelbe gar nicht. 

| Das Urtheil wird urſprünglich von der ganzen Gemeindeperſammlung ‚oder 
Bollsgemeinde (d. i. fünmtlichen Freien ver Mark⸗ oter Gaugenoſſenſchaft), fpäter 
unter deren Kontrolle („des Umſtandes“) von gewöhnlich fieben beſonders hiezu 
ausgewählten Urtheilsishöpfern (Schöffen, soabini) geſprochen. Dur das Urtheil 
wird. über den klägeriſchen Anſpruch in zweifacher Richtung entfchieden: erfteus ob 
herfelbe überhaupt in abstracto, d. 5. in ben Gefegen, zweitens, ob bexfelbe in 
opmereto begründet ſei, d. h. ob ‚es dem Kläger gelungen ſei, feine thatfädhliden 
Behauptungen nach ben Regeln des Beweisrechtes zu bewahrheiten ober nidt. 
Cine beſondere Enticheipung der Beweisfrage war hienach gar nicht nothwendig. 
Die Sorge für die Beobachtung der Beweisregeln war Sache bes vorfigenben 
(tönigligen) Nichterbenmten (des Grafen ober feines Stellvertretexs), dem auch bie 
ganze Leitung ber gerichtlichen Verhandlungen im Allgemeinen, ſowie die Hegung 
des Gerichts und bie Vollfivedung ver Urtheile übertragen war, 

Das Berhältuig her Beweismittel zu einander, jowie bes Ankfagebeweifes 
zum Vertheidigungsbeweiſe war kurz folgendes: Das Geſtändniß des Ange 
klagten machte jebe weitere Verhandlung überfläffig und enthielt ſchon die Ber- 
urtheilung ſelbſt in ſich Ein Zwang zum Geſtändniß dur Folter findet fi nur 
gegen Unfreie in ven bereits vom römischen Rechte inficitten Volksrechten. Der 
läugnende Ungellagte bat zunähft das Recht, falls er unbefcholten iſt, fid 
burd feinen von Eideshelfern ala glaubwürbig empfohlenen Kid von der Anklage 
zu reinigen, Diefer Eid kann aber. nah einigen Rechten vom Kläger mit einer 
größeren Gibhelferzahl überbosen und unwirkfam gemacht, ſowie auch nad anderen 
Rechten durch Zeugenbeweis oder durch Erbieten des Klägers zu einem Gottet- 
urtheil (namentlich Zweikampf) von vornherein befeitiget werben. Wollte aber ber 
Angellagte ober konnte er einen Eichelferbeweis nicht führen, fo mußte er feine 
Unſchuld durch ein Gottesurtheil beweiſen. 

Im Sachfenſpiegel wird zwiſchen der handhaften und ber übernächti⸗ 
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gen That umterfchieden. Wei letzterer gelten bie gewöhnlichen Bewelsregeln; bei 
erſterer tagegen, db. h. wenn der Angeklagte auf der That ober Flucht ergriffen 
oder mit gewiffen Ausrufungen verfolgt worden war unb ber Kläger bie fihtbaren 
Zeihen der That (die entwenbete Sade, Das vermundete GElled ober die Leiche) 
als „blidenden Schein” vor Gericht gebracht hatte, war letzterer berechtiget, vie 
Schuld des Angeklagten mit ſechs Eidhelfern (felbfiebent) zu beweiſen („über 
ſiebnen“ ) . 

IL Das Berfapren vom 15. Jahrhundert bis Karpzow. Das 
jo beſchaffene alideutſche Berfahren exhielt Ah im Weientlichen unverändert allent- 
halben bis ungefähr zam fünfzehnten Iahrhundert. Um biefe Zeit 
wurbe der Widerſpruch, im welchen e8 mit ben veränderten Begriffen von Staat 
und Berbredden, ſowie mit dem gefammten damaligen. Kulturzuftande, namentlich 
im den Stäbten ſtand, zu bebeutenb, als daß eine wejentliche Umgeſtaltung bes- 
ſelben länger ausbleiben konnte. Zn ben dringendſten Bebürfniffen gehörte ins- 
befondere eine durchgreifende Einführung der amtlichen Berbrechenverfol⸗ 
gung (Offirialprindip), ſowie eine Reform des formaliſtiſchen mit dieſem Prin⸗ 
cip unverträgliden und zum Theil auf Aberglauben (Gottesurtheil) oder Leicht⸗ 
glaubigkeit (Cidhelferweſen) bernuhenden Beweisrechtes. Hatte einerſeits die 
fortſchreitende ſtaatliche Entwicklung und Civiliſation bie Verfolgung ber Ver⸗ 
brechen immer klarer als eine öffentliche Angelegenheit des Staates erſcheinen 
laſſen, fo waren andererſeits ben Gottesurtheilen und dem Ehhelferbeweis ihre 
Oruupiagen durch die zunehmende Aufklärung und durch ben Verfall bes engeren 
Familienverbaudes abhanden gelommen. 

Diefen Bebärfniffen begegnete um jene Zeit die namentlih durch bie men 
gehifteten Ilnioerfitäten und durch bie klerikalen Laudesherren vermittelte nähere 
Bekanntſchaft mit dem römiſch-kanoniſchen, auf Erlangung materieller 
Wehrheit gerichteten in quiſitoriſchen Officialverfahren, befien Beweis- 
recht infofeene auch rationell zu nennen iſt, als es ber richterlichen Ueberzeugung 
bei der Entſcheidung der That⸗ oder Veweisfrage keine unnatürlichen Feſſeln an⸗ 
legt und N Gefändniß, Zeugniß, Urkunden und Impizien als Beweismittel 
auerfennd 2), 

Die Aufnahme dieſes (von ven italdenifchen Juriften des 12., 13. und 
14. Jahrhunberts auf Grund des neurdmiſchen und kanoniſchen Rechts ausgebil- 
beten und in weltlichen wie geiftlidhen Gerichten Italiens in Anwendung ſtehenden) 
Strafverfahrens war non Seite der deutfhen Gerichte dadurch bebeutend 
erleichtert, daß fich in Deutſchland ſchon norher mehrfache Anſätze zur Ausbildung 
eines Offichalverfahrens mit weniger. formaliftifchem Beweisrechte entwidelt hatten. 
Die Auficht, daß das Verbrechen und die Reaktion dagegen eine öffentliche Ange⸗ 
legenheit ſei, fpricht ſich insbeſondere fehr Deutlich im ver ſchon mehrfach in den 
Kopitularien. der fränkifchen Könige, fowie im Sachfenfpiegel aufgeflellten An⸗ 
Hage- und Rügepflicht aus. Hie und ba findet fih die Aufftellung einer 
allgemeinen Rügepflicht ſämmtlicher Gemeindeglieder; ja es kommt vor, daß bei 
dem Auffinden einer Leiche die ganze Gemeinde vom Grafen ex officio zur ge 
richtlichen Vevautwortung gezogen und angehalten wird, zu befchisören, daß fie bie 





9) Es fehlt bier der Raum, auf die @efchichte des römiſchen und fanonifchen Strafverfahs 
tmd einzugehen. &. darüber namentlich die oben angeführten Werke von Biener, Zachariä 
und Gets, fewie für das römiſche Recht indbefondere des legteren „Sefchichte bes römtfchen 
Rrimlnatprotefie", Yeipyig 1842. . nn | = 
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hat weder felbft begangen noch ven Thäter kenne. Einen ber weſenilichſten Züge 
der Vehmgerichte, dem fie vorzugsweife ihre große Macht zu banken Batten, 
bilvete die Anklagepflicht ihrer Freifchöffen, während das vehmgerichtliche Verfahren 
felbft im Wefentlihen vom aliveutichen überhaupt nicht verfchleven war. 

Hieher gehört aud die weitverbreitete Einrihtung des Klagens von 
Amtswegen, d. i. der Aufftellung eines Klägers auf öffentliche Koften (fpäter 
häufig Fiskal genannt) für den Fall der Ermanglung eines Privatllägers bei 
ſchweren Verbrechen. 

Sehr nahe kam aber dem römiſch⸗kanoniſchen Inquifitionsproceſſe das ſoge⸗ 
nannte Rihten auf böfen Teumump. Diefe zwar nicht gemeinzechtliche, fon- 
bern auf fpeciellen kaiſerlichen Privilegien beruhende, aber doch weit verbreitete 
(namentlih in ben Städten vorlommende) Einrichtung beredytigte bie Schöffen, 
übel beleumnnbete, gefährliche Menſchen ohne Privatliage und mit Außerachtlafiung 
ber Vorſchriften des regelmäßigen Beweisrechtes im Falle dringenden Verdachtes 
eines Verbrechens nad ihrer freien Ueberzeugung zu veruribeilen und zu richten. 
Infoferne dieſes Richten auf böfen Leumund überhaupt deutſchen Urſprungs uud 
nicht fon eim Ableger des fremden Inquifitionsprocefies felbft if, ſtellt es ſich 
doch jevenfalls als eine ſachlich verwandte Einrichtung und bahnbredhenve Borke: 
reitung zur Reception dieſes Procefie bar, deſſen Danptgrunpfag eben in ber 
amtlihen Verfolgung von Verbrechen und in ber fpontanen Thätigleit zur Er 
forfhung des wirktichen Sachverhalts befteht. 

Die ‚Reception des römifdelanonifhen Strafprocefies erfolgte allmälig anf 
bem Wege des Gerihtsgebraudes im Laufe des 15. Jahrhunderts. Um 
Ende viefes Jahrhunderts und am Anfange des folgenben findet er fich Bereits 
in mehreren Bartitulargefeugebungen, z. B. in ber Wormſer Reformation 
von 1498 und in ber (vom Freiherrn von Schwarzenberg mid Hohenlanbeberz 
verfaßten, bie Hauptquelle ber peinlichen Gerichtsordnung Kaiſer Karls V. ven 
1532 bildenden) Bamberger Halsgerihtsorpnung von 1507. Im bem 
!anpfrieden von 1495 8. 5 ift verorbnet, daß die Obrigfeiten Friedbrecher 
von Amtswegen verfolgen und richten follen. Dazu kam, daß das fremde Red 
auch für Ungelehrte und ver fremden Sprade Unkundige in befonveren bentih 
geſchriebenen Werken zugänglich gemadyt wurbe, fo in ben vermöge ihrer mehr- 
fachen aufagen weit verbreiteten von Ulrich Tengler („Latenfpiegel“ jzuerft 
1509) und Sebaſtian Brant (,richterliche Kingfpiegel” zuerſt 1516). 

Zwär erjheint der — freilih von dem altdeutſchen jehr verfchiebene — 
Anklageproceß noch biß tief ins 17. Jahrhundert hinein wenigſtens nominel 
ale das ordentliche ober regelmäßige, der Inquifitionsproceß als amßerorbent- 
liches, ſubſidiäres Verfahren (für den Fall eines mangelnten Privatanklägers), 
‚fowie fih auch noch längere Zeit hindurch in den Gerichten ver fremden Rechte 
. unlundige Schöffen. erhielten. Allein viefer Anklageproceß war felbft mit vielen 

inquiſitoriſchen Elementen gemifcht und glid weit mehr dem fremden 
Inquifitionsverfahren, als dem altdentfchen Anklageproceß. Die Uebergangsperiott 
des 15. unb 16. Jahrhunderts war eben eine Zeit: von Zwitterbifpungen; ber 
Anklageproceß erhielt inquifitorifche Zuthaten, der Inguifitionsproceß mußte ſich 
aftufatorifche Formen gefallen Iaffen. 

Es fehlt hier der Raum, bei diefen Zwitterbildungen und Uebergangsftufen lange 
zu verweilen; es mögen daher folgende Bemerkungen genügen: In dem bet 
peinliden Gerihtsorbnung Karls V. nahfolgenden Jahrhun: 
berte gerleth die alte Schöffengerichtsnerfaffung überall in Deutſchland in Ber 








Strafreqhteyſlege. 345 


fall, und gelangte die Strafrechtepflege allenthalben In die Hände von rechts⸗ 
gelehrien befoldeten Niterbeamten (reſp. Iuriftenfalultäten als Spruch⸗ 
lollegien). An die Stelle der affufatorifchen Procekformen trat durchgehends ein 
geheimes, Fchriftlihes fall ganz vom Ermeffen des Inquirenten 
abhängiges Verfahren, als deſſen Schwerpunft unbedenflih die Folter 
zur Erlangung eines Geſtändniſſes bezeichnet werben Tann, Die Unvereinbarteit 
ver Mundlichkeit mit dem burch die Reception des fremden Rechts - bevingten In⸗ 
fitute der Altenverfenbung (des „Ratbfuchens‘) leuchtet von ſelbſt ein; die nun⸗ 
mebhrigen Urtheilsſinder, welche weder ven Angefchuidigten noch engen fahen oder 
hörten, konnten natärli nur auf die ihnen vom Unterſuchungsrichter vorgelegten 
Akten judiciren. ur 

Zwar finder fi In dem fogenannten „endlihen Rechttag“ der Bam- 
bergensis und Carolina no ein folennes mündliche Anklageverfahren in Gegen- 
wert des Angeklagten nach Art des alten Schöffengerichtsprocefies. Allein diefer 
endliche Rechtiag war in Wirklichkeit eine leere Komödie, indem das Urthell fchon 
vorher nunabanderlich feſtgeſtellt war, und neue Entfhulpigungsthatfadhen dabei 
unberückfichtigt blieben. 

Die zwedmäßigen Beſchränkungen, welchen die Tortur in ver Caro- 
lina noch unterworfen war, 3. B. tie Beſtimmung, vaß die Tortur bei genägen- 
dem Zengenbeweis ganz wegfallen, daß fie nur bei triftigen Verdachtsgründen und 
namentlih nur dann ftattfinden folle, wenn die Eriftenz des Verbrechens (der ob⸗ 
ieftive Thatbeftand) erwiefen fei, — wurden von ver nachfolgenden Praxis und Geſetz⸗ 
gebung meiftens mißachte. Ohne die ſchrankenloſe Wtllfär der abergläubifchen 
Ingeifitionswichter in dem Gebrauche der Folter blieben die Herenproceffe des 
16., 17., ja 18. Jahrhunderts ganz und gar unerflärlih. Hätte bie Fauſt der 
Follerknechte nicht ans den verreniten, gequetfchten und gebrannten Gliedern ber 
mglädfihen Opfer finfterfien Aberglaubens die fabelhafteften Geftänpniffe von 
——* Verkehre mit dem Teufel und ähnlichem Aberwitze herausgepreßt, ſo 
ätte der ſcheußliche Wahnſinn nicht die Verbreitung finden Knnen, die ihm in 
jenen Zeiten allentbalben in Deutichland zu Theil geworben. 

Es würbe bier zu weit führen, auf die Albernheiten und Schenflichleiten der 
Herenproceſſe näher einzugehen. Eine ausführliche Darftelung derſelben, forte des 
beutfchen Strafverfahren im 17. Jahrhundert überhaupt findet ſich namentlich auch 
in des berühmten ſächſiſchen Iuriften und Vorſtandes des Leipziger Schöppenfluhles 
Benedikt Karpyago Werk: Practica nova Imperialis Saxonica rerum erimi- 
nalium, welches zuerft im Jahre 1635 erſchien und vermöge feiner praktiſchen 
Brauchbarkeit ein Jahrhundert lang in einem großen Theile von Deutfchland eine 
Art von: keiminaliſtiſchem Evangelium bildete. Es iſt im 17. und 18. Jahrhun⸗ 
"dert weber ein Geſetzbuch noch eine Privatarbeit erfchienen, weiche für die dentiche 
Strafrechtsgeſchichte dieſer Zeit gleich große Bedeutung erlangt hätte, wie das 
Karpzom’ihe Werl. Dasfelbe enthält eine hanptfählid an italieniſche Juriſten 
Gulius Elarus + 1575 und Farinacius + 1613 find am melften benützt) fi 
anfäließende, getrene und audführliche Darftelung des damals in Anwenbung be- 
findlichen fogenannten gemeinen deutſchen Kriminalrechts ohne veformatorifche Neben- 
abfichten, wie ſolches auch bei dem Stillſtande der Neichögefeßgebung in bie Par⸗ 
tifulergefeggebungen Defterreichs, Preußens, Bayerns, Sachſens ꝛc. überging. 

Auch bei Karpzow erfheint neben dem Inquiſitionsproceſſe noch ein Alfu- 
ationsproceß (mit Privatanflage), Allein der Erſtere ſteht nunmehr ſchon als 
processus ordinarkıs and bi den ſchweren Verbrechen allein auwendbar ba, und 
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ber Anklageproceß (vie acousatio) iſt nur bei:geringeren Fuͤllen zuläßig und eni- 
hält, wie dies auch ſchon früher der Fall wer, ſehr viele inquiſitoriſche Veſtand⸗ 
theile. Die inquisitio zerfällt bei Karpzow, wie bei den Italienern, Im zwei Ab⸗ 
ſchnitte: ing. ‚generalis und speeialis, Erſtere iſt ein ſummariſches Berfahren 
zur Erlangung möglichſten Aufſchluſſes über vie Exiſtenz eines Verbrechens und 
einiger Anhaltspunkte zur Beantwortung der frage, ob gegen eine beſtimmte Per- 
fon die peinlicde Anklage und Berfolgung erhoben werben könne; ver Verdächtige 
fol bier nody nicht verhört werben. Gegen die durch ein förmliches Interlokut zu 
«cäfinende Specielunterfugung fol ber Inquifit eine defensio pro ..avertends 
inquiesitione speeiali haben. Die Specialunterſuchung hatte die wollftänbige 
Aufflärung ber Sache nad allen objeftiven und fubjeltiven Beziehungen zu Itefern. 
Sie begann mit einem ausführlichen artikulirten Berhöre des Inguifiten, und im 
weiteren Verlanfe wurden nad Ermeſſen des Inguirenten alle zweckdienlich er 
ſcheinenden Mittel zur Erforſchung des wahren oder vom Inquirenten für wahr 
gehaltenen reſp. vorzuſpiegelnden Sachverhaltes — darunter vor Allem vie Zorku 
als das wirkfamfte und fiherfte, um mit der regina probationum triumphiren zu 
können, in Anwendung gebradit. Ä 

ML Das Berfahren von Aarpzow bis zum Jahre 1848. Auf 
der Stufe, auf welcher. fi) der Strafproceh in Deutſchland bi Karpgaw be 
fand, erhielt fig derſelbe im Wefentlichen unverändert bis zum Hufange des 
19. Jahrhunderts. Wbgefehen etwa von dem allmällgen Verſchwinden ver 
Hexenproceſſe und abgefehen bavon, daß gegen Enbe des vorigen Jahrhunderis in 
einigen deutſchen Territorien die Wolter abgeſchafft wurbe, ift in dem deutſchen 
Strafpuocehredte kaum ein bebentender Fortichritt zur Humanität und Achtung 
ber Menfchenwürbe zu bemerken, und zwar ebenfomwenig in der Littegatug wie in 
der Geſetzgebung. Ja während fi dort doc wenigſtens ein Streben nad bem 
Beſſeren zu regen beginnt, findet man in einigen Geſetzgebungen biejer Periode 
fogar eher Rüchſchritte ala Fortſchritte, im Bergleihe mit Karpzow umb fehl 
mit der zwei Jahrhunderte Älteren Caroline, 

Als ein Beiſpiel des Iraurigen Zuſtandes des deutſchen Strafprecafies jur 
Zeit möge hier Der zweite Theil des für das ganze damalige Bayern publicirten 
Codex juris bavarici eriminalis vom Jake 1751 dienen. Diefe Straf- 
proseßorduung handelt in 11 Kapiteln: 1. von den peinliden Gerichten und ber 
Gerichtsbarkeit; 2. von ber peinligen Anflag, Denunciation uud Inquiſition; 
3. von Erfindung der Uibelthat, zu. Latein: corpore delicti; 4, von been An 
zeigungen, zu Latein: indiciis delieti; 5. non dem Beweis der Mißethat; 6, von 
der Inhaftixung, Kaution, fiheren Geleit und Freiung (Aſyl); 7. von bem gäl- 
liden examine ober eonatituto des Uibelthäters; 8. von bem peinlideu axamine 
ſowohl der Delinguenten als der Gezeugsperſonen (Folter); 9. ven der Kanten 
tation und dem Purgationseid; 10. vom dem peinlichen Urtheil, daun deſſen Pub⸗ 
lilation und Bollziehung; 11. von Aufhebung des peinlichen Proceß, dann denen 
hiezunter auflaufennen Köften. 

Dos. den Charakter diefer und ähnlicher Strafproceßordnungen Beisiiit, ſo 
iſt nur zu wahr, wem Feuerbsd‘) von ihnen jagt, daß fie dam JInqui⸗ 
venten ale Mittel geben, dan Angeklagten ſchuldig zu finden, wöhrend biefer da⸗ 
gegen auch nicht ein einziges Schutzmittel habe. Einſam und verlaffen von be 
Weit — ſagt Fenerbach — fteht der Angeklagte vor feinem. Inquiſitor und 





6) Zhemsiß aber Weitcäge zun Gefohgsbung. Baushuk 1812,. S. 865 Fi 
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deſſen Schreiber ;- keine Gerichtäyeugen Bnien vie Glaubwärbigleit des Protokolls 
belunden; lein Bertheidiger ſteht ihm zux Seite, kein Rechtsmittel gegen bie Kelten, 
kine Vertheidigung nad geanbigter Unterſuchung, kein Rechtsmittel irgend einer 
Art gegen das Endurtheil Über Leben und Tod fieht ihm zu Geber: — und bei 
diefen Geſetzen aud noch die Tortur! Dieſe gänzliche Rücſichtsloſigkeit auf bie 
wöglige Unſchuld des Ungeliagten wor ums fo weniger zn xechtfertigen, als ber 
Angellagte, nud wenn die Wolter ihn nicht zu einem Geftändniffe gebracht hatte, 
dennoch lebenalängli oner doch auf viele Sabre ins Arbeitshaus gejperrt werben 
kounte. Mit Net fragt Feuerbach: „Was man gemäß dieſer Beſtimmung 
auh nach Überftandener Folter thun lann, warum geichieht es nicht ſchon vor 


Anwendung verfelien? Wenn vie Folter nach dem eigenen. Geftänhniffe dieſes 


Sefeges ein fo umlicderes Mittel iſt, daß fie oft gegen ſolche Verbrecher, deren 
Geſtaͤndniß am wichtigſten (Diebe und Räuber), dennoch ohne Wirkung bleibt, 
und dieſe Wirkungslofigkeit und Unfiderkeit ven Geſetzgeber zu einem zweiten 
Rotgwittel führt, wodurch er dem Staat aud gegen ben hartuädig läͤngnenden 
Verbrecher Sicherheit gewährt; warm verbindet er mit. biefer zwar fluengen, doch 
poltifh nothwendigen und jedenfalls zureichenden Maßregel auch noch norlänfig 
jene in ihrem Erfolg immer unſicheren Martern, vie eben: durch dieſe Unſicherheit 
und Zweckloſigkeit die erſte aller Sraufamleitag find?" Und ſolche Geſetzgebungen 
ſtammen ass dem Beitalter eines Mentesquien, Voltaire, Beccaria 5) und ber 
Enchliopäpiften, ans dem Zeitalter Friedrichs des Großen, eined Thomaſius und 
eines Leffing, und ihre gefeglihe Gültigleit ragt — wenn auch mit Modifilationen 
— bis in unfer Jahrhundert herein! Ä 

In Frankreich, wo die Geſchichte des Kriminalproceſſes einen aähnlichen 
Entwicklungsgang 6) genommen, wie in Dentſchland, trat die Wendung zum 
Beſſern im Gefolge der großen politifhen Ummwälzung ein, nachdem wer Reform 
vorher duch Montesquien, Boltaire und bie Eneyklopädiſten der Weg gebahnt 
worden war... 

In Deutfhland waren es fowohl vie großen politifchen Ereignifſe, als 
auch die epochemachenden Litteraturerfcheinungen am Ende des vorigen Jahrhun⸗ 
derte, weldde den Fortbeſtand des bamaligen veutihen Strafproreßrechtes uumög- 
ih und eine Beflerung nothwendig machten. Unter dem wohltgätigen Kisflufle 
ver gedachten Weltereignifie und geiftigen Schöpfungen ermuds denn auch feit 
dem Anfange viejes Iahrhunderts eine von rühmlichen Veftrebungen erfüllte, nach 
enftem Fortſchritte ringende Strafproceplitteratur und durch fie getragen in meh» 
teren deutſchen Ländern eine in jeder Binfiht — formell wie materiell. — ge 
läuterte Geſetzgebung; fo z B. in Oefterrei im Jahr 1803, in Preußen. 1805, 
in Bayern 1813 u. ſ. f. Insbefondere war ed das von Feuerbach verfafte 
bayeriſche Strafgefegbuch, welches auf die nachfolgenbe Legislation in Deutſch⸗ 
land den bebeutenpften Eiufluß erlangte, 

, Bon einem eigentlihen gemeinen deutſchen Strafproceßrechte lann freilid 
feit der Auflöfung des deutfchen Reiches (1806) in juriftiſchem Sinne nidyt mehr 
bie Rebe fein und zwar weder in ſtaatsrechtlichem noch in völlerrechtlichem. Ueber- 





5) Ueber Beccaria find neuerlich zwei bemerkenswerthe Schriften erfähienen, Die eine von 
Gefare Cant u unter dem Titel: Beccaria e il diritto penale, Florenz 1862, die andere von 
Av. Rinaldini, eine biograpbifche Sfigge nach dem Werke von Cantu, Wien 1868. 


6) Die Eitteratur über die Geſchichte des franzöffcken Gtwafverfahrene iſt in dem Artikel. 
angegeben. Ä | 
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bies aber weichen bie von 1803 bis 1848 erfchienenen deutſchen Strafproceßord⸗ 
nungen auch inhaltlich vielfadh von einander ab. Da fie aber fänmtlidh doch 
nur mehr oder weniger verbeflerte Redaktionen des neneren fogenannten gemeinen 
deutſchen Strafprocehredhtes waren, fo fiimmten fie fowohl im ihren Hauptgrund⸗ 
fügen, als auch vielfach im Detail mit einander überein. 

As Hanptgrundzüge dieſes HS zum Jahre 1848 In Geltung geweſenen 
genieinen und partilularen ventfchen Strafproceßrechtes laffen ſich die folgenden 
hervorheben: 1. Die Gerihtsorganifation beruht zwar faft überall auf 
dem Grundſatze ver Trennung der Unterfuhungsfunktion von ter Urtheflöfunftion; 
allein mit der Unterfuchungsfunttien ift die Anklagefunktion und größtentheils bie 
Bertheidigungsfunftion verbunden. 2. Die Unterfheidung einer General- und 
Specialunterfuchung wurde in der Karpzow'ſchen Weiſe beibehalten. Das Ber- 
fahren war in beiden Proceßſtadien geheim, ſchriftlich und durchaus inquifito- 
riſch⸗ official ohne irgend welche affufatoriiche Formen. Die Anzeige einer Privat⸗ 
perfon bildete überall nur einen Beranlaffungsgrund zur Einleitung einer Unter- 
fachung, auf deren weiteren Berlauf der Brivatperfon keinerlei Einwirkung geftattet 
war. Für die verfihievenen Unterfuhungshandiungen, fowie für die ganze Unter 
fuhungsführung enthielten die Geſetzbücher fehr genau betaillirte Beſtimmungen, 
insbefondere über Verhaftung, Kaution, Berhöre, Hausſuchung, Konfrontation ꝛc. 
3. Die Beweismittel waren Geftändniß, Zeugnig, Angenfhein, Urkunden und 
Indicten. Seit Abſchaffung der Tortur konnte allenthalben auf Indicien Kin ein 
Strafurtheil, nach einigen Geſetzgebungen aber, 3. B. der baherifchen, kein Todes⸗ 
urtheil gefällt werden. Ueber vie zu einer Verurtheilung erforderliche Beſchaffenheit 
und Quantität von Beweis gab es mehr ober weniger ausführliche bindende Ge⸗ 
ſetze (binden de Beweistheorien); insbefondere für den Indicienbeweis. 
Eine fürmlihe Bertheidigung wurde meiſt erft am Schluffe der ganzen Unter- 
fuchung zugelaffen. Dem Inquirenten war die fogenannte materielle Vertheidigung 
aufgebürbet, d. h. die Verpflichtung, aud ben Unſchuldsbeweis zu berfidfichtigen. 
4. Die Aburthetlung erfolgte faft allenthalben durch Obergerichte (aus 5 bis 
7 reſp. 9 rechtsgelehrten befolveten Richterbeamten beftehenv), foweit nicht bie 
Strafrehtspflegg Berwaltungsbehörben überlaflen blieb, was in ven geringfügigen 
Sachen (Polizeiübertretungen) überall der Fall war. Die Richter fchöpften ihre 
Erfenntnißgrünne Tebiglih aus dem PVortrage eines ihrer Kollegen (Referenten), 
welcher die Unterſuchungsakten zum Zwecke der Berlchterſtattung vorher ftubirt 
und ans denfelben fein fehriftliches Neferat gefertiget hatte. Dem Urtheile wurden 
vie befonders mit Rückſicht auf die gefeglihen Beweisvorſchriften abzufaſſenden 
Entfheidungsgründe (über That- und Rechtöfragen) beigegeben. Es gab 
dreterlei Urthetle: Freifprehung, Verurtbeilung und Entbindung von ber 
Inſtanz (absolutio ab instantia), d. i. eine Art von Berpäctigerffärung Bei un- 
genügendem Beweiſe. In den Beflimmungen über die Anfechtbarkeit mar 
wenig Uebereinftimmung. Für ein näheres Eingehen fehlt bier der Raum. 

IV. Die Reform des Jahres 1848. Eine neue Epoche beginnt 
mit dem Jahre 1848. In viefem Iahre hat das Strafverfahren fuft überafl in 
Deuifhland eine Umgeftaltung erfahren, vie ebenfo bedeutend erjcheint, wie der 
im 15. Jahrhundert erfolgte Uebergang vom altveutfchen zum römiſch-kanoniſchen 
Inquiſitionsproceſſe. Eine radikale Umgeftaltung des deutſchen Kriminalproceſſes 
war aber aud ein bringendes und ſchon in den erften Jahrzehnten bes laufenden 
Jahrhunderts lebhaft empfundenes Bebärfniß. 

Zunähft war e8 die in der Schriftlichkeit und Heimlidteit bes. 
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Berfahrens liegende Hunatur, am welcher fi bie erwachende bifentliche Meinung 
ebenfo. flogen mußte, wie der kritiſche Blick der neneren Medtswifienichaft. Wenn 
mon auch in den Zwanziger und Dreißiger Iahren das mglifche Strafverfahren 
noch wenig lannte, und wenn auch das franzöfifche nicht frei won Mängeln er- 
fhien, fo konnte man doch immerhin behaupten, daß diefe Proceburen ſchon ver« 
möge ihrer Oeffentlichleit und Münblichleit der dentſchen bei Weitem vorzuziehen 
fein. So weit vermodte ea nicht einmal ber Starrfinn ber blindeften Verehrer 
bes damaligen Strafverfahrens zu bringen, daß fie es hätten natürlich finden 
können, wenn der Streafrichter anftatt den Angeklagten und die Zeugen felbft zu 
fehen und zu bören, fich über deren Ausfagen von einem Anderen Bericht erflatten 
ließ, der feinerfeits felbft wiederum feine Kunde nicht aus eigenem unmittelbaren 
Hören und Schen der Deponenten, fonbern lediglich aus todten Protofollen ge⸗ 
wonnen batte, welde ein Dritter (ver Unterfuhungsrichter) dem Schreiber in die 
Feder zu viktiren für gut befunden. Wer bürgte für die volle Aechtheit des In⸗ 
halte der Protokolle? Der beeibdigte Altuar? Die Unterfchrift der vernommenen 
Perſon? Die Fafſungsgabe und die Ehrenhaftigleit des Inguirenten? Wer bürgte 
für die Richtigkeit, Genauigkeit und Vollſtändigkeit des Referates ? Bott Lob! Es 
find dies Fragen, bei beren Beantwortung man fi nachgerade nicht mehr lange 
aufzuhalten braucht. Die Frage, ob Münplichlelt (oder Unmittelbarteit) des Ber- 
fahrens der Schriftlichleit (ober Altenmäßigkeit) vorzuziehen fei, iſt jegt ein über» 
wundener Standpuntt, und man kaun ſich heute wur noch wundern, wie &8 mög» 
lid war, das Unnatärlihe und Gefährliche der früheren Einrichtungen fo lange 
zu ertragen, als es gefchehen if. 

Auch bat man es längft erlannt, daß der Werth ver Schriftlichkeit ale Stütze 
der Appellation (oder Revifion) ein fehr trügerifcher fet, indem eben dieſe Appellation 

ſt unter der Boransfegung gewiſſer anderweitiger Einrichtungen eine hobchft 
entbebrlicde und zweifelbafte Garantie bildet. 

Durch die Schriftlihleit war natürlih die Heimlichkeit bebingt, zugleich 
aber durch die Heimlichleit der Haß und ber Argwohn gegen das ganze -Berfahren. 
Konnte das Verfahren gut und Vertrauen verdienend fein, wenn Alles bei ver- 
ſchloſſenen Thüren vor fi ging umd unter vem Siegel einer verdächtigen Pflicht 
ber Amtsverfchwiegenheit lag? So mußte wohl jeder unbefangene Yale fragen, und 
die Antwort eines wahrbeitsliebenden Richters hätte wohl faum berubigenn lauten 
können. Es war wirklich gut, daß Oeffentlichkeit auch infoweit verſagt ‚geblieben, 
als fie hätte gewährt werben können. Denn was man exrblidt und vernömmen 
hätte, wäre wenig erbaulich geweſen! 

Die Lage des Inquiſiten war In biefem geheimen ſchriftlichen Straf- 
verfahren auch noch nach Abſchaffung ber Folter eine fehr gefährliche und be- 
Kagenöwerthe. Die Iuguirenten begannen nicht felten aus verſchiedenen Gründen 
Unterfuhungen ohne genügenven Anlaß und ohne zu.wifien, auf welches Verbrechen 
die Unterfuhung zu richten ſei. Nicht felten behandelte der Unterinchangsrichter 
eine Perſon als Berbrecher, ohne nur bie Gattung des vermeintlichen Verbrechens 
diefer Perfon angeben zu lönnen; er hoffte am Ende doch zur Herſtellung irgend 
einer Schuld zu gelangen. Im folden fällen war es fehr begreiflih, daß bem 
Angeſchuldigten bei dem Beginne der. Unterfuchung deren Gegenſtand nicht kund 
gegeben wurde; Tannte ja doch der Inquirent diefen ſelbſt nod nicht. 

Aber man blieb hiebei nit ftehen; dem Angeſchuldigten ſollte der gegen ihn 


- vorhandene Berdacht am Beginne der Unterſuchung auch in den Fällen nicht mit» 


gerheilt werben, wo dies möglig, d. h. wa die Unterſuchung auf ein beflinmtes 


360 Strafecdtepftke. 
Berbrechen gerichtet wor. Man fürkgtete darch ſolche frühzeitige Miltheiluug beim 
Ungeſchuldigten vie Möglichkeit zu erleichtern, ven Inquitenten Irre zu führen. 
Häufig blieb der Angeklagte bis zum Ende der Unterſuchung im Dunfeln darüber, 
worin denn eigewtlih des Näheren und Genaueren die gegen Ihm vorikegeibe Be⸗ 
ſchuldigung beſtehe, welche Beweiſe gegen ihn aufgebradht worden und welde Per: 
ſonen die einzelnen graukeensen Ausſagen gemacht haben. Unmbglich kann ein 
folches Berfahren als ein ehrliches, rechtlichen und gerechtes bezeichnet werben; es 
war hinterlilig, ränfevoll und für vie Bertheidigung höochſt gefährlich. Was halfen 
Dagegen vie Verbote faptiöfer und fuggeftiver Fragen? War nicht daB ganze Ber- 
—— ein kaptibſes, auf Ueberliſtung und Berfiridung des Inquiſiten an⸗ 
gzelegtes 

Dazu kamen dann die oft entſetzlich lange Dauer und zahlreiche Wieder⸗ 
holung ver Berhöse, in Folge davon die häufig mehrere Jahre hindurch fortge- 
festen Unterfuchungen, : während welchen der Angeſchuldigte in ven ungefundeften 
Sefängnifien zu ſchmachten hatte; es kamen dazu endlich noch Die fogenannten 
Ungeborfamsftrefen, welde in engem Gefängniffe, quätendem Gunger uud 
korperlicher Zuchtigung beſtanden und namentlih and im Falle ver Antworts⸗ 
verweigerung verhängt Wurden. Nach Art. 190 Thl. IE des bayerifchen Gtrafgefeb- 
buches won 1813 3. B. kann der Ungehorfam auch durch Berweigerung der Wativort 
auf eine einzelne Trage verwirft werden, und nach Art. 188 fol der fogenmnte Un- 
gehorfame zuerſt bei Waſſer und Brod 3 Tage im engem Befängntfie gehalten, 
febann bei fortdauerndem Ungehorfame mit 5 bis 20 Streichen beitraft, auch viefe 
Strafe nöthigenfalls von 3 zu 3 Tagen, jedoch nicht mehr als dreimal: wieder- 
holt werden. War dies erfolglos gebliehen und Tonnte nach Lage der Akten wegen 
ungenügenben Beweiſes fein Strafurtheil‘ gefällt werben, fo follte ver Iuquffit 
fo lange in Gefangenſchaft gehalten werden, bie er fi zur Untwort 
bereit erfiären würde! Iſt das nicht die leibhafiige Wolter des Mittelalters Im 
Gewande des 19. Jahrhunderts ? 

° Benn dann in den Art. 191 und 192 verordnet wird, daß ber Inquift 
während bes Bollguges der Ungehorfamsftrafe nicht eraminiet und daß er belehrt 
werben folle, wie bie Strafe ihn nicht deßhalb treffe, um von ihm ein Geſtaͤndaiß zu 
erpreſſen, — fo kann bird wohl felbft auf den Leichtgläubigſten and Vertvauens⸗ 
feligften nur den widerlichen Eindruck einer Heuchelei machen; es iſt nidite Wnweres, 
ale eine protestatio faeto sontrarie, | 

Allerdings ergibt fi) aus dem Weſen des Staates und bes Berbreihens nicht 
blos die Verpflichtung des Staates zur unaufgeforderten Berfolgung ver Berbreiden 
(officlalmarinme), fendern auch das Recht und bie Pflicht des Staates, ſelbſt⸗ 
thbätig nad bem wahren Sachverhalte zu forfhen, und die Geſetz⸗ 
gebung wird auch nicht umhin Können, anf das Geftännnig des Schuldigen immet 
außerorbentlich hohen Werth zu legen. 

Allein anberasfeite iſt es eine Forderung ber Gerechtigkeit, dah ter Staat 
das Recht der Perſöonlichke it im Angeklagten ebenſo achte, wie das fehwer 
übrigen Angehbrigen und fein eigenes Recht. Der Staat hat zwar das Recht, jebe 
Perſon, welche der Verubung eines Verbrechens verbächtig If, zur Verantwortung 
zu ziehen und bei genügendem Berdachte ſrmlich Arafrechtlich zu verfolgen. RI 
biefem Rechte ift aber eine doppelte Pflicht verbunden, erftens bie Pflicht, den 
vollen Beweis der Schuld ber augellagten Perſon ohne allen Zwang zur 
Selbſtüberführung zu liefern und im alle des mißlungenen Bewetſes frei» 
zuſprechen, — fobauıs zweitens die Pflicht, dieſer Perſon von Anfang bie zu ‚Ende 
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bes Proceſſes das Recht der Vertheidigung in umverkümmerter Freiheit zu 

vn. Es muß derſelben geflattet werben, ihr Recht felbft geltend zu machen 
und die gegeh fie gerichteten Augriffe felbft zu widerlegen. Sie darf. werer sum 
felöf- und rechtloſen Objekte der Unterfudemg, wie etwa das eorpus delieti, 
herabgefetzt, noch als Beweismittel, wie Zeugen oder Urkunden behandelt, fordern 
muß als berechtigtes — und zwar, fo weit vies wit bem Zwecke des Strafver⸗ 
fahrend ‚verträglich iſt, ale dem Untläger gleichberechtigtes — Gwbielt (ale 
. „Berfon”) geachtet und in ver Ihe rechtlich gebührenden Stellung einer Bartel 
anerfannt werden. Die dem Rechtsſtaate entſprechende Form des :Strafperfahreng 
it die. eines Rechtsſtreites (eines Streites über dao Recht des Staates im kon⸗ 
kreten Falle zu. ſtrafen) zwiſchen zwei principiell gleichbrrochtigten Rechtsfubjekren. 
Wenn auch hiebucch jene Zwangsmaßregeln gegen den Berhächtigen nicht ausge⸗ 
ſchloffen And, die zur Unterwerfung vesfelben unter bie Strafgerichtsbarkeit des 
Staates nothwendig erſcheinen, fo ift doch ber Strafproceß — feld nach 
Stahl“7) — „ein Kampf zweier Mächte, ver Macht des Staates und der von 
ige. ſelbſt geſchützten Perföntichtet des eingelnen MRenfchen, nah Maß und Bes 
flimmung des ihnen Gemeinſamen, des Geſetzes“. Ä 

V. Sortfegung. Eine Ahnung von der Unnatürlichleit und Gefährlichkeit 
biefes ganzen geheimen ſchriftlichen Unterfahungsprocefies ſcheinen vie Geſetzgeber 
doch feldft gehabt: za haben. Gie fpricht fich im den fogenaunten bindenben Beweis⸗ 
theorien. aus,. welche fih als eine Art vom Gegengift — freili ein durchaus um 
zulömgliches — gegen jene Procebur barficen. Mit dieſen Bewelstkeorten follten 
bie wohl. nicht zu verkennen geweſenen Befahren ungeredyier Berurtheitungen ab- 
gewendet werben. Daß diefer Zweck auch großentheils wirklich erveicht wine, läßt 
ſich wicht länguen; ja man muß fogar zugeben, daR vermöge biefer Veweisregein 
and gar mancher Schuldige für nicht ſchuldig erflürt uber wenigſtens nicht Für 
ſchaldig erklärt (von ber Juſtanz entbunden) werden mußte. Mein wenn man und 
den Sag gelten läßt, daß es beſſer fei, wenn zehn Schuldige der verbieten Strafe 
estgeben, als wenn Ein Unſchuldiger beſtraft werbe, mu wenn: man andy zu⸗ 
geben muß, daß es bei Feiner Proceßart möglich iſt, immer richtige Methelle zu 
erhalten und feimen- Schuldigen firaflos ausgehen zu laflen, — fo haben ſich eben 
doch jene Beweisrezeln weder als Palliativ gegen ungerechte Verurthellungen noch 
gegen ungerechtfertigte Sreifpsehungen in dem Maße bewährt, dag fie auch nur 
halbwegs wit ven beſchriebenen unnatärlichen und gefahruullen Unterfudrungen 
auszuhöhnen vermadt haͤtten. | 

Es faun wohl nicht in Abrede geftellt werben, daß die fraglichen Beweis- 
vegein größtemtheils fehr vernünftig und durch bie Erfahrung erprobt. waren, Als 
belehrende Anweifungen und Rathgeber bei der Aufnahme und Prä- 
fung der Beweiſe würden fie ebenfo wohlthätig gewirkt haben, wie die Regeln bes 
engliihen law of evidence, welche die Freiheit der richterlichen Ueberzeugung nicht 
ungebührlich befiränten. Iufoferne fie aber als bindende Regeln die Ueber- 
zeugung bes. Richters in mehr obex weniger enge Schranlen zwängtin, und in 
größerem. oder Heinerem Umfange voraus beſtimmten, unter welchen Bedingungen 
der Beweis det Schuld als geliefert anzunehmen fei, mußten fie natürlich mit ber 
Wirklichkeit häufig im Widerſpruch gerathen. Bel ber unendlichen Mannigfaltigkelt 
des Lebens ift es eben unmöglih, in allgemeinen Sägen für alle Fälle richtig 
voraus zu beftimmen, wann eine Beſchuldigung bewieſen fei und wann nicht, Jede 


7).Retöpblinfophie 11, 2 S. 444. 
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bindende Beweiotheorie, die negative ebenfo wie die pofitivde, beruht auf 
Präfumtionen und Filtionen der Schuld oder Unſchuld. Die pofitiven Beweis 
tbeorien,, wie 3. B. die des bayerifchen Strafgefegbuches von 1813, emihalten 
fogar eine doppelte Präfumtion, eine pofitive und eine negative. Die pofitiwe 
Präfumtion befteht darin, daß ein für alle Mal vom Gefepgeber im Boraus an- 
genouunen wird, bie Schuld fei vorhanden, fobald die von ihm belichte Oxantität 
und Qualität von Beweis vorliege. Die negative Präfugtion beftekt darin, daß 
bie Schuld als nicht vorhanden angenemmen wird, wenn das fraglide Quantum 
und Quale nicht vorliegen. 

Die negativen Beweistheorien dagegen, es mag ihr zar Berurtbeilung 
nothwendiged Beweisguantum (Beweisminimum) noch fo ſehr rebueirt fen, ent _ 
halten. doch immer die negative Präfumtion, daß die Schuld nicht vorhanden ſei, 
wenn Ras fragliche Bewelsyuantum nicht vorkiegt. Auch mit einer negativen Be⸗ 
meistheorie wirft fi) der Geſetzgeber zum Richter auf, wenn au nicht in dem⸗ 
jelden Maße, wie mit einer pofltiven; denn auch bier hat er mit feinen Prohibi- 
tioregeln im Borans alle biejenigen Bälle entſchieden, in welden bas von ihm 
beliebte Maß des Beweiſes nicht voll werben follte. 

Ueberdies ftehen die binbenden Beweistheorien au im Wipderfprude 
mit dem Unterfuhungsprincipe. Infoferne nämlich das Usxterfuhungs- 
princip den Sinn hat, daß dem urtbeilenden Richter der konkrete Fall feinem 
wohren Sachverhalte nah in allen feinen Einzelnheiten nad Cigenthämlichleiten 
vor Augen geftellt werben folle, um ihn feiner Invivipualität gemäß wärbigen zu 
lönnen, — fo wird jenem Principe offenbar die Spige abgebrochen und feine 
wichtigfte praltijche Bedentung entzogen, wenn an bie Stelle der konkreten indi⸗ 
viduellen Würdigung des Falles die Entfcheirung nach einer allgemeinen von 
anderen Fällen abftrahirten Regel gefeht wird. Was müßt es, daß ber konkrete 
Sal aufs Allerumftänplihfte unterfucht wird, wenn vie bierans zu geminnenbe 
Veberzeugung nicht die Entſcheldung geben barf? 

Endlich läßt fih zwar, wie jchon oben bemerkt wurbe, wicht läugnen, baß 
eine negative Bewelstheorie der Unſchuld Schutz gegen ungerechte Berurtheilungen 
zu bieten vermag, daher au die Beweistheorien ſtets zu ven fegöneren Partien 
des früheren Strafprocehrechts gehören. Allein für's Erſte war diefer Schug keines» 
wegs ausreichend, und für's Zweite diente er in bemfelben Maße aud der Schuld, 
wie der Unſchuld, fo daß ſich die bürgerliche Gefellichaft fchiecht‘ genug dabei be⸗ 
fand, und die Geſetzgebung zu fo verwerflichen Hülfsmitteln wie bie absolute ab 
instantia und die Berbachtsitrafen (außerordentliche Strafen) ihre Zuflucht nehmen 
zu müſſen glaubte. In einer gehörig geregelten mündlichen Berhanblung vor einem 
qualitativ un quantitativ tüchtig beſetzten Gerichte findet die Unſchuld unfireitig 
mehr Schutz, als in jenen Bemeisregeln bei der übrigen Beichnffenheit des früheren 
Proceßrechts, ohne daß fie dieſen Schutz wit dex Schuld zu tbeilen Hätte, 

Zu den Forderungen der Oeffentlichleit, Mündlichleit und Achtung der Rechte 
des Angellagten kam alfo noch die der Anerkennung bes Princip® der freien 
richterlichen Ueberzeugung für die That- ober Beweisfiage, wie es fi 
denn überhaupt bei allen bedeutenderen Eriminaiprocefiualen Veränderungen immer 
auch namentlich um eine Reform bed Beweisrechtes handelt. Betrafen vie früheren 
Reformen zunächſt tie Beweismittel over deren Werthbefliimnung, fo galt es nun 
ber Beweisfrageentſcheidung felbft und deren Befreiung von unnatärliden Gefegen. 

Diefe Reform des Beweisrechtes war aber um fo beveutender, als fie zum 
Aufwerfen der Juryfrage führen konnte und dazu and wirklich gerabe bei 
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äußerfi ſchaxffinnigen uud gründlichen Vertretern der Reformbeſtrebungen 8) gefährt 
hat. Man .verlangte nämlich — (wie wir ſchon In einem anderen Artikel dieſes 
Worterbuches zu bemerken hatten) — für die Nichtigkeit ver Thatfrageentſcheidung 
— (anftatt der preißgegebenen bindenden Beweisregeln) — eine anderweitige äußere 
Bärgigaft, und glaubte biefelbe in ber übereinflimmenben Weberzeugung einer 
größeren Anzahl unbeicholtener, unparteilicher, erfahrener und unabhängiger Männer 
Runden u mäflen. Bei rechtsgelehrten Nichterfollegien — abgefehen von den poli« 
tiſchen Verbrechen — vermißte man nicht fo faft die nöthige Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit, als vielmehr die zu einem ausgedehnten Rekufationsrechte erfor- 
berliche Anzahl von Richtern. 

Dazu Iamen aber endlich au nod die allenthalben zu größter Exbitterung 
ver Gemuther führennen Erfahrungen der Beamtenjuftiz in politifhen Pro- 
cejfen, fomwie der immer mehr an Umfang und Lebhaftigkeit zunehmende Wunſch 
nah volksthümlichen Einrihtungen und erweiterter unmittelbarer 
Mitwirkung des Volles bei den widhtigeren Staatsfunftionen 
überhaupt, — ein Wupſch, der natürlih um fo mehr Berechtigung erlangte, je 
weniger die ausſchließlich bureaukratiſche Führung der Staatsgefhäfte — und vor 
Allem der Strafrechtspflege — im ben kritifchen Momenten fi) ven vemoralifirenden 
und korrampirenden Einflüffen von Oben gegenüber ald widerfiandsfählg erwiefen. 

Der Wunſch nach einem öffeutlih-mändlichen Strafverfahren mit Geſchwornen 
fayd in Deutſchland die ſtärkſte Nahrung in der lebhaften Begeiſterung, welde 
bie im Beige dieſer Einrichtungen befinblichen Bewohner der Rheinlande 
allenthalben hierüber laut werben ließen, Dieſe Begeifterung befeitigte zugleich 
and den Einwand, daß die allervings nicht auf deutſchem Boben erwachſene Jury 
zu einer Berpflanzung auf diefen Boden nicht geeignet ſei. Die Akklimatiſirungs⸗ 
probe war in den Rheinlanden unläugbar geliefert, und damit die weitere Ver⸗ 
breitung nad Oſten wejentlich erleichtert. | 

Meberdies war aber auch in jenen cheinifh-franzdfifhen Einrid- 
tungen ein fertiges unſchwer nachzuahmendes Vorbild vor Augen geftellt und 
biemit abermals für deren Einführung eine große Erleichterung. geſchaffen. Das 
Berlangen nad Reform erhielt auf diefe Art eine fehr beftimmte Richtung und 
einen ganz fonkreten Inhalt; feine Befriedigung war technif ohne große Schwierig- 
felten; e8 war nm ein anf polttifchen Bedenken beruhender und auf möglichſte 
Konfervirung des Beſtehenden geriäteter Widerſtand zu überwinden. Diefer Wiper- 
fand mußte aber immer mehr an Haltbarkeit verlieren, je länger man das Bes 
fiehende mit dem Begehrten verglih, — und eben biefer Vergleich ließ auch 
vorberhand eine genauere Kennutniß der englifhen Einrichtungen und eine 
ſcharfere kritiſche Betrachtung der rheiniſchen nit als Bedürfniß erfheinen. Mag 
das rheiniſch⸗franzoͤſiſche Strafverfahren auch an noch fo vielen Gebrechen leiden 
und mag au das englifche much ſo viele Borzäge vor dem franzdftiähen befigen, 
— wenn man das letztere mit dem fogenannten gemeinen und partitularen deut⸗ 
ſchen Strafprocefie in Deutſchland verglih, jo konnte die Wahl für den Unber 
fangenen nicht zweifelhaft fein, — und eben weil das franzöſiſche fo viel beſſer 
als das frühere deutſche war, fo war es vielleiht au ein Gläd, daß man das 
noch beſſere engliſche zur kritiſchen Zeit noch nicht genau genng kannte, am. zu 
jener Wahl auch noch die zwiſchen engliſchen und franzöſiſchen Einrichtungen hin⸗ 
zuzufügen. Le mieux est le plus grand ennemi du bien. Sicherlich würde 


8) Den Nachwels ſ. in dem Artitel „Schwurgeticht.“ 
Bluntſchli und Brater, Deutfihes Staate⸗Wörterbuch. X. 23 
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diefe weitere Wahl und die damit verbundene nähere ſtritctk des rheiniſch⸗ frangöfi⸗ 
fen Rechts die Fortdauer des alten fchlechten befördert haben. 

Indeſſen waren alle die bezeichneten Momente nicht hinreichend zur wirklichen 
Durchführung der fraglichen Reform. Mochte das Verlangen danach auch tod fo 
lebhaft vorhanden und noch fo berechtigt fein, mochten vazı auch noch fo viele 
techmifche Borftubien und Vorbereitungen gemacht fein ®), und mochte endlich auch 
die Art der Reform bis in's Detail lebendig und greifbar vor Augen ſtehen, — 
fo bieng vie Mealifirung des Wunfches do fo innig mit gewifien politiſchen 
Berhältnifien zufammen, daß berfelbe ohne einen bedeutenden Unſchwung dieſer 
Berhältnifie in freiheitlicher Richtung feine Erfüllung nicht finden konnte. Es zeigte 
fih eben aud bier bie im der Geſchichte der Strafrechtspflege Immer wiederkeh⸗ 
rende Erſcheinung, daR die kriminalrechtlichen Inflitationen im Allgemeinen und 
die Strafgerichtsverfaſſung insbeſondere im innigſten Zuſammenhange mit 
den politiſchen Zuſtänden überhaupt ſtehe, und daß jede bedentende Aende⸗ 
rung in jenen Inſtitutionen immer von mehr ober minder tief greifenden politi⸗ 
fhen Beränverungen begleitet ſei. Es bedurfte zur Emfährung des wheinifdh- 
franzoſiſchen Strafprocehrechts in dem diesſeits des Rheins gelegenen Deutſchlaub 
ber großen politffyen Bewegung des Jahres 1848. En 

Freiltch fehlte es auch jest troß der vielen Vorzeichen, Vorbedingengen, 
Borſtudien und Vorbereitungen für die Beränberungen noch keineswegs an folden, 
die fih dadurch in nit geringem Grave Überrafcht fanden, und zu biefen — 
nicht blos Laien im Tempel der Themis, ſondern gewiß In großer Anzahl Männer 
vom Sache, Theoretiker wie Praftiter. Ihre Ueberraſchung mochte Aehnlichkeit Yaben 
init dem Erflaunen des Hetllänftlers, deſſen Patient es gewagt: halte, gegen bie 
Diagnofe und ohne Berfäulven der Fakultät gefund zu werden, ’ 

Mag nun auf das dermalige Strafverfahren noch 'manderlei zu wünjden 
übrig lafien, fo bat es doc den Anfchein, als ob wir in Deutſchland mit dem 
dermaligen Gtrafproceßrechte anf feftem Boden angelangt wären, mb als ob 
beffen jetziger Beftand — wenn and mit Meineren Mopifilstionen — von längerer 
Dauer fein follte, 


II. Geltendes Hecht. 


VL Allgemeine Charakteriſtik. Indem wir uns nun zur Betrachtung 
unferes jegigen deutfchen Strafproceßrechtes 10) wenden, muß vorerft bemerkt werben, 
daß Hier natürlih Feine ausführlihe over gar bis ins Detail erfhöpfende Dar- 
fellung zu erwarten fei. Wir müflen uns bier auf eine allgemeine Skizzirung 
und Charafteriflrung befhränfen, und verwelfen, ſoweit dies nothwendig und mög» 
lich ift, auf andere Artikel in diefem Wörterbuhe, — namentlich auf die Artilel 
„Schwurgericht“ und „Staatsanwaltichaft". 

Was voraft den Grundcharakter des neuen frauzöfifch-veutihen Straf 
verfahrens im Ganzen betrifft, jo wird noch immer barüber geftritten, ob daaſelbe 





9) Zu Ddiefen Dochsreitungen gehören Insbefonbere duch die Tegiälativen Reforaber uche Ihe 
Daden, Bürtenberg und Preußen (in den vierziger Jahren), weiche auf Ginfübrung 
ones dffentlich mindlichen Eilufnriaherns mit Gtagtsmmalichaft (jedoch a juryy gerichtet 
waren. u der übrigen Reformbeſtrebungen |. ben Apiitel „Shmurgerit, — — —_ 1 

. 19) In Bezug auf dad Detail des geltenden deutfchen Strafproceßrecht® kann ‚bier auf deſſen 
kritiſche Beleuchtung in der neuen tnhaltreihen Schrift von Mittermaier veriviefen werden: 
„Grfahrungen über die Wirkſamkeit der Schwurgerichte in Europa und Amerika” noch nicht 
vollenter), Erlangen 1864 und 1865. 
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ehr Allufartions- oder Inqnifitiensprocen fe, — ohne daß man überall 
gehörig bedacht hatte, wie —— eine Verſtäͤndigung hierüber ſei, wenn mar 
nicht genan ausſpricht, welchen Siun man mit jenen Ausbräden verbinde. Hätte 
man fih vorher bieriber genan Nechenfchaft gegeben, fo würde wohl mander un- 
uſitze Wortfireit erſpart worden fein. 

Benn nämlich die Einen behaupten, das nene Strafverfahren ſei ein An- 
klageproceß (oder berube anf dem Anflageprincip) oder es mäfle dieſes Prineip 
noch entſchiedener durchgeführt werden, fo fanın damit anmöglih gemeint fein, als 
feien bie beiden Grundſatze der amtlihen Berbredensverfolgung und 
des Strebens nad materieller Wahrheit, over mit Einem Worte die 
„Dfficielmarime" aufzugeben ober aufgegeben worden, und «als felen an 
deren Stelle die Prinetpien der bloßen Privatliage, der formellen ober Parteien⸗ 
wahrheit, fowte Aberhaupt der privatrechtlichen Dispofitiond« (oder Berhanplungs-) 
Maxime zn ſetzen oder bereits geſetzt worben. 

Ebenſowenig darf man aber der gegentheiligen Behauptung, daß unfer jegiger 
Strafproeeß auf dem Unterfudyungsprinchp beruhe und ein Unterſuchungeproceß fel 
und bleiben mäfle, — eine feindliche Tendenz gegen bie Anerkennung der Rechte 
des Angeklagten over auch nur gegen die oben bezeichnete, durch dieſe Rechte 
bedingte Form des Berfahrens unterlegen. Sind aud diefe Rechte und Wormen 
im franzöffe-veutfchen Verfahren noch mehrfach den Rechten des Staates gegen- 
über niät in dem gehörigen Umfange anerkannt, fe ift hoch bie gleichzeitige um! 
gleiämäßige volle Anerkennung der beieerfeitigen Rechte fehr wohl möglich. 

nun aber beide Parteien die Unerfennung aller dieſer Rechte — wem 
auch noch in verſchiedenem Umfange —, To ſtellt fich der Streit genau betrachtet 
als leerer Wortftreit und bloßes Mißverſtaͤndniß dar, welches won beiden Gelten- 
dur Wangel an PBrächfion bes Sprachgebrauches verkäuldet worden. Die Ber- 
fehter des Unterfuhungsprincips verfiauben unter dieſem Augdrucke bald ben 
Genuvfag der amtlichen Verfolgung, bald den des Strebens nad, materieller Wahre 
det, Bald endlich ven der Berfolgung im dffentligen Intereſſe überhaupt, Die 
Bertheliiger des Anklageprincipo dagegen unterlaffen es Säuftg, ſich darüber aud⸗ 
zuſprechen, ob fie unter diefem Ausdrucke den Grundſatz der Gteihberedhtigung 
des Augeklagten mit dem Anfläger in Bezug auf Die Beweisfülrung ober bie ang 
biefem Grundſatze hervorgehende Form des Berfahrens verſtehen, — während fie 
gewohnlich den Unterfuchungspreceß mit vem früheren romiſch⸗kanoniſch⸗deutſchen 
Juquffitleuspreceß Inentifieiren. Der Vehauptung, daß durch bie Geſetzgebung bes 
Jahres 1848 an die Stelle des Unterfuhungsverfahrens ein Mffufationsprocek 
gefegt Werden, Liegt der Itrihum zu Srunde, ale ob das Auftreten eines bejon- 
deren Drzanes Für die Anklagefunktion und vie Aufſtellung formulvter: Auklagen 
zut -Winucchme eines. eigenen Princips und einer eigenen Proceßart berechtige. 

Dev Ausdenck Anklazeproeeß“ If aus zwei nden wumpaflend. 
Erſtens gibt es überhaupt gar keinen Kriminalproceß "ohne (malerielle) Unklage, 
und aud die förmliche Anklage durch ein beſonders hiefür beftelltes Anklageorgan 
iſt wit jeder auch. der allexbespotifcheften Proceßart verträglich. Es Liegt aljo in dem 
fraglichen Ausdrucke feine Anbeutung des für unfer Verfahren weſentlichen Grund⸗ 
ſatzes der Gleichberechtigung des Angeklagten mit dem Aulläger. Zweitens enthät er 
aber Auch keine Andentung ber Örundfäte der amtliden Berfolgung (Official: 
marime) und des Strebens nad materfeller Wahrheit (Unterſuchungsmaxime). Ex 
ift alfo: ebenſo ungenügend und unzutreffend, wie der Ausdruck Unterſuchurß s- 
proceß“, welcher feine Andeutung des Grundſatzes der Gleichberechtlgung enthält 
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und auf bie verfchledenartigften Brocefie auwenbbar ift, wie 3. B. aud auf ben 
früheren gemeinen deutſchen. 

Richtig und erſchöpfend bezeichnet ift unſer jegiges Strafnerfahren (In feiner 
gehörigen Ausbildung) ein Unterfuhungsproceä mit allufatoriihen 
Formen ober noch genauer — da diefe Formen nicht nothwendig den Grundſatz 
ber Gleichberechtigung, wohl aber umgelehrt dieſer GOrundſatz jene Formen bedingt, 
da in dem Ausdrucke Officalmarime fowohl vie Verfolgung von Amtswegen, ale 
auch das Streben nad materieller Wahrheit begriffen werben kann — ein Offi- 
elalproceß nah dem Principe der Gleichberechtigung. 

VD. Die Strafjuftizorgane Bas ſodann die Strafgerichts⸗ 
organifation beirifit, fo bat man nad unferem Dafürhalten fehr wohl ges 
then, daß man fih im Allgemeinen dem franzdfifhen Vorbilde angefchloffen 11% 
Die Strafgerichtsverfoffung iſt die Glanzſeite des heutigen franzoſiſchen Straf⸗ 
rechte. Der Fundamentalfag aller Gerichtsverfafſung, wie überhaupt aller Organi⸗ 
fation, daß für jede :Hanptfunktion ein befonderes der Natur der Funktion ent- 
ſprechendes Organ hberzuftellen ſei, findet fih im franzöfifchen Rechte in befriebi- 
gender Welfe durchgeführt. Die franzöflfhe Strafrechtspflege befigt nad dem in 
richtig getroffenem Maße durchgeführten Principe der Arbeitstheilung oder Rollen- 
teennung befonvere Organe für die Anklagefunktion und die Unterfuhungsfunftion, 
für die Funktion der Eutſcheidung über die Statthaftigleit einer förmlichen Au⸗ 
flage oder Gtrafverfolgung gegen eine beftimmte Perſon, für die Funktion ber 
Bertbeidigung und für die Yunktion der Urtheilsfällung. Es ſind enblich bie ge- 
eigneten Organe vorhanden, melde auf bie gegen richterliche Verfügungen und 
en erhobenen Beſchwerden dieſe Iuftizafte einer eutſprechenden Präfung 
unterwerfen. 

Was voreft das Auklageorgan betrifft, fo kann hier im Allgemeinen 
auf den Artilel „Stantsanwalt” verwieſen werben. Die Nothwendigkeit eines ber 
fonderen Organs für die Anklagefunktion, und zwar als einer eigenen ſtündigen 
vom NRichterperfonale getrennten Behörbe, ift, allenthalben in Deutſchlaud mit kaum 
nennenswertben Ausnahmen anerkannt. Es finden fi auch folge Organe bei 
fümmtliden Strafgerichten in allen Inſtanzen. Der Streit über bie Staatsanwalt⸗ 
haft bezieht fi in der Strafrechtöpflege auch nur auf deren Stellung gegemüber 
ber Gtantöregierung, insbeſondere dem Inftizminifter, gegenüber dem Angellagten 
und ben Gerichten, jowie auf das fogenaunte Anflagemonopol und, die Frage, ob 
der Staatsanwalt aus Opportunitätsrädficgten eine Anklage zu unterlaflen berech⸗ 
tigt fein ſolle 12). 

Berwirft man das Anklagemonopol und anerfenut man das Recht einer ſub⸗ 
Adlären Privatanklage, d. b. für. den. Bol. einer vom Staatsanwalte ver⸗ 
weigerten Anklage, fo mag es ohne große Gefahr fein, dem ſtaatsauwaltſchaftlichen 
Ermeſſen die Unterlaffung einer Anklage aus Opportumitätsrädfihten an- 
heimzuftellen. Allein auch ohne das Uulingemonopol will es uns nicht gefollen, 





21) Mer die englifche Gerichtönerfaffung fennt, wird In Ernſte sicht behaupten, daß die⸗ 
ſelbe in’ Deutſchland nachznahmen ſel, — wiewohl nicht geläugnet werden ſoll, duß außer. der 
‚jur? vielleicht noch Die eine oder andere einzelne Ei g nadabmındwertb: fei, -: 

18) Weber dieſe Fragen haben fi insbeſondere die Juriftentage zu wiederbalten IRalen aus⸗ 
gelafjen und neuerlih F. v. Holtzendorff in einer fehr Intereffanten Brofchüre: „Die Reform 
le ben Fi le ek — — —— je einem —— Se ri 

uflage unter el (m onderer ung der Dolßendo m 
Grictefan, Vi. Jahrg. E. 401 ff. i ! ® R .. u 
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ein derartiges ſtaatsanwaltſchaftliches Dispofltionsrecht über bie Anklage zu flatuiren, 
Imbem basfeibe effektiv ein Begnadigungsrecht ift, welches durch die Privatanflage- 
befugniß wahrſcheinlich wur eine fehr geringe Befchränktung erleiden würde. Legalität 
muß in der Rechtöpflege herrfchen, nicht Oppertunität, und bie unpartelifche Hebung 
wahrbafter Gerechtigkeit nad) den Beſtimmungen einer weiſen, geläuterten Geſetz⸗ 
gebung wird dem Staate niemals Schaden, fonbern immer nur Rutzen bringen. 
Fiat justitia, florebit mundus! 

Die Trage, ob die Ausbehnung bes ſubſidiären Privatanflageredhts Über ben 
Kreis der Betheiligten hinaus rathſam fet, darf wohl unbedenklich bejaht werben, 
wenn man erwägt, daß über bie Statthaftigkeit der Anklage vor der Verhandlung 
von einem Gerichte entſchleden wird. 

Ebenfo ift wohl die Frage zu bejahen, ob den Staatsanwälten in Bezug 
auf ihre Beſoldungeverhaltniſſe wie echte zu verleihen felen, welche in ber Hegel ben 
Richtern verichen find, — und es kann wohl auch nur für bie Stellung and 
Birffamfeit der Staatsanwälte vortheilhaft fen, wenn fle von ber Staatsregierung 
and dem Juſtizminiſter möglichſt unabhängig gemadt werben. Insbefonbere iſt es 
abſolut unzuläffig, dem Iuftizminifter das Recht einzuräumen, den Staatsanwalte 
vie Erhebung einer Anklage zu verbieten oder zu gebieten. 

Us ein durchaus verwerflicher Reformvorſchlag 1%) muß vie gänzlidde over 
theitweife Ueberlaffung der Borunterfuhung an den Staatsanwalt (oder einen 
Raatsanwaltfchaftlicden Nebenbeamten) bezeichnet werben. Wenn aud dem Staats- 
anwalte das Hecht einzuräumen iſt, gewiſſe Amtshanplungen zu dem Zwecke vor 
zunehmen, um fi von der Grunbhaftigfeit eines Antrages auf Einleitung einer 
Unterfuchung zu Überzeugen, — fo ift doc die Yührung der Vorunterſuchung eine 
jelbftännige änferft wichtige ‚Bunktion, die nicht ohne Gefahr für den Angeſchul⸗ 
Digten und bie Rechtspflege dem Anklageorgan ober einem biefem untergeorbneten 
Nekenbenmten übertragen werben kann. Die Einwirtmg des Staatsanwaltes auf 
ben Gang ver Vornnterfuchung muß auf das Met, hievon Einſicht zu nehmen, 
danach Anträge zu flellen und allenfalls Beſchwerde zu erheben, beſchränkt bleiben, 
amd es iſt eine jegt Kaum mehr beftrittene Reformforderung, daß dem Ungellagten 
ein mit denſelben Rechten ausgerüfteter rechtskundiger Vertheidiger auch ſchon 
für wie Borunterfuchımg beigegeben werbe 14), Jegliche Unterorbnung des Unter- 
fuchungsridtere unter den Staatsanwalt muß verworfen werben. 

Ebenfo unentbehrlich wie ein befonderer Unterfuungsrichter IR — abgefehen 
von ben unter dem Namen von Uebertretungen, PBollzelübertretungen, Frevel u. f. f. 
bekannten geringfügigen Straffadden, in denen gar keine fürntlihe Vorunterfuchung 
flattfindet — ein befondere® Organ für die Entfheloung der Frage, ob nad dem 
Nefultate der VBorunterfuhung gegen die fragliche Perfon eine förmliche und welche 
förmliche Anklage zu erheben fei, — dv. i. ein befonveres Anklagegericht (Ber- 
weiſungsbehörde). Diefe Funktion kann ihrer außerordentlihen Wichtigkeit wegen 
dem Staatsanwalt ebenfowenig übertragen werben, wie bie Borunterfuchung. Sie 
barf aber auch nicht dem Unterfuchungsrichter anhelingegeben fein, weil mit der 
fraglichen Funktion au eine Kritik der Unterfuhungsführung zu verbinden If. 


PR Einen ſolchen enthielt die Schrift: „Die Reform des Strafverfahrene in Bayern”. 
Mündyen . 

) Die Beistehung eines Bertbeidigers während ber Vorunterſuchung getette jet ſogar 
der neue Entwurf einer Gtrafprocehorbnung für Rußland. &. darüber Mittermaier in 
Holpendorffe Allg. deutfcher Sttaftechto zeitimg. 1864, Hefl 9, ©. 454. 


368 Steafechtsyflege. 


Dagegen mag es unbeanftanvet bleiben, wenn ber Unterfudhemgerihter ſelbſt als 
Mitglied zu dem für dieſe Funktion zu beſtellenden Richterfellegium beramgepogrm 
wird. Wenn er in diefem Halle deut Kollegium ben Bericht zum erßatten hei, fo 
verfieht es fi von ſelbſt, daR ein anderes Mitglien die entfprechenbe Koutrolle 
übernimmt, 

Am zwedmaßigſten iſt es, die Funltivn des Anklagegerichts in allen Fällen, 
mit Ausnahme jener geringfügigen, wo überhaupt niemals eise Boruntefuchuug 
fattfindet, einer etwa ans 3 Richtern beſtehenden Abtheilung desjenigen Gerichte 
zu Übertragen, bei weldem pie Borunterfuhung geführt worben if 15), 
Es wäre eine bebeutende Erſparung won Zein und Koften, wenn bie Entſcheidung 
über die Statthaftigkeit einer Anklage in den ſchwurgerichtlichen Straffachen ebenfe 
einer folchen Gerigtsahtheilueg (chambre de conseil, Rathekammer, Beewefungs- 
fanımer) überlaffen würbe, wie in ben bezirke⸗ over zuchtpolizeigerichtlichen (torrel- 
tiowellen), — und es iſt nicht einzufehen, warum bies bedenklich fein ſollle, ve 
doch eine ebenfalls nur ans 3 Richtern desſelben Gerichts beſtehende Abtheilung 
in einer großen Zahl von Straffällen (Vergehen, d6lite) über Schuld and Strafe 
entſcheidet und ſehr bedeutende Freiheitoſtrafen (4 bid 5 Jahre) verhängen darf. 
If das franzöfifhe Sefeg vom 17. Imli 1856 zu mißbilligen, weldges für 
die Bergehenafälle das Anflagegeriht ganz abgeſchafft und deſſen Fnuktion bem 
Unterſuchungsrichter übertragen bat, fo muß audererſeits auch das in der denthchen 
Geſetzgebung faſt überall recipirte Syſtem des zweifachen Auklagegerichta als «im 
unndthiger Aufwand von Zeit und Koſten bezelchnet werben. Die Deranziehung 
der Uppellationsgerichte zw her fraglichen Funktion (in ven ſchwurgerichtlichen 
Gallen, orimes), — mit andern Worten. bie fogenanuten Buliogelammern (ehambre 
de mise en accusation) Könnten füglich erfpart werden. 

Bezügli der Frage, ob die Einführung einer Anklage; inrp wänfdens- 
werth fei, wird hiemit auf ven Artilel Schwurgericht 16) verwieſen. Ebenſo bezäg- 
li der Frage, welche Organe für die Funktion deu. Urtheilsfällung zu be- 
fielen feien. Zur Bervolftändigung iſt bier nur no auf bie empfehlauswerihe 
Einrichtung ber Zuziehung von Schöffen zur Wbartheilung ber geringfügigen 
Uebertretungen aufmerkſam zu machen. 

Die neuerlich auch aufgeworfene Frage, ob nicht ein aus rechtagelehrten 
Richterbeamten und Laien zuſammengeſetztes Gericht, dem man ven Namen Schäffen- 
gericht beilegen will, dem Geſchwornengerichte vorzuziehen fel, ‚hat zur Zeit für 
biejenigen Laͤnder, in benen das Letztere bereits beſteht, feine praltiſche Bedeutung. 
Wenn aud das Inftitut der Jury ſeine ſchwachen Selten hat, fo wird doch gewiß 
die Geſetzgebung überall Auſtaud nehmen, das gläuzend bewährte und das nollfle 





16) Näheres über die verfähebenen Softeme der Gefeßgebungen f. im meinem Artikel {m 

Beriäneiegl, Jahrg. 1857, II. Br. ©. 2 

et dem Jahr 1863, in —2 obiger Ariikel geſchrieben worden, bat die Jury 
fitteratur in folgenden (zunächſt wohl durch Die — *2 che und faͤchſiſche —2* 
veranlaßten) Schriften bemerkenswerthen Zuwachs erfahren: 

v. Hye⸗Glunek — „Ueber das Schwutgericht“. Sieben Vorträge x. Wien 1864 (gegen 
dad Geſchwornengericht). JI Glaſer — „Zur Juryfrage“. Wien 1804 (für das Geſchwornen⸗ 
gericht). Schwarze — „Geſchwornengericht und Evengeriu (für letzteres). Leipzig 1864. 
Derſelbe — im Gerichtsſaal 1865. XVII. Jahrg. S. 129 f Zanke — „Usber das ldig 
im Schwurgericht“ in Schwarze's allg. Merichozciung. S. 33 f. Heinge — „Ein 
beudfh es Geſchmornengericht· 2. Ausg. Leipzig 1865. Deiielbe — Marallelen zwiſcen 

der engliſchen Jury und dem franzöſiſch⸗deutſchen ——— Erlancen 1864. £ v. Ber 

— „Recht und Beweis im Geſchwornengericht“. Hannover 186 
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Bertrauen bes Volkes ganießende Juſtitut abzufchaffen und das gewagte Eyperi- 
ment zu machen, an feine Stelle eine Einrichtung zu ſetzen, bie noch nirgendwo 
ihre Tüchtigleit exprobt bat. Die Schwächen des Geſchwornengerichts kennt man 
jetzt und kann ſich danach einrichten; mit dem fogenannten Schöffengerichte müßten 
wir erſt wieder nenes Lehrgeld bezahlen und würden fie wahrjcheinlid am Ende 
doch wieder abſchaffen. Jedes Menfchenwert hat feine ſchwachen Seiten; bie ver 
Jury werben von ben Gegnern gewöhnlich fehr übertrieben bargeftellt. Ihre Vor⸗ 
theile überwiegen weitaus bie Schattenfeiten. | 

VIE. Das Berfahren. Das Verfahren jelbft kann natürlih nicht in 
allen Fällen und bei allen Gerichten dasfelbe fein. Wo vie Aburtheilung lediglich 
durch beſoldete rechtsgelehrte Richterbeamte erfolgt, fällt alles basjenige weg, mas 
in den fchwereren Fällen durch die Mitwirkung von Geſchwornen bebingt iſt, und 
in den ganz geringfügigen Strafſachen (Üebertretungen, kann das Berfahren noch 
einfacher und fummariicher fein, als in den Straffschen ver mittleren Gattung 
(Bergeken). Während z. B. in den ſchwereren ſchwurgerichtlichen Fällen überall 
eine Vorunterſuchung abſolut vorgeſchrieben iſt, kann in den Bergehensfällen 
davon Umgang genommen werben, und iſt dieſelbe in ven Uebertretungsfällen 
gänzlih ausgeſchloſſen. Ja in dieſen Fällen iſt es, namentlih wo bloß geringe 
Geloſtrafen gedroht find, unter Umſtänden zwedmäßig und den Intereflen des An- 
geichulpigten entſprechend, fogar aud bie Hauptverhandlung ausfallen zu 
loffen und fofort auf die Beſcheinigung der Anfchulbigung, 3. B. wegen Ueber: 
tretung der Hunbeorbnung, vorbehaltlich des Cinfpruchrechtes eine Strafe auszu- 


Aehnlich vaerhält es fih mit ber Wufftellung eines rechtskundigen Berthei- 
bigers,-bie nur für vie ſchwereren Fälle als nothwendig anerkannt wird ‚und 
nöthigenfalls von . Amtswegen erfolgt. 

Vine weitere Verſchiedenheit bes Verfahrens ergibt fi, je. nachdem der An⸗ 
geſchuldigte gegenwärtig over ungehorſam abwefend if. Endlich erheiſcht bie 
rigenthümcliche Aufgabe des Rafjationshofes auch befondere von dem Ber- ' 
fahren vor auderen Gerichten abweichende procefiuale Beſtimmungen. 

Was nun vporerſt das gewöhnligde ſchwurgerichtliche Verfahren be- 
trifft, fo iſt Die Hauptverhandlung vor ber Wifife in dem Artifel Schwur« 
gericht wohl ausführlih genug befprochen worten, um e8 bier bei einer bloßen 
Berweifung auf dieſen Artilel bewenden Lafien zu können. Die Borunter- 
fuhung.ift bier micht bloß im Intereſſe des Angefchuldigten unumgänglich noth- 
wendig, ſondern auch wegen der Koftipieligleit des Schwurgerichtöprocefles. Durch 
die Borunterfuchung foll verhütet werben, daß keine grunblofen Anklagen erhoben 
werben; ber Angeklagte fall dadurch Gelegenheit erhalten, feine Vertheibigung in 
bes Hauptverhandlung jo gut wie möglich vorzubereiten, es fol endlich dadurch 
die Hauptverhandlung fowelt vorbereitet werben, daß fie ohne Unterbredung und 
Vertagung in münblicder Form zu Ende geführt werden lönne. So wenig baber 
die Vorunterfuhung foweit auszubehnen if, daß die Hauptverhandlung zur blog 
wiederholten Beweisaufnahme wärbe, ebenfowenig darf fie in den entgegengefegten 
Tehler der Oberflächlichkeit und Leichtfertigkeit verfallen. Ste foll in möglich 
lurzer Zeit das nöthige Material zur Beantwortung ber Fragen zufammenbringen, 
ob aim Berbrachen geichehen fei und weldes, — —* ob wegen desſelben gegen 
eine beftimmte Perſon eine förmliche Anklage erhoben werben könne und vor 
welchem Gerichte. Ea genügt aber in allen dieſen Beziehungen die Herftsllung von 
Wahrſcheinlichlelt (Wahricheinlichkeit bes Grfolges einer Anklage); es bebarf keiner 
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Gewißheit, obwohl natürlich aud für die Bormmterfuung ver Grunbfab Yes 
Strebens nach materieller Wahrheit gilt. | 

Bas endlih die Formen der Vorunterſuchung betrifft, fo kaun bier von 
einer äffentlih- mündlichen Tontradiktortichen Verhandlung nicht bie Rebe ſein. Die 
Deffentlichkeit der Hanptverhanblung bürgt für die Unparteilichkeit und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit der Borunterfuhung und macht deren Deffentlichkeit überfläffig, — wo⸗ 
mit jedoch keineswegs dem Angellagten das Recht ber Beſchwerde gegen ven 
Unterfugungsridter, noch das der Kenntnignahme von allen Vorgängen während 
der Unterfuchung durch feinen Vertheidiger in Abrede geftellt werben will. Dem 
Angellagten und feinem Vertheidiger gegenüber ift keine Heimlichkeit geredht- 
fertigt; ihnen gegenüber iſt durch die Bertheidigungsinterefien volle Oeffenllichkeit 

eboten. 

— Säriftlide Aufzeichnungen der Ausſagen bes Augeflagten, ver 
Zeugen und Sachverſtändigen fowie ber Wahrnehmungen des Unterſuchungsrichters 
bei Bornahme eines Augenfcheins, bei einer Hausfuhung u. f. w. können nicht 
entbehrt werden; fie find nicht nur für das Anklagegericht und ven Staatsanwalt 
nothwendig, fonvern auch für den Bertheibiger und ven der Hauptverhandlung 
vorfigenden Richter. 

Was die Unterfuhungsbanplungen und Maßregeln zur Er- 
reihung der Zwede der Strafrechtöpflege im Einzelnen betrifft, fo kann barauf 
bier natürlidy auch nicht einmal Eurfortfch eingegangen werben. Es mag die Be- 
merkung genfigen, baß bei der Vornahme aller Unterfuchungshandlungen mit dem 
Beftreben, den Intereffen des Staats und der Geſellſchaft zu dienen, mögtichfte 
Schonung der in Unterfuhung gezogenen Berfon fehr wohl vereinbar iſt. Ins⸗ 
befondere fol von ver Berbaftung nur der allernothwendigfte Gebrauch gemacht 
und babet überall mit der äußerſten Schonung verfahren werben. 

Daß bei der Uriheilsfällung dag Princip der freien richterlichen 
Ueberzeugung für die Entfheidung der VBeweisfrage zur Herrſchaft gelangt iſt, 
wurte fon oben hervorgehoben. Das englifche Beweisrecht (law of evidence) 
beweist aber, daß durch diefe® Princip die Aufftellung von anwelfennen Regeln 
zur Würdigung der Beweiſe nicht ansgefchloffen fel. Bel uns könnie die Ausbil⸗ 
bung eines ſolchen law of evidence auf dem Wege ver richterlichen Belehrung 
bei dem Schlußvortrage (rdsume) erfolgen. 

Det Inhalt des Urtheiles des Gerichtshofes (jugement) wird natürlich 
durd den Wahrfpruch beftimmt. Lautet diefer gänzlich verneinend, fo kann nur bie 
vollſtändige und nicht weiter abzuändernve Freiſprechung von der Anklage (acgait- 
tement) erfolgen. Im alle eines bejahenden Wahrſpruches bewirkt ein Straf- 
aufhebungegrund (3. B. Verjährung) Freiſprechung von ver Strafe (absolution). 
In Ermanglung eines Strafaufhebungsgrundes wird durch das Urtheil hie Strafe 
ausgefprodhen. Ein Fallenlaſſen ver Anfiage (ohne fürmliches Endurtheil) ift ebenſo 
unftatthaft, wie eine Berbäctigerflärung bei ungenügendem Beweiſe (absolatio 
ab instantia). ’ 

Dei der Mitwirkung des Gerichtshofes zur Urtheilsbilbung darf endlich bie 
Kontrolle nicht überfehen werden, welche vemfelben über den Wahrſpruch ein- 
geräumt ift. Wir vermweifen bezüglich des fogenannten Berichtigungsverfahrens und ver 
Urtheilsausfegung (bei Irrthümern der Oeſchwornen zum Nachtheile bes YUnge- 
Magten) auf den Artikel Schwurgeridt. 

Abgefehen von den durch die Auziehung von Geſchwornen bevingten Beftim- 
mungen iſt ver Bergehensprocen vor den Korrektionalgerichten (Bezirls⸗ 
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gerichten) dem ſchwurgerichtlichen durchaus Ahnlich. Und, Hier gelten die Princkpien 
ver Oeffentlichkeit und Münbiichleit; auch bier funktionirt der Staatsanwalt als 
befonderes Anklageorgan; auch bier wird die Berhandiaug durch einen mit viskre⸗ 
tionärer Gewalt‘ ausgerkfteten Präfinenten geleitet und von vemfelden die Beriäre 
des Angellagten, der Zeugen und Sadwerftändigen vorgenommen; aud hier wird . 
vie Beweisfrage nad freier aus den forben gepflogenen Verhandlungen geſchbpfter 
Meberzeugung ohne geſetzliche Beweioregeln entſchieden. 

Abweichend vom Schwurgerichtsprocefſſe hat aber das Aber Schuld und Strafe 
zugleich eutſcheidende Gericht auch für die Beweisfrageentſcheidung feine Entſchei⸗ 
dungsgrunde anzugeben, nicht bloß für die juriſtiſchen Beſtandtheile des Urthells. 
e Urtheilseform ber Freiſprechung von ber Anklage fällt bier weg; 
einfache Freiſprechung erfolgt ebenfo im alle des mangelnden Beweiſes tie im 
dalle eines Schuld⸗ ‘oder Strafaufhebungsgrundes. Das während der Verhandlung 
anfzunehmende Sizungsprotokoll bat hier wegen ber (mittelſt der Appella⸗ 
tion zu Bewerkflelligenden) Anfechtbarkeit der Beweisfrngeentfcheidung (und wiber- 
holten Verhandlung in II. Inftanz) eine höhere Bedeutung, als im Schwurgerichts⸗ 
procefie. Währenn In diefem nur ver Äußere formelle Gang des Berfahrens zu 
befreien umd alle wichtigeren Vorgänge dabei zu konſtatiren find, werben im 
forreltionaigerichtlichen Bergehensprocefie überdies auch alle wichtigeren, in ben 
Boranterfuhungsalten noch nicht Tonftatirten Beweiſe zum Behufe des Vorleſens 
in II. Inſtanz aufgezeichnet. 

Das Berfahren in den Uebertretungsfſachen richtet ſich Im Allge⸗ 
meinen nad) dem Vergeßensprocefie. Einige wichtigere Abweichungen wurden bereits 
oben vermerkt.‘ - ' 

IX. Die Urtbeilsanfedtung!?), Da vie Alie rer Juftigorgane 
aus Jerthum oder mit Abſicht fehlerhaft fein: Können, fo hat-vie Gefeßgebung 
dafür zu ſorgen, daß viefe Alte wegen folder Fehler angefochten unb verbeſſert 
werben Tönnen. Die zu dieſem Behufe geftatteten Beſchwerden nennt man Rec ts« 
mittel, vern Zwei mithin Wenderung und Berbefjerung ber 
fehlerhaften Juftijatte if. ' on i 

Natürlich hängt aber die Erreichung diefes Zweckes von gewiflen Borau9- 
fegungen ab, Über welche ver Geſetzgeber nit hinwegſehen kann, ohne zu 
Einrihtungen zu gelangen, die nicht miteinander im gehBrigen Einklange ftehen, — 
wie wir dies in den Beflimmungen des franzöſiſchen Rechts über bie 
Appellätion finden. Bor Allem unf;,: da die Anfechtung eine Wenverung des an⸗ 
gefochtenen Juftizaftes bezmedt, ver Fehler, worauf fi bie Anfechtung ſtützt, der⸗ 
artig fein, vaß ohne denſelben ber. Inhalt des Juſtizaktes ein anderer geworben 
wäre. Wo nicht einmal bie Möglichkeit befteht, daß der fragliche Fehler einen 
alterfrenven Einfluß auf ven Inhalt der angefochtenen Berfügung ober Entfchel- 
dung gehabt habe,. mit andern Worten, wo fidh viefer Wehler als gämlih irre- 
fevant darftellt, da kann auch die Anfechtung keinen Erfolg haben und erfcheint 
daher ein Rechtsmittel unftatthaftl. Es muß aber nicht Bios die Möglichkeit eines 
folchen Einfluſſes des fraglichen Fehlers beftehen, fonbern es daxf and, da bie 


1%) Bezuͤglich dieſes und bes folgenden Abfchnittes verweilen wir tes Räheren auf unſere 
Monograph er „Die Rechtsmittel im Strafverfahren”. 2 Abtheilungen. Münden 1853 und 
1855. — Was bier zunähft nur von den Endurtheilen gefagt, gilt größtentheild auch von 
anderen gerichtlichen Berfügungen und Entſcheidungen, namenilich aud von den Enifcheldungen 
der Anflagegerichte, 
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öffentlichen Iufigatte die Sermuthung ber Rigttgleit für fi haben, 
vom Beſchwerdeführer überall geforbert werben, daß er feine Beſchwerde wit dem 
Nachweiſe diefer Möglichkeit motivire. Eine gänzlich unmotivirte Beſchwerde, 
d. i. ver einfache Widerſpruch, ift mit dee Würde der Staatsorgane und der Ber- 
muthung ber Nichtigkeit aller gerichtlichen Handlungen unerträglich, 

Eine weitere Schranfe findet aber die Uriheilganfechtung an der Natux 
derverfhtiedenen Beſtandtheile, welche das Geſammturtheil bilden. 
Unter der Voransſetzung ver Herrſchaft des Princips ber freien richterlichen Ueber⸗ 
zeugung für die Entſcheidung der That- oder Beweisfrage beſteht wämlih bas 
Gejammturtheil aus zwei melenilih von einander verſchiedenen Elementen : aus 
juriſtiſchen und nicht juriſtiſchen Entſcheidungen. Der juriſtiſche 
Charalter einer Entſcheldung liegt in der Subfumtion von beftiummten Thatſo 
unter einen Rechtsbegriff (oder ein Geſetz)ſ, es mag nun viefer Rechtsbegriff ein 
fpeeifiich jurififcher fein, wie z. VB. Nothwehr, Diebftahl, Mord, oder ein ſolcher, 
—* Jurisprudenz mit anderen Wiſſenſchaften gemein bat, z. B. Zurehuungs- 

t. 
Eine ſolche Subfumtioa over Qualiſikation von Thatſachen Tommi num aber 
unter der oben erwähnten Borausfegung bei ver Beweisfrageentidei- 
dung nit vor. Denn wenn and dieſe Entfcheipungen nicht ohne Subſumtion 
won Thatfachen unter eine allgemeine Hegel erfolgen, fo hat body dieſe Regel 
reinen juriſtiſchen Charakter, fondern gehört lediglich der allgemeinen Erfahrung 
und Logik an: . oo Ä 

Der Brüfung einer jnrififhen Cutſcheidung ſteht nun nichts im 
Wege, falls der mit der Beſchwerde anzugehende Richter (judex ad quem) außer 
der Sehfumtion and noch bie zu fubfumixenden oder ſubſunirten Thatjachen 
lennt. Da aber mit der Behauptung: einer fehlerhaften Subfumtion dem index a 
quo. ein Vorwurf gemacht wird, fo amt vie Prüfung der Bejchwerbe uicht dieſem 
Richter -Merlaflen werben, Sie muß einem anderen Michter übertragen werden, 
welchem eben deßhalb, weil er über die Entfcheidung des jadex a quo zu urtheilen 
bat, die Bermuthung einer höheren jurifliichen Intelligenz beigulegen iſt, b. h. 
einer beſſeren Rechtskeunntniß und größeren Uebung in der Rechtsanwendang. Wie 
ſchon das ältere Recht in ven ſogenannten Oberhöfen eine reinere beſſere Duelle 
des Rechts erblidte, fo Legt auch der Gerftellung unſerer Obergeriite der Ge- 
danke zu Grunde, daß fie seine höhere juriftiäche Intelligenz beſitzen. Denn ohue 
diefen Gedauken wäre der ven obergerichtlichen Gutſcheidungen vor ven untergexicht⸗ 
lichen eingeräumte Borzug nicht zu erflären. ‚ 

Ganz anders verhält es ſich mit ven Bemweisfrageentfheibungen. 
Hier iR zu unterfcheiven zwiſchen dem Falle, wo bie Unrichtigkeit dieſer Enticei- 
dung mit neuen bisher noch nicht gemürbigten, weil dem Gerichte unbelnsnten 
Bemeismäittelm ober etwa auf Grund neuer veleuauter That- 
fadgen bargethan werden kann, und jenen Wällen, wo die fraglidde Unrichtigkeit 
bei.unveränuderter Anklage behauptet wird. 0. 

Erſten Falles wäre es ungerecht, die Abänderung ber unzichtigen Thatfrage⸗ 
entſcheidung zu verweigern, falls nur das behauptete novum wirklich neu, b. 5. 
dem Gerichte bisher unbelannt gewefen und insbeſondere auch die etwaige 
neue Thatſache Abervies für den fraglichen Verbrechensbegriff relevant if, Da aber 
in diefem alle mit dem Vorbringen eines novum dem Richter gar fein Bormurf 
gemacht wird, To kann auch biefem unbebenflih die Prüfung der Beſchwerde und 
die wieberholte Urtheilsfällung überlafjen werben. 


Steafechleyfiege. 968 

Im Falle ver unveränderten Aktenhage bagegen iſt untes bes 
oben ewwähnten Voransſetzung eine eigentliche Pefung :ver angefschtenen Bewels⸗ 
frageentſcheidung nicht möglich, und zwar deßhalb nicht, weil es für dieſe Prüfung 
teiwen Maßſtab gibt, und: ohne einen foldden keine Prüfung denkbar iſt. Der Bes 
jchiwerbeführer. kann in biefem alle wuhl behaupten — und vielleicht auch mit 
Recht behaupten — daß die That⸗ oder Beweisfrageentſcheidung unrichtig jet, d. h. 
mit Der Wirklichkeit nicht übersinftimme, aber ua weifen kam er dies nicht; 
er lann nicht zeigen, worin der Richter gefehlt habe; er Tann feinen. Örund .an« 
führen, warum ber Richter fi nidt bie ausgeſprochene Xebergeugumg , jonbern 
eine andere hätte bilden fellen. Ein anderer Richter kann auch anf Ornud des 
fraglichen Bewelsmoteriald zu. der entgegengefetsten Ueberzengung kommen,; aber 
dies iſt keine Prüfung der angefochtenen Entſcheidung, keine Operation, weiche ven 
der Herftellung ven Obergerishten zu Grunde liegenden Gedanken entiprids. Die 
obergerichtlihe abänbernne Beweisfrageentſcheidung hat als ſolche an .umb für ſich 
gar feinen Vorzug vor der amtergerichtlichen. Denn bei ber nicht juriſtiſchen Roter 
diefer Eutſcheidung fliehen fi) Obergericht und Alntergericht in Bezug auf bie zu 
dieſer Entſcheidung erforderlichen eo cn Allgemeinen völlig glei. 
Nur bei gänyglicher Verlennung der zur Zeit wohl allenthalben in Deutſchland 
obmaltenden Berkälinißfe könnte man behaupten ober die Vermuthung nufftellen, 
daß die Untergerichte bie zu der, fraglichen Funktion erforderliche Lebenserfahruug 
nicht im dem genügenden Maße befigen, wie bie Obergerichte. Die Bermutbung 
eines hefferen Menſchenverſtandes der Obergerichte kann wohl micht Im Eruſte auf« 
geſtellt werden. EZ 

Ja man darf fogar der untergerichtlichen Bewelefrageentſcheiduug des Bor⸗ 
zug ‚nor ber obergerichtlichen zuerkennen, wenn man erwägt, daß vie Zuverikffig- 
feit der Bengenaudfagen u. ſ. mw. mit der Ewxtfernung von ber Zeit. der That ab⸗ 
nimas und daß die pofitiven Rechte bei dem Berfahren in. zweiter Inſtanz von 
euer Nonfequensen Durchführung des Princips der Münbiichlelt Umgang: genom- 
wen, ja dacſelbe fo Yintangefept haben, bag die ummittelbare Vorführung der 
Beweiſe geradezu nur ausnahmomweife erfolgt, während in: der Regel bie 
Zaugenaußfogen aus ven Berauterfuchung®protolellen und aus dem in erſtinſtauz⸗ 
liger Haupwerhandlung aufgenommenen Siuungeprotololle vorgelefen werben, Die 
Berufung am das Obergericht wegen unrichtiger Thatfrngeemtfcheipung bei unver⸗ 
äuberier Altenlage iſt vaber «ine appellatio a jadioe mellus informato ad judicem 
male informatum. 

Die Unmöglichkeit einer Prüfung der untergerichtlichen Beweisfrageentſcheidung 
erhellt endlich auch aus ver Unmöglichkeit per vollffändig ge- 
treuen. Reproduktion des Beweismateriale, wie dacſelbe dem 
Untergerichte vorgeführt worden war. Wollte auch das Princip der Mümndlichleit 
in zweiter Juſtanz ebenfo lonfequent vurchgefühet werben, wie in erfler und wollte 
au eine vollſtaͤnvige Reproduktion des exftinfianzlichen Bewelsmaterials bewerl⸗ 
flelligt werben, fo Könnte doch durch die wiederholte Verhandlung ſchwerlich jeumi® 
genau dagafelhe Reſultat geliefert werven, während dies doch offenbar bie noth- 
wenbige umoransfegung für die Prüfung der Nichtigkeit ber angefodgtewen Ontichete 
dung wäre. Ä | 

Ergibt fi hienach aus der Notar der Thatfrageentfcheidung vie Unflatt- 
baftigteit ihrer Anfechtung bet unveränberter Alten- 
lage (ohne newe), fo geht aus werfiehender Erörterung zugleih die Rothe 
wendigkeitvonzweiverſchiedenen Rehtsmitteln hervoer, eines 
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yar Anfechtung juriſtiſcher Entſcheidungen (ober wegen Fehler in der Rechidaumen- 
dung, es fei num wegen eines Berfloßes gegen bie Beftimmungen des fogenannten 
materiellen Strafrechts oder des Strafprocehirecdhtee), — das ambere zur Unfed- 
tang der Thatfrageentfcheidung ex capite novorum. Das erſte um man Nich⸗ 
tiglettshbefhwerde, das andere Nevifjion (Wieveraufnahme ber Unter- 
fuhang ober des Strafverfahrene) nennen. 

Diefen aus ter Ratur der Beſtandtheile des Urtheils ſich ergebenden Sätzen 
entiprechen aber das franzöftfhe Recht und die ihm folgenden beut- 
ſchen Geſetzgebungen keineswegs in dem erforberlihen Make Da das 
englifche Recht in Bezug auf die Rechtsmittel nit nachahmungéwürdig if, fo 
juchte die franzöſiſche Geſetzgebung bei der Einführung des neuen Berfahrens in 
ver fraglichen Materie fo viel wie möglid aus vem früheren franzdfifehen Rechte 
zu erhalten, ohne zu bedenken, daß biefes auf ganz anderen Principien beriihte, 
als das weue Berfahren und daß die Beftimmungen fiber die Urtheilsanfechtang 
mit dem übrigen Procekredhte doch in Harmonie ftehen mäffen. 

Das franzbfifche Recht und die ihm folgende deutſche Geſezggebung be- 
grügen ſich nicht mitt den oben därafterifirten zwei Rechtsmitteln, fonbern fielen 
zweiverfhiedeue Rechtsmittelſyſteme auf: eines für die ſchwur⸗ 
gerichtlichen und eines für die forreitionalgerichtlidyen Falle. Wegen Fehler - 
bafter Sefegesaumendung (Proceh und materielles Recht) wurde für 
ven Shwurgerihtsprocef die Nichtigkeitsbeſchwerde an einen Kaſſa⸗ 
tton sh of gegeben, d. 5. an das Centrallandesgericht, welches fich blos mit ber 
Prüfung ver Rechtsanwendung zu befaflen und nad Befund die Beſchwerde zu 
verwerfen oder das angefochtene Urtheil zu Taffiren und vie Sache zur wieber- 
holten (gänzlichen over theilweifen) Verhandlung unb Aburtheilung an den judex 
a quo. ober ein bemfelben koordinirtes Gericht zu verweiien hat. u 

Eine Urtheilsaufechtung wegen wmridtiger Beweis- ober Thet- 
frageentfheibung if in den Schwurgerichtsſachen nur -änferft beſchrünkt 
in ‚einigen wenigen Ausnahmsfällen zugelafien; dem Erforderniſſe einer Revlfion 
ex capite novorum von entſprechendem Spielraume {ft nicht entfernt &enüge ge- 
leitet, Abgeſehen von jenen wenigen Ausnahmofällen iſt eine direkte Anfechtung 
des Wahrfpruches ver Geſchwornen ausgeſchlofſen. Nur indirekt faun die Vernich⸗ 
tung eines Wahrſpruches mittelft der Nichtigkeitobeſchwerde wegen eines vor ober 
beider Bildung des Wahrſpruches vorgelonnmenen procefiualen Fehlers erreicht werben. 

Hat die Geſetzgebung hierin zu wenig gethan, fo gab fie umgelehrt der An⸗ 
fechtung ber Thatfrageentfeidung in ven Korrektionalgericht ſachen 
einen zu weiten Spielraum, indem fie unter dem Namen Uppellation (Be 
nfung) für diefe Straffachen ein beſonderes Rechtsmittel ſchuf, welches nicht blos 
wegen fehlerhafter Rechtsanwendung (juriſtiſcher Fehler), fondern auch wegen un⸗ 
richtiger Thatfrageentſcheidung bei unveraͤuderter Altenlage wie ox capite novorum 
ohne alle Beſchraͤnkung zuläfftg iſt, und in allen Yällen ohne Unterſchied bei dem 
nähten Söbergerichte angebracht werden muß. 

Für die Urtheile der zweiten Juſtanz (der —— —— iſt wieder bie 
Nichtigkeitebeſchwerde wegen juriſtiſcher Fehler In derſelben Weiſe gegeben wie für 
die ſchwurgerichtlichen Erkenntniſſe. Eine wiederholte Anfechtung der Thatfrage⸗ 
entſcheidung tft nicht eingeräumt, ausgenommen es läge einer jener Falle vor, in 
. denen and) gegen ein ſchwurgerichtliches und ein korrektionalgerichtliches Urtheil 
erſter Bi ein Geſuch um Wiederaufnahme des Strafverfahrens eingelegt 
Werden J — 
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Es fehlt hier der Raum, näher auf vie. Befimmungen der poſtiven Mechte 
über die Urtheilsanfehtung einzugehen. Nur vie Bemertung möge bier noch ge 
flattet fein, daß wenn wir uns für das Aufgeben des NRechtsmittels ber Appella⸗ 
tion erflären, wir dabei von brei höchſt wichtigen Varausſetzungen and 
Kan erſtens daß die quantitative und qualitative Belegung her Untergerichde 

ſpruch auf Vertrauen ih ihre Urthelle gebe; zweitens daß bei dem Verfahren 
vor diefen Gerichten fowie bei den etwaigen Vorunterſuchungen bie. Interefien des 
Angeſchuldigten fo viel wie möglich berüdfichtigt feien; drittens daß daR Bechte- 
wie hi Revifton (ex capite novorum) in dem erforderlichen Umfange aner⸗ 
unt je 

Auch iſt dabei nicht zu vergefie, daß es ſich Bei dieſer Reformfrage überall 
une um bie Anfechtung der hate ober Beweisfrageentſcheidung (bei underänderter 
Attenlage), ‚nicht am eine Aufechtung bes Urtheile wegen fehlerhafter Rechteanuwen⸗ 
dung, — alfo nur um die Befeitigung eines Tleinen Bruchtheiles de 
fogenaunten Appellstien, Teineswegs des ganzen Inhaltes derſelben handelt, und 
daß an die Stelle einer (durch eine Präffufivfrift) zeitlich ſehr beſchraͤnkten Ans 
fechtung, der Thatfrageentſcheidung bei unneränperter Altenlage nach unſeren Vor⸗ 
ihlägen eine zeitlich unbeſchränkte Anfechtung ex capite movorum ixeten würbe. . 

Freilich darf dabei auch die Wichtigkeit der Rechtskraft der Urtbeile 
nicht außer Acht gelafien werben. Allein wenn es auch ſchwierig iſt, die gehörigen 
Schranken des Rechtsmittels der Reviſion zu finden und dasſelbe mit ber Rädficht 
auf die Rechtekraft der Urtheile in Harmonie zu bringen, jo Ift dies doch beines⸗ 
wege unmöglich, 

X. Das Ungehorfamsverfahren Zu den unzwedmãßigſten Ber 
—— franzöfifhen und neueren deutſchen — —— 

dren bie über das Verfahren gegen ſolche, welche ber gerichtlichen Ladung nicht 
olge leiſten oader ſich ver ſtrafrechtlichen Berfolgung darch die Flucht —* 
haben — das ſogenannte Ungehorſamsverfahren over der Kontumacialproceß. 
Das räömifde und frühere gemeine de Hecht giengen 
hiebei von ber ganz richtigen Auſicht ans, daß die. Weweile in Zriminakfadgen 
heller fein. follen, ald das Mittagsliht (probationes in * erininalikus Ince 
meridiana elarigros esse debens). und gelangten folgerichtig gu dem Grundſatze, 
daß gegen Abweſende fein Strafurtheil zu erlaſſen fei (Divi Severi et Antonini 
Magni reseriptum est, ne quis absans pupistur ; et hoo jure ıtimur, me ab«- 
aentes — nequo enim inaudita cansa quemqnam damnari oyultatis 
ratio. natitur 

Das verbiudende Mittelgiieb zwiſchen viefem Grundſatz und jenes Anfict. “ 
bie Arwägung, daß hie, Aufſchlüſſe, welche ver Thäter zu geben wermag, für bie 
Herftelung des wahren Sadverhaltes in der Regel jo —** find, daß man ad 
der Erreichung dieſes Zielen in Abweſenheit des Thaters zu zweifeln —— iſt. 
Der. Gefjetzgeber ſollte ſich dadurch neranlaßt ſehen, zwar ben wahren Sachverhalt 
Iomeit 28 in ——— des Thatere möoglich iſt, zu lauſtatiren und das zu Be 

te ſtehende Beweismeterial zu ſammeln, aber von: ber: (lomradiltoriſchen) Ver⸗ 
—2 uub Gntfepeltung über ‚bie Antlag⸗ bie ‚zur Ruckkehr das Angeklagten 
Umgang gu nehmen. Er follte ſich biegu um fo mehr. veranlaßt finden, ale — 
etvon. abgefeben von ven nur. für leichtare Gülle gewrohten. Geldſtrafen — bie 
Kontumaclalurtheile ( Freiheitsſtrafen) an bem. Ubwelenden doch nidt: vollfiret 
merden können: anb bie Yällıng eines umvollziehbaren Strafurtheils an Beni 
den Anſtrich einer dam Anſehen ber Stwafjufttz ſchaͤdlichen Lacherlichleit ha 
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Die Unzweckmäͤßigkeit der Rontumackalurtbeile und die Entbehrlichkeit einer 
beſonderen Kontumaclalproceßordnung (Rontumactelverhanblung) ergibt fich evident 
daraus, daß ſich ver Geſetzgeber — wenigſtens in den ſchwereren Hüllen — ge⸗ 
nöthiget ſiſeht, dem vor Gericht erſchienenen Angeklagten jederzeit (ohne eine 
Frätiufivfrift) auf deſſen Verlangen eine neue vollſtändige Verhandlung (in ordi- 
narlo) und Urtheilsfällung zu gewähren. Der Kontumacialproceß erfcheint daher 
ia der Regel ale eine bloße Zeit- und Koſtenverſchwendung. 

Nur bei geringeren Vergehen und Hebertretungen iſt es 
zwedmäßig, in Wbwefenheit des Beſchulbigten über die Anſchuldigung verhanbefe 
und aburtbeilen zu laffen. Der wirklich ſchuldige Verurtheilte wird ſich in ter 
Negel gerne dem ‚auf eine Gelpſtrafe oder "peringe Freiheitoſtrafe lauienden Kon⸗ 
tumachalerfenntuii untertverfen. IR dies nicht der Hal, fo mag er vasfelbe inner⸗ 
halb einer beftimmten Frift entweder fofort mit den im gewöhnlichen Berfahren 
gegebenen Rechtomitteln anfechten, oder durch das befondere Rontumacialrechts⸗ 
mittel des Einfpruches eine wievecholte Verhaudlung und Aburtheilung Im feiner 
Gegenwart veranlafien. . ' 

+ Bean aber auch die KMontumacialurtheilofüllung in ber Regel etwas Unzweck⸗ 
mäßiges iſt, fo folgt daraus doch feineswegs, daß die Strafiuftiz fih im Falle 
des Umgehorfams. bios auf Sammlung und Sicherung der Beweife zu beſchränken 
und aller Maßregeln zu enthalten habe, mm den Ungehorfamen vor Gericht zu 
bzingen. Es iſt vielmehr eine allgemeine Bärgerpflicht, fig der rechtmäßigen Aus⸗ 
übung der Gerichtsbarkeit durch den zuMäupigen Widyter zu unterwerfen und 
namentlich befien Ladungen Folge zu leiften. Die Berletzung diefer Pflicht verech⸗ 
tiget nicht mar ben Staat zu Zwangsmaßregeln, jondern bildet auch für ſich allein 
ein Delilt ( Unter laſſungs verbrechen). Als ſolches Befonbere Delift kann der Un 
herſam wahrend feier Dauer mit einer GSeipfirafe, ſowelt ſolche vollziehbar iſt, 
und im Falle der Ruckbkehr des Kontumar auch mit verhältnißmußiger Freihelte⸗ 
ſtrafe geahndet werden. | 

Wag We Zwangsmaßregeln zur Siſtirung des Ungeherſamen betrifft, fo 
kommen Ser ninächft die bireften Hahnbungsmittel (Borfligrung, Verhaftung, Nach⸗ 
edle, Steckbriefe, Ediltulladung, Seife) In Betracht. Wo fi aber dieſe als wer- 
geblich darſtellen, da tft us das Weſen des Ungehorfans für deffen Dauer Me 
Entziehung der bürgerlichen Rechte angezeigt, indem der Genwk viefer Rechte die 
Erfüllung der Sürgerlihen Pflichten überhaupt and insbefondere ber. oben: bezelch⸗ 
weten Pflicht vorausſetzt. Da der Staat die: phyftſche Perfon niet: errrichen Tram, 
fo hält er fih an deren Rechtsfähigkeit, legt — foweit vies ohne: Schänigung 
dritter ſchuldloſer Perfonen geſchehen kann — Auf Ihr Vermögen: Beſchlag und 
en ihr dadurch wo möglich zugleich die Mittel zur Fortſetzung des Unges 
orſama. Eee 

Dem dieſen im Üefentlichen im vwönifähen nu früheren gemelnen veutfchen 
Neckte anerkanuten Geundſaͤtzen bat ſich fen vie deutſche Partitular- 
geſetz geb ung vor. dem Jahre 1848 bedentend entfernt. Das Bet reigT- 
ſche Geſezbach von: 1808 une wie. preunifche Krimiaalordnung wol 1808 
Reken wär nach dit Segel anf, daß bei ſchwereren Berbrechen der abueſendr 
Ungeihulnigte nicht zu verurtbellen fet, und gefatten eine Verurtheilung mitte da, 
wo bie Strafe (gegen ven: Abweſenden) auch wirklich ganz ober theilweiſe vollſtrect 
werben kann (alfo. namentlich bei Vergehen, vie mit Belvftrafe bebroht Mad). 
Allean fie machen von jenes Regel: mehrfach durchaus willkürliche Ausnahmen, 
3 B. bei Duchlamen. Im ſchaeldend ſten Widerſpruche ſtehen aber wit Obigen 
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Grunbſutzen vie Befiimmungen des 5 aherifcen Strafgeſetzbuches von 1818. 
er diefen Ift ein Kontumaciainriheil bei Verbrechen zuläffig, bei Bergeben mr 
18 

” Si deutfhen Strafproceßordnungen nad ven Jahr 1848 Haben fi mit. 
wenigen Ansnahmen dem feanzöfiicken Rechte angeſchloffen und In allen Fällen 
eine Verhandlung und Aburtheilung in Abweſenheit des —— — zugelafſen. 
Das Berfahren iR aber verſchieden, je nachdem es fi um einen ſehwurgericht⸗ 
lichen (Berbrechen) oder korrektionalgerichtlichen Fall —— handelt. 

Wenn in einem Verbrechensfalle alle Mittel, den Verdächtigen vor Gerikcht 

zw ſtellen, erfolglos geblieben find, fo wird mit dem Beſchluß auf Verweifung 

—** Schwurgericht zugleich die Siltalladung verfügt. Zu der —— 
handlung Aber die Anklage werden keine Geſchwornen zugezogen. Nach kurzer Be 
zeichnung der Beweismittel zur Durchführung der Auflage werben bie Thatbeſtands⸗ 
unb Zengenvernehmungsprotokolle aus den Borunterfuchungsakten vorgelefen, — 
eine Abweichung vom Princip der Mundlichkeit, welche an und für fidy ala Koften- 
efparung wegen der zweifelhaften Gültigkeit des Urtheils allerdings gereitfertiget 
erfcheint, aber bei der Unzwedmäßigkeit dieſes Urtheils doch nur eine Halbheit If. 
Gutweber — obet; entwerer iſt die Routmmaclalverhanbiung zwedmäßig, dann 
follte fie aber auch volltkommen vom Streben nah materieller Wahrheit. beherrſcht 
fein und follten die Richter die Zeugen felbft hören und fehen; — oder fie iſt 
unzwedmäßig, dann iſt auch fein Richter da, bem bie Beugenansfügen vorgeleſen 
zu werden brauchen. Erſcheint der Verurthellte ſpäter vor Gericht, ſo Tann er ein 
neues ordentliches Berfahren verlangen, Der in feiner Abweſenhen Fretgeſprochene 
Tann wegen derſelben That nicht noch einmal angeklagt werben. 

Aehnlich IR das Kontuniacialverfahren erfter und Re Juſtanz im den 
Bergehensfällen (das fogenannte Defautverfahren). Nur findet Hier Beine 
Golktalfanung ſtatt, umb IM das Smittel des Einſprachts Hier au eine Fri. 
(man von 8 m: gebunden, nad) deren unbenägten Ablaufe dus Rontsnndat- 
wethell in R aft übergeht. 

xI. re für Berminderung der Berbrechen. Ne4 
viel wichtiger und nothwendiger als vie beſte Gtvafpencchorbmung tft aber die 
Sorge für Bermiuderung ber Verbrechen, — eime Sorge, die jedoch weit 
mer * Aufgabe der Schule, Kirche und Staatsverwaltung, als der Strafrechts⸗ 
plege iſt. Die Straſe ſoll und’ darf zwar ohne Aweifel die Cigenſchaft der Ab⸗ 
—* befitzen, wenn. auch Die Abſchredung nit zum Bauptimedt ver Strafe 

werben kann. Allen es iſt hiebei wicht zu vergeſſen, daß die abſchrecende 

irkung Der Strafe ſchon jetzt vorhanden int; und wenn auch eine weitere Stei⸗ 
gekung der Abſchredungsfähigkeit der Strafen in hohem Grade wünſchensn erth 
etſcheint, ſo darf dieſe Steigerung doch nimmermebr auf Roften der Humanltäl 
darch Steigerung des Strafleſdens, ſondern nur durch Steigetung ver moräaliſchen 
——— der Sreäflinge, d. i. burg. Onigerang bes. Eprgefühles, ve 

Dies liegt nun aber wieder gänzlich außerhalb bes Madigebietes der Graf 

rechtspflege. Hochſtens kann von dieſer Seite auf Die einzelne in einer Strafanftalt 
befindliche Perſon in der fraglichen Richtung durch Veflerungsbemühungen gewirkt 
werben. Im Uebrigen iſt es Sache der Schule und Kirche, eine allmällge Steigerung 
ver Moralität and des Eprgefähles anzuſtreben, und es äft wohl weder gegen die 
— — noch gegen vie Kirche ein ungegründreter Ten : wenn ber 
hauptet wird, daß in diefer Beziehung ihr Eifer und ihre Thä eit noch ſehe 
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viel gu münfdgen übrig laſſen. Jusbeſondere dürfte es nicht unerjprießlich fein, 
wenn bie Geiftlichleit in ihrem Lehramte dem umgebilveten Bolle gegenüber hie 
und da vieleicht etwas weniger im Fache des Ölaubens und etwas mehr im bem 
des ſittlichen Handelns verlangen mürbe. 

Der Staat aber kann nit nur durch Verbeſſerung des Schulwefens od 
fehr viel für Verminderung ver Verbrechen elften, ſondern auch durch Hebung 
und Hörberang des allgemeinen Wohlſtandes. Ein gewiſſes Maß von Gütern zur 
Befriedigung der leiblichen Bedürfniſſe iſt conditio sine qua non für ein geſetz⸗ 
möhiges Verhalten. Armuth iſt überall und jederzeit vie Hauptquelle des Ver⸗ 
brechens; für den Obdachloſen und Rabrungslofen haben Staat und Geſetz keinen 
Werth und kein Kompelle. Der Werth von Staat und ˖ Geſetz fleigen mit der Zu⸗ 
nahme des Befitzes; mit jenem Werthe fteigen natärlih auch die Achtung por 
dem Geſetze und die Scheu vor Berbrehen. Eine gute Armenpflege, gute Geſund⸗ 
beitspolizei, eine richtige Handels⸗ und Gewerbegeſetzgebung, ſowie überhaupt eine 
rationelle nationalölonomiähe Praris find Gebiete, auf denen eine weiſe Staats⸗ 
verwaltung noch ftündlich fehr Bedeutendes für Verminderung der Verbrechen zu 
leiſten vermag, 

In unſeren bermaliger ſocialen Zuftänvden liegt in ber That fehr Vieles, was 
Bettina v. Arnim s Wort (in ihrem Königebudie) zu vechtfertigen vermag: „Der 
Berbrecher ift des Staates eigenftes Verbrechen. 

Bon einer befonderen Ueberſicht über die einfchlägige Literatur und, Gelege 
gebung kann bier wohl Umgang genommen werden. Was die Litteratur be 
trifft, fo kann auf die beiden Artikel „Schwurgericht" und „Stantgaumwalt” ver⸗ 
‚wiefen werben; — und was bie Geſezgebung angeht, fo bietet bie Auf- 
zählung ber neuen deutſchen Strafprocehorbnungen in ber That weder für den 
Geiſt noch für das Gemüth irgend eine Anregung over Erquickung. Wer nicht 
allen veutfhen Sinnes und Gefühles emtbehrt, ver lann gewiß nım wit Beträben 
wahrnehmen, wie üppig fortwährenn das Unkraut des etitularismns auf dem 
Gebiete der Strafproceßgefeßgebung wuchert Freilich lehrt die Erfahrung, ba auf 
dem fterklen Boden ver befichenden deutſchen Bundesverfaſſung fuft alle Be⸗ 
mähungen zur gemeinſamen Rechtekultur vergeblih find, und es iſt auch nicht 
unfere Meinung, ver Vorſchlag zu machen, den Kommiſſionen für Cwilrecht, 


Cipilproceß und Nachdruck noch eine vierte für Strafproceh beizugefellen. Aber - 


enthalten können wir uns nicht, angefihts dieſer Verhältnifſe wiederholt auf 
bie Kothnenbiglelt einer baldigen Wiedergeburt Deutfchlands aufmerlſam zu 
machen, Wer da etwa glaubt, es bringe keinen Schaden, menn jebdes Landchen 
von mehr. als 100,000 Geelen feine .eigene Geſetzgebung hat, der vergißt, ‘ na& 
vie Iurispruhenz, wenn fie wicht elend verlümmern fol, ihre Nahrung aus. ber 
Wiſſenſchaft empfangen muß, daß es. aber unmöglich iſt, eine. herzoglich alten⸗ 
bawgiſche oder meiningen'ſche Rechtomifſenſchaft zu ſchaffen. Die: Impotenz unferes 
Bundestages in ver gemeinfansten Gefetzgebung if eben ein ſchlagenher Berehs, 
daß aud bie ſogenannten materiellen Snterefien von der voltifgen —2* ab⸗ 
Vin And. . Batper. 
Strandrecht. 
So nennt. mon dad Recht, das fi früher Die Ufer- und BuRenfactn nf 
ale geſtrandeten Schiffe und Sciffägiter: zuſchrieben. 
Schon Antenin verorbnete in ter L. 1. Cod. de naufragiis, — her, kaifer 
Uhe Fiskus fich bei Schiffbrüchen nicht einmiſchen, ſondern Die geſtrandelen Sachen 


. 
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ihren Eigenthümern überlaffen ſelle. In Deutſchland finden wir unter Heinrich VI., 
im Jahre 1190, und bald darauf unter Heinrich VII. eine Rüge des Gebrauches 
des Strandredts. 1255-ergiug Wilhelmi R. sententia de bonis naufragantium 
(Ber, Monum. 4, 871), in der die alte räuberifche Gewohnheit als verderblich 
unb verabjchenenswärbig bezeichnet und ihre fernere Anwendung gänzlich unterfagt 
wird. Auch Karl IV. fuchte das Strandrecht in Deutſchland abzufchaffen. Daß 
indeß al’ dieſe Bemühungen ber deutſchen Kaifer ohne Erfolg geblieben find, er⸗ 
fehen wir aus dem Artikel 218 der Carolina, wo das Strandredht noch unter den 
allgemeinen böfen Gewohnheiten aufgezählt wird. Es galt nicht blos an ben 
Meeresufern, fondern auch an ven Ufern vieler Flüſſe (3. B. an ver Donau, am 
Main, an der Mofel und am Rhein) und hieß dann Grundruhrrecht oder Laga- 
pum. Mitunter, befonders an den Küften des baltiichen leeres, wurbe es mit 
damoniſcher Grauſamkeit und Raubluft geübt. Dan brachte durch allerlei böfe 
Künfte die Schiffe abfichtlih zur Strandung, lodte fie in ſtürmiſchen Mächten durch 
irreleitende Küftenfener, die für Leuchtthürme gehalten werben follten, auf Klippen, 
und vertilgte dann die ganze Mannſchaft, damit fein Zeuge ver verruchten That 
übrig bleibe. Kreß und Böhmer berichten in ihren Kommentaren zur Oarolina, 
dag man an manden Küften auch bie Meufchen des ſchiffbrüchigen Fahrzenges 
konſiscirt habe und daß die ganze Mannfchaft dem Herrn des Küſtenlandes als 
SHaven verfallen ſei. Se viel IR gewiß, daß feine Nation fi währenn bes 
Mittelalters von der Ausübung des ſchandhaften Strandrechts rein erhalten hat. 
Man betrachtete die geflrandeten Sachen wie gefundene Schäge, die zwifchen dem 
Landesheren und dem Finder getbeitt werben müßten. Eine fpätere mildere Praris 
ab dem Gigenthümer ober feinen Erben ein Drittel, das zweite Drittel dem 
—— das dritte dem Finder. Das heutige Recht kennt nur noch einen 
Anſpruch für Rettung und Aufbewahrung der Sachen (Bergelohn) und kann 
die Aushbung des Strandrechtes nur als Unterſchlagung ober gar (nach Beſchaffen⸗ 
heit der Umflänve) als Diebflahl ober Raub behandeln, Berner, 


Suare, |. Mariana uud Suarez. 

Succeffiou, ſ. Erbrecht, Thronfolge. 

Bübamerttanifähe Freiſtaaten, ſ. den Nachtrag am Schluſſe 
des Werkes. 


Die Südfeeinfeln und Neuſeelaund. 


Bom Feſtlaude Auftraliens. haben wir unter biefem Artikel geſprochen. 
Die Iufelm des auſtraliſchen Archipels, auch bie Sübfeeinfeln oder die Infeln . 
des flillen Deeans genannt, find von ſo untergeorbnneter Bebentung, daß wir uns 
auf eine kurze Neberficht beſchränken können, indem wir nur eine ber Infeln, 
Neuſeeland, welche darch pie ausgebehntere Koloniſation, den Krieg der Eng⸗ 
länder mit ber eiuheimifchen Bevblkerung ber Maoris und bie Entdedung ber 
Golblager daſelbſt, in neuefter Zeit ein allgemeines Interefie erregt hat, etwas 
nusführlicger befprechen. j 

Der. fiille Degan enthält eine Menge ven Infelgruppen, und zwar in feinen 
weſtlichen und fünlichen Theiſen bie meiften ünd größten, in den mörblihen und 
Bflichen die wenigften und kleineren. Man / unterjcheidet die hohen, aus Ur- unb 
Mebergangsgefteinen gebildeten vulkaniſchen Infeln und vie Heinen, niebrigen 
Koralleniniein, Was die Flora betrifft, fo zeigt fih von W. nah O. eine beut- 
Uche Abnahme derſelben. Während eo her Moerthiere viele und ſchoͤne gibt, neh⸗ 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Woͤrterbuch. X, 24 
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men die Laudthirre von W. nah D. ebenfalls an Zahl der Arten, tie. an Menge 
ver Judividuen ab, und Vögel und Vierfüßer nühern ſich denen Auftraliens. ** 
Menſchentaſſen beobiteen die Iufeln. Die eine faſt ſchwarz, haͤßlich, auf einer 
hiedern Stufe ſtehend, wild und beinahe uneiviliſirbar, bewohnt den we ; 
man neunt fit bie melanefifce Raffe oder Papuas. Sie find den Urin 
wohnern don Auſtrallen und den Auftraluegern am nächften verwandt. Bon iM 
terer Önutfarbe und ſchoͤnem, regelitäfigen Körperban iſt die zweite Rafſe, die 
auf einer weit hoͤhrren Stufe ſteht; fie zeichnet ſich vwd —2* für die See 
aus, nimmt befſondets die kleinen Infelgrup ein und iſt mit ver malatijdh- 
poTpuefiihen Nafle des oſtindiſchen Archipels zunädt verwandt. Man wrter- 
heidet zwei Grappen derſelben, die Milronefter auf den Heinen Inſeln im 

eften, ven bunfier Farbe amd mit verſchledenen Sprachen, in Sitten und Ge 
bräucden der malaliſchen Nafle näher verwandt, und die Bolyn efier im engen 
Sinne Der kaufaftfhen Rafſe Ihren Guficke age⸗ und ihrer geinigen Begabung 
nach naͤher fiehenb, nehmen dieſe Leicht earopätſche Sitten und Einrkhtaugen au. 
Trotz der großen Entfernung ber einzelnen Stämme von einander fiab ihre 
Sprachen uch nur dialeftiich verſchleden. Alle haben denſelben Schöpfungemgtäus 
und bie merfwirdige Sitte, geriffe Berfonen und Sachen für heillg und um 
taſtbar zu erflären. 

Man teilt dieſe Infeln in die ſabweſtlichen, vie fünöftlicden und bie nord⸗ 
SRlichen;, die nordweſtlichen (vie Mariatmen un Kareltuen) werben paſſender ‚um 
oftindifähen Archipel gerechnet und daher Hier Übergangen. 

I. Bon. den fünweflien Infell, die man auf 16-—17,000 CHR. 
Fläche ſchatzt, iſt Nen⸗Guinea, mit einem Umfang von 12,000 [IR. tie 
großte Infel-der Erde. Ste gehoͤrt zugleich zu den relchſten, aber auch unbeiuimte- 
ſten Theilen der Erde; nirgends in bie jegt vie Envopier bis in das Iatsuwe 
vorgedrimgem., ſelbſt die Küfte iſt nur am wenigen Stellen genau eferfiit,. Der 
Suden ſcheint eben, von großen Flüſſen durchſchultten und et dichten Unoälvern 
bedeckt. Im Innern erheben fih von W. nach O. Berge, bie Schwer „tragen 
follen; der Boden liefert Ihänhare —— bie. Musiatifle, ‚cine Art 
Cinnamomum (Maffo Y Sago u. a. Auch an al en und befonbers an pradhte 
vollen "Vögeln iſt die Infel rei, aber Er diefe Säge werben noch wenig aus- 
gebeutet. Die Bewohner find rohe Auftralneger, nur im Weflen und auf den 
Papuainſeln tpeiben die Bewohner der Moluklen ſchon feit —— einen 
lebhaften Hanbel, haben da Kolonien angelegt, ſich mit den —5 negern gemiſcht 
und zum Dheil Ihre Biloung, an einigen Orten ſelbſt ven Ilam eing * In 
Folge deſſen machten moinktifihe Wärften Heriſcherauſprüche auf we Möckkäfte, 
welche, ſeitdem deſe Furſten unter vie Oberhoheit ber Hollünder gelömmen find, 
auf letztert übergingen. Eine Kolonie, weidje:die Hollaäͤnder om der Wbobet1 80u8 
anlegten, wutde der Nuttzlofigkeit and Kepfpieligkeit wegen Ion 1886 wieder 


aufgegeben 
Wenn unter vieſen Verhaltutſſen Neu⸗Guinea trotz ſeiner Be vor keiner 
Pe en und volkswirthſchaftlichen Bedeutung ift, fo find:ds die Abelgen: Eon 
dieſet Oruppe noch weniger und wegeen veher mar dee VollMadigheit wegen au 
geführt. Es ſind die Uomiralitätstinfeln, die Sufinden mit 12.690 Aus 
hoben Bergen im Weſten, der Archäpel Ren Britannien; ya große Dufein 
vurch den Georgskanal getrennt, mit wielen Helneren, atePaanten. von 300 CAR. 
Sumı und 2—6000 Fuß Hohen Bergen, die Satompnsinfeln, Vie@uuppe 
anta Cruz, der Archtpel vr Neuen Hebeit en, — B8 wit 
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25000 Yuh hehen Bergen. Bon der Tegten großen Infd Renfeeland werben 
wir befouders handeln. 

11. Unb die ſüdoſtlichen Inſeln Haben mehr nur ein geogmphliches 
usb ethuographaſchee Imterefle, ald ein politiſches, wir erwähnen auch fie daher 
war tur, Es find 1. die Gruppe Biti oder bie Fidſchlinſeln, durch Korallım- 
eiffe unzugängli und daher nur wenig befaunt. Man hielt bie ſchwarzen &in- 
wohner für Auſtraineger, bie Unterſuchung ver Sprache Hat aber ihre Verwandt⸗ 
ſchaft nat der Yellfarbigen Raſſe gezeigt, mit weicher fie fich gemijſcht haben, Die 
Inſeln —* au 200,000 Ginwohner haben. Dieſe find ſtreitbar, wild und grau⸗ 
{ame Wieenſchenfreffer; vennoch haben einige proteſtantiſche Yeiffionäre (Wesleyaner) 
fich hineln gewagt, um das Chriftenthum dort zu verbreiten. 2. Die Gruppe 
Tongza ober vie frenadlichen Inſeln, mit einem 6000 Fuß hoben Berge 
und dem tätigen Bullen, Gaben nur 25,000 hellfarbtze Cinwohner. Durch 

peoteftantiihe Mitfiomäre (Wegsleyaner) munde bier die heidniſche Religion ver- 
bet; bie Stuwohner von Barao im Norden ſind mit ihrem Wärften alle Pro⸗ 

‚ vie kleineren Furſten im Suden zum Theil Tatholifch. 3. Die Gruppe 
Samos, zum Mell mit mehr als 20,000 Buß hohen Bergen, fell an 80,000 
e Eimwehner baten. Uuch bier haben proteſtantiſche una fpäter au 
katholiſche Miſſionaͤre fi neuerdings ausgebreitet. 4. Die Herveygruppe, 
7 Infelu np den Fo = and Socletätsinfeln mit 12--416,000. @inkochnern, 
Tawıen Fü ern in türen religibſen Borſtellnugen überein, find 
er A —* 5 * Mijſionie alle zum Chriſtenthume belehrt. 5. Die 
Gorietättiufeln, von Quiros 1606: eutyedt, von Foot 1789 zuerſt gefiub- 
Gh erforſcht ud zu Ehren ver englifchen Spcietät ber Wiſſenfchaften Senanut, 
11 an var Buhl, werben durch eine breitere Straße In vie Windward und Lee⸗ 
‚getrennt. Sie finb won großen Riffen umgeben, hoch und bergig. Der 
Orohena auf Tahiti (Otaheiti), der größten dieſer Infeln, erhebt ſich bis zu 
T der 8000 Fuß. Das Alina Aft milde, der Boben —— ber CTharalter der 
Wingeborum freumeiih werd nuimätbie. Ihre Zahl iſt bem Kinftuffe - 
der eaopdiſchen Kultur auf 2O herunter gekommen. Fi hen Ach die erſten 
Yucteftantikigen Mifionäse im Oetan mieder, xrotteten aber ba Heidenthum erſt 
nach Tangen Unftrengungen aus. Eiferſuchtig Doangen dann auch franzöftfche Diif- 
feniee sin, erikelten Trnnzdfichen Schutz und ver Gtoat Tahiti, ver bie Bin 
warinheln umfaßt, Mebt jeßt unter Franzöflfchem Protektorate, und entHält Katho⸗ 
ſtten und Brotefiauten, währenn auf den Lerwmaneötnjeln die punteftantiiche Kirche 
allein veſteia. Der Ey der Abaigin von Tahiti. und bes Franzäfkfehen —3 
ters iſt Paprete. O. Die Berleninfeln, im⸗O. ter worigen, "Ih. Bier 
20 Längengroipe, Man kennt deren 80. Seliger meibewohnt, "haben fi e jetzt eine 
proteſtantiſche :Bewölterutsg, die aus einer Bexckichung von englifchen —** 
und Tahitiern hervorgegangen hu Die Zahl fer Einwohner des Archipebs fol _ 
sc. ‚Inu. 5ORO. betragen." J. Die. Dde nda na Dru ppe, mwörbli von ben 
vorigen, beſcht oma ben 6 Merauefasdufgh ka Süden amd neu .6 Waf« 
hengtonda In fein. im Nerden. Unter eſen HR :Nulchinn vie wichtigſte. Die 
— 2000 Yüß Hehe Vorge, zuin hell: nallaniiiher Natur. Die 26,000 
Stamines., zeichnen fig duvch Körperkraft und Schörheit 
une, se wi; den vlelen Thalern gänzliep. von einauber getrennt lebend, wurden 
fe in beſtandige Kriege .verukfult und verwilderten bis zur Menſchenfreſſerei. Bam 
Cuareyſern nehtiew fie mar das Feaerzewehr an. Die Rifen hatte wong 
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ober gar feinen Erfolg; doch veranlaßten bie katholiſchen Briffionäre Fraukreich, 
bie Infeln in Befig zu nehmen. " 

IL Die norpöftliden Inſeln befteben nur ans den 8 Sanbwid-In- 
felu ever Hawaii, welche Cool 1768 entbedte. Alle ſind ſehr hoch, mit Bergen 
oullanifcher Natur. Die öftliäfte Infel Hawali bildet im Inneren eine Hochebene 
von 3—4000 Fuß, mit dichten Wäldern, auf welder ſich vullawifhe Gipfel über 
12,000 Fuß hoch erheben. Die Infel Dahn, die bis 3—4000 Fuß fi erhebt, 
bat den einzigen Hafen in ber ganzen Öruppe Honoluln (219 19° Br. 201° 
68° 2%), Die Einwohner, vom hellfarbigen Stanme, find bilpungsfähig und kunſt⸗ 
fertig; haben aber früßzeitig and europätfche Lafter angenommen, da bie günſtige 
Lage dieſer Infeln auf dem Seewege zwifchen Amerila nnd China fie in häufigen 
Bertehr mit europälfhen Schiffen bradte. Miffionäre aus Nordamerila bekehrten 
die Infulaner zur protefiantifchen Kirche; aber Tatholifge Miffionäre vrängten fi 
unter dem Schutze frangöfifher Kriegeichiffe auch Hier ein und wandten einen 
Theil ter Bevdlkerung ihrer Kirche zu. Nur vie wechjeljeitige Ciferſucht ver See⸗ 
mädte bat biöher den Inſeln ihre Unabhängigkeit erhalten. Man rechnet 120,000 
Einwohner, nad) anderen Angaben nur 70,000 mit Einfluß von 2700 Fremden. 
Honoluln, die Mefldenz des Königs und ber erfte Haudelsplatz der Infeln, fol 
10,000 Einwohner haben. 


and. 

Diefe Infelgruppe, 1642 von bem Holländer Tasmann entbedt, aber erſt 
son Eoof 1769 aufgenommen, erhebt fih einfam und tfolixter als irgend ein 
anderes Land von gleigem Umfang, inmitten ver größten Waſſermaſſe der Erde. 
Zwei Meeresaxme, bie Coolöftraße im N. (419% Br.) und die Foveaurſtraße im 
©. (46% 40° Br.) trennen Nenfeeland in drei ber Exrdße nach verfigiebene Theile: 
die Norbinfel, die Südinfel und die Feine Stewartinfel, deren Sefammtaren! nad 
Sydow 4905 deutſche [IM. bedeckt. 

Eine große Gebirgskette durchzieht fie der Länge nach, nur durch die beiden 
erwähnten Straßen durchbrochen. Die großartigfte Entwicklung erreicht dad Be- 
birge auf der Süpinfel, wo die Südalpen im Mount Cost, deſſen Gipfel mit 
ewigem Eis bedeckt ift, faſt bis zu Wontblanc's Höhe auffleigen; nah WB. Fällt 
das Wlpengebirge fteil ab und kein Hafen gewährt dem Seefahrer Schub. Anders 
im DO. Hier findet man 8—9000 Fuß hohe trachytiſche Kegelberge, -mit amdge- 
dehnten Ebenen und Alluvialflächen dazwiſchen. Auf der Rordinſel erreichen Die 
Berge nur 5-6000 Fuß. Auch hier find vulkaniſche Vildungen und es fehlt 
nicht an kochenden Ouellen, dampfenden Fumarolen, Solfataren und brodelnden 
- Schlammiefleln. Die vullaniſchen Kräfte der Tiefe, die es ſchon jetzt nicht mehr 

zum Erguffe fenrig-fläffiger Lava bringen, ſcheinen im Erlaſchen begriffen zu fein; 
boh muß man nah den Beobachtungen ‚ber letzten 22 Jahre auf ein heftiges 
Erbbeben alle 6-7 Jahre: gefaßt fetn. 

Die Flora Nen⸗Seelandse iſt Beſonders reich an Kryptogamen; non dem 
Phanerogamen find mehr als 2/, Nen⸗Seeland eigenthümlich und nme !/, hat es 
gemein, befonders mit bem außertropiſchen Auſtralien, bean mit Süd⸗Amerila, 
auch mit Europa. Es bilbet daher die Flora eine eigenthümliche botauiſche Pro- 
vinz don einer gänzlich frembartigen Vegetation mit einer licherfülle von Farren⸗ 
fräutern und bufchartigen Gewächſen, mit einer Armut an Wieſen and Gräfern 
and einjährigen Bläthenpflanzen, baber an Blumen. Auch ber Wald zeigt ver 
waltend arten; bie ebenfalls zahlreichen Nadelhölzer weichen in Geftalt uub 
Habitus gänzlih von denen der nörblichen Hemifphäre ab. Die Palmen erinnern 
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an tropiſchen Wald. Biele Walrbäume Itefern ausgezeichnetes Nutzholz; unter ben 
Faſerpflanzen ift der nenfeeländiiche Flache (Phormium tenax) vor allem hervor⸗ 
zubeben. Er dient den Eingebornen zu dem mannigfaltigften Gebrauche und Millio⸗ 
nen cres find damit bebedt. Er gebeiht bis 5500 Fuß hoch, am üppigften in 
ber Nähe von Sumpfen und Fläffen, auf fenchtem Alluvialboden. Da werben 
die Blätter 10—12 Fuß lang, die Bfüthenfchäfte 16-20 Fuß hoch bei zwei 
und drei Zolf Dice. Die Stärke der nenfeelänvifgen Flachefaſern ift nach Lindley 
38, während bie bes europätichen Flachſes nur 16, die tes europätichen Hanfes 
nur 11 beiträgt. Die Ausfuhr diefes wichtigen Artikels war bis in vie nenefle 
Zeit unbedentend, weil die Erfindung einer Mafchine zur reinen Darftellung der 
Flachẽefaſer in großen Quantitäten für bie Ausfuhr, trog ber von der englifhen 
Regterung anögefegten Brämte, exft im Jahr 1860 geglädt iſt. 

Die Fauna zeigte urfpränglih einen faſt gänzlihen Mangel an Lanz 
fäugethieren, nämlich nur bie Fledermaus, eine Fleine einheimifche Ratte, bie von 
der enropälfegen bereits verbrängt zu fein fcheint, und den eingebornen Hund. Bon 
den Europäern find indeß unfere Hausthiere: das Pferd, der Efel, das Rind, 
das Schaf, das Schwein, ver Hund und bie Kate eingeführt. Rinder und Schweine 
find an mehreren Stellen verwildert. Die Wilpfehweine fanden im den Farren⸗ 
wurzeln eine veichliche, vortreffliche Nahrung und haben ſich enorm vermehrt. An 
Fiſchen find die Buchten und Küften fehr reich, die Suüßwaſſer⸗Seen und Flüſſe 
aber. arm an. Arten. Unter den Vögeln waren einige firaußartige Rieſenvbgel, bie 
bereit3 ver Anöfterben nahe find, diefem Land eigenthümlich. 

ſeit kurzem iſt der Goldreichthum Neu⸗Seelands entdedt, nachdem 
man durch die Auffindung der Schätze in dem benachbarten Auſtralien auch hier 
aufmerkſam geworden war. Unbedeutend iſt bis jetzt bie Ausbente, die auf ber 
Rorbinfel gewwonnen wurde Auf den Süoinfeln machte man vie erſten Verſuche 
1856 in Biggs⸗Gnlly, 18 Meilen von der Stadt Relfon. 1857 entdeckte man 
any Gold im Asrere⸗Diſtrikt und im Mai waren fchon 1000 Golbgräber dort 
befchäftigt. Die ganze weftliche Abdachung ber Haupiri-Kette vom Clarke⸗Fluß im 
S. bis zum Parapara im N. auf AO engl. DM. Fläche ift ein Goldfeld. 
Hochſtetter meinte, das noch zu erzielende Gefammterträgniß vesfelben auf 221/, 
Militenen 2. berechnen zu können, und wenn es auch nit den auſtraliſchen und 
laliforniſchen Rejchthum verſprach, fehlen es ihm doch einer umfaſſenden Ausben- 
tung werth. Anch Hatten fi im Sommer 1860 bereits zahlreiche Geſellſchaften 
gebilvei. Noch Bebentender waren die Entdedungen in der Provinz Otago. Hier 
waren Ende Juli in Gabriels⸗Gullh am obern Tunpela bereits gegen 2000 Golb« 
gräber Beichäftigt; daneben wurde Munroes⸗Gully entdedt. Im September hatten 
auf bean Dtagogeblet A000 Gräber (mit Frauen und Kindern 12-—-16,000 Ber- 
fonen) einen Ertrag von 10,000 Unzen wöcentlih. Da die Goldfelder Auſtra⸗ 
Itens- fon etwas überfegt waren, fo firdmten auch von da Goldgräber herbei, vie 
ihre Erfahrungen und Kenntniffe mitbrackten. Die Entbedungen erweiterten fich 
noch und jetzt bildet das obere Onellengebiet des Tuapela, Waitahuna und Wai⸗ 
port ein Goldfeld von 400 engl. DM. Flache, das Raum hat für 50,000 Gold⸗ 
gräber, Im Jannar 1862 betrug die Gefammtausbente 250,000 Unzen, etwa 
1 Million 2. im Werthe. | 

Die Kohlenfrage iſt durch die Goldfrage verdrängt; aber bie Kohlenfelder 
Neu⸗Seelands werben feine Golbfelver lange überbauern. Schon jebt iſt das 
Kohlenbedürfniß auf der fünlicden Hemifphäre ein koloſſales. Das auſtraliſche New⸗ 
Caſtle, 60 See⸗M. nörblid von Sinnen in New⸗South⸗Wales, befchäftigte ſchon 
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900 Bergiente, die 1860 850,000 Toner gewannen. Seit vielen Iahren waßte 
men, daß auch die Nord» und Süd⸗Vnſel Neu⸗Seclanudsa Rehlennbingerungen ent» 
halten, worüber Hochſtetter Näheres berichtet; doch ficht die Ansbentung «eft 


bevor. 

Die einheimiſche Bevdlternng, die Maori’s Neu⸗Seelaunds, gehörte zu 
ber hellen Rafie. Sie hatten eine edgene Schöpfungs⸗Sage, an die fi Entbesiiinge- 
und Einwanderungs⸗Sagen anfchlofien; fie wollten von Damalll, Im Dflen ober 
Nordoſten von Nen⸗Seeland, omägegaugen ſein, nad Gimigen 1800 n. Cht., na 
Andern 1300 v. Chr., aber Schirten !) bat gezeigt, daß dieſe Wander⸗Sagen ebeufo 
mythiſcher Natur find als vie Schönfunge-Eagen und daß Hawaili nicht eine geo- 
graphiſche, fondern eine mythiſche Bebeutung hat und bie Unterwelt bedentet, von 
wo bie- Ahnen herflammen und wohin bie Seelen ver Abgeſchierenen zurücklehwen. 
Der Manimythos erfiredt fi Über bie ganze poltueſiſche Infelmelt und et, wie 
die gemeinſchaftliche Sprache, zeigt die urſprüngliche Einheit ver Polyneſter. Die 
Süb-Infel ſcheint erfk vom ber Norb-Infel aus bevöltert worben zu ſein. Die ein» 
geborene Bevdlterung ift in fichtlicher Abnahme begriffen. Ya Geofs Zeit rechnete 
man no 100,000 Seelen, 1859 nur nock 58,000 auf zer Rosd- une 2288 
auf ver Siu-InfelL 1838 war eine Unzehl dur einen enwapktichen Echiffsinpitän 
nad den Shatamb-Infehr übergeführt werben, wo fit die Urbemohner zu Slawen 
machten; man rechndte da 1859: 500 Maoriq. Auch die Dianris flerben ans wnb 
das englifche Blanbuch urtheilt wohl viel zu gänftig, wenn es er um des Jahr 
2000 ihr Ausfterben annimmt, vie euwopätiche Benällerung aber beun non 
84,000 Seelen im Jahr 1860 auf eine halbe Million augemechſen fein: küßt. 

Ws vie Guropler Nen⸗Seeland entveften, lebteh die. Macris in Dörfern in 
geräumigen Hütten aus Holz und Schilfflechtwerk, wit kunſtvollen Helzſchukhereden 
verziert, bie nur mit ſteinernen Meißeln und Aerten nuögefährt werben, Die 
Dörfer weren durch Gräben und Peliſaden geſchützt. Die Maoris bauten füße 
Kartoffeln, Taro nud Melonen; Fiſchfang und Inge gewährten den übrigen 
Lebenäunterhalt. Aus den Yafern bes nenfeelänpifihen Flachſes flochtes und webten 
fie Matten und Mäntel, fürbten fie mit verſchiedenen Arten Baumriuden unb 
Wurzeln, usb putzten fid) mit den Federn ber Ser und Landvögel. Ihre Hell 
gion war ein Polytheismus, doch ohne Götzenbilder und Tempel; das Beil tet 
viele einzelne Stämme getheilt, unter Haͤuptlings⸗Familien, bie in Polygatnie leb⸗ 
ten. Es gab 6 Rangklaſſen, der Bonen wer Gemeingut des ganzen Stammes; 
die Jugend wurde in ſpartaniſcher Zucht ergogen. Die fortwährenden gegenfeitigen 
Fehden, in welchen die einzelnen Stämme mit einander Ichten, machten fie kriege⸗ 
riſch, verwilberten fie aber auch; die Menicyenfreflexei, in Folge von Rachedurſt 
und Haß, vielleist auch arfpränglid aus Roth eniflanven, wer zur Zelt der Ext 
beiung anf den Kulminationspuntt gelangt, Die Ginführung der Schweine, der 
europhifhen Kartoffeln und Getreibenrten vurch vie Seefahrer zu Ende des vori⸗ 
gen Jahrhunderts Kat der Not gewehrt, unb bie wohltkätigen Ginflälfe bes 
Chritdenthums haben die wilden Sitten gemildert; 1843 ſoll deu lette wirkllche 
Fell von Kannihalismus vorgelommen‘ fein, Die Hälfte der Einwo ii von 
Mifflonären der eugliſchen Hochkirche belehrt; die andere Hälfte non Mesleyanern 
und romiſch⸗katholiſchen Diffionären. Durch die Miffione« und Volksſchulen ge⸗ 
bildet, IbBanen bie meiften leſen und ſchreiben, und haben Kenumiſſe yon Beogra- 
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phe uah Geſchichte. Ihre Hauptbeſchaftigung iſ · Aderbau und Viehzucht, doch 
tzeiben fie auch Gewerbe und Handel; die Küſtenſchifffahrt iſt meiſtens in deu 
Händen ber Cingebornen. Uber die Früchte der europäiſchen Kultur gereichen den⸗ 
ſelben nicht zum Vortheil. Früher axbelieten 20 und 30 auf einem: Acker, jetzt 
geht da der Pflug und vie 20 oder 30 figen um ven Ader, lachen und ſcherzen, 
eſſen und zauchen und meinen, ber Europäer habe alle foldhe Dinge nur erfunden, 
um wicht arbeiten zu. müſſen. Früher fertigten ihre Grauen Mäntel aus neuſee⸗ 
landiſchem Flachs, die bei großer Dauerhaftigkeit gegen Regen nun Kälte fchügten; 
jet find die engliihen Wollendeden, vie nur unvollflänhigen Schug gemähren, 
dig-Urfache der vielen Brufitronfheiten und rheumatiſchen Uebel, Auch ver zunch⸗ 
mende Kartoffelgenuß, ſtatt ber nahrhafteren früheren Koft, hat zur phyſiſchen 
Entartung den Rafle beigetvogen. Zu ſtolz oner zu faul, um bei Gurgpäern Dienfte 
a nehmen, Tuugen viele in den Strafen und Wirthshäuſern herum und ver- 
sun. | 

Die Maoris jagen ſelbſt: „wie der Klee das Farrenkraut töbtete, der euro- 
paiſche Hund den Maori Hund, die Maori⸗Ratie von ber Pakeha⸗Ratte vernichtet 
werbe, ebenſo wird auch unfer Boll van den Europäern werbrängt und vernichtet 
werben.” Sie haben in ver letzten Zeit noch einmal fi gegen Die Engländer quf⸗ 
gerafit uud an bie Gründung eines Manor Staates gedacht. Im Mittelyunkte ver 
Iufel- entwarfen vie mächtigen Waikatos⸗Stämme ven Plan, einen —— 
zu wählen, ber engliſchen Regierung Teiln Land mehr zu verlaufen und dadur 
der weiteren. Ausbreitung europäiſcher Kolonien anf Neu-Seeland Einhalt zu thun. 
De kein, Saatenwechſel und auch keine regelmäßige Düngung bei ben Eingebornen 
ſtaufindet, fo erichäpft Ah der Boben nad 34 Erndten und fig bebürfen baber 
oe Land zum Anbeu; mar rochneta auf jeven Kopf einen Here. Dos Land ift 
Semeingut, wie Luft und Wafler, aber nur fo lange, als ein Stamm es offupirt. 
Schon por der Einwanderung ber Europäer führte dies zu endloſen Streitigkeiten 
und blutigen Kriegen. Diefe mehrten ſich nor nad) der Kolenifation. Anfangs 
gaben vie Häuptlinge oft ganze Grafſchaften gegen ein paar Pfund Tabak ober 
einige Werkzeuge bin. Nach dem Bertrage zu Waitangi zahlte bie englifche Regie. 
vang ben Eingebornen duschichnittlih 1 SH. für einen Acre. Sie meinten aber 
jet, es ſtehe nirgends in der Bibel geſchrieben, daß fie einen Acre um einen 
Schilling verlaufen mußten. Die Regierung ober brauchte Land für bie täglich 
entommenden Einmanderer. Bon den 80 Milltenen Acres Hätte fie genug für 
ihren Veharf erwerben und dabei zugleich Die Lage der Kleinen Zahl non Ginge- 
benmen verbeſſern konnen, wenn fie durch einen neuen Vertrag dieſen das nöthige 
Land in reichlichun Maß als unveränßerliches, erbliches Gigentkum her einzelnen 
Smeilien zugewieſen und gaxentirt hätte; die Regierung verfäumte aber ben rich⸗ 
tigen Zeityunkk, 

Dem erfien im Sole 1867 gewählten Maori⸗Köhnig Potatao folgte fein 
Sohn gleigen Namens. Rum gab ein Laudverlauf in her Provinz Taranali an 
nen GünmeRfüfte der Nard⸗Inſel Anlaß zu Feindſeligleiten, wargn ſich aber ber 
König noch nicht bethelligte. Ein Eingebomer hatte ver Megierung 600 Aexes ver⸗ 
kauft; ein Taranall-Hönptling widexrſetzte ſich Dem, weil jener fein Mecht Habe, ohne 
feine Cinwilligung Laub zu verlaufen, und hinderte bie von ber Megierung ausge 
ſchlͤten Feldmeſſer; als dieſe aber unter van Schutze engliſcher Truppen Mitte 
Marz 1860 die Vermeſſung dennoch ansführten, nahm er Nachts bad Grunbftüd 
in Beſitz und befeßigte a6 durch Erowerke und Palliſaden. Mehrere Angriffe ber 
Fuglänver mißlengen, Die Sugläuhes besten age Etreitmocht pan 2500 
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waren mit allem Kriegsbedarf ansgerüftet, erhielten aber doch Schläge. Die Ein- 
gebornen waren durch Ihre Spione Immer von den Stellungen bes Feindes unter- 
richtet, während es ihnen ſchwer wurbe, Aber bie Bewegungen ber Maoris fidere 
Nachrichten zu erhalten. Nicht auf offenem Felde, in Reihe und Glled, traten biefe 
ben Linientruppen entgegen, fondern hinter Erdwerken verfledt ober durch das 
Didicht des Waldes gefhägt, erwarteten fle den Feind, bis die geſchloſſenen Linien 
der Nothröde nahe genug waren, um ein mörberifches euer auf fle zu eröffnen. 
Geh darauf verfhwanden die Maoris fpurlos Im Buſch und Wald. Unfange 
befhräntten ſich die Teinnfeligfeiten auf die Provinz Taranali, beinten fi aber 
fpäter weiter aus, zumal die Miffionäre und Richter ven Eingebornen nicht Un- 
recht gaben. So begann Mitte September 1860 der Kampf biutiger als zuvor. 
Auftralien hatte ſchon im September Schiffe und 1500 Mann gefandt und Eng- 
land fandte von Indien aus Hülfetruppen. Aber and die Maori's ſammelten 
immer nene Schaaren und bedrohten felbft die Stadt Plymonth mit 400 Mann. 

Im Mär; 1861 trat eine Waffenruhe ein, aber bald ernenerte ſich der 
Kampf und währte fort bis 1864. Am 25. Juli 1864 unterwarfen fi bie 
meiften ber eingeborenen Hänptlinge, verpflichteten fi zur Untertfanentreue umd 
überließen dem Gonverneure ihr Land zur Berfügung. Cine Proklamation des 
Gouverneurs Grey vom 6. Auguft erflärte: jeder folle möglihft in eimer ſelbſt 
gewählten Gegend für fih und feine Kinder Land angewiefen erhalten, über ben 
Reſt folle fpäter verfügt werden, doch follten jedenfalls drei Biertheile Ihres Ge⸗ 
bietes ihnen bleiben, und wegen ihrer anerlennungswerthen Kriegführung, bei ber 
fle die Gefangenen und Verwundeten weber ermordet, noch mißhandelt hätten, 
ſollten ihnen ſelbſt Saatkartoffeln und Mittel zu ihrem linterhalte gewährt wer⸗ 
den. Ein dauernder Friede iſt jeboch auch mit diefer Uebereinkunft nicht hergeſtellt 
worden. 

Neu⸗Seeland iſt gegen die raſche und glänzende Entwidlung auberer eng- 
liſcher Kolonien weit zurüdgeblieben. Cook hatte das Vertrauen der Maoris ge- 
wonnen, fie hielten die weißen Menfchen für höhere Weſen; aber bie rohe Bru- 
talität des franzöſiſchen Kapitän de Surville 1769 gegen bie Eingebornen zerftörte 
‚ diefen Glauben bald; der Kapitän Marion, der 1772 bie Infelban befuchte, wurde 
mit 15 feiner Lente heimtückiſch Aberfallen, ermordet und aufgegefien. Die gras- 
fame Züchtigung diefer Gräuelthat erregte einen unauslöfglihen Haß ber Einge» 
bornen gegen bie Franzoſen und bie erften Decennien nah Cook waren nur eine 
Reihe biutiger Konflikte zwifchen ben wilden Kannibalen und den rudhlofen Re- 
präfentanten ber europäifchen Civiliſation. Nen⸗Seeland galt daher in Guropa 
fange nur für ein Sand blutbürftiger Menfchenfreffer. Rohe Walfiiäfahrer, ent⸗ 
laufene Sträflinge aus den benachbarten Straflolonten, Abenteurer, Gläderittex 
und Schwindler aller Art führten hier mit Maori-Weibern ein ſcheußliches Leben, 
ohne Geſetz, Recht und Religion. Eingeborne wurden erfchlagen, um ihre Gchäbel 
für europälfche Sammlungen nach Sidney zu bringen. Iebes Haus war eim 
Branntweinfhant. Erft mit Samuel Marsden, dem Apoſtel der Südſee, begann 
1814 eine neue Aera burd die Gründung ter Miffion. Die Miffionäre wurden 
die Pioniere einer frieplichen Kolonifation, aber ihre Wirkſamkeit wurde nah 7 
Jahren dur den Häuptling Hongi unterbroden. Die Miffionäre meinten ihn 
belehrt zu haben und brachten Ihn 1820 nad Bonbon, wo er ber Löwe des Tages 
war und König Georg IV. ihm eine vollftännige Nitterrüftung ſchenkte. Allein 
heimgekehrt, feste Hongi alles was er befaß, In Sidneh gegen Waffen und 
Schießbedarf um, brachte ein Heer von 3000 Mann zufammen, das ex mit 
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Feuergewehren verfah und wollte fich zum Konig von Nen⸗Seeland machen. Jedem 
Siege folgten die ſcheußlichſten Kanntbalenfefte. Im Jahr 1828 ſtarb Bongl, von’ 
einer Kugel getroffen. Die feinbfeligen Gtännne waren jetzt geſchwächt und bie 
Difflon nahm nun einen neuen, höheren Auffhwung. Schulen wurden gegründet, 
die Eingebornen lernten lefen und ſchreiben und machten ſich beſonders mit ber 
bibliſchen Geſchichte und Geographie bekannt; der Kannibalismus hörte auf; Adler 
bau, Viehzucht und näglihe Gewerbe wurden betrieben. 1885 erlangten vie Miſ⸗ 
flonäre die Anerlennung Neu-Seelanbs als einer Konfdveration der vereinigten 
Maori-Stämme; die enropälfhe Bevdlkerung war damals nach nit Aber 1200 
Seelen ſtark. Da gründete 1836 E. G. Wakefield in London die NRaw-Bealand- 
Aſſoeiation mit großartigen Kolonifationsplänen und ver Baron Carl v. Thierry 
fudgte fih 1838 zum König von Nulahira aufzumerfen. Beiden wiberfegten ſich 
die Mifflonäre, mit Hälfe der „Lanb-Halen” aus Auſtralien, die um wollene 
Deden und Tabak von den Eingebornen ganze Graffchaften kauften. Doch wurde 
von ber Reu-Seelands-Rompaguie 1839 vie erfle Auflevlung Wellington gegränbet. 
Mit Hülfe der Mifflonäre fchloffen die Engländer 1840 zu Waltangi mit ben 
Gingebormen einen Bertrag und Neu⸗Seeland wurde nun eine felhflänbige Kolonie 
ver brittifchen Krone und Kapitän Hobfon in der Hauptſtadt Auckland ver erfie 
Gouverneur. Uber ein Artikel des Bertrages führte zu Rechtoſtreitigkeiten mit den 
Eingebornen, zu More und Krieg; dazu kamen Berwärfnifie ziwifchen ver Koloui⸗ 
fationsgefellioft und ver Regierung, Streitigkeiten zwifchen diefer unb ben Miſ⸗ 
fionären, gegenfeitige Anfeindungen der verſchledenen Miffionen unter fi umdb eine 
ſchlechte tung, bie Sir George Grey als Gouverneur (18047 - 1868) 
beſſere Zeiten herbeiführte und zuletzt noch die Konſtitution für Neu⸗GSeeland 
verkundete. So war bie enropälfhe Bevollerung 1861 auf 83,919 Geelen ge⸗ 
Regen. Den Gouverneur ernennt bie Krone, Er hat ein verantwortliches Mini⸗ 
flerium und ernennt die Mitglieder des Oberhaufes (gegenwärtig 20) auf Lebens⸗ 
zeit; das Unterhaus (jet 40 Mitglieder) wirb alle 5 Jahre gewählt. Rach dem⸗ 
felben Schema bat jede Provinz ihren eigenen Provinzial⸗Gouverneur und ihr 
Provbinzlal⸗Parlament, beide auf 4 Jahre von ven Koloniften gewählt. Solcher 
Provinzen waren urfpränglid. 6 und ſtud jetzt fon 9. Jever Diſtrilt, der wenig⸗ 
fiens 500,000 Ader Land mit 1000 Einwohnern und einen Zolibafen umfaßt, 
bat das Recht, fi vom ber allgemeinen Berfammlung zu einer ſelbſtändigen ⸗ 
vinz erheben zu laſſen. 

Bon Werten über Nen⸗Seeland nennen wir nur: Dr. E. Dieffenbach 
Travels in New-Zealand, London 18483. 2 Dre. Neu⸗Seeland von Dr. Ferb. 
v. Hochſtetter, Stuttgart 1863. C. Ritter, Die Kolonifation son Reu-See- 
land, 1842, De. Viach. 
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Unter den Heerführern des ruffifhen Ezarenreihes befindet fih Einer — 
und nur diefer Eine — welcher zu den Feldherrn erften Manges gerechnet werben 
darf: Alexej Waſſiljewitſch Suwoͤrow. 

Die Familie S. ſtammt aus Schweden, von wo fie im Anfange des fieben⸗ 
zehnten Jahrhunderts nach Rußland überſiedelte. Obwohl dem nieveren Übel an⸗ 
gehörend, waren mehrere Glieder der Familie mit anfehnliden Würden im ruffle 
[hen Staatsdienfte beffeidet, wie denn auch der Bater des berühmten Heerführers 
General en chef und Senator war. " 


Guinea. 


Alerej Eſch wurde am 18. Navember 1729 zu Moslen gebouen 
und [don 1742, obmahl er ein ſchwaͤchticher Ruche war, auf feinen eigenem Wunkt 
in den Liſten des Semensfj’schen Garderegiments eingeſchrieben. Erſt in feinem 
25. Iahre enhielt er die Lientenant⸗Cpauletten, bach Ion b Fahre ſpäter nahm 
es abs Oberfllieutensat an dem Siege bei Kunnersorf rüßmlih Theil. Außer 
ber Mefärberung zum Oberſten brachte ihm bie perfünliche Veiheillgung am. ſichen⸗ 
jaͤhrigen Kriege auch nad bie wichtige Erleuntniß, daß men den Krieg fo nit 
fühxen dürfe, —* ihn die Generale Daun und Fermor, Saltykow und Buturlin 
gegen. Friedrich II. geführt hatten. 
Borlänfig lennie ex in der ihm zugewieſenen unteren Stellung, * Kir 
manbomt hes in Nen⸗Ledoga garnifenicenden Suspalifcgen Inſfanterieneg 
nicht anders wirten, als * er —** mwähreub des num folgenden * 
Frichers auf die mäglihh hohe Stufe militäxiſcher Ausbildung hob. Erf Im pal⸗ 
niſchen Rouföderationslriege, 1708 bia 1772, ward ihm Gelegenheit, die Krirge⸗ 
tädstigleit feines Regimenta fewie feine eigene Befähigung ale Truppenführer and 
proittich zu Seweifen. In wiederholten blutigen Gefechten fing er Die tüchnigſten 
ber. polniſchen Anführer, bie beiden Pulawsls, Oginsli, Dumourier. Das Geheime: 
niß feiner Grfelge ruhte In der Schuelligfeit feiner Bewegungen nub du Dem Nach⸗ 
bene, mit dem ex ſſets am enticheiventen Punkte angıiff. Ohne daß was mu 
feine md feiner Truppen Nähe ahnte, erſchien ex pötzlich an einem Punbte, > 
ſtrecte uud nernichtete mit ungeftiiutem Anprall den Feind, um dann, faum v 
der evargiſchen Beufolguug zurückgelehrt, iu Eilmärfchen nad, einem weit ratfernken 
zu fliegen, und bort den Feind ebenſo unermartet zu, zermalmen. 
Br ſchuttelten die Taltiler der alten Schule über felhe Treikenterzlige 
uni ihre en Öbupter und ſprachen vom dem Berluße am Leuten, Yon 
Gefalren im en und Flanke, denen man fich bei ſolcher —— 
—2 n. ſ. m. Fe die Solkaten, welche, wenn fie &. führte, wiemals. ge 
ſchlagen wurden, auch fine „fiantegiiihen Rüdzüge* machen mußten, jubelten laut 
auf, wenn fie hen um ihre Wohlergehen ängftlich befergten Fleimen Oberſten er⸗ 
blidien, und fühlten ſich unter feinen Beitklen —— An die große 
Roikarine nahm ſich des energiſchen Mannes an, und ſchlug eine Unterſuchang 
niader, in welche S., nach Beendigung bes Sehnen, wegen —— —— — gen 
VBenehmens gegen den beſchrantten Obergeneral Weimarn perwickelt werben war. 
Durch ihre Gnade zum Generalmajor ren konnte S. nad vor Abſchluß das 
zweiten Theilungstralintes durch die Wegnahme nes Egloſſes vos Arafan feinen 
bisherigen Waffenerfolgen einen veuen aureihen. 
Nach Turzem Aufenthalte in Fiunland wurde S. im Mai 1778 auf Min 
Anſuchen zu dem Heere verſetzt, das Feldmarſchall Rumänzow, zur Grzwim 
eines voriheilhaften Friedens, gegen vie hohe Pforte führen ſollte. Die dem * 
marſchall von der Kaiſerin geſtellte Aufgabe, in Mitte der türkiſchen Feſtungen 
Ruſtſchuk, Siliſtria, Widdin, Verno, Gehwifle u. a. den Uebergang über bie 
Donau zu forciren, ſtund jedoch in keinem Verhältniſſe zu ver Stärke des nur 
qus 30,000 Mann beftehenden Heeres. Diefer Umftand mag lähmend auf ben 
fonft tüchtigen Rumänzow gewirkt haben, denn ſchon auf vie Nadricht vom Heran- 
nahen, eines türkiſchen Heeres zog der Yeldinarihall feine Armee eilig wieber auf 
dad linke Donauufer zuräd. Die einzigen rühmlihen Thaten, welde in- diefem 
Fruhjahrsfeldzuge von 1773 durch die Ruffen ausgeführt wurden, waren ber 
griff des, Hiehel leider getöbteten, tapferen Generals Weißmann auf Stlifiria, und 
bie zweimalige Wegnahme von Turturkai durch S. Auch dieſes Mal ‚foßte &, 
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wegen chgenmädtiger Erfiärnmug biefea Plates ver ein Kiegögeridht geftellt 
wesen. Aber ud biefes Mal Flug bie Ezarin die Umerfucheng nieder wii den 
Werten : beit „Sieger ſoll man nicht richnen. Im Hechfifelbzug von 1773 geſcheh 
ebenfalls nichts mehr von Bedentung, trog ber Bemähangen Rumänyom’s, bes 
für ben chem erhaltenen Beinamen Sabunalslii, d. i. Donanüberſchreiter, doch 
noch Siuiges Leiften zu müfien glaubte: Und erſt im Jahre 1774, nad dem Zobe 
bes unbengfamen Padiſchah Muſtapha, vermochte Mumänzw, haupsfächlic in Foigt 
des von ©. abermals gegew die erhaltenen Befehle gelieferten „Pegreinen Schlacht 
bei Kooludſchi am 22. ni, die hohe Pforte zum Uſchluß bed fäu Rußlan fe 
u A von Kutfhub Rainarvfchi som 21. Jull gu nöthigen. 

erhelte Üytebesanfälle. und Verwundungen hatten bie Sehuunpet des, 
uiieifchen zum. Senerallientenant beförderten, &. fo geſchwächt, daß ex ſich wech 
ur Wbichiuß des Friedens zu feiner Erholung nach Buchareſt zurückziehen murhte, 
ber ſchon Anfangs Auguſt ef Jahres finden win den Unermüdlichen wieder 
auf dem Wege von Mockan nad Niſchnit⸗Rowgorod, mohin ihn ver Beſchl 
Katharinus zur Veendigung des —* — — unter Pugatſchew 
beerdert hatte. Zwar dies Mal war ein auderer Tapferer S. ſchon zuvorgekomrien; 
Dierk Mielfen haite Pugatſchew's Macht vernichtet, und dieſer War vom feinem 
Unhängern jeliſt ausgeliefert werben. ©. übernahm nunmehr bie Verwaltung dieſes 
Goudernements und ven Oberbefehl über bie um Simbirek vereinigten Truppen. 
Du) Ynıges Benehmen tilgte er in wenigen Jahren tie traurigen: Belgen des 
Aufſtaudes deu während feiner zweijührigen Daner über Sunbertinufenn Menſchen 
das Beben gelofiet, ungeheure Länverftussten in eine Einöbe vermanbelt — 
Milde anwendend, mo ber Ueberrerung Raum ward, durchgreifende Gtyenge, 
jeme nichts half, Liste ©. die feines Herzens wie feines Geiſtes würbige —* 
auf das Befriedigendſte. 
Die folgennen Sriebensjahe Bis 1787 brachten ©. mit Inızen Antsahmer 
nur wearig Ruhes' bako riefen ihm bie ränberiſchen Einfälle der Temlafliihen Berg- 
beuinhner nad dem Auban, bald machten wicder Streitigkeiten mit der Wforte 
feine Awweſenheit in ver Rrimm notywerbig. Eimmat in Pelawa, dann in Uſtra⸗ 
das, dann wiever im Saulafus oder in Wow, Moslau, Wladimir; überall und 
im den verſchiedenſten Funkrionen fah er fich verwendet und immer zeigte ex ſich 
als der gleich Tätige, gleih Scharffichtige, gleich Gnengifche. 

Bm Gerbſte 1786 wurde ©. zum General en chef ernannt und nach Niew. 
befoflen, um iu Begleitang ber Kaiſerin bie Reiſe mitzumachen, welche. dieſe mx. 
Vefi g der venerworbenen ſüdlichen Provinzen zu unternehmen beſchlofſen 
hette, erſte Anſtoß Kiez war von ber altruſſiſchen haben Ariftekratie in ver 
Unficht gegeben worden, dadurch ben alldermögenden und durch feinen rückſtchts⸗ 
1ofen Hochnnih ihr werhaften Gmporkämmling Potemlin aus der Bunft ven Raiferim 
zu verbuängen. Uber Frft Potemlin war nit der Mann, ber in ber Wahl: ber 
Mittel zauderte, wenn ea galt, fick den Fortbeſtand feines Cinfluſſes amp feiner 
Machtſtellung zu fhern. Daß ſich freilich dieſe Meile der Czarin im einen bei⸗ 
fpiellofen Triumph des Bünftlings verwandels ſollle, wie dies in ber That ge 
ſheb wagten ſelbſt deſſen enthnſiaſtiſchſte Verehrer nicht zu hoffen. 

Mdeß, das ſchließliche Ergebniß der war ein neuer Krieg. Die Pforte, 
weidhe in derſelben eine Bechhnung, in ihrer Zuſammentunft mit Joſeph eine 
Drohung erblidte, ftellte, von der öffentlichen Stimmung in Konftantlitopel ge⸗ 
drängt und durch falſche unaPegelunger ver englifhen und preußiſchen Diplo» 
maten aufgeſtachelt. sa Ultimatun -q Roßland „wodurch bad Selbfigefähl: ver 
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Kaiſerin Katharina ‚auf's Empfinblichfte Gelefkigt werben mußte. Daun, ohne eine 
Untwort abzuwarten, warf ber Großherr den ruſſiſchen Geſandten zu Konſtan⸗ 
tinopel, Seren von Bulgakow, in die fleben Thyärme und erflärte Mitte Auguſt 
1787 an Rußland den Krieg. . 

&. war es vergönnt, in bemfelben ben erften Gchiäg zu führen, fowie ex 
fpäter au ven entſcheidenden thun follte. Raum hatte er, in Potemlins fpeckellem 
Auftrage, bie nothwendigſten Anordnungen zur Berſtärkung ber Befefliguugen von 
Cherfon und Kinburn, fowie des Hafens von Gloubokoije getroffen, als vie tüx« 
kiſche Flotte im ſchwarzen Meere am 30. Auguſt die Feindſeligkeit begann. Ihe 
eriter Angriff war auf bie, ver damals noch türfifchen  Feftung Otſchalow gegen« 
üßerliegende Landzunge von Kinburn gerichtet; nad) mehweren kleinen Gefechten 
landeten anf berfelben am 12. Dftober Bormittage 5000 Jaultſcharen, und räd« 
ten, von franzöflfchen Officieren geführt, gegen Kinburn zum Sturm vor. Cbenfo 
viele Lente mochte ©. in und um der Feſtung verſammelt haben, Gin wüthender, 
von beiden Seiten mit beifpiellofer Sartnädigleit gefährter Kampf entipaun fidh 
nun anf dem ſchmalen Erbbannne und artete zuletzt in ein berartig verwirztes 
Handgemenge aus, daß ſowohl die Kanonen auf den Weflungswällen, als die Ge⸗ 
ſchutze der türkiſchen Schiffe ihre Theilnahme am Gefechte eimzuftellen gendthigt 
waren. ©. mitten im ärgften Getünmel zu Buße fechtend, warb zweimal verwundet 
und zu Boden geworfen; ſchon begannen die Ruſſen zu weichen. Da, am fpäten 
Abend, gerade noch zur rechten Zeit, trafen 500 Dann frifchen ruffiichen Fuß⸗ 
volles anf dem Kanıpfplage ein. Ihr Erſcheinen gab die Eutfcheldung: Die Türken 
warden unanfhaltfam ins Meer gebrängt; wer von ihnen nicht unter ben Streichen 
ber erhitterten Feinde fiel, wurde von den Fluthen verfchlungen. Nur 700 ent- 
kamen von ben 5000, die am Morgen gelandet. Dit biefer verunglüdten Unter⸗ 
nehmung enbigten für diefes Jahr die Yeinpfeligleiten, und die Osmanifihe Flotte 
kehrte beim Eintritt ber rauhen Ichreszeit nach Konflantinopel zurück. 

Mit Begiun des Jahres 1788 trat ein neuer Berblindeter Katharina's gegen 
bie Pforte auf den Kriegsſchauplatz: der deutfche Kaiſer. Bon furditbarer Stärke 
waren bie Heere, welche Rußland und Oeſterreich dies Dial aufftellten. Niemand 
tonnte Angefichts der enormen Anftrengungen ver beiden Katferreiche zweifeln, vaß 
ber ansbrechende Krieg mit der vollſtändigen Beflegung der. Pforte, vielleicht mit 
ber Zurädwerfung der Mufelmänner von Europa nad Ihrem Heimatslande Aften 
enden werde. Defterzeich allein ftellte 200,000 Bann anf, bie nuch dem Kriegs⸗ 
Pan bes faktiichen Oberbefehlshabers !), Feldmarſchall Lascn, in feche Arureelorps 

heilt wurbe, von denen je eines in Kroatien, in Slavonien, vor Belgrad, im 
at, in Siebenbürgen und in ber Bulowina opertren follte. Dieſes letztere, 
18,000 Dana ftart und vom Prinzen Joflas von Sadfen-Koburg befehligt, follte 
in die Moldau vorräden und zugleich die Verbindung mit vem vechten Slägel des 
rufflichen Heeres erhalten. Bon dieſen waren 57,000 M. unter Feldmarſchall 
Rumänzow beftinmt, zwifchen dem Bug und Pruth gemeinſam mit dem öfter 
reichiſchen linken Flügel der Urt zu operiren, daß das türkiſche Hauptheer an 
einem Berfuche, die Feſtung Otſchakow zu entfegen, gehindert werde, beren Er⸗ 
oberung fi der Oberfeldherr Fürſt Potemlin au der Spige der ruſſtſchen Haupt⸗ 
armer von 80,000 M. zur Aufgabe geftellt hatte. Am linken Flügel der Auſſen, 
gegen Kaulajns und Auban, fand ein detachirtes Korps von 30,000 M. unter 
General TMely. 


- 2) Rominell Bommandirte Saifer Joſeph perſonlich die dſterreichiſche Armee. 
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Anh vie Osmanen hatten ihrerſeits ungewöhnlidde Auſtrengungen gemacht; 
eine Armee von über 200,000 M. ſtand viesjelts des Balkans, wobon freilich 
mehr als die Hälfte für die Befagungen der zahlreichen Grenzfeſtungen verſchlungen 
wurde. Über trag den von beiden Seiten aufgeſtellten Heermaſſen geſchah im 
dieſem Feldzuge wieder Nichts von Bedentung; vie Berbünbeten, anflatt auf beiden 
Glägeln über vie Donan und ben Ballen vorzudringen und fi in ber Ebene 
von Aprianspel zur entſcheidenden Schlacht zu vereinigen, verloren ihre Zeit mit 
der Eroberung von Feſtungen. on 

Je ‚thateniofer aber der Krieg non Seite der Auftre-Mnffen gefährt wurde, 
dee mehr. bAften fie an Leuten ein durch Krankheiten, Daugel.an Lebensmitteln 
und ſchlimme Witterung. Welchen Werth Hatte die menſchenfreundliche Entrüftung 
ver geiehrten Syſtematiker und Hofkriegsräthe gegen die KAriegführung S.'s, weil 
er in ‚einem mühtlihen Sturm, der vieleicht den ganzen Feldzug entſchied, Cin⸗ 
tanfend feiner Leute opferte? Im Folge ihrer Schen vor dem Biutvergieien 
giengen ihnen im Laufe dieſes Sommers Behntaufende, ohne irgend einen Grfolg 
errungen zu haben, an Fieber. und Eutbehrung elend zu Orunde 2), So unmenſch 
lich If Abelverflannene Menfchlichkeit ! 

©., ver fi bei dem Velngerungsheere von Otſchakow befand, war Aber ‚bie 
Unthätigleit feines Oberfeldheren derart außer fih, daß er am 7. Anguſt, ohne 
einen Befehl Potenskins zu erholen, im Verein mit dem bie ruſſiſche Flotte Yom- 
maubirenden Bringen von Nafſan⸗Siegen, auf rigene Fauſt einen Sturm auf die 
Feſtung unternahm. Da der eitle und hochmüthige Günſtling, über die Eigen- 
machtigkeit feines Untergenerals auf's Hoͤchſte ergrimmt, vem bereits bis an bie 
Hanpiumwallung vorgekzungenen ©. jede Unterſtützung verweigerte, mußte beffen 
Angriff ſcheitern. Außer einer tödtlichen Berwunbung terug ©. ans dieſem lüähnen 
Unternehmen noch die volle Ungunft and der grimmigfien Haß des allmächtigen 
Minifterd davon. Um fich deſſen erſten Folgen zu entziehen, begab ſich S. zur 
Heilung feiner Wunden nach Krementſchugg, während fein Ramıpfgenoffe Prinz 
von Naſſaun den Befehl Aber eine Flottenabtheilung in der Oftfee erhielt 9, | 

Beim Beginn des Feldzuges von 1789 wurde ©. mit.vem Befehle ver 
3. Dielen: ver ukrxamiſchen Armee betraut, melde unter Fürft Nepnin’s Ober 
kommande beſtimmt war, einestheils wie Berbindung mit. dem linken Flügel des 
Öfterveichljchen Heeres unter dem Prinzen Joſias von Sachſen⸗Koburg aufrecht zu 
erhalten, andererſeits das Hauptheer der Osmanen an einem Vorgehen gegen ben 
Duieſter zu verhindern, de Fürſt Potenlin die an deſſen Ufer gelegenen, noch im 
turkiſchen Beine befindlichen feſten Plätze In aller achlichkeit zu erobern be⸗ 





ha 
werth, wie ſelbſt die unparteiiſchſten und ehrlichſten ruſſiſchen Schrifi⸗ 
Bader, wie. Dr Em , ber füeft ohnifäen "Kufflaubeh von aa ee 
16 ein geiftseicher Abenteurer, opne Raaktmännifde - » ohne potiliſche umd Metlie 
— rn Gl Duman ih Ya Tara OT p DD 
und folgende. 
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beraxtige Siege zu exsingen, daß fortan kein rufſiſcher Hereſcihrer mehr wit ihm 
ta bie 4. treten konnte. Mat und Juni wareır ohne ein erwähmenswerthes 
triegertiches Ereigniß verflofien, da beſchloſſen bie Tüten, ver Unthatigkeit wer 
feindlichen —— Haddik und Potemkin überdrüſfig, einen entſcheidenden Schlag 
gu. Fähren. Unter Derwiſch Paſcha ſammelte ſich Aufangs Jall in Braila din 
24 *. 30,000 M. auserleſener Truppen und ſetzte Aid ge Hm wiſhe 
GSercth und, Pruth ſtehenden linken Flügel der Oeſterreicher in Bewegung. Auf 
Anſuchen des dort kommandirenden Prinzen von Koburg, Bart S, vom ärken 
Nepmin beauftragt, mut feiner Didiſion venſelben zu unterflünen, Mit 7000 M. 
5* er om 27. Jul von Berlad anf and traf — den gerabeſten Bag Aber 
arg. aud Dhal marihirend — am 28. Abende in wer Mühe 05 Bfenrehhiiägen 
u bei Ädſchub ein, indem er auf dieſe Weile 24 Weg- in 36 Beltfianden 
aueh hatte. Einer Unterrevung wis bem ihn perfönkih unbelanuten Prinzen 
Joſias geflifſentlich ausweichend, * S. am 29. für feine und bie. — 
Irnppen bie Dispofitionen zum Angriff für die folgenden Tage Der Prinz vum 
Nabang. ein ritterlicher, nur an die Sache, wicht an feine Porſan veufenber Drum, 
—— fich, obwohl älterer General, den I wnngen des enareneen S. 
g amer. 
Wa 20. früh brach man in zwei Kolonnen, die Meſterrricher made, die 
Miſſen Inte, aus dem Lager auf, ſetzte in ber Nacht wem SR. Zall anf T. 
Aber die Burn end. rädte am Morgen mit Batnillons-Bisraben, ſchachb 
in. zwei reifen, anf bie tirrkijche Sin bei Folſchani Ins. Win ſahen A er 
Her rechte, dann ber linke Blägel yon maffenhaften Reittriihusiteuen (EB nun 
di 19,000. türkifehe leichte — auf's Heftigſte angegriffen; aber —* 
ſterreicher wie Ruffen wieſen alle Augriffe Randhaft und ballblutig yewiil. Mer 
ner: tũxlijchen, theilweiſe porchunzten · Stellung augelaugt, Heß S. ſofort wie "Bi 
fontegge zam Sturm vorgehen, der dann nad, vorbereiten durch bie —— 
erkat des uk von Barcko Haſaren, wit: beik —* 





| » Ruten. Geste ſich gegen * 

Hr Npegung fegte. In der. Natht vom: 10. anf 20 Septeniber brach S. nom 
Puzzani auf, und am frähen Morgen des 21. hatte er ſich mit ven 

hei Fetſchan nexeiieigt. Wicder waren 23: mer TODD. Siaflenrııgid 1800: Deſter- 
reicher, de am AR. Beptember einen’ vierfuchen feludlichen Mirht-gegeniibckitauten: 
Auf Die Einzelheiten  niefer vuhnzollen Schlacht’ fanıi Hier nicht — werden, 
Um Nee er Nachmittags war vie feindliche Stellung ef allen Punkten erſtürmt, 
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vu Weg -emnfihiesen. Die Domanen flohen na ihrem ehhe Meile ewefreien 
Hauptlager, defſen Seltgaffen mit Schrecken und Verwirrung erfüllenn ; ber 
dezter, welcher an einem Hehrſteber barnicberlag, warf ſich befinnngenchtet zu 
‚ die Senigen zum Stehen zu bringen; doch alle feine Bemühungen waren 
pꝓergebend. Unaufbaltfeam floh ver wirte Knaͤuel, Spahis und Ianiticharen, Gepatt⸗ 
Wagen und Geſchütge, Maullhiere und Weiber bunt durchemander gemifht, is 
nah Braila und Schumla, an welch' letzterem Orte der Sroßvezier nach wengen 
Tagen Rarb, Ueberaus groß mar die Beute, welche die. Berbſindeten in dem tür⸗ 
liſchen Layer und namentlich In jemem des Großveziers machten; ganze Heerden 
von Schaafen, Büffeln, Rameelen, mehrere Tauſend Wagen voll Borrathe und 
Waffen, 100 Fahnen, 80 Kanonen u. f. mw. fitlen in Ihre Hände; ungehener war 
ver Verluſt am Leuten, beit die Osmanen im der Schlacht erlitten; er betrug der 
80,006 M. an Tedten, Verwunbeden and Zerſprengten, beinahe fo- viel alB die 
gefemmte ſiegreiche Armee Köpfe zählte. Der Berluft der Berbündeten wird, wohl 
gu gering, In den officiellen Berichten zu 196 Toyten und 488 Berwundelen un- 
gegeben. Gefangene wurden wohl ven feiner Sette gemacht, da min- vor Feiner 
Seite Parbon gab. . | 

Potemlins faule Unentſchloſſenheit ägt Wie Schuld, daß diefer entfäfeivenve 
Ding mit auch für den Berlauf des Geldzuges von Entſcheibung wurde. In fein 
yulttikges Spften, daB nur auf''fchlanes Ucberliften ver Gegner wird auf diplo⸗ 
tnamifche Pfiffigkeit baſtrt war, ‚paßte es nit, einem erſten thffihiebenen :Efofk 
vurch friſches kruftiges Hanudeln zum en. Ende zu führen. Wohl mag ei 
riner: klelulichen Natur auch die. Eiferfucht auf vie Vorbeeren, welche einer feiner 

atetgeuerale mis führer Hann gepfiäitt Yatte, UAhmend mitgewirkt. Baben. Wer 
mindefiens mar ec dießmal nicht im Stande, die zehhnmagen sn vethtudern, 
weiche winmehr auf don Sieger von Fohſchani und Run ®). gebliuft wurden. 

: 8. wurde don Joſeph EI. yum Grafen des veutſchen, Yon Kacharma Zr 
Wrufeh yes chen Meiches mit dem Beinamen Ayınnitöky ernimnt, und hie 
wäßetnen von feiner Kaifetin die erſte Kluffe des Set. Gevrg⸗Ordens, eine Ve⸗ 
Achnung, die ihm die meiſte Freude machte, da diefelbe nach dem ia Kußland be⸗ 
ſtehenden Hetkommen mir fin eine große gewonnene Schladft eribefft wid. 

Die Qrfolge, welche die verbundeten Heete auf den Abrigen Schauplutzen 
VDieſer Zelbzuges errangen, beſcheünkten ſich auf die Wegnahme von Belgrah, Sr 
meideia, Pafſarovitz, und Radowa durch Die Defterveicher und Benders di 
Potenitin; * nien ie un ba Dperationen vie Jahres en eere 
«heit wenige Tage nach dem Siege von Mummit war er nal Berlad zurückge⸗ 
Wit, wo er ME ya Wiederausbruch vos Belmpfellgiehlen mit ber Borken | R 
fahre 1790 verweilte, u ahnt 

Mid: abermals leiter den Werft, nit Sahsar- Bivich dem Prinzen, von 
Koburg zu Hülfe zu eilen, gegen deſſen bei Bukareſt ſtehendes Korpte Pi ber naeue 
Srvſwegier Sara Haſſan Paſcha inn vom Dauptheeve in Bewegnwg fetzie. "Schon 
Hate’ S. dan Plan zur Schlacht entworfen, wis die Nuchricht von dert Vetrage 
zu Reichenbach, den Leoßtid EI. mit Friedrich Mötltelm IL. am HF. Yuft 'adge- 
Alolfen, ven Tetweieligteften zwiſchen: Ocevreich und der Pforte ein unerwarteies 
Ende machte. ©. zog ſich an den Sereth gun. 0:0: Le 

Die bald darauf. beginnenden Sfterreigtich-rirltfägen Friedensverhanvlungen yh 
Be Deſſerreicher nennen Me Sqhlacht am Ryumik die Schlacht bei Martlnetſchi, äbufid 
wie Ye ae: hhlacht von —*8 Ela bei — heißen. "eh, Ara 
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Schiflova Lehen Rußland ohne Bundesgenoſſen gegen bie Osmanen auf ben 
Kampfplage zuräd. Dagegen geftattete der inzwiſchen in Werel& mit Schweben 
abgeſchlofſene Friedensvertrag vom 14. Auguſt der Gzarin, ihrerfeits eine beträcht- 
lichere Land⸗ und Seemacht gegen bie Pforte aufzuftellen, welche fi, anf bie von 
England und Preußen verſprochene bewaffnete Hälfe pochend, fehr übermäthig 
gebehrhete und alle Bergleihsunrfchläge zur Anbahnung eines danerhaften Friedens 
von kurzer Hand zurückwies. . ' 

Einem von ©, vorgelegten Plane folgend, bemädhtigten ſich General Gudo⸗ 
witſch der Feſtung Kilian am 29. Dftober, nahın Admiral Ribas nad Bertreibung 
ber tärkifhen Flotte am 18. November das feſte Schloß von Tultſcha und am 
24. November die Burg von Ifaltihe weg. Und nun konnte man, ohne eine 
ernfihafte Störung befürchten zu müſſen, zur Belagerung bes wichtigen und flar! 
befefligten Ismail fchreiten, mit vefien Wegnähme ©. zu beauftragen, Potemlin 
den richtigen Talt Hatte Am 13. December früh Morgens jagten zwei Reiter 
auf Kofadenpferden in das ruffiide Lager vor Ismail; es war ©. und eine 
Koſaclkeuordonanz, die in einem fanfigroßen Bündel des Generals Gepäd hielt. 
Seine Ankunft genügte, um die Niedergeſchlagenheit zu verſcheuchen, vie fich be- 
reite des Belagerungsheeres während einer vierwödentlicken Unthätigleit vor ben 
- Mauern der Feſtung und unter ben Einfläffen ver ſchlechten Jahreszeit bemächtigt 
hatte, Indeſſen die Schwierigkeiten, welche mau zu überwinven hatte, waren auch 
nit geringe: 86,000 M. auserlefene Trappen mit 200 Geihägen, von dem in 
Ehren ergrauten, tapferen Aidos⸗Mechmed⸗Paſcha befehligt, mit Munition und 
Proviant auf Monate reichlich verforgt, fanden hinter hohen Steinwällen, in veren 
Bertheivigung von jeher die Stärke der Mufelmänner gelegen, und waren feft 
entjchlofien, ven. Beſitz der Feſtung nur mit Verluſt ihres Lebens aufzugeben. Das 
Belagerungsheer dagegen, aus nur 31,000 M. beftehend, wovon bie Hälfte wit 
Biden bewaffnete Kofaden waren, litt Mangel an jchwerem Geſchütz, an Kriege- 
und Mundbedarf. Und dennoch zweifelte werer S. noch ber geringße Maun feines 
Heeres, daß Ismail im wenigen Wochen genommen fein werde. Nad einer kurzen 
Beſchießung ſchritt S. om —** bes 22. December zum Sturm, ben ſechs 
Kolonnen von der Laud⸗, drei von ber Waflerfeite glüdlih, wenn auch unter 
Ürchterlichen Berluften ausführten. Rad, Erſteigung ver Wälle begaun der Kampf 

ben Straßen der Stadt, in den elugelnen Häuſern. Die Türken wehrten fi 
wie Berzieifelte, Nach einem entſetzlichen zehnftündigen Gemetzel war ver Kampf 
beenbigt. Die Ruſſen heiten in vemfelben 400 Dfficiere and 10,000 M. getöptet 
und verwundet; vom den Mufelmännem waren 26,000 mit dem Säbel in ver 
Fauſt nmgelommen, bie 10,000 übrigen in die ruſſiſche Gefangenſchaft gefallen. 
Dur Zufall entlam auf der Wafferfeite ein vereinzelter Mana und meltete den 
Fall der Yeflung dem Großrezier, welcher dieſe Eroberung Ismails mit feinem 
Kopfe bezahlen mußte. 

Eine Woche nachher ritt ©, auf feinem Klepper wiener nad Galatz Brit 
aus bes Über zwei Millionen Silberrubel an Kriegsbeute lieferuden Stadt Nichts 
mit ſich nehmend, als fein faufigroßes Bünbel, das fein Gepäck enthielt, 

Die Ernennung zum Oberftlientenant im Preobraſchensky ſchen Garderegimen 
war bie einzige Belohnung, die S. für die Waffenthat zu Theil wurde, dexren 
unmittelbare Folge die @eneigtheit der Pforte zum Abſchluß eines kefinitiven 
Sriedens war. Am 31. Juli 1791 wurde er abgefchlofien. Die Nachricht hievon 
erhielt S. in Finnland, wohin er gefandt worden war, um bie Örenzbefeftigungen 
gegen Schweden zu inſpiciren. Bier erfuhr er auch den Im Oktober besfelben 
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Jahres erfolgten Tod bes Fürſten Potemkin, des einzigen Mannes, vor deſſen 
Allmacht ſich S., mandmal felbft mit Berläugnung feiner Manneswürbe, ge⸗ 
demäthigt hatte, und der deſſen ungeachtet bis zum legten Athemzuge fein Bitter 
fter und unverſöhnlichſter Gegner geblieben war. Potemkin's Einfluß allein hatte 
die Ernennung S.'s zum Feldmarſchall bintertrieben, die fowohl er als die Urmee 
für die Eroberung Ismails erwartet hatten; feine Inteiguen hatten deſſen Ver⸗ 
bannung an bie ſchwediſche Grenze hervorgerufen, während fi) der aufgeblajene 
Gunſtling buch die Kaiferin und den ruſſiſchen Adel als Befleger der Osmanen 
felern und mit Titeln. und Würben beſchenken lie. 

Das Yahr 1792 führte S. als Gouverneur von Jaroslaw und Taurien 
nad Eherfon, nit nach Polen, wohn er fich bei Wiederausbruch bes Krieges fo 
ſehnlichſt gewänfcht Hatte. Erſt der Anguft 1794 brachte ihn wieder zu kriegeri⸗ 
ſcher Thätigleit, indem er zum Oberbefehlshaber der gegen die aufgeflandenen 
Polen befiimmten Armee ernannt wurde. Nah Koschusto’s Beflegung bei Macie- 
witſche durch General Ferſen, führte S. die Hauptmacht feines Heeres in Eil- 
marſchen gegen Warſchau, mit richtigen Blick erfennend, daß mit der Eroberung 
der Hanptflant der polntiche Aufſtand fein Ende nehmen müffe Am 24. Oktober 
griff er in fieben Kolonnen die Ummwallung Praga's an umd ſchon um 9 Uhr 
waren die Ruſſen im Befig dieſer Vorſtadt, freilich nad) einem granenvollen Ge 
megel; 13,000 Bolen waren in der Bertheidigung gefallen, 2000 in den Fluthen 
der Weichfel 'ertrunten, 204 Geſchütze fielen den Siegern in die Hand. Un eine 
Bertheidigung Warſchau's war nunmehr nad der Wegnahme von Praga nit 
mehr zu denen, am 29. Öftober zug ©. mit feinen Truppen in ber eroberten 
Hauptftabt ein. | | 

Die Eroberung von Ismail und Praga mit Sturm und die damit unver» 
meidlich verbundenen flarten Berlufte haben S. von mander Seite den Borwurf 
der Sraufamteit und einer rüdfichtslofen Verſchwendung von Menfchenleben zuge- 
zogen. Diefer volllommen ungerechtfertigte Vorwarf fügte fi auf den befaunten, 
theoretiſch recht hübſch klingenden Grundfag, daß man zu einem große Opfer 
foftenden Sturme nicht vorfhreiten bürfe, falls der Erfolg durch ruhiges Abwarten 
eben fo ſicher, wenn auch etwas fpäter erzielt werben könne. Abgeſehen vom kriegs⸗ 
wiffenfchaftlihen Standpunkte, Täßt fih das Irrthümliche dieſes Sages felbft in 
philantropifcher Beziehung ourch die eine, mit zahllofen Beiſpielen aus ver Kriegs- 
gefhichte belegte, Erfahrung beweifen, daß eine noch fo bintige Schlacht, welde 
eine Entſcheidung in einem Feldzuge herbeiführt, niemals fo viel Menjchenleben 
koſtet, als eine ſogenannte fuftematifche, d. b. jede Entſcheidung vermeidende ober 
binansfchiebende Kriegfährung, ja felbft als eine fogenannte bewaffnete Neutralität 
in der Regel verurfadht 7). Daß wir bierburd den, ohne Zwed und nur aus über⸗ 
mütbiger Raufluft gefchlagenen, Schlachten nicht das Wort reden wollen, brauchen 
wir wohl nicht eigens zu erwähnen. 

Tür diefes Mal blieb die Belohnung S.'s durch die Kalſerin nicht hinter 
deffen Erwartung zurüd; er wurde für die Iegte und vollſtändige Unterwerfung 
der Polen zum Feldmarſchall ernannt und erhielt eine reiche Dotation in Lände⸗ 
reien im Großfürſtenthum Nowgorod. 


7) Wir verweifen in dieſer Hinflt nur auf die 70,000 M., welche die Defterreicher unter 
dem gelehrten Strategen Rasch im Feldzug von 1788 an Kiebern und Entbehrung verloren, wie 
fon weiter oben erwähnt wurde. Um aber aud ein Beifpiel aus der neueften Zeit anzuführen, 
erinnern wir an die Taufende von —— * Soldaten, welche während des Feldzuges von 
1854—56 in Gallien und der Bukowina ihr Grab fanden. 
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Schon das Frühjahr 1796 ſchien dem Feldmarſchall einen feiner veuen Würde 
entiprecgenden Wirkungstreis eröffnen zu wollen, indem Kocharino, von dem un⸗ 
erwartet raſchen und ſiegreichen Umfichgreifen der repolutionären Idern in Cuxopa 
beunrußigt, im. Bereine mit Defterreih und England beſchleßen Indie, denſelben 
mit Gewalt zu begegnen. Schon hatte ©. die unter feinen Oherbeßehl geftellten 
80,000 Ruſſen am Dniefter vereinigt und war bereit, bie galiziſche Grenze zu 
überfchreiten, als die Siege Buonopartes iu Oberitallen die erſt im Entſtehen be- 
griffene Koalition wieder zeripremgten. Ein Befehl der Czarin, Winterquartiere zu 
beziehen, traf bei S. ein, der dadurch tief beträbt wurde, veng wi all’ feinen 
Sympathien und Anſchauungen auf Seite der Prinzen, her Emigrirten, der 
Bender ſtehend, bramnte er vor Begierde, mit den revolutionären Neufranben zub 
ihrem glüdlihen Feldherrn fein Schwert meflen zu bärfen, Aber hald traf bei ©. 
noch eine andere, weit. betrübenvere Nachricht ein: Die von Ye am 6, Novenber 
erfolgten Tode der Kaiſerin Katharina, einer Frau, welcher & tra wander er · 
littenex Zurädfegung mit beinahe abgöttiſcher Verehrung zugethan war. Wie zahl 
reih und mannigfeltig auch bie Fehler Katharina's geweien fein mögen, wie oft 
fie auch, ihrer maßloſen Sinnlichkeit folgend, ganz unmürdige und werihlole Sub⸗ 
jelte aus niedriger Stellung zu ben bärfen Stellen erhob, — Has Berbiguft 
kann ihr nicht beftritten werben, wirklich verdienſtvolle und tächtige Männer nach 
Gebühr gewürdigt, ohne Rüdfiht auf Gehurt und Varurtheile, amf dam vachtem 
Platz im Staatsorganisinus gebracht uns die Geſchicke ihren Landes wit einem 
Herrſchertalente und einer Feſtigkeit gelenkt zu haben, wie fie in der Waltgeſchichte 
nur von einer Meinen Anzohl Männer und mit Ausnahme der Eliſabeth vom 
England niemals von einer Frau bewiefen wurden. 

Den Ton feiner hohen Beſchützerin und Mutter — wie ©. bie Raiferin 
mit diplomatiſcher Schmeichelkunſt gemöhnlih anredete — ſallte dieſer um fo bälber 
bitter zu koſten befommen, al® ver wunderliche Querkopf Paul wil feinen unglüd- 
lihen Heerreformen bei dem alten Feldmarſchall auf entihiehenen Widerſpruch und 
Tadel ſtieß. Wenn S. auch mit Leib and Geele nichts ala ein Soldat war, fo 
war er doh vor Allem ruſſiſcher Splvat, und biefem mußten bie Neuerungen 
Pauls nah preußiſcher Schablone In tieffter Seele winerfighen. Bei feiner derben 
und durch Beimiſchung von oft beißenvden Wigen nicht gemilberten Ausdrucsweiſe 
mag ©. den ſehr empfindlichen Baul nicht felten verlegt habaz. Dieſer Umſtand 
jcgeint dem durch feine feilen Günßlinge übel berathenen und fpäter aud ver- 
rathenen Autofraten genügt zu haben, S. feine volle Ungyade empfinden zu laflen. 
Der Tagsbefehl vom 6. Februar 1797 entließ hen Feldmarſchall aus dem aftiven 
Dienft dee ruſſiſchen Arge. 

Mit Thräuen in den Augen verahſchiedete fi S. von, feinen Truppen und 
308 fih nad Moskau zuräd, woſelbſt er ein Kleines Hans beſaß, In welchem er 
feine Tage zu befchließen gedachte; er war damalg 68 Jahre alt. Aber auch in 
Moskau ſchien S. der großen Zahl feiner Meiver noch in zu gefährlichen Nähe 
des kaiſerlichen Hoflagers, um fo mehr, als demnächſt die herkömmliche Krönung 
bes Czaren dort begangen werben fpllte. Gin Palizeitommiflär erihien eines Tages 
bei ihm mit dem Auftrage, ihn nad feinem väterigchen Erbguss Kaſchnikoje im 
Souvernement Nowgorod zu geleiten; nach einer Stunde war er auf bem Wege 
dahin. Dort angelommen, beihäftigte S. fi während der Zeit feiner Berbaunung 
mit der Funktion eines Kirchendieners, indem er regelmäßig vor Beginn des 
Gottesdienſtes die Kirchenglocke Täutete, ber Gemeinde vie Gebete vorlas u. ſ. w.; 
in den Nachmittagſtunden betheiligte er fi wohl and an den Kinberfpielen ber 


Suwoͤrow. 387 
. 


Ingend feines Heimatdorfes, ohne jenech darüber die Weltbegebenheiten und nament⸗ 
lich Bonapartes Siege aus dem Auge zu verlieren, deſſen beiſpielloſe Heldenlauf⸗ 
bahn ihn lebhaft beunrubigte. 

In dieſen frieblihen Beichäftigungen überraſchte ihn in den erſten Wochen 
des Jahres 1799 ein kaiſerlicher Befehl, fofert nah Petersburg zu kommen, um 
von da zur lebernahme bes Oberbefehles über das verbündete öſterreichiſch⸗ruſſiſche 
Heer in Oberitalien abzugeben. Aber nicht bie Einfiht des Czaren und feiner 
Umgebung hatte ihn für biefe Verwendung ausgrjehen; feine Berufung an bie 
Spige des Konlitionaheeres füdlich der Alpen erfolgte exit auf fpeciellen Wunſch 
des deutſchen Kaiſers, ohne deſſen Kingreifen S.'s Leben geräuſchlos in den 
Manern des Kloſters zu Nowgorod erloſchen wäre, wohin ſich zurückziehen zu 
dürfen der lebensüberdrüſfige Greis kurz vorher vie Bitte geſtellt hatte. Selbſt⸗ 
verſtaͤndlich traten nun S.'s Kloſtergedanken für immer in den Hintergrund, und 
ſchon Anfangs Februar fuhr er, von dem Zujauchzen des Volles und namentlich 
der Salpaten begrüßt, in Peteröburg ein, um vom Ezaren feine Beftallung zu 
empfangen. Selbſt der buch Schrullen und abenteuerliche Pläne halbverrüdte Baul 
vermachte fich hei der exrften Begegnung dem Eindrucke von ©.’3 geiftiger Ueber- 
legenheit nicht zu entziehen. Mit Auszeichnungen überhäuft und mit beinahe un⸗ 
beihräntten Vollmachten verjehen, reiste S. nad) dem Kriegsthenter ab. Am 
15. Marz traf er in Wien ein, wo er von den Bewohnern mit unermeßlichem 
Jubel empfangen wurbe. Nachdem er, vom Kaiſer zum öſterreichiſchen Feldmarſchall 
ernannt, mit Thugut und den Perrüden bes Hoffriegsrathes nen Plan für ven 
bevorſtehenden Feldzug im Allgemeinen feftgeftellt, und ſeine Freunde Koburg und 
de Ligue umarmt batte, machte er fi auf den Weg nach Verona, wo er, Tag 
und Nacht fahrenn, am 14. April anlangte. Am folgenden Tage übernahm er zu 
Baleggio den Dberbefehl über hie 60,000 M. ſtarke öfterreichifche Armee, welche 
om 3. April unter des tapfern Kray Yührung bei Magnano den Ungriff ber 
Franzoſen auf die Etſchlinie zurüdgewiefen hatte und fih nun im Bormariı gegen 
den Chieſe befand. Nicht eben fchmeichelbft für die Armee ver Bundesgenofien war 
der Tagshbefehl, durch welchen S. vie Uebernahme des Kommando's anzeigte und 
zugleich ver öoſterreichiſchen Infanterie befahl, fih von ruffifhen Officieren das 
Marſchiren und ven Bnjonnetangriff lehren zu laſſen. Aber mit ver fyflematifchen . 
Bedachtigkeit, die bei den Defterreichern endlich das Hauptprincip in ber Krieg⸗ 
führung gemorven war, hatte ſich Bei ihnen nah und nad) alle kecke Thatenluft, 
alle Friſche des Angriffs, alle Luft zum Handeln überhaupt verloren, fo daß bie 
Leltion, welche ver rohe Naturfohn ben gelehrten Pevanten bei dieſer Gelegenheit 
ertbeilte, wohl gerechtfertigt erſcheint. 

Gleichzeitig mit S. war in Baleggio die erſte ruffifche Divifion unter General 
Graf Rofenberg eingetroffen, wodurch die verbündete Armee eine Stärke von nahezu 
80,000 M. erreichte. Mit diefen begann S. am 19. vie Offenfive, rüdte über 
den Chiefe, warf am 27. April in der Schladt von Caflano die franzöfliche, von 
Morean befehligte Armee über bie Adda zurück und zog am 29. in dem eroberten 
Mailand ein. 

Hätte S. feinem eigenen Plane folgen können, fo würde er fih nun mit 
feiner ganzen Macht auf Moreau geworfen, ver Riviera bemädtigt und baburd 
die gänzlihe Vernichtung des aus Süpitalten herbeiziehenden Korps von Mac⸗— 
donald unzweifelhaft erzielt haben. Aber direkte Befehle des Kaifers Franz, von 
Thuguts perfiver Bolitit und ver Befchränftheit des Hofkriegsraths hervorgerufen, 
zwangen S., in Mitten feines Stegeszuges inne zu halten und jein dee. in 
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mehrere Abtheilungen zur Belagerung von Mantua, Pizzighetone, der Citadellen 
von Zortona, Mailand, Aleſſandria, Turin, Ferrara und Ravenna zu zerfpltttern 8), 
©. ſelbſt ftand mit dem Hauptlorps bei Turin, von wo er Anfangs Juni auf- 
brach, um den bis Parma vorgerüdten Macdonald an feiner Vereinigung mit 
Morean zu hindern. Am 17., 18. und 19. fam e8 an ver Trebia zu ber be 
rühmten breitägigen Schlacht, in welcher Macdonalds Truppen phyfiſch und mora- 
liſch erfchöpft zum Rüdzuge gezwungen wurden. S., ver Machonald vom Schladt- 
felde aus auf's Energifchfte verfolgt Hatte, überließ dies am 23. Juni dent General 
Dit, und wandte fi) wieder gegen Moreau, der, S.'s Abmefenheit benügent, 
aus der Riviera über den Apennin in die Po⸗Ebene vorgedrungen war. S“s 
unerwartet raſche Wiederkehr trieb ihn jedoch ebenfo eilig wieber über den Apennin 
zuräd, hinter deſſen ſchützendem Gebirgswalle er fih Anfangs Juli mit den Reften 
von Macdonalds Armee vereinigte. 

Ein Plan S.'s, welchem gemäß er unmittelbar nad der Schlacht an ber 
Trebia Moreau über ben Apennin gefolgt, und ihn von Genua weg gegen Nizza 
getrteben hätte, erhielt in Wien abermals die Genehmigung nicht, und fo fah fich 
der Thatendurftige zwei Monate zur vollen Unthätigleit verdammt, während 
welcher Zeit das franzöſiſche Heer in der Riviera bedeufende Verſtärkungen, aus 
ben Innern Frankreichs kommend, an fi) zog. Mit diefem und dem neuen, noch 
nit 30jährigen Obergeneral Ionbert waren auch bie gemeflenften Befehle des 
Direktoriums eingetroffen, wieder die Offenfive zu ergreifen. Um 13. Anguſt ſetzte 
fih die nun 50,000 M. ſtarke Armee der Republikaner gegen S. in Bewegung, 
und am 15, kam es bei Novi zur Schlacht, welche mit einem vollftändigen Siege 
der Verbündeten endete; auch ohne Berfolgung war der Berluft der Franzoſen 
unverhäftnigmäßig bebeutend 9). ü | | 

©., für feine italienifhen Siege von Kaiſer Paul zum Fürften Itallisky 
ernannt, blieb nun bis 11. September bei Afti fliehen, an welchem Tage er mit 
feinen Ruffen nah der Schweiz abmarſchirte. Dorthin Hatten ihn nämlich die In⸗ 
triguen Thuguts zur Uebernahme des Oberbefehls, ftatt des nach dem Mittelrhein 
beorberten Erzherzogs Karl, binzufchieben gewußt. Es ift hier nit der Ort, um 
vie Geſchichte des zweiten Koalitionsfrieges zu erzählen, oder felbft nur in allge: 
meinen Zügen den Verlauf der Triegerifhen Ereigniffe von 1799 zu ſchildern. 
Aber der nun beginnende Heerzug S.'s und feiner NRuffen in der Schweiz iſt fo 
denkwürdig, und fleht fo einzig in ber Geſchichte da, daß hierdurch eine ausführ- 
lichere Darftellung desfelben felbft in einem Werke, welchem das Detail kriegeriſcher 
Borgänge fern liegt, gerechtfertigt, ja geboten erſcheint. 

- ©. wählte zum Marſche in die Schweiz, wo er fi mit den Ruſſen unter 
Korfalow und den Defterreihern unter Hoge vereinigen follte, ven Weg auf der 
Gotthardtsſtraße, welchen er nad den Verſicherungen des öſterreichiſchen General- 
ftabes für den nächſten und fidherfien hielt, um durch das Thal her Neuß, über 
Flüelen, Brunnen und Schwyz nad dem Zürderfee, und fomit in die Mitte des 


8 Elaufewig, defien Urtheile über Kriegdoperationen, fowohl duch Sachkenntniß ala 
Inparteilichleit volle Autorität verdienen, fcheint gleichwohl in feinem bewunderungswürdigen 
Werke über den Feldzug von 1799 die Schwierigkeiten nicht zu Ihrer ganzen Größe angefchlagen 
zu haben, welche dem Feldmarfhal S. von Wien aus in den Weg geworfen wurden. — Auf 
Diefe unvergietchliche Darftelung des Feldzugs verweiſen wir die Leſer, die fich über die oben 
nur in Kürze erzählten Thaten S.'s in Italien umd der Schweiz näher zu unterrichten wänfchen. 

9), Die Franzoſen follen in diefer Schlacht %/, bis %/, ihrer ganzen Stärke verloren haben; 
Obergeneral Jonbers wurde gleich im Anfange ei ofen. 
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eigentlichen Kriegdtheaters in der Schweiz zu gelangen. Um 24. September traf 
feine etwa 20,000 M. ſtarke Armee 19) am Fuße des Gotthardts vor Airolo ein, 
wo bie Borhut des Generals LTecourbe unter Gubin Stellang genommen hatte; 
nach ‚einem‘ Hartnädigen Widerſtande wurde diefe bis über das Hoſpiz hinausge- 
beängt, jedoch unter empfinblichem Verluſt für vie Rufſen. „Bei diefer erften Be» 
rührung mit dem Alpenkriege“ — fagt Clauſewitz in feinem 6. Bande pag. 152 — 
feinen die ruſſiſchen Truppen eine Art von Schauber empfunden zu haben. Sie 
famen ans den reichen und heiteren Ebenen Italiens und traten uun in bie ge- 
ſchlofſenen Reihen fcaneebevedtex Alpen. Der fchmale Weg, das enge Thal, die 
zerrifienen Felſenwände, das fortvanernde Unfteigen zu jener Trümmerftätte ver⸗ 
gangener Erb⸗ und Himmelsrevolutionen machten einen bangenven Eindruck auf 
die Phantaſie des Erſten wie des Leuten. Der Feind felbft, im Befite viefer 
himmelhohen Maſſen, vertraut mit diefen Schluchten, wie einheimiſch auf dieſem 
Boden, mußte etwas Gigantifches in ihren Augen bekommen. Ste murtten unb 
. wollten nicht mehr vorwärts. Nur die Stimme ihres Feldherrn, der ihnen feibft 
wie eine Gigantennatur erfhien, überwand dieſen Eindrud, und das Gefecht zog 
ſich langſam und blutig durch die enge Schlucht des Tremolathales zum St. Gott: 
hardt hinauf. Nachmittags um 4 Uhr kam S. beim Hofpitinm an und konnte 
nun ohne weitere Schwierigkeiten nah Hofpenthal binabfteigen. So war ver erfte 
Knote der nielverfehlungenen Uufgabe gelöst". - 

" m: 25, früh festen vie Ruffen ihren Weg durch's Reußthal fort, und ge- 
langten nach heftigem Gefechte an der abgebrochenen Teufelsbrücke am 26. Mittags 
nah Altocf. „Schon iſt S.'s Heer“, wie Elaufewig treffend fagt, „von ber zer» 
flörenden Gewalt der Märſche, Gefechte und Entbehrumgen angegriffen und in 
feinen dichten Gefüge, wie Metall vom Scheidewaſſer, zerfreſſen. Seit ſechs Lagen 
zieht es über Welfenträmmer bergauf, bergab; feit drei Tagen fchlägt es fih um 
Felſenpfade und Brüdenftege, durchwatet vie Neuß, erklimmt bie fteilen Ufer, 
gleitet über ſchmale Stege und Ballen bin; ein ſtrömender Regen ergieht fi aus 
den fchweren Wolfen, bie an den Berglehnen hängen, fchwellt Bäche und Flüfſe 
an, und erfchwert jeden Fußtritt. Die auf den Laftthieren mitgenommenen Lebens» 
mittel: haben nicht ſo ſchnell folgen könuen, und die ermübeten Truppen find auf 
das Wenige beſchränkt, was fie bei ben Einwohnern gefunten oder ben Franzoſen 
abgejagt Haben. So zehren Anftrengungen und Entbehrungen mit boppelter Ge- 
welt an ihren Kräften und fchon bildet ver Zug des Heeres von Airolo bis 
Altorf eine ununterbrochene gemiſchte Reihe von Laftthieren und Nachzäglern". 

Und welche neue unerbhörte Anftrengungen flanden biefer bereits der Auf- 

Bfung entgegengebenven Armee noch bevor, In Altorf angelommen, mußte S. mit 
dem öſterreichiſchen Generalftabe erſt erfahren, daß die Gottharbtsftraße in ven 
Bellen des Dierwalpflätterfee'8 ein Ende nehme; kein einziges Yahrzeug war auf- 
zsutreiben; wenn &. nicht umlehren und in die Bo-Ebene zurüdgehen wollte, blieb 
tum fein anderer Ausweg, als ein Fußſteig, wie ihm, vielleicht fo lange Krieg ge- 
führt wird, niemals eine Armee betreten hat. Bon ©. war ein Umlehren nicht 
zu erivarten und fo fette er fih am 27. Morgens das Schädenthal aufmärts in 
Bewegung und flieg über den 6800 Fuß hohen Kinzigkulm in das Muottathal. 
Der Zug: des ganzen Heeres bauerte in ununterbrochener Folge vom 27. Mor« 
gens bis 29. Abends, alfo volle 60 Stunden. „In allen Klüften zerftreut lagen 


10) Durch das Hinzuftoken von Auffenberg’s Divifion erreichte fie am 26. eine Gtärfe von 
25,000 M. 
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Wöthellungen, um Athem zu fhöpfen, erkrankte und erſchoͤpfte Menſchen, ermübete 
und erlahmte Laftthiere. Wie viele hier dem Tode ein Opfer geworden find, weil 
ber letzte Funke der Lebenskraft ausging, che fie das Biel erreichten, ober weil 
ein falfcher Tritt fle zerfehmetternd in den Abgrund ſtürzte, fagt ans kein Bericht. 
Aber noch zu diefer Stunde gedenkt das Landvolk jener Thäler dieſes beifpiellefen 
Zuges mit Thellnahme und Bewunderung“. 

Zwar wurde S. während biefes Ueberganges fowohl im Schächenthale im 
Rücken, wie im Muottathal von Borne angegriffen, jeboch ohne bie fonftige Energie 
ver franzöfligen Generale; am 1. Oftober wurde fogar ein von General Maffenn 
mit 10,000 M. im Muottatbale unternommener Angriff von ben Ruffen umter 
General Graf Rofenberg bis Schwyz zurädgemorfen. Dahin hatte Anfangs auch 
S. zu ziehen beabfichtigt, felbft dann noch, als bereits fidyere Nachrichten über 
Korſakows Niederlage bei Zürich und die verunglädten Unternehmungen von Hotze, 
Jellachich und Linken in den Tagen vom 25. bie 29. Geptember bei ihm einge 
teoffen weren. Seinem flolzen Sinne widerfirebte e8, einen Rüdzug anzutreten, 
ver ihm gleichbedeutend mit einer Niederlage zu fein fchten. 

Endlich fiegre die allgemeine Grimme über S.'s Gefühl, et er 
fi der Roth der Umflände und z0g mit feinen Muflen über ben nach 
Glarus im Linththale. Auch hier Tonnte bei der rädyängigen Bewegung, melde 
bie Defterreiher auf der ganzen Aufftellungslinie in ven legten Tagen vollzogen 
hatten, feines Bleibens nicht fein. Am 5. Oftober Grad S., nachdem er nod 
General Rofenberg aus dem Muottathal an ſich gezogen hatte, von Glarus anf, 
marſchirte das Sernfthal aufwärts und über Elm, Wichlerbap und den 7000 Faß 
hohen Panirerpaß nach Ilanz Im Rheinthale, wo ber Neft feiner Truppen am 
10. Oktober anlangte. Es war dieſe Paflage nicht fo ſchwierig und gefahrbro- 
hend, wie jene fiber den Kinzigfulm, aber ein friiher 2 Fuß tiefer Schnee wurde 
für die bereits aufs Höchſte erihöpften Rufſen ſehr verberblich, fo zwar, daß ©. 
am 12. Oktober in Felbkirch mit etwa 16,000 M. anlangte von 25,000, bie er 
Ende September unter feinem Befehl gezählt Yatte. 

Erſcheint, ſowohl in Bezug auf Berfehlung des beabfidtigten Zweckes als 
auf Größe ver Berlufte, SE und feiner Rufen Zug ans Oberitalien in vie 
Schweiz als ein völlig verunglüdtes Unternehmen, fo darf berfelbe bennod, nad) 
dem Ruhme, den fi Feldherr wie Soldaten biebel errımgen Haben, einem glän- 
senden Siege würdig an die Seite geftellt werden. Das Mißlingen war durch 
Berbältniffe bebingt, deren Beherrfhung außerhalb der Macht des Feldmarſchalls 
lag. Die Art und Weife aber, wie ſich biefer aus ben denkbar ungünftinften Ver⸗ 
Kältniffen, zwar mit empfindlichen Berluften, doch ohne den minbeften Mackel auf 
feiner Waffenehre, herauszuziehen vermochte, bleibt S.'s alleinige Verdienſt. 

Sich diefe Anſchauung aneignen, vermodte freilih S. damals wichtz ihm 
waren vor Allem nur die Politik des Wiener Hofes, bie ihn rüdfidytelos der Ber- 
nichtung audgefegt hatte, bie Unverläſſigkeit der öoſterreichiſchen Waffenbruderſchaft 
in Erinnerung geblieben. Dit kochendem Herzen Iangte er am Vobenjee an; «6 
bedurfte nur noch eines leuten Tropfens, um das bis an ben Rand gefüllte Ge⸗ 
fäß feines Zornes überlaufen zu machen. Der Mangel an NRüdfide, deſſen fich 
Erzherzog Karl gerade in jenen Tagen gegen beit gereisten Heiden ſchuldig machte, 
führte die Kataſtrophe Herbei. Ende Oftober verließ &., von dem aufs Hochſte 
über feinen Berblinveten entrüfteten Czaren Paul zurlidgernfen, mit feiner Armee 
das Kriegsthenter. In Prag trennte er fi, phyſiſch und moraliſch tief gebeugt 
und ohne bie Lebensfriſche, welche ihn noch vor wenig Wochen ausgezeichnet hatte, 
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von felken Truppen, mb fehle bie Reife nah Rußland allein fort. In Ktrakau 
* ee And langte fterbind -in Petersburg ad, we Mt adı 6. Mai 1800 
ot ‚ 

©. tat ein micht gewöhnlicher Menſch. Von mittlerer Statut, ſchmächtig und 
mager, dabei won Jdugend auf kränklich, hatte er dennoch durch große Abhärtung, 
beſonders vurch Infted BVuden, eine ſeht fee Geſuldheit erlaugt. Die im höchſten 
Grade mäßige Lebensweiſe, welcht er bid zu ſeinem Ende beibehielt, bewahrte ihm 
dieſelbe bis in's Greiſenalter, obwohl er ſich nirgend und niemals ſchonte, im 
a aller Sthapttzen und Entbehrungen glei) dem getingften Manne 
ausichte. 

Bei ver Einfachheit jener Sitten und allen Berlirfnifien fremd, verachtete 
ex den Aufwand; eigener Pferde oder Equipage bediente er fi höchſt felten; ver 
nachſte Rofalkengaul, ein gewöhnlicher Poſtkarren genäpten ihm in allen Fällen. 
Die grobe Koſt des ruſſtſchen Bauern war feine kägliche und bevorzugte Nah⸗ 
rung, ein Heu⸗ pher Strohblindel fein Nachtlager. Als Kleidung bediente ex fid 
mit Vorliebe der Oberſtenuniform ſeines Regiments; ein warmer Ueberrock oder 
gar ein Pelz war ſeinem Körper ned 

Aeußerlich durch fein nahkfige® WA Auffallend — in der Schlacht an 
der Trebia kommandirte er die drei Sage über nur mit Hemd und Hofe befleibet, 
und einen Kantſchu in ser Hand haltend — war er auch nicht ohne fonberbare, 
oft barole Manieren in Wort, Schrift und Hanklungen. Nicht felten waren feine 
Berichte open Pefehle in fchlechten Knittelverſen abgefaßt. Viele Aneldoten erzählte 
aan von feinen Seltſamkeiten, doch war dieſes Weſen ein amgenommenes, indem 
der Kehlaue Slave richtig berechnete, daß un dem Hofe Katharinn’s over Pauls 
uutes ber e eines Eotberlings Manches cher durchzufetzen wäre, als auf ges 
wöhrlichee Wege Hinter diefer Maske barg fig aber wine unerſchütterliche Zähig- 
keit des Willens und eme eiſerne Unbengfamleit des Charakters; Bol Jugend» 
fener und Phantafie bis un fein Lebensende beſaß er eine jeltene Kaltblütigfeit 
und Gemuthsruhe im Momente des Handelns, und eine Herrſchaft über ſich felbft, 
die ihn nur felsen, in den Augenbliden höchſten Zorns, verließ. Sich felbft un- 
bedeaklich jeder Gefahr ausjegenb, tapfer und vermegen bis zum Aeußerſten, ver- 
langte er das Gleiche von feinen Solbaten,. die ex human und herablaflend faft 
als feines Gleichen behandelte, und für deren Wohl er väterlih forgte. Dafür 
"wurde er aber auch von ihnen im Ligentlihen Sinne des Wortes angebetet, als 
ein Weſen höherer Art verehrt. Nicht jo von der Mehrzahl der Generale und 
Dfficere, die ihn fürchteten und felbft haften wegen ber rüädficgtslofen und oft 
rohen Weife, die er läffiger Pflichterfüllung over Unwiſſenheit gegenüber au den 
Tag legte. Gegen vie damals wie aud heute noch nicht feltene Beſtechlichkeit und 
Käuflicgkeit in der Heeresverwaltung fleigerte ſich feine Härte öfters bis zur Grau⸗ 
ſamkeit; ach in diefer Beziehung hat die malellofe Uneigennüßigleit dieſes Mannes 
wenigfiens für einige Zeit gute Früchte getragen. 

Kleinliches Detail und Peranterie waren ihm verhaßt, feine Taktik war: 
Borwärts und Schlagen; wir haben oben gejehen, wie geringſchätzend bie 
Taltiker aus der Schule des fiebenjährigen und bayeriſchen Succeſſionskrieges über 
ven rohen Natmalismus feiner Kriegführung urtheilten. Eines aber mußten ihm 
Alle, wenn mu wineswillig; zugeftehen: daß er in feinen Operationen „immenfes 
Slide" ee Daß diefes Süd, wie hei allen großen Männern, in der Ueber- 
legenheit feines Geiſtes, die für jede Vorkommenheit fogleih das rechte Mittel 
exfannte, und in ber Ewergie des Charalters, welche mit Ueberwindung alles 
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Widerſtandes dieſe Mittel in's Wert zu fegen wußte, begründet war, mollten biz 
gelehrten Herrn freilich nicht begreifen, ober doch nicht einräumen. Glädlicherwelfe 
beftimmen folge Anſchauungen nit das Urtheil der Nachwelt und biefe hat S.s 
Bedeutſamkeit als Feldherr unbeftritten anerfannt. Dem rufftichen Bolle aber iſt 
er bis zum heutigen Tage der Typus des Achten Nationalhelden, umb noch immer 
pilgern Tanfende zu feinem Grabe im Aleranver-Rewstg-Kiofter, das nad bem 
Willen des Berftorbenen vie einfache Inſchrift trägt: Hier liegt Suworow. 
Litteratur. Zu vorſtehendem Auffage wurden vorzugsweiſe benägt: 
Smitt, Suwérow und Polens Untergang, Leipzig und Helbelberg 1858, zwei 
Bände; Elaufewig, Band V. u. VI., Feldzug von 1799 in Deutſchland und 
Kalten; endlich Fuchs, Origimallorrefpondenz des Grafen Suwsrow, Glogan 
und Leipzig 1835, zwei Bände. Sonft find noch zu erwähnen: Das von Ehr. 
Schmidt überfegte Geſchichtswekr Miltutins; dann Anthing, Berfuch eiwer 
Geſchichte des Feldmarſchalls Suwoͤoom; Döring, Rußlands Helden; Bolewot, 
Geſchichte des Fürften Italiisky; Beauchamp, histolre de la campagne de 
1799 en Italie. 2. Hösmann. 


Suzeränität. 


Die Seele des Lehnrechts war ber Ritterdienſt und die Lehnstrene. 
Beides lebt nicht mehr, vas Lelmrecht ift daher ein Leichnam. 

Im Mittelalter treibt der Baum des. Feudaliomus feine Wurzeln durch alle 
Theile des öffentlihen Rechts und raubt dem Staate bie zu ſeiner Koncentration 
und Entwidlung exforberlichen Kräfte. In ber neueren Zelt bat das Lehnrecht 
immer mehr feine mit der modernen Staatsivee unverträglide Stellung halb im 
öffentlihen und halb im Privatrechte aufgeben und fi ganz in das Privatredit 
zurädziehben müflen. Es fehlt aber in Europa auch nicht an vereinzelten Ueber⸗ 
bleibfeln bes eingeflärzten alten großen Lehngebäunes auf dem Gebtete bes äffent- 
lihen Rechts. Zu dieſen gehört bie Suzeränttät (Suzerainet6). 
Sruzerän wird bald ver Lehnsherr, bald der Oberlehnsherr 
genannt. Eine Ob erlehnsherrli chkeit bildet ſich ſor Es wird vorausgeſetzt ein 
ſchon beſtehendes Lehnsverhältniß zwiſchen einem Lehnsheren (Seigneur) und einem 
Bafallen. Zu dieſem Verhältniß kann durch weitere Berleibung noch eine britte 
Perfon hinzukommen. Verleiht der Vaſall fein Lehnrecht (fein Dominium utile), 
jo ift Dies eine Subinfeudatio; verleiht der Lehnherr fein Lehnrecht (fein Domi- 
nium directum), fo tft dies eine Obinfeudatio. Hierdurch entfteht nun ein lehn- 
rechtliches Berhältniß der Unterordnung und Abſtufung zwiſchen drei Perfonen, 
indem auf die eine ober andere Weiſe zu den beiden ſchon im Lehnsnerus ſtehen⸗ 
den Perfonen eine dritte herantritt. Diejenige biefer Berfonen, welche den oberſten 
Plag einnimmt, Heißt Oberlehnsherr oder Suzerän im engeren Sinne. 

Suzerän nennt man immer noch den türfifhen Sultan in feinem Ber- 
hältniß zu den Beys von Tunis und Tripolis, zum Bicelönig von Egypten und 
zu den arabiſchen Imans. Auch das Verhältniß desfelben zu den Donaufürften- 
thämern trägt noch in den neneften Verträgen den Namen ber Suzeränität. 
Hierüber beſtimmt ter Parifer Vertrag vom 30. März 1856 im Art. 20, daß 
bie FürftenthHämer der Moldau und der Walachei fortfahren follen, umter der 
Suzeränität der Pforte und unter der Garantie der lontrahirenden Mächte ihrer 
bisherigen Privilegien und Immunitaͤten zu genießen. Bon’ keiner ber garantiren- 
den Mächte fol, ein ausſchließliches Schutzrecht über vie Fürſtenthümer ausgeübt 
werben. Auch die Stellung Serbiens zur fuzeränen Macht wird gefichert. Die 
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durch biefen Vertrag bewirkte genane Feſtſetzung des Berhältniffes ber Donan- 
fürftentbümer zur fuzeränen Pforte hat ber Gnzeränität bier eine Pracifion ver 
Bebentung gegeben, deren fie früher entbehrte. Berner. 


Synoden, |. Broteftantifhe Kirche. 


Graf Stephan S;echenyi. 


Seit die Geſchicke Ungarns durch die Uebertragung ver ungariihen Krone 
auf das Gefhleht der Habsburg⸗Lothringer im Bunde mit andern Provinzen 
fi) entwideln, bat fein Mann mit mehr VBegeiflerung, die an poetiſche Inſpira⸗ 
tton ſtreift, und mehr nächterner politifcher Einflt, die den erwägenven berech⸗ 
nenden Staatsmann kennzeichnet, auf das Leben der ungarifchen Nation eingewirkt, 
als Graf Stephan Széchenyi. 

Stein Vater war der verbienftoolle Patriot Franz Szechenyi, der das un⸗ 
gariſche Rationalmufenm begründet hatte. Stephan wurde am 23. September 
2791 zu Groß⸗Zinbendorf, in ver Nähe des Neufieblerfee'3 geboren. Seine Er« 
ziehung war firenge und fehr religiös; er trat aber zeitig in's Leben. Schon ale 
1Gjähriger Iüngling Rand er in ven Reihen ver adeligen Infurreftisn von 1809. 
Dann traf er in die Armee und nahm Theil an den Schlachten gegen Napoleon, 
und am zweimaligen Einzug der öfterreicifihen Armee in Paris. Auch an dem 
Diener Kongreß hatte er feinen Antheil, doch ſcheint der Freudenrauſch manches 
Diplomaten länger gevanert zu haben, als der umferd glänzenven Officieres. In 
feiner Brut empfand er eine Leere, und aus feinem Baterland flarrte ihm eine 
duſtete Fteudenlofigkeit entgegen. Seit 1819 verlegte er fih auf erufte Studien 
und ſammelte Erfahrungen auf feinen Retfen, befonders in England, das er wohl 
fünfzehn Mal beſuchte. „Seit. mein Vater, fo fchrieb er nachher, feit mein ver- 
bienftooller Vater als „Ungar” Hoffnungslos dahingeſchieden (1826), ſtellte Id 
eft Vergleiche an zwiſchen den Pebensäußerungen anderer Böller und des Ungarn, 
um zu erforfchen, ob für den leteren noch Hoffnung da ſei oder nicht. Und ſtets 
mußte ich die Erfahrung machen, daß gerade bie Blüthe des magyarifchen Volkes, 
dieſes orientalifen Schwarmes, ſchon beinahe gänzlich verzweifle und mit Wch- 
muth und tiefer Melancholie fih nad etwas Unbekanntem fehne. Während andere 
Böifer in ter Gegenwart zu leben feinen und Zufriedenheit äußern, als Hätten 
fie Ion altes erreiht, mas ihnen beſchieden iſt: hofft der Unger, deſſen ganzes 
Dafein in ein dunkles Geheimniß gehüllt ift, entweder gar nichts ınehr, und glaubt, 
daß fein Ruhm in der Vergangenheit begraben liegt; oder erwartet er von ben 
großen Greigniffen Balſam für feine geiſtigen Wunden, ahnt auch zumeilen, doch 
nnr al® voräbergehenten Schimmer, in ferner Zulunft, ven Glanz feiner Nation. 
... Laſſe die traurigen Saiten ver Rationalwelfen erffingen, und ich muß, ver 
funten in mie Vergangenheit, unter füßen Oualen, mit Berzienyi meine Clegien 
Hagend fingen, und nichts kann mich dem Gedanken enträden, daß bis ungariſche 
Nation bereits gemefen fe. Wiener aber öffnet fich der Himmel vor mir, und 
mit paradiefticher Wonne vernehme ich eine leife Stimme, bie vor meinem Geift 
voräberzieht: Deine Tranertöne find feine Leichenlieber, dein Gram gift nicht ben 
Dahingeſchiedenen; bir winft noch eine Zulunft,... ; die ungarifche Nation ſoll 
nod werden. Oh himmliſche Freude!” An einer andern Stelle fhrieb ©. Fol⸗ 
genbes: „Bor Jahren dämmerte in mir bie Hoffnung auf, daß bie Regeneration 
unferer Rottun nicht blos ein poetiſcher Wahn fel, fondern eine Möglichleit, ja 

Wahrſcheinlichkeit zeige. Alle Anzeichen verkünden unferer Nation einen zulünftigen 
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Glanz, und mar braucht, um dieſes vorauszuſegen, Beine größere doetiſche Gabe, 
als es derek bebarf, ınlı gu prophezeien, daß aus der Eichel mit ver Beit ein 
fruchttragender Eihenbaum wachſen wie, nur foll Niemand ven Spräßling zer⸗ 
treten”. .... „Und fo gefhah es, daß ih im Jahre 1825, nad) großem mehr- 
tägigem Kampfe, und nur nachdem ich eingefehen hatte, daß außer mir Niemand 
von biefem, vielleicht etwas höhern Standpunkte aus, die Stellung unſerer Nation 
auffaßt, ober e8 zu thun wagt, — daß ich In einer ſolchen Stunde das feierliche 
Gelübde that, Alles aufzubieten, und follte ich auch ganz ifoltet bleiben, ja felbft 
zu Grunde gehen mäflen, was mir die Seele eingeben werde zur Erteichung bei 
doppelten Zwedes, ber Auferwechung und Entibidiung unferer Ratien.... Und 
fo betrat ich das dornenvolle Feld des öffentlichen Lebens, mit dem ernften Gut 
ſchlaſſe, daß ich, wenn es Fein anderer thut, den Grund zur einfligen Größe 
unferer Nation legen, oder wenigftens biefem Zwecke meine irbifche Laufbahn weihen 
werde... Das ungarifhe Belt bat keinen getingern Beruf als den, in Europa, 
wo es ein fremder Sproffe if, die ir feiner aflatifchen Wiege verborgenen, biäker 
noch nirgends entwiddten, noch Argends zur Neife gelangte Eigentlflimätchleiten 
zu entfalten. Der Menſchheit eine Nation zu erhalten, ihre Eigenthümlichkeit zu 
bewahren, ihre Kräfte und Tugenden gun veredeln und auf dieſe Weiſe in Ham 
neuen noch umbelannten Formen ausgebildet zum Endzwecke, zur Berherrlichung 
des Menſchengeſchlechtes hevanzugiehen: das iſt die Aufgabe” 

Nachdem Ungarn durch den Szatmarer Friedensſchluß vacificizt worden md 
das Vertrauen, welches die nunmehr auch in der weiblichen Linie erbliche Dynaftie 
auf dasſelbe geſetzt, durch ben begeiſterten Aufſchwung zur Bertheibigung bis 
erſten weiblichen Abniges, Maria Theſreſta, glänzend vergdlten hatte, ſchien 
es in einen gefährlichen Schlummer zu verſinken, der es dem Tone nahe brachte, 
als fehlten ihm alle die Bedingungen, welche bie bürgerliche Geſellſchaft uud ven 
Staat allein erhalten nn» flärten. Es Hatte wohl eine reiche und glänzende Ari⸗ 
ftofratie, einen wohlbottrten Tatholifchen Klerus: aber biefe beiden Faltoren irren 
für die Nationalentwidlung ſowohl in materieller, als in intelleftueller Hinficht 
größtentheils ſteril; und in demſelben Maße, in dem das üppige Wiener Leben 
fie feffelte, verſchuldete die Ariftofratie, und entfrembete fi der Nationalität, 
während ber hohe Klerus feine Aufgabe zum Theil darin fand, die gefegwidrigen 
Pladereien gegen den Proteſtantismus fortzufegen, woburd bie freie Entwicklung 
des Bürgerflandes nur gehemmt wurde. So kam es, daß die Ariſtokratie und der 
hohe Klerus, fi an den damals am Hofe herrſchenden Geift anſchmiegend, wohl 
alle Rechte beanfpruchten, aber auf keiner Selte einen wirklichen Fortſchritt be⸗ 
förberten. Ans diefem Schlummerleben rüttelten die wohlgenreinten, aber gewalt- 
thätig durchgeführten Neformen Joſephs II. die Nation, auf; aber nach dem Laub⸗ 
tage von 1791, welder gegen bie wahrgetiommenen Gefahren fo viele Dämme 
aufgeführt hatte, als es unter den obwaltenden Umftänden mögli war, ſchien 
alles wieber in die vorige Stagnation zu verfinfen. In Wien ſah man ner bie 
gewaltigen Ausfchweifungen ver franzöfiſchen evolution, hatte aber kein Bet- 
ſtaändniß für die Mißbräuche, welche die Urſache ver Revolution waren; men be 
fämpfte alfo biefe, und Napoleon I. unterhielt eben ſolche Mißbräuche, wenn and 
in milderer Form, wie unter den Bourbonen in Franukreich. So lange wien Gelb 
und Soldaten zu ben Kriegen brauchte, wurden Wohl Häufig die ungarifhen Land⸗ 
tage einberufen, aber ſtets wit ter Vertröſtung entlaflen, daß man nuch Beendi⸗ 
"gung des Krieges den nothwenbigen Reformen im Lande Rechnung tragen weide. 
Und als der Krieg beaitbigt mar und die europäiſche Realtion zu wirlen begaun, 
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fah men and die nothwendigſte Reform nur als eine Ermunternug bes vevolutio⸗ 
wären Geifles an. 

Iedoch nach den’ Belvaltsfcenen in ben Komitaten von 1823 mußte ber 
Landtag ausgefchrieben werben, ber als ein heilſames Mittel zur Hebang aller 
Beſchwerden angeſehen wurde. Allein die Befeitiaung ber alten Beſchvverden und 
Berlegungen der Kouftitutien war noch kein Fortſchritt, was S. vor allen 
Batrioten am fchäkfften einſah. — Der Landtag von 1825 hatte au bie Auf⸗ 
gabe, bie geiftigen Intereflen des Bandes zu Befdrbern; ein gutes Mittel dazu 
ſchien ſelt Mugem bie Errichtung einer ungarifgen Akademie, wur Tonute man bie 
Geldmittel nicht auffinden. Da hielt der berühmte Vaul Nagy, Lawbtagtpepntirter 
bes Debenbürger Komitates, einen begeiftertn Vortrag, welcher beweiſen follte, 
daß blos der Patriotiomas der Ariſtokratie die Akademie fitften inne Und ©. 
erhob fig mit ver einfachen Erflärung, daR er zur Begründung berfelben die Ein- 
fünfte eines Jabres von feinen Gütern (60,000 Gulden Konventions-MRänze) an» 
biete. Diefem Beiſpiel folgten Andere und bie ungarifihe Akademle hörte auf, 
bios ein frommer Wunſch zu fein. Als fie 1880 ihr Wirken begann, wurde ©. 
ihr yweiter, Graf Joſeph Tele ihr erſter Vräftdent. 

Im Iahre 1837 trat S. zunft ale Schriftfieller auf, indem er fein erſtes 
Derl „Die Kredit“ publicirte. S. darf nicht als Hin gelehrter und geſchulter 
Schriftmeller beurtbeilt werben, er tft vor Allen ein Dann der That, der be⸗ 
aeiſtert von feinem Vorhaben, — die ungariſcht Mation zu regeneriren — feine 
Gebanken auch fchriftlih mittheilt. Seht Plan und feine Methove waren bie 
logiſchſten von ver Welt: feine Perioden in felnen Büchern haben nicht bas Eben⸗ 
maß des Iſokrates; feine Gäte zeigen manche Sprünge, oft auch Lücken, aber fie 
enifprangen einem überſprudelnden Geniätbe, und wurden befler von ſeinen Lanvs⸗ 
lenten verfianden, als ber regelrichtiafte Styl. Iar „Krebit“ zeigte er ſchonungs⸗ 
los alle Gchrechen des Landes, und fing mi, bie Miltel anzugeben, wit bemen bie 
Gebrechen zu heilen feien. „Gin freier nefiherter Brunpbeflg, ben bis jeßt bie 
Hoitichtät zum tobten VBeflgtbum gemacht hatte, dieſem vorangehenn gute Gefetze, 
biefen vorauaehend geiftige Erörterung, endlich iſt es vor allen Anberen noth⸗ 
menbig, den Aufenthalt in Dfen-Beft Beltebt and angenehm in machen“. S. konnte 
es nicht entgehen, welch” gute Folgen das Wohnen ber ariſtokratiſchen Familien 
in Bei, die im Auélande oder in Wien ihr Reben verträumten und ihr Geld 
verantgabten, fomohl anf fie ſelbſt, ats auch auf das foriale Leben in Ungarn 
haben müßte. Daber war die Verſchönerung Peſts einer feiner Lieblingégebanken. 
— Denjemigen, welche außerhalb ber ererbten, Vrwileglien gewährenben Konſti⸗ 
tutlon kein Heil für die Nation erblickten, wıb alles von ber Wieverherſtellung 
derſelben erwarteten, rief er Folgendes zw: „Laßt und nicht alle Urſachen unferer 
Rüdicyeitte einzig und allein in ver Meaterumng fuchen, ſondern ftent ber ewigen 
Rekriminationen und der unfrudtbaren Poſtulate Iakt und auch felher Hand an’s- 
Bert legen. Wenn aleich das Feld ms nicht überall offen ſteht, ſo teuchten wir 
wenigftens, uns intelleftuell und moralifih zu bilden, und unſern materiellen Wohl⸗ 
ſtand dort und fo zu heben, wo und wie es möglich iſt“. Im Laufe bes Wertes 
ariff ex unter andern bie Briwilegien des Adels, die Schuldeuceſetze und die 
Brocehorunung an; dann dd Urbarialſyſtem, die Frohmen, in Folge derem die 
meifte Arbeitskraft vergenbet inird, die Urt und Welfe des Straßenbaues u. f. w. 

In vemfelben Jahre verlegte er ven Klub, den er während bes Landtages in 
Preßburg geftifiet hatte, nad Pell. Ans Mefen entwickelte fi das Nattorial- 
tofino,, das im Linde vielen ähnlichen Vereinen zum Muſter diente, tw welchen 
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das gefellige Leben veredelt werben ſollte. Ans dem Weltrennen-Berein, ben er auch 
in Preßburg geftiftet Hatte, entſtand ver noch gegenwärtig blühende Vandes⸗Agri⸗ 
kultur⸗Berein in Bet. Auch für vie Donau⸗Dampffchifffahrtsgeſellſchaft, bie 1830 
zu Stande kam, agitirte S. mit Erfolg. 

Das Bud „Der Krebit” Hatte unterbefien eine große Wirkung hervorgebracht. 
Nachdem Graf Iofeph Defiewffy eine Kritik desſelben, „SZerglieverung” benannt, 
herausgegeben hatte, ließ ©. im Jahr 1830 das „Licht“ ericheinen, in melden 
er die Ideen feines frühern Werkes mehr entwidelte, die Gegner und Anhänger 
des alten Schlenprians mitunter mit beißendem Spott geißelte, zugleich aber and 
neue Schritte anbahnte. So agitirte er für den biplomatifchen Gebrauch ber un⸗ 
garifhen Sprache; fo feste er auseinander, daß im Wege von Vereinen alk 
ſolche Reformen durchzuführen feien, welche von der Regierung nicht beanftanbet 
werben können, und ſchlug zu biefem Behufe eine Koncentrirung aller Beſtre⸗ 
ungen in Peft vor, von wo ans die Fuden der Intellektuellen Bewegung in bie 
verfhievenen Theile des Landes auslaufen follten. | 

Im Beginne des Jahres 1832 fliftete er ven Brücken⸗Berein, beffen Zwed 
e8 war, Dfen und Peft mit‘ einer ſtabilen Brüde zu "verbinden. Die fräher 
Sähifibräde konnte weder dem Berkehr der beiven Städte, noch auch dem Handel 
bes Landes genügen. Die Brüde follte durch einen zu erhebenden Brückenzoll er- 
mögliht werben, ber aber nur durch das Aufgeben des abeligen Privilegiums 
(das von allen Straßen und Brüdenzöllen befreite) eingeführt werden konnte. 
Die ftabile Brüde zwifhen Dfen und Peſt hatte venmad; eine höhe politifche Be⸗ 
deutung. Den Vorſchlag zu einem Geſetze, das alle ohne Unterſchied des Standes 
zur Entrihtung des Brückenzolles verpflichtete, ließ er auf dem Lanbtage von 
1833 maden, der ihn auch annahm. 1835 nahm derfelbe Landtag auch S.s An- 
trag zu einer Adreſſe an den König an, in der um die Regulirung ber Donan 
gebeten wurde. Bei biefer Gelegenheit beglückwünſchte der Palatin, Erzherzog 
Joſeph, ven Reformator, daß ihm bereits fo Mandes zum Wohle des Landes 
gelungen fei. ' | 

©. Hatte feinem Streben eine boppelte Regel vorgezeichnet, nämlich, bie 
Intereffen fo fehr als möglih für das abfirafte Recht au ge- 
winnen, umb foweit es nur anging, jeden Zufammienftoß mit der Re- 
gierung zu vermeiden, im Öegentheil, fie davon zu überzeugen, 
daß feine Reformen aud Ihr Bortheil brächten. Im Sinne der erften 
Negel berief er fidy niemals blos auf das Recht, fondern er zeigte überall anf 
den Vortheil, den die Neuerungen ſchaffen würden. Der zweiten Regel gemäß 
machte er niemals feine reformatoriſchen Blane von dem Eutſcheide finatsrechtlicher 
Tragen abhängig, die er lieber zu umgehen fudhte. Und eben baburdy bewies ©. 
feine tiefe politifhe Weisheit; er kannte genau alle Berbältniffe, und teng den 
Umftänden Rechnung, wie file eben waren. ' 

Während des Landtages von 1832—1836 und nad bemfelben ereignete ſich 
Manches, das die Gemüther aufregte. 1835 farb Franz I. Die Regierung ergriff 
repreifive Maßregeln und leitete politifche Procefie ein. Ludwig Koffutb hatte 
bie Landtagsverhandlungen in einer gefchriebenen Zeitung mit großem Geſchicke 
befannt gemadt; nun wollte er ebenfo mit den Komitatsverbanblungen verfahren. 
Das Unternehmen wurde verbsten, und als Koffuth, geſtützt auf die Komitats⸗ 
beſchlüſſe, dem Berbot, das wohl eines gefeglichen Grundes ermangelte, Leine folge 
lei ſtete, wurde er verhaftet und in Folge eines gerichtlichen Urtheils zu vierjähri⸗ 
gem Feſtungsarreſt verurtheilt. Allein währen bes Landtages 1839/40 fühnte fh 
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das Land mit der Regierung aus, die nun entfchieben die Fahne des Foriſchritts 
ſelbſt vortragen wollte. Nach diefer glüdlichen Wendung erachtete ©. jede Agitation 
für überflüffig und ſchädlich. Aber feine. Weisheit und Mäßigung theilten nicht 
andere, zumal die nicht, welche fih und ihre, Partei als politiihe Märtyrer ber 
trachteten. Koffuth, feiner Haft entlaffen, begann im Anfang bes Jahres 1841 
die Redaktion der politiſchen Zeitfehrift Pefti Hirlap“. Gleich in den erften 
Nummern derfelben fah ©. fo viel Gefährlies für die ruhige Entwidlung ber 
im Zuge begriffenen Reformen, daß er gegen Koſſuth und feine Zeitung mit 
einem leidenſchaftlich gefchriebenen Bud „Das Boll des Ortents” auftrat. Die 
* Blätter des Hirlap ſchienen den Meiften eine fo ſcharfe Rüge nicht zu verdienen, 
und da fih Kofjuth in einem Buche ruhiger vertheidigte, fo bob ſich feine Wag- 
fehale bedeutend vor ven Augen des mittleren Adels und der. Bürger. 

Aehnlich erging es S. mit feiner berühmten alademifchen Rede am Schluſſe 
des Jahres 1842. Die politifhen Reformen gingen in Ungarn mit den Natio- 
nalitätsbeftrebungen Hand in Hand. Es iſt in Europa die Meinung verbreitet, 
daß durch den Übertriebenen Eifer für die ungarifche Nationalität die ſlaviſchen 
und panflapifchen: Beftrebungen hervorgerufen worden ſeien. Dem iſt in ber That 
nicht fo. In Wien war man feit Iauger Zeit geneigt, gegen den unbeugfamen 
ungariſchen Adel die fremden Nationalitäten, zumal bie im 17. und 18. Jahr» 
handert eingewanderten Razen, ober Serbier, in Waffen treten zu laſſen. Diefe 
hatten ſchon in den legten Rahoͤczy'ſchen Wirven gute Dienfte geleiftet; auch gegen 
den im Jahre 1790 in Dfen tagenven Landtag boten fie ihre. Dienfte an: und 
bob war damals noch feine Rede von dem, was wir jest Nationalität heißen. 
In dem erften Biertel dieſes Jahrhunderts wurde die Idee des Panſlavismus von 
Rußland aus wach gerufen, die alfo weit über Ungarn hinausreichte. Auch waren 
die von dem evang. flavifchen Prediger in Peft, Johann Kollar, 1827 heraus⸗ 
gegebene „Slawy Deera” ‚bereits vor dem Auftreten S's Yoncipirt. In diefen 
Gedichten werden aber die Elbdeutſchen und hie ungarifchen Deutfchen: in gröferer 
Menge zur Hölle verdammt, als die Magyaren. Und bie Deputirten. der ſlavoni⸗ 
ſchen Komitate, ſowie die Deputirten Kroatiens hatten bis 1836 in Betreff der 
ungarifchen Nationalität im Ganzen mit ven Deputirten ver ungariſchen Komitate 
tibereingeftimmt. Nur 1836 trat der Illyrismus in Kroatien auf, nicht ohne von 
Wien aus beeinflußt zu werben. ©. hatte alfo in feiner akademiſchen Rede nicht 
volllommen Recht, wenn er die gejammten flavifchen Beftrebungen als Erwiede⸗ 
rung der magyariſchen Propaganda barftellte; und verfehlte vielleicht auch ben 
Drt zu einer folden Ergiefung. Die Akademie hatte von Anfang an weber bag 
Geſchick noch die Mittel zur Berbreitung der ungartfhen Nationalität; ihre 
Schriften wurden wenig gelefen, und bie fie lajen, mußten nicht durch. fle. zum 
Magnarenthum belehrt werden. Diefe Rebe ſchadete alfo einerfeits dem Cinflafie 
S.'s, andererſeits aber lieferte fie ven Gegnern der politiichen Regeneration 
Ungarns Waffen. Ä Ä Ä .. 

Mit der Intnition des politiſchen Genie's hatte S. von Anfang. an alle 
Schwierigkeiten der ungariſchen Reformen erfaunt,. und weiter in vie Zukunft 
geblickt als alle feine Landeleute. Daher fein mäßiges Auftreten gegen folde, 
welche die Reformen berühren konnten; daher aber andy feine Heftigkeit gegen vie, 
welche nad feiner Meinung durch Boreiligleit den Meformen hinderlich zu werben 
drobten und Mißtranen gegen fie erwecken Tonnten. Auf dem Boden bes abſtrakten 
Rechtes mochte man S. befämpfen, aber auf dem Felde ber konkreten Verhältniffe 
war er ein Rieſe. .. EEE 
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VBon nun an ſchien ſich S. vom politiſchen Schauplatz etwas ferne zu 
halten: deßo eifriger arbeitete er auf dem ſocialen Gebiete. Die Kettenbrücke 
zwiſchen Diem und Peſt wurbe gebant; die Donau⸗Dampfſchifffahrt blühte; auf 
feine Auxegung und unter feiner perſönlichen Leitung warden zum Theil vie 
Hinderniſſe heſeitigt, melde bei Orſoda die Schifffahrt auf der Donau erſchwerten. 
Nachdem er 1845 Präflnent der Kommunilationa-Rommilfion geworben, beichäftigte 
ihn die Regulivung der Theiß und das Schienennetz, welches er für das Land 
projektixte. Im Beginne des Jahres 1847 kam die Geſellſchaft zur Regulirung 
der Theiß zu Stande, und dem bevorfichenden Landtage wollte er fein Schienen- 
neg vorlegen. ' 

Zu diefem Landtage wurben unterbeflen bie größten Vorbereitungen gemacht. 
Die Regierung hatte feit 1844, als Graf Georg Apponyi Kanzler geworben, 
ihre politifche Partei geflärkt und durch die Ernennung ber Adminiſtxatoren in 
den Komitaten direkten Einfluß anf bie Komitatsverhanblungen zum nehmen geſucht. 
Jedoch eben dieſe Adminiſtratoren ſchadeten durch ihr Betragen her Megierung. 
Indem fie bie und da bie Liberalen mit Gewalt und durch ben KRomitstöpäbel 
von der Theilnahme au dem Komitatsbeſchlüſſen fern hielten, veranlapten fie 
anderswo und im Allgemeinen das engere Zuſammenhalten berfelben. Un ber 
Spige der liberalen Partei ftand Graf Ludwig Batthyänyi; ihr größter und 
glänzendſter Rebner war Koſſuth, ver durch feine Agitation für ven Induſtrie⸗ 
verein, dann für den Schutzverein ber inlandiſchen Fabrikation und endlich für 
die Eifenbahn von Peft nah Fiume eine ungeheure Popularität erworben hatte. 
©. ſchien außerhalb ver beiden Parteien zu ſtehen. Beine gaben politiſche Pro- 
gramme heraus: ©. that es auch. Kaum hat ein Prophet des Alterthums bie 
Zukunft ſicherer vorausverkänbet, ald S. in feinen „Brucftüden eines politifchen 
Programmes“. Er wendet fih unter anberm birelt an Kofluth und beſchwört ihn, 
vom politifden Schauplage abzutreten, weil er das Vaterland unfehlbar in ben 
Abgrund flürzen werde. „Und Sie, Kofiuth, ‚was werben Gie empfinden, wenn 
die Schilderung meines Pinſels denn doch zutreffen follte? Was werden Sie 
empfinden, wenn Sie fich endlich von Ihren ſüßen IUufionen loswinden,. wenn 
Sie ertennen, daß Sie, während Sie fi voll Staatsweisheit dünkten, blos mit 
Phantafie und Selbſtüberſchätzung gefättigt waren; während Sie ſich für einen 
Propheten hielten, nicht nur nichts vorausſahen, ſondern auch bie einfachſten Er- 
eignifje nicht im Stande waren Har aufzufaflen; währenn Sie ſich in ſchöpferiſchen 
Illuſionen ergingen, nie mehr waren, als ein Schwinbler; .... mährenn Sie ſich 
für einen politiſchen Meſſias hielten, fi niemals höher erheben Tonnten, ala anf 
den Standpunkt eines gutmüthigen Miſerikordianers, der für jeve Heine Wunde 
einen Balſam bat, nad fehlerhafter Berechnung für die Armen Brod baden läßt, 
und indem er babur die Faulheit anf entjeglihe Weiſe befördert, höchſtens fo 
viel Zalent befigt, ein großes Nationalfpital zu errichten, aber nie im Stande 
fein wird, eine dem Untergange nahe Nation zu regeneriven; währen Ste wähn- 
tem, Böller zu beglüden, Sie bloß als ein Winleladvolat gu unferm Ungläde ein 
Agitator waren; während Sie glaubten, bie Inftitutionen des Landes zu ordnen, 

das Baterlaud in eine vollſtändige Verwirrung brachten, und ftatt bie Freiheit, 
bie Ihr Idol if, zu verbreiten, dasſelbe in Sklaverti nerfehten; .... während 
Sie glaubten, wenigſtens Ihre Pflicht erfüllt zu haben, Sie ſich auch darin 
täufhten, .... weil die Ausführung von Ungereimtheiten noch keine Pflichterfäl- 
Inng ifl.... bean Sie einſt vollſtändig enttänfcht fein werben... dann, frage 
id, werden Sie au nur ein einziges tröftliches Gefühl in Ihrer, Vruſt empfin⸗ 
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den?.... Und daram beſchwöre ich Sie bei dem heiligen Namen des Baterlandes, 

treten Sie ab von dem gefahrvolleg- Pfade der Agitation; ja ich wende mid an 

Ihr edles Gefühl und flehe Sie infländig an: entfagen. Sie durchaus ver politi⸗ 

ſchen Führerſchaft. Wenn Sie aber den einmal begongenen Beitstanz mit dem 

satt „ohne Eu, ja gegen Euch“ zu Ende führen wollen: nun jo fahren 
ie fort !“ 

Nachdem Koffuth zum Landesdeputirten bes Pefter Komitates gewählt worden, 
ließ fih S., der feinen Sig an der Magnatentafel hatte, zum Landesdeputirten 
des Wiefelburger Komitates wählen, damit er ag ber Ständetafel jenem die Spige 
bieten könne. Der Landtag wurde am 7. November 1847 in Preßburg eröffnet. 
Die Wahl des Erzherzogs Stephan zum Balatin erflillte das Land mit Freude. 
Daranf begammen die Debatten namentlich über die Adminiſtratoren, welche liberal 
die Obergefpäne erjegten und ein willführiges Merkzeug der Regierung waren. 
Kofſuth war der Hauptredner an ber Ständetafel, feine Uebermadt als glänzender 
Redner und liberaus glüdliher Improviſator mußte von allen anerkannt werben. 
Alein ſchon begann man auch feinen Drud zu — denn feine Eitelkeit 
war nit minder groß, und es ſchien, daß S.'s Eifenbahnplan die Oberhank 
haben werde, was Koſſuths Nimbus gebrochen hätte Da erfholl die Nachricht 
von der Pariſer Februnrsenglution. Koffuth ergriff in geſchickter Weiſe die Ge- 
legenheit und ſtellte die Motion auf Emrichtung einer werantworlichen Negierung. 
Während die Tafel der Magnaten barüber verhandelte, brach am 18. März die 
Revolution in Wien aus; Metternich wurde geftärzt; Apponyi trat zuruͤck. Als 
anf dieſe Nachrichten Kofſuth eine Motion nad der andern flellte, kußerte ſich 
©. alfo: „Viele frenen fi, Andere find betrübt Aber wie Greigniffe, ich Tormte 
mich noch nicht entſcheiden. Mad, meiner Beustheileng. ift eben fo viel Möglichkeit 
da, daß Ungam eine ſchöne Zukunft erhalte, ala daß «0 mit ſich ſelbſt kämpfend 
zu Grunde gebt.... Mich macht dee Umſtand baforgt, daß die Nachbarſchaft in 
Flammen geraten, und daß wir Ungarn mit unſern mohernen Berbhältniffen fo 
nahe dem Feuer ftehen.... Reform oder Anagarchie, zwiſchen beiden mäflen wir 
wählen,... Es höre nun jene Partei und jede Kaſte auf; ich habe ja auch bisher 
nur die Art und Weife, nicht aber. das Biel getaden.“ Diefe Aeußerung beweist, 
daß Koffuth zur Zeit in den üffentlihen Meinung Thon allmächtig war. Nun hing 
es allein von ihm ab, bie Prophezeiung S.'s zu Schanden zu machen. Allein 
Kofſuth überſah vie „ſtrohernen Verhältnifſe“ Ungarns; cv vermehrte nur bie 
Schwierigkeiten und machte der Kamarilla eis leichtes Spiel. 

©. beurkundete dadurch am deutlichſten ſeinen Patriotiomus, daß er im 
Miniſterium Batthyaunyi neben Kofiuth, dem Finanzminiſter, als Miniſter der 
Kommu nilationen eine Stelle einnahm. 

Im Herbſte des Jahres 1848, nachdem Batthyſanyi dem Miniſterium ent⸗ 
fagt hatte, umtsr dem Toben ve& Bürgerkrieges, verbreitete ſich in Peſt an einem 
unglüdlihen Tage vie Kunde, daß S., auf einem Dampfichifie fiuomanfwärts 
fahrend, den Berſuch gemacht habe, dem Tod im ver Donau zu finden. Das 
Schickſal feines Landes Hatte ſeinen Geiſt gebrodgen. Bon da an lebte er in ver 
Heilanſtalt zu Döbling, bei Wien, 

Im Jahre 1859 Ionnte man wieder feinen Namen nennen hören; es war 
Hoffnung zu feiner vollſtändigen Geneſung va. User fein Geiſt verhüllie ſich 
abermals, und am 8. April 1860 machte er feinem Leben ein Ende. Sen Tod 
verſetzte dad Land in tiefe Trauer; denn es hatte Längft eingefehen, daß ©. fein 
befter Führer war. ganfelayı ° 
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Statifti?. 
(Nahtrag zum Budftaben ©.) 
1. Die Kontroverfen über ven Charakter und bie als Syſtem von Maſſenbeo bachtungen feit 

Bedeutung der Statiſtik. Aufang des 19. Jahrhunderts. 

N. Geſchichte der Statiſtik. F. Die Streitfeagen über die Cinheit und die 

A. Utertfum und Mittelalter. Trennung der Statiſtik. 

B Neuere Zeit. (16.—18. Jahrhundert.) 111. Theorie der Statiſtik. 

C. Die Gonring - Achenwall⸗ Schloͤzer'ſche A. Das allgemeine Raufalgefeh, vie Ratiki- 
Kichtung in der Statiſtik oder die deutſche fgen Gefegmäßigkeiten und Geſetze und 
Säule der Staatekunde und deren Ent⸗ deren Bedeutung. 
wicklung bis zur Gegenwart, B- Objekt, Aufgabe und Begriff der StatiRit. 

D. Die Süßmilch Qustelet'ſche Richtung in C. Die Grfüllung und Ausführung ver ſtati⸗ 
der Siatiſtik, oder die Schule der eigent- ſtiſchen Aufgabe. 
lien Statiſtik und ihre Sutwidiung bis D. Arten und wiſſenſchaftlicher Rang ver 
zur Gegenwart. Gtatii. 


E. Die Entwidiung der amtlichen Statiſtik 


I. Die Koutroverfen über deu Charakter und die Bedentung 
der Statiftif. 


Die theoretiihen Statiſtiler find über den Begriff, den Gegenftand und 
den Umfang, die Methode und vie Aufgabe der Statiftif auch heute noch, trok 
aller Bemühungen und Einigungsverfude von Fallati, Jonak, R. Mohl und 
Unberen, eben fo wenig, je noch weniger in Uebereinfiimmung, als zu Aufang 
dieſes Jahrhunderts, zur Zeit des Kampfes ver Gottinger Schule und ber „Zabellen- 
knechte“. Lüder's Verzweiflung an ber Idee der Statiftik felbft und an den ba: 
maligen Berfuchen zur praktiſchen Verwirklichung dieſer Idee läßt ſich auch jest 
nah fünfzig weiteren Jahren, in welchen ſich die amtliche Statiſtik eines unge 
ahnten, beifpiellofen Aufſchwungs zu erfreuen hatte, noch zur Genüge begreifen, 
um nicht zu jagen billigen, fobald man nur einen Blid auf die theoretifch-flatifti- 
[hen Arbeiten wirft und das vollſtändige Auseinanvergehen ber theoretifchen Auf- 
foflungen gewahr wird. Auch nachdem R. Mohl eine eigene Heine Monographie 
über die den Begriff der Statiftil behandelnde Literatur gefchrieben und mit ber 
gewichtigen Autorität feines Namens für eine Begriffsbeſtimmung, weldye ihm 
ebenfo einfach als umbeftreitbar erfcheint, aufgetreten ift, hat doch der Streit noch 
keineswegs aufgehört. Faſt jedes neue ftatiftifch-theoretiiche Wert, felbft viele 
praftifh-ftatiftifche Arbeiten und ſtatiſtiſche Specialichriften liefern in befonberen 
Ausführungen über Begriff und Aufgabe der Statiſtik eine ganz oder theilmeile 
neue Definition oder verrathen doch eine abweichende Auffaffung, und zeigen da 
dur immer wieder von Neuem, daß man von einer Gemeinfanrleit der Anfichten 
über Statiftit weiter als jemals entfernt if. Selbſt vie von Mohl fo ſcharf 
abgemwiefene Meinung von Knies, nad welcher bie fogen. Wiffenſchaft der 
Statiſtik eigentlih ans zwei ganz verſchiedenen Diſciplinen beftehe, hat, troß ber 
ihr allerbings zu heil geworbenen vielfeitigen Verurtheilung, ihre entſchiedenen 
Anhänger behalten und iſt noch kürzlich von Rümelin tn geiftvoller Weile 
wieder aufgenommen und fortgeführt worben. Ja gerabe fle möchte fogar, nach vielen 

Zeichen zu fchließen, in biefer oder jener Weiſe modificirt und ermeltert, unter ber 
jüngeren Generation der Statiftiter ſchließlich zu allgemeinener Geltung kommen. 
Aber im Augenblide iſt man doch noch nicht fo weit gelangt. Denn ganz ent 
gegengejegte Anfchauungen werben von hervorragenden Bertretern des Fachs aller 
Angriffe ungeachtet noch heute hochgehalten. 
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Man kann ſich deshalb auch nicht wie Fallati und beſonders Jonak da⸗ 
mit troͤſten, daß die Anſichten nicht mehr jo weit als früher auseinander gehen 
und die Zahl und Bebentung ver Differenzpunfte abgenommen haben. Eine darauf 
bingehende „Entwidlung” wird in die Geſchichte des Begriffs der Statiſtik mehr 
von Außen in ver Abſicht ter Einigung der Anfichten hinein getragen, als daß 
fie wirklich bei objeltiver Unterfuhung darin gefunden werben könnte, — freilich 
keine feltene Erſcheinung in unferem „Zeitalter der litteratur- und dogmengeſchicht⸗ 
lichen Behanblung”, das die Kraft zu jelbfländiger dogmatiſcher Entwidlung 
wenigftens auf dem Gebiete ver philofophlihen und politiſchen Wiffenfchaften ein« 
gebüßt zu haben ſcheint. Jonak namentlich ift, wie fräher ſchon Fallati, nicht 
über eine fehr gezwungene äußerliche Einigung heterogener Auffaflungen hinaus⸗ 
gekommen. 

Nicht nur über die Definition, ſondern ſelbſt über die Möglichkeit einer 
Definition der Statiſtik wird noch geſtritten. Noch dv. Malchus und Schubert 
läugnen dieſe Möglichkeit und begnügen ſich ausdrücklich mit einer Deſtription 1), 
Die Trage, ob die Statiftif eine Wiffenfhaft jei, wirb keineswegs einftimmig 
beantwortet. Mande jehen in der Statiftit überhaupt keine Wiſſenſchaft, fondern 
nur eine Methode ver Beobachtung und Bearbeitung des Stoffe, Andere vollende 
nur eine Materialienſammlung, aus ver man die bebultiv gewonnenen Gäße 
anderer Wiſſenſchaften, 3. B. der Volkswirthſchaftslehre, belegen oder erhärten 
könne. Selbft viejenigen, welde von der Statiftit ale Wiffenfchaft ſprechen, find 
über dad Weſen und die Bedeutung dieſer Wiffenfhaft ganz verfchiedener Meinung. 
Den Einen, wie im Allgemeinen der Ahenwall’fhen deutſchen Schule nod 
beute, ift die Statiftit eine rein veftriptive, den Andern, wie im Ganzen ven 
Ausländern, namentlih der Quételet'ſchen Schule, tft fie eine induktive Beob⸗ 
achtungswiſſenſchaft. In Betreff des Rangs der Statiftil ale Wiffenfchaft geben 
die Anſichten, auch fonft Naheftehender, abermals auseinander. Diefe erbliden in 
ber Statiftif eine ganz felbftändige, Jene eine bloße Hülfswiffenfhaft, während 
Dritte bald den einen, bald ven anderen Ranz ihr zuſchreiben. Nicht minder 
weichen die Meinungen über bie wiffenfhaftlihe Zugehörigkeit oder Verwandtſchaft 
der Statiftil mit anderen Wiſſenſchaften von einander ab, bald wirb fie zu ven 
biftorifhen, bald zu den Staatswiffenfchaften (deutſche Schule), Bald zu ven 
Naturwiſſenſchaften gezählt (Tendenz ver franzöfiihen Schule.) 

Aehnliches Auseinandergehen der Anficyten in Betreff des Objekts, Umfangs, 
der Aufgabe, Methode, Darftellungsmittel der Statiftit! Frellich Beobachtet auch 
bier jede unbefangene, nicht fofort von der naturgemäßen Einheit der Statiftif als 
Wiſſenſchaft ausgehenve, nicht mit einer petitio principii beginnende Betrachtung, 
daß die fheinbar in jedem kleinſten Punkte vorhandenen, unvereinbaren Gegenſätze 
fih doch der Hanptjadhe nad auf zwei Hanptgegenfäge zurädführen laffen. ‘Den 
letzteren begegnet man bei ver Begriffsbeftimmung, bei der Auffafjung der Statiftif 
als Wiſſenſchaft und als Glied eines größeren Syſtems von Wiffenfhaften nicht 
minder als bei den Anflchten über Objelt und Aufgabe der Statiftil. Auch die 
jenigen Statiftifer, weldhe, wie Fallati, Jonak, R. Mohl, an der Einheit 
der ganzen Difciplin fefthalten, erfennen dies an und bemühen ſich, vie kleineren 
Gegenfäge unter höhere und abermals höhere zu fubjumiren. Ihr Fehler ſcheint 
und darin zu liegen, daß fie die zulegt gefunvenen Gegenfäge nicht als höchſte, 
bleibende auffafien, fonvern verleitet durch den Erfolg ihres Biäherigen Subſum⸗ 


1) v. Malchus, ©. 1, 6, Schubert ©. 2, in den Anm. 2 genannten Werten, 
Bluntfhli und Brater, Deutfiges Staats⸗Wörterbuch. X. 26 
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tionsverfahrens , num auch dieſe Gegenfäge ſchließlich verſohnen wollen, Dieſer 
Berſuch iſt auch nad umferem Ermeſſen nicht geglüdt, und demgemäß muß vie 
zuerſt von Knies formulirte, keineswegs von ihm gefchaffene Trage, ob nicht 
bie fogenannte Statiſtik in zwei Difeiplinen zu trennen fei, im Weſentlichen be- 
jaht werben. Geſchaffen worben ift dieſe Frage eben durch die Berjchienenbeit der 
Ausgangspunkte, der Aufgaben und der wiffenfchaftliden Behandlung. 

Über angefichts dieſes Zuftandes der wiſſenſchaftlichen Auffaſſung der Statiftif 
ift es zur näheren Begründung der eigenen Anficht wohl unvermeidlich, wenigftens 
jo weit es vie Aufgabe des Stantswörterbugs mit fi) bringt, orientivend auf 
die Geſchichte fomohl der praftifh flatiftifchen Leiftungen als namentlich auch 
ver jelbftändigen ſtatiſtiſchen Litteratur einzugehen. Nur dadurch läßt fi allen 
Anfichten gerecht werden und objektiv der Beweis führen, daß 

1. eine Einigung ber verfhiebenen, über Begriff, Gegenſtand, Aufgabe ver 
Statiftit laut gewordenen Anſichten nicht zu erzielen iſt, daß daher 

2. eine Trennung ber bisher fogenannten Statiftil in zwei gefonverte 
‚Difeiplinen eine nothwendige wiſſenſchaftliche Forderung ift; zugleich aber 
aud genau bezeichnen, \ 

3. wo und in welcher Weife viefe Trennung vorzunehmen, 

4. welches das Gebiet, Objelt, die Aufgabe, der Begriff der gefon- 
derten Difciplinen, ihr Berhältnig zu einander und zu anderen 
Biffenfchaften, fowie ihre allgemeine Bedeutung jel. | 


II. Geſchichte der (fogen.) Statiftik. 2) 

A. Alterthum und Mittelalter, Wenn man die durch Verwaltungs⸗ 
organe für Berwaltungezwede gefammelten Notizen über Staatözuftände und das 
Beftreben von Staatsmännern und Schriftftelern, fid über Staatszuftände zu 
unterrihten, mit dem Namen Statiſtik und ſtatiſtiſches Beobachten 
bezeichnet, dann hat es allerdings wohl ſchon in ven früheften Zeiten der Staaten- 
bildung eine Statiſtik gegeben. Stellt man aber auch beim Gebrauch dieſes Wortes 
firengere Forderungen auf in Betreff einer gewiffen, für den Zwed als nothwenbig 
begriffenen Syſtematik der Beobadhtungen, jo muß man zugeftehen, daß einige 


Schon die Rüdfiht auf den Raum macht im Folgenden die möglichfte Befchränfung in 
Betreff des Citirens nothwendig, was ja auch der Site des Staatswob. entſpricht. Im Allge⸗ 
meinen find daher alle fperiellen Eitate unterbiteben, welche man in fo befannten und verbreiteten 
Werten wie denen von v. Malchus, Schubert, Fallari, Heufdhling u. 4. findet, Ich 
verweife daher für die flatiftifche Litteraturgefchichte auf Meuſel, Litterat. d. Statifl., 2. Anfl., 
2 Bde., Lpz. 1806 u. 1807 (früher von mir gebrauchj, aber bei der Audarbeitung gegemmpär 
tigen Artifeis mir nicht vorliegend), v. Malch us, Statiſt. m Staatenfunde, Gtuttg. u. Tüb. 
1826, ©. 1—39, Schubert, Handb. d. allg. Staatskunde, I. 1, Königab. 1835, ©. 1-76, 
Fallati, Einleit. in d. Wiſſenſch. d. Statift., Tüb. 1843 (vgl. auch 8. 132 u. 133 u. An 
bang), R. v. Mohl, Gef. u. Kitterat. d. Staatswiſſenſch, 3. Bb., Eri. 1858, „Die Schriften 
über d. Begr. d. Statifl.“ S. 639 ff., namentlich aber auf Heufchling’s treffliche bibllogra⸗ 
phiſche Vorarbeiten: Bibliogr. hist. de la statist. en Allemagne (Brux. 1845) und en France 
(Brux, 1851), denen ich bejonders verpflichtet bin. Außerdem enthalten viel hierher — 
Lüder's von Dielen, auch von Mohl zu ungünftig beurtheilte Krit. der Starifl. u. Polit. 
(Bört. 1812) und krit. Geſch. d. Statiſt. (Bött. 1817), und die Werke von Süßwmilch, 
Erome (über d. Kulturverh. d. europ. Staaten, Lpz. 1792), Niemann, Göß, Menue, 
Jonal, Knies’ Gtatiflit, Wappäus Bevölferungsftat., umd befonders noch die Einleitung 
sar l’hist. de l’applieation des nombres aux scien. mor. in ®uerry’s den Wert über 
bie Stat, mor. de l’Anglet. etc. (Par. 1864). Dal. au Gerfiner, Bevölferungslehre, 
Bürzb. 1864 S. 17—44 (fehr aphoriftifh). Ungrwartet dürftig, nicht einmal korrekt ift Peſchl, 
Geſch. d. Erdkunde, München 1865, ©, 685. 
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orientaliſche, namentlich aber die klaffiſchen Völker des Alterihums, vor allem bie 
Römer umfaflende und dem Anſchein nad zum Theil vorzliglihe Einrichtungen 
adminiſtrativ⸗ſtatiſtiſcher Art, freilich wohl lediglich für praktiſche Zwecke, beſaßen. 
Nennt man die Geſammtheit folder Einrichtungen und die mit ‚Hilfe ber letzteren 
erfolgte Konftattrung oder Aufnahme der für die Beiwaltung wichtigen Thatſachen, 
ober auch die Summe biefer aufgenommenen Thatſachen felbft Statiftil, — dem 
Sprachgebrauch ver früheren deutſchen Zheoretifer entgegen —, dann haben 
jene Böller fo gut wie wir eine Statiftit gehabt. Wenn man dagegen unter 
Statifiil eine Wiffenfhaft der Staatskunde verfteht, alfo wenigftens 
eine halbwegs wiffenf&haftliche Zufammenfaffung ver amtlihen Beobachtungen in ber 
Litteratur und eine Zwedbeziehung ber Daten auf den Staat oder eine Benukung 
derfelßen zur Gewinnung allgemeiner Gefichtspunkte, dann haben 'unferes Erachtens 
Meufel uns Schlözer volltommen Recht darin, daß es vor der Mitte des 17. 
Jahrhunderts, bei weiter gehenden Anfprüchen faum vor der Mitte bes 18. Jahr⸗ 
hundert eine Statiſtik gegeben habe. Diefe Behauptung gilt für das gefammte 
Willen, das man gemeinhin unter dem weiten Begriff der Statiftil zufammen- 
gefaßt Hat, oder genauer gejagt, fowohl für die Achen wall⸗Schlözer'ſche 
Staatskunde als für Me Süßmilch⸗Qustelet'ſche Statiftil, wie wir unter 
fcheiden werben. Die Borgänger Achenwalls und Süßmilchs im 17. Jahr 
hundert, Conring und Graunt, Betty, Hallen u. f. w., ‚werben hierbei 
nicht unterfchäßt. 

Im orientalifchen wie im Haffifchen Alterihum und wie im Mittelalter noch 
werben allerdings bet verſchiedenen Böllern einzelne befondere Staatsatte zur 
Konftetirung der einzelne Momente des Staatslebens (der Staatszuftände) 
betreffenden Zhatfachen vorgenommen, jedoch immer nur für einen unmittel- 
bar praftiihen Zweck, ohne die Abfiht, Die Staatszuflände um ber wiffen- 
ſchaftlichen Erkennung und Behandlung willen kennen zu lemen. Die Idee einer 
Wiffenſchaft der Staatskunde fehlte. In den religiöfen, politifchen, juriftifchen, hiſto⸗ 
riſchen, geographiſchen Schriften jener Perioden ift und manche Kunde folder Staats⸗ 
akte und ihrer Ergebniffe überfommen. Wir Fönnen dieſe Mittheilungen jetzt als ftatt« 
ſtiſches Material benligen, daraus ein Bild des antifen Staatsiebens zu entwerfen 
oder die Erſcheinungen des letteren nad; ihrem Kauſalverhältniß aufzufaflen fuchen, 
aber die Alten felbft haben dies nicht gethan. Eben deshalb fagen wir, fie haben 
feine Statiſtit im Sinne der Achenwall'ſchen Schule gehabt. Auch die Staats» 
männer, Philoſophen und Gelehrten der Alten, welche uns in ihren Schriften 
mandje Notizen über Stantszuftände nad eigener Beobachtung und mitunter ein 
etwas abgernndeteres Bild der politifhen Berfaffung, der wirthſchaftlichen und 
NRulturzuftände, der Bollsfitten zu entwerfen geſucht haben, möchten wir nicht 
Statiſtiler nennen, weil ihnen das wiſſenſchaftliche Erkennen des Staats nit als 
Ziel vorſchwebt. | 

In ver Praxis waren es fon frühzeitig jene beiden großen Momente des 
Staatslebens, das Finanzintereffe over die Beftenerung und das Militär- 
wefen, welche gemiffe Operationen ber Verwaltung veranlaßten, um eine Ueber⸗ 
fiht über bie Triegertfche Leiftungs- und über die Stenerfähigkeit der Bevölkerung 
zu gewinnen. Bon unſerem Alteften Kultnrvolfe, ven Ehinefen, find uns in dem 
von Eonfuctus gefammelten Buche Chouking Daten über den Zuflanb des 
- Aderbanes, der Imduftrie, der Kommunifationsmittel und der Abgaben aus dem 
britten Jahrtanfend v. Chr. überliefert worden. Welche große Rolle das Volks⸗ 
zählungsmwefen, ftets im Dienfte militärifher und finanzieller Zwecke, bei 

.26 


404 Statifik. 


den Juden von Anbeginn ihrer Gefchichte au fpielt, ift ans der Bibel befannt. 
Ihre Zählungen und die darauf bezüglichen Einrichtungen verrathen den ange 
bornen Zahlenfinn des Volks und find theilweife muftergiltig auch durch ihre 
Specialität 3). Auf eine entſprechende Entwidiung der „Berwaltungsftatiftit”" im 
perfifhen Reiche köͤrnen wir aus den Mittheilungen Herodot’s über die 
Organtfation der Provinzialverwaltung, das Abgaben- und Heerwefen, die Land⸗ 
vermefiungen und Kataftrirungen unter Darius und Zerres fließen. Auch 
im alten Aegypten foheint es VBollszählungen, felbft ſchon eine Art Civilſtande⸗ 
regifter, Grundkataſter u. |. w. gegeben zu haben. 

. Das body entwidelte Stantsieben ver Griechen ſetzt gewiſſe abminiftrativ- 
ſtatiſtiſche Einrichtungen mit Nothwendigleit voraus. Anfänge von Statiftilen ter 
Bevölkerung, des Territoriums, befonderd der grunbbefiglichen Verhältnifie und 
der Finanzen in Athen führen Bödh und Andere vor. Die fhriftftellerifchen 
Leiftungen auf dem Gebiet der Statiſtik find im Verhältniß zur Bedeutung der griedi- 
ſchen politifchen Schriften jedoch noch untergeorbneter als jelbft die politifch-ölonomi- 
fhen. Plato und fogar Ariftoteles verrathen durchaus fein Berftänpniß ber 
Devölferungsprobleme. Ueber Staatöverfafjungen verbreiten fi in ſchildernder 
Weiſe die großentheild verloren gegangenen Polititen des Ariftoteles, bie 
Schriften von Zenophon, welder in feiner Dekonomik und feiner Abhandlung 
über die Einkünfte von Attika auch andere ftatiftifche Gebiete berührte, dann von 
Heraflivdes Pontilus, Dikäarchos u. A. m. Im Ganzen erhalten wir in die 
jen und in den Werken ver Redner, Hiftorifer und Geographen eben nur verein- 
zeltes Material, aus welchem unfere Philologen und Geſchichtſchreiber erſt mofai- 
fartig in ihren „Antiquitäten” ein „fatiftifhes Gemälde“ zufammenftellen müflen, 
da es eben die Alten nicht gethan haben. 

Die Römer erweifen fi von dem Augenblick an, wo fie in die Geſchichte 
eintreten, in Unterftügung ihrer rückſichtsloſen Politik der Macht als eminente 
Adminiftratoren und praftiihe Staatsmänner. Als folden fteht ihnen von Anfang 
an Cicero's Wort Mar vor Augen: est senatori necessarium, DoBse rem- 
publicam. Die Römer haben daher frühzeitig ihr Augenmerk darauf gerichtet, 
für praftiihe Zwecke Beobachtungen über wichtige Berhältniffe des Staatslebens 
anzuftellen. Der erfte Cenfus und die erften Regifter über vie Geborenen, mannbar 
Gewordenen und Geftorbenen — förmliche Eivilftandsregifter — werben bis anf 
Seroins Tullius zurüdgeführt. Der regelmäßige fünfjährige Cenſus war in ber 
republikaniſchen Zeit eine Zählung der rechtlihen Bevölkerung, mit Angabe be 
Namens, Geſchlechts, Alters, Wohnorts durch den Familienvater für feine Ange: 
börigen, verbunden mit einer Dellarirung des Vermögens, ex erfiredte ſich nur 
auf die Bürger. Später unter den Kaiſern wurben aud die Sklaven gezählt ımd 
Notizen über Nationalität, Beruf und Beſchäftigung gefammelt. Steuer-, nament- 
lich Grundſteuerkataſter mit periobifchen Revifionen (2) ſchloſſen fi an. Der große 
Umfang ver Eenfusaufnahmen fegt eine Art Organifation ver ſtatiſtiſchen Behörden 
voraus. Ueber deren Einrichtung und die Zufammenflelung und Bearbeitung des 
erhobenen Materials Liegen indeſſen nur wenig pofitive und: dentliche Nachrichten 
vor, fo daß die Vermuthungen im Einzelnen, wohl auch die neueften von Hilde: 
brand, boch immer gewagt find 3a). Zur Zeit feiner Weltherrſchaft dehnte Rom 


3) Bal. Engel's Urtheil über die jüd. Vollszählung in d. Beitfchr. des k. preuß. flatifl. 
Bureau, Febr. 1862. 

3a) Dal. den interefianten Auffap Hildebrands „Die amtl. Bevölkerungoſtatiſt. Im all. 
Rom“ in deſſ. Jahrb. f. Nationatdton. u. Statifl. 1866 I, 82 ff. 
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feine Zaͤhlungen auf fein ganzes ungehenres Territorium aus und ließ biefelben 
Immer rationeller und eingehender werden. Die Kaifer intereffiven ſich lebhaft dafür 
(Auguftus, Elaubins). Kartenentwärfe, finanz⸗ und militärftatiftifche Ueberfichten ' 
fommen Hinzu. Cicero legt auf die genaue Einfiht in die Finanzlage, das Heer⸗ 
weien und bie Berhältniffe zu fremden Mächten viel Gewicht. Julius Cäfar 
und Tacitus entwerfen Bilder von den Zufländen des Staats und ber Gefell- 
ſchaft, wobei die bewußte Würdigung dieſer Zuftände als ber bei den geſchicht⸗ 
lihen Vorgängen mitwirtenden Potenzen nicht zu verlennen iſt. Im byzantini— 
fhen Reiche, vem Vorbilde unferer modernen Bureaukratieen, finden ſich Aemter⸗ 
Iiften, ähnlich unferen Staatshandbüchern, wie bie notitia dignitatum et admini- 
strationum etc. aus dem Anfang des 5. Jahrhunderts u. A. m., in der Juftt-* 
ntanffhen Gefeßfammlung. In Tacitus’ Germania will man envlih (3. B. 
Fallati) auch bereits eine eigentliche (wiffenfchaftlihe) Statiftil, d. 5. im Sinne 
der Ahenwall’fhen Schule eine Staatd- refp. Nationalbefhreibung erbliden. 
Auch bier fehlt indeffen die leitende wiffenfchaftliche Idee eines ſolchen Werts, vie 
firenge Syftematifirung des Stoff und bie konfequente Zweckbeziehung auf ben 
Staat. Man konnte obiges ciceronianifhe Wort als paffendes Motto allen 
Schriften Aber Statiftiil im Achen wall'ſchen Sinne vorfegen; aber obgleih es 
die Römer bei ihrer für praktiſche Zwecke beftimmten Sammlung des Beobach⸗ 
tungsſtoffs vor Augen hatten, find fie doch nicht zu einer wifſenſchaftlichen, bewußt 
ſyſtematiſchen Ausvehnung ihrer Beobachtungen ober zu einer Berwerthung der 
legteren für bie Zwecke einer eigenen Wiſſenſchaft gelangt. 

Ungleih weniger als das Altertfum bietet das europäiſche Mittel- 
alter, namentlih in feiner erften Hälfte Wemterverzeichuiffe, Berwaltungs- 
ordnungen, Kirchenfprengelliften and dem byzantiniſchen Reich find noch vorhanden, 
bürftige Notizen zur Staats-, Länder und Völkerkunde finden fih, faft ohne 
jeven Berfuch einer zufammenfafienden Behandlung, bei den byzantiniſchen Hifto- 
rifern,, in den Kirchenrechts⸗ und den Gefekfammlungen ver germanijchen Völker⸗ 
fhaften. Ungleich bebeutendere Ausbeute auch in ftatiftifher Hinſicht Bietet vie 
geographiſche, Hiftorifhe und Neifelitteratur der Araber, worüber Wüften- 
feld, Sprenger u. A. intereffante Auffchlüffe gegeben haben. Aus dem frän- 
tifhen Reiche enthalten bie königlichen SKapitularien vereinzeltes flatiftifches 
Materlal. Unter Karl dem Großen treten Finanz- und Militärziwede wieder 
beutliher in ven Vordergrund. Liften über die dienftfähige Mannſchaft und bis 
ins Einzelnfte gehende Inventarien ver kaiſerlichen Kammergäter werben aufge 
nommen (breviarium rerum fiscalium). Mit dem 11. Jahrhundert kommen als 
eine Art privatftatiftifcher Arbeiten des Grundbeſitzes Grundbücher, Erbregiſter, 
Ürbarien, zuerft bei den Möftern, bald aud bei den Weltlihen auf. Faſt gleich“ 
zeitig entftehen ähnliche Stantsarbeiten, namentlich das berühmte Doomsdaybook 
(liber censualis) Wilhelm des Eroberers (1086), eine ausführlihe Topographie 
und Kataftrirungsarbeit Englands. In den nächſten Jahrhunderten finden fi 
verwandte Arbeiten, Verzeichniſſe der Landeseinkünfte u. |. w. in Dänemarf, Sici⸗ 
lien (Friedrich II), Brandenburg, den Deutfch-Orbenslänvern. 

Bon befonderem ſtatiſtiſchem Interefle find die, wie es fcheint, ſchon im frühen 
Mittelalter von der chriſtlichen Geiftlichkeit angelegten Liſten über die mit der 
Bewegung der Bevölkerung in Verbindung ſtehenden kirchlichen Alte, namentlich 
die Begräbniß⸗ oder Todtenregiſter (diptycha mortuorum). Diefe Liſten fchloffen 
fih den kirchlichen Gebühren für die Affiftenz der Seiftlichen bei Taufen, Trauun⸗ 
gen und Begräbniſſen an, Schon im Anfang des 4. Jahrhunderts vorkommend 
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wurben biefe Gchühren zwar zuerft von ben Koncilien verboten, fpäter aber den⸗ 
noch gebuldet und feit dem 8. Jahrhundert gefeglich normirt. Die Liften find 
vermuthli anfangs fehr unvollftändig geweſen, dennoch iſt zu bebanern, daß wenig 
ober gar nichts von ihnen auf unfre Zeit gelangt ift. Sie bilben jebenfalld den 
Ausgangspunkt ver feit dem 16. Jahrhundert regelmäßia eingeführten, in flatifti» 
fcher Beziehung fo außerordentlich wichtig gemorbenen Kirchenbücher. 

B. Neuere Zeit (16.—18. Jahrhundert). Anfänge der Staatslunpde 
und der amtlichen ſyſtematiſchen Maffenbeobahtungen über Staats 
zufände. Gegen ven Schluß bes Mittelalters tritt bie Staatsidee als folde 
mehr in den Vordergrund, ber bildende civilifatoriihe Einfluß des Welthanbels 
»macht fih in Italien, dann in Belgien unb ven Niederlanden geltend. 
Marino Sanuto’8 und Marco Polo's Reifen fallen in den Anfang biefer 
Zeit (13. u. 14. Jahrhundert). In den gebilneten Staatsmännern bes auffirchenden 
Benedig erwacht zuerfi das klar empfundene Bedürfniß einer nenauen Kunde ber 
eigenen und mehr nod ber fremden Staatszuſtände und das richtige Verſtändniß, 
wie diefe Kunde zu erlangen fel. Die Gonpernenre ver Provinzen unb bie Ge⸗ 
fandten und biplomatifchen Agenten müflen ſchon ſeit dem 13. Jahrhundert (1268, 
1296) regelmäßig über alles für ihre Regierung Mertwärbige Baobachtungen 
machen und Berichte einfenden. Diefe berühmten Relazioni werben mit jedem Jahr- 
hundert häufiger, regelmäßiger und vollflänniger, fie erftreden ſich vorzugsweiſe 
auf die äußeren Machtmittel der Staaten, ohne fi indeſſen darauf zu beſchränken. 
Sie find befonders feit Leopold Raute im ihrer Bedeutung allgemein anerkannt. 
Auch Anfänge von Volkszählungen, Haustataftern, hanvelsftatiftiihen Aufnahmen 
(Mocenigo’s Bericht von 1421) finden ſich in Benebiq wieder. 

Das Wieberaufleben des Studiums der Alten, die Reformstien, die Eut⸗ 
dedung Amerila’s, ter Auf- und Umfhwung des Welthandels, die ſinkende Macht 
bes Feudalismus, die Einwirkung der durch die amerikaniſchen Schäge bewirkten 
Öelventwerthung, das Aufkommen der ſtehenden Heere und andere Taltoren mehr, 
alle in engem Zufammenhange mit einander, führten mit den 16. Jahrhundert 
eine Zeit ein, in welder die Grundlagen der modernen Politik geleat wurden. 
Aus dem klareren Verſtändniß der Bolitit and der Erlenntmiß der im Staatsleben 
politifch wichtigften Verbältnifie ging bald das Bedürfniß nach einer etwas voll⸗ 
ſtändigeren, ſyſtematiſcheren Kunde der Staatszuſtände hervor. Die noh an ber 
Spige der geiftigen Bewegung ftehenden Italiener machten den Anfang mit einer 
Art Staatsbefhreibungen: noch im 15. Jahrhundert im fehr xoher Weile Yen. 
Sylv. Piccolomini (Pins II.) in feinen geographiſch⸗ſtatiſtiſchen Schriften 
(deseriptio Asiae atque Europae, Germania u, f. w.), ungleich volllommener, 
auch bier die neue Zeit einleitend, NR. Mackhiavelli in feinen Ritratti vom 
Tranfreih und Deutſchland. In der Mitte und ver 2. Hälfte des 16. Jahrhun- 
derts legte Fr. Sanſovino fhon in einem größeren Werke vie Hilfsmittel und 
Kräfte von 22 Staaten (freili inkl. Utopia!) dar, ©. Contarini ſchrieh über 
Venedig, Fr. Guicciarpini lieferte vie berühmte umfaſſeude Beſchreibung der 
Niederlande (1567), ©. Botero behandelte in feinen relasioni uniwersgli Pereits 
die ganze damals befannte Welt und ftellte in vergleichender Weife die yolitifchen 
Berfaflungen, die Neligions-, die Territoria« und mirtbichaftlihen Berhältniffe 
ber. Die Holländer, bie Erben der Stalieger im Welthandel und ihre glückli⸗ 
hen Nachfolger in ven palitiihen Wiflenfchaften, nahmen auch die Wufgabe poli- 
tiſcher Staatenbefhreibungen auf. I. de Laet, der Herausacher ver bekannten 
Elzevir’fchen Republiten (1624 ff.), hat ein beutliches Verſtändniß des Aufgabe 
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ber Staatslunde, wenn er ald feine leitenbe Idee das nosse rempublicam be- 
tradhtet: ægnorum et principastuum conditionem probe noseere, quidque in 
iis validum, quid debile sit ad unguem scire, subditorum ingenia et mores, 
vires et facultates accurate pensitare, — vicinorum principum status ad 
eundem modum diligenter examinare. Eine gewiſſe Zwedbeziehung der geſchil⸗ 
derten Zuftände auf den Staat wirb in den befferen Elzevir'ſchen Staatsbeſchrei⸗ 
bungen tonfequent im Auge behalten. Die Deutfhen Haben aus dem 16. Jahr⸗ 
hundert Kosmoaraphieen, wie bie belanute von Sal. Münfter (1540) aufzuweifen, 
blieben aber fonft ebenjo wie bie Engländer noch ohne ſelbſtändige Arbeiten, 
während die Franzoſen in P. p'Avity's großem Wert (1614) einen erften 
Verſuch einer Staatsbeſchreibung befigen. 

In allen viefen Werten herrſcht mehr ober weniger klar das Gtreben, vie 
politiſch wicht igen Faltoren in einem einheitlihen Bilde hervortreten zu laſſen. 
Aber freilich werben nur ſehr mäßige wiſſenſchaftliche Anſprüche befriedigt. Schon 
im Entwurf fehlt die Folgerichtigkeit, in der Ausführung vollends Methode und 
Syſtem; wüftes Notizenweſen theologifcher, hiſtoriſcher, geographiſcher Natur, ohne 
inneren Zuſammenhang meiftens ziemlih geſchmacklos vorgetragen, bildet ven 
Inhalt, Wichtig if nur das Auftreten eines Bebürfniffes nah folden Werken, 
welche fpecieller als bie gewöhnlichen hiſtoriſchen und geographifchen Schriften 
fi, mit den Staatsverhältnifien in der Gegenwart befchäftigen. Der bedeu⸗ 
tende literariſche Erfolg dieſer Werke, welche in der Regel eine Anzahl Auflagen, 
Menbearbeitungen und Ueberfegungen erlebten, beweist mehr für jenes Bedürfniß, 
als für den inneren Werth ver Schriften. Der letztere berechtigt noch kaum, bis 
zur Mitte des 17. Jahrhunderts von einer Wiffenfhaft der Statiftit oder 
Staatölunde zu fprechen, höchſtens von Anfängen einer folgen Wiffenfchaft. 

Wichtiger waren bie im Gefolge der firchlihen und pelitifgen Ummälzungen 
bes Meformationszeitalters entftehenden praktiſchen Beftrebungen ber Regierungen, 
Kenntniß der Staatszuflände zu erlangen. Die Politik wurde zur Kunft, ein Sy- 
ſtem gegenfeitiger Beobachtungen entwidelte fih im Geſandtſchaftsweſen. Die im 
16. Jahrhundert noch vollfommener geworbenen venetianifchen Relazioni wur- 
den bald vom anderen italienifhen, dann von anderen europälfhen Staaten nad- 
geahmt. Bor allen Dingen erlangte mit dem Berfall des Tehensftants, dem Empor⸗ 
tommen ber uneingefchräuften fürftlihen Macht, mit den flehenden Heeren, mit 
dem Uebergang zur Geldwirthſchaft, mit der nach Gebietdarrondirung und Ber- 
größerung der äußeren Staatsmacht firebenden Politik das Militär- und das 
Steuerwefen wieder die maßgebende Bedeutung. So treten feit dem Schluß 
bes 16, Jahrhunderts die Finanzfragen in den Borbergrund, ein neues Jufliz- 
und Verwaltungsſyſtem bricht fih Bahn, im Intereſſe der, Staats⸗ und Fürften- 
macht erhält die merkantiliſtiſche Handels politik, welche recht eigentlich der ſtati⸗ 
ſtiſchen Grundlagen au ihrer Durchführung bedurfte, eine entſcheidende Stimme in 
politiſchen Fragen. So führte denn das unmittelbare praktiſche Bedürfniß zu 
umfaſſenderen und ſyſtematiſcheren ſtatiſtiſchen Operationen der Staatsgewalt, d. h. 
zunächſt zu Anfängen wirklich ſyſtematiſcher Maſſenbeobachtungen über 
Staatszuſtände. Bor Allem bedurfte man für die Zwede der Politik Maun- 
{haft und Geld, daher wurben denn Unterfuhungen über die Größe ver Be- 
völferung und bie Stenerfähigleit des Landes angeftellt, Volkszählungen, 
Beobachtungen über die Bewegung der Bevölkerung und über einzelne in 
finanzieller und politifder Beziehung befonders wichtig erſcheinende wirthſchaft⸗ 
lihe Berhältntife eingeleitet. 
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Bollszählungen d) Tommen fchon im 16. Jahrhundert in einzelnen Gtäh- 
ten und Heinen Gemeinwefen, 3. B. im Kanton Zürich (1567), regelmäßiger vor. 
Seit dem 17. Jahrhundert werben fie allgemeiner, periodiſcher. In größeren Län⸗ 
bern beſchränken fie fi übrigens melftens noch auf einzelne Lanvestheile und 
werben dann für das übrige Gebiet durch Schägungen nad Häufer-, Heerdzäh⸗ 
lungen u. dgl. m. vervollftänvigt. Dies gilt namentlih von den franzöſiſchen 
Zählungen feit Ludwig XIV. bis in die Zeit Napoleons I. (befannte Schägun- 
gen von Neder nad Geburtsziffern, von Yaplace noch 1802 nad der Zählung 
in 30 Departements und den Liſten Über vie Bewegung der Bevölkerung für das 
ganze Reich). Englifhe Zählungen wurben 1701 eingerichtet, blieben aber bis 
1801 (in Irland bis 1821) ungenügend, von da an batirt erft der regelmäßige 
Cenfus. In Preußen führte der große Ehurfürft im Jahr 1683 Zählungen ein, 
welche unter Friedrich Wilhelm I. (1733) verbefiert und regelmäßiger, unter Fried⸗ 
rich dem Großen feit 1748, mit kurzen Unterbrechungen in Kriegszetten , jährlig 
vorgenommen wurben. Die relativ über Erwarten große Berläßlichkeit dieſer 
Zählungen wird n. U. durch Süßmilchs erfolgreihe Zurückweiſung der Angriffe 
des Baron von Bielefeld genen die Berliner Zählungen bewiefen 5). Auch in 
anderen deutſchen Staaten, 3. B. in Churheſſen kommen Mannfchafts-, Imben-, 
ſchließlich auch ganze Boltszählungen (1696) no im 17. Jahrhundert vor, ebenſo 
in Schweizer Kantonen, neben Zürich 3. B. in Appenzell-Außerrhoven. Im den 
meiften übrigen deutſchen und europäiſchen Staaten finden fi) Volkszählungen erft 
in und nad der Mitte des 18. Jahrhunderts (Defterveih). In der Regel blieben 
die guten Abfihten in Betreff der wirffiden Zählung ber ganzen Beoällerung 
im ganzen Lande, der Periobichtät ber Zählungen n. f. w. aber noch unausge 
führt (Dänemark, Spanien, Batern, Würtemberg). Häufiger wurden für beſondere 
Steuer- oder Milttärzwede, wie zum Theil ſchon früber, 3. B. in Rußland, 
Zählungen gewiſſer Klafſen der Bevölkerung, namentlich der männlichen ober ber 
männlichen erwachfenen, over der Familien vorgenommen (vuffifche fogenannte 
Neviftonen der Topffteuerpflihtigen männlihen Seelen bis in die nenefte Zeit). 
Einer befonders guten Regelung aller auf Bollszählungen bezüglichen Einrichtun- 
gen erfreute fih am früheften Schweden, wo auf Anregung ver Alademie jet 
1749 das fogenannte Zabellenwerf, für das bald darauf (1756) eine eigene 
Zabellentommiffion errichtet ward, angeorbnet wurde. Gute jährliche Zahlungen 
nah Hanshaltungsliften find ſeit 1748 daſelbſt bis auf die Gegenwart vorgenom⸗ 
men worben, feit faft 130 Jahren, leider ein Unikum in Europa! Wirkliche 
Boltsbefhreibungen, wie die heutigen, waren die VBollszählungen in früherer 
Zeit nur erft in fehr beſchränktem Umfange. Außer der Unterfheibung des Ge⸗ 
ſchlechts, mitunter des Standes und Berufes, findet fih noch wenig Spectalität. 
An die Bollszählungen fchloffen fih ſchon im vorigen Jahrhundert gelegentlid 
einzelne andere ftatiftiihe Zufammenftellungen, z. B. Schultabellen (Schul-, 
Schüler: und Xehrerzahl), ſelbſt einzelne Tabellen über Kriminal- und Clvilgerichts⸗ 
pflege an, Auszüge aus dem bureaufratifhen Regiftermert. Mit ver Veröffent⸗ 
lichung und vollends der regelmäßigen BVeröffentlihung bes gefammielten 
Materials war es meiftens noch ſchlecht beftellt. 


9) Die mitgetbeilten Daten flammen großentheild aus den Berichten der amtlichen Statiftiker 
auf den flatift. Kongreſſen, beſonders auf den Brüffeler und Berliner. Auch bei Wappäus 


andhes. 
59 Süßmilch, göttl. Ordn. 4. Aufl, (Berl. 1775) 1, 262, 
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Der Zeit nad) machte bie Regelung der Liften über die Bewegung ber 
Benöfferung (Geburten refp. Taufen, Berbeirathungen refp. Trauungen, Todes⸗ 
fälle reſp. Begräbniffe) den Anfang. Seit dem Ende des 15. und befonvers feit 
dem 16. Jahrhundert ſchreiben firhlihe und bald and flaatlihe Verordnun⸗ 
gen die Haltung eigentlicher Kirchenbücher über alle von Geiftlichen zu verrichtenden 
Handlungen vor und damit beginnen die Liften menigftens theifweife vollſtändiger 
zu werben. Seit dem Enve des 16. Jahrhunderts werben die englifchen, fett 
der Mitte des 17. Jahrhunderts die franzöfifhen, fett dem Schluß viefes 
Jahrhunderts die preußiſchen Liften ziemlich vollſtändig. Einzelne bentfche, 
ſchweizer und italienifhe Städte befigen Liften feit dem Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts. In den proteftantifhen Ländern Deutfhlands erfolgt die Einfüh- 
rung ber Kirchenbücher in ver zweiten Hälfte des 16., 3. B. in Chur⸗Branden⸗ 
burg 1573, in den katholiſchen Ländern Deutſchlands und des übrigen Europa’s 
im 17. Jahrhundert. Gehörige Regelmäkigkeit wird aber überall erſt geraume 
Zeit fpäter, namentlid auf dem platten Lande, erreicht. In manchen Länvern, wie 
in Spanien und Rußland, wo ſchon Beter ver Große für vie griechiſchen 
Gemeinden Kirchenbücher unter Auffiht des dirigirenden Synode einführte, iſt 
genügende Vollſtändigkeit noch jetzt nicht oder erſt in den letzten Jahren erlangt 
worden. Die erften periodiſchen Beröffentlihungen beginnen feit ben Tegten Jah⸗ 
ren des 16. Jahrhunderts in England, in London. — Diefe Kirchenliſten bil- 
den bie- Grundlage für die erflen und twichtigften eigentlich ſtatiſtiſchen Arbeiten 
und verbienen deßhalb beſondere - Beachtung ©). Ä 

Zu den früheften Einrichtungen anf dem Gebiete dr Wirtbfchafts-, 
Finanz-, Militär- und allgemeinen politifhen Statiftit gehören die 
Schöpfungen und Berwaltungsmaßregein der großen franzöfiichen Miniſter Hein- 
richs IV. Lud wigs XII. und XIV., namentlid Sülly's cabinet complet de 
politique et de finance, weldhes alles auf Finanzen, Handel, Bergweſen, Münz- 
weſen, Bolizei, innere und äußere, Kirchliche und Givilverwaltung, Kriegsweſen be- 
züglihe Material ſammelte. Auch Richelieu orbnete mande wirthſchafts⸗ und 
finanzsflatiftifhe Recherchen an. Eolbert ließ fi vie Ausbildung der Handels⸗ 
ſtatiſtik, befonvers ver Weberfidhten über die Bewegung bes auswärtigen Han- 
dels nad) den Zollamtsliften, feinem Handelsſyſtem gemäß, fehr angelegen fen 


6) Die Anordnung der Kirchenbücher erfolgte auf der Synode zu Séez 1524, in Frank⸗ 
reich dann von Seiten des Staats 1539, aber bis 1667, wo Eofbert die Haltung flaatlicher 
Civilſtandsregiſter einführte, blieben fe fehr mangelhaft; val. Wappäus' Bevöllerungsſtat. IT, 
559. In England fommen Vorfchriften 1538. wiederholt 1558 und 1559 vor, doc werden 
fie erſt foäter nenauer erfüllt. Die meiften engliſchen Pfarreien befigen Reatfter feit den legten 
Jahren Eliſabeths, die größere Zahl feit 1570, einzelne, 3 B. Cheltenbam, feit 1558. In London 
wurben 1592 in Beranlaffung einer Peſt genauere Sterblichkeitätiften eingeführt. An der bafd 
darauf erfolgenden Deröffentlihung der Londoner Liften über die Bewequna der Bevölferung 
traten anfangs Unterbrechungen ein. feit 1603 befikt London fortlaufende vollſtändige Liſten, feit 
3619 werden bereit3 meiftens die Todeſsurſachen, Krankheiten unterfchieben , feit 1728 auch das 
Alter. Dal. Sükmild- Baumann III. (2. Aufl. 1787) S. 22 und Guerrv. stat. mor. 
de Y’Anglet. p. XII. Don Augsburg gibt es Liften feit 1501, von Genf feit 1549, von Klo: 
renz feit derfelben Zeit, von Breslau felt 1555. von Leipzig, Dresden, Freiberg, Danzig ſeit 
Anfang des 17. Jahrhunderts. Im vreuß. Staat werden die Liften feit 1683, beſonders feit 
1692 vollftändig, fo in Berlin, wo feit 1721 auch Befchlecht, Alter, Todesurfacdhe der Seſtorbenen 
unterföhleben wird. Das Dorf Auch bei Berlin beſitzt vollfländige Kirchenbücer, mit Meinen 
Unterbrechungen im 30jährinen Krien. fett 1498. Dal. die reichhaltigen Sammlungen von Süß» 
mild (f. au Bd. 111, 23), Mallet, rech. sur la popul. de Geneve (Ann. d’hygiöne 
publ. XVIII. 5), #tatist. del Granduc. Toscana I. 
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und befahl auch ſonſt vielfache Stoffauſammlungen durch die Behörden. Lonvois 

aründete in dem depôt de la guarre eine Art militär-ſtatiſtiſches Bureau (1688). 

Ludwig XIV. ſelbſt verlangte, freilich noch ohne gänftigen Erfolg, ven ven 

Intendanten Propinzialbeiegreibungen über dag Militär, Finanz⸗, Juſtiz⸗, Kirchen 

and Uunterrichtoweſen. Staatshaubbücher kommen in Fraukreich feit 1699 heraus 

(m Oeſterreich wird ein ſolches, mit ſtatiſtiſchem Material verfehen, ſchon 1637 

ectvähnt). Zur Errichtung einer Art fletiftiihen Bureau's, welches Ques nah's 

Freund de Sonrnay im Jahr 1766 unter dem Namen eined bureau de 

renseignement vorſchlug, fam es unter Neder. Sein berühmter Finanzperwal⸗ 
tuwgsberiht (1784) ift aus dem Material dieſes Bureau's entflanden. Später in 

ber Rewolutionszeit wurbe letzteres nur für die Handelsſtatiſtik benust. In Eng⸗ 

land entwidelte Adi die Handelsſtatiſtik befonvers feit Wilhelm IIL, aus 
deſſen Regierungszeit bie heute noch bei der Berechnung ber Handelsbewegung ge 
brauchten Ingenannten „officiellen Werthe“ herrühren. Seit der zweiten Revolution 

wurden die parlamentariſchen Enquoten uud Kommiffionsberichte über wichtige 
politiſche, geſellſchaftliche und wirtbichaftliche Fragen immer häufiger. Das dadurch 
angefammelte Material kam auch zum Theil fon in die Oeffentlichkeit. Seit ber 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts werben die daun auch veröffentlichten Be⸗ 
richte der Miniſter an das Parlament Aber die Lage bed Landes üblih. Was in 
Großbritannien nah bis heute an planmäßiger Orbnung bes ftatifliigen Beob⸗ 
achtungsſtoffs zu wänfchen übrig bleibt, das wirb durch bie große Spectalität und 
das am früheften umfaflend anerfannte Princip der Oeffentlichkeit gut gemacht. 
Auch in ben dentfhen Staaten, befonders ſeit dem großen Ghurfärften und 
Friedrich Wilhelm I. in Preußen, bald auh in Defterreih, Würtem⸗ 
berg, Heffen, Batern u. a. m. beginmen ſich die Regierangen bie Anſamm⸗ 
lung ſtatiſtiſcher Beobachtungen Aber Staatszuſtände angelsgen fein zu laffen. Das 
Syſtem des aufgeflärten Defpotismus mit feinem Streben, Alles zu regieren, — 
Alles für das Boll, nichts durch das Bolt — führte mit Nothwendigkeit zur An⸗ 
ordaung flatiflifcher Aufnahmen. Die merkantiliftiihe Handelspolitit, dann aber 
auch das Streben nad) gerechterer, allgemeiner und gleihmäßiger Vertheilung ber 
Steuern, befonders der Örunpfteuern, vie beginnende Einflußnahme ver 
Regierungen auf bie privatrecktlihen Grundlaſten riefen ebenfalld eine Menge 
ftatiftifcher Recherchen hervor. Bei allen handelte es fi ſchon darum, gewiſſe 
wirthſchaftliche und foctale Berhältnifie quantitativ, wo möglih in einem ge- 
nauen Bahlenansprud zu konſtatiren, wenngleich die Berläßlichkeit der ziffer⸗ 
mäßigen Ouantitätsbeflimmungen noch Manches zu wünſchen übrig lleß. So er- 
feinen denn Produktionsliſten, befonders Ernteüberfihten, fogenannte Handwerker⸗, 
fpäter auch Wabriktabellen u. a. m., wobei man freilich oft durch zu viele Tragen 
die Beſteuerungsabſichten witternde Benölferung ſcheu machte. Genane Landver⸗ 
meflungen begannen in einzelnen Fällen. Zum Zweck ver Grundſtenerregulirung 
fängt man mit genauen Sandtafetionen an, Defterreih führt mit bem berühmten 
censimento milanese (1718—1749) das wiſſenſchaftliche Matafterweien im die 
Steuerpraris ein”) und ftellt damit die Aufgabe, ein Problem zu löfen, mit 
welchem man aud in ber Gegenwart noch lange nicht fertig geworben iſt. Die 
Benünftigung, welhe die Stetiftil unter Maria Therefia und Joſeph II. in Defter- 
reich, unter Katharina II. in Rußland, unter direktem und inbirelten Einfluß 
Schlözer's und feinen Schriften, fand, ift Bekannt und charalteriſtiſch namentlich 


| 7) Taf. z. Gtatift. d. Steuerweſ. im öfters. Kaiſerſtaata, Wien 1858, ©. Al. . 
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für Oeſterreich geblichen. Wie wenig freilich im Ganzen vie gefauynie ‚officieil« 
ſtatiſtiſche Thätigleit der Regierungen bis zum Schluß des 18. Jahrhunderts. ſach⸗ 
lich bebeutet, geht am beiten aus der Betrachtung ber geographlicen und ſtatiſti⸗ 
ſchen Brivntarbeiten jener Zeit hervor. Ein Büſching muß und davor warnen, 
den Flachenraum ber Staaten nicht nach der Länge ver Lanaftraßen, ſondern nach 
guten Rarten zu berechnen, ohne nur bie Forderung allgemeiner Ranbesvermeflungen 
aufzuftellen 8), Damals hatten eben exft ganz vereinzelte Landesvermeſſungen ſtatt⸗ 
gefunden, obgleih La Eoupamine und Bouguer in Peru, Maupersuis 
und Clairaut in Lappland ihre Grahmeflungen ſchon ausgeführt hatten. 
Grome hält es noch jpäter für nöthig, im Ermanglung genügender ch 
‚ über den Unwertb von Schätzungen ver Volkazahl nach Kopfſteuern', Me 
Erutenanähebungen,, Tenfkertaren, Hänferzohlen, Somilienzahlen, Konſumtionsper⸗ 
bältniflen zu fprechen. Für ihn, mie, für andere Statiftifer, hatten bie Kirchenliſten 
Hauptfäclih als Grundlage von Berechnungen ver Volkszahl Bebentung®. Die 
Zahlenangaben über bie Bevölkerung größeser Länder weichen nicht ſelten um 
50 9/, und mehr von einanber ab. WBelonnt iſt ber von Price 1780 ir Eing- 
land gugeregte lebhafte Streit über die permeintliche Abnahme der engliſchen Ne⸗ 
völleeung im 18. Jahrhundert, welcher ehenſo wenig als der frühere zwiſchtn 
Mirabean päre, Meffance u. a, geführte über eine ähnliche Behauptung in 
Betreff Frankreichs (1756) in Ermanglung genügender Daten beftimmt eutichieben 
werden konnte. Selbft ein Montesguien verſtieg ſich zu fo unfinnigen Be- 
banptungen, wie bie, daß Gallien zuı Zeit Caſars 50 Mal fo ftart als zu feiner 
Zeit benölfert geweſen fei 19. Wie Liegen fich politiſche Fragen bei ſolchem Mangel 
thatſãchlicher Unterlagen beurtbeilen! Und über Bevölkerungsverhältnifſe wurde 
wenigſtens nicht jo ängſtlich Geheimniß gehütet, wie über andere Staatsverhält« 
niffe. Das darüber etwa gefammelte Material vermoberte großentheild in den 
Archiven. Die vom Staate auggehenden ſyſtematiſchen Maſſenbeobachtungen über 
Stontszuftände waren im Vergleich mit dem jetzigen Zuſtand ber ar alfo noch 
außerorbentlih důrftig, nur erfi Aufänge ſolcher Beobachtungen | 
C. Die Conring-Achenwall⸗Schlözer'ſche en in ber 
Statiſtik oder die beutfhe Säule der Staatstunde und beren 
Entwidiung bis zur Gegenwart. An jeme oben erwähnten Anfänge ber 
Staats beſchreibung ‚ weldhe von Italienern und Holländern ausgingen, knüpften 
in ber zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderjs bie Deutſchen an und erhoben mit 
dem ihnen eigenen Sinu für Syſtematik pie Staatsbeſchreibung zu einer Art fyfte 
matiſcher, deſtriptiver Wiſſenſchaft. Wenn man in einem ſolchen Falle, mo ftete 
— — Viele bewußt und unhewußt auf Ein Ziel hingearheitet haben, einer 
eſtimmten Perfönlicleit ein maßgebendes Perdienſt als Bahnbrecher ber nauen 
Richtung oder Gründer ver neuen Disciplin zuſchreiben will, fe kann dies hier 
wohl nur mit dem berühmten Helmſtädter Profeſſor H. Conring geſchehen. Dieſer 
hat zuerſt ben Verſuch gemacht, eine ſyſtematiſche Stoatsbeſchreibung nach Prin⸗ 
cipien des öffentlichen Lebens zu entwerfen, daraus eine neue Disciplin zu bilden 


— 


* Büf hing, Porbereit. u. f. w. 3. Kenntnig d. euro». Rede, * Aufl, Hamb. 1768, 8. 16. 

9 Erome, Sulturverb. d. europ. Staaten, Lpz. 1792 © 

36) Montesquieu, leitres persannes N. 100, esprit —* wi; xx, 47—19. Nach 
Napoleon II. ie de Cösar IL.) war Galliend Beyälterung A Fre Beit Cäfar’s Kos 7—8 Mill. 


11) Val en za en Geſch. u. Litt. d. Benöfkerungdlebre in d. Geld. d. 
Eat u, 411 ft. 3. ie , biat. de la sie de Colbert, Paris 1646, —8 
hling a, u. I, de län * — auf den ſiautiſcen Ruvgien . 
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und letztere konſequent von Geographie, Geſchichte und Politik loszulbſen, mas 
ihm freilich ebenſo wenig als irgend einem ſpäteren Statiſtiker ſeiner Richtung 
vollſtändig gelungen iſt. Conring hat Fein Kompendium geſchrieben, ſondern bie 
Difeiplin nur in feinen Vorlefungen vorgetragen. Wir finden bei ihm vie Anfänge 
jener bis heute üblich gebliebenen Syflematifirung der Staatskunde (Land und 
Lente, Regierungsform — Berfaffung — Berwaltung — Regterung —, Mittel 
der Berwaltung, Zweck und Mittel des Staates), Conring hält fi an bie 
gegenwärtigen Staatszuftännde und behandelt jeden Staat — wie man 
e8 fpäter nannte, nad der ethnographiſchen „Methode“ (sic) — für fih. Dem 
Weſen nah ift feine neue Wiffenfhaft eine politiſche Staatskunde der 
Gegenwart, eine glei der damaligen Geſchichte rein vefcriptive, ſchildernde Die- 
ciplin, welche aus der Geographie, ber neueften Geſchichte und dem üffentlichen 
Recht die für die politifhe Einrichtung und Stellung des Staats befonvers wid. 
tigen Momente bervorhob und fle durch Zwedbeziehung auf den Staat nad einem 
einheitlichen Gedanken zu orbnen fuchte 12). u 

Diefe der Geſchichte, Geographie und den Rechts: und Staatswifſenſchaften 
entwachſende, aber ftets ſich mit ihnen nahe berührende Disciplin, deren Rechts- 
anfpruh auf den Namen einer felbftänpigen, wenn nicht überhaupt einer WBiffen- 
ſchaft bis heute zweifelhaft ift, nannte Conring ſelbſt Staatskunde (notitia 
rerum publicarum). Ste wurde durd ihn zu einer ftehenden akademiſchen Bor» 
lefungspisciplin auf deutſchen Univerfitäten. Meiſtens trug fie der Profefior des 
Staatsrechts, der Politik oder der Gefchichte vor, wie in Halle, Frankfurt a. O., 
Wittenberg, Jena, Altvorf, Utrecht. Zahlreiche Kompendien der Staatskunde im 
Comring'ſchen Sinn erfchtenen, meiſtens unter dem Titel notitia rerum publicarım 
oder Ähnlichen, im legten Drittel des 17. und erften des 18. Jahrhunderts. Unter 
den Univerfitätslehrern und Schriftftellern find zu nennen Sagitarius, Bofe, 
Schubart, Beckmann, %. Otto, Maibom, Gundling, Struve, Spener, 
Köhler, Shmanf, Hofmann, Buder, Schmeigel u. a. m., wie man flieht, 
zum Theil namhafte Iuriften, was auf die Auffaffung und Entwidlung der Die- 
ciplin nicht ohne Einfluß bleiben Tonnte. { 

Für die neue „Wiſſenſchaft“ kam gegen Ende bes 17. Jahrhunderts ber 
Rame Statiftil auf. Ueber Urfprung und Etymologie dieſes Wortes tft befannt- 
Hd viel geftritten worben. Die öfters vertheibigte unmittelbare Ableitung vom 
lateiniſchen status oder von dem deutſchen Staat und vie Analogte mit Heraldik 
u. f. mw. fheint unrichtig zu fein. Richtig iſt bagegen wohl bie Ableitung 
Achenwalls, der durch feinen Gebraud des Wortes, obgleich er es nicht auf 
dem Titel feiner Schriften anwendet und in der Regel von „fogenannter Statiſtik 
ſpricht, am Meiften zur allgemeinen Annahme des Ausbruds beigetragen hat. Er 
leitet es vom italieniſchen atatista (Staatsmann) ab und verfteht darunter „ben- 
jenigen Theil der praktiſchen Politik, welcher in ber Kenntniß der heutigen aanzen 
Staatsverfaſſung unferer Reiche befteht“, oder fo viel wie Staatsfunde 13). In 


12) Conrina's Vorlefungen wurden von feinen Zubörern Didenburaer und Rövping 
wider feinen Willen herausgegeben (1675 u. 1668, von erfterem u. d. T. Thesaurus rer. publ. 
tot. orbis, Genf 1675) und nach feinem Tode mit feinem fitterar. Nachlak von adbel. 1730. 
IV. Bd. — Dal. über Eonring Göß, Bear. d. Statift. Ansb. 1804, S. 17 ff., 23 ff., und 
Wappäus, Bevöfkerungaftat. 11, 548, 5586. 

13) Zuerſt nachaewielen hat man das Wort statista und das Adjektiv statisticus in einer 
Heinen Schrift von 1668; im Jahr 1672 fehrieb Helenus Politanus ein microscopium sta- 
tisticum, quo status imperli Rom. Germ, repräsentatur. Der Rame collegium politico- 
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dieſem Sinn von Stantölande wurde und wird das Wort Statiftil in der Achen⸗ 
wall’fhen Schule gebrauht, wie u. U. Sclözer ausdrücklich hervorhebt, 
indem ex bebauert, daß Achenwall feinem wohlgeftalten Kinde, der Staats⸗ 
kunde, ohne Noth einen fo unförmlihen Namen gegeben habe 14). Die Be- 
nennungsfrage ift in ver Gefchichte der Statiftit Fein gleichgültiger Punkt: ber 
einfache deuiſche Ausdrud Staaiskunde hätte niemals zu fo viel Streit Anlaß ge 
geben , als die übrigens ſchon im vorigen Jahrhundert von allen gebilveten Völ⸗ 
fern recipirte vox hybrida „Statiftil". Man würde nicht gewaltfam ganz ver» 
ſchiedene Unterfuchungen unter das Wort Staatslunde gezwängt haben, wie man 
fie unter den Namen Statiftit brachte, weldhen man demungeachtet ald Staatskunde 
glaubte auffafien zu dürfen. Schon im vorigen Jahrhundert find ganz andere 
Arbeiten, ale die Conring⸗Achenwall'ſchen Staatsbeſchreibungen, ebenfalls 
ftatiftifche genannt worden. Gegenwärtig braucht man daher, trog ber erwähnten 
Ableitung des: Worts Statiftil und feiner Gleichbedentung mit Staatsfunde bei 
den älteren Schriftfiellern, keineswegs an der Identität der Ausdrüde Statiftil 
und Staatskunde feftzuhalten, wenn wirklich ein fachlicher Unterſchied zwiſchen 
Staatölunde und dem übrigen, mit dem Namen Statifti bezeichneten Wiſſen be- 
ſtehen follte, wie e8 der Fall if. Dan kann dann eben paflend Staatslunde 

nennen, was Staatskunde iſt und bas nun einmal gebräuchliche Wort Statiſtik 
für das nicht unter Staatskunde zu ſubſumirende ſtatiſtiſche Wiſſen ausſchließlich 
deibehalten. 

Die oben ausgeſprochene Anſicht über die Bedeutung Conring's für die 
Entwicklung der ſpäter Statiſtik genannten Staatskunde kann fih vor allem auf 
Achenwall jelöft als Gewährsmann berufen 15, Achenwall, fo oft als Be- 
gränder der Statiftil genannt, vinbicirt dies Verdienſt nirgends für ſich. Gleich— 
wohl muß eine Auffaſſung, welche ihn als Begründer anfteht, doch wohl eine 
gewiſſe Berechtigung haben, zumal fie ſchon zu einer Zeit verbreitet war, in 
welcher Conring's Arbeiten noch ungleich mehr als in der Gegenwart, wo fie 
faft vergefien find, gelannt wurben. In der That haben nun aud beide Behaup- 
tungen eine Berechtigung, diejenige jowohl, nach welder Achenwall ver Be- 
grüuber der Statiftit if, als auch diejenige, wonach die Disctplin vor ihm, be= 
ſonders durch Conring, in ihren Grundzügen gefhaffen worven. Achenwall 
hat, wie Wappäus mit Recht ſagt, der (Conring'ſchen oder älteren) Statiſtik erſt 
bie volle Selbſtändigkeit gegeben, indem er fie nach Inhalt und Zwed ſchärfer be— 
flinmte, fie unter einem eigenen, wenn auch gleihfalls nicht von ihm erfundenen 
Namen populärer machte, indem er ihr einen reicheren Inhalt gab und fie in 
innigere Beziehung mit dem Leben brachte 16). Achenwall iſt dadurch von größerer 
Bedeutung für die Statifttt geworden, als Eonring; die Verſuche des legteren 
blieben nur innerhalb ver engften wiflenfhaftlihen Kreife bekannt; die Leiſtungen 


statisticum und stalislicum allein erfcheint für das flatift. Kolleg (de notitia rer. public.) 
in Jenaer. Lektionskatalogen der 1720er Jahre. Verdienft um die Aufflärung der Bedeutung des 
Worts Gtatiftit hat fi befonderd Wappäus erworben, Berölkerungsftat. 11, 549 ff. Vgl. 
femer Schubert a. a. D. 6. 2, 4, Knies, Statift. als felbft. Wiſſenſch. Kafl. 1850, ©. 
9 ff., mit der fehr richtigen Bemerlung S. 10, Guerry, a. a. O. p. 1. arätlgung biefer 
Ableitung bei Guy, im Journ, of the stat. soc. of London, 1865. p. 480 ff. 

14) (SG chlözer), Theor. d. Statiſt. Gött. 1804. ©. 2. 

15) Wappäus, Bevölkerungäflat. II, 547, 555, 

16) Ebendaſelbſt 547. 


414 0 Statik: 


Achenwall's eroberten der nenen Disciplin vie Welt. Es tft zwifchen dem letz⸗ 
teren und felnen Vorgängern ein ähnliches Verhältniß wie zwifchen 4. Smith 
und den feinigen. Wie die nenere hiſtoriſche Unterfuchung, befonders Roſcher's, 
gezeigt hat, daß mande als Smith'ſche Gedanken und Entwidlungen betradjtete 
Auffeflangen älteren Urſprungs find,. fo iſt etwas Aehnliches durch die neweren 
Forſchungen auch in Betreff ver Achen wall'ſchen Leiſtungen nachgewiefen worben. 
Über fo wenig als das großartige Verdienſt U. Smith's durch eine folde Ent 
bedung wirklich gefäämälert wird, was namentlich Rofcher ſelbſt ſchön hervor⸗ 
hebt 17), ebenſowenig gilt dies von dem Verdienſte Ach en wall's. Durch bie be- 
flimmte ſcientiviſche Form“, um einen Schlözer'ſchen Ansorud zu wählen, melde 
A. Smith ver politiiden Delonomie und Achen wall der Statiftif (Staatskunde) 
gegeben, haben fie eben beide ihre Epoche machende Bedentung, Iever für feine 
Disciplin, erlangt, während felbft ähnliche Ausführungen in anderer Weife behan⸗ 
delt verhäftutgmäßig unbeadhtet' blieben 18), Die Leiftungen Smith's und Aden- 


. wall’s feinen uns typiſch für die Leiſtungen hervorragender Männer in ven 


Wiſſenſchaften zu fein: felbft die Größten ſtehen auf den Schultern ihrer vielleicht 
viel Fleineren Vormaͤnner. Nur eine Berlennung biefes Entwidlungsganges ber 
Wifſenfchaften verräth es, wenn man deßhalb bie Bedeutung der Keppler, 
Newton, Gauß in dem vielleicht hödften, der X. Smith, Achenwall, Qus⸗ 
telet in unferem &ebiete von Wiflenfchaften verfennen wollte Mit diefer Beben 
tung der Männer hängt das Schule-madhen zufammen. Bon einer Smith’fhen, 
Ahenwall’ihen, Quételet'ſchen Schule kann man fpredden, nicht aber von einer 
Schule aller der nattonalölomomifchen vorfmith’fhen Größen, mit denen uns 
Nofcher’3 Fleiß befannt gemacht Kat, ebenfowenig von einer Conring'ſchen 
noch von einer Graunt'ſchen Schule, fondern höchſtens von einer Eonring- 
Achenwall'ſchen u. f. w. 

Achenwall (1749) gebt, ſtreng ſyſtematiſch, von dem freiti von ihm nic 
tief erfaßten Begriff des Staats aus, unterſcheidet die allgemeine Betrachtung 
des Staats überhaupt von der Inbetrachtnahme des wirklichen, einzelnen Staats 
und befhäftigt ih nur mit legterer. Er nennt merkwärdig biejenigen von ber 
Menge wirklicher Saden im Staate, welche des letzteren Wohlfahrt in einem 
merklicheren Grade angehen (hindern, befördern), bezeichnet den Inbegriff folder 
wirklichen Merkwürdigkeiten eines Staats mit dem Namen Staatsverfaffuing 
(i. w. ©.) und bie Lehre von dieſer Staatöverfaffung eines over mehrerer Staaten 
mit dem Namen Statiſtik. Letztere ift ibm eine hiſtoriſche Staatslehre im 
Gegenſatz zu der philoſophiſchen oder elgentlihen Staats wiſſenſchaft (Ahniid 
dem allgemeinen Staatsrecht und der Staatsklugheit). Der Zweck diefer Stetiftif 
ift die Erkenntniß des Staats. Bor Allem iſt das, was die Wohlfahrt eines Gtaatd 
in vorzüglich merklichem Grabe angeht, hervorzuheben. Das Ziel der Statiſtik iſt 
die Schilderung der gegenwärtigen Staatsmerfwürbigkeiten nad den zuverläffig- 
ſten und neueften Berichten. Der Nuten der Statiftif ift groß für die verſchie⸗ 
denften Perfonen, befonders aber für Rechtsgelehrte und Stantölente. Die Stantd- 


- 
um — — — —— 


1) Roſcher, 3. Geſch. d. engl. Volkswirthſchaftslehre, Lpz. 1851, S. 123. 

18) Schlözer a. a. O. S. 1. Obige Vergleichun guiläien Emith und Achenwall 
ſoll nicht im Entfernteften die abfolute Bitlemsafte deutung Achen wall's mit der eine® 
A. Smith gleichſtellen. Dadurch würde der Mann, vor Allem aber die Diecciplin, bie Beffrintive 
Staatäfunde, viel zu hoch rangirt. Hier handelt es ſich wielmehr bios um die relative‘ Bedew 
tung beider Schriftfteller für den Entwidlungsgang ihrer Disciplinen. Ueber Achenwalls ſtaale⸗ 
wiffenſchaftliche Arbeiten ſ. Bluntſchli, See. d. Staatsrechts, ©. 427, 
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merfwärbigleiten werden nah den Rubriten Kann und Rente vorgeführt: Som 
Lande werden die geographifchen Elemente mit Nüdficht auf ihre politiiche Be⸗ 
dentung behandelt, beſonders aber bei den Landesprodukten verweilt. Die Ein» 
wohner werden als Menſchen nach ihrer Zahl, mit Berückſichtigung ver verſchiede⸗ 
nen Bollspichtigfeit und ihrer Urfadhen, nad ihren Eigenfhaften, befonders aber 
als Bürger betrachtet. Hier find die Orundverfaffung, d. h. das Berhältniß 
zwiſchen Landesherrn und Unterthanen (Staatsredt u. f. w.), ſodann die Regie» 
rungsverfaffung, d. h. bie nicht reichsgrundgeſetzlich feftgeftellten, die Wärbe 
oder das Unfehen und vie eigentliche Landesregierung betreffenden Einrichtungen, 
barzuftellen. Den Behörbenorganismns und feine Gliederung nad den einzelnen 
Zweigen ver Stantsthätigfeit, befonders das Kirchen-, Unterrichtg-, Juſtiz⸗, Finanz⸗, 
Kriegsweſen, die Verwaltung und das, was wir volkswirthſchaftliche Fürſorge 
nennen, find vorguführen. Unter lebterer Rubrik, alfo nur als Dbjelt der nad 
ber herrſchenden Bevormundungspolitit nnumgänglichen Stantsfärberung, nicht als 
felbftändiger Gegenſtand erfcheint die Volkswirthſchaft m der Statiſtik. Am Schluß 
follen dann mit Hülfe der Politit Regeln zur Förderung des Volkswohls oder 
Staatsmarimen abgeleitet werben, deren Inbegriff Adyenwall Staatsintereffe 
nennt. Die Statifiit wird hierdurch zur Bafis der praktiſchen Bolitit gemadt und 
als ihr letter Endzweck, durch Kenntniß der Stanten zur Staatsklugheit zu ger 
langen, begeidmet 19). 

Hiernach iſt die Statiftit auch bei Achenwall Märlih das, was fie ſchon 
bei feinen Borgängern fein follte: eine Befchreibung des gegenwärtigen 
Staats. Ganz folgerkhtig nad einem politifchen oder flaatlichen, nicht 3. B. nad 
dem geographifchen Gefichtöpunfte, wird der Stoff gruppirt und das, was für den 
Staat als folhen befonvers wichtig (merkwürdig) ift, vorzugsweiſe beachtet. “Die 
Staatokunde iſt hier Runde des gegenwärtigen Staatszuſtandes. Vom Standpunkte 
der Staatékunde als einer rein beffeiptiven, ſyſtematiſch ſchildernden Wiſſenſchaft 
ans muß man, ſcheint uns, Achenwall's geoßes Verdienſt anerkennen, mit 
Schubert, Heuſchling, Werl ) u. A., muß die Sachgemäßheit der Achen⸗ 
wall'ſchen Definition und Entwicklung zugeben und die Einwände gegen das 
Moment des Staatsmerkwürdigen als nicht zutreffend bezeichnen. Allerdings 
ift der Begriff der Staatsmerkwürdigkeit ein fehr allgemeiner, nicht zwei Statiſtiker 
ver Achenwall’fgen Schule find darüber in völliger Uebereinftinmung. “Die 
meiften Streitfragen nebenfähliher Beveutung Mnfpfen fi an biefen Begriff an. 
Man. hat gelegentlich Alles und Jedes in die Statifiil als ſtaatsmerkwürdig ge 
bradt. Schlözer’s Eremplifilationen find dafür charakteriſtiſch 21. Man ſprach, 
wie man oft dieſer Statiſtik vorwarf, de omnibus et quibusdam aliis. Aber vie 
Einwände treffen nit die Staatsmerkwürbigkeit als ſolche, fonvern die Aufgabe 
einer Staatsbefgreibung überhaupt, bei welder man, wie Achenwall ridtig er- 
kannt bat, von gar nichts Anderem, ald von dem Staatsmerkwürdigen ausgehen 
kann. Das Wort „ftantsmerkwärbig" ift freilich fehr vag, aber es bezeichnet doch 
richtig generell da8 Moment, auf welches es bei einer Stantsbefchreibung an⸗ 


— — —— — 


19) Bol. Ahenwall’s Staatsverfaff. u. ſ. w. (3. B. 4. Aufl. Gött. 1762), Einleitung 
1—59. Guy (Anm, 13) benupt die 6. von Schlo zer herausgegebene Auflage, die manches 
peziell Schlögerifche enthält. 

20) Schubert, a. a. O. S. 6. Wörl Erläut. z. Theor. d. Etatifl., Freib. 1841, 6. 22, 
Heusohling bibl, sat. de l’Allem. 8, 36, , 

21) Schloͤzer a. a. O. S. 45 ff. 





416 Stotifik. 


tommt. Einen genaueren Austrud Tann man nicht wählen, weil e8 a priori 
und ein für allemal für alle Staaten gar nit zu beſtimmen ift, was fpeciell 
in bie Staatsbeſchreibung gehöre. Nothwendiger Weiſe wechſelt der Inhalt bes 
Begriffs der Stantsmertwürbigkeit nit nur mit der fortfchreitenden Erkenntniß 
und höheren Auffafjung des Staats, fondern and mit den Zeitumftänden, nad 
welchen eben Verſchiedenes in verſchiedenem Grabe für den Staat merkwindig ift. 
Für feine Zeit hat Achenwall das Staatsmerkwürdige ganz richtig hervorgehoben, 
bezeichnet aber immerhin ſchon einen Fortſchritt gegen feine Vorgänger, "wenn er 
nicht mehr ausſchließlich, aber doch noch weitaus hauptſächlich die eigentlich politifchen, 
die rein-flantlihen oder die formalen Momente des Stantslebens beachtet, wäh- 
rend das materielle Moment, das Wirtbichaftliche, die eigentlihen Staatsträfte 
noch zurüdtreten. Diefe Behandlung entfprady aber durchaus ven herrſchenden Auf- 
faflungen in ver Mitte des 18. Jahrhunderts, vollends im abgelebten deutſchen 
Reihe. Schon frühe Nachfolger, 3. B. Schlözer ſelbſt, erlennen die geringfügige 
Bedeutung der Titel, Wappen u. ſ. w. als Staatsmerkwürdigkeit. Der gewaltige 
Umſchwung, weichen die Erfindung der Maſchinen für wichtige Fabrikationszweige, 
die Einführung der Dampfkraft ale Zugkraft beim Transportweien, anderfeitd das 
Aufblühen der politiihen Delonomie jet U. Smith, ver Fortſchritt der Staats- 
wiffenfhaften, namentlih aber auf eigentlih politiidem Boden vie franzoͤſiſche 
Revolution in allen Gebieten des Stantslebens verurfacht Haben, mußte nothwendig 
dem Begriff der Staatsmerkwürdigleit einen unendlich reicheren Inhalt geben. Die 
Enge und Kleinheit des Inhalts dieſes Begriffs bei Ahenwall uud feinen näd- 
ſten Nachfolgern und feine Weite und Großartigkeit bei ven heutigen Vertretern 
der Staatskunde ift fo wenig für legtere ein Verbienft over für erftere ein Makel, 
- als das etwa der Umſtand ifl, daß biefe auf Eifenbahnen, jene auf elenden Land⸗ 
ſtraßen einher fuhren. Der ganze envlofe innerhalb der Staatskunde geführte 
Streit über den Begriff der Statiſtik erſcheint demnach auch als völlig mäjfig- 
Immer wurde in vergeblichem Suchen nach dem fpeciell Staatsmerkwürdigen, ohne 
Verſtaͤndniß dafür, daß des letteren Auffindung und Aufftellung ein für allemal 
wegen des Wechſels im Stantsleben ein Ding ber Unmöglichkeit ift, nur einfeitig 
ein Moment hervorgehoben, das ten Begriff der Statiftit bilden follte, bie 
„Verfafſſung“, die „Staatskräfte“ u. U. m. In Achenwall's Definition war 
Ales enthalten. Auch die Auffaſſung der Statiftit als Wiffenfhaft des allgemeinen 
Wohle oder als Zuſtands⸗ (Staatszuſtands⸗) Wiſſenſchaft jagt nichts Anderes, nicht 
mehr, auch nichts Specielleres als die Ach enwall'ſche Begriffsbeftimmung, wie 
Ion Schlözer mit Recht bemerkte 22). 

Für uns ift es bier beſonders wichtig, daß die Achenwall'ſche Gtatiftit 
wirklich auch nur eine Staatsbeſchreibung, eine rein deſcriptive Wiſſenſchaft war. 
Bei Ahenwall.teine Spur des Strebens, aus den einzelnen ſtatiſtiſchen Daten 
ber fogenannten Statiſtik allgemeine Regeln ober Geſetze abzuleiten, etwa 


22) Auch die kritiſche Literatur über Die Geſchichte der Statiſtik ſtellt die beſprochenen Berhält- 
niffe, fcheint uns, keineswegs immer in das richtige Licht; Fallati, Jonak und ſelbſt Mobi 
Iegen auf Die umwichtigen Nüancen in ten Definitionen der deutſchen Schule viel zu viel Ge⸗ 
wicht, Mohl namentlich dadurch, daß er nach diefen Rüancen die Definitionen flaffificirt und 
die Qustelet:Dufau’fhe Auffaffung nur als eine andere Gruppe neben den übrigen Kiaffen 
betrachtet. Auch Knies brauchte, um feiner tiefer gehenden Polemik den Erfolg zu ſichern, nicht 
fo viel Rüdfiht auf das Auseinandergehen der Anfichten der Achenwall'ſchen Schule zu neb- 
men, weil diefe Kontroverfen doch für Die Hauptfrage der Trennung der jogenannten Statiſtik 
nicht entſcheldend find und überhaupt nicht fehr tief eingreifen. 
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Eatwichlungsgeſetze des Staats oder einzelner Funktionen des Gtantsiebens ober 
etwa ber Wirthſchaft im Staate. Die Ableitung politifcher Klugheitsregeln, ohne⸗ 
hin nur als Forderung an die Statiftil aufgeftellt, aber nicht ausgeführt, iſt ganz 
etwas Anderes. Ueber die Bevölferungsprobleme geht Achenwall mit wenig Wor- 
ten hinweg. Siffermäßigkeit der Daten iſt noch ſehr wenig vorhanden, vie befon- 
ders beachteten formalen Momente des Staatslebens Tiegen fih and am Schwer 
ſten in Zahlen ausdrücken. Es heißt zwar, man felle vie Urfachen ver Staats 
mertwärbigfeiten darlegen, fonft ſchane man ven Staat nur an, -fehe ihn aber 
nit ein. Allein daraus hat fih bei Achenwall nicht einmal derjenige Grab 
pragmatifcher Behandlung entwidelt, deſſen fi felbft die ſpäteren Statiftiter be- 
fleißigten, von denen Lüder doch mit Recht fagt, fie wären felten genug vom 
Kigel geplagt, pragmatifch zu fein. Achenwall behanvelte Spahien, Portugal, 
Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, Rußland, Dänemark, Schweren. Die 
Beſchrankung auf diefe Staaten, ſelbſt die Innehaltung derfelben Reihenfolge blieb 
längere Zeit in ven flatiflifchen Kompendien Ablih. Es ift auch für vie theore- 
tifche Anffaffung beachtenswerth, daß weber Achenwall noch viele feiner näcften 
Nachfolger Dentfchland, felbft nicht Defterreih und Preußen behandelten. Auch in 
den Kollegien wurde es ebenfo gehalten. Der Hauptgrund liegt wohl darin, daß 
die damalige Statiftif ja vorzugsmelfe das Staatsreht und Verwandtes dar⸗ 
legte, allerdings nicht vom juriſtiſchen Standpunkte aus, fondern als widhtigfte 
Staatsmerkwürdigkeit, als Thatſache. Ueber das deutſche Staatsrecht wurde aber 
beſonders geleſen und geſchrieben, wozu alſo noch eine Behandlung Seitens des 
Statiſtikers? Die Statiſtik wurde eine unvollkommene Art vergleichenden fremben 
Stantsrehts 3). oo 

Weil Achenwall die einzelnen Staaten nad einander barftellte und fo von 
jedem Staate ein abgerundetes Bild zu geben ſuchte, bat man ihn, dieſe Dar 
ſtellungsweiſe zu einer befonveren Methode flempelnd, auch als ven Gründer der 
ethnographiſchen Methode (veutſche Univerfitätöftatiftit) bezeichnet. Den Gegen» 
fag dazu fol die vergleichende oder Büſching'ſche Methode bilden. Büſching, 
ver befannte Geograph, faßte die Statiftit im Sinne Achenwall's ale Staats- 
kunde auf, verwebte in feine größen geographifchen Werke und Zeitfchtiften vielerfel 
fogenannte ſtatiſtiſche Notizen und trat bald nah Achenwall (1758) mit einem 
Abriß der Staatsfunde auf, in welchem er den Stoff nicht nad) den Stauten, 
fondern nady den einzelnen Materlen orbnete. Er befolgte im Uebrigen einen ziem- 
rich ähntichen Plan wie Achenwall. Seine Behandlung brachte es jedoch mit: fidh, 
daß er nicht fo jehr anf die Schilderung eines Staats in feinem gegenwärtigen 
Zuſtande, als auf die Darftellnng der politifh und materiell wirklich wichtigen 
Faktoren, der Stantöfräfte in den Staaten, Gewicht legte. Die formalen yolttifchen 
Momente, welche ſich im der Kürze weniger gut vergleichen Iteßeri, traten zurück 
die materiellen, in Zahlen ausdrüdbaren, die wirthidhaftlichen hervor. Auch bie 
BDevölterimgsverhältniffe werben berückfichtigt. Es lag bei diefer Art ver Stoff⸗ 





23) Bot. z. B. die ähnliche Anficht, welche Remer andeutet, Lehrb. d. Staatskunde. Braunr 
ſchwei 1786, Borrete, der aber gegen diefe Anficht polemifirt und Deutfhland zuerſt mit bee 
banbelt, - jedoch der Auffoffung nicht ferne fteht, ale ob die Etatiftit etwa fo viel wie ein obers 
flaͤchliches Staatorecht wäre: Bezeiinend genug ‚wird auf den Öfberreichifchen. Uninerfitäten bie 
bente daB Staatorecht, für das es keine befonderen Lehrftühle gibt, in die Statiftif hineinge ſchach⸗ 
telt, und in diefer dann bald Abfolutismus, bald Dftoberdiplom, Zebruarpatent oder Geplembers 
oftropirung — als Thatfache, nicht als Recht! — vorgetragen! ° 
Bluntſchli und Brater, Deutiges Staats⸗Woörterbuch. X. 


“HR Statifik. | = 


behandlung nahe, allgemeine Regeln aus dem hierfür ſchon zweck ex grappirken 
Stoffe zu ziehen. Das thut jedoch Büſching fo wenig als andere Statiſtiker ver 
Achenwall'ſchen Ridtung, Es follen eben auch bei ihm nur, Staatsmerkwärdig 
keiten beſchrieben, niht die Entwidlung der. Staatezuftände erforſcht werten. 
Bäſching's beachtenswerther Berfud, der den Kein zu einer bedeutſameren Ent- 
widiung in fih barg, fand vielen Beifall, aber wenig Nachahmer viele: Jahr⸗ 
zehente hindurch. Mon erfieht auch daraus, wie anderfeits aus der Ifalirien Stellang 
Sußmilch's, daß die Zeit für eine höhere Auffafjung ver Aufgabe noch nicht 
gelommen war und bie „Staatslunden” volles Genügen bewirtten. 

In Deutſchland blieb die Ahenwall’fhe Auffaffung lange Zeit hindurch 
herrſchend. Es bildete ſich eine zahlreiche Schule von Docenten und Kompendien⸗ 
verfoflern. In Kleinigkeiten mande Abweichung, in der Hauptſache völlige Gleid- 
beit der Behandlung mir Uhenwall, ob man nun das Moment der Berfaflung, 
des Zuftands, des gegenwärtigen Zuflands u. f. w. mehr ober weniger betonte. 
Toze (1767), Remer (1786), Meufel (1791), Sprengel (1793), deren Kom- 
penvien vie verbreitetfien waren, weichen fachlid wenig von einander ab, in 
ſachlicher Fortfchritt in der Theorie war höchſtens das Zugeſtändniß, daß die 
Staatsékunde nicht nothwendig, fondem nur aus praktiſchen Gründen die Gegen⸗ 
wart des Staats ſchildere, es könne vielmehr auch alte Statiftiten für einen 
beftimmten Zeitpunkt geben (Lüder, Butte, fhließlih auch Schlözer). Vervoll⸗ 
flänbigt wurden die Werke dur Aufnahme einer größeren Anzahl Staaten — 
Meufel behandelt im Jahr 1804 ſchon 17 — und durch reidgeren Inhalt, wobei 
befonders Büſching's Magazin und Nachrichten und Schlözer's Staatonnzeiger 
ausgebentet wurden. Die Schriften Über Staatskunde wurden dadurch freikteh. einer 
apolitiſchen Gebgraphie“, diefem mixtum tompoeitum ;alles- möglichen Wiflens- 
würdigen, immer ähnlicher. 

Der reihlichere Zufluß bezüglicher Notizen und das ftärdere Hervortreten der 
wirthſchaftlichen Momente im Staatsleben führte dann auch zu einer größeren 
Berüdfihtigung der materiellen Faktoren. Diefe ließen fi am beſten in Zahlen 
ausdrüden, man erhielt darüber allmälig mehr amtlide Zahlenvatn. So begann 
dann die Zahl eine größere Rolle in der Staatskunde zu fpielen, Die Vorzüge 
der Zahlenvaten, ihre bequeme Vergleihbarleit wurden bald binlänglich gewürdigt. 
Man flellte die Daten zur Ueberſicht tabellarifch zufammen. Es eutfland, nachdem 
der Däne Ancherſen ſchon im Jahre 1741 einen no ohne Nachfolge gebliebenen 
Berfud gemacht Hatte, Daten über die wichtigſten Verhältniſſe der choilifirten 
Staaten in Tabellen zufammenzuftelen, im legten Viertel des 18. Iahrhun- 
vertö eine ganze Litteratur tabellariſch⸗ſtatiſtiſcher Schriften: Gaspari (1778), 
v. Schmidiburg, Jakobi, Brunn, Randel, Nemer, Bötticher, Ockhardt, 
Bel Ehrmann, Höd (1811) u. m. Man nannte diefe Schriftfieller 

abellenftatiftifer und Linenrarithmetiter, foferne fte vie Zahlendaten zu 
geometriihen Darftellungen benugten, aljo die arlihmetiichen in geometiifche Ber- 
bältniffe umfegten, wie namentlih Crome (1782 und in anderen zahlreichen ſpä⸗ 
teren Arbeiten), Ockhardt (1804), auch Ausländer wie Playfair, Donnant. 
Das Ziel diefer Statiftiler war ganz dasfelbe, wie dad der Übrigen Staats 
funtigen: man wollte ebenfalls eine Stantsbefchreibung, ein Bild vom State, 
ein Zahlengemälde, wie es nod Neuere, 3. B. Horn, nennen, liefern, wobei 
allerdings bie kolonnenweiſe Nebeneinanverftellung der Daten aus mehreren Län- 
bern die unmittelbare Vergleichung erleichtern follte. Sicherlich find diefe Statiftiter 
wicht Immer mit ver nothwendigen Kritik zu Werke gegangen, Haben dfters ihre 
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Daten? virsch: gemahte- Shänamgen veruulifiämbigt, ſind namentlich bei deu Yen- 
meteiſchen Dorrfinlinkigen ,. z. B. Orome in fener Orbßenkarte von Europa ,: in 
Spielereien wefalden: Über die: bekannten herben Angriffe der Oättinger ‚Säule, 
eines Hoeeren, Brandes, Hehberg, -Schläzer, dann Lüder's haben fie im 
Gauzen nicht verdient. Daß fie 9 vorzugsweiſe an materielle Faltoren bes 
Staatelebrnis Halten, in wahr, aber: dieſe traten gerade am Schluß ves vorigen 
Jahrhunderte immer bedeutſamer herbor- und liefen ſich eben am ˖ Beſten in Zahlen 
ausdrũcen. Es wine Übrigens von. den Tabellenſtatiftikern gar nicht behauptet, 
vaß mit ihren Darftelimgen per. Jahalt der Staatskunde erſchöpft ſel. Eintgen 
extremen Anſichten, wie mar fie mitunter bei Crome findet, ſtehen ähnliche ent⸗ 
gegengeſetzte Einſelligkeiten ver Eottinger gegenüber. Die Bevorzugung ber poli⸗ 
tiſch⸗ formalen Momente -war- keine geringere Einſeitigkeit. Wenn Lüder und 
Unveye: im patriotiſchen Zorne den, Tabellenknechten“ vorwerfen, daß ihre Theorie, 
die GSrautskrafte nach vem materiellen Subſtrat der Staaten abzuſchẽtzen und bie 
idealen Faltoxen im Staatsleben mit zu würdigen, in ben Kriegen der Revslu⸗ 
ıtönszekt. glänzen Fiaato gemacht babe, fo Tonnten deſe Statiftifer mit Rest 
repticiven‘, daß dieſe Zelt vor "Allem. doch die völlige Nichtigkeit der poltsif-for- 
.müleh Faktoren⸗ det Berfaffungsverhättniffe. u. |. w., mit deren Darfielung vie 
dentfigen: Statiſtiket und StaatsrechtsAehrer ihre Staatskunden anfüllten, erwieſen 
habe,’ Wie" Gbttinger. nennen ihre :Statiiit die Höhere, biejenige Ihrer: Gegner 
bie gemeine ‚vie Nuchmels hat eher wmgefehrt: geurtheilt 24). 
 . Mebrigens iſt: es ein Irrihum, von welchem fih and Awies nicht. freigehalten 
hat; dieſe Tabellenftatiſtiter ſchlechtoeg mit den politiſchen Arithmetilern zuſammen⸗ 
zuwerfen. Allerblugsor find mancht von Ihnen, 3. B. Crome, auch ſolche polttiſche 
Arithmetider da: Eirß milch ſcher Richtung. Allein re Thatigkeit IR dann eine 
verſchledene. She wohl; wiewie meiſten übrigen Tabellenſtatiſtiker wollten als 
folge: uilijte: andenes als die mit Worten beſchreibenden Statiftiler und ‚gehören 
wit biefen pr Ehenwoll’ihen Säule GSie ſtanden ver eigentlich ſtatiſtiſchen 
Süßpmild’s wäher, aber gehören ihr leineewegs au. 2 Ä 
Die Statftir im Sinne von Staatskunde iſt eine weſentlich deutſche Dikel 
plin.. Das: Ausland: baipfte wit  ägmlicher Arbeiten unmittelbarer: an bis ältere 
itulieniſch hollundeſche Bitterwiur at. und wurde erft am Schlag des vorigen Jaht- 
buhberte, aber nicht. ſo bedentend, von der Entwicklung ver deutfchen Staatskunde 
berinflußt. Fefti/die: Hauptſache blieb In letzterer Hinſicht die allgemeine Receptlon 
des MWorts Eatiſik in allen modernen· Sprachen bis zum Schluß des Jahrhin⸗ 
derts; z.B. in Eugland für pyesent ‚state, in Frankreich fir état pröſant, 
tmbkese:u..f: w. Sw Eugland führte Sinclair, ver belannte Verfaſſer des 
statistiesl aecoant of: Ocottand, das. Wort ein. Salmon (1724) und Smollet 
(2368) brauchen nochtdie älteren Yuspeikde. Da: man nicht won einer eigentlichen 
Fortbildung: der Statiſtil Ad enwall’s im Ausslaude reden Ian, fo begreift man 
Leicht ; spa I:der: Ausdruck „Stattftil" hley nicht immer in bemfelben Sinne ver⸗ 
ftanden wurde. Schon damals bilvete fi bei Englänvdern und Franzoſen ber 
Sprachgebrauch an, unter — ſchlechtweg „jede überſichtliche Zuſammenſtellung 
von heſimmten in Zahl und Maaß ausdrückbaren Zuſtänden“ (Wappäus) zu 
4 ' u . . , , . j 
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38) Bol, beſonders die Schriften von Schlözer, Fallati, Jonak, Knies, die Bötk 
Gel-Anz.. von i808 u. 1800, Lder⸗/ SKritll der Statiſtik u. Politik, S. 8 ff. und Mit. 
Bei d. ÆMtatiſt/c (beſ· E. 214 FR),  anberfeits mamentlich Erome’s Schriften ( Produltentarte 
v. Europa, Deſſ. 1782, Größenkarte u. |. w.). er 
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verfichen 3). Außerhalb Denticlanns befchäftigte man ſich and mehr mit ten be⸗ 
völferungsftatiftiichen Problemen der politiſchen Arithmetit, welche unter dem Namen 
Statiſtik vorzugswelfe mitbegriffen wurben. Soweit das Ausland eigentliche in das 
Gebiet ver Staatskunde einfhlagende Arbeiten lieferte, berückſichtigte es darin ſchon 
früher mehr als die Deutſchen bie materiellen Faltoren des Stantslehene, dann 
die Englänver beſonders die wirthſchaftlichen, die Franzoſen die focialen Berkält- 
niffe überhaupt. Die Engländer, wie Sinclair, dem fi darin die Italiener, 
Cagnazzi, Gioja anfhliegen, wollen durd ihre Unterfuhnngen beſonders bie 
Summe von Wohlfahrt im Lande zur Darftellung bringen und gugleih durch 
die Statiſtik auf Mittel Hinwelfen, viefe Wohlfahrt zu erhöhen. Alfo eis ähnliches 
Streben, wie es Achenwall bei der Schilderung bes Stanteintereffe's ausfpriät, 
aber nicht erfüllt. Politik und Statiſtik werben bezeichnend auch hier von ben 
Engländern in engere Berbindung gebradt. Sinclair's Zabel der Deutſchen, 
daß biefe faft nur die rein politiiden Momente berüdfitigten, wird zwas vom 
Schlözer heftig zurädgewiefen, muß aber im Wefentlichen als begründet zuge- 
geben werben 26). In Frankreich uahm die amtliche Stariftll vorübergehend unter 
dem Konfulat und Kaiſerreich einen Aufſchwung. Es entſprach dem franzöfifchen 
Geifte und der herrſchenden Auffafiung ver Zeit, daß die franzöftfchen Schrift 
ſteller dieſer Beriode, wie Beudhet, Donnant, Ballois, Herbin (1799 bis 
1805), in den flatiftifchen Schiinderungen befonverd das Moment der Staatölräfte, 
der Machtmittel der Staaten betonten, eine Auffaſſung, welche dann wieder auf 
einzelne Italiener (Tamaffia, Padovani, Graberg von Hemfd) und Deutfche 
(Mannert, Fiſcher u. U.) einmwirkte. Ale viefe Verſchiedenheiten bebingen aber 
Leinen wefentlichen Unterfchied von der Aheuwall’ihen Auffafſung. Donnaut 
z. B. vefinirt ausdrücklich nah Schlöozer bie Statiſtik als die Kunſt, ein gennmes 
Inventar aller bemerfenswertben, wirkli vorhandenen Diuge in einem Gtante 
anfzuftellen. Das Zurückgehen auf die Urſachen der beobachteten. Erjeinungen 
wird auch von dieſen franzsſiſchen Statiftifern abgewieſen, fo z. VB. von Balloie, 
man folle nur die Wirkungen darlegen 2%). Es handelt fig alſo auch hier noch um 
eine einfache deſkriptive Disciplin. 0 | 

Dies war die Lage der neuen Wiſſenſchaft der Staatakunde zu Anfang. des 
19. Jahrhunderts. Die vielen Heinen Scharmüpel über nicht fehr wichtige, aber 
damals und fo oft von den Hiftoriographen der Statiftil . auch heute ‚noch für 
wichtig gehaltene Differenzen innerhalb der Achenwall'ſchen Schule ſelbſt, vie 
beftigeren Gefechte zwifchen den mit Worten befchreibenven und den Tabellen⸗ 
ſtatiſtikern, die gewaltigen Vorgänge in der praltiſchen Politik, welche fo: oft bie 
neueften Staatögemälde in kurzer Zeit wieder antiquirten, fcheinen um jewe Zeit 
auch unter den eifrigften Pflegern der Staatskunde ein Gefühl großer Unbefrie- 
digtheit hervorgerufen zu haben. Diefem Gefühl verbantt wohl ein eigener 
Zweig der ſtatiſtiſchen Literatur, die eigentlihe Theorie der Statiſtik, ihre 
Entftehung. Bisher hatten fi vie Statiftiler damit begnügt, wie Achenwall 


25, Stjein⸗-Vappäus, Handb. d. Geogr. u. Statifl. I, 1 Er 1855) S. 177. Bl 
Guvꝰs (Anm. 13) Entwillungsgeichtchte des Worte statistics in England: das Wort bat 
dort bald aufgehört, Staatenkunde zu bedeuten, es hieß fo viel, wie Material, Stoff, That 
fadenfommlung, dad Wappen der Londoner ftatift. Geſellſchaft ifE eine Garbe von Achren! 


p. 
20 Schlözer a. a. O. S. 16, Mohl, Lüteraturgeſch. III, 661, Antes ©. 21, 27. 
—&e namentlich Schläger, ©. 18 ff., Hieuschling, hibl atat. de ja France, 
P. 
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sets, eiwleitungewelfe einen kurzen theoretiſchen Abriß ihren Gtantöhefchreibungen 
vorangehen zu lafien. Jetzt entſtand das Bedurfniß, ſchon der vielen Kontroverfen 
halber, die, Theorie für fich eingehender zu behandeln. In kurzer Zeit nad ein- 
ander erſchienen die Schriften von Schlözer, Göß, Niemann, Butte, 
Zizins, Lüder m. U. Der alte Beteran unb berühmte Nachfolger Achen⸗ 
walls. anf dem Göttinger Lehrſtuhl, Schlöger, machte den Anfang (1804). 
Er hatte feit Ianger Zeit durch feine zahlreichen einzelnen Schriften und Auffäge, 
durch . feine. Zeitfchriften und beſonders feine Staatsanzeigen auch auf bie 
Staatẽlunde tinen großen Einfluß ausgeübt, vielleicht einen um fo größeren, je 
mehr ‚feine abſpringende, fuftemlofe, aber geiſtreiche Weiſe von der üblihen Syſte⸗ 
matil ventſcher Gelehrten abſtach 2%). Die Heine Schrift über bie Theorie der Sta⸗ 
tiſtik hat alle Vorzüge und alle Mängel Schläzer’ichen Weſens. Neih an ein- 
zelnen geiftreichen, oft aber aud nur geiſtreich erſcheinenden Sägen, war fie apho⸗ 
ziftifch umdb ſyſtemlos, aber gerabe dadurch und bei ihrem polemifchen Charakter 
fehr geeignet, ala Ferment zu dienen. Sie ſteht an Gehalt entfchieben ver Nie⸗ 
mann’fchen, der bei weiten beflen ver übrigen Xheorieen der Statiftit nad, 
bat aber doc einen viel größern Einfluß geübt. Schlözer lehnt fih eng an 
Uhenmwall an, recipiet deſſen Definition, weist das Nichtsſagende der meiften 
Angriffe gegen die Uhenwall’fhen Begrifföbeftimmungen unb den geringen 
pofitiven Werth der neneren Verſuche von Definitionen mit Erfolg zuräd, unb 
fucht. befonders zu zeigen, daß unter den Begriff ver Staatsmerkwürdigleiten keines⸗ 
wegs nur bie politiide Berfafiung, ſondern Alles gehöre, was ben Staat unt 
die ganze Ration in jeder bedentenden Weiſe intereffice. Unvermerkt macht er bier, 
wie in andern Punkten ſchon wefentliche Zugeftänpniffe gegen bie ältere Achen⸗ 
wall' ſche Behaublung. Gr wärbigt die materiellen, wirthſchaftlichen Faktoren 
sehr, verlangt, wo es gehe, möÖglihfte Zahleneraliheit der Daten, wenn man 
and, wo ed nur auf große Zahlen ankomme, nicht mit einem gout de pré- 
eision @®enauigfeit bis ins Kleinſte hinein verlangen folle, er geſteht die Mög⸗ 
Hdleit ‚älterer Statiſtiken für einen gewifien Zeitpunkt, an weldem man bie Ge- 
ſchichte ſtill ſtehen lafſe, zu. Das Weſen jebes Staats werde durch bie Formel vires 
usite agumt ausgebrädt, — Kräfte des Staats oder Grundmacht, Art des Ber 
eins der Kräfte oder Berfaflung, Anwendung ber Aräfte ober Einrichtung ber 
Regierung und Berwaltmg — , alle Gegenftände ver Statiftil Lönnten unge 
zwungen (?) unter biefe Formel gebracht werben. Cine Formel, welde in ihrer 
Allgemeinheit noch wenig Hülfe leiten Tann. Befonders wichtig if es, daß auch 
Schlbzer, obgleih er ſonach die ältere Auffafſung manchfach richtig erweitert 
und mit Riemann ben Vebergang zur neueren Behandlung bildet, doch aus⸗ 
drũcklich — ganz folgerichtig — nichts Anderes ala eine Staatskunde, eine 
rein deſtriptive Wiſſenſchaft in der Statiſtik flieht. Er meist denn and) das Eingehen 
auf Urfaden und Folgen ab, höchſtens zam Zwed der Illuſtration, damit ber 
Vortrag nit zu troden werde, Tönne ber Statiſtiker mitunter räfonnirender 
ober pragmatiſcher Statiftifer werden! Die Statiftit ſoll immer nur lehren, wie 
bie Staaten find, die Erklärung dafür, wie fie das geworben, hat die Staats- 
gefſchichte zu geben, freiti mit welchen Mittels umd nad welden Methoben, 
bleibt uneröxtert. Hierin, wie in dem belannten, geiftreich fcheinenben, aber ‚uns 
Haren und durchaus unwahren Bonmot, daß die Geſchichte eine fortlaufenve 
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Stmiſtik und die Statiſtik eine ſtillſtehende Geſchichte fei, ſpticht ſich Suplüger’s 
ſchiefe Auffaſſing über das BVerhältuig ver Staatakunde zur Geſchichte ae 29), 
Geſchichte ift nicht, wie Schläger will, das Ganze, Stutifiil ein Theil derſelben. 
Die Statiſtik, weldhe er vor Augen bat, kann man mit der Geſchachto gar mid 
fo zufammenftellen. Die Frage nad dem. Ka ufalmerus.dev geſchilderlen State 
zuftände wird Bier immer. nur. ganz oberflächlich berüher. Wenn Schaszedt be 
merkt, daß bie ſtaunenswerthe Ordnung in ben’ großen Zahlen .3.:8: des vebens 
und Sterbens des Menſchengeſchlechts, von bet Anthropologie, ben Ratuwrecht "une 
ber Finanzwiſſenſchaft anfgefwcht: werbe, :aber genau wur von ber Statiſtik eutveerkt 
werden könne, fo. weist ex ber letteren, unter der er Staatokunde verfücht, "hier 
eine nicht für fie beſtimmie Aufgabe zu, vindikirt ihr aber:aud ber uicht den 
höheren Beruf der Erflärung jener Ordnung. : Gegen ‚vie: Dbellenfatiftifer 
und vie politifchen Arithmetiler made. Sich1 5, er . zwar: mit den’ übrigen Gbttin⸗ 
gern Front, perfällt indeſſen ‚nicht ganz in verem „Einfeitiglkeit.:;:Mie : Göktitiger 
traten jetbft gegen die Berwenbung ber ' Zahlen :anf,: weil fie nicht ‚dag. Weſent⸗ 
liche ausmachten, Schlözer erkennt die Berastung: ver Zahl mb Tubelle wehl: 
Die übrigen Theoretiker ftehen im Ganzen anf.ähwtichen: Staudpunkte wie 
Schlözer, ziehen jedoch zum Theil andere als bie: politiſch⸗formalen . Seiten bes 
Stantsiebend noch mehr in das Gebiet der Staatskunde hinein... Bw. Betveff des 
wiſſenſchaftlichen Charakters ver Diſciplin und demgemüß auch :ver Hufgaben der⸗ 
ſelben weichen fie uicht viel von Sthlöger ab. Riemann (1807), der bedentenoſte, 
will zwifhen Statiſtik und Staatskunde in der Weife unterfiheiten, daß "jene ges 
wifferniaßen ber theoretiſche Theil, die reine, dieſe ver praltiſche Theil, die ange⸗ 
wandte Statiſtik fei 2%). Diefe Auffafſung, ‚wonach Statiſtik der Inbegriff ver 
Regeln für die Sammlung und Berutumg. bed zur Stuatslimbe bienenben 
Stoffes wäre, ift nicht unpaflend, bat ſich jedoch .nicht, jo wenig als ber fpätere 
äbnlihe Borfchlag ‚von: Bdlig, einzubärgern vermocht. "Ein. weſentliches Ber» 
dienft NRiemann’s ift ed, baß er neben vie politiſch-formalen Momente bes 
Stantelebene ver älteren vie materiell⸗ſocialen Momente ber neueren Statiſtiker 
gleichberechtigt hinſtellt: bie Staatskunde folle ein mehlgetroffemes Biſd von Grwalt 
und Ordnung im Staate nnd vom ‚bürgerlichen Leben und Thum :untes: demfelben 
entwerfen. Demgemäß will. Niemann auch zwiſchen eigentlicher Stantentunde 
und Nationalkunde unterfcheiden.. Letztere bildet ven Hanptinhalt der heutigen 
Staatskunde. Niemann hat dem materiell⸗wirihſchaftlichen Beben. mit Recht eine 
ſelbſtändige Bedeutung für die Staatskunde vindicir. Die Volkowirthſchaft bildet 
nicht mehr blos als Objekt der Stactsthätigkeit, wie bei Achewwall, ben Gegen» 
ſtand ver Staatekunde. Smith'ſche Einflüſſe und vie Reaktion gegen das Re⸗ 
gime des aufgeklärten Despotismus waren bei Niemann für :biefe Auffaffung 
maßgebend. Sie iſt mit Recht die herrſthende geblleben. — Die eigenttithe, ücht 
ftatiftifche Ableitung von Geſetzem und Regeln aus: wiederholten Bebbäch⸗ 
tungen, das Eingehen auf die. Raufalitätsnerhältuifle, weite auch: Niemann aus» 
brädlih aus den Aufgaben der Statifttl ab imed- fchiebtıießiser auch don ihm unit 
etwas argwöhniſchen Augen betendyteten pelitäfthen Arishinetll gm  — ° . 
Charakteriſtiſch für dieſe Periede it die Stellung Lüderis. Diefer, früher 
felbft ein eifriger. Statiflifer der Schule, wurde durch vie Verwirrung in ben 
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39) Dot. 2, Stein, Syſt. d. Staatswiſſ. Stutig. u. Tüb. 1850. I, 83. 
20) Mohl a. a. O. 111, 055, 650 würdig Niemann nicht gebibrend"’ und az‘ iha nicht 
ganz richtige Anfichten unter. Göß ift außerordentlich viel unflarer und ſchwächer ins Riemann. 
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Meinungen, bie Uchergeiffe ver Tabellenſtatiſtiker, vornehmlich aber durch bie 
großen: poQtifchen Greigniffe jener Tage zur völligen Berwerfung ver Statiftil 
getrieben. Er vergleicht diefe mit ber Wftrologie, nennt fie ein Bloßes Traum⸗ 
gebilde ohne Inhalt, Wirklichleit und Wahrheit, bringt fie in Zufammenhang mit 
dem Wfles regierenden Despotiamus feiner Zeit, nennt fie mit der Politik eine 
der Hauptquellen des Unglücks jener Periode. Das Ideal der Statiſtik fei unerr 
reihber, es ſei die größte Thorbeit, wenn der Menfch fich zu des Himmels Buch⸗ 
halter anfwerfen und Alles berechnen wolle. Man habe denn auch gar nichts er⸗ 
xeicht, fei unemig. über Begriff, Theile, Aufgabe, Zweck, Nuhen, erförverliches 
Material dev: Statik, und nur höchſt einig ini Glauben an die Phantaftegemälbe, 
Luder, ſelbſt eine Zeitlang Profeſſor in Göttingen, überbietet die Göttinger noch 
in der heftigen Polemik gegen vie Tabellenſtatiſtiker, aufs ſchärfſte tadelt er die 
Bevorzugung ber materiellen Faktoren unb die Beruachläfjigung "der geiftigen 
Potenzen in Stantsleben und gießt die Lauge feines Spattes und patriotifchen 
Zorn® "gegen napoleoniſche PBarteigänger wie Crome uns, die e6 noch 1813’ 
für Raferei und vie ee erbärmliher Dummlöpfe erflärt hatten, gegen Rapoleon 
vie Waffen zu ergreifen, weil fih auf beflen Seite das Uebergewicht an phufifcher 
Kraft befinde. Lüder hättet indeſſen hier ſtets das Kind mit dem Babe aus 
ner: Lümpft gegen fchlechte Statiftiter und mangelhafte Methoden, flatt fie zu ver⸗ 
beffern. Wenn er fagt, daß es an einem Iuflrumente zur Meſſung der Geiftet“ , 
träßte, der Kultur, der Sitten, der Moratität, m. a. W. des wahren Werths ber 
Rationen fehle, fo war bies für feine Zeit richtig, iſt es aber feit Dustelet's 
und feiner Schule Epoche machenden Ürbeiten Im Wefenilichen jetzt nicht mehr. 
Bei Lüder zeigt ih, was für bie wiſſenſchaftliche Würdigung ber Statiſtik fehr 
wichtig if, ber große Einfluß der Erſcheinungen des konkreten polttiihen Lebens 
anf eine die Stantszuftände ſchildernde Wiſſenſchaft. Mohl ift in feinem Tadel 
zu ſcharf, Lüder flieht ven Heeren, Brandes, Schlözer nicht fo ferne. Daß 
ihn die „Stantskunde" mit Ihren lapen Methoden nicht ſehr befriedigte, ſpricht 
nicht gegen ihn SI). 

Die Staatskunde der neueften Zeit bant auf ben von Schlözer und Nie» 
mann erweiterten Fundamenten bes alten. Achenwall'ſchen Lehrgebäubes weiter. 
Die ſpecielle theoretiiche Behandlung verſtummt eine Zeitlang wicher, was wohl 
beweist, daß man fi von ven oben: beiprocdhenen Theorieen ziemlich befriedigt 
fühlte und Durch die das Ziel überſchießenden Angriffe Lüder's wicht Irre machen ließ. 
Charabteriſtiſch für Die nach ⸗ ſchlozer'ſche Periode ift die immer eifsigere Berückſich⸗ 
tigung der materiellen Faktoren im Stantsleben, das größere Streben nach Ziffer 
mößigteit der Daten, das Beliebtwerben der Tabelle, das beginnende Hinüber⸗ 
greifen über den Staat auf das Gebiet der wirtbichaftlicgen und ſoeialen Intereffen. 
Daburch näherte fih die engere Achenwall'ſche Schule mehr den Zabellenftati« 
ſtilem, anbererfelts. den Franzoſen, Engländern und Italienern, und in Etwas 
auch ber mathematiſch⸗ſtatiſtiſchen Richtung des Auslandes (Quételet n. f. w.), 
woraus man freilih nicht mit Fallati und Jonak eine innere Ausgleihung der 
Gegenfäge gerabe zu diefer Richtung ableiten darf. Einfluß auf diefe Entwidiung 
der Staatskunde hatten namentlih das wirtbfhaftlige Emporblühen der Länder 
noch dem Schluß der franzöfifchen Kriege, bie größere politifche Bebeutung ber 
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3) Yüder’s beide oben genannte Gchriften find immerhin zur Orientirung über bie das 
malige Lage der Statiſtik beachtenswerth, vgl. in d. krit. Deich, bei. Borsede, ©. 3, 85, 445, 
uam. 
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volkswirthſchaftlichen Verhaltnifſe, die Berbreitung ber Nationalbkonomik, das Huf 
kommen verfafſungsmäßiger Einrichtungen auf dem Kontinente, endlich beſon⸗ 
ders bie praktiſchen Leiſtungen der in vielen Siaaten gegrändeten ſtatiſtiſchen 
Bureaus und Vereine. Aber auch allgemeine Zeitſtrömungen kounten auf biefe 
Richtung der Staatskunde nicht ohne Einfluß bleiben, mie das Auftauchen des 
Nealismus in Philoſophie, Staatsrecht, Geſchichte, der Aufſchwung ber Ratur⸗ 
wiffenſchaften, bie ſich verbreitende mechaniſtiſche Weltauffaffung. Der Trennungs⸗ 
proceß, welcher in der Statiſtik ſeit dem Ende der 1830er Jahre fich zu voll⸗ 
ziehen begiknt, hängt mit dieſen allgemeinen Verhältniſſen zuſammen. 

Schon die großen ſtaatlichen Umgeſtaltungen Europa’s gaben nach dem Jahr 
1815 reiche Gelegenheit zu ſelbſtͤndigen Werken über Staatskunde. Es find denn 
auch viele ältere und jüngere Kräfte thätig, ohne dag man ven Werth ihrer Lei 
fiungen befonders hoch anſchlagen Lönnte, (Lihtenflern, Erome, Mannert, 
Hafſel, Milbiller, Andres u.4. m) Man arbeitet nach ber „ethnographi⸗ 
ſchen Methode“ fort, ſpricht fih in der Regel einleitungsmweife über bie Theorie 
der Statiſtik aus, ohne irgend etwas Beachtenswerthes hervorzubringen. Die 
Theorie der Statiftil und Staatskunde war eben auch ziemlich erſchöpft. Was 
3:8. Lichtenſtern, der fh an Butte, Mannert, ber fi an PBeudet, 
Daſſelt, ver ih an Achenwall und Schlözer anſchließt, beibringen, iſt ſehr 
unbedeutend 32), Bei Weitem der hervorragenfte in biefer Richtung iſt Schubert, 
welcher in feinem großen Werke der Staatsfunde Europa’s (18351848) nicht 
nur fahlih am forgfältigften gearbeitet, fonbern auch feinen Plan wiſſenſchaftlich 
gut entwidelt bat. Schubert fteht auf dem Boben von Adenwall und Schlö- 
zer, er flieht in: Statiſtik und Geſchichte die Beiden Hiftortfhen Grundwiſſen⸗ 
ſchaften, in erfterer eine. gleichberechtigte Wiſſenſchaft mit Politit und Geographie 
Die Staatsfunbe foll von der gegenwärtigen Geſtaltung der Stanten unter ven 
politiſch gebildeten Völkern der Erbe in ihrem gefammten inneren und äußeren 
Beben und tn Ihrem gegenfeltigen Zuſammenwirken handeln. Nur Beſchreibung, 
Darftellung ver faltifhen Verhältnifie des Staats it Schuberts Abſicht. Daher, 
wie früher, auch bei ihm nirgends ein Eingehen auf Raufalttätsverbältniffe. 
Im Gegentheil wird v. Maldus’ Fordernng, neben ber Darftellung des Fakti⸗ 
ſchen eine Darftelung der Folgen zu geben, welde fi aus ven bargelegten 
Berbältuifien für den Staat entwideln, abgewielen, weil fie ſchwer möglich fei und 
nit in die Wiſſenſchaft der Gegenwart gehöre. Schubert ftellt jenen Stoff 
nad) einem rationellen, ſehr geglieverten und vurchgenrbeiteten Syſtem bar, wel« 
ches im Ganzen für die jetzige Staatskunde zum leitenden Mufter geworben iſt 
mb nur etwa die Berfaflungsverhältnifie,. das politifhe, das Machtmoment noch 
etwas mehr betont, als dies ſchon damals und vollends jett üblich geworben ift 32). 

Di eihuographiihe Methode brachte nothwendig von vorne herein eine engere 
Berbindung zwiſchen Staatskunde und Geographie zu Wege. Ueber die Greuzen 
beider Fächer iſt von jeher viel gefagt worven, das Beſte nenerbings von Wap⸗ 
p&ns, ohne daß diefe Orenzfrage deshalb praftifh gelöst, ja ohne daß fie ums 


2) Bgl. z. B. v. Lichtenſtern, über d. Begriff der Statifl., Wien 1817, Handb. d. 
an. Belt u. Staatenfunde, Lyz. 1819, I, 85 Haffel. Lehre. d. Statifl., Weimar 1822, 


3) Schubert a. a. O. S. 1,7, 11 ff. Seine Eintheilung ift folgende: 1. Grundmadt 
(@änderbeftand,; Benölferımg), 2. Kultur (phyfiſche, technifche, Kandel, aeiftige K.), 3. Verfaffung. 
4 Berwältung, alle Rubriten mit zahlreichen linterabtheifungen. Im Wefentlichen ift die Gilede⸗ 
rung des Stoffs bis in die neuefte Zeit diefelbe geblieben. 
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überhaupt praktiſch W80bar zu fein ſcheint. In ihren Arbeiten haben Statififer und 
politifcde Geographen thatfächlich niemals eine ſcharfe Grenzlinie innezuhalten ver- 
mocht. Schon früher, in den geographiſchen Lericts von Hübner (1742), in den 
Schriften von Büfching wurde In bie geographiſchen Werke viel ftatiftifches Ma⸗ 
tertal aufgenommen, Ebeling's Berk Über Amerika (1793) gilt ale ein Muſter 
ſtatiſtiſch⸗ geographiſcher Beſchreibung. Die neueren Werke von Eannabtd (feit 
1816), Stein (1808) mb Hörfhelmann (1833) find ebenfalls goseernifä- 
ſtatiſtiſche. Wappaus Hat in der großartigen Nenbearbeitung des Stein’fchen 
Werks eine trefflihe Anselnanverfegung über das Verhältniß von Geographie, 
namentlich politifcher Geographie und Statiſtik (Staatskunde) zu einander ge- 
. geben, morht er entwidelt, daß troß ber Gleichheit des Stoffes In beiden Diſci⸗ 
plinen doch die Betrachtungsweiſe und der Standpunkt verſchieben unb daher eine 
theoretiſche Scheivung möglih ſei und bei fireng wiffenfchaftliher Behandlung 
geforbert werben mäfle A). Man Tann dies zugeben, wird aber hinzufügen bärfen, 
baß diefe Scheidung praktifch doch niemals fireng Innegehalten wirb, wie and 
von Wappäns (aus befondern Gründen, mie er meint) ſelbſt nicht. Da ber 
Stoff und felhft die Aufgabe faft genau biefelben bleiben, fo wird man von ven 
verſchledenen Ausgangspunften bei der Betrachtung der Wechſelwirkungen zwifchen 
dem Lande umd dem Staate immer wieber zufammen treffen. Würbe das befonbere 
Gemiſch, welches jet den Namen politiſche Geographie führt, ganz geſtrichen und 
flatt deſſen nach den bock etwas firengeren Regeln ber Staatskunde eine Gtaats- 
beſchreibung geliefert, jo mürbe eine ſolche wohl den miffenfchaftlichen Auforde⸗ 
rungen befler entfprehen. Wappäns geht in feiner Theorie ber Staatskunde tief 
auf die Wechfſelwirkungen zwiſchen geographiichen Elementen und Staatsleben ein, 
nur ſcheint er uns dabei troß feines Oroteftes fich mehr auf die Kauſalitätobezie⸗ 
Hungen einzulaffen, als dies hinterher in der Staatsbeſchreibung praktiſch durch⸗ 
führbar if. Nah dem treffliden Schema der Stantsbefchreibung wirb von ihm 
und feinen Mitarbeitern dann ber Stoff der einzelnen Staaten gruppiert, was 
wohl ein weiterer Beleg dafür ift, daß die Aufgaben der Staatskunde und poli⸗ 
tifhen Geographie ziemlich genau zufammenfallen. | 

Auch die Bifching’fhe fogenannte vergleichende ſtatiſtiſche Richtung fand Ihre 
Fortbildung. Nachdem ſchon früher wieder bie Defterreiher de Luca (1796) und 
Bifinger (1818) und ver Franzofe Bignon (1814) Berſuche einer verglet« 
enden Darftellung der Staatsfräfte verfchtebener Länder entworfen Hatten, trat 
ber bekannte ſtaatswiſſenſchaftliche Schriftfteller und frühere weſtphäliſche und 
würtembergifhe Miniſter v. Malchus mit feinem wichtigen Werke der Statiftit 
und Staatsfunde hervor (1826). Unter vorzugswelfer Berückfichtigung volkswirth⸗ 
ſchaftlicher und realpolitifcher Yragen, mit dem befondem Gtreben nad; ziffer- 
mäßiger Genauigkeit der Daten ſucht v. Malchnus mit Konſequenz wirkliche Ber- 
gleihungen anzuftellen, wie er denn ber vergleichenden Behandlung allein prakti⸗ 
fen Nuten beilegt. Es gelingt ihm im Ganzen gut, die ſtaatswirthfchaftliche 
Bedeutung der geographifch- phyflfhen Faktoren zu filgziren. Seine Behanblung 
führte nothwendig, zumal er vorzüglich diejenigen Gebiete des Staatslebens be- 
rüdficgtigte, deren Erſcheinungen fi in Zahl und Maß anebrliden ließen, gelegent- 
Ih zu den eigentlichen ftatiftifchen Fragen“ hinüber, wobel vie Aufgabe ber 
Staatsbeſchreibung zurücktrat. Das reichhaltige Material, welches v. Malchus 
bier wie in allen feinen Werken vorführt, läßt übrigens in Betreff der Zuver⸗ 


%) Stein:Bappäusa. aD. ı, 1, 170 ff., 179 ff, 
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laiſigkeit noch Manches zu wänfcen übrig. Die: Welterbiipuer dieſer Richtung, 
namentlich Oeſterreicher, haben v. Malchus nicht exreicht, und verrathen, wie 
beſonders Schnabel, die gauze Unklarheit des Standpunktes derjenigen Statiftiker, 
welche zwiſchen der älteren Achenwall⸗Schlözer'ſchen Staatslunde und der 
neneren eigentlichen Statiſtik vermitteln wollen. Schnabel kann gut als Reprä⸗ 
ſentant her älteren Schule in feinen fo allgemein ‚gehaltenen, entſetzlich platten, 
Urtheilen über Nationalcharqltex, Bollöfittlicleit u, |. m. dienen und läßt durch 
ben. Gegenſatz hie ergkimvergleichende Methode ber. Weueren, beſonders ber Moral⸗ 
ftatiftifer, im das richtige Licht treten. 33), Es gehören, in viefe Richtung bie Arbeiten 
Fränzl's (1838), die zahlreichen Schriften Balbi's (1822 ff.), einige der Schriften 
von Feden's aus ben -1840er und 2850er Jahren, von der neneften Literatur 
bie; Werle von Frantz, Brachetli, einzelne Arbeiten bes hochverbienten 
D. Hübner, Abſchnitte aus Kolb's. Ratiftifhen Handbuch uud beſonders bie. 
Statiſtik Europa’8-von Hausner (1865), ein in feinem Plaue und. feiner Aulage 
ſehr lobenswürdiges Werk, welches in biefer Beziehung einen fehr bedentenden 
Fortſchritt gegen bie. bisherige Pehandlung der allgemeinen vergleichenden Gtaats- 
kunde bildet, leider aber an Zuverläffigkeit und wmilfenfhaftlicger Kritit des Stoffe 
fehr yiel.zu wänfgen übrig läßt und dadurch particenweiſe faft unbrauchhar wird. 

Die Verſuche von Theorleen der Statiſtik wurden von ben Deutſchen in 
ben, 20en.:Jahren. wieder aufgenommen, ohne daß mau- jagen könnte, es fei darin 
etwas Reues ober Beachtenswerthes geleiftet warben. Auf Schlözer unt Niemann 
fortbauend „. trägt man nun auch in. ver Theoxie ben Entwicklungen in hau 
Schriften über Staatskunde Rechnung, Indem may das Gebiet ver Staatskunde 
mehr und mehr auf das „bürgerliche Thun und. Treiben" ausdehnt. Mas Ber- 
hältuiß der Staatskunde zu den eigentlich ſtatiſtiſchen Unterfuhungen, ingheſondere 
zu ˖den Fragen Über die Ableitung von Geſetzen und Regeln der beobachteten Er: 
ſcheinungen, 3. B. der Bevölkerungsbewegung, wird durch ben auch hier nicht 
tiefen Bölig (1819, burh Klotz (1821), durch Mone's ſpitzfindige Erörte⸗ 
zungen Über das Moment des Zußandes und feine Bedeutung für die Sta⸗ 
tiftit (1824, 1828, 1834) nicht zur Klarheit gebracht. Moue berührt bie Kau- 
folätsheziehungen, indem er vie Krüfte, vie Wirkung berfelben und bag von ihnen 
geanirkte Wert darſtellen mil. Aber bei ihm, wie auch felbft bei u. Malchus, 
gegen welchen deshalb, wie fhon erwähnt, Schubert polemifixt, beſteht Feine 
Klarheit. über bie Mittel und Methoben, nad: welden man allein wit Erfolg 
auf die Kauſalitätobeziehungen eingehen Tanz, Denn auch fie willen bie Aufgabe 
ber.;bloßen. Zuſtandsſchilderung, wie fie nad ihrer eigenen Anfiht in ver als 
Staatskunde aufgefaßten Statiſtik vorliegt, nicht ſtreng und durchgreifend in einen 
principiellen Gegenfag zu ver Aufgabe einer eigentlich ſtatiſtiſchen Difciplin, die 
bie Erfheinungen in ihrem Kaufglverhältnig auffafien muß, zu bringen. Was 
vollenvs bie Fiſcher (1825), Holzgerhan (1829), v. Koch⸗Sternfeld (1826), 
v. Schliaben (1830, 1834) zur Theorie der Statiſtik beibringen, will nod 
weniger beſagen, Es war, für die bamaligen Arbeiten präjubicirlih, daß bie De- 
völferungs= und fonfigen ftatiftifhen „Probleme”, bei welchen es fich augenihein- 
lich um bie Entwidiung ver Kaufalverhältniffe haubelte, den Statiflifern der Schule 
vor Augen ſchwebten, und fie meinten, fie müßten für biefelben nothwenbig einen 
Platz in Ähre, Wiſſenſchaft ber Staatskunde haben. Schubert iſt Bier. folgerid- 


— — — 


3) Schnabel, Generalſtatiſt. d. europ. Staaten, 2 Bd., 2. Aufl, Prag 1833, ©. 180 ff., 
die Bemerkungen über den Börperligen umd geiſtigen Zufland I! 00 
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tiger, ‚weit er bie Aufgabe ber Stantölunde nicht etweltert ſehen will. Warlatt, 
obgleich "feine Vorgänger bebeutend überragend, verfällt Boch in denſelben Fehler 
wie fie, Indem er die zu feiner Zeit ſchon vollends undereiubar gewordenen Rich⸗ 
tungen unfer einen höheren Begriff zu vereinigen ſucht. 
:  VBebeutender als die deutſchen Theoretiker, jedocht von äahnlicher Aufftiffung 
und gleichfalls noch in demnſelben Zwieſpalt find die Italiener Romagnoſi und 
namentlich ver verdiente Gioja. Beide faſſen die Stariſtik als Anftands wiffen⸗ 
ſchaft auf, beachten aber die Kaufalverhältniffe genaner, wobei fle zwiſchen ber 
Schilderung und Beſchreibung einer⸗ und der Unterſuchung der Kauſalverhältniffe 
anvererſelis als zweien verſchiedenen Aufgaben nur beſſer zu unterfcheiden wiſſen. 
Gioja ſteht in feiner: ßlosoßa della statistica (1826) nach der einen Seitk der 
Ondtelet’fgen Richtung ſchon recht nahe, er laßt fi von dem Rewtsn'fchen 
Wert: in hc philosophia lages Heducmmtur et redätntur generales per induc- 
tionemm; in charalteriſtiſcher Weiſe Teiten und acceptirt bamit efnen Gag, : melden 
man aß "Motto ver die Difeiplin der eigentlichen Statiftif feßen Tönnte, um ven’ 
Unterſchled von der Staatskunde zu bezeichnen; er geht auf bie Wechſelwirkungen 
zwiſchen geographiſchen Elementen, Land, Bevolkerung, Sitten, Induſtrie, Handel, 
Berfaſſung nd Berwaltung u. ſ. w. ein. Es wird alſo in der‘ That neben 
der Zuftandsſchilberung das Eingehen anf die Kaufalttätsbeziehungen: als Haupt⸗ 
aufgabe der Statiſtik angeſehen. Mohl, welcher die dadurch bewirkte Bermengung 
Ber Statifiut mit Geographie, Naturgeſchichte, Nationalbkonomik u. ſ. w. tadelt, 
harte: richtiger wohl die Beſchäftigung mit den Kauſalltätsverhältniſſen in der 
Staatskunde abweiſen ſollen. Schärfe der Beweismethode und Schärfe in den allge⸗ 
nieinen Begriffen fehlt übrigens bei allem Scharffinn im Einzefnen Gio ja ſehr Be⸗ 
achtenswerth iſt es, daß er und noch mehr Romag noſi bie nftantbefetibernng 
nicht von vornherein auf den Staat beſchraͤnken, zum Theil nicht, einmal nuf'vie 
meeitfchliche Geſellſchaft, wodurch fie fih den Engländern nähern. Bei dieſen wirb 
im piattifhen Arbeiten, z. B. in denen ber Londoner ftatifitichen Geſellſchaft, ber 
Staats⸗ und Geſellſchaftszuftand mit befonverer Berückſtchtigung ver wirthſchaft⸗ 
Fihen und moralifchen Verhäaltniſſe gefhffvert. Daneben tritt das hewußte Streben 
hervor, das Gebiet ber Statiſtik über den Staat, ja Über den Menſchen hinaus 
zu ertneitern und reine Naturverhältniffe mit in die Wetrachtung zu ziehen. Am 
weitelen geht darin Portlock (1838), welcher alles thatfächliche Willen 
über Natur und Menſch als ftatfflifches bezeichnen, die Statiftif‘ als Folie anf 
vas Sammeln und Anordnen ver Daten beſchränken, nie Berallgemeinerung der 
ſoelalſtatiſtiſchen Daten der politiſchen Oekonomie zuſchreiben will. Er hätte —* 
richtig dazu gelangen müſſen, in der Statiſtik nur eine Darftellungsform zu ſehen, 
bleibt ſich aber dariiber noch unklar 352). Eine ähnliche Anffafjung, ‘gegen welche 
jest GH polemifirt, findet fi bei den Gründern "ver Londoner ftatiftlfiher 
Geſellfchafl. Bei Cnglänvern und Branzofen fam bie oBen Thon erwähnte Auüf⸗ 
faſſung immer mehr zur- Geltung, jede überſichtliche Juſammenſtellung ‘von des 
Rlnukten, in Zahl’ und Maß ausdrückbaren Zuftänden Statiſtik zu nennen: |" 
Sehr Bezeihnend Für die Unklarheit der Stanbpunfte ift ver lebhafte Streit, 
zu welchen J. B. Sah's, des bekannten Natlonalöfonomen, vermeintlich fehr de⸗ 
ſpekrirliche Anſichten über Statiſtik führten. Und dennoch iſt vie von Givjg, 

Romagnoft, Mone, v. Malchus angegriffene Auffafſung ver 'St 
genau genommen die der älteren Schule, von welcher ſich Say's Gegner in diefem 
rt ein 2 Jenni nee 
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ulte entfernt hatten. Gay nennt bie Statiſtik mit anderen xein Haffifieireuben 

tfetplinen, wie die Botanik, Naturgefhichte, eine rein beftriptive Wiſſenſchaft, die 
politiſche Delonomie dagegen, wie Chemie, Phyſik, eine experimentelle, welche das Band 
zwiſchen Urfache und Wirkung kennen lehre. Urſachen und Folgen könne daher auch bie 
Statiſtik, welche blos die ins Leben tretenden Erſcheinungen beſchreibe, nicht er⸗ 
klären, deshalb fei fie der politifchen Delonomie durchaus untergeordnet. Say 
ſcheint dabei, unferer Aufiht nad mit vollem Rechte, vie ſtatiſtiſchen Daten. als 
Beweismaterial a posteriori für die ans einem Principe (deduftio) abgeleiteten 
Säge ber politifchen Delonomie zu betrachten; einfeitig iſt dabei vielleicht nur, 
daß er dies zu ausjchließlich that, da flatiftifche Daten aud auf biefem Gebiete 
mitunter als Materiol für Induktionen dienen können (f. u. IL B). Berechtigt 
iſt Say's Unfiht gegenüber ven die Aufgabe der Beſchreibung umd Ableitung 
von Geſetzen unklar vermengenben Lehren feiner Begner fiherlih. Als Thatſache 
if die Polemik Say's ſehr beachtenswerth, da er eigentlich die Anficht vertritt, 
von welcher feine Gegner konſequent nicht hätten abweichen follen 9). Zur Krifis 
follte es in der ftatiftifchen Wiflenfchaft erfi etwas fpäter kommen, nachdem bie 
amtlichen flatiftiihen Bureaus bereits eine Zeitlang in Funktion geweſen unb bie 
Epoche machenden Ürbeiten Oustelet’s und der ihm Naheſtehenden erſchienen 
waren. Da trat der unvereinbare Gegenſatz in ben Michtungen innerhalb ber foge- 
nannten Statiftit Mar zu Tage. Daß berfelbe freilich ſchon weit früher vorhanden 
und bisher nur künſtlich vertufcht worben war, wirb fi durch einen Blid in bie 
Cntuitlungegefiiäe der anderen, von ber Staatskunde verſchiedenen Michtung 
ergeben. 


D. Die Süßmilch⸗Qusételet'ſche Richtung in der Statiſtik, 
ober die Schule der eigentlichen Statiſtik und deren Entwick— 
[ung bis zur Gegenwert. ‘ | 

Das 17, Jahrhundert, welches die Anfänge ſyſtematiſcher Staatsbeſchreibung 
entftehen ſah, Hat aud bie erften Berfuche wiflenfchaftlicher Arbeit in jenex- andern 
Richtung der Statiftif aufzuweiſer. Die fyftematifhen Maſſenbeobachtungen über 
gewifle Berbältniffe ber Menſchheit wurden zur Ableitung von allgemeinen Regeln 
ber Geftaltung jener Berhältniffe zu beungen begonnen. Die Unfänge lagen auf 
dem Gebiete ver Bevölkerungsbewegung, indem man aus den Zufammenftellungen 
ber Geiſtlichen über Geburten und Todesfälle (Taufen und Veerbigungen) in 
einem zwar noch nicht ganz Haren, aber doch ſchon bewußten Streben bie natür⸗ 
lichen Gefege der Bevölferungsbewegung abzuleiten fuchte. Damit betrat man den 
Boden ber eigentlihen Statiſtik, deren Weſen wir tarein legen, daß man bewußt fufte- 
matiſche Maſſenbeobachtungen, zunächft Aber Vorgänge im Leben der Menſchen, zu 
dem Zwecke der Erklärung des Kauſalzuſammenhangs und zur Wbleitung des Be⸗ 
wegungsgefetes dieſer Borgänge anftelle und die Beobachtungen dann auch wirf- 
U zu biefem Zwecke verwertbe. Das wiſſenſchaftliche Streben, dieſe Kaufal- 
verhältniffe und Gefege zu finden, erjcheint zuerſt in voller Reinheit bei Säß- 
milch, der infofern ale der erfie eigentlige Statiſtiker anzuſehen IR. 
Seine Borgänger und feine nächſten Nachfolger, von denen 5. B. Graut und 
einzelne andere, allerdings gleichfalls von dieſem wiſſenſchaftlichen Streben erfällt 
waren, haben fid doch vorzugsweife von praktiſchen Beſtrebungen, um brauchbare 
Grundlagen für Penfions-, Tontinen⸗, Wittwen⸗, Lebensverficherungstafien zu 


30) I.B.Say Trait6 d’6oon. pol. (6. 6d. Par. 1841), Cours pröllm, p. 3 ff, ch. 9, 
p. 108, Cours oompl, part IX (p. 553 6d. Brax.); v, Ralchus in Rau’s Archiv Br..4, 323. 
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gewinnen, leiten laffen ober. waren Mathematiler, welchen e8 in erſter Linie ba 
ihrer gung mit den ſtatiſtiſchen Daten anf vie Anwendung der Wahr 
ſcheinlichkeitsrechnung anlam. Man könnte diejenigen, welche praktifche Tendenzen 
verfolgten, vielleiht paſſend zum Unterſchied von eigentlichen Statiftilern, wie 
Saßmilch, politiſche Arithmetiker nennen, und die Mathematiker als 
Wahrſcheinlichkeitsrechner unterſcheiden. Bon weniger beveutenden Statiſtilern ab⸗ 
geſehen, war es bamn erſt vorzugsweiſe Quételet wieder, welcher tn eigentlich 
ſtatiſtiſcher Tendenz in Sußmilch'ſcher Richtung, übrigens ganz unabhängig 
von ihm, — vermuthlich ohne ihn gekannt zu haben 77) —, aber von einem 
umgleich höheren objeltiven Standpunite aus die Aufgabe in großartiger Weiſe 
wieder aufnahm und baburd der Örünber.einer neuen Echule eigentlicher Stati⸗ 
Aller wurde. Der Fortſchritt von Süßmilch zu Qustelet IR ver Fortichritt 
von teleologifirender Phyſiko⸗Theologie zur naturwifienfhaftlicen, phyſilaliſchen 
Auffaffung. Die ganze Errungenfchaft ber legten hundert Jahre auf dem Gebiete 
der kritiſchen Philoſophie und der eralten Beobachtumgswiffenfchaften liegt zwiſchen 
beiden großen Statiſtikern. Süßmilch wiverfährt durch dieſe Beurtheilung kein 
Unrecht und Quét elet wird dadurch nicht überſchatzt. 

Die Engländer, welche zuerſt zuverläßigere Aufzeichnungen über “die 
Bewegung der Bevölkerung ſchafften und verbffentlidten, waren aud vie erſten, 
bei denen biefe Liften ala Bafls für fkatiftifche Arbeiten dienten. Graunt (1662) 
ſuchte ans den Londoner Üiften allgemeine Regeln über Krankheiten und Topesurfar 
hen, über die Sterblichleit in verſchiedenen Lebensaltern abzuleiten, das Zahlen⸗ 
verhältnig ber Geſchlechter, die Länge ber Verdopplungsperioden zu beflimmen 
n. |. w.38). Er geht dabei mit Borfiht und Kritik zu Werke, ungleich mehr ald 
fein Rachfolger auf dieſem Forſchungsgebiete, der bekannte Sir William Betty, mel- 
Ger in feinen Unterfuhungen über vie Zunahme der Londoner Beodllerung auf 
ungenügennes Material bin viel gewagtere Schlüffe zieht und zu unbaltbaren 
Ergebniffen gelangt (1683) 39). Ein Engländer war auch ber erſte, welcher Sterb⸗ 
liteitstafeln berechnete, der große Londoner Mathematiker E. Halley (1604). 
Er benügte dazu die Sterblichleitsliften von Breslan aus ben Jahren 1687 —91; 
welche Dr. 8. Neumann der Lonnoner Alademie Aberfanbt hatte. Trotz ihrer 
Behlerhaftigteit,, da fle eigentlich nur für eine flationäre Bevblkerung paßt, iſt biefe 
Halley’ihe Tafel lange in Gebrauch geblieben und vielfach die ihr zu Grunde 
liegende Methode nachgeahmt worden 19). 

Zahlreiche andere Arbeiten von Wahrſcheinlichkeitsrechnern nud politiſchen 
Arithmetikern in ber vorher eingeführten Bedentung bes Worts folgten ſich ſeit⸗ 
dem zunächft in England, dann aud in Frankreich, Holland, Deutſchland, Schwer 
den HM), Das Auffuchen ver natürlichen Geſetze der Bevöllerung war für Dem 


. 3) Dies ſcheint mir fchon aus dem erfien Gape im Bere sur l’homme hervorzugehen, 
wo eh heißt, Geburt, Entwidiung und Tod des Menſchen erfolgen nad; gewiſſen GBefegen, Die 
bis jegt nie gemeinichaftlich und tn ihrer Wechſelwirkung auf einander unterfudht werden find. 
Natur. u. Polit. observat. up, the bills of mortality, Lond. 1662. — Bol. Roh! 

Litt. d. Gtaatsiv. 111, 445, Wappäus Bevölkerungsſtat. 11, 560, ı, 143, 4141. 

», Mohl 111, 445, Roſcher, Bei. d. engl. Vollsw. 1. 67, Guerry XI 

40) Mohl III, 457, Bappäus 11, 23, 109, 110. Guerry V, XII, XXIII, ZXVIT, 
XIX, Wild, poll. Rechn⸗Wiſſ. Münd. 1862, ı, 229. Erome ©. 92. 

6) für das Folgende bef. Süßmilch, Crome, Kulturverh. d. europ. Staaten 
(1799, &. 88-126, Heufhling, Bappäus, Mohl IH, Geſch. u. Lit. d. Bendlferungde 
lehre, 411 ff, und Guerry. u 








488 gtatiſtin 


ham, ven enzlifchen Vorgänger Sügzenilch's (17205 Ghort (LTEOF ui 
zwar der leltende Gefichtspunkt, aber den Molſten In 28. anf Berediinkitg vom 
Sterbiidleitstafelt allein für praktiſche Zwecke at. Ben -englifhen Maine aus 
von Schlich des 17. und der erften Hälfte des 18. Jahthunveris find zu eruch⸗ 
wen Klug, Arbuthnot, ve Moivre (1726), Mattland (1739), Stup- 
jon:(17427, HBodgfen (1747), &. Morris (1750), Wallace (1158), von 
Spateren Brice (1769), A. Young (1774), Even (1780),-Wales (1781), 
Somiett (1781), Shalmers, von welden die legtgenannten fi lebhaft .an 
- dan: früher emwähnten, von Price atigeregten Streit über bie Ab⸗ ober Zunahme 
der engliſchen Bevötferung bethelligten. Unter ver Franzöſen iſt Deoparcienz 
als Berfertiger einer berühmten, noch jet theilweiſe gebtauchten Eterblichkeits⸗ 
tafel "der. bekanntefte (1746), ferner Duvillard (1798), fonſt find zw ‚nennen 
Meitance (1766), Mohean (1778) de Bommelles (1789), au Blffen 
md Düpre St Maur. Die Enchklopäbiften, wie Gondorcetn. W, air 
ven nach der Tendenz ihrer Weltanſchanung ftatiftifge. Fragen Bfter... Auch La⸗ 
dolſter, Laplace beſchäftigten fich mit ſtatiſtifchen Problemen, Letterer ua» 
mentlich in feiner Wahrſcheinlichketisrechnung. Das Vedeutendſte: auf dem mathe⸗ 
matiſch⸗Natitijchen Gebiete leiſftete im vorigen Jahrhundert wohl der Holländer 
KRerfieboem 2), welcher zuerſt wifſenſchaftlich (1788) das Problem Wste, "ame 
ber’ Retuttniß ‚der: Abfterbeorbnung die Bevällerung zu berechnen. Dieſes Problem 
befgäftigte in Ermanglung von brambbaren Bählungen bie meiften Bolttiter , ber 
Str Mm: über die Benbllerung : Englands und Frankreicho, am welchem ſich md 
Hume, Bauban, Boulatuvillters, ſpäter Muntesgnien, Mira» 
Beat ver Ältere beteiligten, hing eng damit zufammen. . Boa Holländern ‚find 
femme, Nieuvetyt und Stwuhyk (1753) zu erwähnen. :.In. Dentſchlanw 
demmen nach E vo me’ Beträchtungen Aber, unb Sammlungen von Tobtentifien im: einer 
Scheiſft aus dem Yahr 1704 vor, fpäter befchäftigten fi auf Orumbkuge. wer 
Berliner Een Gohl (1717-23) und Kandmann mit Krankheito⸗und 
Srudlihleitsftatifit‘%), und unfer großen Euler verfuchte Verbeſſeruugen ber 
Halleny’fhen Methode ver Berechnung von’: Sierblichkeitstafeln (1740). Unter 
den 'Ipäteren deutſchen Tabellenſtutiſtikern (f. oben) hat ſich namentlich Endme 
niit der Aufgabe befaßt; vie Vollamenge aus Wertalitätstafele zu bereiten: Der 
Schwede Bargentin hat unter Anregung von. Sühmild mit Benutzung bes 
damals trefflichften ftatiftifhen Materials feines Vaterlande einige tüchtige vendi- 
techngöftatififche Abhandlungen Aber Schweden gefchrieben (LITER) AM. : - 
Allein mie hoch man au manche dieſer Schriftfteller ſtellen mag,'. ia. fat» 
ſtlſcher Hinſicht muß man, ſcheint uns, einwenden, daß fie noch zır.eimfeitig prak⸗ 
tigen :und «rein ‚mafhematifchen Beſtrebungen  Yulbigten : und die Konſequenzen 
nicht zogen, um, wie Süßmilch, zu einem höheren allgemeinen Standpunkte zu 
gelangen. Ueber die Schätung der Volksmenge nad ven Kirchenliften, einige Unter- 
Inhungen ‚über. Berdopplungsperioben, über bie praktiſch⸗mathemaniſche Meriver- 
mung des Stoffe: der Kirchenliſten für das Berfiherungsureen kam man Eaınm 
hinaus. Obgleich ja auch Hierbei nothwendig die einzelnen Wend nhadaun- 
gen ald Neuerungen . des zu findenden Geſetzeß aufgefaßt werden "müßten, . fo 





RINGE —1 on i me 
42) Dal. Heuſchling im Bull, do la coomım. ceair de stes em Beig. VII (1659) . 
37 f- Wappäus SI,:25, 113, 114. ” . nn . 
- 4 Crome 6 9. . [et 
20) Wappäus 1, 340. 
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Bergegensärtigte man ſich doch' nicht deutlich vie phekloſophiſche Möttfeneieng eier 
ſolchen Anffaflung. Nar-bii Condorcet, Lapfdce und einigen Enchllopfdtften 
findet fich die-Hiemelgung, aus den ſtatiſtiſchen Unterfuhunger "Rapttat‘ fir Vie 
mechaniſtiſch⸗materialiftiſche Weltanſchauung zu maden, ohne daß wu: bei Ahnen, 
wenn gleich im Gegenfag zum biblif den Stanppunft Süßmilchs, eine ſyſtemä⸗ 
tijch zuſammenfafſende Behandlung der Statifttt zu finden wäre 
Demgemäß darf man Sußmilchs Leiſtungen eine wirklich Epoche mädhende 
Bedeutung zufchreiber. Suß milch verhält fi zu feinen Vorgängern und Seht 
genoſſen ähnli wie Achen wall zu ven fernen. Mit Hecht fagt Henfthling von 
Beiden, er betrachte fie als vie PBerfontfilatioh, Achenwall ver deſkriptiden over 
pelittfcyen, Süßmilch ver mathematiſchen Statiſtik oder ver Sockalarithmertk 46% 
In der That tritt gleich zwiſchen Süß milch und Achen wall der fundamentale 
Unterſchied der Richtungen Innerhalb der Statiffit: hervor. Die Süßmilch' ſche 
Fortbildung ver von ben Engländern angebahnten Richtung führte ahf- gartz andere 
Pfade. Die Achenwall'ſche Statiftit iſt eine deſkriptive Wiſſenſchaft vom Staate, 
welche ‚die Staatszuſtünde in einem gegebenen Augenblick, namentlich in der: Geb 
genwart, barlegen, befchreiben will, vorzüglidy: für praftefche Zwecke, ver Betwab 
tag, der Poldi, um des ſtautlichen „wo aravröv willeh, nad ſeiner relativen 
Dedentung für das‘ Ganze das Einzelne färker ober ſchwächer hervortreten lafſ⸗ 
fend, mit konſequenter Zweckbeziehung auf den Staat: "Ganz anders Säßmilch. 
Er verfolgt wefentlich andere Ziele. Der ſtatiſtiſche Stoff, vie Beobachtung "hat 
bier nicht. oder nur nebenbet in zweiter Linie den Zweck, den Gtint oder bit 
Stüatszuftände kennen zu’ Ihren, SAßmilch fon, wenn auch noch nicht neit'bet 
Marheit und Wi der Audvehttung Eines Oneteler, verfolgt bie Aufgabe, ſhſtema⸗ 
tiſch Daten zu ſammeln, aus weichen zunächſt gewiſſe Vorgänge im Leben ter 
Menſchheit ſelbſt nach ihrem Kauſalzuſammenhang erklätt und -auf die Geſede, 
nach denen Re ſich vollziehen, zutückgeführt werben lönnen. „Die Stabfftik hat den 
Sweck, Fragen zu EBſen, nicht, ein’ Land zu behchreiben,“: fagte ein Jahrhundert 
ſpater 'Dnfau 40). Dieſer Satz gilt auch ſchon für GSußmilch's Siatiſtik. SDR 
letztete bat nad der Sufgm ilch'ſchen und der noch jetzt vielfach AGlichen, wenn 
auch zu engen Begrenzung ben Stoff: mit der Achenwalleſchen Skäatokunbe 
gemelufam, aber bie Ziele und Zwede ver Sammlung, vie Methoden der: Bew 
handlang des Materials, vie Aufgaben und Wefultate find ganz verſchteden. 
Sußmtlch Fon: irebt nach möglichfler Ziffermäßigkelt: feiner Daten,- d.:’$. nad 
möglichſt genauer Beſtimmung der auantitatinen: Derhältaiffe, - mit: denen er 
und ſeine Machfolger es allein zu thun Haben, Indem fle mittelft:der Feſtſtellung 
der Quantitaͤten bis in's Einzelnſte hinein der 'Wefttmming der Dualitäten nahe 
zu kommen ſuchen. Süßmilch ſchon will rechnen und mit Hulfe des Aulkrie 
beweiſen können. Die entwidelte, von ihrem theologiſhenumnd teleologiſchen Bei⸗ 
wert eurkleidete N Statiſtik AR als Wiſſenſchaſt bereits, obglelch 
Sit felbſt miit dem ſtatiſtiſchen WRaterlal eigentlich: umgebehrt wie die dis 
genwärtigen Statiſtiker verführt, eine Inbuftine Beobachinngewifiehigaft: "Mar 
kann fie eine Naturwiſſenſchaft nennen, wo es fih um Naturphänomene, wie z. B. 
in einem großen Theil der Bevölferungsfragen (Fortpflanzung, Todesurſachen 
u. f. w.) handelt, und eine nach ber naturwiſſenſchaftlichen, indultiven -Unterfur 
chungẽmethode verfahrende antropologiige Wiffenichaft, wo man andere Seiten des 


... 
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20 Heuschling bibl. siat. de l’Allemagne, — . 
“) Dufau iraitd de atalist. Par. 1840, Resumd-p. 140 ff. N. Mm. 
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Menfhen, wie bie geiftigen und fittlichen, berührt. Die weitere Ausdehnung ber 
Statiftil anf andere, den. Menfchen nicht betreffende Naturerfcheinungen iſt dann 
endlich in der neueften Zeit ein folgerichtiger Fortſchritt geweſen, welcher aus der 
— ber urſprünglichen Statiſtik Süßmilch's fich nothwendig ergeben 
mu te. ' , , . “ 
Sägmilch trat zuerfi im Jahr 1742 mit einer damals noch wenig bead- 
teten Meinen Schrift auf, zu welder er durch Derhams Phyſikotheologie ange⸗ 
regt worden war. Chr. Wolff bat dazu eine Vorrede geſchrieben. Die Schrift 
führt einen Titel, in welden Süßmilch's Standpunkt ıund. Auffafſſung fid 
ansipricht: „Die göttlihe Ordnung in den Veränderungen des menſchlichen Ge⸗ 
jchlechts, das ift gründlicher Beweis der göttlihen Vorſehnng und Borforge für 
das menfchliche Geſchlecht aus ber Vergleihung ver Geborenen und Geftorbenen, 
ver Berheiratheten und Geborenen, wie auch infonberheit aus dem beflänbigen 
Berbältuiß der geborenen Knaben und Mädchen u. f. m.” Diefe Schrift, wefentlid 
auf die Kicchenliften des preußifchen Staats geftägt, ift die Grundlage des fpäte- 
en. großen Süßmilch' ſchen Werks, das unter wenig veränvertem Titel feit 
1761 in mehreren Auflagen erfchien 17). 
ESchon ber Titel zeigt ven theologifchen,. nebenbei bemerkt rationaliftifchen und 
oft naiv teleologifchen Standpunkt, durch welden ih Süßmilch von den mo- 
dernen Statiftilern, wie Quételet und feiner Schule, weſentlich unterfcheibet, 
indem biefe von der Matbematil und von ber naturwifienfchaftlichen Betrachtungs⸗ 
weile ausgehen. Aber Wappäus, welder Süßmilch's Weltanfgaunng im 
mancher Beziehung nabe zu fiehen fcheint, bat volllommen Recht, wenn er troß 
dieſer verſchiedenen Ausgangspunkte bie innere Verwandtſchaft von Süßmild 
and Oudtelet betont. „Beiden iſt die Exforfhung der allgemeinen Geſetz⸗ 
maͤßigkeit in ven fcheinbar zufälligen ober gun; der Freiheit des menfchlichen 
Willens unterworfenen Ereigniffen und Erſcheinungen des menſchlichen Lebens bie 
Sauptfache,“ „Für den Theologen aber iſt die Rechnung nur Mittel zur fpectellen 
wirklichen Nachweiſung einer von ihm als ‚Theologen geglaubten göttlihen Ord⸗ 
nung, für den Mathematiker ift der Kalkul und bie Faſſung ber Erjcheinunugen 
in bie. mathematifche Formel der Hauptzweck. Süßmilch's göttlide Orbnung 
gehört weſentlich zur Phufitotheologie, Dustelet erfirebt eine Socialphyſik.“ 
(Wappäus J, 11.) Beide, oder genauer gefagt, Süßmilch einex- und bie meiſten 
- mobernen Statiftiter anderſeits repräfentiren vie alte Spaltung in ver phllofpphifchen 
Streitfrage über Oott und Welt, proviventielle Leitung und mechaniſche Natargeſetz⸗ 
lichteit. Wie man aber auch zu dieſer Frage ftehe, es läßt fich nicht beftreiten, daß 
Süßnmilch doch den durchaus minder wiflenfchaftlihen Weg geht 13). Er benutzt 
bes ſtatiſtiſche Material nicht nach der Weiſe der Neueren objektiv, um bamus 
nach ven Regeln der Induktion eine noch nicht gelannte Ordnung herauszufiuben, 
foudern er ſucht mit diefem Material a posteriori ven Beweis zu führen, daß 
die von ihm a priori angenommene, reſp. aus Bibel und Räfannement abgeleitete 
Drbuung nad weislich fo hbefchafien jet, wie er fie nad der Bibel annehmen 


de) Dot. Bappäus Dendilerungeftat 1, 5, 15, weiber ſich in Betreff des. Bibliographi⸗ 

der S.’fhen Schriften und um die Würdigung Süfimitch’s ebenfalls Verdienfle erworben 

. Dal. feine ſchöne Einleitung 1, 1—14. Unrietig ift es, wenn Heufchling fagt, ©. haͤbe 

fonders —— Augdburger und Bredlauer Daten benutzt, fein Hauptmaterial, namentlich 
anfangs, nd preußifche Daten (bibl, siat, de l’Alleım. 33), . . = 

) GB, Ordnung, 4. Aufl. (Berl, 1775), bei. I, Cinleit, Sep. 1, S. 4 ff. u. a. D. 
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zu mäflen glaubt, Er geht daher aud von einem Bibelſpruch (1. Moſ. 1, 28) 
aus, in welchem dem Menjchen bie Bermehrung und vie Anfüllung ver Erde 
geboten wird, interpretirt denſelben in feiner naiven Weiſe, zeigt, welche Anord⸗ 
nungen in ben Bevölferungsverhältnifien nothwendig feien, damit jenes biblijche 
Gebot erfüllt werben könne, und ſucht darauf num den Beweis flatiftiich zu füh- 
ren, daß gerade dieſe Ordnung in ben großen Zahlen ver Beuällerungsphä- 
nomene zum Vorſchein komme. Seine Arbeit iſt daher im eminenten Sinne eine 
Tenpdenzarbeit. Darin liegt ihre Schwäche im Vergleich zu ven neueren fla- 
tiftifchen Arbeiten. Manche Fehler 9), 3. B. die Neigung zu ſtarken Generalife- 
tionen, bie Annahme einer zu großen Gleichheit ver Geftaltung der Dinge in 
verſchiedenen Ländern und Bölkern, mithin vie Verfennung des Geſetzes der natio- 
nalen Unterſchiede, well dies ber im voraus angenommenen Ordnung am beften 
entſprach, eine nicht zu laͤugnende Oberflächliäleit bei der Unterfuchung der Ur⸗ 
ſachen und Einfläffe, von welden die Phänomene abhängen, ſobald dieſe Unter- 
fuhung für die allgemeine Tendenz des Werks nicht von großer Wichtigleit zu 
fein ſchien, dieſe und andere Mängel mehr hängen mit dem tembenziöfen Charakter 
der Schrift zufammen. In der praftifchen Bevölkerungspolitik vertritt Süßmilch 
den bekannten einfeitigen vor⸗Malthus'ſchen Standpunkt und geräth nicht felten 
in die Gefahr gewagter Konjekturalſtatiſtik. Aber in ven vielen Fällen, in welchen 
doch immerhin fein Ausgangspunkt nicht präjubicirte, erweist fh Süßmilch 
als trefflicher Statiftiler, deſſen Umſicht, Kombinationsgabe, kritiſches Urtheil und 
koloſſaler Sammlerfleiß die höchſte Achtung verbienen. Es ift bewunderungswürdig, 
was Süßmild mit dem fpärlichen, zerftrenten, mangelhaften Material feiner 
Zeit zu machen weiß. Auch in den allgemeinen Begriffen, in ven Grörterungen 
über die Methode zeigt er größere Schärfe, als die Statiftiler ver Achenwall'⸗ 
ſchen Richtung, Ausprüde, wie „Geſetze“ braucht er, was zu beachten iſt, für bie 
„Höttlihe Ordnung“ übrigens öfters. Er fühlt denn auch den Zufammenhang ver 
Frage nach dem Charakter feiner „Ordnung“ mit dem Problem ver Freiheit und 
Nothwendigleit, weiß aber über das legtere nichts Anderes zu jagen, als faft Alle, 
welde ſich fpäter mit dieſen Materien beichäftigt haben, daß nämlih nicht ein 
Schatten von Nothwendigkeit beſtehe, — eine bloße Theſe ftatt einer objektiven 
Prüfung (I, 58). Ä 

Mertwürbig genug, Ahenwall mit feiner Staatskunde, deren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hang doch unmöglich Jemand beſonders body tariren kann, machte Schule 
in des Wortes vollfter Bedeutung, Süßmilch mit feiner außerordentlich viel 
böberen, interefianteren Statiftit that dies noch nicht. Anfangs wurben feine Arbeiten 
nicht einmal beſonders beachtet, ſpäter, feit 1761, erregten fie allerbings große 
Aufmerkſamkeit, aber weiter geführt wurven fie, wenigftens aus dem generellen, 
erhabenen Gefihtspuntt Süßmilch's, welder nad Gejegen forfchte, nicht. Die 
folgenden Statiſtiler waren wieber lange Zeit hindurch bloße politifche Arithmeti⸗ 
fer und Wahrjcheinlichleitsrechner, wie oben bereit hervorgehoben wurde. Süß» _ 
milch war infofern feiner Zeit vorausgeeilt. Dies begreift fich and unſchwer: 
Die damalige Zeit begnügte fi faft noch allgemein mit deſtriptiven, ſyſtematiſch 
klaſſifieirenden oder einfad, erzählenden Wiſſenſchaften als. Erfahrungs» ober 
Beobachtungswiſſenſchaften, Naturgeſchichte, Botanik, Zoologie; auch Erdkunde, 
Geſchichte wurden nicht anders behandelt. Die Achenwall'ſche Staatenkunde 
paßte vollkonnnen zu dieſen anderen Wiſſenſchaften. Daneben blähte bie apriori⸗ 


49) Ebendaſ. ©. 56, 102, 273, u. a. O. 311. \ 
Bluntfgliun Brater, Dentſches Staate⸗Wörterbuch. X. 28 
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ſtiſche, ans abſtrakten Begriffen Alles ableitende und aufbauende Spekulation vor- 
nehmlich aud in den pelitifchen und hiſtoriſchen Wiſſenſchaften. Das Bedürfniß 
nad einer Kontrole der Spekulation und ihrer kühnen Konſtruktionen, in welchen 
fo gern alles Bermänftige als wirklih angenommen wurbe, durch bie Erfahrung, 
empfand man nicht fehr. Spekulation und logiſche Entwidlung wurden in jenen 
Discipfinen damals in demfelben Maße überfchägt, wie fie gegenwärtig, wo man 
- fo leicht vergißt, Daß doch auch jene Spekulation häufig, 3. B. in ver National⸗ 
ötonomie, auf der pfychologiſchen Erfahrung des eigenen Iunern fußt, von der 
hiſtoriſchen Schule unterfhätt wird 599), Es wurbe daher auch im jener Zeit noch gar 
nicht erkannt, daß die Suüßmilch'ſche Stattftil vor allen Dingen bie Mittel zu einer 
Kontrole der deduktiven Spekulation und denmächſt das Material biete, um durch 
das Auffleigen vom Beſonderen zum Allgemeinen induktiv die konkreten Erſcheinun⸗ 
gen ber Wirklichkeit, die regellos erſcheinenden Borgäuge Im Leben der Menſchheit 
und in ver Natur in ihrem Kaufalzufammenhange zu erfaflen und ihre Ge⸗ 
jeße zu finden. Bon Sußmilch ſelbſt iſt die Statiftil, wie oben gezeigt worben, ja 
noch faft ausſchließlich als Kontrolverfahren, reſp. als Mittel der VBeflätigung der im 
voraus Tonftruirten göttlichen Ordnung benüßt. Seine Zeitgenoffen wußten auch die⸗ 
. fen Gebrauch no nicht von ihr zu machen, gefchweige in der Statiftit eine Hilfs 
wiſſenſchaft zu fehen, mit welcher das induktive Verfahren in manche ſpekulative 
Wiſſenſchaft eingeführt werben könne. . 

In den fiebzig bis achtzig Iahren, welche zwiſchen Süßmilch's und Qué⸗ 
telet’3 erfiem Auftreten lagen, hatten fidh die gewaltigften Veränderungen auf bem 
Gebiete der Politik, der Vollswirthſchaft, der Literatur und ver Wiflenfhaft im All⸗ 
gemeinen zugetragen. Großartig war der Aufſchwung ver exakten Wifienfchaften. 
Nicht vertennen ließen fich die guten Früchte der Aufllärungsliteratur und ber kriti⸗ 
ſchen Philoſophie des vorigen Jahrhunderts, welche nach Abftreifung des Falſchen und 
Schwachen in jener Literatur doch ſchließlich als unentreißbares Gemeingut ber civi⸗ 
lifirten Vöoller übrig geblieben waren. Trotz aller Reftaurationsverfudhe in politi- 
ſchen, kirchlichen, philofophlichen Fragen blieb die Weltanfhauung der maßgebenden 
gebilbeten und befonders ver eigentlich wiſſenſchaftlichen Kreife definitiv umgeftaltet 
und neigte ſich einer ſtark realiftifchen, fpäter einer mechaniſtiſchen Auffaflung unver⸗ 
fennbar zu. Die Fortſchritte der Naturwiflenfhaften vermehrten täglich die Belege 
für die Allgemeinheit ver Gefegmäßigleit in ver Welt ver Exrfcheinungen 51), Ueberall 
walteten Geſetze im Weltell, wo man an das willfürlihe Eingreifen überirdiſcher 
Mächte oder gar an den „Zufall geglaubt hatte. Die Stellung des Menfchen im 
Deltorganismns erfchien weit untergeorbneter al8 man ehemals angenommen hatte. 
Konnte unter folden Umſtänden die Einwirkung dieſer veränderten Anfhanungen ohne 
ben tiefftgreifenden Einfluß auf die Wiflenfchaften von Menfchen bleiben? Ein Sta- 
tiftifer aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, wie Süßmilch, vermochte noch 
auf dem theologifhen Standpunkte zu fiehen, ein Statiftiler aus der Gegenwart 
Tonnte, zumal wenn er von ven exakten Wilfenjchaften ausging, für fein Unter 
fuchungsgebiet die Konfeguenzen nur aus ber modernen Weltanfhanung ziehen. 

Das Weſen Epoche machender Perjönlicleiten In ver Entwicklung ver Wifjen- 
Khaften und ver Beiftesthätigkeit überhaupt liegt keineswegs nothwenvig, vielleicht jehr 


6 Bi ag, auch Hildebrand, d. wiſſenſch. Aufgabe d. Statifl., in |. Jahrb. 1866, I. 
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felten, wenn jemals, darin, daß fie allein eine ganz newe Richtung angeben und 
infoferne ausſchließ lich in ihnen eine Schule ihren Urfprung bat. Am wenigften 
tft dies in hoch entwidelten Zeitaltern möglid, wo jedes wiffenſchaftliche Feld von 
einer großen Anzahl Perfonen gleichzeitig angebaut wird. Sehr oft wirb von min- 
der beporzugten Geiſtern und gewiſſermaßen von einer ganzen Generation eine neue 
Richtung mit angebahnt oder gewonnen, nur minder Mar, ihnen felbft nicht deutlich 
bewußt. Das große Verdienſt des Koryphäen liegt alsdann darin, daß er ben noch 
unklaren Anfichten zuerſt einen feſten Ausdruck, dem mehr voch gefühlten, als Kar 
verſtandenen und doch in ber Richtung der Zeit liegenden Problem eine präciſe For⸗ 
mulirung zu geben und eben damit auf lange hinaus der wiſſenſchaftlichen Forſchung 
ihre Bahnen vorzuzeichnen weiß. Das ſcheint uns Im eminenten Maße das Verdlenſt 
von Dustelet zu fein 52). Gleichzeitig neben und unmittelbar nah Ihm erſcheinen 
Statiſtiker ähnlicher Richtung, welche keineswegs bloß, mitunter felbft gar nicht von 
ihm den Auftoß erhalten haben. So namentlich bie mediciniſchen Statiſtiker 59), die⸗ 
jenigen, welche wie vor allen Louis bie numeriſche Methode in die Medicin ein- 
führten, wie Eafper die Medicin, „vorzugsweife die Wiſſenſchaft der bloßen Muth: 
maßungen und Hypothefen“, wie er fagt, mit Hilfe der Statiftif zu einer exakten 
Disciplin zu machen ſuchten, wie Billerms u. A. m., fo auch fogar auf Quéte— 
tet’8 Specialgebiet Moralſtatiſtiker, wie der hochverbiente, mit feinen erften Arbeiten 
faſt gleichzeitig mit Quételet auftretende Guerry, Barent Ducdatelet, fo 
auch noch Spätere, wie Dufau, Cournot, Benotton de Chateauneuf 
u. A., von denen man nicht behaupten kann, daß fie nur erſt von Dustelet angeregt 
worden feien. Aber dennoch bildet Diefer den Mittelpunft der neuen Bewegung, um 
welchen ſich eine neue Schule von Statiftifern gruppirt. Niemand bat vor ihm oder 
gleichzeitig mit ihm unter feinen Zeitgenofjen die neuen ftatifiifchen Studien fo ſyſte⸗ 
matiſch betrieben, fo planmäßig vie geiftig-fittliche Sphäre des Menfchen mit in die 
Unterſuchung hinein gezogen, fo beftimmt und präcis das Problem formulirt, fo 
ſcharf die Methoden und leitenden Gefihtspuntte feftgeftellt. Er varf deshalb mit 
Recht als Begründer der neuen Statiftit bezeichnet werden. Seine Richtung bat an» 
fange mit manchem Borurtheil der alten Schule zu kämpfen gehabt, aber fie hat 
almälig immer mehr Anhänger gewonnen. Die bedeutendſten Statiftiler ver Gegen⸗ 
wart gehören ihr an, felbft folge, weldhe wie Wappäus ven Achenwall'ſchen 
Standpunbt nit aufgeben wollen, | 

Die Bedentung Qustelet's liegt zumeift in folgenden Punkten 59), Einmal 
bat er zuerft wieber nad Süßmilch nicht in ber einfeitigem Tendenz der politifchen 
Arithmetiter Statiftif getrieben, fondern die philofophifche Konſequenz gezogen, die ein- 
zelnen von dem Statiſtiker beobachteten Vorgänge im Leben ver Dienjchen als Aeuße⸗ 
rungen von Geſetzen aufzufaflen, und bie Erforſchung dieſer Geſetze als die allein 


63) Wagner; Befepmäßigt. 1, 6, bi. 

55) Bol, Defterien, Handb. d. medit. Etatifl. Tüb. 1865, ©. 1 ff., 10. Buerryp. VI.’ 

54) Dal. über Qustelet Jonak, Theor. d. Gtatifl., Wien 1856, ©. 50 ff., Mobil il, 
663, Knies Statiſt. yaffim, Wappäus J, 1 ff, II, 408 ff, A Wagner, Gefepmäßigf. ı, 
50 ff., wo auch einige der Hauptfchriften DS und namentlich einige feiner wichtigen, felten 
genägend beachteten Abhandlungen-im Bull. de la comm. centr. de statist. en Belg. und In 
den Mdm. de l’Acad. roy. de Brux. genannt find und Q. gegen ben völlig unbegründeten 
und wunbegreiflichen Vorwurf Mohls in Schup genommen wird, — ein Vorwurf, den man 
gm aber gleichfalls wit Unrecht, der ganzen neueren GStatiftit macht. Außerdem find aber auch 
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einer Wiſſenſchaft wärbige Aufgabe ver Statiſtik betradhtet. In feinem Hauptwerke, 
dem über den Menfchen und die Entwidlung feiner Fähigkeiten (1885), das er, fei- 
nen Stanbpunft bezeichnend, auch einen Verſuch der Socialphyfik nennt, wurbe bie 
Frage nach Geſetzen im menſchlichen Leben, und zwar auch bier glei für ven ſpe⸗ 
ciellen Fall, ob auch vie menſchlichen Handlungen Gefegen unterworfen feien, bedent⸗ 
fom an die Spige der Unterfuhung geftellt. Zwar leider nicht in umfaflender | 
matiſcher Behandlung, aber immerhin in vielen feiner Werke aphoriftifch beichäftigt 
ſich Quételet auch mit ver ſchwierigen Frage nad) der Natur und Bebentung ber 
von der Statiftil aufgefundenen Geſetzmäßigkeiten und Geſetze (namentlich im systöme 
social, 1848). Wenn feine Erörterungen hierüber noch nicht alljeitig genügen und 
ſicherlich dieſe Tragen der „Philofophie der Statiſtik“ voch nicht zum Abſchluß ge- 
bracht haben, fo muß man body berüdfichtigen, bag Quotelet damit eines der aller 
ſchwierigſten, and von der Fachphiloſophie noch faft gar nicht durchforſchten Unter 
ſuchungsgebiete betritt und aud Andere fpäter nicht viel weiter als er gekommen 
find. Fermentativ find auch Quételet's Arbeiten ſehr beveutfam 55), 

Sodann geht Dustelet nicht dort aprioriftifch mit Debultionen ans oberften 
Prämiffen vor, wo einmal feine foldhe Prämiffen vorhanden fein fünnen uud auch 
bie Erforfhung des eigenen Innern keinen feften Ansgangepunft giebt. Er konſtruirt 
fich eben fo wenig eine beftimmte Ordnung auf gläubiger Grundlage vorher, wie 
Süßmilch, welde er dann in ven Thatjachen auffucht, fondern er geht durchaus 
objektiv nad) dem induktiven Verfahren vor, ſucht Maffenbeobadhtangen über vie zu 
analufirenden Erſcheinungen anzuftellen, dieſe Beobachtungen zu möglihft genauen 
Duantitätsbeflimmungen zu machen, fie daher wo es geht, in Zahlen auszubräden 
und ans ihnen durch verfchlevene Operationen, Umftellungen, Rechnungen, das Ran- 
falverhältnig und die Geſetze der Erjcheinungen abzuleiten. Es leitet ihn hierbei ver 
Laplace'ſche Gedante: appliquons aux sciences politiques et morales la methode 
fond6e sur l’observation et le calcul, m6thode, qui nous a si bien servi dans 
les Sciences naturelles. 

Quotelet befchäftigt ſich, gleich anderen Statiftitern, vorzugsweiſe mit Unter- 
ſuchungen, welde ven Menſchen betreffen. Ex gibt dieſen Uinterfuchungen aber einen 
viel größeren Umfang und eine ganz neue Richtung. Planmäßig zieht er vor allem 
die geiftig-fittliche Sphäre des Menſchen mit hinein und behandelt viefelbe nach ven 
gleichen ühethoben, wie bie phufifche Seite des Menſchen. Er wirb dadurch einer ber 
Hauptvertreter der neueren Moralfatiftil, des ohne Zweifel interefianteften Theile 
der Menfchheitsftatiftit. Auf ihn vornehmlich bezieht ſich das Lob, welches ein Bundle 
der neneren Statiftif ſpendet. Eine neue Richtung erhalten die den Menſchen betref- 
fenden ftatiftifchen Unterfuchungen duch Duetelets Theorie vom mittleren Men⸗ 
fen, durch welche er alle diefe Unterfuhungen über ven Menſchen fyſtematiſch zu- 
fammenfaßt, die hier allein zum Ziele führende Methode zeigt und die Auffaflung 
von einer gefegmäßigen Abhängigkeit der menfhlihen Handlungen und ber Borgänge 
in der Menſchheit von äußeren Urſachen konfeguent vertritt. Sicherlich ift dieſe Theo⸗ 
"rie vom mittleren Menſchen durch Quételet's Arbeiten noch keineswegs abge- 
ſchloffen, fie hat zu mancherlei Mißverſtändnifſen Anlaß gegeben und wird neuerdings 


55, Bol. Drobifch in Gersdorff's Leipz. Repert. 1849 1, 28 ff., MiLI Logik, überf. v. 
Schiel, Braunſchw. 1863, II, 439 ff. Budle, Geſch. d. Civiliſat. in Engl., überſ. v. ** 
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gen dazu benntzt, die Tragweite ber ſtatiſtiſchen Geſetze fehr zu befchränten und 
wohl auch das Vorhandenſein eigentlicher Gefege zu läugnen (f. unten III. A). 
Die Theorie hängt enge mit der Frage nach dem Geſetz der großen Zahl zufammen, 
alle ſchwierigen Principienfragen der Statiftil ſtehen damit in Verbindung. Hier 
thut eine Tritifche Unterſuchung der Begriffe Noth. Aber Ieiver haben fi) derfelben 
biäher am wenigften die Gegner der Qustelet’fchen Begriffsbeſtimmungen unter- 
zogen, wenn man nicht unbewiefene Gegenbehauptungen für genügend erklärt. 

Die Scharfe Beftimmung der Unterfuhungsmethonen und die edit philoſophiſche 
Auseinanderfegung und Begründung der leitenden Idee in den Unterfuchungen über 
ben Menſchen haben ihren großen praktiſchen Werth fogleich dadurch erwieſen, daß 
Qustelet fie in umfafiender Welfe zur Anwendung gebracht und mit ihrer Hilfe 
eine Fulle fchöner, überrnfchender Refnltate am das Licht gefördert bat. Was konnte 
feinen Methoden größeren Borfchub leiften als eine ſolche fofortige Erprobung ? Wäh- 
rend bie Bertreter ber Staatskunde bloß ein photographiich getrenes Bild vom Staats⸗ 
zuftand geben, nur pas gleichzeitige Nebeneinander der Erfcheinungen barftellen wol» 
len, will Onstelet bad gegenfeitige VBebingtfein, das Abhängigkeitsverhältniß ber 
beobachteten Phänomene enthüllen und fchlieglich wo möglich mefien. Ex forfcht nad 
ven Einfläffen verjchtebenfter Art, deren Funktionen vie beobachteten Vorgänge find. 
In den regelmäßigen pertobifhen Beränverungen ber Vorgänge fpiegeln ſich die Ein- 
fläffe ab, welche durch eine zwedmäßige Art der Beobachtung und Gruppirung ber 
Beobachtungen dann ifolirt werben. Es gelingt, durch dieſe Methode der flatiftifchen 
Dperation Wbhängigleitsverhältniffe in den ſcheinbar vegellofeften und zufälligfien 
Borgängen im. Menfchenleben und foger in ven menichlihen Handlungen ſelbſt, und 
Beziehungen zwiſchen zahlreichen Phänomenen ver Geſellſchaft und ver Natur anf- 
zufinden, von welchen man in ver That „fich nichts träumen läßt" (Engel). Gerade 
hierdurch tritt die Dudtelet’fhe Statiftit in Verbindung mit den beventungsvoll- 
ſten und ſchwierigſten Problemen ver Menſchheit, und wird das wichtigfte Werkzeug 
für eine wahre, von der Erfahrung ausgehende Philofophie diefer Menfchheit ober 
für eine wifienfchaftlihe Anthropologie. Erft durch dieſe Statiſtik ift es gelun⸗ 
gen, eine wirflicye, Kritik vertragende Erfahrung in Betreff des Menſchen feflzu- 
ftellen und dadurch bie fubjelttven Vorurtheile des täglichen Lebens, Iauter oberfläche 
liche Induktionen, und bie einfeitigen Folgerungen aus Prämiſſen von zweifelhafter 
Wahrheit, Ianter ſchiefe Deduktionen, zu berichtigen und burch ſtichhaltige wifjen- 
ſchaftliche Induktionen zu erfegen. 

Mit Recht hat man die fih auf die Menſchen beziehenden Unterſuchungen 
Qu ételet's ftatiftifh-anthropologifche genannt. Aber durchaus falſch iſt es zu fagen, 
Dudtelet verſtehe unter Statiſtik Anthropologie oder Socialphyſil, wie es oft ge⸗ 
ſchieht 5%). Im Gegentheil ift es gerade ein weiteres Haupiverbienft des Vaters ber 
neuern Statiſtik, daß er Ach vor dieſer, ihm fehr nahe liegenden Einfeitigleit gehü⸗ 
tet bat. Er bat Die Statiſtik als eine höchſt brauchbare Methode kennen gelernt, 
um Unterfuchungen über die menfchliche Geſellſchaft anzuftellen und erkennt zugleich 
in ihr eine Wilfenfchaft, indem er die mit Hilfe der flatiftifhen Methode ge» 
wonnenen Mefultate fuftematijch verarbeitet. Aber gerade hierbei mußte er fich über- 
zeugen, daß jene Methode auch außerhalb der den Menſchen betreffenden Unterſu⸗ 
chungen auf gewiſſe Naturerfheinungen anwendbar fet und baß die hier im Gebiete 
der Natur, wie dort im Gebiete der Menfchheit erlangten Refultate vielfache Bezie⸗ 





*6) 8. B. von Gerfiner Bevölferungsl. S. 24. — Auch Rümelin’s Bemerkung in db. 
Tüb. Beitfhr. Bd. 19 (1863) ©. 667 wird Qustelet nicht ganz gerecht. 
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ſtiſche, aus abſtrakten Begriffen Alles ableitende und aufbauende Spekulation vor- 
nehmlich au in den politifchen und hiſtoriſchen Wiſſenſchaften. Das Bedürfuiß 
nad einer Kontrole der Spekulation und ihrer kühnen Konſtruktionen, in melden 
fo gern alles Vermänftige als wirklich angenommen wurde, durch bie Erfahrung, 
empfand man nicht fehr. Spekulation und logiſche Entwidlung wurden in jenen 
Disctpfinen damals In demfelben Maße überſchätzt, wie fie gegenwärtig, wo man 
- fo leicht vergißt, Daß doch auch jene Spekulation häufig, 3. B. in ber -Natlonal- 
Btonomie, auf der pſfychologiſchen Erfahrung des eigenen Iunern fußt, von der 
biftorifhen Schule unterfchägt wird 50), Es wurde daher auch im jener Zeit noch gar 
nicht erfannt, daß die Süßmilch'ſche Statiftil vor allen Dingen die Mittel zu einer 
Kontrole der deduktiven Spekulation und demnächſt das Material biete, um durch 
das Auffleigen vom VBefonberen zum Ullgemeinen indultiv die konkreten Erſcheinun⸗ 
gen ber Wirklichkeit, bie regellos erſcheinenden Borgäuge im Leben der Menfchheit 
und in ber Natur in ihrem Ranfalzufammenhange zu erfaflen und ihre Ge⸗ 
jege zu finden. Bon Sußmilch felbft if die Statiſtik, wie oben gezeigt worden, ja 
noch faft ausſchließlich als Kontrolverfahren, vefp. ale Mittel der VBeflätigung der im 
voraus Tonftruirten göttlichen Ordnung benügt. Seine Zeitgenoffen wußten auch die⸗ 
. fen Gebrauch noch nit von Ihr zu machen, geſchweige in der Statiftit eine Hilfe 
wiffenfhaft zu fehen, mit welcher das inbultive Berfahren im manche ſpekulative 
Wifſenſchaft eingeführt werben könne. — 

In den fiebzig bis achtzig Jahren, welche zwiſchen Süßmilch's und Qu 
telet's erſtem Auftreten lagen, hatten ſich die gewaltigſten Veränderungen auf dem 
Gebiete der Politik, der Bollswirtbfchaft, der Literatur und der Wiſſenſchaft im All⸗ 
gemeinen zugetragen. Großartig war der Aufſchwung der exalten Wiflenfchaften. 
Nicht vertennen ließen fich die guten Früchte der Aufllärungsliteratur und ber kriti⸗ 
hen Philoſophie des vorigen Jahrhunderts, welche nad Abftreifung des Falſchen uud 
Schwachen in jener Literatur doch ſchließlich als unentreiibares Gemeingut der civi- 
lifirten Volker übrig geblieben waren. Trog aller Reftaurationsveriudhe in politi- 
fen, kirchlichen, philofophifchen Fragen blieb die Weltanſchauung der maßgebenpen 
gebildeten und befonders der eigentlich wiſſenſchaftlichen Kreife definitiv umgeflaltet 
und neigte fi einer ſtark realiftifchen, fpäter eier mechaniſtiſchen Auffafſung unver: 
kennbar zu. Die Fortfchritte der Naturwiflenfchaften vermehrten täglich die Belege 
für die Allgemeinheit der Geſetzmäßigkeit in ver Welt der Erjcheinungen 51). Meberall 
walteten Geſetze im Weltall, wo man an das willfürlihe Eingreifen übertrdifcher 
Mächte oder gar an den „Zufall“ geglaubt hatte. Die Stellung des Menfchen im 
Weltorganiemus erfchien weit untergeorbneter ald man ehemals angenommen hatte. 
Konnte unter folden Umftänden die Einwirkung diefer veränderten Anſchauungen ohne 
ben tieffigreifenven Einfluß anf die Wiffenfchaften vom Menſchen bleiben? Ein St«- 
tiftifer aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, wie Süßmilch, vermochte no 
auf dem theologifhen Standpunlte zu ſtehen, ein Statiftiler ans der Gegenwart 
Tonnte, zumal wenn er von den eraften Wiſſenſchaften ausging, für fein Unter⸗ 
{udungsgebiet die Konfeguenzen nur ans ber modernen Weltanfhanung ziehen. 

Des Weſen Epoche machender Berfönlichleiten tn der Entwidlung ver Willen 
ſchaften und der Beiftesthätigkeit überhaupt liegt keineswegs nothwendig, vielleicht jehr 


2 Bel. au Hildebrand, d. wiſſenſch. Aufgabe d. Gtatifl., in f Jahrb. 1866, 1. 
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felten, wenn jemals, darin, daß fie allein eine ganz neue Richtung amgeben und 
imfoferne ausſchließ lich in ihnen eine Schule ihren Urfprung bat. Um wenigften 
iſt dies in hoch entwidelten Zeitaltern möglich, wo jedes wifſenſchaftliche Feld von 
einer großen Anzahl PBerfonen gleichzeitig angebant wird. Sehr oft wird von min⸗ 
der bevorzugten Geiſtern und gewiffermaßen von einer ganzen Generation eine neue 
Richtung mit angebahnt oder gewonnen, nar minder Mar, ihnen felbft nicht ventlich 
bewußt. Das große Verdienſt des Korpphäen liegt alsdann darin, daß er ben noch 
unklaren Anfichten zuerft einen feften Ausdruck, vem mehr noch gefühlten, als Mar 
verſtandenen und doch im der Richtung der Zeit liegenden Problem eine präcife For⸗ 
mulirang zu geben und eben damit auf lange hinaus der wiffenf&aftlichen Forſchung 
ihre Bahnen vorzuzeichnen weiß. Das fcheint uns im eminenten Maße das Verdlenſt 
von Qutelet zu fein 52), Gleichzeitig neben und unmittelbar nad ihm erfcheinen 
Statiftiter ähnlicher Richtung, welche keineswegs bloß, mitunter felbft gar nicht von 
ihm den Auſtoß erhalten haben. So namentlich die mediciniſchen Statiftifer 53), die⸗ 
jenigen, weldye wie vor allen Lonis die numerifche Methode in die Medicin ein- 


führten, wie Caſper die Mebichn, „vorzugswelfe vie Wiffenfchaft ver bloßen Muth- . 


maßungen und Hypotheſen“, wie er fagt, mit Hilfe der Statiftil zu einer exalten 
Disciplin zu machen fuchten, wie Villermé u. 9. m., fo auch fogar auf Quéte⸗ 
let's Specialgebiet Moralſtatiſtiker, wie ver hochverdiente, mit feinen erften Arbeiten 
foft gleichzeitig mit Qugtelet auftretende Buerry, Parent Ducatelet, fo 
anh noch Spätere, wie Dufau, Cournot, Benotton de Chateauneuf 
u. A., von denen man nicht behaupten Tann, daß fie nur erfl von Dustelet angeregt 
worben feien. Aber dennoch bildet dieſer ven Mittelpunft der neuen Bewegung, um 
welchen fi eine neue Schule von Statiftifern gruppirt. Niemand bat vor ihm ober 
gleichzeitig mit Ihm unter feinen Zeitgenofien vie neuen ftatiftifchen Studien fo ſyſte⸗ 
matifch betrieben, fo planmäßig die geiftigsfittliche Sphäre des Menſchen mit in bie 
Unterfuhung Hinein gezogen, fo beftimmt und präcis das Problem formulirt, fo 
ſcharf die Methoden und leitenden Geſichtspunkte feftgeftellt. Er darf deshalb mit 
Necht als Begründer der neuen Statiftit bezeichnet werden. Seine Richtung bat an» 
faugs mit manchem Borurtbeil der alten Schule zu kämpfen gehabt, aber fle hat 
allmälig immer mehr Anhänger gewonnen. Die bebeutenpften Statiftifer ver Gegen⸗ 
wart gehören ihr an, felbft ſolche, welde wie Wappäus den Achenwall'ſchen 
Standpunkt nit aufgeben wollen, 

Die Beventung Onstelet’s liegt zumeiſt in folgenden Punkten 59). Einmal 
bat er zuerfi wieder nach Süßmilch nicht in ber einfeltigen Tendenz der politifchen 
Arithmetiter Statiftif getrieben, fondern die philofophifche Konfequenz gezogen, bie ein- 
zelnen von dem Statiftiler beobachteten Vorgänge im Leben ver Menſchen als Aeuße⸗ 
rungen von Geſetzen aufzufaffen, und bie Erforſchung dieſer Gefege als bie allein 


63), Wagner; Befegmäßigt. 1, 6, 51. 
85) Vgl. Deflerien, Handb. d. medic. Statift. Tüb. 1865, ©. 1 ff., 10. Buerryp. VI. 
5) Bol. über Quételet Jonak, Theor. d. Gtatifl.,. Wien 1856, ©. 50 ff, Mohl ill, 
663, Kntes Statift. paffim, Bappäus J, 1 ff., II, 408 ff, A. Wagner, Gefepmäßigt. 1, 
50 ff, wo auch einige der Hauptfchriften Qs und namentlich einige feiner wichtigen, ſelten 
genügend beachteten Abhandlungen im Bull. de la comm. cenir. de statist. en Belg. und in 
den Mdm. de l’Acad, roy. de Brux. genannt find und Q. gegen den völlig unbegründeten 
und unbegreiflichen Vorwurf Medi’ in Schup genommen wird, — ein Vorwurf, den man 
5” aber gleichfalls wit Unrecht, Der ganzen neueren Statiftit macht. Außerdem find aber auch 
9 zahtreiche naturwifien —— e Memoires, beſonders über die periodiſchen Phänos 
mene, Klima, Phyſik der Erbe, meiſt in den Akademieſchriften, höchſt wichtig für die GStaliſtik. 
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einer Wiffenfchaft wärbige Aufgabe ver Statiftif betrachtet. In feinem Hauptwerke, 
dem über den Menfchen und bie Entwidlung feiner Fähigkeiten (1885), das er, fei- 
nen: Standpunkt bezeichnend, and einen Verſuch der Socialphyſik neunt, wurbe vie 
Frage nach Gejegen im menſchlichen Leben, und zwar auch bier glei für ven ſpe⸗ 
ctellen Fall, ob auch die menſchlichen Handlungen Geſetzen unterworfen ſeien, bedeut⸗ 
ſam an die Spitze ver Unterſuchung geſtellt. Zwar leider nicht in umfaſſender ſyſte⸗ 
matiſcher Behandlung, aber immerhin in vielen ſeiner Werke aphoriſtiſch beſchäftigt 
ſich Quételet auch mit der ſchwierigen Frage nach der Natur und Bebentung ber 
von der Statiftil aufgefundenen Gefegmäßigleiten und Geſetze (namentlid; im systöme 
social, 1848). Wenn feine Erörterungen hierüber noch nit alljeltig genügen und 
ſicherlich dieſe Fragen der „Philoſophie der Statiftil" voch nicht zum Abſchluß ge- 
bracht haben, fo muß man doch berüdfichtigen, daß Dudtelet damit eines der aller- 
fchwierigften, auch von ber Fachphiloſophie noch fat gar nicht burchforfchten Unter 
fuhungsgebiete betritt und aud Andere fpäter nicht viel weiter ald er gelommen 
find. Sermentativ find auch Quételet's Arbeiten ſehr beveutjam 55), 

Sodann geht Austelet nicht dort aprioriftifh mit Debuftionen aus oberften 
Prämtfien vor, wo einmal keine ſolche Prämifien vorhanden fein können und aud 
bie Erforfchung bes eigenen Innern keinen feften Ausgangspuntt giebt. Er Tonftruirt 
fih eben fo wenig eine beftimmte Orbnung auf gläubiger Örunblage vorher, wie 
Süßmilch, welde er dann in ben Thatſachen auffucht, ſondern er geht durchaus 
objektiv nad dem induftiven Verfahren vor, fucht Maſſenbeobachtungen über bie zu 
analufirenden Erſcheinungen anzuftellen, dieſe Beobachtungen zu möglihft genauen 
Duantitätsbefiimmungen zu machen, fie baber wo es geht, in Zahlen auszubrüden 
und aus ihnen durch verfchlevene Operationen, Umftellungen, Rechnungen, das Kau⸗ 
falverhältnig und die Gefege der Erſcheinungen abzuleiten. Es leitet ihn hierbei der 
Laplace'ſche Gedanke: appliquons aux sciences politiques et morales la methode 
fondde sur l’observation et le calcul, me6thode, qui nous a si bien servi dans 
les Sciences naturelles. 

Dustelet befhäftigt fich, gleich anderen Statiftitern, vorzugsweiſe mit Unter- 
ſuchungen, welde ven Menſchen betreffen. Er gibt viefen Unterfuchungen aber einen 
viel größeren Umfang und eine ganz neue Richtung. Plaumäßig zieht er vor allem 
die geiftigefittliche Sphäre des Menſchen mit hinein und behandelt biefelbe nach ben 
gleihen Methoden, wie bie phyſiſche Seite des Menſchen. Er wird dadurch einer ber 
Hauptvertreter der neueren Moralftatiftit, des ohne Zweifel intereffanteften Theile 
der Menſchheitsſtatiſtik. Auf ihn vornehmlich bezteht fi) das Lob, welches ein Bude 
der neueren Statiftil fpenvet. Eine neue Richtung erhalten die den Menſchen betref- 
fenden ftatiftiichen Unterfuhungen durch Qu éte lets Theorie vom mittleren Men- 
chen, durch welche er alle dieſe Unterfuchungen über den Menſchen ſyſtematiſch zu⸗ 
ſammenfaßt, vie bier allein zum Ziele führende. Methove zeigt und die Auffaſſung 
von einer gefegmäßigen Abhängigfeit ver menſchlichen Handlungen und der Borgänge 
in der Menfchheit von äußeren Urfachen konſequent vertritt. Sicherlich ift dieſe Theo⸗ 
"ride vom mittleren Menfhen durch Quételet's Ürbeiten noch keineswegs abge» 
fchloffen, fie hat zu mancherlei Mißverftännnifien Anlaß gegeben und wird neuerbings 
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gern dazu beuntt, die Tragweite ber ſtatiſtiſchen Geſetze ſehr zu befchränten und 
wohl auch das Vorhandenſein eigentlicher Gefege zu Läugnen (f. unten III. A). 
Die Theorie hängt enge mit der Frage nach dem Geſetz der großen Zahl zufammen, 
alle ſchwierigen Principienfragen der Statiftil ftehen damit in Verbindung. Hier 
thut eine kritiſche Unterſuchung ver Begriffe Noth. Aber leiver Haben ſich derſelben 
bisher am wenigften die Gegner der Dustelet’ichen Begriffsbeſtimmungen unter 
zogen, wenn man nicht unbewiefene Gegenbehanptungen für genügend erklärt. 

Die ſcharfe Beflimmung der Unterfuhungsmethopen und die echt philoſophiſche 
Ne an erfegung und Begründung ber leitenden Idee in den Unterfuchungen über 
den Menſchen haben ihren großen praktiſchen Werth fogleich dadurch erwieſen, daß 
Quételet fie in umfafiender Weiſe zur Anwendung gebracht und mit ihrer Hilfe 
eine Fülle fehöner, überrafchender Refultate an das Licht geförbert hat. Was konnte 
feinen Methoden größeren Vorſchub leiften als eine ſolche fofortige Erprobung? Wäh- 
renb bie Vertreter der Staatekunde bloß ein photographiich getrenes Bild vom Staats⸗ 
zuftand geben, nur das gleichzeitige Nebeneinander der Erſcheinungen barftellen wol- 
Ien, will Quotelet das gegenfeitige Bedingtſein, das Abhängigleitsnerhältniß ber 
beobachteten Phaͤnomene enthällen und fchlieglich wo möglich meflen. Er forſcht nad 
ven Einfläffen verfchienenfter Art, deren Funktionen vie beobachteten Vorgänge find. 
In den regelmäßigen’ pertobifchen Veränderungen ver Vorgänge fpiegeln fich die Ein⸗ 
fläffe ab, welche durch eine zwedmäßige Art ver Beobadhtung und Gruppirung ber 
Beobachtungen dann Ifolirt werben. Es gelingt, durch diefe Methode ver fatiftifchen 
Operation Abhängigfeitsverhältnifie in ven ſcheinbar vegellofeflen und zufälligfien 
Borgängen im Dienfchenleben und fogar in ven menſchlichen Handlungen ſelbſt, und 
Beziehungen zwifchen zahlreichen Phänomenen der Gefellihaft und der Natur anfe 
zufinden, von welchen man in ber That „fich nichts träumen läßt" (Engel). Gerade 
hierdurch tritt Die Dustelet’fhhe Statiftit in Berbinpung mit den bedeutungsvoll⸗ 
ften und ſchwierigſten Broblemen der Menfchheit, und wird das wichtigfte Werkzeug 
für eine wahre, von ber Erfahrung ausgehende Philofophie diefer Menfchheit ober 
für eine wiffenfhoftlide Anthropologie. Erſt durch dieſe Statiſtik iſt es gelun- 
gen, eine wirkliche, Kritik vertragende Erfahrung in Betreff des Menſchen feſtzu⸗ 
ſtellen und dadurch Die ſubjektiven Vorurtheile des täglichen Lebens, lauter oberfläch 
liche Induktionen, und die einſeitigen Folgerungen aus Prämifien von zweifelhafter 
Wahrheit, Ianter ſchiefe Deduktionen, zu berichtigen und durch ſtichhaltige wiffen- 
ſchaftliche Indultionen zu erfegen. 

Mit Recht dat man die fi auf die Menſchen beziehenven Unterfuchungen 
Du 6telet’s ftatiftifch-anthropologifcge genannt. Aber durchaus faljch iſt es zu ſagen, 
Uudtelet verftehe unter Stariftil Anthropologie oder Socialphyſik, wie es oft ge» 
ſchieht 5%). Im Gegentheil ift es gerade ein weiteres Hauptverdienſt des Vaters ber 
neuern Statiſtik, daß er ſich vor diefer, ihm fehr nahe liegenden Einfeitigleit gehü- 
tet Bat. Er hat die Statiſtik als eine bödhft brauchbare Methode kennen gelernt, 
um Unterfuchungen über die menſchliche Geſellſchaft anzuftellen und erkennt zugleich 
in ihr eine Wiſſenſchaft, indem er die mit Hilfe der ſtatiſtiſchen Methode ge⸗ 
wonnenen Mefultate ſyſtematiſch verarbeitet. Aber gerade hierbei mußte er fich über- 
zeugen, daß jene Methode auch außerhalb der ven Menfchen betreffenden Unterfu- 
chungen auf gewiſſe Naturerfcheinungen anwendbar fet und daß bie bier im Gebiete 
ber Natur, wie bort im Gebiete der Menſchheit erlangten Refultate vielfache Bezie⸗ 





5) 8. B. von Berfiner Bevölferungst. S. 24. — Auch Rümelin’s Bemerkung in db. 
Tüb. Beitfehr. Bd. 19 (1863) S. 667 wird Quotelet nicht ganz gerecht. 


, 
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bungen zu einander haben und auf Höhere Principien gemeinſam zurid zu führen 
feten. Quételet betont daher bie Nothwendigkeit, dies zu thun, und vinbicirt ber 
Statiftit die Aufgabe, unter ven in ihr Gebiet gehörigen veränderlichen Erfcheinun- 
gen diejenigen befonberg.herauszuheben, und zufanmenfaffent zu unterſuchen, welche 
periodiſchen Schwankungen und fo regelmäßigen Veränderungen unterliegen, daß man 
ihre fie regierenden Gefege aufveden Lime Dan folle diefe Bhänomene aber nicht 
bloß, wie bisher, apart unterfuchen, fondern im Zuſammenhang, um bie zwifchen 
ihnen allen beftehende Berbinbung zu finden 37). Dahin gehören dann neben ben 
veriodiſchen Erfheinungen innerhalb der Menſchheit (Konceptionen und Geburten, 
Heirathen, Todesfälle, Krankheiten, Wahnfinn, Selbſtmorde, Verbrechen, Konſumver⸗ 
hultnifſe, Transportbewegung u. a. m.) ſolche der Meteorologie und Phyſik (4. B. 
Temperatur, Luftdruck, Niederſchlaͤge, Elektrichtät, Winde, Magnetismus, Ebbe und 
Fluth, Ausfehen des Himmels, Meteore, Sternfhnuppen), ver Chemie (Beichaffen- 
beit von Luft und Waſſer, ozonomettiſche Unterfucyungen), der Botanik und Land⸗ 
wirthſchaft (Blatt- und Blüthetreiben, Fruchtreife, Perioden ver Landarbeiten), ber 
Zoologie (Zugodgel, Wachsthum⸗ und Produktionsperhältniſſe, Sterblichkeit der Thiere 
u. ſ. w.). Die Bedeutung dieſes Gefichtspunkts kann gar nicht Hoch genug augeſchla⸗ 
gen werden. Jetzt erſt wurde bie präjubicirliche Iſolirung der Unterſuchungen über 
ben Menſchen befeitigt, an welcher felbft viele der ausgezeichnetſten neueren Sta⸗ 
tiftifer noch fefthalten. Die Einheit des Unterfuhungsobjelts für bie Statiſtik führte 
notwendig abermals zu einer unbefangeneren Auffaſſung bes Menſchen, dem nidt 
mehr eine von naturgefeglichen Einfläffen unabhängige Stellung zugeſprochen werden 
fonnte. Ueberall fanden fi nun Koincidenzen zwiſchen Borgängen im menfchlichen 
Leben, Handlungen ver Menſchen und Naturerſcheinungen (3. ©. zwiſchen Geburten, 
Tovesfällen, Wahnfinnfällen, Verbrechen, Selbfimorden und ven Jahreszeiten, reſp. 
ben dieſe begleitenden atmofphärtichen, Temperatur» und fonftigen Verſchiedenheiten). 
Erft durch diefe Syſtematiſtrung aller flatiftifchen Unterfudyungen ift bie Statiſtik in 
Wahrheit die Berbinbungsbrüde zwiſchen den eigentlichen fogenamnten Raturiiffen- 
ſchaften und ven Hiftoriichen und politiichden Wiſſenſchaften geworben, bahnt fie bie 
naturwiſſenſchaftliche Auffaffung der in biefen letzteren Wiffenfchaften zu ımterfuchen- 
den Ereignifie und Handlungen ver Menſchen an. Die Bebentung Oustelet’s und 
feiner Schule für die im diefem Werke vornehmlich behandelten Stantswiflenfchaften 
wird hiernach auch von denjenigen, welche in dieſem Wiffensgebiete eine andere Auf⸗ 
faflung vertreten, nicht unterfhägt werben können. 

Ondtelet’8 Verdienſte liegen demgemäß vornehmlich in methodologiſchen 
Leiftungen. Dies find aber nach Cudier's bekanntem umb richtigem Ausſpruche bie 
wiſſenſchaftlich höchſtſtehenden. Site werben auch jegt noch nicht immer nad Gebühr 
gewürbigt. Zum Theil weil Onstelet’8 Anwendungen feiner Methoden fo viel 
Neues hervorgeförbert haben, daß man dem fachlihen Inhalt feiner Schriften leicht 
bie Hauptbebeutung beilegt, zum Theil aber auch, weil Dustelet’s Berhältnig und 
Stellung zu feinen Fachgenofien, melde wie 3. B. Dufau, Moreau be Jon⸗ 
nd8, Öuerry, eine ähnliche Richtung verfolgen, uns nicht ganz richtig anfgefaßt 
u werben fcheint, 3. B. von Knies und Jonak. Die nenen Reſultate, welche 
Dustelet gefunden, verfennen wir in ihrem Werthe deshalb nicht im Mindeſten, 
fie find um fo bewundernswerther, da er noch mit einem viel bärftigeren Mate⸗ 


57) m Journ. of the statist. soc. of London 1842 (V, 208). Bel. die Tnstruction p 
l’observation des phönom. period. v. 25. Apr. 1853 u. die fortlaufenden Publikationen biefer 
Beobachtungen in den Brüffeler Afademiefchriften. 
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rial operixt, als gegenwärtig, weſentlich in Folge der Qutelet in exfter Linie 
mit Ei verdaukenden Ausbehnung der amtlihen ſyſtematiſchen Maſſenbeobachtungen, 
vorliegt. 

Angriffe haben Dustelet’s flatiftifhe Forſchungen mitunter wohl von theo⸗ 
logifcher und phllofophifcher Seite erfahren, indem man in der Tendenz feiner Ar⸗ 
beiten eine materialiſtiſche Neigung und die Läugnung der fogenanuten Willens- 
freiheit erlennen wollte. Am freien Willen hält Quételet, wie auch Dufau u. A., 
übrigens ausbrüdlich feft, faßt ihn aber nur als accidentelle Urfache auf, was frei- 
lich Th. Waitz ein bedenkliches Zugeſtändniß von Seiten ber Vertheidiger ver 
Wahlfreiheit nennt. Unferes Erachtens iſt es aber noch eine offene Frage, wie fich 
die Willensfreiheit zur ftatiftifchen Geſetzmäßigkeit verhält. Dies iß auch für bie 
politifhen und hiftoriihen Wiſſenſchaften ein Punkt von ollergrößter Bebeutung. 
Hoffentlich wirten die ſtatiſtiſchen Unterſuchungen als Ferment für vie Philofophen, 
Theologen und Politifer nod ferner 58). Ein befonvers wichtiger Punkt wirb dabei 
pie Unterfuhung des Begriff? Urfache bleiben (f. unten III. A). -Meiftens find 
wir geneigt, eine der mitwirfenden Bebingungen, welche uns bie wefentlidhe zu 
fein fcheint, bie Urſache einer Erfheinung zu nennen. Allein logiſch richtig ift es 
wohl, mit Mill u. U. zu fagen, bie Urfache einer Erſcheinung befteht in ber Ber- 
einigung ihrer Bedingungen ober in der Summe von pofltinen und negatie 
ven Bedingungen, aus dem Ganzen von Ereigniffen jeder Art, denen die Wirkung 
unveränberlidh folgt, wenn fie realifirt werden. Bei diefer Auffaffung gewinnen auch 
die ſtatiſtiſch nachweisbaren Urſachen ihre ihnen nicht felten abgeftrittene Bedeu⸗ 
tung (3. B. Jahreszeit, Temperatur u. f. w. tn ihrem Einfluß auf die Kriminal- - 
frequenz) 9). N 

Quotelet bat für feine Zeit feinen Fachgenoſſen nicht viel zu thun übrig 
gelaffen. Die Hauptfache blieb die Anwendung der wenn von ihm nicht allein 
gefundenen, fo doch beſonders ausgebilveten Methoden und vie weitere, feinere Aus 
bildung biefer Methoden. Zunähft find es vorzugsweife Sranzofen, melde in 
ähnlicher Weiſe, mehr oder weniger von Quételet beeinflußt, jedoch, wie erwähnt, 
zum Theil auch unabhängig von ihm in berjelben Richtung ftatiftifhe Stubten be 
treiben. Man bat daher wohl von einer franzdfiihen Schule im Gegenfat zur 
beutfchen, ober auch von einer mathematifhen Schule, von einer Schule der 
Bahlenftatiftit gefprochen,. Keiner der Ausprüde iſt beſonders paſſend, meil nicht 
auf das Wefentlihe der Nachdruck gelegt wird. Das Rechnen, bie arithmetifchen 
"Operationen find nicht die Hauptſache, fondern bloßes Beiwerk, in welde man das 
Weſen einer Wiſſenſchaft nicht allein legen kann. Einen mathematifchen Charakter 
bat bie neuere Statiſtik durchaus nicht, im Gegentheil find fih das mathematiſche 
und das ftatiftifche Verfahren, wie Rümelin richtig hervorhebt, geradezu entgegen- 


58) Dal. die beiden Gutachten der Brüffeler Alademiler van Meenen und P. de Deder 
über Qu.’6 Arbeiten, Mém. de l’acad. de Belg. t. XXI, Drobifd a. a. D., Bappäus 
11, 443 ff. A. Wagner Gefepmäßigt. I, 42 ff., 63 ff., 79, 11, 292 ff., Mill, Logik, ı2, 
Buch 6, Log. d. Geifteswill. Dot. auch die an meine ſelbſtmord⸗ſtatiftiſchen Lnterfuchungen 
anfnüpfenden Erörterungen von Helferich in @ött. Gel. Anz. 1865 S. 501—506, dann 
Hildebrand’s Jahrb. 1865 Br. 1 ©. 287 ff., von 2. Neumann in ber öſterr. Viertel 
ahrſchr. f. Rechts⸗ und Staatswiſſ. Bd. 16, 1865 ©. 41 f und in der Erlang. Zeitſchr. 
! Protefl. 1865 S. 199238, (von Frank) letzteres wohl bie umfaflendfie und vom theolo⸗ 
giſchen Standpunkt aus gefungenfte philoſophiſche Erörterung der erwähnten Principienfragen. 

ML, t I, 384, Bagner in d. Tüb. Heitfcht. 1865 ©. 287 ff. Erlang. 
geitfär. a. a. D. ©. 226 ff., 229, wo die Mill entgegengeiegte Auffaflung vertreten wird. 
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gefegt. Die Zahl fpielt eine bedeutende Rolle in dieſer Statiſtik, aber auch fie iſt 
nicht das Wefentliche, fondern nur das Mittel zur möglihft genauen Beftimmung 
der Duantitätsverhältniffe, welche dieſe Statiſtiker feftzufeßen ſuchen. Unge⸗ 
führe Duantitätsbeftimmungen find nicht ausgeſchloſſen, wo man Feine befferen bat. 
Dudtelet if fi deflen bewußt, Dufau und Morean de Jonnds geben in 
ihrem ausſchließlichen Verlangen nah Zahlendaten zu weit, wenn auch ber Vorzug 
folder Daten nicht beftritten wird. Da könnte man noch eher mit einigen Neue: 
ren von einer Schule fprechen, welche in ber Statiftit die Wiflenfhaft der Quan⸗ 
titäten ficht. Am beften wird bie neuere Michtung eben als bie ftatiftifche bezeid- 
net, ein Wort, welches keine Zweideutigkeit involvirt, ſobald man der Achenwall⸗ 
ſchen Statiftit den paffenderen Namen Staatskunde giebt. Unter den von Mohl, 

Jonak u. X. als Zahlenftatiftilern zufammengeftellten Statiftifern berrfcht Teines- 
wegs eine foldhe Gleichheit der Auffaflung, daß man fie als Eine Schule bezeich⸗ 
nen Fönnte, 

Dir legen das Hauptgewicht auf die principielle Uebereinfiimmung mit 
Qustelet in Betreff der Aufgabe, der Methode und des Objekts ber Statiftil ©. 
Dana flieht Eournot (1843) Ihm am nädften; Dufau (1840) weit in 
Betreff des Objekts ab, indem er die Statiſtik auf die ben Menſchen betreffenden 
Thatfachen befhränten will; Gnerry (1834, 1865) fiimmt zwar im Weſentlichen 
mit Dufau überein, will jedoch einen beſonderen Theil der Statiſtik umter dem 
Namen analytifche Statiſtik ausſcheiden, in welcher dann das Geſetz der Entwicklung 
und das gegenſeitige Abhängigfeiteverhältnig ber beobachteten Phänomene abge 
leitet, die Aufſuchung der weiteren Erflärung anderen Wiſſenſchaften zugewieſen 
werben fol; Morean de Jonnds (befonvers 1847), gewöhnlich mit den Vorigen 
zufammengeftellt, fteht nicht auf ihrer Höhe, will von Meoralftatiftit noch nichts 
hören, betont bie Ziffermäßigleit der Daten zu ausichlieglih und weiß trog feiner 
Zahleneraftheit die Aufgabe der Statiftit noch nit in Quétele's Welfe zu 
faffen. Bei jenen Anderen ift bie Statiftil eine induktive Beobachtungswiſſenſchaft, 
in welder man, wie Dufau am klarſten ausgefproden bat, vom Grundſatz ber 
Kauſalität und allgemeinen Geſetzmäßigkeit auch in ber fogenannten moraltfhen 
Weltorbnung ausgeht, bei Morean iſt bie Auffaflung noch nicht entwidelt. Die 
befte Auseinanverfegung über Theorie und Methode der neneren Statiſtik rührt 
von Dufau her, welder wenigftens ben meiften Statiftifern nad dem motto- 
artigen Titel feiner Schrift befannt tft (Abhandlung über Statiſtik oder Theorie 
des Stubiums ver Geſetze, nad melden fi die gefellfchaftlichen Thatfachen ent- 
wideln) 61), Die Beſchränkung der Statiſtik auf pie menſchliche Gefellihaft kann 
vollends angefichts zweier fo entwidelter Zweige der Statiftif, wie ver Witterungs- 
ftatiftit (Meteorologie) und der mebicinifchen Statiftif, nicht mehr motivirt wer⸗ 
den. Die Dove, Maury, Kämg, Mühry u. A., die Boudin, Marc d'Espine, 
Defterlen gehören ficher zu den erften ftatiftifchen Namen. 

Die Engländer Haben im Ganzen bie franzöſiſche Auffaffung aboptirt, 
übrigens ‚bei aller Anerkennung ihrer eminenten praftifch-ftatiftiihen Arbeiten — 
von Farr, Neiſon, Tooke u. m. a. — doch in die Entwidlung der neneren 


60, Dal. die Schriften von Mohl, Anies, Jonak, Heufäling, Fallati a. a. D, 
Banner über Guerry in d. Tüb. geitſchr. Bb. 21 S 273—291. 

61) Dufau’s neuefle Schrift de Ja methode d’observation dans son applic. aux sci- 
ences mor. et polit. Par. 1865, in welcher diefe ragen wieder aufgenommen und die ftatiflifche 
Methode verallgemeinert worden, kommt mir erſt bei der Korrektur gu Geficht. 
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Statiſtik nicht fo tief eingegriffen als bie Franzoſen und mit Engel und Wap- 
päus and die Deutfchen. Die Eigenthümlichkeiten des britifchen Staatsweſens, 
in welchem es noch jet an ber Einheitlichteit der amtlichen Statiſtik bedauerlich 
fehlt, find darauf nicht ohne Einwirkung geweſen 82), Indirekt Haben nenerbinge 
Milleund Bundle, jener beſonders durch feine Logik, übrigens einen bedeutenden 
Einfluß anf die Statiftit ansgeäbt und bie Verbreitung der Dustelet’fhen Aufe 
fafſung fehr beförbert. 

Unter den Dentſchen finden fih Anflänge an die Quételerſche Rich⸗ 
tung Thon in den 30er Jahren, felbft bei Rotted, Wörlu. U. Eine der bedeutend⸗ 
fin Abhandlungen der dentfchen ſtatiſtiſchen Literatur von einem Anonymus fleht 
fon 1938 in der Hauptſache auf dem neueren Standpunkte 8). Spätere foclal- 
ſtatiſtiſche Arbeiten von Bernoufli (1840), dem Defterreiher Hain (1852) 
gehören ebenfalls in dieſe Kategorie. Auch die umfaffenpfle neuere Theorie ber 
Statiſtik, 2. Stein’s Syſtem der Statiſtik (1852), fcheint uns, wenn man ben 
Kern aus der fhwerfälligen dialektiſchen Entwidlung heranszuldfen fucht, in ver 
Haupiſache die Onstelet’fhe Auffaffung wenigftens in dem Theile, melden 
Stein die Statiſtik ver Wiffenfchaft nennt, zu vertreten. Hier follen „bie 
gegebenen Zuflände und Thatfachen ala Erfcheinungen allgemeiner und organtiäer 
©efetge betrachtet werben“ 84), — eine glückliche Faffung ber eigentlichen Anfgabe, 
zu beren Loſung Stein dann auch mit feiner dialektiſchen Schärfe ven Weg. gut 
bezeichnet, wenigftens für den, welder fi von der Form der Darftellung nicht 
abſchrecken Täßt und nicht, wie Mohl etwas zu Kart vorwirft, an ber Auffin- 
dung nener Gedanken und Geſichtspunkte bei Stein verzweifelt, weil fo manche 
ſchwere Wortfigung nur Altes und Belanntes zum Inhalt hat. Daß Knies und 
Rümelin, weldhe bisher vornehmlih die Tremung der fogenannten Statiſtik 
in zwei Difciplinen befürwortet haben, im Wefentlihen auf Quételet's Stand» 
punkte fliehen, iſt ſelbſtverſtändlich 5). Dagegen ſchließt ſich Wappäus feinem 
ausdrücklichen Ausſpruche nah der Mohl'ſchen Verurtheilung der RAnies’fhen 


Tendenzen vollfländig an, glaubt, daß der Achenwall'ſche Begriff der Statiſtik 


ein völlig korrekter fei, an welchen auch noch heutigen Tages die wiffenfchaftliche 
Statiftit anzuknupfen habe, wenn fie ben Charakter einer Wiſſenſchaft nicht vlg 
verlieren wolle, unb Hält e8 für nothwendig und möglich, die Korfhungen und bie 
Methode Quételet's unter den Achenwall'ſchen Begriff der Statiſtik zu 
fubfumtren &), Wir vermögen uns hierin dem ausgezeichneten Statiſtiker nicht 
anzuſchließen und möchten bie Möglichfet der Subfumtion bezweifeln. Wie 
dem aber andy fe, Wappaäus tft jebenfalls derjenige, welcher durch fein Epoche 
machendes Wert über Bevölkerungsflatiſtit mit am meiften zur Einbürgerung und 
weiteren Ausbildung der Quételet'ſchen Richtung in Deutſchland beigetragen hat. 
Die Berwertbung ſyſtematiſcher Maffenbeobachtungen . für die Auffindung bes 
Kaufalverhältnifies und der Geſetze der Bendlterungserfheinungen ift in diefem 
Werke umfaffender, methobifcher und erfolgreiher als in irgend einem anderen 
Werke vorgenommen worben. 


62) Mechenfchaftäber. über d. ftatift. Konar. in Berlin, 1865, I1, 641. 

63) Deutſche Bierteljahrfchr. 1838. R. IV. Mit Unrecht, ſcheint uns, vindicirt Jonak 
biefer Schrift eine vermittelnde Stellung, wie etwa die von Fallati. Mohl Iıı, 657 müßte 
fie Eonfequenter Weiſe eher befehden, als loben, würdigt fie aber richtig. 

%) Stein Staatswiſſ. I. 77. 

65) Knies a. a. D., Räümelin in d. Tüb. Zeitſchr. f. Staatswiſſ. Bd. 19 (1863) 
S. 653—696. 

“) Bappäus Bevdlkerungsſtat. II, 552. 
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Leider hatten die Deutſchen es ihrer Zeit verfäum, in Suß milch'ſcher 
Richtung weiter zu arbeiten. So konnten uns bie Belgier und Franzofen bie 
Balme abringen und uns Überflügeln. Indeſſen ift glüdlicher Weife ihr großer 
Borfprung neuerdings mieber von uns nachgeholt und buch Engel’ bahn⸗ 
brechende, geniale Leiftungen das Ausland im Ganzen vielleicht bereits überholt 
worden. Engel bat zunächſt dur feine amtlihe Wirkſamkeit .ald Chef ver 
Drespener und Berliner ftatiftifhen Bureaus auf die Entwidlung ber officiellen 
Statiftit, daher namentlih auf die Methodik und den Umfang der ſyſtematiſchen 
Maſſenbeobachtungen über Geſellſchaftszuſtände im Ganzen noch größeren Einfluß 
erlangt, als feine Vorgänger in Preußen, bie I. &. Soffmann und Die: 
teriei, als Czörnig und Fider in Defterreig, Hermann in Baiern 
u. A. m. Wichtiger noch ind Engel’s Leitungen auf dem eigentlich wiſſenſchaft⸗ 
lichen Gebiete, nämlich in der Berwerthung des Beobachtungsftoffes für bie Auf⸗ 
findung der Kaufalverhältuiffee Engel fieht in ver Statiftit nicht bios bie vor- 
zugsweife auf Zahlengrundlagen geftügte Darftellung ver gefammten Verhältniffe 
des Staats⸗ und Volkslebens, fondern die Wiſſenſchaft, welche das Leben ber 
Bölfer uud Staaten und ihre Beftanbtheile in ihren Erfcheinungen zu beobachten, 
arithmetiſch aufzufaflen und deren Kanfalzufammenhaog analytiich darzulegen bat. 
Er hält daher nicht, wie die Ach en wall'ſchen Statiftiler, eine bloße Umſchrei⸗ 
bung ber Bahlenergebnifie der Tabellen für genügend, ſondern will verfucen, 
bie zeitlich und räumlich wahrnehmbaren Verſchiedenheiten zu deuten unb ihre 
wahrſcheinlichen Urfachen zu ergründen, zu welchem Zwed er die naturwiffenfchaft- 
lichen Methoden der induktiven Operation in höchſt ſcharfſinniger Weife anwendet #7). 
Das ift der unferes Erachtens allein richtige Standpunkt in biefer neueren Qus⸗ 
te let'ſchen Statiftit, welden Engel in allen feinen Arbeiten thaiſächlich vertreten 
bat, obgleich er im Laufe der Zeit in ver Beftimmung bes Begriffs und ber Auf⸗ 
gabe der Statiſtik formell nicht immer ganz in berfelben Weiſe verfahren ift 69). 
Wenn er, wie in ben obigen und nod in einer feiner neueſten VBegriffsbeftim- 
mungen, zwiſchen Schilderung und Befchreibung einer- und Darlegung und Er» 
Härung bed Kaufalverhältnifies anbererfeits unterf&eivet und beide Aufgaben ber 
Gtatiſtik vindicirt 69), fo wird damit allerbings, gerade fo wie e8 auch von Heuſſch⸗ 
ling gefhieht 7%, formell vie von Anderen befürwortete Trennung ber ſoge⸗ 
Statiſtik in zwei Difciplinen abgelehnt, materiell aber dod vollzogen. Engel 
unterſcheidet auch nicht unpaflend zwiſchen Statiftil im engeren und weiteren Sinne 
und beichräntt nur bie erſtere auf das Gebiet menfchliher Gemeinfchaften und 
ihrer Einrichtungen. Er betrachtet die Statiftit einmal als felbftänbige Wiflen- 
ſchaft, andererſeits als eine Methode (wenigftens für jetzt noch) im Dienft aller 
anderen Wiſſenſchaften, namentlih auch der Natumvifienfchaften. Neben ber Er⸗ 
kennung und Beobachtung der Thatfachen, der Aufzeichnung oder Regiſtrirung, ver 
Kaffifilstion und Sammlung ber Beobachtungen — gewiffermaßen ber mechanifche 


67) Engel, d. Beweg. d. Bevölk. in Sachſen, Dresden 1852, Borw., Wagner, Gefeh- 
mäßlaf. I, 70, 11, 82 ff. 

Neben der eben genannten, metbodologiſch befonders wichtigen Arbeit kommen namentlich, 
feine zahlreichen Artikel in der Zeitfchrift des ſächſ. und preuß. ftatifl. Bureau in Betracht, vol. 
bef. in Iegterer Bd. 1 (1860) über Organtfatlon der amtlichen Gtatiftit, Bd. 2 über Volls⸗ 
zählungen, Bd. 3 Gtatiftit im Dienft der Verwaltung, Bd. 4 das ftatifl. Seminar d. preuß. 
Bur. (auch felbfländig erfchienen, Berl. 1864). 

Engel, ftat. Sem. S. 27. 

70%, Heuschling bibl. stat. de l’Allem. p. 8. 
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und kritiſche Theil her Arbeiten des Statiſtilers — handelt es fi dann um bie 
Erklärung der klaffificirten Beobachtungen, vie Kaufolitätsnachwelfung und Er⸗ 
mittlung ber Regeln und Gefege in den beobachteten Erſcheinungen umb bie Ber- 
gleichung der Beobachtungen in Kaum und Zeit 71), Mit viefer Beſtimmung ber 
Aufgabe der Statiſtik lebt Engel doch ganz auf Quételet'ſchem Standpunkte. 
In feinen zahlreichen geiſtvollen Arbeiten iſt die neuere Idee der Statiſtik im 
Ganzen wohl am fhönften und gelungenften zum Ausbrude gelonmen. 

E Die Entwidlung der amtlichen Statiftil als Syftem 
metbobifher Maffenbeobahtungen ber Menſchheit und ge⸗ 
wiffer Raturphänomene feit dem Anfang des 19. Ichr- 
bHunderts Die ſoeben geſchilderte Entwicklung ber wiffenfchaftfichen Statiſtif 
wurde wefentlich durch bie Entwidiung ber amtlichen Statiſtik beeinflußt, währenn 
ver Gang ber Wiſſenſchaft fett Dustelet dann auch wieber anf bie amtliche 
Statifttt erheblich einwirkte. Die Ießtere wurde im Laufe diefes Jahrhunderts mehr 
und mehr zu einem umfaffenden Syſtem methodiſcher Maflen- 
beobadtungen über bie verſchiedenſten periodiſchen, namentlich der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft angehörigen Erſcheinungen. Diefe Beobachtungen wırden, zum 
Theil fortlaufend, von eigens bazu gegründeten Stantsanflalten und VBehörben, 
wahren Obfervatorien oder fogenaunten ſtatiſtiſchen Bnrean’s, angeflellt, und 
ihre Ergebniffe, je mehr das Princip ber Deffentlichkeit in den Stantsverhältniffen 
ber eiviliſtrien Staaten zur Herrſchaft gelangte, wurden regelmäßig publicirt. Man 
Mmäpfte mit diefer Entwidlung an bie früher befprochenen ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
an. Do trugen befondere Momente im Stantsleben feit dem Ende des 18. Jahr⸗ 
Hunberts dazu bei, die Wichtigkeit diefer Aufnahmen zu erhöhen. Das Syſtem 
bes politiſchen Gleichgewichts Tieß die Regierungen die eigenen und fremben Staats: 
fräfte, beſonders vie wirthſchaftlichen Refſſonrcen, aufmerkſam beobachten. Das 
Syftem des anfgeflärten Despotismus, der Drang nach größerer Centralifatisn 
ber Megierumgsthätigleit, vie Allverwaltungsſucht der Bureaukratie festen zu ihrer 
praftifhen Verwirklichung das Borhandenſein des mannigfaltigften Beobachtunge⸗ 
materials über Staatszuſtaͤnde geradezu voraus. Das immer wichtiger werdende 
Milttäre und Yinanzweien ließ ſich ohne ſolche Unterlagen um fo weniger orga- 
nifiren, da doch Fein Staat unter dem Einfluß ber humanen Anſchauungen ber 
Zeit mehr umbin Tonnte, bie geforberten Opfer wenigſtens möglichft gerecht zu 
vertheilen. Die wirtbichaftliche Entwidlung ver Vöolker nnd das Aufblühen ber 
volitiſchen Delonomie veranlaßten ähnliche Recherchen über Staatszuſtände und 
legten vie ganz befondere Beachtung der materiellen Faktoren, melde ſich am 
beten durch Zahlen auspräden ließen, nahe. Die Ziffer fpielt von nun an eine 
immer größere Rolle in ber amtlichen Statiſtik. 

So führten denn fon die erften Jahre des 19. Jahrhunderts unter ber 
einflußreihen Initiative Frankreichs und Napoleon’3 zu Anfängen einer eigent- 
lichen Organifation ber amtliden Statifiil. Es wurden befonbere Behörben 
Damit beauftragt oder eigentliche ſtatiſtiſche Bureaus dafür gegründet, das bei ben 
Berwaltungsbehärben zufammenlommenve, auf bie thatſächlichen Berhältnifie im 
Bolls- und Staatsleben bezüglihe Material zu fammeln und überfitlih zufammen 
zu ftellen, ober diefe Bnreaus wurden auch ermächtigt, mit oder ohne bie Ver⸗ 
mittIung der Berwaltungsbehörben Aufnahmen über gewiffe bedeutſame Verhält⸗ 
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" - niffe des Staatslebens anzuftellen. Das frangäfiihe, von Luckan Bonaparte im 
Jahr 1800 erriähtete Bureau entfaltete eine große Thätigkeit; der erſte Konſul 
empfand bei ver Neugeftaltung ver Berwaltung jach dem 18. Brumalre felbft das 
lebhafte Bedürfniß nach umfaffenden ftatiftifchen Erhebungen als Grundlage einer 
georbneten Verwaltung, wie dies fein berühmt gewordener Satz austrüdt: 1a 
statistique est le budget des choses, et sans budget point de salut publie. Das 
große Wert ver Generalftatiftit Frankreichs erſchien (1806). Allein vem Katjer wurbe 
bald unbequem, was der Konful eingerichtet, die Statiftit mußte Tendenzzweden 
dienen, bald murbe bie Veröffentlichung beſchränkt, dann trat fon unter bem 
Empire ein Stiliftand in der Thätigkeit des ftatifiiichen Burean’s ein, und unter 
der Reſtauration wurbe basfelbe, troß verſchiedener Verſuche, e8 zu erneuern, nicht 
wieder ins Leben gerufen. In jenen Kriegszeiten waren topographiſche Aufnahmen 
befonbers wichtig, welche denn auch eine der Hanptaufgaben der bamaligen Bu⸗ 
reaus waren. In den napoleonifhen Bafallenftaaten beſtanden ähnliche topogra- 
phiſch⸗ſtatiſtiſche Bureaux, fo in Batern fett 1801 auf Anregung bes Generals 
Raglovih (jet 1813 zu einem geheimen ſtatiſtiſchen Burean umgewandelt), in 
Weſtphalen feit 1809, in Italien unter Gioja 1803—9. In Defterreih wurbe 
im Jahr 1810 eine ſolche Anftalt mit dem Stantsrath vereinigt, weldhe aber 
nichts veröffentlichen burfte. In Rußland errichtete Alerander I. im Jahr 1802 
ein ſtatiſtiſches Centralbureau. Ein topographiſch⸗ſtatiſtiſches Bureau, das in Breußen 
im Jahr 1805 gegründet worden, wurde im Jahr 1808 und 1810 als ſtatiſtiſche 
Anftalt, mit dem Direktor I. G. Hoffmann an ver Spige, neugeflaftet. In⸗ 
beffen waren Kriegsjahre zu ſtatiſtiſcher Recherchen wenig geeignet. Das Bolls- 
.sählungswefen war auf dem Kontinente noch fehr mangelhaft. Die Bollezählungen 
fanden feltener, unregelmäßiger flott und waren unzuverläffiger als theilmetfe ſchon 
im 18. Jahrhundert. Daher hat man aus der Zeit von 1815 fo wenig genü⸗ 
gendes ſtatiſtiſches Material. Die franzöflichen Zählungen vor 1801 umd 1806 
waren nicht vollflänbig. Dagegen batiren aus vieler Periode ſchon bie großen 
Genfusarbeiten in den Bereinigten Staaten von Nordamerika (fett 1790) und im 
England (fett 1801), welche von da an regelmäßig alle 10 Jahre vorgenommen 
worben find. _ 

Nah defmitiv hergeftelltem Frieden führten die Bedürfniſſe der zu reorgani- 
firenden Verwaltung faft überall in Europa zu umfaflenveren ftatiftifden Opera⸗ 
tionen. Die Einrichtung von Lanvesvertretungen rief ebenfalls ein tieferes Ber 
bürfntg nad Kenntnißnahme der Yandesverhältniffe hervor. Zugleih war bie Ianb- 
ſtandiſche Berfaffungsform einer größeren Deffentlichkeit in Staatsangelegenheiten 
günftig. Wurden auch nicht fofort überall eigentliche, mehr oder weniger felbftän- 
dige ſtatiſtiſche Bureaus gegründet, fo wurden doch Departements einzelner Ber 
waltungszweige mit ſtatiſtiſchen Arbeiten betraut. Selbſt in denjenigen Staaten, 
in welchen das abfolute Regime beftehen blieb und eine ver Deffentlichleit abholde 
reaktionäre Politik zur Herrichaft kam (Defterreih, Preußen), wurben doch man- 
cherlei ſtatiſtiſche Recherchen angeftellt, wenn auch deren Refuftate nur zum kleinſten 

- Theil an die Deffentlichkeit gelangten. Die Iultrevolution von 1880 läuterte in- 
deſſen bier doch die Anfichten fhon ein wenig. In den 30er und 40er Jahren 
nahmen fith die Megierungen immer emfiger ber Statifiit an, begünftigten bie 
Bildung Halbamtlider ſtatiſtiſcher Vereine, wurden der Publicität geneigter und 
folgten dem” Beiſpiel Belgiens. Die Ietten Bedenken, namentlih in Betreff ber 
Bublicttät der Ergebniffe, hat jedoch erft vie Immerhin fo manches Vorurtheil weg⸗ 
fegende Bewegung von 1848 befeitigt. Alsdann wirkten bie ftatiftifchen Kongrefie 
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höchſt anregenb ein, So entfteht denn im Laufe des legten Jahrzehnts eine fehr 
emfige Thätigleit. auf vem Gebiet der amtlichen Statifiif. Ä 

. Um bie wichtigfte Operation, die Bollözählungen, hervorzuheben, fo wurde 
in. Deutfhland im Jahr 1816 unter der Anregung des Bundes zum Zweck der 
Regelung der Militärverhäitnifie eine allgemeine Volkszählung veranftaltet. Meb- 
rere Staaten, namentlich Preußen (bis 1822 alle Iahre, feitvem alle 3 Jahre) 
haben von da an regelmäßig in gewiflen Perivden Zählungen vorgenommen. Im 
geößten Theil von Deutſchland bat die Bildung des Zollvereins feit dem Jahr 
1834 zu periodiſchen dreijährigen Zählungen (vie letzte am 3. Dec. 1864) geführt. 
In Defterreih fanden feit 1818 partielle Zählungen ftatt,. welche fi aber auf 
die ungarifhen Länder nicht mit erſtreckten, oder doch bier ganz unzuverläffig waren. 
Die erſte und bis jegt einzige eigentliche Zählung im ganzen Kaiſerſtaate erfolgte 
im Jahr 1857. In Frankreich wurde 1821 und 1831 und feltvem regelmäßig 
alle 5 Jahre, ebenjo in Schweben alle 5 Jahre (zuletzt 1865), in Belgien feit ver 
epochemachenden Zählung von 1846 alle 10 Jahre, veßgleihen in Großbritannien 
(au inkl. Irland feit 1821), Norwegen (ſeit 1815), Dänemark (zulegt 1855), 
Hollend, Sarbinien (in wech felnden Perioven feit 1819, dann 1838, 1848, 
1857, 1862), in ber Schweiz (feit 1850) gezählt. In den übrigen Staaten 
Curopa's find die Zählungen aus der Zeit vor 1850 noch fehr unguverläffig, 
felten und unperiobifd. 

Das preußiſche ſtatiſtiſche Bureau hat unter Dieterici (184659) 
ſchon ſelbſt mehr hervortreten bärfen und feit 1848 größere Publikationen ge- 
macht. Bis dahin erichienen bie meiften Arbeiten als quafiprivate unter ven 
Namen feiner Chefs. Einen großartigen Aufſchwung bat die amtliche Statiftik 
Preußens feit 1860 unter Engel genommen. Mande preußiſche Einrichtungen 
find ſeitdem das in anderen Staaten nachgeahmte Mufter geworben, wie es bie 
beigifchen feit ange find. In Defterreich wurde im Jahr 1828 ein eigentliches 
ſtatiſtiſches Bureau errichtet und ber. oberften Rechnungs⸗ und Kontrolbehörbe atta- 
chirt, das aber noch aufs ängſtlichſte Geheimniß hüten mußte. Seit 1840 heißt es 
Direktion der abminiftrativen Statiftil; es fland bis vor Kurzem unter Ezörnig, 
welcher feit 1842 mit größeren Publikationen beginnen burfte (jedoch mit Aus⸗ 
nahme der Winanztabellen, welche bis 1848 auf das ſtrengſte geheim gehalten 
wurden). In Batern bat das übrigens nicht fo ſelbſtändig als in andern Län» 
bern baftehende Bureau unter Hermann feit ven AOer Jahren Bieles veröffent- 
licht. Das wärtemberger ftatiftifch-topographiiche Bureau unter Memminger 
hatte bis 1840 wie das preußiſche eine mehr verdedte Stellung. In Sachſen 
ging aus dem halbamtlichen ftatiftifchen Verein und Centralkomite von 1831 fpäter 
ein eigentliches ſtatiſtiſches Bureau hervor, das Engel ebenfalls zur Blüthe brachte. 
Hannover befigt ein folches erft jeit 1848. Außerdem beftehen gegenwärtig ſtati⸗ 
ſtiſche Bureaus und ähnliche Anftalten in Baden (feit Anfang ver 1850er Jahre, 
ſelbſtaͤndig geftellt ſeit 1866), Kurheſſen (flatiftifche, in ihrer Thätigkeit ſehr beſchränkte 
Kommiffion ſeit 1851), Medlenburg- Schwerin (feit 1851), Braunſchweig 
(1858), Oldenburg (1855), Heſſen⸗Darmuſtadt (1861), ein thäringie 
fees Bureau in Iena für Weimar, Altenburg, beide Schwarzburg, Renß (1862), 
in den Hanfeftäpten fungiren vortreffliche handelsſtatiſtiſche Bureau's feit Ende 
ber AOer und Anfang der 50er Jahre. In Bremen, Lübel und Frankfurt gefchieht 
auch ſonſt neuerdings für Statiſtik Manches. Uebrigens koncentrirt ſich faſt nir⸗ 
gends in Deutſchland bie ſtatiſtiſche Thätigkeit allein anf dieſe Bureaus, deren 
Wirkungskreis außerdem ein mannigfach verſchiedener iſt. Die einzelnen Verwal⸗ 
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haben nicht felten noch beſondere flatiftifche Seltiowen uub ver- 
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phen⸗, Maunzweſen u. a. m., über vie Juſtizpflege (4. B. in Baden, vie älteſten 
ventichen Juſtiztabellen ſeit 1829, Preußen, Batern, Hannover), über die Finan⸗ 
zen und das Staatöfchuinemvefen, über welches wohl verfafiungsmäßige Kontrol« 
törper Berichte publiciren mäflen. Auch in denjenigen dentſchen Staaten, in 
welchen teine ſtatiſtiſchen Bureaus beftehen, werven doch manche ſtatiſtiſche Ma⸗ 
terialien angefammelt und veröffentlicht. Leider fehlt eine Organifation der amt⸗ 
lichen Statiſtik ganz Deutſchlands faft vollfländig. Der Bund als foldger leiſtet 
auch hier nichts. Der Zollverein hat nur gemeinfame, gleichzeitige, übrigens von 
jedem Staate für fih und nad verfchienenen Principien vorgenommene Zäh- 
Inngen, eine ungenägenbe Handelsſtatiſtik und Statiſtik ver NRübenzuder- und 
Brauntweinfabrilation refp. Beſtenerung. Mitunter find mit der Bollszählung and) 
3* ſtatiſtiſche Operationen verbunden worden, ſo 1861 eine Aufnahme der 
ewerbe. 

Auch in anderen europäiſchen Staaten iſt es nicht immer gleich zur Grän- 
dung eigener ftatiftiicher Bnrenus gelommen. In Großbritannien befteht noch 
iegt fein eigentlihes Gentralbureau, doch wird in Folge des parlamentariigen Re 
gime's und der vollſten Anerkennung des Princips der Publicität eine große Maſſe 
Beobachtungeſtoff angefammelt und in den Blaubüchern veröffentlicht. Neuerdings 
beginnt man mit der Zufammenftellung kurzer ftatiftifcher Reſumo'a, da der Stoff 
in den Follanten der Blaubücher nicht mehr zu bewältigen ift. Die ſtatiſtiſche Ab⸗ 
theilung des Haudelsamts (1832) liefert vie trefflichen, jo raſch erfcheinenven, ded- 
balb fo großen praftifchen Werth befigenden Ueberſichten der Hanbelsbewegung, bie 
tables of the revenue, population u. f. w., das Generalregiſteramt die Tabellen 
über bie Bewegung der Bevölkerung nad ben Civilſtanderegiſtern, es flellt and 
die Eenfusergebuiffe zufammen. In Fraunkreich fehlte zwar unter den Bourbons 
bis 1830 ein ftatiftifhes Gentralfurean, aber es erichienen bie Weberfichten ber 
Hanvelsbewegung (feit 1816), die Berichte des Kriegeminifteriums über bie Ergeb» 
niffe der Rekrutirung (feit 1818) und feit 1826 die Haffiichen, von Gnerry be 
Champmnenuf eingeführten jährlichen comptes de l’administration de la justice 
eriminelle, dann auch ber justice civile et commerciale, Arbeiten, an welche fi 
Dustelet’s und Guerry's Forfhungen vorzugsweife anſchloſſen. Nad ber 
Julirevolution wurde Thiers, angeregt von den engliſchen Publilationen, ale 
SHanbelöminifter der Gründer des generalftatiftiihen Bureaus (1834), welches an⸗ 
fangs unter Morean de Jonndo, gegenwärtig unter Legoit fleht und, in 
feiner Tpätigkeit durch die Fehruarrevolution und den Staatöfireih vom 2. De 
cember wenig geftört, auf allen Gebieten des Stants, der Gefellichaft, ver Bolls- 
wirthfchaft viel geleiftet hat. Holland und Belgien hatten fhon vor der Tren⸗ 
nung ein ftatiftifches Bureau (1826), welches den Eenfus von 1829 leitete. In 
dem jungen Königreich Belgien wurbe ſehr bald (1831) ein ftatiftijches Gentral- 
bureau gegründet, das fpäter (1841) in eine ftatifiifhe Gentrallommif- 
fton, deren Präfldent Quételet, deren Gelretär Heuſchling if, überging. 
Durch feine ausgezeichneten ypraktifch-flatiftifchen Teiftungen, feinen Muftercenfus 
won 1846, durch bie eben berührte eigenthümlicde Organiſation der Statiftil und 
fo hervorragende Männer, wie bie beiden eben genannten, wie Bifhers, Duc- 
petiaur m. U. ift Belgien das leuchtende Borbilo für bie Einrichtung, Mnsfäß- 
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rung und Behandlung ber Statifill in der Gegenwart geworben. Auch Holland 
entfaltete nenerbings unter Baumhauer große Thätigkeit im Gebiet ver Sta⸗ 
tiſtik, obgleich es exft im Jahr 1848 flatiftiihe Bureaus erhielt. Schweden Kat 
feinen alten ftatiftiihen Ruhm zu bewahren gewußt und erfrent fih unter Berg 
einer großen Entwidlung. Berner befigen Bureaus Norwegen, Dänemark ' 
(jet 1884, bis vor Kurzem unter dem verbienten David), in Rußland iſt 
die ebminifirative Statiſtik durch die Errichtung des ftatiftifhen Komite's im Mii- 
niftertum bes Innern (1852) und des ‘ans zwei Seftionen beftehenden Gentral- 
komite's (1858) reorganifirt und wird daſelbſt die Statiſtik unter ver Direktion 
Semé„noff's gegenwärtig mit großem Eifer gepflegt und zur Unterflägung ver 
gewaltigen Reformen Aleranders II. benügt, wenn auch an den Tolofjalen Dimen- 
fionen des Reichs, der niedrigen Bildung der dünn gefäten Bevölkerung und dem Mangel 
an gutem Willen bei den Berwaltungsorganen oft bie beften Abſichten noch fcheitern. 
Die Schweiz beſitzt ein bunvesftatiftifches Bureau feit 1860, Kantonalbureaus be- 
fiehen in Bern und Lauſanne. In den italieniſchen Staaten, Sarbinien, beide 
Steilien, Tostana, Parma exiſtirten flatiftifche Behörden felt Härzer ober länger in wech⸗ 
felnder Tätigkeit, je nach der herrfchenden Politik, nach welder auch die Publikationen 
wechſelten. Das Florentiner Bureau (feit 1848) hat manches Gute veröffentlicht. Im 
neuen Königreid Italien iſt eine Generaldirektion der Statiſtik, die bereits eine . 
umfaffende Thätigkeit, beſonders für ven Cenſus von 1862, entfaltet bat, ger 
grändet worden. In Spanten und in Portugal iſt die abminiftrative Statiſti 
unter Anregung der flatiftifchen Kongreffe neuerdings (1856, 1859) reorganifirt, 
wodurch Langjährige Bernadhläffigung gut gemadt wurde. Selbſt Griehenland 
hatte, wenigftens eine Zeit lang (von 1834 an), ein ftatiftifches Bureau, Ru⸗ 
mänien (die Donaufärftentbämer Moldau und Walachei) befigen feit 1859 ein 
foldes, Serbien feit 1862 eine flatiftifche Sektion (im Binanzminifterium) und 
fogar die Türkei hat Behörben, welche mit ftatiftiichen Aufnahmen und Anfamm⸗ 
Iungen betrant find, und ein Bureau im Binanzminifterlum, von welchem aber 
nichts publicirt wird. Es fehlt auf diefe Welfe feinem enropdifchen Gtaate eine 
mehr oder weniger entwidelte Organifation ver amtlichen Statiftil. Uber auch die 
europäifchen Pflanzflaaten in auberen Welttheilen pflegen zum Theil die Statiſtik 
eifrig. In der norbamerilanifhen Union befleht zwar 5i8 heute kein ſtän⸗ 
diges flatiftifches Bureau, aber der 10jährige Cenſus — der legte im Jahr 1860, 
gerabe vor dem Ausbruch ber Rebellion, — welcher ſchon durch bie Verfaflung 
von 1787 angeorbnet iſt und immer in Folge eines Specialgefeges geregelt wird, 
iſt eine Immer vollſtaͤndigere Volks⸗ und Yandesbeichreibung geworden. Außerdem 
erfolgen regelmäßige jährliche Publitationen über Handel, Schifffahrt, Finanzen, 
Geld-, Kıedit- und Bankweſen von ben betreffenden Departements, In einigen 
Staaten, 3. B. in Ohlio und Minnefote, erifliren Staatöbureaus. In ben eng⸗ 
liſchen Kolonien in Nordamerika, Auſtralien, am Kap ber guten Hoffnung 
gibt es ebenfalls zum Theil befondere Bureaus, oder die Landes» und Kron⸗ 
behorden fammeln fonft ftatiftifches Material an, von welchen man aud über Englifch- 
Dfindien und Weſtindien, Ceylon, Guyana u. f. w. Bieles in den Blaubäcdern 
findet. Auch über die Kolonien der Franzoſen in Ulgier, der Spanier 
in Kuba eriftiren gute ſtatiſtiſche Aufnahmen. Die felbftänbigen mittel=- uud 
ſfüdämerikaniſchen Staaten haben neuerbings großentheils wenigftens Verfuche 
gemacht, Civilſtandsregiſter (Chile), Boltszählungen (Chile, Brafilien, Merito u. a. m.) 
einzuführen, die Refultste werden freilich noch Manches zu wünſchen übrig Taffen. 
Am Meiften ausgebildet if in dieſen Ländern im Ganzen wohl die Schifffahrts- 
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und Handelsſtatiſtik (freilich lückenhaft wegen bes Schmuggels), Die zahlreichen 
Berichte der europäifhen Konfuln enthalten über die Wirthichaftsverhältuiffe biefer 
und der aflatifchen, levantiniſchen Länder vielerle. 

Auch diejenigen Behörden, welche ausdrücklich den Namen ftatiftifches Bureau 
führen, find demungeachtet mannigfach von einander verſchieden. Einige, wie z. B. 
das preußifche, haben im Wefentlihen nur ven von ben Berwaltungsorganen auf⸗ 
gehäuften Beobachtungsftoff zu fammeln, zujammenguftellen, zu foncentriven, zu 
verarbeiten und zu publtciren und üben auf bie urfprünglide Anſtellung der Be⸗ 
obachtung keinen direkten Einfluß aus. Andere Bureaus koͤnnen nach Einveruehmen 
mit den Hanptverwaltungsbehörben gewifle Operationen vornehmen lafjen, wieder 
andere befigen ein umfaflenderes Recht der Initiative, um Maflenbeobacdhtungen 
über gewifie ihnen wichtig erſcheinende Zuflände und Thatfachen durch die in biefer 
Beziehung ihnen unterftehenden Behörben anzuftelen. Man iſt noch nit im 
Reinen darüber, welde Stellung und Befugniſſe des Bureau's die geeignetften 
feien und kann darauf auch keine allgemeine Antwort geben, weil ver ganze Ber 
waltungsorganismus des Staats darüber mit entjcheiden muß. Das lebhaft em- 
pfundene Bedürfniß, ſtatiſtiſche Beobachtungen aus allen Gebieten ber Stants- 
thätigkeit zu erhalten, bei der Uuftellung ber Beobachtungen und Aufammlung des 
Materials gleihe Grundfäge beobachtet zu fehen uud in allen Departements In- 
terefie an der Statiſtik wach zu rufen, bat neuerdings nad dem ˖ belgiſchen Vor⸗ 
gang zur Errichtung ſtatiſtiſcher Centralkommiſſionen geführt. Diele 
find aus Mitglievern der Hauptverwaltungszweige meiftene mit Beiziehung wiflen- 
ſchaftlicher Theoretiker (Gelehrter, Profefloren, Lehrern ver Statiſtik und politifchen 
Oekonomie) zufammengefeßt, haben ein konfultatives ober ein entſcheidendes Botum 
in Betreff ver vorzunehmenven ftatiftifhen Operationen, eine oberfte Kontrole ber 
Urbeiten, und flehen jenachdem über vem Bureau, pas ihr Erelutivorgan iſt, ober 
berathend und begutachtenb neben vemfelben, ober fie leiten auch durch eine De 
putation aus ihrer Mitte die Arbeiten ſelbſt. Auf ven fatiftifchen Kongrefien leb⸗ 
baft befürwortet, find folche ſtatiſtiſche Eentrallommiffionen in den legten Jahren 
vielfach gebilpet worden, ohne daß fie fih alle ebenſo bewährt hätten, wie In 
Belgien. Es gibt deren jegt mit mannigfach wechſelnder Stellung und auch nicht 
immer unter dem angegebenen Namen in Preußen, Defterreich, Würtemberg, Groß⸗ 
hergogthum Heflen, in Italten, Spanien (In Portugal mißlang der Verſuch), in 

gien (in Holland iſt die 1859 gegründete feit 1861 wieder aufgelöst), in 
Schweden und Rußland. Die Hauptfade iſt, jagt Betermann wohl mit Red, 
immer tüchtige perfönliche Initiative. Diefe Tann durch fein Kollegialſyſtem ge- 
ſchaffen werden. Sie muß vorhanden fein und bat in dem leßteren, welches vie 
entgegenftehenvden Schwierigkeiten zu einer Maſſe zufammenballt, in der Regel 
weniger Unterflügung als Hemmung zu erwarten 72), In einigen größeren Staaten, 
Rußland, Frankreich, Italien, Spanien beftehen flatiftiiche Komites in den Pro⸗ 
vinzen als Dependenzen, mitunter als Erelutivorgane der Centralbureaus. Nach 
bem Borgang von Paris, wo ber Graf v. Chabrol fhon 1821 ein flatiftifches 
Bureau der Stabt und bed Seinebepartements in’s Lehen rief, das eine Reihe 
ber vorzüglichſten Arbeiten geliefert bat, find kürzlich auch In Wien uub Berlin 
ſtadtſtatiſtiſche Bureaus gegründet worden, deren Thätigleit für die Wufllärung 
vieler focialer Fragen ſehr wichtig werben kann. 


ne) Betermann, Art. Statiſtik in Ren Handw. d. Vollew.2. ©. 684, 
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Reben den ſtatiſtiſchen Bureaus haben beſondere ſtatiſtiſche Vereine, 
rein privater Natur, oder wie früher in Sachſen, Würtemberg, noch jest in 
Branch in Berbindung mit der Megierung eine ähnliche Thätizleit entfaltet, 
Am Wichtigſten find vie im Jahr 1829 gegründete Geſellſchaft von Paris, wo⸗ 
felbft bereits in der Zeit des erſten Napoleon eine Gefellfchaft eine Zeit lang bes 
fanden hatte (1808 ff.), ferner die ſtatiſtiſche Geſellſchaft von London (feit 1834), 
welche große bleibende Bedeutung unter ihrem Proteltor Prinz Albert gewonnen 
und in ihrem Journal treffliche Arbeiten publicirt bat. Prinz Albert, ſpecieller 
Schäler Qustelet’s, war ſtatiſtiſch durchgebildet und bat viel für die Eat» 
widlung der Statiftit gethan. Ferner haben mancherlei Korporationen und Vereine 
neben ihrem unmittelbaren praltiſchen Zwed fi) neuerdings immer mehr die Pflege 
der Statifiit durch ſyſtematiſche Auftellung und Sammlung von Maſſenbeobach⸗ 
tungen über Erſcheinungen im Gebiete ihres Wirkungskreiſes augelegen fein laſſen, 
befonders die Iandwirtbichaftlichen Vereine, die Gewerbe- und Hanbelslammern, bie 
Bereine von Transportunternehmungen (Gifenbahnen), Turnvereine. Ergänzt wird der 
Beobachtungsſtoff aus allen Gebieten des Volkslebens and noch durch die Berichte 
der großen Öffentiichen Unternehmungen der Neuzeit. Das Wiloclationsprincip in ver 
modernen Bolkswirthſchaft hat gewaltige Anftalten in’s Leben gerufen, deren jebe 
einzelne für Staat und Boll von Bereutung iſt und deren Betriebsberichte über 
Propuftion, Konſum, Verkehr und andere wirthfchaftliche Berhältnifſe bie Intereffante- 
ſten Auffchläffe geben. Zufammengefaßt enthalten dieſe Berichte, mit denen öffent⸗ 
lich Rechnung abgelegt wird, eine Fälle von Maſſenbeobachtungen aller Art. , 
auf anderen Gebieten gibt es ſolche Ratiftifhe Berwaltungsberichte, z. B. find für 
die mediciniſche Statiſtik die Berichte der großen Krankenhäuſer, Irrenanftalten 
vom größten Werth. Mafienhafter, für manche ragen, 3. V. Preisftatiftil, Kre⸗ 
dit⸗ und Geldſtatiſtik u. U. in. fehr wichtiger Stoff findet fich, leider ganz zer⸗ 
fplittert, in den Aurliften, Preiscouranten u. |. w. ber Mäller, der Handelsblätter 
und politiichen Zeitungen. 

Aus dem Vorhergehenden ergibt ſich ber außerordentliche Aufſchwung, welchen 
bie amtliche Statiſtik ſeit Anfang des Jahrhunderts genommen hat. Die ertenſive 
Ausdehnung der ſtatiſtiſchen Thätigkeit ift überraſchend. Raum ein civilifirter Staat 
mehr, der nicht ftatiftifche Daten fammelt, verdffentlicht, faft keiner mehr, welder 
nicht eine eigentlihe Organifation von Einrichtungen zum Behufe der Anftellung 
fyftematiiher Maſſenbeobachtungen über alle Staats» und Bollszuflände, welder 
nicht beſondere flatiftiiche Behörden beſaße! Aber die flatiftijche Thätigkeit iſt auch 
zugleich immer intenſtver geworden. Immer mehr Gebiete der Erſcheinungen und 
einzelne Erſcheinungen find in das Syſtem regelmäßiger Beobachtungen hinein⸗ 
gezogen, fiber jebes einzelne Phänomen find die Beobachtungen häufiger, umfaffene 
ber, vollflänndiger, nad befferen Methoden angeftellt worben, und greifen immer 

mehr in einander. Die Beobachtungen beſchraͤnken fi nicht auf die Punkte, welche 
etwa in die Ahenmalt’fhe Staatskunde gehören. Legoit, der Chef der fran- 
zoͤfiſchen Statiſtik, rühmte es auf dem legten flatiftifchen Kongreß in Berlin, daß 
kein fociales, Btonomifdye® oder moralifches Faktum von einiger Wichtigkeit in 
Frankreich mehr vorhanden ſei, das nicht den Gegenſtand einer gelegentlichen ober 
bleibenden amtlihen Beobachtung bilde. Bon den Haupilulturſtaaten ber Gegen 
wart gilt dasfelbe, die übrigen Staaten fireben dem gleidhen Biele zu. ber bes 
merfenswerth genug, bie amtliche flatifitihe Thätigkeit beſchränkt fi nicht einmal 
auf das vorbezeichnete große Gebiet der Menfchheitbeobachtung. Regelmäßige Be⸗ 
obachtungen über ven Drenfgen und über Raturerfheinungen, welche ſcheinbar 
Bluntfgli und Brater, Dentſches Staats⸗Wörterbuch. X. 29 
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ehenfo ae und: regellos, aker im Grunds doch auch gefegmäßlig und perio- 
diſch, wie die Borgänge und Handlungen der Menſchen find, greifen in einander. 
Die Afßroramen ber Sternwarten, die Phyfiker und andere Natugforfcher reihen 
ven Statiftifern ver „Menfhenwarten”, der ſtatlſtiſchen Bureans. die Hände, 
Meteorologifche Beobachtungen in der größten Ausdehnung werben angefellt, eine 
Menge Stationen zu folden Beobachtungen errichtet und die birigirenden Bureaus 
werden mit den ſtatiſtiſchen Bureaus in enge Verhindung gebracht. Die beneut- 
ame, gerade tn principieller Hinſicht für die ganze Auffaflung der Statifit fo 
wichtige Forderung Quételet's wird erfüllt: die Beobadtungen über Natar⸗ 
und über Menſchenphänomene werden nach einem beftimmten Syſteme maflenhaft 
augeftelit, in fketer Beziehung zu einanver. Land und Bolt werden in ihren Quan⸗ 
titätsverhältniffen möglihft genau numerifch beftimmt. Eyalte trigonometrifche Ver⸗ 
meſſungen, von Technilern und wifienfchaftli gebildeten Perſonen mit den beften 
wiſſenſchaftlichen und technifchen Hülfsmitteln der Neuzeit augeftellt, find vielfach 
bereitä erfolgt unb werben fortwährend in ben civilifirten Staaten vervollftänpigt. 
Genaue Boltszählungen in ‚regelmäßigen Perioven finden ftatt und eine eigene 
Methodik und Theorie folder Zählungen bildet fih aus, wie fie bie Geometrie 
und Trigonometrie für die Landvermeſſung bildet. Un beide Operationen fließt 
ih die forgfältigfte qualitative Land⸗ und Volksbeſchreibung an, wobei hie Statiftif 
ftets is der ihr eigenthümlichen Weile gehandhabt wird, daß jede beſondere, qua- 
litativ verſchiedene Erſcheinung in ihren quantitgtiven Elementen erfaßt und biefe 
legteren, wenn es irgend möglich ift, auf Zahl und Maß zurüdgeführt werben. 
Die natürlichen (phuftfchen) Verſchiedenheiten einer gegebenen Bodenfläche (des 
Staatsterritoriums), die Erhöhungen, Vertiefungen, pas feſte Land, die Gewäſſer, 
bie Wüften, vie Felsgründe u, ſ. w., bie geologiiche Bodenſtruktur werben in ihrer 
räumlichen ehr genau nermeflen. Dasfelbe gilt vom Boden als Wohnplap 
und ÜUrbeitöfelt des Menſchen, das Grundeigenthum nad feinen Kulturarten, feiner 
Fruchtbarleit, dem Berufe und politifhen Stande feiner Eigenthümer, kurz in 
feinen phyſiſchen, wirthſchaftlichen, politifchen Unterſchieden wird genau aufge- 
nommen. Ebenſo wird die Bevölkerung in biefen und anderen, moraliſchen, in- 
tellektnellen Verſchiedenheiten u. ſ. w., nach ihrem Geſchlecht, Alter, körperlichen 
una geiftigen Beſchaffenheit, nach ihrer Bildung, Moralität, ihrem Glauben, nad 
ihrem Berufe, Stande, Range, Civilſtand bei ver Zählung unterſchieden. Für jede 
dem Individuum anhängende, wenn nur irgend äußerlich wahrnehmbare und bes- 
halb die Beobachtung zulafiende Eigenſchaft“ erhält man Zahlenbeflimmmungen, 
welche bejagen, wie viel Individuen unter einer gewiffen Bevölkerung bie beob- 
achtete Eigenfchoft befiten, z. B. Mann ober Weib, Kind ober Greis, ledig ober 
verheirgthet, Kinderlo8 oder mit Kindern verjehen, ehelich oder unehelich geboren, 
da oner dort wohnhaft, im Sommer oder Winter, in bem ober jenem Monat, 
Zoge, Stunde geboren, getraut, geftorben, geſund ober krüppelhaft, megen Ber- 
brechen beftraft oder nicht beflzaft, des Leſens kundig oder unkundig, bem ober 
jenem Berufe angebörig find. Die ftatiftiihe Beobachtung begleitet ven Menfchen 
von der Geburt (ja durch Rückſchluß von der Konception) bis zum Grabe durch 
alle Phaſen feines Lebens hindurch, jede ihn betreffende Thatſache wird notirt und 
zu den analogen, andere Menſchen betreffenden gereiht. Hierdurch wirb in ber 
That dann ein fo umfaflendes, aus Quantitätsbeſtimmungen beftehenbes Material 
ſiyſtematiſcher Maſſenbeobachtungen über eine Beudllerung und ihre Zufammen- 
fegung aus qualitativ verfchiebenen VBeftandtheilen gewonnen, baß daraus bie befte 
wad ſchaärfſie qualitative Vollaheſchveibung hervorgeht. Gerabe dadurch mirb dann 
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bie Iſolirung der anf die gemeffmen Oualttäten einer Vevblkerung (eines Laudes 
u. f. mw.) einwirkenden Einfläffe, die Beſtimmung der Art und der Stärke jebes 
Einfluffes, die Erklärung räumlicher und zeitlicher Berfchtedenheiten der Quali⸗ 
täten mittelft Bergleihungen, die Aufdeckung der Raufalverhältniffe und vie Ab⸗ 
leitung gewiffer Regeln und Geſetze in der quantitativen Vertheilung ber Duali« 
täten ber Bevdlferung, mit andern Worten die Behandlung der Bevolkerung ober 
des betreffenden ſtatiſtiſchen Objekts als Unterfuhungsgegenfland einer indulktiven 
Beobachtungewiſſenſchaft eımöglicht 73). 

Den Abſchluß erreicht die amtliche Statifiil als ein Syſtem von Maffen- 
beobachtungen in den feit 1853 unter weſentlicher Mitwirlung von Undtelet 
gefhaffenen ſtatiſtiſchen Kongrefien, dur welde die Organifation ver 
internationalen Statiſtik angebahnt worden iſt. Der erfte ſolche Kongreß, zu 
welchen die Idee während der Londoner Inpuftrienusftellung im Jahr 1851 an- 
geregt worden war, fam durch die Einlabung ver belgiſchen Regierung an fremde 
Regierungen, amtlidye Delegirte nach Brüffel abzuorbuen, im Jahr 1853 In Bräffel 
zu Stande. Der namentiih von Qusételet klar ausgefprodene Zweck diefes und 
aller folgenden Kongrefie (1855 zu Paris, 1867 zu Wien, 1860 zu London, 
1863 zu Berlin) war, vor Allen Einheit in die amtlichen Statiftifen der ver» 
ſchiedenen Staaten zu bringen und gleihförmige Grunvlagen für bie ftattftifchen 
Arbeiten zu erlangen, damit bie in verfchlenenen Orten und Zeiten erhaltenen 
Refultate vergleihbar werden könnten: ohne Möglichkeit, zu vergleiden, würde in 
der That fein Fortſchritt in den Beobachtungswiſſenſchaften flattfinden. Dustelet 
verglih das Biel der in Brüffel vereinigten Statiftifer ganz richtig mit bem, 
welches eine kurz vorher flattgehabte Bereinigung von Beobadhtern auf einem 
Naturgebiete vor Augen gehabt hatte: dieſe hatten fi über gleiche Beobachtungs⸗ 
methoden für die Qufte und Dieeresftrömungen verfländigen wollen: es handle fich 
nun darum, auf einem anderen Gebiete die Fluktuationen der modernen Geſell⸗ 
fhaften zu verfolgen %), Bier, wie in der Folgezeit, wird die Statiſtik immer 
anfgefaßt einmal als Methode, und zwar als die foftematifche (methodiſche) Maflen- 
beobachtung ver Vorgänge in ver Menfchheit und ver periodiſch veränderlicken 
Naturerfhetunngen, ſodann als die Beobachtungswiſſenſchaft, in welger nach ben 
Regeln der induktiven Logit ans ben fuftematifchen Maſſenbeobachtungen ver 
Kanfaluerus der Erſcheinungen und die Geſetze derſelben, nad welchen bie Be⸗ 
wegung ver Phänomene vor ſich geht, abgeleitet werben. 

Der Gedanke der ſtatiſtiſchen Kongrefle if ein fehr großartiger: vie Aus 
behnung eines zufammenbängenden Beobadjtungsfuftens über alle civiliſtrten Stanten 
und ihre Dependenzen — wer hätte haran früher zu denken gewagt! Ontterer’s 
Ideal einer Weltftatiftit wird in anderer Welfe verwirkiiht. Dan will eben nicht 
das Boll eines Staates, fonden man will die civilifirte Menſchheit, wo 
moglich die ganze Menſchheit der fortlaufenden Beobachtung unterziehen, And 
hierin zeigt ſich dee Gegenſatz gegen die alte Staatakunde, in welder für viefe 


73), Vgl. über die Entwicklung der amtlichen Statiftit ſeit Anfang d. 19. Jahrhunderts 
außer den Schriften von Fallati, Heufhling, Guerry, R. Böckh, d. geihihtl. Ent⸗ 
wicklung der amtl. Statift. d. preuß. Staats, Berl. 1863 beſonders bie Berichte der Deles 
Hirten in den Schriften der fünf flatift. Kongrefie. Ein Reſums über die Miüttheilungen auf den 
vier erſten Kongrefien gibt Engel's treffiiher, hödſt prafiifdher compte-renda gener. des 
tray. du cotgr. internat. de statist. eto. Berl 1863 p. 187: et suiv. 

74) Compte renda des tray. du congr. gener. de stat, reuni d Gruz,, Brux, 1853, 
p. 22, 233, u 
29° 
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Idee ber ſtatiſtiſchen Rongreffe gar kein Raum gewelen wäre. Diefe Organiſation 
-der Beobachtungen über den Menſchen follte parallel der Organifation der Beob⸗ 
achtungen Über ſolche Naturphänomene gehen, bei welchen ebenfalls vie räumliche 
und zeitlihe Ausdehnung, Vervielfältigung und das methodiſche Ineinandergreifen 
der Beobachtungen die Vorbebingungen erfolgreigen wiflenihaftlihen Operirens 
waren, — aftronomifche, meteorologifche und Menfchheitsbeobacdhtungen verlangten 
eine ganz analoge Einrichtung. Auch bier, ja bier no mehr mußte die Stants- 
gewalt das Beobachtungsſyſtem organifiren, weil fie allein- die Machtmittel be 
fist, ven Menſchen als folden zum Beobachtungsobjekt zu machen uud fie allein 
die erforberlihe räumlihe Auspehnung und das Inelnandergreifen ver Beob- 
achtungen herbeiführen kann. Die eigenthümlihe Natur ver ftatiftifchen Bone 
als Verſammlungen amtlider Delegirter liegt daher im Weſen der Sade. I 
Ermanglung eines Weltftantes ließ fi eine Menfchheitsftatiftit nur durch die 
Beobachtungen über vie in einzelnen Staaten lebenden Theile. ver Menſchheit 
bilden. Es war daher ganz folgerichtig, für die Vergleichbarkeit dieſer Beobachtungen 
in mehreren und mögliäft in allen Staaten zu forgen. Alsdann konnte die Sta⸗ 
tiſtik anch erſt eine eigentlich vergleichende Statiſtik werden, nach ver man 
ſtrebte, wie Ficker, der verdiente gegenwärtige Chef der öſterreichiſchen Statiſtik 
mit Recht als Quételet's und ver Jetzigen Anſicht bezeichnet, daß es eben gegen- 
wärtig nur eine vergleichende Statiſtik gebe und biefe und Statiſtik identiſche 
Worte felen 75). 

Der erſte leitende Gebanle ber ſtatiſtiſchen Kongreſſe iſt auf ven folgenden 
Berfammlungen und noch auf ber letzten in Berlin immer. ver herrſchende ge- 
blieben und war bei allen Specialarbeiten die Richtſchnur 76), Dies iſt für uns 
wichtig, weil die Kongrefie dadurch die hier verfochtene Idee der Statiſtik ſelbſt 
fanttionirt haben. Wenn auch praltifh in der Herftellung ver Vergleichbarkeit ber 
ftatiftifehen Daten verſchiedener Staaten noch bei Weitem nicht fo viel geleiftet 
worben ift, als fi Hätte hoffen lafſen, ſo bat man doch Immerhin Beachtens⸗ 
werthes vollbradt und ber leitende Gedanle von der Nothwendigkeit einer gleich⸗ 
artigen Einrichtung der Beobachtungen iſt fo überzeugend, daß trotz aller eut- 
gegenſtehenden Schwierigkeiten an der einſtigen möglihft vollſtändigen Verwirk⸗ 
lichung nicht gezweifelt werben Tann. Leider iſt der Vorſchlag Engel's, eine 
permanente internationale Deputation des Kongreſſes zu ſchaffen, nebſt den daran 
geknüpften weiteren Plänen in Betreff einer einzurichtenden Verbindung aller 
Statiſtiker und. einer Organiſation der internationalen ſtatiſtiſchen Arbeit anf dem 
Berliner Kongreß noch nicht durchgedrungen. Dadurch wäre die Erreihung des 
Zieles, welches auf den Kongrefien erſtrebt wird, raſcher ermöglicht worden 77). 

F. Die Streitfra e über die Einheit oder die Tren⸗ 
nang der Statiſtik. "Wir haben im Vorhergehenden nachzuweiſen gefucht, 
daß innerhalb der fogenannten Stotiftil zwei durchaus verfchlevene Richtungen ohne 
Bermittlung neben einander hergeben. Diefe verſchtedenen Richtungen werden ſchon 
durch die Namen von Achenwall und Sußmilch bezeichnet, zwei Gelehrte, 


78) Rechenſchafte ber. über d. 5. Eibung des flat. Kongr. in Berl, Berl. 1886, ı1, 13. 

76) Ebendaſ. I, (2. Abt.) 4 

m Ebendaf. 1, 4 ff, II. 44 89 ff. Qutelet hat auch die wiſſenſchaftlichen inter 
nationak-flatiftifchen Arbeiten jegt mit Heuf chling begonnen, vgl. den Berl. Ber. U, 7 ff... und 
* a ſiaue.. internalion., population, Bruz. 1865, eine ſehr wertbuolle und reich⸗ 
alt ge rben. 
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weldge von Epoche machendem Ginfluffe ein Jeder für feine Richtung wurden. Es 
finden fih durchaus verfchlevene Ziele, Aufgaben, Methoden, Darftellungsformen. 
Beide Richtungen find bis in die neueſte Zeit genau zu verfolgen, ja bie Gegen⸗ 
füge haben ſich noch beveutend verfhärft, ſeitdem bie Süßmilch'ſche Statiftif 
durch Oustelet in fo beventfamer Welfe fortgebilnet worden if. Man kann fi 
daher nicht darüber wundern, daß gerade Qustelet's flatiftifche Leiftungen unter 
ven Vertretern der Achenwall'ſchen Richtung ein unbefriebigtes Gefühl hervor- 
riefen, indem es fi nun vollends als umthunlid erwies, fo ganz Heterogenes in 
bie Statiftil, welde nur eine beftriptive Wiffenfchaft, eine Stantöbefchreibung, war, 
mithinein zu ziehen. Bevor noch von der Gegenfeite die Forderung einer Trennung 
befien, was man bisher unter dem Namen Statiftit zufammengefaßt hatte, aus⸗ 
drücklich aufgeftellt worden war, unternahm ein Statiftifer der dentſchen Schule, 
Ballatt (1843), von dem kritiſchen, unbaltbaren Zuſtande feiner Diſciplin über- 
zengt, den Verſuch, zwifchen ven verfchlenenen Richtungen eine Pacifikation herbei 
zuführen. Diefer Verſuch führt aber zu nichts Welterem, als zu einer rein for« 
mellen, auf einer petitio principii beruhenden Bereinigung. Fallati's Entwid- 
Iung bildet im Grunde genommen nur einen Beleg für pie Nichtigkeit ver Trennung 
der Statiſtik. Fallati unterſcheidet nämlich felbft genau zwiſchen ven beiden, von 
und bargeftellten verſchiedenen Richtungen in der fogenannten Statiftil, er ſucht 
jeboch beine Richtungen unter Einen gemeinfamen höheren Begriff zu ſubſumiren. 
Er will nämlich zwei Seiten des Zuſtändlichen, das real und das ideal Zuſtänd⸗ 
liche, den befonderen und ven allgemeinen Zuftand unterfcheiden, von denen jener die 
Erſcheinungen innerhalb eines Erſcheinungskreiſes, welche fich fchon dem gemeinen 
Bewußtjein als dauernde ankünbigen, dieſer dagegen bie Regelmäßigteit der Zußer- 
lich rein zufälligen Erſcheinung begreife, welche in den anfcheinend vergänglichften 
Thatſachen und an den relativ feftfiehenden Erfdeinungen, infofern fle, wenn and) 
im Ganzen bauernd, doch In ihren Theilen vergängli find, bemerkbar werde 
(8. 80). Danach fol es dann aud ein doppeltes Zuſtandswiſſen, eine zweifache 
Statiſtik, eine konkrete und eine abftrafte geben (8. 31). Schält man aus ber 
entfeglihen Form der Fallati'ſchen Begriffsentwicklungen ben Kern und ben 
greifbaren Sinn heraus, fo ift die Konkrete Statifil in ver Hauptfade eine Zu⸗ 
fandsfhilderung mit dem Hauptaugenmerk auf bie herrſchenden Erfcheinungen 
der Gegenwart. Die abſtrakte Statiftil dagegen foll das allgemein Zuftändliche 
der ſcheinbar rein veränberlihen Erſcheinungen auffuchen, dabei die gleihartigen 
Erſcheinungen zufammenfaflen und bie gemeinſchaftliche Einheit erforſchen, in ver 
jene unrubig wechfelnden Erſcheinungen ſich ausgleihen (3. 48), Die Thatſachen 
der abſtrakten Statiſtik würden vorzugswelfe, aber nicht ausfchlieglid in Zahlen 
ansgebridt, man reine ober man made ber Berechnung ganz ähnliche logiſche 
Operationen, — eine richtige Bemerkung ($. 50). Fallati harakterifirt dann bie 
berechneten Einheiten, Summe, Berhältnig, Drittel uud entwidelt, daß fle zwar 
den allgemeinen Zuftend nicht genau zeigen, jedoch fchließli unter gewiffen Um⸗ 
fländen zu Eonftanten Einheiten werben und als ſolche ven eigentlichen Inhalt ter 
abſtralten Statiſtik bilden (8. 52). Die letztere entfpricht fonadh der Suüßmilch⸗ 
Dnetelet’fhen Statiftil. Da Fallati felbft zugibt, daß Begriff, Aufgabe und 
Methode in feiner konkreten und abftraften Statiſtik ganz verfchteben find, fo liefe 
die Subfumtion beider unter den einen Namen Statiftil oder die Einführung ganz 
verſchiedener Namen am Ende auf einen Woriftreit hinaus. Etwas Anderes ale 
eine rein äußerliche Zufammenfaflung hat Fallati dann aber and nicht erreidt. 
Selbſt diefe Zuſammenfaſſung ift jedoch präjubichrlih für bie richtige Behandlung 
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cheufo et usb xegelioß, ‚aber im Grunde doch auch gefegmäßig und perio- 
diſch, wie die Borgänge und Handlungen der Menſchen find, gueifen in einander. 
Die Aßroramen der Steruwarten, die Phyfiler und andere Natueforfcher reichen 
den Statiſtilern ver „Wenfchenwarten”, der ſtatiſtiſchen Bureaus die Hände. 
Meteorologifche Beobachtungen in der größten Ausbehnung werben angeftellt, eine 
Menge Stotiouen zu folden Beobachtungen errichtet und die birigirenden Bureaus 
werden mit dem ſtatiſtiſchen Bureaus in enge Verbindung gebradt. Die bekent- 
ſame, gerade in principteller Hinſicht für die ganze Auffaſſung der Statiſtik fo 
wichtige Forderung Ougtelet’s wird erfüllt: vie Beobadtungen über Ratar- 
und über Meufchenphänomene werben nach einem beftlimmten Guftem: maſſenhaft 
augeftellt, in ſteter Beziehung zu einander. Land und Bolt werben in ihren Quan⸗ 
titätsverhältuiffen wöglihft genau numeriſch beftimmt. Eralte trigonometrifche Ver⸗ 
meflungen, von Technikern und wiflenfchaftlid gebildeten Perjonen mit den beften 
wiffenfcheftlihen und technifchen Hülfsmitteln der Neuzeit angeftellt, find vielfad 
bereits erfolgt und werben fortwährend in ben civiliſirten Staaten vervollftändigt. 
Genaue Bollszählungen in ‚regelmäßigen Perioden finden flatt und eine eigene 
Methodik und Theorie folder Zählungen bildet fi aus, wie fie bie Geometrie 
und Trigonomeirie für die Landvermeſſung bildet. An beide Operationen flieht 
ih die forgfältigkte qualitative Land⸗ und Volksbeſchreibung an, wobel hie Statiftif 
ſtets in der ihr eigenthümlichen Weiſe gehandhabt wird, daß jede bejondere, qua- 
litativ verſchiedene Erſcheinung in ihren quantitgtiven Elementen erfaßt und dieſe 
letzteren, wenn es irgend möglich ift, auf Zahl und Maß zurüdgeführt werben. 
Die natürlichen (phyſiſchen) Verſchiedenheiten einer gegebenen Bodenfläche (nes 
Stantsterritoriums), die Erhöhungen, Vertiefungen, das fefte Land, die Gewäfler, 
bie Wüften, die Felsgründe u. f. w., hie geologiſche Bodeuſtruktur werben in ihrer 
räumlichen Auspehnung genau vermeſſen. Dasſelbe gilt vom Boden als Wohnplag 
und Urbeitöfelt nes Menſchen, das Grunveigenthum nad, feinen KRulturarten, feiner 
Fruchtbarkeit, dem Berufe und politiihen Stande feiner Eigentümer, kurz in 
feinen phyßſchen, wirthſchaftlichen, politifchen Unterſchieden wird genau aufge- 
nommen. Ebenſo wird vie Bevölkerung in biefen und anderen, moraliſchen, in⸗ 
tellettuellen Verſchiedenheiten u. |. w., nach ihrem Geſchlecht, Alter, körperlichen 
ung geiftigen Beſchaffenheit, nach ihrer Bildung, Moralität, ihrem Glauben, nad 
ihrem Vernfe, Stande, Range, Eivilftaud bei der Zählung unterſchieden. Für jebe 
dem Individunum anhängende, wenn nur irgend Außerlih wahrnehmbare und des⸗ 
halb die Beobachtung zulaflende „Eigenfchaft" erhält man BZablenbeftimmmungen, 
welche bejagen, wie viel Individnen unter einer gewifien Bevölkerung die beob- 
achtete Eigenfchaft befigen, 3. DB. Daun ober Weib, Kind oder Greis, ledig ober 
verheizathet, linderlos oder mit Kindern verfehen, ehelich oder unehelich geboren, 
ba ober dort wohnhaft, im Sommer oder Winter, in dem ober jenem Monat, 
Zage, Stunde geboren, getraut, geftoshen, gefunb ober früppelhaft, megen Ver⸗ 
brechen beflraft oder nicht befizaft, des Leſens kundig oder unlunbig, dem ober 
jenem Berufe angebörig find. Die ftatiftiihe Beobachtung begleitet ven Menfchen 
von der Geburt (ja durch Rückſchluß von ver Konception) bis zum Grabe durd) 
alle Phaſen feines Lebens hindurch, jede ihn betreffende Thatſache wird notirt und 
zu den analogen, andere Menfchen betreffenden gereiht. Hierdurch wirb in ber 
That dann ein fo umfaflendes, aus Quantitätsbeſtimmungen beſtehendes Material 
jiyſtematiſcher Maſſenbeobachtungen über eine Bevollerung und ihre Zuſammen⸗ 
fegung ans qualitativ verſchiedenen Beftandtheilen gewonnen, daß daraus bie beſte 
wand järffie qualitative Vollabefchveibung hervorgeht. Gerade dadurch mid dann 
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die Iſolirung ver auf die gemeſſenen Onalitäten einer Vevblkerung (eines Laudee 
u. f. mw.) einwirkenden Einflüfe, die Beſtimmung der Art und ver Stärfe jenes 
Einfinffes, die Erklärung räumlicher und zeitlicher Verſchiedenheiten der Quali⸗ 
töten mittel Bergleihungen, die Aufdeckung ber Kaufalverhältuiffe und die Ab⸗ 
leitung gewiffer Regeln und Geſetze in der quantitativen Vertheilung der Quali⸗ 
täten der Bendlkerung, mit andern Worten die Behandlung der Bevdllerung oder 
des betreffenden ſtatiſtiſchen Objekts als Unterfuhungsgegenfland einer indultiven 
Beobachtungswifſenſchaft eimöglicht 73). 

Den Abfchluß erreicht die amtliche Statiſtik als ein Syſtem von Maffen- 
beobachtungen in den feit 1853 unter weſentlicher Mitwirtung von Ondtelet 
gefhaffenen fatiftifhen Kongrejfen, durch welde die Drgantfation ver 
internationalen Statiftil angebahnt worden fl, Der erſte ſolche Kongreß, zu 
welchem die Idee während der Londoner Inpuftriesuäftellung im Jahr 1851 an« 
geregt worden war, fam durch die Einladung der belgiſchen Regierung an fremde 
Regierungen, amtliche Delegivte nach Brüffel abzuordnen, im Jahr 1853 in Brüffel 
zu Stande. Der namentlih von Qustelet Kar ausgefprochene Zwed diefes und 
aller folgenten Kongrefie (1855 zu Paris, 1857 zu Wien, 1860 zu London, 
1863 zu Berlin) war, vor Allem Einheit in die amtlichen Statiftilen der ver- 
ſchiedenen Staaten zu bringen und gleichförmige Grundlagen für die ſtatiſtiſchen 
Arbeiten zu erlangen, bamit die in verfchlebenen Orten und Zeiten erhaltenen 
Refultate vergleihbar werben könnten: ohne Möglichkeit, zu vergleichen, würde in 
ver That kein Fortſchritt in den Beobachtungswiſſenſchaften flattfinden. Oustelet 
verglih das Ziel der in Brüffel vereinigten Statifiiler ganz richtig mit dem, 
weiches eine kurz vorher flattgehabte Vereinigung von Beobachtern auf einem 
Naturgebiete vor Augen gehabt hatte: dieſe hatten fi über gleihe Beobachtungs- 
methoden für die Luft- und Mieeresftrömungen verfländigen wollen: es handle fich 
nun darum, auf einem anderen Gebiete die Fluktuationen der modernen Gefell- 
haften zu verfolgen %. Hier, wie in der Folgezeit, wird die Statiſtik immer 
anfgefaßt einmal als Methode, und zwar als bie foftematifche (methodiſche) Diafien- 
beobadytung ver Vorgänge in der Menfchheit und ver perlodiſch veränderlichen 
Naturerſcheinungen, ſodann als die Beobachtungswifſenſchaft, in welcher nad ven 
Regeln der induktiven Logik aus den fuftematifhen Maſſenbeobachtungen ver 
Kanfalnerus der Eriheinungen und vie Geſetze verfelben, nad welchen bie Be⸗ 
wegung der Phänomene vor fich gebt, abgeleitet werben. 

Der Gedanke der ftatiftiihen Kongreſſe ift ein fehr großartiger: vie Aus⸗ 
behnung eines zufammenhängenden Beobachtungsfhſtems über alle civilifixten Staaten 
und ihre Dependenzen — wer hätte Daran früher zu denken gewagt! Gatterer’s 
Ideal einer Weltftatiftit wird in anderer Weife verwirkiiht. Dan will eben nicht 
das Boll eines Staates, fondern man will die civilifirte Menfhheit, wo 
mdglih die ganze Menſchheit der fortlaufenden Beobachtung unterziehen, Auch 
bierin zeigt ſich der Gegenfag gegen bie alte Staatekunde, in welcher für viefe 


73), Bol. über die Entwillung der amtlichen Statiſtik ſeit Anfang d. 19. Jahrhunderts 
außer den Schriften von Beltatt, Heufhling, Guerry, R. Böckh, d. geſchichtl. Ents 
— der amtl. &tatift. d. preuß. Staats, Berl. 1863 beſonders die Berichte der Dele⸗ 
girten in den Schriften der fünf ſtatiſt. Kongreſſe. Ein Reſums über die Mittheilungen auf den 
vter erfien Kongreſſen gibt Engel's trefflicher, höckſt praktiſcher compte-renda génet. des 
trav. du cobgr. internat. de statist, etc. Berl 1863 p. 187 et suiv. 

74) Compte rendu des tray. du congr. göner. de stat. r&euni d Brux,, Hrux, 1853, 
P. 22, 28. 
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efunben, eine Arbeit, welche and fonft zu den vorzüglichſten Aber bie Theorie 

der Statiftit zählt. Rümelin flieht in der eigentlihen Statiftil eine methodolo⸗ 
giſche Hülfswiſſenſchaft für alle Wiffenfhaften vom Menſchen, welche jeber ber 
letzteren das Material einer univerjellen Empirie, deſſen fie bedarf, zur ang 
ftellt. Es ſoll bier eine Erweiterung ber vereinzelten und zufälligen Beobachtung 
zur methobifhen Maſſenbeobachtung flattfinden, weshalb die Aufgabe der Statifif 
als Hülfswifienfhaft darin liegt, Merkmale menfhliher Gemeinſchaften auf Grund» 
Inge methodiſcher Beobachtung und Zählung ihrer gleichartigen Erſcheinungen zu 
ermitteln 9). Im Brincip find wir mit Rümelin, wie fi aus unferer Dar- 
ftellung ergeben bat, einer Meinung. Wir ziehen invefien noch einige weitere Kon- 
fequenzen, halten vie Beſchränkung der Statiftit ale Hälfswifienfhaft blos für bie 
Erfahrungswifienfchaften vom Menſchen für unberechtigt, die Beihräntung auf bie 
Gegenwart für unthunlich — wenigftens drückt fih Rümelin baräber nicht richtig 
ans — und fehen bie Aufgabe des Statiftiters nicht damit als beendigt an, baf 
bet der Erforfhung des Kaufalzufammenbangs blos die konkreten Urſachen der 
vorliegenden Erſcheinungen, nicht die konſtanten Urfachen oder die Gefege derfelben 
aufgeiucht werden follen. Darüber mag man inbefien noch ftreiten 85). Die Rüme- 
lin'ſche Grundanſicht jedoch iſt eine richtige Ableitung aus der neueren Entwid- 
lungsgeſchichte der wiſſeuſchaftlichen Statiftil feit Qudtelet und der amtlichen 
Statiſtik feit den ſtatiſtiſchen Kongrefien. Andere neuere Auffafiungen, z. B. von 
Gerfiner und namentlid von Hildebrand 86), wie auch bie unfere flimmen im 
Weſentlichen mit der Rümelin’fhhen überein, denn wir können es nur für 
einen Kontroverspunft zweiter Orbnung halten, ob man in ber Statiſtik nur eine 
Methode oder eine methodologifche Hülfswiflenfcgaft oder einexrfeits eine Methode 
und anderſeits eine anf biefe Methode geftügte Willenfchaft erblidt. Mit ver 
Rümelin'ſchen Auffafiung der Statiftil ift jedenfalls eine Trennung ver bit 
berigen fogenannten Statiftil unvermeidlich geboten; eine beſchreibende Wiſſenſchaft 
vom Bolle- und Staatszuftande bleibt getrennt neben der eigentliden Statiſtik be- 
fieben, ber man verſchiedene Namen, allenfalls auch den von Rümelin bean⸗ 
tragten, Demographie, geben mag. Die Kontroverfe über die Einheit ober 
Zrennung der Statiftil fcheint uns jetzt entſchieden zu fein. 

Il. Theorie der Statiftit 87). 

Der allgemeine Begriff der Statiftil, defien Inhalt im Folgenden noch fpe- 
cieller dargelegt werben wird, ift und: das methodiſche indultive Verfahren zur 
Auflöfung und Erklärung des Mechanismus der Menſchheit und der Natur (des 
Mechanismus der realen Welt infoferne), d. 5. zur Ableitung und Erklärung der 


20) Rümelin, 3. Theorie der Gtatifl. a. a. D. bef. ©. 660, 662, 663, 666, 668, 

85, Ebendaſ. ©. 672, 676, 679. 

26) Gerſt ner Bevöllerungsiehre ©. 31. Hildebrand, Jahrb. 1866, I, 1 ff. 

87) Ich Tann an dieſem Orte nur eine ganz funmarifche Entwidiung der Theorie der Sta⸗ 
tiftit geben, weil der Raum befchräntt und ohnehin durch die vorausgehenden geidictlihen Par: 
tteen ſchon fehr in Anfprucd genommen ifl. Die hiſtoriſche Skizze erlaubt indefien auch, im Fol⸗ 
genden Manches blos anzudeuten. Die eingehende Motivirung meiner Theorie der Statifiit muß 
daher hier nothgedrungen unterbleiben, was ich bei der Beurtheilung den Kachgenofien zu berüd: 
fichtigen bitte, Ich fchließe milch in den allgemeinen Entwidlungen möglichſt eng, auch im Wort⸗ 
ausdrud, an 3. St. Mill’s Syftem der dedukt. und indukt. Logik, ü. von Schiel, 2 Be, 
Braunfchw, 1862 an, ein Werk, welchem ich und fo viele Andere viel verdanken, und das für 
die Metbodologie der Naturwiflenfchaften und der Geiſteswiſſenſchaften als empiriſcher Wifſen⸗ 
haften Unſchaͤzbares leiftet, mögen auch unfere Philofophen über dasfelbe vielfach die Achfel 
zucken. Sonft bitte ih namentlich meine Schrift über d. Geſetzmäßigkeit u. f. w. zu vergleichen. 
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Geſete, nach welchen biefer Mechaniemus fangirt, und zur Aufbedung und Gr- 
tlärung des Raufalzufammenhangs, welcher zwiſchen ven einzelnen menſchlichen und 
natürlichen Phänomenen beſteht, und zwar vermittelft eines zu genauen Ouanti⸗ 
tätsbeftimmungen führenden Syſtens methbodifher Maffenbeob- 
ahtumgen über jene Phänomene. Diefe Begriffsbeftimmung ift mit Nichten, wie 
man leicht meinen wird, zu weit, fie wirb vielmehr nur der univerfellen Bedeu⸗ 
tung ber Statiſtik gerecht. Zugleich gibt fie den richtigen Ausgangspunft an, von 
welchem aus operirt werben muß. 

A. Das allgemeine Kaufalgefeg, pie ſtatiſtiſchen Ge— 
fegmäßigleiten und Gefege und deren Bedentung. Dieſer 
Ausgangspunft der Statiftil iſt das allgemeine Kaufalgefeg$d) ober 
das univerfale Geſetz ver auf einander folgenden Erfcheinungen, nach welchem jebes 
Konfequens ein unveränderliches Antecedens bat. Ienes heißt die Wirkung, 
biefes die Urſache. Die Wllgemeinheit des Kaufalgefeges liegt darin, daß jebe 
folgende Eriheinung ober Thatfache eine Wirkung fein, d. h. auf irgend eine 
Weiſe mit einer vorhergehenden Erſcheinung ober einer Reihe von foldhen ala ihrer 
Urſache verfnäpft fein muß. Populär ausgedrückt: vie Allgemeinheit der Geſetz⸗ 
mäßigleit if} ein Axiom, aus welchem in jedem einzelnen Balle die Hypotheſe einer 
ſpeciellen Geſetzmäßigkeit a priori entipringt. Aus dem allgemeinen Kauſalgeſetz 
folgt a priori al8 Deduktion vie allgemeine Gleichförmigkeit in ven Erſcheinungen, 
wie umgelehrt viefes Geſetz eine allgemeine Generalifation aus ben einzelnen bes 
obachteten Gleichförmigkeiten if. Die philofophifhe Begründung und Crflärung 
des allgemeinen Kaufalgefeßes und die darüber beftehenden Meinungeverſchieden⸗ 
beiten Tönnen wir hier unbeachtet laflen. Wir nehmen nur Alt davon, daß nad 
ber allgemeinften Erfahrung unfer Denten bei der Wahrnehmung einer Erſchei⸗ 
nung fofort auf die Frage der Erklärung, d. h. auf bie Aufſuchung der fie be= 
wirkenden Urfachen geführt wird Das Kanfalgejeg beſagt nun, daß dieſe Wirkung, 
fo wie fie ift, nothwendig iſt, d. 5. nur anders hätte fein können, wenn bie Urs 
ſachen anvers gewefen wären. Diefe Auffaffung könnte trivial erfcheinen, aber ihre 
Bedeutung zeigt fich fofort, wenn wir und erinnan, daß wir fo oft unfere Hand⸗ 
lungen und Borgänge in unferem Leben auf eine diametral entgegengefegte Welfe 
erlläcen. Die Allgemeingültigleit des Kaufalgefeges if die Grundlage des Mecha⸗ 
niomus in der Natur und in dem Getriebe ver Menſchheit. Indem wir in der 
Statiſtik von dieſem Geſetze ausgehen, faflen wir auch vie ftatiftifgen Thatfachen 
pe nothwendige Wirkungen irgend welcher anderen Thatſachen als ihrer Ur⸗ 
achen auf. 0 

Unter der Urſache wird in der Statiftit wie in den Naturwifſenſchaften 
niemals die legte (ontologiſche, urwirklende) Endurſache (cansa efficiens), fon- 
dern ſtets nur eine Urſache, welche felbft ein Bewirktes ift, eine phyſikaliſche 
Urſache verfianden. Die Frage nach ben legten Gründen ber Dinge ober ber 
wahren Endurſache ift dem Menfchen unlösbar und befchäftigt fpeciell die Beob⸗ 
ahtungswifjenfchaften nicht. Die Urſache, mit der wir e8 zu thun Jaben, iſt bie 
Bereinigung der eine Erſcheinung bewirkenden Bedingungen, ans welcher dieſe Er⸗ 
fheinung unbedingt hervorgehen muß. Jede dieſer bewirkenden Betinguugen hat 
wiederum eine ſolche Bereinigung von Bedingungen zur Urfade, und fo fort. 

Das fefte Verhältnig zwifchen einer Erſcheinung ald Wirkung (ober unver» 
anderlichem Konfeguens) und einer oder mehreren anderen Erfcheinungen als ihren 
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88) Mill a. a. O. I, 382 ff., 362 ff“ il, 102 f. 








Urfaden (oder den unveranderlichen Untecebentien) heißt (im allgemeinften Sinne) 
das Seſetz ber Erfcheinung, das alfo nicht, wie e8 oft gefchieht, mit der Urſache 
zu verwechſeln ifl. Das Gefeg deutet die auf eine Urfache zurückgeführte Gleich⸗ 
förmigkeit der Erfheinung an, es zeigt, im welcher gleichförmigen Welfe die 
Urſache die Erſcheinung beherriht. Man kann e8 auch defintren, als ben Türzeften 
Ausdruck für das konſtante Abhängigfeitsverhältniß der Erfcheinung als Wirkung 
von andere Erfcheinungen ala Urfachen, welches die Gleichförmigkeit ver Wirkung 
verbürgt 89), 

Dieſes Abhängigkeitsverhäftnig einer Erfcheinung finden, heißt ihr Geſetz 
finden. Das Gefet verlangt dann eine Erklärung. Um zu verftehen, was 
mit der Erflärung des Gefeges gemeint fei, muß man auf ven Inhalt bes Be- 
griffs Geſetz noch etwas näher eingehen. Hier zeigt ſich fofort, daß mit dem Ge- 
brauch des Wortes Geſetz ein fehr verſchiedener Grad unferer Erkenntniß ver 
Ranfalverhältniffe der Erfcheinung verbunden fein kann. Wir pflegen von Gefek 
fhon zu ſprechen, wenn wir das konſtante Abhängigkeitsverhältniß gefunden, ohne 
über die Urſachen etwas zu wiflen. Wir brauchen dieſes Wort ferner, wenn wir 
die nähften Urſachen gefunden, dieſe aber noch nicht auf ihre Urſachen zurlid- 
geführt, und emblid, wenn wir ſchon wiederholt Urſachen der Urfachen und wiederum 
Urfachen der erfteren entvedt haben. So fteigen wir zu immer höheren und höheren 
Urfachen auf, Der Sprachgebrauch bat fi nicht feſt entichteben, man braudyt das 
Dort Geſetz in jedem Stadium unferer Kenntniß des Kauſalzuſammenhangs. Erft 
bie Wiſſenſchaft kann hier eine fhärfere Terminologie einführen und vielleicht den 
Gebrauch des Wortes Geſetz einengen oder dem letzteren durch Beifügungen 
(Raturgefeg 3. B.) eine engere Bedeutung geben. Über der herrſchende Sprach⸗ 
gebraud zeigt, was bie Erklärung der Gefege befagen will: immer nur bie 
nähften bewirfenden Urfahen einer Erſcheinnng in ihrem Tonftanten Einfluß anf 
biefe darlegen. Es ift auch hier noch nicht nothwendig, daß dieſe Urfachen ſchon 
anf ihre Urfachen zurückzuführen, alfo ihre Gefege befannt feien, wenngleich 
natürlich die Aufgabe bleibt, nun für das erfannte Gefeg ſelbſt die höheren Ge- 
fege zu finden. Daß man bier nicht die firengften Anforderungen machen kann, 
ergibt fi daraus, daß doch ſtets jedes höhere Geſetz wieder auf höhere zurückzu⸗ 
führen fein muß, jebe Erklärung eines Gefeges immer nur ein Räthſel durch ein 
anderes erjegt. Die Ausprüde „Geſetz“ und „Erklärung der Geſetze“ bleiben alfo 
immer relative. Da einmal. teine vollfländige (legte) Erklärung möglich iſt, fo 
fonn der. Grab unferer Fähigkeit der Erklärung keinen abfoluten Unterfchieb 
zwifchen ten niebereren (näheren) und höheren (ferneren) Geſetzen ber Erfäelnung 
bedingen. Dies gilt 3. B. von ver Kopernicaniſchen, Keppler’fhen und 
Newton'ſchen Auffaflung des Sonnenfyftems und der fchließlichen Zurückführung 
bed Geſetzes der terreftrifchen Schwere und der Eeniraltraft des Sonnenfyftems 
auf das allgemeine Geſetz ver Schwere 9). Damit rechtfertigen wir es, das Wort 
Geſetz in den Naturmiflenfchaften und: in ber Statiſtik auch wiſſenſchaftlich ein⸗ 
mal in einem ganz allgemeinen, umfafſenden Sinne zu brauchen. Es erfcheint 
uns biefe Auffaſſung von großer Vebentung für bie logiſche Operation. Daneben 
fonn man dann tiefem Worte noch beſondere Bebeutungen beilegen, melde 
fi anf den wechſelnden und wachſenden Grad unferer Kenntniß von und unferes 
Einblicks in den Kaufalzufanmmenhang beziehen. 


89) Wagner Gefegmäßigt. 1, 66. | 
90) Ebendaf. I, 6668. Mill, 545 ff., 372 ff. 
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Die niedrigſte Stufe nehmen bann bie empirtfhen Geſetze der Patır 
wiſſenſchaften over die ſtatiſtiſchen Geſetzmäßigkeiten ein). Es fi 
beobachtete Gleichformigkeiten, die vermuthlich einmal in einfachere Geſetze zeriegt 
werden können. Die beobachtete Gleichförmigkeit kann als empirifches Geſetz oder 
ſtatiſtiſche Geſetzmäßigkeit bezeichnet werben, fobald fie nad Gründen der Wahr- 
fHeinlichkeit nicht mehr aus einer Kombination zufällig einmal zufammenmwirkender, 
wechfelnder Urfachen, ſondern nur durch die Annahme eines feiten Abhängigkeits⸗ 
verhältnifies von Tonftanten gleichbleibenden oder von einem zufammenhängenven, 
in fi geſchloſſenen Syſtem veränderlicher Urfachen erklärt werden kann. Nicht 
beſtimmte Urfachen, ſondern nur ein beftimmtes Abhängigkeitsverhältniß muß alfo 
bier nachgewieſen fein. Beiſpiele find: ver tägliche Sonnenaufgang vor der durch 
Kopernilus gefchaffenen Ertenntniß, die Lokalen Gefege der Ebbe und Fluth, 
bie Knabenmehrgeburten, die Zwillingsgeburten, die Abſterbeordnung, die Ber 
theilung der Konceptionen, Selbfimorve, Verbrechen u. a. m. über bie Jahres- 
zeiten. Die Art der logiſchen Operation ift einfah, fie tritt bei der wirklichen 
Auwendung der Wahrfcheinlihleitsrehnung am Deutlichften hervor 92). Die letztere 
bient uns als Rontrolmittel für unjere Schlüffe, indem fie uns in ben 
Stand fest, zu beftimmen, ob unfere Beobachtungen zahlreich genug find, nm auß 
ihnen ein feftes Raufalitätsverhältnig (empiriſches Geſetz) abzuleiten oder eine ge- 
fundene Gleichformigkeit noch als das Spiel des Zufalls anfehen zu mäflen. 
Es handelt fi hier auf Grund vorhandener Beobachtungen (ſtatiſtiſcher Daten) 
um die Elimination des Zufalls, d. 5. um die Anffindung von Koincivenzen der 
Erſcheinungen, welche nicht von durch ein Geſetz verbundenen Urſachen abhängen. 
Erforderlich if zur Anwendung der Wahrſcheinlichkeitsrechnung die Kenntniß ber 
relativen Häufigkeit, in welcher verfchtedene Ereigniffe wirklich vorfonmen. Die 
Wahrſcheinlichkeitorechnung iſt auf Induktion begründet und zwar, wie MIT! 
richtig bemerkt, ebenfowohl, wenn die Wahrſcheinlichleit = 1, als wenn fie fon- 
ftant ungefähr = = tft, wobei n die Zahl aller Fälle darſtellt, in welden bie 
Erſcheinung überhaupt eintreten könnte, x die Zahl, in welchen fie wirklich eintritt. 
Wenn das empiriihe Geſetz oder die flatiftifche Geſetzmäßigkeit auf ihre 
nächſten Urſachen zurüdgefährt werben können, werden fie zum Geſetz im 
engeren Sinn oder zum eigentlihen Geſetz und zum ftatiftifhen Geſetz. 
Nach den obigen Erörterungen über die Tragweite des Auspruds „Erklärung bes 
Geſetzes“, darf man fon in einem früheren Stabium der Erkenntniß von „Bee 
fegen” reden, als das Einigen erlaubt zu fein fcheint (objchon Andere nicht einmal 
fo fireng find). Daher wird man aud vor Galil i und Newton von Kepp- 
Ler’ihen Gefegen, ja vor den Ießteren von einem Kopernilanifchen Geſetz 
(Erklärung der Gleichförmigkeit des fcheinbaren Sonnenlaufs durch den Nachweis, 
dag die Erbe fih um die Sonne bewege) fprechen dürfen. Der Gebraud bes 
Worts Geſetz bezeichnet alfo im Bergleih mit dem Wort Geſetzmäßigkeit eine 
höhere Stufe des Erfolgs der wiffenfchaftlichen Arbeit, ohne daß veshalb letztere 
bereits am Ziele der menſchlichen Thätigkeit angelangt wäre. In der Menſchheits⸗ 
ftatiftil wäre es ein Geſetz, daß jährlich circa 5 9/, Knaben mehr geboren werben, 
oder daß am Meiften Selbfimorve und Geſchlechtsverbrechen im Juni, am Wentg- 


9) Mill as, 41 ff, 53, 64, Wagner Gefehmäßigt. I, 68, 70 ff., H, 282, 278. 

9, Ebendaſ. I, 80, Mill II, 53 en 66 ff. 73, Wagner über Guerry ind. Tüb. Zeitfchr. 
1865 ©. 2845 über Mißbrauch der Wahrfch.Rechn. etend. 282, Milli II, 71 ff., Fries 
Berf. ein. Krit. d. Princ. d. Wahrfch. Rechn. Braunfhw. 1842, ’ 
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fin im December vorkommen, fobalb biefe Gefegmäßigleiten auf ihre nächſten 
Urſachen, 3. B. die erfteren auf Einfläffe der Altersverhältuifie ver Eltern, bie 
Iegteren auf Einflüffe ver Temperatur- und Witterungsverhältniffe im Allgemeinen 
auf das Gehirn und Nervenfuftem mit Sicherheit zurüdgeführt werben können. 
Das Sefeg feßt dann immer voraus, daß man nun auch deduktiv die Erſchei⸗ 
nung ober den und den Gang berfelben aus ber Urſache ableiten kann. In jenem 
neuen Stadium des Entwidlungsgangs ber induktiven Beobachtungswiſſenſchaften 
wird mithin auf gewiflen, bereits erfanunten Gebieten ber letzteren das deduktive 
Berfahren möglich werden 8). Diejes Verfahren, welches dann unendlich viel Mühe 
und Arbeit erfparen kann, anwendbar zu machen, muß bas Ziel bes methobiid 
angewandten induktiven, deshalb auch des ftatiftiihen Verfahrens fein. 

Bir haben bisher zwifhen Geſetz in ven Naturwiflenfhaften (Ratırrgeiek) 
und ftatiftiihem Geſetz nit weiter unterfchieven. Hiergegen wird eingemwenbet, daß 
die Naturgeſetze in jedem Kalle gelten, daß bier wirklich und bier allein 
eine Urſache allgemein und unabänberlih die und nur die Wirkung habe, mo- 
gegen die ftatiftiihen Gefege immer nur in ber großen Zahl von Fällen 
wahrzunehmen feien, für den einzelnen Hall keine Geltung haben,’ alfo eben durch⸗ 
ans keine Naturgefege feien. Bier gelte nur das Gefeg der großen Zahl", 
Es beſagt, wie Littromw es ausdrückt, daß bei der Beobachtung einer großen 
Zahl von Erſcheinungen derſelben Art ſchließlich ein gewiſſes konſtantes Zahlen- 
verhältnig hervortritt, welches deſto früher und deutlicher bemerkt wird, je befler 
und umter fidy gleihförmiger die Beobachtungen, je größer bie Anzahl derſelben 
und je geringer die Abweichungen der einzelnen Beobachtungen von jenem Fon» 
ftanten Zahlenverhältniß find. Wir beobachten demnach bier eine Regelmäßigkeit in 
den großen, eine Untegeimäßigteit in den Heinen Zahlen. Eben deshalb fol man 
nicht von ftatiftifhen Geſetzen reden kͤnnen. Diefer Schluß fcheint ung unndthig 
und unrihtig. Er beruht auf der Anſicht, daß in den einzelnen Erfcheinungen 
(den Keinen Zahlen) überhaupt keine gefegmäßig wirtende Urſache ober wenn eine 
ſolche, fo jedenfalls nicht die eine oder mehreren Urſachen wirkten, welche in ber 
Maſſe der Erfcheinungen (den großen Zahlen) die Gleichförmigkeit hervorriefen. 
Diefe Anficht iſt falſch, fle ſchließt die Verkennung des Weſens derjenigen Erſchei⸗ 
nungen in fi, bei welchen überhaupt vom Geſetz der großen Zahl nur bie Rebe 
fein Tann. Diefe Erfheinungen gehen deshalb nicht abfolnt gleichförmig vor fid, 

-weil fie in ihrer Entwidlung in Zeit und Raum von fonftanten und veränber- 
. lien Urſachen beherrſcht werden. In den großen Zahlen, d. 5. in ver Mafle der 
Einzelfälle kommen die tonftanten Urſachen, welche die Erſcheinung beherrſchen, auch 
in ihrer Wirkung vollftändtg zum Vorſchein. In den einzelnen Fällen 
wirken fie ebenfo, nur wird ihre Wirkung bier geftört und beshalb verdedt, 
dur die gelegentlichen Urſachen. Diefe Störungen, daher das Ob und Wie ber 
Wirkſamkeit der gelegentlichen Urfachen, erfolgen aber wiederum nad) einer feften 
Ordnung, welhe Quételet das Gefe der acciventellen Urfachen nennt. Das- 


— — —— — 


23) Wagner, Geſetzmaͤßigk. I, 67 ff, 73 ff., Tũb. ZJeitſchr. S. 281, wo auch Die därftige 
flaatswiflenfdpaftliche Litteratur über Die „Befehe” in der Statiſtik. In der Volldwirthſchaftolehre 
charakterifirt und kritiſirt wird. . 

9) Ueber dasſel“ e: Littrom in Gehler's phyſik. Wörterb. B. 10, Kniesa.a.D. ©. 
158, Qudteler syst, soc., Dufau a. a. D., Helferich in den Gött. Bel. Ang. 1865. 
©. 505, Htldebrand’s Jahrb. 1865 I, 288, 295 (wo eine Aeußerung von mir durch Ber: 
tauſchung des Worts Fraktion mit Funktion zum lnfinn gemacht wird), Wagner Befegmäßiet. 
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felbe zeigt an, „mie fih auf die Zänge eine Reihe von Erſcheinungen vertbeilt, 
welche von konſtanten Urfachen, deren Wirkungen aber’ gelegentliche Urſachen flören, - 
beherrſcht werden. Letztere paralyſiren fich fchließlich, und es bleibt am Ende das 
Refultat übrig, welches fi unabänderlich wieverholt hätte, wenn bie fonftanten 
Urſachen allein wirkſam gewejen wären”. Das Gefeh der großen Zahl ſchließt 
das Gefe der accidentellen Urfachen implicite mit ein. Die Annahme, daß vie 
tonftante Urſache in jedem Einzelfalle mitwirkt, aber in ihrer Wirkſamkeit nad 
einer regelmäßigen Weile von einer gelegentlichen Urfache mitunter überwunden 
wird, ift eine logifche Nothwendigkeit. Die Abweichungen von der Gtleihförmigtelt 
in ver großen Zahl der Fälle vertheilen fi fo regelmäßig und halten fi fo 
durchgehend innerhalb gewifler Grenzen, weil fie Rejultanten ans den Tonftanten 
und gelegentlihen Urfachen find, welche gerade aus dem gleichzeitigen Gegen- 
einanderwirken beider Arten von Urſachen hervorgehen 9), Um dieſen weſentlichen 
Punkt richtig hervorzuheben, öunte man vielleicht in der Statiſtik das Geſetz der 
großen Zahl befier das Geſetz ber Fonflanten, die Wirkſamkeit ver acciventellen 
überwindenden Urfachen nennen, dagegen auch von einem Geſetz der Heinen Zahl 
ſprechen, welches das Geſetz der nceiventellen, die Wirkſamkeit der Tonftanten 
überwinbenden Urſachen fl. 

Bendet man fih nun zum ſtatiſtiſchen Geſetz zurück, fo kann deſſen Unter⸗ 
ſchied vom Naturgefeg der fireng gleihförmigen (alfo nur von kouflanten Urfachen 
beberrfchten) Erfcheinung nur darin liegen, daß man als nächſte Urfachen, deren 
Belanntfein den Gebrauch des Worts Geſetz vorausfegt, die konftanten, in allen 
Fallen wirkenden; aber nur in der großen Zahl zum Borfchein kommenden und 
die acciventellen, in der kleineren Zahl mitfpielenven Urſachen kennen müßte. Wäre 
dies erreicht, fo könnte aud die firengfte Terminologie den Ausdruck ftatiftiiches 
Geſentz nit tadeln. Jedes ſolche Geſetz würde nur einen noch viel ſchwierigeren 
Steg der wiſſenſchaftlichen Forſchung als ein einfaches Naturgefeg befunden. Des- 
halb heißt das aber auch größere Anforberungen an das ftatiftifche Geſetz als an 
das Naturgefeg machen. Es jcheint fi) daher wohl rechtfertigen zu laflen, dieſe 
Anforderungen zu beſchränken und nur den Nachweis ber konſtanten Urſachen zu 
verlangen, wenn bie fintiftiiche Geſetzmäßigkeit ein Gefet genannt werben foll. Die 
weitere Anfgabe befteht dann hier darin, einmal viefe konſtanten Urſachen auf 
höhere Geſetze zu reduciren, ſodann die Urt oder ven faltifchen Bang ber durch 
acciventelle Urſachen geftörten Wirkſamkeit ver Eonftanten Urſachen dur die Auf 
findung biefer acciventellen Urfachen zu beftimmen, — eine Yufgabe, weldye der 
anderen, bie gefundenen nächften Urſachen eines Naturgefeges auf höhere Geſetze 
zurückzuführen, ganz analog ift. Die richtige Gliederung der Uufgabe bei ber 
Auflöfung und Erklärung ſtatiſtiſcher Gefege ergibt fi dann fofort. Die großen 


—— m 





95) Qustelet, syst. soo. p. 305. Beifpiele, an denen die obigen Abftraftionen ſich leicht 
erläutern laſſen, find die Gefegmäßigkeiten der menfchlichen Körpergröße, ber Vertheilung der 
Konceptionen auf die Jahreszeiten u. a. m. 3. ©. wirken konflante Urfachen auf ein Mittelmaß 
bin, accidentelle beherrſchen die wiederum ſich regelmäßig nah oben und unten verthellenden Abe 
weichungen; aber im abnormften pofitiven und negativen Bröhenunterfchied vom Mittelmaß wirken 
Die konſtanten Urfachen mit, welche eine Abnormität über eine (enge) Grenze hinaus unmöglich 
machen (Aufhören der Lehensfähigfeit). Dies Wirken der konftanten Urſachen in jeder Einzel⸗ 
beit (hier im Körper jedes Menfchen) nenne ich den in ihr waltenden Impuls, der eben in Ver 
Durchichnittögröhe zum Ausdrud in der großen Zahl gelangt, man denke namentlich an die ver⸗ 
ſchiedene Bröße beider Geſchlechter ı@efepmäßtgk. 1, 54, Hildebrand’s Yahrb. 1865, 1, 298). 
Analog lafien fi) diefe Auffaffungen an anderen ſtatiſtiſchen Gefegmäßigteiten entwickeln. 
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Zahlen müſſen in lleine zerlegt uud die Wirkſamleit der konflanten Urſachen auch 
in legteren aufgefucht werben, — ein meift noch zu wenig beachteter Punlt, 
über welchen die ausfchlieglihe Berückfichtigung der großen Zahlen bat hinweg- 
eben laffen. | 

en bier die Gefege auf ihre möglichen Urſachen zurädgeführt worben 
find, ergibt fi fchon, daß der Unterſchied zwiſchen dem flatiftifchen Geſetz und dem 
gewöhniich, Abrigens gleihfalls nad gar feinem ſcharf beſtimmten Spradhgebraud 
fo genanuten Naturgejeg (der Naturwiſſenſchaften) eben in ber Urt der Urſachen 
und der Urt ihrer Wirkfamteit liegt. Nach dem allgemeinen Axiom ver Beob⸗ 
ahtungswifienihaften, daß die Wirkungen ven Urfachen proportional find, folgt 
daraus, daß man a priori aus der Berfchievenheit ver Urſachen Berſchiedenheiten 
der Gefetze und umgekehrt aus dieſen wiener Verſchiedenheiten ber Urſachen ab» 
leiten fan. Alle Naturgefege bilden dann aber keineswegs einen Begenfag zu den 
fatiftifchen Sefegen, vielmehr nur diejenigen, welche auf ein Abhäugigkeitsverhält- 
niß der Erſcheinung ausſchließ lich von’konflanten (ſtets und ſtets in demſelben 
Maaße wirkenden) Urſachen zurückzuführen find. Hier gibt es daher nur eine 
abſolute Gleichförmigkeit der Erſcheinung, jeder Fall iſt ein Typus für alle 
Falle. So verhält es fi mit den phufilalifchen und cemifchen Vorgängen unb 
den Geſetzen, anf welde dieſe reducirt find. Hier kann daher auch das ganze 
wiſſenſchaftliche Verfahren zur Auffindung der Gefege viel einfacher fen. Die 
Borgänge, folglich auch die Wiffenihaften find einfacher, infoferne letztere minder 
ſchwierig. Wie Rümelin fehr gut entwidelt %), weil das Einzelne typif iſt 
(d. 5. weil nur konſtante Urfachen ftets gleichmäßig wirkſam find), fo berechtigt 
fon eine einzige genau konftatirte und korrekt beobachtete Thatfache zu einem 
Indultionsfchluffe und die Wiederholung der Beobachtung iſt in der Regel nur 
zur Kontrole des wmenfchlichen Verfahrens erforberlih. Die Phyſik und Chemie 
konnen daher auch auf vielen ihrer Gebiete weit raſcher zum deduktiven Verfahren 
gelangen, Die Aftronomie hat dies Ziel großentheils fon erreicht. Die Chemie 
wird von ihren genialften Vertretern bereits ähnlich behandelt. Anders ift es aber 
fon in anderen Naturwiffenfchaften, in beren Borgängen konflaute und acc» 
ventelle Urſachen zufammen und in verfchiebenen Kombingtienen wirken, wo baber 
eine völlige (tupifche) Gleichförmigkeit der Erfheinung nicht zu finden tft, ſondern 
nur eine der Auferliden Wahrnehmung entgegentretende mehr ober weniger große 
Regelmäßigleit, wie in den phyſiologiſchen Borgängen im menſchlichen, thierifchen 
uud Pflanzenkörper, in den Lebensverhältniſſen ver Thiere und in ven Witterungs- 
erfheinungen u. A. m. Schon bier wirken immer mehr Urſachen immer ungleich⸗ 
mäßiger ein, weshalb viefe Phänomene denn auch eim ſcheinbar regelloſes oder 
mit aubern Worten ein ſcheinbar individnelles Gepräge tragen. Sie werben info 
ferne den menſchlichen Borgängen ähnlicher, welche wir gewiß als bie vorzugsweife, 
aber nicht als die ausfchlieglih individuell erfcheinenden Phänomene betrachten 
können. Spreden wir nicht von wetterwendiſchen Menſchen und geben damit zu 


- eslennen, daß wir felbft die menſchlichen Handlungen, geſchweige jonftige Borgänge 


%) Rümelin Züb. Zeitfhr. Bd. 19 ©. 656 ff. Uebrigens ſeßt auch dieſer Statiſtiker 
Natur und Menſch noch zu feharf gegenüber. Gewifle, dem. Gebiete einiger Raturwifienfchafte 
angehörige Ericheinungen find den „(Erfcheinungen an der Menfchheit” näher verwandt, als ben 
eigenilich typiſchen Naturerfcheinungen. Durch obige Zurüdführung der völligen und theilweiſen 
Gleichfoͤrmigkeiten auf die verfchledenen Syſteme von Urſachen fcheint mir Nümelin’s Aut 
einanderfegung weientlich berichtigt zw werben. &6 wird dadurch Me Innere Zufammengehörigleit 
ber flatiftifch gu beobachtenden Phänoniene begründet, 
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im Menſchenleben eigentlich für gleichmäßiger ala die Witternngsericheiuunge, ba 
wir olfo den wechſelnden Einfluß accidenteller (individueller) Urfachen bei dem 
Wetter für ‚größer als bei ven menſchlichen Handlungen anzuſehen uns für berech⸗ 
tigt halten? Wuc bier beftehen nur graduelle, nicht principtelle Unterſchlede im 
Berurfahungsiyftem zwifchen Natur und Menſch. Diefes Syſtem wirb nur beim 
Menſchen tomplicitter, daher auch fehwerer entwirrbar, aber es gleicht dem Syſtem 
von konſtanten und accidentellen Urſachen, welches in den nicht typiſchen Ratur⸗ 
vorgängen wirkſam iſt. Für die Statiſtik iſt die ſe Auffaſſung von eniſcheidender 
Bedeutung. Rümelin generaliſirt noch zu ſehr, wenn er ſagt, im Reich der 
Natur iſt das Einzelne typiſch, in der Menſchenwelt individuell (SS. 667). Ob⸗ 
gleich er ſchön entwidelt, daß auch bier die Unterſchiede fließend find, veranlaßt 
ihn doch hie vorgenommene Scheidung zur Beſchränkung der Siatiſtik auf das 
Gebiet der indivivuellen, d. 5. dann für ihn ber menfchlichen Erſcheinungen. Eine 
unbaltbare, wieder mannigfach präjubicirlihe Einſeitigkeit, weldhe ſchon durch 
Dustelet’s Leiftungen überwunden morben iſt. Sie wird wermieben, wenn man 
ben Charakter der Urſachen und Urjachenlombinationen zum Ausgangspunkt nimmt, 
was und das Richtige zu ſchein ſcheint. Innerhalb der Menſchheit felbft haben 
wir dann wieder zahliofe graduelle Unterfchteve des Verurſachungaſyſtems, nament- 
ih im Großen und Ganzen betrachtet ein Vorwalten der blos Fonftanten Urſachen 
und eine nad Anzahl und Einfluß geringere Summe von acciventellen Urfachen 
auf niedrigen Kulturfinfen und unter niedrig flehenven, d. h. ungebildeten Menſchen⸗ 
klafſen, dagegen eine immer ſtärker werdende Summe ſtörender accibenteller Ur⸗ 
ſachen auf höheren Kulturſtufen. Daher denn ber typiſche Charakter der Maffen 
dort, bie größere Varietät, der individnelle Charakter hier, was Nümelin eben⸗ 
falle richtig konſtatirt, was aber bei unſerer Auffafſung auch gleich feine Erklä⸗ 
rung findet. Dan denke, um nur eines hervorzuheben, an die Allmacht ver Volls⸗ 
fitte auf niebrigen Stufen der Bilvung, wo bie Sitte als fonftaute Urſache beinahe 
völlig gleichförmig wirkt, d. h. Gleichfürmigkeit der Handlungen bei zahlloſen 
Perſonen in einem gegebenen Falle hervorruft, während die im Gebildeten wirk⸗ 
famen VBildungselemente in folden Fällen als zahlreiche acciventelle Urfachen mit⸗ 
wirken und vie Hanblungen als Refultanten viefer accidentellen und jener Ton- 
ftanten Urfachen viel unregelmäßiger ausfallen lafien. Es ergeben fi aus biefer 
Verſchiedenheit der Berurfachungsigfteme auf verſchiedenen Kulturfinfen auch ver- 
ſchiedene Anforberungen an die Statiftik. 

B. Objekt, Uufgabe und Begriff der Statiſtik. Das 
Vorausgeſchickte fegt uns in den Stand, das Objekt und damit au das Ge⸗ 
biet der Statiſtik wiſſenſchaftlich zu beftimmen. Negativ gejieht bies durch 
Bezeichnung derjenigen Erſcheinungen, welche nicht Objekte ver Statiftil find. ‚Die 
wirklich typiſchen Erſcheinungen find es nicht, welche einzeln flets in berfelben 
Welle vor fi) geben, alſo blos von feften, ſtets gleichartig wirkenden Urfachen 
abhängen. Bet ihnen geftattet eben eine einzige genaue Beobachtung einen In» 
duktions ſchluß. Iſt das Geſetz dieſer Erfcheinungen dann einmal gefunden, jo kann 
nun das bebuftine Verfahren angewandt und aus dem befannten Gefeh bie be⸗ 
Rimmte Erſcheinung in jevem Falle abgeleitet werden. Werner bilden biejenigem 
Erſcheinungen nicht das Objelt der Statiftil, welche (ober genauer gejagt: feweit 
fie) fih als unvermeidliche Ableitungen (Deduktionen) aus einem, einerlei wie ge⸗ 
fundenen Geſetze erklären laſſen. Dahin gehören vor allen bie Ableitungen aus 
mathematiſchen Belegen, foweit man von feldgen Ableitungen zur Erklaͤrung ter 
Erfgeinungen der realen Welt Gebrauch macht (3. V. Veſtimmung bes jogenannten 
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mathematiſchen ober ſolaren Klima's). Ferner — und das iſt ber Grund, deſſent⸗ 
wegen wir hier davon zu ſprechen haben — bie Ableitungen aus den durch bie 
innere pinchologifche Prüfung unferer felbft gefundenen Gefegen, nad) welchen ge 
wiffe Handlungen des Menfchen regulirt werden. Die wirthſchaftlichen Er- 
ſcheinungen, ſoweit fie blos vom Selbſtintereſſe des Menſchen (vulgo Eigennutz) 
abhängen, find diefer Art. Es verräth eine völlige Unklarheit über die Methode 
in der Rationalölonomil, wenn gegenwärtig von verſchiedenen Seiten fo oft das 
dedultive Berfahren in der Volkswirthſchaftalehre gänzlich verurtheilt und das 
induktive (hiſtoriſch⸗ ſtatiſtiſche) als das allein berechtigte bezeichnet wird. Enblid 
find allgemein alle Ableitungen aus einmal bereits, entweder durch das einfade 
(naturwifienfchaftliche) oder durch das komplicirte (ftatiftifhe) Induktionsver⸗ 
fahren gefundenen Gefegen hier zu nennen. Angenommen, das Selbſtintereſſe wäre 
durch methodiſche Maſſenbeobachtung, nicht durch innere Erfahrung ale Haupt- 
vegulator der wirtbichaftlihen Handlungen erkannt worden, wie denn hier vie 
Innere Erfahrung Über die Urſache und die ummittelbare äußere Beobadhtung ber 
Wirkung immer zufammen gingen, fo würde nun das induktive (fatiftifche) Bere 
fahren in der Bollswirtbihaftslchre theilweiſe unndthig werben und burd das 
deduktive zu erſetzen fein, fo gut wie 3. B. feit der Entdeckung bes Gravitations⸗ 
geſetzes bis zu einem beftimmten Grave in ver Phyſik und Aftronomie. 

Nach diefer negativen Beftimmung des Objeltd ber Statiſtik läßt fi das⸗ 
ſelbe aud leichter poſitiv beflimmen. Objekt der Statiſtik find alle Erſcheinungen 
der realen Welt (in- und außerhalb der Menfchheit), weiche als Funktionen von 
konftanten und acciventellen (nicht immer alle zugleih, noch alle in demſelben 
Grade der Stärke wirkenden, noch ſtets in derfelben Weiſe kombinirten) Urfachen 
feinen abſolut gleihmäßigen, wohl aber einen im Ganzen (in der großen Zahl 
der Faͤlle) durch die fonftanten Urſachen bebingten regelmäßigen Eharafter haben. 
Man kann dann an biefe Begriffsbeftimmung gleich weiter anknüpfen: Erſchei⸗ 
nungen, welche daher zur Auffindung und Erflärung ber Geſetze, nach welchen 
fie fi reguliven, und des Abhängigleltsverhältniges von ben ihnen zu Grunde 
liegenden Urfachen einer methodiſch oder ſyſtematiſch zuſammenhängenden Reihe von 
Maſſenbeobachtungen ver Einzelfälle bevfrfen. Die Sefammtheit dieſer Erfcheinungen 
bildet das Gebiet der Statiftit. 

Objekte der Statiftit find mithin die früher bezeichneten nicht⸗typiſchen Vor⸗ 
günge in der Natur und ber. Menſchheit. Nah der obigen Begriffsbeſtimmung 

unen wir nun von Statiftit mit gutem Gewifſen auch wifienfchaftlih fprechen, 
wo bie Praris es feit lange gethan, während einfeltige Theorien von biefer Sta⸗ 
tiſtik nichts wiſſen wollten ober folgerichtig nichts wifien durften. Die Witterungs-, 
die mebicinifhe Statiftit find nun fo gut untergebradt, wie bie Beudlterungs- 
und die Geld⸗ und Krebitftatiftil. Unterfuhungen wie die über die Abhängigkeit 
ver Eutwidiung der menſchlichen Intelligenz; von der Entwidiung (Größe, Geſtalt, 
phnfilaliichen und chemifchen Beſchaffenheit) des Gehirns oder über die Puls⸗ 
freguenz und Körperwärme beim Fieber und nad ven Tebensaltern, oder über bem 
Zuſammenhang zwiſchen dem Stand des Grundwaſſers in den Brunnen und ber 
Cholera, find fo gut ftatiftifhe, ale Forſchungen über die Frequenz ber Verbrechen 
tn verjchiedeuen Lebensaltern und anf verfchlebenen Kulturfiufen oder über ben 
Einfluß der Regierungeform auf die wirthſchaftliche und fittlihe Entwidlung der 
Bölfer, auf die Bertheilung des Orunbeigenthums u. a. m. 

Run läßt fih auch das Verhältniß der Statiftit zu denjenigen Wiſſenſchaften 
leicht beftimmen, in welchen ausſchließlich oder in gewiſſem Umfange das bebuftive 


Steitfiik, 465 


Berfahren, ſei es von Anfang an, ſei es, weil beyeitö eine ‚Summe. durch Indnk⸗ 
tion gewonnener Geſetze bekannt ift, befolgt werben Tann, z. B. zur phyſilaliſchen 
Erdkunde, zur Bollswirtbfchaftsichre, zur Politik u. a. m. Die Debultionen aus 
den Belegen dieſer Wifienfchaften können nur infoweit richtig fein, als vie reale 
Erſcheinung, wie es der Hypotheſe entfpriht, ausſchließlich vie abhängige 
©röße der konſtanten, nad bem befannten Geſetz herrſchenden Urſache iſt. Dies 
iſt aber in ver Wirklichkeit nicht immer ber Fall und am Wenigften da ber Fall, 
wo man ed, um mi Carey zu reden, mit ven höheren und höchſten Stoffformen, 
wo man e8 mit ven Menſchen zu thun hat. Selbft das Fallgeſetz gilt in Wirk⸗ 
lichlett wicht gemau, weil e8 auf den Inftleeren Raum berechnet iſt, und durch ven 
Wiverflaub ver Luft, Reibung u. f. w. modificirt wird. Das wahre ober phyfi⸗ 
faltfche Alima oder die Bertheilung der Wärme über die Erdoberfläche wird durch 
eine Tonftante lirfache, das mathematiſche Alina oder die Entfernung vom Aequa⸗ 
tor vorherrfchenn, aber daneben durch zahlreiche aeciventelle Urſachen, die Ver⸗ 
tbeilung ven Land und Waſſer, vie Konfiguration des Landes, vie Meeres 
firdmungen u. ſ. w., deren Einfluß zum Theil ebenfalls wiederum unter ber 
Einwirtung ihrer eigenen wechſelnden Urſachen nicht feſt gleichfärmig iſt, mit ber 
fiimmt. Es - bebarf daher zur Feſtſtellung des wahren Klima's eines zeitlich und 
raͤumlich ausgebehnten Beohachtungsfuftems. Aehnliches gilt von den Gefegen ver 
Ebbe und Fluth, die auch ein Laplace nur für ven freien Ocean nad ven 
een ber Mechanik berechnen, d. 5. deduktiv beflimmen Tonnte. In der Volks⸗ 
wirthſchaftslehre betrachten wir nach der mir mit Mill 2) allein richtig fcheinen- 
ben Methode den Menſchen zunächſt ale ausſchließlich von feinem perfönlichen 
Intereffe und dem Streben nad) Vermögen geleitet. Gegen biefes Streben fungiren 
blos aecidentelle Urfadhen guter und ſchlechter Art, nicht nur die Trägheit 
und bie Neigung zum Luxus, wie Mill will, die Eitelkeit u. ſ. w., aber auch 
nit nur das Gewiffen, wie Roſcher, ver Semeinfinn, wie die meiſten Neueren 
wollen, — das Selbſtintereſſe und das Gewiſſen find Feine Toorbinirten Gegen- 
füge —, als gegenwirkende Potengen. Wir fuchen num aus biefer Beſchaffenheit 
der den Menſchen in feinen wirthſchaftlichen Handlungen bewegenden Urſache zu 
beftimmen, wie demnach dieſe Handlungen ausfallen werden. Aus ber Gleichartig⸗ 
keit der Urſache, welche in Allen wirkt, wird auf die Gleichartigkeit der Wir 
tungen, d. b. ber wirthſchaftlichen Borgänge geſchloſſen. Hierdurch gelangt man 
zur Aufſtellung gewiſſer Geſetze, welche ausfagen, wie fi, unter ber gegebenen 
Borausfegung, d. h. unter ber Annahme jenes einen Impulfes, bie wirthſchaft⸗ 
lichen Borgänge zutragen. Diefe Geſetze find ſtets Abſtraktionen, bei weichen 
man, wie 3. B. beim Fallgeſetz, von modificirenden Einflüffen zumächſt abfieht. 
Sie find berechnet auf Menfchen, welche eben nit nur vorzugsmeife, wie 
in Wirklichkeit, fonvern ausfchlieglid von ihrem richtig verflandenen wirth⸗ 
ſchaftlichen Interefie unter einem Zuſtande völlig freier Konkurrenz fi leiten 
laffen. Selbſtverſtaͤndlich find dieſe Geſetze im konkreten Leben niemals völlig vein 
wieder zu finden. ber durch die Einführung erſt eines, dann mehrerer monifici- 
renber Faktoren, wie fie in Wirklichkeit vorfommen, kann man ſelbſt im Räfonnes 
ment und ber bebuktiven Spekulation annähernd im Voraus beftimmen, wie ſich 


9) Bol. Mill, eoglt 11, 519—524. Durchaus nicht zu Ihrem Vorthell hat fich die neuere 
deutſche Nalionaldkonomik, meines Erachtens, von dem Boden diefer Auffaffung entfernt, wodurch 
Die Verwirrung entgegengefeßter,, principlofer Meinungen, bie wir Im Augenbiid z. B. in ber 
hiſftoriſchen Schule und der neueflen, gegen fie reagirenden Richtung fehen, entflanden iſt. 

Bluntf@liun Brater, Deutſches StaatsWorterbuch. X. 80 
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unter der und der Vorausſetzung gewiſſe wirthſchaftliche Bergänge in einer kon⸗ 
freten Bolfewirthſchaft wirklich zutragen. So find denn auch die meiften und wich 
figften Geſetze der Rationaldtonomit gefunden und fo baten bie größten Rattenal- 
Slonomen, ‚die Smith, die Ricardo, die Hermann und Thänen operirt. 

Bet dieſem Berfahren liegt aber, je mehr modificirende Faktoren tm Rüſonnement 
zu beachten find, und je fomplicirter die Berurjachungsſyſteme werben uwb je leichter 

daher das Räfonnement in quantitatio beflimmten in ein ſolches in vagen Begriffen 

übergeht, defto näher die Gefahr einer ſchiefen und unrichtigen Debuttton. Als Kon- 

trole für leßtere Hat dann das induftive Verfahren zu dienen, und zwar vorwehmlich 

vie ſyſtemattſche Maffenbeobahtung der Statikif, mb zur in zweiter 

Linie die gefchichtliche Beobachtung, letztere aber, weldye ihrer Natur nach bei ber 

UmmBglichleit der doch umumgänglichen Ifolirung der Urfachen niemals einen ficheren 

Beweis geflattet, ſtets nur als mangelhafter Erfay ver ſtatiſtiſchen Beob⸗ 

achtung. Dies iR die erfte und bie Hauptbebeutung ver Statiſtik in ber Bolks⸗ 

wirthſchaftslehre als einer Discipin, in welcher bie konnante Haupturſache ber 

Erſcheinungen durch die pfychologlſche Prüfung des eigenen Innern gefanben werben 

kann. Die Statiſtik iſt bier zunähft Kontrolmittel und Verkfilationsverfahren. Es 

verhätt ſich mit der Volkswirthſchaftslehre eben anders als mit den reinen Ratur⸗ 

wiſſenſchaften, in weichen von vorneherein freilich nicht mit Speknlation begounen 

werden Tann. In jener Wiſſenſchaft ift die Spekulation auf Erfahrung ge 

gränvet. So berechtigt die Reaktion gegen ven philofephtichen fpelulativen Abfoln⸗ 

tismus und feine haltlofen Konſtruktionen in ven Naterwiflenfhaften war, obgleich 

man auch bierin nicht felten zu weit ging, fo vorſichtig muß man die Berechtigung 

der Reaktion Seitens der fogenannten hiſtoriſchen Schule in der Nationaldlonomil 

gegen die Altere brittiſch⸗dentſche Schule erſt prüfen. In zweiter Linie kann dann 

die Statiſtik aach für die Vollswirthſchaftslehre eine — zunächkt allerbings noch be⸗ 

ſchraͤnkte — felbfändtige VBebeutung gewinnen und infoferne bier auch für fie 

zum Ausgangspuntt werben. Die konkreten Borgänge ale das Probuft zahlreicher 

mitelnmirtender Urſachen werben ſyſtematiſch maſſenhaft beobachtet, mögfiäft in 

ihren einzelnen Phaſen quantitativ genau beflimmt, umd dann auf Abıtlidhe Weiſe 

dieſe Beobachtungen zur Ableitung der Gefege bennyt. So hat man yewife Er⸗ 

[heinungen des —* bes Papiergeldes, des Kredit- und Vankweſens ver Preis- 

geſtaltung u. a. m. bereits mit Erfolg behandelt. Aber groß iſt ver Umfang ber 

nach dieſer Methode bisher gewonnenen Refultate noch nicht, auch bier fähet der 
andere Weg, das debuftive Verfahren, oft ebenfo ficher zum Ziele, fo daß beide 

Merhoden fi gut ergänzen (3.8. bei ver Berichtigung der falſchen Theorie — 
Duantttätstheorie —, baß der Werth des mneinlösbaren Zwangskurspapiergeldes 

genau im umgelehrtn Verhaͤlmiß zur Menge gegenüber bem Metallgeld unb ben 

Waaren fchwanke m. v. a. m.). Umfaflenn tft auch noch file lange dos Gebiet 

berjenigen wirthichaftlichen Erfcheinungen kaum, bie mit größerem Erfolg sber 

vollends aue ſchleßlich für das indultive ſtatiſtiſche Verfahren, flatt für bas 

deduktive in Unfpruch genommen werben tunen. Es if für bie ridtige Auffafſung 
ver Siatiſtik fehr wichtig, gerade biefes ihr Verhältmiß zur politiſchen Delonomie 
richtig zu verflehen. Unſere Anſicht ſucht das Zuviel und Zuwenig zu vermeiden 
‚und dadurch der Statiſtik das ihr Gebührende zu vindiciren. Man wird ber Sta— 
nit als Methode (ſ. u.) nur dann gerecht werden, wenn man ſich bewußt iſt, 
wo und unter welden Borausfegungen bie gerade entgegengefegte Methode Platz 
greifen darf. Soweit übrigens — um biefen wichtigen Punkt noch genauer zu 
präcifizen — in der Volkswirthſchaftalehre eine andere als die dehuktiine Methore 
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berechtigt if; und zwar bie inbuftive, fo muß letztere wo möglich wenigſtens bie 
ſtatiſtiſche fein, welche mit ihrer ziffermäßigen Graftbeit allein einen firengeren 
Beweis geflattet, woneben bie fogenannte hiſtoriſch⸗phyſiologiſche Rofcher’s nur 
In Ermanglung genauer ſtatiſtiſcher Daten als Erfag dienen Tann, — eine An⸗ 
fiht, weiche allerdings gerade von Roſcher abgelehnt wird, mir jedoch vom Stand» 
punkte der hiftorifchen Schute ſelbſt folgerichtig Billigung zu verdienen Scheint * 

Der Geſichtspunkt, welcher uns bei der Beſtimmung des Objekts der Statiſtik 
leit ete, war vie Zurũuckführnug der Art der Erſcheiuungen als Wirkungen auf eine 
entfprecdende Art pon Urfaden. Daraus folgt dann fofort, daß ſyſtemaliſche 
Maſſenbeobachtungen nothwendig find, um allen den möglicher Welfe mitwirlenden 
Urſachen gewiffermaßen Gelegenheit zu geben (und Zeit zu Iaflen), it Bor⸗ 
banpenfein und ihre velatige urfählide Bedeutung für die Erſchei⸗ 
nung zu zeigen, wenn es etwa in einer kleineren unſyſtematiſchen Neihe von Be⸗ 
obachtungen diefer Erfheinung noch nicht gefchehen wäre. Dies fcheint mir ein 
anderer, tiefer auf das Weſen der Sache eingehender Geſichtspunkt zu fein, 
als er fidh feibft bei Dustelet und Rümelin findet. Dem erſt dadurch wird 
die Forderung einer großen Zahl von Beobachtungen motivirt, d. bh. bie uns 
bedingte Potbwenbigfät einer großen Maſſe ſyſtematiſcher Beobachtungen begreifs 
lich. Falſchlich ſagt man, nur in den großen Zahlen kommen bie Regelmäßigfeiten 
vor, in den großen Zahlen fieht man vielmehr nur bie wirkliche relative Beden⸗ 
tung der Urſachen, während in einer Heinen Zahl von Beobachtungen vielleidht 
gerabe einmal die Wirkungen ber relativ unwichtigeren Urſachen zum Ausdruck 
gelangen: Daher muß man infoferne mit Recht fagen, die Zahl der Beobachtungen 
kann nicht groß, ihr foftematifcher Zufammenbang nit fireng genug fein, well 
erft damit die Wahrſcheinlichkeit immer größer, fehliegli der Gewißheit beinahe 
gleich wird, daß im den durch Beobachtung Tonflatirten einzelnen Wirkungen wirt 
lich das wahre, ſchließlich maßgebende, die Erſcheinung beherrſchende Kaufalitätd- 
verhaltmiß richtig und vollſtändig zum Ausdruck gelangt ſei. | i 


9) DL Roſcher, Syſt d. Volkswirihſch. 1, (5. Aufl. 1864) 8. 18, 22, 26 ff. Der ev 
folgreiche Eifer in der Durchforſchung der Wirthſchafte⸗ und Litteraturgeichiähte früherer Beiten 
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Die Aufgabe der Statifiil läßt fih alsdann dahin beflimmen, daß bie 
Dbjelte, d. b. die oben bezeichneten Erſcheinungen der realen Welt als Wir⸗ 
kungen (Ausdruck) eines komplicirten Verurſachungsſyſtems der angegebenen Art 
aufzufaflen find. Diefe Aufgabe gliedert fih dann in folgender Weiſe bi. 

1. Die Ertennung der Erſcheinungen ala Objekte der Statiſtik. 

2, Die Beobachtung ver Erſcheinungen als ſolche Dbjelte, daher bie 
AUnftellung ſyſtematiſcher Maffenbeobahtungen. 

3. Die Aufzeichnung ober Regiſtrirung der Beobachtungen als 
ftatiftifche, 

4, Die Sammlung und Klaffifilation der aufgezeichneten Beob⸗ 
achtungen. 

b. Die Sichtung derſelben (formelle Kritik). 

6. Die Gruppirung der gefichteten Beobachtungen, vie Vornahme von 
Rehnungsoperationen, bie tabellarifhe Zufammenitellung. 

7. Die Auffindung ver Gleichförmigkeiten. | 

8. Die Erflärung der gruppirten Beobachtungen und der Gleichförmig⸗ 
feiten, das beit bie Aufvedung des Kaufalverhältniffes in ben Erſchei— 
nungen und der räumlichen und zeitlichen Verſchiedenheiten. 

9. Die Ermittlung der Regelmäßigleiten und Regeln, ber Ge- 
fegmäßigleiten und Geſetze, weldhe den beobachteten Grfheinungen und 
Gleichformigkeiten zu Grande liegen, 

10. Die Darlegung (reſp. Berdffentlihung) der aufgezeichneten, 
Haffificirten md gruppirten Beobachtungen und der gewonnenen Refultate mittelft 

verfchiebener Darftellungsmittel. 
Die Erflillung dieſer alfo geglieverten Aufgabe erheifht zwei grundfäglid 
verſchiedene Thaͤtigleiten, nämlich Operationen, welche im Welentlihen mehani- 
fher Natur find und eine untergeorbnete geiftige Thätigkeit beanipruchen, und 
Operationen, welde ein geiftiges Schließen vnorausjegen. Jene verlangen 
eine gewiffe Fertigkeit, find wie eine Kunft tehnifch zu erlernen, dieſe 
erfordern einen logifh gefhulten Verſtand, eine wiffenfhaftlide 
geiftigere Thätigkelt. Zu jenen gehören das unmittelbare Beobachten, Aufzeidmen, 
Sammeln, Sichten, Gruppiren, Rechnen, Umftellen, Umwandeln, das Yuffinden 
der Gleihförmigkeiten, dad Darlegen und Schildern, alfo Punkt 2—7 und. 10; 
zu dieſen Thätigleiten dagegen gehört das Erkennen der Erfcheinungen als flati- 
ſtiſch zu beobachtende, das Erklären und das Ermitteln ver Geſetze, alfo Punkt 
1 und 8 und 9 obigen Schema’s. Dort genügt im Ganzen ein techniſch geſchulter 
Berftand, die richtige Handhabung eines techniſchen Verfahrens, das durch Hebung 
gelernt werden muß. Hier handelt es ſich dagegen flets um logiſche Schulung, um 
wiſſenſchaftliche Fähigkeit, beobachtete Erſcheinungen als Wirkungen gejegmäßig 
einwirkender Urfachen aufzufaflen, vie Art (Charakter) des Berurfachungsfyftems 
zu erkennen und allgemeine Schlüffe aus den nah dem techniſchen Verfahren ver- 
arbeiteten Beobachtungen zu ziehen, alſo um wiflenfchaftlihe Urtheile und Schlüſſe. 
Diefe kurz geiprochen techniſchen und geiftigen Operationen gehören aber enge zu⸗ 
fammen, die Bornahme der technifchen Operationen hängt ab von dem Urtheil, 
ob die Erfheinungen bem Beobadhtungsverfahren zu unterziehen find. "Die Refultate 


— 





) Mit Ani Engei’s Darſtellung der Methoden der Statiſtik, f. ſtatiß. Semin. 
S, 2 A. Bagner I, a Eh 6 Fa Tu 6. geit j Fi hin EN 21). 
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ber technifchen Thätigkeit bleiben todtes Material, ohne vie geiflige Operation, 
welche fie zu benugen weiß. Die beiden verſchiedenen Operationen bilden deshalb 
au zuſammen den Inhalt Einer Disciplin, der Statiſtik, die aber nad biefen 
beiden Operationen als eine Methode ver Beobachtung und als eine auf bie 
Refultate dieſer Methode geftägte induktive Wiſſenſchaft erfcheint. Dan finvet 
Analogie hierzu auch fonft, 3. B. in der mikroskopiſchen Anatomie und Phyfio⸗ 
fogie, wo es fih au um Handhabung eines techniſchen Verfahrens, einer Beob⸗ 
achtungsmethode und um die Berwerthung der mit Hülfe dieſer Methode ge- 
wonnenen Mefultate handelt 1), 

 - Die Definition der Statiftif wird demnach lauten: bie Statiſtik ift eine Methode 
md eine Wiffenfhaft, — eine Methode, nämlich bie genaue Ouantitätsbeftim- 
wmugen bezwedende, qualltative auf quantitative Verſchiedenheiten zurüdfährenve 
fyſtematiſche Mafſenbeobachtung aller derjenigen Erſcheinungen ber realen 
Welt, welche als Funktionen von fonftanten und accidentellen Urfachen keinen abſolut 
gleihmäßigen, tupifcgen, ſondern blos einen im Ganzen regelmäßigen -Shazrakter 
(Geſtaltung, Entwidiung) haben (f. oben über Objekt der Gtatiftil), und eine 
Biffenſchaft, nämfich die induktive Beobachtungswiſſenſchaft, welche mit Hülfe 
biefer Methode die foeben bezeichneten Erſcheinungen nach Ihren Raufalverhält- 
niffen erkläͤrt und die Geſetze, nad denen fie fich geftalten, aufdeckt. 

Diefe im Gegenfag zu den tnpifchen Naturvorgängen Tomplicirten Erſchei⸗ 
mungen der Natur und Menfchheit bilden ein Gebiet, welches durch den gleich» 
artigen Charakter feines Verurſachungsſyſtems oder das Konkurtiren von konſtanten 
und aceldentellen Urſachen als ein zufammengehöriges, für die Anwendung eines 
und desfelben methodiſchen Beobachtungsverfahrens geeignetes bezeichnet wird. Die 
Geſammtheit viefer Erfcheinungen ſteht unter fi In einem Verhältniß vielfacher 
gegenfettiger Beeinfluffung. And diefes Verhältniß gehört zu den durch die Sta⸗ 
tiftit aufzudeckenden Kaufalttätsbeziehungen. Wegen ver manıigfachen Abhängig» 
Teitöverhältniffe menfchlicger Vorgänge und Handlungen von ber Ratur, 3. B. von 
klimatiſchen, Witterings-, Bodenverhältniffen, von der Bewegung der Erde um 
die Sonne und um’ ihre Are tft es durchaus noihnenti , menfchhettöflatiftifche 
und naturſtatiſtiſche Unterfahungen m Quételet's Weife zu vereinigen. 
Dann Handelt es fi aber In der That darum, wie es oben ausgebrädt wurde, 
ven Mechanismus der realen Welt mittel der Statiftit aufzulöfen und zu er- 
ären. Denn biefer Mechanismus befteht eben in dieſem Verhältniß der Abhängig- 
keit und” Beeinfinffung zwifhen den verfchtevenen Erſcheinungen ber realen Welt, 
indem biefe leßteren durch das kauſale Band, die einen als Urſachen, die anderen 
als Wirkungen, dann biefe wieder als Urſachen und jene als Wirkungen, — nicht 
nothwendig als Wechſelwirkungen — mit einander verfnüpft find. Es zieht 
ſich auf dieſe Weiſe ein Zuſammenhang durch alle, oft auch die fheinbar völlig 
beziehungsloſen Erfcheinungen der realen Welt, welder ſchon in ben einzelnen 
wenigen Beziehungen, in benen es ber Statiftil bisher gelungen iſt, ihn aufzu⸗ 


decken, oft das größte Erſtaunen bervorrufen muß. Ober iſt es nicht für das ge- 


wöhnlihe natürliche Bewußtſein erftaunlih, daß zwifchen dem Stande ber Erbe 
zur Sonne und den Geburten, gemifien Verbrechen, ja fogar den Selbſtmorden 
ein gewiffer Kauſalzuſammenhang befteht? Nachdem verfelbe einmal durch bie 


Statiftit aufgededt ift, kann man ihn fi freilich mitunter durch Räfonnement 


100) Vgl. die Bemerlung von Roſcher a. a. DO. 8. 18 und die treffenden Gegenbemer⸗ 
kungen Harte a. a. D ©. 663 * ei u 
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begreiflich marken, aber wer deshalb das Verdienſt ber Statiſtik, mie es gelegent- 
{ih von ſpelulativ philoſophiſcher Seite geſchehen, herabſetzt, der eriunert bo an 
jene Leute, welche Eolumbus auf fo draftiiche Weile von der Schwäche ihrer apri- 
neiftiigen Weisheit Aberzeugen mußte. Gerade für die Dienfchheitsftatiftil,, zumal 
für die Theile berfeiben, bei welchen uns bie eigene innere Erfahrung wenig aber 
gar keinen Aufſchluß geben kaun, wird es heilfam fein, glei durch vie Begriffe- 
beſtimmung der Statiſtik daran zu erinnern, daß es fi um Auflöfuug. und Gr 
Härung bes mechaniſchen Zuſammenhangs zwildgen allen möglichen Arten realer 
Erſcheinungen handelt. Beſonders in den Fällen, wo man es mit fcheinbar ganz 
vom. freien Willen abhängigen Handlungen der Menſchen zu than bat, kann 
man ſchon nad; den wenigen bisherigen Erfahrungen mit Sicherheit annehmen, 
daß eine fintiftifche Behandlung, d. h. eine ſyſtematiſche Maſſenbeobachtung eine ganze 
Reihe von Ionftanten Abhängigleitöverhältnifien dieſer Handlungen nicht blo& von 
- focialen, fondern an von Berhältuiffen der äußeren Natur und der phyſiſchen 
Drgauifation der Handelnden zum Vorſchein bringen wir, 

. 0 Die Ausffährung und Erfüllung der ſtatiſtiſchen 
Anfgabe. In Ansfüährung der flatifliichen Aufgabe wird ‚man zuerſt bie 
Dbjelte durch Ausſcheidung der typifchen Naturphäuomene und ber bereits bebaltiv 
zu erllärenden Erſcheinungen feftftellen mäflen, Gegenüber den letzteren Erſchei⸗ 
nungen laun es ſich aber darum handeln, als Kontrole, zum Zwed der Brobe 
bes bebultiven Verfahrens, ebenfalls, fiatiftifche Beobachtungen anzuftellen. Die 
Art der ‚Beobachtung und der Benutzung der angeftellten Beobadgtungen muß 
daun, wenn bie Kontrole objeltio vorgenommen werben foll, in verfelben Weiſe 
erfolgen, als wenn das induktio fintiftifche Verfahren ſelbſtändig ven Aufang bildete. 
Um die ſtatiſtiſchen Objekte dann zu erkennen und bie typiſchen mit Sicherheit 
auszufcheiden, wird man eine Art Borbeobadtungen anftellen müſſen. Bei dieſen 
geht man ven der Vermuthung aus, daß alle Erſcheinungen ber realen Welt in 
das Gebiet ber Statiftil gehören möchten und felbft die typiſchen mitunter nur 
ſcheinbar typiſch find und doch unter gewifien mobificirenden Nebeneinflüfen ftehen 
‚Iunen,. Der gebüdete Verſtand wird dann mit Nüädficht auf den ſachlichen Gehalt 
und Sinn. der Beobachtungen kritiſch prüfend beſtimmen mäflen, ob ben Borbeob- 
achtungen ein flatiftifeher Werth zulomme und durch fie die betreffende Erſcheinung 
in das Gebiet der Statiſtik verwiefen werde. Diefe Vorbeobachtungen können ihrem 
Zwecke nach weber fuftematifh noch mafienhaft fein, oft genügt eine ober wenige 
Beobadtungen, um eine Erſcheinung als Objekt der Statiftil mit ziemlicher Sicher- 
heit betrachten zu lafien. Eben deshalb bedarf es hier -aber eines wiſſenſchaftlichen 
Urteils, Allgemeine fefte Regeln laſſen ſich ſchwer geben, auf die Fähigleit, ven 
Takt, die Uebung bes Statiftilers kommt hier das Meiſte an. Kombinationsgabe 
und Divination fpielen auch hier viefelbe Rolle, wie in den einfachen indultiven, 
ben Naturwiſſenſchaften. Ia, gerade darin zeigt fi der Meifter, daß ihn wenige 
Beobachtungen divinatoriſch zu einer Hypotheſe führen, welche nun durch ſyſtema⸗ 
tiihe Maſſenbeobachtung genau geprüft wird. Derjenige, der wie Quételet in 
biefer Weife verfährt, wird immer ben Preis vor dem bios fleißigen Arbeiter 
davon tragen. Oft wird aud nur die Idee den Statiſtiker leiten, ob. nicht für 
gewiffe Erſcheinungen ftatiftifche Gefegmäßigleiten oder beftimmte in anderen ana» 
logen Erſcheinungen beobachtete Einflüfle und Geſetze nachweisbar fein möchten. 
Die daraufhin vorgenommene Anftellung der Beobadtungen kann dann nicht felten 
zu den überrafchendften Nejultaten führen. In der Moralftatiftit finden ſich manche 
Belege für dieſe Auffaffung. Eines der ſchönſten Belfpiele ift jenes Quételet'ſche 
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Bee der dramatiſchen Produltion nad dem Lebensalter. Aehnlich würde fid 
viefleicht Die gaiftige Marimalarbeitsfähigteit ver Gelehrten am Tage, im Jahre, 
im Leben, vielleicht ein Geſetz ver Bertheilung ver Produktion der beften Mono» 
graphieen uud der beften Syſteme (Lehrbücher u. |. mw.) über die Lebensalter in 
deu Geſammtheit ver Wiſſenſchafteu und im einzelnen Wiſſenſchaften entwideln laſſen. 
Das Weſen ver ſtatiſtiſchen Beobachtung wird burd die Bezeich⸗ 
neng methodiſche oder ſyſtematiſche Maſſenbeobachtung beutlih . 
ansgebrüdt, Den Gegenſatz bilden bie Einzelbeobadhtung und bie majfen- 
baften vereinzelten Beobadhtungen, denen dad Moment ber Methodik 
oder Syſtematik fehlt, Das Gebiet der (wiſſenſchaftlichen) Einzelbeobachtung find 
vie rein typiſchen Naturerfcheinungen. Auch bier kann es fi mitunter um eine 
°* der ftatiftifchen äußerlich ähnliche, aber doch wefentli davon verfchlevene Operation 
handeln, Biele und methobifche Ginzelbeobadtungen können in Fällen, wo ber 
wahre Zuſtand ſchwer genan zu lonſtatiren iſt, nothwendig werben. Vielleicht muß 
man dann aud bier einen Durchſchnitt aus einer Neihe in Zahlen ausgenrüdter 
Beobachtungen über ein Quantitätöperhältnig ziehen, aber nur zum Zweck ber 
Clminirung der Beobadtungsfehler, — mas auch bei ſtatiſtiſchen Operationen 
vorlommt, — nicht zur Feſiſtellung der Wirkung der Eonftanten Urfachen in ver 
Ecſcheinung. Der Durdfchnitt der Beobachtungen gilt dann nur als das wirkliche 
BZahlenwerhältnig (3.3. bei Iehoierigen milroskopifchen Unterſuchungen der Zufammen- 
ſetzig der Organismen, wie der Struftur der Nervenelemente). Die Einzelbeobad;- 
tung Iann ſich aber auch auf ſtatiſtiſche Objekte beziehen und iſt dann in Ermanglung 
ſyſtematiſcher Mafienbeobachtungen oft wichtig genug, wenn auch von relativ geringerem 
Werte. Im Zufommenhang mit den Ergebnifien anderweiter ftatiftifcher Beobachtun⸗ 
gen Tann felbft Ein wirklich konſtatirter Fall, 3.8. einer der Annahme nach lokali- 
firten Krankheit, wie des gelben Fiebers, ven ein Reifender in einem Lande, wo eine 
ſolche Krankheit wicht vorkommen fol, beobachtet, von großer Bedeutung fein, Aber 
nothwendig bleibt dann immer noch bie ftatiftifche Beobachtung. Daher der meift 
relativ fo geringe Werth der Einzelbeobadhtungen, welche und über Kultur-, Wirth: 
Ihafte-, Bevölferungs-, Witterungsverhältniffe aus früheren Zeiten überfommen 
find, in den Reifeberichten aus wenig befuchten Ländern mitgetheilt werben u. |. w. 
Die maſſenhaften vereinzelten Beobachtungen bilden gewiffermaßen das un- 
wiffenfchaftiiche flatiftifhe Beobachtungsverfahren Aber flatiftifche Objekte, welches 
täglich im Leben augeftellt wird. Der Volksgeiſt faßt jene Beobachtungen im 
Sprihwort zufammen, wir Alle pflegen biefelben als Grundlage unferer Urtheile 
über die meiften regelmäßigen, aber nicht gleichförmigen, weil von verjchlebenen 
Urſachen beſtimmten Erſcheinungen um uns her zu benutzen, 3. B. bei unferer 
Deurtheilung der Witterung, von Land und Leuten, der Törperlidyen, gefftigen und 
moraliſchen Eigenfchaften der Bevölferung, des Nationalcharakters u. |. w. Der 
menfchlicde Geiſt operirt dabei ſtets bewußt ober wie bei den Ungebilbeten mehr 
inſtinktiv innerhalb des allgemeinen Raufalgefeges. In allen folhen Urtheilen pflegt 
daher auch ein Korn Wahrheit zu fein, wie 3. B. Im Sprihwort. Aber wie 
weit fie wahr find, bleibt gerade die Frage. Hier kommen denn bie beliebten 
Generaliſationen, zumal wenn jene maſſenhaften vereinzelten Beobachtungen, welche 
eben nur zu undolllommenen Induktionen hinreichen, ſich mit oberflächlichen und 
ſchiefen Deduktionen verbinden, was jo außerorbentlih Häufig der Fall ift. Diefe 
in, ber Luft ſtehenden Generalifationen bilden vornehmlich dad, was wir fo gerne 
unfere „Lebenserfghrung” nennen, — nur zu oft in politiſchen, wirthſchaftlichen, 
mediciniſchen Fragen, in ben Urtheilen über polttiige Hähigleiten und Stimmungen 
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ber Völfer u. ſ. w. ſelbſt bei bevorzugten Geiſtern, geſchweige bei ber großen 
Moffe en Mirtum Kompofitum oberflächlidder Deduktionen, auvollkommener In⸗ 
duktionen und aprioriftifcher Vorurtheile. Das Falſche ift eben bier, verwidelte, 
von vielen Urfachen in wechſelnder Weiſe abhängige Vorgänge auf Grand weniger 
unfuftematifcher Beobachtungen beurtheilen zu wollen. Die ſtatiſtiſche Beobachtung 
folgt mit Nothwendigkeit aus dem Wefen dieſer Objelte. Die Statiſtik dient bier 
recht eigentlich ale Berifitationsverfahren. Au ver fogenannte hiſtoriſche Beweis, 
weldher in ber Kultur- und Gelftesgefchichte, in der NRationalölonomit und Pelttit 
u. f. w. fo vielfah zur Anwendung kommt, leidet an dem Gebrechen, daß eben 
vereinzelte biftorifche Notizen immer nur ein fehr mangelbaftes Beobachtungs⸗ 
a Sie geflatten daher num und nimmer einen zuperläffigen Induk⸗ 
ttonsfhluß. | 
. Die Aufgabe ver ftatiftifhen Beobachtung als der ſyſtematiſchen Maſſen⸗ 
beobachtung, läßt fi alsdann in folgender Weiſe bezeichnen. Die Beobachtung 
muß in der Weiſe und in dem Umfange angeftellt werben, daß bie Mrfachen, 
welche in einer als ſtatiſtiſches Objekt erfannten Erſcheinung mitwirken, nach Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsgründen in den bie Erfcheinmg betreffenden Beobachtungen Bereits 
fümmtlih und zwar in der Welle zur Wirkſamkeit gelangt find, wie es auch der 
Durdiänittstombination und Durchſchnittsbedentung jeber acciventellen Urſache 
und dem Geſetz der Erfcheinung entipriät. Eine Grenze bat die ſiatiſtiſche Be 
obachtung an fih nicht, denn niemals wird die matbematifhe Wahrſcheinlichkeit 
ber Gewißheit gleih. Doc fleigt unter übrigens gleihen Umſtänden der Werth 
eines ftatiftifhen Reſultats mie die Quadratwurzel aus ver Zahl der Beobachtungen. 
In dem Ausdruck Mafienbeobahtung bat das Wort Maffe eine relative Beben- 
tung. Das Ziel iſt eine möglichft große Maffe, mit der dann ber Werth der Ge- 
ſetzmäßigkeit oder des Gefeges fteigt, ohne daß deshalb eine folde Geſetzmußigkeit 
nicht ſchon früher abgeleitet werben Könnte. Sie bat nur anfangs eine geringere 
Zuverläffigteit, nit in dem Sinne, daß fie burd eine größere Anzahl Beob⸗ 
a ein ganz umgefloßen würbe, fondern tn dem, daß fie dadurch genauer prä- 
cifirt wird. 

Die Anftellung der ſtatiſtiſchen Beobachtung muß in der Welfe erfolgen, 
daß das flatiftifche Objeft, welches als veränverliche Erſcheinung des realen Lebens 
an bie Kategorieen Zeit und Raum gebunden iſt, in feinen zeitlichen und räum- 
lichen Unterfhteden (Differenzpunften) erfaßt werde. Die Beobachtung Hat mög- 
lichſt viele ſolche Differenzpuntte (Bhafen, Momente, Theile) gehen zu konſtatiren, 
barin Tiegt das Weſen ver Maſſen beobachtung, zugleich aber fie alle in fleter 
Rüdiicht auf die Zufammengehörigkeit der Tonftatirten Phafen zu Einer Gefammt- 
erſcheinung zu betrachten, darin Liegt das Weſen der fuftematifchen Maflen- 
beobadhtung. Die zeitlihe und räumliche AuUsdehnung der Beobachtungen 
muß daher vomehmlih in ber Weife vor fi gehen, daß Zeit und Raum in 
möglihft Meine Theile zerlegt werben und vie einzelnen Beobachtungen kontinuirlich 
ben Zuftand ber Erfheinung in jedem Eleinften Zeit- nnd Raumtheil verfolgenb 
bie Erfcheinung felbft in ihrer ununterbrohenen Kontinuation zur Darftellung 
bringen, Jede einzelne Beobachtung über den Zuftand eines ſtatiſtiſchen Objefts 
in einem gegebenen Raum und Zeitpuntte beißt ſtatiſtiſches Datum. Es if 
paffend, dieſen Ausdruck auf vie wirkliche Theilbeobachtung ver fnftematifchen 
Maſſenbeobachtung zu befchränfen. Mit Rüdfiht auf die Innere Zuſammengehsrig⸗ 
fett der flatiftifchen Daten zur ſyſtematiſchen Maffenbeobachtung ann man fie auch 
Elementardaten nennen. Beliebig aus verfhlebenen Zeiten und Räumen zu⸗ 
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ſaumengeſtellte ſtatiſtiſche Beobachtungen Ant dann chen keine ſolche Elementar⸗ 
daten, keine Theile einer kontinnirlichen Beobachtungerethe und geſtatten deshalb 
wieberum Feine Schlüfle, weil ſie keine Garantie in Betreff der Vollſtändigkeit der 
mitwirtenden Urlachen zu geben vermögen. - 
Uns dem Welen dee ſtatiſtiſchen Objekts und der Aufgabe ber ſtatiſtiſchen 
Beobachtung folgt die Beantwortung der Frage, mer ſolche Beobachtungen anzu⸗ 
ſtellen bat. Der Einzelne kann zwar auf vielen Gebieten die erforderlichen ſyſte⸗ 
matiichen Maſſenbeobachtungen machen, aber genügend meiftens nur da, wo es 
auf Konflatteung der zeitlichen Unterſchiede ankommt. Wo räumliche und zeit⸗ 
He Besbachtung, wie in der Megel, genau kombiniert werben muß, iſt eine Ber- 
einigung vieler Beobachter unumgänglich bebingt, meiflens muß ein ſtreng in» 
einanbergreifenvnes Beobachtungsfuften künſtlich organifirt werben. Dies kann zwar 
bei den einfacheren Phänomenen, ahnlich wie in den reinen Naturwiſſenſchaften, 
buch freie Privatthätigkeit geſchehen, namentlich fo lange die rämmiiche und zeit⸗ 
liche Kontinuation der Beobachtungen nicht die allerfizengfte Syſtematik und vie 
allertteinfte Theilung von Zeit und Raum erfordert: und das ſtatiſtiſche Objekt 
nit Feist die Beobachtung bindert. Zu der Ueberwindung der Schwierigkeiten 
bei- ver ränmlichen Ausdehnung ſelbſt naturftatiftiicher Beobachtungen reicht: aber 
oft Ion die freie Drganifation ber Privatlräfte ohne Staatsunterflägung nicht 
aus (3. B. bei den Witterungsbeobachtungen), und zwar um fo weniger, je mehr 
zunächft rein wifienfchnftliche, nicht unmittelbar praftifäge Interefien die Beobaditer 
zur Anſtellung mühſamer Beobachtungen bewegen müßten (Ausnahmen alſs z. B. 
bei Seeftrömungs- und Windkarten). Man bevarf hier daher ſchon oft befonberer 
amtlicher (ſtaatlicher Beobadtungsanftalten. Kür menichhettsflatiftiifide Be⸗ 
obachtungen genügt wegen der großen räumlichen und zeitlichen Ausdehnung, beren 
es bedarf, uud wegen des Mangels der erforberliden Autorität gegenüber bem 
Beobaditungsohjelt aber vollends weder der einzelne Privatbesbadhter, noch ein 
Berein von ‚folgen. Eigene Beobadhtungsanflalten des GtaatE, 
Menſchheitsobſervatorien, ſtatiſtiſche Bureaur mit einem Worte 
gehen alſo ‘mit Nothwendigkeit aus dem Weien: ver ſtatiſtiſchen Objekte hervor. 
Die grundfägftche Scheivung ven amtiider und Privatſtatiſtik, welche wir 
in der neueren Gtatiftit beobachten, iſt durch die Sache felbft geboten. Der Streit 
darüber, die Eiferfucht - mancher Privatftatiftifer verrathen mangelnde Emmfit in 
Begriff und Aufgabe ber Gtatilt. Der heramtelfende Statiſtiker und Natlonal⸗ 
dlonom, welcher ſich 6108 oder vorzugawelfe durch feine Erfahrung auf der 
Straße unterrichtet, wie es deren noch vor kurzer Zeit manche gewiß vielfach 
tüchtige gab, verfennt eben doch das Wein ver flatiflifchen Beobachtung als einer 
ſyſtematiſchen Maffenbeobahtung. Freilid Haben die Staaten bisher kaum 
je zu eigentlich wiſſenſchaftlichen Sweden ſtatiſtiſche Bureaur errichtet, noch bat 
in den letzteren der wiſſenſchaftliche Zweck bei der Anſtellung der Beobachtungen 
irgend vorgemaltet. Es waren vielmehr praktiſche Zwecke, welche zur Organi- 
fation der amtlichen Statiſtik führten 191). Aber bei der Verfolgung viefer Zwecke 
werben abſfichtslos und felbft wider Willen Immer wiſſenſchaftliche Zwede mit 
erfällt. Die für die Praxis geſammelten Daten dienen der Wifſenſchaft ſtets mit. 
Sie bilden die Bauſteine, mit welchen unter Beihälfe der Wiſſenſchaft dad Ge⸗ 
bände einer rationellen Praxis im Staatsleben aufgeführt wird, fie werben nicht 
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ſeltes die Echtrine nes Bones, obgiehh fe ven ber Prayis eins Zeit fang ver⸗ 
worfer marken. fine innere Nothwendigkeit, ner richtig verſtandene Notzen für 
Die Praris ſelbſt, bringt dann auch die flatififchen Bureaur zur Uebernahme bes 
Berufs eigentlich wiffenfchaftlicher Obfervatorien für die Anftellung ſhſtematiſcher 
Maſſenbeobachtungen. Die neuerdings immer häufiger werbenke Verbindung der 
ftatiftiihen Bureaur und her meteorologifhen Anſtalten ift in. dieſer Dinficht 
charakteriſtiſch. Am Deutlichften zeigt fih das größere Vorwalten wäflenfichaftlidher 
Beſtrebungen in der durch bie fintiftifhen Kongrefle angeregten Organiſatien der 
amtlichen Internationalen Statiſtik. Umsitielbar praktiſche Zwecke ‚werben dabei 
nicht verfolgt, die Daten ſollen vergleichbar gemacht werben um wiſſenſchaftlicher 
Zwecke willen, weiche freilich bie Bedürfniſſe einer rationellen Praris einfchliehen. 
Man will eben die ſyſtematiſche Maffenbeobachtung noch weiter methodiſch raum- 
lich und zeitlich. ausdehnen. Diefe internationale Organifation der Statiftil bildet 
alfo das noihmendige Komplement der ſyſtematiſchen Maſſenbeobachtang, beſonders, 
wenn auch nicht ausſchließlich, im Gebiete ver Menſchheit. 

Die ſtatiſtiſche Beobachtung muß dann die Erſcheinung nach ihrer quanti⸗ 
tativen Seite erfaſſen und die zeitlichen und räumlichen Verſchiederheiten als 
quantitative Veraͤnderungen zu beſtimmen ſuchen. Der -Zwer ver ſtatißiſchen Be 
obachtung iſt die Quantitãtsbeſtimmung, das Mittel zu genauer Quanuats⸗ 
heſtimmung if die Zurüdführung der letzteres anf Ziffern. Ziffermäßigkeit der 
ſtatiſtiſchen Daten iſt alfo Ma der That eine Anforberung an bie Statifiil, welcher 
man möglihR gexeht werden muß. Über es Yeißt das Weſen ver Sache verleunen, 
wenn mon ausfhlientic Ziffernpaten verlangt. Wenn auch bie. beflen, weil 
bie.allein genauen, find es nicht bie einzigen Retiftiichen Daten. Ungefüähre 
Quantitãtabeſtimnumngen (3. B. viel, wenig, mehr, weniger, größer, geringer) find 
in Ermanglung von Zifferndeten nicht norhwendig unbrauchbar. Mit ihnen be- 
ginnt man, 5i4 vie Beobadtungsmittel, Methoden, Inſtrumemte genaue Daten 
liefern (3, B. urſprüngliche ungefähre Beftimmungen ber Dentbeilung ber Wörme 
über bie. Give, der Förperlichen Kraft der. Bölter in verſchledenen Ländern durch 
die erſten Reiſenden, dann genauere Beſtimmungen mit Hälfe von Inftrumensen, 
deren allmälige Vervolllonmnung erft ſchließlich genaue, in Zahlen ausgebrüdte 
Dyantitätsbeflimmungen geſtattet hat). -Mit- der größeren Genanigkeit der Meob- 
ahtungen als Dugntitätsbeftimmungen wächst dann ver Nupen der Beobachtungen 
um. jo mehr, je mehr. nem Rechnen ähnliche Logifche Dperatisnen und, Räfonnemente 
in wirklich quantitativ beftimmten, nicht ftet ‚bloß in vagen Begriffen ermöglicht 
werben, bis zulegt die Zurückführung der Daten auf Zahlen eine umfafleude Wanıen- 
bung der Rechnung ſelbſt geftattet and der Statiſtik in höherem Grabe ben 
Charalter einer eraften Wiſſenſchaft verleiht, 0 ' 

Die Aufzeihuung, Sammlung. Klaſſiſilation, Gruppirang her ſtatiſtiſchen 
Beobachtungen haben alle ven Zweck, Dem menſchlichen Gedaächtniß und Abſtral⸗ 
tionsvermögen zu Hülfe kommend, bie ſyſtematiſch geſammelten maflenhaften Be⸗ 
obachtungen überſichtlich dem phyſiſchen wie. dem geiftigen Ange vorpuführen. Das 
vornehmſte Mittel ner überfichtlichen Zufammenflellung und Gruppirung der auf 
gezeichneten Beobachtungen if die Tabelle Sie erleichtert, nicgt nur vie licher 
fichtlichleit , befondere von Zahlendaten, außerordentlich, fondern läßt auch ſchon 
dem phyſiſchen Auge beim Ueberbliden die Gleichförnmigkeiten entgegentreten. Auch 
die formelle Fritifche Prüfung wird durch bie tabellariſche Zufammenftelung er- 
leihtert, auffällige Abwelhungen von ver Gleichförmigkeit werben in ber 
Tabelle am Deutlihften hervortreten. Obwohl das Mißtrauen gegen folge Ab⸗ 
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weichungen, da man doch erſt die Gleichförmigkeiten finden. wii, auf einer pesitie 
prineipii berubt, fo iſt es doch berechtigt: vie allgemeine Wahrſcheinlichkeit ſpricht 
auf Grund bes Kaufalgefeges von vorneherein für eine gewifle Gleichförmigkeit. 
Die Hauptbebentung ver Tabelle liegt jedoch darin, daß fie richtig konſtruirt zu⸗ 
gleich das funktionelle Verhältniß zwifchen dem flatiftifhen Objelt und ven darauf " 
einmwirtenden Einflüffen zum Ansprud bringt, Die Tabelle ift, wie Engel fagt, 
einer Sammlung von Funktionen zu vergleihen, die ſtatiſtiſchen Dates über ein 
Objekt ericheinen darin als abhängige Variablen der nach einander zur Prüfung 
ihres Ginfluffes vorzuführenden Urſachen. Man wird dann fofort überfehen Eöunen, 
welche Beränverungen der auf ein Objekt bezügligen Daten unter dem Einflufle 
ränmliher und „zeitlicher Veränderungen erfolgen. Paflend wird man dabei bie. 
einzelnen mwahrnehmbaren und denkbaren Einflüffe nach verſchledenen Gefichts⸗ 
punkten, namentlich je nachdem es väumlidy oder zeitlich wirkende find, ober nad 
gewiflen aus dem Weſen des Objekts hervorgehenden Rüdfichten Haffificiren. Hier 
gilt es, ein förmliches Syſtem von Tabellen einzurichten, um ein ftatiftifches Ob⸗ 
jeft in feiner Abhängigkeit von allen Arten von Einflüſſen richtig erfaſſen zu 
önnen 1%), Die in Zahlen ausgedrückten ſtatiſtiſchen Daten mäflen dur eine 
Reihe von Rechnungsoperationen manderlei Berwandinugen erleiden. Es banbelt 
fi$ darum, aus den abfoluten Zahlen Summen, Durchſchnitte und Mittel zu 
ziehen, die Abmweihungen vom Mittel u. A. m. zu berechnen, vie abjoluten iz 
relative Zahlen zu verwandeln, Procentfäge, Proportionen zu bilden u. ſ. w, Auch 
bier müſſen dann die umgefalteten Daten wieder tabellarifch zufammengeftellt 
werben. Gerade aus den berartig behandelten Daten find die Öleihförmigkeiten 
am Beſten herauszufinden. Die Tabelle mit Zahlendaten (bedingt ſelbſt mit un⸗ 
gefähren Duantitätsbeftimmungen) ift eine arithmetifhe Darftellung des funltio- 
nellen Berhältniffes der Erſcheinung. Auf Grund diefer Daten kann auch eine 
eometriihe Darflellung tiefes Berhältnifies, z. B. eine Kurvenzeichnung in einem 
oorbinatenfhflem, eine fogenannte graphifche Darftellung, over eine bildliche mit 
Barbenverfciebenheiten, Schattenabfinfungen gegeben werben, Zwiſchen dielen ver⸗ 


ſchiedenen Darftellungsformen beftcht, wie man merkwürdiger Welfe mitunter an- 


enommen, kein Gegenfag, bie Tabelle ift vielmehr vie Grundlage und Voraus⸗ 
fung ven graphiſchen und bildlichen Darftellung. . 
. Die Aufdedung des Kaufalverhältnifies in den Grideinungen, über welche 
fgftematifche Mafſenbeobachtungen angeflellt uud grappiet worden find, mad. bie 
Ableitung der Geſetzmäßigkeiten und Gefege gefchieht in folgender. Welke: Man 
Betrachtet dieſe Erſcheinungen als Wirkungen verſchiedener Urfachen und prüft durqh 
die dazu entſprechend eingerichtete Beobachtung und die tabellaxiſche Zuſammen⸗ 
ſtellung, in welcher die ſtatiſtiſchen Daten als Abhängige ber möglichen Urfachen 
erſcheinen, einzeln nach einander, ob und welche „Reaktion“ der Daten auf his 
Behandlung mit der betreffenden Urfache als „Reagens“ erfolgt. Nach Feſtſtellung 
des Borhandenfeins einer Reaktion ſucht man die Groͤße und Beſchaffenheit des Ein⸗ 
fluffes mittelft folder Beobadytungen, welche eine beftimmte Mopiflation des Ur⸗ 
ſache an ſich oder ver Art ihrer Einwirkung enthalten, zu beflimmen, wodurch ein 
ähnlicher Weg wie mit dem Erperiment in den Naturwiflenfhaften eingeſchlagen 


108) Bel Engel, Beweg. d. Bevölk. in Sachſen, Vorw., ſynopt. Tab. ©, 116, A. Bag⸗ 
ner Geſetzmäßigk. 1, 77 ff., 11, 82 ff.. das Schema der Einflüſſe auf S. 85. Die Arbeit‘ 
bildet einen Derlud, ben Gelbfimerd in diefer Weiſe als Funktion zahlreicher Einflüffe methodiſch⸗ 
ſtatiſtiſch zu unterfuchen. a 
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wird. Schließlich geht man dann daran, bie aufgefundenen und genauer beftiumten 
(gemeffenen) Abhängigkeitsperhälmifie einer Erſcheinung unter fi und mit ven⸗ 
jenigem anderer Erſcheinungen in Zuſammenhang zu bringen, um bie generellere 
Deventung einer Urſache für eine Reihe Erſcheinungen feftzuftellen und dadurch 
vielleicht zu einer höheren Urſache emporzufteigen. Ueberall handelt es a bier 
um Schläffe, deren logifche Richtigkeit an den Denfgefegen, deren w e ber 
Realität entiprechende Richtigkeit an den Gefegen der Wahrfcheinlichkeit gepräft 
werben muß. Immer verfährt man dabei nach den Methoden ber erperimentellen 
Forfchung, welche bier anwendbar find troß ver faft immer mangelnden Möglid- 
keit des tünftlihen Erperimentirens, weil man die Beobachtungen gerade wegen 
der Mannigfaltigkeit der ein ſtatiſtiſches Objekt beeinfluffenden Urſachen fo ein- 
richten Tann, daß fie den Wechlelverhältniffen der realen Welt nachgehend von den 
dadurch gelieferten natürlichen Brperimenten Alt nehmen. Dan prüft alfo 3. ©. 
bei der Forſchung nad der Bertheilung gewifjer Erfcheinungen, auch geiiffer Bor- 
gänge- und Handlungen ver Menfchen, über tie Iahreszeiten (3. B. Geburten, 
Todesfälle, Selöftmorde, Berbredden), ob die Maxima, welche man in verſchiedenen 
Jahren nnd Orten wahrnimmt, har ven einzigen Umſtand gemeinfam haben, daß 
file in einen beſtimmten Monat fallen und fließt dann nad) der Methode ver 
Uebereinftinnmung, daß diefer Umftand, dieſer Monat die Urjahe des Marimums 
fei. Oder man beobadtet ein Marimum einer folchen Erfeheinung überall und 
aller Orten in dem einen Monat, ein Minimum in einem anderen unter übrigens 
ganz gleichen Umflänven, und ſchließt nun nad der Differenzmethode, daß ber 
eAnzige verfchlevene Umſtand, die Verfchtenenheit des Monats, die Urfache des 
Marimums dort und des Minimums bier fei. Oper, man hat bereit nächge⸗ 
wiefen, daß eine Erfheinung unter einem gewifien Einfluffe feltener vorfomme, 
als unter einem anderen, 3. B. unter Slaven feltener als unter Dentfchen, man 
findet aber nun, daß fie bei einem gewifſen binzutretenden Umſtande häufiger 
wahrgenommen wird, 5. B. bei proteftantifchen Slaven häufiger ala bei katholi⸗ 
fen, und ſchließt dann nad der Methode ver Nüdftände (Mefte), daß jener neu 
binzutvetende Umſtand die Urſache der dur ven früher befannten Einfluß nicht 


. erllärten größeren Häufigkeit der Erſcheinung fe. Ober endlih man beobachtet 


eine Beränvderung einer Erſcheinung zugleth mit und in berfelben Weife, wie eine 
andere Erſcheinung, und fließt dann nach der Methode ver ſich begleitenben Ver⸗ 
änderungen, daß die eine Erſcheinung die Wirkung der anderen, 5. B. bie in ge 
wiffer Welle fluftuicende Bewegung gewiffer Erſcheinungen, wie der Selbſtmorde, 
fm Laufe des Jahres eine Wirkung der Jahreszeiten fet 198), 

- Um fi bei biefer Aufvedung der Urſachen in den beobachteten Wirfungen 
vor Tänfhungen zu büten, bat man ben Zufall mit Hälfe ver Wahrſcheinlich⸗ 
feitslehre zu eliminiren 9%), Die Beſtimmung, ob eine Verbindung von Erfdel- 
nungen zufällig oder das Refultat eines Gefetes ſei, erfolgt in ver Welfe, daß 
man prüft, ob fie relativ häufiger vorkommt, als fi ohne Annahme einer 
darauf hinwirkenden Urfahe nah Wahrſcheinlichkeitsgründen vermuthen läßt. Um 
in einer Erſcheinung die Wirkung der accibentellen Urfadhen von derjenigen der 
tonftanten zu trennen, ſucht man eine fehr große Anzahl von Beobadtungen an⸗ 


193) Ueber diefe Methoden Mill, Logik I, 453 ff. Vielfache Anwendungen auf verſchiedene 
ſtatiſtiſche Fragen in Wagner, Eelbftmordflatifiif. 

2) Bol. Mill, Logik, 3 Bde. K. 17 u, 18 (11, 53 ff.), deffen Erörterimgen eine aus⸗ 
gedehnte Anwendung auch auf die Statiſtik geftatten. 
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Rellen, in melden fi im Gauzen die accidentellen Urſachen gegenſeitig wahr 
cheinlich aufheben werden, und betrachtet das Durdichnittsrefultat als Wirkung 
der konſtanten Urſachen. Man hat eine leichte Probe für die Richtigkeit des 
Schluſſes, wenn man erforfht, ob ſich durch weitere Vermehrung das. Durche 
ſchnittsergebniß noch ändert, Das Vorhandenfein und bie Wirkungsart einer kon⸗ 
ftanten Urſache in einer vermeintlich nur von acciventellen, fich aufhebenden Ur⸗ 
(schen abhängigen Erſcheinung findet man, indem man beobadtet, ob bei ber 
Berehnung eines Durchſchnitts aus einer großen Zahl von Beobadtungen bie 
einzelnen Abweichungen, d. h. die Wirkungen der acciventellen Urfachen, fih wirl⸗ 


ih Tompenfiren oder eine konſtante Abweichung von bemjenigen Mittel übrig 


bleibt, das fi ohne das Vorhandenſein einer konſtauten Urfache ergeben wärbe 105), 
Der Grab der Richtigkeit ber hier zu ziehenden Schlüſſe läßt fi auf Grund ver 
benugten Zahlendaten dann nah ben Regeln ver Wahrſcheinlichkeitstheorie be⸗ 
flimmen. Die praktiſche Anwendung der Wahrſcheinlichkeitsrechnung zu ‚viefem Mes 
bufe und zur fonftigen Anwendung auf ftatiftifche Probleme. Hat die politifche 
Arithmetik zu lehren U 

So ſehr man nad dem Vorhergehenden darauf auszugehen hat, eine mög⸗ 
hf große Anzahl von Beobachtungen zu fammeln, fo nothwendig erjcheint ce8 
uns anbererfeits, nicht bei der Unterfuhung ber großen Zahlen und ber daraus 
gezogenen Durchſchnitte ftehen zu bleiben, ſondern aud die kleineren Zahlen genau, 
zu prüfen. Namentlich ift es eine bisher meiftens noch zu wenig beadtete Auf⸗ 
gabe, die etwaige Beeinfluffung ber Heinen Zahlen von der in ten großen Zahlen 
gefundenen Tonftanten Urſache zu prüfen. Mau wird bier nad meinen eigenen 
praktiſchen Erfahrungen fehr Häufig. finden, daß man die Unregelmäßigleit ver 
Heinen gahlen überfchägt und fich oft genug aud in tiefen ber Einfluß der kon⸗ 
ftanten Urſache deutlich, wenn auch nicht fo ſcharf beftimmt als in den großen 
Zahlen abfpiegelt (3. B. Einfluß der Jahreszeiten felbft bei einem der Zahl nad 
naturgemäß feltenen Ereigniß wie dem Selbſtmord, bei welhem man alfo ſchon 
beim Gebrauch von Durchſchnittszahlen aus größeren Ländern und längeren Zeit- 
räumen mit relativ Meinen Zahlen operirt und dennoch felbft In den Daten Eines 
Jahres aus einer kleineren Provinz, felbft einer größeren Stadt die konſtante 
Urfache wahrnimmt). Daraus tritt die Bedeutung diefer konſtanten Urfache deut- 
licher hervor, ald aus den bloßen Durchſchnitten ver großen Zahlen. 

‚ Der Beichaffenheit over der genaueren Qualitäts- und Quantitätsheſtimmung 
des Einfluffes der konftanten Urfahe und auf diefe Weife dem höheren Gefege 
diefer Urfache ſelbſt, ferner mittelft derfelben Operation dem Einfluffe der acciden⸗ 
tellen Urfahen wird man mitunter buch die Erforfhung bes Ginfluffes von 
Mopififationen der konftanten Urſache nahe zu kommen vermögen, nämlid dann, 
wenn die Eonftante Urſache ſelbſt, 3. B. die Jahreszeit, eine fomplicirte, in ihren 
einzelnen Phaſen ungleihförmige Erſcheinung ifl. Dem Durchſchnittszuſtand der 
fonftanten Urſache muß dann der Durchſchnittszuſtand der Wirkung entipreihen, 
den bebeutenderen Durchichnittsahweichungen vom Durchſchnittszuſtand ber Tone 
ftanten Urſache eine ähnliche Abweihung bei der Wirkung (3. V. wenn beim Ein- 





105) 3, 8. hätten die Jahreszeiten keinen Einfluß auf iffe menſchliche Handlungen, fo 
müßte —E —8— und Dinus einer oe ch In —* ne dom Jahren 
ausgleichen und durdhfchnittlich auf jeden Monat 8.9 ©, der Fälle kommen. ine aus langen 
Beobachtungsreiben ergebende Tonflante Abweichung jedes Ronars von biefer Ziffer weist 
auf die betzeffende konſtante Uxfache hin und zeigt zugleich Uri und Staͤrke ihrer. W 
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finfle! ver Jahreszeit die Temperaturverhittutffe in erfter inte maßgebend ſein 
folften, müßte man erforfchen, welche Beränverimgen ber Erſcheinungen den durch⸗ 
ſchnittlichen Abwelhungen kalter und warmer Jahre u. f. w. vom Mittel langer 
Perioden entfpräden). Durch richtige Schlußziehung anf viefer Baſis kiımte man 
mehr unb mehr: in ben Kanfalnerus auch der acciventellen Urfachen einpringen, 
durch Erforſchung ves Einfluffes einer Tonftanten Urſache, melden ‚man bei einer 
Erſcheinung gefunden, im Betreff anderer Erfheinungen bie generelle Bedeutung 
diefer Urſache im Mechanismus der realen Welt (3. B. ber Jahreszeiten In allen 
menſchlichen Vorgängen und Handlungen) erfennen und fchließtic näher beſtimmen. 
Alsdann wäre ver Einfluß verwandter fonftanter Urfachen zu prüfen, immer von 
Bunt zu Punkt weiter zu gehen, bie gefundenen Gefegmäßtgfeiten wären auf 
Geſetze, dieſe auf allgemeinere Geſetze nach demſelben methodiſchen Verfahren zu- 
rädzufähren. Sreilih wird man niemals das Ziel vollſtündig erreichen, aber dem- 
felben mit u ber Statiftit näher kommen, wie in den Naturwiſſenſchaften mit 
Hülfe des einfachen induktiven Verfahrens. Bon dieſem Standpunfte aus wird 
fih die Berechtigung der Begriffsbeftimmung der Statiftif, mit welcher wir biejen 
Abſchnitt begonnen, ergeben, Sicher haben Generationen an diefer großen Aufgabe, 
in ven Mechaniemus ber realen Welt einzudringen, mit zu arbeiten, ſyſtematiſche 
Maſſenbeobachtungen anzuftelen und biefelben zu verwertben. Das kann nur um 
fo mehr dazu auffordern, konſequent diefe Aufgabe von Anfang an vor Augen 
zu behalten. " 
-  Binfiätikh der Darlegung und Berdffentlihung der flatiftifchen 
Daten und der daraus abgeleiteten Ergebnifie hat man auch im wifſenſchaftlichen 
Intereffe auf Folgendes zu dringen. Wie wir gefehen,- müffen die Beobachtungen 
großentheite vom Staate angeftellt werben. Um eine unbefangene und umfaffende 
erwerthung der Daten nad allen Seiten möglih zu maden, alfo bie privat- 
ſtatiſtiſchen Kräfte zu Ihrer unentbehrlihen Mitwirkung heran zu ziehen, Hätten 
die amtlichen flatiftifchen Bureaur die Daten möglihft vollſtändig varzulegen und 
zu veröffentlichen, fie ſtets mit einem formell erläuternnen Kommentar zu be- 
gleiten und außerdem felbft ſchon ihrerfeits die Daten möglihft umfafjen zu ver- 
werthben und die gewonnenen Ergebiiffe zu publicren. Das ftatiftiihe Bureau 
übernimmt allerdings mit dieſer letzteren Aufgabe felbft einen Theil ber wifſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeit, was aber nur gute Folgen, namentlih aud in Betreff der Art 
der Auſtellung nener Beobachtungen, haben Tann. Außerdem fest bie wiſſenſchaft⸗ 
(the Berwerthung der Daten, vie Ableitung der Geſetze u. f. w., fo große Rech⸗ 
nungsoperationen vorand, daß das Bureau mit feinen mechaniſchen Arbeitsträften 
zur Ausführung der Rechnungen oft unentbehrlich if. Breilih muß dadurch jebe 
gete amtliche ftatiftifche Arbeit über ein wichtigeres Objekt ein fehr umfangreiches 
erk werben, wie z. B. die jährlichen franzöfifhen Berichte Aber bie Kriminal⸗ 
juſtizpflege. Uber es tft au eine falſche Sparfamfeit ber Regierungen, auf 
diefem Gebiete der wichtigften Socialintereſſen in Betreff der Dotation ber ftatt- 
ſtiſchen Bureaux zu knauſern, oder vollends das einmal mit Mühe und Koften 
geiammelte Material in ven Archiven vermodern zu laflen, um vie Publikations⸗ 
foften zu erfparen. Die größten amtlihen Arbeiten Können in ber Regel mit ben 
Koften eines Bataillons Soldaten beftritten und durch bie Aufichläffe der Heinften 
ſtatiſtiſchen Arbelt kann nit felten eine bedeutende Ausgabe entbehrlich gemacht 
öder eine ‚hohe Einnahme erzielt werben. | 
Der Streit über die Darfiellungsformen und Mittel — fälſch⸗ 
ih et „Methoden“ genannt — fält nach unferer ganzen Entwidiung als 
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mäffig fort: Wort, Baht, Tabelle, Linie, Bild find alle für bie verſchlebenen 
—2 welche man verfolgt, mehr oder weniger geeignet und mit at auf 
den Zweckzu wählen. 

B. Arten der Statiſtil. Wiſſenſchaftlicher Rang derſelben. 
Ebenfornendg Schwierigkeit machen die Kontroverfen über Arten, Methoden, Gt» 
ame der Stasiftik. Ste fallen aus unferem Standpunkte betrachtet fort ober Idfen 
fih einfoh auf. Amtliche und private Statififf Bilden keine reinen Gegen⸗ 
füge; die erftere fann nur: aus Gründen, welche ans dem Weſen bes ſtatiſtiſchen 
Objekta hervorgehen, meiftens die Beobachtungen allein anftellen, weiche fle 
dann zit der Privatftatifil gemeinjam verwerthet. Die Segenitberfieliung der foge» 
nannten ethnographiſchen und vergleichenden Statiftit bat keinen Lehen 
Sinn mehr, fobald man die Staatsfunde ansiheibet. Die eigentliche Statiſtik 
nmf vergleichend fein, ob fie die Erfcheinungen innerhalb eines Volle ober bei 
einer Reihe von Bbllern umterfucht. Die Unterſcheidung zwifchen atlgemeiner und 
befonderer oder General- und Spechkalſtatiſtik hat dagegen gerade für 
uns ihre Bedeutung. Die ftatiftiiche Unterfudung foll und kann ſich über alle bie 
früher bezeichneten GErfcheinungen der Natur und des Menfchenlebens erſtrecken, 
fie wird aber, ſchon um diefe Aufgabe löfen zu können, einzelne Gebiete zuſam⸗ 
mengehörender Erfcheinungen auch für fi behandeln müfien. Bisher ift die Sta⸗ 
rnit faft immer befondere, zur allgemeinen wird fie durch vie fpätere 
Bulammmenfafiang der Unterfuhungen und Ihrer Refultate auf verſchiedenen Gebieten, 
wozu nammtlih Dustelet bereits einen fo viel verfprehenven Anfang gemacht 
bat. 8 ewpfiehlt Ah dann wohl auch aus manden Gründen, den bisherigen 
Berhälinifien entiprehenn, als bie beiden befonveren Hanpttbeile ber allgemeinen 
Statiſtik die Naturſtatiſtik und die Menſchheitsſtatiſtik zu umnterfcheiben. 
Weitere beſondere Theile innerhalb beiver Haupttheile werden ſich dann an die 
einzelnen Hauptgruppen der Erfcheinungen anſchließen und ſich noch tiefer hinab 
nad den Erſcheinungen ſcheiden. Grave dieſe beſonderen Statiftifen werben fidh 
dann vielfach mit den bereits nach anderen Methoden ausgebildeten Spectatpifel- 
plinen füy einzelne Wiſſensgebiete, mit einzelnen Naturwiffenſchaften, mit Pſhcho⸗ 
logie und Authropologie, mit ſtaats⸗, geſellſchafts⸗ unt rechtswifſenſchaftlichen 
Diſeiplinen, mit ber Bolkowirthſchaftolehre u. a. m. berühren. Dieſe Special⸗ 
ſtatiſtiken werden häufig erſt durch die enge Berbindung mit dieſen Diſciplinen, 
umgekehrt aber auch dieſe letzteren durch die Verbindung mit den Statiſtiken ihrer 
Auftgabe nad allen Seiten gewachſen werden, und dasſelbe gilt von ber General⸗ 
ſtatiſtik im Verhältniß zu allen berührten Wifienfchaften. Wan mag deshalb, wenn 
man befondern Werth auf eine ſolche Benennung legt, die Statifll and eine 
bloße Hülfswiſſenſchaft für andere Wiflenfgaften nennen. Ihre Bedeutung 
wirb dadurch nicht geſchmälert. Denn im Grunde ftehen alle Wiffenfchaften zu 
einander im Berhältnif gleichzeitig der Haupt und der Hülfswiſſenſchaft. Auch 
mit der Statiſtik iſt es nicht anders, auch für fie find die andern Wiffenſchaften, 
mit welchen fie ſich bei der Unterfndung berfelden Erſcheinungen von verſchiedenen 
Ausgangspunkten aus berührt, Hülfswiſſenſchaften. Es möchte oft ſchwer zu be- 
flimmen fein, welche WBiffenfhaft, die Speclaiftatiftit des Gegenſtandes oder ‚die 
befondere Wiſſenſchaft desfelben, die Hauptwifſenſchaft wäre, nur zu oft wird grabe 
bie Stotiftit die voranlenchtende Fackelträgetin fein. Vornehnilich * in denjenigen 
ſpekulativen Wiſſenſchaften, in welchen die pfychologiſche Prüfung des 
Innern eine wirkliche, für Deduktionen brauchbare Erfahrung ſchafft, : daher 
vor allen in der Volkswirihſchaftslehre, viel bedingter ſchon in anderen in Betreff 
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bes inneren Erfahrung trügerifchen und keine genügenden Anbaltspnntie für Ge⸗ 
neralifattonen bietenden pfuchologifhen Difciplinen, z B. in ber Kriminalpfudgo- 
logie, wird man der Statiſtik von vornherein beſtimmt die Bedeutung einer Hülfs- 
wiſſenſchaft einräumen dürfen. Die Moral» und die eigentlihe (geiftige) Kultur- 
ſtatiſtit können fchon jett mit beflerem Rechte als ſelbſtändige Wiſſenſchaften 
auftreten, als wie fogenannte Kulturgefchichte, welde eben nothgedrungen aus 
zahlreihen mangelhaften, deshalb anfechtbaren Inbultionen beftebt. 

Spectel zur Staatskunde fleht die Statiftif in. nem Verhältniß, daß fle 
jener einen großen Theil des Stoffes liefert, welcher in der Staatekunde kan 
nad dem leitenden Geſichtspunkte, den Zuſtand des Staats« uub Volkslebens nach 
allen Seiten dieſes Lebens zu beicgreiben, georbnet wird. „Die Stantöfunde ift 


-ein ſelbſtändiger Wiffenszweig, ber an ber Statiftil feine vornehmſte und unent- 


behrlichſte Hulfswiſſenſchaft bat und ohne fie dar nicht zu einer ſelbſtändigen Ent- 
widlung hätte gelangen können“ (Rümelin), Sie if, wie Bluntfchli es an 
drüdt, bie Lehre von den thatſächlichen Zuftänden im Staate und für 
ben Staat 16), Die Staatskunde führt dieſen Namen allerdings infoferne nicht 

3 paſſend, als in ihr auch eine Darftellung der Bollszuftände und beſonders ver 
wirthſchaftlichen Verhältniffe erfolgen fol. Indeſſen bezeichnet das Wort doch richtig 
den hiſtoriſchen Ausgangspunkt ver Difciplin, es wirb in ihr mit Recht die afl- 
gemein ſtaatliche Bedeutung der gefchilverten Zuſtände im Auge behalten, und es 
wiverfpricht nem gegenwärtigen Spracdhgebrauche des Worts Staat nit, dieſem 
Worte einen fo univerjellen Gehalt zu geben. Vieleicht könnte man auch zuſam⸗ 
menfaffenb fagen Bolls- und Staatslunde. In Betreff des Inhalts dieſer 
Diſciplin und der Theorie derſelben darf hier auf ven hiſtoriſchen Theil dieſer 
Abhandlung (befonders II. C.) und fpeciell auf die Entwidlungen von Räme- 
Lin-197) und die Syſtene von Schubert un Wappäus verwieſen werben, 
denen wir nichts Wefentliches binzuzufegen hätten, 

Mit dem Theil, welcher oben als Menſchheitsftatiſtik bezeicgnet wurde, ſteht 
die Statiftit in engerer Beziehung zu den Wiflenfchaften vom Menſchen umd zu 
den focialen Wiſſenſchaften, man kann fie dann, wie es vielfach. üblich iſt, im 
weiteren Sinne zu den legteren vechnen, muß aber babel ihrer univerfellen Be⸗ 
deutung eingedenk - bleiben. In anderer Hinfiht reiht fie fi) den Naturwiſſen⸗ 
haften an. Die anthropologifche Statiſtik im engern Sinne fteht zugleich in ben 


Sefellichafts- und Staats- und in den Naturwiſſenſchaften. 


Was wir unter der Methode und dem Syſtem ber Statiſtik verſtehen, 
ergibt fi aus dem Vorausgehenden. Das Syſtem der Statiſtik wird durch vie 
Ausführung ver. im Obigen vorgeführten gegliederten Aufgabe der Statiftil gebildet. 

Literatur Bgl. den gefchichtlichen Theil diefer Abhandlung. Hier mögen 
nur noch einige neuere Handbücher, Sammelwerke und Zeitichriften, welche vor 
zugsweife Material für die Staatölunde enthalten, mitgetbeilt werden. Kolb, 
Handb. ver vergleich. Statiftil, der VBölferzuft. u. Staatenkunde, Lpz. 1865. A. Aufl. 
(ethnograph. Form); Grant, Handb. ver Statiſtik (Defterreih, Preußen, Klein- 
dentichland, Schweiz, vergleichende Yorm), Bresl. 1864; Haus ner, vergleid. 
Gtatiftil von Enropa, 2 DB. Lemb. 1865 (wirklich vergleichend). Aehnliche Werke 
von Brahelli ud. — Handb. d. Geogr. n. Statiſtik v. Stein u Hör 
ſchelmann, 7. Aufl. in Verb. mit and, Gel. beach. von Wappäns, leider 


106) Staatöwärterbuß X, 153, _ 
109) Züb, Zeitfhr. a. a. O. ©, 486 ff.. 694. 
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noch immer nicht beendet, in Einzelnen — auch in den Arbeiten ein und desſel⸗ 
ben Berfaflerts — von ungleihem Werthe, wahrhaft vorzüglih In den von Wap⸗ 
päus, Heuſchling u. A. bearbeiteten heilen, im Ganzen eines der umfaſſend⸗ 
ſten und beften Werke diefer Art in allen Literaturen. Biebahn, Statifl. d. 
Bollver. u. ndrbl. Deutſchland, 2 B. Ball. 1862; O. Hühner’s leider nicht 
mehr regelmäßig fortgefegten trefflihen Jahrb. f. Volkswirthſch. u. Statift. (8 8. 
1865); Annuaire d’&con. pol. et de statist. v. Blod u. Guillaumin, Par, 
22.8. 1865; Goth. geneal. Almanach u. f. w. Die neuen amtlichen flatiftifchen 
Jahrbücher von Preußen, Defterreid. ubolph Wagner. 


Talleyrand. 


Der Fürſt Karl Moriz Talleyrand-Perigord, einer der größten 
Staatsmänner Frankreichs und der Typus eines ächten Diplomaten nad, feinen 
guten und fchlimmen Selten, ward am 13. Februar 1754 zu Paris geboren 
als erfier Sohn feiner Eltern, die einer ver äÄlteften Adelsfamilien Fraukreichs 
angehörten. Da er durch einen unglädiihen Yal in früher Ktmbheit einen 
lahmen Fuß bekommen hatte und in Folge davon hinkte, fchien ex zum Mitt: 
tärftend, zu weldem er Beruf in fih fühlte, nicht taugli und mwurbe baber 
von feinen Eltern wider feine Neigung für den geiftliden Stand beftimmt, ver 
damals noch für eine Borhalle der Staatögewalt angejehen wurde. Da fih bier 
für feinen Ehrgeiz eine weite Bahn eröffnete, verfähnte er ſich allmälig mit feinem 
anfgezwungenen Beruf und es gelang ihm bald, die Aufmerkſamkeit feiner Standes- 
genoſſen auf fi zu ziehen. Seine wiſſenſchaftliche Bildung erhielt er im College 
Harcourt und im Priefterfeminar St. Sulpice. Daß er fi nit mit befonderem 
Eifer auf die theologiſchen Wiſſenſchaften und geiftliche Uebungen legte, kann man 
fih denken, dagegen warf er fich mit Vorliebe auf die Philoſophie jener Zeit und 
wurde ein eifriger Verehrer Voltaires, auch beſchäftigte er fi mit Anwendung 
ber Phliofophte auf Nationaldtonomie. Im Umgang wußte er fi durch Wis und 
geiftreihe Konverfation beliebt zu maden, auch rühmte man ihm fchon frühe das 
Geſchick nah, die Menſchen an ihrer ſchwachen Seite zu faflen. Als 26jähriger 
gewandter W6b6 wurde er zum Öeneralagenten des franzöflfchen Klerus beftellt, 8 
Jahre fpäter, 1788, zum Bifchof von Autun ernannt, und im folgenden Jahr 
in die franzöflfche Nattonalverfammlung gewählt. Hier ftellte er fi alsbald in 
bie Reiben ber Fortſchrittspartei; als am 22. Juni die Mehrheit des Klerus von 
dem Adel fih trennte und zum dritten Stand übertrat, fehlte auch T. nicht, bald 
ward er einer ber Führer der Reformpartei und nahm am 4. und 31. Auguft 
an der Verzichtleiſtung auf bie fenvalen Vorrechte mit begeifterten Worten Theil. 
Er war einer der erften, welche die Pflicht der Kirche, mit ihren Gütern der Be⸗ 
brängniß des Staates zu Hülfe zu kommen, anerkannten. In biefem Stun ftellte 
er am 10. Oktober 1789 in der Nationalverfammiung ven Antrag, das Dritt⸗ 
theil der kirchlichen Einkünfte für Gtaatszwede in Anſpruch zu nehmen, welchen 
er bauptfächlich mit der Behauptung begründete, ver ee fet nicht eigentlicher 
Eigenthümer, jondern nur Berwalter viefer Güter; auch babe der Staat ja von 
jeher ein Hoheitsrecht über bie religiöfen Körperſchaften in feiner Mitte gehabt 
und es flehe ihm daher zu, die einzelnen Orden, wenn fie ibm ſchädlich oder un⸗ 
nütz dünken, aufzuldjen und dieſes Recht über ihre Eriftenz ſchließe nothwendig 
auch eine Befugniß, über ihre Güter zu beſtimmen, in ſich. Nach dieſen Voraus- 
ſetznugen trug er darauf an, daß zwei Driitheile der kirchlichen Einfänfte, die er im 
Banzen auf 150 Millionen Franken berechnete, ver Kirche verbleiben follten, ver 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. X. 31 


t 


482 Tallegrenk. 


britte Theil aber foßlte zur Dedung bes Staatsdeſicits verwendet werben. Die Rebe, 
mit welcher T. feinen Antrag begründete, fand großen Beifall, aber auch: heftigen 
Widerſpruch, e8 entfpann fi eine lebhafte Debatte und ſchließlich ging der An- 
trag mit 586 Stimmen gegen 346 durch. Durch dieſen Sieg war das Anfchen 
2.8 in der Nationalverfammlung feſt begründet und bie Revolutionspartei rech⸗ 
nete ihn von num an zu ben Ihrigen. Später machte er noch weitere Borfchläge für 
Berlauf der Domänen von Kirchen und Bildung einer Kafle, in welde der Er- 
trag der patriotiſchen Opfer fließen und von weldher Yifignaten anagegeben werben 
folten. Als man im Februar des folgenden Jahres das Bedürfniß fühlte, bie 
bisher gefaßten Beſchlüſſe vor der, öffentlihen Meinung zu rechtfertigen und den 
auftauchenden Wiperfprüden zu begegnen, wurde T. mit Abfaffung einer Prokla⸗ 
motion beauftragt, welche in vie Provinzen verbreitet werben fohte. Seine Arbeit, 
die er am 11. Februar in ber Berfammlung vortrug, wurde mit ftärmifchen Bei⸗ 
fall aufgenommen und beſchlofſen, fie von allen Kanzeln verlefen zu laſſen. Ginige 
Monate Später ließ fih der Bifchof von Autun dazu gebrauden, der Repolution 
gleihfam feinen geiftlichen Segen zu geben. Als zur Beier ber Föderation ber 
Nattonalgarden mit dem ſtehenden Heere am 24. Juli 1790 das erfte Revolu- 
tionsfeft gegeben wurde, entwarf T. nicht nur das Feſtprogramm, fondern er führte 
felbft als Eeremonienmeifter den Feſtzug der 60 Previger der Bataillone von 
Paris aus der Militärfchule nah dem Warsfeld, wo ein Wltar des Baterlandes 
errichtet war, las bort die Meffe, weihte die Neihsfahne und vie vor bem ‚Altar 
aufgeftellten 83 Banner der 83 Departements, woranf Lafahette den Bundes⸗ 
eid ſprach. | 

Bei ven Verhandlungen über die Eivilfonftitution des Klerus beobachtete T. 
vorfichtige Zurüdhaltung, aber fobald die Sache befhloffen und vom König ber 
ftätigt war, erllärte er fi) vollkommen einverflanden, leiflete nach dem Bor- 
gang Gregoires am 26. December 1790 den Bürgereid mit etwa 60 andern 
Seiftlihen und erließ an bie Geiftlihleit feines Sprengels die Aufforverung, ein 
Gleiches zu thun; auch weihte er am 25. Wehr. 1791 zwei neue Biſchöfe, welche 
an bie Stelle ihrer eidweigernden und deswegen abgejegten Vorgänger gewählt 
worden waren. Er verhehlte fi nicht, daß er hiedurch mit ber Kirche gebrochen 
babe und legte fein bifchäfliches Amt nieder. Doch konnte er damit ‚nicht ver- 
bindern, daß das Gerücht ihm nadfagte, er firebe nach ber gerade erlebigten 
Stelle eines Biſchofs von Paris. Diefes Gerücht war mit der Beſchuldigung ver- 
bunden, er ergebe ſich dem Spiel und babe durch dasſelbe in kurzer Zeit die 
Summe von 600,000 Franken gewonnen, was ihn veranlafte, ein entſchuldigendes 
Sendſchreiben an feine Mitbürger zu richten, worin er die behauptete Bewerbung 
abläugnete und erlärte, er würde die ihm von dem Gerüdt zugedachte Ehre 
keinen Falls anmehmen. Zugleih geftand er aber in Beziehung auf die Beſchuldi⸗ 
gung des Spielend, daß er, zwar nicht in öffentlichen Spielhänfern , aber im 
privaten Schachklubb die Summe von 30,000 Franken gewonnen habe und daß 
er fi) von ber bis zur Ungebühr verbreiteten Spielluft mehr als vecht habe ver- 
führen lafien. Er müſſe fih felbft darob anklagen, nicht nur als Privatmann, 
fondern noch mehr als Geſetzgeber, ber auf die Tugenden ber Freiheit halten und 
für einen regenerirten Staat alle Strenge ber Moral fordern müſſe. — Um feinen 
angefochtenen Kredit wieder herzuftellen, benutte er feine Beziehungen zu dem 
flerbenden Mirabeau, — er wurbe an fein Sterbebeit gerufen, hatte eine lange 
Unterredung mit ihm und ließ fi von ihm beauftragen, ber Nationalverfamm- 
Inng jeine legte Huldigung darzubringen; am 2. April 1791 trug er unter Zeichen 
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geipannter Aufmerkſamkeit und begeiftexten Beifall das Teftament Mirabean's 
an die Nationalverfammlung vor. Bald darauf trafen ihn bie Folgen feiner Hal- 
tung in Betreff der Eiviifonftitution des Klerus; am 1. Mai 1791 erfchlen ein 
Breve des Papftes Pins VI., weldes jener neuen Ordnung bie Anerkennung 
verfagte und gegen T., weil er fi herausgenommen hatte, die erſten konſtitutio⸗ 
nellen Biſchöfe zu weihen, dad Verbot aller geiftlihen Verrichtungen verhängte 
und ihn mit Erkommunikation bedrohte, wenn er nit binnen AO Tagen zur 
Erkenntniß feines Ungehorfams komme und Buße thue. T., ber feine geiflliche 
Würde, die ihm von jeher eine läftige Fefſel geweſen, mit innerer Befriedigung 
aufgegeben hatte, und jegt nach weltlichen Ehren värftete, Tümmerte fich wenig 
um die angedrohte Erfommunilation und nahm bei einem Bericht, ven er, an 
Mirabeau’s Stelle zum Direftor des Departements gewählt, über bie gottesbienft- 
lichen Gebäude ver Stadt Paris zu erftatten hatte, Gelegenheit gegen das päpfl- 
liche Breve und den unberedhtigten Bannfluh zu proteftiren. Da er durch bie 
Geſchäfte jenes Amtes eines Departementspireltors vielfach in Anfpruh genommen 
war, nahm er wenig Antheil mehr an den Berhandfungen der Nationalverfamme 
lung, fein letztes Auftreten in berfelben war ein Bericht über die Reform bes 
Sffentlichen Unterrichts, worin er bereits bie Grundzüge ber Verordnungen barlegte, 
weiche fpäter der Konvent über -diefen Gegenſtand erlleß. Er wollte das ganze 
Unterrichtswefen in die Hände des Staates geben, Jedem das Recht auf Unter- 
richt fihern und die Erlaubniß zum Lehren und zur Grundung von Unterrichts⸗ 
anftalten nur von der Beobachtung der Stantsregulative abhängig machen. So 
wichtige Dienfte T. auch der Sache ber Revolution geleiftet hatte, fo entging er 
doch nicht dem Verdacht einer zweibentigen Haltung, ja verrätherifcher Biane. Dan 
wollte wiſſen, er fet im Beſitz beveutender Geldſummen, er ftehe in geheimer Ver⸗ 
bindung mit dem Hofe, ber Yamilie Orleans, mit England; der Berbadht kam 
einmal foger in offener Anklage in der Nattonalverfammlung zum Borfchein. Um 
diefen Verdächtigungen und Angriffen aus dem Wege zu geben, ließ er fi dem 
Geſandten Frankreichs nah England, Herrn von Ehauvelin, als zweiter Bertreter 
der franzöfifhen Negterung beigeben, und er batte die Genugthuung, als vie 
Hauptperfon biefer Geſandtſchaft angefehen zu werben. Aber eö gelang ihm darum 
nicht, die Unterhandlungen zu einem befrievigenden Ergebniß zu führen, benn Pitt, 
der T.'s Bekanntſchaft bei gemeinfchaftliden Studien in Paris gemacht hatte, 
wollte mit ihm nicht unterhandeln. T. ging deshalb bald wieder nach Paris zurüd, 
ober die Bolköftimmung gegen ihn war während feiner Abweſenheit nicht beſſer 
geworben. Nah dem unglädlihen Fluchtverſuch Ludwig's XVI. hatte man unter 
deſſen Papieren einen Brief bes Minifters Laperte gefunden, in welchem er den 
Biſchof von Autun als einen rühmte, der königlicher Majeftät zu dienen Verlangen 
babe. Um T. der Volksrache zu entziehen, verlängerte Danton feine VBollmadıt 
als Geſandter und ſchickte ihn nad London zurüd, von wo er ein Rechtfertigungs- 
reiben an den Konvent fandte und die Aeußerung Laperte’s auf einen beftimmten 
Gall bezog, in welchem er fi für den König ausgefprochen habe, als es fi 
varum handelte, feiner religtöfen Ueberzeugung Gewalt anzuthun und ihn zu 
nöthigen, daß er von beeidigten Prieftern das Abenpmahl nehme. Der Konvent 
nahm wenig Nüdfiht auf feine Vertheidigung und ließ ihn in das Emigranten» 
verzeihniß eintragen, d. 5. als Berbannten bezeichnen. Er blieb zunächſt in Eng- 
land, warb aber dort nach entgegengefegten Seiten bin ein Gegenſtand des Ber- 
dachts. Die Revolutionsfreunde beſchuldigten ihn der Annäherung an die Emigranten 
und des Kompfottes gegen die franzöſiſche Regierung, und die Emigranten hielten 
31% 
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ihn für einen Agenten ver JIalobiner. Auch der Regierung erſchien er verbädtig 
und Pitt ließ ihn auf Grund der Fremdenbill ausweifen. Gezwungen, England 
zu verlaffen, begab er fih nun nad ven Bereinigten Staaten Nordamerika's und 
verjuchte e8 dort mit Handelsſpekulationen, womit er keine ſchlechten Geſchäfte ge- 
macht haben fol. Aber er hielt es dort nit lange aus, tenn er brannte vor 
Begierde, auf der politiihen Bühne feiner Heimat eine Rolle zu fpielen. 
Bon Philadelphia aus richtete er im Iahr 1796 die Bitte um Erlaubniß zur 
Rückkehr an den Konvent, und feinen freunden, befonders ven Bemühungen der 
Frau von Stasl gelang es, den Beſchluß feiner Zurädberufung im Konvent durch⸗ 
zujegen. Auf die Nachricht hievon eilte er nach Frankreich zurüd und näherte ſich 
mit zuvorkommender Dienftwilligleit den einflußreichen Perfönlichleiten ber republi- 
fanifhen Partei. Aber es wurde ihm nicht leicht, das beſtehende Mißtrauen zu 
überwinden, namentlich ein Mitglied des Direktoriums, der Republikaner Earnot, 
ſprach unverholen feine entichiedene Abneigung aus, er widerſetzte fich dem Antrag 
feiner Kollegen, T. an ven Geſchäften theilnehmen zu laffen, mit Heftigkeit: „Er 
bat“, fagte er von ihm, „kein feftes Princip, er verändert es wie ein Kleid, und 
hängt den Mantel nah dem Winde. Als die Philofophte Mode war, war er 
Philofoph; jetzt iſt er ein Republilaner, weil man es heutzutage fein muß, um 
etwas zu werben; morgen wird er ven Deipotismus proflamiren, wenn er ihm 
Nutzen bringt; ich mag ihn um feinen Preis und fo lange ich am Ruder. ber 
Geſchaͤfte fein werde, wird er nichts fein”. Bald ertannte T. mit feinem feinen 
Inftinft, an wen man ſich zu halten babe, um etwas zu werden, er fah in dem 
jungen ©eneral Bonaparte den Mann ver Zukunft. Er machte feine Bekanntſchaft 
bei Madame Beauharnais und als er die Leidenſchaft Bonaparte's für diefe Dame 
bemerkte, betrieb er vie Heirath, um buch Vermittlung Iofephinens die Gunſt 
Bonaparte’8 zu gewinnen; anbererjeits benügte er feine Verbindung mit den Mit- 
gliedern des Direltoriums, um ihnen vorzureben, daß man aus dem jungen General 
etwas machen, daß man ihn auf einen wichtigen Boften ftellen müſſe und es war 
theilweife eine ruht von T.'s Empfehlung, daß man Bonaparte die Führung 
der italtenifchen Armee anvertraute. Nachdem er längere Zeit vergeblih fig um 
eine einflußreihe Stellung bemüht hatte, gelangte er endlih im Sommer 1797 
an das Ziel feiner Wünſche; das Direltoriam übertrug ihm das Minifterium ver 
answärtigen Angelegenheiten, das er unter fehr fchwierigen Verhälinifien mit aus 
nehmender Gewandtheit und entfchienenen Erfolgen führte. Unter feinem Miniſterium 
wurbe ber Friede von Campo Formio abgefchloffen und der Kongreß von Raſtatt 
eingeleitet und ausgenügt. Als Bonaparte den Plan einer Erpetition nad) Aegypten 
in’8 Auge gefaßt hatte, war es T., der die öffentliche Meinung dafür ſtimmte. 
Er hielt in der Akademie eine Rede über das Bedürfniß der Kolonifirung Nord⸗ 
afrika's, erftattete einen Beriht an das Direktorium, um das Unternehmen zu 
empfehlen, eine glänzende Eroberung müſſe dazu bienen, ben englifch⸗ruſſiſchen In- 
triguen ein Ende zu machen, und bie Freundſchaft der Pforte zu gewinnen. 

Die Gunſt Bonaparte’8 hatte für T. um fo größeren Werth, ale er fid 
fonft von allen Seiten angegriffen ſah. Befonverd die Fraktion ber radikalen 
Jakobiner, die fih im Reithaus zu verfammeln pflegte, machte es ſich zum Ge⸗ 
fhäft, den Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten zu verbächtigen und Be— 
fhuldigungen gegen ihn zu fammeln. Man warf ihm vor, er babe bie neue 
Koalition gegen die franzöflfhe Republik begänftigt, er habe bie Expedition gegen 
England nicht kräftig genug betrieben und das Mißlingen verfelben verfchuldet, 
und als die Erfolge der Unternehmung in Aegypten der Erwartung jo gar nicht 
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entfprachen, ſchob man ihm auch dies in die Schuhe; man führte ferner Ringe 
darüber, daß er die beiten Republilaner durch unnüge diplomatiſche Miſſionen ferne 
halte. Nicht nur in der Reitſchule wurden ſolche Beſchuldigungen ausgeſprochen, 
auch im Rathe ver Fünfhundert wurde eine ähnliche Sprade gegen ihn geführt. 
Lucian Bonaparte fagte bier, der Name X. werde in allen Konfptrationen ge- 
naunt. So auf alle Weife gehetzt, entfchloß ex ſich, feine Entlaffung anzubieten, 
die anfangs verweigert, aber, da er darauf beharrte, angenommen wurde. Aber 
das ehrenvolle Entlaffungsvelret, das ihm das Direltortum zugehen lich, das 
Zeugnig des Bürgerfinns, des patriotifchen Eifers und der Einſicht, das ihm darin 
auögeftellt wurde und dem er bie größte Deffentlichleit gab, rief einen neuen 
Sturm der Beſchuldigungen gegen ihn hervor, Briot hielt am 29, Wuguft 1799 
eine Philippifa gegen T., worin er ihn des Verraths verbädhtig und von Eng- 
land erfauft barftellte. Aber T. kümmerte fi nicht mehr viel um das Gerede 
feiner Feinde, er war allerbings in eine Konfpiration verwidelt, aber nach anderer 
Seite hin als feine Gegner glaubten. Schon längere Zeit hatte er geholfen einen 
Stantsftreih vorzubereiten, den jett ber aus Aegypten zurüdgelehrte Bonaparte 
ins Werk zu fegen ſich anfchidte. T. wird wohl mit Recht als einer der intellel- 
tuellen Urheber des 18. Brumaire (9. Nov. 1799) bezeichnet, an welchem das 
Direktorium geftürzt und Bonaparte zum erften Konful erhoben wurde. T. erntete 
bie Früchte feiner hilfreichen Bemühungen, am 21. Nov. wurde er vom erften 
Konful zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt und blieb eine 
Meihe von Jahren einer feiner einflußreihften und nüglihften Rathgeber. Bald 
nach Uebernahme des Minifteriums hatte er Gelegenheit, durch gefchidte und kluge 
Leitung der linterhanblungen, die zum Schluß des Friedens von Lüneville führten 
und die Friegerifchen Siege Frankreichs dur einen biplomatifchen vollendeten, feine 
ansgezeihneten Talente zu bewähren. Bonaparte bekam dadurch eine hohe Mei» 
nung von der flantsmännifhen Kunft feines Minifters, ver ihn faft gleichzeitig 
auch daburd einen fehr wichtigen Dienft leiftete, daß er die Gründung ber cis⸗ 
alpinifhen NRepublit und die Wahl Bonaparte's zu. deren Präfidenten durchſetzte. 

Um den Abſchluß des Konlordats erwarb fih T. ein mehr zufälliges Ver⸗ 
dienft, er war mie bie meiften Rathgeber Napoleons nicht für dasfelbe und als 
der erſte Konful auf dem Punkte war, vie Berhanplungen abzubrehen und bem 
päpftlihen Geſandten eine Art Ultimatum gegeben hatte, ertheilte T. in ber Ab» 
fiht, den Bruch zu befchleunigen, dem franzöfffhen Gefandten in Rom bie Wei- 
fung, in: 8 Tagen Nom zu verlafen, wenn der Konkorbatsentwurf nicht angenom- 
men würde. Dies beftimmte den päpftliden Staatsfelretär Karbinal Conſalvi ſo⸗ 
glei nad Paris zu reifen, um mit Bonaparte perfönli zu unterhandeln und 
burch einige Nachgiebigfeit ven Friedensſchluß mit dem mächtigen Diktator zu er- 
faufen. Das Konkordat verſchaffte dem abtrännigen Biſchof von Autun auch ben 
perfönlichen Frieden mit ver Kirche. In einer beſonderen Klauſel war man übers 
eingelommen, daß der Papſt ein Breve erlaffen follte, um ben von Pins VI. ge 
gen T. ausgeſprochenen Bannflud aufzuheben und ihn von dem geiftliden Cha⸗ 
ralter au befreien. In diefem Breve wurde T. als ber fehr geliebte Sohn ange⸗ 
redet, der ein heftige Verlangen trage, fi) mit der Kirche wieder auszufühnen 
und ihm al® Buße nur eine reihlihe Almofenfpenvung an vie Hilfsbebürftigen 
feines vermaligen Sprengels auferlegt. Bonaparte Hatte urſprünglich gewünſcht, 
daß T. wieder in eine kirchliche Stellung zurückkehre und ihm das Anerbieten ge- 
macht, ihn zur Kardinalswürde vorzufhlagen und ihn an bie Spige der franzöfl- 
ihen Kirche zu fielen. T. aber, ver eine entjchtevene Abneigung gegen den ihm 
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in feiner Jugend aufgeswungenen geiftlihen Stand hegte, weigerte fi, auf biefen 
Vorſchlag einzugehen. Dagegen mußte er fi eine andere Folge feiner Verſoͤhnung 
mit der Kirche gefallen Yaffen, nämlich fein Verhältniß mit Frau Grant, mit wel- 
Ger er feit Iahren im Konkubinat lebte, durch eine kirchliche Trauung zu Iegiti- 
miren. Diefe Frau Grant war eine ſchöne, aber ungebilvete und geiftig befchränfte 
Frau, die er anf der Müdreife von Amerika in Hamburg kennen gelernt hatte, 
wohin fle mit ihrem Manne, einem Englänver, aus Indien gelommen war. Gie 
- gefiel ihm fo fehr, daß ex fie ihrem Mann um. eine bedeutende Summe abfaufte 
und bei ſich bebielt. Bonaparte fand es unſchicklich, daß ein hoher Staafsbeamter 
An einem ſolchen ungefeglichen Verhältniß Iebe und nBthigte T., da er nun durch 
ven Nüdtritt in den weltlihen Stand zur Ehe berechtigt war, feine Maitreffe zu 
bheirathen. 

Wie T. den 18. Brumaire hatte einleiten helfen, fo nahm er aud an ber 
Umwandlung des erften Konfuld zum Kaiſer der Franzoſen thätigen Antbeil; 
er machte für die Idee ber Kaiſerwürde Propaganda und ftellte and Bonaparte 
felbft vor, wie fehr fi feine Stellung zu andern Regierungen burd Annahme 
des Kaifertitels verbefiern würde. Er ſelbſt ging bei biefer Beränderung nicht leer 
aus; der Glanz des Kaiſerthrones bradte ihm nene Würben und Güter; am 
11. Iult 1804 wurde er zum Großofficier de? Yalferlihen Palaſtes, oder Groß⸗ 
fammerberın, und am 3. Juni 1806 zum Fürften von Benevent ernannt, was 
fein leerer Titel war, ſondern den Befit eines Fürſtenthums von 4 Quadratmei⸗ 
Yen, mit welchem ihn Bonaparte belehnte, in fich ſchloß. Aber jest war T. auch 
-auf der höchſten Stufe Yatferliher Gunft, bald darauf traten Störungen ein. T. 
"hatte im Ganzen einen mäßigenden Einfluß auf Bonaparte gebt, er war ber 
Mahner zur Borfiht und Befonnenheit geweſen; aber im Bollgefühl der Taiferlt- 
hen Macht konnte Bonaparte immer weniger Widerſpruch und Bedenklichkeiten 
‘ertragen, in wichtigen Punkten war T. mit Napoleons Politik nicht einverftanden ; 
er meinte, Napoleon follte durch ein freundliches Verhältniß mit Oeſterreich unb 
- England zum Frieden zu gelangen fucdhen, während ber Katfer durch ein Ueberein⸗ 
kommen mit Rußland die Herrfchaft im Occident erſtrebte; auch die ſpaniſche Po⸗ 
fitit Napoleons bilfigte X. nicht; fo lange es fih um Erwerbung eines Stücks 
von Spanien handelte, führte er die Unterhanblungen mit Eifer, als er aber 
merfte, daß es anf gänzliche Entthronung der Bourbonen abgefehen fet, z0g er 
fih zurüd und gab zu verftehen, daß er dies für einen politiihen Fehler halte. 
Ueberdies fühlte er mit feinem feinen Inftintt heraus, daß Napoleons Glüdsftern 
im Sinken begriffen ſei, er Tonnte fich nicht enthalten, feine Meinung durch Witz⸗ 
worte zu verrathen, die dann Napoleon wieder zugetragen wurben und ihn verletten. 

So fam e8, daß der Kaifer feiner überbrüfftg wurbe und T. feine Entlaf- 
fung nahm, bie denn aud am 8. Auguft 1807 gegeben wurbe, begleitet mit ber 
Ernennung zum Großwahlherrn, eine Würde, die ihm den Zutritt zu allen Kon⸗ 
vents öffnete. Das letzte bedeutende Gefhäft, das T. ala Minifter noch beſorgte, 
war der Abſchluß des Friedens von Tilſit, zu bem er wegen ter aus ber ſpani⸗ 
hen Verwicklung entipringenden Gefahren dringend gerathen hatte And noch 
nad feiner Entlaffung begleitete er ben Kaiſer nach Erfurt, wo er als Großkam⸗ 
merberr funktionirte. 

Bon nun an aber begann T. gegen Napoleon zu Tonfpiriren, fein Salon 
wurde der Sammelplag ver Mißvergnügten; auch Fouché, der ſich feit Iabren 
von ihm ferne gehalten hatte, fand fi dort ein. Nah Napoleons Rüdtehr aus 
"Spanien im Jannar 1809 fam deſſen Ungnade gegen T. zum Ausbruch; er und 
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Fouche wurben zu einer geheimen Konferenz In bes Kalfers Kabinet berufen. 
Napoleon Üüberhäufte beide mit Vorwürfen, daß fie Komplotte gegen ihn ſchmie⸗ 
beten, und T. insbefondere hielt er vor, daß er Maßregeln, die er ihm ins An— 
geficht gebilligt habe, hinter feinem Rüden tadle umb verfpotte. Bald darauf wurde 
er auch feiner Stelle als Großkammerherr enthoben. Nun zog er fi} auf fein 
Landgut bei Valençay zuräd, beobachtete die Dinge im Stillen und verfolgte fie 
gelegentlich mit feinem feinen Spotte. Bereits dachte er an bie Zurüdberufung ber 
Bourbonen; nad der Nachricht von dem Rüdzug Napoleons ans Rußland fchrieb 
ex an feinen Oheim, den Erzbifchof Talleyrand von Rheims, der in ber Umgebung 
Ludwigs XVII. fih aufbielt, er überhänfte ihn mit Berfiherungen zärtlicher 
Unbänglichleit und verband damit bie Bitte, ex möge ihn feinem Herrn empfehlen. 
Ludwig XVII. nahm dieß als ein günftiges Vorzeichen von dem nahen Sturz 
Rapoleons auf. T. ließ fi fogar in eine Verbindung ein, welde auf Einfegung 
einer proviſoriſchen Regierung abzielte. Der Kaiſer belam nad) feiner Rüdkehr 
aus Rußland Nachricht hievon umd ftellte T., der bei einem Lever erſchien, bier- 
über zur Rebe, wogegen jener feine Unſchuld und unveränderte Treue betheuerte. 
Es wurde and durch Vermittlung Berthiers ein freundliches Verhältniß zwiichen 
dem Kaiſer und feinem ehemaligen Miniſter hergeſtellt und es kam ſogar im Früh⸗ 
jahe 1818 zu Verhandlungen über eine nochmalige Uebernahme bes Minifterlums 
der auswärtigen Angelegenheiten, aber fie Tonnten fich nicht mehr mit einander 
verflänbigen. 

Um die Belt des Kongrefies von Chatillon (Februar 1814) zeigen ſich deut- 
liche Spuren von Umtrieben T.'s zu Gunften der Einfegung der Bonrbonen ; im 
Marz erfchlen im Lager der Verbündeten ein anonymer Zettel mit ver Aufforbe- 
rung: „Osez donc une fois.* Als die Verbündeten in Paris einzogen, fanden 
fie T. zum Abfall feſt entfchloffen. Er begab ſich in die ——— des Marfchalls 
Marment und näherte ſich bier dem Adjutanten des Kaiſers Alexander, Graf 
Drlow, dem er mit einer gewiſſen Feierlichkeit ſagte: „Uebernehmen Sie vie 
Mühe, Ihrem Monarchen ven Ausprud ber tiefften Ergebenheit des Fürften von 
Denevent zu Füßen zu legen”, was der Adjutant mit bem Zeichen bes Ber- 
ftänpniffes beantwortete. Auch der Kaiſer verftand biefen Winf und nahm im 
Haufe. T.'s in der Straße St. Florentin feine Wohnung. Hier war nun ber 
Sammelplag ber Fürften nud Diplomaten, bier wurde über die Zufunfi Franf- 
reichs entſchieden. Gleich am andern Tag wurde eine Konferenz gehalten, bei 
welcher T. die auf Frieden mit Napoleon oder Einfegung einer Regentſchaft hin- 
ztelenden Projekte nieberzufchlagen und ven Gedanken an Wieverberftellung der 
Bourbonen anzuregen und bie dagegen erhobenen Bedenken mit Erfolg zu be- 
kampfen wußte. Er übernahm es auch, ven Senat dafür zu flimmen, was feine fo 
leichte Sache war, ba bie Mehrzahl der in Paris anweſenden Mitgliever napo- 
leoniſch gefinnt war. Doch T.'s diplomatiſche Kunft wußte die Schwierigkeiten zu 
überwinden und einen Beſchluß durchzuſetzen, der Napoleon und feine Familie 
des franzöfifgen Thrones für verluftig erflärte. Er wurde auch Präfldent ber 
provfforifhen Regierung und arbeitete mit allen Mitteln dahin, ven Sturz Napo⸗ 
teons zu beſchleunigen und feine Wiederherſtellung unmöglih zu machen. Nach 
einer, jedoch nicht verbürgten Nachricht, foll er fich ſogar an einem Komplott gegen 
Napoleons Leben betheiligt haben. Ebenſo eifrig, wie für den Sturz Napoleons, 
arbeitete er für bie Reftauration der Bourbons, die in ber Hauptſache als fein 
Bert angeſehen werden muß, da weber bei ben Berbündeten ein beftimmter Ent⸗ 
ſchluß bereits fer Rand, noch in Frankreich bie nationale Stimmung dafür fi 
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ausſprach. Welches die Beweggründe T.'s geweſen find, ob tie Ueberzeugung von 
der objeftiven Nothwendigkeit und ber Schwierigkeit, auf andere Weiſe eine nene 
Ordnung der Dinge in Frankreich zu gründen, ober ein Groll gegen Napoleon, 
von dem er fi für wichtige Dienfte mit Undank belohnt glaubte, oder die Hoff⸗ 
nung, unter den Bourbonen eine einflußreihe Stellung zu erhalten, läßt ſich 
(wer fagen. 

Sobald ber Sturz Napoleons entſchieden war, trat er als bienfteifriger 
Anhänger der Bourbonen offen auf. Als Graf Artois am 12. April 1814 in 
Baris anfam, bewillfommte ihn T. an ber Spige ber proviſoriſchen Regierung 
mit Worten begeifterter Hulvigung, dem nod in England weilenden Ludwig XVIII. 
diente er mit briefliher Berathung und verfiherte ihn, daß er fein höchſtes Glück 
darein fege, fein ganzes Leben dem Dienfte des Königs zu weihen; er verlange 
nichts für ſich, Halte es aber im Interefie Frankreichs für nothwendig, daß ihm 
das Miniftertum der auswärtigen Angelegenheiten übertragen werde, da es ſchwierig 
zu führen fei und einen Dann verlange, der in bie Kunft eingeweiht fei, mit allen 
KRabinetten Europas zu verhanteln. Zugleich erbat er ſich für feinen Reffen bie 
Stelle eines erften Aide de Camp bei dem König und für beffen Frau, bie jpätere 
Herzogin von Dino, den Titel als Hofvume. Einige Wochen nah biefem, vom 
14. April 1814 datirten Schreiben empfing der Fürſt von Benevent Ludwig XVII. 
in Compiegne und verbandelte mit ihm über Annahme des Berfafiungsentwurfs, 
ven ihm der Senat unterbreiten wollte. Bald nad der Rüdkunft Ludwigs XVII. 
nah Paris wurde das neue Minifterium zufammengefegt und T. erhielt das von 
ihm verlangte PBortefeuille der auswärtigen Angelegenheiten; ver König foll fü 
aber nicht ohne Ueberwindung dazu entfchlofien haben, pa er „feine Schlanheit 
fürchtete. 

Eine ſehr wichtige Rolle ſpielte T. auf dem Wiener Kongreß, auf dem er 
als erſter Vertreter Frankreichs erſchien. Hier zeigte er ſich als der Allen über⸗ 
legene Meiſter der diplomatiſchen Intrigue, Indem er nicht nur das Werk der 
Reftauration der Bourbonen vollendete, fondern auch Frankreich, das als be- 
flegte Macht zugelafien war, wieder in den Kreis der enropälihen Vormächte 
einführte. Für die Zurüdberufung der Bourbons hatte ex eine eigene ſtaatsrecht⸗ 
liche Theorie erfunden, ven Grundſatz ber Legitimität, wornad bie Regierung ber 
Stanten nicht durch das Stants- und Völkerrecht, fondern durd; das Privatredt 
ber fürftlichen Familien beftimmt werben follte, und nicht nur bie Berechtigung 
der Völker, fondern auch die der Staaten als moralifher Perfonen mit größter 
Schroffheit verneint wurde. Es gab nach dieſer Lehre überhaupt feine Staaten, 
fondern nur Länder, als das Beſitzthum gewiſſer mit dem Recht zu regieren and» 
geftatteter Familien, deren fürftliches Dafein als erfter Zweck voraudgelegt wurde. 
Dies war der Srundfag, nad welchem T. auf dem Wiener Kongreß die Ange- 
legenheiten behandelt wifjen wollte. 

Seine perfönlihe Stellung war Anfangs keineswegs günftig. Seine diploma⸗ 
tiihen Kollegen behanbelten ihn wenig entgegenfommend, er fah fi ifolirt, fat 
gemieden; in Kurzem aber wußte er durch breiftes Auftreten zu verblüffen und zu 
imponiren und die getroffenen Verabredungen und vorgefoßten Plane in Frage zu 
ftellen. Die Geſandten ver verbänbeten Mächte, England, Rußland, Oeſterreich und 
Preußen, hatten ſich gleich Anfangs zufammengethan, um eine Geſchäftsordnung 
zu entwerfen und die Grundſätze feftzuftellen; fie wollten nun das darüber auf» 
gelegte Protofoll ald eine abgemachte Sache zur Kenntnißnahme mittheilen. Als 
nun zu dieſem Behufe ver franzöfiige Gefandte, mit dem ſpaniſchen, zu einer 
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Konferenz eingeladen, auf derſelben erſchien und die Vorleſung der Protololle be⸗ 
gonnen hatte, ſtellte er ſich an, als ob er gar nicht verſtände, was der Ausdruck 
Alllirte zu bedenten habe; er fragte, ob man denn nicht in Paris Frieden ge⸗ 
ſchloffen Habe, gegen wen denn noch ein Bündniß beſtehe, ob man denn nicht unter 
Vorausſetzung ver Gleichberechtigung zufammen gelommen fel, ob man denn damit 
anfangen wolle, die Rechte, die geachtet werben follten, zu verlegen. Mit viefem 
Auftreten gelang es ihm wirklich, die verfammelten Diplomaten zu verblüffen und 
zu verwirren; Teiner von ihnen beſaß die erforberliche Geiftesgegenwart, um die 
richtige Untwort zu finden und den Vertreter einer beftegten Macht in feine ge» 
büßrenvde Stellung zurückzuweiſen; fie fuhten in ihrer Berlegenheit Ausflüchte und 
erwiberten, jie hätten den Ausprud Berbänbete nur ver Kürze wegen gebraucht, 
fie legten auf ihr Prädilat feinen beſondern Werth und wären bereit, es zurück⸗ 
zunehmen. Ste ließen es ſich gefallen, daß T. die Unterichrift verweigerte und 
gaben den Gefchäftegang des Kongreſſes, ven fie feflgeftellt zu haben glaubten, 
ber freien Erörterung anheim, und da X. nun um fo kecker auf der Forderung 
beftand, daß vor allen Dingen der Kongreß in feiner Gefammtheit zufammen be= 
rufen werde, trennte ſich die Konferenz, ohne einen Beihluß gefaßt zu haben. 
Eine Ähnliche Scene führte T. mit Kaiſer Alexander auf, der ihn auf ven folgen- 
den Tag beſchieden hatte; auch ihm gegenüber pochte er auf vie Gleichberehtigung 
Frankreichs mit den andern Großmächten, und wußte durch Appellation an des 
Kaiſers Großmuth und die verdeckte Drohung eines neuen Krieges ihn wirklich in 
feinen Planen und Borfägen irre zu machen. Bald darauf formulirte er feine 
Anfprüche in einer Mete, in welder er die Forderung ftellte, daß die Mitglieder 
der Ausſchüſſe von der Gefammtheit des Kongrefies gewählt werben müßten, wo⸗ 
durch die Heinen rheinbündifhen Fürſten ſchon vermöge ihrer Zahl vie Majorität 
und vorwiegenden Einfluß gewonnen haben würden. Dieß bewirkte zwar zunächſt 
unter den großmächtlihen Geſandten einen Sturm ver Enträftung und propocirte 
die Drohung, daß die vier Verbündeten die Angelegenheiten allein orbnen wären, 
was T. mit der Gegendrohung beantwortete, in biefem Galle würte Frankreich 
die Mächte zweiten Ranges zu gemeinſchaftlicher Oppofition unter feine Fahne fammeln. 
Nun fanden zwar beide Theile für gut, durch gegenfeitige Nachgiebigkeit fich zu 
verflänbigen, aber jene Drohung mit ver Proteftion ver Heineren Mächte blieb 
der leitende Gedanke bes franzäflichen Gefandten, und damit hatte er bald erreicht, 
daß er aus feiner Ifoltrung herausfam und ein geachteter Mann auf dem Kon⸗ 
grefie warb. In materieller Beziehung warf fi T. mit feinem Einfluß befonders 
anf die ſächſiſche unt polnifhe Frage, und that fih zum Proteltor des Königs 
von Sachſen auf, zu deſſen Gunſten ex feine Legitimitätstheorie geltend machte. 
As Kaiſer Alexander einft in der Hite des Gefprähs ten König einen Verräther 
naunte, erhob fi der Fürſt von Benevent mit der Miene der Brutalität dagegen 
und erflärte mit Nachdruck, eine ſolche Bezeichnung könne nie auf einen König 
angewendet werben, und es fei fehr daran gelegen, daß fie ihm nie beigelegt 
werde. 

Kraft der Legitimitätstheorie betrieb T. auch die Abfegung König Murats 
von Neapel und die Wienereinfegung der Bonrbonen auf ben neapolitanifchen 
Thron, obgleich er felbft einft an Murats Erhebung mitgearbeitet hatte und has 
berühmte ‚Dekret, demzufolge tie Dynaſtie der Bourbonen in Neapel „aufgehört 
hatte zu regieren”, aus feiner Minifterlalfanzlei hervorgegangen war. In Vezie⸗ 
hang auf Deutfchland gingen feine Bemühungen dahin, die Wieverherftellung eines 
dentſchen Neiches zu verhindern, dagegen die Sonveränetät der kleineren deutſchen 
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Monarchien zu ſtärken; einem Bündniß derſelben untereinander war er übrigens 
nicht entgegen, nur wollte er Oeſterreich und Preußen nicht dabei haben, die 
deutſchen Staaten ſollten nach feiner Meinung „eine freie und ſtarke Konföderation 
bilden, um die franzöſiſchen Waffen auf immer von den öſterreichiſchen und preu⸗ 
ßiſchen Waffen zu trennen“. Andererſeits fuchte er den durch die Alllanz gegen 
Napoleon überwundenen Gegenſatz zwiſchen Oeſterreich und Preußen neu zu bes 
leben und benützte hiezu beſonders die ſächfiſche Frage, um England und Oeſter⸗ 
reich gegen Preußen und Rußland zu hetzen. Das Bündniß vom 3. Januar 1815 
war größtentheils fein Werk, 

So war er für bie deutſchen Intereffen eines der Thäplichften Mitgliever bes 
Kongreſſes; er hat viel dazu beigetragen, daß vie VBebärfniffe und Hoffnungen 
Deutſchlands unbefriebigt geblieben find. Frankreich aber hat ihm viel zu danken; 
fein Berbienft ift es, daß es fo bald nad einer demüthigenden Niederlage In vie 
Reihe der leitenden Mächte eintreten konnte. 

Die Nachricht von der Nüdtehr Napoleons aus Elba verfegte T. In großen 
Schrecken, obgleich er mit der ganzen franzöſiſchen Geſandtſchaft den Sicheren fpielte; 
er betrieb die Achterffärung der verbünbeten Mächte, durch melde Napoleon außer⸗ 
halb des Völferrehtö geftellt und gleihfam für vogelfrei erffärt wurbe; anderer⸗ 
feits ſah ihn Napoleon als einen feiner Hauptfeinde an, denn in ber Amnmeſtie, 
welche er am 12. März 1815 gegen diejenigen erließ, melde an dem Sturz bes 
Tatferlihen Thrones gearbeitet hatten, war T. ausgenommen und feine Güter 
wurden der Konfisfation überwieſen. Nah der Schlacht bei Waterloo gab T. fi 
viele Mühe, Ludwig XVIII. feinen Thron zu erhalten und die auftauchenden 
Deventen, ob nicht eine andere Megierung mehr BVürgſchaft gegen bie Revolution 
bieten würde, nieberzufchlagen. Es gelang ihm, Wellington für fi und Ludwig X VIU. 
zu gewinnen; nach der Kapitulation von Paris wurde er beauftragt, ein Mini⸗ 
fterium zu bilden, deſſen Präftventichaft und Departement der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten er wieder übernahm. Seine Bemühungen giengen jetzt dahin, ben 
ultralöniglichen reaktionären Veftrebungen entgegenzutreten; er gab Ludwig XVII. 
den Rath, feinen Bruder Graf Artois, das Haupt ver reaftionären Partei, durch 
eine Sendung nah England zu entfernen, flatt veflen jedoch der König ſich dar- 
auf beichränkte, feinem Bruder einen ernftlicden Verweis zu geben; ferner vermin⸗ 
berte er die Zahl derer, die ala VBonapartiften geächtet werben follten, und bei 
der Zufammenfegung der neuen Pairskammer forgte er dafiir, daß eine gute Zahl 
feiner Anhänger aufgenommen wurden. Als Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten hatte er auch die Frievensverhandlungen mit den Verbündeten zu führen 
und vertrat nun bier gegenüber von den Verſuchen der preußiſchen Stantsmänner, 
manche gerechte Forderung für Deutfchland, welche geltend zu machen bei dem 
erſten PBarifer Frieden verfäumt worden war, nachzuholen, die Interefien Frank⸗ 
reichs mit Schlaubeit und Beharrlichkeit; namentlich ftellte er vor, daß man Frank⸗ 
reich Leine zu harten Bedingungen auferlegen "dürfe, um nicht ben Thron Ludwigs 
XVII. zu gefährven, und legte in einer Denkſchrift das Syſtem bar, welches bie 
franzöfifche Regierung zu befolgen vente, um zu zeigen, welde Öarantien das nene 
Franlreich für Erhaltung des Friedens biete. Doch machten ihm bie Franzofen 
den Vorwurf, daß er, um die Gunft ber Verbündeten zu gewinnen, zu nachgiebig 
gewejen fei und zu viel geopfert habe. Als nun nad dem Abzug ber Berbündeten 
pie neuen Wahlen zur Kammer fo über Erwartung königlich und realtionär aus- 
fielen, als bier eben die Partei, welche T. bekämpft und vor welcher er den Köntg 
gewarnt hatte, die Mehrheit befam, wurde feine Stellung im Miniflerium un- 
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haltbar. Dazu kam, daß der Kalſer Alexander von Rußland, auf deſſen Freund⸗ 
ſchaft Ludwig XVIII. großen Werth legte und auf deſſen Unterſtützung er beſon⸗ 
ders rechnete, eine entſchiedene Abneigung gegen T. zu erkennen gab und nicht mehr 
mit ihm unterhandeln wollte. T., ber dem König gerathen hatte, ſich auf England 
zu ſtützen und mit Rußland zu brechen, bat um feine Entlaffung, und Ludwig XVIII., 
dem dieſer Miniſter, welchem er fo viel zu danken hatte, durch feine Anſprüche auf 
die Sefammtleitung doch unbequem geworden war, ergriff gern die Gelegenheit, 
fi feiner au entledigen. Ex gewährte bie Entlaffung in ehrenvoller Weife und fuchte 
fie durch Ernennung zum Großkammerherrn und Erhebung in ven erblihen, auf bie 
Nachkommen des Bruders Übergehenden, Pairaſtand zu verfüßen. Doc ſchied T. 
nicht ohne Vitterfeit ans dem Amt. „Ich babe, fagte er zu dem König, Alles für 
Ste gethan und Tonnte Ihnen noch fernerhin nützlich fein. Ste wollen mich aber 
nit mehr; um fo ſchlimmer für Ste, bald bürften Sie e8 bereuen.” T., der fo 
eifrig für bie Wiederherftellung der Bourbonen gearbeitet und intrignirt hatte, hatte 
Ah doch einentlidh verrechnet; er ſah fih aus feiner diplomatiſchen Thätigkeit, Die 
ihm Lebensbedürfniß war, heransgemorfen, und obgleih Ihm die nädften Jahre 
noch weitere Ehren und Würden brachten, obgleih er im März 1821 zum Mit» 
glied der Akademie und am 30. Auguft 1823 zum Herzog ernannt wurde, 
obgleich er als Großkämmerer eine der erften Stellen am Hof inne hatte und einen 
Schalt von 100,000 Franken bezog, glaubte er fi tod von den Bourbonen mit 
Undank geloßnt, zon ſich ſchmollend auf fein Landgut Valençay zuräd und 
verrieth feine Anfmerkſamkeit auf tie Bffentlichen Angelegenheiten hie und ba durch 
ein beißendes Witzwort, das die Unterhaltung ber Bartfer Salone würzte. So 
nannte er den legten Rettungsanfer Karla X., das Mintftertum Pollgnac, „le 
ministdre impossible“. In feiner oppofitionellen Haltung war er nicht ohne Be 
ziehnng zu dem Herzog von Orleans geblieben und hatte ihm hin und wieber 
Rathſchläge gegeben. Als tiefer nad der Inlirevolntion unentſchieden ſchwankte, 
db er bie ihm angetragene Krone annehmen ober ablehnen follte, gab T., um 
feine Meinung Befragt, ven Beſcheid: „il faut accepter*. Er that nachher auch 
das Seinige, um den Iulithron zu flägen; er übernahm die Geſandiſchaft nach 
London, um die Thronbefteigung Fonts Philipps anzufünbigen, unterhielt einen 
Iebhaften Brtefwechfel mit dem König, vertrat die neue Regierung auf der Lon⸗ 
boner Konferenz und hatte, von Louis Philipp und den engliihen Staatemännern 
zu Rathe gezogen. die Hanb In allen wichtigen Fragen ber internationalen Po— 
litik jener Zeit. Namentlich erwarb er fi um die friedliche Verſtändigung über Bel- 
gien PVerbienfte, arbeitete überhaupt für Aufrechthaltung tes enropäiſchen Friedens 
und eine Verbindung Frankreichs mit Defterreid und england gegen Rußland, 
vermittelte and in diefer Richtung mit Palmerſton die Quadrupelallianz, melde 
am 22. April 1834 zwiſchen England, Franfreih, Spanien und Portugal zu 
Stande kam. Dies war fein Ietter politiiher At; 1833 verließ er England, lebte 
meift auf feinem Landqute in Valencay, zeigte ſich jedoch Hin und wieder am Hofe 
Ludwig Philippe. Bis in fein hohes Alter erhielt er fich bei geiftiger Kraft und 
flarb nach kurzer Krankheit am 13. Mat 1838. ' 
Obgleich ihm eiaentlich Niemand recht traute, genoß er doch In diplomatiſchen An⸗ 
gelegenheiten großes Anfehen und wurbe befonders In ben Ießten Jahren feines Lebens 
als ein politifches Orakel verehrt. Man ſchrieb Ihm nicht nur tiefe Einfidhten in 
bie polttifhen Verhältnifie und große Menſchenkenntniß au, ſondern auch einen 
feinen Inſtinkt, der noch vor den Thatſachen die beginnende Veränderung abnte. 
Ein Sanptmittel feiner Wirkſamkeit war die Kunft der Konverfation; Befonbers 
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wußte er bie Frauen, unter denen er immer einen Kreis ergebener Berehrerinnen 
hatte, für feine Zmwede zu nüten. In ver Regel ſprach er in Gefellihaft wenig 
und faß in fcheinbar phlegmatiſcher Nadhläjfigkeit da, aber wenn er fih auf 
roffte, wirkte er bezaubernd, Gewöhnlich plauberte er in leichtem Scherz, wenn 
man aber auf Stantsangelegenheiten zu reden kam, verwandelte ſich fein Leichtfinn 
in Emft und Kraft des Ausdrucks. Ein zur Improvffation befählgter Redner 
war er nie, und dies bewahrte ihn auch in Zeiten ver Revolution vor mvor⸗ 
fihtiger Enthüllung feiner Gedanken, wie er denn auch zu fagen pflegte, „bie 
Sprade fei dem Menſchen gegeben, um feine Gedanken zu verhüllen“. Aber aus 
demfelben Grunde würde er fih nicht zu einem fonftitutionellen Miniſter, beffen 
Aufgabe es ift, jenerzeit der Kammer Rede zu ftehen, geeignet haben. 

Sein Ueußeres war wenigſtens in feinem höheren Alter mehr unheimlich 
und ſchaudererregend als einnehmend. Sein Nekrolog in der Moming-Poft ſchildert 
ihn folgendermaßen: „Seine Gliedmaßen find dur einen eifernen Apparat zuſam⸗ 
mengebalten, an ben er immer mit feinem gigantifchen Mohr Hopf. Man fühlt 
einen gewiflen Schauber, der durch ben bohrenven Blid feiner grauen Augen unter 
zottigen Brauen hervor noch vermehrt wird. Dazu fein gefpenftiges tief gefurchtes 
Geſicht, theils von einem Schopf feiner eigenthümlichen Haare, theils von einer 
ungebeuren Kravatte bebedt, die eine hervorragende große Unterlippe flägt, über 
feine Oberlippe vorgejchoben mit einem cyniſchen Ausdruck, den nod fein Maler 
wiederzugeben vermodte. Zu all viefem Rüftzeug des Schredens kommt nod fein 
todtenähnlihes Schweigen, nur bin und wieder durch einfilbige Kehltöue unter- 
brochen, die aus dem Grabe zu hallen fcheinen." — Bilder ans feinen früheren 
Jahren machen einen gäünftigeren Eindruck und zeigen einen imponirenden Kopf 
mit fräftigen Geſichtszügen. 

Titeratur. (Stewarton.) Memoirs of Charl. Maur. Talleyrand de 
Perigord. Lond«n 1803. — Alex. Salle, Vie politique de Ch Maur. prince 
de Talleyrand. Paris 1834. — Ch. M. Villemarest, Monsieur de Talley- 
rand. 4 Vol. Paris 1834—35. — Louis Bastide, La vie religieuse et poli- 
tique de Ch. Maur. Talleyrand. Paris 1838. — (Dufour de la Thuilerie.) 
Histoire de la vie et de la mort de M. Talleyrand. Paris 1838. — Charles 
de Place, Mö6moire sur M. de Talleyrand, sa vie politique et sa vie in- 
time. Paris 1838. — Extraits des m&moires du prince de Talleyrand publ. 
par la comtesse C. de C. Paris 1838. 2 Vol. — ©. a. die Geſchichte der Re⸗ 
volution, des Konfnlats und des Kaiferreihs von Thiers, die Geſchichten ver 
Reftanration von Baulabelle und von Biel-Caftel. lieber vie Thätigkeit 
Talleyrands auf dem Wiener Kongreß, beſonders den Artikel in ver Revue des 
deux mondes. 1862. III. Congrös de Vienne. L’empereur Alexandre et M. 
de Talleyrand. ©. 333 u. ff. Zu vergleihen auch: Nouvelle biographie gene- 
rale, vol. 44. ©. 810-832. Kiäyfel. 
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Die technifhen Lehranftalten bilden den jüngften Zuwachs im gefammten 
Schulſyſteme. Ihre Stelle unter den übrigen Lehranftalten und ihre Bebentung 
vom Standpunkt des Staates iſt fhon im Art. Schule (Br. 9 ©. 264 u. f.) 
angebeutet. In ihren Anfängen treten fie Schon früh unter dem Namen Yortbil- 
dungsfhulen, Gewerb- und Lanpwirthfchaftsfchulen auf; fie follten dazu bienem, 
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anfhließend an ven Unterricht der Volksſchule Gelegenheit zu geben, einige ele⸗ | 


mentare Kenntniffe in Geometrie und Naturlehre, wie ſolche in Gewerb und Land» 
wirthicheaft zur Anwendung kommen, zu erwerben. Selbft auf Anftalten, in wel- 
hen die exakten Wiſſenſchaften, ale Baſis aller Ingenieur⸗Wiſſenſchaften, gelehrt 
werben follten, war man früh bedacht. Schon zu Boeheim's Zeiten und auf feine 
ausprüädliche Anregung wurde in Nürnberg eine erſte Schnle dieſer Richtung mit 
der Bezeichnung „mathematifche Schule” gegräntet. Beweis genug, daß man fon 
damals den Univerfitäts-Unterricht allein nicht für ausreichend hielt, eine bier vor⸗ 
liegende Lüde im Unterrichtsfyftem auszufüllen. 

Es bat nur wenig Inteteffe, die vielfachen verunglädten Verſuche und vie 
Kämpfe zu verfolgen, welche die neuen Anftalten bis zu ihrer organiſchen Konfti- 
tuirung zu beftehen harten. Alles Neue hat ſolche Kämpfe zu beftehen, einerjeits 
eben weil e8 men ft, und andererfeits weil mit den erften Berfuchen nicht immer 
das Richtige getroffen wird, ſondern erſt allmälig die Erfahrungen gefammelt wer- 
ben, welche über die einzuhaltenden Principien entſcheiden. Man betrachtete die 
neuen Anſtalten als Träger des Realismus, und ſah, je nad ver Stellung 
bald mit Geringſchätzung, bald mit Antipathie auf ihre Ausbreitung. Es fchien 
als hätte man den, ſchon von ven Griechen aufgeftellten Sag, daß Grammatik 
und Geometrie die Pfeiler aller Jugendbildung find, aus dem Auge verloren, 
und hätte verfannt, daß hiermit zugleich unveränverlich für alle Zeiten bie Aus» 
gangspunkte der beiden Hauptrichtungen des menſchlichen Geiſtes bezeichnet find. 
Beide Richtungen ftehen ſich nicht feinplich gegenüber, eine Kenntniß ihrer Grund⸗ 
Ingen Tennzeichnet wejentlih ven Mann ber Bildung. Der Ausbau jeder biefer 
Richtungen iſt Sache des Forfchers und je nach ver Geiftesrichtung des Einzelnen 
ift diefe Forſchung bald den Geifteswiffenichaften, bald ven exakten Wiſſenſchaften 
zugewendet. Die Alten kannten nur die Geometrie, die Erfindung ber mathema- 
tifhen Sprache gehört ver Neuzeit an, und erft mit ber Erfindung biefer Sprache 
und unter ihrer Anwendung find die reichen Refultate der Naturforfhung gewon- 
nen, Der Gewinn, den diefe Reſultate dem renien Leben bieten können, war ber 
nächfte Anlaß zur Oründung der mannigfaltigen Applikationsſchulen, welche unter 
dem Kollettionamen techniſcher Xehranftalten begriffen find. Man ging lange bin 
einfeitig zu Wert, man verfümmerte oder vernadläfftgte allzu fehr den grammati⸗ 
ſchen Unterricht, und beging ven andern Fehler, daß man glaubte, in der Schule 
die Applikation felbft in unmittelbarer Weife lehren zu können. An die Stelle 
ernfter Beichäftigung und geiftiger Gymnaftik trat nicht felten nuglofe Spielerei, 
und felbft an den höheren Lehranftalten, an welchen ter Ingenieur und der Archi⸗ 
tet ihre Borbildung gewinnen follten, blieb man meift bei einem etwas ausge⸗ 


behnteren graphiſchen Unterricht ftehen, ohne auf Schärfung und Wedung des Gei-⸗ 


ſtes bedacht zu fein. Die Schule bilvet nicht unmittelbar den Praktiker, fie bildet 
nur den Kopf, fie befähiget aber eben hierdurch in ber Praris fi in kurzer Zelt 
das anzueignen, was der Empiriter in unflarem Herumſuchen in einem langen 
Leben fi zu erwerben nicht im Stande iſt. 

Die Schöpfung der polytehnifhen Schule zu Paris durch Monge im 
Sabre 1791 machte dem unfihern Erperimentiren in dieſer Richtung des Schui- 
weiens zwar nicht ein Ende, fie zeigte aber, welche Bedeutung für den Staat zu⸗ 
nächft die höheren technifchen Lehranftalten erreihen können. Die Ecole polytech- 
nique war und iſt noch wefentlich eine wiſſenſchaftliche Anftalt, in der Mathema⸗ 
tit und Naturwiſſenſchaften die Hauptunterrichtsgegenftände bilden. Sie fegt einen, 
in mathematiſchen Disciplinen vervollfländigten Öyntnafial-Kurfus voraus, und 
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im Weſentlichen einen der Hauptzweige ber philoſophiſchen Fakultät 
er beutfhen Univerfitäten. Jedoch befteht an ihr nit allein ein ſtreng ge⸗ 
glieverter und vorgefchriebener Gang in den auf einander folgenben Borlefungen, 
fondern auch vollftändiger Kollegien-Zwang, alfo Schule im Gegenfag zu unfern 
Univerfttäten. Was Frankreich feit mehr als 70 Jahren von bedeutenden Männern 
in der Richtung ter exakten Wiflenfchaften, was es an Forſchern, Lehrern, an 
Civil⸗, Milttär- und Marine-Ingenteuren und Architekten hervorgebracht hat, tft 
aus dieſer Schule hervorgegangen. Die Bedeutung der neuen Unterrihtsanftalt 
für den Staat war durch die Erfolge derſelben raſch zur Evidenz gebracht, und 
wurbe unverfenndbar der Anſtoß für andere Staaten, gleiche Ziele zu verfolgen. 
Unter den beutfchen Staaten ging Oeſterreich durd; Gründung der polytechniſchen 
Schule in Wien im Jahr 1816 voran, und bald wurden in andern beutfchen 
Staaten, meift anſchließend an ſchon vorkandene Baufchulen, ähnliche Anſtalten 
gegründet. Im Grunde war indeß von Frankreih nur der Name für bie neuen 
Anftalten entnommen, vie Einrichtung berfelben war von Anfang an eine durchaus 
von der franzöflfchen verſchiedene. In Frankreich ift felbft die Schule in der Art 
centraliſtiſch organifirt, daß aus dem ganzen Lande nur bie befähigtſten, durch ein 
firenges Eramen ausgewählten Köpfe hervorgezogen werden; das Marimum ver 
Schullerzahl iſt auf 100 feftgefegt, und nur diefe 100 Tünnen an dem weiter ge⸗ 
henden Unterricht ſich betheiligen. Deutſche Art bringt Anderes mit: fi, vie Schule 
it Gemeingut, fie fol Jedem, der die genügende Vorbereitung ſich erworben hat, 
zugänglich fein. Kenntniffe und Bildung in die weiteften reife zu verbreiten, ift 
ber vorzüglichſte Zwed der Schule. Sie arbeitet nicht für eine Elite von Inge» 
nieuren, muß aber eben deßhalb das Unterrichtsmaterial nad der mittleren Be⸗ 
gabung richten. Auch kann man in der That volllommen beruhiget darüber fein, 
daß das beporzugtere Talent feine Ziele verfolgt und erreiht. In Frankreich find 
von ber Ecole polytechniqua die dcoles d’application volllommen getrennt. Un 
den deutſchen polptechnifhen Schulen find beide vereint, es wurde fogar lange 
Zeit der mathematiſche und naturwiſſenſchaftliche Unterricht kombiniert mit dem 
Unterricht in Specialfächern ertheilt. Erft mit der Reorganifation der polytecdhni- 
ſchen Schule in Karlsruhe im Jahre 1832 wurbe als Princip feftgehalten, daß 
die Schule in Fachſchulen fi zu glievern habe, welden gemeinfame Borbereitungs- 
Kurje in Mathematik und Naturwiſſenſchaften vorangehen. Das Syſtem ber Fach⸗ 
ſchulen ift ſeither von allen deutſchen polytechniſchen Schulen aboptirt, und nur 
in der Ausvehnung, in welder bie Fachſchulen aufzunehmen find,  befteht eine 
Berichtevenheit. So beftehen in Karlerube, in Züri und in ber nen errichteten 


- polytechniſchen Hochſchule in Gratz Fachſchulen für Land- und Forſtwirthſchaft, 


während in Bayern und in Sadfen Land⸗ und Forſtwirthſchafts⸗Alademieen für 
fi beftehende Anftalten find; in Heſſen ift die Forſtwirthſchaftsſchule mit der 
Univerfttät in Gteßen verbunden, und In Preußen iſt neuerdings die Verbindung 
dev höheren Ianbwirthichaftlihen Bilbungsanftalten mit den Univerfitäten durch 
Verordnung feftgeftellt. Es wird ſchwer fein zu entfcheiden, ob es fi mehr em⸗ 
pfehle die bisher noch iſolirten Akademieen für Lande und Forſtwirthſchaft den 
polytechniſchen Schulen ale Fachſchulen zuzumelfen, oder viefelben den Univerfitä- 
ten zu aggregiren; dagegen Tann fein Zweifel beftehen, daß bie Iſolirung jener 
Anftalten, wo fie noch befteht, jedenfalls aufzugeben ſei. Lehrer und Schüler leiden 
gleichmäßig unter verfelben, die erfleren wegen des allzu engen geifligen Verkehres 
und ber immer befchränkteren literarifchen Hülfsmittel, die letzteren, weil tfolirte 
Anftalten ſich immer auf einen engeren Kreis von Lehrgegenftänden befchränfen 
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müflen, und zu einer welter reichenden allgemeinen Bildung kelne Gelegenheit 
geben lönnen. Unfere Untverfitäten würden einen ihrer wefentlichften Vorzüge ein- 
büßen, wenn man bie Falultäten trennen und an verfchievenen Orten Fachſchulen, 
wenn auch noch fo glänzend dotirt, errichten wollte, Genau in dieſer Tage befinden 
fih aber die iſolirten Alademieen. 

Wenn kein Zweifel befteht über die Ziele, welche eine polytechnifhhe Schule 
zu verfolgen bat, wenn es feftfteht, daß Mathematik und Naturwiffenichaften ihre 
wiſſenſchaftliche Baſis bilden, daß Geſchichte, Literatur⸗Geſchichte und Kunft-Ge- 
ſchichte ergänzende Fächer fein ſollen, und daß in Fachſchulen die verſchiedenen 
Richtungen ber Ingenieurwifſenſchaften — im weiteſten Sinne des Wortes — ihre 
-Ausbilpung zu erfahren haben, fo {ft doch hiermit no nichts über die Vorberei⸗ 
- tungefchulen feftgefegt, welche vie erforberlihe Borbildung für die polgtechniche 
Schule bieten fönnen. Gewerbeſchulen, Realſchulen, Bürgerſchulen, Fort— 
bildungsſchulen waren ſchon früher als polytechniſche Schulen gegründet. Es 
ſchien daher naheliegend, eben dieſe Schulen, welche weſentlich zur Vorbereitung 
für techniſche Berufe dienen ſollten, auch als Vorbereitungsſchulen für polytechni⸗ 
ſche Schulen zu bezeichnen. Man überſah dabei die Verſchiedenheit der Ziele, die 
erreicht werden ſollen. Alle jene Fortbildungsſchulen ſind nur dazu beſtimmt, den 
Unterricht der Volksſchule zu ergänzen und dahin fortzuführen, daß einige elemen⸗ 
tare Säge der Geometrie und die einfachſten Ergebnifſe der Naturforſchung mit⸗ 
getheilt werden. Der Gewerbtreibende lernt dur fie Reſultate kennen, vie er fpä« 
ter im praktiſchen Leben in der mannigfaltigſten Weiſe verwendet fieht, und er⸗ 
veicht mit ihrer Aneignung eine Uebung des Kopfes, die für ven Praltiler fo 
wichtig ift wie für den Theoretiler. Eine tiefer eingehende wiſſenſchaftliche Begrüu⸗ 
bung der Lehrfäge ift aber für ihn nicht erforberlih und nicht ausführbar, es 
genügt ihm, die Mefultate und ihre einfachfte Herleitung kennen zu lernen. Schon 
die Beit, die er auf den Unterriht verwenden kann, reicht nicht Hin ihn weiter 
zu fördern. Er muß rechtzeitig zum Gewerb übergehen, und kann nad der Bolle- 
ſchule hochſtens zwei Jahre dem Schulunterricht widmen. Der Unterricht an der 
polgtechniihen Schule fegt reifere und ganz anders vorgebildete Schüler voraus, 
Die polytechniſche Schule ift eine wiffenjchattlide Schule, die nur deshalb mit der 
Univerfität nicht zu vereinigen ift, weil in ven Fachſchulen, die auf die theoretifchen 
Kurfe folgen, vie Form des Unterrichts, entſprechend den zu erreihenden Zielen, 
anders geordnet fein muß, als dies in den Fakultätswifienfchaften dienlich er⸗ 
ſcheint; an der Fachſchule iſt die Einhaltung eines vorſchriftsmäßigen Stubien- 
ganges unerläßlich, an der Univerfltät find Zmwangsvorlefungen ebenfo entjchieben 
von nachtbeiligen Folgen; die Fachſchule ift weſentlich eine Schule, die auf eine 
wiſſenſchaftliche Vorbildung ſich ftägt, die Univerfität hat ausſchließlich die Pflege 
und Ausbildung der Wiſſenſchaft als folder im Auge. Die theoretifchen Fächer, 
Mathematik und Naturwiſſenſchaften, find aber am Polytechnikum ganz bie glei⸗ 
hen wie an der Univerfität, und verlangen beshalb auch einer Borbildung, die 
jener gleichzuſetzen ift, die der Studirende fidh zu erwerben hat. Man lönnte daher 
eber daran denken, die Gymnaſien ald die paſſenden Vorbereitungsſchulen für die 
polgtechnifche Schule zu bezeichnen. In der That war dies auth in Bayern, Wür« 
temberg und Baben für Architekten und Ingenieure verorpnungsmäßig feftgehal- 
ten. Am Oymnafium iſt mit gutem Grunde der Hauptnachbrud auf den gramma⸗ 
tiſchen Unterricht und auf das Studium ber Alten gelegt, während ber Unterricht 
in Mathematik meift nur eine untergeorunete Stelle hat und beinahe ausnahms⸗ 
108 nur auf die Elemente der Geometrie und Algebra eingefchräntt if. Für bie 
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Falultatswiſſenſchaften, die mit Ausnahme ber Medicin, Gebiete ver Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften umfaffen, ift dieſe Borbildung die geeignetere unb vorzäglichere, für erafte 
Biffenfchaften würde dagegen eine, aud auf die Elemente ber fogenannten höheren 
Mathematit fi) erſtreckende Borbereitung die pafiendere fein. In tiefem Wider⸗ 
ftreit Hat man Berſchiedenes verſucht. Der einzubaltende Grundſfatz läßt fi mit 
aller Beflimmtheit bezeichnen. Die unteren Klafien des Gymnafiums bilden bie 
gemeinfame Borbereitungsfchule ſowohl für jene, die fih den Falultätswifſenſchaf⸗ 
ten, als für jene, die fih den Ingentenrwifienfhaften widmen wollen, während 
pie oberen Kurje durch Parallel-Kiaffen erweitert werben müßten, in welden au 
die Stelle des Griechiſchen der ausgebehntere Unterricht in Mathematik und Na- 
turlehre zu treten hätte. Wie diefer Grundſatz auszuführen iſt, hängt größern 
Theile von äußeren VBerhältniffen ab. Ohne Zweifel könnten beide Klaſſen⸗Syſteme 
unter gemeinfamer Leitung ftehen, indem beide von gleihen Grundlagen ausgehen 
und in foweit gleiche Ziele verfolgen, als fie bie Beſtimmung haben, die Borbe- 
reitung zu Berufen zu geben, die auf wiſſenſchaftlichen Grundlagen aufgebaut find. 
Beſteht aber die Einrichtung, daß vie techniſchen Schulen dem Hanbelsminifterium 
unterftellt find, während Volksſchulen, Gymnaſien und Univerfitäten von bem 
Unterrichts⸗Miniſterium geleitet werben, jo wird es freilich unvermeivlih, Real» 
Gymnafien getrennt von den humaniftifchen zu gründen. 

Man bat vielfadh den Verſuch gemacht, ftatt durch Nealgymnaften durch Er- 
weiterung der Gewerbefhulen, Realfhulen und Bürgerſchulen paflende Vorberei⸗ 
tungsfhulen für die höheren technifchen Berufsarten zu gewinnen. Wenn in biefen 
Unftalten die unteren Kurfe die gleiche Einrichtung wie die untern Klaſſen ber 
Lateinfhulen und Gymnaſien befigen, wenn alfo in ihnen der gleiche Nachdruck 
auf eine grammatiſche Bildung gelegt if, und wenn von ben alten Sprachen 
Latein bis zum Abſchluß der Schule fortgeführt wird, fo find dieſe Schulen unter 
verändertem Namen Real⸗Gymnaſien. Wenn aber vie untern Kurfe biefer foge- 
nannten höhern Gewerbeſchulen noch wie früher bie Borbereitungsfchule für jene 
bleiben follen, die unmittelbar von der Schule zum Gewerb übergehen wollen, fo 
muß Form und Inhalt des Unterrichts in einer Urt abgeändert werben, in wel⸗ 
her dieſelben nicht mehr zur Vorberathung für die obern Kurfe tauglih find. 
Der Unterriht in Latein hat für ven Gewerbtreibenden keine Bedentung, während 
er für Jeden, der in irgend einer Richtung eine wiflenfchaftlihe Bildung fi er- 
werben will, ober diefelbe in dem fpäteren Berufsleben bevarf, durch feine for⸗ 
melle Bedeutung unentbehrlich tft. Doch auch abgefehen hiervon ift der Unterricht, 
den der Gewerbeſchüler bebarf, wefentlidy von dem verfchieven, der zur Vorberei⸗ 
tung für das Verſtändniß fpäter folgender wiſſenſchaftlicher Lehren erfordert wird. 
Für den Gewerbefhüler genügen die elementarften Säge aus Geometrie und Na—⸗ 
turlehre, Unterricht im Zeichnen und Uebung im Gebrauch der Mutterſprache; 
für den Ingenieur ift von Anfang an, auch in der Herleitung der einfachften 
Säge, die Methove der Begründung fo wichtig wie ber Inhalt und die Anwen⸗ 
bung ber Lehrfäge, fie übt und ſchult ben Kopf und bereitet ihn zu ernfterer wif- 
jenfhaftlicher Arbeit vor. Man hat ſchon oft und mit großer Lebhaftigkeit die 
Frage visfutirt, ob es nicht gerathener fet, ven Unterricht in Latein aus den Real» 
gymnaſien zu befeitigen, und fübrt nicht felten zur Unterftügung dieſer Anficht 
Beifpiele großer Lelftungen an, bie gerade in den Ingenieur-Wiflenfchaften von 
Männern ausgingen, die notorifh feine Kenntniß des Latein und oft nur eine 
ſehr mangelhafte grammatifche Bildung beſaßen. Es handelt fih aber bei ver 
Aufftelung der Schulfufteme überhaupt niht um ausnahmsweiſe Leiftungen, fon 
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dern lebiglih um die Principien, die der Staat bei ver Gründung ber Schulen 
feftzubalten hat. Ueber dieſe Principien werben kaum mehr Zweifel beftehen, und 
eben jo wenig darüber, daß die alten Sprachen mit ihren minder abgeſchliffenen 
Formen weit geeigneter für den grammatiſchen Unterricht ald vie neueren Spra- 
hen find, und daß Latein als Baſis ver romanifhen Sprachen zur Erlernung ver 
neueren Sprachen bie wejentlichfte Erleichterung gewährt. Und doch iſt biermit 
noch gar nicht der Einfluß des Inhaltes der Schriften einer klaſſiſchen Zeit in 
Anſchlag gebracht, die der Jugendzeit des menfchlichen Gejchlechtes angehört und . 
bie anf die heranwachſende Jugend, ſelbſt unter den Händen eines gefhmadlofen 
Lehrers, kaum ihre Wirkung verlieren Tann. Br Joy. 
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Die Löſung der Aufgabe, auf beliebige Entfernungen Mittheilungen fo raſch 
zu machen, wie es in Meinen Diftanzen durch die Sprache gefchieht, warb ſchon in 
den älteſten Zeiten verſucht. Die Mittel waren einfach und vie Erfolge gering. 
Man befhränkte fi darauf, politifch wichtige Nachrichten (feinpliche Invaſionen, 
Aufruf zu den Waffen) oder phyſiſch bebrohlide Ereignifie (Ueberſchwemmungen 
in oberen Flußgebieten, Eisgang und Wehnliches) durch Feuerſignale von Station 
zu Station durch ein ganzes Land zu verbreiten. Nach einem ziemlich ausführlichen 
Bericht des Polybius war in Griechenland ſchon 450 v. Eh. an die Stelle ver 
Signalfener ver Gebrauch eines Syſtems von Fadeln getreten, durch welde alle 
Buchſtaben tes Alphabetes fignalifirt werven konnten. Der Grundgedanke, der be- 
nügt wurbe, ift für die optifche Telegraphie ungeänvert geblieben. Durd eine 
Kombination der Lichtfignale werben die Buchflaben des Alphabetes ausgedrückt. 
Die Anwendung von 10 Fackeln, die in zwei Gruppen zu je 5, zunächft verbedt 
durch Blendungen, anfgeftellt waren, zeigte ſich ausreichend zur Signalifirung von 
25 Zeichen. Es war feftgeftellt, daß die Buchftaben des Alphabetes in 5 Linien 
und, in jeder Linie deren 5 in befannter Neibenfolge geordnet, gebacht werben 
ſollten. Dur die Anzahl der Fackeln, vie hinter der. Blendung der einen Gruppe 
vorgeſchoben wurde, follte die Zeile, und durch die Anzahl ver aus der zweiten 
Gruppe hervorgeſchobenen Fadeln die Orbnungszahl des Buchftabens der fignea- 
lifirten Zeile ausgebrädt werden. Dan muß mehr als zweitanfend Jahre über- 
ſchlagen, bi8 man in dieſer primitiven Art ver Telegraphie einen Fortſchritt ver- 
zeichnet findet. Exfi nach der Erfindung des Yernrohres Tonnte man daran benfen, 
Lichtfignale in beträchtlich größeren Diftanzen zu verfolgen, und an bie Stelle des 
unfiheren Fackellichtes Signalftangen mit beweglihen Armen treten zu laffen. Der 
Engländer Robert Hook (1684) machte in dieſer Richtung Borfchläge und Verſuche, 
die indeß unbeachtet blieben und in Bergefienheit kamen, bis der franzöfifhe In- 
genieur Claude Ehappe (1792), mit dem damals ſchon weſentlich verbeflerten Fern⸗ 
rohr, die Aufgabe mit der Energie aufnahm, welche Revolutionszeiten eigen ift, 
und Erfolge erzielte, durch bie die optiſche Telegraphie raſch in allen Kulturftanten 
Europa's Eingang fand. Die erften ausgebehnteren Verſuche, vie in Gegenwart 
einer vom Komvente dazu. ernannten Kommiſſion ausgeführt wurden, erftredten 
fi) auf eine Entfernung von 48 Lienes, und ergaben das damals fehr günftige 
Refultet, daß eine Depeſche von einigen Zeilen in 14 Minnten mitgeteilt werben 
Tonnte. Als bald darauf auf der von Paris nad Lille verfuhsweife errichteten 
Zelegraphenlinte währenn einer Stgung des Konvents die Nachricht gemeldet wurbe, 
„la reprise de Cond6 sur les Autrichiens“, und der Konvent in wenigen Mi» 
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nuten antworten konnte: „L'arméé du Nord a bien moérité de la patrie*, war 
auch der Beſchluß gleich gefaßt, nach allen Hauptrichtungen des Reiches Telegra- 
phentinien berzuftellen, und noch vor dem Ende des Jahrhunderts waren ſolche 
inien von Paris nad Lille, Calais, Straßburg, Breft und Toulon ausgeführt. 

Es war hiermit nur ausgebrüdt, weiche Bedeutung für den Staat telegra- 
graphifhe Berbindungen befigen. Die Telegraphie felbft war noch änßerft mangel- 
haft, und die Mängel traten auch fofort im Gebrauche deutlich genug hervor. 
Zunächſt iſt einleuchtend, daß bei neblichten Wetter — an weldher ver Zwiſchen⸗ 
flationen dies Immer eintreten mag — die telegraphiſche Mitteilung vollftänbig 
unterbrodyen iſt. Doch ſelbſt bei dem günſtigſten Wetter if} der zur Ertheilung 
eines einzelnen Signales erforberlihe Zeitaufwand ein beträchtliches Hinderniß für 
die Beförderung ausgebehnter Nachrichten. Bon Paris nad Toulon, einer Entfer- 
nung von beiläufig 100 geographifhen Meilen, war zur Ertheilung eines jeden 
einzelnen Signals eine Zeit von 15 Minuten erforberlih. Die Signale beftehen 
in den Stellungen, welde bewezlihen Armen, die an einer vertilalen Stange 
drehbar angebracht find, durch einen paſſenden Mechanismus ertheilt werben können. 
Allerdings bat es feine Echwierigkeit, je nad der Anzahl der verbundenen beweg- 
lichen Arme durch Kombination ihrer Stellungen eine große Anzahl verſchiedener 
Signale herzuſtellen, man bat daher außer den für Buchſtaben feftgefettten Zeichen 
noch über andere zu verfügen, die zur Signalifirung ganzer Wörter und felbft 
Heiner Säge verwendet werben fünnen. Immer bleibt aber ver Zeitaufwand beträchtlich, 
und die Mittbeilung bleibt auf die Signalifirung kurzer Depefchen eingefchräntft. 
Dies iſt auch ver einzige Gebrauch, der heutigen Tages für optiſche Telegraphie 
übrig geblieben tft. Sie vient noch zur Regulirung des Bahndienſtes. Laͤngs ber 
Bahn in Entfernungen vou einander, für die das umbewaffnete Auge noch aus⸗ 
reiche, find Signalftangen mit beweglichen Armen im Gebrauch. Je nad der Rich⸗ 
tung der Arme, ob fie horizontal geftellt find, oder einen halben rechten Winkel, 
oder 11/, vechte Winkel mit ver Signalftange bilden, werben beflimmte einfache 
auf den Bahndienſt ſich beziehende Nachrichten ertheilt, wie etwa: der Zug kommt, 
der Zug kommt nicht, ver Zug fol halten x. 

Der Grund, aus weldem die optifche Telegraphie ſtets weit hinter ber zu 
Idfenden Aufgabe zurückbleibt, läßt fih ganz allgemein bezeichnen, unb zugleich 
läßt fi damit Erkennen, welche Erfindungen vorangehen mußten, bevor eine Ldfung 
der Aufgabe gelingen konnte. Bon unferen Sinnesorganen iſt nur das Gehör auch 
ohne unfer Zuthun zur Aufnahme von Mittheilungen bereit. Das Auge um erft 
nad) dem Orte gerichtet werben, von weldem eine Mittheilung erwartet wird. Es 
tönmt alfo zunädft darauf an, in beliebigen Entfernungen Schallfignale fo raſch 
und fo ficher erregen zu können, wie es im unmittelbaren Berlehr durch die Sprache 
geichieht. Da aber unter Umſtänden ein. Ton überhört over falſch verftanven ſein könnte, 
fo kömmt e8 weiter darauf an, daß berfelbe Apparat, der die Schallfignafe bringt, 
auch die zu ertbeilenden Zeichen in irgend einer Form nieberfchreibt, und zwar fo 
raſch und fo deutlih, wie dies eine geübte Talligraphifche Hand in gewöhnlicher 
Schrift leiften kann. Die gedruckte Depefche fliegt die Irrung aus. 

Die Entwidiung der Efeltricitätslehre hat nicht allein viele wunderbare Wir- 
kungen in der Natur aufgebedt, fie hat auch in ihrer Anwendung auf die Technik 
zu einer endlichen und fehr vollftändigen Loſung der Aufgabe der Telegraphie ge 
führt. Beinahe nach jedem Fortſchritte im Gebiete der Elektricitätsichre hat man 
von neuem darauf Bedacht genommen, unter Anwendung der Elektrieität zu tele 
graphiren. Kaum war vor 100 Jahren die Überrafhenn große Leitungsfähigkeit 
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ber Metalle für Eleltricität exlannt. und die Leydner Flaſche erfunden, und ſchon 
findet man den Genfer Phyſiler Lefage (1774) damit befchäftiget, Drahtleitungen 
zwifchen zweit Stationen herzuftellen, um ven überjchlagenden Funken als telegra- 
phifches Zeichen zu benugen. Als im Anfange diefes Jahrhunderts bie voltnifche 
Sänle erfunden umb die Waflerzerfegung durch ben elektriſchen Strom entdedt war, 
geht der Münchner Alademiler Sömmering (1808) ſogleich zu dem Verſuche über, 
durch Drahtleitungen ven elektriſchen Strom fortzutragen, die Drähte in Wafler 
ſich endigen zu laffer und mit ben fi entwideluven Gasblaſen vie Buchſtaben 
bes Alphabetes zu fignalifiren. Die Eutbedung des Dänen Oerſtedt (1820), daß 
der eleftrifche Strom die Magneinadel ablenke, und zwar. nad Oſt oder nach Weft, 
je nad der Richtung des Stromes, führte den deutſchen Phyſiler Fechner zur Er- 
findung des Multiplikators, und, von demſelben Forſcher gebt fofert der Vorfchlag 
aus, duch Aufftellung von 12 Multiplikatoren mit je ‚zwei, alfo im Ganzen mit 
24 Drahtleitungen, 24 verfchienene Zeichen zu ertheilen. Us endlich Faradah 
(1832) die Glektrichtätserzegung burch den elektriſchen Strom entvedt hatte, machte 
der deutſche Aſtronom Gauß, damals mit feinen berühmten magneto-metrijchen 
Arbeiten befchäftigt, nur nebenbei und gelegentli darauf anfmerffam, mie unter 
Anwenbung von zwei Drahbtleitungen und unter Benütung eines Induktionsſtromes 
eine genägende Anzahl von Zeichen zur Eeigraphirung aller Buchftaben gewonnen 
werden könne, und ging im Verein mit Weber tn Göttingen auch zu Verſuchen 
und zur praktiſchen Bethätigung bes ausgefprochenen Gedankens über. 

Mit all diefen Borfhlägen war die endliche Löfung des Problems wohl 
näher gerüdt, es war die Möglichkeit nachgewiefen, auf große Entfernungen mit 
Blitzesſchnelle Tag und Naht und unabhängig von atmofphärifchen Einflüffen 
Signale ertbeilen zu Lönnen; es waren bie vielfachen Drabtleitungen, deren Her⸗ 
ſtellung für große Entfernungen Hinvernifje im Wege fanden, auf nur zwei zu⸗ 
rädgeführt, aber immer fehlte noch jene Einfachheit und Sicherheit, welche in 
praftifhen Anwendungen unentbehrlich erfcheinen. Man bat ver Erfindungskraft 
dreier Männer die wunderbar einfahe Form, die in ber eleftrifchen Telegraphie 
heutigen Tages verwirklicht iſt, zu verdanken. Es find Dies der Amerikaner Wheat⸗ 
fione, der dentſche Forſcher v. Steinhell und ver Amerilaner Morfe. 

Wheatſtone war darauf bedacht, den eleftrifchen Strom in ver Art ale Motor 
zu benügen, daß durch denſelben in beliebigen Entfernungen ein Hebel in hin 
und zurüdgebende Bewegung verfegt wird, er bat alſo an die Stelle der unfihern 
Bewegung einer Magnetnadel die unzmeidentige Bewegung eines Hebels geſetzt. 
Es war längft befannt, daß der Strom, geleitet durch einen Epiraldraht, in welchem 
fih ein Stud weichen Eijens befindet, in dieſem magnetifhe Polarität erzeugt. 
Ein Hebel von weichem Eifen wird alfo von dem magnetifhen Eifenfern ange- 
zogen. Er fällt zurück, ſobald der Magnetismus des Eiſens wieder aufgehoben wird, 
und bies erfolgt mit dem Verſchwinden des Stroms im Spiralbraht. Führen dem- 
nach zwei Drabtleitungen von einer Station zur Spirale der andern, fo kann 
buch Schließen und Seftnen der eleftrifchen Kette an der Ausgangsftation eine 
bin und zurückgehende Bewegung eines Hebel! an einer andern Station erreicht 
werden. Wheatſtone bat die Bewegungen des Hebels transmittirt auf ein gezahn- 
tes Rad, welches mit jedem Deffnen und Schließen ver elektriſchen Kette Zahn 
um Bahn fortgefhoben wird. Ein anf der Achſe des Rades befeftigter Zeiger wird 
hiermit Etelle um Stelle über ein Zifferblatt bewegt, anf weldem bie Buchſtaben 
bes Alphabetes aufgetragen find, Ein Buchftabentelegraph war hiermit bergeftellt. 
Der Empfänger der Depeſche hatte nur bie Buchftaben zu notiren, nad welden 
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der Zeiger fucceffiv. hingeſchoben wurde. Einiges war Hiermit fhon gewonnen und 
jebenfalld ſchon weit günftigere Erfolge, ale mit optiſchen Xelegraphen fi errei- 
hen lafien. Doch ift bie Geſchwindigieli des Zeichengebens allzu eingeengt. Zehn 
vbis fünfzehn Buchſtaben In der Minute iſt wohl das Aeußerſte mas geleiſtet wer⸗ 
den kann, und die ſignaliſirten Buchſtaben find dabei nur ſo vorũbertzehend ange⸗ 
zeigt, wie die Stellung des Zeigers vorübergehend iſt. 

v. Steinheil hat ohne Zweifel den wichtigften Fortſchritt in der eteftrifchen 
Telegraphie herbeigeführt. Zunächft hat man ihm die Möglichkeit des Telegraphi⸗ 
rend unter Anwenbung nur einer Drabtlettung zu verbanlen. Er zeigte, geſtützt 
auf praktiſche Erfahrungen und auf tbeoretifche Ueberlegungen, daß und unter wel- 
hen Bedingungen die Erde zur Rückleitung des Stromes, alſo zum. Erfah des 
zweiten Drabtes dienen könne. Die Herftellungsloften: der Zelegraphenanlagen 
wurben hiermit beiläufig auf die Hälfte reducirt, und da vie Sicherheit der Fort⸗ 
leitung des Stromes von der Ifoltrung des Drahies abhängt, fo war durch bie 
Erfparung einer Drabtleitung auch die Sicherheit in ber Leitung verboppelt. Bei 
diefem erften für die praftifhe Durchführung der eleftwifchen Telegraphie fo wich⸗ 
tigen Schritte biteb v. Steinheil nicht fiehen. Er war auch der Eifle, ber auf 
einen Drudtelegraphen Bedacht nahm. Hebel, bewegt nach Art des Wheatfione'- 
fen, find mit Stiften berſehen, durch welche anf einen vorübergezogenen Papter- 
fireifen Punkte übertragen werben. Durch derſchiedenartige Gruppirung ber Punlkte 
werben bie Buchſtaben fignaltfirt. Die einfachſte und jebt ganz allgemein ange» 
wenbete Form des Drudtelegraphen verdankt man indeß erft Morje. Ein einziger 
Hebel, wieder bewegt nad Art des Wheatftone’fchen, und verjehen mit einem etwas 
abgerunbeten Stift, ift ausreichend um in einem Papterftreifen, ber durch einen, 
ähnlich wie bei der Uhr durch die Feder bewegten Mechanismus voräbergezogen 
wird, Punkte und Striche zu marliren. Schließt und öffnet der Zelegraphift raſch 
nah einander, fo geht der Hebel der andern Station eben fo raſch auf.und. nieber, 
und ber Papierftreifen: erhält ven Eindruck eines Punktes; läßt ex bie Kette kurze 
Zeit gefhloffen, fo wird die Spur des Stiftes zum Strich. Durch Konibination 
von Buntten und Strichen laſſen ſich aber begreiflicdh eben fo beftimmt alle Budy- 
ftaben kennzeichnen, wie dies in ber Schriftſprache durch Verbindungen gerader 
und Frummer Linien geſchieht. Der Telegraphift hat fih alfo nur: mit einer nenen 
Bezeichnungsart ber ha e vertrant zu machen, was er, wie bie Erfahrung 
zeigt, in wenigen Wochen fi anelgnet.. 

Zum Verſtändniß der Leiſtungsfaͤhigkeit der elektriſchen Telegraphie war es 
nötbig, mit den Grundgedanken, die in dieſer Erfindung ihren Ausdruck erhalten 
baben, fi vertraut zu machen, und um bie Gründe zu überfehen, aus- denen bie 
überrafchend ſchnelle Berbrettung der neuen Erfindung ſich herleitet, war es nöthig, 
mit einigen Worten gefhichtlih die Hauptmomente der Erfindung zu kennzeichnen. 
Die praktiſch erreichten und erreichbaren Erfolge laſſen ſich nun in wenigen Sätzen 
zuſamimenfaſſen. Die Aufgabe ver Telegraphie if} vollſtändig gelöst. Auf: jede noch 
fo große Entfernung an der Erdoberfläche kann die Mittheilung in einer unmeß⸗ 
bar Meinen Zeit gemacht werben. Die Geſchwindigkeit des eleftrifhen Agens ift fo 
groß, daß dasſelbe durch einen Draht von einer Ilmal größern Länge als ber 
Erbäguator in einer einzigen Sekunde fi fortpflauzt. Die Mittbeilung iſt unab- 
bängig von Nadıt und Nebel, und die Zeichen, bie mitgetheilt werben, wirten 
nach dem Takt des anfchlagenden Hebels auf das Gehör und ſchreiben fi nad 
dem gleichen "Takte in der Form eines befonderen Alphabetes nteber. Die Zeichen 
fönnen in fo raſcher Folge gegeben werben, daß ein gelibter Telegraphiſt in einer 


Telegraphie. 501 


Stunde eine Depeſche von 1000 Buchſtaben befördern Tann, d. h. es gehört ſchon 
eine geübte Hand dazu, um in gewöhnlicher Schrift mit dem Telegraphen gleichen 
Schritt zu Halten. Die Mittheilungen Lönnen von geſchloſſenem Raum zu gefchlof- 
jenem Raum erfolgen. Niemand außer den Betheiligten weiß, ob und mas tele- 
graphirt wird. Nur an eine einzige beengende Bedingung ift ber Gebrauch bes 
elektriſchen Telegraphen gefnäpft,; es muß von Station zu Station iſolirt eine 
metallene Leitung, ein Drabt, geführt werben, und es fieht nicht darnach ans, 
daß auch diefe Schranke noch befeitigt werben koͤnnte. ' 

Die Bedeutung der neuen Erfindung liegt darin, daß fie für beliebige Ent- 
fernungen nahezu das Gleiche Teiftet, was durch die Sprade im ummittelbaren 
Berkehr geboten ift. Ihre Wirkung ift nicht geringer anzufchlagen, als die ver Er- 
findung der Buchdruckerkunſt. In Jahresfriſt (1837 und 1838) fchloffen fi vie 
Entdedungen und Erfindungen v. Steinheil’8 und Morſee's an einander an, umd 
10 Jahre fpäter find ſchon alle Hauptſtädte unter einander, und mit allen wid 
tigeren Orten und Provinzen durch Metallvrähte in telegraphifcher Verbindung, 
in bem darauf folgenden Deeennium find Telegraphenkabel bereits durch die Meere 
gezogen, Feſtland und Infeln find in Berbindung gebraht, und Bieles macht es 
wahrſcheinlich, daß mit dem faum vollendeten dritten Decennium alle Welttheile 
ber Erbe durch Metallbrähte verbunden find und Nachrichten über wichtigere Ereig- 
niffe mit Blitzesſchnelle fi) zufenden können. Die Känfte des Friedens und bes 
Krieges zeigen fih ſchon jept in gleicher Weife von det neuen Erfindung berührt 
und geförbert. Politiſch ift die Tragweite derſelben naheliegend, ſobald man beach⸗ 
tet, daß Beſchluß, Mittheilung, Auftrag und Befehl beinahe momentan durch ein 
ganzed Land verbreitet werben können. Zeit und Raum find eben auf ein Mini- 
mum eingeengt, Gentralpuntt und Provinzen eines Landes find durch Metall- 
linien in eine Verbindung gebradht, die der Verbindung der Nerven mit dem 
Gentralorgan zu vergleichen iſt. Social zeigt die neue Erfindung ihre hervorra- 
gendfte Wirkung in Handel und Verkehr. Die Löfung ver wichtigften Aufgabe des 
Handels, die Ausgleihung von Ueberfluß eines Produktes an einer Stelle mit 
dem Mangel vesfeiben an einer andern Stelle, und die Auffuhung und Benügung 
der paflenpften Wege zeigt ſich bedingt durch die Art der Mittheilung unter ven 
entlegenften Dertern. Die elektrifche Telegraphie bringt aber den Auftraggeber und 
ven Empfänger in unmittelbare Verbindung. Auch in den Dienft der Wiſſenſchaft 
ift der Telegraph bereits eingetreten. Kein Phänomen an der Erboberfläche bleibt 
auf den Ort feiner Entftehung eingeſchränkt, es breitet fi) je nad ber Energie, 
in der es auftritt, auf mehr oder minder weite Entfernungen fort, und wirb in 
dieſer Yortpflanzung zur Urfache neuer Erſcheinungen an andern Orten. Eine Ber- 
minderung des Luftorudes an einem Orte hat ein Zuftürzen ber Luft von an- 
dern Orten zum Erfolg. Gefeg und Orbnung folder Erſcheinungen aufzufinden 
ift eine Aufgabe, deren Löſung zum Theil von der Kenntniß der, gleichzeitig in 
der Atmoſphäre von verſchiedenen Dertern beſtehenden Zuftände abhängt, und der 
elektriſche Telegraph ift es, ver Hiervon die Kunde bringt. Rüdwärts wirb berfelbe 
Zelegraph benügt, um, geflügt auf die neu erworbenen Kenntniffe, den Bewohnern 
ber Küftenlänver bevorſichende Bew en ber Atmofphäre anzuzeigen und ben 
Schiffer von herannahenden Stürmen —28 in Kenntniß zu ſetzen. 

Noch nicht find 30 Jahre ſeit der Löfung des Problemes elektriſcher Tele— 
graphie verfloſſen; die Wirkungen der neuen Erfindung haben kaum erſt begonnen 
ſich zu äußern, fie geben aber in dem, was bereits vorliegt, einen Maßſtab für 
ihre. Wirkungsfähigfeit ab, und laſſen viefelbe in dem erfinpungsreichen 19. Jahr⸗ 
hundert als die einflußreichfte aller Erfindungen bezeichnen. Jollv. 
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Die erſten für ven Öffentlichen Gebrauch beſtimmten Telegraphenlinien find 
zu Anfang der vierziger Jahre entftanden; in Deutfchland wurde 1845 bie Leitung 
von Frankfurt nah Wiesbaven längs der Taunusbahn errichtet. Im Jahr 1864 
flug man vie Gefammtlänge der vorhandenen Leitungen (jeve Linie nur einfach 
berechnet) mit Ansfchluß ver unterfeeifchen Telegraphen auf 31,600 deutſche Meilen an, 
davon circa 1500 in den Berein. Staaten, 5206 im beutjch-öfterreichtichen Tele» 
graphenverein, 4300 in Rußland, 3800 in Frankreich, 3000 in Großbritannien, 
2500 in britiſch Oftindien, 1760 in Italien ꝛc. Jedes Jahr bringt noch eine be» 
beutende Bergrößerung biefer Ziffern. Im bentfch-öfterreihifchen Telegraphenverein, 
welcher gegenwärtig (1865) Defterreih und Preußen, fowte die deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten mit wenigen Ausnahmen und das Königrei der Niederlande umfaßt, iſt 
von 1858 bis 1864 die Zahl der Stationen und bie Länge der Linien wie folgt 


gewachlen : | 
Stationen. Linten in deutſchen Meilen. 

1858 1864 1858 1864 
Defterreich 107 300 1157 2208 
Preußen 98 296 798 1524 
Bayern 40 73 268 379 
Sachſen 22 26 ‚125 139 
Hannover 20 6 142 239 
Würtemberg 12 81 76 215 
Baden 14 79 102 195 
Medlenburg 11 17 46 58 
Niederlande 33 63 147 248 

357 981 28561 5205 


Bon den Übrigen Ländern führen wir beifptelöweife vie folgenden an: Eng- 
land Hatte 1864 1275 Stationen, Frankreich 1126, Wlgerien und Tunis 51, 
Belgien 230, die Schweiz 202, Rußland 118, die Türkei mit ihren Schutzſtaaten 
und Griechenland 106, Aegupten, Tripolis, Oftinpien, China und Auftralien 256. 

Wie in Folge der zunehmenden Ausbreitung des Telegraphenneges unb zu» 
gleih der Herabfegung ver Gebühren, die Benützung fteigt, zeigen vie vorliegenden 
Angaben über ven Telegraphenverkehr in Preußen, wo fi die Zahl der aufgege- 
benen Depefhen (alfo ungerechnet die vom Auslande gelommenen und die traufiti- 
renden) im Jahr 1855 auf 153,000, im Jahre 1863 ſchon auf 878,000 belief. 
Bon unterfeeifhen Leitungen werben bereit3 im Jahr 1858 23 aufgeführt, darun⸗ 
ter 5 zur Verbindung Großbritanniens mit dem Kontinent. In jüngfter Zeit ift bie 
telegraphifche Verbindung zwifchen Oftinbien und Europa bergeftellt worben, während 
bie Verfuche, England mit Norbamerika zu verbinden, bis jetzt gefcheitert, jedoch kei⸗ 
neswegs aufgegeben find. — Die am 1. Yan. 1866 ins Leben tretenden inter- 
nationalen Verträge gewähren bem telegraphiichen Verkehr weſentliche Erleichterun- 
gen. Die Tarife find vereinfacht und herabaefegt, die Rekommandation der Depe- 
hen und zum Theil die Anwendung von Chiffern ift für zuläffig erflärt worden. 


Temudſchin, Diebingischan. 


Göttlihen Urfprungs rühmen die Mongolen das Geſchlecht ihres größten 
Herrfhers. Die „reingeborene" Fürftenwittwe Alung-Ooa, fagte ihre Ueberliefe- 
rung, erzeugte mit einem, zum fchänen Jüngling fi verlörpernden Sonnenftrahl 
rei Sohne, von denen ber eine, Budantfar, der Stammpater des Bortſchigen⸗ 
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Geſchlechtes, der Männer „mit grauen Augen” (mit heller Geſichtsfarbe und grau⸗ 
blauen Augen) wurde. Bon ihm ſtammt Jeſugai Behader, ein Fluger, tapfrer 
Häuptling, der im Kenteigebirge zwifhen den Quellen des Onon und Kerulan 
feine Ordu Hatte, nad Einigen nur über einen ſchwachen Stamm gebietend, nach 
Andern ſchon er der anerkannte Herrſcher vieler mongoliſcher Völlerſtämme und durch 
Kriegsruhm gegen Tataren und Chitaer ausgezeichnet. Ihm warb 1155 (ober 
1162? das Geburtsjahr if fireitig ; 1155 geben die beften Quellen an, für 1162 
fönnte die Rüſtigkeit T.'s bei feinen fpäten Eroberungen fpreden) am Ufer des 
Dnon ein Sohn von feiner Frau Degelen Ele oder Ulun Eghe geboren, ven er 
zur frendigen Erinnerung an die fo eben geglüdte Beſiegung und den Ton feines 
Tatarenfeindes Temudſchin mit defien Namen nannte. Mit einer Handvoll geron- 
nenen Blutes war das Kinb auf die Welt gekommen; Todfreube gab ihm ben 
Namen; feine Laufbahn follte dieſen Vorzeichen entfprechen. 

Jeſugai flarb, da fein Sohn erſt 13 Jahre zählte. Ie gefürchteten er fich fei- 
nen Feinden gemadt hatte, deſto mehr war nun deren Rache zu erwarten. Der 
Kraft einer Gran und unerwachſener Söhne konnte man nicht zutrauen, daß fie 
ſolchen Angriffen Stand halten würden. So fiel denn bei Jeſugai's Tod ein Theil 
der ihm gehorhenden Stämme fogleih zu den Feinden, ven Taidſchiuten, ab. Die 
tapfere Degelen Ele fegte jelbft zu Roß den Flüchtigen nad, fie mit Waffengewalt 
zurüdzubalten; aber umfonft. Etwa ein Biertel von Jeſugai's Anhängern verlieh 
fie. Nach Einigen begann T. als Häuptling von 30 — 40 Familien, währen An- 
dere die Anzahl der ihm verbliebenen Untergebenen auf etwa 30,000 Familien 
(300,000 Köpfe) ſchätzen. Die Erzählungen aus T.'s Jugend laffen auf einen 
gänzlicden Zerfall der väterliden Macht fchließen; möglich daß fle fi mehr und 
mehr wieber in feine Hand verfammelte, als die einft Jeſugai folgenden Stämme 
in deſſen tapferem Sohne wieder einen tüchtigen Mittelpunkt gewahrten. Als Knabe 
fol T. mit feinen drei Brüdern einen Gtiefbruder getöbtet haben, der fle oft unge- 
bührlich behanvelte. Wir hören von ihm, wie er allein Pferdediebe verfolgt, mit einem 
biebei für das Leben gewonnenen Freund tapfer gegen Weberzahl fireitet, welche 
Debrängniffe und Rettungen er in dem ewigen Steppenfrieg erfahren. Einft wurbe 
der fpätere Beherrſcher Aflens nach langem Berfteden in einer Höhle von feinen 
Veinden, ven Taidſchiuten gefangen und in den Halsblod gelegt. Bei einem Felt, 
da fi feine Feinde beraufht hatten, entfloh er und verbarg fi in einem ſumpfi⸗ 
gen See, fo tief hineintauchend, daß er nur eben Luft holen konnte. Einer feiner 
Berfolger jah ihn, aber erbarmte ſich feiner, ſchickte die Hebrigen fort, befreite ihn 
Nachts von dem Blod, verftedte ihn mit Lebensgefahr für fih und feine Familie 
auf einem Wagen unter Wolle und verhalf ihm ſchließlich durch Roß und Waffen 
zur Blut. T. lohnte es ihm fpäter; er war nach Allem, was wir von ihm wife 
fen, ein beftändiger Freund. Einige Jahre danach war für T. die Rache gelommen, 
An der Spige mehrerer Stämme flug er die Taidſchiuten und fol ein fchredliches 
Gericht über die Gefangenen haben ergehen laſſen. (Das Sieben berfelben in 
10 Kefieln??) Nach diefem Sieg war er einer der Mächtigen unter den Herrſchern 
der Berge und Steppen. Ein Stamm nad) dem andern prallte mit ihm zufam- 
men und wurbe pon ihm in feinen Wirbel mitgerifien, fei e8 durch freiwillige 
Unterordnung, ſei es daß T. durch Waffen und Lift den Sieg gewann und bie 
Geſchlagenen mit Gewalt an feine Heerfahne fefielte. Er verband fih mit ben 
Chinefen gegen bie ihm verhaßten Zataren, überfiel viefelben, tötete ihren Häupt- 
ling und plünberte fie. Ein hoher chineſiſcher Militärtitel war feine Belohnung. 
Er verhalf dem Fürſten der ihm noch welt übermächtigen Geraiten, Toghrul 
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(Aweng⸗Chan, Oang, Ong⸗Chan) wieder auf den Thron und verbänbete ſich mit 
ihm, gutwillig die Pflichten feiner untergeorpneten Stellung erfüllend. So kämpfte 
er 1197 flegreich mit den Merhiten, 1199 mit den, am großen Altai und Dfeif- 
fan figenden Naimans; 1200 fehlug er wieberum vie Taidſchiuten. Die Steppen- 
völfer wurden unrubig; ein Drängen nad Oberherrſchaft und Furcht zugleich be⸗ 
gann. Bünbniffe wurden geſchloſſen, die wachſende Macht T.'s zu brechen, aber 
der. fühne Häuptling kam feinen Gegnern zuvor, und überfiel und ſchlug fie mit 
Toghruls Hülfe. Dana empfanden wieder die Tataren feine Macht. Schon lange 
war bei den Geraiten Eiferfuht entftanden gegen ben gefährlichen Bundesgenof- 
fen, wie treu fih auch T. gegen Toghrul benommen hatte. Schließlich brachten bie 
Intrizuen Sengun’s, des Sohnes Toghrul's, e8 zum Bruch. In einer erbitterten 
berühmten Schlacht, aus welder uns Züge höchſter kriegeriſcher Aufopferung für 
den ſchwächeren T. erzählt werben, warb biejer geſchlagen ober durch feinen tbener 
erfauften Sieg fo fehr geſchwächt, daß er längere Zeit hindurch nit mehr pas 
offene Feld Halten konnte und fein Heer auf eine Heine, diefe aber auch bis zum 
Tod getreue Schaar zufammenfchmelzen ſah. Wieder vorbredend gelang es ihm 
den durch eine Lift in Sicherheit gewiegten Toghrul zu überfallen und zu ſchlagen. 
Der greife Toghrul kam auf der Flucht um's Leben; ebenfo fpäter der entflohene, 
in Tübet und weiter herumirrende Sengun. Dadurch Gewalthaber auch der Gerai⸗ 
ten flug T. die Naimans in einer furdtbaren Schlacht, in welcher vie Ueber⸗ 
madıt feiner Yelbherrnleitung über bie zahlreihen, übermüthigen Feinde glänzend 
hervortrat, and unternahm dann einen Bertilgungszug gegen bie im Norden China’s 
fignden Totaren. Bon ter Vereinigung des Onon und Kerulan bis zum Altai 
galt jet fein Gebot. An Stillſtand war nicht zu denken; biefe mit dem Schwert 
zuſammengeſchweißten Horden Tonnten nur durch Stege und Beute zum Gehorfam 
bewogen und bem inneren bintigen Stammeshaber entriffen werben. 1205 ging 
T. zum erflen Male über das Nomabengebiet der Mongolei hinaus, Mit feinen, 
ſchon jet durch eiferne Disciplin unmwiberftehlichen Reiterſchaaren verfuchte er ſich 
gegen das damals blühende Reich Tangut. Der Zug war glüdlih. Mehrere Stätte 
wurben erobert, die Hauptſtadt, das jetige Ning-hia belagert. Reiche Bente und 
Tributbewilligung war bie Frucht des erften Anfalls auf die chinefliche Civiliſa⸗ 
tion. Zugleich waren die Kräfte geprüft; bie Eroberungsluſt hatte nun erft bie 
rechte Nahrung gefunden. T. war 51 Jahre (44) alt, als er eimen großen Reichs⸗ 
tag ausſchrieb und auf biefem Couriltei in Gegenwart aller Häupter und Edlen 
der ihm unterworfenen Stämme den Namen Dſchingis⸗Chan annahm. (Oſchingie 
ver Mädtige? nach Erdmann der Unerfchütterlihe. Vielleicht hat T. bei dieſer 
Gelegenheit erft feinem Bolfe ven Namen Mongol gegeben, wie Schmibt behaup- 
tet, ver ihn von mong „unerfchroden” ableitet, währen Andere den Namen alt 
nennen und ihn von mung „ſchwach, aufrichtig“ herleiten, wobei fle auf die vor 
T. menig ehrenvolle Schägung der Mongolen bei den Nachbarvölkern hinweiſen.) 

Mit dem neuen Namen waren die neue Stellung und bie immer Yühneren 
Bläne eingeweiht. Der nächſte Zug galt dem Weften, um bier vor den Naimans 
Ruhe zu haben, wenn ber Sturm gegen Often wieder beginnen follte. Nach einem 
Ueberfoll des am Ulug-Tag haufenden Buiruk⸗Chan, der getödtet wurde, zog Dſchin⸗ 
gishen 1207 wieder gegen Tangut. Im felben Jahre empfing er die Huldigung 
ber zmwifchen Klein⸗Altai, Selinge und Angara figenden Kirgifen. 1208 unterwarf 
er die Stämme an dem oberen Irtyſch, dann kehrte er abermals zu ben Einfällen 
in Tangur zurüd. 1211 huldigten ihm bie an den Himmelsbergen (um bie heutige 
Stadt Urumtſi) wohnenden Uiguren. Im felben Jahr rädte er zum Angriffe gegen 
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das Kaiferthum Kin (Rordchina umfaflend, feit Mitte des 12. Jahrhunderts von 
den Dſchurdſchehs geftiftet, welche die Khitans, vie früheren Herrſcher unterjocht 
hatten). Durch die Wüfte Gobi bringend, fiel er In die Provinz Schanfi ein, flug 
die chineſiſchen Heere und cernirte die Hauptftabt Oſchung⸗tu. Der Krieg ward 
bald zu einem Belagerungskrieg, in welchem jedoch Dſchingischan und feine Feld⸗ 
herrn fi nicht minder auszeichneten, als bisher in den offenen Schlachten, in denen 
man ihnen nicht mehr zu begegnen wagte. Wohl war von ben Kind das firengfte 
Gebot erlaffen, daß das gefammte Landvolk beim Anpringen der Mongolen in die 
Städte flüächte und dieſe vertheibige. Nur zu Biele mochten fih doch nit von 
Haus und Habe trennen oder wurden Überrafcht. Die Arbeitskräftigen unter biefen 
Zurüdgebliebenen wurben von den Mongolen zu ven Belagerungsarbeiten gebraudt, 
ja zum Angriffe auf vie gefährlichften Punkte vorausgejagt, wodurch die Verthei⸗ 
diger, die ihre eignen Landsleute und Brüder tödten mußten, um den Schwall 
abzuhalten, gelähmt wurden. Dſchingischan war überall fiegreih im Feld; nur feine 
Belagerung der Häuptftabt hatte keinen Erfolg. Mit den Khitans verbunden, Tehrte 
er 1213 na einigen der Raſt gewidmeten Monaten aufs Neue zum Angriff 
zuräd, Eine Solvatenrevolution hatte dem Kin-Kalfer das Leben gefoftet, doch 
behauptete fih der neue Kaiſer in Dſchung⸗tu. Dſchingischan durchzog mit feinem 
im 3 Armeen getheilten Heere den ganzen Norven Chinas bis zum Hoang—-ho. 
90 Städte wurben geplündert. Nur 9 Städte im Norben des gelben Fluſſes follen 
widerftanden haben. Da das Heer dur Kramfheiten geſchwächt war und ungeheure 
Beute gemacht hatte, ſchlug er dem belagerten Kaifer Frieden vor; unter andern 
Bedingungen forderte er au bie Hand einer kaiſerlichen Prinzeffin. Der Friede 
ward angenommen und Dſchingischan zog fi nordwärts zurüd. Utubu, der Kin⸗ 
Raifer hielt fi in feiner Norbrefidenz (dem heutigen Peking) nicht mehr für ficher 
und verlegte den Sig feiner Refidenz nach Nanking. Eine Mevolte brach aber ge⸗ 
gen ihn aus, worauf Dſchingischan fhnel die Waffen wieber aufnahm, Dſchung⸗tu 
von neuem einfchließen ließ und biefe Hanptflabt Juni 1215 eroberte. Sie wurde 
ſchrecklich ausgemordet, wie faft alle mit ven Waffen in ber Hand erftärmten 
Städte. Die Vertheivigungsweife der chineſiſchen Regierung war ſchlecht, wie viele 
chineſiſchen Dffictere in einem Memorandum vergebens barthaten. Sie zerfplitterte 
das Heer in alle Feftungen und befchränkte fi auf eine furdtfame Defenfive. 
Die Mongolen konnten dadurd nad) Belteben ihre Objekte des Angriffs wählen, 
eroberten einen Platz nad dem andern, fehnitten in ber Zeit ven noch nit Bela- 
gerten doch die Zufuhr ab, hemmten durch Streifzüge allen Verkehr und dran- 
gen fo langſam aber fidher immer näher gegen Nanfing vor. Ihr Muth, ihre Liſt, 
Geſchicklichkeit, Ausdauer und Disctplin machte die mongolifchen, verhältnigmäßig 
an Zahl ſchwachen Heere unwiderſtehlich. Ihre Leitung war ausgezeichnet. In Jahre 
langem Krieg fam faum ein Unfall vor, aud wenn Dſchingischan nicht felbft ben 
Oberbefehl führte. Sein Generallientenent für China war dann ver Befehlshaber 
des linken Flügels feiner großen Armee, Muduli, bald für feine Erfolge mit dem 
Fürftentitel geſchmückt (Guiwang, Großer Chan). Unterbefien hatten die alten Feind⸗ 
haften im Weften nicht gernht. 1216 vernichtete Dſchingischans Feldherr Sube- 
bat Behader die Merkiten im Alta; Buraghul Nujan züdtigte 1217 die auf- 
rühreriſchen Tumat, fiel aber felbft in biefem Kampf. 1218 wurde ein Zug gegen 
das Königreih Hia unternommen und Korea unterworfen. Dann wandte Dſchin⸗ 
gischan fi weitwärts gegen Carachitai (Kaſchgar, Yarkend, Khotan, bis vor Kur- 
zem auch viele Theile des eigentlihen Turfiftan umfaſſend). Ihm voran marſchirte 
fein General Tichebe, durch den er ber Bevölkerung Carachitai's Religionsfreiheit 
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verkünden ließ, woranf fi die graufam behanvelten Muhamedaner gegen ben 
fanatiſch buddhiſtiſchen Fürſten und Feind Dſchingischans, Guſchlug (Outfchluc) 
erhoben und die Unterwerfung Carachitai's leicht machten. Guſchlug wurde in Ba⸗ 
dakſchan von den Verfolgern erreicht und getödtet. So ſtießen Dſchingischans 
Grenzen an die Mohammeds, des mächtigen Schahs von Charizm, der damals 
faſt über ganz Turkiſtan und Perſien herrſchte. Die gemeine Habſucht eines Grenz⸗ 
oberſten und Mohammeds Uebermuth wurden Urſache eines der entſetzlichſten Kriege. 
Dſchingischan hatte mit einer turkiſtaniſchen Karawane mongoliſche Einkäufer ge- 
ſchick. Diefe wurden an der Grenze geplünvert, zur Bemäntelung bes Raubes 
aber von dem Grenzkommandanten ald Spione ausgegeben, worauf Mohammed 
ihre Hinrichtung befahl. Dſchingischan weinte vor Schmerz und Wuth, als er die⸗ 
jen Mord und die ihm damit angethane Schmad erfuhr. Seit 1218 begaun er 
die Zruppen zufammenzuziehen. Mohammeds Macht ward auf 400,000 Rei⸗ 
ter geihägt, aber es fehlte viefen vie mongolifhe Disciplin und der blinde 
Gehorſam. Als das Ungewitter fi nahte, verlor Mohammed noch obenbrein ven 
Kopf. Er machte es, wie die Ehinefen gethan hatten, zerftreute feine Truppen in 
bie Grenzftäbte, hoffend, daß dieſe Retterfchaaren nicht Ausdauer genug befigen 
wärben, jih mit Belagerungen abzugeben und daß nad einem einmaligen Ueber- 
flürmen des offenen Landes ihr wilder Andrang wieber zurädfluthen würde. Er 
faunte Didingishan und feine im chinefifchen Kriege geübten Truppen wenig. 
Dſchingischan theilte fein Heer in 4 Armeen; einen Theil heute er unter Tſchebe 
und Subedai raftios hinter dem fliehenden Mohammen her, der von Ball nad 
Niſchapur, in Irac, dann nad Mazenderam floh und auf einer Heinen Inſel im 
Kafpiihen Meere ſtarb. Dſchingischan nahm Bochara; dort auf der Kanzel ber 
Hauptoſchee ſprach er die Worte: Fragt Ihr mid, worauf hin ich bier zu Euch 
rede, jo wißt, daß ich die Geißel Gottes bin und Gott mich nicht über Eure 
Hänpter geſchwungen hätte, wenn Ihr nicht große Sünder wäret. Dort ließ er 
bie Rofſſe in den Mofcheen füttern, zum Spott den Muhamedanern, daß fie mein- 
ten, Gott könne an befondern Orten befonders verehrt werben. Der ganze Krieg 
warb nun wieder zum Belagerungskrieg, bei welchem bie Katapulten eine Daupt- 
rolle fpielten, die Arbeiter wie in China zufammengetrieben wurden. Die Bewoh⸗ 
ner der mit den Waffen genommenen Stäpte wurben ſcheußlich zufammengemorbet 
und nur die Kunſthandwerker und Künftler von dieſem Schidjal ausgenommen, 
um fie ale Sklaven in die Mongolei zu führen. 1221 fland Dſchingischan ta 
Ghazna; Chorafian war unterworfen. Er brängte ten tapfern Sohn Mohammebs, 
Dſchelaluddin bis an den Sind, fehlug ihn an biefem Fluſſe in einer durch Dſche⸗ 
laluddins Tapferkeit und Rettung berühmten Schlacht, drang über ven Sind nad 
und lieg Multan und Labore verwüften. Ex wollte von Peſchawur über das Ge- 
birge durch Tübet ziehen, mußte aber nad) wenigen Tagen dieſen Niefenzug wieder 
aufgeben und ging langſam auf dem alten Wege zurüd. 1223 blieb er in Sa⸗ 
marfand. Erſt 1225 erreihte er feine Stamm-Orbu wieder. Die Generäle Tſchebe 
und Subedai hatten unterdeſſen einen wunderbaren Zug unternommen, Sie hatten, 
Mohammer folgend, Irac verwüſtet, dann Tebris unterworfen, am kaſpiſchen 
Meere überwintert, waren verflärkt durch Kurben und Zurlomannen in Georgien 
eingefallen, Hatten zurüdtehrenn Maragha, Hamaban, Urbebil genommen, dann 
wieder Georgien und Schirwan durchzogen, den Kaukaſus überfliegen, vie Kaulafus- 
völfer gefchlagen, indem fie die Kiptſchaks (ruſſiſch Polowifl) von ihnen trennten, 
dann die Kiptſchaks geihlagen, 1223 an ber Kalte aud die Ruſſen in mörberi- 
iger Schlacht. Nachdem fie Südrußland verwäftet hatten, fünwärts bis in bie 
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Krimm gedrungen waren, fielen fie Ende 1223 über die damals an der Wolga 
und Kama figenden Bulgaren und kehrten dann zum großen, jett rüdwärts zie⸗ 
henden Heere Dſchingischans zurück. 

Muckuli hatte während dieſer Jahre den Norden China's in Unterwerfung 
gehalten und ſüdlich des Hoangho große Fortſchritte gemacht, 1221 auch Tangut 
wieder mit Krieg überzogen. Er ſtarb 1223, nur bedauernd, nicht Nanking für 
feinen Mongolenlaiſer erobert zu haben. Dicingishen brad 1225 ans feiner 
Ordu mit 180,000 Wann gegen Taggut auf, fiegte nach ſchwer beftrittener 
Schlacht und verwüftete das Reich. Die Uebergabe ver Hanptflabt erwartend, wurde 
er frank (durch einen Pfeil verwundet? durch eine Frau getöbtet ??) und flarb am 
18. Aug. 1227, im 72. (66.) Jahre feines Lebens. Seinen Leichnam führte ein 
Heer in die Heimat; im Kenteigebirge unter einem mächtigen Baum, unter bem 
er ſelbſt feinen Ruheplatz beftimmt hatte, wurde er begraben. 

Aus einem veradteten Stamm, fo arm, wie bie Berichterftatter fagen, daß 
nur die Fürſten Steigbügel von Eifen befaßen, hatte Dſchingischan feine Mongo⸗ 
len zu ben Herridern bes größten Theils von Afien gemadt. Seinen Söhnen 
Ionnte er bie völlige Unterwerfung ver bekannten Welt als Aufgabe empfehlen. 
Zu feiner Beurtheilung, wie zu der vieler aflatifcher Fürften überhaupt, müſſen 
wir vor allen Dingen unfere europätfchen Begriffe ber Kriegführung vergefien, 
nach denen es den höchſten Ruhm bringt, fo viel Feinde wie möglih in ber 
Schlacht zu tönten, Tödtung ber Waffenlofen und Gefangenen aber als Mord 
gebraudmarkt ifl. Bei einem Steppenvoll namentlih, wo Jeder, ber die Waffen 
tragen kann, Krieger if, iſt auch Jeder unter Umfländen Todfeind; unfere „ritter 
lichen“ Ehrbegriffe fehlen; jedes Mittel iſt gerecht, den Feind zu verberben. So 
bat der Krieg, ſchon als Volkskrieg, einen graufamen, hauptſächlich auf Vernichtung 
gerichteten Charakter. Das Morden hört alfo nit mit der Schlacht auf, bie das 
gefährlichfte, fo viel wie möglih zu vermeidende Mittel zum Zweck ift, ſondern 
im Stege kann erft recht die Rache ausgeübt werben. Ein foldyer Krieg gegen bie 
wie Schafe ſich fchlachten laſſenden, durch Söloner u. dgl. vom perſönlichen Kampf 
entwöhnten Bewohner eines Kulturftaates wird nun allerdings ungehenerlih und 
erſcheint uns ſcheußlich, ja faft undenkbar. Den Mongolen aber kam das Gemepel 
nad der Schlacht nicht anders vor als das in der Schlacht, nur leichter und 
fiderer. Ihrer Wüſtenpraxis gemäß, wo nur ber todte Feind nicht ſchadete, mor⸗ 
beten fie deshalb unbarmberzig die feinvlihen Städte aus, um beim Vormarſch 
nicht Feinde im Rüden zu haben, die ihnen, fobalb fie ein Unfall betroffen, mit 
Freuden den Garaus machten. Erſt im Laufe der chinefiſchen Felbzüge gaben fie 
allmälig diefe barbariſchen Schlädtereien auf, nachdem eine wirkliche Eroberung 
eingetreten war und bie Steppenſöhne ven Nuten begriffen, ven fle burd Steuern, 
Tribut u. dgl. von dem lebenden Unterworfenen ziehen Tonnten. (Dan benfe nur 
an bie mobern europäiſche Behandlungsweiſe aller mit den Waffen Gefangenen, 
welde nit „Solvaten“ find, um zu fehen, wie nah wir in vielen Beziehungen 
jenem anfcheinend fo fernen Standpunkt ſtehen; ferner an bie Niedermetzlung ber 

Gefangenen durch die Franzoſen vor St. Jean d’Xcre, um die Konſequenzen eines 
Krieges mit Leuten ſich vorzuführen, welche das Heilighalten des gegebenen Wor- 
tes uicht kennen. Auf die Barbareien aller wirklichen Völlerkriege braucht man nur 
hinzuweiſen.) 

Perſoönlich finden wir in dem ſchrecklichen Völkervernichter nichts Tigerhaftes, 
feine Bluttrunkenheit, wur eine unerbittlide Konſequenz in ver durch Geburt und 
Zeit ihm anklebenden Sinuesweife und Politik gegen Feinde. Er zertrat fo ſcho⸗ 
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nungslos wie alle Eroberer, nad feinen und feines Volks Principien, was ihm 
fih in ven Weg ftellte. Seine Energie zeigte fih ſchaurig im Schaurigen, doch 
von einem launiſchen Wütherich war nichts in ihm. Er war liebevoll gegen 
feine Familie, treu gegen feine Freunde, beforgt für das Wohl der Geinigen. 
Schonungelofigteit gegen Untergebene litt er jelbft bei feinen Generälen wit, denen 
doch foiche Barbarei fo häufig als militärifche Tugend angerechnet wird. Die Pflich- 
ten des Friedens und des Krieges ſchied er fireng. „Ihr meine treuen Kriegdober- 
ſten — lautete eine feiner Anrevden — Ihr, der Ehre Mittelpunkt, Ihr wie Stein 
unbeugfam! Und du mein Heer, das mid wie eine Dauer umgibt (vie Grauit- 
tolonne von Marengo fteht, wie man fieht, ſchon bet Sfanang Sfetfen) uud Das 
wie ein Schilffelo gereiht ift, höret meine Worte: Zur Zeit des frienlichen Scher- 
zes lebt einträchtig wie die Finger einer Hayd, zur Zeit des Ueberfalls ſeid wie 
ein Falle, der auf ven Raub ftößt; zur Zeit des Spiels und der. Erheiterung 
ſchwärmt wie die Müden, aber zur Zeit ver Schlacht fahret auf ben Feind wie 
ein Adler auf jeine DBente!” Sie thaten es umd mit eben fo wenig Erbarmen. 
Ob man ihn begriff, mögen die Worte des mongolifchen Geſchichtſchreibers 
lehren, nad) welchem Dſchingischan alfo ſprach: „Ich Habe vie 12 großen Könige 
bed Erdbodens meiner Herrihaft unterworfen, vie gefeglofe Willkür der Heineren 
Fürften Habe ich meinem Willen untergeorbnet, die ausgebreitete zahlloſe Bolks⸗ 
menge, welde in Drud und Roth umberirrte, habe ih gefammelt und zu einem 
Ganzen vereinigt." Dean muß bekennen: fein Wille war unbengfam, aber unter 
ihm herrſchte keine Willfür. Die Kriege an ven Grenzen waren oft ſchrecklich, aber 
flott des ewigen, früheren Blutvergießens zwifchen den hunderten von Stämmen 
and Bölkern herrſchte iu feinem ungeheuren Reih Frieden und nie gekannte Si- 
cherheit. Der Kaufmann zog ruhig auf allen Wüſten⸗ und Bergwegen. Sicherheit 
des Eigentbums und des Lebens von Korea bis Perfien, wo er herrſchte. Gleich 
ihm hat wohl Keiner ſolche Unterthanen fo gebändigt, wohl Keiner wie er alle 
Zügel ftraffer Ordnung anzuziehen und zu halten gewußt, va die Zägellofigkeit 
doc vorher über alle Maßen war. Bor ihm, fagt er, feien die Mongolen fittenlos 
gewejen, ohne Schen und Achtung vor Gefeg; nit einmal Sohnespflichten hätten 
fie gefannt. Mord, Diebftahl, Unkeufchheit hätten geherrſcht. Er riß fie nicht durch 
Zügellofigleit mit fi fort; er beberrichte fie und zwang fie zu ihren Pflichten, 
ftreng, unbeugfam. Er babe wieder Sittenzucdt eingeführt. Auf Mord, ſchweren 
Diebftahl, Ehebruch, ſchändliche Sünden fland Tod. Seine Milttärgefege griffen 
ſchonungsles bei den mongolifhen Laftern durch. Auf Aneignung und Nidht- 
Zurüdgabe einer, einem Andern im Kampf entfallmen Waffe ſtand 3. B. Tod, 
ver Tod auf flüchtendes Verlafien der Kriegsabtheilung. Gegen bie Trunkſucht eiferte 
er und beſchränkte fie durch Gebote, fo gut es ging. Eins ber Erblafter feines 
Volks, den Geiz, bat er fogar in einer Beziehung zu brechen gewußt, indem noch 
heute bei mongoliſchen Völkerſchaften fein Gebot der Gaſtfreundſchaft während ver 
Mahlzeit gilt. Die Schulung und Ordnung des Heerd war bewunderungswärbig. 
Die Disciplin war ſtreng; foldatifcher Uebermuth wurde in feiner Weife geduldet. 
„Sin fetter Hund tangt nicht zur Jagd” war Dſchingischans Marme. Der Sol- 
dat im Felde genoß Feine Stewerfreiheit. Sein Hausweſen follte doch fo georbnet 
fein, daß er ven Anforberungen des Staates durch die Verwaltung feiner Frau 
u. f. w. nachlommen könne. Die Stämme waren nad dem Zehnerfyſtem einge- 
theill. 9 Mann gehorchten einem Zehner, 9 Zehner einem Hunberter, fo zu 1000, 
10,000 n. ſ. w. Je nad Bedürfniß wurden mehr oder weniger Mann aus ven 
Zehnern zum Dienft entboten. Auf dem Couriltai wurde eine ſolche Entſcheidung 
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für den Feldzug getroffen. Bor dem Aufbruch warb ſtrenge Revne gehalten und 
Mann, Rofie und Ausräftung (Bogen und Pfeile, Handart, Teile zum Schärfen 
der Gefchoffe, Bfriem, Ravel, Baden hatte Feder zu führen; befier Bewaffnete 
batten Säbel, Lanzen, Leberräftung oder Kettenpanzer) geprüft. Seine Abtheilung 
zu verlaffen und zu einem andern Kommando zu gehen, war fireng unterfagt. 
Der unbeningtefte Gehorfam vom Oberften bis zum legten Mann war gefordert. 
Den Divifionsführern kam der Befehl von Dſchingiechan oder deſſen Obergeneral 
in; jeder Officier haftete im feiner Amtsauspehnung für vie Ausführung. „Ih 
gebe ven Männern dad Kommando, fagte Dſchingischan, welche Geiſt und Tapfer⸗ 
fett vereinen; ben Thätigen, Wachſamen vertrau ich die Bagage, ben Plumpen 
bie Bewachung der Heerden. Machen es meine Nachkommen fo, fo werben file in 
800, in 1000 Jahren ebenfo vom Himmel unterftügt fein.” Die Hauptfelvzüge 
geſchahen im Herbft; jever Mongole Hatte Pferde zum Wechſeln; dieſe und andere 
Heerden wurden der Armee nachgetrieben. Da fie nur von biefen Heerven lebte 
(„Gras für's Vieh; das Vieh für den Menſchen“), fo fand fi, wo es nur Bich- 
futter gab, ver Mongole nad feiner Bequemlichkeit. Der Eröffnung der Feldzüge 
ging eine forgfältige Prüfung ber feindlichen Streitkräfte und bes Landes voraus. 
Didingishen war immer vortreffli durch feine Spione unterrichtet und wußte jo 
Tiftig wie furchtbar jeben Wehler, jene Spaltung des Feindes zu benugen. Lahmen⸗ 
der Schreden ging vor ihm ber. Bei dem bloßen Anblid des georbneten Aufmar- 
ſchirens feiner pur Entbehrungen zerrättet geglaubten Truppen ift tapferen Feld⸗ 
herrn der Muth entfunten. In Strategie und Tatil waren die Mongolen durch 
ihn Allen überlegen. Bei den, ſchon geſchilderten Belagerungen fanden bie beften 
chinefiſchen und weftafiatifhen Ingenieure den Mrbeiten vor. Beim Sturm wurben 
bie Truppen gewechfelt und fo öfters raſtlos Tage lang geſtürmt. Er hatte ſich 
eine Reihe ausgezeichneter Generäle gezogen, alle, fo viel wir fehen, ihm unbe- 
bingt ergeben; er allen treu, größer als alle, darum nie neidiſch gegen fie; nie 
launiſch. Sein Heer, eingetheilt nach Leibgarde, großer Armee, beftehent aus Cen⸗ 
trum, rechtem und linkem Ylügel, und 8 Brigaven feiner Mutter, Brüver und 
Neffen, beftand (nad Erdmann) aus 230,000 Mann (nach d'Ohſſon bei feinem 
Tode 129,000 Mann). Seine Mongolen fchonte er; vie Hälfstruppen bekamen wo 
möglich bie gefährlichften Boften, 

Gegen feine Familie erfheint Dſchingischan, innerhalb feines firengen, un⸗ 
nachſichtlichen Wefens, ‚liebevoll, ja zärtlich; auch bier zeigte ex nie Schwächen. 
Er war ein treuer Freund. Jugendfreundſchaften wuchſen mit feiner Macht und 
bielten aus bis zum Tode; für feine Getreuen forgte er über dieſen hinaus. Die 
Zage mit ihm getheifter Noth wurden nie von ihm im Glück vergeflen. Darum 
ehrten den gewaltigen Mann, ven „Unerſchütterlichen“ feine Mannen wie einen 
Gott. Seine Größe zeigte fih einfach; einfach waren feine Befehle; er hafte 
orientalifchen Schwulft, orientalifches Titelmefen. Den Werth wiſſenſchaftlicher Bil⸗ 
bung, 3. B. der Schrift lernte er erft im Mannesalter kennen; er forgte dann 
für den Beginn der Studien bei den Mongolen. Er lernte von ven Feinden. 
Nah ven Chinefen richtete er 3. B. auf den großen Heerftraßen feines Reiches 
Poftflationen zum Dienft für feine Regierung ein. Seine Berorbnungen über Heer: 
führung, Eroberung, Bolitit der Erhaltung eines Yandes wurden das Evangelium 
der Mongolen, vie in den nädften Zeiten nicht arm an großen Männern waren. 

Bei feinem Stamme herrfhte das Schamanenthum; er felbft war religtös 
aufgeflärt, glaubte an ein höchſtes Weien, fühlte fi aber weber vom Bubbhais- 
mus, no Muhamevanismus, noch Chriſtenthum (es gab damals ‚viele neftoriani« 
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ſchen Chriſten in jenen Gebieten) angezogen. Er befahl und übte Duldung aller 
Religionen, deren Diener, wie bie Aerzte und Armen, Steuerfreiheit hatten. Er 
felbft Getete, wie feine Altvorbern heiß und tief, wie uns berichtet wird, auf Den 
Bergen. Wie weit er in feinen Berorbnungen dem Wberglauben feines Volks 
(Gewitterfurht 3. B.) nachgegeben, mie weit er felbft barin befangen war, iſt 
nicht genau zu erfennen. 

Am trefflichſten laͤßt ſich wohl fein gewaltiger Geift ahnen, wern man auf 
Generationen den von ihm gegebenen Schwung ſich fortfegen fieht, der unter 
Söhnen und Enkeln die Erde ven Korea bis Java, vom Hoangho bis zur Oder 
und zum adriatiſchen Meer mit mongoliigem Siegesruhm und Schreden füllt, 
daun zuböchft, wenn man auf Decennien hinaus die Einheit gewahrt, melde feine 
Nachfolger beherrſcht, vie nichts Höheres kennen, ale im Geift ihres Ahnen zu 
handeln umd in einem Gehorfam, einer Unterorbnung gegen das Wohl des Gan- 
zen fi zeigen, wie faum von Herrſchern fo ungeheurer Reiche, wie tiefe Ber- 
wandten waren, gefunden werben mag. Auf dem Sterbelager, ſagt Sſanany Sie 
tien, fprach er die Worte: „Die Seele jever That iſt diefelbe zu vollenden, wenn 
fie angefangen iſt; fe und unerſchütterlich iſt das Gemüth des Mannes, ver fein 
gegebenes Wort Hält." Sie paſſen für ihn, 

Er hinterließ feinen Söhnen ein Reih, das zu durchziehen man Iahresfrift 
gebrauchte. Sein Nachfolger in der Kaiſerwürde ward Ugetai. 

5. v0. Erdmann: Temudſchin der Unerfchütterlige; C. d’Ohsson: Hi- 
stoire des Mongols depuis Tschinguiz-Khan; v. Hammer: Geſchichte ver 
goldenen Horde; 3. I. Schmidt: Geſchichte der Of-Mongolen von Gjanang- 
Zfetien Ehungtaivihi; 3. I. Schmidt: Forfhungen im Gebiete ver Bildungs⸗ 
geſchichte der Volker Mittel-Afiens. Lemke. 
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Die Theater Haben in der modernen Welt nit mehr wie in dem antiken 
Athen eine religiöfe und in weit geringerem Grade als in dem alten Mom eine 
politifche Bedeutung. Im Alterthum vertraten die äffentlihen Theater theilweiſe 
die Stelle, welche in newerer Zeit bie Kirchen einnehmen. Das ift aber für immer 
vorbei und nicht wieder herzuftellen. Aber auch die öfter vorgefchlagene Erhebung 
der Theater zu nationalen Staatsanftalten für Vollserziehung wird ſchwerlich ge⸗ 
lingen. Einige ber beften heutigen Theater werben freilich durch Zuſchüſſe der Höfe, 
der Staatn und der Stäbte gefördert; aber felbft die fogenannten Hof- unb 
Nationaltheater und bie ftädtifchen Bühnen werden doch der Hauptſache nad von 
dem Publikum unterhalten, welches nad freier Neigung dieſelben beſucht und jeine 
Pläge darin bezahlt. Eine viel größere Anzahl nicht unterftügter Theater berubt 
Monomifh nur auf dem Ertrage der verlauften Thenterbillete und ift äußerlich 
abhängig von dem Publitum. Infofern alfo erſcheinen vie heutigen Theater durch⸗ 
weg und wefentlih als Anflalten nit des Staats, fonden des Publi- 
kums und finb daher mehr oder weniger abhängig von der Schauluft und von 
dem Geichmade des Publikums. Ä 

Laͤßt fi das ändern? Im Großen fiher nicht. Wie unfere ſchöne Litteratur 
und unfere Kunfl aus dem individuellen Leben entfpringt und voraus ber freien 
Geſellſchaft zugewendet iſt, wie da jede flaatlihe Organiſation und Herrſchaft un⸗ 
zuläffig und unmöglich iſt, fo gilt das auch vom Theater. Die Bühne ſtellt 
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die Werfe der Literatur und Kunft in lebendiger Weiſe dar, fie gibt denſelben 
nar einen unmittelbar die Hörer und Schauer ergreifenden Ausdruck. In der Haupt» 
ſache kann alfo für fie fein anderes Geſetz gelten als für die Werte ſelbſt, welde 
fie dem Publikum vorführt. Das Theater zur Stantsfahe machen, das würde 
beißen, die ſchöne Literatur und Kunft als Staatsangelegenheit behandeln. 

Sogar wenn in Zukunft die nationale Bedeutung der Theater und daher 
in erfter Linie der Dramen und Opern mehr als es bisher geicheben, gehoben 
und betont wird, fo gehört doch auch biefe Seite der Nation im engern 
Sinne an und nicht dem politifch organifirten Volle, nicht dem Staate. Die 
Sprache und ihr Verſtändniß wird nit durch die Staatögrenzen beftimmt, fon. 
dern dur den Nationalgeift, der die Stantsgebiete bald nur theilweife erfüllt, 
bald überjhreitet. Die Muſik aber ift überhaupt nicht wefentli national, fondern 
ein Gemeingut unfrer europäiſchen Kultur. Ia die berähmteften und beften Werte 
der dramatiſchen Dichtkunſt find allgemein menſchlich verflänplih, und des- 
halb nit auf eine Nationalbühne beſchränkt. Sie werden in verfchiedenen Spra- 
hen verfchledenen Nationen vorgeführt. Shakeſpeare hat nicht blos für die englie 
ſche, unfer Leffing, Schiller und Göthe haben nicht für die deutſche Nation aus⸗ 
ſchließlich gefchrieben. 

In einem Zeitalter, welches auf bie Nationalität einen fo hohen Werth legt, 
wie das unfrige, mag immerhin auch die nationale Bedeutung der Poefte entfchie- 
dener in den Borbergrund treten. Wir tabeln es nit, weil jebes Zeitalter ven 
Beruf bat, feine Eigenart zu offenbaren und die Nationen berechtigt find, nad 
dem edelften und fchönften Ausprud ihrer Lebensanſchauung zu fireben. Aber joll 
das Im Drama gefchehen, fo müflen pie Dichter voran gehen, die Schaufpieler 
können nur nachfolgen: und die Dichter laſſen fih nicht von dem Staate vor 
fchreiben, was und wie fie dichten follen. 

Aus dem Allen leiten wir allerdings die Folgerung ab, daß der Staat zu: 
nähft das Theater der freien Thätigfeit und fogar der Privatfpelula- _ 
tion überlaffen folle und dasſelbe nicht als Staatsmonopol behandeln dürfe; 
aber keineswegs die Folgerung, daß der Staat den Theatern zegenüber feine Aufe 
gabe habe. Bielmehr find wir der Meinung, daß der Staat ein Interefie und 
unter Umftänden die Pflicht habe, theild gute Theater zu unterflägen, theils eine 
gewiffe Kontrolle zu üben fiber bie öffentlichen Bühnen. 

Die im Ganzen unvermeidlihe ölonomifche Abhängigkeit nämlich der Theater 
von dem Publitum hat ihre fehr großen Fünftierifhen und ſittlichen Gefahren. Das 
Theater fol feiner Idee nah der lebendige und infofern höchſte Aus— 
drud fein des in der Nation wirlfamen dramatifhen Beiftes. Es 
fol die ansgezeichnetften Werke des Genies dem Bewußtſein der Nation nnmittel- 
bar darftellen und mittheilen. Wie die Werte des Gentes jelber hoch über dem 
Niveau des Gewbhnlichen ſtehen, fo müfſſen auch die Schaufpieler das Publitum 
gleichſam Über feine Alltäglichkeit emporheben, fie mäflen dem Publikum zwar ver- 
ftändlich, aber fie dürfen nicht auf der niedern Stufe des gemeinen Sinnes ſtehen 
bleiben. Am wenigften vürfen fie auf den rohen Gefhmad ver Menge fpeluliren 
und durch ihre Hebertreibungen ven plumpen Beifall ver Gallerie zu gewinnen 
ſuchen. Ste follen eingebent bleiben jener Shalefpearefhen Mahnung: „OD es 
ärgert mi in der Seele, wenn folh ein handfeſter, haarborſtiger Gefelle eine 
Leivenfchaft in Wegen, in rechte Lumpen zerreißt, um ben Grünblingen im Par- 
terre in die Ohren zu bonnern, die meiftens von nichts wiflen, als verworrene 
Bantomimen und Larm.“ (Hamlet III. 1.) Dabei ift offenbar die Ehre und das 
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gefammte Geiftesleben einer Nation betheiligt; und darauf gründet fi das Recht 
und die Pflicht des Staates, mit feinen großen Mitteln zu helfen, daß bie beften 
Werte auh in würdiger Form der Nation dargeftellt werben. Wenn er 

durch feine ölonomifhe Unterffäßung und durch feine geiftige 
Pflege wenigftens die erften, zugleih al8 Vorbilder pienenden Theater ver Haupt⸗ 
finbt, die fogenannten Nationaltheater, in die Lage verfekt, daß fie weni- 
ger in Verſuchung gerathen, um ben Beifall der Menge mit uneveln Mitteln zu 
buhlen und zugleich den Anſtoß dazu gibt, daß auch die Kaffifhen Stüde zu fchö- 
ner und wirkfamer Darftellung gelangen, fo erfüllt verfelbe nur feine Kulturpflicht. 

Neben ver fünftleriihen hat das Theater auch vie große fittlihe Aufgabe, 
als Anftalt ver nationalen Erziehung zu dienen und die gemeinnüg- 
Lie Beſtimmung, für würbige Genäffe und Unterhaltung zu forgen, und ba= 
durch die allgemeine Tebensfreude zu erhöben. Auch von dieſem Ge- 
fihtspunkte aus rechtfertigt es fih, wenn der Staat Beiträge leiftet, damit jene 
Aufgaben vollſtändiger gelöst und diefe Anforberung würbiger erfüllt werbe. Aber 
das Meifte und Beſte kann doch nicht der Staat thun, und ed kommt voraus 
wieder an auf dem fittlichen Geift, ver in der Litteratur und Kunft fi) ausſpricht, 
auf die Empfänglichkeit der Nation für das Edle und Gute, anf die Heiterkeit 
ihrer Lebensanfiht und Stimmung und auf die Mäßiguug, zu welder fie erzogen 
worben ift. 

Die Fulturpolizeilide Auffiht über die Theater iſt von ber 
Kulturpflege des Staates wohl zu unterfcheiden. In dieſer zeigt ſich die freie 
Sorge des Staates für die nationale Geiftesbildung, in jener offenbart ſich bie 
bindende und zwingende Autorität des Staates, welche eben deßhalb gefetzlich be⸗ 
grenzt fein fol. Um die Kulturpoligei des Staates auszuüben, find in verjchiebe 
nen Staaten folgende Einrichtungen getroffen und Maßregeln ergriffen : 

1. In ſehr vielen Staaten bebarf die Errichtung eines Theaters der 
obrigfeitliden Autorifation; und zwar für fländige Bühnen gewöhnlich 
von Seite der Bezirkoͤ⸗ oder Kreispolizei oder felbft des Staatsoberhaupts, für 
vorübergehende Schauporftellungen durch wandernde Truppen von Seite der Orts- 
polizei. Bloße Privatbähnen für engere geſellſchaftliche Kreife werben von biefer 
Vorſchrift nicht betroffen. Diefelbe gilt auch in folgen Ländern, welche tim übrigen 
dem Grundſatz der Gewerbefreiheit buldigen. In der That gibt es dafür gute 
Gründe, indem die Wirkung der Theater auf bie Öffentliche Sittlichkeit und ſelbſt 
auf die Ruhe der Perfonen und der Familien und auf bie Staatsordnung je nad) 
Umſtänden eine ftarke, zuweilen auch eine fehr gefährliche und ſchädliche ifl. Eine 
Hauptgarantie gegen ven Mißbrauch befteht aber darin, daß bie Ehrbarkeit ber 
Unternehmer vorher geprüft werde und übel beleumbete Individuen von Anfang 
an gehindert werben, ihre Nete auszubreiten, um das fchauluftige Publikum zu 
fangen und feine Leidenſchaften aufzuſtacheln ober anszubenten. Ueberhaupt können 
bei folder Vorprüfung alle öffentlihen Interefien berüdficktigt und tie nöthigen 
Schranken gezogen werden. Hinterbrein abzuwehren und Ungebühr zu hemmen iſt 
piel fchwieriger und felten ohne Verlegung bereits entftamvener Rechte und Interef- 
fen durchzuführen. Nur muß auch gegen ungehörige Verfagung ver Erlaubniß, fei 
es aus bloßen Privatgränden oder aus Willtür und Beſchränktheit, dem Bewerber 
das Nechtömittel der Beſchwerde eröffnet werben. 

In England ift ein Regierungspatent nöthig zur Gründung eines Theaters, 
welches jedoch durch die Erlaubniß der Friedensrichterverfammlung erjegt werden 
fonn. Geſetz vom 12. Ang. 1843. In Frankreich bat die Geſetzgebung fehr ge- 
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mechfelt. Bor der Revolution bedurfte es einer königlichen Erlaubnig. Im Jahr 
1791 wurde die Unternehmung ganz frei gegeben, woraus indefien große Uebel⸗ 
fände zumal in Paris hervorgingen, fo daß Napoleon I. 1806 eine Anzahl Then- 
ter ſchloß und diefelben auf eine beftimmte Feine Zahl beſchränkte. Dan dehnte 
bie Herrſchaft des Staats über die Theater fo meit aus, daß ven Unternehmern 
nicht geflattet wurde, gegen ein Verbot, fogar gegen vie nachträgliche Schlie- 
Bung eines Theaters an die Verwaltungsgerichte zu gelangen. Die Regierung 
wollte ganz allein vie Macht in der Hand behalten. Später 1835 wurbe bie Be- 
ſchränkung wieder aufgehoben, und 1849 erflärte fih die Nationalverfammlung 
für die Freiheit der. Spekulation, aber mit großen Kautionen und ſtarken Schup- 
wehren für die Orbnung, ohne daß biefes Syſtem damals zur Geltung gelangte. 
Heute iſt zwar eine größere Freiheit gewährt, aber bie Regierung behält die Macht. 
In Preußen bevärfen die Schaufptelunternehmer der Erlaubniß der Oberpräflpenten 
der Provinz, welche vie Zuverläffigkeit und Bildung der Bewerber prüfen, aber 
immerhin ein freies Ermefien haben. Gew. Orbnung von 1845 $. 47. 

2. Die Theatercenfur In manden Ländern, fogar in England nod, 
werden alle aufzuführenden Stüde einer vorherigen Prüfung durch Cenſoren unter- 
worfen, melde nicht blos einzelne anftögige Stellen zu ſtreichen befugt find, ſon⸗ 
dern ganze Stüde unterfagen können. Offenbar ſind hiebei die Autoren und das 
Publitum in hohem Grave betheiligt und auch bier ift die Willkür ver öffentlichen 
Gewalt gefährlich für die perfänliche Freiheit und berechtigte Brivatinterefien. Wenn 
daher das Öffentliche Interefie für Erhaltung guter Sitten, des Anſtandes und ber 
Öffentlichen Sicherheit eine gefteigerte Wachſamkeit ver Theaterpolizei erfordert und 
eine gewiſſe Vollmacht der Cenſoren rechtfertigen, jo follte doch zugleich dafür ge- 
forgt werben, daß dieſelbe nicht mißbrandt werde zum Nachtheil ver Freiheit und 
der Privatintereffen. ine Beſchwerde und ein Rechtsverfahren, ſei e8 vor ven 
Berwaltungsgerichien, ſei e8 vor den Bffentlichen Gerichten follte daher jederzeit 
offen ſtehen. Ueberdem läßt fich eine fo weit getriebene Genfur thatfächlih nicht 
überall: durchführen. Welcher Genfor, zumal in kleineren Städten, hätte die Muße, 
alle Städe aufmerkſam zu lefen, und woher follte vie Garantie kommen für vie 
Fähigkeit der Eenforen, dieſelben richtig zu beurtheilen? Auch in England hilft 
man fi mit der Fiktion, daß ein Stüd, welches in London erlaubt worden, überall 
auffährbar je, und zumellen find auch in London lächerliche Striche der Cenſoren 
vorgelommen. Hat doch ein Cenſor aus religidfen Strupeln die Anrede an eine 
Geliebte „mein Engel” geftrichen, damit nicht bie biblifche Borftellung von ven En- 
geln gefährbet werde. 

In der Regel dürfte die nachträgliche Beſeitigung folder Stellen und ein 
binterheriges Berbot folder Stüde genügen, welche zwar nicht geradezu firafbar 
find, aber immerhin ſchädlich erfcheinen für die guten Sitten und bie öffentliche 
Ruhe. Man kann freilich auch hier zu weit gehen. Wenn 3. B. auf einzelnen 
beutfchen Hofbühnen es unterfagt wurbe, Priefter auf die Bühne zu bringen, fo 
ft nicht abzufehen, weßhalb das Theater, welches ven Beruf bat, „ber Natur 
gleihfam einen Spiegel vorzubalten, ver Tugend ihre eignen Züge, der Schmad 
ihr eignes Bild und dem Jahrhundert und Körper ber Zeit den Abdruck feiner 
Geftalt zu zeigen” (Shalefpeare in Hamlet), die Tugenden und Laſter der Priefter 
weniger zeigen bürfte, als die der Taten und ihrer Fürſten. Dagegen würde es 
unjere hemige Sitte doch nicht wie die athenifche ertragen können, daß die mit> 
lebenden Perfonen zum Gegenftande ver Berfpottung auf der Bühne gemacht wür- 
ben. Die Grenze des Wohlanſtändigen und Zuläffigen braucht nicht engherzig 

Bluntfhli und Brater, Deutſchet Staate⸗Woörterbuch. X. 33 


1373 Thomaſtus. 


gezogen zu werden, aber fie muß immerhin beachtet und Maß gehalten werden. 
Dazu aber reiht eine ſtrafgerichtliche Verfolgung nicht aus. Ge bedarf hier einer 
polizeilichen Auffiht unt Einwirkung, weiche einfchreitet, um die Autoren und 
Schauſpieler an ihre Pfliht zu mahnen, ohne fie zu verfolgen and zur Strafe zu 
ziehen. Wird vie Cenſurbehörde aus fachlundigen Männern gebilvet, welde ein 
Berftändnig haben für die Freiheit der Litteratur, und durch ihre Perſbonlichkeit 
eine Barantie geben, daß fie ihre Vollmacht nit zer Unterdrückung nad Chilane 
mißbrauden, und zugleich eine Rechtsbeſchwerde ermöglicht, fo werben die Konflikte 
widerftrebender Nechte und Interefien felten und wenn fie dennoch eintreten, Leicht 
zu heben fein. Blantiali. 

Theofratie, 5. Ideotratie und Theokratie. 

Thenrungspolizei, |. Tebensmittelpolizei. 

Thierfchug, f. Kulturpolizei. 

Thomas von Aquin, |. Scholaftiker. 


Thomaſius. 


Chriſtian Thomaſinsé, geboren am 1. Jannar 1665 zu Leipzig, war 
der Sohn eines Leipziger Profeffors und erhielt eine fireng orthodoxe und zugleich 
gelehrte Erziehung. An der Univerfität Leipzig Hatte der „Freigeiſt“ Pufendorf 
feine zäheften und heftigften Gegner gefunden. Auch T. hatte als junger Gelehr⸗ 
ter den Borfag, gegen Pufenvorf zu fchreiben. Aber indem er anfing, befien Werke 
grünplicher zu findiren, überzeugte er fi von dem wifienfchaftlicden Rechte Bufen- 
dorfs und aus einem Gegner ward er befien Schäfer und geiftiger Nachfolger. 

T. war nun frei geworben von ber falfchen Autorität der Aberlieferten Lehre 
und fing nun an, aud gegen andere herfömmliche Uebungen anzulämpfen, welche 
feine Prüfung nicht befianden hatten. Sein Geiſt war auf praftifihe unb nationale 
Ziele gerichtet. Er wagte es zuerſt, im Gegenfate zn ber feften Eitte der Univer⸗ 
fitätsdocenten, welche nur lateiniſche Borträge duldete, die deut ſche Sprade auf 
den alademiſchen Lehrſtuhl zu bringen (1688) und bald nachher eine gelehrte 
und dennoch deutſche Zeitfchrift zu gründen. Er wollte die Wiſſenſchaft mit 
dem lebendigen Geifte der Nation in Berährung bringen und die fiheinbar nnüber- 
fteiglige Kluft zwifhen den Gelehrten und der Nation überbrüden. &x wies auf 
das Borbild ver Franzoſen hin, welche ihre Werte in franzöfticher Sprache heraus⸗ 
. geben und ihnen dadurch eine größere Verbreitung und Wirkſamkeit verihaffen. 
Die deutfhe Sprache und Fitteratur waren damals, nad dem breißigjährigen Kriege, 
fo tief gefunten, daß die erften Berfuche, über wiſſenſchaftliche Kragen veutich zu 
reden und zu fehreiben, nur der fhwerften Arbeit gelingen konnten und noch fehr 
unbeholfen ausfielen. Nur ganz allmählid, verbefierte ſich der Styl. 

Diefe keden Neuerungen des jungen Docenten reisten bie Anhänger bes Wlten 
zu beftigem Zorn. Wie immer und überall waren es die orthotopen Theologen, 
die am mwenigften dieſe Erſchütterung der hergebrachten Autoritt dulden wollten. 
Ein Angriff des T. gegen einen theologiſchen Parteigenofien gab ihnen ven er- 
wünſchten Anlaß, um gegen ihn wie früher gegen Bufenvorf den theologiſchen Haß 
zu wüthender Verfolgung zu fchärfen. 

Der Doktor und Profeſſor ver Theologie namlich, Hektor Gottfried 
Mafjins, Hofpretiger des Königs von Dänemark, hatte eine Schrift veröffent- 
licht Über „das Intereſſe der Fürſten an der wahren Religion”. Er hatte darin 
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die lutheriſche Menfeffien als die ſicherſte Stütze bes gemeinen Weſens gepriejen 
und bie Fürften darauf aufmerkfam gemacht, wie nüglich das lutheriſche Dogme, 
daß alle fürfitige Gewalt unmittelbar von Gott komme, für ihre Autorität fel. 
Er hatte zugleich die reformirte und die katholiſche Konfeſſion verdächtigt, daß fie 
wie Mebellion und den Aufruhr begänfligen, indem fie jeuem Dogma wiberfprechen. 

T. fand fih durch dieſe Schrift ebenfo fehr in feinemi religiöfen Gefühl als 
in feiner jmeiftifchen Uebergeugung verlegt. Als Chriſt ärgerte er fi über ven 
Mißbrauch der Religion zu den Zweden ver weltlichen Macht. Er erklärte es für 
„unanflänpig, feine Religton hohen Potentaten wegen des zeitlichen Intereſſes zu 
empfehlen". Ws PBhilofoph und Jurift exflärte er die Meinung, daß Gott bie- 
unmittelbare Urfade ber Majeftät fei, für abgefchmadt, unvernünftig umd aller 
Gefchichte widerſprechend. Er gab feinem Unwillen über die Heuchelei und Hoffahrt 
folder theologijchen Schmeichler einen bittern Ausdruck und geißelte ihre orthobore 
Unwiſſenheit mit ſcharfem Spott. 

Die titterarifche Niederlage reizte bie Wuth des königlichen Hoftheologen. 
Er rief die Leipziger Freunde um Beiftand an, intriguirte am kurſächſiſchen Hofe 
und bei dem Oberlonfiftorium und erwirfte, daß in Kopenhagen bie Schrift bes 
T. vom Henker verbrannt wurde. T. vertheibigte fi gegen vie Anklage ver Theo: 
lagen, daß er „ein Verächter Gottes und des heiligen Amtes“ ſei, mit jurtflifcher 
Gewandtheit und mit der Entſchiedenheit eines chriſtlichon Mannes. Aber wenn 
auch die weltliche Obrigkeit vorexft fen Mecht nicht verlette, die geiſtlichen bern 
des Oberkonſiſtoriums unterfagten ihm doch, bei einer Buße von 100 Goldgulden, 
etwas „ohne worherige Cenſur drucken zu laſſen“. Da die Cenfur in geifllichen 
Händen war, fo bie das, feine litterarifche Thätigleit vernichten. Sogar eine 
deutſche Logik Burfte er nicht heransgeben. Das orthodoxe Gewiſſen fand fich nur 
bei einer lateiniſchen Logik beruhigt. 

Ein Zwiſchenereigniß verfiimmte endlich auch den Hof gegen T. Dieſer Hatte 
nämlich vie Ehe des Herzogs Moritz Wilhelm zn Sacjen-Zeig mit der branden⸗ 
burgifchen Brinzeffin Warte Amalie gegen vie Eonfeffionellen Skrupel eines luthe⸗ 
riichen Paſtors, welcher die Ehen zwiſchen Latheranern und Reformirten mißbilligte, 
vertheidigt und Diele neme Probe thenlogifher Unduldſamkeit gerligt. Da aber der 
Iurfürftliche Hof jene Ehe aus politiſchen Gründen ungern fah, fo benutzten das 
bie Gegner vn T., um einen gefährlichen Schlag zu führen. Es follte das In- 
quifitinenerfahren gegen ibn eingeleitet werden. Diefer damals furchtbaren Gefahr 
entzog ſich SE. durch vie Flucht nach Berlin. | 

Der Kurfürft von Brandenburg Friedrich I. nahm ihn gerne in feinen 
Schutz auf, ernannte ihn zu feinem Rathe mit 500 Thalern Gehalt und geſtat⸗ 
tete ihm, in Halle Die Vorträge zu halten, für welche in Leipzig kein Raum mehr 
war. Die Aniverfität Halle beſtand damals noch nit. Dennoch ftellten ſich, von 
dem Rufe des T. angegogen, Stubirende ein, als er im Jahr 1690 feine Vorträge 
eröffnete. T. war glüdlih, nun an feine alte Autorität, weder an Arifioteles oder 
Sartefins, noch an Galen oder Hippolrates, noch an Bartolus oder Baldus mehr 
wiſſenſchaftlich gebunden zu fein. Ä 

In Beipzig trafen damals zwei verſchiedene Geiftesrihtungen zuſammen; vie 
der vorurtbheilsfreien kritiſchen Prüfung und bie der pietiftifchen 
Bertiefung. Die Hauptvertreter der beiden Michtungen, T. und Aug uſt Her⸗ 
mann Franke, hatten ſchon in Leipzig Freundſchaft gefchlofien und. waren beive 
von ber orthobsgen Partei verfolgt und vertrieben worden. Eine Zeit lang lieh 
fih T. auch vom dem Pletismus anziehen, ber doch Ernft machte mit ber Reli» 
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gion und nicht wie bie Orthodorie bie religidſen Formen und Formeln zur Herr⸗ 
fchaft über die Gewiflen und zur Verfolgung Andersdenkender ausbeutete. Über er 
bemerkte doch, daß bie Fortfchritte in der Myſtik für ihn Nüdfchritte in der Wiſ⸗ 
fenfchaft wurden. Die Schriften Locke's zerſtreuten die Nebel, die fih um feinen 
Berftand gelagert hatten. Bon nun am folgte er unbeirrt feinem verftänbigen 
Wahrheits finn. 

Am 1. Juli 1694 wurde die neue Univerfität Halle, für welche T. vorbe- 
reitenb gewirkt hatte, feierlich eröffnet. So lange er lebte, nahm T. an ihr nun 
eine hervorragende Stellung ein und von ba aus übte er feine reformatorifche 
Wirkſamkeit. Mit unverzagtem Fleiße fämpfte er fort für die politiſche und vie 
religiöfe Freiheit. „Ste iR es, bie allem Geiſte das rechte Leben gibt.” Oft find 
es nur Heine alademifche Gelegenbeitsfchriften, mit melden er alte Borurtheile und 
Mißbräuche angreift und wichtige Reformen beantragt und einleitet. Dahin gehören: 

1) Die Schriften gegen die Kegergerichte. T. verneinte die Frage (1697): 
„Ob Ketzerei ein firafbares Verbrechen ſei ?“ und ſprach den Fürften das Recht 
ab, die Ketzer zu befirafen. Gr zeigte, daß der ganze Begriff der Kegerei dem 
Nechtsbegriff fremd und nur erfunden worden fe, um ber Unduldſamleit und Herrfc- 
ſucht der Pfaffheit zu dienen. Natürlich wurde er felber von ben Theologen als 
Hauptketzer gefcholten. Aber die Zeit begänftigte die Reform, das Berbrechen ver 
Keperei verſchwand nad und nad aus den Strafgefeen. Dentende Männer wa- 
ren num gefihert gegen ben Kerker, die Berbannung und den Feuertod, womit 
früher der nicht orthopore Gedanke beftraft wurde. 

2) Ein anderes ein;ebilvetes Verbrechen, die Hererei, bebrohte mehr vie 
rauen und die Ruhe der Familien und hemmte bie ortfchritte der Technik. T. 
ſelbſt war, als er zuerft in dem Spruchkollegium der Fakultät in einem Hexen⸗ 
proceß zu referiren hatte, noch in gutem Glauben, daß e8 Hexen gebe und viele 
firafbar ſeien. Erſt als ihn fein gelehrter Kollege Samuel Stryk warte, fing 
er an die Frage zu prüfen. Jett überzengte er fi, daß der Hexenglaube Aber 
glaube fei und legte nun ver Welt in feinen gelehrten Difputationen (1701. 1702) 
„vom Berbrechen der Zauberei” das Refultat feiner Prüfung vor. Diefe Schriften 
trugen viel dazu bei, endlich auch dieſe Barbarei aus der Strafjuftig zu entfernen 
und muſchuldige Weiber vor Marter und Strafe zu erretien. 

3) Weniger glädiih war T., als er auch den fchrediihen Mißbrauch der 
Tortur im Strafverfahren angriff, viefe „traurige Erfindung , durch welche ber 
noch nicht für ſchuldig erfannte Angeklagte einer härteren und granfameren Strafe 
ausgeſetzt wird, ald ihn treffen Tönnte, wenn er verurtbeilt wäre, welche eine un» 
nüge Grauſamkeit ift, wenn ohne fie der Verbrecher überführt ift und ein ganz 
unflcheres Mittel, die Wahrheit an ben Tag zu bringen“ (1707). Erſt in unferm 
Jahrhundert wurde die Gerechtigkeit viefer Argumente anerfannt. Einſtweilen biel- 
ten die Iuriften noch feſt an dem Borurtheil, daß die Tortur unentbehrlich jet, 
um den Beweis der Schuld zu, führen. 

In den „Drei Büchern der göttliden Rechtsgelahrtheit“, bie 
er in lateiniſcher und in beutiher Sprade herausgab und in ven Funda- 
menta juris nature et gentium flelte T. fein Syſtem dar. Im Ganzen 
fließt er fih an Pufendorf an. In einigen Beziehungen nimmt ex eine nene 
Stellung ein und ergänzt deſſen Lehre. 

Er war eine religtöfere Natur als Pufendorf. Uber eben weil ihm bie Reli 
gion Herzensfadhe war, beſtritt er nur um fo entfchlebemer jede ungebährlidhe Cin⸗ 
miſchung der Staatsgewalt in diefes Heiligthum. Um die ſcharfe Unterſcheidung 
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von Religion und Recht, Kirche und Staat erwarb er ſich ein großes Ver⸗ 
bienft. In dieſer Abficht ſchrieb er ein eigenes Bud, über die Geſchichte des Streits 
zwiſchen Imperium und Sacerbotinm im Mittelalter. In „kurzen Lehrfägen 
vom Redt eines Kriflligen Fürften in Religionsfahen”" (1724) 
ftellte er feine Anfihten zufammen. Er verkündet darin das moderne Princip der 
religiöfen Freiheit mit großem Nachdruck, einer der Erſten. Das Büchlein verbient 
bente no Beachtung. Ich habe Auszüge davon in meine „Geſchichte der neueren 
Staatswifjenfhaft" (1864) aufgenommen. Ebenda iſt auch feine Staatslehre näher 
dargelegt. 

Anfangs hatte 3. noch wie Pufendorf zwifchen Moral und Recht nicht Hin- 
reichend unterfchieven. Sein tiefes Interefje an der geiftigen und religiöfen Freiheit 
nöthigte ihn zum Nachdenken aud über dieſes Problem. Das Reſultat desfelben 
legte er in den fundamenta juris naturs et gentium nieber, die zuerfi 1705 er» 
fhienen find. Er glaubte die Töfung des Problems zu finden und unterfudhte ben 
menſchlichen Willen näher, Die Aufgabe des Rechts erklärte er nur in ver Bewah- 
zung des üußern Friedens vor Unrecht, indem er das Innere Geiftesleben ner 
Moral zuwies. Er unterfcheivet das Ehrbare (honestum), das Wohlanftändige 
(decorum) und das Gerechte (justum). Nur auf dem legten Gebiete findet er ben 
Boden des Rechts. Naturrecht it ihm die Wiflenfchaft des Gerechten, Politik die 
Wiſſenſchaft des Wohlanftändigen, Ethik pie Wifienfchaft des Ehrbaren. Als höch⸗ 
ſtes -‚Rechtögebot gilt ihus die Regel: „Was bu nicht willſt, dag bir geſchehe, das 
thue au Andern nicht.“ 

Der Rechtsbegriff des T. erſcheint uns in weſentlichen Beziehungen theils 
lüdenhaft, theils unrichtig. Die negative Fafſung der Grundregel, als ein Verbot, 
kann wohl das Strafrecht und zur Roth das Klage⸗ und Proceßrecht erklären, 
aber nur ſehr unzureichend das friedliche Privatrecht und am wenigſten das Stants- 
recht. Es hilft auch nicht, wenn er die Politik von dem Recht umterfcheivet, wie 
das Wohlenfländige von dem Gerechten: denn es bleibt unerflärt, in wiefern im 
Staate Staatsreht und Politik verbunden find und weßhalb denn bie Politik fich 
in den Schranten des Rechts bewege und felber wieder neues Recht hervorbringe. 
Indem er den höchſten Nachdruck auf das Geſetz ber höheren Gewalt legt, kommt 
das natürliche Volksrecht nicht zu Ehren und fehlt jedes Verſtändniß für bie ge- 
ſchichtliche Rechtsentwicklung. Sogar das Element des Zwangs enthält eine zu 


- große Beventung für den Rechtsbegriff. Allervings ift die Erzwingbarfeit eine 


regelmäßige Eigenſchaft des Rechts, im Gegenſatz zur bloßen Moral. Aber ber 
Zwang ift doch nur ein Heilmittel ber erkrankten Rechtszuſtände, nicht aber eine 
nothwendige Form der gefunden Rechtsverhältniſſe. Der Zwang gehört eher ber 
Rechtspflege ald dem Rechte an und tritt in der höchßen Erfcheinung ber Rechts⸗ 
ordnung, im Staatsrecht ganz zurüd. Die wictigften öffentlihen Rechte, ſowohl 
bie obrigkeitlihen als die repräfentativen Vollksrechte find direkt gar nicht, indirekt 
nur fehr unvollfländig erzwingbar. Der Fehler, ven T. feiner eigen früheren Ge- 
ſell ſchaftstheorie vorwirft, daß fie nur auf Ummegen dazu komme, bie Pflichten ber 
Menſchen gegen ſich felbft zu begreifen, iſt in ver neuen Lehre in andrer Geftalt 
wieder da, Da das ganze Gebiet der auf fich felbft gewendeten Thätigfeit als das 
Gebiet des Ehrbasen von dem Bereich des Rechts geſchieden und nur die äußere 
Beziehung von Menſch zu Menſch Recht genannt wird, fo ift für die eigentlichen 
Perſonenrechte, wie 3. B. das Recht der perfönlichen Exiftenz, der Berfügung 
über den eigenen Körper, der freien Forſchung, der Arbeit u. ſ. f. kein ficherer 
Raum in bem Rechtsgebiet zu finden, Die Art endlich, wie zwiſchen innerem und 
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äußeren Leben unterfchleben und das innere Leben hoch über das Äußere gefet 
wird, bat einen Franfhaften Zug nah Beſchaulichkeit und würde, wem man ihm 
blindlings folgte, eher zu ver Weltflucht ins Kloſter verleiten, als mit dem mädh- 
tigen Strom bes Bolld- und Stantslebens befreunden. 

Abber trotz alle dem hat fih T. auch um die Erfenntni des Rechtsbegriffs 


‚ ein großes Verbienft durch feine Unterfugung erworben unt bie beiden großen 


Wahrheiten, daß alles (menfhlihe)- Recht eine Aufere Ordnung ſei und daß das 
innere Seelenleben für ſich nur der Moral im engern Sinne, aber nidht 
dem Rechte angehöre, alfo auch nidt von der Rechtsautorität beherrſcht werde, 
haben durch dieſelbe eine neue Beleuchtung und Velräftigung erfahren, für welche 
die fpäteren Geſchlechter ihm dankbar. zu fein Urſache haben. Auch die völlige Aus⸗ 
ſcheidung des göttlihen Rechts im Sinne ber Theologen aus der Rechtswiſ⸗ 
fenfchaft und die gänzliche Befreiung der Bernunftlehre von der Glaubensautori⸗ 
tät iſt ein wichtiger Fortſchritt feiner rxeiferen Studien, den man um fo Höher 
ſchätzen muß, als T. in feinem Herzen an vie Autorttät glaubte, die er ans logi⸗ 
ſchen Gründen aus feiner Wiffenfhaft wegwies und als vor md nah ihm bie 
Bermiengung der religidſen und der philofophifchen Doktrinen bie Arbeiten ber 
Wifſenſchaft zu ſtören und zu verberben pfleate. 

T. erlebte no die Genugthnung, daß feine Heimat, bie ihn verſtoßen hatte, 
endlich feinen Werth erkannte und ihn nun in ehrenvoller Weiſe zurüd rief. Aber 
er biieb feinem Wboptivvaterlande und Halle treu und lehnte den Ruf nach Leip⸗ 
jig ab (1709). Sein Alter war heiter und geehrt. Als er flarb, den 23. Sept. 
1728, fühlte Deutſchland, daß ein Reformator deutfher Kultur geſchieden ſei. 
Litteratur. Luden, Geſchichte des T. Berlin, 1805. Biedermann, 
Deutfchland im 18. Jahrhundert. Leipzig, 1858. Wo. IL S. 353 f. Bluntfchli, 
Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts. Münden, 1864. Binutfäti. 


Throufolge. 


I. Geſchichte. 
Die Grundform des klaffiſchen Staates iſt die Republik. Die Griechen 
zeigenin der reihen Mannigfaltigkeit, die Römer in der großartigen Geftaltung ver 
republikaniſchen Verfaffung den Höhepunkt ihrer ſtaatsbildenden Kraft. Weber bei 


den Griechen, noch bei den Römern, hat es die Monarchie, in ber Bluthezeit 


dieſer Volker, zur Legitimität gebracht; fie erjcheint höchſtens vorübergehend, 
als ufurpatorifhe Tyrannis, als Gegenſatz zur geſetlichen Vollsfreiheit. 
Erſt als bie Römer fi ſtaatlich ausgelebt hatten, gelangten fie zur Monarchie. 
Ihre ſtaatsbildende Kraft war aber zu ſchwach aemorben, um noch eine nene, Teben- 
dige Staatsform ſchöpferiſch ins Daſein zu rufen. Der flaatli® unpropuftive Ab- 
folutismus der Kaiſerzeit Hüllte fich äußerlich noch Iange in die erftordenen repu- 
blikaniſchen Formen, bis er endlich völlig, beſonders auf byzantiniſchem Boden, 
in eine orientalifde Despotie umſchlug. Wenn das Cäſarenthum and den Riefen- 
Yörper des römiſchen Heiches noch Jahrhunderte lang mechaniſch zuſammenhielt, fo 
erhob ſich doch dieſe national und politiſch erftorbene Welt nicht mehr zu einer 
organiſchen, volksthümlichen Staatsordnung. Diefes zeigt ſtch befonders auch darin, 
daß die römifhe Monarchie es niemals zu einer feſt begründeten ge 
ſetzlichen Thronfolgeorvnung brachte. Zwar ſollte grundfäglih vie Wahl 
des Kaifers dem Senate zuſtehen, aber dieſe Behörde war beſchränkt durch bie 
Deſignation des Nachfolgers von Seiten des Vorgüngers, bie gewöhnlich im 
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ber Form der Adoption geſchah und dem Defignirten ven Titel „Caſar“ noch 
bei Lebzeiten des Borgängers verfchaffte. In ven fpätern unruhigen Zeiten wurbe 
der Senat gewöhnlich gezwungen, ver Willfür des Heeres zu folgen, welches ſich 
die entſcheidende Stimme bei der Katfermahl anmaßte. 

Während zu Zeiten der Kaiferberrfhaft das Privatrecht die höchſte Aus- 
biloung erfuhr, während ih ein bewundernswürdiges Verſtändniß aller Feinheiten 
des Civilproceſſes offenbarte, blieb doch „in dem wichtigſten Proceffe, der 
Beftellung eines Staatsoberhanptes, eine 476jährige Anarchie.“ 
(B. Roth.) 

So Tonnte denn dad monarchiſche Staatsrecht des Mittelalters und der Neu⸗ 
zeit die Grunvfäge Aber Thronfolge nit hernehmen aus der hinſiechenden Rö⸗ 
merwelt, fondern mußte anluüpfen an bie jngendlich kräftigen Geftaltungen der 
älteften germanifchen Königreiche. Ueberhaupt ifl vie Grundlage des neuern König- 
thums eine wefentlih germaniſche. Wenn tie Römer, als die vollenveten Meifter 
des Cibiltechts, auf alle modernen Privatrechtsſyſteme eingewirkt haben, fo haben 
die Germanen, feit ver Zeit der Völkerwanderung, die Brincipien des öffent- 
lichen Rechts in Eumpa weſentlich befttimmt. Bor allem haben fie das geſetz⸗ 
fie, mit Bolfsfreiheit gepaarte Königthum in die Geſchichte eingeführt: „nec 
rogibus infinita ac libera potestas.“ Aber nur wo gewilfe Schranten 
der monarchiſchen Gewalt anerltannt find, kann von einer ge- 
ordneten Thronfolge die Rede fein. Wo der Monarch wie bei den Rö⸗ 
mern, unumfehränftee Herr und Gebieter ift, vor welchen kein Element im Stante 
eine irgendwie felbflännige Geltung hat, wo er jeber Zeit jeves Gefe verändern 
tan, ift au eine Thronfolgeordnung jedem Augenblid ver Willlür preisge- 
geben und fomit fizeng genommen ein Unving }). . 

Allerdings kann man wohl aud in einer Wahlmonardie von einer Thron- 
folge reden; wichtige Grundſäte ver Thronfolge 3. B. von dem Gegenſtande und 
dem juriftifhen Charakter derſelben kommen auch bier in Betracht. Dagegen liegt 
der Berufungsgrumd lediglih in dem Wahlgefege, mwoburd die Königswahl 

eordnet wird, fo 3. B. für das ehemalige deutſche Reich in der golvenen Bulle. 

ber es gibt in ver Wahlmonarchie wever eine Dynaftie, noh ein Succef- 
fionsredt; es fehlen ſomit die Grundbedingungen einer eigentlichen Thronfolges 
ordnung. Die Geſchichte ver Thronfolge hängt daher aufs genaufte mit ber all⸗ 
mäligen Entwidlung ver Erbmonarchie zufammen. Es bauerte lange, che vie 
emopätfgen Böller, aus unentwidelten Anfängen, zu ber. feftgeorpneten mo- 
dbernen Erbmonarchie der Gegenwart fi emporarbeiteten ?). Ä 

Im der älteften Zeit lebten die Deutfhen großen Theils in kleinen republis 
Tanifchen Gemeinweſen, unter gewählten Obrigfeiten; daneben gab es aber auch 
ſchon Stämme, welche Könige hatten. Die Könige waren, im Gegenfage zu ben 
gewählten Fürſten (prineipee) erblid. Zur Zeit des Tacitus war ‚das König. 


1) Darin umterfihted ſich die moderne abfolute Monarchie immer noch vom römifchen Cäs 
ſarenthum, daß ſelbſt Die fonft unbefchränfteflen Monarchen wie Ludwig XIV. oder die däntfchen 
Könige feit der Lex Regia, doch die Thronfolge nicht willtührlid ändern konnten. So 
erflärten felbft unter Ludwig XIV. die franzöflichen Staatörechiälehrer: »que les rois ne sont 
pas les maſtres, de deranger l’ordre de la succession.«a Ludiwigd XIV, Edift wegen der 
Thronfolge der legitimirten Prinzen wurde 1717 vom Pariſer Parlament kaſſirt. 

2) Eine vollftändige Gefchichte der Thronfolge bei den germantichen Völlern, beſonders in 
Deutichland, findet fh bei Hermann Schulze, Das Recht der Erftgeburt in den deut⸗ 
ſchen Fürftenhänfern und feine Bedeutung für die deutſche Staatdentwidiung. Leipzig 1851. 
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ihnm nur der ausnahmsweiſe Zuſtand. Über die rieſenhafte Erſchütterung ber 
Böllerwanderung, welche die Germanen aus ihren angeſtammten Sitzen trieb, 
fährt fie nad und nad) allgemein zum Königthum Hin. Alle germanifhen Stämme 
treten bei ihren großen Friegerifchen Unternehmungen, bei ihren neuen Staatögrün- 
dungen auf römiſchem Boden, unter Rönigen auf. Aber dieſes altgermaniſche Kö⸗ 
nigthum der Völkerwanderung iſt no eine fehr unentwidelte Erbmonar- 
hie und bietet daher auch nur fehr ſchwankende Grunbfäge der Thronfolge. 
Allerdings gibt es bei allen biefen Völkern ein Herrſchergeſchlecht, gens regia, 
das edelfte unter ven edeln, aus welchem die Könige hervorgehen, fo bei den Oſt⸗ 
gothen das Geſchlecht der Amaler, weldes feinen Urfprung an die Götter an⸗ 
müpfte, bei den Weſtgothen das Geſchlecht der Balthen, bei ven Franken das ber 
Merovinger, bei den Longobarben das der Gunginger, fpäter ver Let hin⸗ 
ger, bei den Banbalen das der Asdinger. Aber die Krone wurde nicht 
na& einer feft georbneten Thronfogeorbnung von einem auf ben 
andern übertragen, fondern das Herrſchergeſchlecht hatte nur den 
allgemein anerlannten Anfprud, daß der König aus feiner Mitte 
genommen werben mußte. Es war undenkbar für das Mechtögefühl des VBoltes, 
von diefem Geſchlechte abzugeben, fo lange darin noch irgend ein regierungsfähi- 
ges männlies Mitglied vorhanden war („Quisnam de Amalo dubitasset, ei va- 
caret regem eligere.* Jorn.). Aus dem ganzen Kreife bes königlichen Geſchlech⸗ 
tes wählte fih das Boll den Mann, welchen es für den tapferften und tüchtig⸗ 
ften hielt. Das Wahlrecht war nicht aufgehoben, aber es war an ein beflimmtes 
Geſchlecht gebunden. Diefe eigenthümliche Berbindung von Erbredt und Wahl- 
recht iſt der durchgehende Grundzug der altgermanifhen Staatöfucceffion. Nur 
ansnahmsmeife kam in ven Königreichen ver Böllerwanberung das monarchiſche 
Princip zu einer fo ſtraffen Entwidelung, daß das Wahlrecht des Volles entweder 
zeitweilig ober ganz Befeitigt werben Tonnte, fo im Yranfenreih unter den Me 
rovingern, weldes als reines Erbreich behandelt und fogar unter mehrere 
Söhne vertheilt wurbe, fo Im Reiche der Banbalen, deren König Genſerich 
das Wahlrecht abjhaffte und hausgeſetzlich bie Thronfolgeordnung nah ben 
Grundſätzen des Seniorats In feinem Haufe feftflellte ?). Später bat fi bei 
den meiften germaniſchen Völkern nad und nad, mit Fortentwidlung der monar- 
chiſchen Gewalt, das erbliche Wahlreih in ein reines Erbreid verwandelt, fo 
3. B. bei den Weftgothen in Spanien, den Angelſachſen in Großbritannien. Das 
deutfhe Reich iſt dagegen aus einem erbltchen Wahlreidh ein reines Wablreic 
geworben. Sobald biefer Charakter des deutſchen Reiches, nad dem Auöfterbeu der 
ſächſiſchen und fränfifhen Dynaſtien, und- ganz entſchieden fett dem Interregnum, 
zur Maren, ftaatsrechtlichen Anerkennung gelommen ift, kann bier au von einem 
dynaſtiſchen Thronfolgereht niht mehr bie Nee fein und fomit kommt 
Deutſchland, ale Selammtftaat, für ung nicht mehr in Betracht. Auch find ja 
die deutfhen Staaten der Gegenwart, mit benen wir uns vorzugsweiſe zu 
beihäftigen haben, nicht aus dem deutſchen Meiche, ale Gefammtftaat, fondern aus 
den Territorien hervorgegangen. Darzulegen, wie fi in biefen kleinern Kreifen 
eine dynaſtiſche Erbherrihaft und eine beflimmte Thronfolge entmidelt hat, 
bildet einen wejentlihen Theil unferer vorliegenden Aufgabe. 


3) Auf diefen, in jener Zeit einzig daftehenden Berfuch, bie Thronfolgeordnung bau 8ge: 
feglich zu regeln. bat aufmerffam gemacht: Hermannus Schulze de lestamento Gen- 
ser ici seu de sntiquissima lege successoria commeniatlo. Vratisiavie. 1859. 
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Das dentſche Fürſtenthum tft wefentlich hervorgegangen aus bem großen 
Reichsbeamtenthum. Unter Merovingern -und Karolingern wurben Herzöge, 
Markgrafen, Grafen ein- und abgefegt nad dem Willen des Königs, wie in 
fpäterer Zeit Gonverneure und Präfelten. Indeſſen zeigte fi) ſchon unter den legten 
Rarolingern eine große Hinneigung zur Erblichkeit, allein e8 bauerte noch fafl 
zwei Jahrhunderte, bis die Erblichleit als Rechtsgrundſatz durchdrang. Erſt 
in ber zweiten Hälfte des XI. und am Anfange des XII. Jahrhunderts er- 
ſcheint, beſonders unter dem Einfluß lehenrechtlicher Ideen, ver Bil dungs⸗ 
proceß der Erblichkeit weſentlich abgeſchloſſen, doch wirkt die Amtsqua- 
lität auch noch lange auf das Erbrecht ein. So wurde beſonders die Untheilbar⸗ 
keit der eigentlichen Fürſtenthümer noch bis ins XIII. Jahrhundert feſtgehal⸗ 
ten; von mehreren Söhnen eines Fürſten, welcher nur Ein Reichsamt hatte, 
konnte nur Einer ſein Nachfolger werden. Eine Zuſammenſtellung zahlreicher 
Succeſſionobeiſpiele aus allen deutſchen Färftenhänfern beweist, daR in ben deut⸗ 
chen Fürſtenthümern, ihrer urfprünglicden Beichaffenbeit zufolge, Individunal⸗ 
fuccefion mit. Altersvorzug beobachtet wurbe. Dabei war die Erbfolge, nad 
ben Orunbfägen des Altern deutſchen Lehenrechts, Lediglich eine Defcendenten- 
folge mit Ausſchluß aller Seitenverwandten. 

Während in vielen Grafſchaften, welche oft mwefentlich aus bloßen Fami⸗ 
befigungen befanden, der völlig patrimoniale Charakter bie Theilbarkeit ſchon 
fehr früh zugelaſſen hatte, behauptete bei ven eigentliden Fürſtenthümern die 
fantsrechtliche Amtsidee fich Tänger und Tonfequienter gegen privatrechtliche Thei⸗ 
Inmasgeläfte. Allein in ver Mitte des XIII. Jahrhunderts tritt eine merkwärbige 
Beränderung ein; bie alte, Jahrhunderte lang beobachtete Untheilbarkeit wird 
auf einmal aufgegeben, bie Fürftentbümer werben getheilt, wie eine gewöhnliche 
privatrechtliche Berlaffenihaft (fo wurde das Herzogthum Bayern zuerft getheilt 
1255, Sachfen zuerft 1260), da8 Theilungswefen wird zur allgemeinen 
Sitte des dentihen Fürſtenſtandes. Die noch in dem ältern deutſchen 


Lehenrechte liegenden Beſchräukungen ber Theilbarkeit wurden durch die Aufnahme 


des longobardiſchen Lehenrechts beſeitigt, welches die Wahrung der geſammten 
Hand nicht verlangt, ſondern alle männlichen Deſcendenten des erſten Erwerbers, 
alſo auch bie Seitenverwandten bes letzten Befitzers, ans Geblütsrecht ſuccedi⸗ 
ren läßt. So wurden denn Jahrhunderte lang deutſche Territorien nach vorherr⸗ 
ſchend privatrechtlichen Grundſätzen vererbt und rückſichtalos, wie Landgüter 
und Heerden, unter mehrere Söhne oder Vettern vertheilt. Dieſe Zeit der rein 
privatrechtlichen Succeffton iſt die Periode der tiefſten ſtaatlichen Verſunken⸗ 
beit, wo der Staatsgedanke den Deutſchen völlig abhanden gekommen zu fein 
fhien, wo das vermeintliche PBrivatinterefie ber Dynaftie alles, das Bolt nichts 
galt. Jede feftere Konfolivation ver Territorien wurde burdh die fortwährenden Zer- 
reigungen unmöglihd gemadt. Die alten natürlichen Landesgrenzen wurben zer« 
ſchnitten von willkürlich gezogenen Tinten. Aber das Tonfequent angemenbete Thei- 
Iungsfyftem vernichtete felbft die Dynaftien und zerftörte ihre Kraft, ihr Anſehen 
im Reihe, ihren fürftlihen Familienglanz. Diefen drohenden Gefahren 
fonnte der Fürftenftand auf die Dauer feine Augen nicht verſchließen und fo ge- 
rietben ſeit dem XIV. Jahrhundert die Familien des hohen Adels in eine über⸗ 
einflinmende Bewegung, nm ihr Familien⸗ und Erbrecht hausgeſetzlich zu 
regeln. Bon befonderem Einfluß auf bie fürftlihe Hansgefeßgebung war bie 
goldene Bulle von 1356, deren Beftimmungen über Untheilbarteit, Primo- 
genitur, Münbigfeit und Vormundſchaft fih allerdings zunähft nur auf die Aur- 
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häuſer bezogen, aber wegen ber Gleichheit ver Verhältnifſe auch vom den übrigen 
Türftenhäufern aboptirt wurden. 

Die durch pie Hausgeſetzgebung feftgeftellten Grundſätze find befonders: Bor- 
zug des Mannsſtammes, Unveräußerligleit fämmtlicher Hausbe—⸗ 
figungen und Untheilbarkeit. Diefes dritte Princip war am ſchwerflen 
durch die Haudgefepgebung zu verwirfliden, da bier dem Gefammtintereffe, dem 
„Lustre oder Splendeur des Hauſes“, vie feftgewurzelten Auſprüche mehrerer 
Söhne oder Bettern auf Thellung eutgegenflanden. Immer von neuem wurden die 
Untheilbarfeitsbefimmungen von dem egoiftifhen Einzelintereffe wieder durchbrochen, 
mb was bie Dausgefege des XIV. Jahrhunderts anbahnten, gelang oft erſt mehrere 
Jahrhunderte fpäter für ale Zeiten unnmpößlid feftzuftellen. Das Recht der 
—* eburt war eigentlich die nothwendige Konſequenz der Untheilbarkeitsverord⸗ 

‚ doch kam man gewöhnlich erſt ſpäter auf dieſe einzig zwedmäßige Suc⸗ 
——— Man fuchte vorläufig durch andere, freilich weniger entjprechende 
Mirtel die Untheilbarkeit zu erhalten, z. B. durch Anordnung von gemeinſamen 
Negiernugen, durch Eheverbote für vie Nachgebornen, durch hausgeſetzliche Be 
ſtimmung mehrerer Söhne für den geiſtlichen Staub u. ſ. w. Ullein erſt mit der 
Durchführung der ſtreng agnatiſchen Linealprimogenitur war bie fürſtliche 
Hausverfaffung zu ihrem Abſchluſſe gebiehen; erft jetzt war in dem veuntſchen 
Fürſtenrechte eine ſichere Grundlage für die Staatseinheit und eine angemeffene 
Nantoreattige Thronfolgeorbnung gewonnen. 

Noch zu Zeiten des Reiches war in allen beutfchen Vürftenhäufern, wenigſten⸗ 
in deren Speciallinien, die Primogenitur eingeführt (zuletzt in Sachſen⸗Mei⸗ 
ningen 1802). Dabei wurden die Grundſätze des longobardiſchen Lehenrechts auf 
die Succeffion in den beutfchen Fürſtenthümern angewandt, fowett nidyt fpecielle 
Iuveftiturverträge oder bier und da noch Ältere Beutjchrechtliche Lehenfolgegsumbfäge 
eine Abweichung begrünvdeten. (Böhmer $. 487: „Ordo succedendi, jure fondali 
commani definitus, regulam facit in feudis imperli®). Durch bie Auflöfunng bes 
Neiches ſind die beutfchen Territorien jonveräne Staaten im vollen Sinne des 
Worte geworben. Damit muß auch auf biefem wichtigen Gebiete des monarihifchen 
Staatsrechts tas Staatsprinetp' zur vollen konfequenten Anwendung kommen. 
Alles was mit der patrimonialen Auffaflung des unentwidelten Zerritorial- 
ſtaatsrechts des deutſchen Reiches zufammenhängt, iſt als antiquirt zu betrachten. 
Soweit indeſſen vie Altern Roımen des fürftlihen Erb- und Familienrechts mit 
dem Mar erkannten Stantöprincip der Gegenwart nicht in Widerſpruch fleben, 
find fie aud heutzutage noch anmwenbbar; das Recht der Dynaſtien hat fi in 
Bezug auf das ftaatlihe Objekt der Thronfolge weſentlich veränvert, it aber 
auch, unter den nenen Verhältniſſen, das alte angeſtammte geblieben. 

II. Die Thronfolge in den deutfchen Staaten der Gegen: 
wart.) 

1) Allgemeine Orunpdfäge. Seit Aufhebung ver zablreihen geffl- 
lichen Fürftentbüner (1803) find alle monardifhen Staaten Deutfelande Erb- 





&) Neber die Geſchichte der Hausgefeße iebe Her mann Schulze, Die Sausnefepe 
der denutſchen Bürftenbäufer, Anhang zu D. Stobbe's Geſchichte der deuiſchen 
Rechtsquellen Bd. II. ©. 4 

5) Weber fe "einen aurigegenftand dee fog. Privarfürftenteähts bildende Lehre von ber 
Thronfolge ift befonders zu vergleichen: 3. J. Mofer, Staatäreht Bd. XII-XIII, deffen 
Familienſtaatsrecht der deutſchen Meichäftände. 2 Theile. 1775. 3. St. Pütter prima lines 
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monarcdhien geworben. Da ber Gegenſtand der Thronfolge, die Staatsgewalt 
mit allen ihren Rechten und Pflichten, einen burchaus Bffentlihen Charakter bat, 
fo muß aud die erblich georbnete Thronfolge ans dem Bffentlihen Geſichtspunkte 
betrachtet werben; infofern unterſcheidet fih die Thronfolge durchaus von jeber 
privatrechtlichen Succefflonsart; fie iſt weder eine Univerfal- noch eine Singular- 
ſuceeſſion im Sinne des Clvilrechts, fie ift vielmehr eine ganz befondere, aber 
nicht privatrehtlih, fondern ſtaatsrechtlich zu beurtheilende Succef- 
fionsart, welche nur äußerlich in den Formen der Erbfolge vor ſich geht, 
ihrem Wehen nad aber von ganz andern Örundfägen, als denen eines eigent« 
lichen Erbrecht, beftimmt wird. 

Die deutſche und überhaupt die moderne Thronfolge beraubt regelmäßig auf 
Geblutsrecht. Keineswegs leitet der Nachfolger fein Recht von feinem Vorgänger 
ab, fondern er triit hatt ſelbſtſtändigen Rechtes in die Teergeworbene Stelle 
bes Staatsoberhauptes ein. Aus ber ganzen Dynaſtie, welcher ein Thronfolgerecht 
zuftebt, tritt mach feftgeregelter Orbnung immer wieder Ein Mitglied als Staats⸗ 
oberhanpt ein, fo oft durch einen Todesfall ber Thron erledigt ifl. Da die Stants- 
gewalt einen ununterbrochenen banernden Charakter haben muß, fo finvet in ber 
Erbmonarchte der Uebergang der Stantsgewalt ipso jure flatt, im Momente der 
Thronerledigung. „Der König flirbt nicht.“ Es giebt fein Zwiſchenreich und 
bedarf Feiner Befondern Untrittserflärung. 

Alle Incceffionsfähtgen Familienglieder haben ein beflimmtes Anrecht auf 
pie Thronfolge, welches filmen nicht willkürlich entzogen werben kann. Es ift nicht 
eine bloße Hoffnung oder Ansficht, fondern ein feftbegründetes Recht, welches auch 
fon vor eintretender Thronerlebigung Wirkſamkeit und Bedeutung, vor Allem 
Anſpruch auf Schub hat. 

Das deutſche Staatsrecht unterſcheidet daher zwiſchen Succeſſionsrecht 
und Sueceſſionsordnung. Das erſtere gewährt nur überhaupt In abstracto 
bie rechtliche Mögtichkeit zu fuccebiren und fteht allen fucceffionsfähtgen Deſcen⸗ 
denten des erften Erwerbers zu, von welchem es allein abgeleitet wird; bie 
Succeffionsorbnung dagegen beruft, im konkreten Falle einer Thronerledigung, 
ans dem ganzen Kreiſe ver Succeffionsberechtigten, eine beftimmte Berfon auf den 
—* wobei das Berbältniß der Berwandtſchaft zu dem legten Inhaber allein 

enticheibet. 

2) Das Succefftonsreäht. Wenn Iemand in einem deutſchen erb⸗ 
monarchiſchen Staate anf ein Succeffionsrecht Anſpruch machen will, fo müfjen 
fih in ihm folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Abſtammung vom erften Erwerber der Krone. Alle Thron- 
folge nach Gebluͤtorecht iſt Defcendentenerbfolge, d. h. es werden überhaupt 
nur Deicendenten des erflen Ermwerbers der Krone zur Thronfolge berufen, welche 
freili dem legten Befiger gegenüber andy als Seitenverwandte erſcheinen können. 
Dieje Abftammung muß aber eine agnatiſche fein, d. h. wer fucceviren will, muß 
orbentliher Weile feine durch Männer vermittelte Abflammung vom erften Er- 
werber darthun Tännen und felbft männlichen Gefchlechts fein. Die Dynaftie, 
das Hans im Sinne des beutfchen Färftenrechts, ift der Inbegriff der Agnaten, 


jur. priv, princ. Gött. 1790. Deffen rörterungen und Beifpiele aus dem deutſchen Staats⸗ und 
Kürftenrekt Bd. I, Nr. Hu, IX. C W. Pfeiffer, über die Ordnung der Regierungsnach⸗ 
folge in den mongrchiſchen Staaten Deutfhlands. Kaſſel 1926. H. Föpfl, Grundf. bes d. 
Staatör. Br. 11. 8. 247 ff. H. A. Zahartä, d. Staater. Bp. ı, 8. 64 ff. 
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weldhe gleihen Namen und gleiches Wappen führen. Demnad find nit nur Die 
Weiber felbft, fondern auch deren Nachkommen, vie männliden Kognaten, 
welche nicht zum demfelben Haufe gehören, regelmäßig von ber Thronfolge ausge⸗ 
ſchloſſen. Eine Ausnahme hiervon machten, abgefehen von Fleinern Allovialbefigungen, 
zur Zeit des Reiches die Weiberlehen, feuda feminina: subsidiaria, wo kraft be⸗ 
fondern Privilegiums, nah Abgang des Mannsflammes, auch die Weiber und 
ihre Nachkommen fuccediren Tonnten. Dahin gehörte 3. B. Oeſterreich ſchon feit 
ältefter Zeit, ebenfo das 1235 errichtete Herzogthum Braunfchweig-Lüneburg. 

Da durch tie Auflöfung des Reiches in den fürftlichen Succeffionsverhältuiffen 
an und für fih nichts geändert worden ift, fo läßt fich keineswegs behaupten, daß 
in ben frühern Reihsmannlehen von Rechtswegen nad ohne weiteres ein fubfi- 
biäres Erbrecht der Kognaten eingetreten fei. Vielmehr iſt nur fo viel richtig, daß 
ben beutjhen Fürftenhäufern nad Erlöſchung der oberlehenäherrligen Gewalt jet 
rechtlich möglich ift, die fubfiniäre kognatiſche Ihronfolge auf verfaffunge- 
mäßigem Wege einzuführen, wenn ihnen nicht andere wohlerworbene Rechte, 
3. B. von Erbverbrüderten, entgegenftehen. Bon biefer rechtlichen Möglichkeit 
haben aud mehrere neue Verfaſſungen Gebrauch gemacht, fo z. B. die bayeriſche von 
1818 Tit. II 8. 5, bie würtembergifhe von 1819 8. 7, die hefien-barmfläbtifche 
bon 1820 8.5, die k. fächfiiche von 1831 8.7; die preußiſche Berfaffung Art. 53 
erwähnt dagegen ausprüdlih nur der Erbfolge des Königlichen Mannsſtamms. 

b) Ehelige Geburt; ausgefhlofien von ber Thronfolge find alle unche- 
lichen Kinder; keine Form der Legitimation kann ihnen ein Succeffionsredt 
verichaffen. Das deutſche Fürftenrecht ift bier der ganzen Strenge des ältern 
beutfhen Privatrechts (Sachſenſp. I Art. 36 und 37), fo wie bes Lehenrechts II 
r. 26 8. 10 treu geblieben. Alle nenern Hausgeſetze verlangen „ehbelihe Ge⸗ 

urt“. 

e) Abſtammung aus einer ebenbürtigen hausgeſetzlichen Ehe 
ausgeſchloſſen find alle Kinder aus Mißheirathen und morganatifhen Ehen. 
In manden Hausgefegen iſt der Begriff einer ebenbürtigen Ehe ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt. Wo dies nicht der Fall ift, entſcheiden die Grundſätze des gemeinen 
beutfchen Fürſtenrechts. (Siehe ven Art. Ebenbürtigleit Br. III S. 187 —202.) 
Biele nenere Hausgefege, welche dem regierenden Herrn zugleich die Gewalt eines 
Bamilienoberhauptes über das ganze Haus einräumen, verlangen zur Gültige 
feit einer fürftlihen Ehe noch bie Zuſtimmung des regierenden Herrn. 
Wo dies Erforderniß aber nicht ausdrücklich feftgeftellt tft, verficht es ſich 
feineswegs von felbft, wie dies mit der Einwilligung der Eltern, beſonders 
bes Baters, der Fall if, welche für fürftliche Ehen eben fo nothwendig iſt, wie 
für die Ehen von Brivatperfonen. So fland im Jahr 1834 den Anſprüchen bes 
Sohnes des Herzogs von Sufler und der Lady Auguſta Murray, dem Oberſten 
Auguſtus d'Eſte, auf die Rechte eines hannoverſchen Prinzen, abgefehen von 
allen andern Bebenten, jedenfalls ſchon der Umſtand entgegen, daß der Ehe feiner 
Eltern der väterlide Konſens gefehlt hatte. 6) 

d) Perſönliche Fähigkeit, vie Regentenpflidten auszu- 
üben, d. h. vie Perſon des Nachfolgers darf niht an Mängeln leiden, melde 
biefelbe zur Regierung abfolut untauglich machen. 


RR ©. tã u. J. L. Klüb iebe ii die Rechts fett dieſer Ehe, das 
un Giähorn, 9 Mohn 8. € Sa. n für bie Bedptagäftigtett bie 


Thronfelge. 525 


Auch in Deutfhland hat es von jeher feflgeftanden, daß ſchwere körperliche 
und geiftige Gebrechen eine Ausſchließung von der Thronfolge begränden 
lönnen. Man berief fi) für biefen, in ber Ratur ver Sache begründeten ſtaats⸗ 
rechtlichen Sat anf Prinzipien des Privat- und Lehenrechts, befonders Sachfenfp. 
B. 1%. 4 und II F. 36. Die berühmte Beftimmung der goldenen Bulle Kap. XXV 
8. 3: „Primogenitus fillus succedat sibique soli jur et dominium competat, 
nisi forsitan mente captus, fatuus seu alterius famosi et notabilis defectus 
existat, propter quem non deberet seu posset hominibus prin- 
eipari“. bezieht fih zunächſt allerbinge auf die Kurfürſtenthümer, wurde 
aber wegen des allgemeinen darin ausgeſprochenen ſtaatsrechtlichen Principe 
auf alle Reichslande analog angewendet; fie ftellt zunächſt Alles auf die geiftige 
Unfähigfeit (Blöpfinn, Wahnftun), kann aber wegen des allgemeinen Ausprude 
„famosi et notabilis defeetus® auch auf fhwere Törperliche Gebrechen bezogen 
werben. Ein derartiges geiftiges oder körperliches Gebrechen muß aber als unheil⸗ 
bar tonftatirt und ſchon beim Anfalle ver Succeffion vorhanden fein, In die 
jem Fall findet unzweifelhaft Ausſchließung von der Succeffion nad ge=- 
meinem deutichen Fürſtenrechte, insbeſondere nad ber Analogie der goldenen 
Bulle (in quo casu inhibita sibi successione seeundogenitum volumus 
successurum) und nad der Praris der Reichsgerichte flatt. Bon biefem richtigen 
Princip des deutfhen Staats⸗ und Fürſtenrechts find indeſſen viele nenere Ber 
faffungen abgegangen unb betrachten nicht einmal vie völlige Geiftestranfheit als 
Ausfhliehungsgrund von ber Succeffion, fondern Laffen felbft einen unheil⸗ 
bar geiftesfranten Brinzen zur Thronfolge zu, indem fie auch für einen folden 
Fall nur eine Reichsverweſung anorbnen, fo 3. B. die bayerfhe 8. U. 
Tit. II 8. 9. 11, die wärtemb. V. U. 8. 11, die ſächſiſche 8. 9, pie preußiiche 
Art. 56. Es ift dies, gegenüber dem gemeinrechtlichen Princip, als ein ſtaatorecht⸗ 
liher Rückſchritt zu betrachten und führt leicht zur allzu langen Dauer von Re- 
gentfhaften, welhe immer nur einen proviforifchen Charakter Haben 
follten und ihrem ganzen Weſen nah für eine vorübergehende, nicht für eime 
dauernde Berhinderung des Monarchen beftimmt find. 

8) Die Succeffionsorpnung im Mannsftamm. Wie be 
reite erwähnt, ift in allen monarhifhen Staaten Deutſchlands die agnatiſch— 
linealifhe Brimogeniturorpnung eingeführt”). Die darakterifii- 
hen Kennzeichen dieſer Succeffionsorbnung find: 1. Untheilbartleit, 2. Bor- 
zug des Grftgeborenen oder überhaupt des Borbergeborenen, 3. Borzug ber Linie 
des Erfigeborenen. Bei dieſer Linealfuccefjion findet ein unbevingtes Re⸗ 
präfentationsredt flait, indem felbft ver entferntefte Defcenvent pie Stelle 
feines vorbergeftorbenen Wfcendenten einnimmt und ein Uebergang auf eine jüngere 
Linie nur flattfinden kann, wenn in der ältern Linie gar kein männliches Mit⸗ 
glied mehr vorhanden iſt. 

Nur in einem Falle wäre e8 benfbar, daß in Deutſchland noch ein Guccef- 
fionsfall nad andern Grunpfägen, als denen ber Primogenitur beurtheilt werben 
mäßte, wenn biefelbe nämlid zwar für alle Speciallinien, nicht aber für das 
Geſammthaus auf rechtsverbindliche Weiſe eingeführt if. Denn immerhin bleibt 
die Primogenitur, trog ihrer gegenwärtigen Allgenteinheit, eine fpecielle Su 


7) Die Geſchichte der Einführung der Primogenitur in allen deutſchen enhäufern findel 
fich dargeſtellt ki Fa Schu! je Das R. ve Eefgehwrt ©. 400—455, Sürftenhänfern fl 





626 Thranfsige. 


ceffionsochnung, welche eines befondern Einführungsaltes bebarf. ine Primo⸗ 
geniturorbnung Tann und will für ſolche Falle keine Eutſcheibungsnorm abgeben; 
bie bereits wor ihrer Herrſchaft entſtanden find, und iſt immer nur für bie Defcen- 
benten berjenigen Ahnherrn verbindlich, weiche fie für ihre Nachkommenſchaft ein- 
geflihrt haben. Iu einem folden falle, wo es an einer allſeitig verbindlichen Pri⸗ 
mogentturorpnung fehlt, kann baher bie Frage entfliehen, nach welchen Principien 
‚fuccevht werden fol? Es kommen bier in erfter Tinte die hausgeſetzlichen oder 
obfervanzmäßigen Beftimmungen bes einzelnen Fürſtenhauſes in Betracht, in bexen 
Ermangelung bie Principien des beutfchen Fürſtenrechtes, wobei auch die Analogie 
der gemeinen Tehenfolge nicht ausgefchloffen ifl. 0 

Sin folder Fall, wo zwar in allen Speciellinien bie Brimogenitur eingeführt 
war, aber nit im Geſammthauſe, trat im Jahr 1825 ein, als vie Spezial⸗ 
linie Sadfen-Botha-Altenburg erlofh, wo die hausgeſetzlich und vertragsmäßig 
geltende reine Linenifolge zur Anwendung kam. 

Auch Heutzutage find folde Fälle, wo es an einer aflgemein verbindlichen 
Primogenitur fehlt, nicht undenkbar; nur muß das deutſche Staatsrecht auch für 
derartige Fälle zu dem Karen Bewußtſein tommen, daß eine Landestheilung 
unter mehrere gleichberechtigte Nachfolger aus privatfürſtenrechtlichen Gründen wit 
dem öoffentlich⸗rechtlichen Charakter ver deutſchen Staaten im ſchroffſten Widerſpruche 
ſteht. Deutſche Fürſtenthümer find Staaten, feine Patrimonialgüter; die Thron⸗ 
folge iſt eine Staatsſucceſſion, wodurch kein privatrechtlicher Vermögens⸗ 
vortheil, ſondern die ihrem Begriffe nach untheilbare einheitliche Staats⸗ 
gewalt übertragen wird. Mögen ba, mo mehrere Erbkompetanten gleich⸗ 
berechtigt konkurriren, diejelben fi unter einander gegenfeitig wegen ihrer An⸗ 
fprlühe auseinanderfegen; das zum Staat organifirte Boll kann verlangen, daß 
die Staatseinheit nicht durch privatrechtliche Theilungsanfpräde aufgehsben werde; 
denn die Thronfolge .ift eine Staatsiucceffion and barf fomit bie Grund⸗ 
bebiagungen der Staatseriftenz nit zerftören. Daß felbft unfere beſſern Publi⸗ 
chften bisweilen noch das Gegentheil behaupten, zeigt, wie tief fle noch in ben 
patrimonialen Anſchauungen bes Altern Privatfärftenrehts befangen find. 

4) Kognatifhe Thronfolge Wo ven Kognaten in Deutfchland 
ſchon ſeit Reichözeiten oder durch neuere Berfofiungsurtunden ein Succeſſionsrecht 
eingeräumt ift, hat basfelbe immer nur einen fubſidiären Charakter, d. 5. es 
tritt exft ins Leben, wenn der ganze fucceffionsfähige Mannsftamm erloſchen iſt. 

Bo für ven Mannsflamm eine fpecielle Euccejfionsorbnang, beſonders Pri⸗ 
mogenttar, angeorbnet if, gilt fie auch von Rechtswegen für ven fubfivtär ein⸗ 
tietenden Weibsftamm. Die zur Thronfolge berufenen Frauen und ihre Nach⸗ 
fommen werben betrachtet, als wären fie Männer und ihre Defcenbenz eine 
agnatifche. (Bayerſche B. U. T. II. 8. 5: „als wären fie Prinzen des urfprüng- 
liden Mannsſtammes.“) 

Die Succeffionsordnung muß fi) aber auch hier nach vem Verhältnig zum ° 
legten Kronbefiger (bem fog. ultimus defunctus) richten. Es geht daher bie 
dem legten Krombefiger zun aͤch ſt ſtehende weibliche Berwandte, alſo jedenfalls bie 
Erbt och ter und deren Defcenbenz, den bereits in den frühern Succeffionsfällen 
ausgeſchloſſenen rauen usb deren Defcendenz, ven fog Negredienterben 
vor, wie die Erbtochter Maria Therefia, beim Ausfterben des habsburgiſchen 
Mannsftammes, allen Nachkommen früher husgefchloffener öſterreichiſcher Brin- 
zefftunen, alfo auh dem Kurfürften von Bayern von Rechtswegen vorging. 
(Siehe Art, Habsburger B. IV. ©. 620.) 
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IR Heine Erbtochter oder deren Defcendenz vorhanden, fo gelten gemein- 
recht lich hinfichtlih ber Kognaten in ben Seitenlinten dieſelben Grundſätze, 
wie bei der Succeffion der agnatifhen Seitenverwanbten; doch haben bie neuern 
Verfaſſungsurkunden binfihtli der Frage, welche Fran als die dem Kron- 
befiger nächfte zu betrachten jet, bisweilen auch andere Beftimmungen getooffen, 
indem fie für viejen einen Fall der Gradesnähe eine gewifie Berädfichtigung 
ee laflen, fo 3. B. pie würtembergifche, fächfiiche und heffen⸗darmſtädtiſche 

un 

Br die Krone durch Erbfolge an eine Frau, fo kann diefe, wie Marie 
Therefta, die Regierung felbft antreten. Iſt die Thronfolge aber auf dieſe Weiſe 
in den Weibsſtamm übergegangen, fo tritt in dem neuen Daufe, 3. ®. vem lothrin- 
gifchen, der Vorzug des Mannsſtammes wieder ein. Die Thronfolgt verwan- 
delt fich fogleih wieder in eine agnatiſche. Eine mit ter agnatiſchen 
vermifchte weibliche Thronfolge, successio cognatorum promisena, findet 
ih in Dentſchland nirgends, 

5) Außerordentliche Thronfolge traft befonderer Wil⸗ 
leusdispofition. Die Thronfolge ift eine gefetlihe Familienerbfolge kraft 
Geblutsrechts; wur die agnatifche, bisweilen vie kognatiſche Abſtammung vom erften 
Erwerber, begründet ordentlicher Weife ein Gucceffionsceht; jede willtärliche 
Berfügung des Throninhabers ift ausgefchloffen. Kur außerorbeutliher Weife, 
wenn gar Fein Succeffionsberechtigter in feinem Rechte dadurch verlegt würbe, 
kann eine freie Willensdjopoſition Aber die Thronfolge beftimmen. In biefer 
Weiſe wurde fon ſeit fräger Zeit das deutſchrechtliche Iuftitut des Erbver- 
trags benugt, um JIemanben, ber au und für fi) kein Succeſſionsrecht gehabt 
haben würbe, ein folddes zu verfchaffen. Durch den Erbvertrag erhielt der Ber- 
tragderhe ein fefte® unentziehbares Rachfolgerecht, wie ein agnatiſcher Geblüts⸗ 
erbe. Beſonders wichtig waren zur Zeit des Reiches die Erbverbrüberungen, 
pacta confratermitetäs, Welche eine wecfelfeitige Smueceffion unter ben pacie- 
cirenden Familien begräubeten. So wurde bereits im Ighr 1373 eine Erbver⸗ 
bräverung zwiſchen den Hänfern Sahfen und Helfen geſchloſſen und dann 
mandfach wieder erneuert. Es iſt unzweifelhaft, daß Erbverträge, wenn nur bie, 
. zur Zeit ihrer Entſtehung nothwendigen Bebingungen, beſonders Einholung ber 
lehensherrligen Bewilligung, erfüllt worben find, auch jest, nad Auflöfung des 
Neiches, noh rechtliche Wirkung haben können. Ebenſo kann dieſe den kaiſer⸗ 
lichen Sammt- und Eventualbelehnungen nicht abgeſprochen werben. 

ine teſtamentariſche Berfügung des Kroninhabers über bie Thronfolge 
fann nur dann wirkſam werben, wenn überhaupt kein Succeſſionsberechtigter mehr 
vorhanden, alſo der Teſtator der legte feines Stammes iſt, oder wenn alle Bu 
rechtigten auf rechtönerbinpliche Weiſe ihre Zuftimmung ertheilt haben. 

Wlein bei der fonftitutionellen Staatsorpnung, wie fie in 
Deutſchland gegenwärtig Rechtens iſt, wird ein folder fürſtenrechtlicher 
Alt niemals mehr binreihen, um ein nenes Thronfolgerecht rechts⸗ 
verbindlich zu begründen. Die Thronfolge in dem beutjhen Staaten Ift nicht mur 
Hauſache, ſondern eine hochwichtige Staatsuangelegenheit; fie 
laun baher mir, im Einverflänpnig mit ver Vollsvertretung, geſetz lich ge 
regelt werben. Mag daher eine folde Dispofition ſich äußerlich auch heut⸗ 
zutage noch in die privatfürftencechtlihe Gorm des Erbvertrags ober bes 
Teftamentes Heiden, ihrem Weſen nah if fie ein verfaſſungs⸗ 
mäßiges Geſetz und fann nur als foldes anf Güttigleit Anfpruch machen, 
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III. Die Thronfolge in deu übrigen Staaten Guropa's. 

Die alten Monarchien des weftlihen Europa knüpfen in ihren gefchichtlichen 
Anfängen an bie Reihe ver Böllerwanverung an. Auch bier bat fi vie Erb⸗ 
monarchie aus wefentlih germanifhen Wnrzeln entwidelt, fo ift die fran- - 
zöfifhe Monardie aus dem Frankenreiche, bie greßbritannifde 
aus dem Reihe ver Angelſachſen, die ſpaniſche aus dem Reiche ber 
Weſtgothen emporgewadjen. Eine tiefere hiſtoriſche Betrachtung zeigt uns, 
dab noch heutzutage die wichtigſte Verſchiedenheit in dem Thronfolgerecht mit dem 
verſchiedenen Rechtsanſchauungen diefer altgermanifchen Stämme, bejonders ben 
verfhiedenen Principien ihrer Volksrechte, zufammenhängt Die wichtigſte 
Berjöedenzeit der Thronfolgeorbnung befteht heutzutage nämlich darin, ob und 
wie weit daͤs Succeſſionsrecht der Grauen anerlamt ift. Es ſcheint fi das 
Erbrecht in die Krone bei allen germantihen Stämmen nad Analogie des 
vollsrehtsmäßigen Immobiliarerbrechts audgebilnet zu haben. 
Darum fuccevirten bei ven Weftgothen, feit Begründung der Erbmonardie, 
und in Großbritannien von jeher immer pie Töchter nah ven Söhnen, 
mit Borzug vor den Agnaten.d) Beiden Franken dagegen vererbte 
die Krone nady der Lex Salica, nad welder ber ganze Mannsſtamm dem Weibs- 
ſtamm unbebingt vorgezogen wird, Dieſes Thronfolgeprincip beißt noch jet vie 
Thronfolge nad ſaliſchem Rechte und wurbe allmälig in allen 
Ländern angenommen, weldye früher zum großen fränkifhen Reiche gehört hatten; 
doch ift dieſes fog. ſaliſche Geſetz in milderer oder fchrofferer Weiſe durchgeführt 
worden. In Fankreich leitete man barans den völligen Ausſchluß 
des Weibsftammes von der Thronfolge ber, in Deutſchland verfland man 
darunter öfter8 nur einen unbebingten Borzug des Mannsftanımes und räumte, 
befonvers feit neuerer Zeit, dem Weibsſtamm nicht felten ein [ubfjiptäres 
Erbrecht ein. 

So kann man gegenwärtig in ben europätfchen Erbmonarchien drei Syſteme 
unterſcheiden: a) das ertlufin agnatifche, wo bie Grauen und ihre Nach⸗ 
tommen durchaus kein Erbrecht haben; b) das vorzugsweis agnatiſche, 
wo zwar der ganze Mannsſtamm die Frauen ausſchließt, aber, nach Erlöfchen bes 
Mannsſtammes, das eventuelle Succeffionsrecht des Weibsſtammes anerlaunt if; 
e) das kognatiſche, wornad vie Frauen nur von den männlichen Mitglie- 
dern derſelben Parentel ausgejchloffen werden, aber ven Männern aus ferner 
ftehenden Parentelen vorgehen. — 

Wir werben fchließlih die Succeffionsgrunvfäge berjenigen europäiſchen 
Staaten, deren Thronfolgereht etwas Eigenthümliches bietet oder gewiſſermaßen 
als typifch für eines dieſer Syſteme gelten kann, noch zum Schluß kurz 
erörtern. 

1) Frankreich. Bom Jahr 987 bis zur Revolution bat ununterbrochen 
diefelbe Dynaftie über Frankreich regiert. (Art. Eapetinger, Bour- 
bonen B. II. ©. 348—361.) Bei ver Erhebung Hugo Eapets 
987 wurde keineswegs die Erblichkeit der Krone grantgefeplih feſtge⸗ 
ſtellt. Erſt durch Gewohnheitsrecht bilvete fih allmälig das volle 
unbeſtrittene Succefſionsrecht aller agnatiſchen Nachkommen Hugo Gapetd aus. 


8 w thi Volksrecht den Soö nd. Töcht nz gleichgeſteilt, i 
ſaͤchſ f Fe Ari: Ye ler —2* aid auf —X * en Agnaten. 
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Wie das Gucceffionsrecht, fo wurde au die Succeſſionsordnung ber 
fireng agnatiſchen Finealprimogenitur nie durch ein beſonderes Geſetz eingeführt, 
fiets aber ſtillſchweigend beobadtet. Die nahgeborenen Söhne wurden 
früher mit Apanagelanden, fpäter, beſonders feit Karls IX. Edikt von 
1566, mit Nevenüen abgefunden, vie nur im Mannsftamm erblich fein follten. 
Anh die abfolute Ansfhließung der Frauen und ihrer 
Defcendenz galt von jeher als ein Gundamentalfag des 
franzdöfifhen Staatsredts: „la couronne de France ne tombe 
pas en quenouille ober les lis ne filent pas“, welcher den Tognatifchen Erb- 
anfprüden Eduards III. von England und fpäter ähnlichen Prätenfionen König 
Bhilipps II. von Spanien, zugleih als Schild nationaler Unabhängigleit, fieg⸗ 
reich entgegen gehalten wurde. 

Als die franzöflfhe Krone in der Dynaſtie Napoleons I. durd orga- 
nifhes Senatuskonſult vom 18. Mai 1804 für erblid erflärt mworben war, 
wurde im Wefentlihen das Thronfolgeredht der alten Monarchie beibehalten. Die 
kaiſerliche Würbe follte in der virelien natürlichen und gejeglichen Deſcendenz von 
Napoleon I., in der männlichen Linte, nah dem Recht der Erfigeburt vererbt 
werden, mit beftänpigem Ausichluß der Weiber und ihrer Defcendenz. Ein vom 
altlöniglihen Thronfolgerecht abweichender Zug ift aber, taß tem Kaiſer Napo- 
leon I. das Recht beigelegt wurde, die. Söhne und Enkel feiner Brüder zu abop- 
tiren, wenn er felbft im Angenblid der Adoption keine männliche Nachlommen- 
haft Haben ſollte. Die aboptirten Söhne follten alsdann in die Reihe feiner 
bireften Defcendenten treten, aber erfi nach ben natürlichen und gefeglichen Deſ⸗ 
cendenten folgen, wenn deren nach der Üboption geboren würden. Diejes Recht 
zu aboptiren follte aber nur Napoleon I., nicht feinen Nachfolgern zuftehen. In 
Ermangelung von männlider Nachkommenſchaft Napoleons I. follte der Thron 
auf feine Brüder Joſeph, Ludwig und Hieronymus und deren männliche natärliche 
geſetzliche Nachkommenſchaft vererben, gleihfalls mit befländpigem Ans—⸗ 
ſchluſſe der Weiber. (5. Saalfeld, Staatsrecht von Frankreich 1813 8. 20. 
©. 74). Die übrigen Verhältniſſe des kaiſerlichen Hauſes regelte Napoleon I. 
buch fein Hausgeſetz vom 31. März 1806. 

Unter der reftaurirten Dymnaftie der Bourbonen wurbe wieder das altfran- 
zöſiſche Thronfolgereht als gültig angefehen. | 

Durch Senatustonfult vom 4. November und Plebischt vom 22. November 
1852 wurde das Kaifertfum in der Perfon Ludwig Napoleons wieberhergeftellt. 
Die kaiſerliche Würde wurbe für erblih erklärt in birelter legitimer Abſtammung 
nah dem Rechte der Erfigeburt, doch fol dem Kaifer Napoleon IL. freiftehen, 
wenn er feine männlihen Nachkommen haben follte, die Kinder und Nachkommen 
Napoleons I. in der männlihen Linie zu adoptiren. Die Thronfolge wurde 
dann durch Tatjerliches Dekret vom 18. Dec. 1852 in ber Familie Bonaparte 
jo georbnet, daß wenn Napoleon III. keinen direkten legitiimen oder Adoptiverben 
binterlaffen wärbe, dann fein Obeim Jerome Napoleon Bonaparte und feine 
direkte natürliche legitime Descenvenz, aus der Ehe mit der Prinzeffin Katharina 
von Würtemberg, von Dann zu Mann, nad dem Recht der Erftgeburt, mit 
beftändiger Ansfchliegung ber rauen, zur Nachfolge berufen fein follte. \ 

2) Großbritannien. Die Thronfolge in England richtet fih nah dem 
gemeinen englifhen Lehenrecht, nur daß die abfolute Untheilbarkeit des 
Reiches eine Abweihung hervorbringt. Die englifchen Lehen fallen zuerft an bie 
Söhne nah dem Net der Erfigeburt, fo daß immer ber ältere alle jüngern 

Bluntſchli und Berater, Deutſches Staats⸗Worterbuch. X. 34 
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Brüder und bie Schweftern ausfchliegt, wenn aber nur Töchter vorhanden ober bie 
Söhne mit ihren Nachkommen verflorben find, fo erben die Töchter das Leben zu 
gleiden Theilen. Wo eine Theilung nicht geſtattet ift, wie bei der Krone, folgen 
aber auch die Töchter nach dem Recht der Erfigeburt auf einander. Dabei findet 
aber der Borzug des Mannesflammes nur unter Gefhwiftern Ratt und wenn bie 
Succeffion einmal an eine Linie gelangt ift, fo geben auch die Töchter berfelben 
den entferntern Agnaten vor. Die Töchter des letztern Beſitzers gehen alfo ven 
Brüdern und Schweſtern desſelben vor, die Schweftern aber allen entfernten 
Linlen. Nadlommen verftorbener Succeffionsberechtigter treten an bie Stelle ihrer 
Aſcendenten, vermöge eines ganz unbeſchränkten Nepräfentationsredte. 
So mußte die Prinzeſſin Viktoria, als Tochter eines ältern verftorbenen Bruders, 
bes Herzogs von Kent, ihre noch lebenden Vatersbrüder, die Herzöge von Cum⸗ 
berland und Cambridge, ausſchließen. So lange in einer Tinte no ein Mitglier 
vorhanden ft, kann keine andere Linie zur Succeiflon gelangen. Erſt bei dem 
gänzlichen Eridfchen einer Linie wird auf den nädhften Stammvater zurldge- 
gangen, alfo bei dem Erlöfchen der ganzen Nachkommenſchaft Georgs III. auf das 
Haus feines Vaters, des Prinzen Friedrich Ludwig von Wales, ſodann auf die 
Defcenrenz Georgs IL. u. ſ. f. 

Dabei ift es aber ein feſtſtehender Grundſatz des englifchen Staatsredhte, 
daß die Thronfolgeorpnung feinem Mitglied des Töniglichen Haufes ein unab- 
änderlides Recht gibt. Das Parlament, d. 5. ver König uud die beiden Hänfer, 
önnen die Thronfolgeordnung gefeglich abändern, einen Succeifionsberedhtigten 
mit allen feinen Nachkommen ausichließen, oder auch die Reihenfolge derſelben an- 
vers beflimmen, wie fie ven König Wilhelm III. für feine Berfon ver Königin 
Anna vorfegten, aber den Defcendenten ber letttern den Vorzug vor den Leibes- 
erben Wilhelms III. einräumten. 

Ungeachtet viefes Rechts, fowohl das Thronfolgereht, als die Thronfolge- 
orbnung zu verändern, iſt jevoh England keineswegs ein Wahlreih. Wenn 
feine foldye gefeglihe Abaͤnderung getroffen ift, gebt die Thronfolge von feleft 
und von Rechtswegen auf den nädften gefeglihen Erben über, nad dem 
emeinen Rechte Englands und ohne daß es hierzu einer weitern Erklärung ober 
Ehatfadhe bebärfte, (Bladftone Comment. Bd. I. Kap. 2. E. Fiſchel, Die Ber- 
foffung Englands B. II. Kap. 2. 8. E. Schmid, Die Thronfolgeorunung im 
Großbritannien.) 

3) Spanien und Portugal. In allen jenen Meinen Königreihen ver 
purenäifgen Halbinfel, welche fi von ber arabifhen Herrſchaft befreiten, in 
Afturien, Leon, Navarra, Arragonien und Kaftilien galt von jeher, in Betreff 
der Thronfolge, der Grundſatz, daß die Söhne zwar bie Töchter, die Töchter aber 
die Vatersbrüder und alle entferntern Agnaten auszufchliegen hätten. Diefe Succef- 
fionsordnung begünftigte die Bereinigung ver Heinen Königreiche durch Berheirathung 
von Erdtödhtern und im Königreih Kaftilien gingen nah und nad «alle Abrigen 
Neiche auf. Auch hier wurde dieſe kognatiſche Suceeffionsorbnung von jeher beob⸗ 
achtet. , 
Im Jahr 1260 wurden diefe Orunkfäge über die Thronfolge In das be- 
rühmte Rechtsbuch Alphons X, de las Siete Partidas aufgenommen und fo zum 
gefchriebenen Nechte gemacht. Dieſe Beftimmungen find feitvem als eine unver- 
bruchliche Norm für die Erbfolge der fpanifchen Krone betrachtet worten. Erſt der 
Bourbone Philipp V, welcher felbft kraft dieſes kognatiſchen Erbrechte ven fpa- 
niſchen Thron beftiegen hatte, verfuchte bur fein verfaſſungswidriges Auto- 
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accordado vom Jahr 1713 die alte volksthümliche Thronfolgeordnung zu be⸗ 
feitigen; aber ſchon Karl IV. flellte 1789 die nie legitim befeitigte alte Thron⸗ 
folgeordnung auch ausdrücklich wieder her und kraft dieſes nationalen Rechtsgrund⸗ 
ſatzes beftieg Königin Ifabella II. als nächſte legitime Erbin ihres Vaters Ferdi⸗ 
nand VII. den fpanifhen Thron, unter Ausſchluß ihres Vatersbruders Don 
Karlos. (Siehe hierüber bef. Heinrih Zöpfl, Die fpanifhe Succeffionsfrage 1839.) 
Auch in Portugal, welches gleih urſprünglich einer kaſtilianiſchen Infantin zur 
Mitgift gegeben war, galt von jeher unbeftritten die fognatifhe Thronfolge- 
ordnung, wie in Spanien; fie wurde auch felbft von Dom Miguel und feinen 
Anhängern nie in Zweifel geftellt, ſondern dieſe ſprachen bereit dem Bater Donna 
Marias II, Dom Pedro IV., als einem brafiliantfhen und fomit ausländiſchen 
Fürſten, die Succeffionsfähigkeit ab. Kraft des alten Tognatifhen Erbrechts 
bat Maria va Gloria ihren Obeim, Dom Miguel, ansgefchlofien and ihr ift ihre 
Defcendenz, das Baus Sachſen⸗Coburg, auf ven Thron gefolgt. Diefe Suc- 
cefftonsgrundfäge find in der Charte von 1826 Tit. V. Kap. IV von Neuem 
beftätigt worden. (Brgl. den Art. Braganza Br. II, ©. 203, Hermann 
Schulze, Die portug. Thronfolge geſchichtlich und ſtaatsrechtlich erörtert 1854.) 

Diefe uralten Succeffionsgrundfäge der pyrenäiſchen Halbinfel hat das Haufe 
Braganza fogar mit in die neue Welt hinfbergenommen und in die Berfaffung 
des Katferreihe Braftlien übertragen. 

4) Dänemark war allerbings ſchon feit Chriftian J. thatfählich erb- 
lich im oldendurgifhen Haufe; aber Wahl und Einwilligung ter Stände galt ale 
der eigentliche Rechtstitel zur Thronfolge. Das volle Erblicgleitsprinchp wurbe erft 
unter Friedrich III. durch die Lex Regia vom 14. Nov. 1665 feftgeftellt und 
babei eine umfaffende Thronfolgeordnung gegeben. König Friedrich III. 
wurbe fomit ald erfier Erwerber der Krone angefeben, fo daß nur feine 
Nachkommenſchaft, mit Ausſchluß aller früher abgezweigten olvenburgifchen Linien, 
wie der fonderburgifchen und gottorfifchen, ein Succeffionsrecht erhielt. Zunächſt war 
ber ganze Mannsflamm Friedrichs III. berufen, ſodann erſt feine weibliche 
Defcendenz. Nah der Thronfolgeordnung des Königsgefeges gehen vie Agnaten 
oder die Männer vom Manne (mas a mare) ſtets der weiblichen Deſcen⸗ 
denz vom Manne vor, ebenfo der männlichen und weibliden Defcenvenz von einer 
Fran, wenn aud die Agnaten einer fernern Linie angehören follten. Deßhalb wird 
der Bruder, des Baters Bruder und Großvaters Bruder eines regierenden Könige, 
fowte deren männliche Defcenvenz, des Königs eigener Töchtern und deren ganzer 
Deſcendenz vorgezogen. Ulfo Hulvigt die Lex Regla dem unbepingten Bor- 
zug des Mannsflammes und wird deßhalb von Zöpfl mit Unrecht der engli« 
fhen und ſpaniſchen Thronfolgeordnung, successio promiscua, gleichgeftellt. Erft 
wenn fein agnatifher Nachkomme Friedrichs III. mehr vorhanden ift, werben bie 
Sohnestöchter des legten Königs nebft ihrer Linie vor des Königs eigenen Töch— 
ten zum Throne berufen; erſt wenn keine Sohnestöchter vorhanden, fällt bie 
Krone des legten Königs eigenen Zöchtern nad dem Recht ver Erſtgeburt zu. 
Sollte ein König auch feine Töchter oder Nachkommen von Ihnen hinterlaffen, fo 
ift diejenige Prinzeffin, die ihn von Baters Seite am nädhften verwandt 
ift, erbberechtigt, alfo erft des verftorbenen Könige Schweſter, demnächſt des ver- 
ftorbenen Königs Batersfchwefter und deren Nachkommen n. |. w. Nach dieſer 
Thronfolgeorbnung würde auf König Friedrich VII. (f 1863) dem legten vom 
Mannsfamm König Friedrichs III., feiner Vatersſchweſter Charlotte 
Lo niſe gefolgt fen. (Schlegel Staatsr. des Königreih Dänemark. IV. Kap. 
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8. 17 ©. 265—279. Das daniſche Königsgeſetz von Th. Olshauſen 1838.) 
Aber durch das neue Thronfolgegefeg vom 31. Juli 1853 iſt die, im Königs- 
gefet für ven Tall des Erlöfchens des Mannsftammes Friedrichs III. feſtgeſetzte 
meiblihe Erbfolge befeitigt und ein an fich fucceffionsunberechtigter Prinz, 
Herzog Chriſtian von Glücksburg und deſſen Deſcendenz aus feiner Ehe mit Louiſe 
Wilhelmine geb. Prinzeffin von Heflen, von Mann zu Mann, nach ven 
Srundfägen der agnatiſchen Finealprimogenitur, zur Thronfolge in 
Dänemark berufen. Diefes für Dänemark verfaflungsmäßig zu Stande gelommene 
Thronfolgegefeg follte auch den deutſchen Herzogthümern aufgezwungen werben; 
diefer Verſuch iſt aber an dem kräftigen Wiverftand der Herzogthümer und Deutfd- 
lands gefcheitert, 

5) Rußland. Das ruſſiſche Reich war felt ven Zeiten Iwans Baſilowitſch I. 
reihähergebrachter Maßen untheilbar. Das weibliche Geſchlecht war nicht aus⸗ 
geichloffen. Bisweilen bisponirte der Monarch Über die Thronfolge, jevod fo, daß 
er feine Bamilie nicht überging. Peter der Große erließ dagegen am 5. Febr. 
1722 ein Reihsgrundgefeg, woburd vie bisherige Thronfolge nad) der Bluts⸗ 
verwanbtfchaft aufgehoben und folche lediglich dem Willen des regierenden Mo— 
narchen unterworfen wurde: „daß es jederzeit in des regierenven Kaiſers Willfär 
ftehen folle, nicht allein vie Succeffion, wem er will, zuzumwenden, fondern auch 
ben bereits ernannten Thronfolger, wenn er einige Untauglichlett an ihm bemerft, 
wieder zu verändern.” Dieſe in chriſtlich-europäiſchen Staaten unerbörte Thron- 
folgeorbnung wurbe erft aufgehoben durch die Succeffionsalte Kaiſer Pauls I. 
vom 5/16 Auguft 1797, wodurd bie erbliche Thronfolge in gerader abfteigenver 
Linie nach dem Necht ver Erftgeburt, mit Vorzug der gefammten männlichen vor ber 
weiblichen Linie, reichsgrundgefeglich angeorbnet wurde. Dazu fam dann noch die 
Bufagaltte Kaifer Alerander I. vom 20. März 1820, wodurd alle Kinder 
aus der Ehe eines Mitgliedes des Kaiferhaufes, vie der Kaiſer nicht für eben- 
bürtig erklärt hat, von ber Thronfolge ausgefchloffen werben. (Art. Ebenbür- 
tigleit Kap. III ©. 201.) 

6. Türkei. Böllig frembartig und vereinfamt fteht in Europa die orien- 
taliſche Staatsordnung des osmanifhen Reiches. 

Zur rechtmäßigen Erlangung der Herrihaft befähigt, nad) dem Begriff des 
alten moslimifhen Staatsredhts, mit Borausfegung der Abſtammung aus der Fa⸗ 
milie Korefh, nur die Wahl der Gemeinde over die Zufage bes Herrſchers, 
keineswegs aber die Erbfolge. Bald aber trat der erſte Rechtstitel in den Hinter⸗ 
grund oder verwanbelte fich in einen formellen Huldigungsakt. So blieb allein 
bie Ernennung durch den Herrſcher übrig, und es wurde bemfelden das Recht 
beigelegt, feine Nachfolger bis auf drei zu beftimmen, ohne daß ber erfle ober 
zweite befugt geweſen wäre, die Anordnung abzuändern. 

Mit dem Erlöfchen des Chalifats war bie eigentlich Tegitime Thronfolge nach 
islamitiſchen Staatsrecht zu Ende, da keine der folgendeg mufelmännifhen Dy⸗ 
naftieen, auch nicht das osmaniſche Haus, mehr dem allein bereditigten Stamme 
Koreſch angehörte. Aber auch das Princip, welches urfprünglih die Thronfolge 
der Osmanen regelte, war nicht das Geblütsrecht, ſondern das nad rem Staats⸗ 
recht des Islam dem Herrfcher zuftehende Recht feinen Nachfolger zu beftimmen. 
Die erften vierzehn Sultane tes osmaniſchen Hauſes folgten fi, ver Sohn dem 
Vater. Als aber beim Tode bes vierzehnten die Söhne alle noch minverjährig 
waren, wandte der Divan und das Fetwa des Mufti die Thronfolge dem Oheim 
der Prinzen, Muſtafa 1. zu. Bon diefer Zeit wurde das Seniorat das regelnde 
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Princip der odmanifhen Thronfolge. Dasfelbe liegt aber weder im Geift des 
Jolam, noch in dem des Gründer der Dynaftie, welder feinen jüngern Sohn 
Uſchan zum Thronfolger ernannt Hatte, fondern flammt aus mongolifhen 
Begriffen und hängt mit der großen Ehrfurcht zufammen, welche feit dem Sturze 
des Chalifats allen Einrihtungen Tſchingischans gezollt wurde. So ging aud 
die Thronfolgeordnung des Seniorats, welche mit der patriarchaliſchen Ber- 
ehrung eines Hirten- und Nomabenvolles vor dem Alter und dem Welteften 
des Geſchlechts, dem fogenannten Aa, in engfter Verbindung ſteht, mit vielen 
andern Formen mongoliſcher Einrichtungen in das Staatsrecht der Osmanen Über. 

Weber das moslimifche Ernennungsredht, noch die mongolifche Thronfolgeorunung 
bes Seniorats, wobei weder auf den Borzug der Linie, noch auf die Nähe des 
Grades, fondern lebiglih auf das phyſiſche Alter gefehen wirb, entfpricht einer 
geregelten europäiſchen Staatsordnung; vielmehr hängt die türkiſche Thronfolge 
mit der Rohheit des polygamiſchen Eherechted und dem Mangel eines fittlich ges 
ordneten Bamilienlebens zufammen. Ein furchtbares Zeugniß für die Folgen biefer 
barbarifchen Thronfolgeordnung, welche jeve Sicherheit des Erbgangs vernichtet, 
jeves fittlide Band in der Herrfcherfamilie aufhebt, ift jenes blutige Geſetz Mo⸗ 
hammeds II., des Eroberers von Konftantinopel, welches bei der Zhronbefteigung 
ben Herrſcher berechtigt zum Morde aller Brüver und Verwandten, von denen 
feinee Herrſchaft Gefahr drohen könnte, ein Geſetz, welches zwar nicht mehr 
befolgt wird, aber noch bis auf den heutigen Tag, dem Buchſtaben nad, im 
Kanun des osmanifhen Reiches ſtehen geblieben if. (Siehe von Hammer: 
Purgſtall über die rechtmäßige Thronfolge nach den Begriffen des moslimifchen 
Staatsrechts, beſonders in Bezug auf das osmanifche Reich. 1841.) 

Abgefehen von dieſer völlig frembartigen osmaniſchen Thronfolge iſt jest 
in allen europäiſchen Erbmonardhieen bie Erbfolgeorbnung der ftren- 
gen Linealprimogenitur eingeführt, wo weber auf bie Grabesnähe, wie beim 
Majorat ;' no allein auf das phnfifche Wlter wie beim Seniorat, fonbern zuerfl 
anf den Borzug der Linie gefehen wird. 

Diefe Succeefflonsorbnung ift für die Thronfolge am geeignetften; ihr we- 
fentlider Borzug befteht darin, daß fie die fucceffionsfähige Nachkommenſchaft in 
eine fefte unabänderliche Reihe ftellt, melde von keinem Zufall abhängig ifl. 
Während das Majorat und in nocd viel höherem Grade das Seniorat das 
Ueberſpringen von einer Linie zur andern zuläßt, verharrt bie fixenge Linealpri- 
mogenitur bei berfelben Linie bis zu deren völligem Erlöſchen. Bei einer ſolchen 
feftgeregelten Thronfolgeordnung iſt der jevesmalige Thronfolger unzweifelhaft be» 
fiimmt und find Tchronfolgeftreitigkeiten, die fchlimmfte Seite der unentwidelten 
Erbmonardhie, für immer befeltigt. 

Die Primogenitur kann fomit jett geradezu als das allgemein gültige 
Thronfoigeprincip aller europätfchen Häufer betrachtet werden. Selbſt Rußland 
bat in dieſer Beziehung feit 1797 die orientalifchen Grunpfäge Peters I. aufge 
geben nnd ſich der Rechtsanſchauung ver übrigen europäiſchen Dynaftien vollftän- 
dig angefchloffen. Der Hauptunterſchied in den Thronfolgegrundfätzen liegt 
daher jet wefentlih nur darin, ob und wie weit den Kognaten, d. 5. ven Wei- 
bern und ihren Defcendenten ein Thronfolgeredht eingeräumt wird. Wo eine Na⸗ 
tion fraft vollsthämlicher Rechtsanſchauung der fognatifchen Erbfolge nach englifch- 
fpanifher Weile zugethan iſt, wird es immerhin bevenklih fein, an dieſem 
althergebrachten Encceffionsprincip zu rätteln. Wo aber vie Bölfer in neuerer 
Zeit, ohne Rückſicht auf ältere gefhichtliche Verhältniffe, die Erbmonardie neu 
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begründet ober georbnet haben, bat man mit Redt Überall ber aguatifhen 
Thronfolge den Vorzug gegeben, entweber in franzöfticher Weife, mit abfolutem 
Ausſchluß des Weibsftammes, fo in Belgien, Schweden, Italien, ober fo 
daß erft nad Erlöfhen des ganzen Mannsſtammes ver Weiböftemm fuccebirt, 
wie in Rußland, Holland, Defterreih und vielen beutfhen Staaten. 

Ueberall, wo man fi aus den Anſchauungen bes mittelaltrigen Patrimonial- 
ftantes berausgenrbeitet hat, muß aud bie Thronfolge als eine wichtige Staat 8- 
angelegenheit lebiglih von dem Gefichtspunkt des öffentlihen Rechtes be- 
trachtet werben. Keine einfeitige Dispofition bes jebesmaligen Regenten, kein blos 
hausgeſetzlicher Alt ver herrſchenden Dynaſtie ift im Stande, über Thron- 
folgereht und ber Thronfolgeordnung rechtsgültig zu verfügen. 

Die Berufung des Nachfolger durch Deftgnation over Adoptton bes 
Monarchen gehört dem Ipeenkreife römiſcher Eäfaren und moslimifcher Sultane, 
nicht der Staatsorbnung europäiſcher Monarchien an, benn gerade in ber Stä- 
tigkeit und Sicherheit der feflgeorbneten Familienfolge beſteht Weien und Werth 
der Erbmonardie. Hermonz Säule. 


Thüringer. 


Bon der Werra, Elbe, dem Harze, und dem Walde finden wir in alter 
Zeit das weite Land der Hermunduren umſchloſſen, eines ſtarken deutſchen 
Volkes, welched zwar — von den Grenzen der Römer entlegen — nit im Rampfe 
gegen fe auftritt, aber mächtigen Einfluß auf feine Umgebungen im innern Lane 
übt. Die Hermunduren waren ed ja, durch weiche unter ber Führung bes Königs 
Vibilius das Reich des Batualda, und darauf jenes feiner Anhänger an der 
Mark ftärzte Mit ven Römern flanden fie zur Zeit des Tacitus in frennd- 
ſchaftlichen Berhältuiffen und in Hanbelsverbinbungen. 

Während viefe ſodann am Rhein ununterbroden durch die Alamannen und 
Franken beunruhigt wurden, während an der Donau die Marlomaanen nad 
ihren früheren Stürmen ſich wieder rubiger bielten, verſchwinden im Hintergrunde 
die Hermunburen, bie noch am markomanniſchen Kriege Antheil nahmen, faft aus 
dem Andenken. Seit dem Anfange des fünften Jahrhunderts finden fi an ihrer 
Stelle Toringer, Thoringer, Thüringer!). Daß dieſe kein von dem 
Hermunduren verſchiedenes Volk find, faun mit Sicherheit behauptet werben, da 
fih nicht nachweiſen läßt, wohin dieſe fi} verloren hätten, von wo anders her 
em fo beträchtliches Bolt oberdeutſcher Mundart wie bie Thüringer gekommen 
wäre, und bie Beftimmungen ver Alten eben vie Thüringer in ben Rüden ver 
Franken und Alamannen an die Seite der Sachen ſetzen, in dieſelben Gegenden, 
welche früher die Hermunburen inne hatten. Der Name ſelbſt iſt aus jenem alten 
Namen, aus ber eigentlichen Bollsbenennung Dori oder Duri gebildet, wie 
Chattuarier und Juthungen aus den einfachen Formen Chatten und Juten. Aber 
gleich bei feinem erften Auftreten ift er nicht blos als neue Bezeihnung der Her⸗ 
munduren zu nehmen: er eriheint auch auf einige Zeit in weiterer Ausdehnung 
ſüdöſtlich bis zur Donau verbreitet. Wo früher Nariſten und Marlomannen, 
werben nach der Zerträmmerung des bunnifchen Reiches Thüringer genannt. Durch 
biefe wurben bie Donaugegenden verwäflet, durch biefe wurde Paſſau geplänbert. 


1) Zeuß, Die Deutſchen und die Nachbarflämme &. 353360. 
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Aus der Ferne konnten wohl biefe fo häufig einfallenden Thüringer nicht kommen, 
fie find in der Nähe zu fuchen. Schon die Hermunduren erfcheinen nie gegen ben 
Rhein hinwirkend, ſondern oflwärts im Lande per Markomannen unb gegen bie 
Sueven. Dieſes If auch hier wieder der Ball. Die Flüffe Bac und der Regen 
find im Zhüringerlande genannt von dem Gothen Athanarit. Auch Sivonius 
. pollinaris bat aus viefen Gegenden unter den Völkern in Attila’8 Heer weder 
Nariſten noch Marlomannen, ſondern allein Thüringer. Nachdem faft alle deut⸗ 
ſchen Stämme, welde nit in bie Ferne zogen, fi in größere Verbindungen 
vereinigt hatten, und unter neuen Namen aufgetreten waren, am Rhein bie Ala⸗ 
mannen und Franken, an ben Hüften des Norpmeeres bie Sachen, fanden tfolirt 
nur no die Hermunburen und Marlomannen in Südoſt. Bald aber erſcheint, 
biefe Völker umfaffend, auch bier der neue Name Thüringer. Die fränfifche 
Eroberung des Oſtlandes trennte bie Verbindung. 

Auch Fonnten die Thüringer und ihre Könige bald den fränkiſchen Exroberern 
nicht mehr widerſtehen, fondern wurden unter deren Herrichaft gezwungen. Kine 
Verbindung, welche fie behufs ihrer Befreiung mit den Sachſen im Jahre 553 
eingingen, ift nicht allein ohne Erfolg geblieben, fondern gab nur Beranlaffung 
zu neuer Züdhtigung durch die Franken, Aber auch von Often her beunrubigten 
neue Feinde, bie vorbringenden Slaven: und bie Nachkommen ver mächtigen 
Sermunduren, welche von ber Werra bis zur Elbe wohnten, und ihr Anſehen 
noch weit über die benachbarten Völker geltend gemacht Hatten, ſahen ſich bald 
nur innerhalb der Saale, Auf der Weftfeite trennte fie die Werra, wie einft von 
ben Chatten, von ben grabfeldiſchen und heffifchen Franken: bier werben Salzungen 
und Gerſtungen als Grenzſtädte genannt, Auh auf der Südſeite iſt vie alte 
Grenze, der Wald, nit überfchritten worden: er ſchied von ven Franken, bie 
fih in feinem Rüden ausgebreitet hatten. Im Norden iſt der Harz, nad den 
älteften Nachrihten aus Deutfhland Grenzmauer zwiſchen den Cherusfen und 
Sueven, es auch zwifhen den Thüringern und Sachen geblieben. Nur auf feinem 
werlihen Abhange zur Weſer, fcheint es, find Thüringer aus nörblideren Ge- 
genden, wie Franken aus dem :Diemelthale, vor den Sachſen zurüdgewiden. Die 
äußerften thüringiſchen Gaue zwifchen ver Werra und dem Oberharz, das Eiche: 
feld, das Onefeld, reichten nur wenig über bie Waſſerſcheide der Unftrut und Leine 
hinüber. Deftlicher find noch thüringiſche Gaue der Zurego und Helmego an der 
Zorge und Über der Helme bis an den Harzrüden. Zwiſchen ven Unterharz und 
vie Saale find von ven fränfifhen Königen Chlotar und Sigebert die Norb- 
ſchwaben in Gegenden verpflanzt worben, welche die Sachen verlaflen hatten, 
alfo wohl an bie Norpfelte der Thüringer: und fomit hatte ver Haflegowe (um 
Merfeburg und Querfurt) im Süden des Schwabengaues noch thüringifche Be- 
völferung. 

Neben dieſen eigentlihen Thüringern oder wenn man will Süpthüringern 
find — je aus befonveren Gründen — noch zwei andere Bölfer hier zu berück⸗ 
fihtigen. " 

Die alten Warner ober Weriner, ein früher oft genanntes nicht unbe: 
dentendes deutfches Volk an der Elbe, wurben im Jahre 595 von dem fräntiichen 
Könige Charibert in foldem Blutbade gefhlagen, daß nur ein unbebeutender 
Theil von ihnen übrig geblieben iſt, vie Bevölkerung des Schwabengaues zwifchen 
ver Saale, Bode und dem Unterharz. Nach viefer Nieberlage, fcheint es, haben 
pie gebemäthigten Warner ihre nörblichen Striche den benachbarten Thäringern 
eingeräumt, zur Zeit, als von biefen das Land zwiſchen ver Elbe und Saale ven 
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Slaven überlaffen wurbe. Go im Süden und — wie nicht zu bezweifeln — im 
Norden von Thüringern umgeben, werben die Warner felbft Thüringer genannt 
in ber Ueberſchrift ihres Volksrechtes: lex Angliorum 2) et Werinorum hoc est 
Thuringorum, ober wie wir in bes angelfächftfchen Könige Canut Verord⸗ 
nungen de foresta ganz einfach „secundum legem Werinorum id est Thu- 
ringorum* leſen. Es tft diefem Bolfsrechte in feiner jegigen Faflung — auf 
feinen. viel frühern Urfprung darf man fon aus der Abweſenheit aller Spuren 
des Chriſtenthums fiher fchließen — vieles mit dem friefifchen gemein, welches 
unter Karl dem Großen neu aufgezeichnet oder abgefaßt wurde. Ia von ben 
beiden sapientes, die zum friefiſchen Recht, wahrfcheinlih im Jahre 802, Zuſätze 
machten, Wlemarus und Sarmundus, Hat erfterer auch ſolche zum thüringiſchen 
Volksrechte geliefert. 

Seit dem zehnten Jahrhunderte ſodann wird an der Nordſeite des Schwaben⸗ 
gaues der Landſtrich um Magdeburg, in der Ausdehnung von der Bode und 
unterſten Saale bis zur Ohre und von der Elbe bis über die Quellen der Aller, 
in Urkunden unter dem Namen Nordthüringgau, Nordthüringland, Nord- 
thüringen erwähnt, offenbar im Gegenfate zu dem fühlihen Hauptlande, das 
barum nicht felten Südthüringen bezeichnet wird. Daß der Norbthäringgan biefen 
Namen trug, weil feine Einwohner Thüringer waren, ımterliegt wohl keinem 
Zweifel. Aber fchwieriger anzugeben — weil nirgends angedeutet — iſt es, wie 
diefe Thüringer in die ifolirte Tage geratben, in welcher fie durch das Schwahen- 
volf von ihrem Mutterlanve getrennt find. Die Annahme, daß fie zur Zeit ihrer 
Macht fih bis dahin verbreitet hätten, wird durch die Nachrichten über die Ver⸗ 
pflenzung ber Schwaben widerlegt, nach welchen biefe in Gegenven übergefiepelt 
worden find, die früher ven Sachſen und nicht den Thüringern gehörten. Eine 
zweite, daß die Nordthüringer zur Zeit ver Schwabenanfteblung als Kolonie ans 
Süpthäringen verfegt worden feien, tft nicht Hinlänglih unterftägt, und baburd 
unwahrſcheinlich, weil die Schwaben früher fih weiter norbwärts ausgebehnt und 
einen ‚größeren Raum eingenommen Haben müflen, ale fpäter der Schwabengau 
umfaßte. Erſt nad der Niederlage der Warner im Jahre 595, wovon bie Rebe 
gewefen, dürften vie Norbthäringer in ihre Sitze gelommen fein. Eben bamals 
lagerten auf einige Zeit Avaren an der Elbe, und bald darauf drangen Slaven 
von Often vorwärts und unternahmen es felbft‘, auf dem Weftufer ver Elbe ſich 
feftzufegen. Das ganze früher unbezweifelt thüringiſche Land zwiſchen ver Elbe 
und Saale ift nad einiger Zeit aufgegeben. Daß vie Bevölkerung dieſes Striches 
fi den fremden Ankömmlingen unterworfen habe, ober daß alle über die Saale 
nah Welten gebrängt morben feten, tft nit glaublih, fonbern fehr wahrfchein- 
lich, daß wenigftens ihr nörblicher Theil über bie untere Saale gefegt ſei und 


2) Nur bier find no Angeln — bemerlt Zeuß a. a. DO. S. 363 in der Rote — Heben 
den Berinern in den Eibgegenten genannt. Darf man diefen Reft des berühmten Volles, der in 
der alten Helmat zurückblieb, im Gaue Friſonefeld an der Südfelte des Schwabengaues fudhen ? 
Friefen heißen, wie es ſcheint, nach der Ausbreitung der Sachſenvereinigung bei den Sachſen 
diejenigen Bölter in ihrer Nachbarfchaft, welche ihre Mundart von der fähffchen Bermifchung 
tein erbalten haben, ſonach leicht auch die Refte der niederdeutfchen Angeln. Hiernach bätten 
zuerſt Sachſen, Tann die Weriner die alten Sitze der Angeln eingenonmen, die zurüdgebfiebenen 
Angeln aber nur in den füdlichen Theilen fi nod um Hochſeeburg gehalten, dem Hauptorte 
bes Frieſenfeldes; und die Angeln der Geſetze, die Hobfingi der fuldiichen Annafen zum Sabre 
852, die Kriefen des riefenfeldes wären dielelben. Ali gentes, deren die Nachrichten von der 
Schwabenanfledlung noch gedenken, find wobl die umwohnenden Bölfer, und darunter eben die 
Angeln, die von diefen Gegenden noch Antheile erhielten, 
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bas gegenüber liegende norböftliche Land ver geſchwächten Warner in Befitz ge- 
nommen babe. In der Folge find’ die Norbibüringer, wie die Nordſchwaben, an 
bie Sachen gelommen, wahrfcheinlich zur Zeit ver graufamen Regierung Theot- 
balds und Heben. 

Kehren wir nun wieder zu ben eigentlidhen ober wenn man will Sübthü⸗ 
ringern zuräd, wo feine Spur von ſächſiſcher Herrſchaft zu finden. Hier geftaltete 
fih ein eigenthümlicher Wechſel von Freud und Leid in den Verhältnifſen des 
engeren Landes, welche auch nicht ohne manchmal bebeutenden Einfluß auf das 
aefammte beutfche Vaterland blieben. Zunächſt wichtig war bier für beides das 
Auftreten und Wirken bes Angelſachſen Winfried over nachher Bonifactus, 
mit einem gewiflen Borzuge noch immer Thüringens Üpoftel genannt und bort« 
felbft in unvertilgbarem Andenken theilweife fagenhafter Art lebendig. Doch war 
mit der Annahme bes Ehriftenihbums noch nicht allgemein Friede und Ruhe 
über Thüringen gelommen. Wilde Stürme durchſausten noch das Land, das nad 
der Trennung der fränfifhen Monarchie von Ludwig dem Dentfhen an bis 
Dtto I. unter Herzogen, dann unter Marfgrafen, bald ſodann unter Land⸗ 

rafen fand, welche die Geſchichte auf einen fränkifhen Ritter Ludwig mit bem 

arte zurüdführt, der in ver Nähe des Waldes und anf bemfelben begätert war. 
Sein Sohn, Ludwig der Springer, ift der Erbauer der allüberall berühmten 
Landgrafenreſidenz Wartburg, wie der Gründer von Reinhardabrunn. Bon feinen 
Sprofien feien nur Ludwig der Eiferne und der Milde, Hermann ver Sängerfreund, 
Ludwig der Fromme, der Gemabl ver heiligen Elifabeth, wie der deutſche König 
Heinrich Maspe genannt. Auch fpäter noch follte Thüringen Träger der deutfchen 
Königätrone fenden. Landgraf Friedrich ver Ernfthafte, einer ber mächtigften ımb 
reichften dentfchen Fürften, dem nicht allein Thüringen, fondern auch näd,ft Meißen 
bas ganze Pleifner- und Ofterland gehörte, gegen welchen in dem in ber thürin⸗ 
iſchen Geſchichte bekannten Grafenkriege die Grafen von Schwarzburg, Orlamünde, 

eimar, Henneberg, Kirchberg und andere ſich erhoben, um ſeine Macht zu 
brechen, aber unterlagen und Frieden ſchließen mußten, ſtand in ſolchem Anſehen 
in Deutſchland, daß man ihm nad dem Tode Ludwig's des Baiers die deutſche 
Krone anbot und ihn zum Gegenkönige Karls IV. machen wollte. Er ſchlug fie 
aber aus, und ein anderer thüringiicher Graf nahm fie an, Günther von Schwarz⸗ 
burg. Leider blieb für die Länge, wie fo manches andere deutſche Land, auch das 
lieder⸗ und fagenreihe Thüringen ) von dem Unheile finnlofer Theilungen wie 
innerer Befehbungen feiner Großen nicht verfhont. Mit Friebrih dem Fried⸗ 
fertigen oder Einfältigen erloſch auch das thüringiſche Landgrafenthum, und bei 
ber Landestheilung enblich, welche vie Söhne des ſächfiſchen Kurfürften Friedriche 
des Sanftmüthigen vornahmen, Ernſt und Albrecht, die Stifter ver beiden nad 
ihren Namen benannten ſächfiſchen Regentenlinien, wurbe die natürliche Tage und 
die Grenzen ber verſchiedenen Diſtrikte fo wenig berädfidtigt, daß fie nebenbei 
den Grund zu bem bunteften Theile der Landkarte von Deutſchland legte. Die 
Thüringer hatten aufgehört, ein Geſammtvolk zu fein. Der ſächſiſche Rantenkranz 
verbrängte den thüringifchen Landgrafenlöwen. Dan gewöhnte fi daran, den 
größten Theil von Land und Boll Sachſen zu nennen. Die begütertften Grafen 
in Thüringen wurden allmälig felbftänpige Fürſten. Es gab ebenſo Fein 


3) Bol. 3.8.8. Behftein’s Wanderungen durch Thüringen, oder insbeſondere die beiten 
Bändchen von deffen Thüringer Sagenbuch. 
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Thüringen mehr als Reich, wie es kein Kranken und Schwaben mehr 
als ſolches gab. 

Eng verbunden mit der Geſchichte Sachſens tritt denn auch fortan die von 
Thüringen auf, und fie gerade iſt es, welde jener einen großen Theil ibrer Be⸗ 
deutung verleiht. Thüringens Boden entfproßte ja aus einer Bergmannshütte 
nahe dem allbefannten Thüringerwalde und nicht weiter als eine Kleine Zagreife 
von da entfernt, wo fo und fo viele Iahrhunderte früher Bonifacins den erften 
Ehriftenalter im Lande errichtet, Martin Luther. Thüringens Gebiet berührte 
auch der Bauernfrieg wie nicht minder der ſchmalkaldiſche unb der breißig- 
jährige Krieg. Aus einer Meinen thüringiſchen Stadt endlich bildete fih eine 
glänzende deutſche Litteraturepode, indem von dem Hefe eines weiſen und 
tunftfinnigen Fürften die erleuchtetften deutſchen Geiſter über das geſammte Bater- 
land ihre lang fortvauernde Belebung ergoflen. 

So konnte nun allerdings in ber Mitte Deutfhlands der thüringiſche Stamm 
fich nicht zu höherer hleibender Macht entfalten. Eine Menge Länder und Länd⸗ 
hen enthalten jest Theile des ehemaligen Thüringen. Preußen beberridht 
in feiner Provinz Sadfen, Regierungsbezirk Merfeburg, im Merfeburger-, Rauen- 
burger, Edartöberger-, Ouerfurter- und Sangerhäufer-Kreije, wie im ganzen Re- 
gierungsbezirt Erfurt thüringifhen Boden. Sachfen-Weimar-Eifenah liegt faſt 
gem in Thüringen nad befien früheren Grenzen. Ebenfo bie größten und beften 

anbestheile von Sachſen⸗Koburg-Gotha wie von Gachjen-Meiningen-Hilbburg- 
haufen. Bon Sachſen⸗Altenburg wird nur der Theil, welcher durch bie reußiſche 
Herrſchaft Gera vom Mutterlante getrennt iſt, zu Thüringen gerehnet. Schwarz. 
burg⸗Rudolſtadt und Ehwarzburg-Sonvershaufen find ganz thüringiſche Länder. 
Kurheſſen befigt in Thüringen bie ehemals heunebergifche Herrichaft Schmallalben. 
Die reußifchen Herrſchaften werden von vielen noch ganz zu Thüringen gerechnet. 
Der baterifche Antheil endlich umfaßt das feinerzeitige Landgericht Lauenſtein nebſt 
einem Theile der Landgerichte Teufhnig und Kronach. Trog allem bem "dauern 
doch bis auf heute nad den zahlloſen Umgeftaltungen des deutſchen Reiches bie 
Thüringer wie die Heflen, welde auch feinerzeit dem geftreiften Löwen — nur 
mit geringer Abweichung in ven Streifen — führten, in gewiſſer Weife 
ſelbſtändig und gefondert fort. 

Leider fehlen uns genauere Angaben no über ihre Sprache. Faſt aller 
Auskunft entbehren wir über hermunduriſche oder altthäringifhe Sprade®), 
Ihr muß, gleih der chattiſchen, im Ganzen auch hochdeutſche, ſueviſche Natur 
beigemefjen werden, und die wenigen Ausprüde des alten Volksrechtes enthalten 
nichts, was dem wiberftritte. Das WI in Wlemarus und wlitiwam iſt zwar nicht 
mehr althochdeutſch, mag es aber früher geweien fein, wie es gothiſchem DI ent- 
fpriht. Zugleich erfcheint es im Alt- wie im Angelfächfifchen, und jene Wörter 
ergeben nichts für ven harakteriftifhen Unterſchied ver zweiten Lautverſchiebung. 
Etwas weihere Formen, als die althochbeutfhen find, barf man ſchon der ber- 
munburifchen und chattifden Mundart zutrauen, wie vie bloße Nachbarſchaft der 
angrenzenden fächltichen und frieflichen Stämme ratbfam macht. Das fcheinen 
auch bie Meerfeburger Denkmäler, wenn fih von dem Fundort auf den Dialekt 
ber Niederſchrift fchließen läßt, bei ihrem geringen Umfang freilih ſehr unge- 
nügend, zu beftätigen. In ven thüringifhen Mannsnamen Hermenefrid ober Her- 


%) Jakob Grimm Geſchichte der deutfchen Sprache, zweite Auflage, II. S. 414432, 
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migiscl ift gothiſcher Anklang, wie ihn ſchon bie Verwandtſchaften gothiſcher und 
thüringiſcher Könige mit ſich bringen. 

Was heutzutage die Mundarten von Thüringen betrifft, läßt ſich foviel 
mit Beſtimmtheit 5) fagen, daß zunächſt das thüringiſche Flachland mit der gol- 
benen Au bis Weimar und anbrerfeite bie Mühlhaufen und Norbhaufen nebft 
der Gonbershäufer Unterherrfchaft ein großes in ſich abgefchlofienes Gebiet ver- 
wanbter Mundarten bilve. Bon Weimar aber im Im» und Geragebiete wald⸗ 
aufwärts wird wieder anders geſprochen bis zum Gebirgskamm. Sübwärts wech⸗ 
felt der thüringiſche Dialekt mit dem fränfifhen, von dem er Laut und Wendungen 
annimmt, tft aber anders im Meininger Oberlande, wo er zum Dialelt des 
Vranfenwalbes binneigt, und anders im hennebergiſchen Zerritorium. Auffallend 
ift es, daß oft Landesgrenzen zugleich Sprachgrenzen bilden, nicht auffallend freilich 
dann, wenn bie Landesgrenzen theils natürliche, wie ber Rennftieg oder die Werra, 
theils uralt find. Im Thale der thüringiſchen Saale miſcht fi das thüringiſche 
Idiom ſchon mit dem ſorbiſchen des nachbarlichen Vogtlandes. Redinger. 


Die Thüringifchen Staaten. 


Der Boden, auf dem bie thäringifchen Länder, d. i. die vier Erneſtiniſchen 
Staaten: das Großherzogthum Sachſen⸗Weimar, die Herzogihämer Sadien- 
Meiningen, Sachſen⸗Kobura⸗Gotha und Sahfen-Altenburg, anfer- 
dem die beiten Shwarzburgifhen Fürſtenthümer Rudolſtadt und Son⸗ 
dershaufen und die Reußiſchen Fürſtenthümer ältere und jüngere Linte 
Ilegen, gehört bem mittlern Deutſchland an und erfiredt fidh zwifchen Sachſen und 
Helen und zwiſchen Bayern und Preußen zum größten Theil (11/,,) vom Firſt 
des Thüringer Waldes und des Frankenwaldes norbwärts, zum Meinen Theil 
(1/2) fübwärts, dort über das Thüringer Hügelland bis zum Kyffhäuſer unb über 
das vogtländifche Plateau bis zur ſachſiſchen Nieberung, bier über die Werra- 
thäler in die fraͤnkiſche Mainplatte. Seine Waſſer, in deren Richtung und Ablauf 
feine nationale, politifche und merlantile Hinneigung zu Tag tritt, fließen zumeiſt 
dem deutſchen Norden und Nordweſten zu, und zwar zur Elbe bie thüringiſche 
Saale mit der Pleiſſe, Elfter, Loquitz, Schwarze, Ilm und ber Unftrut nebft 
Wipper und Helme, zur Weſer die Werra mit der Hörfel umb Fulda; dem 
deutſchen Suden gehören blos die Dueligebiete der zum Main fließenden Steinach, 
Itz, Rodach und fränkiſchen Saale. Im Thüringer Wald und im Frankenwald 
hat dies Ländergebiet eine 1500-3000 Fuß hohe Bodenerhebung, bie überall 
gangbar, ven größern (8 Chaufleen und 1 Eifenbahn) und von Heinern Straßen 
durchſchnitten, für Touriften vol von landſchaftlichem Nez, für die Induſtrie 
vielfach ergiebig, für Aderbau und Viehzucht aber wenig günftig ift; bie Hägel- 
nieberungen bagegen, ſowohl vie weite thüringiſche ala die ſchmale fränkiſche, die 
je entfernter vom Gebirg, deſto milder und fonniger find, enthalten viel frucht« 
bare Zhäler und Landrücken, daher bier einträgliche Getreideauen, Obftgelänve 
und Bichfiriche. Nörblih vom Thüringer Wald herrſcht der Thüringer, ſüdlich ber 
Franke, im Dften der Thüringer Blatte ein deutſch⸗ſſaviſches Miſchvolk vor. Diefe 
ſprachliche Dreitheilung gliebert fi zwar in viele Bollspinlelte, ebenfo wie ver 
Boden vielfach landſchaftlich geſondert und ausgeprägt iſt, tropdem haben fich bie 


5 Nah einer Mittheilung Becftein’s in Bernhardi’s Sprachkarte von Deutſchland 
S. 1% und 131. . 
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Steige: „Thüringifh, Fränkiſch und Miſchzone“ über 1000 Jahre in 
diefer Stammfonderung erhalten und Tennzeichnen fi) noch heute ganz entſchieden 
wie in der Sprade, fo in Trachten und Geräthichaften, in dem Bau des Haufes 
und in der Anlage des Dorfes. Während Sachſen-⸗Weimar, Sachfen-Meiningen 
und Schwarzburg⸗Rudolſtadt Antheil an allen brei Bollsftrihen, Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha und Sachfen-Altenburg Antheil an 2 Streichen (jenes fränkiſch und thü- 
ringiſch, dieſes thüringifh und gemifcht) Haben, fo gehört das Meuffenland bem 
Miſchvolke, Schwarzburg-Sondershaufen dem Thüringer an. 

Gemeinfhaftlide Geſchichte. Hinfitlih der älteften Gefchichte des 
Landes verweifen wir auf den vorhergehenden Artikel. Mit dem Beginn ber 
dentfhen Könige aus dem fränkiſchen Haufe (Konrad II. 1024) erheben fi vie 
angefehenen gangräflihen Familien, theils heimiſche, theils fremde (die Grafen 
von Wettin, Weimar, Orlamünde, Käfernburg over Schwarzburg, Hohnſtein, 
Tonna ober leihen, Kirchberg, Neuß, Henneberg, das Haus Edarbt und das 
Geſchlecht des Ludwig mit dem Barte) zu ZTerritorialheren. Diefer Uebergang der 
Reichsbeamten zu felbftännigen Ariftofratien ift um tas Jahr 1030 faft überall 
in Thüringen wahrnehmbar. Indeß nur drei diefer Familien, die Wettiner, 
bie Shwarzburger und vie Reuſſen, haben fi als felbftänbige Landesherrn 
bis zur Gegenwart erhalten und barunter find die Wettiner (die ſächſtſchen Fürſten) 
am bebeutenpften, weil fie, durch eigene Tüchtigleit und vom Glüd begfnfligt, 
bie Gebiete der meiſten ausgeftorbenen Territortalheren beerbten ober durch Ver⸗ 
träge erwarben und felbft die Oberhoheit Aber Schwarzburg und Neuß bis in bie 
nenefte Zeit behaupteten. Vom erbeigenen Stamingut Wettin auögegangen, ge⸗ 
winnen fie die Oſtmark, um 1030 die Grafſchaft Camburg, dann Meißen, bie 
Rieverlaufig und das Pleißnerland, 1247 die Landſchaft Thüringen und im den 
Jahren 1353, 1554 und 1583 ihre bennebergifhen Beflgungen am Thüringer 
Bald und an der Rhön. 

Die Landſchaft Thüringen hatte, als im Anfang des 11. Jahrhunderts 
die gaugräfliche Berwaltung in mehr ſelbſtändige Lanbgewalten überging, zu Derren 
12 Grafen und außerdem 20 altedle dynaſtiſche Gefchlechter. Das jängfte biefer 
thüringiſchen Geſchlechter war das Haus des Grafen Ludwig mit dem Barte, ber 
um 1025 ans Lothringen nad) Thüringen kam, bald aber fein bier am Thüringer 
Bald angelauftes Erbeigen durch Heirath und dur kaiſerliche Ganft fo anfehn- 
li vermehrte, daß feine Nachkommen nicht allein die mädhtigften Grafen Thü⸗ 
ringens, fondern, von feinem Enfel Ludwig I. an, Landgrafen dieſes Tandes 
wurden, um bie vielgeftaltigen, oft gegen Kaifer und Reich trogigen Territortal- 
gewalten in Schranfen zu halten. Auf Ludwig I., der neben Thüringen zugleich 
auch Heſſen erbeigen beſaß, folgte Ludwig der Fromme (f 1190), dann Der: 
mann I., der Freund bes Minnegefangs (F 1216), Hermann II. und endlich 
deſſen Oheim Heinrich NRaspe, der 1246 durch Geld und Gunft des Papſtes und 
ber Geiſtlichkeit deutſcher König („Pfaffenkönig") wurde, aber ſchon 1247 ohne 
Erben ſtarb. Mit dem Erlöfchen dieſes landgräflichen Haufes hörte dad ſchöne 
Thüringer Land zum zweiten Mal als felbftändiges Ganze auf, indem e8 an 
den Wettiner Heinrich den Erlaudten, Markgrafen von Meißen, ven ritterlichen 
Neffen Heinrichs Raspe, fill. Zwar mußte er um dies Land einen 16jährigen 
Exbfolgeftreit mit der Herzogin von Brabant beftehen, indeß er gieng aus dem⸗ 
felben fiegreich Kervor; nur die Aufgabe, bie ungefügigen Gefchlehter und Stätte 
Thüringens zu beugen, blieb vorerft nod- ungelöst. Er übergab feinem Sohn 
Albrecht die Landgrafſchaft Thüringen, dieſer jedoch brachte großen Hanszwäft in 
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bie Wettiner Familie, felbft 1281 ofinen Kampf, endlich 1293 durch den Verlauf 
Thüringens an den beutjchen Kaiſer Adolf (von Naffau) fchwere Kriege und großes 
Unglüd über feine Söhne, die erſt in der Schlacht bei Lucka 1307 ihre Erb 
Iande, unter diefen aud Thüringen und das Ofterlaud, retteten und ficherten. In 
dem Kampfe, den Albrecht ältefter Sohn, Landgraf Friedrich mit der gebiffenen 
Wange, der Hauptfieger von Zuda, mit der Stabt Erfurt 1309—1316 führte, 
noch mehr aber durch den harten Kampf feines Sohnes, des Landgrafen Friedrich 
des Ernften, mit den mädtigen Grafen von Weimar und Orlamünde (1342 
bis 1349) wurde die Oberherrfchaft ver Wettiner in Thüringen und im Oſter⸗ 
land für immer feftgefiellt und der Erwerb der Graffchaften Weimar und Orla- 
münde durchgeſetzt. In gleihem Streben, das Land zu vermehren, handelten die 
nachfolgenden Tandgrafen. Es gelang ihnen, in mehreren Fehden bedeutende Theile 
der reußiſchen Lande (1354 und 1357 Ziegenrüd, Zriptis, Auma; 1466 Plauen, 
Adorf und Delsniz), dann 1374 die Portion Helbburg und 1400 Königsberg in 
Franken, 1389 Saalfeld, Kabla und Roda, 1429 das Burggrafthum Altenburg 
zu gewinnen. Dazu kam 1423 die Belehnung mit Kurſachſen. Indeß das alfo 
durch Land und Leute vermehrte und durch die Kurwürde erhöhte Gebiet ber 
MWettiner wurde 1485 dur die Gebrüter Ernft und Albert getheilt, von benen 
jener außer der Kur bie Länder Thüringens, diefer Meißen erhielt. Seitdem iſt 
diefe Spaltung des Wettiner Haufes in das Sachſen⸗Erneſtiniſche und Sachſen⸗ 
Albertiniſche Fürſtenhaus dauernd geblieben. 

L Sachſen⸗Erneſtiniſche Fürſtenthümer. 

Der urſprüngliche Länderkompler, den Kurfürſt Ernſt, der Gründer des 
Erneſtiniſchen Fürſtenhauſes, als Erbgut und Erbtheil überkommen hatte, erhielt 
nah zwei Menſchenaltern durch ein trauriges Ereigniß des Jahres 1547 eine 
roße Umgeftaltung. In Folge des Schmalkalder Religionskrieges wurben die 
änder ſowohl des Kurfürften Johann Friedrich des Großmüthigen, nachdem er 
in der Schladht bei Mühlberg 1547 gefchlagen, gefangen genommen und zum Tobe 
verurtheilt war, als auch vie feines Bruders des Herzogs Johann Ernft, der wegen 
feiner Bethelligung am Kriege geächtet war, für Tonfiscirt erflärt und dem Herzog 
Morig von Sachſen nebft der Kurwürbe überwieſen. Es fam nun zwar weber 
das Todesurtheil noch die Neihsacht zum Vollzug, indeß beide Brüder mußten 
fih der Wittenberger Kapitulation vom 9. Mai 1547 unterwerfen, nad deren 
Artikel 13 den drei Söhnen des In der Gefangenſchaft gehaltenen Kurfürften ein 
Jahreseinkommen von 50,000 fl. ch. aus beftiimmten Befigungen in Thüringen, 
die man zu einem felbftändigen Fürſtenthum erhob, zugefihert und dem Derzog 
Johann Ernft feine Pflege Coburg, das Schloß und Anıt Königsberg ausgenom- 
men, das an den Markgrafen Albrecht von Brandenburg fiel, belafien wurde. 
Diefes Beſitzthum, welches einjchließlich der Pflege Koburg Grundlage und Haupt- 
beftand der heutigen fächfifchen Herzogthümer bitvet, umfaßte: 

„Amt Oerftungen, Amthaus Breitenbach, den ſchon fräher befeflenen Antheil 
an Berka, Stadt Eiſenach, Schloß und Amt Wartburg, ben fechsten Theil an 
Treffurt und an Salzungen, Amt und Schloß Kreuzburg, Weimar, Tenneberg, 
geuhtenburg, Rode, Wachſenburg und Buttſtädt, die Städte Waltershaufen, Kahla 
nd Orlamünde, Amt, Stadt und Schloß Jena, Schloß, Amt und Fleden Ka⸗ 
pellendorf und Dornburg, Schloß, Amt und Dorf Roßla, Geleit zu Winzenvorf, 
Amt Samburg (dies und Dornburg vorher Herzog Morig zuftändig), Stadt und 
Amt Buttelläpt, Theil am Schatzgeld und Geleit zu Erfurt, vie Jagdhäuſer und 
Dörfer Friedebach, Hummelshain und Trotenborn, die Aemter Arnshaugk, Weiden 
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md Ziegenrück, die Klöfter Georgenthal, Heugsporf, Reinharbsbrum, Eutersberg, 
Ichtershaufen, Bürgel, Lausnig und Waldich, außerdem noch Stadt, Schloß und 
Amt Gotha und das böhmifche Lehn Saalfeld.“ 

Dur den Naumburger Vertrag vom 24. Februar 1554 wurde bies Beflg- 
thnm um Altenburg mit Lucka und Schmölln, um Sachfenburg, Pößned und ben 
größten Theil der Aemter Herbisieben und Eifenberg, fpäter, und zwar 1583, 
mm die Graffchaft Henneberg, Schleufingen zu olge des den 1. September 1554 
zwifchen Senneberg und den Erneſtinern abgejchloffenen Erbverbrüdernngsbertrags 
vermehrt, freilich auch wieder 1567 um die. Hemter Sachſenburg, Weide, Arnıs- 
haugk und Ziegenrüd (die 3 letzteren kamen 1815 wieder zurüd) und 1660 um 
Scleufingen, Suhl, Kühndorf, Benshanfen und Klofter Veßra verfärzt. Es blicb 
zwar fortan das Ganze im Erbredt eine Einheit, doch nicht in der Wirklichkeit, 
denn die Erneftiner behaupteten noch lange das Thellungsprincip, weßhalb ihr 
Land oft im Wechſel der Fürftenhänpter vielfach zerfchnitten wurde, Die Thei- 
[nungen vor Lem Jahr 1640 find nur noch hiſtoriſch bedeutſam; erſt bie Thei⸗ 
Iungen von 1640, 1645 und 1672 ſchufen die beiden Hauptlinien Weimar und 
Gotha, welche tie Grundlage der noch jetzt beftehenven vier Theile: Weimar, 
Meiningen, Koburg-Gotha und Altenburg bilden. Bei al’ viefen Thellungen bat 
man im Wefentlihen das alte ſächfiſche Hausgeſetz als Norm feftgehalten. Die 
Hauptakte der Emeftinifchen Theilungsgeſchichte find folgenve. 

Zwölf Iahre nah dem Tode Johann Friedrichs des Großmätbigen, bes 
legten Erneſtiniſchen Kurfürften, nahmen feine zwei Söhne, die Herzoge Iobann 
Friedrich der Mittlere und Johann Wilhelm eine Mutſchirung ihrer Lande vor. 
Unmittelbar darauf wurbe über jenen wegen feiner Berwidlung mit dem fränki⸗ 
ſchen Ritter Wilhelm von Grumbach die Reihsacht ausgeſprochen, die Kurfürft 
Auguft von Sachſen vollſtreckte. Diefer erhielt zur Entſchädigung feiner Sriegs- 
toften die Aemter Sachfenburg, Weide, Arnshaugk und Ziegenrüd, der befiegte 
Herzog dagegen kam in lebenslängliche Gefangenſchaft. Das übrige Laub theilten 
den 6. November 1572 defien zwei Söhne Johann Kaflmir und Johann Exrnf, 
nachdem fie auf dem Reichstag zu Speier in das väterlide Erbe wieder einge 
fegt waren, mit ihrem Oheim, Herzog Johaun Wilhelm, auf Grund forgfältig 
gearbeiteter Aemteranſchläge, wobei der Oheim die weimariſche Portion mit Ram- 
burg und dem Stift Saalfeld, die Neffen die coburgifche Portion erhielten. Diefe 
teilten darauf 1596 ihre Portion, von ber Herzog Johann Kaflmir die Pflege 
Coburg mit Nömdild, Herzog Johann Ernft Eiſenach mit halb Salzungen über⸗ 
fam. Da jedoch beide unbeerbt farben und fomit dieſer unglüdliche Fürſtenzweig 
1638 erloſch, fo fiel ihr Land an die Nachkommtn ihres Oheims, die es 1640 
halb zu Weimar, halb zu Altenburg fchlugen. Indeß auch die weimarifche Portion 
entging ber Theilung nicht. Als von des Herzogs Johann Wilhelm zwei Söhnen, 
Friedrich Wilhelm und Johann, der ältere 1602 geftorben war, theilten befien 
Söhne mit ihrem Oheim, Herzog Johann, das ererbte Land, von weldem jene 
Altenburg erhielten, viefer Weimar. Wie jedoch 1638 die coburgseifenadifche, fc 
farb auch die Altenburger Linie 1672 aus und dadurch fiel das gefammte erne- 
fiinifche Land an das Haus Weimar, und zwar an Herzog Johanns Söhn 
deren anfänglich elf waren, darunter ſechs berühmt, vor Allen Bernhard 
Große, indeß 1640 nur nod drei, nämlich Wilhelm, Albrecht und Ernſt, lebten. 
Diefe drei Brüder ftifteten damals drei Fürſtenthümer, Sahfen-Weimar, Sachſen⸗ 
Eiſenach und Sachſen⸗Gotha, wobei Oldisleben als Seniorat gemeinfhaftlich blieb. 
Rad dem fehr baldigen Erlöſchen ver Eiſenacher Linie (1644) wurden nun 
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Sachfen ⸗Weimar und SachſenGotha, jenes von Herzog Wilhelm, viefes von 
Herzog Ernſt gegründet, die beiden ſtammhaltenden erneſtiniſchen Fürſtenthümer, 
welche 1660 7/5 der Grafſchaft Henneberg-Schleufingen und 1672 das Fürſten⸗ 
thum Altenburg erbten und ſeitdem in Beſitz des ganzen urfpränglichen, überbies 
1815 durch ein Gebiet von 31 ()M. vermehrten erneſtiniſchen Länvergebietes 
geblieben find. 

Die vier erneftinifhen Fürſten haben aus früherer Zeit Mehreres in gemein- 
famen Befig erhalten und in der nenern Zeit mande gemeinfame Einrichtungen 
gefchaffen, dagegen iſt das früher gemeinichaftlide Sentoratsamt Oldisleben 1821 
gegen Entfhädigung von den Häufern der gothaifchen Linie an Sacfen-Welmar 
abgetreten worden. In Gemeinſchaft haben fie das Hausarchiv zu Weimar, bie 
Belehnung ter Grafen und Herm, die Univerfität und den Schöppenftahl zu 
Jena und das bafige Oberappellationsgeriht, und bamit zufammenhängend eine 
gleihmäßige auf gleihen Straf- und Eivilproceßgefegen beruhende Organiſation 
ber Rechtspflege, die außerdem auch nod für die Fürſtenthümer Schwarzburg, 
Neuß und Anhalt durchgeführt ift. 

Sie wird mit Ausnahme der Militärgerichte in auffleigenden Inftanzen 
durch Einzelngerichte, Kreisgerichte, Wppellationsgerichte und ein Gefammtober- 
appellationsgeriht ausgeübt. Das Oberappellationsgericht zu Jena, von ben 
ſaͤchſiſchen Herzogen und den Würften Neuß burch bie Oberappellationsgerichts« 
ordnung vom 8. Oftober 1816 (Nachträge 1842, 59, 62) errichtet, bildet für 
bie Länder diefer Fürften, fowie auch für die Fürſtenthümer Schwarzburg und 
Anhalt, welche 1849 und 1850 demſelben proviſoriſch beigetreten find, das oberſte 
Juſtiztribunal. Es entfcheidet 1) in al’ denjenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in denen nad der Gerichtöverfaffung eine Berufung an die dritte Inftanz geftattet 
tft, als oberfte und legte Inflanz, 2) in Saden der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
in zweiter und letzter Inflanz, wo das Appellationsgericht die erſte Inſtanz bildet, 
3) in der Strafrechtspflege entfcheidet ed als Kaffationshof Über die an dasſelbe 
gelangenden Nichtigkeitsbeſchwerden, ferner über die Appellation gegen Erfenutniffe 
des Appellationsgerichts binfichtlih der Dienftentfegung Bffentliher Diener und 
Über die Anklagen gegen Staatsdiener wegen Berfafjungsverlegungen, 4) als 
ſchiedsrichterliche und YWusträgalinftang Über alle zwiſchen den zu bemfelben ver- 
einbarten Höfen (Coburg-Botha ausgenommen) vorkommende, rein privatrechtliche 
Streitigleiten. Bon den vier Appellationsgerichten zu Eiſenach, Hildburg⸗ 
haufen, Gotha und Altenburg, von denen das zu Eiſenach zu feinem Bezirke 
anßer dem Großherzogthum Weimar auch noch die Fürſtenthümer Schwarzburg 
(Bertrag vom 22. März 1850 und 19. November 1859) und Reuß jüngere 
Linie (Vertrag vom 16. April 1863) bat, ift jedes im Allgemeinen: 1) vie 
dienſtliche Aufſichtsbehörde Über die Kreiögerichte, fowie in höherer Inftanz 
über die Einzelgerihte, Anwälte und Notare, 2) die Appellationsinftanz a. 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bei Berufungen wider Berfügungen und Er⸗ 
kenntniſſe der Einzelrichter und der Kreiögerichte, infofern ver Gegenfland ber 
Dejönerben unfhätbar iſt oder einen Werth von minveftens 25 Rthlr. erreicht, 
b. in Straffachen in einer aus mindeftens 5 Mitgliedern gebildeten Abtheilung bei 
Berufungen wider Endurtheile der Kreisgerichte, 3) erfie Inftanz a. in bärger- 
lichen Rechtsſtreitigkeiten behufs der Verhandlung und Entfheidung der Beſchwerden 
über Nichtigleiten, bie bei ven Kreisgerichten oder bei dem Uppellationsgericht 
jelbft vorkommen, b. in Strafſachen einmal in der ans brei Mitglievern be- 
ſtehenden Anklagekammer behufs der Entſcheidung über die Verfegung eines An- 
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geffagten in ben Anklagezuftand und zum andern als Gerichtshof für vie Ge⸗ 
ſchwornengerichte infefern, als ver Regel nad wenigftens ber Präfivent des 
Gerichtshofs ein Mitglied des Appellationsgerichts fein muß und auch die Übrigen 
Mitglieder desſelben zu VBeifigern ernannt werben Können. Endlich iſt au das 
Appellationsgeriht 4) für diejenigen Handlungen der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit zuftändig, welche nicht an ein beftimmtes zuſtändiges Gericht 
gewiefen find. Bon dem Gefhwornengeridt, das aus einem Präfidenten und 
4 Mitglievern und aus 12 Geſchwornen befteht, wird bie Hauptverhandlung bei 
Berbrehen Im engern Sinn vorgenommen. Die Zuftänpigfeit der Kreisgerichte 
erſtreckt fih 1) in Straffahen auf die Unterfuhung aller Bergehen und Ber- 
brechen, anf die Entſcheidung aller Verbrechen in erſter und ber Vergeben in 
zweiter Inflanz, 2) auf bie Proceßleitung und Entfheidung in bürgerlichen 
Streitigkeiten, in zweiter Inftanz aber auf die Entſcheidung ver Nichtigkeits- 
lagen oder andrer Rechtsmittel, welche gegen die Enticheivung ber Einzelrichter 
eingewendet werden, fofern der Bejhwerbegegenftand einen Werth von 5—25 
Thlr. bat, 3) in Sachen ver freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die Entfheibung 
über alle Berufungen gegen Handlungen der Einzelrihter fowie auf Vornehmen 
aller Handlungen, welche nicht der ausſchließlichen Zuſtändigkeit anderer Gerichte 
zugewiefen find, 4) in Disciplinarſachen als nächfte dienftlihe Aufſichtsbehörde über 
die Einzelrichter feines Bezirks. Bei jedem Kreisgericht iſt ein Staatsanwalt, bei 
dem Appellationsgericht ein Oberftaatsanwalt und beim Oberappellationsgericht ein 
Generalftaatsanwalt angeftellt, welche den durch ein Verbrechen verlegten Staat 
zu vertreten und darauf zu fehen haben, daß bie Unterſuchung ven gefeglichen 
Gang einhalte. Endlich die Einzelngerichte (Iuftizämter, Stadtgerichte) haben 
zu ihrer Zuftänvigleit 1) die Unterfuhung und Aburtheilung aller geringen Ber- 
geben, 2) die Leitung und Entſcheidung aller geringfügigen und minderwichtigen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 3) die Ausübung ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
4) die obervormundfchaftliche Auffiht, 5) die Ausführung aller von den Kreis- 
gerichten ertheilten Aufträge und in Unterfuhungen, bie nicht zu ihrem Reffort 
gehören, Vornahme derjenigen Handlungen, bei denen Gefahr im Verzuge ifl. 
Ebenſo haben bie fähfifhen Herzogthümer, ingleihen vie Schwarzburger 
Fürftenthämer und das Fürſtenthum Meuß jüngere Linie als Tonftitutionelle 
monarchiſche Staaten, wenn ſchon beſondere Staatsgrundgeſetze, doch folgende 
gemeinfame Verfaſſungsgrundſätze: Das Staatsoberhaupt iſt der Landes⸗ 
berr. Seine Perſon iſt unverleglid, ebenjo die eines etwaigen Regierungsverwefers. 
Die Negierung iſt nad dem Rechte der Erftgeburt aus ebenbürtiger Ehe und 
nach der Linealfolge erblih im Mannsftamme des Bürftenhaufes, Der Landesherr 
übt die Rechte der Stantsgewalt und der Regierung unter Miwirkung eines 
Staatsminiſteriums aus, trifft unter gleiher Mitwirkung bie zur Ausführung der 
Geſetze nöthigen Anorbnungen, ernennt alle Stantsbeamten, leitet und überwacht 
bie gefammte Yandesverwaltung, fehließt Verträge mit andern Staaten (eventuell 
unter Mitwirkung des Landtags) ab, ertheilt Auszeihnungen, Würden und Dis- 
penfationen und hat das Recht, erkannte Strafen aufzuheben oder zu mildern und 
auch das Berfahren gegen einen Angeſchuldigten vor ver Unterfuhung nieterzu- 
ſchlagen. Er ift verpflichtet, vor Ausübung der verfaffungsmäßigen Regierungsredhte 
die gewifienhafte Beobachtung und den Schuß der Berfafiung eitlih zuzuſichern. 
Berufung (Beitbeftimmung), Eröffnung, Schließung, ‚Bertagung und Auflöfung 
find ausſchließliche Rechte des LTandesfürften, nur im letztern Fall find Wahlen 
zum neuen Landtag in beflimmter Frift anzuorbnen. Das Etaatöminifterium ift 
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dem Landesherrn und der Landesvertretung verantwortlich und Imin namentlich 
von dieſer bei dem Oberappellationsgerichtshof zu Jena in Anklagezuſtand verſetzt 
werden. Ohne vorausgegangene Berathung und Genehmigung des Landtags können 
neue Geſetze nicht gegeben, beſtehende nicht ſuspendirt, aufgehoben, abgeändert oder 
authentiſch ausgelegt, neue oder vermehrte Steuern und Abgaben nicht aufgelegt, 
nene Anleihen auf die Staatskaſſe nicht aufgenomimen, Beſtandtheile des Staats⸗ 
oder Domänenguts nicht veränßert und Papiergeld nicht kreirt werden. Die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben. des Stants müſſen auf Voranſchlägen beruben,: welche vom 
Landtag zu genehmigen find. Daher können aud bereits beſtandene Steuern und 
n nur iunſoweit forterhoben werden, als fie von dem Landtag nad jenen 
Boranfelägen und nad den beſtehenden Abgabengefegen vor Beginn einer jeben 
Finanzperiode ausdrücklich weiter. verwilligt. ſind. Heberfchreitungen jener Voran⸗ 
ſchläge im ven Ausgaben beblixfen der nachträglichen Genehmigung des Landiage, 
dem auch die Rechnungen vorzulegen find. Der Landtag iſt bereihtigt, ver Staats» 
regierung über Gebrehen und. Migbrände in der Staatsvermaltung und Rechte⸗ 
pflege Anzeige und Vorftellung zu machen, ſowie fonflige Wünfche und Anliegen 
vorzutragen, auch Beſchwerden von Privatperjonen über etwaige Beeinträchtigungen 
durch die Behörden anzunehmen und ſich für deren Exlebigung bei der Staats⸗ 
vegierung zu verwenden. Wie der Landesherr, fo bat aud der Landtag das Recht 
zu Borfchlägen von Gefegen, doch verkündigt nur ver Landesherr die Geſetze nach 
geſchehener Bereinbarung mit dem Landtag. Den Staatsangehörigen find durch 
bie Berfoflung garantirt volle Freiheit des religiäfen Bekenntniſſes, bürgerliche 
Gleichſtellung der Mitgliener aller Religionsgefellichaften und Geftattung ber Ehen 
verſchiedener Neligionsbelenner, die Bildung ber Iugend durch äffentliche Schulen, 
bie Auswanverumgsfreiheit, das Recht ber freien. Meinungsänßermg in Wort, 
Schrift, Drud und Bi, das Bereing- und Petitionsrecht, die Aufhebung der 
Stanbesunterfchiene und Standesvorrechte, die Unabhängigkeit der Richter und bie 
Zrennung ber Juſtiz von der Verwaltung, die Aufhebung des privilegirten Ger 
xichtsſtandes (das Militärgericht ausgenommen), vie allgemeine Wehrpflichtigkeit 
aller Staatsbürger, die Unverleglichleit des Eigenthbums und anvere wichtige Medhte. 
Die jet regierenden Fürften der erneftinifchen Häufer ſtehen bezüglich ver 
Entfernung von ihrem gemeinfamen Stammwater, dem Herzog Johann (F 1606), 
in verjchievenen Graden, und zwar Sadjjen-Meiningen im 6., Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha im 7., Sachſen⸗Weimar und Altenburg im 8. Grave. In. ihrem Titel 
baben fie ale vier: „Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürfteten 
Graf zu Heuneberg”, außerdem wie drei Herzoge no: „Herzog zu Jülich, Cleve 
und Berg, au Engern und Weſtphalen, Graf zu Mark und Navensberg, Herr 
zu Ravenſtein“ gemeinſchaftlich, bagegen bejonvers Sachſen⸗Weimar: „Here zu 
Blantenhain, Neuftabt und Tautenburg“; Sachfen-Deeiningen: „ſonveräner Fürft 
zu Saalfeld, Graf zu Samburg, Here zu Kraunichfeld“; Sachſen⸗Coburg⸗Gotha: 
„Bürft zu Lichtenberg, Here zu Tonna“. Auch in ihrem Wappen führen fie Ges 
meinfames und Befonberes. Als Gemeinfames haben fie einen Mittelſchild mit dem 
ſächſiſchen Rautenkranz und außerdem ben Thüringer und Meißner Löwen und 
pie. hennebergiſche Henne. Die. Lanvesfarben von Sahfen-Weimar find Grün und 
Orange, die der 3 Herzogthümer Grün und Silber. In Sachſen-Weimar befteht 
ver 1732 geftiftete, 1815 erneuerte Orden zum weißen Fallen (Wachlamfeit) mit 
3, in. ben drei Herzogthümern ber 1833 geftiftete erneftinifche Hausorden mit 
4 Kloffen. : ur 
Bluntſchat und Brater, Deutſches Staatt Worterbuch. X. 85 
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A Dad Großherzogthum Sachfen Weimar 
wurde bis jest von acht Generationen (Wilhelm + 1662, Johann Ernſt + 1683, 
Wilhelm Eruft + 1728, Ernft Anguft + 1748, Auguft Konftantin + 1758, Karl 
Anguft + 1828, Karl Friedrich + 1853 und Karl Mierander) regiert. "Mach vem 
Tode des Stifters diefer Linie, des Herzogs Wilhelm, theilten deſſen hinterlafſene 
vier Söhne ihr Erbland in die Linten Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Giſenach, Sachen: 
Markſuhl und Sachſen-Jena, wobei der ältere Bruder Johaun Ernſt Weimar 
und die Geſammtregierung behielt, indeß ba ſchon 1671 die Linie Ciſenach aus: 
farb und 1672 ein Theil des Hürftentyums Altenburg anfel, fo ‚ging die Renten: 
theilung der drei noch fibrigen Brüder in eine Lanvestbeilung Aber. Jeboch dauerte 
bies nit lange, indem Iena 1690 und Markſuhl 1741 ansflarh, wodurch alle 
Thelle, mit Weimar vereinigt, wieder ein Ganzes wurden und für immer bei- 
ſammen blieben, weil Ernft Auguft, Wilhelms Urenkel, bereits 1719 als da- 
maliger Mitregent für Sachſen⸗Weimar die Primogenitur eingeführt hatte. Die 
höftfege Einfachheit der drei erften Landesfürſten, von denen ver letzte, Herzog 
Wilhelm Exrnft, 1690 den Titel eines Herzogs von Gngern und Weftphalen 
wegen der dem erneftinifchen Haufe 1507 vom Kaiſer ertheilten Anwartſchaft auf 
Lauenburg und wegen des 1689 auögeftorbenen Sauenburger Hauſes annahm, 
und manche nügliche Werte ftiftete, hörte mit Ernft Auguſt auf, der feinem Haufe 
Glanz gab, neue Schlöffer fhuf und den Orben der Wachſamleit (weißen Falken) 
gründete. Er ftarb 1748 zu Eiſenach. Für feinen minderjährigen Sohn Auguft 
Konftantin ließ der Herzog von Gotha als Obervormund das Yand durch ben 
berühmten Staatsmann und Hiftoriler Graf v. Bünau verwalten. Auguft Kon⸗ 
ſtantin ftarb nach Hjähriger Regierung 1768. Ihm folgte fein noch unmfnbiger 
Sohn Karl Auguft, für den feine geiftvolle und hodhfinnige Matter Auna malte 
von Braunfchweig als Vormunderin bie Regierung führte. Sie bat fi nicht allein 
dadurch, daß fie fparte, den Drud ſchwerer Zeiten milderte und den Streit mit 
Fulda wegen Fiſchberg endete, um das Land, fondern auch um ganz Dentfchland 
dadurch verdient gemacht, daß fie Künfte und Wiſſenſchaften mit Sinn und Geiſt 
ehrte und pflegte. 

Unter ihrem Sohn, Karl Auguft (f. d. Artikel), der 1775 die Regterung 
antrat, und durch ihn fam für Weimar eine große Periode. Mit feiner Mutter 
umd den großen Geiſtern (Wieland, Göthe, Schiller, Herder) erhob er Weimar zu 
einem Ausgangspunkt des geiftigen Strebens und Lebens in Deutſchland, unb war 
bemüht, fein Land wie geiftig, fo materiell zu heben und zu :beglüden. Nach ver 
Schlacht bei Iena trat er dem Rheinbund bei, nahm aber 1818 wider Napoleon 
fehr thätig Partei, erhielt 1815 ven Neuflädter Kreis uud außerdem bie Herr⸗ 
haften Blankenhain und Unterfranichfelo, Theile des Erfurter Gebietes, und 
Hemter von Fulda und Heſſen (Vacha, Fiſchberg mit Dermbach, Geiſa, Lengefele 
und Böllershaufen), zufammen 31 (IM. und erwarb die großherzogliche Würde 
Wie Karl Anuguſt in der Pflege der höhern Geiſteskultur den Türken feiner Zeit 
vorleudhtete, fo war er auch der erfte unter ihnen, ber eine gefunde Emwicklung 
der erwachenden politifchen Richtung erfirebte. Diefe Richtung offenbarte er ebenfe 
feft auf dem Wiener Kongreß, ale daheim in feinem Lande. Den politiſchen Be 
wegungen in Jena gewährte er Freiheit, fo lange Fe nicht ins Abenteuerliche 
überfchlugen und der Drud von Außen fern blieb. Auch die Verfaflung, bie er 
den 5. Mat 1816 feinem Lande gab, war im Sinn bex fortfehreitenden Zeit, 
zumal wie in ven übrigen beutjchen, fo auch in den fächfifhen Ländern nichts für 
bie Fortbildung der alten ftändifchen Verfaſſung geſchehen war. Nachdem er be⸗ 
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seits 1809 eine Vereinfachung der Organifation des Landes eingeführt hatte, be⸗ 
rief er nach ven reiheitölriegen den 30. Ianuar 1816 landſchaftliche Deputirte 
der alten und Abgeordnete ver neuen Lande und vereinbarte mit ihnen das Grund⸗ 
elet vom 5. Mai 1816, welches in 6 Abjchnitten die Vereinigung ſämmtlicher 
Fande zu einem flaatsrechtlihen Ganzen, die Nechte der Lanpftänve, die Anzahl 
und Wahl der Stellvertreter aus den drei Ständen ber Rittergutsbefiger, Bürger 
und Bauern, die Errichtung und Ordnung bes Landtags, die Ausübung der land» 
Nändifchen Rechte und die Oarantieen der Verfaſſung beftimmte. Diefes Grund- 
gefeg, die erſte Verfaſſung, die unter bie beſondere Sarantie des Bundes geftellt 
wurde, blieb bis auf die neuere Zeit in Geltung und ift die Grundlage und ber 
Kern der neueften Berfaflung geworben. Wenngleich dies Grundgefeg bie Idee ber 
Nepräfentation und bie VBollövertretung nur nad Ständen aufnahm, fo war das⸗ 
jelbe doch nit allein in feinem Ausprud friſch und volksthümlich, fondern auch 
in feinem Weſen kernig und ven forderungen der Zeit gerecht, Indem es nament⸗ 
li) den Gefchäftsgang vereinfachte und die Berechtigungen der Stände erweiterte; 
überdies erkannte der Großherzog in einem Schlußwort die Rechte der Staatsbürger 
auf eine auch die Verbindlichkeiten des Fiskus umfaflende, in drei Inftanzen ge 
orbnete unpartelifche Rechtspflege und auf Freiheit der Preſſe ausdrücklich an. Auch 
bie Defientlichleit der Sigungen wollte der treffliche Fürſt, ver Landtag lehnte fie 
ab. Umgelehrt begehrte fie viefer in den Jahren 1832/33, die Negierung wies 
fie zuräd; erſt im März 1848 wurde fie feftgeftellt. Wie vorher, fo behielt man 
auch 1816 vie Scheidung ber Kammer- und ber Landeskaſſe, aber zugleich bie 
Theilnahme der Stände an der Verwaltung des Kammervermögens bei. Das Ans 
erbieten bes Yürften, das Kammereinlommen gegen 300,000 Thaler Civillifte dem 
Lande überlaffen zu wollen, wies ber Landtag zurüd, 

Karl Auguft feierte 1825 unter großem Zubel feines Volles fein 5Ojähriges 
Negierungsjublläum und ftarb 1828 zu Graditz bei Zorgan. In die Regierungs- 
zeit feines Sohnes und Nachfolger Karl Friedrich, eines einfachen, aber bie- 
dern Charakters, fällt die Bewegung des Jahres 1848 und die Umbilbung ber 
Verfaſſung. Mancherlei Beſchwerden (Abgabendruck, Feudallaſten, Berwaltungsart 
des Kammervermögens) trieben zur Unzufriedenheit und Oppoſition. Schon 1847 
verlangte der Landtag Abtretung ver Kammereinkänfte gegen eine Civillifte, vie 
Regierung indeß ging nicht darauf ein. Erſt am A. März 1848 gab man biefem 
Derlangen, fowie den allgemeinen deutſchen Forderungen nach. BZuglei wurde 
unter dem durch Geiſt und Charakter ausgezeichneten Staatsmann v. Watzdorf 
(er if ſeitdem in dieſer Stellung geblieben, ein feltenes Beifpiel) ein neues Minte 
ſterium gebildet, das ebenfofehr die Rechte des Volles als vie des fürftlichen Haufes 
wahrte. Es erfolgten ven 5. März 1850 die Neugeftaltung und Feſtſtellung der 
Staatsbehörben, den 20. März d. I. das nene Strafgefegbud, den 15. Oftober 
d. 3. das revibirte Grundgeſetz, den 6. April 1852 das neue Wahlgefeß, ven 
4. Mai 1854 die Wiederabtrennung des Kammervermögens vom landſchaftlichen 
Vermögen, mit dem dasſelbe felt dem 8, April 1848 vereinigt war, den 30. April 
1862 eine neue Gewerbeordnung, außerdem eine Reihe von Geſetzen und Anord⸗ 
nungen für Nechtöpflege, Verwaltung, Kultur und Inbuftrie, die insgeſammt tas 
materielle und geiftige Wohl des Landes bezwedten. Daburd hat das Groß- 
herzogthum, deſſen jegiger Regent Karl Alexander (geb. ven 24. Juni 1818, 
a ven 8. Juli 1853) ift, einen ftaatlih und focial glüdlihen Zuſtand 
erreicht. 

Nah dem revidirten, in 5 Abfchnitten abgefaßten Grundgeſetz vom 
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15, Oftober 1850 befteht für das gefammte Großherzogihum eine gemeinſchafiliche 
- Berfoffung. Sämmtlidye Stantöbürger werben durch Männer vertreten, welche ans 
ihrer Mitte duch freie Wahl als Lanptagsabgeorpnete hervorgehen. Die fol- 
genden Rechte ftehen dem Landtag zu: die Prüfung umd Yeftftellung ver 
Etats, die Steuerbewilligung, die Präfung ber Staatslaffenrechnungen unt 
bie darauf bezügliche Necenfchaftsverlangung, die Borftellung über Mängel 
in ber Geſetzgebung und Verwaltung mit gutachtlichen Vorſchlägen zu beren 
Abftellung, Erhebung von Beſchwerden und Klagen gegen das Staatömini- 
fterium und defien einzelne Mitgliever, Theilnahme und Veto bei Geſetzen, weide 
bie Landesverfafſung oder die perfönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen⸗ 
thum der Staatsbürger im ganzen Lande ober in einer Provinz betreffen, das 
Veto bei Abtretung von Staatsgebiet mit Staatsangehörigen, und endlich das 
Necht, auch außer der Zeit feiner Berfammlung die im $. 14 beflimmten Befug- 
niffe durch den Landtagsvorſtand ausüben zu lafien. Die Verfammlung ver Land⸗ 
tagsabgeorpneten bildet den Landtag in einer Kammer. Die Landtage find orbent- 
lihe und außerorbentliche. Ordentliche finden von 3 zu 3 Jahren, außerorbentliche 
fo oft ſtatt, al8 es nah dem Ermefien des Fürſten oder nad $. 16, 68 des 
Grundgeſetzes nothwendig if. Den Geſchäftsgang leitet ein Borftand, beſtehend 
aus einem Präftventen und zwei Bicepräfiventen, welde von ven Abgeorbneten 
aus ihrer Mitte gewählt werden. Der Borftand bleibt von Landtag zu Landtag, 
auch wenn die Auflöfung vesfelben erfolgt. Die Sigungen find öffentlich. Zwei 
Drittheile der Abgeordneten gehören zu einer gültigen Sigung und Beſchlußfafſung. 
Das Recht und die Berbinvlichfeit des Borftandes begreift die Zufammenberufung 
ber Landtagsabgeordneten zu einem angeorbneten Landtag, bie Vorbereitung, Lei 
tung und Bertheilung der Gefchäfte, beftändige Wachſamkeit Über die Verfaſſung 
und über die Ausführung der Tanptagsbefchläffe und Rapport mit dem Staats- 
minifterium. Jeder Abgeordnete iſt Vertreter aller Staatsbürger und folgt um 
feiner Weberzeugung. Zur Führung des Protokolls und zur Abfaffung von Schrif: 
ten dient ein vom Landesfürften gewählter Syndikus. Landesherrliche Kommifſare 
find nicht nur zur Theilnahme an allen Beratbungen und Beſchlußfaſſungen des 
Zandtags berechtigt, fondern auch verpfliätet, auf Anfragen Auffchläffe zu er- 
theilen oder deren Berfagung zu begründen. Zur Bearbeitung ber dem Landtage 
vorliegenden Gegenftände werben regelmäßig Ausſchüſſe erwählt. Ein Landtags 
beihluß erlangt erft durch die landesfürftliche Beftätigung Gültigkeit and erfl 
durch feine Promulgation eine für die Staatsbürger bindende Gefegestraft. Ber: 
tagung, Schließung und Auflöfung find ausſchließliche Rechte des Landesfürften. 
Die Vertagung darf ohne Zuftimmung des Landtags die Frift von 30 Tagen 
nicht überfteigen und während berfelben Diät nicht wieder erfolgen. Mit der Auf- 
löfung des Landtags erlifcht der Auftrag ſämmtlicher Abgeorbneten, eine neme 
Wahl muß binnen 3 Monaten erfolgen. Ein Stantsgerihtshof, aus dem Präfl- 
denten bes Oberappellationsgericht8 zu Jena und 12 Räthen gebildet, urtheilt Aber 
bie gegen bie Departements-Chefs auf Anorbnung des Landesfürſten eingeleiteten 
Unterfuhungen und die von dem Landtag gegen fie erhobenen Klagen. Jeder 
Staatspiener wird anf die Berfafjung verpflichtet und jede abſichtliche Verlegung 
verfelben fol als Verlegung der Amtspflicht angefehen und beftraft werden. Die 
Mechte des Landtags werben ausgeübt durch 31 Abgeorbnete, von denen einer von 
der begüterten ehemaligen Reichsritterfchaft, 4 von den Beflgern eines Inländifchen 
Grundeigenthums von wenigftens 1000 Thaler Iahresrente, 5 von denjenigen 
Stantsbürgern, die aus andern Quellen als dem Grundbeſitz wenigflens 1000 
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Rthlr. Iahreseintommen Haben und 21 von allen Gemeinvebürgern des Groß- 
herzogthums, und zwar auf die Dauer ber breijährigen Finanzperiode, gewählt 
werben. 

Das Großherzogthum iſt Fein zufammenhängenves Ganzes. Es beſteht außer 
24 umher zerfireuten Parcellen aus 3 größern Stüden, wovon jedes einen Kreis 
bilvet. Der mittlere größte Theil (Haupttheil) oder der Kreis Weimar gehört zum 
Thüringer Wellenboben, der äftlihe Theil ober der Neuftädter Kreis zur vogt- 
laͤndiſchen Platte, der weſtliche Theil oder ber Eiſenacher Kreif Liegt am Thürin— 
ger Weſtwald und an ber Rhön. Seine Wafler gehören zur Thüringer Saale, 
zur Werra und zur fränfifhen Saale. Das Ganze beträgt 65°/, IM. und bat 
280,202 Einwohner, und zwar Kreis Weimar 32,3 [IM., 145,309 E., Kreis 
Eiſenach 21,8 [IM., 83,656 &,, Kreis Neuſtadt 11,3 [IM., 51,237 €. Die 
Bevölkerung, 4272 E. auf die DDM., wohnt in 31 Stäpten und 596 Landorten, 
in jenen c. 1/,, in biefen c. 2/,. Ste ift Iutherifh bis auf 9824 Katholiten und 
1088 Juden. Die Bildung wird außer ber Univerfität Jena durch 2 Gymnaſien, 
1 Realgymnaflum, 2 Seminare, 1 Borftanftalt, 3 böhern Bürgerfhulen, 460 
Bürger» und Elementarſchulen, darunter 18 Tatholifhe und 3 jübifhe, duch 1 
Kunſtſchule, 8 Gewerkſchulen, 1 Aderbaufjhule, 1 Baugewerkſchule, durch 
mehrere Privatſchulen und Bereine gefördert. Die Landwirthſchaft ift in blühen⸗ 
dem Zuſtand, Viehzucht und Inpuftrie anſehnlich und der Handel (viel Tranfit) 
lebhaft. Eifenbahn, Telegraphen, 1 Hauptbank, 2 Leih- und Pfanphänfer. 

Die oberfte Leitung der Verwaltung bat das Stantsminifterium, in 4 
Departements, in das des fürftlichen Haufes und des Aenkern, das des Inmern, 
das der Finanzen und das ber Juftiz und des Kultus abgetheill. Bon bem ge- 
fammten Minifterium find Tollegialifh zu berathen und zu beſchließen 1. alle 
Geſetze, Verordnungen und allgemeine Inftruftionen, Berfafiungsfragen, 2. die⸗ 
jenigen Gegenſtände, bei denen mehr als eine Abtheilung betheiligt if, 3. An- 
ftellungen im Staats- und Kultusdienſt, Entlafjungen, Verfegungen, Penſionirun⸗ 
gen, Regulirung der Befoldungen ver Staats» und Kultusdiener, 4, Entſcheidungen 
auf Beihwerven over Relurfe über ober gegen Verfügungen der einzelnen Ab⸗ 
theilungsporftände, 5. Gegenflände, welche der Fürft over ver Chef des Mini- 
ſteriums ober der einer Abtheilung an basfelbe bringt. 

Das Land iſt in 5 Verwaltungsbezirke getheilt, denen Bezirkadirektoren vor- 
fteben, dem Miniftertum des Innern unter, und ven Gemeinden übergeordnet. 
Den Bezirksdirektoren fteht ein von ven Gemeinden gewählter Bezirfsausihuß 
zur Seite, welcher theils bei der Entſcheidung, theils bei der Berathung beftimmter 
Gegenflände des Bffentlihen Rechtes und der Verwaltung des Bezirkes mitwirkt 
und bie Amtsthätigkeit der Bezirkodirektoren im Allgemeinen überwacht. Diefer 
Ausſchuß tritt einmal monatlid zufammen und verhandelt in der Megel öffentlich. 

Oberſtes Iuftiztribunal iſt das Oberappellationsgeriht zu Jena. Das 
Appellationsgericht zu Eiſenach, an die Stelle der beiden aufgehobenen Landes⸗ 
regierungen getreten, bildet die zweite, bezüglich erfte Inſtanz. Sein Bezirk um: 
faßt das Großherzogthum, die beiden Schwarzburger Länder und das Fürſtenthum 
Neuß jüngere Linie. Unter ihm ftehen 5 Kreisgerichte (Weimar, Eiſenach, Weida, 
Arnſtadt umd Sondershaufen) und 19 Iuftizämter (inkluſ. der Stabtgerichte zu 
Weimar und Eifenad). Der Inflangenzug und bie Funktionen biefer Rechtsbe⸗ 
hörden einfchließlih des Geſchwornengerichts und der Staatsanwalt find oben 
(Ziff. D) dargeſtellt. 

Bon Alters ber waren im Großherzogthum wie in den übrigen fächflfchen 
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Herzogthümern zwei Hauptlaffen, die Kammerkaſſe und bie Landſchaftskafſe, 
jene zumelft auf dem Domänenvermögen, dieſe auf den Staatseinnahmen beruhend. 
Das Domänenvermögen, die Negalten, vie liegenden Güter und nugbaren Rechte 
bes Ianvesfürftlihen Haufes begreifend, war bis zum Jahr 1848 als Familien⸗ 
gut des fürftliden Haufes behanvelt worden. Im Jahr 1848 erflärte die groß- 
herzogliche Negierung,, dag das Kammervermögen mit dem landſchaftlichen Ber⸗ 
mögen gegen Gewähr einer Givillifte vereinigt werden folle. Diefe Vereinbarung 
ift jenod den 4. Mat 1854 in Folge des Proteftes der Agnaten aufgehoben unt 
ber frühere Zufland wieder hergeftellt worden. Die Staatseinnahmen betrugen nadı 
dem Boranfchlag für 1863—65 : 1,658,668 Thlr., die Staatsausgaben: 
1,654,558 Thlr. Die Staatsfhuld war am 1. Oft. 1864: 4,143,705 Thlr. 

Das Bundeslontingent*) befteht aus 3685 Mann, wovon 3015 das 
Haupt und Rejervelontingent, in 3 Linten-Infanterte-Bataillone vertheilt, und 
670 Mann Erſatzmannſchaft. Die Dienftpfliht dauert im Aktioftand vier und in 
der Referve 2 Jahre. Daneben befteht ein Gensd'armeriekorps zur Unterſtützung 
der Landesbehörden bei Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung und Sicherheit 
und zur leichtern Entvedung von Verbrechen und Vergeben. 

B. Das Sachſen⸗Gothaiſche Fürſtenhaus 
begreift die drei Herzogthümer Sachjen- Meiningen, Coburg⸗Gotha und Altenburg. 
Der Gründer diefes Haufes tft Herzog Ernſt der Fromme, einer ber beften Für⸗ 
ften und Menfchen feiner Zeit. Sein 1640 übernommenes Land vermehrte er 
bereits 1645 durch die Heldburger Portion, 1660 (reſp. 1651) durch pie Henne 
bergiichen Aemter Wafungen, Sand und Frauenbreitungen und 1672 durch brei 
Biertel des Fürftentkums Altenburg. Ex flarb 1675. Bon feinen 7 Söhnen führte 
anfänglich der ältefte nad einem Hausgeſetz dad Direktorium, indeß bereits 1680 
und 1681 theilten fie ihr Erbland. Dadurch entftanden 7 Spectallinien, Sachſen⸗ 
Gotha unter Friedrich, Sachſen-Coburg unter Albrecht, Sachſen⸗Meiningen unter 
Bernhard, Sachſen⸗Römhild unter Heinrih, Sadfen-Eifenberg unter Chriftiam, 
Sachſen⸗Hildburghauſen unter Ernft und Sahfen-Saalfeld unter Johann Eruſt. 
Der ältefte Bruder, Herzog Friedrich, hatte nicht allein den beträchtlichſten Lan⸗ 
vestheil, fondern auch bie oberfte Leitung übernommen, doch wie Albrecht und 
Bernharb gleih anfänglih, fo fuchten ſich aud bie vier jüngften Vrüder nad 
und nad in den Beſitz Ihres vollen Stebentheils und ihrer Hoheitsrechte zu Teen. 
Drei dieſer Spectallinien erlöfchten jehr bald, nämlih Coburg 1699, Eifenberg 
1707 und Römhild 1710. In ihre Befitzungen theilten ſich nach langen: Strei⸗ 
tigfeiten in Folge Tatferlicher Entſcheidung 1735 die übrigen view Tinien, von denen 
fi die zu Saalfeld feitvem Coburg-Gaalfelet nannte. Indeß auch von dieſen vier 
Häufern, nachdem fie nad dem 28. Juli 1791 auf einer zu Römhlid abgebaltenen 
Hausfonferenz den neneften gemeinfchaftlihen Bereinbarungsvertrag, betreffend im 
Allgemeinen das Wohl ihrer Linten und insbefondere Beſtimmungen bei der Nach» 
folge der Seitenverwandten, abgeſchloſſen Hatten, erlofdh im Jahr 1825 mit dem 
Tode des”an Geift und Leib kranken, Fatholifch gewordenen Herzogs Friedrich IV. 
die Linie zu Gotha, in welcher 1683 bie Primogenitur eingeführt ward und un- 
ter deren Fürſten ſich der edle Herzog Ernft II. (F 1809) und ber bizarıe, witzige 
Auguft (+ 1822) ansgezeichnet Haben. Gotha ſammt Altenburg fiel an bie brei 


*) Anm. d. Med. Der Artikel if} vor den pollliſchen Veränderungen, welche das Jahr 
1866 mit fi, brachte, gefitrieben. N & gen, Jah 
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noch übrigen Linien. In ber varanf bezäglicden, durch den König von Sachſen 
vermittelten, im: November 1826 vollgogenen Landestheilung, welde zugleich auch 
ben Lämverbefig. ver Erben veränderte, erhielt Sadfen- Meiningen zu feinen 
Stammlanden, vie es fih Bis auf die Kammergüter Kahlenberg und Gauerſtadt 
bewahrte, das Fürſtenthum Hildburghauſen mit Ausfhluß ver Aemter Königsberg 
und Sonnefeld, das Fürſtenthum Saalfeld mit Ausnahme von 11Orten, ferner 
ſaͤmmtliche auf dem linken Steinachnfer gelegene, vorher coburgiſche Orte, das 
altenburgifche Amt Camburg nebſt ver Nieverpflege Eifenberg, das gothaiſche Amt 
Oberkranichfeld, das coburgifge Amt Themar, 1/, Romhild und die Parcellen 
Bierzehnheiligen, Lichtenhain, Mofen und Erbmanmsborf und nahm davon den 
Titel Herzog zu Meiningen und Hilbburghaufen, Fürſt zu Saalfeld, Graf zu 
Camburg und Here zu Kranichfeld an. Sachſen⸗Hil dburghauſen trat fein bis: 
heriges Wärftentdun ab, erhielt dagegen das Fürſtenthum Altenburg (mit Aus- 
ſchluß des Amtes Kamburg nnd der Elſenberger Nieverpflege) und vom Yürften- 
thum Saalfeld 11 Dörfer und nahm nun den Namen Sachſen⸗Altenburg am. 
Sachſen⸗ Coburg überkam aus der Erbmafle pas Fürſtenthum Gotha (mit Aus- 
nahme ter Oberberrfchaft Kranichfeld und 1/, von Romhild) und dazu die Aemter 
Kbrigoberg uud Sonnefeld und die Kammergüter Kahlenberg und Gauerftabt, trat 
abev vom jenen Stammlunde das Fürſtenthum Saajfelv, das Amt Themar und 
alle Dirfer am linken Steinachufer ab und nahm ben Titel Sachlen-Eoburg- 
Gotha an. Diefe 3 Speciallinien flifteten ven 25. December 1833 ven Herzogl. 
Sochfen⸗Erneſtin iſchen Hausorden, aus 4 Klaffen beflehenp: 

l. Das Herzogthum Sachſen⸗Meiningen (und Hildburghaufen) 
gründete Herzog Vernhard J., Ernſt des Frommen Lleblingsſohnm. Gegen Abtre⸗ 
tung feiner Revenüenämter , deren Reſidenz Ichtershauſen war, übernahm er ben 
21. Juni 1680 die Aemter Meiningen, Maßfeld mit Henneberg, Wafungen, 
Sand, Pranendreitungen und Salzungen, erhob das Ganze (das fpäter fogen. 
Unteddand) zw einem Fürſtenthum und bezog Meiningen aid feine neue Refivenz 
und als Hauptflabt ſeines nur 12 (JM. großen Erbtheils. Als 1699 vie Linie 
Sahfem-Eoburg ausflarb, machte er Anſpruche auf das gange Fürſtenthum und 
ließ e8 befegen, fam aber vabırrd mit feinen Brübern umb zugleich anch wegen 
bes Amtes Fiſchberg mit Fulda in Streit. Beide Irrungen waren urterlevigt, als 
er 1706 ftarb. Der ältefle feiner drei hinterlaffenen Söhne Ludwig, Friedrich 
Wilhelm und Anton Ulrich übernahm zufolge einer Vereinbarung mit feinen Brä- 
bern die Alleinregierung, leider nicht zum Heil des Landes. Es kamen Finanzen 
und Rechnungen in Unorbnung und nene Rreitigleiten zu ben everbten. 1723 
wurbe die Hälfte von Stadt und Gericht Schallau von Sachfen⸗Hildburghauſen 
gegen: vier Dörfer im Grabfeld eingetanſcht. Ludwig flarb 1724, bald baranf auch 
ſeine zwei binterlaffenen Söhne (1729 umd 1743) ımb fein Brudev Friedrich 
Wilhelm (+ 1746). Im Jahr 1735 gewann Meiningen ans der Coburger Erb⸗ 
mafle 5106 vie Aemter Sonneberg und Neuhaus. Die alleinige Regierung bes 
Landes ging 1746 auf Herzog Anton Ulrich, Herzog Bernhards I. jüngften Sohn, 
über, der ſchon vorher die Mitvormundſchaft über feine Neffen und vie Mit- 
zegterung erlangt hatte, Bei feineht Regierungsantritt erwartete das Land von 
ihm, ven. es als einen charakterfeften und ebelgefinnten Yürften liebte, bauernde 
Nüdtehe nach Meiningen und Abhülfe der zerrätteten Finanzen und Zuſtände. 
Er blich io im Wusland, feit 1742 ftets in Frankfurt a. M. Bielfache, von 
feinen nachſten Verwandten gegen ihn ausgeübte Kränkungen, nameullich bie Feind⸗ 
fettgteiten gegen feine erſte unebenburtige Ehe, deren Sproſſen er ſucceſſionsfähig 
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zu machen ſuchte, hatten ihn gegen die ſächſiſche Heimath verſtimmt. Auch konnte 
er beim beſten Willen die Finanzen nicht beſſern, weil er ererbte und eigene Tof- 
ſpielige Proceſſe zu führen hatte. Dazu kam die Laſt des ſiebenjährigen Kriegs. 
Er vermäblte ſich 1750 zum zweitenmal mit Charlotte Amalie von Heſſen⸗Phi⸗ 
lippsthal und hinterließ bei ſeinem Tode (1763) außer den Kindern erſter Ehe 
zwei Söhne zweiter ebenbürtiger Ehe, die Prinzen Karl und Georg. Der fürſt⸗ 
lichen Witiwe, welche über ihre noch unmündigen Söhne die Vormundſchaft und 
über das Land die Regierung führte und ihren Sitz in Meintugen nahm, gelang 
es, das Wohl des Landes anzubahnen. Ihren Weg wandelte Herzog Karl, ber 
1775 die Regierung übernahm und ebenfo nach feinem Tode (1782) fein Bruder 
und Nabfolger, der genial und ‚praftifch gefinnte Herzog Georg. Die noch reſti⸗ 
renden alten Irrungen feines Haufes und Landes befeitigte er umb erreichte bie 
von Herzog Anton Ulrich 1729 eingeleitete Gewinnung der Hälfte vom Gericht 
Schalkau. Auch führte er ven 12. März 1802 in feinem Haufe die Primogeni- 
tur ein, bie das Grunbgefeg vom Jahr 1829 fanfttonirte. Sr flarb 1808. 

Sein einziger binterlaflener Sohn, Herzog Bernhard IL (Eri Freund), der 
gegenwärtig regierende Landesfürſt (geb. den 17. December 1800), war bamala 
noch nicht drei Iahre alt. Vormundſchaft und Regierung übernahm feine Mutter, 
bie Herzogin Louiſe von Hohenlohe⸗vangenburg. Ihre Regierung, bie le im Siune 
ihres Gemahla führte, fiel in eine ſchwere, beſonders vom Krieg gedrückte Zeit. 
Wie vie übrigen ſächfiſchen Fürſten trat auch fie ven 25. Dezember 1806 dem 
Rheinbunde bei und vollzog 1808 durch Verträge mit Würzburg und mit Sad 
ſen⸗Gotha die Ansfheitung und Ausgleihung oberhoheitlicher. Rechte bezüglich 
mehrerer: Ortfchaften. Herzog Bernhard IL trat ben 17. SDeceutder, 1821 bie Re 
gterung an. Den Zeitbebärfniffen exfchloffen, ſchritt er fofort au zwedmäßigen Um⸗ 
geftaltungen, namentli in. ber Organifation ber Verwaltung. 1824 gab er eine 
landſchaftliche Berfaffung mit 21 Übgeorbneten, je 7 von jedem ber brei Stänbe. 
Ans Anlaß des Länderzuwachſes, der in Folge der gothaiſchen Erbtheilung 1826 
eintrat, wurde eine außerorbentliche Ständeverfammlung zufammengerufen. Nach⸗ 
dem biefe bie Bereinigung aller Theile des Herzogthums durch ein Grundgeſet 
für das Rathfamfte erklärt und einen Entwurf vorgelegt hatte, erfhien den 23. 
Auguft 1829 das nene Grundgeſetz. Mit diefer Vereinbarung traten die Sonber- 
verfafjungen ber einzelnen Hauptlandestheile außer Kraft. Das neue Berfaflungs- 
gefetz bildete feitbem bie Grundlage: für alle weitern landſchaftlichen Entwidinngen 
und für alle Berfofiungstämpfe, bei denen vor Allem die Domänenfrage im Vor⸗ 
dergrunde fland. Das Geſetz vom 7. April 1831 bradite eine die Domänen be- 
treffende Vereinbarung zu Gunſten des Landes; 1843/44 erfolgte die Aunahme 
des k. ſächſtſchen Strafgeſetzbuchs, 1846 die Aufhebung ver Stewerfreiheit (gegem 
Entſchãdigung), der Patrimonialgericgte und fonfligen ‚gutäherrlichen Gerecht⸗ 
famen. Ein Geſetz vom 26. März 1846 erkennt die Domäne als fürſtliches 
Eigenthum ‘an, ftellte aber einen jährlichen Zufhuß aus der Domänenlaffe zur 
Landestaffe gegen Wegfall des ſtändiſchen Beiraths bei Fixirung des Domänen- 
etats und bes Mitauffichtsrechts bei der Domänenklaflere[hnung feſt. Dieſes Ge 
ſetz hielt. jedoch der Bewegung des Jahres 1848 nicht Stand. Dur Geſetz vom 
27. Mat 1849 wurde die Domäne für Stantsgut erklärt und dem Herzog eine 
Civillifte feſtgeſetzt. Indeß in Folge bes Protefles der fürftlihen Agnaten ging 
das Geſetz vom 3. Juni 1854: wieder auf bie Verfaflung von 1829 zurüd, wo⸗ 
nach die Domäne. Eigenthum des fürftlihen Hauſes if. Zugleich wurde bie An- 
fertigung eines Verzeichniſſes aller Domänemgüter und die Ueberlafſung all der⸗ 
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jenigen darin aufgenommenen Beſtandtheile, die der Landtag als Staatsgut nach⸗ 
weifen Tönnte, an ven Staat beſtimmt. Bon Seiten ver Regierung wurde dieſes 
Berzetchniß vorgelegt und von Seiten des vom Landtag 1861/62 erwählten Do- 
mänenausſchuſſes der Hauptflod des verzeichneten Domänenvermigens für Staats⸗ 
gut erflärt. Bei dieſen entgegengefegten Anſchanungen ift ber oberfte Gerichtshof 
zu. Drespen gewählt worben, über bie Sache auf Grundlage der jeht eingereich⸗ 
ten beiderfeitigen Vertheidigungsſchriften endgültig zu entſcheiden. | 

Das Orundgefeg vom 23. Auguft 1829 ift bis auf diejenigen Abände⸗ 
rungen gültig, weldhe das Gefeg vom 25. Juni 1853 über die Wahl der Volks⸗ 
vertreter ımb das Geſetz vom 3. Inni 1854 über das Domänenvermögen gebradit 
bat. Der Landtag befteht aus 24 Abgeorbneten, wovon auf die Zeit von 6 
Jahren 2 von dem Herzoge ernannt, 6 von ben Beflgern größerer gebunbener 
Güter in 2, 8 von den Stäbten in 4, und 8 von ben Bauern in 8 Wahlbe- 
zirken gewählt werben. Zugleich find in gleichem Modus ebenfo viel Stellvertreter 
zu wählen. Oeffentlich Angeftellte müflen vor ver Annahme der Wahl die Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten haben. Der Präfinent des Landtags wirb von den 
Ständen gewählt; er leitet mit zwei ihm aus der Mitte ver Stände beigeorbnnefen 
Borftehern die Geſchäfte. Auch bilden dieſe drei mit noch drei Abgeordneten den 
Ausſchuß zur jührlichen Abnahme der Rehnungen. Der Tanbesherr hat das Net, 
ben Landtag zu. berufen, ihn zu ſchließen, zu vertagen ober aufzuldfen, im letz⸗ 
tern Sal find fofort nene Wahlen anzuordnen. Die Berbandlungen. find öffent- 
ih. Die. Rechte und Pflichten .der Landſtände find im Allgemeinen benen ber 
weimariſchen Berfafjung gleich. | 

Das Land, aus einer Halbmonbförmigen, am Thüringer Waln gelegenen 
Hauptmaſſe und aus 13 zerfireuten Stücken gebildet, zufammen 43 [DIM. groß, 
zählt jett 178,065 Einwohner, demnach 4141 E. auf bie M. Bis auf 1625 
Juden, 1105 Katholiten und 61 Mennoniften find fie lutheriſch. Es beftehen 2 
Gymnaſien, 2 Realfhulen, 1 Progymnaſium, 1 Schullehrerfeminar, 1 Hebammen- 
anftalt, 1 Irrenhaus, 1 Eifenbahn, 2 Telegraphenleitungen, 1 Krebit- und 1 
Hypothekenbank. Bon großen Werth für vie Vollswohlfahrt ift die 1849 ge- 
ſchaffene Landeskreditanſtalt. 

Die höchſte Verwaltungsbehörde iſt das Staatsminiſterium in 5 Abthei⸗ 
lungen: der des herzoglichen Hauſes und des Aeußern; des Innern; der Juſtiz; 
der Kirche und Schule; der Finanzen. Für die niedere Vermaltung befteben 12 
Berwaltungsämter (einjchließlich der Reſidenzpolizeidirektion), denen Oberamtmänner 
vorgefegt find, und bie Gemeindebehörven. Die Städte haben ihre befondern Ber: 
faffungen, für die Landgemeinden gilt die Gemeindeorbnung von 1840. 

. Ja ber Rechtspflege Haben das Oberappellationsgeriht zu Jena und das 
Appellationsgericht zu Hildburghauſen viefelbe Stellung und Funktion zum Her: 
zogthum Meiningen wie für das Großherzogthum Sadfen-Weimar bie erfigenannte 
Zuftizbehörde zu Jena und das Appellationsgericht zu Eiſenach, einſchließlich des 
Schwurgerichts und der Staatdanwaltihaft. Beim Appellationsgeriht zu Hild- 
Burghanfen findet die erfte und zweite, vor dem Oberappellationsgerit zu Jena 
bie britte Staatsprüfung im Fache der Juſtiz ftatt. Bezüglich der Untergerichte 
bat das Land 5 Kreisgerichte mit 10 Landgerichten und Kreisgerichiöbepntationen. 
Anker ven Friedensgerichten (Schiebsgerichte), die feit 1835 beftehen, bewährt fid 
and das Inſtitut der freien Gerichtstage. 
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Der Budgetentwurf für 1862-65 iſt: 


Laubestofle 1,083,592 fl. Einnahme, 1,086,592 fl. Ausgabe, 
Domänentafle 844,700 „ n 188,450 „ " 
Summe 1,928,292 fl. Einnahme, 1,845,042 fl. Ausgabe. 


Die Staatsſchuld betrug 1862: 3,982,633 fl. Dadurch, daß das Land für bie 
Hälfte der Bankoſien der Werrabahn eine 40/, Zinsgarantie anf die erften 10 
Jahre übernommen Hat und durch die bebeutende Erhöhung des Milttäretats 
(133,060 fl.) ift ver Staatsbedarf gegen früher fehr gefteigert worden. Die Ge 
ſchäfte der Staatsfhuld und die Ausgabe, Einziehung und Vernichtung der Kaf: 
fenanwelfungen leitet eine Staatsihuldentilgungsfommtifton. 

Das Bundesfontingent befteht aus 2110 Mann mit Einfchluß von 
384 Mann Erfagmannfhaft und bildet ein Regiment in 2 Batalllonen. Ein 
Telpjägerforpns dient zur Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung und Sicher⸗ 
heit, zur Unterflägung ver Juſtiz- und Berwaltungsbehörnen und zur Auffidt 
im Zoll⸗ und Steuerweien. 

2. Das Sertsathum Sadfen-Coburg- Gotha 
begreift die beiden Fürſtenthimer Coburg und Gotha, von denen jenes im Mit- 
telalter ein Hauptftüd der fogenannten Pflege Coburg, diefes ein Stück ber Land⸗ 
groffhaft Thüringen war. Während dieſes 1247 an das Haus Wettin und 1485 
an den Kurfärften Ernft fiel und feltdem im Beſitz des erneftinifhen Haufes ge 
blieben iſt, war jenes Ortsland in Franken urfpränglich Reichsgebiet, kam dann 
vorübergehend an den Pfalzgrafen Ehrenfried und nah ihm an feine Tochter 
Richenza, daranf an die Grafen von Wolfswad und von Meran, wurbe im 13. 
Jahrhundert Hennebergifch, 1291 brandenburgiſch, 1314 wieder hennebergiſch, 1374 
ſächſiſch und von 1485 an dauernd ſachſen⸗erneſtiniſch. Ein ſelbſtändiges Fürſten⸗ 
thum bildete dasſelbe 1542 — 1553 unter Herzog Johann Ernſt, dem kinverloſen 
Stiefbruder des Kurfürſten Johann Friedrich des Großmüthigen, darauf 1596 his 
1633 unter Herzog Johann Caſimir (von dem die noch gültige caßmirianifche 
Ordnung berftammt) und endlich, nachdem es 1638 an Weimar, 1640 an Ü: 
tenburg, 1672 an Gotha gelommen war, 1680—1699 unter Herzog Albrecht. 
Defien erblofes Ableben 1699 verurfachte Langmierige Erbftreitigleiten, welche 
1735 dadurch endeten, daß Sadhfen-Meiningen Sonneberg und halb Neuhaus, 
Sadfen-Saalfeld aber Coburg mit Rodach und Neuftabt erhielt. Obgleich num 
Sahfen- Meintugen gegen dieſe Theilung noch bis 1746 Einfpruch erhob, fo blieb 
doch dieſelbe vechtafräftig und das Fürſtenhaus Sachſen⸗Saalfeld im Befſttz von 
Coburg, von dem es ſich nun Sachſen⸗-Coburg ⸗Saalfeld nannte. Der Stifter des 
Haufes Sadhfen-Saalfeld, deſſen Nachkommen jet das gefammte Herzogthum 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha beherrſchen, war der ritterlihe Johann Ernft, der jüngfte 
Sohn des Herzogs Ernft des Frommen. Derfelbe bezog 1681 Saalfeld als Re: 
fivenz feines überfommenen Erblandes. Da jedoch diefe Portion weder bie volle 
Septime, nad mit der höhern Staatsgewalt, die ſich Sachfen-Gotha refernirt 
hatte, verbunden war, fo fuchte er das Eine und das Andere zu erlangen. 1682 
gewann er auch Pößneck und nah dem Ausfterben der Linien Coburg, Eifenderg 
und Römbild den größern Theil des Fürſtenthums Coburg, 1/, von Römhild und 
5/2 don Themar. Er farb 1729, ohne das Ende der wegen der Coburger Erb: 
haft entftandenen Streitigfeit erlebt zu haben. Sein älterer Sohn, Chriſtian 
Eruft, übernahm darauf ais Herzog von Coburg-Saalfeld die Regierung für fid 
und feinen Stiefbruber Franz Joſias. Als jener 1745 ftarb, folgte diefer, welder 
bereits 1733 die Primogenitur für fein Haus eingeführt hatte, Er erhob Goburg, 
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nachdem 1735 ber Goburger Erbfolgeftreit entſchieden war, zu feiner Reflvenz und 
war ein Wohlthäter feines Landes, daher fein Tod 1764 das Bolt in tiefen 
Schmerz verfete. Ihm folgte von feinen vier Söhnen Herzog Ernſt Friedrich, 
unter dem die Landesfchulden dermaßen wuchſen, daß eine kaiſerliche Kommifſton 
die Berwaltung ber Finanzen in die Hand nehmen mußte. Diefer Zuſtand dauerte 
von 1772 bis 1802, Ernſt Priebrich flarb 1800. Sein Sohn und Nachfolger 
Franz fuchte, von feinem Minifter Kretfibmann unterftütt, das Wohl feines Lan- 
des; es gelang ihm, die Taiferlide Kommiſſion unnöthig zu machen und von 
Sachſen⸗Gotha tie vollen Hoheitsrechte zu gewinnen. Bet feinem Tode (1806) 
befesten die Franzoſen das Rand, weil fein Sohn und Nachfolger, Herzog Ernſt I. 
in ruffifchem Kriegsdienſt ftand. Rußland und Sachſen vermittelten indeß die Rück⸗ 
gabe des Fürftenthums. Herzog Ernft II. ſchuf ſchöne Bauten und Anlagen, bob 
aud die Stenerfreiheit der Privilegirten auf. Im Jahr 1813 übernahm er bas 
Kommando des fünften Armeelorps, trat 1815 dem Nheinbund bei, gewann 1816 
die Herrſchaft Baumholder als Fürſtenthum Lichtenberg, dab den 28. Auguſt 1821 
dem Land eine landſtöndiſche Berfaffung, erwarb 1826 das Fürſtenthum Gotha 
(ohne die Oberherrſchaft Kranichfeld) und die Aemter Königsberg und Gonnefeld 
gegen Abtretung des Fürſtenthums Saalfeld, der Dörfer auf dem linken Steinad)- 
ufer ımd des Amtes Themar, und nahm ben Titel Herzog von Coburg⸗Gotha 
an. 1834 verfaufte er das Fürftentfum Lichtenberg an Preußen. Im Jahr 1840 
befam er mit dem Coburger Tanbtag wegen des Domänenvermögend Streit, der 
nicht gehoben war, als er 1844 find. Er ſah noch ven auffleigenden Stern 
ſeines Hauſes, das fünf Föniglihen Dynaftien verwandt wurbe und felbft in brei 
Königreihen regiert oder regieren wird. 

Im folgte fein älterer Sohn, Herzog Ernft IT. (geb. 1818), ein mit Jagb, 
Kunft und Politik eifrig ſich beſchäftigender Fürſt. Diefem gelang es, bie Strei⸗ 
tigkeit zwiſchen der Regierung und den Ständen im December 1846 durch brei 
noch gültige Geſetze (Wahl der Lambtagsabgeorbneten; Verantwortlidjleit ber 
Staatöbeamten wegen PVerfafiungsverlegung, und Beitrag der Domänen, die ein 
unveräußerliches Cigenthum des herzoglichen Hanſes find, zum ben Staatskoſten) 
zu heben. Dadurch kam es, daß das Jahr 1848 über Coburg weniger harte 
Stärme brachte, als über das in altſtändiſcher Form verharrende Gotha. Hier 
wurde mit einer auf breitefter Bafis gewählten Abgeordnetenverſammlung das de⸗ 
mokratiſche Staatsgrundgefeg vom 26. März 1849 feftgeftellt und biefem eine 
Wahlordnung, ferner eine beſondere Bereinbarung über den Staatshaushalt, 
welche das Domänenvermögen für Staatsgnt erflärte, und ein daB Verfahren 
bes Oberappellationsgertähtes zu Iena bei Anflagen gegen Staatshiener betreffendes 
Geſetz beigegeben. In ten Jahren 1852 und 55 iſt indeß biefes Grundgeſetz 
wieder aufgehoben worden. Durch den Thellungsvertrag von 1826 Maren Gotha 
und Coburg unter einem Landesherrn vereinigt worden, aber nur im Berbältniß 
einer Berfonalunton. Seit dem Jahr 1848 hatte die Regierung das Streben, 
beide Länder unter einer Gefammtverfaffung zu vereinigen. Es gelang ihr aud 
endlich, durch die Gefege vom 3. Dat und 1. Juni 1852 für Coburg und Gotha 
eine gemeinfchaftliche Verfafiung zu Stande zu bringen, jedoch unter Kortbeftand 
ihrer befondern, ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe. Die völlige Verſchmelzung beider 
Länder, welde financtelle Berhältniffe wünſchenswerth machen, iſt zwar ſeitdem 
angeftrebt, wie aber wegen ver @iferfüchteleien der beiden räumlich getrennten 
und vormals ſelbſtändigen Länder fhwerlih zu Stande fommen. 

Das gefammte Land beſteht ans zwei gegen 7 Gtunben von einander ge⸗ 
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trennten Hauptmaſſen, aus einer nörbliden, die breimal größer iſt, zu Thüringen 
gehört und das Herzogthum Gotha begreift, und aus einer kleinern ſüdlichen, 
bie in der fränfifchen Ebene liegt und das Herzogthum Coburg bilbet. ZuTbeiden 
Kerumafien gehören einzelne getrennte Stüde, Das Ganze befaßt auf 35,8 IM. 
164,262 Einw., aljo 4584 Einw. auf die (IJM.; davon kommen auf Gotha 
25,8 IM. mit 116,184 Einw. und auf Coburg 91, UM. mit 48,078 €. 
Bis auf circa 3000 Reformirte, 2400 Katholiten und 1200 Juden iſt die Be⸗ 
völferung lutheriſch, in 9 Städten, 14 Flecken und 306 Dörfern wohnhaft. Ihre 
Bildung pflegen 2 Gymnaſien, 2 Realihulen, 2 Seminare, 33 Bürgerfchulen 
und über 300 Dorfſchulen. 

Nah dem Staatsgrundgefeg vom 3. Mai 1852 befteht für jedes ber 
beiden Herzogthümer ein befonderer, für beide zufammen ein gemeinſchaftlicher 
Landtag. Testerer übt für die verfafiungsmäßig gemeinfamen Verhältnifie und Ein- 
richtungen beider Länder (ihr Verhältniß zum Herzog; ihre Beziehung nad) Außen; 
das Staatögrundgefeg; der gemeinfame Landtag; Staatsminifterium; Staate- 
gerichtshof; Militär; Oberappellationsgeriht und Appellhof; Poſt⸗, Zollſachen und 
Staatsarchiv) die den Lanbesvertretungen zuftändigen Rechte aus. Der bejondere 
Landtag für Coburg befteht aus 11, der für Gotha ans 19 Mitgliedern, ber 
aemeinfame Landtag aus 7 Mitgliedern bes coburgiihen und aus 14 bes gothai- 
ſchen Landtags, welche von biefen nad abfoluter Stimmenmehrheit abgeordnet 
werden, Die Wahl der Abgeordneten erfolgt auf 4 Jahre, die Ergänzungswahlen 
nur auf: die noch übrige Zeit ver Wahlperiobe. Seinen Borftand wählt der Land⸗ 
tag felbft. Für jeden Landtag befteht ein Ausfhuß, ber in ber Zeit des nicht 
verfammelten Landtags thätig if. Den Ausſchuß bilden der Präfivent, der Schrift. 
führer und nod drei vom Landtag gewählte Mitglieder. Die Rechte und Pflichten 
bes Landtags gleichen im Allgemeinen denen der übrigen ſächſiſchen Herzogthümer. 

Die oberfte Berwaltungsbehörde des gefammten Landes iſt das Staats⸗ 
minifterium. Dasfelbe zerfällt nah dem Organiſationsgeſetz vom 17. December 
1857 in zwei Wbtheilungen, die eine für Coburg, die andere für Gotha. Die ge= 
meinfamen Angelegenheiten beider Länder gehören zu berjenigen Wbtheilung , wel- 
der der Staatsminifter vorfteht. Die berzoglichen Angelegenheiten können ber 
einen ober andern Abtheilung zugewieſen werben. Un ber Spige bes Staats- 
minifteriums ſteht mit dem Recht der Oberaufficht Über das Ganze ber Staats- 
minifter, der zugleih Borftand der einen Abtheilung iſt. Das Staatsminifterium 
befteht mindeſtens aus 5 Mitglievern. Zu dem Geſchäftskreiſe der befondern Lan⸗ 
besminifterien gehören nur die Verwaltung des Innern, der Kirche und Schule 
und der Finanzen. Die übrigen Verwaltungsbehörden find die Landrathsämter 
(Coburg bat ein Landrathsamt zu Coburg und daneben bie Magiftrate zu Co⸗ 
burg, Neuftadt, Rodach und Königsberg und ben Berwaltungsbezirt zu Königs- 
berg; Gotha drei Randrathsämter zu Gotha, Ohrdruf und Waltershaufen und 
baneben die Magiftrate diefer Städte und die Berwaltungsbezirte zu Nazza und 
Bollenroda), die Kirchen- und Schulenämter und die Gemeindebehörden. 

Nah dem Organifationsgefeg für die Gerichtebehörden vom 21. Sept. 
1857, weldyes zugleich den privilegirten Gerichtsſtand (den des Hofes, des Milie 
tärs und der Fideikommiſſe ausgenommen) aufhob und die Todesſtrafe und 
das Schwurgericht einführte, beftehen als Gerichtsbehörben das Oberappellationg- 
gericht zu Jena als oberftes Gericht, dann das Appellationsgericht zu Gotha (an 
der Stelle der frühern Iuftizlollegien zu Gotha und Eoburg), zwei Kreisgerichte, 
eins zu Coburg und eins zu Gotha, und Iuflizäuter (reſp. Stadtgerichte und 
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Amtsbezirte), Eine Strafprocegorbnung wurde den 4, November 1857 und ven 
12. Juni 1858 publickt. 

Für die Sinanzperiode von 1861—65 find für das Herzogthum Coburg bie 
Staatseinnahmen jährlih zu 471,000 fl., die Ausgaben zu 466,900 fi., 
für Gotha die Einnahmen zu 606,500 Thlr., die Ausgaben gleich hoch berechnet. 
Das Domänenvermögen hat im Herzogthum Coburg 194,408 fl. Einnahme und 
128,808 fl. Ausgabe (vom Weberfchuß fält vie Hälfte dem Herzog, vie andere 
ber Staatslaffe zu), im Herzogthum Gotha 559,500 Thlr. Einnahme mb 
385,669 Thlr. Ausgabe (vom Ueberſchuß erhält ver Herzog 120,151 Thlr., den 
Reft das Land). 

Das Bundestontingent befaßt 1860 Dann, darımter 372 Mann Re 
ferve und 186 Erſatzmannſchaft. Mit Preußen hat das Herzogthum tm Juli 1861 
eine auf 10 Jahre (1862-72) danernde Milttärkonvention abgefchlofien, wos 
nad Preußen die vollſtändige Erhaltung des herzoglien Bunvestontimgents im 
Frieden wie im Krieg übernimmt, dagegen das Herzogthum fich verpflichtet, im 
Frieden jährlich 80,000 Thlr. und im Krieg 148,000 Thlr. zu entrichten. Der 
Herzog ſteht zu dem Kontingent in dem Verhältniß eines Tommandirenden Ge⸗ 
nerald. Die Officierftellen werben im Einvernehmen mit dem Herzog befeßt. 

Zum Bermögen des herzogliden Spectalhaufes (ein Hausgeſetz v. 
1. März. 1855 betrifft neben der Erbfolge und anderem auch bie Fideikommiſſe) 
gehören außer dem Hausallovium und der Oldislebener Sentoratöftiftung noch brei 
Fideikommiſſe und zwar das Lichtenberger (Stamm 2,100,000 Thlr. als Ber- 
Taufsfumme für das Fürſtenthum Nichtenberg), das Greinburger (Herrfchaft in 
Dberöfterreih) und das Ernft-Albertifche, welches in dem Grunpbefig von 
drei Forfteien die Abldfungsfumme für das geerbte gothatfhe Hausallod bildet. 

3. Das Herzogthum Sadhfen-Altenburg, 
vormals das Hanptftäd des alten Pleigner Landes, frühzeitig von ven Wenden 
bewohnt, wurbe feit dem 10. Jahrhundert ein kaiferliches Beſitzthum unter Burg- 
grafen zu Altenburg, fam 1243 als Pfand an den Markgrafen Heimid den Er⸗ 
lauchten und nachdem es 1290 auf kurze Zeit eingelöst war, 1307 für immer 
an das Haus Wettin, 1485 an die erneftintfche, 1547 an: vie albertinifche, end⸗ 
lich 1554 wieder an bie erneftinifche Linie, bei der es feitdem geblieben If. Im 
Jahr 1603 wurde dad Altenburger Land ein felbftändiges Fürſtenthum unter ben 
Herzogen Iohann Philipp, Briedrich Wilhelm IL. und Frievrih Wilhelm III. Mit 
dem Tode des legtern (1672) fielen 3/, des ganzen Landes (die Aemter Altenburg, 
Ronneburg, Eifenberg, Camburg, Leuchtenburg und Orlamünde, Roda, Saalfeld 
mit PBößned, Sräfentbal und Probftzella) an Sachfen-Gotha. Jedoch bereits 1680 
wurde es in drei Thelle, einen gothaiſchen, eifenbergifchen und Sualfelder Theil 
geipalten, von denen der erfte bei Gotha verblieb, die beiden andern aber ſelbſt⸗ 
fländige Fürftenthümer, und zwar das Fürſtenthum Eifenberg (mit ven Aemtern 
Cifenberg, Ronneburg, Roda und Camburg) unter Herzog Ehriftian- und das Für« 
ſtenthum Saalfeld (Saalfeld, Gräfenthal, Probſtzella und Lehnften, feit 1682 aud 
Pößned) unter Herzog Johann Ernft bildeten. Der Eifenberger Theil wurde 1707 
wieder mit dem gothaiſchen verbunden, der Saalfelder blieb aber getrennt. Jene 
beiden vereinigten Theile bildeten von nun an das Herzogthum Altenburg unter 
Sachſen⸗Gotha. Indeß dur das Ausfterben des Hauſes Gotha (1825) bekam 
dasselbe im Jahr 1826 wieder feine befondern Herzoge, und zwar durch biejenige 
berzogliche Linie, welche von 1680 bis dahin in Hildburghauſen regiert hatte. Ihr 
Stifter war Herzog Ernſt, der fechste Sohn Herzogs Exrnft des Frommen. Er 








668 Thiringifhe Staaten. 


überlam 1680 als feinen. Erbtheil die Aemter Hildburghauſen (mit Velladorf), 
Heldburg (mit Ummerſtadt), Schallau und Eisfeld, erhielt 1683 das Amt Kö- 
nigäberg, 1705 aus der Coburger Erbmafle das Amt Sonnefeld und fpäter aus 
der Römbilver Mafle das Amt Behrungen, und gründete in feiner Refidenz Hild⸗ 
burghaufen ein Schloß und ein Gymnafium. Bereits den 11. Jan. 1703 führte 
er in feiner Linie die Primogenitur ein. Nach feinem Tode (1715) folgte fein 
älterer Sohn Herzog Ernſt Friedrich I. in der Regierung; ber jüngere, Prinz 
Joſeph wurde katholtich, Iniferlicher Deneratfelgengmeifter, furze Zeit Kommandant 
ber Reichsarmee im Tjährigen Krieg, 1769 Borftand der Taiferlihen Debitkom⸗ 
miffton zu Hildburghauſen und zuletzt Bormund des Herzogs Friedrich und ſtarb 
1787. Herzog Ernſt Friedrich I. war ein prachtliebender Regent, er verlaufte 1720 
die Grafſchaft Kuylenburg um 800,000 fl. und flett Damit Schulven zu tilgen, 
legte ex einen Luftlanal am Schloffe zu Hildburghauſen an und trat 1723 daß 
halbe Amt Schallau gegen einige Dörfer im Grabfeld an Sachſen⸗Meiningen ab. 
Gr farb 1724 und hinterließ zwei noch nicht volljährige Söhne und fein Land 
im Schulden. Eine kaiferliche Kommifflon und die Herzogin Witwe Sophie Alber⸗ 
tine, weiche eine Zeit lang die Bormundſchaft führte, fuchten die Schulden mög- 
lichſt zu regeln und zu mindern, Was fie gebeffert hatten, ging mit dem Regie- 
rungsantritt des an Körper und Gemüt kranken Herzogs Ernſt Friedrich IL 
wieder verloren. Erft 88 Jahre alt, ftarb er 1745. Bon feinen zwei hinterlaffenen 
Söhnen wurde der jüngere, Prinz Eugen, dänifcher Generallieutenant, ver ältere, 
Ernft Friedrich III., folgte feinem Bater in der Regierung, anfänglid unter der 
Vormundſchaft feiner Mutter, von 1748—80 felbftändig. Seine gutmüthige Wohl: 
thättgleit, feine höfiſche Prachtliebe und fein unmäßiger Militäraufwand vernichteten 
fehr bald den fon unter feinen Vorgängern gefuntenen Landeskredit. Ebendeßhalb 
kam fhon 1769 eine kaiſerliche Debitlommilfion ins Land, vie 35 Jahre dauerte. 
Im Jahr 1780 folgte als Megent der wohlmollende Herzeg Friedrich, der einzige 
Sohn des verftorbenen Herzogs Eruft Friedrich III., anfänglih unter ver Bor- 
mundſchaft feines Urgroßohelms, des Prinzen Joſeph. Seine Regierung, unter 
ſchwierigen Berbältnifien begonnen, warb mehr und mehr zum Segen bes Landes. 
Dark eine Reihe zeitgemäßer Geſetze, namentlih durch die liberale Berfaflung 
vom 19. Mär; 1818 wurde das Bertranen zwijchen ber Regierung und bem 
Bolt und der Staatokredit wieber hergeftellt. Als unter diefen Umftänven das Für- 
ſtenthum ſich wohl fühlte, trat er 1826 bei ver Theilung ber gothaiſchen Erb⸗ 
maſſe dasſelbe ab und übernahm das Fürſtenthum Altenburg. 

Er hatte einen fettern Boden und eine reichere Bevölkerung eingetauſcht, denn 
er fand in Altenburg Wohlhäbigkeit, blühende Induſtrie in ver Reſidenz und einen 
tätigen, wenn auch üppigen Bauernftand. In Folge der politiicgen Bewegung 
des Jahres 1830, die auch Altenburg in ihren Kreis zog, erhielt das Land ben 
29. April 1831 ein mit den Ständen vereinbartes, fehr umfaflendes Grundge⸗ 
feg, welches wit einigen Abänderungen noch gegenwärtig in Geltung if. Zwei 
Beilagen, gleichfalls vom 29. April 1831, betreffen die Wahlorbnung und die 
Finanzverwaltung. Unter dem Schuge dieſer Verfaſſung wurde das Herzogthum 
forgfam regiert und durch mehrfache zeitentiprechende, meiſt mit der E. fächfifchen 
Sefepgebung übereinſtimmende Reformen (Sticfgeſetz, Frohnablöfung, Gruudſtener, 
HOypothekenweſen) und dur Förderung der Vollskultur gehoben. Deffenungradhtei 
waren die Mißftimmungen, welde 1830 ven Anlaß zu ven Umuben in Alten⸗ 
burg gegeben, noch nicht erloſchen, als Herzog Friedrich, der Gründer des neuen 
Herzogthume Altenburg, 1834 ftarb und fein ältefter Sohn Herzog Joſeph folgte. 
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Dem Hof wurde ein ſtreng kirchliches und ſtarr ceremonielles und verſchwenderiſches 
Leben zum Vorwurf gemacht. Im Jahre 1848 entwickelte fich zu Altenburg ein 
wilder Terrorismus. Herzog Joſeph trat im November bie Regierung an feinen 
Bruder Georg ab. Anfangs mußte dieſer der noch mächtigen Bewegung manche 
Zugeftänbnifie machen, allein in den folgenden Jahren wurde ber frühere Zuſtand 
größtentgeild wieder hergeftellt. Herzog Georg flarb 1853 und nun folgte fein 
ältefter Sohn Herzog Grnſt, der noch regierenve, geb. ven 16. September 1826. 
Ihm gelang es, die Verfaſſung vom Jahr 1881 mit einigen Abänderungen, und 
die Domäne durch das Gefeg vom 8. Mär; 1854 als Ligenthum bes berzagl. 
Hauſes wiederherzuſtellen. Dur eine Berorbnung vom 12. März 1854 wurbe 
das Wahlgefek von 1850 aufgehoben und auch in biefer Hinſicht bie Altere Ge⸗ 
feßgebung reflaurirt. *) 

Das Land beſteht aus zwei von einander durch die reußiſche Herrſchaft 
getrennten , faft gleich großen Landſtücken, einem Oſiſtück (dem alten Pleigengen 
im Oſterland) und einem im mittlern Saalgeblet gelegenen Weſiſtück und noch ans 
12 Heinen Erllaven. Jenes Städ iſt der Altenburger, biefes der Saal⸗Eiſenber⸗ 
ger Kreis. Das Ganze umfaßt auf 24 [)M. 141,889 Einw., fomit 6909 €. 
anf die FIR. Davon kommen auf deu Witenburger Kreis 11,5 DM. mit 
93,741 E., auf den Saal-Eifenberger Kreis 12,5 [IM. mit 48,098 E. Die 
Bevdlkerung iſt bis auf circa 100 Katholilen Iutherifcher Ronfeifton (keine Juden) 
und wohnt in 8 Städten, 2 Marlifieden und 454 Lanborten. Ieber Kreis ſteht 
unter einem Kreishauptmann. Für die Bildung bed Volles wirken ein Gymna⸗ 
fium (Altenburg), ein Lyceum, ein Seminar, eine Baugewerkſchule und 192 
Stadt» und Laudſchulen; Aderbau, Viehzucht und Obſtkultur find trefflich gepflegt 
und blühend; die Induftrie außer der Stadt Altenburg nicht bedeutend; die Aus⸗ 
fuhr an Rohprodukten anſehnlich. 

Das fehr ausführlide Grundgeſetz von 1831 iſt nur bezüglich des Do⸗ 
mänenvermögens durch das Geſetz vom 18. März 1854 und bezüglid der land⸗ 
ſchaftlichn Wahlen durch die Verorbnung vom 12. März 1854 und durch bie 
landſchaftliche Gefhäftsordnung vom 23. December 1858, außerdem noch durch die 
Gefege von der Aufhebung der Patrimonialgerihte und des Lehnverbandes, durch 
eine Dorforbnung vom 16. Sept. 1851 und das Geſetz Über Bildung neuer Re 
Tigionsgemeinfchaften vom 24. Januar 1851 abgeändert, Die Lanpflände bilden 
Eine Kammer und üben ihre Wirkſamkeit entweder in ver dffentlihen vollen Ver⸗ 
famminng bed Landtags oder dur die Landtagsdeputation (Ausfhuß) aus. Alle 
brei Jahre findet ein Landtag ftatt. Er befteht aus 25, aus freier Wahl hervor⸗ 
gegangenen Wbgeorbneten, je acht von den Nittergutsbeflgern, Städten und Bauern 
und ans einem Abgeordneten des induſtriellen Kreifes nad dem Geſetz vom 23. 
December 1858. Es werben viefelben auf 9 Jahre gewählt, doch erneuert ſich vie 
Landſchaft alle drei Jahre um ein Drititheil. Den Präfldenten ernennt der Herzog 
aus drei vom Landtag vorgeſchlagenen Kandidaten; den Bicepräfidenien dagegen 
ermählt der Landtag, ebenjo die Kommiffionen für die verſchiedenen Geſchäfte. 
Mitglieder des Stantsminifteriums können nicht als Abgeordnete gewählt werben. 
Mit den Abgeorbneten werben auch deren Stellvertreter gewählt. Die allgemeinen 
Srundfäge, ſowie die Rechte und Pflichten ver Lanpflände entſprechen im Ganzen 
benen ber andern fächfifchen Fürſtenthümer. 


*) Aum d. Red. Diefe Verordnung iſt einſeitig, opne Zuflimmung des Landiags 
erlafjen worden, 
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Das Staatsminiſterium beſteht aus drei Mitgliedern. Ihm find die Lau⸗ 
desregierung, das Konfiſtorium und das Finanzkollegium untergeordnet. Die niedere 
Berwaltung beſorgen zwei Kreishauptmänner, je einer für einen Kreis des Landes. 
. Für Kirche und Schule beftehen acht Ephoralämter. 

Die Rechtspflege wird vom Oberappellationsgericht zu Iena als hochſter, 
dann dem Appellattonsgericht unb dem Gerichtshof zu Altenburg als zweite, eben- 
falls als Höcfte Inftanz geübt; unter biefen ftehen zwei Kriminalgerichte und zwei 
Staatsanwaltſchaften und endlich 10 Gerichtsaͤmter. Schwurgerichte feit 1849 und 
eine neue Strafproceßorbnung vom 27. Ian. 1854. 

Für den Hauptfinanzetat auf 1863—64 betrug die Einnahme 
829,526 Thlr., die Ausgabe 829,526 Thlr. einſchließlich der an das herzogliche 
Haus fallenden Domanialrente. Zu Ende des Jahres 1861 umfaßten bei dem 
Staats⸗ und Domanialvermögen die Altiofapitalien 1,206,725 Thlr., die Paſſiv⸗ 
fapitalien 980,703 Thlr. mit Einfluß von 432,400 Thlr. in Umlauf befind- 
licher Kaffenfcheine. Im Jahr 1850 betrugen die Schulden ‚ver Kammer und bes 
Landes zufammen 1,152,247 Thule. Demnach bat fi das Schulbenweſen bes 
Fürftentbums bedeutend verbefiert. 

Das Bundestontingent beträgt 1473 Mann inkinf. Reſerve mb 327 
Mann Erſatzmannſchaft, in 2 Bataillonen. Es beſteht Stellveriretung. Den 11. 
September 1862 ift mit Preußen eine Militärtonvention zum Behuf einer Ueber⸗ 
einftimmung der Militäreinrihtungen mit den preußifchen (preußlicher Kommandenr, 
Infpektion, Geſetze, Uniform) abgefchloffen worden, die nad ſechsmonatlicher Kün- 
digung wieber aufgehoben werben Tann. 

Il. Die Schwarzburger Fürſtenthümer. 

Die Fürften von Schwarzburg greifen wie andere Fürftenhänfer bezüglich 
"ihrer Abſtammung ins Dämmerliht der Sage zurüd. Sicher ift, daß fie zu den 
älteften und anfehnlichften Dynaftien Thüringens gehören und mit ven alten Gra- 
fen von Käfernburg, deren Stammſchloß bei Arnftadt liegt, eines Stammes find. 
Die im Jahr 1 als Edle (nobiles homines) vorkommenden Gebrävder Günther 
und Sizzo, won denen jener durch feine priefterliche Wirkſamkeit fi den Ruhm eines 
Heiligen und den Namen „Einfiebler” erwarb, find, nad) ihren Erbgütern zu fchließen, 
Häupter dieſes Geſchlechts, deſſen bereits feit dem Anfang des 11. Jahrhunderts als 
eins der 12 Grafengeſchlechter gedacht wird, welche unter ven Landgrafen von Thür 
ringen ſtanden. Die Geſchichte der Schwarzburger, bei venen die Namen Günther unt 
Heinrich Lieblingenamen geworben find, iſt vom 11. Jahrhundert bis zum Jahr 1584 
einerfeits ein Streben nad) Vergrößerung ihrer Lande und Macht, andererfeits aber 
auch ein vielfaches Theilen und Zerftüdeln ihres Gebiets und ein fehdereiches Leben, 
das fie um manch' Stüd Land und unter bie Oberhoheit der Wettiner gebracht 
bat. Um 1150 fpaltete ſich ihr Grafengeſchlecht zum erſten Male in die Linien 
von Käfernburg und Schwarzburg. Die "äfernöurgifhe Linie erloſch bereit 1385, 
worauf der Haupttheil ihres väterlichen Erbes an Thüringen und erft fpäter (1467) 
an die Grafen von Schwarzburg kam; bie Schwarzburger Linie dagegen wurde 
der Träger des gräflihen Stammes. Schon unter dem Grafen Heinrich I., ver 
1184 auf dem Reichstage zu Erfurt durch das Einftürzen des Sitzungsſaales er⸗ 
Ihlagen wurde, befaß die Linie pie Schlöffer und Aemter Schwarzburg, Blanfen- 
burg und Königsfee. Die Nachlommen feines Bruders Heinrich IL. gewannen unter 
Anderem 1228 Saalfeld und fpäter Pößned, 1248 Sonvershaufen, 1306 und 1332 
ganz Arnſtadt mit Wachſenburg, Schwarzwald und Liebenftein, 1340 Rudolſtadt 
und Frankenhauſen, theilten fi aber in die Linien Schwarzburg und Blanfen- 
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burg. Iene. fpaltete fh ‚wieber in Schwarzburg, Wachſenburg und 2entenberg, 
welche Hefte iundeß fämmelich bie: 1564 erlofhen, fo daß bie jüngere Linie Blan⸗ 
lenburg allein. übrig blieb und den. Stamm fortfegte., Gleih in ihrem Anfange 
verherriichte: fie Graf Bünther. XXI. buch feine. Kriegsthaten und. Erwerbungen, 
noch mehr aber dadurch, daß ex 1349 zum römifchen König ermählt wurde. Zwar 
ſtarb ex noch in demfelben Jahr, nachdem von ihm die königliche Krone an Karl 
IV. für 20,000. Mar Silber abgetreten war, er hatte jedoch feinem Haufe Glanz, 
Geld und dem. doppelten Reichsadler in das Familienwappen vnerfchafft, dazu das 
Reichsoberjägermeifteramt, neben vem bie Grafen von Schwarzburg aud das Reiche» 
erbftalinieifteramt bekfeineten umd überdies mit ben. Grafen. von Cleve, Eiliy und 
Savsyen zu. den. Biergrafen des Reichs gehörten. Sein Urenkel, Graf Günther 
AXXVI. :( 1488) brachte die Befigungen des Haufes Käferndurg an feinen 
Stamm. Bon ten 7 Söhnen Günthers XXXVI. hatten nur Günther XXX VII. 
und Günther XXXIX. Nachkommen. Indeß auch von biefen pflanzten nur bie 
Nachkommen Günthers XXXVIII. den Schwarzburger Stamm fort, indem Graf 
Heimih, der Sohn Günthers XXXIX. und ber Gemahl der belvenmäthigen 
Katharina von Hemmeberg, weiche ſich 1547 dem Herzog Alba mit ihrem brehen« 
den Wort „Färftnblut ſiatt Ochſenblut“ furchtbar machte, bereits 1538 und balb 
nach ihm feine männliche Nachkommenſchaft ſtarb. Dadurch nun und durch ven 
Tod feines Bruders Heinrich (F 1548) überlau Graf Günther XL., Günthers 
XXXVIII. Sohn, dad: gefanımte Schiwarzburger Land und ward deßhalb Günther 
mit dem fetten. Maul benannt. Er flarb 1552. Bon feinen ſechs Söhnen, unter 
denen ber äftefte,. Graf Süntber, ein Ariegehelo feiner Zeit war, hatten nur zwei, 
Johann Bünkher:I. und Albrecht VILLE. männliche Erben und wurden die Gründer 
der beiben ‚Linien Soͤndershanſen uud Rudolſtadt. Nach dem Tode ihrer Brilder 
(der leizte, ſtarb 1598) umfaßten ihre Theile das geſammte Land und anf dieſer 
Erbtheilung ‚beruhen. die beiden heutigen Schwarzburger Fürſtenthümer. Trotz ihrer 
Trennung und Selbſtändigkeit bilden ſie doch ein ewiges gegenſeitiges Erbgut und 
haben gleiche dynaſtiſche Würbe, gleiches Wappen, dieſelben Landesfarben und über⸗ 
einſtimmeude ‚Rerhtöpflege. Im Jahr 1713 ſchloſſen beide Linien einen Erbvertrag, 
dem zufolge in beiden Fürſtenhäuſern das Erſtgeburtsrecht im Mannesſtamme und 
das gegenſeitige Erbfolgerecht für ben Fall des Erldſcheus einer Linie feſtgeſtellt 
wurde. Bhre gemeinfamen Landesfarhen find jetzt Blan und Silber (Weiß). - 
"Bezüglich: ver Nechtspflege haben beine Länder durch die Stantsverträge 
vom 18.: December 1849 und 23. März 1850 das Uberappellationsgericht zu 
Jena und das: Appellationsgericht gu Eifenah und das mit demfelben verbundene 
Geſchwornengericht als oberſte Inftizbehörnen und ebenfo im Land ſelbſt Areie- 
gerichte und Safttgämter als untere Juſtizbehörden in, allen Beziehungen ver Rechts⸗ 
pflege, wie dieſe für das Großherzogthum Weimar befteht, proviſoriſch angenom⸗ 
men. And an ber Ausarbeitung eines Civilgeſetzbuchs für die Thüringer Stanten 
find beine Länder betheiligt, in Betreff ber Strafgefeugebung gilt das Thüringer 
Strafgeſetz, die Strafproceßorbnung von 1850 und ihre im Uebereinftimmung mit 
Sachſen⸗Weimar vorgenommene Abänderung von 1854. Beim Oberappellatlons⸗ 
gericht zu Jena befegen beide Fürſtenthümer abwechſelnd eine Rathsſtelle und ebenfo 
beim ‚Apyellationsgeriht abwechſelnd die Bicepräfiventen- und zwei Nathöftellen 
—* Selle. des Oberſtaatsauwalts und. deſſen Gehülfen abwechſelnd mit 
eiuascxcc. J 
. Ihr geſammtes Laud, das fie getheilt hahen, und das vormals zum ober⸗ 
chſtſchen Kreiſe geharte, beſteht aus zwei ſechs Meilen auseinanderliegenden Haupt⸗ 
Siuatſqli und Brater, Deutſchet Staate⸗Wörterbuch. X. 36 
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maffen, aus der fogenammten Oberherrſchaft und der Unterherrſchaft. Jene umfajt 
die altſchwarzburgiſchen Befitzungen und liegt an und auf dem Thüringer Bab 
an ver Saale, Gera, Ilm und Gorbig (Gormig); dieſe begreift althehnfteiniiges 
Gebiet und liegt in der Thüringer Niederung, am ber Hainieite und am Ayf. 
hänſer längs ver Helbe und Wipper. = Er 

1.: Das Fürſtenthum Shwarzburg-Sonbershanfen 


gründete Johann Günther I. Er erhielt in ber Haupttheilung bes Anhres 159 


zwei Drittel der Unterherrſchaft. Bon feinen vier Söhnen pflanzte Anton Günther, 
Herr zu Sonverähaufen, das gräfliche Geſchlecht feines Haufes fort, gu das im 


Jahr 1681 nicht allein die angelaufte Grafſchaft Gleichen, fondern and in Folge 


einer Rechtsentſcheivung ein Yeiner Theil-des Hohufteiner Landes fieL Da tk 
von Ehriftion Gunther geftiftete Linie Arnſtadt im Jahr 1669 und vie zu be 
leben utit Ludwig Günther 1681 erloſch, fo theilten Anton Günthers I. Söhne, 
Chriſtian Wilhelm und Anton Günther II. vie vexeinten geſammten Lande vos 
Neuem :in die Häufer Sonvershaufen und Arnſtadt. Im Jahr 1697 wurden bei 
für fich und ihre Nachkommen in ven Neichöfürftenftand und ihr Land zu ein 
unmittelbaren Reichsfürſtenthum erhoben. Dadurch kamen fie aber mit Kurſachſen 


und mi Sachfen-Belmar wegen der von biefen Regierungen beanſpruchten Se 


heits⸗ und Lehnsrechte in Streit. Troy der mit Kurſachſen 1699 und 1702 ab⸗ 
gefchloffenen Berträge,. wonach fie an basfelbe 200,000 Thlr. zahlten, mußten 
nad einem weitern Bertrag von 1719 bis zu Ende des dentſchen Reichs cha 
dahin jährlih 7000 Thlr. gezahlt werden. In gleicher Weife hatte man nad 
einem Abfindungsvertrag von 1731 an Sachfen⸗Weimar wegen ber 
Aruſtadt jährlid 3500 Thlr. zu entrichten. Anton Günther: II. zu Arnſtadt fit 
1716 ohme:Regierungserben, weßhalb fein Laub an feinen. Bruder Ehriſtian Bi. 
beim von Sondershaufen. überging. Die dadurch wieder vereinigten Länder blicken 
feitvem wegen ver 1713 eingeführten Primogenitur ein ungetheiltes Ganges. Unter 
ber langen Negierang des Fürften Günther Friedrich Karl (1794— 1835), melde 
1807 dem Kheinbunde beitrat, erfuhr das Land bedeutende politiſche amd Terri⸗ 
torialveränderungen. Oedrängt von ber. Bewegung bed Jahres. 1830 verhieß a 
noh am 25. September dv. I. feinem Lande eine laudſtändiſche Verfafſung, die 
zwar 1831  berathen, von dem Lande aber als unzureichend "befunden und nicht 
angenommen wurde, worauf der Fürſt den 21. Inli d. 3. erflänte, es müſſe nun 
Alles „in feiner bisherigen Ordnung bleiben und fortgehen”. Kränklich und burd 
Alter gebengt, rvefignirte er im Auguſt 1835, zog fid) vach Eheleben zuräd un 
ſtarb 1837, Sein gleihnamtger Sohn (geb. ven 24. September 1801) regiert jat 
1885, Mehr als fein Bater zeitgemäßen Reformen günftig, Kat er dem 24. Ser 
tember 1841 ein umfaffendes Landesgrundgeſetz für fein Fürſtenthum und zugled 
ein Patent, die Abtretung mehrerer Domantalgefälle an das Land betreifend, in 
Wirkfamleit treten laffen. In Folge der politifchen Bewegungen bed Jahres 1848, 
bie auch Sondershaufen in ihren Erjchütterungstreis zogen, wurde an’ der Stelle 
des frühern Grundgefeges den 12. December 1849 mit dem Landtag ein Be: 
faffungsgefeg für das Land ‚vereinbart, das jedoch in ven folgenden Jahren wieder 
manche Beränderung erfuhr. 


Das Fürftenthum Sondershauſen beſteht aus dem kleinern Weſttheil der 


Oberherrſchaft, einem langſchmalen, von der hügeligen Gegend Arnſtadts füdlich 
bis zum Firſt dee Thüringer Landes anſteigenden Striche, und ans dem größe 


Theil der welligen Unterherefchaft, längs den Gelbe und ber mittleren: Zipper au⸗ 


. gevehnt. Es umfaßt dasfelbe 158,17 [IM., wovon 9,12 auf die Unterherrſchaft m 
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6,05 auf die Oberherefchaft kommen. Die Benälferung. beträgt 66,189 Cinwohner, 
ſomit 4363 auf die IM. In der Unterherrſchaft begreift fie 37,540, in ver 
Oecrherrſchaft 28,649 Seelen. Sie ift Iutherifih mit Ausnahme won circa 300 
Ratholiten und 200 Inden und wohnt in 5 Stüdten, 7 Marktflecken und 81 
„Obrfein. Es befichen 2 Gymmaſien (Sondershauſen und Arnſtabdt), 1 Incenm, 
2 Realfchulen, 1 Seminar, 1 höhere Töchterſchule und über 90 gute Vollsſchulen. 
Biel Waldung und Bichzucht im Unter» und Oberland, ſtarker, lohnender Acker⸗ 
md Obſiban im jenem und zum Theil in biefem Gebiet, dagegen hier ziemliche 
Induſtrie; der Handel. unr am einigen Bunkten (Arnſtadt) bedeutend. 
. Die Beſtimmungen des Grundgeſetzes von 1848, mobificht durch Geſetze 
von 1852 ind 1854, gleichen im Ganzen denen ver herzoglich ſächſiſchen Ver⸗ 
ſaſſungen. Der. Landtag befteht ans 19 Bertretern: aus vier lebenstänglih er⸗ 
nannten Mitgliedern, fünf. Abgeordneten ver Höchfibeftenerten und zehn Abgeorb- 
neten aus allgemeinen Wahlen, Die Wahl erfolgt jevesmal auf eine Finanzperiode 
von 4 Jahren. Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiven, ausgenommen bie 
Peinifter und Minifterlalbeamten, find wählbar und bebürfen zum Eintritt in den 
Landtag Teines Urlaubs, Aus jedem der beiden Landestheile werben zwei ver 
lebenslänglih zu ernennenden Landtagsmitglieder genommen. Bu veren Auswahl 
bringt der Für dem Landtag 6 Staatsangehörige der Unterherrihaft und 6 ver 
Oberherrſchaft in Vorſchlag. Die Vorgeſchlagenen dürfen aber weber aktive Staats⸗ 
3. Hofdiener oder Officiere noch Rammergntspäcter fein, Das Mandat dieſer 
glieder wird nicht durch Auflöſung des Landtags aufgehoben. Bon ven 5 höchſt⸗ 
beſtenerten und von den 10 aus allgemeiner Wahl hervorgehenden Abgeordneten 
bat jeder der 5 Derwaltungsbezirke dort einen, hier zwei zu ftellen. Jenen wählen 
Diejenigen hundert fthnmberechtigten Gemeinbebürger des Kreifes, welche am hödften 
befteuert find. Jeber Landtag wählt nach der Eröffnung aus feiner Mitte einen Präſi⸗ 
denten ann Bitepräfivdenten und zum: Lanbtagefundilns einen Rechtsanwalt des 
Bantıes. Der Bräfinent des Landtags und zwei von dem Iehtern aus feiner Mitte 
gewählte Mitglieder "bilden ven ſtehenden Landtagsausſchuß. 
Die Bermaltung Hegt in den Händen ber Gemeinde, Bezirks⸗ und Gen» 
tralberwaliung. Diefe als die oberfte Behörde für alle Zweige ber Staatöverwal- 
tung iſt das Stantsminifterium, aus 4 Mitgliedern beſtehend und in 5 Abthei⸗ 
lungen (1. fürftliche Hansſachen, Aeußeres und Militär, 2. Inneres, 3. Finanzen, 
4. Kultus, 5. Juſtiz) getheilt, von denen bie beiden lebten in einer Hand find. 
Nah der Berfaflung find die Mitglieder des Minifteriums innerhalb ihres Wir 
kungokreifes verantwortlih. Auch darf fein Glied des fürſtlichen Hanfes Mitglieb 
des Minifterinms werben, doch kann der Erbprinz nad zurädgelegtem 18. Lebens⸗ 
jae an ben Beratungen: des Minifteriums Theil nehmen. Ummittelbar unter 
dem Minifterium ftehen die Landräthe oder Verwaltungsporflände. Ihrer find 5, 
da das Land -in 5 Bermaltungäbezirke getbeilt if. In jedem Berwaltungsbezirt 
beſteht noch ein Berwaltungenusihuß und eine Schullommiffion, deren Borfigender 
ver Landrath MM. . 
Der privilegirte Gerichtaſtand, mit Ausnahme ber Militärgerichtöbarteit, ift 
aufgeohen, Flͤr die ‚Rechtspflege beſtehen 5 Juftizämter oder Ginzelngerichte 
(Sondershauſen, Greußen, Ebeleben, Arnſtadt und Gehren), 2 gemeinfchaftlich 
mit: Sachſen⸗ Weimar und Schwarzburg-Rubelftabt gebilbete Kreisgerichte, zu Son⸗ 
vershanfen und Urnftabt; baum das Mppellationsgericht zu Eiſenach mit dem 
Schwurgericht und ala höchſter Gerichtshof das OSerappellationsgericht zu Jena. 
VGFur bie Finanzperiode 1864--1867 iſt die jährliche Cinnahme auf 628,546 
36 * 
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Thaler, die Ausgabe auf 611,354 Thli. angenommen. Schon 1859 beirag aber 
bie wirkliche Einnahme 631,312. Thlr. Die Landesſchuld betrug den 31. December 
1864: 657,000 Rthir. infiufive 125,000 Rthlx. Kautiouen und 150,000 Hthlr. 
Staatspapitre. Die Domäne, vie ihren Hauptreichthum außer: 24 Gütern in den 
Torften’ (63,000 Morgen) hat, it auch in ver Berfaffung von .1849 als „inmer⸗ 
waͤhrendes, forterbendes Fidellommiß des fürſtlichen Hauſes“ anerfannt; ihre Ber 
waltung und Nutzung ſoll aber „mit Ausſchuß der zu unmittelbarer. Benutzung 
des fürſtlichen Hauſes beſtimmten Beſtandtheile auf die Dauer ver. Selbſtgnbigken 
des Fürſtenthums nad Vereinbarung eitter:.vem Fürften zu gewährenden Civil- 
liſte, aus welcher alle Bebinfuiffe des fürſtlichen Hanſes und Hofes zu beſtreiten 
find, unwiderruflich dem Staate überlafſen werden”. Die Vereinbarung ſelbſt if 
in dem Geſetz vom 18. März 1850 getroffen. Nach dieſer Hat: fi ber Fürſt 
einzelne Thelle des Rammergutd und eine Eivilliſte von 150,000 Thlr. vorbe⸗ 
balten. Die Domänenfchnlo beträgt Ende 1864 831,000 Thlr. 

. Das Bundestontingent bildet 1 Bataillon von 751 Mann. Die Dienft- 
zeit ift auf 6 Jahre beſtimmt, davon 2 Jahre in der Reſerbe. Das Militärregle- 
ment iſt das preußifche: ' 

2. Das Fürftentgum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Der Stifter dieſer Linie, Wbert VII., erhielt in ver Thellung von 1584 
von ber Oberherrſchaft die Aemter Rudolſtadt, Blankenburg, Paulinzelle, Leuten- 
berg, König, Im (wozu 1631 Ehrenſtein ans der. Grafſchaft Gleichen kam), vor 
ver Unterherrſchaft vie Aemter Frankenhauſen, Arnsburg, Straußburg, Kelbre, 
Heringen und Schlotheim, Bon feinen vier Söhnen: pflanzie blos Ludwig Gftuther 
das Geſchlecht fort. : Ebenderſelbe zog die in feinem Lande gelegenen Güter. des 
Kiofters Wallenried. em. Nach feinem. Tsede (F 1656) regierte fein eimiger Sohn 
Albrecht Anton bis 1710 und darauf vefien :Sohn Yuowig.riegrih bis 1718. 
Letzterer hatte 171 dir vweichefürftliche. Würde erlangt, damit aber au Diffe⸗ 
renzen mit dem Haufe Sachſen heworgerufen. Sein ihm nmachfolgender Schu 
Friedrich Anton glich vieſe Lehensftreitigleiten 1719 ms. Auf ibn folgte fein 
Sohn Johann Friedrich (+ :1767), dann deſſen Oheim Ludwig Günther (+ 1790) 
und darauf deſſen Nadfommen, und zwar zuerft fein Sohn Friedrich Karl 
(+. 1783), dann deſſen Sohn Friedrich Ludwig, ver fih durch eine weile und 
milde Hegierung guoße Verdienſte erwarb. Sein älterer Schn Friedrich Günther 
ift der noch jest regterenne Fürſt. Derfelbe überließ 1816 feinen Antbeil an den 
Aemtern Herlugen ımd Kelbra nebft dem Dorf Wolframshanfen an Preußen, 
wofär dieſes die im Rudolftädtiſchen befintlihen Güter und Einkünfte ver Propftei 
Böllingen hub eine Summe Geld an Ruvolftabt abtrat nnd fi aller Oberherr⸗ 
lichkeitsrechte über die Unterherrſchaft begab. In ebendemfelben Fahre ertheilte ber 
Fürft feinem. Land ‚eine Berfaflung, die ſich befonders. für die Minderung ver 
Landesſchulden fehr zweckmäßig erwies, Im Jahr 1825 trat er an Sachſen⸗Gotha 
das Bogtelamt Seebergen ab und erhielt dagegen ‚vier. im Rudolftädtiſchen ge» 
legene Dörfer und zugleih den Berziht Sachſen⸗Gotha's auf bie von dieſem 
Haufe bisher in Auſpruch genommene Landeshoheit und Weunshereikhleit über vie 
Aemter Ilm und Panlinzelle. Die politischen Stürme des Jahres. 1848 erſchittterten 
auch das Rudolſtädter Land und führten nicht allein zu einet Meike vom Ge- 
fetzen, welche die Beſeitigung ber alten drückenden Frohnen uns Saſtin bes Bandes 
anbahmen, jondem auch 1854 zu der. Stuntenerfafiung, bie no heute gültig ift. 

Das Land umfaßt von der Schwarzburger Oberherrſchaft ven gtöfern, von 
ber Unterherrſchaft den Meinen Theil, dort zwei,! hies drei von einander geirennte 
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Stüde. Der Sefammtfläheninhalt des Fürſtenthums beträgt 171%: M., davon 
131/, IM. die Oberherrſchaft, 4 IM. die Unterherrſchaft. Die: ‚Beosliesung, 
bie 618 auf 160 Katholiten und 175 Juden ber Iutherifhen Konfeſſion angehört, 
— 73,752 Einwohner, alſo 4211 auf die IIM.; davon: fomimen’ uf die 

Oberherrichsft 57,560, auf die Unterberrichaft ; 16,192 Einwohner. Sie wohnt 
in 7 Stäbten, :2 Sieden und 160 Sanborten. Ihre Bildungsanſtalten find 1: Gyn- 
nafium, 4 Lyceum, I Realſchule, 1:Seminar und über 150 Volkaſchulen. Be⸗ 
traͤchtliche Waldungen, gute Biehzucht, ausreichender Getreidebau⸗ in- ber Unter⸗ 
herrſchaft, viel Obſtban, ziemlich Induſtrie, anſehnlicher Bergbau (Elfen, Braune 
tohlen, Schiefer, Salz), unerhebliher Handel, 

Das Grugdgeſetz nebſt Wahlgeſetz vom 21. März 1854 zeichnet ſich 
durch ſeine Kürze aus, Die Domäne iſt Fideikommiß des fürftlihen Hanuſes, Ver⸗ 
auhßerungen können jedoch nur mit Zuſtimmung des Landtags geſchehen. Die Gin⸗ 
künfte ver Sammer dienen zunächſt zur Deckung der Hofhaltungsunfoften und. zur 
Sufeentation der finfllihen Familie, die Ueberſchüſſe fließen der Laudeskaſſe zu. 
Der Landtag befteht and 16 Wbgeorbneten: brei von ben größern Grundbeſitzern, 
fünf von den größern Städten und acht von dem lleinern Stätten usb von ben 
Bauern. Sie werben auf 6 Jahre gewählt. Der Landtag tritt alle brei Jahre 
zufammen. Am Schiuffe jeder ordentlichen Landtagsverſammlung wird ein Sand» 
tags· und: Nehnungsausfhuß zur Vorberathung von Seien und Budgetvorlagen 
ſewie zur Prüfung der Rechnungen gebildet. 

Die jegige Organifation ber Verwaltungsbehörden beruht auf dem Geſetz 
von 1866. Die oberſte Leitung der Regiernngsgeſchäfte hat das Winiſterium, 
water dem dyei Landeskollegien und bie dieſen Kollegien untergeordneten Berwal⸗ 
tungsämter die Landesadminiſtration beſorgen. Bon den drei Kollegien hat das 
Regierungakollegium das Innere mit ber Polizei, und ben Bewerben; und bie Auf- 
* über die Juſtiz, Zuchte und Waiſenhäuſer; das Finanzkollegium die Doma⸗ 

„Forſt⸗, Stener⸗ und herrſchaftlichen Banſachen und die Leitung ver Hanpt⸗ 
er und ber 1855 errichteten Landeskreditkafſe; das Konſiſtortum, iſt die 
Dberbehärbe für Kirche und Schule: Dem Finanzkollegium find die 3 Forſtämter 
des. Landes mit 26 Forſteien, die 7 Steuerämter, ein Bergamt, eine Hütten⸗ und 
eine Öutsinipeltion (Seeborf). unterfiellt.. Das Konfiftoriem- übemadt 6 Dideefen 
mit 86 Pfarreien und die:Schulen des Landes; 

Die Rechtspflege wird nad der Organiſation von 1850 Aufgebung des 
privilegirten Gerichtsſtandes) geäbt durch acht -Iuftizämter,. 2 Krelögerichte (Rudol⸗ 
ſtadt für ‚vie Ober- und Sonberähaufen für die Unterherrſchaft), das Appellations- 
geriet in Eifenah und das damit verbundene Schwurgericht, endlich burd das 
Dberappelintionsgericht zu Ieun. Die Strafgeſevgebung bat das Land mit Son⸗ 
dershauſen und Weimar gemeinſchaftlich. 

Im Furſtenthum Schworzburg-Aubelftadt werben. mit Ausnahme, ber Grund 
ftener keineriei dixelte Abgaben an den Stant entrichtet. Auch Kommuuel- und Orts⸗ 
armeuftener find in mehrern Stäbten nicht vorhanden. Die in ber zmeiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts eingeführte Grundſteuer (Domänen, NRittergüter und milde 
Stiftungen, im Ganzen ein real von 4 [ IM. umfafiend, find frei) iſt zar Zeit 
noch ungleich vertheilt: Die Einnahme und Ausgabe finklufive ‚ver Domäne). ift 
für 1864—- 1866 auf: 360,774 fl. jährlich veranſchlagt. Die Staateichule (haupt⸗ 
ſächlich durch Stwaßenban veranlaßit) beträgt 1,481, 700 fl., wovon: aber 404, 700 ſl. 
Altiva abgehen. 

Das Bundeslontingent befaßt ein Bataillon vor. 989 Mann (808 Mann 
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als Haupflontingent ımb 180 Mann Erfap). Jeder Soldat iſt zu vierjäßtigem 
aftiven und zweijährigen Reſervedienſt verpflichtet, Stelivertretung geftattet. 

II. Neußiſche Fürſtenthümer. 

Boigtland (terra advocatorum) hieß vordem das Buigliche Domanialland 
zwiſchen Thüringen, Franuken, Böhmen und Oſterland. Es war urſpruuglich in 
die Reichſsvogteien Plauen, Hof, Weilda, Greiz und Gera geiheilt nud begriff 
hauptſãchlich bie heutigen reugtfchen Länder, ven !utglic ſachſtſchen wolgtlänbifchen 
Kreis, den weimarifhen Neuſtädter Kreis, ven diesſeits des Withtelgebirges ge- 
legenen bairiſchen Theil, das böhmifche Egerland und eimen Theil des Erzgebirge, 
fomit ein Land, das unter flarker und glücklicher Haus ein anfehnlihes Yärften- 
thum abgeben konnte. Dazu war das reußlſche Fürſtenhaus auserjehen, undhbem 
es die erbliche Bogtei des Landes erlangt Hatte, indeß es hat vasfelbe naicht die 
Kraft gehabt, das Ganze zufammen zu halten. In Folge fleter Zerſtückelungen 
und unglüdlicher Fehden ift ihm nur ein Heiner Theil vom Ganzen verblichen 
Die reußiſchen Fürften haben mit andern uralten Fürftenhäufern das Schichſal 
einer auf mehrfachen Hypotheſen beruhenden, keineswegs hiſtoriſch feſtgeſtellten 
Herkunft gemein. Das Wahrſcheinliche ift, daß fie Nachkommen ver alten GSrafen 
von Gleisberg find. In dem unter König Heinrich I. eroberten, von Gorben- 
wenden bewohnten Bolgtland wurden Burgen erbaut und Grafen über bie ver- 
fchievenen Gaue des Landes geſetzt. Cine folhe Grafenburg war Gleisberz, vor 
der zu Seiten Otto's I. die Brüder Aribo und Sizzo aufgeführt werben. Sizzo's 
Tochter, die einzige Erbin beider Brüber, wurde die Gemahlin eines fächfifcken 
Edeln Edbert, der um das Jahr 1000 lebte und das Grafenamt derer vom 
Gleisberg erhielt. Er ift der Ahnherr der reußiſchen Würften. Seine nädıften 
Nachkommen, von denen fein Urenkel Edbert II. das Schloß Weida baute, brach⸗ 
ten al8 Grafen von Gleisberg nad und nad die ganze. Grafſchaft als freies 
Landeigenthum an fi, wurden ſomit Dynaften nnd nannten fih. Seren ww 
Bögte von Weida. Edberts IL Schn, Henrich der Reiche, defin Name in Ur- 
funden von 1143—1193 vorfommt, nannte ſich zuerfl Herr und Vogt zu Weite. 
Er erwarb nicht allein das ganze Boigtland (zu den ererbten Vogteien Weida, 
Sera und Greiz kaufte er die Bogtei Hof don denen vor Orlamiure und erhielt 
Plauen vom Kaifer Friedrich I., deſſen Verwandte feine Gemahlin Berta war), 
fondern auch die erblihe Würde eines Reichsvogtd. Aus Anbängliäkelt an den 
Kaiſer Heinrih VI. ſoll er das Hausgeſetz gegeben haben, daß alle feine Nad- 
fommen den Namen Heinrich führen mäflen. Bon ihm an iſt dies allerdings flets 
der Fall, nur daß man fi im Jahre 1664 dahin verteng, die Namen Heiurich 
fett durch Beinamen nun durch Zahlen, vie in jeder Hanptlinie ‚für ſich allein 
nach der Zeit ver Geburt fortgehen und nad Erfällung eines. Jahrhunderts wieder 
mit I beginnen, zu nnterfcheiden. Seine drei Söhne filfteten buch einem: Thei⸗ 
Iungsvertrag des Jahres 1206 die Linien der Bögte von Weida, Plauen und 
Sera, die alle ven Bogtstitel führten. Bon viefen Linien erloſchen vie zu Weine 
15323 und die von Gera 1550, jene, nachdem fie 1873 vie Stadt Hof und Tas 
Land Regnitz an die Burggrafen von Nürnberg und 1410 Weida an.vie Land⸗ 
grafen von Thüringen verkauft hatte, mit fehr geſchwächtem Beſitz, dieſt endete, 
nach mehrfachen Fehden mit den Laubgrafen von Thüringen, denen fie 1374 vie 
Lehnsherrlichkeit über Schleiz und andere Gebiete aufgetragen hatte, eudlich da⸗ 
mit, daß fie 1547 nad der Schlacht bei Mühlberg ihre Befipung von Böhmen 
zu Lehn nehmen und Gera an Heinrich von Planen abtreten mußte. Die Linie 
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vom Plauen vagegen erhielt ſich dauernd. Im 13. Jahrhundert erhob fie. ſich zu 
beveuteubem . Anfehn, indem Heinrich der Fromme, ein Herr dieſes Hauſes, vom 
Katſer Rudolf zu feinem Oberrichter ernannt und felbft zum Exekutor gegen bie 
thuringiſchen Raubritter ermählt wurde, indeß aud die Macht dieſer Linie ſank 
bald darauf faſt in gleichem Grade wie die ver Linien von, Weida uud Gera, fo 
daß Dereits..Enne des 14. Anhrhunderts Fein größeres Gebiet verfelben mehr reiches 
frei: war, weihalb man dem jetzt beveutungslojen Titel Vogt aufgab und fi 
bios Herr nannte. Und wenn gleich fpäter einzelne Männer ihrem Haufe Blauen 
Stanz. beachten, ’wie denn andy. zwei Hocmeifter des heutigen Ordens aus dieſer 
Linie hervorgingen, fo kounten fie doch ihrem Haufe vie verlorene Etellung und 
Macht nidt nnievengeben,, blieben vielmehr ein Spiel per benachbarten politiihen 
SGewalten. Heinrich der Fromme, ver Enlel: des Stifters der Linie Plauen, hatte 
mit feinen erſten Gemahlin, ver Tochter eines böhmiſchen Fürften und einer rufe 
ſaſchen Fürſtin, zwei Söhne, die in der Folge zu Ehren der Mutter und ber 
Grofräntter: die Beinamen ver Böhme und der Meuße ober Ruſſe annahmen. 
Nah Unvern war Heinrih zuerſt mit einer Böhmin, darauf mit einer Ruffin 
vermählt und hatte drei Söhne, von denen ber mittlere frühzeitig geflorben fein, 
der jüngfte ven Namen Reuß erhalten haben foll, weil ex längere Zeit in Ruß⸗ 
Ian ‚gelebt habe. Nach Heinrichs des Frommen Tode erhielt von jeinen beiden 
binterinflenen Söhnen der Ältere die Bogtei Plauen, der jüngere (Reuß) vie Bogtei 
Greiz; jene Linie hieß einfach die plauifche, viefe die reuß-plauifche. Weil jedoch 
pie ältere Linie 1572 ausflarb und ihr Land an bie jüngere fiel, fo ‚ging ber 
Name Rau auf das Geſanmtgebiet Über und wurde zum Familiennamen des 
gungen Negenienhaufes. Die ältere Linie litt zwar wie bie jüngere Linie viel im 
Huffiten-. uns im thüringifhen Vruderkrieg und hatte viele nachtheilige Fehden 
mit Sachſen, doch gewann fie auf kurze Zeit (1426-1439), die Burggrafichaft 
Meißen, damit aber für immer die reichsfürftliche Würde, außerdem nad ‚mehr: 
ſache Beßtzungen in Böhmen und im ſchmalkaldiſchen Kriege, in dem ber Burg- 
graf Heinrich V. von Plauen zum Kaiſer hielt, die Übrigen Bögte aber. auf Seiten 
ver Mefermation und nes Kurfürſten non Sachſen fanden und deshalb geächtet 
un Äbrer Länder ‚nerluftig. erflärt wurden, alle deu geächteten Reußen entrifjenen 
Lünber. Doc Ion. 1573 flaxb viefe ältere Linie aus und ihre Beſitzungen und 
Rechte fielen an das jüngere Hans Neuß, ven nach einzigen, Stamm aus. dem Gen 
ſchlecht der veigtlänbiichen Reichsvögte. Diefe Linie blieb von ihrem Stifter 
(+ 1294) bis zum Heinrich dem Stillen (r 1532) im Ganzen ungetheilt. In dieſer 
Zeit zählt fie manchen tüdtigen Deren in ihren Reihen, namentli Heinrich, den 
Statthalter ver. fſaͤchſiſchen Lande (+ 1349) und zwei Hochmeifter des deutſchen 
Drdens. Sie gewann in eben der Zeit bie Herrſchaften Ober- und Niederkrannich⸗ 
feld, verlor aber an Landgraf Friedrich den Streugen von Thüringen Auma, und 
Ziegenrück und im Schmallalder Krieg ‚alle böhmifchen und fähflfhen Lehen, vie 
fie zum. Theil fpäter wieber zurüderhielt. Heinridy der Stille hinterließ drei Söhne, 
die fih im Jahr 1564 in ihr Erbland theilten, worauf jeber von ihuen ber 
Stifter einer Linie wurde: Heinrich ber Aeltere grünkete die ältere, Heinrich ‚der 
Mittlere die mittlere, Heinrich der Züngere bie jüngere Tinte, Die beiden ältern 
Bruder erhielten Greiz, der jüngere Gera. 1572 nad) Burggraf Heinrichs VII. 
Tode, des letzten der Naclommen der, Burggrafen von Plauen, theilten fie deſſen 
angefalleue Länder, wobei fie beichlofien, Schleiz gemeinſchaftlich zu regieren. Als 
im Jahr 1616 die mittlere Linie ausſtarb, theilten vie beiden andern Linien fo, 
daß bie jüngere vie Herrſchaft Schleiz und die Pflege Reichenfels erhielt. Aus 
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birfen beiden Linien find nun bie bhentigen Fürftenhäufer ver Altern uub ber fün- 
gern Linie entflanden. Bon der Altern, die eine Zeit lang in Untergreiz and Ober- 
greiz (1625— 1768) zerfiel, flammıen die Fürften von Reuß-Greij ab, bie 1671 
mit fänmtlichen Herrn Reuß in ben Grafenſtand, 1778 in den Reihefürftenftand 
erhoben wurden, 1807 dem Rheinbund beitraten, ihn 1813 nach der Schlacht bei 
Leipzig verließen und 1815 fi dem deutſchen Bunde anſchloſſen. Die jüngere 
Linie, von der die Fürften Reuß ber jüngern Linie berfiammen, wurde anfänglich 
lange Zeit von Heinrich Poſthumus, dem Geſetzgeber des Landes (+ 1635), giäd- 
lich und umgetheilt regiert, theilte fi aber 1647 in vier Aeſte: Gera, Saalburg, 
Schleiz und Lobenftein. Schon 1666 erloſch Schleiz, deſſen Name anf Saalburg 
überging, und 1802 Gera, das der gemeinſchaftlichen Berwaltung ter übrigen 
Speciallinten zufiel. Ebenfo flarben in dem Specialhaus Lobenſtein von ben 1678 
gebildeten drei Zweigen Xobenftein, Hirſchberg und Ebersborf ber zweite 1711, ver 
erfte 1824 ans und als 1848 (1. Oktober) der Yürft von Ebersdorf zu Bunften 
der Linte Schleiz feine Regierung nieberlegte, vereinigte ver Fürſt von Schleiz, 
vefien Hans einen Aft Köftriz abgezweigt hatte, alle Länder ver Fingern Haupt⸗ 
linie wieder in einer Sand. 1690 beſchloſſen die Regenten der jängern Linie mit 
denen ber Altern auf einem Bamilientonvent zu Gera ein Primsgeniturgefeg. Im 
Jahr 1790 erhielt die Linie Lobenſtein der Reichsfürſtenſtand und 1806 endlich 
auch die übrigen damals regierenden Grafen ver jängern Linie. Napoleon I. be 
ftätigte den 30. April 1807 in Warſchau ihre Fürftenwärbde und nahm fie in ben 
Rheinbund auf. 1815 traten fie dem deutſchen Bund bei. Der gegenwärtiz feit 
1854 regierende Fürft Reuß jüngere Linie ift Heinrich LXVIL (geb. 1789), ver 
der ältern Linie ift feit 1859 der 1846 geborne Fürft Heinrich XII., anfängtih 
unter Vormundſchaft feiner Mutter (von Heffen-Somburg). Durch Famitienverträge 
find beide Linien mit einander verbunden. Der ältefte vegierende Fürft iſt „des 
ganzen Stammes Aelteſter“. ' ' 

Titel, Wappen und Landesfarben haben beide Länder glei. Ihr Titel: 
fouveräner Fürſt Neuß ältere ober jüngere Rinie, Graf und Herr von Planen, 
Har zu Greiz, Krannidfeld, Gere, Schleiz. nnd Lobenfteln. Ihr: Wappen: ein 
quadrirter Schild; im 1. und 4. ſchwarzen Felde ein golvener gekrönter Löwe 
wegen Reuß; im 2. und 3. filbernen ein goldener Kranich wegen ber Herrfchaft 
Krannichfeld. Die Lanvesfarben fird Schwarz, Ruth, Bold. 

Das gefanmte Reußenlaud, vormals: zum oberſächfiſchen Kreis gerechnet, be- 
ftebt aus zwei Haupttheilen, einem fühlihen und einem nörblien, ‚weiche durch 
den Neuſtädter Kreis von einander getrennt find. Der füpfiche, bei weitem größere 
Theil, meift Bergland, am Frankenwald und auf der vogtländifihen Platte Läugs 
der Saale und Elſter gelegen, umfaßt das gunze Land ber Altern Linie und von 
ber jängern alle ihre Gebiete mit Ausſchluß des Fürſtenthums Gera, Der nörk- 
fiche Heinere Theil, ein fruchtbares Hügelland an der Eifer, umfaßt die Herrſchaft 
Sera. Der WYlächeninhalt der beiden Renfenlänber beträgt 281/, IIM., umd 
zwar bat: | 

Neunk ältere Linte 7 IM. mit 43,851 €. (auf 1 TOM. 6264 €), 
Neuß jüngere Linie 211, TM. mit 86,472 €. (auf 1 (JM. 4021 €) 
Die Einwohner find Lutheraner mit Ausnahme von wenig Kathelilen und Se» 
formirten und circa 400 Juden. Außerdem circa 400 Herrnhuter in der 1833 zu 
Ebersdorf gegründeten Herrnhuterkolonie. Die VBevölterung des Landes ber Altern 
Linte wohnt in 2 Städten, 2 Fleden und 82 Landorten und wird vurch 1 Gym⸗ 
nofium, 1 Seminar und circa 80 ausgezeichnete Vollsſchulen gebildet. Der forg- 
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fühtig getriebene. Ackerbau ift nicht ausreichend, dagegen anſehnlich bie Bichzudt, 
viel Waldung unb Bergbau auf Eifen, am bedeutendſten jedoch bie Induſtrie, 
wamentlich in: mollenen uns baummollenen Zeugen, deren Vertrieb ben Handel 
lebhaft mat. Die Gawptpunkte der Inbuftrie und des Handels find Greiz und 
Zeulenrode. Die Bevöllerung bes Landes der jängern Linie wohnt in 6 Städten, 
3 Flecken und 169 Dörfern und Wellen. Es beſtehen 2 Gymnafion (Schleiz 
und Gera), 1 NReolfchule, 2 Seminarien, 1 Kaufmannsſchule (Gere) und 101: 
Boltsfeguien. Ueber !/, des Landes ift Wald. Der forgfältig. betriebene Ackerban 
det das Berärfuig. Viehzucht und Bergban anf Eifen (au auf Schiefer, Alaun, 
Salz) Mi anſehnlich, am bedeutendſten aber vie Induſtrie, beſonders in Baum⸗ 
wollen» und Leinenwaaren, in Gerberei und Färberei. Ebenfo wird ein anſehn⸗ 
licher Danbel mit Holz, Rindvieh und Manufakturwaaren getrieben. 
Beide Fürſtenthümer werben ven foriveränen, nach dem Recht ber Erſtgeburt 
erblichen Fürſten aus dem fürflihen Haufe Reuß vegiert. Beide Fürſtenthümer 
hatten früher eine für Greiz und Schleiz abgeſonderte landſtändiſche Berfaf- 
fung, nach welcher bie Ritter⸗ nnd Laudſchaft, vie bei der Gefetzgebung und 
Stenererhebung konkurrirt, alle 8 Jahre vollzählig zu einem Landtage, deren Aus⸗ 
ſchuß aber alle Jahre zu einem Deputationsſstag nach Greiz einberufen wurde. 
Daneben bilveten aber für vie Landestheile ver jängern Linie in Unterfcheivung 
von bem..Öefaumnilörper ber allgemeinen Lanvesflänbe, die Stände wieber felbft- 
fkändige Rorporationen. Im Yürflentyum Reuß älterer Linie befteht die altland⸗ 
ftänpifche Verfaſſung noch fort. Zwar wurde daſelbſt im Sturmjahr 1848 eine 
Berfaffung wiederholt berathen und abgeſchlofſen, fie if aber niemals publicirt 
worben. Die Lanbftänve, beftehend aus ver Nitterfchaft, ven ‚Vertretern beider 
Stätte und dem für die Bauern erjcheinemben Konfulenten, haben im ihren 
Sitzungen: und Landesausſchußtagen die Steuer zu bewiligen und bie Rechnnuug 
"über deren Verwendung zu empfangen. Doch iſt nad. einem: Eivilliftennertrag vom 
Jahr 1850 auch das Domanium ber flänbifihen Kontrole unterworfen worden. 
Im Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie ift: vie alte. Stanteform mit dem Jahr 
1848 abgethan und eine. fonftitutionelle Stantsuerfaflung eingeführt worden. Nach 
der mit Zuftimmung bes Landtags erfolgten: Bereinigung ber bisher getrennten 
Beſtandtheile unter einer Stanttverwaltung wurde damals ein teuftituiranber Laud⸗ 
tag berufen und mit ihm das Staatsgrundgeſetz nebſt Wahlgefeg vom 30. Now 
vember: 1849 vereinbart. : Indeß die:bald wieber fonfervatin. gemorbene Zeit for- 
Derte eine Reviſton dieſes Gefetzes in mehreren Punkten, die auch in verfaſſungs⸗ 
mögiger Welfe in Bereinbarung mit dem Landtag erfolgte. Dadurch lam das ben 
5: Mai 1852 'publicirte revidirte Staatsgrundgeſetz nebft dazu gehörigen Wahl- 
gejeg zu Stande, welches jedoch, nachdem ber im, Jahr 1854 zur Regierung ge 
langte: Fürſt Heinrich LXVII. erflärt Hatte, daß er basfelbe in feinem ganzen 
Umfang nicht beftätigen Tönnte, ven 16. Mai und 10. Juni 1856 nochmals 
weientlich abgeändert worben if. Die Patrimonialgerichtöbarteit und ver Lehen 
verband wurden durch Gelege von 1852/53 aufgehoben. Die Beſtimmungen bes 
Staatögrmidgefees Aber bie Staatsangehörigen und deren Rechte, fowie über bie 
Rechte und Pflichten der Landesvertreter, über Geſetzgebung und Ueberwachung ber 
Berwaltung, gleihen ven bezäglichen Beſtimmungen der Stantögrunngelege in ben 
füchfifchen Herzogthümern. Der Landtag foll mindeftens alle 3 Jahre einberufen 
werden. In ver Zeit zwifchen zwei ordentlichen Landtagen befteht ein Ausſchuß, 
welcher die Finanzen fontrolirt, Beſchwerden an bie Regierung richten und auf Ben 
rufung eines außerordentlichen Landtags antımgen kaun. Der Landtag beftcht aus 
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bem fürftlichen WBeifiger bes Reuß⸗Köſtritzer Baragtums ober beffen Bertteter; aus 8 
Abgeordneten ver Abrigen Rittergutsbefiger; aus 6 durch allgemeine Wahlen ver 
Staptgemeinden ernannten Abgeordneten; und aus 3 buch allgemeine Wahlen ber 
übrigen Gemeinden herdorgegangenen Wbgeorbneten. Die Wahl ver Abgeorbneten 
und ihrer Stellvertreter erfolgt auf bie Dauer von drei Jahren. 
Im Fürkentyum Reuß ältere Linie tft bie höchfte VBerwaltungsbehörbe bie fürft- 
Ne Regierung, welcher mit Ausnahme der nievern Verwaltungsgeſchäfte, vie den 
Yuftizämtern des Landes übertragen find, und mit Ausnahme derer, bie einen Theil 
des Geſchaͤftskreiſes der fürfilichen Kammer ausmaden, alle Zweige der Laubesver- 
waltung theils in erfter, thrils in zweiter Inſtanz obliegen.. Für die niedere Berwal⸗ 
tung iſt das Land in 8 Bezirke (Greiz, Zenlenroda, Burgk) mit 4 Juſtizämtern ges 
theilt. Im Fürſtenthum Neuß jüngere Linie leitet fämmtliche Staatsverwalinugs- 
geihäfte ein Minifterium, an deſſen Spitze ein verantwortlicher Miniſter fteht. Das 
Mtnifterium ſelbſt zerfällt in 4 Abtheilungen, a) für die Angelegenheiten: des fürft⸗ 
lichen Haufes and der auswärtigen Sachen, b) für bie innere Lanbesverwaltung ein« 
ſchließlich der Militär⸗ und Straßenbauſachen, e) für bie Juſtiz und für Kirche und 
Säule (das frühere Konfiftorlum wurde 1862 anfgehoben), d) für. Die Finanzen. 
Chef der Abtheilungen a und d ift der Stantöminifter, ven. Abtheilnngen b unb.e 
ſteht je ein beſonderer Vorſtand mit dem Prädikat Staatsrath vor. Bezüglich. der 
polizeilichen und Iuflizuerwaltung tft das Sand in brei Kreife: Fürſtenthum Schleiz, 
Furſtenthum LobenfteinsEberöborf und Herrſchaft Gera, denen Kreiſs⸗ oder Landrathe 
als Verwaltungs⸗Mittelbehbrden zwiſchen dem Miniſterium und den Gemeinden vor⸗ 
ſtehen, und in 6 Juſtizämter (Gera, Schleiz, Hohenleuben, Lobenſtein, Saalburg und 
Hirſchberg) getheilt. | 
: Das Fürftenthun Reuß ältere Linie Hat fich in Berbinbung mit Reuß jüngere Linie 
laut Bublitationspatent vom 27, Ian. 1817 vem von ven ſaͤchſiſchen Herzogthämern 
errichteten Dberappellattonsgericht zu. Jena augefchloffen. Die übrigen Oberjuftizbe » 
horden im Bürftentbum Reuß älterer Linie des Landes find die Landesregierung und das 
Konſiſtorium, beide zu Greiz. Die Landesregierung hat im Allgenteinen die Stellung 
uwe Funktion der Appellationsgerichte ver fächfliegen Herzogthümer, das Konfiflorkent 
Rt die Gerichtsbarkeit über Diener und Güter der Kirche und Schule und in Ehe⸗ 
und Sponfalienfaigen aus. Ws Unterbehörven beftehen 1) pas Juſtizamt, 2) bas 
Kriminäle, 8) das PBollzelsurt, 4) pad Hofmarſchallamt, alle zu Greiz; 5) das Stabt- 
vogtelgericht zu Zeulenrode und 6) das Juſtizamt Burgk. Uußerbem erifiren noch 16 
Patelmoniafgerichte, deren Verwaltung fich meiſt in ven Hänben vom Advokaten mit 
bem Titel Gerichtéedirektoren befinden. Die Normen bes Gioilprocefied richten fü 
nach einer Kanzlelorunung von 1604 und einem Juſtizmandat von 1751. Für dem 
Strafproceß Hat fi das Fürſtenthum im Jahr 1861 ein eigenes, mit dem k. ſächfi⸗ 
fen ziemlich übereinftimmenves Strafgeſetzbuch geichäffen. Im Fürſterthum Reuß 
jüngere Linie beſtehen nad der Organtjatisn von 1862 und nad bem Bertrag vom 
16. April 1863 1) für die Wusäbung ver Rechtspflege in bürgerliden Rechtsſachen 
drei Inſtanzenzüge, und zwar als erfte Inftanz die Juftizämter des Laudes (Gera, 
Schleiz, Lobenftein, Hirſchberg, Dohenleuben), als zweite das weimarifche Appel⸗ 
lationsgericht zu Eiſenach, als dritte das berappellationsgericht zu Jena, 2) zur 
Ausübung der Strafretöpflege gleichfalls drei Inſtanzen, nämlicdy als erfle die beiden 
Kretögerihte zu Gera und Schleiz, als zweite und britte die Inſtanzen ber Eietl- 
rechtsſachen. Dem Krimtuatverfahren Liegt die herzoglich ſfächfiſche Strafproceßord⸗ 
nung zu Orunde Die Kreisgerichte, zu deren Mitgliedern bie Juftizamtmänuer bes 
Bezirks gehören, find ferner zur Urtheilsfälung in allen bürgerlichen Rechtsſachen 
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fonrpetent, wobei ber Werth des Streitobjetts bie Summe von 100 Thlr. erteicht. 
Friedensrichter, anf die Dauer von 3 Jahren gewählt, beftehen in allen Gemeinven 
zur giltlihen Beilegung von Streitfachen. ' 

Im Fuürſtenthum Reuß ältere Linte wurde von dem Landesherrn 1849 die ihm 
zuftehenbe Nutznießung ver Domäne auf fo lange, als das Fürſtenthum felhftändig 
und dem regterenden Hanfe tie Sonveränetät bleiben würde, gegen Gewährung einer 
na dem Grundſatz dollſtändiger EntfHädigung für die bisherigen Bezüge zu be= 
meſſenden Eivfllifte an den Staat abgetreten und auf Grund der dem bamaligen 
Landtage vorgelegten Nachweiſe die Eioillifte auf 36,600 Thlr. feſtgeſetzt. Die Ein⸗ 
nahmen des Landes hetragen 149,668 Thlr., die Ausgaben 163,067 Thlr., ſonach 
Ei ber Audgaben von 13,399 Nthle., Überhaupt 51,778 Rthlr. 

affida . 5 Di. t, 2. a . . . 

Im Fürftentfum Reuß jüngere Linie befteht eine Hanptflaatsfäffe, deren Ein⸗ 
nahmen aus direlten und indirekten Steuern und aus dem nugbaren Staatsvermögen 
fließen. Für die Finanzperiode von 1863—1865 find die Einnahmen auf 281,000, 
die Ausgaben anf 273,000 Thlr. angefchlagen. Die Staatsſchuld beträgt‘ 408,403 
Thaler. Die Einkünfte der Domäne fließen vorzüglich aus den Erträgen ber 
Karımergüter (jährlich circa 40,000 Rthlr.) und Forften (von circa 20,000 Morgen 
jährlih 50,000 Rthlr. Abwurf), dem GSadzehnt, der Por, und berechnen fh auf 
95,000 Thlr. jährlih. Die Berwaltung der Domäne hat vie fürftlihe Kammer 
zu Schleiz. Die Forfteten ftehen felt 1864 unter der Forſtdirektion in Schleiz. 

Das Bundestontingent**) der beiden Fürftenthlinier, uns 1974 Dann inf: 
124 Mann Erfagtruppen beftehend, fteht unter einem gemelnfamen Kommandeur 
und zerfällt in ein Infanteriebataillon mit 4 und eine Yügerabthellung mit 2 Kom⸗ 
pagnien. Die Dienftzeit umfaßt 6 Jahre einfhließli 2 Iahre in ver Referve. Stell- 
vertretung und einjährige freiwillige Dienftzeit find geftattet. Seit 1862 iſt die de 
waffnung mit preußiſchen Zündnadelgewehren eingeführt, feit 1855 gelten bie 
preußifchen’Reglements und feit 1856 die naffauifchen Kriegsartitel. Zn 


Toequerile. *) 0. 


. .. Meris pon Tocqueville wurde 1805, als dritter Sohn bes Pairs und 
Grafen von. Tocquepille geboren. Auch von mütterlicher Seite gehörte er ber Ari« 
ſtokratie an, und liefert ſomit ein neues Beiſpiel, daß aus dem Adel die wärmften 
Volksfreunde hervorgehen Tünnen. Der mangelhafte Unterricht, der ihm zu Theil 
wurde, hatte wenigftens ven Vorzug, daß der Jüngling ſich ungeflört feiner zum 
Nachdenken geneigten Natur üherlaflen durfte. Frühzeitig erhielt er eine Stelle als 
Anditor in Verſallles, wo fein Vater Präfelt mar; feine geſellſchaftliche Stellung 
und perfönlihe Liebenswürbigfeit hätte ihm wohl aud meitere Bahnen geöffnet, 
wenn er nicht in einer. geoßen Selbſtändigkeit der Anfihten und In einer Eharal- 
terfeftigleit, welche noch mit einer gewiſſen Schädhternheit verbunden wer, Eigen- 
haften entwidelt Hätte, die das Fortlommen im Staatsvienft felten fördern. 

T. blieb vor und nad) 1830 wenig beachtet; um feinem Leben einen bedeu⸗ 





— 


” Anm.» Ned. Rah Rold’s Statiſtik (1885) hätte in jüngſter Zeit die Landesſchuld 
(ohn o die Domänenf&uld) ini. 130,000 Tblr. Papiergeld 205,000 Thlr. betragen, 
xx) Bal. die Anmerkung oben S. 550. 
*xx) Anm. vd. Med. Nah der Biographie Tocqueville's von Laboulaye, in deſſen 
Gärift: L’Eiat er ses Limites, suivi d’essais politiques. Paris 1863. 





972 | Toequeville. 


tenderen Inhalt zu geben, entſchloß er fi gegen das Ende dieſes Jahres eine 
Reife nah Nordamerika zu unternehmen, wofelbft er die Einrichtung der Gefäng- 
nifje ſtudiren wollte, Diefe, fowie eine Anzahl anderer, ebenfalls auf die Hebung 
des Vollömohles fich beziehender Fragen war damals an der Tagesorduung. Die 
Kammern beichäftigten ſich ernftlih mit der. großen Aufgabe, die ihnen bie erfle 
Revolution binterlaffen hatte. T.'s Abſicht mußte alfo der Regierung erwünſcht 
fein und. man gewährte ihm gerne, was er verlangte: er wurde mit einer Sendung, 
auf.eigene Koften, nach ben Bereinigten Staaten zum Stubium ber Gefängniß- 
reform betraut. Nachdem er, auf. jede Weife non, der Regierung ber Ber. Staaten 
unterſtützt, Aber ein Jahr dort zugebracht Hatte, veröffentlichte ex gemeiufam mit 
feinem Neiſebegleiter, G. de Beaumont, das Ergebniß feiner Forſchungen in einem 
Buch, das den Titel führt: „Du Systöme p6nitenciaire aux Etats-Unis et de 
son application en France.“ Das Buch erwarb fih großen Beifall, erhielt ven 
Preis Montyon, und den der Alademie, wurde ins Englifche, Deutſche und Bor- 
tugieſiſche überjegt,. und bald murven fowohl von London als Berlin aus Männer 
nach Amerika gefenvet, welche nach T.'s Vorgang das bortige Syſtem genau kennen 
lernen follten. ‚Ihre Unterfuchungen beftätigten T.'s Bericht; England aber ging 
jhon im, Jahre 1835 eifrig. daran, bie gewonnene Einſicht zu verwertben und 
mit der Gefängnißreform. zu beginnen. Frankreich beeilte fi weniger, dennoch 
blieb es nicht ganz zurüd. Nach Berlauf von neun Jahren hatten fi die ameri- 
kaniſchen Ideen foweit geltend gemacht, daß ein Gefeß zur Berbeflerung des Ge⸗ 
fäugnigweiens in den Kammern eingebraht wurde: 1841 unb 1843 wurde %. 
als Berichterfiatter vie Freude zu The, feine Auſchauungen auf ber Zribäne zu 
vertreten; ein ‚wirklicher Erfolg in Frankreich wurbe jedoch damals nicht erzielt. 

Das Syſtem, das T. verfocht, war das Zellenfuftem von Philadelphia, d. h. 
Einzelhaft ſowohl bei Tag als bei Naht. Während man aber vie Gefangenen 
vollſtändig von einander .abfperrt, erhalten fie Beſuche, pie ihnen religiöfen Troſt 
bringen, die fichs zur Aufgabe machen, vie Unglüdlihen zu belehren, aufzurichten, 
fie zum:Lefen, Arbeiten und Nachdenken anzuleiten. Diefes Syſtem hat belanntlich 
von Anfang an heftige Wiverfacher gefunden, welche behaupteten, daß vie Zellen- 
baft trog aller Milverung dennoch eine entfeglie, wibernatürlihe Strafe fel, 
melde die Geſellſchaft fein Recht habe, zu verhängen. T.'s Antwort peran war: 
Die Gefellihaft hat das Necht, fi; gegen das VBerbredien, da wo es ihre Gtenzen 
überfluthet, zu vertheidigen; wenn aber ſchaͤdliche Gefängnißeinrichtungen bie Sträf- 
linge verderben, anſtatt fle zu beffern, fo iſt dody augenſcheinlich, daß die Gefell- 
ſchaft nicht dem Uebel ftenert, ſondern dasſelbe gefliifentlich nährt. Die auß den 
Zucht-⸗ und Arbeitshäufern Entlafferen haben Jahre lang in gemeinfamen Schlaf. 
und Arbeitsfälen das Gift der gegenfeitigen Anſteckung eingefogen, vie Scham iſt 
verſchwunden und die Unglüdlichen haben gelernt, ven 'raffinirteften Verbrecher als 
ben nagahmungswärbigften Helden zu betrachten: die öffentlihe Meinung, die im 
Zuchthaus herrſcht wie anderorts, treibt jenen nach dieſem ſchändlichen Ziel Kin, 
und der Sträfling ift nad feiner Entlaffung nicht im Stande, fich jener furdt- 
baren Macht zu entziehen. Nur ein Gegenmittel ift denkbar: man mug bie öffent- 
liche Meinung ber Gefängniffe verhindern, fi zu bilden, indem man bie Gefan- 
genen trennt, und dem Verbrecher das Gefühl ver Vereinfamung gibt, falls er 
nicht durch Beſſerung wieder einen Plag in der Geſellſchaft erwerben will. 

Aber auch den philantropifhen Schwärmern, die in den Berurtheilten mehr 
Unglüdlihe als Verbrecher ſehen wollten, vie, auf die .unleugbare Mitfhuld ber 
Geſellſchaft hinweiſend, vorgaben, daß die erfte Pflicht ver Gefellihaft darin bes 
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ſtehe, die verblendeten, verirrien Seelen zu läntern — and ſolchen Idealiſten, 
bie dom ber Zellenhaft Wunder erwarteten, trat T. entgegen, mit ver Behauptung, 
baß bie Beſſerung des Schulvigen weber das einzige noch and; das hauptfächliche 
Ziel der Strafgeſetzgebung fein bürfe, umd daß es eine Thorheit ſei, vermittelft 
einer Adminiſtrativmaßregel und einer Zelle Schurken In ehrliche Leute umwan⸗ 
bein zu wollen. Er war der Meinung, daß eine folge Anflht der Strafe ihren 
Mero abſchneide, den Abſchen vor dem Berbrechen verringere und das Intereſſe 
ber Geſellſchaft auf die ihrer am wenigften würdigen Glieder Iente. Möge bie 
Privatwohkhätigkeit diefes Geld als das ihrige anfehen: dieß wirb die fegendreich- 
ſten Folgen Haben; bie Pflicht des Geſetzgebers aber iſt es, die Ordnung aufrecht 
za erhalten, und nit die Barmherzigkeit an die Stelle der Gerechtigkeit treten 
lafien. Ä on 
T. drang, wie gejagt, mit feinen Anfichten nicht durch: das amerilanifche 
Syſtem konnte in Frankreich keinen Boden gewinnen; doch murben die dadurch 
angeregten Ideen Anlaß zu Berfuchen auf dieſem Gebiet. | 
Richt allein das menſchenfreundliche Intereffe an ber Gefängnißreform hatte 

T. nach Amerika geführt, fondern mehr noch der glühende Drang des Patrioten. 
Meberzengt, daß in den politiſchen Berhältniflen eine ungeheure Ummälzung bevor« 
fiehe, daß Frankreich fi neu geflalten müſſe, und zwar nicht weniger als alle 
Staaten Europa’s, auf demokratiſcher Grundlage, und zugleich tief ergriffen von 
der Erfahrung, daß fen Vaterland ſich feit 1789 in nutzloſen Verſuchen aufreibe, 
glaubte er an die Nothwenvdigkeit einer ganz neuen Politik. Freiheit umd Gleich⸗ 
beit, der Wahlſpruch ber erſten Revolution, war auch der feinige; aber anftatt 
biefe beiden Grundbedingungen des neuen Staatslebens gleichmäßig zu entfalten, 
hatte das franzöfffihe Bolt von Anfang an mehr Berflänpntß für die Gleichheit 
als für Die Freiheit gezeigt, und T.'s beftänvige Furcht war, daß es ans Un 
wiſſenheit oder Ueberdruß einft wirklich die Freiheit zurückſtoßen, und einen ſchil⸗ 
lerhaften Gehorſam für den Triumph der Gleichheit halten Tönne. 1) 
Um ven Gefahren, die er für fein Land ahnte, entgegenzuwirken, wollte er 

die amierflantichen Berhättnifie mit eigenen Augen betrachten, und. diefer Gedanke 
zengte im Sabre 1831 von ungewöhnlidem Scharfblick England Hatte bisher 
als Muſter des Konſtitutionalismus gegolten: T. fühlte aber, daß ver feubale 
Charakter, den die liberalen Einrichtungen der Nachbarinfel tragen, ven Franzoſen 
immer ein Anftoß bleiben würde, während fie fi einer Verwandtſchaft ver An- 
ſchauungen und der Sitten mit den Amerilanern bewußt find.‘ Demohngeachtet ber 
ſtanden damals noch die größten VBorurtheile gegen Amerika, die T. nicht theiite, 
Er erblickte in Amerika das alte England, aber ein England, das das Königthum, 
die Staatölirhe, den Übel und die Privilegien in ber alten Weit zurüdgelaffen 


Y&r fagt von den demokratiſchen Bältern (mobel er jedoch augenfteintich das Frangdfifche 
im Sinne bat): „Sie heben ohne Zweifel einen natürlichen Zug zur Freiheit: wenn fe fi 
felbft überlaffen find, ſuchen fie diefeibe auf, fie lieben fie, und empfinden es ſchmerzlich, wenn 
fie ihnen vorentbalten wird. Aber für Die Gleichheit empfinden dieſe Zälfer eine Alühende, uner⸗ 
fättliche, unübertwindliche, fletö wiederauflebende Leidenſchaft: fie begehren Gleichheit in der Freie 
beit, und fönnen fie dieſe nicht erlangen, fo verlangen fie fie doch noch weniaflend in der Knecht⸗ 
ſchaft. Armuth, Unterjodung, Barbarei könmen fle ertragen, nimmermehr aber eine Adelshertſchaft. 
Dies Tann man von allen Zelten, vor allem aber von der unftigen fagen. Jeder AMenfch und 
jede Gewalt, die mit diefer unwiderftehfichen Macht ſich in einen Kampf einlaffen wollte, wird 
flärgen und von derſelden zermalmt werben. Sristzutage kaun die Wreibelt AG nırr anf bie 
Gleichheit ftügen, und fogar der Despotiönns Tünnte nicht ohne fie: die Herrſchaft bhaupten“, 
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bat; einen jungen Staat zwar, ber aber bene bie älteſte Dempksatje ber Neu⸗ 
eit ifi, und das Problem, deſſen Löfung, Fraukreich ſeit 1789 ſucht, ſeit zwei⸗ 
undert Jahren beantwortet hat 2), 

T. veröffentlichte 1835 feine in den Vereinigten Staaten gefammelten Be⸗ 
obachtungen und erfreute ſich eines glänzenden Erfolges, Das. Bud: De la 
Democratie en Amerique erlebte binnen 15. Jahren 13 Auflagen. Es trug ihm 
von Selten der franzöſiſchen Alademie zum zweiten Mal ven Preis Montyon ein, 
und ungetheilted Lob van den bedeutendſten Mänzern. X. wurde ſeitdem nicht 
felten mit Montesquieu verglichen, doch fcheint mir der Vergleich mehr ehrenvoll 
ala gegründet. Montesquien befaß große und glänzende Eigenſchaften, vie T. 
fehlen; Hingegen liegt in beffen unverrüdter inniger Hingabe an eine große Idee, 
in feiner warmen Sorge um das Wohl feines Volkes eine hinreißende Macht, die 
Montesquien nicht zu Gebote ftand. 

Um die Tragweite von T.'s „Democratie* richtig zu ſchätzen, muß man 
fih auf den Standpunkt von 1831 und in die franzöfiihe Eigenthümlichkeit ver⸗ 
fegen, die trog eines lebhaft gefühlten Bedurfniſſes nad Aenderung der palitiichen 
Berhältniffe dennoch ſtets wieder auf die eigenen Gedanken zurüdigumt: ald Er⸗ 
gehniß der verfchiebenartigfien Reyolutionen erfcheint unabwenbbgr die Centrali⸗ 
fation, ein ungeheure Budget, eine Staatskirche, officielle Erziehungsanftalten, 
eine hierarchiſche Juſtiz, eine monopolifirte und fcharf überwachte Preſſe, und pie 
Iiberale Partei ftrebte über dieſe Dinge nicht hinaus. Das: in Amerila nerlebte 
Jahr lehrte T. andere Grundſätze kennen. Anftatt des Staates nimmt bort das 
Individuum die Hauptftelle ein, das Geſetz kennt die Kirche nicht, dennoch iſt dieſe 
mächtiger und reicher als irgendwo auf dem alten Kontinent, der Unterricht iſt 
nicht Sadıe des Staats, ſondern der Gemeinden und Propinzen; aber: er ift nir= 
gends fo verbreitet wie in Auerifa; die Berwaltungsbehörben. und die Kammern 
mäflen fi vor der Iuftiz beugen, aber die Richter mißbrauchen ihre Gewalt 
nit; die Preſſe ift ſchrankenlos, aber vie völlige Freiheit markt aus ner Tages⸗ 
preſſe nicht die Herrn, fondern die Diener der öffentlihen Meinung, and bei allen 
Mißbranchen ift fie weniger ſchädlich als in Frankreich, In beiden Nationen hexrſcht 
bie Gleichheit; aber inmitten nom Anfichten, bie, fo wie, die franzöſiſchen aller Par⸗ 
teien feit 1789, auf der Souveränetät des Staates beruhen, muß bie Freiheit 
notbwendig verfümmern 3, Der amerilanifhen Konftitution And folde ‚Kehren 
fremd; die Regierung ift unumſchränkt, aber in einer engen, ſtreng abgegranzten 
Sphäre: ihr gehört die Armee, bie Marine, bie Diplomatie, bie Poſten und 
Zöle. Der Handel im Iunern aber, die Inpuftrie, die Banken find außer ihrem 
Bereich, ebenfo die Kirche, das Schulwefen, die Preſſe — wit einem Wort, ber 





2), „In Amerika, ſchrieb T., iſt die Demokratie ihrer eigenen, natürliden Entwidiung über: 
lafien. Ihre Heußerungen find ungezwungen und frei. Hier ao muß man fie kennen lernen. Und 
für wen tönnte denn dieſes Stublum angiehender und erfpriehlicher ſein als für uns, die un- 
widerflehlih vorwärts getrieben werden, und die wir vieleicht dem Despotiemus, vielleicht der 
Republil entgegen eilen, jedenfalls aber demokratiſchen geſellſchaftlichen Verhältuifien”. 
9) Unfere Zeügenofſſen geben in ihren Anfichten weniger weit auseinander als mar oft 
aubt; allerdings find fie beftändig über die Berfonen uxeins, die die Träger der Gewalt fein 
oflen; aber. fie verftändigen ſich leicht über Die Pflichten und Rechte des Machthabers. Allen 
nt ha die Regierung unter dem Bilde einer einzigen, einfachen, ſchoͤpferiſchen, vorſer alichen 
cht dar. — Die Meiften find der Meinung, daß die Regierung auf eine tadelnaweribe Weifr 
abelt; Alle denken aber, daß die Regierung befländig handeln und überall eingreifen muß. Die 
inheit, Algegenwert umd Alimacht der Reglerungsgewalt. Die Bleichmäßigteit ihrer Anordnungen 
nd dar £ —22 Zug aller jehigen politiſchen Syßeme“. Je 
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Gedanke. Dos franzöffehe Ideal iR die katholiſche Hierarchie, die ſelbſt unz eint 
Nachbiſdung der autiten romiſchen Verwaltung ift; das Iheal der Amerilaner if 
* A Kirche, worin Jeder Priefer iſt und ſelbſt fär fein Seelenheil zu 
orgen . 

T. Hatte. bei feiner Mädtehr ans Amerika feine Wahl. getrofien: nicht zu 
Anierifanern wollte er die Franzoſen gemacht willen; aber er hatte den Geift der 
Freiheit Tonnen gelernt und fortan ging fein ganzes Streben darauf, diefen Geiſt 
in Frankreich zu erweden;: bean bie fataliftifche Anficht,; daß gewiſſe Nationen 
bazu veructheilt feien, ſtets nur bie Geleife ihrer Voreltern tiefer zu treten, Ing 
ihm fern.. Ex war: der Ueberzeugung, daß das Schichkſal ver VBölker, nicht weniger 
als. das. vos Einzelnen, von nem Ideal abhängt, das fie fih bilden; er glaubte 
aber au, daß ein Bell, das die Freiheit kennt und liebt, unfehlbar die Form, 
unter welcher dieſelbe bei ihm heimiſch werden kann, aus fi ſelbſt erzeugen wird, 
So wänidte T., dem bie nationale Einheit theuer war, und ber in ihr ven. 
wahren: Anstrud bes franzöflihen Bollögeiftes zu ſehen glaubte, keine wefentliche 
Henberung in ber oberfien Gewalt; aber er forderte Reformen, die diefelbe- läutern 
follten, ohne fie darum zu fh wären. 

Die Selbftänbigkeit ber Gemeinden ift nuter allen feinen Forderungen: die⸗ 
jenige, welche jetzt, nach Verlauf von dreißig Jahren, eine ziemlich geläuſige ge⸗ 
worden iſt; aber er blieb hiebei nicht ſtehen. Als aufrichtiger Chriſt und Katholik 
hätte er für die Religion größeren Einfluß auf vie Geſellſchaft gewünſcht. Bu 
dieſem Zweck ſchien ihm die Trennung der Kirche vom Staat das wirkamfte 
Mittel; er glaubte, daß bie erftere unenvlihd an Würde und Wirkſamkeit gewinnen 
würde; wem fie fi von ihrem unnatürlichen Schutherrn losjagte. Ebenfo war 
die völlige Befreiung der Preſſe ein Lieblngswunſch T.'s, fie war ihm vos. ide 
tige Hälfsmittel. ver Freiheit und vie Garantie berfelben. 

Enplich wollte T. eine volllemmen feibflännige Rechtspflege; aber e. iſt dar 
mals nur unvollkommen verftanden: worden, und vielleicht bat ſich in. dieſer Be⸗ 
jiehung nicht viel geändert. T. erhob ſich nämlich gegen vie eigenthümliche 
Stellung, in welcher fi das Recht ven Staatobeamten gegenüber: befindet; ber 
oberſte Spruch in folhen Konflilten follte ‚nicht mehr der Berwaktungsbehärhe, 
fondern .dem.Richter zuftehen. Der Staat fohte vom Standpunkte des Rechtes 
keinen Borzag haben. dor dem einzelnen Bürger.. „Iw Amerila”, ſagte er,. „gehorcht 
ber Menſch niemals dem Meenfchen, fondern dem Geſetz und dem Recht.“ 
Dies alfo waren T.'s Ideen, in Amerila fo alt, daß fie zu unumſtoͤßlichen 
Gsundfägen geworben find; in Frantreich *) fo neu, daß fie noch jegt nach 25: 
Jahren durch ‚ihre Kühnpeit unfere Berwunderung. erregen. Die Habend-Korpus- 
Ute, die Tremmung von Kirche und Staat, das Bereinsrecht, die Prebfreihei, die 


%) „Die Sehre von ber Bollsfouveränetät ift in den Bereinigten Staaten nit eine vers 
eingelte, "Die weder mit den herrſchenden Ideen noch Gewohnheiten in Zuſammenhang fleht, fon- 
dern man muß fle im Gegentheil als das letzte Glied. einer Derfettung von Anfichten betrachten, 
die Die: ganze engliſch⸗ amerikaniſche Welt umfaßt. Die Borfehung bat jedweder Perſonlichkeit den 
Grad vom Uinficht verliehen, deffen fie bedarf, um in den Dingen, die fie ausſchließlich angehen, 
richtig a handeln, Died iſt der große Grundſatz, auf welchem in den Vereinigten Staaten das 
Petontleben, fowie das polltifche Reben beruht: er wird vom Famillenvaler auf feine Kinder, von 
Heren auf feine Diener, von der Gemeine auf ihre Blieder, von der Regierungsgewalt auf bie 
Gemeinen, von dem Staat auf Die Provinzen, von des Imion auf die Staaten angewendet. Aa 
die ganze Nation aushebehnt, wird diefer Grundfap zur Behre von der Bolföfonseräntetät ::. 

“) Anm, d. Red. Es IR zu beachten, daB bier ein frangöflicher ſpricht, 
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Unabhängizkeit ver Schule, zielen nicht darauf bin, herrſchende Meinungen oder 
anerkannte. Mechte zu fichern; ſondern fie wollen. im Gegencheil junge Ideen und 
neue Rechte gegen ven Drud des Staates und bie mranniſche Gewalt der Mehr⸗ 
zahl ſchützen. Solche Veränderungen waren in Frankreich noch niemals, vorge⸗ 
ſchlagen worden; T. zum -erften Male wagte es, allen nationalen Beruriheilen 
zam Trotz, enetgiſch darauf hinzuweiſen; „wenn Alle ſich nur mit dem nächft⸗ 
folgenden Tag beſchäftigen, ſagte er, fo will ich an die: Zulunft denken.“ 

T. veröffentlichte 1840 eine Fortſetzung feines Buches, bie weniger gut auf 
genommen wurde, und zwar mit Nedt. Er hatte fidh Hier die Aufgabe geftellt, 
den Einfluß der Demokratie auf die Literatur, die Wiſſenſchaft, die Künfte und 
gefelligen Berhältniffe, in Amerika fowohl als in Frankreich nachzuweifen. Diefe 
Aufgabe iſt aber unlösbar, wenn fte einzeln: anfgefaßt wird; denn: fo ‚groß auch 
der Einfluß der Gleichheit auf die Bildung eines Volles fein mag, fo wirken. doch 
eins Menge anderer Elemente eben fo beftimmend. mit, und es muß benfelben bei 
der Beurtheilung des Ganzen Rechnung getragen werben, weun. nit durch an⸗ 
billige Hervorhebung eines einzelnen Gliedes der Geſichtapunkt ein fchlefer:.merben 
fol. X. begeht vielleicht in feiner „Fortſetzung“ dieſen Fehler, und macht die 
Demokratie zu ausfchließlih für Gutes fowohl als Schlimmes verantwortlich. 
Jedenfalls laſſen ſich feine Beobachtungen wicht auf alle demokratiſch gegrieten 
Länder anwenden, wenn fie au, ansichlieglih anf Amerika bezogen, vielleicht 
fat durchgehends richtig find. Das legte Kapitel viefes Buches iſt aber ein 
Meiſterwerk and vielleicht das Beſte, was aus T.'s Fever geflofien iſt. Nirgends 
bet. en Marer und beredter die Gefahren bezeichnet, die in der Gleichheit liegen, 
wenn ihr nicht ein entipreddenves Maß von freiheit. zur Seite fickt; nirgends 
bes er die Emtralifatien nachurädiicher angegriffen. Eine Wahrheit war ihm end⸗ 
lich in ihrem reinften Lit erfihlenen, und er ſprach fie begeiftert. aus, wie nänı- 
lich daß ver hauptfächlihe und weſentliche Zwed aller Politid der Menſch ifl 
und nicht ver Staat; daß der Meni die einzige wahrhaft lebendige Kraft iſt. 
daß jener Verſuch, dieſelbe zu verringern, um den Staat zu kräftigen, nur ein, 
einer. hohlen Einförmigleit gebrachtes Opfer wäre, und daß im Gegentheil bie ber 
Zukunft geftellte Aufgabe dahin zielt, ven einzelnen Menſchen zu entwideln, ihm 
zum Bewußtſein feiner Fähigkeiten wie feiner Verantwortlichkeit zu verhelfen and 
ihn von Allem zu befreien, was feinem Denken, Wollen over Thun hemmend 
entgegentreten Tünnte 9). ’ 

Seine „Democratie en Amerique* eröffnete T. den Zugang. zu ben Höchften 
Ehrenftellen in Fraukreich: er wurde 1839 zum Mitgliev ber Acadömie des 
Seiences morales und 1841 zum Mitglied ver Acaddmie frangaise ernannt. Seine 
Aufnahmsrede mußte zunähft einem ehemaligen Minifter Napoleons, deſſen Stelle 
er einnahm, gelten. T. berührte feinen Gegenftand nur kurz, um zu einer Dar⸗ 
ſtellung Napoleons und des Kaiſerreichs Überzugehen, worin er feine Lieblings⸗ 


5) An vielen Etellen erinnern T.’6 vortrefflie Worte an den großen Amerilauer Chan» 
ning, den. er vielleicht auf feiner Reiſe perfönlich kennen lernte, mit dem er aber jedenfalls in 
Auffaflung und Urtheil verwandt ifl. So fagt er 6. 369: „Man follte meinen. daß die Herrſcher 
unfrer Beit-nur daran denken, vermittelft der Menſchen große Dinge auszuführen. Ic weite, 
daß fie. ein wenig mehr darauf bebacht wären, große Menigen zu machen. daß fie weniger Werth 
auf die Arbeit legten und nehr auf die Arbeiter, daß ſie ſich befländig an bie Wahrheit erinner 
tem, daß eine Nation nimmermehr fange ftark bleiben kann, wenn alle Einzelnen an und für fi 
ſchwach find, und‘ daß ed weder geiellichaftlihe Verhältmiſſe noch politiſche Einrichtungen gibt, 
die aus kleinlichen, weichlichen. Bürgern ein thatfeäftiges Voit zu ſchaffen im Stande wären“. 
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ideen entwidelte und den Sag aufſtellte: nachdem die Begriffe der Freiheit und 
ber Gleichheit als zwei große geiftige Strömungen ans ber franzöflfchen Revolution 
beroorgegangen waren, habe Napoleon mit ſcharfem Bid erkannt, wie die Freiheit 
nothwendig zu Tonftitutionellen Einrichtungen führen müſſe, und babe deshalb, pie 
Freiheit bei Seite laſſend, die Gleichheit zu feinem Wahlfprud gemacht. Bald 
babe ex dann In ber That gleih den römiſchen Caſaren fagen können, baß er 
Alles verlangen dürfe, weil er allein im Ramen des Volkes, das ihn zu feinem 
Stellvertreter erwählt, fprede. _ 

Sowohl feine Neigung als feine Studien legten T. eine politifche Laufbahn 
nabe; er hatte bald nah der Rückkehr von Amerika feine Stelle in Berfailles 
aufgegeben und wurbe 1839 in die Kammer gewählt. Dort befand er ſich faft 
Immer in der Oppofltion; nicht aus Parteigeift, aber es lag ihm Alles an ver 
Durchſetzung feiner Ideen, und feine Ideen waren nicht in Gunſt. T. fand in 
der Kammer um feiner Rechtlichleit und feiner Kenntniffe willen große Auer- 
fennung; 1839 und 1840 war er Berichterftatter eines Auoſchufſes für vie Ab⸗ 
ſchaffung der Sklaverei in den Kolonien; ſchon oben wurden feine Berichte aus 
ben Jahren 1840 und 1843 über vie Sefängnißreform erwähnt. 1841 machte 
er eine Reife nach Wigerien und 1846 eine zweite; er jeßte eine, fchon damals 
erfhütterte Geſundheit aufs Spiel, um durch genaue Kemntniß ver bortigen Ber- 
haͤltniſſe fi ein Recht zu erwerben, über dieſe hochwichtige Angelegenheit 
zu fprechen. 

Die Ereignifie des Jahree 1848 betrübten T., ohne ihn zu überraſchen; er 
hatte fie vorausgefehen. Jetzt nahm er einen Plaß in der konſtituirenden Berſamm⸗ 
lung an; denn wenn er fi aud nicht über die eigentliche Richtung des fran« 
zöfifchen Geiftes zu täufchen vermochte, jo kam es doch ihm nicht zu, einen Ver⸗ 
ſuch republikaniſcher Einrichtungen zurückzuweiſen. Obwohl zum Ausihußmitglien 
gewählt, gelang es ihm dennoch nicht, feinen Anftchten Geltung zu verfhaffen; 
es wurben bie thörichtſten Beſchlüſſe gefaßt, über deren Folgen fih T. unmöglich 
täufchen Tonnte; aber geleitet von einer Neigung zum Ürieden, ver ein großer 
Irrtum zu Grunde lag, geftattete er fih, an dem unheilvollen Wert wenigftens 
durch fein Stillſchweigen Theil zu nehmen. Im Jahr 1849 wurbe er in bie ge- 
feggebende Berfammlung gewählt und zu einem der Vicepräſidenten ernannt. 
Einige Tage fpäter wurde ihm vom Präfinenten der Republik das Portefeuille ver 
auswärtigen Angelegenheiten übergeben. Hier fand er die italieniſche Frage vor, 
bie alle Politiker befäftigte. Die itallenifchen Verbältniffe waren ihm nicht 
fremd: als im Jahr 1848 Defterreih damit umging, auf bie Lombardei zu ver- 
zichten, hatte ver General Cavaignac T. ſchon zum Vertreter Frankreichs bei 
einem, in Brüfiel zu baltenden, Kongreß beftimmt, als plöglih Radetzky's fieg- 
reicher Degen Defterreih zum zweiten Male zum Herrn der Lombarbei und den 
Kongreß überflüſſig machte. Als T. ins Minifterium trat, war der Papſt nad) 
Gaeta geflüchtet, die franzöflfchen Heere ſtanden fchon vor den Thoren Roms, 
Man muß annehmen, daß T. dieſe Maßregel guthieß, da er außerdem nicht im 
Minifterium geblieben wäre. Thätigen Antheil an dem Gang der Dinge hatte er 
erſt dann zu nehmen, als nad dem Einrüden ver franzöflihen Truppen bie diplo⸗ 
matifhen Berhandlungen begaunen. Ex hoffte, daß ber durch bie frangdfifchen 
Waffen wieder eingefegte Papft freiwillig die im Jahr 1847 feinem Bolt gemach⸗ 
ten Konceffionen ernenern würde, und bag endlich einer für die Kirche nicht 
weniger als für Italien und Europa ſchädlichen Politik ein Ende gemacht werbe. 
Dies war ein Irrthum, aber der eines eveln Gemüthes; und wenn in ber Folge 
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in Rom Wlles beim Witen blieb, fo tft die damalige franzöfliche Regierung, vie 
T. vertrat, ſchwerlich dafür verantwortlih zu maden. 

T. blieb nur vier Monate im Minifterlum: fobald er anf bie Hoffnung 
verzichten mußte, den Präfinenten und die gefeßgebende Berfammlung in gutem 
Einvernehmen zu fehen, zog er fi zuräd und nahm feinen Plag wieder auf ten 
Bänfen ver Kammer ein. Im Jahr 1851 hatte er über die Berfaffungsrevifien 
zu berichten. Die konſtituirende VBerfammlung hatte hierüber fowie über das Zwei⸗ 
Yammerfgftem vie falfhen Grundſätze ihrer Vorgänger angenommen: eime ein 
Drittel ſtarke Minorität follte das Land zwingen können, auf die fernften Zeiten 
binaus ſich unter ein läſtiges Gefeg zu beugen. Tauſende von Stimmen verlangten 
1851 die Revifion. Man follte denken, daß in einer Republif die Voltsvertretung, 
fie mag fonftitulrend oder gefeßgebend ſein, ftet8 das Recht habe, an das Land zu 
appelliven: vie gefetgebende Verſammlung wagte jebod nit, dieſen Schritt zu 
thun. T. entwidelte in feinem Bericht die Schwierigkeiten der Lage mit großer 
Einſicht; er erkannte an, daß Franfreih durch die Geſetzgebung des Jahres 1848 
in einen anomalen Zuftand verfegt fei, er bezeugte, daß eine ftets wachſende Un⸗ 
ruhe ſich aller Gemüther bemädtigt babe, und daß nur bie nothwenbigen Aende⸗ 
rungen in der Konftitution einem neuen politifhen Umflurz vorzubeugen vermödhten; 
aber als Referent eines Ausfchufles, der fidy nicht Hatte einigen können, trat er 
dennoch mit einem entſchiedenen Antrag auf Berfaflungsrevifion nit hervor, und 
überließ der Berfammlung bie Verantwortlichkeit für einen Schritt, von welchem, 
feiner Ueberzeugung nah, Frankreichs Zukunft abhing. Die Triebfeder von T.'s 
Verhalten war die reinfte, felbftlofefte Vaterlandsliebe; dennoch hätten feine Freunde 
und die treueften Anhänger feiner Ideen ihm vielleicht eine ſchwierigere und groß- 
artigere Rolle zugedacht. Das edelmüthige Opfer, das er, der Sehende, feinen 
verblendeten Mitbürgern brachte, Toftete ihn viel und nügte Niemanden. 

Nah dem 2. December 1851 kehrte T. in das Privatleben zurüd, und ohne 
fih feinem Schmerz über das Geſchehene zu überlaffen, nahm er feine politifchen 
Studien wieder auf, um Frankreich, wenn nit auf der Rednerbühne, fo doch am 
Schreibtiſch noch nüglich zu werben. 

In T. lebte ein forfchender Geift und ein frommes Bemüth. Er glaubte an 
Gott und nicht an den Zufall, und fo ſuchte er in den Ereiguiflen, die feine 
Hoffnungen und Berechnungen täufchten, eine Lehre für vie Zukunft. Durch die 
Jultrevolntion batte er verftehen gelernt, welche Rolle der Demokratie in der Zu⸗ 
funft bevorftehe; der raſche Sturz einer ihm ſympathiſchen Regierung trieb ihn 
zum Nachdenken über vie Frage, warum der Parlamentarismus in Frankreich fo 
ſchwache Wurzeln gefchlagen, und warum fih im Bolt fo wenig Neigung und 
Verſtändniß dafür finde. Die richtige Antwort hierauf lag nicht ferne: es war 
unwiderſprechlich, daß in Frankreich die politifhe Freiheit ſeit Jahrhunderten nur 
ganz oberflächlich aufgefaßt worden war. An Charten, an Konftitutionen hatte es 
nicht gefehlt; aber fie waren Worte ohne fefte Unterlage geblieben: bie kunſtvoll 
zufammengefegte Staatamaſchine drehte fih nur in wohlgeorbnetem Kreislauf um 
fih ſelbſt, anftatt täglich und ftündlih eine Menge von gemeinnützigen Erzeng- 
niffen zu liefern. Diefe Gedanken entwidelte T. in einem 1856 unter dem Titel: 
„VAneien r&gime et la R&volution“ erſchienenen Werke. 

Aus einer forgfältigen Prüfung der Berhältniffe vor 1789 ging ihm vie 
merfwürbige Gewißheit hervor, daß, trog aller Anftrengung, mit der Bergangen- 
heit völlig zu brechen, biefes unmöglihe Wer! ven Geiftern jener Zeit deineswegs 
gelungen war, und daß der Verwaltungszuftand Frankreichs im 19. Jahrhundert 
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ſich viel weniger als man gemeinhin glaubt, von dem Frankreichs unter Ludwig XV. 
unterſcheidet. Es wurde ihm klar, daß die Centraliſation ein Vermächtniß des 
alten Königthums iſt, das die Revolution übernommen und vergrößert hat. Im 
erfien Augenblick könnte dieſe Behauptung überraſchen, aber T.'s Beobachtungen 
zeigen ſich bei eingehender Prüfung ſehr richtig. Was den kräftigen Königen aus 
dem Hauſe Valois ihre Bedeutung gibt, ſind ihre erfolgreichen Bemühungen um 
die Einheit Frankreichs, um die Niederhaltung des Adels, die Aufhebung der 
Vorrechte einzelner Stände, die Stärkung der königlichen Macht, mit andern Wor⸗ 
ten: die Negenten arbeiteten auf vie Gentralifation hin. Die konſequente Durch⸗ 
führung dieſer Politik machte die Monarchte zn dem, was fie unter Ludwig XIV. 
war. Zu der Zeit, ra in England die aufkeimende bürgerliche Freiheit vie Hülle 
des Feudalweſens fprengte, war es in Franfreih dahin gekommen, daß der Staat 
Alles zu feinen eigenen Gunſten nivellirte, die Kommunen waren gegängelt, vie 
Beamten durch eine außerordentliche Gerichtsbarkeit gegen bie Bürger ficher ge⸗ 
ftellt, Paris nötbigte dem ganzen Lande feine Anfihten und feine Launen auf — 
wir finden die nämlihen Erfcheinungen, damals wie jegt: die Namen find anders 
geworben, nicht aber die Dinge und die Menſchen. T. meinte darum nicht ber 
Revolution ihre Verdienſte abzufprehen: fie war fruchtbar durch ihr Zerſtörungs⸗ 
wert, und räumte ans bem Wege, was die Gleichheit hindern konnte; aber im 
Grunde kam diefe Ausgleihung der Stände nur der Staatögewalt zu gute, und 
gewährte ihr die Mittel zu einer fräftigeren und unmittelbareren Einwirkung. Ein 
ſprechender Beweis für diefe Behauptung liegt darin, daß alle unumfchränften 
Monardien in Europa dieſes franzdfiihe Berwaltungsfuften zum Mufter ge⸗ 
nommen baben. | Ä 

Die Aufhebung von Standesvorrechten fördert jedenfalls die Gleichheit, 
feineöweg3 aber damit auch nothwendig bie Freiheit; denn vermöge ihrer boppelten 
Natur geftalten fich diefe Vorrechte allerrings nach unten als Unterbrüdung, nad) 
oben aber als Freiheit, und im Feudalſtaat Ludwigs IX. fand fih, bei aller 
Ungleichheit ber Stände, ein zwar fehr unbillig vertheiltes, nichts beftoweniger 
aber beträchtliches Maß bürgerlicher Freiheit; Körperfchaften befaßen im Mittel 
alter dem Staate gegenüber eine Widerſtandskraft, bie heutzutage dem einzelnen 
Bürger fehlt. In diefem Sinne hat- Frau v. Stael Recht, wenn fie fagt: in 
Frankreich iſt die Freiheit alt, und der Despotismus neu. Da die Gtandesvor- 
rechte nit nur denen, bie unmittelbar unter denfelben litten, fondern auch dem 
Monarchen, deffen Willkür fie einen Damm entgegenjegten, zum Aergerniß wurden, 
fo entfland ganz natürlich ein inniges Einverftändniß zwifchen dem König und 
den niebern Volksklaſſen. Die Kronjuriften trugen allmälig vie Grunbfäge des 
römiſchen Rechtes, das viel von Gleichheit, nichts aber von Freiheit weiß, auf die 
franzöſiſche Geſetzgebung über und dienten anf dieſe Welfe dem Wunſche ver 
Herrſcher. Als endlich die Revolution auftrat, gelang es ihr unfchwer, vie in 
Trümmer flürzenden Gebäude vollends niederzureißen, und als nun ber Schutt der 
Bergangenheit weggeräumt war — da glaubte fle die Grundfeſten der politifchen 
Freiheit gelegt zu haben. Mirabeau theilte dieſen Irrthum nit: er fah ein, wie 
ſehr diefe Ergebniffe der Nevolntion dem Königthume günftig werden fonnten, und 
benugte feine Beobachtung, um Ludwig XVI. zu Reformen zu veranlafien. Was 
Ludwig XVI. im Jahre 1790 nicht zu faflen vermochte, verftand in ver Folge 
Napoleon und ‚gründete hierauf feine Macht. 

Indem T. in folder Weife die Schattenfeiten des alten Königthums fowie 
ber Revolution beleuchtet, meint er doch keineswegs ber franzöfiihen Staatseinheit 
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zu nahe zu treten. Ex will dieſe in ihrer vollen Kraft erhalten wiſſen: in ve 
Händen des Staats follen die Armee, die Marine, vie Geſetzgebung, bie Iufli, 
die Steuern, die Finanzen, die Wahrung der allgemeinen Intereſſen, bie Ober 
leitung ver Polizei bleiben, aber vie Gemeinde und der Privatmann follen ihr 
befondern Angelegenheiten felbft zu ordnen haben. Das Bielregieren, meinte 2, 
ift für den Staat eine Quelle ver Schwäche: denn er erzieht ſich egoiſtiſche un 
ſchwächliche Bürger und die allgemeine Sicherheit gewinnt bei ihrer politiſchen 
Gleichgültigkeit nichts. Für gewöhnlich gehorcht man allerdings blindlings und au 
Bequemlichteit jedem erften beften Unterbeamten, aber es darf nur ein Augenblid 
des Mißverftändniffes oder der zornigen Aufregung kommen, fo wird bie Regie 
rung geftürzt oder eine ganze Dynaftie vertrieben. In England und Amerika ve: 
fiht Jeder heftig und geräuſchvoll die Anſprüche, auf die er ein Recht zu hata 
glaubt; aber man hütet fih vor Revolutionen, und fowohl der Staat als vi 
Freiheit gewinnen babei. 

Man fieht, wie T. fih Immer in demſelben Gedankenkreis bewegte. Alt: 
halben fuchte er nad der Verbindung von Freiheit und Gleichheit. Das letzte de 
beiden Werte, die er über dieſen Gegenſtand fchrieb, fcheint mir jedoch das ver 
züglicdere zu fein; nicht eben wegen eines Fortfchrittes in ven Ideen, die fid vr 
Anfang an faft unaufhaltfam aus dem Princip ergeben; aber der Schriftſtele 
behandelt feinen Stoff klarer und fiherer: die Erfahrung des Lebens verbinvet fi 
mit der aufrichtigſten Vaterlandsliebe ©), 

Es warb T.'s edlem Geiſt nicht gegeben, fein Werk zu vollenden. Ein Brot: 
leiden nötbigte ihn mehrmals, in wärmeren Gegenden einen Aufenthalt für im 
Winter zu fuhen; aber es ftellte fich feine Beflerung ein, das Arbeiten mut: 
ihm ſchwerer: ein ſchleichendes Fieber untergrub fein Leben, und in Cannes, wohn 
ihn die Aerzte geſchickt hatten, verſchied er fanft im April des Jahres 1859. T.! 
früher Tod war feinen Freunden ein bitterer Schmerz; aud feine Gegner be 
trauerten ihn. Er war ein Mann gewelen, auf deſſen unwanbelbare Treue p 
bauen war: keinem feiner Jugendfreunde hatte er ſich entfrembet, vie Gattin, meld 
ihm die Augen ſchloß, war tie innig geliebte Gefährtin feines ganzen Lebens gr 
weſen; der Glaube feiner Väter war aud ber feinige geblieben, und niemals mr 
er in feinem Gtreben nah Wahrheit und Freiheit wankend geworden. Wenferlis 
betrachtet, hat T. allerbings nicht die Stellung erlangt und die Ehre genoflen, de 
fein Charakter, die Züchtigkeit feines Kopfes, feine ausgedehnten Kenntniſſe m: 
feine Meifterfhaft im Wort verbient hätten; dennoch war feine Raufbahn cr 
ihöne und befriedigende. Obſchon feine beften Hoffnungen zu nichte wurden vn 
ben zermalmenven Ereigniffen, hatten ihm doch feine eveln Eigenſchaften, ſein 
Bürgertugend die ungetheiltefte Zuneigung feiner Nation erworben; in ven de 
einigten Staaten war er wie ein Landeskind angefehen, das auf Fremde fo fi 
herabſehende England ſchätzte ihn aufrichtig, ganz Europa hörte auf feine Stinn 
und beachtete feine Rathſchläge; es gibt unter unfern Zeitgenoffen glänzender 
Namen, aber feinen, der reiner und geehrter wäre, 

Seine Gattin ftiftete ihm in der Herausgabe feiner ſämmtlichen Werle ei 
fhönes Denkmal, Bon hohem Werthe find darin, außer ven vorher ſchon beräht 


6) Das Buch bricht mit dem Sturz des alten Königthums ab, ohne und mitzutheilen, we 
unter den revolutionären Berfammlungen und dem Kaiſerrelch aus der Frelbeit und der be 
tralifation geworden iſt: T. behielt ſich Die Erörterung diefer Verhältniſſe für einen zweiten Br 
vor, von dem er afer leider nur. die Vorrede gefchrieben bat. 
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ten Büchern, feine Retfebemerkungen aus England, Irland und der Schweiz. Die 
Charakteriftit der englifhen Ariſtokratie erinnert lebhaft an die Führer der ameri- 
kaniſchen Demokratie. Auch über die franzöſiſche Revolution finden fi darin manche 
werthoslle Betrachtungen. 

Zoleranz, |. Belenntnißfreiheit. 

Tories, |. Oroßbritannien, 

Toskana, |. Italien. 


Tudor, f. Großbritannien. 


Tubet. 


Mit dem Namen Tibet bezeichnen wir das Längenthal zwiſchen dem Hima⸗ 
laya im Süven und dem Kalalorum-Gebirge im Norven. Gegen Often bezeichnet 
feine Grenze die Biegung des Dihong, der fih unterm 95. Grade öſtlich von 
Green. in den Brahmaputra ergießt. Gegen Weften, gegen Kabul, bildet feine 
Grenze die Gebirgefette des Bolor Tagh, melde in norv-fünliher Richtung ven 
Himalaya mit der Karalorumlette an jener Stelle verbindet, wo bie lettere be- 
ginnt in den Hindukuſch Überzugehen; der Indus und der Satleſch — bie Catabrü 
der alten Indier —, find die Hauptflüfle des Weſtens. Die unbeflimmten Ans 
gaben, vie man bis auf die neueſte Zeit über bie VBodengeftaltung dieſes Theiles 
von Hochaſfien erhalten hatte, ließen bier große Hocebenen mit verhältnißmäßig 
fehr niedrigen Gebirgszügen erwarten, von denen man überbies glaubte, daß fie 
die nördliche Orenze ihres Stromgebietes im Kuenluen-Gesirge Hätten. Schon bie 
Beobadhtungen der Gerards und Strachey's hatten zur Genüge bewiefen, daß vie 
Waſſerſcheide zwiſchen dem Stromgebiete des Dihong und jenem bes Indus zwar 
eine verhältnigmäßig niedere iſt, nänılid von 16,000 in den Umgebungen des 
Manfaraur , daß aber deſſenungeachtet vie Form des Terrains ferne davon iſt, 
mit Ebenen oder Hochplateaux fich vergleichen zu laſſen, indem die relative Höhe 
der Berge überall 5—6000' überfchreitet. Ganz im Norbweften findet ſich ſogar 
in dem jüngft erft entvedten Dapfang-Berge ein Gipfel von 28,278 engl. Fuß. 
Eine Waſſerſcheide, wie fie am Manfaraner vorfommt, ift nur ungewöhnlich und 
unerwartet, wenn bie Stromgebiete, welche dadurch getrennt werven ſolch riefige 
Ausdehnung haben wie hier; im Kleinen kömmt fie in den Alpen fehr häufig 
vor; ich nenne als eines ver belannteften Analoge den Maloja-Pap, welcher bie 
Stromgebiete des Inns und der Etſch trennt. 

Die Grenze gegen Süden ift im Allgemeinen die Haupilette des Himalaya, 
welche aber an mehreren Stellen Depreffionen erleidet, und Ströme hindurchfließen 
läßt, die ihre Quellen noch etwas nördlicher liegen haben. Die Grenze gegen 
Norden war bisher am wenigften genau befannt; man glaubte, die Waſſerſcheide 
fäge erft in der Gehirgäfette des Kuenluen im 36—37ften Grad nörblid, während 
das zum erften Male ausgeführte Ueberſchreiten der Karalorum - und Kuenluen- 
Kette durch meine Brüder im Jahre 1856 Folgendes ergeben hatte: Dem Hima- 
laya entlang läuft die Karalorum⸗Kette ald Waſſerſcheide; nördlich von ihr, aber 
bereits mit einem Fallen gegen Turkiſtan Itegen allerbings große Hochebenen mit 
verhältnigmäßig fehr Meinen Gebirgen darauf, die aber weder in hydrographiſcher 
Beziehung, noch Hinfichtlih Ihrer Bewohner zu Tibet gerechnet werben können. 

Das Klima von Tibet ift wegen der bedeutenden Höhe des ganzen Terrains, 
felbft in den Thalfohlen, ungeachtet der geringen nördlichen Breite bereits fehr 
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fühl. Bei 12,000°, wo wir noch Drte mit großer Bewohnerzahl finden , ift bie 
mittlere Jahrestemperatur nur 5 bis 6 9 Cel.; in Hanle, dem höchſten bewohnten 
Drte der Erde, den man bi8 jegt Fennt, und veffen Höhe 15,117 engl. Fuß be: 
trägt, hat fie fi nad den Unterfuhungen meines Bruders Hermann v. Schlagint- 
weit-Sakünlünski zu 1,70 Cel. ergeben. Um meiften charafteriftiih aber ift die be- 
dentende Trodenheit im ganzen Lande. Während in Sibirien 19 9/, Feuchtigkeit 
— over 1/, deffen was nöthig wäre bei gleicher Temperatur bie Atmofphäre bis zur 
Nebelbildung zu fättigen — von A. v. Humboldt als die größte ihm .auf ver Erre 
befannte Trodenheit angegeben wurde, haben vie Beobachtungen in Tibet im Sommer 
eine relative Feuchtigfeit von 5, felbft nur von 1 0/, gezeigt. Das noch jet fortfchrei: 
tende Austrodnen der Salzfeen zeigt überdieß, daß in diefer Beziehung die klimatiſchen 
Berhältniffe von Tibet erft In einer von ber hiſtoriſchen Periode nicht fehr fernen 
Zeit ihren fo ertremen Charakter ver Trodenheit angenommen haben. ?) 

Der Name Tibet ift aus ben tibetifhen Wörtern thub und phod entflanden, 
beide „vermögen, im Stande fein“ bedeutend, und in ihrer Verbindung einen hoben 
Grad von Können, von Macht bezeichnend. 2) Ein mächtiger Kriegerfönig im 7ten 
Sahrhundert nad EChrifti Geburt gebrauchte zuerft diefen Namen für das von ihm 
gebilvete Rei; im Volke und fm der einheimifchen Literatur iſt er aber nicht in Ge- 
braud) gelommen. Das Bolt nennt fih Bob, eine Abſchwächung von phod, und in 
europäifchen Werken meift Bhot gefchrieben, ihr Land Bod⸗yul, Land der Bod. In 
der Schriftſprache ift dieſes Wort ebenfalls gebraudt, häufiger find aber umfchrei: 
bende Namen, bald von der Tage im Innern eines großen Berggürtels entnommen, 
wie „Land voll Schnee”, bald auf ven Rang anfpielend, den e8 unter ven Anhängern 
an den buddhiſtiſchen Glauben einnimmt. 

Die Erforfhung von Tibet wurde bis in bie Gegenwart durch das Mißtrauen 
der Herrſcher in ungewöhnlicher Weife erfchwert. Die Nachrichten, melde Marco 
Polo und Pater Rubruiquis nach Europa braten, find äußerſt dürftig; aud das 
Bordringen des Iefuiten Johann Gruber, der im 17ten Iahrhundert vom nörblichen 
China aus als der Erfte die Hauptftabt Chaffa erreichte, förderte unfere Kenntniß 
wenig. Ihre Berichte ließen jedoch entnehmen, daß ungeadtet der Entftellung durch 
robe und finnlofe Opfergebräude, religiöfe Grundſätze die Baſis des Unterrichtes 
und der Moral bilden, welde auf Hebung ber Sittlichleit binzielen, ven Laſtern 
fteuern, und Demutb, fo wie bie Anerfennung und Unterwerfung unter eine höhere 
Macht gebieten. Großes Aufſehen erregte die Mittheilung, daß die politiſche Ge⸗ 
walt fih in den Händen des Klerus befinde; eine Webereinfiimmung mit ver 
römifch-fatholifhen Kirche fowohl in den Grundlehren als in ver bierardhifchen 
Drgantfation ſchien vorhanden, als deren Stifter man fih nad dem Geifte ver 
bamaligen Zeit ven Satan dachte, der zur Störung bed Gotteswerkes in trenefter 
Nahäffung des abendläntifhen Borbildes dort ſich „eine legte Burg" errichtet 


ch 1) auf meitere Details der phnfifaliichen und geologischen Verhältniſſe einzugeben ift bier 
nicht der rt. 

2) Die Chlneſen machten daraus Thusfan, die mongolifchen Stämme änderten e8 in Thu: 
bed, Töböd. Bei ihnen lernte e8 Marco Polo kennen, er und andere Berichterftatter des Mittel: 
alters fchreiben Tubet, Thebeth, rouncer, die Araber Tibat. In der modernen Handelsſprache iſt 
Tibet die vorherrſchende Schreibart, auch Tübet findet ſich; doch ift befonders im engliihen In⸗ 
dien, dann in den Arbeiten von Cſoma, Foucaug, Schlefner und Schmidt über das Tibetifche Die 
Schreibart Tibet, tibetifch die ausſchlieſtlich gebräuchliche geworden. Die Schreibart Tübet in der 
Ueberſchrift dieſes Artikels ift Durch den Umſtand veranlaßt, daß der Drud bereits über Ti 
vorgefchritten war. 
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habe. Diefe Anſchauung trug weientlih dazu bei, ungeachtet wiederholten unglüd⸗ 
lihen Ausganges ſtets aufs Neue es zu verfuhen, in Zibet felbft eine Miffion 
zu errichten. Der Kapuziner Haracio de la Penna, zum Vicarius apostolicus von 
Tidet ernannt, eine Würde, die feither regelmäßig vergeben wird, errreihte 1732 
mit mehreren Ordensbrüdern Chaſſa. Die tibetifgen Würbenträger (Geiſtliche) 
batten fih anfangs fehr wohlwollend gezeigt; allein von Seite der hinefifchen 
Regierung, die bamals ſchon bominirenden Einfluß gewonnen hatte, mit dem 
Mißtrauen verfolgt, das bei jeder ungebilveten Nation in Folge der Berührung 
mit höher Gebilveten auftritt, ging die katholiſche Miffion ſchon nad wenigen 
Sahren ein. Ueber ein Jahrhundert lang wurben biefe Beftrebungen nicht mehr 
aufgenomnten. Die Reifen der beiden Tazariften Huc und Gabet, die zuerft wieber 
1846 Chaſſa betraten, Hatten einen unglüdlihen Ausgang. 3) Ebenſo erfolglos 
blieben die Bemühungen Anderer, bis endlich 1863 durch die Energie des franzd- 
ſiſchen Miſſionärs Renou und feiner Begleiter ein Miffionshaus in Bonga er- 
richtet wurde, nahe der Grenze von Aſſam (feine geographiſche Lage ift ungefähr 
280 20° nördl. Br., 969 20° öftl. L. von Green). Die biöherigen Erfolge find 
noch ſehr befcheiden 4), aber ein Verluſt der gewonnenen Pofitien, wie er früher 
ſtets eingetreten war, iſt nicht mehr wahrjcheinlih; die Zahl der Belehrten und 
die Veränderung in den Anſchauungen des Volkes wird übrigens in den nächſten 
Jahren wenigſtens noch eine wenig bedeutende fein. 

Die wiffenfchaftlihen Reſultate dieſer Meiffionen find nicht fehr beveutenb. 
Bei Huc bildete ein Mikroſtop, um Kurlofa zu zeigen, das einzige phufilaliiche 
Inftrument, und in Bonga befand fih nod 1863 kein Thermometer; ebenſo er⸗ 
fahren wir nur fehr Unbeflimmtes über Gefchichte, Religion und Kultur. Das 
Verdienſt, hierin als ber Erſte die großen Schwierigkeiten überwunden zu haben, 
gebührt dem Ungar Cſoma Korafi Sandor; ibm verdanken wir bie erfte braudy- 
bare Grammatik und ein Wörterbuch nebft den wichtigſten Aufſchlüſſen aus ver | 
fo überrafhenn reihen Literatur. 5) 

Die Tibeter zeigen in ihrer äußeren Erſcheinung und in ihrer Sprache fehr 
große Aehnlichkeit mit den Böllern an ihrer Oftfeite, befonders mit den Stäm⸗ 
_men im Norden von Berma. Es iſt mehrfach die Anficht ansgefprecdhen worben 
— insbefondere gefhah dies von B. H. Hodgfon —, daß die zahlreichen Refte 
von Ühboriginer-Stämmen, vie in VBorber-Invien, im Dekhan und in den Gebirgen 
. im Süden der Halbinfel, zu berfelben Gruppe wie vie Tibeter gehörten; es | 
wärbe barans folgen, daß auch die Tibeter urfprünglich die fruchtbareren Land⸗ | 
ſtriche Indiens bewohnt hätten und aus ihren früheren Wohnfigen durch das 
Borbringen der Arier verbrängt, zunädft in ven Himalaya und fpäter jenfeits 
vesjelben, nad Tibet, zurüdgeworfen worben feien, Allein die phufifche Erichel- 
nung {ft bei beiden Racen eine fehr wefentlich ſich unterſcheidende ©), während bie 











5) Ich kann hierüber auf ihre Souvenirs d’un voyage dans la Tarlarie, le Tibet et la 
Chine verweilen, 2 Bände. 

2) Vergl. Allgemeine Zeitung, Beilage zu Nr. 3 und 4, 1866, und meinen Auffaß im 
Blobus 1865, S. 171. 

5) Ueber politiſch⸗geographiſche Verhältniffe bot reiches Material die chineſiſche Geographie 
Wei tfang tu ſchi, Die zuerft 1828 von dem Ruſſen Bitſchurin, dann 1831 von Klaproth über 
fegt und mit Karten verjehen herausgegeben wurde. Die Routen meiner Brüder in Tibet fiche 
Results of a scientific Mission to India and High Asia, 40, Up. 1. 1860. 

6) Es Negen mir in dieſer Beziehung die zahlreichen Gefichtsmasten vor, welche meine 
Brüder von Rebenden abnahmen (In Gyps), ferner eine Neihe von Schäden, fo wie Korper⸗ 
mefiungen bei mehr als 400 Individuen. 
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bisher zur Bergleihung gebotenen Sprachproben zur Entſcheidung ber Frage nicht 
ausreichend find. 

Die Tibeter felbft haben über ihre Abſtammung eine intereffante Sage: fie 
leiten fih von einem Affenpaare ab, von denen dad männlidhe als eine Berlör- 
perung bes Gottes ver Weisheit gebadht wird, das Weibchen bagegen als vie 
Berwandlung eines in der Luft umberwanvelnden gütigen weiblichen Weſens. 
„Die Schwänze der Affen und ihre Haare verfürzten fi zuſehends und ver⸗ 
ſchwanden enblih ganz, die Affen fingen zu reven an, wurden Menfchen und be 
kleideten fih mit Baumblättern, fobald fle ihre Menſchheit erkannten“. So über- 
raſchend und eigenthümlich die Verbindung mit dem Affengeſchlechte ift und fo fehr 
biefe Anſchauung auf einer alten einheimifhen Sage beruhen wird, fo tft doch bie 
ſchließliche Formulirung erft in jener Zeit entflanden, als in Tibet bereits indiſcher 
Einfluß und die Lehre des Buddha Eingang gefunden hatte. Dies Ereigniß fällt 
in das Tte Jahrhundert unferer Zeitrechnung; es batirt davon eine völlige Um- 
geftaltung der früheren Verhältniſſe. Neben den großen Grunpbefigern, die bis 
dahin den einzigen einflußreihen Stand im Staate bildeten, entfland vie Partei 
ber Priefter, zuerft faft ausfchließend vom indiſchen Bupphaprieftern gebildet, welche 
mit den Mitteln, weldhe in Indien die Brahmanen feit Jahrhunderten zuerft gegen 
bie weltlichen Großen, ven Kriegerftand der Kichatriad und dann gegen bie Buddha⸗ 
priefter geübt Hatten, in Tibet die höchſte Macht anftrebten. Die gegenfeitige Eifer- 
fucht führte zu ben erbittertften Kriegen, die Priefter blieben fchließlih Sieger; es 
fiel ihnen dadurch auch bie weltliche Regierung zu, und ein Priefterflaat erftand, 
fo ausſchließlich nur die Intereflen der herrſchenden Klaffe berüdfichtigend, wie wohl 
nirgends fonft die Oefchichte in fo hohem Grade aufzeigt. Die geſchichtliche Ent⸗ 
widlung dieſer Zuflände, und bie Folgen für die heutige Kultur und die Ent: 
wicklung der Tibeter, an fi fchon lehrreich, gewinnen an Intereffe durch den 
Umftand, daß die Gefchichte des Abendlandes ebenfalls reich iſt an Verſuchen, ver 
Kirche auch in weltlichen Dingen die Suprematie zu erringen. Dan bat oft ge- 
glaubt, wegen der Bereinigung der weltlichen Gewalt in der Hand bes priefter- 
lichen Oberhauptes Tibet als einen Kirchenftaat im Sinne des römifchen betrachten 
zu lönnen; e8 beruht jevod auf einer ganz ungenauen Anſchauung, von einem 
„Papfte in Lhaſſa“ zu fprehen oder von einem „Inmaifchen Kicchenftaate in Tibet“. 
Auch in Tibet iſt zwar der Dalai Lama geiftliches und weltliches Oberhaupt und 
gleihes gilt von einigen andern Großprieftern, wie 3. B. bem Herrſcher von 
Bhutan; aber weiter geht die Lebereinftimmung nicht, denn fowohl bie religiäfen 
Anfhauungen von dem göttliden Charakter des Regenten, als vie Handhabung 
ber Regierungsgewalt ift eine wefentlich ſich unterſcheidende. 

Die älteften geſchichtlichen Nachrichten gehen zurüd in bie Zeit bes erften 
Jahrhunderts v. Chr. Geh. In dieſer Zeit, berichten die Chroniken, erfland in 
Tibet der erfte Großkönig, bisher habe es nur „Meine Könige” gegeben, indem 
jeder größere Grundherr auch Territorialhohelt beanfpruchte. Ihre Zahl muß fehr 
groß gewefen fein; einer chineflichen Nachricht zufolge wurden im nörblichen Tibet 
allein im erften Jahrhundert nah Ehr. Geb. 53 verfelben dem „Drachenthrone“ 
von China tributpflichtig. Der erfte, der dieſe Zerfplitterung benutzte und eine 
größere Zahl der Heinen Meiche zu einem einheitlichen Ganzen vereinigte, war 
Buddhagrt, ein indiſcher Königsfohn, der wegen feines monftröfen Ausſehens, das 
als Vorbedeutung eines ſchlimmen Einfluffes in feinem Stammlande betrachtet 
worden war, ausgeſetzt wurde. Zwölf ver Heinen Reiche zwiſchen dem öftlichen 
Bhutan und dem Yarlung⸗Fluſſe erfannten ihn als Oberhaupt an und fühlten 








fich unter feiner Regierung glücklich; er machte dem Ränberweien ein Ende, mies 
kräftig die Feinde zurüd, die fi dem neuen Staatswefen entgegenftellten, und 
forgte für Entwidlung des Handelsverkehrs, wohl zumeiſt mit Indien, wo tibett- 
ſche Produkte, beſonders Wolle und Moſchus fhon im Alterthume hoch geſchätzt 
waren. Seine unmittelbaren fieben Nachfolger müſſen ſich nur mit großer Schwie⸗ 
rigteit haben behaupten künnen, da berichtet wird, fie ſeien „Lichtgötter“ gewefen, 
und bewegen Regenbogen glei fpurlos entſchwunden, nad ihrem Tode weder 
Körper noch Leichnam anf der Erde zurüdlafiend. Erſt dem achten Könige gelang 
es, den fremden Urfprung vergeflen zu machen und den Wiberftand der Heinen 
Könige zu brechen, fie zu Bafallen zu machen. Die nähften Könige widmeten fich 
vorzüglich der Entwidlung der Landwirthſchaft; eine weſentliche Erweiterung ber 
Grenzen fand ftatt unter einem Könige zu Anfang des 7ten Jahrhunderts. Alle 
Meinen Fürſten längs der Grenze habe er feiner Macht unterworfen, er war aud) 
der erſte der für fein Neich ven Namen Thu⸗phod (Tibet) gebrauchte. 

Wichtige Ereigniffe traten unter feinem Sohne ein, König Stongtfan Gampo 
(629—98) 7), dem 3Often Könige der ganzen Reihe; während feiner Regierung 
gelangten indiſche Buddhaprieſter zu Einfluß und die Buddhalehre wurde Staats- 
religion. Es hängt dieſes weſentlich zuſammen mit den Bedrückungen, denen ſich 
damals bie BVuddhaanhänger in Indien von Seite der wieder zu Macht gelangten 
Brahmanen ausgefett ſahen. Biele Priefter flüchteten in den Himalaya und wandten 
fi) nach Tibet, dort für fih eine Zufluchtöftätte und zugleich ihrer Lehre nene An- 
hänger zu gewinnen. Bereits im bten Jahrhundert kamen Indier an den Hof des 
damaligen Königs Tha-thortho-ri, doch ohne den Schuß zu erhalten, den fie nach⸗ 
fuchten. Anders aber unter Srongtfan Gampo. Die Geſchichtſchreiber berichten, 
die Erweiterung des Reiches babe ihm das Bedürfniß ſchriftlicher Mittheilung feiner 
Befehle an die entfernteren Gonverneure fühlen lafſen, doch „es gab feine Schrift“. 
Da erinnerte er fich einft bei der Betrachtung ber Gegenftände, dic von früheren 
Budohaprieftern zurüdgelaflen worden waren, daß man fich ja in Indien der Schrift» 
zeichen bebiene; er ſandte gelehrte Tibeter mit reichen Geſchenken dahin ab, file wib- 
meten fi dem Studium der fremden Sprache und paften mit Hülfe igrer Lehrer das 
Sanskrit⸗ Alphabet ihrer eigenen Sprache an. Indifche Gelehrte wurden ſodann nad) 
Tibet berufen; fie brachten auch viele Bücher ihrer Religion mit, überfegten fie in bie 
Sprade ihres neuen Beſchützers, und unterwiefen ihn in ihrer Lehre. Der König 
felbft nahm regen Antheil an dem Ueberſetzungswerke, das in ben nächſten Jahr⸗ 
hunderten eifrig fortgefegt wurde und bie Urfache ward, daß uns eine ungemein 
umfaflende Literatur von Taufenden von Werken meift über Gegenflänve ver buddhi⸗ 
ſtiſchen Meligion bewahrt wurrbe, bie tm. Sanskrit, in welchem fie urſprünglich verfaßt 
worden waren, der Bernichtung durch die Brahmanen unterlagen. Srongtfan Campo 
wurde auch der erſte felbflänbige Schriftfteller tibetifcher Abkunft; Klöfter wurben 
für die Priefter erbaut nad indiſchen Borbildern, und biefe wurden unter ihm, 
ähnlich wie im Mittelalter in Deutichland, der Mittelpunft gelehrten Wiſſens und 
gewerblicher Fertigkeiten. Wie wenig bewandert barin die Tibeter jener Zeit waren, 
mag folgende Stelle aus einem tibetifchen Geſchichtswerke zeigen: „Milch wurbe 
in Dickmilch verwandelt, Didmilh in Butter, Butter in Kaſe; Mühlen wurven 
vom Wafler getrieben; auf Webeftählen lernte man Gewebe zu fertigen, und Ge⸗ 
ſchicklichkeit wurde mandy’ anderer Urt." Gleichzeitig wurde das Reich auch nadı 


— — — —— 


7) Ich ſchreibe hier die Namen wie fie gefprochen werden; die umftändlichere tibetifhe Or: 
thographie fehe man in den am Schluſſe des Artikels angeführten Berten. 
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Außen befeftigt; viele neue Provinzen wurden erobert, zu dem chineflfchen Kaifer- 
hauſe trat ber König durch eine Heirath in freundliche Beziehungen. Die Reſidenz, 
bie bis dahin am äußerſten Dften, am Yarlung-fluffe, gemefen war, wurde mehr 
nah dem Innern verlegt, Lhaſſa, „vie Götterſtadt“, noch heute die Hauptftadt, 
wurbe von num an ber Königsfig. Auf die Höhe der Macht erhob fi Tibet im 
sten Jahrhundert; bis an den Muſtag hin und unter den Mongolen und Türken 
Mittelafiens hatten ſich die tibetiſchen Könige Achtung verfchafit; vie Himalaya⸗ 
Tandfhaften wurden abhängig; auch über die Chineſen wurden viele Siege er- 
fohten, ber Vertrag über bie enbliche Orenzregulicung auf einer Denkfäule in 
Lhaſſa eingefhnitten. Ein mächtiger Monarch war noch Ral⸗pa⸗tſchan, ein neuer 
Siegestraftat mit den Chinefen wurde ebenfalls öffentlih auf einer Säule vor 
bem Zempel niedergefchrieben. Mit feinem Tode, 842, beginnt aber der Verfall; 
feine Nachfolger wurden vom Yarlung-Throne vertrieben und gründeten fih neue 
Reiche im Weften, 

ie Urſache waren innere Unruben, hervorgerufen durch bie unkluge Bevor⸗ 
zugung ber Priefter. Begünftigt durch ihre höhere Bildung, hatten dieſe fih al- 
mältg in bie oberften Stellen eingevrängt; die Abhängigkeit, in welcher ſich ber 
König von ihnen befand, zeigt in befonders hohem Grabe die Sitte, daß er in 
feierlihen Berfammlungen mit langen Bändern in den Haaren erfchien, die über 
die Site, auf denen die Priefter Blog nahmen, gelegt wurden. Der Rath ber 
Großen des Reiches galt nichts mehr; fie benägten nun die Minverjährigfeit des 
Sohnes von Ral-pastihan zu einer allgemeinen Erhebung; ver Prinz felbft mußte 
fliehen, die Priefter wurden meift vertrieben, vie zurückblelbenden aber zu den 
niebrigften Dienſten gezwungen. Un Stelle der Buddhalehre Lehrte man zu dem 
alten Kultus der böfen Dämonen zurüd. Eine allgemeine Anarchie war die noth- 
wenbige Folge diefer Zuftänve; ein ehrgelziges Weib, die erſte und kinderloſe Ge⸗ 
mehlin des verftorbenen Königs, fimnlirte ihre Schwangerfchaft; fie Taufte einer 
Bettlerin ihren Sohn ab, und ließ dann belannt machen, auch fie habe einen 
Sohn geboren. Alle zwar zmweifelten daran, Niemand aber wagte ihr und ihrem 
Anhange entgegen zu treten, und der unterfhobene Prinz wurde unter dem be- 
zeihnenden Namen Yumtan, „ber eine unveränverte Mutter habende“, zum Erb⸗ 
prinzen ansgerufen. Etwa an 80 Jahre dauerte e8, daß die Buddha⸗Prieſter und 
ihre Lehre nicht zugelaflen wurde; fie waren jedoch in ber Verbannung unaus- 
gefetzt thätig für Wiederherſtellung ihres Einfluffes, der eigene Parteienhaber ver 
Großen. war ihren Plänen günftig, und fo gelangten file zugleich mit dem zurüd- 
berufenen legitimen Thronerben wieder zur Herrſchaft. 

Die königliche Macht, fhon beim Begiune ihrer Wieverherftellung geſchwächt 
dur die Abhängigkeit vom Klerus, weldhem fle ihre Wiederaufrichtung verbantte, 
verlor noch mehr an Anſehen durch vielfacye Theilungen und Thronſtreitigkeiten. 
Das alte Parlung- Rei zerfiel immer mehr in eine große Neihe Kleiner Fürſten⸗ 
thümer, wie fie die ältefte Gefchichte uns vorführte; Überdies farb diejenige Linie 
aus, die fih unmittelbar von dem erften Großlönige ableitete. Einigen Glanz be- 
wahrte noch das Neth Ngari, das im 10ten Jahrhundert in dem centralen Theile 
des heutigen Tibet gegründet wurbe. Bon biefem mittleren Tibet zweigte ſich bie 
Dynaſtie von Ladak ab, die dort, im weftlichften Thelle, einen neuen Thron auf- 
richtete. Eine große Bedeutung erlangte Ladak im 16ten und 17ten Jahrhundert; 
bie tärfifhen Stämme wurten zurückgewieſen, welde die machtloje Regierung im 
öftlihen Tibet zu Raubelnfällen benügten, ver Sieger Überzog aber dann bie äft- 
lichen Theile felbft mit Krieg, und führte dadurch eine Einmifhung der Mongolen 
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herbei, welche das Herifale Element in ganz Tibet zu noch größerem Einfluß führte, 
als es bisher ſchon befaß. Im Jahre 1834 verlor Ladak feine Selbftänbigleit an 
Kaſchmir. — Bon den muffelmanifden Stämmen im Weften, befonders von Kabul, 
aus machte fich ebenfalls ein Einfluß bemerkbar. Er hatte für Balti und Gilgit 
die Bildung muffalmanifcher Reiche zur Folge und erleidhterte dadurch die Erobe— 
rung dieſes Theiles von Tibet durch Kaſchmir; die Bewohner find noch jet 
Muflalmans geblieben. 

In der Zeit des allmäligen Zerfalles des alten Yarlung-Reihes entfteht vie 
Herrſchaft des Dalai Rama. Das alte Dogma der Buddha⸗Lehre: daß in ber 
Zeit, in welcher die alte Lehre ganz in Vergeſſenheit gekommen fei, ein neuer 
Berlünver ver Heilslehre, ein neuer Buddha auf Erden erfcheine, um ben „Weg“ 
aus dem Iammer des Dafeins zu zeigen, erhielt in Tibet eine wefentliche Erweite⸗ 
rung. Nad der früheren Lehre verblieb ein Buddha auf Erden nur fo lange, als 
das durchfchnittlihe Lebensalter der Menſchen in der Epoche feines Auftretens war, 
und verfhwintet dann fpurlos; jegt aber wird angenommen , auch fpäter noch 
wirfe er in unmittelbarem Berlehre mit den Menſchen auf ihre Erlöfung hin, 
indem ex Im Wugenblide bes Todes als Menſch in magifcher, Übermenjchlicher 
Weiſe einen Stellvertreter aus fich erjchaffe, ver ſich bis zum Erfcheinen des näch- 
ſten Buddha ſtets in einen Menſchen herablafle und das von ihm begonnene 
Wert fortführe. Zugleich wird dieſer Emanation diefelde Machtvollkommenhelt wie 
dem Buddha, aus dem fie hervorging, zugejchrieben. Es iſt der Dalai Lama, in 
welchem fich der zuletzt erfchienene Buddha unter ven Menfchen manifeftirt; auch 
einige mythologiſche Vorgänger, fo wie einzelne Volksgötter laſſen ſich unter ven 
Menſchen nieder, die Macht uns das Unfehen dieſer Gottmenſchen ift aber ge- 
ringer , weil im Dalai Lama der legte Buddha noch das Erlöſerwerk fortjebt. 

Diefes Syſtem inkarnirter Würbenträger wurde in Tibet ausgebildet : Gebun 
Grub, geb. 1389, geft. 1473, Abt eines großen Kloſters — bie Ungaben über 
den Namen find nicht übereinftimmend —, war ber erfte, welcher die hohe Würde 
in Anfpruc nahm, eine unmittelbare Verkörperung des legt erſchienenen Buddha 
zu fein, und fi den ftolzen Titel beilegte „ber Allertoftbarfte Lehrer-Ocean”, auf 
tibetifch Pantfchen Rin-postiche. Gya⸗tſo, Dalai Lama oder Priefter Ocean, nennen ihn 
die Mongolen, und unter biefem Namen wurde er and in Europa belannt. Yama 
ift ein tibetifhes Wort und beveutet „der Obere“; es iſt die gewöhnliche Anrede 
alter Prieſter, obwohl fie eigentlih nur den Oberen, den Borftebern ber Klöfter 
gebührt, Dalal iſt mongoliſch und bedeutet „Ocean“. Gedun Grub fand raſch 
viele Anhänger; befonders wichtig wurde auch, daß die Geiſtlichkeit eine unantaſt⸗ 
bare Stellung ihres Oberhauptes als ein vorzügliches Mittel exrfaunte, ihren Ein- 
fluß zu vermehren. Die Gründung zahlreicher Klöfter wird von Gedun Grub 
berichtet; auch fein Rachfolger Tettete die Priefter der verfchlenenen Selten an fi 
durch Vortheile. Doch blieb auch unter ihm ver Glaube an feine Inlarnation und 
feine Macht noch beihräntt auf vie Klöfter im Oſten von Tibet; ex fcheint zwar 
bereitö in dem alten, hoch angefehenen Klofter Tſchabrang zu Lhaſſa feinen Sig 
genommen zu haben, allein erft unter dem britten Dalat Lama wurde feine Auto⸗ 
rität eine allgemeinere; jest beugten fi auch die Mongolen vor ihm als dem 
höchſten, ganz welfen Richter, und wurden bie eifrigftien Vertheidiger feiner, aud) 
noch fo anmaßenden Anſprüche. 

Ein wichtiges Ereigniß trat unter der Regierung des fünften Dalai Lama ein, ſeit 
ihm üben vie Dalat Lama aud weltliche Hoheitsrechte aus über das alte Yarlung⸗ 
rei und über Ngari, dns mittlere Tibet; nur Ladal, das weftliche Tibet, bee 


588 Tübet. 


hauptete feine Selbftänbigleit umter eingeborenen Fürſten. Eiferfühtig auf vie 
wachſende Macht ver Kirche lehnten fi) die Großen Tibets gegen Uebergriffe des 
Klerus and; einen kräftigen, energifchen Bundesgenoſſen fanden fie an dem Be⸗ 
berrfcher von Ladak. Bereits waren vie Anhänger des Dalai Lama ſtark bebrängt, 
da wandte er fih an die Khofhet-Mongolen, die fih am „blauen See”, dem 
Kuku Noor angeflebelt hatten; diefe zögerten auch nicht, dem Rufe zu folgen, und 
überwanden bie Heere ver Großen; — aber machten fie dem Dalai Lama 
ein Geſchenk mit dem wieder befreiten Lande. So kam Tibet im Jahre 1640 unter 
die Herrfchaft des Dalai Lama. 

Weſentlich befchränkt wurde vie weltliche Macht vesfelben, ſeitdem pie chinefi- 
ſche Regierung eine Oberanfficht über vie Verwaltung erlangte; es geſchah dies zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts. Die Beranlaffung gaben Umtriebe des welt- 
lichen Minifters des damaligen Dalai Yama. Diefer herrſchſüchtige Beamte hatte 
. Jahre lang den Top feines Gebieters verheimlicht, um die Regierung an fi zu 
reißen. Er entfchuldigte das Nichterfcheinen feines Herrn bei ven üblichen öffent⸗ 
lichen Umzügen durch das Vorgeben, er babe fi den fixengften geiftlihen Uebun⸗ 
gen hingegeben,, in denen er nicht geftört werben bürfe; den Gefandten fremder 
Mächte, weldhe auch heute noch dem Dalai Lama reihe Geſchenke fenven, zeigte er 
eine Puppe, vie theilweiſe den Bliden durch den Rauch wohlriehender Kräuter 
entzogen war. Jahre lang wurde Fein Verdacht rege; als der Betrug entbedt war, 
folgte der Kaifer um fo bereitwilliger der Einlabung der Priefter und Großen von 
Tibet, ven neu erfiandenen Dalat Yama auf feinen Thron zu erheben, als er hoffen 
fonnte, auf die Megierung des Landes und auf die Wahl des Dalai Lama einen 
Einfluß zu erlangen; e8 war dies um fo wichtiger, weil fo viele feiner Unterthanen 
den Dalat Lama als oberfie Autorität anerkennen in allen Fragen der Religion, 
welche ja fo leicht mit politifchen Zweden in Verbindung gebradht werben kann. 

Die hineflfhe Regierung erlangte damals das Recht, Truppen im Lande zu 
unterhalten, denen auch die Bewachung ber Örenzen Übertragen wurbe; biefer Um⸗ 
ftand iſt e8 ganz befonvers, welder bei ber den Fremden fo feinvfeligen Politik 
des Hofes von Pelin das Vorbringen nad Inner-Tibet fo jehr erſchwert. In einem 
jüngft belannt geworbenen chinefifchen Werke wird die Zahl der Mandſchu⸗Truppen 
zu 2000 angegeben, 64,000 Mann eingeborne Miliz zwifchen 24-50 Jahren 
verrichtet unter ihren Befehlen Dienfte. Ihre Bewaffnung befteht aus Flinten, 
Schwertern und zum Theile noch Bogen: der Kopf tft mit einem Metallhelm ge- 
ſchützt ohne vorfpringenden Rand, aber mit einem Geflechte von Stahldraht nad 
rüdwärts verfehen, das Aber ven Waden ſchützend bherabfällt. Sehr unvolllommen 
find ihre Feuerwaffen, fie haben nur Luntenſchlöſſer; im Gefechte benüten fie die 
Schwertſcheide zum Pariren. 

Die Wahl des Dalat Yama war ſtets die Folge eines Kompromifjes zwifchen 
den berrfchenden Barteten; feit der hinefiihen Oberhoheit darf er nur aus einer 
dem Hofe von Belkin ergebenen Familie gewählt werben. Es bildet jegt die Regel, 
dag drei Kandidaten im Alter von 2—3 Jahren vorgefchlagen werben, aus benen 
dann die chineſiſche Regierung einen wählt. Sobald die Entſcheidung getroffen tft, 
werben dem Kinde einige Rebensarten eingeübt, durch welche es fi dem Volke 
gegenüber als wahre Inlarnation legitimirt. Als den Hauptbeweis betrachtet man, 
daß es Gegenſtände wieder erfenne, auf welde fein Borgänger viel Werth legte, 
fo wie baß es oft wiederkehrende Ausſprüche desfelben ebenfalls oft made; denn, 
ba berfelbe Gott ſich ihm herabläßt, fo muß er fih auch an feine Hanblungen in 
den fräberen Eyiftenzen erinnern können, der neue Dalai Lama wird ja nicht als 
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ein anderes Weſen als der Verftorbene betrachtet, fonbern als eine Berjängung 
feiner felbft. Bis zum 2Often Jahre leiten Lama's feine Erziehung, bie Staats- 
gefhäfte leiten weltliche Beamte unter chineſiſcher Kontrole. Darin ändert ſich auch 
nichts , wenn er erwachſen ift; weltliche Beamte beſorgen die weltlihen oberften 
NRegierungsgefchäfte, für vie geiftlichen Angelegenheiten bat er Lama's zu Rath« 
gebern. 

Un der Spige der Geſchäfte fteht der „Geſetzeskönig“, der Negent, gewöhn- 
lih Depa genannt. Er wird von den Großen tes Reiches mit Zuftimmung ver 
hinefifhen Aufſichtsbehörden gewählt und zwar auf Lebenszeit; gewöhnlich ift es 
ber Mächtigfte, unter dem die Uebrigen fi beugen. Er ſchlägt vem Dalai Lama 
die Rathgeber, Khalon oder Miniſter genannt, vor, der Dalai Lama aber entfchei- 
bet; diefe Miniſter find meiftens Laien. Die unteren Beamten find aber faft ausſchließ⸗ 
lich Kleriler; gewöhnlich wird die Regterungshoheit durch eine Verleihung dem Vor⸗ 
ftande eines großen Klofters für den ganzen Bezirk Übertragen, das dazu In grundherr⸗ 
lichem Verband fteht; der Prior übt vie Gewalt ganz nad eigenem Ermeſſen, ab- 
gejehen von wenigen Befehlen; vie Abgaben gelangen durch ihn nad Lhafla und 
find nicht ſehr hoch gegriffen. In Bhutan, das jedoch keinen Theil bildet des Ge⸗ 
bietes des Dalai Lama, wird jeder Beſitz ald eine Verleihung, als ein Lehen vom 
Regenten betrachtet, und es hat ver Beliehene eine ziemlich bedeutende Geldſumme 
als Preis der Verleihung zu zahlen. j 

Als ein wichtiges Moment zur Charakterifirung der Stellung des Dalai Lama 
ift hervorzuheben, daß feine oberhirtlihe Macht Leine ganz allgemeine ift, ſondern 
fi weientlih auf das Territorium beichräntt, über das er weltliche Hoheitsrechte 
ausübt. Nur im eigentlihen Tibet bedürfen die Aebte ver Klöfter feiner Beftäti- ' 
gung der Wahl, vie durch bie Mitglieder des Kloſters erfolgt; in andern Diftrif- 
ten üben lofale Würbenträger die Aufſichts- und Beſtätigungsrechte. Unter dieſen 
mehr lokalen Würbenträgern, vie ebenfalls als Inkarnationen von Heiligen gelten, 
ift der wichtigfte der Pantſchen rinpotfhe zu Taſchi Lhunpo, „der Stabt bes er- 
babenen Ruhms“. Taſchi Lhunpo, ver Hauptort der ſüdöſtlichen Ede Tibets, war in 
der Zeit der Entftehung ber lamaiſchen Suprematie einer der wichtigſten Sammel- 
punkte des Klerus. Das Anfehen, deſſen fi ver Vorfteher des Klofters in geift- 
lichen Dingen erfreute, wurde ſchon in früher Zeit benügt, ihm eine gleich hohe 
Abkunft zugufchreiben, wie fie für den Dalai Lama behauptet wurde. Der große 
Grundbeſitz, der zum Kloftereigentbum gehörte, führte dann aud zu einer ſtaat⸗ 
lihen Selbftänvigleit des Gebietes; die Chinefen ſprachen aber auch über dieſes 
Gebiet Rechte der Oberherrlichleit an. Als göttliche Herabfteigung wird auch der 
Dharma Radſcha betrachtet, der Beherrſcher von Bhutan. Die dinefiihen Hof- 
biftoriter berichten, vor 100 Iahren wäre ihr Kaiſer bei Gelegenheit eines inneren 
Streites zum Schiebsrichter aufgerufen worden, unb ber Herrjcher von Bhutan 
bitte fein Land damals als ein Lehen aus des Kaifers Händen zurüdempfangen, 
und follte jedes fünfte Jahr als Tribut durch eine feierliche Gefandtichaft Ge- 
ſchenke fenden. Die europälfhen Beſucher von Bhutan berichten nichts von einem 
ſolchen Abhängigkeitsverhältniß, und jedenfalls hat der Lehensherr in dem erft 
jüngft beendeten Kriege zwifchen Bhutan und der indiſchen Regierung ſich jeder 
Thellnahme daran entbalten. Bhutan iſt vielmehr noch jegt als ein felbflänpiger Staat 
zu betrachten, doch hat es in dem legten Kriege die fruchtbarſten Landſtriche an 
die Engländer abtreten müſſen und wird immer mehr zu einem Bafallenflante der 
Engländer , nicht aber der Chinefen werben. — Im Norven von Tibet, und in 
der Mongolei find mehrfach vie VBorfteher der größeren Klöfter, Die Khanpos, aus 


590 Türkei. 


politiſchen und dynaſtiſchen Intereſſen ber politiſchen Herrſcher zum Ranze von 
Inkarnationen erhoben worden, und üben über die Geiſtlichkeit ihres Diſtriktes die⸗ 
felbe Suprematie aus, wie der Dalat Lama in feinem Gebtete. 

Die mitgetheilten Berhältniffe mögen genügen, um bie großen Verſchieden⸗ 
beiten hervorzuheben, welche zwiſchen dem Oberhaupte der römifchen Kirche und 
zwiſchen bemjenigen ver lamaiſchen beftehen. Es ift entſchieden mißverftanden, von 
einem „Papfte in Lhafſa“ zu fprehen; denn die Annahme einer Infarnation und 
der Umftand, daß mehrere ihm ähnliche, faft foorbintrte Inkarnationen gleichzeitig 
eriftiren, find weſentliche Unterfchtere. Die oberhirtlide Macht des Dalai Lama ift 
feine jo allgemeine, über Alle fich erftredende, wie die des Papftes; felbft in geift- 
fihen Dingen gelten in ihrem Bezirke die Ausfprüdhe der übrigen inkarnirten 
Kleriter eben fo unfehlbar als die des Dalai Yama, wenn and das Volk allem, 
was aus Lhafſa kommt, eine höhere Kraft und Hetligkeit zufchreibt. 

Bon großem wirthfchaftlidem Nachtheile ift die große Zahl der Priefter, 
Lama's genannt; am meiften überfteigt fie das vernünftige Maß an ven Gigen 
ber infarnirten Würbenträger. Für Lhaſſa werden 18,000 Lama’ angegeben, in 
Taſchi Lhunpo nehmen die Gebäude, welche fle bewohnen, fo viel Pla ein mie 
bie Wohnungen der Weltlihen. In Taffifudon, der Hauptſtadt von Bhutan, hat 
der Dharma Radſcha 2000 Lama’ zu dem religidfen Dienfte um fi. Genaue 
Schätzungen in den weftlihen Theilen von Tibet, welde zu Kafchmir gehören, das 
dem englifhen Einfluffe und den Europäern jegt geöffnet ift, ergeben 1 Lama auf 
13 Laien, ja bei wirklicher Zählung in dem Heinen Bezirke Spiti ftellte ſich das 
Berhältniß fogar wie 1 : 7. Alles Grunveigenthum der Klöfter ift frei von Ab⸗ 
gaben, dabei find die Lama's ſelbſt ganz unthätig, felbft des Leſens und Schreibens 
ihrer eigenen Sprache find nit alle vollfommen kundig. Darin find bie gegen 
wärtigen Berhältniffe ganz verfchieden von ber großen Entwiflung, welche befon- 
ders die theologiſche Wiffenfhaft im 8.—10. Jahrhundert genommen hatte. Die 
Lama’8 zeigen ſich aber auch ganz im Gegenfage zu dem wohlthätigen Einfluffe, 
welchen die fatholifchen Mönche im Mittelalter äußerten; die tibetiſche Geiftlichkeit 
ift eher bemüht, die Entwidiung des Volkes zu hindern, ftatt fie zu förbern, um 
nicht des Einflufies beraubt zu werden, der jegt vorzüglich nur in Folge allge- 
meiner Unmiffenheit und Aberglaubens möglich ift. 

!tteratur: Klaproth: Description du Tubet. 8%. Paris 1831. Cun- 
ningham: Ladak and surrounding countries. 8%, London 1854. Köppen: Die 
Religion des Buddha. Bd. 2, 80, Berlin 1859. Emil Schlagintweit: Buddhism 
in Tibet. 89. London 1863. Die Könige von Tibet. 4%, Münden 1866. Die 
Bonpa Sekte. Sitzungsberichte der k. b. Akademie der Wiff. 1866. ®p.1. ©. 1. 
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Geſchichte der osmaniſchen Türken. 


Das Reich der oëmaniſchen Türken vertheilt ſich über Europa, Afien und 
Afrika. In feiner weiteſten Ausdehnung (mit Hinzunahme der mittelbaren Staaten) 
erſtreckt es ſich zwiſchen dem 18. und 48.0 n. Br. und dem 25. und 66.0 öſtl. L., 
vom heißen Innern Arabiens bis zu den polnifchen Steppen, vom Atlasgebirge 
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bi8 zur Euphrat- und Tigrismündung. Die Hauptländer biefes orientalifchen 
Sammelreiches find die enropäifche Türkei und Kleinaflen. Außer ven dazu ge 
börigen Infeln reihen fi daran: Armenien und Kurbiften, die ſüdlicheren Euphrat- 
und Zigriögebiete (Meſopotamien und Babylonien), Syrien und Paläftina, bie 
arabiſchen Diſtrikte; in Afrika kommen binzu Aegypten und in noch mehr mittel 
barer Weife das ganze nordafrikaniſche Küftenland bis zur algierifc-franzöfi- 
fchen Grenze. 

Der Hläheninhalt des Gefammtgebietes {ft nicht genau zu beftimmen, 
weil die Grenzen gegen die arabifhen und afrikaniſchen Wüften auf willfärlicyen 
Annahmen beruhen. Ex wird von 60,000 Bis über 80,000 IM. angegeben. Bon 
diefen fommen 9800 auf Europa; etwa 30,000 werden auf Aſien, vie übrigen 
auf Afrika gerechnet. 

Die Geſammtbevölkerung wird auf 36-38 Millionen gefhägt und 
zwar 15—16 für Europa, etwa 16 für Afien, 56 für Afrika. 

Wie verfchieden das Reich nad Völkern und Raffen, Ländern und Erdtheilen, 
jo befteht doch für alle feine Gebiete — Tripolis und Tunis etwa ausgenom- 
mean — eine allgemeine Zufammengehörigfeit, welde man berüdfic« 
tigen muß, um bie fo wunderbare Lebenszähigfelt des feit langen Zeiten der Auf⸗ 
löfung entzegengehenden Staates zu begreifen. 

Europa und Afien erfireden zwifchen dem mittellänvifhen und ſchwarzen 
Meere zwei große herrlihe Halbinfeln, die illyriſche und die Meinaftatifche, weit: 
bin der Urt gegen einander, daß auf nicht unbedeutende Streden nur ber aus 
dem Pontus Eurinus fließende Meerftrom fie in Stromedbreite trennt. Bon den 
Dardanellen ab tritt breiter das ägäiſche Meer dazwiſchen; in weitem Bogen legt 
fih die illyriſche Halbinſel gleihfam um Kleinaſien herum; aber Reihen von 
Infeln, abgefchloffen durch deren fünlichfte Linie Rhodos, Karpatho, Candia und 
Gerigo, verbinden gleich ebenfo vielen Brfdenpfellern des Völkerverkehrs die Küften 
vpn Afien und Griechenland. Iene genannten Infeln ſchließen das ägäiſche Meer 
in fih ab. Sporaden und Cykladen loden von den Küften zu den Infeln, von 
den Infeln zu den Küften. Die Bodenbildung tritt hinzu, die Länder um das 
ägälfche Meer auf einander zu weiſen; gegen das Meer geöffnet, find fie gegen 
ihre Hinterländer durch Bergketten mehr getrennt als mit ihnen verbunden; das 
Meer verbindet bier und begünftigt gleihe Zuſtände häben wie drüben, während 
bie Gebirge das anfheinend Einheitliche zerreißen. 

Es waren die Länder vom Bosporus bis Creta ftetd von der höchſten 
Wichtigfeit, als die Länder, wo die Kultur Aftens und Europa's in einander über⸗ 
greifen. Hier traf die Bildung des Orients mit der des Occidents zufammen, 
während die Steppen zwifchen Ural und faspifher See, Kaufafus und ſchwarzem 
Meer nomadifchen Barbarenhorven zur Wanderung von einem Kontinent zum 
andern dienten. Namentlich über bie ägätfchen Infeln ging durch Handel und 
Verkehr der freundfchaftlihe Austaufh; über Bosporus und Darbanellen mehr 
der Triegerifche Andrang. So geht bie älteſte Einilifation, von der wir willen, in 
graber Linie von Ioniens Küften über tie Infeln nach Griechenland, mit zu 
Tante bis an die Geftade des Bosporus umb der Darbanellen, und nun von 
Thrakien nach Griechenland hinunter. Wohl aber greift die perfifch-aflatiiche Macht 
unter Darius und Zerres friegerifch nach Thrakien und Makedonien hinüber. Nach 
Erftarlung Makedoniens geht der Stoß umgelehtt von dort nad Aſien. Nach 
Alexanders Tod ftellt ſich der griehifch-malebonifhe Einfluß ungefähr in ven 
Grenzen des heutigen türkifchen Reiches feſt. Nach der römiſchen Weltherrſchaft 
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bleibt Kleinaſien zum Theil unter griechiſch⸗byzantiniſchem Einfluſſe, bis ſeit dem 
Anfang des 14. Jahrhunderts eine orientaliſche Macht das Verhältniß umlehrt 
und die illyriſche Halbinfel dem Orient verbindet. 

Wir fehen alfo auch dur die Geſchichte die Länder um das ägälfche Mer 
in viefelbe Bewegung gezogen; fie find geichichtlich zufammengehörig. Hat ein Bolt, 
wie ſtets das Beſtreben fein wirb, fi in ihnen zum herrſchenden gemacht, fo ifl 
ibm dur die Bedeutung, Größe und Fruchtbarkeit diefer Länder die Anmart« 
(haft anf das ganze Gebtet fowohl ber illyrifhen als der kleinaſiatiſchen Halb⸗ 
infel gegeben. Der VBefig des Bosporus und der Darbanellen aber gibt über bas 
ſchwarze Meer eine Gewalt, die näher auseinanverzufegen nicht nöthig ifl. Wer 
dort herrſcht, macht dieſes Meer nad Belieben zu einem Binnenfee. So weit aljo 
die Schiffbarkeit der in's ſchwarze Meer fließenden Ströme geht und nach wei⸗ 
terem, nach Weltverkehr geftrebt wirb, fo weit reicht der Einfluß der Macht am 
Bosporus, Tür eine dortige kräftige und feetüchtige Herrfhaft heißt das: Beſit 
der Küften des ſchwarzen Meeres. Zur Zeit der türkiſchen Größe war dies benn 
auch der Yall. Es ift befannt, welche Anftrengungen e8 den Ruſſen zu Anfang 
des vorigen Jahrhunderts gefoflet hat, nur in der ÄAußerften Ede des Aſſow'ſchen 
Meeres feften Fuß zu faflen. Ihre Madtftellung auf dem ſchwarzen Meere werben 
wir näher zu beiprechen haben. 

Gibt der Beſitz des Bosporus einen fo ungebeuren Einfluß auf bie Ufer: 
ftaaten des ſchwarzen Meeres, fo ift mit ihm andererſeits das Uebel verbunden, 
baß jeder dortige unabhängige, flarfe, nad dem Weltverkehr ſtrebende Uferſtaat 
nah dem Bosporus hindrängen wird, um ihn in feine Gewalt zu bekommen. Der 
Kampf, der in dieſer Weiſe herüber und hinüberwogt, ift ein unausbleiblicher, Er 
dient dazu, die Völker in eine Bewegung und Beziehung zu einander zu feten, 
welde dann oft ihren Ausdruck in blutigen Kriegen findet. 

Durch den Befig der illyrifchen Halbinfel Kleinaſiens und der Infeln ift aber 
nit blos das ſchwarze Meer beeinflußt, fondern der ganze Oftbufen des mittel 
ländiſchen Meeres fällt in den Machtbereich des Herrſchers jener Länder. Die 
kleinaſiatiſche Küfte, die Inſeln, namentlich Chpern und bas Afrika breit gegenüber 
gelagerte Kreta, dann der Peloponneſus hängen gleihfam über und vor Syrien 
und beherrſchen bie Küfte Afrika’s von Aegypten bis Cyrene. Damit fallen biefe 
Länder In den Bereih jener Macht, wie die Geſchichte befätigt. Durch den Beſth 
Syriens und der Küfte Kleinafiens am ſchwarzen Meer werben aber alle von 
ihnen abhängigen Yänver Hineingezogen. Es find dies beſonders die Euphratlänber, 
welche durch biefen Strom auf Syrien in ihrem Handel und Verlehr gezogen 
werben; weniger die Tigrisländer mit ihren minder wichtigen, gegen das ſchwarze 
Meer führenden Straßen. So erweitert fi der Einfluß des Herrſchers der illyri⸗ 
ſchen und Heinafiatifhen Halbinfel über alle Länder von der äußerftien Süpoftede 
des fhwarzen Meeres bis zum perfiihen Meerbufen und von bort bis zur Sät- 
oftede des Mittelmeers. Fält auch Aegypten In feinen Beſitz, fo ift damit das 
rothe Meer und die gegenüberliegende arabiſche Küfte in den Bereich der Mad 
gezogen. Was die Herrfhaft auf dem rothen Meere oder der Verſchluß desſelben 
gegen das Mittelmeer durch den Befig Aegyptens bei dem heutigen Handelsver⸗ 
fehr zu befagen hat, bedarf keiner weitern Auseinanderfegung. Schon Suleiman 
ber Große wurde von bier aus in bie Händel der indiſchen Fürften mit den euro 
paiſchen Eroberern, damals den Portugtefen, gezogen. Ein Einfluß auf ven ganzen 
ſüdafiatiſchen Handel ift mit Wegypten gegeben, dem Lande, von wo aus Napo— 
leon Bonaparte der Oſtindien⸗Herrſchaft Englands einen töbtlihen Stoß verfegen 
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wollte. Zum Schluffe diefer Turzen Ueberfiht über bie Bedeutung der Herrichaft 
der illyriſchen und Heinafietifden Halbinfel, die in Konftantinopel ihren Mittel- 
punkt und höchſten Ausdruck findet, möge der Ausruf Napoleons zu Tilſit ſtehen: 
Constantinople! c’est l’empire da monde! (Siehe Thiers: Histoire de l’empire: 
zuft) Welche Veränderungen fi für Syrien und Aeghpten ergeben, wenn 
etwa ber Befig des Peloponnefus und der Infeln oder des einen oder ber andern, 
wegfält und damit der Meer-Herrfchaft großer Abbruch gethan wird — dafür 
tann die Geſchichte Mehemed⸗Alis von Aegypten interefiante Anhaltspunkte geben. 
(Schwächung der türkiſchen Macht; feine Befignahme Candias, das freie Grie- 
chenland; Mehemed⸗Alis Eroberung Syriens u. ſ. w.) 


Geographiſche ueberſicht. 


Die Beſchränktheit des uns geſtatteten Raumes zwingt uns hinſichtlich der 
geographiſchen Ueberſicht des türkiſchen Reichs zur größten Kürze; ſelbſt von der 
europaͤiſchen Türkei können wir nur eine Slkizze geben. 

Das Feſtland der europätfchen Türkei Liegt zwifchen 399 und 480 18° n. 
B. und 330 80' und 479 48' 5. 8. Die Türkei grenzt gegen Norbweft und 
Norden an Defterreih, gegen Nortoft an Rußland, gegen Süden an Griechen⸗ 
land; fonft iſt fie umſpült vom ſchwarzen Meer, Bosporus, Marmara-Meer, 
Dardanellen, ägäifchen (weißen) Meer und adriatiſchen Meer. 

Ihr Flächeninhalt beträgt 8800 MR. 

Die illyriſche Halbinfel wird durch ihre Gebirge und das Meer in höchſt 
eigenihümlicher Weile gegliedert und in mehrere fehr jelbfländige große Einzeltheile 
zerlegt. Ueber den füdlichften, den durch Gebirgäfetten, dann aber vor Allem durch 
dad Meer faft infulär hingeftellten PBeloponnefus, fiehe: Griechenland. 

Im Allgemeinen find es zwei mächtige Gebirgsletten, welche gegen einanver 
fiehend, die Türkei in höchſt ungleiche Theile zerlegen. Den ganzen Weften durch⸗ 
fegt, von den Alpen herabfommend, eine gewaltige Bergkette, vie mit den binari« 
ſchen Alpen beginnend erft mit den Ausläufern des Pindus im korinthiſchen Meer⸗ 
buſen endet. Durch diefe fteile, fehwierige, nur durch einzelne Bälle überfteigbare 
Vellenmauer wird das ganze abriatifhe Küftenland der Türkei von dem übrigen, 
öftlihen Gebiet geſchieden. | 

Ganz im Nordweſten, dur die dinarifchen Alpen von Besnien getrennt, 
liegt das ſchmale dalmatinifhe Küftenlann, durch feine Schmalheit, feine Küften- 
bildung , feine Infeln auf die See gewiefen; in feiner ganzen Ausdehnung mehr 
den von ber See als über die Gebirge kommenden Einflüffen geöffnet. Es if 
damit auf das gegemüberliegende, durch Fruchtbarkeit und Volkamaſſe bedeutende 
Dberitalten gewiefen. Hier herrſchte Venedig; durch Venedig ift es an Oeſterreich 
gelommen. Der türkifche Einfluß war hier ftets beftritten, nie vorwiegend. 

In Montenegro und dem freien Albaneſenlande tritt ein wilbes Bebirgsland 
nahe ans Meer. Es find gleihfam wilde Gebirgsinfeln, ſchwer zugängliche, ſchwer 
bezwingbare Sige, Völler-eftungen Triegerifher Bewohner, aber mehr zu ſolchen 
ehren dienlich, als zu einer ftantlichen Bildung größerer Art. (Siehe Mon- 
tenegro. 

In Albanien treten die Gebirge weiter vom Meer zurüd. Im Einzelnen iſt 
dies ganze Küftenland wieder mehrfah durch Gebirge gefonvert. Es bat Raum 
für größere Bevolkerung (900 DM.), doc ift es nad allen Selten durch Ge⸗ 
Dirge gegen das Hinterland abgefchloffen, fo daß es mit feiner, bei der Beſchaffen⸗ 
beit des Bodens verhältnigmäßig immer nur geringen Bevölkerung, nicht leicht 
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einen bebentenderen ftaatlichen Einfluß auszuüben vermag. Seine Bevölkerung (1,4 
Millionen) ift durch kriegeriſchen Muth befannt. Das Klima ift bei dem Schu 
gegen Nord und Norboft und bei der offenen Lage gegen das Meer warın und 
feucht; auf den Höhen der Gebirge herricht natürlich große Kälte. An ihnen fan- 
meln fih aud die Meerbünfte. Häufiger Regen ift die Folge. Seine Lage macht 
es kräftig zum Widerſtande der Angriffe vom Yeftlande ber; feine Küfte weist es 
nad Italien. Der Verſuch des Pyrrhus, König von Epirus, fi dahin auszu⸗ 
dehnen, ift bekannt; er zeigt ſehr deutlich die aus der geringen Größe erklärliche 
Schwäche res Landes, eine große politifhe Rolle zu fpielen. 

Denn wir den felbftänpigen Süben der illyrifhen Halbinfel, Griechenland 
übergeben, jo finden wir auf der Oflfeite des Pintus, dem ſüdlichen Albanien 
gegenüber, das ſchöne, durch Gebirge bis auf wenige Päffe völlig geſchloſſene Thef- 
folien (160 IM.). Seine Fruchtbarkeit ift berühmt; fein Klima, bet der gefhüßten 
und nur dem Meerwind offenen Lage, wird mit dem Makedoniens für das befte 
in Europa gehalten. Theflalten ift zu klein, als daß es ald Staat je vor feinen 
Nahbarläntern eine hervorragende Nolle bätte fpielen Können. 

Unter dem 42% u. B. trifft auf jeffe Weſtkette mächtiger Gebirgszüge bie 
zweite große Gebirgskette ber iliyrifchen Halbinfel, die dicht am ſchwarzen Meer 
auffteigend das Land von Oſten nah Welten durchzieht und fomit nach Morten 
und Süden fcheitet. Es iſt das Ballan(Haemus)-Gebirge, ebenfalls nur in ein- 
zelnen Päfien überfteigbar. Um den Zufammenftoß beider Gebirgstetten (Schardagh, 
Scardus) dehnt fih das Eentralgebirgsiand der Türkei aus, ein Hochplatean, 
Waſſerſcheide gegen Donau, adriatiſches und ägälfches Meer (zwifchen Pritſchtina 
und Usftub). 

Im Norpweften des Landes floßen zu viefen beiden Hanptgebirgen die vos 
der Donau nur duchbrochenen, nicht von breitem Thal auseinander gehaltenen 
Bergzüge der transfyloanifchen Alpen. Dadurch wird ber ganze Norbweften ter 
Türkei ein mit den verſchiedenſten Höhenzügen bedecktes Gebirgsland — Serbien unt 
Bosnien. Seine Ströme weiſen e8 gegen Norden nad) der Donau. Es vermittelt 
die Türkei nach Ungarn und Deutfchland hinüber. Das ganze Gebiet bat etwa 
1800 IM. (Siehe: Serbien). Bosnien wird auf 1,2 Mill. Einwohner gefchägt. 
Das Land ift unter dem Schuß der fiebenbürgifchen und ver eigenen Bergmälle gegen 
fältende Winde gefichert. Dom abriatiihen und Mittelmeere fchlägt genug Wend- 
tigteit über die Gebirge herüber. Trotz feiner höheren Lage iſt deßhalb das Klima 
ihön, find die Winter nicht jehr kalt, die Sommer nit zu warm. Waldreichthum 
und Fruchtbarkeit zeihnen das Land aus. 

In der norböftlichen Hälfte der Halbinfel treten dagegen die an der Donau 
zufammengeftoßenen Gebirge weiter zurüd. Die transſylvaniſchen Alpen im Norben 
und der Ballen im Süden umrahmen bier ein breites, zur Donau ſich ſenkendes 
Land, defien nördlicher Theil die Walachei, deſſen fünlicher Bulgarien heißt. Nu 
einzelne Päfle führen von Bulgarien über ven Balkan in die Länder des ägäiſchen 
Meers und von der Walachei nach Siebenbürgen. Während der Balfan im Gap 
Emineh bis ind ſchwarze Meer reiht, nimmt unter dem 449 der transfylvanifde 
Gebirgszug plöglih eine nörbliche Richtung und Öffnet zwiſchen fich und dem 
fhwarzen Meer ben breiteflen Zugang von den ſüdrufſiſchen Steppen zur Donau. 
Die Moldau und Walachei wird dadurch ver Völkerpaß für alle füdlich an den 
Karpathen abfluthenden Schaaren, bie die Donau aufwärts ihren Weg Ins Herz von 
Europa ſuchen. So wird dies Untertonaugebiet eine wahre Borhalle der Bftlichen 
Völkerzüge. Am Ballen ftoßen Norvafien nnd das über Bosporus und Hellespont 
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vorbringende Weſtaſien zufammen. Es gibt wohl kaum ein Ländergebiet, das mehr 
im Charakter eines Grenzlandes ewiger Unruhe, ftetem Heräber- und Hinüber: 
wogen der Böller und Racen ausgefegt tft,“ als wiefes Unterdonauland. Für eine 
fihere Staatenbilvung iſt es wenig geichaffen, ſondern Rampfland. 

Die Menge der von Norden und Süden der Donau zueilenden , reißenden 
Anfchmellungen ausgeſetzten Gebirgartröme macht das Rand fchwer paffirbar. Der 
fumpfige Charakter der Donanmündungen, feine für die Schifffahrt durch Häfen 
nicht gänftigen Ufer des ſchwarzen Meeres thun dem Werth dieſes Gebletes he 
dentenden Abbruch und wirken lähmend anf feinen Aufſchwung. 

Das Land if den Norboftwinden geöffnet, gegen die warmen und. feuchten 
Mittelmeerwinde durch den Balkan gefchloffen. Es hat daher eine verhältnipmäßig 
aufßerertentlihe Winterfälte und fehr heiße trodene Sommer. Bel den fchweren 
Wintern IR es Yauptfählih auf deu Bau von Eereallen angewieſen. Dazu viel 
Biehzucht. Die Größe ver Moldau und Walachei (flehe den betreffenden Artikel) 
wird auf 2200 (IM. berechnet. Bulgarien 1600 (3M., etwa 3 Billionen Ein⸗ 
wohner. ’ 

Durch Lage, Größe, Schönheit, Fruchtbarkeit, Klima m. f. w. am wmeiften 
unter allen Rändern der illyriſchen Halbinfel begänftigt, iſt das Land füdlich des 
Batlans, wie es von biefem im Norden, von den Mittelgebirgen der beiden großen 
Ketten Im Nordweſten, von der großen albaniſchen Kette im Weflen, von dem 
zum Olympos ziehenden theffalifchen Bergzuge und dem ägätichen Mer, ten 
Darvanellen, dem Marmarameer und Bosporus im Süden begrenzt ifl. Der breite 
und hohe Gebirgszug des Rhodope, ber zwiſchen dem 41. und 42.0 8. 1. fi vom 
Balkan gegen das Agäifhe Meer Hinabzieht, theilt es in Makedonien, vie weft- 
Lie, und Rumelien (Chralien), die Öftliche Hälfte 

Aumelien (1400 IM. 1,8 (9) Mil. E.) ein herrliches, fruchtbares Land, 
ift Im Norden durch den Balkan geſchützt, aber den über das ſchwarze Meer 
wehenden Norboftwinden geöffnet. Wenn and bei Weiten märmer ala Bulgarien, 
bat es daher doch noch Fein eigentlich fünliches Klima (der Delbaum gedeiht nicht). 
Seine Sommer find fehr Heiß und durch die vom ſchwarzen Meer nicht genug 
gefühlten und gefeuchteten heißen Steppenwinde des Rordoſt fehr troden. 

Das ſchöne, veiche Maledonien (1200 DM, mit Theffalien 1,5 Will. E.?) 
iſt gegen Nord und Nerboft durch Ballen und Rhodope geſchützt. Des Meerwind 
milvdert tie Hitze. Die fruchtbaren Ebenen geftatten bei ver hohen Temperatur bem 
Anbau der Gewächſe des Süvegs. Es erzeugt, mie Theffalien, außer Getreide, 
DER u. f. w. Suͤdfrüchte, Reis, Mais, dann auch Baumwolle. - 

Rumelien wie Makedonien find gegen das Meer und Aflen geöffnet. Rume- 
lien iſt buch ſeine Lage an den Meerengen das Borland für Kleinaften ober 
gegen Kleinaflen. Makedonien iſt das ſchöne Mittelland der illyriſchen Halbinſel. 
Die es unter Alexander d. ©, zum Hauptland wurde und den Kern bildete für 
die Ausbehnung des maledoniſch⸗griechtfchen Weltreichs, ift bekannt. Später. ware 
Aumelien (Thrakien) mit feiner Hauptſtadt Byzanz oder Konſtautinopel das Haupt⸗ 
land and iſt es unter ber Herrſchaft der gerade in ihm am zahlreihfien wohnenden 
Türen nody heute. - ' 

Die türfiihen Infels geniehen des MitteimeevKlimas; je nah Bewaldung, 
Gebirgen u. f. w. verfchteden. 

Die Bevdllerung der illyriſchen Halbinſel wiederholt im Großen 
und Ganzen die Souderung der einzelnen Hauptgebiete. Die Herrſchaft ver 
Tuürken, namentlih aber die Ausbreitung der Slaven haben allerdings mancher 
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lei Berfcgiebungen darin veranlaft. Die Siaven, im Befitz des Mittelpiatenns 
zur Zeit des Zerfalls der byzantiniſchen Herrfchaft, drangen von ven Une 
des Platenus die Ströme hinab nah allen Selten, wie gegen das adria⸗ 
tiihe, fo an Vardar, Strymon, Marita gegen das ägälfche Meer. Durch Mat: 
donien und Thefialien hindurch gelang es ihnen felbft Griechenland mit ſlaviſchen 
Elementen zu durchſetzen. Ihre öftlihen Nachbaren, die (finnifch-tatarijchen) Bul: 
garen ſlaviſirten fie ganz; gerade biefe aber gelten für bie arbeitfamfte umd fräf: 
tigfte Aderbau treibende Bevölkerung des Landes. Doch ift ber Hanpifiek te 
eigentlihen Slaven der Nordweſten. Im Norboften finden wir die Bulgaren un 
Romanen. Im Südweſten figen als Ureinwohner die Wibanefen. Im Süden, in 
Oriehenland und ven Inſeln, al8 Meer⸗ und Handelsvolk an allen Käften, die 
Griechen. Im Sübdoften, den viel begehrten, der Eroberung am ftärfften ausgeiet 
gewefenen ägäiſchen Meerländern große Vermifhung; außer ven, namentlih in 
Rumelien In ihrer Hauptmaſſe wohnenden Osmanen figen bier alteingeborne (wie 
chiſche (9); nicht mit den Bewohnern der Walachei zu verwechſeln), ſlaviſche, Ila- 
viſch⸗bulgariſche, griechifche Elemente durcheinander. 

Die Angaben über tie Stärke ber einzelnen Volksſtämme weichen ſehr von 
einander ab. Ieder Hauptflamm fucht ans politifchen Mbfichten feine Zahl größer, 
die ter andern Stänmme Meiner hinzuftellen, um dadurch fein Anrecht auf Theil 
oder das Ganze der illyriſchen Halbinfel deutlicher zu machen. Wir geben bier nah 
Kolbs Handbuch der vergleihenden Statiftit (1865) folgende Zahlen: 

Dsmanen 2,1 Millionen (nad) Andern 1,05); Slaven 6,2 (6,9); Griechen 1: 
Romanen 4; Wlbanefen 1,5. Dazu Inden, Zigeuner, Armenter, Zataren u. U. 

Was die Slaven, Griechen, Romanen betrifft, fo verweilen wir anf die Ir 
titel: Slaven, Griechenland, Moltau und Walachei. Die Alhanefen find ein wildet, 
tapferes Berguoll voll natärliden Scharffiuns, ver aber ungleih den Griechen 
nit auf bürgerlihe, ſondern auf Eriegerifche Tchätigkeit gerichtet if. Ale Sold 
trappen find fie die Schweizer des Orients. | 

Den Charakter der osmaniſchen Türken, der einſt fo tapfern und emergifcen, 
durch Jahrhunderte des Glücks und Genufles aber geſunkenen Eroberer, wird un: 
am beften ihre Geſchichte lehren. _ | 

Serbien, Moldan und Walachei, Montenegro find heutigen Tags nur mit: 
telbare VBefigumgen des osmaniſchen Reiches. Die unmittelbaren Vefigungen werte 
angegeben auf 6500 (IM. mit 10,5 Mil. Einwohner. 

In Aſien bildet das Hauptland der Osmanen Anaboli-Kielnaflen , etwas 
10,000 IM. Diefe in alter Zeit durch ihre blühenden Küftenflanten jo hochbe 
rühmte Haldinfel iſt ein mit Gebirgoketten durchſetztes Hochplatean, im Horboften 
und Süben durch Gebirge eingefaßt, die gegen vie Nord- und Südküſte nur an 
ſchmales Käfteniond bilden. Im Weften ift tie Küfte durch Längsthäler, weld: 
zwiſchen den Bergketten zum Plateau führen, mit dem Innern in befferer Ba: 
bindung. Die einzelnen Gebiete des großen, je nach feiner Lage auch klimatiſch 
ſehr verfchlevenen Landes aufzuführen, gefinttet der Raum vicht. 

Die aus Osmanen, Turkomannen, Kurven, Griechen beſtehende Benälkeren; 
wird von 6 (Juchereau de St. Denys) bi8 10 Mill. angegeben. 

Das gewaltige, kalte, armeniſche Hochland (Plateau von 5--7000 °, höchfie 
Erhebung im Ararat 16,000°) bat etwa 2500 IM. Einwohnerzahl fehr unbe 
fimmt. Sie wird mit der des gebirgigen, von wilden, kriegeriſchen Kurdenftämmen 
bewohnten Kurdiſtan auf 1,7 Millionen gefhäpt. In dieſem iſt der türkifege Gin 
fing oft nur nemineller Art. Sehr ungenau find die Angaben über das alte W:: 
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ſopotamien (EI-D’schesireh) und das umtere Euphrate und Zigrielanb Irak Arabi, 
bas Ehaldäerland. Bon der Mündung der vereinigten Ströme Yuphrat und Tigrie 
bis an die ſyriſche Küfte erfixedt fi die Wüſte. 

Ueber die tärkiihen Befigungen in Arabien fiehe: Arabien. Ueber Aegypten: 
Aegypten. Tripolis und Tunis fliehen nur fin hochſt mittelbarem Berbande mit 
dem osmanifchen Reiche. Die Angaben über Flächeninhalt und auch Bevölkerung 
find fehr verſchieden. Ste viffertren hinfichtlich der brei afrikaniſchen Staaten von 
etwa 20,000-—40,000 IM., von 6 zu 8 Milltonen Einwohnern. Bis zur Er- 
oberung Algier durd die Yranzofen im Jahre 1880 wurbe auch Algier zu ven 
türkiſchen Beflgungen gerechnet, deren Grenze fomit bei DMarocco begann. 


Geſchichte der oomaniſchen Türken uud alte Verfafſung. 


Der Tarkſtamm If (nah Klaproth) nach den Indogermanen der verbreitetfte 
Bolkerſtamm der alten Welt. Eine Horde, welhe am großen Altai wohnte, erhielt 
nad der heimgleihen Yorm des Berges, an deſſen Buß fie hauste, den Namen 
Tukid. So bie eine Ableitung des Namene. Andere leiten ihn von Thr (Gtier, 
Herrſcher) ab; Andere anders. Wir übergeben die in Dunkelheit gehällte, durch 
die Nachrichten der Ehinefen nur fpärlih anfgeflärte Urgeſchichte. 669 wurde durch 
eine Geſandiſchaft Katfer Iuftinians der Name Türk zuerft im Deccivent befannt. 
Um das Jahr 1000 war Kleinaflen von den ſeldfſchuckiſchen Türken bis auf ein« 
zeine Diſtrikte erobert. 

Bor Dſchingischan und feinen Mongolen, fo wirb uns berichtet, flüchtete 
ein zu den Oghnſen gehöriger Stamm aus feinen Sigen zu Chorafſan nad Ar⸗ 
menten. Er wollte nad Dſchingischans Tod in die Heimath zurädtehren, aber fein 
Stammoberhaupt Suleiman ertrant beim Ueberſetzen des Euphrats und nun zer- 
fplitterte fich das Ganze. Der größere Tell zog unter 2 Söhnen Suleimans 
zuräd; der Heinere — wie e8 heißt nur 400 Familien ſtark — wandte fi unter 
Führung Ertoghruls nah Kleinaſien, mo ver Seldſchuckenſultan Alaeddin die⸗ 
fem kühnen Sohn Guleimans an der weftlihen Grenze von Angorn feinen Wohn» 
fig anwies. Tapfer kämpfte Ertoghrul für Alaeddin und gewann baburd Lehen 
in der Landſchaft Snitandni (heutigen Tags noch als Sandſchak, 399 48’n.®. 
47° 49° 8. 2, in der alten Landſchaft Phrygia Epiktetos), welche die Wiege der 
oomanifhen Macht wurde. Auf den tapferen, in feinen Kämpfen glücklichen Er⸗ 
toghrul folgte 1288 fein Sohn Osman, der, in den Kämpfen feines Vaters 
aufs Trefflicgfte geſchult, fi die Wirren des Selpfchudenreiches und bie Schwäche 
ver benachbarten griehifchen Schloßbefehlshaber zu Nutzen zu machen wußte. Durch 
Die Eroberung von Belokoma, Jarhifſan und Ainegol 1299 wurde er vom ein- 
faden Statthalter des Sultans fhon einer der mädtigften Keinen Selbſtherrſcher 
um den Olhmpus. Bet der romantifhen Einnahme von Belotoma hatte er bie 
ſchönſte griechiiche Braut für feinen Sohn Urchan gewonnen, fo daß wir gleid 
zu Unfang des osmanifchen Herrſcherſtammes, ver nad biefem Osman ſich nennt, 
griedtfches Blırt mit dem türkifchen gemifcht finden. Bon der fhönen Griechin 
flammen tie Nachfolger. Der kühnſte unter all den tühnen Genoffen, vie glei 
ihm fih beim Zerfall des Seldſchuckenreiches ſelbſtaändig zu machen fuchten, dehnte 
Osman in Ianger Herrihaft feine Macht in Bithynien bis vor die Thore Brufa’s 
und Nicaen’8 ans. Ja kurz ver feinem Tode (1326) hatte der Greis noch die 
Breude, nad zehnjährigem Kampfe fih Brufa an feinen Sohn Urdan ergeben 
zu jehen. Anflatt der einen Ranbfhlöffer und Feſten hatten ſomit die Kühnen 
Turkenreiter in einer Stadt feften Fuß gefaßt, die mit Ihren mannigfachen Hülfe- 
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quellen vie Mittel zu weiterem Umſichgreifen bot. Urch an folgte feinem Bater 
Osman in ber Regierung, wie man deſſen Walten nennen kann, ſeit et durch bie 
Nennung ſeines Namens im Kanzelgebete eines der orientaliſchen Hoheltsrechte aus- 
geübt hatte (1300? oder ſeit dem Tode tes letzten Seldſchuckenſultans 1307 ?). 
Urchan ernannte feinen, mehr der Betrachtung und der Weisheit ale ven 
Waffen ergebenen Bruder Alageddin (F 1333) zum Weſir. Durch viefen ſoll eine 
Reihe der wichtigſten Inflitutionen eingefegt fein, welde Inhrhunderte hindurch 
fortwirkten und zum guten Theile die Grundlage der oBttanifhen Machtentfaltung 
wurden. Er bewog feinen Bruder, darch Ausübnng and) des zweiten orlentalifchen 
Souveränitätsrecdhtes, durch Prägung des Geldes fi völlig nnabhängig zu erflären. 
1328 follen die erften osmaniſchen Münzen geſchlagen worben fein. Er führte 
eine Kleiverorbnung ein — bei den ünßerfichen Ortentalen von höchſter Wichtig- 
teit. Weiter wandten tie Brüder dem Heerweſen die größte Aufmerkſamleit und 
Sorgfalt zu. Die Truppen Urchaus beftanden in dem Anfgebot ter Lehensmannen 
und ben freiwilligen, vie auf Beute gierig fich beim Aufruf zum Feldzug an- 
ſchloſſen — biefelbe Ordnunz wie fie feit unvordenklichen Zeiten bei den Steppen- 
völfern Aflens geherrfcht hat und noch herrſcht. (Siehe Turkiften.) Diefe Schaaren, 
fänmtlih beritten, waren trefilih, um eine Landſchaft Ju überrennen und Beute 
zu wachen, aber ſchlecht gegen befeftigte Orte zu gebrauchen. Was nit durch uner⸗ 
warteten Ueberfall einzunehmen war, das mußte ausgehungert und duch VBerwä- 
ftung der Umgegend zur Uebergabe gezwungen werben; jever Verſuch regelrechter 
Belagerung war bisher gefheitert. Dazu bedurfte man Fußvolks. Alaeddin errich⸗ 
tete eine Schaar Yußtruppen (Jaja oder Piade), nad griehiihem Muſter organi- 
firt,, im Krieg beſoldet, im Frieden durch Steuerfreiheit ihrer Ländereien begän- 
ftigt. Über dieſe Truppe zeigte fi bald durch Unbotmäßigteit unbrauchbar. Da 
fand der Deeresrichter Kara Chalil Tſchendereli einen Ausweg. Diefer türkifche 
Macchlavelli legte den Grunpftein zu der Größe der Osmanen, indem er bie Haus⸗ 
truppe der Jauitſcharen errichtete. Nah dem Koran find die gefangenen und 
unterworfenen Chriften eine Beute des Siegers, der ein gutes Werk thut, wenn 
er fie zum Islam bekehrt. Jugendliche Gemüther find dazu am wiligften; eine 
Schaar befehrter junger Chriften, ausfhlieglih zum Yußrienft geübt und an ſich 
ſchon Sklaven des Sultans, der einzig und allein über fie verfügen fane, durch 
ven Religionswechſel ihrer Bamilie , ihrem Boll, ihren früheren Glaubentgenoffen 
entfremdet, durch Geburt ohne die Vorurtheile der eigentlichen Tärten, ohne deren 
Borliebe für ihre Inftitutionen und alten Freiheiten, fomit das willigfte Werkzeug 
tm ver Hand des Herrfchers gegen feine Stammgenofien, fo braudbar im Krieg- 
nad Außen al® zur Untervrüdung im Innern, wenn der In allen Lehensfinaten 
erſcheinende Unabhängigkeitäfinn der Tehensmänner ſich regen follte — das waren 
die Janitfcharen, bekehrte Chriſtenſtlaven, die erſten fichennen Truppen im Mittel- 
alter, die ihrem Gebieter eine Feſtigkeit uud Sicherheit gaben, welche bald in un⸗ 
erhörten Eroberungen ſich zeigen ſollte. Dem Zerfall des Lehensftaates durch innern 
Aufruhr war worgebengt; alle Kräfte feiner troßigen, türliſchen Tehensmänner, wie 
Re einzeln fih empören mochten, konnte der Emir (fpäter erft Sultan) des Ds- 
manenftammes nieberfchlagen; nur nach Außen im Kampf mit fremden konnte ſich 
ihr wilder Muth Luft machen. 

Es waren im Anfang 1000 Chriſtenknaben, aus denen biefe „neue Truppe“ 
(= Ieni=tfcheri) errichtet wurde, welder die Einjegnung des berühmten Derwiſch 
Hadſchi⸗Begtaſch eine gewiſſe religidfe Weihe gab. Sie wurde aus Kriegsgefan- 
genen, fpäter durch Aushebungen unter den Knaben der unterworfenen chriſtlichen 
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Bevdiferung rekrutirt und wuchs ſchon unter dem nächſten Sultan zu einer Stärke 
von 4—6000 Mann. Die Piade wurden jegt nur als Pioniere, zum Transport 
des Gepäcks u, dgl. verwandt. Nach Bedürfniß wurben beim Ausbruch eines Krieges 
freiwillige Fußtruppen aufgeboten, viefelben (viele Ehriften, Geſindel der Heinafia- 
tiſchen Städte) ſchnell nach 10 und 100 eingetheilt und fo gut es ging ver- 
wandt. Mit diefen Afaben wurden nicht viel Umſtände gemacht. Eie bienten häufig 
als „Kanonenfutter” und mußten oft mit ihren Leibern die Gräben füllen, damit 
die forgfam für den Ausfhlag aufbewahrten JIanitfeharen den Haupifturm laufen 
Ionnten. Neben viefer erften ſtehenden Infanterie wurden aud 4 Rotten ſtehender 
befolpeter Reiterei errichtet; fie find am belannteften unter dem Namen der exrften 
Abtheilung: Sipahi. (Anfangs gegen 2400 M., bald auf 4000 M.) — Die Or- 
ganifation der Lehensreiterei iſt uralt türliſch und von Alaeddin nur beftimmter hin- 
geftellt. Für ein Lehensgut (Kilidſch — Säbel; das kleinere Säbellehen heißt Timer, 
das größere Siamet) hatte der Lehensträger fih und je nach ver Größe des Gutes 
1—19 Dann Gefolge zu ftellen, Alles wohiberitten und gerüftet, beim erſten Ruf 
ins Feld zu rüden. Die Säbel ſammeln fih um die Fahne (Sandſchak) auf dem 
Sammelplag. Der Führer dieſes Fähnleins, der Sandſchakbeg, rückt mit feiner Truppe 
auf den größeren Sammelplag des Beglerbeg (Herrn der Herrn), ber über ein 
Ejalet, über eine Landſchaft, Provinz gefegt ift. In wenig Tagen fleht fomit das 
Heer ohne befonvere Staatsloften auf feinen Sammelplägen. Daneben ein Auf- 
gebot freiwilliger Reiter (Alindſchi- Renner), auf Beute dienend, daher je nach viel 
verfprechenden Eroberungskriegen fehr zahlreich, immer dem Heere weit vorauf, zu 
den verwegenften Streif- und Beutezügen bereit. Es iſt das türkiſche Koſakenthum 
im Heere. Haben doch die Kofaten fi durch die Türkenlämpfe (die ruſſiſchen Ta⸗ 
taren gehören zum Zuxfflamm) gebilbet. 

Wie das ganze Lehensweſen auf Eroberung angewiefen ift, wie bei jeber 
nenen Landgewinnung durch Lehenvertheilung ſich gleihfam immer ein frifcher 
Ring um den alten Kern legt, diefer aber mehr und mehr bie Säfte zu verlieren 
pflegt und für den Krieg nach Außen unbrauchbarer wird, brauchen wir hier nit 
auseinanderzufegen. So lange neue Ländereien, Beute, Sklaven u. dgl. loden, 
wird namentlih der Nachwuchs der Lehensmänner fih zum Feldzug brängen. 
Dann erfcheint das Tehensaufgebot nicht als Laft, fondern Verforgung und Ruhm 
ſtehen in Ausſicht. Sobald aber die Eroberung aufhört, der Kampf Abwehr wird, 
verliert das Lehensheer Luft und Muth, die Vertheiviger ihrer Habe und ihres 
Landes ausgenommen. In gleicher Weife betämpft ein Lehensheer lieber diejenigen, 
deren Rechte es ungeſcheuter niedertreten kann, alſo ſtammfremde, anderögläubige 
Böker, ald daß ed Krieg mit Völkern führt, gegen welche ed ſtammgenoſſenſchaft⸗ 
lie, moraliihe und religioſe Rüdfihten bat. Diefe Bemerkung mag exrflären, 
warum bie Feldzüge ber Türken gegen die Chriften fo beliebt und reißend waren, 
ihre Ausdehnung in Aſien aber verhältnigmäßig Iangfam ging, wofür bie kara⸗ 
maniſchen Kriege den beften Beweis liefern. 

Nichts iſt verfehrter, als die Erfolge der Türken ber rohen Tapferkeit zuzu⸗ 
ſchreiben. Bon Unfang an wurden bier tiefe Politik, Disciplin und wilde Natur« 
kraft vereinigt. Die Refultate waren ungeheuer. 

1340 war ganz Bitbynien mit Wusnahme weniger, Konftantinopel gegen- 
über liegender Küftenftäbte non Urchan erobert. Er beſaß die großen Städte 
Bruſa, Nicaea und Nicomedia. Bruderzwift verhalf ibm zum Beſitz vn 
Karafi (Myſien). So fland er am Hellespont. Durch Hülfetruppen, die er 
Byzanz gegen die Serben fchidte, lernten bie türliſchen Heerführer das fchöne 
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gegenüberliegende Land und bie Schmäden ber erbärmlichen byzantiniſchen Herr 
ſchaft kennen. 

1356 fegte Urchans Sohn Suleiman in einer Naht auf zwei Flößen 
mit 80 Begleitern über den Hellespont und überrumpelte das Schloß Tzympe. 
Damit hatten die Dsmanen feften Fuß in Europa gefaßt. Nah 3 Tagen fchon 
ſtanden 3000 M. viefleits des Hellesponts. Ein furchtbares Erpbeben lähmte oben: 
drein den Widerſtand ver Griechen. 1357 fiel Gallipoli in die Gewalt der Türken, 
die bald das Land um ven Cherfonefus in ihre Gewalt brachten, während ihre 
. Streifzüge fih fchon bis an den Hämus erftredten. Urchan bat ven europäifchen 
Boden noch nicht betreten. Er farb nad) Söjähriger Herrſchaft 1359, er, wie alle 
bie erften Herrfher vom Stamm Osmans ein ausgezeichneter Regent; tapfer, ge: 
recht, milde, fcharfen Verſtandes wird er genannt; ein Pfleger der Wiſſenſchaft 
und Religion, Gründer vieler Schulen und Moſcheen. 

Suleiman, der Tühne Ueberſetzer des Hellesponts, war auf der Jagd verun- 
glüdt. So folgte Urdans und der ſchönen Griechin Nenuphar zweiter Sohn Mu: 
rad. 1361 fegt er nad Gallipoli über und beginnt feine Siegeslauffahn. Aria: 
nopel (1361) und Philippopel (1362) werben erobert; die Serben geſchlagen (1363), 
1365 fällt alles Land bis zum ſchwarzen Meer in feine Gewalt, fo daß zwei 
Zagreifen von Konftantinopel fchon die türfiihe Grenze begann. Nun gebt bie 
Eroberung gegen Makedonien, Sered wird 1373 eingenommen. 1375 wird fchon 
Niffa erobert und muß Lazarus, der Kral der Serben, um Frieden bitten, vie tür- 
Hide Oberhoheit anerkennen und Tribut zahlen. Auh Sismann, Fürft der Bul- 
garei, muß fih unterwerfen. 1381 find die Türken in Monaftir, alfo bis an bie 
albanifhen Grenzgebirge vorgebrungen. 1382 fällt Sofia nad) langer Belagerung, 
und fliehen damit vie Türken in dem wichtigen Mittelpunkt ver nad Serbien und 
Bosnien, Makedonien, Bulgaret.und Rumili führenden Etraßen. Ebenfo glädlid 
iſt Murad in Aflen, mo die tärkifhen Nachbarherrſcher, durch Furt vor feiner 
wacfenden Größe, Neid und Intriguen aufgeſtachelt, feine Abweſenheit fich zu 
Nuge zu machen fuchten. Namentlich muß der mächtige Fürft von Karaman das 
Uebergewicht der osmanifhen Macht empfinden. Indeflen empören ſich die Herr- 
[her von Serbien unt ter Bulgerei. Aber Murad kehrt zurüd, nimmt Sisman 
das Reich und macht die Bulgarei zur tärfifhen Provinz, Dann zieht er gegen 
das große Ehriftenheer; zu den Serken und Bosniern hatten die erjchredten Für⸗ 
ften der Walachei, Albaniens, der Herzegowina, auch Ungarn Hülfstruppen ftoßen 
lafjen. 200,000 M. follen die Ehriften ſtark geweien fein. Ihr Uebermuth ward 
ihnen verberblih. In mörderiſcher Schlacht fiegt Murad mit ſchwächerem Heer 
auf dem Amſelfelde bei Koſſowo 1889. Aber der fiegreihe Sultan wird auf dem 
Schlachtfeld von einem Serben niebergeftoßen; er ſtirbt nad) 3Ojähriger Regierung. 

Es folgt ihm fein Sohn, Bajeſid I., genannt Ilderim, der Blig, wegen 
feiner flürmifhen Tapferkeit. Leiver gibt er noch auf dem Schlachtfeld das Bei— 
jpiel des ſchändlichen Brudermords, der von nun an zur Sicherung der Herrfdaft 
Sitte, durch Mohammed II. dann gefeglih wurde. Unter Bajeſid werden bie Er⸗ 
oberungszäge fortgefegt, die fih nun fon über die Donau nach Ungarn und 
Walachei, dann in Bosnien und Albanien hinein erfireden. Schon beginnen vie 
Unftalten zum Angriff auf Konftantinopel. Die ganze Chriftenheit kam jett in 
Aufruhr. Unter Sigismund, Köniz von Ungarn, fammelt fi ein 100,000 M. 
ftarkes Kreuzbeer, in welchem 8000 M. Franzoſen, die Blüthe des franzäfifchen 
Adels unter Johann von Nevers, dem Sohn des Herzogs von Burgund fid bie 
Elite dünken, duch Tapferkeit und Ungeſtüm ſich auszeichnen, durch Zuchtlofigteit 
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und Uebermuth aber fih und das Heer zu Grunde richten. Sigismund belagerte 
Nikopolis, als Bajeſid zum Entſatz berbeieilte und das chriſtliche Heer vernichtete 
(1396). Indeſſen dehnen Bajeſtds Feldherrn das Reich in Afien aus; Bajeſid 
ſelbſt bricht in Theflalien ein, dringt durch bie Thermopylen und läßt feine Heer⸗ 
ſchwärme durch ben Peloponnes ftreifen; in Griechenland werben ſchon jetzt Tur⸗ 
komannenſtaͤmme zu Lehn angefiedelt. Wieder wollte ſich Bajeſid gegen Konſtan⸗ 
tinopel wenden; da rief ihn Timurs Vordringen nah Aſien ab. Nach bitteren 
Botfhaften, welche Bajefiv, der hochmüthige Sohn fo tapferer Ahnen mit bem 
furdibaren eignen Begründer feines Glücks und feiner Weltherrſchaft, mit Timur 
(Zimurlent, Tamerlan) wechfelte, fam es auf ben Ebenen von Angora zwifchen ven 
beiden mächtigften Herrſchern des Orients zur Entſcheldungsſchlacht (1402). Baje- 
ſide Geiz und thörichte Hoffahrt werben als erfte Beranlafjung feiner Nieverlage 
angegeben. Bis in bie Nacht noch Yielt fi der Sultan mit 10,000 Janitſcharen 
auf einem Hügel, da längft die Schlacht verloren war. Der Durft trieb fie aus- 
einander. Bajefld verſuchte bie Flucht, ward aber gefangen; ebenfo feine Gattin 
und fein Eohn Mufa. Sein Sohn Muſtafa war in der Schladt fpurlos ver- 
Ihwunten (e8 tauchten fpäter Prätenbenten anf); entlommen waren bie Söhne 
Euleimon, Ya und Mohammed. 

Die aflatiiche Türkei wurde von den Tataren überrannt, body fluthete der 
Strom bald zurüd, drang auch nit nad Europa hinüber, da Timur ſich oftwärts 
zum Ing gegen China wandte. Suleiman hatte fi) nad der europäifhen Türkei 
geflüchtet und bier die Herrſchaft angetreten. Die Türken in Sleinaflen befamen 
bald, bet dem Abziehen ver Tataren, gleichfalls wieder Luft. Bajefiv ſtarb in ber 
Sefangenfhaft; Timur ſandte Muſa mit dem Leihnam feines Baters nach Brufe 
zurüd. Mit Bajeſids Tod begiunt das türkifche Interregnum, das die Türken in- 
fowelt nicht anerfennen, als fie mit Uebergehung mehrerer fireitender Bräder un⸗ 
mittelbar an Bajefid feinen Sohn Mohammed II. anreiben, fomit beflen 
Bruder Suleman nit nennen , fondern erſt Suleiman ven Prädtigen oder den 
Geſetzgeber als den erſten anführen, der von Andern vielfach, als der zweite feines 
Namens genannt wird. Die Tapferkeit des Bajefid-Pafcha Hatte den elfjährigen 
Mohammeb der Schlacht entrifien und ihn nah Zofat, dann nad Amafia ge- 
rettet, von wo aus feine Getreuen neue Kräfte fammelten. Wir übergehen bie 
Bruderfämpfe, welche Ifa, Suleiman und Mufa das Leben, reip. ben Thron 
fofteten und aus benen 1413 ber mäßige menſchliche Mohammed gegen den tyran- 
nifhen Muſa als Sieger und Wieverherfieller der Einheit des Reiche hervorging. 
Es gelang ihm, die aflatifhen Zuftände wieder auf den früheren Yuß zu ſetzen 
und die Türkenherrſcher, vie durch Timurs Politik gegen die Osmanen ihre alte 
Selbſtändigkeit wieder erlangt hatten, aufs Neue zu unterwerfen, fih in Europa 
zu befefligen, gefährliche Aufftände (darunter der interefiante religiöfe Aufruhr des 
Bedreddin von Simam und deflen Apoſtels Boreklüdſche Muftafa, in welchen, 
um es allgemein auszubrüden, eine Verſchmelzung des I6lams und Chriſtenthums 
verſucht wurde) niederzufchlagen, auch die faljhen Muftafa’s, die Thronbewerber 
fih vom Halfe zu ſchafſen. Mohammed ftarb 1421 umd fein junger Sohn Murad II. 
beſtieg den Thron. 

Murad II. zählt zu den tächtigften biefer tüchtigen oomaniſchen Herrſcher, 
unter denen nur Bajefld der Blitz zurüdtritt, dem außer Kampfungeſtüm feine 
befondern Herrfchertugenden nadhgerühmt werben können und ber in mehr als einer 
Weiſe (Lafter der Wolluſt u. f. mw.) ein ſchlechtes Beijpiel gegeben hat. Murads 
Waffen waren gegen die alten aflatiichen Feinde glücklich. In Europa gewann er 
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das bisher noch uneroberie Theffalonidy (Salonichi) und kämpfte mit fchließlic für 
vie Türken gänftigem Ausgang jene Reihe von bintigen Feldzügen mit Ungarns 
größtem Helden Johann Hunyades (Murad fiegt bei Varna 1444, bei Koſſowo 
1448) und dem furdtbaren Türkenfeind Albaniens Georg Caſtriota (Scanderbeg. 
Zwei Mal ſtieg Murad in ker Biüthe feiner Jahre vom Thron, um auszuruhen. 
Zwei Mal übernahm er wieber die Pflihten des Herrſchers, wenig zur freude 
feines jungen fiolzen Sohnes, aber zur freude feiner alten Kriegsführer und bes 
Heeres. Erſt 49 Jahre alt, ftarb er nah SO Jahren der kräftigften Herrichaft. 

Ihm folgt Mohammed IL, ver größte Regent feiner Zeit. Konftentinopel 
war eins ber erften Ziele, die der junge, verfchloffene, herrſchſüchtige Sultan fid 
gelegt hatte. Im April 1453 begann die legte Belagerung ber griechiichen Haupt 
ftabt; am 29. Mai ward fie erflürmt. Unter Mohammed II. wird Serbien ent: 
gültig unterworfen, Griechenland, Bosnien erobert. Scanverbeg hält ſich, aber mit 
feinem Tode 1467 ift das Schidfal Albaniens befiegelt. Die Walachei und Moldan 
werben zur Abhängigkeit gezwungen. In Afien weite Ausdehnung bes Reicht; 
Sinope, Trapszunt, Karaman kommen hinzu. Ufun Haſſan, ver gewaltige Zurlo: 
mannenfürft, ver e8 den Osmanen nachzumachen ſucht, wird, hauptſächlich durch 
bie Feldartillerie Mohammedsé gefhlagen. Schrediihe Türkeneinfälle in Sieben- 
bürgen, Ungarn, Defterreih, das venetianifche Gebiet, die Gründung einer mäd- 
tigen Flotte, durch welde der Sultan in die Seehändel eingriff, vie Krimm ten 
Genueſern entriß, den Venetianern zur See zu trogen begann, Apulien, und damit 
Italien durch Landung in den tödtlihften Schreden fette — alles bies trieb die 
chriſtlichen Mächte zum Berfucd einer Bereinigung gegen ven frember Race ent- 
fprungenen Feind des Glaubens. 1458 murde von Papft Pius TI. (fiehe Zint- 
eifen, Vd. 2) ein Koncil nah Mantna berufen, um zum erſten Mal bie res orien- 
tales, tie türfifche Frage, zu behandeln. Schon tamals handelte es ſich um bie 
Fragen: Sollen die Türen aus Europa vertrieben werden? In welcher Zeile? 
Wer joll die Schupherrihaft über die unterbrädten Gläubigen übernehmen? Ber 
fol, wenn das Kreuz fiegt, bie Herrſchaft über den Halbmond antreten? Man 
war über diefe ragen vor 400 Jahren nicht einiger, als man heutigen Tages iſt. 

Mohammed ift außer durch feine Ereberungen berühmt ald Sammler da 
Geſetze und ala Geſetzgeber feines Reichs, wodurch er auch nad) dieſer Seite als einer 
der bedeutendſten Herrſcher erfcheint. Sein Kanunname“ bringt Einheit In bie 
Staatsverfafiung des Reihe und regelt alle Berhältnifie. 

Das leute Unternehmen des ben EChriften fo fchredliden Sultans war gegen 
Rhodos gerichtet. Es ſchlug fehl. Mohammed dachte auf einen Angriff gegen 
Aegypten, ftarb aber mitten in den Entwürfen bazu nad 31jähriger Regierung. 
Seine Größe ift durch Grauſamkeit und ſchrankenloſen Deſpotismus befleckt, aber, 
wie er nun war, gehört er zu den bebeutenpften Regenten der Geſchichte. 

Zum erfien Mal kam nun ein Sultan auf den Thron, bei dem bie Friege: 
riſchen Eigenfhaften mehr zurüdtraten, in welden bie osmanifchen Fürſten feit 
150 Jahren geglänzt hatten. Bajeſid II., Mohammeds Sohn, war mehr den 
Genüflen des Friedens, den weichlihen wie den fhönen und guten, ergeben; er 
liebte die Baukunſt, pflegte die Dichtung, felber Dichter. Doc ruhten vie Waffen 
beswegen nicht, weber zur See (Venedig) noch zu Lande (an der Donau und in 
Syien). Aber das Heer war wenig zufrieden mit tem weichlichen Enitan und 
dies benügte der einem andern Bruder nachgefegte herrfchlüichtige, wilde, kriegeriſche 
Selim, fi gegen felnen Bater zu empören. Er reißt Bajeſids Truppen mit fid, 
zwingt biefen zur Abdankung 1512 und nimmt bie osmaniſchen Eroberungsplänt 
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mit feiner ganzen ſchrecklichen Energie anf. Bajefld ſtirbt bald; es iſt ungewiß, 
eb natärlihen Todes. Selims Rampfplag wirb Aften und Afrika. Er lämpft fleg- 
rei, — aber wie alle folgenden Herrſcher durch die Beichaffenheit ver Grenzgegenden 
und den Fanatismus der fchiitifchen Perſer unter ſchweren Berluften, denen ber 
Grfoig nicht gleihlam, — gegen Berfien, erobert Kurbiften, bringt nun gegen ben 
Sultan der Mameluden von Aegypten vor, fchlägt vie Mameluken in Syrien, 
folgt ihnen nad Aegypten, beſiegt fie noch zulegt in furdtbarem Stägigem Kampf 
vor und in den Straßen von Cairo und unterjocht Wegypten 1617. 

Nicht nur die weltliche Macht gewann durch viefe Eroberung. Selim über- 
trug nım auf fih das halifat, welches die Sultane von Aeghypten in Anſpruch 
genommen hatten. Der Einfluß des Befiges von Aegypten auf Arabien zeigte fi 
ſogleich, indem der Scheilh von Meta an Selim vie Schläffel der Kaaba über- 
fandte nnd ihn zum Schugheren von Delta und Medina machte. Zu der Madıt 
des nunumfchränften weltlichen Herrſchers befamen fo die osmaniſchen Sultane die 
Bürde und Macht des geiftlihen Oberhauptes des Islam (der Sunniten). , 

Se war die höchſte Machtſtufe gewonnen. Der Sultan vereinigte die poli⸗ 
tie und religiöfe Machtvollkommenheit. Und Selims Nachfolger, fein Sohn 
Saleiman I. (over bei Anerfenuung von Suleiman, Sohn Bajeſids I., der 
zweite genannt) war der Mann, dies zu benugen. Seine Megierung bezeihnet ben 
Höhepunkt der osmaniſchen Herrſchaft, noch nicht nach äußerlichem Umfang, der 
noch wuchs, wohl aber an innerer Kraft, Glück und hochbegründetem Ruhm. 

ESuleiman, von den Türken ver Geſetzgeber, von dem Occident der Bräd- 
tige oder Große genannt‘, begann feine Eiegeslaufbahn mit ver Eroberung von 
Belgrad 1520. Zwet Jahre darauf folgte Rhodos; dann Tamen die ungariſchen 
Feldzüge (1526 Mohacz), durch welche Ungarn den Türken bis zur Raab unter» 
worfen wurde, Es beginnen damit die biutigen, langwierigen und verwidelten un- 
gar’fchen Händel zwifhen den Türken, dem Kaifer und den von den Türlen be- 
gänftigten Gegenfürften von Ungern und Siebenbürgen (jept Johann Bapolya). 
Die Türken ‚zeigten ſich darin fo furchtbar durch ihre Politik wie dar ihre Waffen. 
Ueber die Donau hinüber verlor fi noch ihre nachhaltige Kraft; aber da wo ihr 
Schwert nicht fortwährend hinreichen fonnte, mußten ihre Kreaturen für fie ein- 
treten (eine Politik, wie fie aͤhnlich von Rußland in den Donaufürftenthümern 
oder von Napoleon mit dem Rheinbund gelibt ward). 

1529 ftand Suleiman vor Wien, Wir können bier nicht alle Kriege und 
Groberungen des fiegreihen Osmanen aufzählen, welche er zu Land und zu See 
führte. Seine Macht begann in Ungarn und enbete am perfilhen Meerbuſen. 
Defterreih zahlte ihm ſchmählichen Tribut; die indiſchen Fürſten von Deibi und 
Gudſchurat riefen feine Hülfe gegen die Portmgiefen an. Die ſtammperwandten 
Zataren an der Nordküſte des ſchwarzen Meeres waren mit 50,000 zu ftellenden 
Reitern feines Gebotes gewärtig ; im Weſten endete feine Herrfhaft an ber marof- 
fanifhen Grenze, Spaniens Küfte gegenüber. Kühne fyreibenter, vor Allem ber 
dann zum Kapudan Paſcha ernannte Seeheld Chaireddin⸗Barbaroſſa — bradten 
ie ganze afrikanifche Nordküfte bis Marokko in feinen, wenn auch noch unfihern 
Befig. 1520 bat Chaireddin fi zum Herrn von Algier gemacht; 1534 Tunis 
erobert, viefes geht aber 1535 an Karl V. wieber verloren und wird erft 1574 
zum zweiten Male gewonnen und bleibend beherrſcht. 1551 ward Tripolis durch 
Dragut erobert). 

Die Herrſchaft über das Mittelmeer ſchien den Türken zuzufallen; fie follte 
durchgeführt werben durch bie Greberung Malta’s, um bier einen Gtügpunlt 








604 cütkei. 


für die Flotte gegen den Weſten zu finden. Doch ſcheiterte die weltberühmte Be— 
lagerung 1565. Dieſe Niederlage trug dazu bei, die letzten, überdies ſchon trüben 
Tage des großen Eroberers zu verdüſtern, der ſchon längere Zeit der Liebe zum 
Glanze entſagt hatte, nach welchem er noch genannt wird. Suleiman brach 1566 
nah Ungarn und Deutſchland auf, aber ſchon vor Szigeth ſtockte der Feldzug an 
der Unternehmung, die bartnädig vertheitigte Feſtung zu erobern. Suleiman flarb 
während der Belagerung. - 

Ein Blid auf die innern Verhältnifſe des Reihes in feiner 
Blüthezeit wird bier am Plage fein. Mohammed II. hatte die innere Verfaſ⸗ 
fuug geordnet; durch Suleimans, des Geſetzgebers, Verfügungen erhielt fie ihren 
Abſchluß. 

Zuhöchſt, unumſchränkter Herrſcher, ſoweit nicht vas göttliche Geſetz ihn be» 
fchränfte und zurückhielt, ſtand der Sultan. Er follte ver Vollſtrecker des göttlichen 
Geſetzes fein, Abbild Gottes auf Erden. Er tft geiftliches und weltliche Ober- 
‚haupt. Die Ihronfolge iſt erblih in dem Haus Osman. Bruberfriege und Thei- 
lung des Reiches zu verhüten, wird — durch Mohammed II. in ſchrecklicher Kürze — 
der Brudermord bei VBefteigung des Throns fanktionirt. Die männliden Nach⸗ 
kommen der Töchter des Sultans find alle dem Tode fon bei der Geburt ver- 
fallen. Den Sultan unterflägt fein Divan oder Staatsrath, zufammengefegt aus 
den erften Beamten feines Reihe. Ihm bilden die Weflre, die (2, dann 3) Ka- 
biaster oder großen Heeresrichter, die Beglerbegs von Oriechenland (Europa) und 
Afien (wie bei den Heerrichtern fam and nah Selim wohl einer für Afrila Hinzu), 
die beiden Deftervare oder Sinanzminifter, ver Iantfharen Aga als Kommandenr 
der Garden und Befehlshaber in der Hauptftabt, der Kapudan⸗Paſcha oder Groß— 
Abmiral und der Niſchandſchi cder Staatsfelretär des Sultans, der deſſen Unter: 
fhrift ansfertigt. Erft allmälig gewann ver Scheidh-ul-Islam (Muftt) oder oberfte 
Ausleger des Geſetzes eine höhere Stellung als die Kadiasker. 

Bis auf Suleiman (do wird ſchon von Selm eine vahinzielende Anekdote 
erzählt) Hatten die Sultane im Divan felbft den Borfig geführt. Suleiman zieht 
ih aus Stolz, Bequemlichkeit over Politik zurüd. Bar es Politik, fo war fie 
feine gute gewefen. Indem er fih als die höchſte unverantwortlihde Einheit aller 
Gewalt hinſtellt, theilt er feine Gewalt; die weltliche überträgt er auf dem, ihm 
und fomit auch gewiffermaken bem Boll verantwortlichen Großweſtr, fo daß fie 
vom Sultan zum Weſtr überfließt, von dem Wefir zu ihm zurädtehrt; vie geift- 
lihe Gewalt befemmt ihren Vertreter (allmälig) im Mufti. Der Großweſir wir 
das Mittel zwiſchen dem Sultan und Divan, zwifhen Sultan und Neid. Selbſt 
bei diefem Defpotengetft des Orients doch eine Beranmortlichleit des Staats: 
regenten, in fonderbarer Weiſe ausgeführt! 

Der Großwefir wird gleihfam Miniſterpruͤſident. Es if feine Wohnung, 
welche als Mittelpuntt für tie Megterung erſcheint (Hohe Pforte), Er hat feine 
Unterminifter, die, vom Staatdrath ganz verſchieden, nun die eigentliche Regie⸗ 
rung führen. Sein Kiaja Bey ift fein Staatsſekretär, ungefähr unfer Minifter 
des Innern; der Neid Efenbi, Haupt der Staatskanzlei, tft. Minifter des Aeußern; 
der Tſchauſch⸗Baſchi ift Iuftiz> und Polizei-Miniſter m. f. w. Bis zu den un⸗ 
terften Behörden find alle Zweige ver Verwaltung genau regulirt. (Siehe I. v. 
Hammers Staatöverfaflung der Osmanen). 

Die Kriegsverfafſung ift diefelbe, wie fie früher gefchilvert worden, nur in 
höchſter Ausbildung. 150—200,000 M. Lehensreiterei find eingetheilt nach ihren 
Sandſchals (1 Roßſchweif); mehrere Sandſchaks unter einem Beglerdeg (Statt- 
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halter, Paſcha's, je nach ihrem Rang mit 2 oder 3 Roßſchweifen). Die Beglerbegs 
in Aflen haben zuhöchſt den Beglerbeg von Unatoli; die in Europa den von Rus 
mili; beide refidiren urjpränglid in Kenftantinopel. Höchfter Heerführer ift der 
Großweſir und natürlich der Sultan. Die Sandſchaklbegs und Paſcha's find Führer 
im Krieg, Oberaufſeher der Diſtrilte und Provinzen im Frieden, zu welchem Be- 
buf fie die nöthigen Polizeibeamten (Sabaſchen) unter fih haben. . Die Zahl ver 
Paſchaliks, Sandſchaks und der Lehensgüter wechſelt. In der Zeit der größten Aus⸗ 
dehnung ftellen dieſe 200,000 M.; fchon im 17. Iahrhuntert fallen fie auf etwa 
100,000 M. Streng war das Lehnrecht geregelt; es gibt feine Erbfolge für ven 
Kilidſch (Säbelgut). Der Sohn tritt erfi in ein kleineres Lehen; der Krieger dient 
fi durch Tapferkeit hinauf in größere Lehen, zu Stamets und Sautfchals. Der 
Sohn des anf dem Schlachtfeld Gefallenen helommt ein befleres Gut, als der des 
nicht im Kriege Geſtorbenen. Dazu die Alindſchi. Um dem Heer nicht durch dieſe 
furchtbaren Plünderer tie Mittel zur Eriftenz beim Borwärtspringen zu benehmen 
und tie Operationen nicht zu verwirren, beſchränkte man ihre Zahl meiftens auf 
etwa 30,000 M., obwohl man in ven Giegeszeiten gegen 200,000 Reiter ins 
Feld zu rufen vermochte. Hiezu kommt die Hülfsreiterei; es haben die Tataren 
Südrußlands zu ftellen 50,000 M., Moldau und Walachei 20,000 M., außerdem 
tie Bewohner des Kaufafus und die Kurden nominell ebenfalls gegen 50,000 M. 
Alle diefe Truppen befteben aus gebornen Neitervöllern und bildeten damals bie 
herrlichſte Reiterei der Welt. 

Tür den Transport der ungeheuren Heerbagage war eine eigene Trainmann⸗ 
ſchaft ans den ruhigen, gebuldigen, trefflichen bulgarifchen Hirten errichtet (Woinak). 

Die Aſaben, darunter bie Seeräuber der kleinaſiatiſchen Küften immer ftarf 
vertreten waren, wurben wegen ihrer Unbisciplinirtheit meiſtens auf 30 — 40,000 M. 
gehalten. Die Janitſcharen ſahen mit Verachtung auf dieſe Banden. Die Aſaben 
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teren Gitabellen. Als die Zahl der Janitſcharen wuchs, wurden tie Aſaben mei⸗ 
tens nur zu Belagerungdarbeiten und auf der flotte verwendet. 

Früh wurde bie Ürtillerie ausgebildet. Suleiman hatte 800 Feldgeſchütze. 
Kanoniere, Bombarbiere, Waffenſchmiede waren in einer Welle organifirt wig in 
feinem andern Heere jener Zeit. In ber Belagerungskunſt (Befeftigung, Minen 
u. f. w.) waren bie Türken berühmt. Kanonen, wie fie Mohammed II. gießen 
ließ und vor Konflantinopel von ähnlicher Größe gebrauchte, ſucht erft unfere Zeit 
wieder zur Anwendung zu bringen. 

Den Kern bes Heeres bilden wie fräher vie Janitſcharen und die befol« 
dete Neiterei, die Sipahis der Pforte. Beide erhielten — die Janitſcharen aus⸗ 
ſchließlich — ihre Rekruten ans den Pagenkammern und den Apdſchem ⸗Oglans. 

Als die Exroberungen in der illyriſchen Halbänfel beendet waren und bie Kriege 
zegen bie Chriften nicht mehr den reißenden Fortgang nahmen, daher nicht fo un- 
geheure Menjchenbente mit den eroberten Provinzen dem Sultan zufiel, da warb 
zur Ergänzung ber Janitſcharen der Blutzoll auf die chriſtliche Bendiferung ge- 
legt. Auf den Koran geftügt, warb je ber fünfte Knabe als Tribut eingeforbert 
(anfangs bie ſechs Jahre alten, dann vom 10.—15. Jahr). Ie nad) Bedürfniß 
gefhah dies alle A—1 Jahr. Die flärkften und intelligenteften Knaben der chriſi⸗ 
lichen Beodllerung wurben von ten Beamten audgefucht, die Ausgewählten fo: 
gleich befchnitten, eingelleivet und nach Konftantinopel geſchickt. Hier warb eine 
neue Auswahl vorgenommen. (Alle Schriftfteller jener Zeit find voll Bewunderung 
der Menihen-(und Pferbejfenninig der Türken. So z. B. Eebaftian Frauk, Bus- 
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bed u. A.). Die körperlich und geiſtig Ansgezeichnetfien kamen in vie Pagenkam⸗ 
mern; tie übrigen wurden gegen eine Einzahlung an türkiiche Banern in Afien 
abgegeben, daß ſchwere Arbeit fie zur Kriegstüchtigkeit ſtähle, fie die türkiſche 
Sprade lernten und das Angedenken der Heimat und Religion verlernten. Nach 
2—6 Jahren, je nad) Alter, Lernen der türkiſchen Sprache u. ſ. w., wurben fie 
gefammelt und, nad Konftantinopel geführt, firenger militärifher Disciplin in 
Kafernen unterworfen. Dienftlih aufs firehgfte gehalten, jah man ihrem außer- 
bienftlihen wilden übermüthigen Betragen (Iungen und Prätorianer fließen Bier 
zufammen) wohl durch die Finger. Sie hatten bei den Bauten des Sultans über: 
haupt fchwer zu arbeiten; ein Baar Tauſend mußten ven Fähr- und Ruderdienſt 
an den Dardanellen zwiſchen Europa und Aſien beforgen. Hatten fie das erfor- 
derlihe Alter erreiht, fo kamen die, Schwäceren in vie Gärten des Sultans 
(mehrere Tauſend Boſtandſchi's, gleihfalls militäriih organifirt), die Kräftigen — 
in ber guten Zeit erft mit 24 Jahren! — wurden in die Oda's der Janitſcharen 
eingetheilt, wo fie nun in firenger Rekrutenzeit ven Dienft zu lernen hatten. Die 
Aushebung der Adſchem⸗Oglans Hirte im 17. Jahrhundert allmälig auf, aus 
gleih zu erwähnenden Gründen. 

So waren bie Janitſcharen eine Haustruppe, wie fie die Welt fonft nicht 
gefeben hat. Wer ihnen angehörte, hatte Yamiiie, Voll, Baterland, Glauben ver- 
foren. Statt alles deſſen hatte er nur fein Korps. Seine Zukunft lag in feinem 
Muth und ter Gunft des Sultans, deſſen Sklave er war. Streng war bie SDis- 
ciplin, aber die Ehre und der Stolz, Ianitichar zu fein, bob über Vieles. Die 
Krieger dieſes außerorbentlichen Korps fügten ſich in Außerordentliches. (Heirat 
bis in die Zeit dea Verfalls verboten; fein Janitſchar, wenige ihrer Officiere aus⸗ 
genommen, durfte ein Pferd befleigen u. dgl. m.) Früh fühlten fie ihre Macht 
und wurden dem Staatsweien und ihrem Herrn gefährlih (Thronbefteigungs- 
geichenke, die zu einer die Finanzen zerrättenden Höhe fliegen). Wir übergehen bie 
verichietenen Maßregeln, durch welche man fie befler in bie Hand zu befommen und 
ihren Einfluß zu lähmen fuchte. Um beften fchlug die Thellung an, wonach man 
fie nie in Konftantinopel ganz vereinigte, fondern bis zu 2/, in die Orenzfeflungen 
verlegte und als Polizei in den Provinzen ftationirte, wo fte, die ehemaligen Chri⸗ 
fien, die riftliche Bevölkerung gegen vie Uebergriffe der Türken ſchützen und bie 
Paſcha's im Zaume Halten follten. Ihre Stärke ſchwankte in den Heften Zeiten 
von 6— 16,000 M. Man könnte fie den „Unſterblichen“ 10,000 bes Berfer- 
königs vergleihen. Ende des 16. Jahrhunderts begann der Verfall diefes Korps, 
des Grundpfeilers der türkiſchen Krieggmacht, indem man die Lücken nicht mehr 
mit Adſchem⸗Oglans ausfüllte, fondern geborene Türken in die Janitſcharen ein- 
theilte, wodurch Lie Anzahl zwar auf 40,000 Di. gebracht wurde, aber das eigen- 
thümliche Weſen des Ianiticharenthums ein Ende hatte. Diele Türken beflanden 
dann auf bem Nerht der Verheirathung, ſetzten duch, daß ihre Söhne (die „Brot- 
freſſer“) gleich in die Liften eingetragen wurben, wollten natürlih von ben Chri⸗ 
ſtenſtlaven nichts mehr wiflen und erzwangen, ba ſie mit ihren Familien fi bei 
ber Berjchlechternng der Münze vom Sold nit mehr ernähren konnten, die Er- 
lanbniß, nebenher Handel und Gelhäfte zu treiben. Weil fie als Janitfcharen 
Steuerfreiheit genofien, fuchte fih Alles unter fie einzudrängen, was bei der Be- 
ftechlicgleit jener Zeiten nicht fhwer war. So verwandelte fi diefe Truppe feit 
dem 16. Jahrhundert aus ven gefürchtetften Kriegsveteranen in eine erbärmlidhe, 
für den Felddienſt untauglide, nur in Stabtrevolten ercellicende Miliz, die zwar 
no mit dem Rubm der alten Zeit prunfte, aber feine Spur mehr von dem Weſen 
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eſaß. 

Dasſelbe wiederholte ſich bei der beſoldeten Reiterei. Auch fie wurde in ähn- 
licher Weiſe anf 40,000 Di. gebracht, aber da waren es feine Elitetruppen mehr, 
wie zu den Zeiten, wo fie zwifchen 6 und 15,000 M. ftarf unter dem Namen 
Spahi der Schreden der beften chriftlichen Nitterfchaft waren. 

Wir ſetzten oben fchon ven Werth dieſer freilich zweiſchneidigen, in ihrem 
Prütorianerftol; auh dem Sultan gefährliden Haustruppen auseinander. Aber 
der Deſpot bedurfte nicht blos der Schwerter gegen feine Feinde und feine Un⸗ 
tertbanen, fondern aud für ben innern Dienft der Diener feines Willens, ver 
ganz vor ihm abhängigen Köpfe für die Berwaltung. Dafür fand er im llge⸗ 
meinen feine Stammgenofjen nicht brauchbar genug. Sein und vieſer Interefje ging 
oft nicht zufammen. Er bedurfte der nunbetingt ergebenen Vollſtrecker feines Wil⸗ 
jene, Beamte, die fi aus Sem geehrteften türkiſchen Lehensfürſten, deſſen Geſchlecht 
mit Osman rivalifirt oder vielleiht vor ihm geglänzt hatte, fo wenig machten 
al® aus dem geringften Naja. Hiezu waren bie ſchon erwähnten Pagenkam⸗ 
mern beflimmt, in weldhe die Auslefe ver ausgehobenen Ghriftenfnaben fam. In 
etwa 10jähriger firenger Lernzeit (Leſen, Schreiben, türklſche, arabifche, perfifche 
Sprache, militäriſche Uebungen) erhielten fie ihre wiſſenſchaftliche, türkiſch⸗gentle⸗ 
manniſche, triegerifhe Ausbildung. Die Sagen, welche nad dieſer Schulung feine 
höheren Erwartungen ihrer geiftigen Fähigkeiten erwedten, wurden dann als Offi- 
ciere und Beamte in Heer und Berwaltung eingefhoben. Die Auserleſenen, einige 
Hunderte, famen in die höhern Kammern, in benen der Unterricht gefteigert fort« 
lief. Aus biefen Kammern kamen fie fogleih als Aipiranten für vie höheren Ber- 
waltungsämter. Die Leibpagen zählten fon zu ben hohen Würbeträgern und 
pflegten gleich in große Kommandoſtellen einzutreten. 

Aus diefen Pagenkammern wählten die Sultane mit Vorliebe ihre Beamten- 
Sklaven, ledig aller andern Bande, nur an des Sultans Willen gewöhnt und darauf 
hin erzogen. Eine Zeit lang galt e8 gleihfam für nothwendig, Chriſtenſtlav ges 
weien zu fein, un das Großweſirat bekleiden zu Lönnen. (Siehe z. ®. in Zint- 
eifen die neben Mohammed Sokolli den Großweſir dienenden Weflre: Mohammer 
Sokolli aus Trebigne, zum Geiftlihen beftimmt, Zehntknabe, Ahmed ein Slavo⸗ 
nier, Mahmud ein Albanefe, Siuan ein Bosnier, Piali, Schufterfohn aus Ungarn, 
Muſtafa Montenegriner, fämmtlid niederer Herkunft. So war der berühmte Grof- 
wefir Ibrahim Paſcha ein armer Sriechentnabe, der die Fiede! fpielend Suleimans 
Aufmerkfamfeit erregte; Ruſtem, ver Schwiegerfohn Suleimans, ein ſerbiſcher 
Bauernfohn; fo war Mohammed Köprili der ſpätern Zeit gleichfalls Zehntinahe). 

Eine feitiame Ordnung der Dinge. Zuhöchſt der Sultan ans dem Gefchlecht 
Osmans, , aber mütterliber Seite meiftens von Sklavinnen ſtammend. Die Ber: 
waltung des Reichs geſchieht hauptſächlich durch die Söhne des unterbrüdten -Volts; 
das Schwergericht des Heeres ruht gleichfalls auf ihnen. Sie, die bekehrten Sfla- 
ven, bilden die Stufe wiſchen dem Sultan und feinem herrſchenden Turkenvolk. 
Nun erſt kommt diefed; tief darunter tie Heerde der Unterworfenen, der Raja's. 

Die unter Mohammed II. errichtete Flotte war bald an Zahl denen ber 
erfien Seemächte jener Zeit überlegen, doch an Zrefflichleit der Bemannung nad- 
ſtehend. Der Türke zeigte nie befondere Luft und Liebe zur See. Die Bemannung 
beftand größtentheild aus Galeerenſtlaven, Griechen, entlaufenen Ghriften, melde 
das hohe Handgeld anlodte. Als Marinetruppen warten Aſaben und Janitſcharen 
auf die Schiffe kommandirt. Eine belehnte Marinetruppe, die man errichtet hatte, 
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artete in das nichtswärbigfte Raubgeſindel aus und feste eine Zeit lang bie Küfe 
Kleinaftens in Schreden. Die ruhmoollſte Zeit der osmanifchen Seeherrſchaft war 
die des Kapudan Paſchas Chaireddin, der fih vom Freibeuter zum Eroberer Al: 
gierd und feinem hohen Range auffhwang. 

Weltliches und göttliches Geſetz find im Islam vereinigt; Religion und Recht 
gehen darin Hand in Hand (fiehe Mohammed); der Koran iſt für beide die Quelle. 
Die Diener zugleich des Geſetzes und der Religion find die Ulema’s. Sie zer: 
fallen dann aber in bie richterliche und religiöfe Maffe. Die richterliche Klaſſe fteigt 
von den Naib's, den Stellvertretern der Kadi's, zu den Kadis, Muffetiſch, Keinen, 
großen Molla's und ven Kadiaskern von Europe, Aften und Afrika (Aegypten 
mit Syrien). Das Oberhaupt der Ulema's war der Mufti oder Scheich⸗ul⸗Islam 
(doch erſt feit Mohammed II, befonvers aber von Suleiman dazu erhöht). Die 
Geiſtlichkeit zerfällt in Scheiche (Prediger), Chatibe (Verrichter der Freitagsge- 
bete), Imane (eigentlihe Pfarrer), Muefine (Gebetausrufer), Kaime (Mofceen- 
biener, Küfter), Zuhöchſt über ven Ulemas fteht der Sultan-Ehalif als oberfter 
Iman feines Volks. 

Der Stand der Ulemas ward von allen Ehriftenflianen-Elementen rein ge 
halten. Als die Janitſcharen, zu Türken umgewandelt, nicht mehr ven Einfluß 
biefer mächtigen Klafje balancirten und gewöhnlich mit ihr ſich verbündeten, war 
die Madt des Sultans nur zu leicht der Spielball ihrer Willkür. Der Sultan 
warb ein abhängiger Defpot, ver ſich erſt durch die Errichtung einer neuen Mili- 
taärmacht wieder auf feinem Thron fihern konnte. Wir verweilen bier des Näheren 
auf die bezäglihen Werke d'Ohſſons und Hammer’s, und bemerken nur, daß in 
der Slangperiode der Osmanen die, wenn and immer an Beſtechung leidende 
Rechtspflege nicht fchlechter war als etwa in ven gleichzeitigen chriftlichen Staaten. 
Was thr vieleiht durch Wilfür — doch wo herrſchte die damals nicht! — 
Schaden geſchah, das wurde durch das ſchnelle Berfahren ver tärkifchen Jufliz- 
pflege gewonnen. 

Die Verwaltung war im Ganzen eber befier denn fchlechter als in den dhrift- 
lihen Staaten. Bon einem Raubrittertbum, einem Fehdeweſen, von einer folden 
Barbarei war in ver Türkei feine Spur !). Die Stadt» und Landpolizei, nament⸗ 
lich jene, war vortrefilih. Nur der Stod, nie die Waffe ver Soldaten übte den 
Dienft. Paſchathum, wie in den Zeiten des Verfalle, kam nicht vor, fo lange bie 
Sultane fräftig und bie echten Janitiharen zur Hand waren, deren vom Paſcha 
unabhängige Kommandos dieſen im Frieden nur verwaltenden Statthalter von ben 
Hauptfeften des Landes aus kontrollirten (Syſtem ber perfifchen Negierung, ſchon 
zu Zeiten des Darius). 

Die Abgaben waren verhältnigmäßig gering. Wollte der chriſtliche Lanp- 
mann doch 3. B. lieber unter türkiſcher als byzantiniſcher oder venetianiſcher Herr- 
ſchaft ftehen. Die Zölle, Bergwerke, Salinen, Münze, Grundſtenern, Zehnten vom 
Bieh, Gebühren für Patente, von Erbſchaften, dann Tribute, der Ertrag des Ber- 
kaufs der erledigten Aemter (jpäter bie fchredlichfte Korruption) ‚ dann die Kopf- 


1) Intereſſant ift in Bezug darauf das Faſtnacktoſpiel vom türkifchen Kaifer vor dem Jahr 
1500, worin von dem Gefontten ded Eultand died und überhaupt viel Gutes über die fürs 
kiſche Verwaltung vorgebradht wird, wogegen man ihm hauptſächlich mit Schimpfreden und rell: 
gidſen Vorwürfen antwortet. Es Tann uns In feiner Art manchen Auffchluß über die Auffaffungen 
der Maſſe des deutichen Bulls geben und man könnte fagen, daß das Naben der Türken da 
mals ähnliche Befühle bei Vlelen hervorrief, wie daB der frangöfifchen Revolution, 
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feuer der Ungläubigen bildeten die Haupteinnahmen des Staats. Die Höhe der⸗ 
felben ift ſehr unbeftimmt und ſchwanken die Berichte ungemein. Sie wirb für 
Suleimand Zeit meiftene von 6—10 Millionen Dutaten angegeben, wovon nad 
Beftreitung ber orbentlihen Ausgaben dem Sultan 2—3 Millionen übergeblieben 
fein follen. Doc hatte ſchon Suleiman oft Ebbe im Schap. 

Die Kopffteuer ver Ungläubigen betrug für jede Perfon männlichen Gefchiechts 
über 12 Jahre jährlih etwa 1 Dulaten. Den Lehensherren hatten die Chriften 
U—Us des Ertrags ihrer Güter zu zahlen. Die Berrüdungen waren oft ſchwer 
und wurben es noch mehr; dennoch erfchien Jahrhunderte lang die Laſt des os⸗ 
maniſchen Joches leicht gegen die Ausſangungen ver byzantiniſchen over die Duä- 
lereien der früheren eigenen deſpotiſchen Gebieter. Erſt als der Nationalftolz ber 
Unterbrüdten erwachte und eine politifche Geiftesfirdfmung in ihnen begann, warb 
das unwürdige ſklaviſche Verhältniß zu den hochmüthigen türkifhen Herrn der 
chriſtlichen Bevdlkerung unerträglih, nachdem fie fi freiiih Jahrhunderte ſtumm 
ergeben in den fhmählichften Tribut gefügt hatte: den, die eigenen Kinver zu 
opfern, um fie fih zu Feinden und zu graufamen Bedrückern zu erziehen. Die 
Landbevölkerung — abgeiehen von der an ten Heerfiraßen wohnenden — war 
im Allgemeinen nicht ſchlechter daran, als die der chriftlichen Feudalſtaaten jener 
und fpäterer Zeit. Ein Erfag für manchen Drud war die Selbftverwaltung, welche 
unter Leitung ihrer Geiſtlichkeit die griechtihen und andern Dörfer und Orte in 
ihren eigenen Angelegenheiten behielten (fiehe Urquhards darüber ſchwärmende 
Schriften). Das Hauptgeheimnig der Untermwärfigkeit der. großen griedifd- 
chriſtlichen Bevölkerung befland darin, daß der Sultan fle durch ihre Geiſt⸗ 
lichteit regierte, ex die Geiftlichleit in der Band hatte und fogar bie Stelle des 
Deichügers der griechiſchen Religion fpielte. Am dritten Tag der Erſtürmung Kon- 
ftantinopels ſchon feste Mohammed II. einen orthoboren Patriarchen ein anſtatt 
des frähern, von der Maſſe als kegerifch vervammten. Wir können bier auf bie 
wüthenden religidfen Streitigkeiten nicht eingeben, welche aus dem Verſuch einer 
Bereinigung des römiſch⸗katholiſchen und griechiſchen Kultus bervorgingen und. das 
Ende des byzantiniſchen Reiches erfüllten. Dem muhameranifchen Geiſte entfprad 
die Bermifhung von Religion und Recht; man übertrug ber griechifhen Geift- 
lichkeit, der Geiftlichleit überhaupt (Katholiten und Juden) Yunktionen, welde, 
denen der Ulema’s ähnlich, gerne übernommen wurden. War es doch Herr- 
ſchaft! Die Hierarchie gipfelte im Patriarchen von Konftantinopel. Diefen hatte 
der Sultan in der Hand; durch ihn die Geiſtlichkeit und fomit vie Volkemaſſe. 
Alle Hriftliden Angreifer jener Zeit waren für die Griechen Keger, gehaßte Rö⸗ 
miſch⸗Katholiſche, denen der rechtgläubige Grieche no ven Muhamedaner als Herr⸗ 
ſcher vorzog. So unterftügte die griechiſche Geiftlichfeit den Sultan. Erft als das 
griechiſch⸗katholiſche Rußland auf den Schauplag trat, veränderte ſich die Sachlage. 
Die eigenfüchtige, ſchlaue, verdorbene griechifche Geiſtlichkeit zu Konftantinopel blieb 
freilich, fo weit ihr Nuten ging, der Pforte treu; aber in der erregten Vollks⸗ 
menge famen nun andere Anſchauungen zum Durchbruch. (Siehe Finlay: History 
of Greece under Othoman and Venetian domination und Eichmann: Meformen 
des osmanischen Reihe.) Bom Heer war der Naja ausgeſchloſſen; auch fland er 
bei den Zöllen dem Mufelmann nad; dieſer zahlte 21/2 %/, Zoll, ver Ehrift 5 9/,. 
Aber diefe Ungleichheit hatte die feltfamfte Folge. (Siehe Finlay a. a. DO.) Zu 
Sunften des Staatsſchatzes wurde von den Beamten des Sultans ber Handel der 
Chriften beglinftigt, ver Handel der Türken nad Kräften gehemmt. Die Chriſten 
befamen um fo leichter einen VBorfprung, als fle durch ihre Verbindungen mit den 
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Slanbensgenofien im Auslande große Bortheile vor den Türken bei den handelnden 
chriſtlichen Nationen hatten. Ueberdieß war Handel kein lockendes Gefchäft -für den 
Zürfen, ben in Heer und Verwaltung fihere Stellen Iodten, während bie Ge- 
fchäftigfeit der Chriften fih nur im Handel oder In der Grfteebung geiftlicher 
Aemter Luft machen konnte. 

Fügen wir hinzu, daß bie allgemeine Aufflärung, die Religiofität, vie Mann- 
baftigfeit bei den damaligen Türken minbeftens ebenfo groß war als bei den üb- 
rigen Nationen, keine andere aber während langer Zeit fih mit ihnen Hinfichtlic 
der Teftigfelt der innern wie äußern Politik, der Disciplin, des Gehorſams als 
Stautsbürger und Staatöbiener meſſen konnte, und die hohe, gefürdhtete Stellung 
des damaligen türkiſchen Staats und der Nation ift nicht ſchwer zu erflären. Die 
zehn aufeinanderfolgenden Herriher von Dsman bis auf Suleiman in ihrer für- 
perlichen und geiftigen Kraft, ſie können ihren ganzen Stamm vertreten und uns 
einen Beweis feiner Stärke und Fähigkeiten liefern. Wir Europäer arifchen Stam⸗ 
mes vergeflen, um mit dem Sprihiwort zu reden, nur zu leicht, daß Hinter ben 
Bergen auf Cente wohnen. 

Nehmen wir Suleimans Herrfhaft als den wahren Höhepunft, nad weldem 
e8 Anfangs langfam und noch zuweilen mit Steigungen, dann aber fchnell berg: 
abging und weifen wir furz auf die Gründe hin, die das Sinken der türki— 
hen Macht veranlaßten. Zuerft der Aufſchwung ver hriftfichen Nationen. Dann 
bie Sprödigkeit des Islam, deſſen fchroffe, formelle Beſtimmtheit trefflich ift, um 
eine Ordnung burchzufegen, dem aber für ein organiſches Weiterbilden derſelben 
bie Ausvehnungsfähigkeit mangelt. Dann hemmen vie vielen genauen, ala göttlich 
nicht zu umgebenden Berorbnungen des Koran, ftatt zu fördern, während bie we 
nigen und allgemeinen Grundſätze des Chriftenthumd ber unendlichen Ausbilbung 
räbig jind. Als die Chriften erftarften, war mit dem Koran ein VBergleih unmöz⸗ 

— Wir haben das Zurückziehen des Sultans aus dem Divan fchon als 
—* angeführt, indem er ſich dadurch des eigentlichen Steuerns des Staates 
entwöhnte. Schlimmer ald das war wohl der Schaden, den Suleiman feinem Reiche 
zufügte, als er ben untauglihen Sohn einer geliebten Frau zu feinem Nachfolger 
machte und ben durch Alter und Herrſchergaben poranftehenpen, zum Thron wie 
beftimmten Sohn des Lebens beraubte. Gräßlich war dieſe That; gräßlich die Fol- 
gen. Denn mit Selim II, dem Sohn ver Favoritin, war ein zerrättetes Gefchlecht 
auf den Thron gekommen anftatt der früheren, förperlih und geiftig fo begabten, 
mächtigen Geftalten. Seit dem Mord feines Sohnes Muftafe — er mufite dann 
noch den Aufſtand eines andern Sohnes gegen ben Liebling Sellm mit Gewalt 
und Tod dämpfen — war Suleimand Gemüth verbäftert. Der Weiber- und Ha- 
remseinfluß und die Haremsintriguen hatten fich dabei zum erftien Mal geltend 
gemacht und den tiefen Schaven der Bielweiberei gezeigt. Nun wurbe aud Sitte, 
daß die Söhne des Sultans nicht mehr wie bisher in der Verwaltung aflatifcher 
(nie europäiſcher) Provinzen fih für die Herrfchaft vorbereiteten, fonbern fie 
wurden ©efangene eigener Art und oft Sclathtopfer ihrer hohen Geburt, 
im Serail behalten, um jede Empörung, bei welder fie eine Provinz Hinter 
fih hätten, unmöglid zu machen, und fie nöthigenfalls ſchnell befeitigen zu 
fönnen.. So wuchſen fie, nur von Stantsgeiftlihen erzogen, von Frauen und 
Dienern ihrer Lüfte umgeben, ohne Ausbildung ihrer etwaigen Herrſcher⸗ 
fräfte in Müßiggang und Beſchränktheit auf. Zur Herrſchaft gelangt waren 
ſte natürlich Diener ihrer Diener; hatten fie Talente, Energie, fo hatte 
ihnen die Schule dafür gefehlt und vbiefelben- vertobten nah Zielen, zu benen 
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fie nicht die Mittel zu überfehen gelernt Hatten, oder in Saunen und Aus- 
ihmwelfungen. 

. Die Großweflre wurden nun mächtiger; auch der Mufti. Aber es ift ſchlimm, 
ber Diener eines Unvernünftigen zu fein, zumal eines Defpoten. Nicht mehr vie 
ZTüchtigfeit galt, ſondern die Laune des Herrſchers. Weiber: und Gänftlings- und 
Eunuchenwirthſchaft begann; wer feldft nicht flieht, laͤßt fich leiten, eine ftrenge 
Führung aber, welde vie drückenden Pflichten Hauptfählih im Auge Hat, iſt leicht 
unangenehm. Die Staatsleitung warb über den Weſirwechſel und bei den fidy 
kreuzenden Intriguen ſchwankend. Alles wich aus den Fugen. Falſche Negterungs- 
maßregeln, mie Berfchlechterung der Münze und willtürlihe Feftfegung des Münz- 
wertbe®, zerrätteten das Volkswohl. Wo keine ſichere Ordnung herrſcht, tritt ver 
ihmählichfte Egoismus ein. Die Korruption ging in allen Zweigen der Verwal: 
tung ins Ungebenre. Die traurigfte Finanzwirthſchaft fuchte auch daraus Vortheil 
zu ziehen; alle Aemter wurten verkauft und um oft verlaufen zu können, über- 
ftärzten fih die Abſetzungen und Berurtheilungen; um fo wüthender wurde das 
Erprefiungsfgften zur Zeit der Amtsgewalt. Nachdem mehrere Mal vie Verbrechen 
ver böhften Beamten gegen das Staats» und Bollswohl mit dem Tod und mit 
Einziehung ihrer unglaublich großen zufammengeftohlenen und geraubten Vermö⸗ 
gen beftraft worden waren, hatte man gleihfam Blut gefhmedt. Es wurbe eine 
Duelle des Staatseinfommens, die Beamten ftehlen zu laffen, um mit der leich⸗ 
teften Mühe durch eine feivene Schnur das fo fauer und eifrig zufammengefcharrte 
Vermögen in den Schat des Sultans fließen zu laſſen. 

Den Berfall des Kerns der Armee haben wir ſchon angeführt. Dadurch ward 
nah Außen und Innen die Macht des Stunts gefchwädt. Unglüdlihe Kriege 
waren nicht dazu angetban, das Lehensheer friegsbegeifterter zu machen. Die feinv- 
lichen Armeen Oeſterreichs und dann Rußlands wurden Iriegstächtiger, während 
bei den Türken Alles zurüdging,; es gab feine Länder mehr zu Lehen zu ver- 
theilen , wenig oder feine Beute, dagegen viele blutige Kämpfe und leicht große 
Verinfte. Wie follte der aftatifche Lehensreiter da Luft fühlen, an der Donau ober 
am Dniefter fein Leben einzubüßen oder fein Vermögen durch den ſchweren Kriegs- 
dienfl zu ruiniren, da body felbft der religiöfe Yanatismus mehr umd mehr erlo- 
ihen war. Der Krieg ward für ihn eine Laft. Dabei untergrub bie allgemeine 
Korruption, Sünftlingse- und Haremswirthichaft vie alte Lehensordnung. Nicht der 
Tapfere wurde mehr bevorzugt, ſondern es ging nad Gunft und Geld. Gtatt 
der früheren friegerifchen Türkenritter mit Ihrem gleich tapfern, vorwärts ftrebenven 
Gefolge zogen unwillige, des Kriegs entwöhnte Tehenverzehrer ins Feld; nament- 
(ih bie den Grenzkriegen ferner liegenden aflatifhen Sipahis waren verrufen mit 
ihren als Krieger eingeftellten Hausbedienten, Pfeifenträgern und Badejungen. 
Da vom Krieg nichts zu holen war, fo ergriffen diefe Milizen bei ber erften Ge- 
legenhett, je eher je lieber, die Flucht und hielten, überall Verwirrung verbreitend, 
mehrmals nicht eher ein, als bis fie die Darbanellen im Rücken hatten. Gerne 
nahmen fie dabei im eigenen Tande für Ihre Heimath mit, was beim Feinde nicht 
zu holen geweſen war. Wir, werben fogar fehen, wie fie ſich als vie ungeheuerften 
Räuberbanden eiablirten. 

Bei ſolchen Zuſtänden ſanken dann natürlih tie Einnahmen bes Tributs; 
was fchlimmer war, die Furcht vor ven Türken ging verloren und bie fremden 
Völker fahen nad der Türkei als nad einer guten Beute, 

Auf Suleiman den Geſetzgeber folgte Selim II., das Gegenftüd des ern- 
ften, geiftig hohen, majeftätiichen Vaters, ein ungebilveter, ausſchweifender, in ben 
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das bisher noch uneroberte Theffalonih (Salonichti) und kämpfte mit fchlieklich für 
die Türken günftigem Ausgang jene Meihe von blutigen Feldzügen mit Ungarns 
gröhtem Helden Johann Hunyades (Murad fiegt bei Varna 1444, bei Koſſowo 
1448) und dem furdtbaren Türkenfeind Albaniens Georg Eaftriota (Scanderbeg\. 
Zwei Dal flieg Murad in ter Blüthe feiner Jahre vom Thron, um auszuruben. 
Zwei Mal übernahm er wieber die Pflichten des Herrfchers, wenig zur Freude 
feines jungen ſtolzen Sohnes, aber zur Freude feiner alten Kriegsführer und bes 
Heeres. Grit 49 Jahre alt, farb er nad 80 Jahren der fräftigften Herrichaft. 

Ihm folgt Mohammed IL, ver größte Regent feiner Zeit. Konftantinopel 
war eins ber erften Ziele, die der junge, verfchloffene, herrſchſüchtige Sultan fich 
gelegt hatte. Im Aprit 1453 begann vie legte Belagerung der griechiſchen Haupt- 
ſtadt; am 29. Mai ward fie erftürmt. Unter Mohammed II. wird Serbien env- 
gültig unterworfen, Griechenland, Bosnien erobert. Scanderbeg hält ſich, aber mit 
feinem Tode 1467 iſt das Scyidfal Albaniens befiegelt. Die Walachei und Moldau 
werden zur Abhängigkeit gezwungen. In Ufien weite Ausdehnung bed Reiche; 
Sinope, Zrapezunt, Karaman kommen hinzu. Ufun Haflen, ver gewaltige Turko⸗ 
mannenfürft, ver e8 ven Osmanen nachzumachen fuht, wird, hauptſächlich durch 
die Feldartillerie Mohammeds geichlagen. Schrediihe Türleneinfälle in Sieben- 
bärgen, Ungarn, Defterreih, das venetianifhe Gebiet, die Gründung einer mäch⸗ 
tigen Slotte, durch melde der Sultan in die Seehändel eingrifi, die Krimm den 
Gennefern entriß, den Benetianern zur See zu trogen begann, Apulien, und damit 
Italien durch Landung in den töbtlichften Schreden ſetzte — alles dies trieb die 
chriſtlichen Mächte zum Verſuch einer Bereinigung gegen ven fremder Rave ent- 
fprungenen Feind des Glaubens. 1458 murde von Bapft Pius TI. (fiehe Zint- 
eifen, Bd. 2) ein Koncil nah Mantua berufen, um zum erſten Dal die res orien- 
tales, tie türkifche Srage, zu behanteln. Schon tamals handelte es fi um bie 
Fragen: Sollen die Türken aus Europa vertrieben werben? In welder Weiſe? 
Wer joll die Schutzherrſchaft über bie unterbrädten Gläubigen übernehmen? Wer 
fol, wenn das Kreuz fiegt, die Herrſchaft über den Halbmond antreten? Man 
war über viele Fragen vor 400 Jahren nicht einiger, als man heutigen Tages if. 

Mohammed ift außer durch feine Eroberungen berühmt ald Sammler der 
Geſetze und ala Geſetzgeber feines Reichs, wodurch er auch nad) diefer Seite ald einer 
ber bebeutendften Herrſcher erfcheint. Sein Kanunname“ bringt Einheit in bie 
Staatsverfafiung des Reihe und regelt alle Verhältniſſe. 

Das legte Unternehmen des den Chriften fo jchredlihen Sultaus war gegen 
Rhodos gerichtet. Es flug fehl. Mohammed dachte auf einen Angriff gegen 
Hegypten, ftarb aber mitten in den Entwürfen dazu nad Bijähriger Regierung. 
Seine Größe ift durch Grauſamkeit und ſchrankenloſen Defpotismus befledt, aber, 
wie er nun war, gehört er zu den bedeutendſten Regenten der Gedichte. 

Zum erfien Mal fam nun ein Sultan auf den Thron, bei dem bie Erlege- 
rifhen Eigenſchaften mehr zurüdtraten, in welchen die osmaniſchen Fürſten feit 
150 Jahren geglänzt hatten. Bajefid II., Mohammeds Sohn, war mehr den 
Genüſſen des Friedens, den weichlihen wie den ſchönen und guten, ergeben, er 
liebte die Baukunſt, pflegte die Dichtung, felber Dichter. Doch ruhten die Waffen 
deswegen nicht, weber zur See (Benebig) noch zu Lande (an der Donau und in 
Syrien). Aber das Heer war wenig zufrieden mit tem meidliden Sultan und 
dies benüßte der einem andern Bruder nachgefette herrichlüchtige, wilde, kriegeriſche 
Seltm, fi gegen feinen Vater zu empören. Er reißt Bajefids Truppen mit ſich, 
zwingt biefen zur Abbanlung 1512 und nimmt die osmaniſchen Exroberungspläne 
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mit feiner ganzen ſchrecklichen Energie anf. Bajefid ſtirbt bald; es If ungewiß, 
ob natärlihen Todes. Selims Kampfplag wird Afien und Afrika. Er lämpft fleg« 
rei, — aber wie alle folgenven Herrſcher durch die Beſchaffenheit der Grenzgegenden 
und den Fanatismus der fchiltifchen Perfer unter ſchweren Verluſten, denen ber 
Erfolg nicht gleihlam, — gegen Perfien, erobert Kurbiften, bringt nun gegen ben 
Sultan der Dameluden von Aegypten vor, fchlägt die Mameluken in Syrien, 
folgt ihnen nad Aegypten, beflegt jie noch zulegt in furdtbarem Stägigem Kampf 
vor und in den Straßen von Cairo und unterjoht Aegypten 1517. 

Nicht nur die weltliche Macht gewann durch dieſe Eroberung. Selim über- 
trag nım auf fi das Khalifat, welches die Snitane von Yegypten in Auſpruch 
genommen hatten. Der Einfluß des Befiges von Aegypten auf Arabien zeigte fi 
ſogleich, indem der Scheith von Mekka an Selim vie Schlüffel der Kaaba über- 
fandte und ihn zum Schugheren von Delta und Medina machte. Zu der Macht 
des unumfchränften weltlichen Herrſchers bekamen fo die osmaniſchen Sultane bie 
Würde und Macht des geiftlichen Dberbauptes des Islam (der Sunniten). , 

So war die höchſte Machtftufe gewonnen. Der Sultan vereinigte die poli⸗ 
tiſche und religiöfe Machtvollkommenheit. Und Selims Nachfolger, fein Sohn 
Sıleiman IH. (oder bei Anerkennung von Suleiman, Sohn Bajeftvs I., der 
zweite genannt) war ber Mann, dies zu benugen. Seine Negierung bezeichnet den 
GHbhepunkt der osmanifhen Herrfhaft, noch nit nad Anferlihem Umfang, ber 
noch wuchs, wohl aber an innerer Kraft, Glück und hochbegründetem Ruhm. 

Suleiman, von ven Türken der Geſetzgeber, von dem Occident der Präd- 
tige oder Große genannt‘, begann feine Ciegeslaufbahn mit ver Eroberung von 
Belgrad 1520. Zwei Jahre darauf folgte Rhodos; dann kamen bie ungariſchen 
Feldzüge (1526 Mohacz), durch weldhe Ungarn den Türken bis zur Raab unter 
worfen wurbe. Es beginnen damit bie blutigen, langwierigen und verwidelten un- 
gar’ichen Händel zwifchen den Türken, dem Kaifer und den von den Türken be- 
gänftigten Gegenfürften von Ungarn und Siebenbürgen (jept Johann Zapolya). 
Die Türken ‚zeigten fih darin fo furchtbar durch ihre Polttit wie durch ihre Waffen. 
Ueber die Donau hinüber verlor fih nod ihre nachhaltige Kraft; aber da wo ihr 
Schwert nit fortwährend hinreihen Tonnte, mußten ihre Kreaturen für fie ein- 
treten (eine Politik, wie fie ähnlich von Rußland in den Donaufürftenthämern 
oder von Napoleon mit dem Rheinbund geübt ward). 

1529 fand Suleiman vor Bien. Wir können bier nicht alle Kriege und 
Groberungen des flegreihen Osmanen aufzählen, welche er zu Land und zu See 
führte. Seine Macht begann in Ungarn und endete am perfilhen Meerbuſen. 
Defterreih zahlte ihm fhmählihen Tribut; die indiſchen Fürſten von Delhi und 
Gudſchurat riefen feine Hülfe gegen vie Portugiefen an. Die ſtammverwandien 
Zataren an der Nordküſte des ſchwarzen Meeres waren mit 50,000 zu ftellenven 
Neitern feines Gebotes gemwärtig ; im Welten endete feine Herrſchaft an der marol- 
fanifhen Grenze, Spaniens Küfte gegenüber. Kühne reibenter, vor Allem ber 
dann zum Kapudan Paſcha ernannte Seeheld Chaireddin⸗Barbaroſſa — bradıten 
die gange afrikanifche Nordküſte bis Marokko in feinen, wenn aud noch unfichern 
Defig. 1520 bat Chaireddin fi zum Herrn von Algier gemacht; 1584 Tunis 
erobert, viefes geht aber 1535 an Karl V. wieder verloren und wird erſt 1574 
zum zweiten Male gewonnen und bleibend beherriht. 1551 warb Zripolis durch 
Dragut erobert). 

Die Herrſchaft über das Mittelmeer fchien ven Türken zuzufallen; fie follte 
durchgeführt werben durch bie Groberung Malta’s, um bier einen Stützpunkt 
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war 1676 geftorben,; ein Wefter des früheren Schlage war fein Nachfolger ge: 
worden, Kara Muflafa, ver den unftäten, ganz in Jagd aufgehenden Moham- 
med IV. zum Zuge gegen Wien verleitete, dem legten großen Macht: und Paradezug 
ver Türken. 1683 ftand Kara Muftafa wieder, wie einft Suleiman, vor Wien, 
aber Alcs ging ſchnell rüdwärts. Verlufte kamen über Berlufte in Ungarn (Ren: 
häufel, Ofen u. ſ. w.; 1687 Schladt bei Mohacz). Das empörte Volk entjegte 1687 
Mohammed IV. des Throns, den nun die unbebeutenden Suleiman II. (4 1691), 
Ahmed II. (+ 1695), Muftafa II. (enttbront 1702) und Achmed III. einnahmen. 
Muſtafa Köprili und Huffeln Köprili hatten, fo gut es ging, das Reid zufammen: 
gehalten, das unter Defterreihs Schlägen zu wanken begann. (Belgrad 1688; bir 
Kaiferliden in Bosnien, Serbien und Bulgarien; 1691 Szalantemen; 1697 ſiegt 
Prinz Eugen bei Zentha). Zur felden Zeit Krieg mit Rußland. Peter ver Grofe 
nimmt Aflow und behält es im Frieden von 1702. Gegen Oefterreich verlor bie 
Zürfei im Frieden von Karlowig 1699, bis auf das Banat von Temesvar, gan; 
Ungarn, Siebenbürgen, den größten Thell von Siavonien und Kroatien bis an 
die Unna — gegen Benebig im felben Frieden Morea. 

In die Wirren des großen nortifhen Kriege durch Kari XII. von Schweten 
verflochten, hatte 1711 der Großweſier das Gefhid Peters d. Gr. am Pruth in 
ber Hand. Er ließ ihn gegen Scleifung mehrerer Feſtungen und Zurddgab: 
Aſſow's entichlüpfen. Montenegriniſche/Aufſtände, 1714, wie es heißt, durch Ruf: 
land in’8 Wert gefegt, gaben ven Vorwand zu einem neuen Kriege mit Venedig, 
in welchem bie Türken Morea zurüderoberten, Korfu aber gegen Schulenburg ver: 
geben® belagerten. Darüber war der Krieg auch mit Defterreic ausgebrochen, in 
welchem Prinz Eugen bei Peterwarbein fiegt, Temesvar den Türken nah 166jäh 
tiger Herrſchaft entreißt und 1717 bei Belgrad fiegt und Belgrad nimmt. Der 
Friede von Paffarowig beendete 1718 den Krieg. Die Forderungen Oeſterreichs 
auf Serbien, Moldau und Walachei wurden nicht durchgeſetzt. Belgrad fiel an Defter- 
reih; im Allgemeinen wurden Aluta, Donau und Sau Grenze; Morea blieb den 
Zürfen; Benedig erhielt verſchiedene Städte an der dalmatifhen und albaniſchen 
Küfte, fowie Cerigo und Cerigotto. 

Mit tem Frieden von Pafjarowig war ter alte Nimbus der Türken bahin. 
Zu dem Berluft des Kriegsvertrauens ver tärkifhen Deere und der Schwächung 
nah Außen erwuchs jett im Innern ein furdhtbarer Feind: die hriftlichen Unter: 
thanen, die bis dahin flumm duldenden Rajas wurden durch bie Siege ihrer chriſt⸗ 
lihen Glaubensbrüder aus der Lethargie gewedt. Es war möglich, die Türken zu 
beflegen, und umgeftoßen war der Sag, darauf biefelben fo oft gepocht hatten, daß 
ber Osmane niemals die Stellen aufgebe, wo er einmal den flegreihen Halbmond 
über das Kreuz erhöht babe. Dem Norbweiten hatte eine Befreiung vom türkifchen 
Joh in Ausficht geftanven; ver ganze Norden war durch bie Friegerifchen Emifjär: 
der Öfterreihiichen Streifzüge und andere, geheime Sendboten in Bewegung unt 
Gährung gefegt worden; die Agitation Rußlands hatte mit Peter begonnen, um 
nicht wieder abzunehmen. Die nähften Siegesjahre Rußlands braten bie griechiſch⸗ 
fatholifhe Bevölkerung immer mehr in Gährung; fie erinnerte fi und wurde daran 
erinnert, daß fle einft auf dem Boden geherrfcht habe, wo fie nun als Sklave 
diente. Durch den gleihen Glauben bei den Griehen, durch Stammverwandtſchaft 
und zum größten Theil gleichen Glauben bei den ſlaviſchen Stämmen gewann vie 
ruffifche Reaterung eine Kunde der Zuftänve und einen Einfluß im Innern der Türkei, 
der fo wirffam wie bie ruſſiſchen Heere werden mußte. Innere Zerbrödelung unt 
äußere Erſchütterungen konnte man bier vortrefflich abwechſeln laſſen. Unter viejen 
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Umflänten war bie Uebermacht Oeſterreichs und namentlih Rußlands im 18. Jahr- 
hundert leicht erflärlih; ja es Könnte nur die Langfamkeit des Erfolgs der beiden 
Mächte verwunverlih fein, der, mas Defterreih betrifft, obendrein in’s Stoden 
kam. Wir wollen kurz auf einen Hauptgrund des langfamen Vordringens hin- 
weifen, ver bis in unfere Zeiten von größtem Einfluß gewefen und zum Theil 
noch iſt. Die Operntionslinien Rußlands wie Oeſterreichs gegen die eigentlichen 
türfifhen Grenzen liefen in außerorbentliher Länge durch wenig kultivirte, ſchwer 
zu paffirende Ränder (Südrußlands Steppen, Moldau, Waladei, Sübungarn), in 
denen bie trefflichfte Verwaltung die Hauptſache war, um ein größeres Heer nur 
an die eigentliche feindliche, durch Feſtungen auf allen Angriffspunften gefchügte 
Grenze zu bringen, ohne daß Mangel, Krankheiten und vie Anftrengungen bes 
Marfches bei fchlechter Verpflegung und fehlendem Schuge gegen bie Witterung 
das Heer fchlimmer ale Schlachten zufammenfhmolzen und entmutbigten. Die 
türfifhe Bermaltung und Berpflegung war einft mufterhaft geweſen — wie bie 
römifhe —; die öfterreihtfche bis auf Prinz Eugens Führung und bie ruffifhe . 
waren meiſtens von der traurigften Art. Oeſterreichs Finanznoth war am wenig- 
fen geeignet, ven Krieg in balbbarbarlfchen Ländern zu führen, wo Montecuculi’s 
Ausſpruch: zum Arieg ift Geld, Geld und wieder Geld nöthig, feine ganz be⸗ 
ſonders hohe Geltung hat. Sonft hatte Defterreih ben großen Bortheil der Donau⸗ 
waſſerſtraße vor Rußland voraus. Am meiften freilich truz bie freiwillige und 
unfreimillige öfterreichifche, weftwärts gewantte Politik Schuld, daß es in ber 
Türkei nicht vorwärts fam — die Kämpfe in Italien, mit Frankreich, die Auf« 
zehrung und Lahmlegung feiner Kräfte durch Friedrich d. Gr. Rußlands Heere 
blieben bei furdtbarem Menſchenverluſt in ben unwirthbaren Grenzgegenden fteden, 
bie es nicht wie Rom durch große Kriegsſtraßen zu erobern verſtand. Mit Menſchen⸗ 
leben nicht geizend drückte die deſpotiſche Regierung von Petersburg thre Heere 
gegen die Donau vor; ein Hauptlampf waren die Entbehrungen, ehe man an ben 
Feind fam. Und dann erwarteten die zufammengefchmolzenen Truppen erft bie 
türkiſchen Feſtungen und bie legte Kraft ging in Belagerungen verloren. Unglaub- 
lihe, oft barbariſche Energie (Münnid, Suwarow u. 4.) wußte auch fo Siege 
zu erfechten, aber die Sieger waren meiftens nach dem Sieg fo erfhöpft, daß fie 
froh waren, mit einem geringen Gewinn Frieden fchliegen zu fünnen. Dann be- 
gann nach der Erholung das alte Spiel von Neuem. Schnellere Gefahr brachte 
das Borbringen Rußlands erft, als es ihm gelungen war, in den Donaufärften- 
thümern fein Heer ausruhen zu laffen, von bier aus ver flavifchen Bevölkerung 
der Türfei die Hand zu reichen, dann aber befonderd, als feine überlegene Flotte 
die Mittel gewährte, das Heer auf dem Seeweg zu verproviantiren (Diebitfch). In 
unfern Tagen ift es in viefer leuten Beziehung durch die Vernichtung der Flotte 
in Sebaftopol zeitweilig lahm gelegt worden. _ 

Als 1737 Rußland und Defterreich ſich gegen die Türkei verbündeten, bielt 
man deren Ende für gefommen (Zinkeifen V ©. 710 gibt deu Plan des Karbi- 
nals Alberoni, daraus die Thorbeit, aber auch die Sorge der damaligen Politiker 
binfichtlih der Bertheilung der Beute zu fehen). Wider Aller Erwarten war ver 
Ausgang ein ganz anderer. Der öfterreichifche Feldzug In Serbien fchlug fehl; vor 
Widdin nahm er ein ſchlimmes Ende. Münnih nahm mit feinen Ruffen Oczakow; 
dagegen verlor Defterreid 1739 die Schlacht bei Krozla und fogar vie Feſtung 
Belgrad. In dem fchimpflihen Frieden von Belgrad mußte e8 einen Theil feiner 
Eroberungen von Paffarcwig (Belgrad, Shabaz, Orſowa, die Feine Walachei) der 
Türkei zurüdgeben. Münnich war fiegreicher geweien; er hatte Choczim erobert, 
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doch der auch mit Rußland abgefchlofiene demüthigende Frieden von Belgrad hemunte 
ihn. Aſſow mußte gejchleift werben; Oczakow und Kinburn wurden ſtillſchweigend 
aufgegeben. Es wurde Rußland unterfagt, an dem aflow’fchen und ſchwarzen Meere 
Schiffe zu bauen und eine Flotte darauf zu unterhalten. Das war der Frieden 
von Belgrad 1739! 

Mit ſchweren Berluflen wie immer, jest auch noch befonvers unglüdlih, mar 
fett 1724 der Krieg mit Perfien geführt worben, wo der Banvenführer Nadir Schach 
fih zum Schach aufgefhwungen hatte, Seine Siege hatten 1730 Achmed ITI. ten 
Thron in einem Janitſcharenaufſtand gefoftet, den ein Janitſchar lenkte, der einen 
Handel mit alten Kleidern trieb. Mohammed V., Sohn Muftufa’s II. (Mahmud T.), 
war dadurch auf den Thron gekommen; er hatte, wie aus dem Obigen zu erfeben, 
das Anſehen des Reichs durch tüchtige Feldherrn und geſchickte Diplomaten zu 
wahren gewußt. Unter ihm begannen größere Reformverſuche in Heer und Staats⸗ 
weſen (Bonneval). Wie die norbifhen Kriege durch den Frieden von Belgrad, fc 
ward unter Mohammed V. aud der Krieg mit Perfien beendet 1746. Der Ted 
Nadir Schachs und bie darauf folgenden inneren perfifden Unruhen gaben bier 
den Osmanen enblid wieder Ruhe. Mahmud ftarb 1754. Es folgte der ſchwache 
Dsman II, Sohn Muftafa’s II., 1756 jedoch ſchon Muftafe III., ver Eohn 
Achmeds III. Unter ihm begann 1768 ein neuer, verderblicher ruſſiſcher Krieg. 
Galitzin eroberte die Moldau, Romanzow 1770 die Walachei und flug die Türken 
vernichtend bei Kaghul. Ismail, Kilia, Bender, Ibrail, Alkjerman gingen den Türken 
verloren. Die Tataren des Budſchak unterwarfen fih der Oberhoheit Rußlands. 
Bon Kronftadt lief eine ruffiihe Flotte unter Orlow in's mittellaͤndiſche Meer. 
Morea wurde In Aufſtand gefett, dann freilich-von ben zu ſchwachen Rufſen im 
Stich gelaflen und num von ven durch bie Türken aufgebotenen Albanefen beinahe 
ausgemorbet. Aber groß war bie Vernichtung ber türfifchen Flotte durch bie ruſſiſche 
bei Tſchesme 1770; ſchon fürdtete man für Konftantinopel, Die Erfolge Rußlands 
brachten nun aber alle Mächte in Aufruhr. England rief feine Offictere von ber 
ruffifchen Flotte, daranf viele dienten, zurück. Frankreich bot fogar Geld und Schiffe 
gegen Rußland an. Auch Defterreih und Preußen waren einig, daß man Rußland 
nicht weiter kommen laſſen bürfe; ihre Vermittlung wurde von der Türkei ange- 
nommen, doch famen die Verhandlungen zu Teinem Ziel. Indeſſen waren 1773 
bie Ruſſen vor Siliſtria und Varna unglädiih. Muftafa III. wollte nun ſelbſt 
iu's Feld ziehen, ftarb aber 1774. Ihm folgte fein Bruder Abdul Hamid 1774—89. 
Nach neuen Niederlagen der Türfen fam 1774 der Friede von Kutſchuk⸗Kainardſchy 
zu Stande, ver verhältnigmäßig noch günflig genug war. Die Krim wird als un- 
abhängig von beiden Reichen anerfannt; ebenſo noch verſchiedene Zartarengebiete. 
Nufland behält Kertſch, Jenikale, Kinburn, Aſſow, bie große und Meine Kabardei. 
Es gibt gegen Amneftie und Religionsfreibeit VBeflarabien, Moldau, Wallachei und 
bie eroberten griechiſchen Infeln zurüd. Rußland hat freien Handelsverfehr auf dem 
Ihwarzen Meer und der Donau, mie bie meifibegünftiaten Nationen; aud wird 
den ruffifhen Unterthanen Religionsfreiheit geftattet. Erſt nad 5jähriaen weiteren 
Berhandlungen kam übrigens dieſer namentlih in der Türkei mit Unmwillen auf- 
genommene Friede durch ben Vertrag von Ainali-Kawak völlig zum Abflug, worin 
auch nod Ergänzungen betreffs ver Seefahrt gemacht wurten; ruſſiſcheKriegsſchiffe 
waren noch immer nicht im Schwarzen und ägäiſchen Meere geftattet. — In ben türki⸗ 
ſchen Provinzen hatten indeſſen die Mentereien und Unabhängigkeitsverſuche ver Paſcha's 
begonnen; fo feit 1770 in Aeghpten; in Morea mußten bie feit Orlow's Bekämpfung 
darin hauſenden Albanefenbanden mit ven Waffen von ver Pforte bezwungen und wie: 
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ber vertrieben werben. Katharina von Rußland hatte es unter diefen Umftänben eilig, 
fi um die Berlaffenfhaft des Iranten Mannes zu befümmern und ſchwärmte für 
ben „Weg nad Konftantinopel”. 1783 ließ fie die Krim befegen und begann gegen 
bie Oftfüfte des fchwarzen Meeres vorzupringen in einem Kampfe, ver erft jegt 
zu einem Ende ber Erfhöpfung von Seiten der Bergbewohner gelommen if. 1787 
bricht der Krieg der Pforte mit Rußland, 1788 aud mit Defterreih wieder aus. 
Choczim wurde an die Defterreicher, Oczakow an bie Ruſſen verloren, doch waren 
bie fonftigen Berlufte bis zum Iahre 1789 nicht groß, wo Suworow (NRimninsty) 
und Koburg am Rimnik flegten, Laudon den Befehl in Ungarn übernahm und 
Belgrad eroberte. Der neue junge Sultan Selim III. belfam dadurch einen ſchlim⸗ 
men Stand. Orfowa fiel an die Defterreicher, Suworow erftürmte Ismail, aud 
im Kaulafus und ſchwarzen Meer waren die Ruſſen fiegreih. Der Friede von 
Siftowa 1791 mit Defterreih, von Jafiy 17923 mit Rußland machte dem Krieg 
ein Ende. Wunderbarer Welfe verlor die Türkei: wieder wenig darin; Rußland 
begnügte fi mit Oczakow und ber Dnieftergrenze. 

Die Türkei ſchien gänzlich zerrüttet. In Syrien Aufſtände; in Aegypten 
Birren; in Arabien vehnten fih die Mecdabiten aus. Rumelien und Bulgarien . 
wurden durch bie feit dem Frieden von Siſtowa und Jaſſy aufgelösten Truppen 
verheert, die als Räuberbanven namentlid im Balkan ſich feftgefegt hatten. Heeres⸗ 
abtheilungen über Heeresabtheilungen mußten gegen fie gefehlt werben. In Alba⸗ 
nien begann Alt Paſcha von Janina, von Widdin aus Osman Paswan Oglu bie 
Verſuche der Unabhängigkeit; mit der Zeit fuchte jener ein Albanefenreich, biefer 
einen Unterbonauftaat zu gründen. Bor den europälfchen Feinden hatte bie Pforte 
Nube, da fie von ber franzöflfigen Revolution vollauf in Anfprud genommen 
waren, bis 1798 eben die Franzoſen felbft, vie älteften Freunde und Bundes⸗ 
genofien ber Türkei, durch die Eroberung von Aegypten unter Napoleon Bona- 
parte mit ihr feindlih zufammenftießen. 1801 wurde Aegypten wieder geräumt, 
doch kam e8 bier zu keiner Orbnung, bis Mehemed⸗Ali, 1806 zum Paſcha von 
Aegypten ernannt, dieſelbe nad) feiner Weife wieberherzuftellen begann. Dafür war 
feit 1804 aber in Serbien ver Vollsaufftand unter Czerni-Georg (fiehe dieſen 
Artikel) losgebrochen — ein Feuer, das bie Türken nit mehr zu bämpfen 
im Stande gewefen find. Selim III. fah nur in einer neuen Ordnung, nament- 
ltch des Heeres Heil. Schon unter Abdul Hamid waren Neformen verfucht, Schulen 
für Artillerifien und Ingenieure, Stüdgießereien u. |. w. angelegt worben, bie 
aber nicht vielen Erfolg hatten. Der Ianttfcharengräuel, wo von 400,000 ein- 
gefchriebenen fogenannten Janitſcharen kaum 25,000 ins Feld zu bringen waren, 
follte ein Ende Haben. Die LTehensreiterei war für nichts mehr zu achten und - 
ihren eigenen Leuten durch das Ueberreiten auf der Flucht am gefährlichften. Selim 
begann die Boſtandſchi's (die Gärtner) nach europätfcher Weile zu exexciren und 
ans ihnen ſich allmälig eine umgewandelte bisctplinirte Truppe zu jchaffen. Er 
brachte viefelbe auf 12,000 Mann. Als er aber 1805 glaubte weiter gehen zu 
können und biefe Niham Dſchedid (neuen Truppen) aus den Janitſcharen refrm- 
tiren wollte, brad ein Aufftand los und zwang den Sultan, vor der Hand alle 
Reformen einzuftellen. 

1806 bejette Rußland die Fürſtenthümer, 1807 brach ber Krieg aus, in 
welchem England für Rußland Partei nahm und Dudworth die Darbanellen mit 
feiner Flotte paffirend , Konftantinopel mit einem Bombarbement bevrohte, dann 
aber zufrieden war, mit feiner Flotte den unter Sebaftiani trogenden Türken an 
den Darbanellenfchlöffern wieder zu entkommen. Doch brach jegt die Wuth bes 
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Volkes in einen Aufſtand aus; Janitſcharen und Ulemas vereinigten fi gegen ben 
neuerungsfücdhtigen Selim, ver vom Thron geftoßen murbe, auf welden fie 
Muftafe IV. (Sohn Abdul Hamid's) festen. 

Der Friede von Tilfit, die Freundſchaft Franfreihs und Rußlands veränderte 
nun jedoch die ganze politifche Lage (fiehe Aber die Theilungspläne Thiers: 
Histoire de l’empire, Tilsit). ‘Die Pläne der beiden Herrfher wurden doch laut 
und machten in Konftantinopel den biäherigen Freund Napoleon verbädtig. Ein 
Borfhlag Napoleons war: Aleranter bekommt für Rußland Beflarabien, Moldau, 
Walachei, Bulgarien bis zum Balkan. Frankreich befommt Albanien, Theſſalien 
bis zum Golf von Salonidi, Moren und Kandia. Numelten und Konftantinopel 
bleibt dem Sultan, denn: Konftantinopel — rief Napoleon Uleranvdern ind Ge 
fiht — Ronftantinopel werde ih nie einräumen; es bedeutet bie Weltherrfchaft. 

Doch hatte es mit der Ausführung ver Pläne Zeit. Napoleon, ber fein 
Augenmerk auf den Weften gerichtet halte, zögerte die Dinge bin; Alerander kam 
mit ihm nicht vorwärts. England und Defterreih waren auf Ihrer Hut. Iubeflen 
Brad nun vie Reform-Revolution des Paſcha's von Ruftfhut, Muſtafa Bairaktar 
aus, der mit feinen europäiſch disciplinirten Truppen gegen Konftantinopel zieht, 
um Eelim III. wieder aus dem Kerker auf den Thron zu heben. Er ſſt fiegreidh; 
doch wird Selim, ehe Muftafa’s zu ihm dringen kann, erbroffelt. Nun ftößt 
Muſtafa Bairaktar Muftafe IV. vom Thron und erhebt Mahmud II., gleichfalls 
einen Sohn Abdul Hamids. Er verfucht nun die Reform der Janitſcharen, doch 
deren Band mit den Ulemas bringt einen neuen Aufſtand zu Wege, bei welchem 
er inmitten der ausgebrochenen Feuersbrunſt in feinem fchußfeften Thurm vergläht. 
Wieder ſollte Muftafa IV. anſtatt Mahmud's auf den Thron gehoben werben, 
ward aber zuvor erbroffelt, und Mahmud, der einzige Üüberlebente Sprößling bes 
Geſchlechtes Osman, blieb Sultan. Von Reformplänen konnte aber natürlih vor 
der Hand Feine Reve fein. Mahmud mußte für fie und feine Rache warten. 1809 
ſchloß die Türkei mit England Frieden zu KRonftantinopel. Mit Rußland begaun 
ver Krieg. In Setbien und an der Donau waren die Türken unglücklich; auch 
im nächſten Jahr und 1811 gegen Kutufow. Noch gefährlicher für fie ließ ſich 
das Yahr 1812 an (Tſchitſchakow), ala Napoleons ruffticher Feldzug Alles ver- 
änderte und Rußland zum Frieden mit ver Türkei drängte. Im Mai 1812 wurde 
der Friede von Bukareſt gefhloflen, wonad der Pruth vom Eintritt in die Moldau 
Bis zum Einfluß in die Donau, von da das Iinfe Donauufer bis Killa und 
zum ſchwarzen Meer tie Grenze bildet. Die Moldau und Walachei gibt Rußland 
zuräd. Alle andern Grenzen bleiben. Serbien befommt Amneftie und bat nur bie 
nöthigen Befagungen zu dulden, wogegen ihm vie Vortheile garantirt werben, 
welche die Infeln des Archipels hatten. Die Türket eriftirte nun meiter, ohne an 
den europälfhen Ereigniffen Antheil zu nehmen, bis der Krieg mit Ali Paſcha 
uud 1821 der Aufftand der Griechen (fiehe Griechenland und Moldau und Wa⸗ 
lachei) fie zu einem inneren Berzweiflungsfampfe aufftahelte Ati Paſcha wart 
1822 befeitigt, ehe er verberblicher in den Aufftand eingreifen konnte. Auch für 
Griechenland fand der Kampf ſchlimm, bis die kombinirte engliſch⸗franzöſtſch⸗ruſſi⸗ 
Ihe Flotte (auf einen privatim gefchriebenen Nachſatz des Herzogs von Elarence 
— Wilhelm IV. — an den englifhen Admiral Codrington) losſchlug und die türkiſch⸗ 
ägyptiſche Flotte bei Navarin vernichtete, 1827. Das Einfchreiten der Großmächte 
machte dem Kampf in Griechenland ein Ende. 1830 warb Griechenlands Selbft- 
fRändigkeit von ihnen proflamirt und fomit der Süden der tllyrifchen Halbinfel ber 
türkiſchen Herrfchaft entriffen. Inmitten dieſes Aufftandes Hatte Mahmud IL, end- 
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li die Gelegenheit und die Mittel gefunden, feine Reformverfuche durch bie Ber- 
nichtung ber Ianirfharen zu ermöglichen. Im Jahre 1826 gefchah der Schlag, 
der diesmal dem Sultan glüdte und dem Dafein der, Jahrhunderte den Feinden, 
Jahrhunderte den eignen Herrfchern fo ververblihen Truppe ein Ende machte. 

Nie fanden vie Ausfiten für Rußland beſſer, ald es 1828 der Türkei den 
Krieg erklärte. Die alten Inftitutionen, worauf das Reich bafirt geweſen war, 
waren zum großen Theil Über den Haufen geworfen, Neues noch nicht gefchaffen 
ober doch erft im Anfang des Wervens. In Griechenland Krieg; im ganzen Reich 
Gährung; die Altgläubigen der Türken in Groll und Furcht; die Blotte durch 
bie Verbündeten bei Navarin, Janitſcharen und Spahis durd ven Sultan felbft 
vernichtet. Trotz allevem war die Vertheidigung der Türken 1828 eine ftellenweife 
ſehr erbitterte. Zu Ende des Jahres fiel aber auch Varna. 1829 übernahm Die- 
bitfch den Oberbefehl, drang, den Balkan durch bie Schwarze-Meerftraße umgehend, 
bis Adrianopel vor und biktirte hier den Frieden. (Ueber ven ruſſiſch⸗türkiſchen Feld⸗ 
zug in Aſien f. den Art. Paskewitſch.) Der Pruth blieb Grenze bis zum Einfluß in 
die Donau; von hier an bildete diefe die Grenze bis zur Mündung St. George, 
fo daß die Donauinfeln an Rußland fielen. Vollkommene Hanteldfreiheit der Ruflen 
in der Türkei und freie Durchfahrt der ruffifchen und übrigen Handelsſchiffe durch 
die Meerengen, ſodann 10 Millionen Dukaten Kriegsentichäbigung; ebenjo eine 
Entihädigung für die Beihlagnahme ruffifcher Waaren, Beflimmungen binfichtlich 
des Bertrags von Alkjerman bildeten ven weiteren hauptſächlichen Inhalt des 
Friedens, der anfcheinend nad folhen Siegen von einer überrafhenden Mäßigung 
Rußlands zeugte. Über der Friede war Diebitſch mit feiner zufammengefchmolzenen 
Armee dringender nöthig, als den Türken, wenn biefe nicht ven Muth und die 
Beſinnung verloren. Dann behielten die Ruflen pas Recht, die Donaufürſtenthümer 
nicht eber zu räumen, als bis alle Bedingungen erfüllt waren, worunter bie Geld⸗ 
zahlung auf Jahre hinaus, die Orenzregulirung, die Privilegien Serbiens u. f. w. 
im Allgemeinen fo treffliche Handhaben gaben. Und tn wenigen Jahren, wie fonnte 
man fih nicht feflfegen, wirken, fich "erholen! Die Türkei bat ver Revolution von 
1830 und namentlich der polniſchen viel zu danken gehabt. Dieſe abjorbirte für 
geraume Zeit Rußlands Kräfte; jene fchredte es ab, fich, ben Hort ver Legi- 
timität, zu offen mit der Nevolutionirung ver Völker der europätfchen Türkei zu 
befaffen und durch eine große bier bewirkte Erhebung vielleiht den allgemeinen 
Brand wieder anzufchüren. Dabei hatte Rußland jegt längere Zeit zu forgen, daß 
ber franfe Daun, auf deſſen Erbe es fpannte, nicht aus feinem Befig geworfen 
wurde, um einem kräftigeren Platz zu machen. 

Das 4. Jahrzehnt diefes Iahrhunderts ift für die Türkei angefüllt mit den 
Bedränguifien durch Mehemed- Ai, Paſcha von Aeghpten, der vom makedoniſchen 
Söldner und Kaufmann fih zum fabktiſch unabhängigen Herrfcher dieſes Landes 
aufgefhwungen hatte. 1832 bexann megen des Paſcha's von St. Jean d’Äcre der 
Krieg. Ibrahim, Sohn Mehemed-Ali's, war in mehreren Schladten ſiegreich, er- 
oberte Syrien, drang in Kleinaſien vor und bebrohte fogar Konftantinopel, was 
eine ruffifche Häülfsflotte mit Landungstruppen gegen ihn nach Konftantinopel rief. 
Man fürdtete von dem Paſcha von Wegypten, den trog aller europäiſchen Ein- 
richtungen der Orient für feinen Erhalter zu betrachten begann, daß er dem Neid 
Osmans ein Ende machen könne und dann, begünftigt von einem neuen Auf⸗ 
ſchwung der muhamedanifhen Bevölkerung, dem Islam nicht blos in Afien, fon» 
dern auch in Europa einen neuen Halt geben würde. So geihah das Wunder⸗ 
bare, daß ein ruffifhes Korps von 15,000 Dann in Scutari Ingerte, um Kon- 
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ftantinopel gegen ven Aeghpter zu verteidigen. Die befonverd günftigen Artikel 
bes Vertrags von Hunkiar Steleffi (1833) waren Rußlands Lohn. Mit Mehemed- 
Ali ward durch die Bewilligung von Eyrien und des Paſchaliks von Adana (Zu⸗ 
gang zu Kleinafien) die Konvention zu Kutahia 1833 gefchloffen. Allgemeine 
Amneſtie warb ausbedungen. Mehrere Jahre verflofien unter fortwährendem Be- 
mühen Mehemed⸗Ali's, auf dem Wege der Verhandlungen die völlige Unabhängig- 
feit zu erringen. Der Sultan mußte ihm die Erblichkeit feiner Herrſchaft zuge- 
fteben,, aber nicht für den ganzen Beflg, wie Mehemed wollte, ſondern nur für 
Aegypten, die arabifchen Diſtrikte, und die Aegypten zunächſtliegenden Paſchaliks 
von St. Jean d'Acre und Zripolis. Das übrige Syrien, Adana und Kaubia 
folten zurüdgegeben werben. 1839 begann ber zweite Krieg. Wieder war Ibrahim 
Paſcha flegreih. Mahmub II. überlebte die Nachricht der Niederlage feines Heeres 
nicht lange, Er flarb, durch Sorgen und ben übermäßigen Genuß von Wein in 
ben legten Jahren aufgerieben, Juli 1839, 54 Jahre alt. Sein Sohn Abdul 
Meſchid (1839 — 61) folgte. Die europätfhen Mächte traten zufammen. Defter- 
reich, Rußland, England und Preußen fchloffen 1840 den Londoner Vertrag, wo- 
nad Mehemed⸗Ali fih den genannten Forberungen Mahmuds zu fügen babe. 
. Rußland war anfangs dagegen und für Mebemed-Ali geftimmt — Zerftüdlung des 
türkiſchen Reiche, wodurch es geſchwächt und leichter angreifbar wurde und Furcht 
vor Mehemed⸗Ali's Herrfchertalent und Größe ſtanden fih für Rußland gegenüber 
und mußten es ſchwankend maden, — dann hatte es Frankreich (für Mehemeb- Alt) 
verlafien, das fih unmwillig fügte. Iene Mächte zwangen nun (Einnahme der 
ſyriſchen Häfen, Bombarbement St. Jean d'Aeres) Mebemeb- Ali, nachzugeben; er 
befam vie Erblichkeit feiner Familie im Vicekdnigthum Aegypten, aber biefes wurbe 
in ber angegebenen Weiſe beſchränkt. Adana, Syrien, Kandla gingen ihm ver- 
loren. Die zu Mehemed⸗Ali Übergegangene tärkifche Flotte mußte zurädgegeben 
werben. Bon der gegenfeitigen Eiferfuht der Großmächte gehalten, blieb nun bie 
Türtei, zwar unter manden inneren lUinruben, von größern äußeren Erſchütte⸗ 
rungen verfchont, bis 1853 Rußland vorging und die alte Prophezeiung wahr 
machen zu wollen fchien, daß nad 400 Jahren die Türken wieder aus Konftan- 
tinopel würben vertrieben werben (flehe: Nitolaus I, und Rußland). Aber Frank⸗ 
reich und England traten (März; 1854) für die Türkei ein, die fi an der Donau 
mit ungewöhnlicher Tapferkeit und Hartnädigkeit vertheidigte (Kalafat, Siliſtria). 
Dann folgte die Belagerung von Sebaftopol (Erftürmung 8, Sept. 1855), weldye 
pie ruffiihe Flotte (nachdem diefe ih bei Stinope Nov. 1854 dur Vernichtung 
einer türkiſchen Escadre ausgezeichnet hatte) ruinirte und die Kräfte Rußlands auf 
viele Iahre erſchöpfte. Rußland ward 30. März 1856 zum Frieden von Paris 
gezwungen, Die Unabhängigkeit und Integrität des osmanifhen Reichs warb von 
den Bertrag ſchließenden Mächten garantirt. Das ſchwarze Meer wurde neutrali- 
firt. Rußland verlor das rechte Ufer des Donauausfluſſes itürtifh Beſſarabien), 
nah langen Zeiten wieder die erfte Gebietszunahme der Türkei. So ward ber 
größte Außere Feind zurüdgefchleudert, empfinpliher, als feit den Zagen von 
Kudſchuk Kainartihy der Fall geweſen war. Seitdem iſt ver Stand der Dinge 
im Allgemeinen und Großen nicht verändert worden. 1862 flarb Abdul Meſchid 
und gelangte fein Bruder Abdul Aziz Ahan (geboren 1830) auf den Thron. Die 
fortichen Wirren fchienen wieder (Intervention Frankreichs) einen größeren Brand 
anfachen zu wollen, doch find die Hauptmächte dur Erfhöpfung, anderweitige 
Interefien und politifche Erelgniffe noch zu fehr in Anfpruch genommen gewejen, 
um ſchon aufs Neue den Orient zum Schauplag ihrer kriegeriſchen Kraft und 
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Gegnerſchaft zu machen. So hat die Türkei bisher ſich weiter gefriftet, nicht ohne 

viele Verfuhe, für ihre Schäden und Schwächen endlich Heilung zu finden und 

den Ölauben zu widerlegen, daß fie dem Untergang unansbleiblih verfallen ſei. 
Die neue Lage. 


Dur tie Reformen, welche unter Selim III. begannen, unter Mahmup II. 
zum Durchbruch kamen und unter Abdul Meſchid in dem SHattl-Scherif von 
Gulhane, befonders aber im Hatti-Humayun von 1856, ihren höchſten Ausdruck 
fanden, find — nominell wenigſtens — faft alle Berhältnifie der Türkei total 
umgeftaltet. Die genannten Sultane erfannten, baß eine Yortregierung in ber 
bisherigen Weife für die europätfche Türkei nit mehr möglich fet, daß die orien- 
taliihe Herrſchaftsform, wo fie an der Spige eines fiegreihen Stammes von 
Glaͤubigen Über die zu Boden geworfenen Völker von Ungläubigen, über die Raja's 
als ihre Knechte und Sklaven verfügten, eine Unmöglichteit werde. So wurde eine 
europäiſche Regierungsform verſucht. Der Herrfcher ift nicht mehr einzig und allein 
das mit milttärifcher Gewalt ausgerüftete Oberhanpt der Sieger, fondern gleich⸗ 
fam der Vater des ganzen Landes, der alle Unterthanen als feine neben einander 
gletchberechtigten Söhne mit gleicher Liebe umfaſſen fol. Anftatt der Säbelherr⸗ 
haft des Eroberers, der nur darauf bedacht iſt, die Unterworfenen niederzuhalten 
und ihnen nur fo viel Freiheit zu geftatten, als genügend ift, den größtmöglichften 
Nutzen von ihnen zu ziehen, fol jegt durch eine Allen gerehte, über den Raflen 
und ihrem Haß, ſowie Über den verfdhiedenen Belenntniffen ſtehende aufgellärte 
Megierung die Türkei zufammengehalten werten. 

Das iſt ein Umſchwung, bei dem alle alten Verhältniſſe gleihfam auf ven 
Kopf geftellt find, durch den, wenn er ausgeführt wird, das Grundweſen bes 
Islam und der früheren türkifhen Herrſchaft vollſtändig über den Haufen ge 
worfen wird. Es war dies, wie leicht zu denken, nicht die urfprüngliche Abficht, 
aber die Dinge drängten gewaltfam dahin. 

Die erftien Neformen richteten fi, wie wir gefehen haben, auf Berbefie- 
rungen, bie nur herrfhenden Faktionen, nit dem Weſen des Islam zumider 
waren. Deren Hartnädigfeit und Wiperftreben fegte immer neue Kräfte in Be- 
wegung und zog weitere Kreife hinein. Die Heerreform rührte die Ulema’s auf 
und trieb die Negierung, nad religiöfer Seite vorzugehen und hier wenigſtens 
anf eine größere Freiheit ihrer eignen Bewegung zu denken. Die Aufregung ber 
Maſſe ver Türken mußte fie nah andern Stügpunften fuhen laffen Alles vies 
refultirte urfprünglih aus den’ politifchen Verhältniſſen, aus der traurigen Lage 
des Reichs gegen feine äußeren Feinde. Gehalten dur europätfhe Mächte gegen 
andere, befamen beide Parteien den weitgehendften Einfluß. Was die Feinde mit 
ven Waffen vurchfegten, das mußte doch den Freunden aus Freundſchaft gewährt 
werben, da diefe fonft ſchlimmer geftanden hätten als jene. Nun waren aber ſeit 
dem vorigen Jahrhuntert die bisher niedergehaltenen nicht⸗mohamedaniſchen Volks⸗ 
kräfte erftarlt. Sie hatten feit Anfang dieſes Jahrhunderts begonnen, ſich zu 
nehmen, was man ihnen nicht gab. In Serbien, Griechenland, den Donaufürften- 
thümern war dies geglädt. Man fürdtete, daß in allen Ländern der europälfchen 
Türkei fih ein Gleiches wiederholen würde und es ſah fchlimm aus für den 
ſchwachen herrſchenden Stamm (fiehe oben vie Zahlen) und für die Mufelmänner 
überhaupt, fobald die Gegner nur einmal den Muth faßten, fi zu erheben und 
jo Hug waren, Ihre inneren Zwiftigfeiten ruhen zu laffen, bis die Türken beftegt 
waren. Unter ven 15—16 Millionen Einwohnern zählt man 4,500,000 Mo- 
hamebaner (3,979); alle übrigen bis auf etwa 125,000 Juden und etwa eben 


= 


622. Türkei, 


fo viele Tataren und Zigeuner find Ehriften. 10—11 Millionen, der griechiſchen 
Kirche angehörig, ftanden im engften Zuſammenhange mit dem gefährlichften Feinde, 
dem griechiſch⸗katholiſchen Rußland. Eie mußten fih auf dieſes flügen, feine Hülfe 
anrufen, um das Jod abzuwerfen, das fie nicht mehr tragen Tonnten und nicht 
mehr tragen wollten. Mit vem türkifhen Stamm’ war nichts mehr zu machen ; 
feine triegerifche Gewalt war verloren; man konnte fih auf ihn nicht mehr flügen. 
Was thun, um die Regierung, den Sultan, die Pforte und das beftehende Deich 
zu halten? Da nur die Privilegien und baltlos gewordenen Borredhte der unnütz 
gewordenen Türken im Wege fanden, warum biefe nicht fallen lafien? War es 
nit einfache Klugheit, den unterdrückten Völkern das Joch freiwillig abzunehmen, 
da es unmöglid war, fie länger darunter zu halten? ihnen bie Freiheit und alles 
Das zu geben, was fie von Rußland nur erwarteten ? So berubigte man den 
inneren Feind und man entzog dem äußeren Feind ein gut Theil feiner Kraft; 
man nahm ihm die Angriffspunkte, wo er feine gefährlichen, umwälzenden Hebel 
immer anjegen und wirken laffen konnte. Dan konnte weiter hoffen, dadurch aus 
den biöherigen Schutzfuchern bei Rußland nun feine forgenden und mißtrantichen 
Gegner zu machen. Die Griechen und Slaven der Türkei konnten ja, wenn fe 
ihrer völligen freiheit in foctaler und religidfer Hinfiht fih erfrenten, nichte 
befieres mehr von Rußland hoffen. Sie mußten auf deſſen Webermadt mit Miß⸗ 
trauen bliden. Nicht die Türken find ſtark genug, die Griechen oder die Slaven 
in fih aufgehen zu laffen, aber mit Rußland, das fo viele Völker verſchluckt Bat 
und aud nit Polen langfam — wie eine mädtige Schlange mit einem wilden, 
lebenszähen Thier — fertig wird, iſt das ein Anderes. Die paar Millionen 
Griechen können darin als Kaufleute forthandeln; die Bulgaren werben ſich fügen, 
der ftolze ferbiihe Stamm in feiner numertfhen Schwäche würde gleihfam darin 
verjhwinvden. Bon einer Herrfchaft aber ver Griehen in einem 'neuen großen 
Griechenland, von einer Herrfchaft der türfifhen Staven mit Wusbildung ihrer 
befonderen Eigenthümlichleit in einem eigenen Staat kann unter Rußland ja keine 
Nede fein. Werden das nicht die Staven und Griechen einfehen? Sie werben es: 
fo urtheilten wenigflens vie Regierungen, welche nicht dulden wollen und fünnen, 
daß Rußland fi die europäiſche Türkei einverleibt und dadurch für Europa erdrückend 
wird. Diefer Weg allein fchien ihnen eine Möglichkeit der Nettung zu bieten. 
Trotz aller „grauen Theorie” vertrauten fle auf bie innere Wahrheit und NRichtig- 
feit diefer Ideen, beſonders vie „praftiihen" Engländer (Lord Stratforb de Rebeliffe 
Hauptförderer). Die türkiſche Regierung tachte ebenfo ober wurde Üderzeugt, daß 
bies das einzige Mittel wäre, wenigftend die Regierung und das Reich zu erbal- 
ten, wenn aud die bisher gebietende Maſſe ver Türken felbfi geftürzt würde. 
Geſtürzt aus dem Uebermaß der Gewalt, aus einer ſchwindlichen Höhe, aber nur 
auf ihr richtiges Maß zurüdgeführt, nicht vertrieben und ohne allen Erſatz aus 
dem Land gejagt, wie es bei der Fortregierung in alter Weile gefchehen mußte. 
Der Ausdruck diefer Politik war der, von der türkiſchen Regierung mit England, 
Granfreih nnd Defterreih vereinbarte Hatti-Sumayın vom 18. Februar 1858. 
(Siehe in Eichhorn a. a. O. die officielle franzäfifche Ueberfegung und das Nähere.) 
Danach find die im Edikt von Oulhane und in Uebereinflimmung mit dem Tanzimat 
verfprochenen Garantien für die Sicherheit der Perfon, Güter und Ehre Aller, ohne 
Unterſchied des Stammes oder Kultus aufreht erhalten, find den chriſtlichen und 
andern nichtemufelmänntfhen Gemeinden die Privilegien beftätigt, ihnen neue Frei⸗ 
beiten gegeben, die fie aus ven priefterliden Banden Iöfen, ſowie andern in Betreff 
ihrer Kirchen u. |. w., tft jeder Unterſchied zwifchen ben verfchievenen Klaſſen der Be- 
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oölferung, felen fie nach Religion, Sprache over Raſſe verfihieven, aufgehoben, {ft 
Religionsfreiheit gewährt, find alle focial gleichgeftellt, alſo zum Staatsbienft fähig, 
find alle zum Heerdienſt pflihtig, find die Chriften den Muſelmännern binfichtli der 
Gerichte gleichgeftellt, ift Gleichheit ver Auflagen herzuftellen, befommen vie Chriften 
Stimme bei der Beratbung, ift den Fremden erlaubt, Eigenthum zu erwerben u. f. w. 
Es folgen noch Reformbeftimmungen hinfichtlich des Budgets, ver Steuern u. dgl. 

Gewiß, eine newere Aera war nicht denkbar. Wir haben bier nicht Bermuthungen 
darüber anzuftellen, wer Recht bat, ob biejenigen, welche über diefe auf dem Papter 
ftehenden Verordnungen laden und fpotten, vie in Wirklichkeit bisher nur unter den 
Augen der Regierung zur Ausführung gelommen find und aud da nur zum Theil, 
oder die Diänner, welche folche Erlaffe mit Freuden begrüßten und ihnen eine Zu- 
kunft zufpradyen (3. B. Yallmerayr, auf deſſen den Drient betreffende Schriften ich 
bier verweiſe). Daß Iahrhunderte nicht durch einen Federzug umzumodeln find, ver- 
ſteht ſich. Selbft für den, der einer guten Maßregel große innere Kraft zutraut, Tann 
es fein Wunder fein, wenn Jahre lang — und bie Jahre eines Staats find zuweilen 
nad Menfchenaltern zu rechnen — bie größte Verwirrung eintritt, wenn Alles unzu« 
frieden ſcheint, während früher doch Einige mit der Lage der Dinge zufrieden waren. - 
Wie vie Verhältniſſe jetzt liegen, ift es nicht wahrſcheinlich, daß die Pforte fich durch⸗ 
ringt,; möglich muß es bei alledem genannt werben. Mindeſtens find aber neue Ele⸗ 
mente in Thätigleit geſetzt, die wir noch kurz berüdfichtigen werden. 

Die Hauptbetheiligten waren und find ncdy unzufrieden. Daß die Türken mit 
Ingrimm erfült waren, ift leicht einzufehen. Sie, die biöherigen Deipoten, waren 
abgejegt, nicht blos in politifcher, focialer, ſondern ſchrecklicher Weiſel — der 
Menſch verftedt fih ja mit jenen Schwächen fo gern hinter feinem Gott — auch 
in religiöfer Beziehung. Wir brauden kein Wort barüber zu verlieren, wie Ulemas 
über folhe, dem Koran zumiberlaufende Kegerei denken, ober was ber türkifche 
Lehnsmann jagt, der mit feinem Knecht nun auf gleiches Recht gefegt worben, oder 
auch nur der türfiche Bettler, der nicht einmal mehr feinem Stolz unt feiner Bor- 
nirtheit durd ein „Hund von Ungläubigen” Luft machen fol. — Über and vie 
Ehriften waren und find nicht zufrieden. Sie hatten fi zu fehr daran erinnert, 
daß fie hier einft ohne die Türken herrſchten, fie hatten ſich in Jahrhunderte langer 
ſchmählichſter Knechtſchaft mit Haß zu voll gefogen, ale daß fie jegt, wo fie Aus⸗ 
fiht hatten, den alten Bebrüder zu vernichten ober body fortzujagen, tiefen ale 
Gleichberechtigten freundlich neben fi dulden wollten. Er fol die Rache empfinden — 
in Gedanken heißt das bei fehr Vielen, denen unter dem fühnen Blid des alten 
Herren noch immer das Sklavenbewußtfein jchlägt. Hiezu kam der Zorn der rift- 
lichen Geiftlicgfeit, deren bisher ausgeübte politifhe Stellung als Vertreter des 
Volkes durch dad Edikt erjhüttert war. Was Wunder, wenn bie gefammte Geift- 
lichkeit über einen ſolchen verdammungswürdigen Eingriff in ihre Rechte in Aufs 
ruhr fam und alle Hebel gegen das Geſetz in Bewegung feste! Die türkifche 
Regierung merkte bald, weldes Feuer fie in dieſer Beziehung aufgefhürt habe 
und ließ es bei ber gebrudten Beftimmung bewenden. Sie ift ja auch ſchon ge- 
wohnt, fih mit ſolchen zu beruhigen. 

So ift im Vrincip faft Alles, in Wirklichkeit noch ſehr wenig an den alten 
Verhältniffen geändert und eine Verwirrung ſonder Gleichen die Folge. Hier geht 
e8 nad, dem alten, dort nad dem neuen Recht. Im Allgemeinen ift Alles beim 
„Sollen” geblieben. 

Auf Unterftägung feitens ihrer Unterthanen kann bie türkifche Regierung nicht 
rechnen. Schwerlih werden ſich die Türken zu der Einficht erheben, dag es, nun 
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vie Säbelherrichaft doch einmal ein Ende bat, befier wäre, auf die Intentionen 
der Regierung einzugehen und nun, fo gut e8 gebt, aus ber Trägheit und Dumpf- 
beit fih aufraffend, anftatt eines Kriegsvoltes gleihfam ein Beamtenvolf zu werben 
und fo die Zügel in ver Hand zu behalten, ta fie tod nod auf dem Lenkerſitze 
figen. Schwerlih wird die Maſſe der griedhifchen Ehriften binnen Kurzem fo ſpeku⸗ 
liren, wie wir oben angeführt haben. Die Maſſe bevarf vieler Jahre, um die 
alten Einpräde, bier die Neigung zu Rußland, zu verlieren und nene zu verar- 
beiten. (Man braudt nur auf Deutſchland und fein Berhäftnig zu Rußland, wie 
es 1813 fi knüpfte, zu bliden.) 

Da ſich vie türkiſche Regierung für ihre Pläne nicht bei ihren Unterthanen 
auf eine Kraft fügen kann, fo muß fie auf die Schwäche ihrer Widerfacher bauen. 
Die griechiſch⸗katholiſchen Ehriften ihres Reichs gehdren verſchiedenen Stämmen 
an (wir befchränten uns bier auf bie europäiſche Türkei, und übergehen darum bie 
Armenier u. a.). Die einen find Elaven; biefe zerfallen wieder in eigentliche Slaven 
(Serbenftamm) und Slavo⸗Bulgaren. Jene find die ftolzeften und. dünken fich- die 
Auserlefenen; dieſe follen pie Tüchtigften fein. Dazu kommen noch Albanefen u. f. w.; 
unter den Albanejen eine große Anzahl Katholifen, die wir bier noch nicht in Be⸗ 
tracht ziehen. Beide, die Slaven und die Griechen find durch ihre Ziele vielfach 
geizennt ‚ ja Gegner, weil fie fich nicht befcheiven wollen. Ete fpefuliren auf die 

achfolge ver Türken in ver Herrſchaft zu Konftantinopel; die Slaven hinweiſend 
auf ihre Zahl und Stärke; die Griechen pocheud auf ihr uralte Mecht und ihren 
Namen, fi flügend auf ihre unter den Türken ausgeübten Befugniffe (Bhanarioten, 
Hospodarſchaft u, f. w.), vertrauend auf ihre geiftige Ueberlegenheit, ihre Gewandt⸗ 
beit und ihr Geld. Außerdem ftehen nun auch noch die Albaneſen für fi da. Wo 
fo mande Parteien find und man buch Verbindung mit einer ſtets die andere 
nieberhalten kann, da hat eine kluge Regierung, die nur irgend das Heft in der 
Hand hat, manche Ausfichten, ih zu halten und zu herrſchen. Die römiſch⸗katho⸗ 
lichen Chriften fommen eigentlich mit ihrer geringen Zahl (650,000) nur infoweit 
beſonders in Betracht, als fie den katholiſchen Regierungen zum Keil dienen, den 
dieſe, Frankreich fteht hier voran, nad Belieben anfegen und eintreiben Tünnen. 
Unter Umſtänden braucht man befanntlih nur einen einzigen „civem romanum”, 
um über deſſen Verlegung oder ihm nicht bezahlte Schulden das Gewidt einer 
Nation und ihr Shwert obendrein in die Wagſchaale zu werfen. Hier find über 
600,000, die je nach Umftänven in ähnlicher Weiſe gebraucht werden können! Noch 
aanz abgefehen von etwa 120,000 Maroniten im Libanon und von den heiligen 
Städten in Ierufalem und den Streitigkeiten darüber. 

Mancherlei kommt natürlich noch Hinzu, was die Regierung begünftigt, wie 
dies von bem, der an der Spige fteht und Macht hat, nicht erſt bemerkt zu wer⸗ 
ben braucht. So die Gewohnheit (leichte Polizei in den zahlreihften Chriftenhaufen 
bei dem alten Reſpekt vor den Türken u. f. w.), alle die Verkettungen namentlich 
der reihen Griechen mit der jegigen Pfortenregierung ; überhaupt, wie gefagt wer- 
den muß, die große Entfittlihung in den maßgebenden, höheren Ständen ber 
Griechen, wo die Pforte von Unbeginn ihrer Herrfhaft an fo willige Subjette für 
ihre Zmwede fand. Doch mäfjen wir alle diefe wichtigen Verbältniffe natürlich der 
Einzelbetrachtung überlafien. - 


Statiftifche Veberficht. 


Die Stellung des Sultans ift durch die Beichräntungen, die er ſich auferlegt 
bat, eine veränderte geworden. Es muß dabei die Vermittlung mit dem alten 
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Eenabſatz gefunden werben, der darum nicht ganz geopfert er daß er hbchſtee 
ant ei das göttliche Oeſen beſchraͤnktes —* iſt. Im Hatti⸗Scherif er⸗ 

theilt ex Geſetze als Beherrſcher der Glaͤubigen unter religidſer Saultion uud un⸗ 
widerraflich; tm Hatti⸗ Humayun Befehle als politiſcher —2* Die Threufolge 
iſt dahin ‚geregelt, daß das äülteſte, männliche, auf dem Thron geborene Mitglied 
ber. Dynaſtie Osman’s ber Thronfolger fein ſoll. Die frliheren VBeſtimmangen 
hinfichruich des Vrudermordes u. ſ. w. find aufgehoben, .. 

:@ir Geheimrath unterſtützt den Sultan. Ihn bilden die beiden 
Würdenträger des Neiches, der Großwefler und ber Scheich⸗ al⸗Jelam (Muftl) mit 


den Miniherm ‚und einigen anders hohen Würbenträgern.: Daneben exiſtiren far 


die eimzeinen Zweige der Berwaltung eine Reihe beſonderer Konſeils (Staaterath m 

der Fuultion eines Oberappellationagerichtes us Kaflationshofes, Konſeil des Mens 
lichen Unterrichtes, Krieges, der Smanyen u. f. w.). 

; Yür ‚bie Berwaltung: iſt das Neth eingetheilt nad Gialets (Brovtugen 367), 
Diefe gerfalten in 159 Apas sder Sanpfchals; dieſe in 1320 Kazas. Un der Spitze 
des Cjalet ſteht ein Wall over Binkigouserheur: ; er bat feinen Sig in ber. Hanptfindt 
ves: Einteb uud: iſt ihm ein —— an die Seite geſetzt, beſtehend aus drei uun 
ver: Pforte ernannten Beamten, dem Generalſteuereinnehmer, dem griechiſchen oder 
areniſchen Metropoliten und einer Anzahl von Abgeordneten der türkiſchen smd 
chriſtlichen —— — Den Livas ſtehen die Kaimalans vor, ben Kuzat bie 
Budire, einzelnen Gemeinden die Kedja⸗ Baſchi 

Deo Heer iſt nad 'europälfchen Muſter gebildet. Die frühere gefepliche Uns 
—— Chriſten zum Heerdienſt iſt aufgehoben, eine Beränberung dadurch aber 
noch bewirkt, indem der Dienſt gegen die feftgefeute Militärkontribution von 
etwa: 2 RMtälx. auf ben Kopf jedes Dienftfähigen abgelöst wird. Die Armee bat 86 Ne 
gimenter Infauterie (jedes in feiner Sollftärte 3300 Mann), 24 Reg. Kavallerie (gm 
900. M.), 6. Meg. Artillerie (zu 72 Geſchutzen), Urbeiterlorps, Sichexheitstruppen: 
u. |. w., das Ganze etwa 150,000 Mann. Rach preußiſchem Vorbild Temmen biezu 
bie. Netkfa (Reſewe, —* wie die altive Armes eingetheilt und in gleicher Soll⸗ 
ſtaäͤrle Doc kaum fie wohl ſchwerlich Aber ie Hälfte feldfaͤhig gemacht. werben. Hiezu 
vis Aufgebote von irregulären Truppen, bei weichen man nie Altupfchi und. Aſaben 
der alten Zeit im ‚legten Kriege wieder zu beleben ſuchte (80,000 MR. ?), Herner vie 
Hölfätruppen, zu welchen bie mittelbaten Staaten verpflichtet: find, in einer Sollſtaͤrke 
won gegen 200000 M. Unter ihnen Aegypten mit 14,000 M., Die einzigen, worauf 

‚Umflänben gerechnet werben: kann. Die türkifche Armee Reht als Feldarmee in 
keinen Auf, was namentiih dem Mangel an guten Officieren und ber jest fo unge⸗ 
nägenbei, einſt fo glänzenden Berwaltung zuzuſchreiben IR. Doc haben einzelne 
—“ fich auch im offenen Liniengefecht gegen die Ruſſen bewährt. But ſchlug 
fie ſich im Belageru ge. Den Armeen ber türkiſchen mittelbaren Staaten 
möchte fie jetzt hinſtchtich ihrer Leilung überlegen fein, wenn auch bie perſönliche 
Tüßtigtet * einzelnen turkiſchen Solbaten durch die ihm ungewohnte und zuwidere 
Drillung mehr verloren als gewonnen hat. 

Die Marine zählte 1861 48 Dampfer und 63 Segelſchiffe. Mit allen Schiffen 
km Bau wurde fie berechnet auf 144 Schiffe mit 1742 Kanonen und 16,814 Pferdes 
fräften, darunter mit Dampf 4 Linienfchiffe, 8 Sregatten, 9 Roruetten, auch jept 
1 —— u. a. 

Ueber die Finanzen gibt es keine ſichere Beſtimmung. Es werben zwar er 
gemalt; von diefen wird aber behauptet (Kolb in feinem Handbuch der Statiftif), daß 
Kufftellun enilich auf Filtion beruhe, was freilich auch anberwärts vorlonmt, 
Bluntfgii un Brater, Deutſchet Staate⸗Wörterbuch. X. 40 
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He Budgeta ſchloſſen mit. Neberfchäffen: ab / und jenes Jahr bringe doch "age: AUuichen. 
Das · Buoget voi 18%%/., wird angegeben anf. 8,242,490 Beuteb Einnalane (1 Ben 
tel c=;500 Rlaker, 110 Binfter= 1:2. Sterling) und .8,205,6%0 ‚Bintel Bebarfi 
arımter  ergäben ‚bikelie. Stenern 123,166 Wettel; indirelte Auflagen als Beimien, 
gabe: vom Bich, Zölle, Tasafmonopal,, Stempelgebübr, Auflagen anfı ‚geiftige Ge⸗ 
tränte, Ropffteuen.2,118,6:48; das Uebrige darch Poſt, Forſten Dergwerte, Tribute 
u. ſ. w. Die ordenilichen Ausgaben —— für äußere Schuld: 468 048B., für 
insert Schuld. 498,907, ‚fie Civilliſte 241,200, für Benfimen.n.f..w. 210,146 2. 
Dans Mintfteriuu des Kriegs (alle dieſe Zahlen nach Rolbs ‚neielem Handbuch) ER 
verzeichtet mit 79y0, 6, Marine 204,205, Iafliz 20,945, Kultırd:89,Abih, Iuneses 
868,285, Hatirues 36,876, Haudel und. Aclerban 4786, Unterricht. und: öffentliche 
Urbeit: 42,588; Polijei 85,512, talögemeiue Ansguben 206,590, — 
Auagaben 166,512 Beutel. 2 di 

. Vebeigens fol bie; ‚Gtefommensftener —5 uingränpent: werbeh sun Ratt der 
Rptstrnierh einge Oelpberechnung eintreten. && ſollen Werfhfetafter: ves Bermögans 
gefenitgt werden zu bie Bortheilung in Baufch und Bogen auf —— © Diſwilte, 
Gemeinden, un: jede Für fie. zu jorgen und zu vertheilen hätte, aufhören. Mir Lumen 
natärlichtnicht. alle die „Goll“pläne. hier verzeichnen, Bin freilich. meiſteus ach; den 
* aa Bufern unb Studien unb. alle in ‚turen ‚Mbit auögen 
af . 

Die Bi Finanzen find ein Sauptfonbament- des Steate⸗. Sk. gerade⸗ wie nike ie 
ver Gehchichte, geſehen haben, gehöuten.:felt langer Beit:zu ben hwächßen-Bartien 
bes türtifchen Reiches. Daß es jetzt ‚beflex. fickt, laßt fich kaum behaupten. Beh ine 
ihuen: durch Energie ward Sparfamkeit Rath zu ſchaffen wäre, ſo märbe dem menen 
Streben: ein ganz anderer Aufſchwung gegeben werben, Iüuwen.. Es weile“ ſteilich 

wohl eine ee gegen. die „Herkules. im Augibasſtalle es leicht hatte. Uintchen 
find zuerſt ie Jahre. 1854 gemacht; —— aber wird die Su auf Aue Höhe 
vom’ 463/55 Meilktoment : —— g berechnet. Tr 
Mit dem Unterricht tft. e8. Ber —* beſtellt. er Rath ſehr gute Seat» 
unmgen ‚bo hinfichtlach ige” Elementarſchuien :(allgeureine Scpalyfliät vom .6. ZAahre 
en n.:f.:w,), ber Mittelſchulen, von bene: aber erſt wenige errichtet: fiapy und 
großen Speelalſchulen, doch ift bis anf diefe erſt ſehr wenig ‚ausgeführt: Zxfı 
bie —*2 Schulen (füs Cholldienſt, Verwaltung; Diplomatie, Ulemn, Birst« 
ciner, Kriegswifſenfchaft, Oenie, Artillerie, Marine, Beteiindeivifienfgaft u. £, w.) 
und ihren Erfolg wird fehr vief ankommen, inbem darin allein die Nogieruug: 
ſich ihre Werkzeuge. nach: dem nenen Geifte ‚bilden Tann. Wie find jeht.. ihre 
„Pagenkammern“; In den Schulen überhaupt Tönnen gleichſam nene Adſchem⸗ 
Oglans der Verwaltung : im modernen Staateſinne gezogen: werben, Errade auf 
den böberen Sthulen, wir wieberholen. 08, beruhl eine. Haupthoffnung der jctzigen 
türtiichen Staatsregiernug, bie: Werkzenge, wie einſt und nöd jetzt — ſte ge⸗ 
braucht, um erſt in dieſer Weiſe die Maſſen zu 
gute Schulen nach und nach bei dem ſcharfen —* faſt aller ——— ver. Alla 
riſchen Halbinſel haben werden, IM leicht einzuſehen. Nach Otts Hansuerc Bergl. 
Stntiſtik kommen omf. 1: Fr: Unterrichtskoſten 165. u. Armeekovſten. Das Bilden 
ber Mehrhaftigkeitift doch ſehr theuer In der allgemeinen Biungsinu 5. + ' 

Die Induftrie der Türkei liegt, wie nad den bisherigen. Beriälgutfien: Wein 
—— danieder. Ein mehr geficherter Bußaud wird, —— pünfig ein⸗ 

en! SONUEN, . SI: aid 

Der Lanbban Acht auf nieder. Ei. Deren, —* wer.. Me: alte 
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Netkrolfiener mit Ihren Hinderniſſen zu Gunften ver Beauffichtignnig der Be 
Yboden, Steuerpächter u. f. w., dann der Vange an Straßen und ſomit Hinder 
F des Abſates, ferner die Kapitalnoth. Die Trägheit ver Landbebauer and Ihe 
Birharren im alten Schlendrian könnte fi danach von felöft ergeben. Es werben 
fr die eitmepätfche Türkei gerechnet 40 %, Ader- und: Weinland, 6 9%, Wieſen, 
14 9%, Walbboden, 11 9%, wildes Grasland, 29 9/, Unland (nad ei im 
Wappäns Sandbn der Geographie und Statifit). -Erzengt wird ‚Getreide (mit 
beträcstiicher Ausfuhr), Mais, Reis, Wein, Tabak, Baumwolle. Mach dem Ber 
richt bat fich von 1960-68 die Auspahr über Suhrna von 12,000 af 60,000 
Ballen geſteigert; 1864 ſeien 180,000: Ballen erwartet. -Die Probinz Aleppo 
- Nefere: jeßt ven 10fachen Betrag gegen früher. Makedonien warb fen wor der 
jesigen großen Anpflanzung auf 70,000 Ballen gefhätt. Die Wirkungen bes 
Friedens in der nordamerikaniſchen Unton find. nun abzuwarten). Ferner —— 
Da, Hanf, Flache, alle enropälfchen Gemüfe, Obſt, Krapp, Mohn, Nofendl u. |. w 

Das Minkeralreich Hefert Gold, Silber (Malebonieus Bergiverle eiufl berühmt), 
eifen, Bleiſ. Kupfer, Alaun, Steinfelz, Kalt, Marmor, Meerſchaam, Sieiolehlan 
u, . | w. Die Ausbente ift verhältuigmäßig gering. 

Was die Thiere anbelangt, fo iſt die Pferdezucht im Samen gefartem, Bon 

dem ſonftigen Hausthieren (Aindvieh, Büffel, Manleſel, Schafe, Ziegen, Schweine, 
* zehtteih nur in Boſnien und Serbien, Kameele u. |. w:) IR nichts beſon⸗ 

zu ſagen, außer vielleicht Grwähnung der Schafe uud Ziegen von Angora. 
Bild Ku San w häufig, doch ‚mäfien wir -anf die allgemeinen Be für sie Fauna 
und Flora diefer Länder vermeifen. Reicher Fiſchfang im den vielen Meeren. 

Ehe der nene Kontinent und der Seeweg nach Oſtindien entbedt war, ging 
in den türkifchen Gebieten ber Haupthaudel der Weit vor ſich. Seitdem verlor die 
einſt fo berühmte Levante, das Mittelmeer überhaupt, an Bedeutung; nmmentlid 
deſſen ⸗Oſten, das jet mrtiſche Syrien ſank faſt ganz von feiner einſtigen Wich⸗ 
ugkeit. Bet der Richtung, bie jetzt der indiſche Handel Üben Suez mimnmt, tritt 
Wieser: ein Umſchwung ein. Das vbllige Gelingen einer Guezdurchfahrt würde eine 
unſiberſehbare Wandelitüg zur Folge haben. Was die Türke bettiffi, ſo0 wären 
deren Küfteri! des Bftlichen Mittelmeeres and damit auch veren-Hhiterländer Binnen 
Kutzem der jetzlgen Berbdung und Barbaret entriſſen. Ein neues reges Leben umd 
Zreiben würbe bort erſtehen, wird auch jetzt (durch Siienbahsten 197 nenn and 
langfamer, wiederkommen. Doch ˖ gehört dies der Zukunft. 

Der jetzige Handel des Landes iſt durch die ſchlechten Konmunikationen im 
Inmern"getähmt. Die Ausfuhr für das ganze. Reich foll 1200 Millionen Franken, 
die Einfuhr 1800: Millionen -betvagen. Ausfuhr: Seide, Baumwolle, Wolle, Felle, 
Getreide, Tabak, Dlivendl, Opium, Südfrüchte, Sumut, Gallapfet u. ſ. w. Ein⸗ 
fohr: : Köldniel> und europãiſche Induſtriewaaren. 

Dampfſchifflinien (öfterreichifcher Noyd) verbinden jetzt alle bedenenden aaſten · 
punkte. —2— der Eiſendahnen iſt es noch, bis auf die Meine Bahn von der Donau 
vor ihrem letzten großen Hafen nad Kuſtendſche, bei Plänen und Vorarbeiten ge⸗ 
blieben... Bon fehr großer Bedeutung würde eine beſprochene malebonifche. Bahn, 
welche über das nicht ungünftig beurtheilte Hochplateau ju den Quellen ber: Mo⸗ 
rawa, mit ihr abwärts zur Donau, das Agätfche Meer und die Donau verblsiven 
würde. Die Schwierigleiten follen nach der jetzigen Leiſtungsfähigleit der Ingenienre 
nf. w. durchaus nicht ungewöhnlicher Art fein. Die Straßen. In der Türkei find 
jaleat. Biele find nur als Saumpfabe zu betrachten. 

Der jetzige Stand bar Dinge in ber Türkei wirb von Allen für einen zwei» 
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felhaften, von. beinahe. Allen nur für einen zeitweiligen, für einen Aufſchub ange 
feben. Deuten wir kurz an, was bie einzelnen enropäifchen Mächte bewegt. Alle, 
außer Rußland, find darin einig, daß bie Türkei nicht Rußland in die Hände fallen 
darf. Sp find alle intereſſirt, daß in ber Türkei eine Regierung befteht, welche fich 
vor Rußland ſchützen fan. Jetzt wird es in der angegebenen Weiſe mit der mo⸗ 
dernifirien türkichen Herrihaft verſucht. Die beiden anbern Falioren wären ein 
tixfiiches. Slawengeih oder ein Griechenreih. Werner Slaven noch Griechen haben 
ſich bisher, beſonders fähig gezeigt, fo daß man mit Zutrauen ihrer Erbfchaftsantre- 
tung entgegenfehen kynne. Abwarten, wie fie ſich entwideln, ob fi) befondere Kräfte 
in ihnen geltend wachen, fie erftarken, bie politiihe und moraliſche Tüüchtigleit bei 
ihren freieven Zufländen gewinnen — das ift bisher das Einfachfle. Bon einer 
Theilung nach Slaven und Griechen (für dieſe Griechenland, Thefſalien, Male 
donlen, Rumelien) wären glei jchwere Kämpfe zu gewärtigen. Die Italien zuge⸗ 
kehrte Weßtfeite, die om Rußland und an Oeſterreich ſtoßenden Provinzen — das 
genze Land würde bald im Kampf der Parteien und ihrer Helfer fein, bei denen 
bie-Seamärhte nicht bie legten bleiben könnten. Aljo warten und ber Zukunft eine 
befiere Löfung überlaffen. 

Rußland iſt auch den Krimmkrieg erfchöpft, durch die inneren Angelegenheiten 
in Aufpruich genommen, von. benen e8 einen gewaltigen Aufſchwung feiner Kräfte 
hofft, neuerdinga durch Polen ermattet und gebunden. Zeit der Ruhe und Sammlung iſt 
ihm udthig. Dagegen muß es fürchten eine Erſtarkung ver Türkei, wenn dieſe Zeit 
bat und vielleicht wirklich durchſetzt, was wir oben als ihre Abfichten geſchildert 
haben. Es muß ebenſo fürchten Erflarfum ver Slaven in der Türkei, befonbers 
aber. ein Heranwachſen ber Griechen zum Herrſchervolk. Es haben aber die Gries 
ie ‚in ihrem Lande trog aller fonfligen traurigen Berhältniffe eine bebentenbe 
in. ner Berfchmelgung anderer Elemente mit fi (Albaneſen, Slaven) 
——— Hiedurch ‚Könnten fie in mehreren Jahrzehnten fehr gefährlih werben. 

;  Deftemeeih if} ſeit langer Beit durch feine Finanzen ſchwach. Eine beſondere, 
kräftige. orientaliſche Polttit fol dort erſt wieder kommen. Es muß dem jegigen 
Stand der Dinge im Ganzen geinogen fein, andernfalls die Griechen begänftigen, 
* ſich gegen die Slavengefahr zu ſichern. Heutigen Tages hat es ſo viel Noth 

mit ſeinen Bollerverhaltniſſen, daß es nur unter ganz beſondern Umſtänden hoffen 
lönnte, hei einem Zuſammenſturz ber Türkei Nuten zu ziehen. 

England verliert, wie die Dinge jetzt ftehen, unter allen Umfländen, wenn 
bie osmanniſche Regierung aufhört. Brüher verabfcheute ed beſonders den Geban- 
fen, in ven Griechen Hanvelsnebenbuhler zu belommen und war beöhalb auch ber 
Grändung eines. Sriechenftaates (Griechenlands) fo fehr entgegen. Heute urtheilt 
es, daß für ven Fall, die neue, beſonders von ihm eingeführte Ordnung könne 
feine Lebenskraft gewinnen, ievenfalle bie Griechen in Konftantinopel den Rufſen 
vorzuziehen ſeien. Es zeigt fih in Betreff deflen ein Umſchwung gegen bie frühere, 
griechenfeinbliche Bolitil und man mag es bedauern, Griechenland nicht durch Theſfſalien 
etwas mehr Auspehuungsgebiet gewährt zu haben. 

Preußen hat jet nur die allgemeinen enropäifchen Interefien für die Türkei *, 

Kommt Italien zu Kraft, fo lönnte es wegen ber türkiſchen Weſtküſte einen 
Zerfall vieleicht nicht mit unglinfligen Augen anfehen. Doch wollen wir e3 hier 
noch nicht weiter berüdfichtigen. 

Fraukreich hat, wie alle Mächte, Rußland zu fürchten. Anderſeits hat es Ber- 


*) Anm. d. Ned. Diefer Artikel Aft vor dem Prager Feleden gefchrieben. 
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trauen anf: feine Stärke. Es gebietet Aber viele Truppen, die’ es midht wie Oeſter⸗ 
reich im Janern nötbig bat, wenn feine Politik nur irgend den Sranysfen ent⸗ 
ſpricht. Da find Aegypten und Syrien — Länder, welche Ftraukreich monde Ge- 
danken maden können, gemacht Haben; bie Gefchichte lehrt ja das Weitere, Es 
braucht die Türken meniger als Undere; fo kann es fie nach Umftänven:eher fallen 
Iaflen. Im Allgemeinen hat Frankreich durch feine Lage, Macht u. f. w. die freieſte 
Hand; damit find feine Pläne fehr ungewiß. Früher, als es nad dem alten Vehr⸗ 
ſat der Politit handelte: A verbindet fi gegen feinen Nachbar B mit: veflar Nach-⸗ 
bar C, wenn A unb C felbft nicht zufammenfloßen — und als es danach mit ber 
Türtei in faft fletem Bünbniß gegen Defterreih ſtand (feit 1635 Bundniß mit 
Srkiman), da war feine Polttit einfach. Seit die Türkei In dieſer Beziehung un- 
brauchbar ‚geworben, feheint es felber mit ſich über ven einzuhaltenden Gang der- 
ſelben nicht einig zu fein. Wenigftens vermögen wir in feinen Handlungen feine 
rechte Einheit und kein feft gefahtes Ziel zu entveden. Doch wo paßt wohl beſſer 
das Wort des im jetigen tärkiihen Meich geborenen unfterblichen Dichters , des 
Netnaftatifchen Homer, als Bei den Gedanken an die Zulunft ver Türkei: Aewp 
dy yovyacı xeıras. " 
Literatur: 3.0. Hammer, Gedichte bes oomaniſchen Reichs (bie 1774), 
Zinkeiſen, Geſchichte des osmaniſchen Reiches I VII (bis 1812). Der Berfofier 
ift leider Über dem legten Band verflorben; bier finb vie geſchichtlichen Quellen 
nadhzufehen. d’Ohsson, Tableau génér. de Pempire Ottomh. Hummer, Staates 
verfaflung bes osmanifhen Reiches. Juchereau de St. Denys, Histoire de 
Peimpire Ottomane depuis 1792-1844, mit geographifdeftatiftiicdher Ueberſicht, 
nad vorwiegend milttäriihen Gefichtspunkten. Finlay, History of Gieece under 
Othoman and Venetian dominstion. Wappäus, Handbuch der Geographir und 
Statiftil; darin das osmanifhe Reid von Bradelli; Aflen von Brauer und Plath. 
Hier die Bezigliche Literatur. Urqnhards, Fallmerayers ben Orient betreffende 
Schriften. Eyprian Robert: Die Siaven ver Türkei. Ueber bie jürigften Zeiten: 
„Die orientaliſche Frage”, in der Zeitfchrift Gegenwart. Ueber vie Neformen : 
Eichmann, Die Reformen des oomaniſchen Reiches. - Semde, 
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Um das ungeheure Hochland Mittelafiens liegen ſüdwärts im weiten Halb⸗ 
gürtel die fchönften und begehrteſten Länder der Erde, China, Vorder⸗ und Hinter 
Indien, Iran. Den nörblihen Halbgürtel bildet mit tatarifgen umd mongolifchen 
Steppen Sibirien. Hier Deben, in fhreditchen Wintern flarrenb; dort unter ewigen 
Sommern bie üppigſten Gefilve, feit urälteften Zeiten bie Stätten ver höchſten 
Kultur. Im Süden vie Völker anfäfftg, reich, in Genuß leicht erſchlaffend, nament⸗ 
li in der Gluth der indiſchen Sonne, fo daß fie und ihre Schaͤtze bier nach⸗ 
rüdenden,, Träftigeren Stämmen rauherer Klimate zur Bente werben. Im 
Norden Hirten«, Wandervölker, rauh, abgehärtet im ewigen Kampf mit ver 
feinplihen Ratur, kriegeriſch, wild, begebrlih, oft vom Hungg aus ihren 
Steppen gegen fruchtbarere Länder und bamit in ben Krieg gejagt, vielleicht auch 
von dem Bedürfniß nad vegetabilifcher Nahrung zumellen in dunklem Drange 
vorwärts getrieben, ftet® durch Mangel und Sehnfucht gegen den Süben gelenkt, 
dazu gerade burch Ihr eigenthämliches, gefellfchaftliches Gefüge fähig, plötzlich lawinen⸗ 
artig fi zufammenzuballen und über andere Länder heriberzubrechen. Aber nur an 
zwei Stellen erlaubt vie Beſchaffenheit Mittelaflens viefen Reiteroölleen gegen bie 
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beſſeren, erfelnmen Länder Süpnfiens verzubringen, Nur im Ofen und Weſten, 
etwa anter dem 40 n.Br., am ber Nordgrenze des eigentlichen Chinals mb 
in Turliſan, treffen: die beiten Halbgürtel zuſammen. Dahinab fluthten in ben 
Zeiten der Bölleraufregung und Bewegung des Nordens feine Horden. Buimeilen 
freilich ſetzt ſich auch der Stoß gerade nad Weſten bur bie Steppen gegen 
Europa fort. Iran imd China find die eigentlichen Marken des aflatifhen Süpens 
gegen den Nerben, Un ihren Grenzen gilt es dem Andrang zu wehren. "China 
bant dazn gegen die Mongolei das Weltwunder einer 300 Meilen langer Mnwer. 
Iran verläßt fi auf feinen Gebirgswall (ſiehe Perfien). Doch finden wir an ber 
Grenze neben ven Ininiihen Meer auch bier Reſte einer viele Meilen Imagen 
Mauer. Als: ein ſolches Vor⸗ und Grenzland des Rordens und feiner wilben 
Benohne bet Turkliſtan feine Hohe Wichtigfeit für Das allgemeine Bölkerleben. 
Turkiſtan, and Turan, freie Tatarei,:Dfbagatai'genamnt,: Itugt 
etwa zwiſchen dem 85. und 47.0 u. B. und dem 70. uub 95.9 3. L. Sein 
Flacheniuhnlt wire: auf 36,000 DM. geſchätzt. Das Laub, ſchiebt fich gleich ſam 
qus den wprkifhen Steppen zwiſchen dem kaſpiſchen Meer. und ben mächtigen Ge⸗ 
birgsmwällen der fogenannten Meinen Bucharei bis an bie Gehingsleite von; meldge 
vom Hhivafah Bis: and kaſpiſche Meer und zum Eburz fich erſtreckend, Iran ab» 
sölieht. EI grenzt im Norden gegen bie Kirgiſenſteppen und fehlt ar Außland; 
im Ofen an China; im Süden an Afghaniſtan und’ Perſien, im Welten an das 
von Rußland beherrfchte, kaspiſche Meer. Die politiſchen Grenzen ſind' in den 
legten Jahren großen. Veränderungen unterworfen geweſen. Die Afghauen baden 
ihre Herrfchaft Aber mehrere ſüdliche Oxrusgegenden auszubveiten gewußt; an ber 
yerfäfchen Gtenze wird gelämpft; im Morben ‚bat Rußland: feine Grenzen welt 
vorgefhoben, bat den Aralſee und. untere’ Siv Darja in feiner Gewalt und: fvül 
in den jüngfter Tagen Taſchkend genommen Baben: an ee 
Der größte Theil Turkiftens iſt Hochebene; ini: Oſten und Sädoften, dor die 
Gipfel der Grenzgebirge, wie des Thian Schan, Kara Tarı, Belur Eau, dad Ka⸗ 
firgebirge, dead Hindukuh, ſich bis zu 18,000 Höhe: erheben, iſt es Gebirgélaud, 
mit Paſſen gegen Jarkand und Rabul von 12, 000 Hbhe.: Die Hochebrne Beute 
mit ihrem den Oxus nährenden See Surikol liegt 15,000° über dem Meer. Bon 
biefen Hochgebirgen herab bilden ſtelleuweiſe His zum 85.0 3. 2, die zur turfi- 
ftanifchen Ebene fich ſenkenden Gebirgsketten eine Reihe, zum Theil reizender Ge⸗ 
birgtſländer. Dann beginnt Lie Hochebene, bie von wenigen wierern Höhehzügen 
ober feinem Gebirgsgreppen unterbrechen, ſuch zum Anfpifchen. Deere abducht.Ein 
großer Theil Diefer Ebene ift Wüſte (die größten und gefährlichſten fiud pie. tur⸗ 
Iomannifdie, vom kufpifcher Meer bis am ben Drus und die Wüße: mitichen Mral- 
fee und Jarartes); mit ihr wechfelt ‘ein ‚harter, durch die Treckenheit uud. Hitze 
wie verbrannter Thonboben, dem mr der Regen eine kurzdauernde Begetätion: ent⸗ 
lodt. So ift aller Anbau anf die Stromgebiete befehränft, durch bie wir. tr Tune 
liſtan mehrere Klein⸗Aegypten finden. Wo bar Die Alüffe eine Bewäſſerung : mög» 
U ift, entſtehen die fruchtbarften Onfen; fie find politif fo wichtig‘, mei. fie 
allein im tiefen Wüſten und Steppen eine Staatenbildung Möglich. machen ' 
Die beiden Hauptftröme Turliſtans find :ver Amu Darja (Darja —ı Meer, 
Strom), ber’ Orus der Akten umb ber’ Sir Darja ober Iararted; Es geht Ihnen, 
wie den Übrigen Strömen dieſes Laudes. Bei’der Dürre des Bodens und bein 
feltenen Regen find alle faft ‘gang. auf ben Zufluß aus ihren: Quellgegenden :an« 
gewtefen, auf die reichlicheren fenchten Piieberfchläge: und bes -Schuen..ber Gebirge, 
In der Ebene angelommen, von feinem uber nur felten durch einen geringen Bier 
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deuftuß geſpeie, a ee —— lr ſuercei VBecbunſtunq 
au, m hr dar Dingevem: Inf ihr tnpfie. Sommitt- ent Her⸗ 
* wc ee mehrere "Arne hinzu ober ac Raite WErſchonfung ducch Vielicer 
r·Arberſieechen⸗ ſich verbrelbende Rärnäte ‚fo vrelliuſe ver Steecn be 
—2 An Gandireder —— — Yansgefhägft: An ſelen 
nd wc ma fern Fehnn. Wuſſeracangel oder Neichthum ein · DRdıg * 
Ser „Ute awrilen igarz vevſchwindee, beiRoegenzgriten aber fich 25 
ausdehnt. Die größeren Ströme baben flet3 Seen; Gelder ſtarlen 
in Deren wobe: flarhe flage Schaffen evſcheinendeun che, ‚werflüchtigen: ſich bie: Pr 
Blfauothetle (es trifft "aus: * turliſtauiſche Ebene⸗ nach Behauptung dnkgen dor 
fe‘ etu ſteter heißer, teodener Luftſtrom aus dev Bahaiti; daher die große Tinten 
heit und ungewöhnliche Verdunſtung) die‘ mineraliſchen, bemerlbar darin: ndiwet> 
Ka bierfalzigen, ſchlagen: nieder; haben: bie: Salzmoorr and Salgfeen: witſer Länder. 
Amu wub Sr: entipringen: uf‘ den‘ hohen Ofgebirgen; yenähet won: ber Stromen 
bohı Ein be As zumnbaluh fianıfle waſſerreich ber Sir ıweigend, det 
Kain Hefen und" (nic Burnes) def’ eine —* von eis. 140. Malen ſffbut. 
Embiry Geſtreitet. d —— VBurars über bie: Düne Al) Anm⸗ (ie sk vie 
ahrt:woriach re don ſeinem Tinnpfigen Deite ‚bis die NüherBai‘s . 
Dampfern :mıäfte befahren ‚nerven !-lönnen.:; Die‘ Senge iſt wegen. —— — 
Operationen von höchſter Bedentung.) "Beide Siabine miuden im‘ * Atalſte over 
balbenvzu vbittcht·in er benen Welle: Dir Aralſee wird auf 1100 2100 
RR! gerät. Gr iſt jatn von’ Rußlaudbeherrſcht, welches Forts am nöchlichen 
Bude: augeiegt.- hat ann aid Dampfern beführt. Waper':bem Sf ums Amu amd 
igeen : Rebeuftubitien "un. :& Birg finds! wi wech wentge Strome imweſten Laude 
ya nennin; de init ſeiuem ſchmalen Screenzeblete In der’ —— — 
Nine erſcheinend; din Oaſennhuvenb, un Sand verlcufenb oder dır Sumpf nme 
Cor uclideud. Die wichtigſten fian· der avhit (Polhtimetue) oder. Sereſſchan, ver 
Strom Soghde; hegen Cabe 'fehned! Lauſs mit ver’ dazn gehorigen Oaſe Bochara; 
Fe Banner ati, wir ebenſowenig wie der Kohik den er: ‚oinige 
Otindein —— —— — ver Rotzhab Murgno) mit der ciuſt ſo wi 
Kgaı Daſe und Stabi Mern. Der Amu vbilvet anf feinen unteren "-Baufe- d 
hub: Dafe How Chuwva. Nach dieſen nd ‚einigen. andern ähnlihen Daſen ſind bie 
Heiche uud kleineren fläatiichen Gebiete in ver turkiſtaniſchen Ebene zu zählen; 
die geßitgigen::unb "an Wafſer reicheren Ofl- und 'Güpofllänber: bieten‘ natürlich 
—— — bafär.' —:Der größte See Turkiſtans iſt das an feltier Weſt⸗ 
tewze llegende (von ber: Woiga und den Ranfafuöfläffen gebildete) laſphjche Meer, 
Pe ven Stromen Tuekiſtans füllen nur die beiden fiſchreichen, Atrek und: Gurgan 
Nauen, Ob der Otus je ins kaſpiſche Meer gefloſſen ſei oder Doch einen Arm 
dahingejchtelt habe, iſt eine Streitfrage. Das tafpifde Meer Hat auf der turlifte- 
niſchen Seite ſelchte, hafenloſe, für vie Schifffahrt feht gefahrliche Ufer; Die Rafien 
beherrſchen es; die Turkomannen treiben an feiner vlelbuchtigen Mäfte Siſehfang, 
iuge⸗ Hanbel und trog der wachhabenden ruffifchen Dampfer, ſo gut ed an- 
t, Stränden. ‚Die "Steppen und Wüften Turkiſtans, weldye bier das Meet 
** gewähren’ dem Lande bedeutende Sicherheit gegen Ungriffe bon :diefer Seite. 
7: Das Klima’ IR nach der vVage im Gebirge oder in ver Hochebene verſchieden. 
Die Hochebene TbIS 2000 °),: Heyen Norden ⸗ offen, Hat: kalte Winter (bis ISO R. 
Mälte); ıder mächtige Drus feiert uctir· 88 0 u, B. häufig der Art zu, daß ihn 
vie Kararciien Aber vas Els paffiven. Die Sommer find heiß durch die Drocken⸗ 
heit ber Luft ſoll die Hitze (bis 300 R.) oft unerträglich fein. Selten find Regen; 
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gering die Menge bes Schnees .(Barubery ſpricht von vielem Schnee); Glatteis 
wird im Winter häufig den Karavanen ſchädlich, inden tie Kameele fich daran 
leicht die Füße verletzen, nicht forttommen konnen und zu Gruude gehen. Die Ruf, 
Mondie hindurch dunſt⸗ und mollenles, tft von wundacharer ——*— — (alle 
Farben evigelmen leuchtender. Das Klima IR im Ganzen gend. : Die gegen Nechen 
und ‚Ofen geſchutzten Bebirgöländer find weniger großen Schmeankungen ber Tem⸗ 
peratur manterimorfen und gelten bei den Afiaten aum Theil; für: bie: Whöuften, a. 
genchmften Länder der Welt 

Mineralien werben wenbg, emngebeaiet, Gerüchte von rohen Gold« mad Gilr 
beriagern haben bisher noch feine Veflätigung gefunben.: Ans ben Strömen. with 
etwas Gold geivafchen. Gewonnen wird Salz, dann Blei, Sandel, Gpelfteine 
(berühmt die Rubinenminen von Badalſchan) n. a. 
Die Vegetiatlon ift je nach ber Lage und Bewäflerung verſchleden. Im Ofen 
iR fie reicher; ‚die Ebenen find davon entblößt. Bon. gr Bäumen ficken am 
ben Ströme ber Ebenen meiftens Pappeln und Weinen. Die Frachtbarckät des 
bewäffertem: Laudes wird fehr hoch gerühmt. Gebaut wirb: Getreide (der Beigem 
gibt flellenweife .3 Jahre und eiunsıber Eruten), Mais, Reis, Hülfmfräcte,. Se 
bot, Baumwolle, alle Gemäserten. Curopaiſches Dbft. feine Sudfrüchte ne 
ausgezelchnet. Maulbeerbaͤume find zum Zwed des: bedentenden Selbengudt 
augepflanst, wo ber Moben es irgend geſtattet. | 

Wilde Thiere find wegen der vielen, alles Lehen verfihenchenhen: Wanen nicht 
zahlxeich. Wolf, Fuchs, Schalal finden ſich nicht häufig; In ben Bergen kommi 
der. Bär vor; ſelten and eis Tiger vom kleiner Urt. In den Suwpfen gibt a8 
wilde Schweine; in den Stepyen ſchweifen Hirſche, Autilapenarten und Seexhen 
bee — von ben Herxſchern fo. gern gejagten — flüchtigen wilden Eſel. Der Gipe 
wegen gibt es wentg Geflügel; nur au ben Siimpfen greße Echwärme non Sumpf 
und Woflernögeln, befonbens Schnepfen. Sonſt zeigt fi in ven. Steppen mb 
Wüfen nur felten ein Adler oder Falle; wohl. a —* Rabenſchao arme ‚die 
Karavanen. Der Inſekten find wenige: Deufärdeufäwärne felten. — Gebr nii⸗ 
lih wird der Seidenwurm, der in -einigen Gegenden ‚ein usägegeichurtes Geſpiuft 
liefert. Unter ven Hausthieren ſtehen Pferd. und. Kameel obenan. Das beſte Bier 
— von wunderbarer Ausdauer und Schrelligleit, habet ſchön, groß — zädten 
die Turlomanen; als die fchönften gelten die Rofſe von Merw und Serachs; ale 
die ansbaneruften bie ber Iomnt. Start, weniger, Läufer, auch zum Ziehen be⸗ 
nut, find die Usbekenpferde. Die der Äirgifen find. fein, zottig, unfidiän,- her 
Mäftig und ausdauernd. Es finden ſich nie beiden Tamerfarten,. bes ein- und zwei 
hödrige; die Miſchlinge werben als beſonders Träftig augeſehen. Dot Riudrich 
ift mittelmäßig; trefilih find die Eifel, Die Schafe mancher Gegenden find wegen 
ihres feinwolligen, gefränfelten Fließes berühmt; nor Allen die, neu Karalul; I: De 
beften fogenannten Aftrachanpelze kommen daher. Die Race if ‚groß, meiftene fett» 
ſchwaͤnzig. Zottige, ſtarle Hunde hüten die Heerben der Turkomanen. 

Zurliften zeigt uns ein Durcheinander von Böllerflänmmen und Racea Herr⸗ 
fer find die Turanier. Im mehreren Theilen des Landes bilden den Grundſtod 
ber Bendlferung bie Tadſchils (fiehe Perfien), pie. fi ſogar in einigen Sehirgalän« 
dern ziemlidy. unabhängig erhalten haben. Herriher der meiften ſtaatlichen Gebiete 
find die Ushelen (Üsbel-Gelbftherrfher?), ein zwiſchen Turk und Mongole wer 
wittelnder Stamm. In den nörblichen Gteppen ſchweifen Kirgiſen; zwiſchen: Katpi⸗ 
fee und Oyus haufen bie Turlomanen. Außerden gt es » ahbrhte Verſer (utele 
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ale Stlapen) im Land; 'fowie Indem, — — ur eine Anzehl GinbeR,. welche 
Ieteve den gangen Geldverkehr in Händen haben ſollen 
Die VBolkerwmiſchung van Iraniern und a tft leicht erklaͤrlich bei dem 
Ball :bee ſeit urbenltichen :Zckten hier zwiſchen Nord und Güb tobt. IR ver 
üben wädtig, fo beherrſcht/ er er bie gebirgigen Ofllänber Turkiſtans 
in wehhen bie Nemahenreiter bes Nordens fick nicht fo Leicht bewegen und bie 
ihnen eigentbämliche Kraft nicht entfalten Tönnen. Bon biefen Berggegenden flan- 
Kixt, wird dann ber Dyus meiftend ber. Grenzſtrom; über ben Iarartes aber find 
bie Med des Sudens eigentlich niemels vergebrungen, in dieſer Beziehung dem 
Shlarfen: aachſtehend, bie Häufig und Lange Zeiten hindurch ihre wilden. Nachbarn 
kräftiger dat Ucbergewicht ver "Eintiffation haben fühlen laſſen. Auch Alexauder 
der Großze hemmte feine Baffen am Jarartes. So hat ſich bis am deſſen Grenze 
ber iraniiche Staum vorgeſchoben und nicht blos in ben Gebirgen, ſondern auch 
he: den Daſen ber Ebene, z. B. in Thina durch knechtiſche Unterwerfung : behauptet, 
menngleich ihn der Sieg der Turanier zum dienenden gemacht: hat. Der ae 
ober Sarte If Staͤdtebewohner, Landbebauer und Hänbler. Gr iſt wohlgebildet, oft 
ſchon, —— Geifes, ſchlau, verſchmitzt. Gr gilt für den treuloſefien Betrüger, 
Henchler und Zügwer, für unmoraliſch und unzuverläffig in jeder Beziehung. Eimer 
feiner Achlimmften Fehler, der ihn zu fo. vielen audern zwingt, iſt Feigheit. 
Siegt der Norden, :fo-beingt..er Aber ‚die Ebenen bis an Frans tegewai 
po. Oft aber ging: die Völlerfinth anb:der wilde Schwall zu hoch, als. daß viefer 
fie. Hemmer Ponte. Wir fchen ſte in; ver: Geſchichte — mögen dieſe nordiſchen 
Stämme nun ˖Schihen, Maſſageten, Tut, Mongolen: oder Tataren genannt 
werben, — mehrmelä die in Indien hinein "ik Hegupten anb an den Besporus 
fich wälzen, in ſelbſt von Aleinaflen nach Bareya hinüberſchlagen und hier Fi in 
ihrem außerſten Anrollen erſt an den Mauern: Wiens brechen {feche den Artilel 
Tartei). Yür gemöhutih bilbet aber. Turliſtan da9- Anßerſte Laub. der Turagier 
ns ‚Car unb- Wefafien. Skin: Gerngodller find hier. die Turtowaum und bie 


Are, ohne Std, ohne Fleſten, r ohne Oberhanpier ,eben die Turto⸗ 
manen. Turkomauen, Türfuen d. Turkenhum, Täürkenſchaft; fo Vambery. 
Andern geben andere Erklärungen. Turk non Tukin⸗Helm [Risproth] oder von 
Zyr-Stiex.,. Herrſcher [Eromann);: fiehe: Türke). Ihre Hauptfitze liegen zwiſchen 
laſpiſchenn Meer und Amu Darja. Die meiſten fit Nomaden; wenige bebanen 
— Kräftig;. kühn, abgehärtet, ausdanernd, verſchlagen, graufam, ‘trenlos, hab⸗ 
ge g, ſind fie "die gefürchtetſten Plünderer und Menſchenränber des derſiſchen 
renzlandes (fiche Perfien). Die Männer ſtud häufig flattich, als Reiter auf 
ihren ce Impemirind; unter den Frauen gibt es große Schönheiten. Lanze 
nad Sabel, feltener bie: Auntenflinte ‚find bie Waffen tes Turfomanen. Alaman iſt 
fein. Rame, wenn ex auf Ranbzägen, reitet. Die Anzahl ber in mehrere Stämme 
zerfalennen Bölterkhaft wird auf 140--190,000 Familien geſchätzt. Plänberung 
uud Menſchenraub der nis ſchiitiſche Ketzer verhaßten Perſer iſt vie beliebteſte 
und: geehrtefte Beſchaftigung diefer Söhne der Wüfte. Zuweilen werden von jenen, 
auch über die: Grenze hinaus, Züchtigungen verfudt. So war. (Augsb. Allg. Big. 
vom 10. März 1865): von dem Bericht eines peeflichen Generals zu. Iefen,. ba 
ee ven. Ourgan :anf Vrücken überfihritten und Atrek eingenommen babe, vor wo 
er nid A weiteren —— der Turkomanen anſchicke. (7) J 
letzte,gr eiche Wunderung eines turaniſcher Stammes gegen 
—* en * * br 1500 die Uabelen. Doch mar ber Andraug 
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werte aeideig genug, den Gälbubulr ‚zu oRberſchrriten: ober: sie! Turko 
manen ſüdwärts vom Orus mitzureißen Co km vie Lawine zum CHiWRand the 
ſie befondersi gefäͤhrlich wurde, und Diehingiächents vder: Tihmins :Belteni Yehrten 
glückücher Weiſe nicht wieder. Aber ‚bie: Uebelen werben dvch bie Hirrfcher Ga 
„Bochara, Chiwa und 'ven ſitdoöſtlichen Andern, ah NO ano 
grnppieten; bi h. in ſammtlichen bedeutenden Stoxten: Turlifieme:; Der Asbele ii 
guoh, Fräftig, wo ungrruricht mit perſtſchem Bint; von ſtark tatariſchhen Geſtchas⸗ 
zügen Wr gilt für gerade, zuverläſſig, feinen: Werte trem,: aber micht für Gefunkewd 
seiftignbegobt. Die Verſchwitztheit des Tadſchibe iM Ihew gang fremd; ** 
von Chokand ſtehen nicht / im Rufe ver Tapferkeit, wohl aber; nach 
Begriffen, die übriggen, obwohl der ganze Stamm bush‘ den ruhlgen Beſt et 
Kentey ‚ı Würben und "Einkünfte, der unerworfenen Lünder träger schb: beiremer 
geworben: iſt. Sohe:Stiefel mit ſpitzen, oft nur wie An Nugelbepf gropen Abſatzen 
zeigen. nus ned, immer! das Reitervolt. Die Waffen ſiud im ——— — — — bel 
behi Turkoranen. Die alte vrientaliſche — in in ale am herren 
Selen: geſtifteten Staaten zum Gruude. fruchtbaren 
theißs uuter der. Eroberern aufgetheilt. Der — human FA A fehrehn 
bwegurtigen; ummanerten:Sofe, mit Pächtern oder mit Sklaven wirtfchaftenb.: Wü 
fein Lehngut hat er wohlberttien und bewaffnet Kriegsdienſt zu leiſten, ent Für 
ine: Betprovlautirung ſelbſt zw forgen, wodutch ein ungeheurer Troß eitſteht, 
ver die Bewegungen biefir. fonft fo Trächtigen Reitefhjedre‘ ſehr len made Yaf 
von: Ruf:fchires Oberlehensheren, bes: Endr oder Elan, bat’ der Mebeft ſogleich auf 
dem Eammeiylag zu erſcheinen und: fi) um den beſtimmten Unterfkupattnf 'zu 
Kanten: "So ſtoßt ann Zumpy: uni Zeapp zum: Bauptiärtieer: 'sı — m 
ni .$Deo mnordlichſte —— — (8.6000: [NDR 12/43 TOR. 
Einwohnern), bewohnt von den Brobenkku; Tadſchite, Ritgifeiftianinen ini ven 
toppen. tüeijchen: Kiptſchat · Aomaden. Das Ead "Hegt am oberen unb ndttluren 
Sir Darin; tele Diſtritte darin db wegen ihrer Schonheir: und Früchtbarken 
berühmt. * hieß es Ferghana; von bier, aus feiner Heimath vertrieben zoij 
Sultan Baber nad Cabul und dann nad) Indien, daB Reid: won grundend. 
Der Herrſcher; mit dem Titel Share, eſen in vder Hauptſadt aud (vom 
509-- 100,000 €; und barüber gefhätt). Außrebem find bedentend vie Gtläute 
Chevjend und Taſchkend im Diftrikten, die wie noch ambere oft nur nonmell dem 
Ghan von Ehofand :unterwörfen find; je nachdem wie in ale 'felden'Lchuflanten, 
ber Oberherrſcher Hräftig ‘oder ſchwach, wid die Stellung fehrer Huptlinge tmdb 
veren Diſtrikte eine veränderte. Der Beg oder Chalim von Taſchkenb wur bis auf 
duen Tribut — Tafchtend felbſt gilt für eine ver wächtigſten Städte 
Mintelaſtens (40,000 €.?); Hier ſtoßen die großen Handeleſtrahen vom Suden 
und vom chineftſchen Mittelaſien zuſammen. Das Chanat Chokand iſt ſeit Jahren 
wur Krieg mit Bochara zerrüttet geweſen. Jett iſt der Krieg mit den Rufen 
Binzugefommen, die nach ben neneften Berichten Taſchkend eingenommen: haben 
follen. (Brühere Nachtichten fabelten ſchon von ber Einnahme von: on Chokand, 
dann wieder von verlorenen Schlachten der Ruſſen, die 40--50/000 Mann ſtatk 
egen 150,000 Ehofanzen gefochten hätten.) Die Macht Chokands Wird auf 50,000 
—* geati Nur die Kiptſchak gelten für tapfer; die Chokanzen wurben une 
vn he Bocharas ſtete geſchlagen — eine ſchlechte Guipfehbnug ‚ger die tuß 
en Truppen. 
—* ale in vielen Beylehungen die — Diefes "Rorböftens, 
Am: vie ves ſuböſtlichen Tutkiſtan. Hler, um obern: Amn Datjn, gruß⸗ 
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piren Fi eine Milde kleinerer Staaten ‚früher. unter ˖ Bochara ſtehend, vorreiuen 
Menſchennlter ven: vem'kühnen Usbekenhäuptling Mir Muxrad: davon losgerifſen 
und’ new Chandaz aus veherrſcht In den letzten Jahren ſind die. Aftghauen: hier 
ſiegend vorgeerungen. Beſonders zu nennen find’ vie: Tadſchlliänder Varwaz “und 
das wegen Pavadiſtfcher: Schönheit im Orient gefeterte Badalſchan. Haufen. nik 
Bebötterung: dieſee Gegenben leiten ihren Urſprung rühmend don Alefander: bein 
Großen und ſeinem Heerse br; (Alexander iſt im Orient als großerZauberet, 
Prophet we’ Eroberer durch die Sage bekatint.) Die Macht von Chundeg mirduf 
LOOGD Reiter geſchãtzt;: Heate gehbrt das verbdete Balch, ehıft vie Mutter ber 
rege genannt und: durch Afien wegen feiner Größe und Macht beräiemt‘, den 

ghauen MET ee Be . Te ET Be FR Fo u 
:” Zürtle wählen Stauten Turtikaus gelten die beiden Daſenreiche Shin 
un: Bodum. :}. ©: 7 00. TR N en ware: 
3 Chima wird buch den unten Oxuoſtrom gebtibet. : Mitten‘ in Wuſten: tk 
buxdyii feine Verzwetgungen uud vlele Kandte:pas: fruchtbarſte Land hervorgernfen 
Ir dieſem: Siroulande ſelbſt wohnen etwa 400,000 Usbeken, Tadſchits; Berker 
Turtomanen winbi Ringtfen. Es wird aber vet despotiſche Chan . vun: Chiwaals 
Dberdaupt: Aller :Shäder weſtwäris von’ Dias bis at’ Perfergvenge, beiwiäaspi- 
fen Maer wid dent Aralſee ungefehen, auch noch im Norden‘: als "Gebieten in 
von" Steppen ‚ver Kardftalpaks Doch iſt ſeine Herrſchaft über vie mekſten Nimaben 
dieſer Geyenden "noininetly es wirden diefe hauptſachlich an Chiwa durch bat Be 
darfiiz von Getreide geintipft, vas vie "Steppen und Wiſſten in Abhaicgtzkeit 
vor: dem Daſenlande verſetzt und‘ China’ zum‘ Mittelpunkt der Boller von 
Chareen macht. im 
zrrfEgsipae: ber Hanpuiing: Mohummed⸗Rahlmn, der zu Anfung dleſes Jahehmna⸗ 
vens die Macht: Chiwaſs begrindete, inden er es von Bbcharch unabhängigz madhte 
von. ach ie: Kitgiſen gezahlten Drihut in’ Fein: Gegeritheil: derkehrte, Mb behden 
Turfanantn: Th: Nefpett-Tekte und die Wufie durchzieheud Merts exöberte: Duo 
Seet Cthiwas wird auf 20/000 Reiter geſchätzt; es tft ansgeraftet mit einer Au⸗ 
zahl von Deſchüren. Die Reglerung iſt veſpotiſch. Jetzt herrfcht: auch in' Chiwa 
wie Mich: Tinngene "Zeit In: Bochara große Bigotkerie ums: wird' has Lande als ein 
Hanuptſitz ed ſterng glaubigen (ſunmitiſchen) Mehammebanismus angeſehen. "Den 
reglerenden Chan, Seid Mehemed' Chan Pabiſchahl Churesin umt ſeinem Cieel, 
urnui Vavibery vas trene Witt eines etitnervten, blöbftunigen und wilder Tyrannen. 
Dee Daupiſchutz ves Linsen. fin“ vie umkiegenden Mäften und bie Sämyfe ves 
Aralſees; Te Haben: Diefeı "Wluts' und Stlavenfinät Biäher vor den Zuchnigungen 
geichägt ; : mit venen Rfllann Ihn: bedrohte und Uber deren Berſuch e3 durch vie 
Unbill um "Wetter und Wüſten 1839 eine gegen" Chima ausgefandte Armee ver⸗ 
for.‘ E brflihrinjetzt mit: feinen Dampfſchiffen die Deüitdimgen' des Amu Därja; 
fefne Jeit wird e8 zu etfehen wiffen. ©; o : en nt 
MDer berißintefte Staat Turfiftens, im ganzen Gebiet ves Idlam wegen Tel« 
ner fimaitlidhen. Orthodorie bekannt, iſt Bohara. Bochara (70-—-150,000 E.), 
tm. elner fruchtbuten Ouſſe, iſt dir Hauptſtadte des um den Kohikſtrom Uegenden 
Gebietes: von Sozho dem alten Sogdiand. Die ehemallge Hauptſtadt des andes 
war Samarcbans Matcicunda); vas berühnte, der Sig und die Haupiſtadt des 
Welttroberers Timur Es zaͤhlt das Geſammtgebiet, auch wohl das Land zwiſchen 
ben Strömen (Amu’ und Sr) Mavatelnahar genannt, ekwa 21/; Millionen' Ein⸗ 
wohner. Die Herrſchaft des deſpotiſchen Emirs von Bocharu veldt von den Re 
giſenſteppen und Chokand bis nach Pamir umd zum Orus, oftnals auch "18 ur 


Ufghanengrenge, Die Stabt Bochara mit ihren zahlreihen Moſcheen (Bumbery 
ſetzt die fonfl angegebenen 360 auf 180 herab) mit ihren 80 Schulen (360), 
worin gegen 5000, nur Theologie treibende Studirende aus allen fuunitifchen 
ändern Mittelofiens zufammenfirömen, ift der Haupffig des mubhemmebantichen 
Fanatiemus. Mir Heider führte zu Anfang biefes Iahrhumberts ein vollſtändiges 
Priefterregiment ein. Hinter äußerer Scheinheiligfeit und Einhaltung ber formellen 
Gebote herrfcht aber, wie auch in Chiwa, bie größte Lafterhaftigleit. Der Despo- 
tismns, das Spionirweien des Emirs iſt wie bort unerträglid,. Die Einkünfte aus 
den Zöllen, dem Viertheil des Emird von der Erute, den Abgaben für Gärten 
und Baumpflanzungen, ber Kopfſteuer ber Unglänbigen, ter Hansftener im Kriege, 
werben anf 21/, Millionen Thaler gefchägt. Die gewöhnliche Armee zählt etwa 
20,000 Reiter, 4000 M. Yußtruppen (Dragoner zu nennen, ba fie beritten fint, 
aber zum Gefecht abfigen) und 40 — 60 Städ Geſchütz. Das Aufgebot des gan- 
gen Landes würbe nod gegen 50,000, aber wenig nüpliche Reiter ergeben. Doc 
Reken dem Emir außerbem gegen guten Lohn Schaaren der tapfern Turlomanen 
dee Steppen des Südens zu Gebote, die er auch gegen Chokand benutzte. Die 
ſtehende Armee, welche er bält, wirb in Korn bezahlt; ben Anfährern ift Laub 
zugewieien. Die Usbelen Bochara's und Chiwa's gelten für kriegeriſch und tapfer. 
Als Leichte Reiterei vortreffli, im Handgemenge tüchtig, find fle doch gegen In⸗ 
fanterte und Rauonen wenig zu fürchten. Sie lieben bie blanke Waffe, aber ſcheuen 
bie Rugeln, Auch ihre Tapferkeit wird von Europäern mehr einer trunkenen Zol- 
kuhnheit verglichen, die aber nad) ben erſten abgefchlagenen Angriffen, wie jo Häufig 
bei ben Drientalen, fchnell verraudt. Hiuſichtlich der Kriegezüge der Usbeken⸗ 
bherrfcher von Chiwa nnd Bochara, welde man fie durch Wüften gegen den Sf 
ben. zuweilen unternehmen fieht, wollen wir darauf hinweiſen, daß in ber ganzen 
turfiftanifchen Hochebene meiftens das Waffer nicht tief anzutreffen if. Oft: findet 
es fih ſchon bei 14 Fuß, felten unter 40 Fuß, wenn glei die Brunnen häufig 
ein brafifches, zuweilen ganz ungenteßbares Waſſer geben. Energiſche Heerführer 
haben es ſchon möglich gemacht, täglich für ven Bebarf Brunnen graben zu laſſen. 
Es läßt ih danach ermeflen, welche Förderung eine aufmerkfame, ſtarke une ein⸗ 
ſichtsvolle Regierung vielen Gegenden angeveihen Iaflen Tönnte, indem fle für han⸗ 
figere und wohl im Stand gehaftene Brunnen forgte. Die Gefährlichkeit vieler, 
jest fo verrufener Wüſtenſtraßen würde ſodann aufhören. 

Turkiſtan erregt heutigen Tags nicht jo fehr die Aufmerkſamkeit wegen feiner 
feit Eyrus Zeiten jo berühmten Kämpfe zwifchen Iran und Turan, in benen ber 
Süden wenige Ruſtems, ber Norden, namentlih mit feinem Dſchingischan und 
dem in Soghd geborenen Timur, fo furdtbare und glückliche Nachkommen Afra⸗ 
ſiabs zu verzeichnen bat, als wegen bes Andrangs, der heute von einem enro⸗ 
pälfchen Bolt aus Nordweſten dahin abgeht. Rußland Hat bie Kirgifenfteppen fiber» 
ſchritten und am Aralſee und unteren Sir feften Fuß gefaht. Bor Jahren rädte 
es ſchon gegen Chiwa vor, fcheiterte aber in feinem Unternehmen durch ben in 
ben Steppen mit außergewöhnlidher Gewalt auftretenden Winter. Jetzt bat es feit 
bem Jahr 1864 den Krieg mit Eholanb begounen, geftägt anf eine Meike am 
Sir angelegter Forts. Es fol, wie gefagt, das wichtige Taſchlend eingenommen 
haben. Heutigen Tags iſt Ehima fchwerlich zu retten, werm Rußlaud, auf bem 
Uralfee durch feine Dampfichiffe herrſchend, eruftlih an Krieg dent. So Tange 
ed mit den Steppen und Wüſten der Kirgifen zu thun Hatte, waren dieſe eine 
ſchlechte Baſis für kriegeriſche Operationen. Anders wirb dies, ſobald es in ben 
fruchtbaren Sudgrenzen derſelben, wie jest gefhehen, fi feſtgeſetzt hat, und nun 
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ie ihnen, den durch Forts geſicherten, feine neue Kriegsbaſis findet. (Giche bie 
BZirkulardepeſche des Fürften Gortſchalow vom 3. Dec. 1864, worin in dem jept 
Mode zu nenuenben naiven, biplomatifhen Styl ale Schugland für bie ruffijhen 
Grenzen die Linie des fruchtbareren, Stüßpunkte gewährenden Landes vom Aral 
am untern Sir zum Iſſyk⸗Kul See geforbert wird. — Uugeburger Allg. Big. 
29. März 1865.) Sobald es Eholand, ein fruchtbares Land mit ziemlich zahl⸗ 
reich angefiebelter, zum Theil ven Usbelen feinblicher Bevöllerung und beveutenden 
Hülfsquellen erobert haben würde, hätte es darin einen vortrefflihen Sammel⸗, 
Stäge und Ruhepunkt für eine beträchtliche Armee. Im Befig von Choland und 
am Ann Darja herrſchend, würde, namentlih wenn Burnes Berichte über vie Schiffe 
barkeit des Amu ſich beflätigen, das Schidjal ver dazwiſchenliegenden Länder bald 
entähieden fein. Daun fländen bie Auflen am Hinbuluh. 

Bon bier nad Afghaniftan Hat ſchon manches Heer deu Weg trotz ber ſchwie⸗ 
vigen Päfle zurüdgelegt. Alexander der Große, and Sogdiaua kommend und gegen 
Indien rüdend , überftieg mit feinem Deere in. 10 Tagen ben indiſchen Kanlafus 
Ginduluh). Den Weg nach Cabul am fünlichen Fuß besfelben, kennen bie Eng. 
länder! fie haben ihn 1839—42 mit Heeren gemacht, er iſt fhwierig, aber wie 
der Beweis gezeigt, zu paifien. 

Rüdt Rußland in Turkiſtan fo fletig vor, wie es überhaupt in Aflen gethan, 
fe fällt es, wenn auch erft in Decennien ihm zu. Die fiherfie Förderuig findet 
es in dem abfchenlihen Deſpotismus der turkeſtaniſchen Herrſcher, die Rußlande 
Herrſchaft eine Wohlthat zu nennen felbft feine fonftigen Gegner zwingt. Seine 
gefährlichften Feinde in Turkeſtan wären die Turkomanen, aber biefe bienen bem, 
der fie bezahlt und ihnen Beute zeigen laun, und dem Starken, ver fi in Furcht 
zu feben weiß. Beides vermöchte Rußland. 

Das find Thatſachen, denen gegenüber wir es Jedem überlafien wollen, eb 
die Furcht derjenigen Engländer fo thoͤricht und lächerlich iſt, welche von Turli⸗ 
ſtan ber einen Stoß ber Ruſſen gegen bie britifche Herrſchaft in Indien befürk 
ten, eine Furcht, Die England zur felben Zeit in den unglüdlichen, ein Heer und 
viele Millionen Geldes verſchlingenden Feldzug gegen Kabul trieb, als Rußlanı 
fih zu dem gleichfalls fcheiternden Feldzug gegen Chiwa in Bewegung feste. Bon 
Kabul aus hatte man die Päfle bes Hindnkuh in Beſitz und konnte zugleich mit 
den jenfeltigen Volkern Verbindungen anknüpfen, alfo unterflägen, leiten. Jener 
Plan if geſcheitert und bis auf ben heutigen Tag iſt bie gefürchtete Gefahr nad 
weit entfernt. Aber ift die Furcht, gegen welde man jegt vielfach Spott und 
Wegwerfung (namentlich in englifhen, nicht in indiſchen Zeitungen) angewendet, 
wohl fo leer? find nicht ruſſiſche Herre am untern Sir für Norbindien dunklen 
Gewitterwolken am Horizonte gleichzuachten, ift es unmöglid, daß dieſelben zum 
Hinduluh fi hinanzögen, vefien hohe Wälle überftiegen und einmal nad Indien 
herabbrähen? Afghanen herrſchten in Nordindien; Zimur, Radir Schah und Au 
deren waren die Wege nicht zu weit und ſchwierig. — Die Zulanft fteht dahin; 
jevenfal thun aber die Engländer gut, Turkiſtan einer befondern Aufmerkiamteit 

wöärbigen. 
” Dnellen: Ritters Afin. Wappaens: Handbuch der Geographie und 
Statiſtik; in beiden die Literatur nachzufehen. Das ausführlichſte Werk über bie 
füpäftlicden Gegenden, Bochara und die Turkomanenſteppen iſt das des im eng⸗ 
Uſchen Auftrage gereisten Alexander Burnes: Beifen in Indien und Bochara. 
Für Chiwa: Meife nach Turkomanien und Khiva in den Jahren 1819 und 20, 
von Murapien, Kapitän im Generalſtab S. M. des Kaiſers von Rußland. 
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Das 'neuefte Wert über dieſe Lander If von Hermann Bamberg: Keiſe Wi 

Mittstaflen: von Teheran‘ über die turkomaniſche Wüſte nad: Giiwa, —— 

Somenand ausgeflihrt Am Sahre 1868. Leipzig· Brochans. 1066 in: Geuae. 
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"Bam ber Ultromontanismne in dem Dentfihen. Stantewörieriud zur Sprech 
fommt, jo geſchieht das ‚nicht infofern: das Wort ein religibſes mb flirchliches 
Priacip: bedeutet, ſondern wur infofern mit bemfelben ein politif:ges Bar- 
teiprimeip beeicnen wird; Ultramontanizmus imerſtern Sinus bedeutet 
theila die vömiih-tatholifche Religion ung Rice überhäupt: im 
ihver ‚als nothwendig / gebachten ‚Unteverunng -umtet bie Autorität :und-Leltung des 
römischen Papftes, theils diejenige Richtung innerhalb ver xiwifch-Tathalifegen Kirdke, 
weldye die. päpftiihe Gewalt au im Gegenſatz⸗ zu ken: Rechten der Viſchafe, bes 
übrigen Klerus sind ver Laien möglichſt abtolnt faßt, alſo Die as f:oin ti if He 
Partet In ver katholiſchen Kirche. All' das gehört: noch⸗ nicht in den Bere 
Stnatewiſſenſchaft. Erf: ſetthem dieſe Achlice Bartet ihre Hunde nad dem * 
ausftreckt und: von ihren, religiöſen und kirchlichen Joeen und Tendenzen. aus auch 
das nolitiſche Leben :zu.:beftimnien:-und. bald zu leiten,’ balb zu hindern verſfucht, 
muß ſie auch von der Staatslehre in ihrem Örundgevanten gerräft und: tn. ihrem 
Werth unser Unwerth bemeflen werben. 

tr ife setrgentlih:en polttifdgen Bartelen (. ‚den Ati Barteien) 
—* in iſhrem. Pembip:und nad) ihren Streben weſentlich dem politiſchen Ge⸗ 
weinleben. am, ‚fe: ſind naher. dem Staate untergeordnet und beivagew. fidh: iunen- 
Yulb.;des Staates. Die: wiframontane Partei: umwterkheidet. fi von ihnen. eben da⸗ 
vurch, daß ihr eigemtliges Beiftesprincp außerhalbb De6:54p wit? auliegt 
und ſich von nem. State Ybllig ‚unabhängig weiß... und daß: ihr: Streben .cbeis 
deßhalb .nidyt oder doch ‚nur zufällig dem Staatedient, ſondetn Aber den Staat 
hinausgeht, ſich den Staat ſogar je nach ihren rrigibe irciichen Hielen unter» 
werfen will. Wenn fie Forderungen ſtellt im Stmate, fo beruft ſie: ſich vornehmlich 
anf. ihren zeligtöfen Glauben oder auf das Gebot der kirchllchen Autorttät, Wenn 
fie angegriffen unb von Staats wegen gendthigt wird, das Staatögefeg ‘zu. bew 
felgen, fo giebt. fie fi immer zurück in bie Unantafiborteit ihrer Reltgion and 
Kagt: über Gewiffensdruck. Sie tft alfo nut in zweiter. Linie und nur aneigenttid 
eine politiſche, fie iſt voran 8 eine fird.liche Partei. Ihre polittſche Stelluug 
wird beherrſcht von ihrer religihſen⸗Meinung. Um ſie w: »verfchen 7 Aus mas 
baber:.duf ihren Glauben zurückgehen. ’ 

Die ultramontane Partei behauptet vorzugsweiſe tatholiſch zu ſein⸗ Se nenni 
fich daher ich am liebſten die Fat h.o liſ che Partei. Siet verfucht es ſogar, ſich 
mit dem Ehriftentbam zu identificiren, und afläxt, daß⸗dus anigk: Oefet 
ihwes Lebens nnd Handelus kein anderes als Lie chrimich⸗ Religion ſei. 
Diur gamze weltgeſchichtliche Entwicliung ſeit Jahrhunderten hat: im Grgenſade 
zu Der. Hohr des: Mittelaltere die Emancipatien des modernen Staates: von der 
jurchlichen Bornunbichaft, vie UblBfung) des Rechtabegriffs ‚uud ver NRechtsocdnuug 
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vbninber: Mebinguntz eines. beftinmnten religtöfen Blaubens, bie Entfaktuug des 
menſchlich⸗ freien .Seibfibemuftfeins und die ausſchließliche nud volle Souperätität 
des Stautes in allen Berhältniffen der rechtlichen Geſammtordnung und des: Pol 
tigen Gemeinlebens zur unabweisbarn Folge gehabt. Der uliramontaue Gedante 
fickt daher: in einem ſchroffen : un umoeöhnligen Wivberſpruch matt dem Lebens⸗ 
yolmchh,: mit. ber ganzen Exiſtenz and Richtung des modernen Staates und bie 
ee Partei R chen deßhalb grumbfögtig die Todfeindin dee henigen 


Iunufinates 
. Wäre. bie Behauptung wahr, daß das ultramontau⸗ Velnelp nietcbereten 
kei: mit: Chriſtenthum und Katholicismus, ſo hätten bie ‚heutigen: Bölker.nne vie 
Wahl zwiſchen Chriſtenthum und modernem Staate, und müßten, went’ fiebiöhee 
tatholiſch waren, entweber die Tathalifche Kirche verlafſen odet don modernen Siaat 
aufgehen. Melches von beiden in dieſer Alternative fie wählen würden, lönwte; für 
die Böller von. Charukter und Geiſt kanm zweifelhäft fein. Ste würden ser non 
fid vom Chriſtenthum losſagen und —*8 die katholiſche Kirche innerhalb Ihres 
Machtbereicha gunglich abſchaffen, ala auf ven modernen Staut verzichten.‘ Die 
uitramontane Partei . gefährdet. deßhalb nicht etwa mar, was am meiſten In vie 
Augen füllt, die heutige Staatabaltur, ſondern nicht minder: vie religidſen und 
tod Intevefien felber,. als veren Vertreter und Vorkampfer fie ſich ausgibt⸗ 
28* Behauptung IR aber wicht wahr. Wenn der Ultramontantemus fordert, 
ver: Sinat vew ter Religion und von ber Kirche beherrſcht und geleitet -merbe, 
* Ir rieje Fordernug cher juüdiſch⸗etheotratiſch ls chriſt laͤch. Si⸗ 
etlärt ſich mur aus dem Irrihum, den freilich ſchon die Jünger Ehrifti geſhefti 
haben, daß Ehrifius der Meſſtas ſei, welcher eine: nene Weltherrſchaft begründen 
weils ſEhriſtus ſelber hat dieſe Meinung bei jeder Gelegenheit zurecht gewieſen, 
indem er fiharf unterſchieden bat zwiſchen Religion. und Recht, Gott und dem 
Raifer,, Rivche und Stant, indem er feinen Sängern alle: Ausſicht auf Herrſchaft 
firenge bensmmen hat, indem er jede Zumumthaung, aud'-Ens: Net und ben -Gtaat 
zu arduen, ober..der latſerlichen Gewalt Irgenimie entäigen zu treten eben fich ihren 
—— * entfchieben ‚abgelehnt hat, indem es ſich ſelber auch der ungerechten 
Derurtbeilung der Staategewalt widerſtandlos unterworfen und feinen: Ochorſam 
gegen ‚bie Staatsautoritat mit feinem Tode dewahrt hat. Die Hriſtliche Religlon 
weiche: lehrt dem Kaiſer zn geben, was bes Kalfers iſt, wie: Gott, was Dottes 
iſt / hat alfp nichtE gegen das vdciuei⸗ des modernen Staates eimzuinenben, welches 
ebenſo wie das des alten Römerseiches, ven welchen Ehriſtus ſprach, fein Reit 
und feine; Politik menfchli un vollgmäßig —— ſondern fie verwirft viel⸗ 
mehr die ultramontane Gerberung als ein Mißxerſtandnißß Aber das Sebiet und 
die Aufgabe der Religion und als einen Mißbrauch der velaiaf en Seähle: - 
:; her noch gelingt:es ber ultvamontanen Partei, den Schein hervorzubringen, 
dab ihr Prineip md ber Katholictismus Eins ſei. Ihr Weal eines 
Gottesreichs fiimmt in ver That in feinen wefentlichften Fa mit vem Ideat 
Gregors VI.::uud Imiocenꝭ III. zufemmen, und dieſe beiden Bäyfte fe 

unzweiſelhaft ber hochſte Ausdruck des mittelalterlich⸗ romiſchen Pan 

päpfiiiche Dierariie bat. fih während Jahrhunderten hoch über dem Stante ge» 
dacht uib in der That bald geradezu, bald auf Uhumwegen und mittelberr eine Weit 
herxihaft angefixeht, im welcher ſelbſt ben Kaiſern nur bie Rolle won papſtlichen 
Bafallen: zugeflanben wurde. Das iſt ber große gefchichtliche Hiutergrund des 
Utsamsmtaniömus und eo iſt dieſe Erhebung des Bapfitiums Aber bat tham 
antugbar der Trkumph des romiſchen —** tm Mittelalter, U 
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Aber :chenfo unbehreitbar iſt es, daß. bie latholiſche Religion uub Kirche 
ebenfalls während. mehrerer Jahrhunderte beſtanden hatten. beuor bie Päpfte es 
iwagien, fih dem Staate überzuorbnen. Richt blos ven. byzantiniſchen Auljern des 
alten NRömerreishes,. au den fränlüden und ben bemtichen. Kaiſern. der erſten 
Jahrhunderte galten vie Päpfte noch al Untertanen bes Staats and 
die Biſchöfe Roms hatten nur einen Vorzug des Manges vor ben übrigen Nifchöfen 
der andern Meichaftäpte, aber nichts weniger ‚als einen Anſpruch auf. Weltherv⸗ 
ſchaft. Und unläugbar iſt e8 ferner, daß die ſpätere weltgeſchichtliche Cutwick 
Inng feit dem 15. Jahrhunderte, nicht. einmal erſt feit der. Reformatisusperlobe, 
hie Unhalibarkeit jener popſtlichen Welthesvihaft überall ‚unter den civiliſtrten 
Volkern offenbar gemacht uud. bie Herftellung. ber finstlichen Wärbe:uns Hoheit 
durchgeführt hat, Auch in den Latholiic gebliebenen Landern ift. pie Hierarchie ans 
ihrer. mittelalterlichen Herrſchaft verbrängt worden und trogbem Bat fich der Ka⸗ 
tholiciamus auch wieder bereita Jahrhunderte lang als Religion und Kirche 
erhalten. or er . te .. 

Ea iß alſo wieder niht.wahzr.,. daß Nltramontauiswrt..unb 
Katbolicismug gleich bedentend. ſeiem. Er iſt nur gleichbedentenn 
wit. der Partei Innerhalb: des Kathalichamus,, melche in unſerer ‚Zeit, bie: mittel⸗ 
alterlichen Prätenfiogen ber Hierarchie ernemerm will. WBelonmtlich. iſt dies Das 
Streben voraus. des Jeſuitenordens (j. Art. Orben), ber. in. miſern Lagen 
mit größerem Erfolg als lange zuvor fi ber .‚Reitung der Kirche zu bemächtigens 
ſucht. Der Ulteemontenismus ift mittelalteriich durch und durch und ‚eben deßhalb 
unvertraglich mit dem geiſtigen Fortſchritte der Nenzeit. Im Mittelalter hatte. bie 
Herrſchaſt der Hierarchie und. ihre innere Berechtigung, weil wirklich bez Aleras 
der Träger auch der Bildung uud dem rohen Staate fittli) überlegen mar. Heute 
bat fie keine innere Berechtigung mehr, well die weltliche Bildung heute umgelehrt 
der des Klerus geiftig überlegen if. Es wirb das zwar non ben Ulteaikontanen 
gelegentlich geläugne; man braucht aber nur einen Bid: in die Entwidiungöge 
ſchichte irgend einen Wiſſenſchaft ober Kunſt währenh. ber lebten ‚zwei Jahrhamberte 
zu thun, um überall biefen Satz beſtätigt zu finden. : Im Mittelalter war ber 
naive Glaube an die Erleusptung der. Hierarchie no in ben Gemüthern, ‚heute 
if berfeibe. wenigfiens in den gebildeten Streifen ner Benällerumg ::erlofchen. Im 
Mittelalter war. der Anfprud des Papfitkums getragen: van: bin Bedürſniß der 
Zeit und belebt non dem. Geiſte des ‚pamaligen ı Fortfchritte. Heute iſt bie: Er⸗ 
neuerung folder Anmeßung erfült von / dem Celle nes Haſſes ‚gegen ben Fort⸗ 
Schritt der Zeit und der Nealtion in ein. entfchmundenes Zeitalter. Damals war 
die Hercſchaft der Hierarchie Kraft und Leben, heute iſt ſie ein Geſpenſt, das bie 
Welt anwibert, . nn 

TTrotz ihrer Unnatur hat aber vie ‚ultramontaue Partei noch eime nicht zu 
unterfchägente Macht und iſt durchaus nicht ohue Gefahr für ben heutigen Staat. 
Der große geihichtliche Hintergrund, auf weichen. fie fich -beunft, ‚gibt ihr eine 
Autorität, welche nicht allein die zur Romantik geneigten Individnen mächtig au⸗ 
zieht und beherrſcht, ſondern auch auf bie zahlreichen Bolksllafſen einen ‚heriämm- 
lien ſtarken Einfluß bat. Die. Inftlintion der Kirche mit: ihrer wohlgeordneten 
Hierarchie, mit ber eingeſchulten Unteroxbnung ber Pfarrer unter bie Biichöfe, 
der Biſchöfe unter die päpftliche Kurie, mis ben. zahlreichen durch alle Bänkier ‚ver- 
zweigten Orden, welche binwieher einem einheilichen Regimente dienen und balb 
ben Klerus felber kontroliren und ſtacheln, bald einzelne Lalen zu gemimmen ver 
ftehen, mit ihren myſtiſchen Heilmitteln umb::mit ihrer. Kunf, auf das geängfheis 
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‚Genäth durch die Hinweiſung auf die Gefahren bes Zodes zu wirken, gewährt 
ber. ultramontauen Richtung faſt überall millige Unterflägung und dient ihr zu 
‚einer fihern Zuflucht Bor. Der Stantsgewalt. Indem die nltramontane Partei das 
religiöfe. Gefühl der. Menſchen, und befonbers der Frauen, kluſtlich aufzuregen 
und in ihrem Sinne zu flimmen weiß, treibt fie vie. Barzeln ihrer Macht in die 
Kiefe der Menſchenſeele hinein und zieht daraus eine Fülle von Kräften und von 
Leivenfchaften an ſich. Sie tft nicht leicht anzugreifen, denn fie fpettet ver Waffen 
des Verſtandes ‚und verachtet vie Mittel des Staates. Auch bie Gefege und die 
Pflichten der Sittlichkeit und. der Humanität gelten iht wenig, wenn ihre Intereflen 
damit im Konflikt: ſcheinen. Ste rechtfertigt fih immer wieder durch den wirklichen 
und: ven geheuchelten Olauben an. ihr göttliches Recht und an die heiligſte Autorität 
der. Kirche, die fiber aller Bernumft ımd über allen andern Geſetzen der Welt und 
des Staates fei. Sie wirb geleitet von tinem ‚Heinen Berband, von einer Sefte 
von Menſchen ohne Vaterland und ohne Familie, deren Geiſt und Einfluß ans 
ſchließlich der Herrſchaft der Hierarchie gewinmet iſt. Ste ift beharrlich in ihrem 
Princky, rüdfichtölos In ihren Mitten und kühn, in Ihren Zielen. Sie iſt wohl 
orgaiifirt und weit verbreitet und 'eine wirklich: gefährliche Macht. Sie hat and 
in den neueren: Staaten manche politifche: Stege ofter noch durch ft errungen, . 
zuwellen aber auch durch wilden Sturmlauf erzwungen. Sie wirft bald insgeheim 
darth die bethörten Frauen auf die ſchwachen Dlänner, "bald offen durch die fana⸗ 
tifirten Maffen: Sie ſchleicht ſich vornehmlich in die Kreife der vornehmen Geſell⸗ 
ſchaft ein und bemächtigt ſich eines auſehnlichen Theils des Adels, fie beutet bie 
verborgenen Schwächen und die heimlichen Sänten der Machthaber aus, um ihre 
Gewalt über biefelben zu befeſtigen. Seit etwa zwanzig Jahren, befonders aber 
feit: vem ‚Jahre 1851 hat fie. fah in allen Ländern Europa’s flarte Fortfchritte 
gemacht. Wenn ſie in dem einen Lande vielleicht eine ſchwere Niederlage erfuhr, 
erholte fie ſich und rachte ſich dafür in einem andern Land. Sie agirt als ein 
großer. über. bie einzelnen Stantsgebiete' hinausragender Körper, fie führt den 
Kanipf’ials eine untwerfelle Partet und. oft gelingt es ihr, den Widerſtand der be⸗ 
fonbern Staatäpartsien Durch. daß Schwergewicht einer Weltmacht. zu überwinden. 

: Was find. die Früchte ihrer Siege, die: Wirkungen ihrer Fortfchritte? Die 
Sciäihte Abt uns nicht im Zweifel darüber, ‚Sie find überall, wo wir fie er 
fahrungsmãßig wahrnehmen, in Frankreich und in Italien, in Belgien und im Fi 
Schweiz, in Oeſterreich und in den deutſchen Rheinlanden weſentlich dieſelben. So 
weit die Macht des Ultramontaniemus reicht, wird der Geiſt der Nation ver⸗ 
duſtert / Die allgemeine Volksbildung gehemmt, die Bildung ‚der hohern Klaffen zu 
einer geiftlichen Abrichtung verborben, aller wirthfchaftliche und technifche Fortſchritt 
untergraben. und gebunden, in den Familien Unfrieden und Mißtrauen, Beängfii- 
gung ansgeflet, das Gelbfivertrauen der Volfer gelnidt und gebemüthigt, jeve 
freie Regung des Geiſtes unterdrückt, die Wifienfchaft von. der Kirche gelmechtet, 
der Staht ' entmannt ‚und :entwärbigt, das moderne Leben verfumpft und erflidt. 
Nur die Orden und die Klöfter werben reich, nur die Hierarchie mächtig, das Bolk 
vergrmt, die Aultar. verddet, der Staat verfintt. Die katholiſche Religion ſelbſt 
verliert an Achtung und Einfinf auf alle nicht⸗ ultramontanen Beſtandtheile des 
Balls und tie katholiſche Kirche muß nun für die Fehler derer büßen, welche fi 
ze ihren Borlämpfern und Führern aufgeworfen haben. 

:: Benn: aber der Miramontanismus eine Macht iſt und feine Wirkungen fo ver⸗ 
bit find for werhient die: Frage, wie demſelben zu begegnen fei, eine ernſte 
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-,&o, kahge: bie: uleramentane "Partei bie: ſtaatliche Recktsornsung, wicht Verletzt 
"lan und darf. bie Staatsgewalt ihr nit ſtrafend entgegentreten. Ber moberne 
Staat gewährt auch venn Irrthum Freiheit amd unterdrückt wienal ben religiäfen 
Glanben, anch wenn er..ihn für Aberglauben Hält. Cine: flaatliche ‚Verfolgung ver 
Altramontauen als folder,‘ etma ihre Verbannung, wäre daher im Wadruiſprach mit 
:bem humanen Geifte unp dem Nechtsbemußtfein des mopernen Stühtes.feihft, weim 
-gfei principiell: tn Einklang mit dem Syſtem ber. römiſch⸗katholiſchen KArche des 
‚Mittelalters, welche alle Häretiler ausrotten ließ. "Damit foll.aber nicht Hefagt 
werden, def and das: Berbot des Jeſnitenordens und bie: Nichtzulaſſung der Je⸗ 
fuiten zu ‚öffentlichen. Funkttionen im. ver Kirdge, ober Schule ungerechtfertigt jei; 
:benn‘ ber -Iefuktenorbe iſt notoriſch ala eine ſtaats feindliche Macht organifirt und 
gehotcht: blindlingꝰ ⸗: auch aller Staatsorknuhg zuwider den Befshlen feiner 
MGeserale. Die Memeingefaͤhrlichkelt des Jefuitenordens iſt gefchichtlich erwiefen umd 
veßhalbir dem Amltirfiante fo wenig zuzumkthen, daß er. diefen offenbaren Feind 
in feinen. Annern dulde, als dem Kulturlande, daß es die Wölfe ertruge. 
Man darßauch bie Ultramontauen nicht als ſolche grundſfätzlich ausſchließen 

bon dei Gkellen und Aemtern in dem: Staat .und in ben Gemeinden. Einmal 
nämlach find. vie. bürgerlichen. Wahlrechte und die Fähigkeit zu ben Aemtern nid 
‚abhängig vor: irgend einer 'zeligiöfen Meinung, noch ‚von einer: politifägen Partei⸗ 
richtung. Sodann 'hat auch, der Ultramontantsnus eine relative Beredytigung theils 
infofern, ald er ſich anfchlicßt an: eine. Weltanficht, welche im Mittebalter geradezu 
die hereichende. war: und auch Heute nody eine geſchichtliche Bebentung bat, theils 
Aufofern er im Gegenfag. zu Irreligtoſität und Frivolität aud die relighößckirchlidge 
Seite: in dem webernen Vollsleben nachdrücklich repräfentirt. Endlich pflegen die 
Menſchen näht: konſequent zw fein in: ihren Handlungen und es kann leicht vor- 
kemmen, aß tin Ultramentaner, der im Priucip die ganze Erifteng' bes miobernen 
Staates: beſtreitet, dem .mobernen: Staate teogdem als Berwaltungsbeamter ober 
Michter oder ·Offwier treu and redlich dient: und zugleich vortreffliche Dienſte leiſtet. 
Aber Borfiht AR allerdings geboten, wenn ultramontan gefiunte. Perfonen 
seit. ypolitifchen: Veintern betraut werden. Der: mobeme Staat macht ven Bock yaın 
Mriner; mean er die politiſche Leitung den Ultramontanen überläßt. Im Mittel 
alter unb noch in den legten: Jahrhunderten batte man ohne große Brbenfen 
Nardinäle; Bilchöfe, Achte: zu Staatsminiftern .gemadt. In’ dem modernen Stakte 
werden inirgends mehr. den. Geiſtlichen die oberſten Staatsämter Abergeben. Dieſe 
Gefahr alſo iſt durch die Sitte der neueren Zeit abgewendet. Aber was viel 
ſchlimmer und viel gefährlicher für den modernen Staat iſt, das geſchieht heute 
noch woft: es werden: ultramonane Laien, d. h. geiſtige Knechte des Nerns, zu 
Miriſtern gemacht. Deßhalb iſt wie Gefahr und das Uebel größer, weil: beide 
feidyter. verborgen und: übtwjehen werden. Die ultramontane Partei iſt aech ihrer 
Natur und: Zendenz: für ben mobernen Staat Feine regierungafähtge 
Partei; fle. af ‚m. mederuen Staau woth wen big 10 prp o —*8* 
partet hi nur. 

.. Sehr Kali. mitte fra dem Rompfe nit ‚bem, Kltonmonkanieimne jebe Bag 
haftigleit and: jede. principielle Unficherbeik anf, Seite der Einatögewäalt. Deu Altra⸗ 
esansantiemys Aft. zwar. befehrämtt: In: feinem Ideen, Aurzſtchtig auf einen: MWegen 
aber er ift zugleich voll Zuverſicht im: bie Größe and Heiligkeit feier Sache. Er 
if duher bmumer, geneigt, wo ser. ein Schwanken in den Maßregela:. des Staates 
wahrnimmt, auf ein fhlechtea Gewiſſen ver leitenden Gtaatämähner, ober auf 
Schwäche verfeben zu ſchließen, und vieler Schluß ermuthigt bie Partei uud: weh 
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fle zu erhöhter Anſtrengung. Ueberdem müffen die Ultramontanen zu bein möberire 
Staate erzogen werben, ber ihnen noch als ewas Frembes, Unverſtandenes 
‚gegenüber fteht, und ba wird e8 um fo dringender udthig; daß ſich der moderne 
Staat vorerft bei ihnen Reſpekt verfſchaffe, als fle durch ihr Princip angeleitet 
werben, den Staat als das leibliche umd irdiſche Reich zu verachten, und tief unfer 
die Kirche als das geiſtige und ‚göttliche Reich zu ftellen. Sie -beblitfen daher ſo⸗ 
wohl der ſtrengen, frammen Rechtszucht des movernen Staates, 
welcher fie mit ſtarker, eiſerner Gewalt zwingt, ver geſetzlichen Ordnimg' Folge ji 
leiſten umb deren Schranken zu behdten, ats ber geiftigen Staatsfet- 
tung, welde Are allmälig die Heberlegenheit des männlichen Stantögefftts Aber 
ben weißlichen Kirchengeiſt Mar’ mat und ihnen daher au bie Wutorktät: des 
Staates in einenr anderen Lichte zeigt, als ſie erwartet hatten; Die ultramontane 
Partei tft’ gefchichtlich Hinter wer modernen Geiſtes⸗ und’ Staatsentwicklung zurück 
gedfieben. Eben veßhalb muß’ ihr die ſtaatliche Erzgtegung zu’'güffe 
fomuen nd ergänzen, was die kirchliche Erztehung verfänmt hatte - - - 
Be Neligton mb das 'religidfe Gefühl der Menſchen tft die Quelle ver 
Macht des Ultramontantsmus. Daher meinen viele Gegner desſelben, tr’ merde 
gene nr dann beflegt werten, wenn vie’ Macht der Meligton felber in ven 
Vemüthern gebrochen werde. Die rabikale Meinung, welche ale Religion als Chor. 
eit berwirft umd das Chriſtenthum als Aberglauben ausrenten will, hat in neueſter 
—* € und oft beredte und nelngfertige MBeniheibiger gefunden. "Noch: mehr 
die Auficht unter’ den Gebildeten verbreitet, daß der Ulltamontanisinns In dem 
Katholiclemns arzugreifer fei und daß man bie’ fatholifchen Lehren und Autorl⸗ 
fätere Stützen wäfle, wenn der Ulttemontantsmkd’dauerhb Fallen folle. Dieſe Auf⸗- 
faffungift In falfch und ‘ein gegen bie Reltzion felbſt ober gegen die os 
Kirche als ſolche unternoinmener Ru wird weit eher mit vorübergehenben Stegen 
als’ mit dauernden Rievderlagen des Efttamontaniämus endigen. Gerade weil ber 
Blttamontantsinud; wie wir oben gefehen haben nicht idenktiſſch if mit der 
Heintichen Religion und nicht einmal mit ‘ber Tatholifchen Kirche, weil’ er ben 
Mißbrauch der Religton-und kine falſche Richtumg innerhalbder Kirche bedeutet, 
fo datf Im’ Gegentheil der Kampf gegen den Ultramotitanidmus nicht zugleich ein 
Angriff auf die Religion und anf die Kirche fein und iſt vielmehr mit äußerſter 
Sorgfalt ſogar der Schein zu vermeiden, daß man die Religion aittuften und bie 
KMirhhe vernichten wolle; wenn man ben Mißbrauch jener und bie Abirrung dieſer 
nliht duldet. Der Hltkamontantsmus’ würde feine Macht bergenfocht Teen, went 
er bon den Vdilern wirtlich als ver Vertheidiger der Seligfon betrachtet mürbe 
und bie‘ Eriftenz der katholiſchen Kirche won feinem Stege abhängig fihlene; verm 
das religlöfe Bevllrfniß ift untelgbar tn dem Herzen der Völker lebendig und bie 
kathoſiſche Kirche iſt moch auf lange Zeit hin cine Weltmacht, melde anf biele 
Millionen Merfan elle bleibenden Eſug Abt 2 raue 
Anter den“ Umftänden Taffen fich vie Intereffen‘ ver Religlon' von denkn des 
lltramomanismus unterſcheiden und es VBnnen fehr wohl jene gewahrt und biefe 
befämpft werden. Aber nicht immer iſt ’&8' mög, während bes Kampfes vie ka⸗ 
thottjche Kirche und Die ultimnonfane Partei” ebenso deutlich für Jedermann zu 
tretinen, vann nicht inbglich, wenn die legitimen Vertreter der katholiſchen Kirche, 
wenn Papſt ud Biſchofe ſich felber mit der ultramontanen Partei Wwentlfiekren. 
Dis 'wber iſt neuerlich geſchehen, als Pins ſeine Einen tlita vom 8. Decembet 
1864 etließ win derſelben den Syllabus Ertorum mitgab, und aß 
waqhher eine gtoße Anzahl vor Biſchöfen ſich damit einderſtanden erklrten und "non 
41° 
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den Gläubigen Unterwerfung unter dieſe Lehre forderten. Durch biefe ‚beiden Alten⸗ 
ftäde hat ein großer Theil des ultramontanen Eyſtems im Ösgeufage ‚gu ber 
modernen Wiffenfchaft und dem mobernen Staat eine amtliche Beftätigung. und 
Autorifation erhalten. Wie wenig dieſes Syſtem heute noch durchführhar iſt, be⸗ 
weist freilich, daß auch in den Staaten mit überwiegend katholiſcher Regierung 
und Bevölterung die Staatsgewalt vie Anwendbarkeit jener ‚päpflichen Che theil⸗ 
geradezu unterſagte, wie in Frankreich, Italien, Belgien, theils doch, wie in Defter- 
reich, amtlich erklärte, daß biefelben keine bindende Wirkung auf bie beſtehende 
Mechtsordyung haben. Uber es ift doch eine fehr bedenkliche Erſcheinung, wenn in 
allen katholiſchen Ländern nun ein offener oder. geheimer Krieg geführt wird zwi⸗ 
ſchen ver Autorität des Staates und ber Autorität der Kirche und dieſe ben 
Släubigen das als „Irrthum“ verkündet, was jener ala Berfalfungs- 
und Gefegesredht für nothwendig und heilig erklärt. Der Staat muß 
feinem. Rechte auch mit zwingender Macht Gehorfam verfhaffen und wenn babel 
bie Autorität der Kirche felber Schaven leidet, fo If das eine folge, ver fie fid 
felber dadurch amsferte, daß fie fich mit ver extremſten Partei Innerhalb der Kirche 
fo eng verbändet bat. \ 
Alle Unzeihen deuten barauf bin, baß der moberne Staat auf einen lange 
fortgefegten. Krieg mit der ultramontanen Partel und mit der fatholtichen Kirche 
jelber gefaßt ſein und demgemäß ſeine Stellung nehmen muß, Ein wirklicher nud 
dauernder Friede iſt fo lange. ganz undenkbar, bi8. die Kirche ihre exneuerten 
Prätenflonen von Weltherrſchaft und von Ueberoxonung ber Hiexarchle über bie 
Laienwelt gänzlih fallen läßt, bie fie: die Hoheit. und. Die 
Freiheit nes Staates in dem gefammten Berelch des Vellslchend -mfaber 
ftens thatfächlich anerkennt und biß fie die Unabhängigkeltver Wiſſen⸗ 
ihaft von ihrer Leitung refpeftixt und nie perfönlige Sewiffens- 
und Belenntuißfreiheit aud ver Individuen nicht, mehr gruudfätzlich 
verwirft und verlegt. Dazu wird ſich aber bie katholiſche Kirche noch lange. nicht 
verftehen. Inzwiſchen wird Immer nur ein Waffenftiliftand und ein gewiſſer modos 
vivendi möglich fein, welche von Zeit zu Zeit wieder durch irgend einen offenen 
Hader unterbrohen werben. Der moderne Staat iſt feinerfeit3 immer geneigt, 
ber Kirche für ihre veligiöfen Berhältniffe volle. Freiheit zu verflattem. 
Er unterjheidet ſich dadurch von dem bevormundenden Staate der abjelutiftifchen 
Periode, Aber das allein führt nicht zum Frieden, weil die Kirche im Siune dees 
Ultramontanismns unter ihrer Freiheit vie Herrfhaft über Au— 
dere verfteht und daher nicht blos von der Vormundſchaft des Staates erlöst 
fein, ſondern felber die geiftige Vormundſchaft über den Staat erneuern will. 
Auch die Scheidung von Staat und Kirche iſt nicht fo leicht in unferm 
alten Europa, weil überall in allen Familien, Körperfchaften, Gemeinden die Ber- 
Bindung von ftaatlihen und kirchlichen Einrichtungen herkömmlich und in ben 
Sitten feft begründet if. Allerdings Tann man durch greundbfäglide Son⸗ 
derung der ſtaatlichen und kirchlichen Dinge viel Heinen Streit befeitigen und 
es gehört biefelbe daher zu ben weſentlichen Aufgaben des ‚modernen Gtantes. 
Aber es gibt doch eine Reihe von Berührungen der beiden Autoritäten, ber recht⸗ 
lihen und ber religiöfen, melde ſich über dieſelben Gegenſtände von verſchiedenem 
Standpunkte and ausfprehen und daher leicht mit einander in Widerſpruch ge⸗ 
rathen. Es Fönnen die Menfchen wechſelnd bald der einen, bald der andern An- 
tosität folgen, aber fie Lönnen nicht gleichzeitig beiden Autoritäten folgen, mean 
diefe in entgegengefegter Richtung aus einander treiben, Deßhalb iR ein fortge⸗ 
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ſetzier Streit zwiſchen Staat und Kirche für beide ſchädlich und gefährlich, welt 
er die Harmonie des religidfen und des politifchen Lebens aufhebt in den Inbi« 
viduen und ben Yamllien, und überall im Boll und In der Ration einen innern 
Iwieſpalt in den Köpfen und Herzen hervorruft und unterhält. 

Iſt aber ver Krieg durch die Feindſchaft des Miramontanismus gegen den 
modernen Steat:für vieſen umvermeiblic geworben, fo muß derfelbe auch von dem 
Staale warbig und kraftig, "aber: er banf nicht ——— und läfflg geführt 
werten. Der Staat muß: fi dabel immer bewußt: B , daß er auch hohe 
geiſtige Guüter zu ſchonen, mit blos die eigenen Yeti zu ‚wahren bat und 

daß er mit einem mächtigen Gegner zu hun hat, der mit- großer Anfmerffaniteit 
and, Botficht und mit —* Geiſtesbewußtſein behandelt werden muß. Wenn der 
Steit den Mann im Oreßen darſtellt, fo repräſentirt bie Kirche bie Frau im 
GStoßen: und vie katholiſche Kirche iſt nun eimal eine: fehr votnehme und ſtolze 
Dame, die bilde: hegeiſterte Berehrer ins Feld führen kann. Während des neuen 
Kampfes, der Fuf-in allen enropäifchen Ländern entbranm iſt, haben die Staaten 
nur felten dieſe Vorſicht Beachtet, und deßhalb and manche Treffen verloren. Zu⸗ 
Wellen haben fie ſogar, wie ‚bei Verhandlung und Abſchluß der Konlorbate mit 
Rom, fi vor der Kirche gebemäthigt und ſich ſchwachfinnig die Hände binden 
laſſen. Daß eine folde Erniebrigung des Staates in unierer Zeit mit fortvanern 
fann, bat man in den Täühbentfchen Staaten erfahren, und iſt auch in Deflerreidh 
wohl bemerkt worden. Oft: haben bie Stanten vie ererbten Schutzmittel großmäthig 
and der Hard gegeben und nidt einmal für ausreichende Repreifiomittel geſorgt 
gegen Lebergriffe ber Kicchenantorttät; das Placet weggeworfen, und den recursus 
ob abusum nicht georbnet. Wie ſehr auch biefes Verhalten ‚die Kirchenhoheit des 
Staates ſchwächt und die bürgerliche Rechtsordnung und den Frieden gefährdet, 
haben die Ereignifie in einer Reihe von beutisgen Staaten wieber gezeigt. Bald 
haben die Regierungen ver Macht des Staates zu viel vertraut, bald zu wenig. 
Bern: einmal eis’ Tünftiger Oeſchichtſchreiber nie Geichichte diefee Arieges ſchreiben 
werd, 10 wird. er. unglaublich viele Behler and Mißgriffe auch in der ftaatlichen 
Krtegführuiig zw verzeichnen ‚haben. 

So nothwendig :aber. es iſt, vo die Etontörtgierungen. dem Ultramontanit- 
ns — mit weiſer Vorſicht und feſter Energie verfahren, fo if bie große 
Schw „welche der geſunden Entwicklung des mobernen Lebens durch bie 
—— des —— Syſtems entgegengeſtellt wird, nicht völlig zu 
überwinden, ohne bie Betheiligung vorans ber Katholiken ſelber. So lange nur 
ber Gtaat als Stgat wider bie Kirche, ober ver Proteftautismus wider ben Ka⸗ 
tholiciemus ven Kampf führt, ſo lange tft ber Ultramontanismus voch immer in 
ber vortheilhaften Lage, in den Yugen eines großen Theils ver Nation al Ber» 
treter des kirchlichen Rechts und bes Katholicisomus zu gelten. Erſt wenn innerhalb 
ber Tatholifchen Benöllernng felber der Widerſpruch gegen den Ultramontanisuns 
laut wirb, zerfließt dieſer Schein und wird es Jedermann Har, daß bie ultra⸗ 
montane Bartel une eine erireme Partei fei in ber tatholifchen Kirche. Es if 
ſchlimm genug, daß fi die katholiſchen Geiſtlichen feit mehreren Jahren faft nir- 
gends. mehr trauen, ber Herrichaft dieſer Partei entgegen zu treten, auch wenn 
fie. viefelbe für verderblih erachten. Die Gegenfäge zwar innerhalb des hoben 
Merns ſtud nicht erloigen. Sogar zwiſchen den Karbinälen Antonelli und Merode 
befteht ein erheblicher Unterſchied hr kirchlich⸗politiſcher Hinſicht, noch weit mehr 
zwiſchen jenen und dem Kardinal Andrea von Neapel, oder zwiſchen dem Biſchofe 
von Niemes und dem Erzbiſchof von Paris, oder zwiſchen her Richtung bes 
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Viſchofs Ketteler und des Abts Haueberg. Aber vie jefuitiſch⸗Aerilale Partei hat 
doch ein fo entſchiedenes Uebergewicht, daß bie anders Denlenden meiſt nur eine 
ſchüchterne und zaghafte Oppoſition zu machen wagen. 

Um fo nöthiger Hi es, daß vie katholiſchen Laien, Be, zunäcft in 

ihrem: häuslichen Trieben nah in ihrem Rechte bedroht find, fi zühren, und durch 
bie Art ihres Verhaltens den Beweis bafür liefern, daß bie Zeit. ihrer Unmünbige 
keit uud Knechtſchaft vorüber iſt und daß fie auch. ven. Geißlichen gegemüber bie 
Rechte non henf- und hauhlungsfähigen Freien in- Anfprınh nehme Autorität 
des Alerns iſt nur fo: lange eime abfolute und kann nur ‚infpferm zur Tyranmei 
über. die Laien gefleigert werden, als dieſe ſich derſelben mit. blinder, knechtiſcher 
Demuth ;unterwerfen, und fin. wird von nem Augenblid an ermäßigt: werben, im 
welhen. bie Laien ihn neilirliches Menfchenreht und. bie. aulbrühe der heutigen 
Kultur ud. ver lixchlichen Antoxikat gegenüber zu ſetzen ben Muth haben, und 
zwar nicht blos als Eingehte — das hilft wohl. dieſer, aber: nicht. ben öffentlichen 
Zuſtänden — fondem im ihrer; Verbindung zur Gemainde zus Dihceſe, zum Land, 
Manche Beiſpiele der Art, porzüglich in Belgien und .in der Schweiz, haben in 
neueſter Zeit gezeigt, daß ſo auch in Heinen. Staaten mit Erfolg den maßloſen 
Angriffen des. Ultramonanismus begegnet werben bann. 
+ Ueber ven: endlichen Ausgang diefer Kämpfe kann kein Zweifel fein. Weil 
ker Ultenmontanigmus feinem Weſen nach der Beygangenheit angehört -und fi 
usfählg und widerwillig zeigt, nie Entwicklung her neuen Zeit zu verfichen und 
ſich wit ihr zu verſoöhnen, fo ;mirb er pon bez. übermächtigen. Zeit mit Natux« 
nothwendigleit aufgezehrt, und feine Macht ‚gerfißrt, Aber ſolche große Wandlungen 
gehen nur langjem vor: ſich und ſowohl, die jetzige als die nächſten Generationen 
tdunen nech an bern weigen dieſes Kampfes ſchwer zu leiden haben. Pina 


. u ‘ 
‚Ungarn... 


I. u n 8 er —* eg: akter 44P 9' bio 400 30 nerdliche⸗ Beclie. und 980 2° 
bis ·a ao ‚16% öflicher Ränge von Fervo aus gerechnet, und umfaßt 5668 Quadrad⸗ 
meilen; hievon fallen auf das eigentliche Ungarn 3886, unf: Bicbenhüugen 997; 
af Aroatien und Slavonien 850; :auf die Militärgrenze 610 Q. M. 

: Ungarn gehört, einen anbebtutenben Sauvftrich· abgerechnet, ° söngii dem 
Steomgebiete ber Donam um, welche ihren Lauf zuerſt gegen Oſten, 
vann von Waitzen an; parallel mit der Theiß, gegen Suͤden, und endlich an 
der ſudlichen Brenze des Landes hewerdiugs gegen Oſten richtet. Die Gebirgsletten 
twffen. fih an ‚den beiden Ufertt der Donau au drei Stellen; erftens an der wefl- 
Ikhen Grenze’ des Sandes bei Theben und Preßburg; dann bei ron nu Waitzen, 
wo ſich der Fluß much Suden: wendet und ‚endlich an ber ſüdsöſtlichen Grenze bes 
Landes ber: Neu⸗Moldan bis Orſova. 

Die Gebirge — von Suden vie Ausläufer des Bakonher Waldes 'umb 
Vertes⸗Gebirges, von NRorven die Ausläufer der Katpathen — weldhe bie. Donan 
zwiihen Grau und Waitzen einzwängen‘, theilen das ungariiehe Becken in: zwei 
ungleiche Theile. Das Kleinere, weſtliche Beden (die Heine ungariſche Ebene) er⸗ 
ſtreckt ſich an. beiden Seiten der Donau von Preßburg bis Gram und umfaßt‘ bei- 
läufig 300 O. M.; vie mittlere Erhebung diefer.fruchtönren Ebene über pie. Meeres⸗ 
fläche iſt 400°. Das bei weitem: größe; öfttiche Beden (ote große ungariiche 


*) Anm. d. ach. Dal.’ Zu ber dot enden aus Kine ungartſchen eber —* Dar⸗ 
ſtellung den Artikel Oeſterreich. s mwe 8 




















Eiene) vehnt ſich an delden Ufern ver Theiß von Nord nach io Ehe: zut utitente 
Donau, und weiterhin nad Serbien; nad Oſten erſtredt es ſich bis. aa: bil 
Grenze Siedenbucgens und: im een über die Deuan bis iyur Hitgellandſchaft 
des Piattenfen's.: Diefe Ebene gehbrt Zu den größten. @nruputd', min’ bietet mit 
ihrer glatterr, durch Hügelwellen nur -felten untetbrochenen Werfläche ‘rin! wrube) 
ſehbaren· Horizont, gleich vem des Oceaus; ihre mittlere Bräite beieigt''30;, : tie: 
märtlere: Bnge:00' Meilen, ſie aftveiti ſic fo belliuſig · auf 170N. Mund. 
erhebt: ſicht i: Mintel bibs 300": über die Meerroflache. Wobll uf ſie ſtelleaweiſe 
mit Exab benedt; im. erinnert an die Steppen Afiens; au) Frans! ſichiu ven 
Niederangen auotzedehntu Sampfe und Moräfte, die jedoch in Folyen per! Thelß⸗ 
vegulisung hr: neutter Zeit ſchon bedentend abgenommen haben; im Allgemelnen 
aber. fe Ebene zu den fruchtbarſten· Larderſtrecken Euxopn’s.: gerechnen 
werben trete: "daß ſie J teilen zu ofe, von eine berſengenden Durre gehn: 
gelucht wird. 2 

:Sxmwohlinr Weſten, ae auch im -Rorstn u Den“ dacht ren vas: Land 

gegen suiefb zwei Chen ab, und indem die Donau fie durchſchneivet, nimmt fie 
* FJananitliche Sewaſſer bes. ungariſchen ‚Ländergebtetes auf. Die Cehie i ßz! ethalt 
den bedentenboſten: Zuftuß and Siebenburgen, von: defſen Hochlanderdie Sz a mos, 
Hörde, Maxros weſwärts beim’ ungariſchen Tieflande zueilen. Bon den 
grzern Sluſſen⸗ welche in den Hauptthälern: des: ubrdlichen Ungarn faſt parallel 
zus einahber: soon: Mord: Baih Säven laufen, ergirßen fi die Bin d r.org: mid: die 
Hernad in wie Theiß, Vie Baag, Gran umd :Eipiel in-die .Donam.i 
Bon Bellen heri nimmt "die. Donau hei @fleg die Dva n. — den Grengfluß 
zwiſchen Ungarn und Kroatien — auf, und bei Semlin — gegemäber Belgrad — 
bien, ‚ben Grenzfluſſ ‚gegen "die Türke. Oberhalb — * * ergießt ſich 
bei Titel: die Theiß in die Vonau, welche fomit faſtalle Bafeofäben bes Bande, 
im, ihren Bette bereinigt, dem ſchwarzen were zuführt. 

‚Dad Hanftgebhige von Ungarn bilden die: Bar put} em, melde. Bei Preßz 
—* linlen Oyn⸗ounfer anheben und in ‚großem Bogaı: das Land: gegen Norbx. 
weit, Nord und Oft umgürten. _ Die Karpathen thnnen ‚Im: 4 Dampigtupmen: ‚ge. 
ſondern weſden er :.:' 

1) Ber : weRliche Ochirgezag ober vie Beskiv en, ineice ni von Priß⸗ 
besp; adult bis Arvo erſtrecken, wo fie auch ihre grobee Höhe (5448°) In der: 
Babagura erreichen. Sie bilden die Laͤnderſcheide ungen Mahren, Schlefian 
umd: tisen: Theil now Galizien. 

ı 2B).Die.bo hen oben GentreirRarpath en. bebechen. den weiten Land⸗ 
ſtrich zwiſchen dem Waag⸗ und Hewmadthale. Am tgewaltigſten etheben ſie ſich in 
der Oruppe ver ho heen Tat va,g welche mit ihren wilden, zatigen Grauitſpitzen 
wie eine ſchroffe Wand aus’ der Zipfer ‚Ebene hetvorragt. Die höchſten Spitzen 
ſind: die Serlachsdorfer Spitze (8414, wahrſcheinlich die höchſte Spitze der Kar⸗ 
patken) ;:: die Eiſthaler Spitze (8324), vie. Lomniner Spipe:(8342°), der große 
Krivan :(7928°): , Die Söneegrenge ‚erreichen fie jedoch nit, amd über: Sommer 
bleibt ‘ver Schnee höchſtens in tiefen ‚Klüften liegen: Das Krumurholz: gedeiht bis - 
6006 Höhe: Am Abhange diefes Gebirges liegt ver Badeort Sihmedd.. 310071 
hoch, einex der böchfigelegenen bewohnten Orte im Lande. Es : finden ſich bier ' 
aud eine Anzahl Alpenfeen (Meeraugen), jedoch von nicht bedeutendem Umfange. 

» Gübwehlih. von biefer Gruppe zieht fi im obern Granthale die VBergkette 
der niedern Tatta, deffen höchſte Gipfel ber. 6462 duß hohe. Be and. 


. 3* 
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648: Inga; 
am Grenzpunkte des Liptauer, Bipfer und Bömörer Komitaied ber 6144' hohe 


Kön 

— Rise Tortfegung biefer Kette bildet das —8 Erzge ⸗ 
birge, deſſen Hauptlamm im Mittel 83—4000 hoch if; einzelne Gipfel er⸗ 
heben fig einige Aunbert Fuß höher. Die ſüdlichſte ber bieher gehörigen Berg 
gruppen If Mätra; ihr höchſter Gipfel iſt der 8066' hohe Tradiiberg 
Réles, an deſſen Fuß ſich Aofert die. unabſehhare Theißehene anlehnt. Dieſe Berg⸗ 
gruppen find reich an Mineralien, namentlich enthält die Maua, Rupfer. 
andgebehnte Brauntoblenlager; has "Erggebirge. it reich: em. Aupfer unb Glen, es 
findet ſich auch Antimenglang. (bei Roſenan im. Gömörer: Komitat), Nidel uud 
Kobalt (bei Dobihen im Gömärer Romktat), Quedſilben (bei AllrGais im: Gi» 
mörer Komitat), it bei Edeloͤny (im VBorſoder Komitat). An edlen Metallen 
reichhaltig find. Die. Gruuſtein⸗Syenit⸗ und Oneißgefteins herptiachllch in ber. 
Gegend der berühmten Bergftäpte Kremnig und Schemnis. 

3) Die uorböfktigen Karpathen eiſtreden fi vom Derushthale 
bis an die Öflihe Srenze des Landes im Marmanofer Kemitat. Ihre Hauptkette 
bildet zugleich die Grenze gegen: Salizlen und bie Bukowina. Die mittlere Höhe 
bes Auges ift im. Saroſer Komiint blos 2000’, wird. aber ‚gegen: Ofen immer 
a und erreidht in Marmaros 4000, fogar 5000. Hiet erheben: fi 
auch tie höhfken Gipfel NRusti. bis 6496’, Pietrog bis. 6380'. Höhe; Aberhaupi 
N Marmaros eines der waldreichſten, gebirgigften ‚, aber auch eines ber am 
minheften bevölterten Komitate in Ungarn. Hot; amd —— — 
bilden den Reichthum dieſes Landſriches. dier enupruei un ci ne Dauptaber des 
Landes, die Theiß. 

Bemerlenswerth in. ‚Diefet Gruppe iR ‚das. Zraditgebirge, welchesn 
Eperies und. Tolay fi ;non Nord nach Suden erſtrecut. Im nörbliägen. helle 
(in ver Gegend von Üperies) findet: man edlen Opal in folcher Menge, wie bio⸗ 
ber nirgends auf ber, Erbe, amd: ihr ſüdlicher Theil: +: weicher Mich. umnittelber 
ons der. Theißebene erhebt — Nefert den Wweiketähtnten Öenyaliätn. Zutoper, 
Mader m. f. w.) Wein . 

Das Outingebirge — die Woſſerſqheide iwwiſchen ben. Züeiß. PS 
Szamos — iſt an. Gold und Silber noch reichhaltiger, als das. Schenuiip-Rren- 
niger Gebirge. Anh nah Eiſen und Steintohlen wird am vielen Stellen. tiefer 
Berggruppe mit Grfolg gegraben.. 

4) Der vorhin —28* norböftliche Zug ber Raryatben theitt fich Im weiteren 
Berlaufe in 4 Hauptzüge, und umſäumt ein faft regelmäßiges Viereck: vies iſt 
das Hochland von Siebenbürgen. Es erinnert an die Hodlänber Afiens, 
welde ebenfalls mit großen Sandgebirgen umgürtet find. Die Thäler und Ebenen 
Siebenbürgen® liegen 700-1100‘ ‚höher ats vie angrenzenbe Theißebene; unb 
einzelne Gipfel der Ranpgebirge erheben fih 5, 6—7000° hoch ber ——— 

Die Randgebirge ſind nur an wenigen Stellen durchbrochen ober niederge⸗ 
drückt, und eben bier erheben ſich bie hohſten Gipfel; fo and der hochſte Berg 
Siebenbürgens, der 8040' hohe Negoi bei Dem Rothenthurm⸗Paß faſt in der Mitte 
bes füdlichen Mandgebirges, welches überhaupt das höchfte, während das wefllide 
Gebirge das nietrigfte it — fo daß alfo Siebenbürgen von Ungarn ame am zu⸗ 
gänglichften, gegen die Moldau und Walachei aber abgeſperrt erſcheint. 

Die Hauptihäler des Landes (Szamos, Maros, vie: breiten: Kofel, Olt) find 
breit und frudytbar. Bon ber Kokel nordwärts bis zur Szamos ‚breitet -fidy eine 
weite Hügellandſchaft aus (Mezöfeg), wirkliche Ebenen gibt es aber im Lande 
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nicht. Edle Metalle, daun Gifen und Kupfer finden fi am mehreren Drien, 
Schwefel. am Büdds; am meiften bemerkenswerth find jedoch bie um 
Steinſalz ⸗ Lager, welde im Innern des Landes aufgefpeichert find, die an Mineralien 
reichfte Gruppe ift das Erzgebirge an ver Grenze von Ungarn. — In Güpwefl 
brängen filh bie GSehirge von Siebenbürgen weit nach Ungarn hinein, unb errek«. 
chen. eine beträchtliche Höhe. Diefe Gruppe heißt. das Banater Gebirge. Hier 
DMeuge Gteinlohlen und Eiſen von ansgezeichneter Onalität, außerdem Blei, auch 
Bold, Silber ud Kobalt, . oo 
Die Züge diefer Gebirge erfireden fi bis an. Die Donau, deren Stenmbett: 
fie —ã „das berühmteſte von den hier. gebildeten Stromfchnellen IR: das 
eiſerne or. . in 
Die Karpathen erfizeden fi, an das rechte Donan-Ufer wicht — hier breiten: 

fi vie Bflichen. Berzweigungen der Alpen. aus, welche Ungarns Grenzen. in 
großen Halbkreiſen von Preiburg bis Beterwarbein berühren. Zwiſchen der Donan 
und der Mur, an ben Grenzen des Landes erheben fich bie öftlichen- Ausläufer 
der noriſchen Alpen, aber nur an wenigen Stellen über 2000. Größere, beträdit- 
lichere Sebixgämaffen bilden die Ausläufer der Tarnifhen, juliſchen und theilweiſe 
dinariſchen dien welche fi in Kroatien, Slavonien und ‚in ber. Militärgrenge; 
verzweigen. Bon Gran fühwärts bis zur jüdweſtlichen Spike des Plattenſees 
breitet fih ein weit ansgebehntes , aber niebriges , Ifolirteg Gebipge aus, weldes 
bie ‚zwei ungarifchen Beden von einander ſcheidet: es iſt das Babony⸗Bérteſer 
Gebirge (mit nennengwerthe Marmorhrüchen und Braunlohlen). Weiter gegen 
Sauden in des Gegend -von Fünfkirchen erheben fig Gebinge, von Reinerem Um- 
fange wit: ausgezeichneten Gteinfohlen-Lagem, De 
«.. Diefe ‚Holisten Gruppen - find. als Borgebisge ver Alpen zu hetrachten; -fie 
verketſen fich ſowahl unter . einander als ‚au. mit. ben Alpen durch Heinere und 
größere, Erorüden und ‚Hügelguppen. IR ET. . 
‚ . Magamı ifl:.and mit-Minexalmaffexa.und Heilguellen reich geſegnet. 
Mehrere feiner Vader find ſchon von ben. älteften Zeiten ‚her weit berühmt; «es 
genügt, dia Heilquellen von fen, -Bartfelv, Nie Dertulesbäner van Mehabla (im 
Banat) zu.srmähgen. : .  : ..1. re 

: Das Klime.ift ein kontinentales: der Winter-ift lälter als in Schottland, 
als auf den Farder-Infeln fogar, dann folgt aber nad kurzem Frühling faſt me 
wistelbor der Sommer fo heiß, wie im tiefen Suüden Europa’. Der Herbſt iſt 
maiſt anhaltend ſchön und hie angenehmfte Jahreszeit. Die mittlere Jahretzempe⸗ 
ratur von Belt (in ber Mitte bes Landes) ift 100 C., in den nörblichen, bergigen 
Strihen natürlich :geringer , im Süden, auf ber Ebene etwag höher. Im Allge⸗ 
meinen aber iſt hie mittlexe Iahrestemperatur eine höhere, als bie biefem Parallel, 
kreiſe entſprechende Rormaltemperatur. Dies iſt hauptſächlich dem gewaltigen Ge⸗ 
birgözuge der Karpathen zu. verdanken, welche die ſcharfen Norb« und Nordoſtwinde 
aufbalten,. währenn bie fi gegen Süpen öffnenden Thäler ven marmen Südweſt⸗ 
und Südwinden freien Zufluß gewähren, ferner bem fa: ausgedehnten Tieflande. 
Dog bewirkt dieſer legtere Umfland, fowie aud die große Entfernung vom Welt⸗ 
meere eine zu große Zrodenheit der Luft, deren Folge im Allgemeinen nicht nur 
die geringe Regenmenge, ſondern au nad dem Megen ein ſchnelleres Austryocknen 
bes Bodens if. Daher gehört die Dürse zu den äfters wieberlehrenden Landes⸗ 
plagen von Ungam, : 0 J J 

uu H. So verſchieden das Land in feiner äußern Geſtaltung, ehenſo manigfaltig iſt 
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befien Bendllereng: Verſchieden nach Nationalitäten, 'Reltgton, Sitken und 
Gebraͤuchen bildet doch Ungarn em Neth, deſſen Haupt und Nebenlaͤnder ben 
Begriff‘ des gemeinfamen Baterlandes während Fhres ein Jahrtauſend hindurch 
vaueriden Zufammenlebens feſt begründeten, trozdem vaß vielerlei innere und 
anfiere Stürme Theile desfelber vom Ganzen riſſen, md ungeachtet ber in und 
vor dem Jahte 1848 aus polltifchen Motiven 'entiprungenen Nationalitätenhetze. 

- Die herrſchende Rationakität ſowohl dem Namen als ver Zahl und Kultur 
wo find die Ungarn. 5i/, Millionen, melde theilweiſe jwar mit Meinen Flecken 
anderer Nationalitäten untermifcht, dennoch eine zuſammenhängende Yonrpafte Maſſe 
m Centrum des Landes bilden; ſich über einen großen Theil jenfeits und noͤrdlich 
der: Donau erfivedend das That zwiſchen dieſem Fluſſe und der Theiß ausfüllen, 
am jenfeitigen Ufer der letzteren dftlich fih bis gegen vie Grenze Siebenbürgens, 
ſudlich DIS gegen das Benat ausdehnen und In Siebenbürgen neuerdings, we⸗ 
ufger kompatt ‘Aoar;' aber unterfiligt von den dort maflenhaft wohnenden ftamm⸗ 
und ſprachverwandten Szeklern, wenigftens ver Mmtelligenz und ben Befitze nach, 
Aa: Hauptnation erſcheinen. Nördlich vom Eintritt der Donan In das Fand, hin⸗ 
ziehend an der Gebirgskette der Karpathen und an den Ausläufern derfelben gegen 
das Tiefland, wohnen die Slovaken 11/, Millionen, theilweiſe angreitgend und 
vermiſcht vie Rubhenen, 1/, Milton, ald Uebergang zu den in den nördlichen 
Grenztöinttaten Ungarns und In: Sieberbürgen maffenhaft auftretenden Wal⸗ 
Tagen, 21/, Millionen. Den fünäftlichften Theil Ungarns und theilweife ſich an 
jene lehnend, bewöhnen, obwohl nirgends rein und ausfchließlich, die Serben, 
900,000 welche, weifwärtd an’ Kroatien grenzend, im bie ſtammverwandten doch 
retigiös verfchlenenen Kroaten -1,200,000 übergehen, und bei Flume an Ita⸗- 
liener und italienifhe Dalmatiner grenzen. --Die Deutſchen, obwohl tm 
gedßer Zahl; eirea 1% Millionen, im Lande wohnend, bilden doch nirgends eine 
kompatie Waffe, uffb- ls foldie iſt im vollen Sime des Wortes ſelbſt die ein 
eigenes Territorium, den fundus regius, befigende Nation der Sachſen, obwohl. 
voermals dritte Hauptiration bes: Landes, mit sn: betrachten, da ihr Terrttorium 
ſelbſt zerſplittert und meiſtens durch’ wallachtſche Ortfchaften und Böſitzthümer, 
theilweiſe auch durch ungariſche Territorien unterbrochen wird. Im Ungarn ſelbſt 
erſcheinen deutſche Ortſchaften ſehr zahlreich, und iſt, oder war vielmehr. die ſtüb- 
tiſcht Bevdlkerung vorwiegend deutſch, wie ſelbe noch jet in den Bergſtäbten, in 
einigen Bezitken Zipſens u. ſ. w. zahlreich angetroffen wird. ' 

Obwohl dieſes Sprachengemenge hiſtoriſch der politiſchen Freiſinnigkeit und 
der: Euthaltſamkeit von jebwedem nationalen Zwange zuzuſchreiben FR, fo hat im 
Leite ver Zeiten die ungarifche Nationalität doch Überwiegend zugenommen, ba 
jelbft ‘in den vermiſchten Komitaten die im Großbefig von Grand nnd Boten, 
je von Bildung ımb Kultur befindliche fogenannte Intelligenz Beinahe aubſchließ 
lich ungariſcher Nationakttät iſt, und iſt dieſe Zunahme ſelbſt zur Zeit des größten 
Germaniſirungszwanges in der Bach'ſchen Periode zwiſchen 18860 und 1860, an 
Zahl und Intenfloität befonders ſtark geweſen. Außer ven aufgezäßften Haupt⸗ 
natiömalitäten finden fi it Ungarn noch Pulgaren, Albaneſen, Griechen, Armenier, 
Zigrimer ˖und' die nicht ſowohl nationalitäte⸗ als religionsweiſe verſchiedenen 
YWrhelltet, Im Ganzen beilängfig eine halbe Milllon. '°: 

». "Die Berſchiedenheit der Natiomalitäten firiven wir auch in ter Reltgion. 
Die ſtbegenaunte herrſchende Kirche in Ungarn ift bie Eathelffene mit 6,5 Mil- 
lionen Belennern des römifhen Ritus, größtentheild Ungarn und Deutfhe, dann 
Aiiidnen Belennern ded--griechifhen Mitus, Serben und Wallachen, wondk ein 
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Theil, 31/, Millionen, zur geiechifc wicht unteten' Kirche gebärt: Proteſtanten 
evangelifher Konfeifion 1 Million, mehreftens vie Slovaken ver nördlichen Kost 
mitäte, : heivetäfcher Konfdfien 2 Milionen ; ‚ ein Ungarn thetls im Hauptlande, 
theils Siebenbürgen, wo auch circa 50,000 Unitarier vorkommen. Jeraeliten ein es 
etwas über 200,000. Seelen. - 

> Butereffant iR bie Bertheilung ver iſraelltiſchen Verdtterung, welche im ‚Ganjen 
nur einen kleinen Vruchtheil der :gefannnten Vewohner bildet, in einigen: Stadien 
aber in bedeutender Zahl —* Wenn diefelbe auch nicht AD 6/, beträgt, wie 
3.8. in Galizten im Lemberg; jo erreicht fie doch immerhin 15 Yo’ in — 
14 9%, in Peſt Ofen ums. Preßburg. 

Hinſichtlich der —— kann blos me ladte, anlich ‚kuvolftän- 
dige Bollszählmig vom Jahre 3857 in BVetracht kommen. Nach verfelben bildet 
In Ungarn als vorwltgendem Agrikulturſtaat div Mafle: ver Grundbefitzer ron 
bev. gefeuunten Bewölteiung, jene der NAodlichen Hükfsarbeiter 7 %/,, Taglährter:6 © 
Gewerbtreibende, Fabrikenten wid - deren Hulfearbeiter kaum 3%, Handels 
befitfiene ſammt Hälfeperfänate 0,5 %/,, Bansbeflger und Kaphaliſten 1,3%/,, ale 
Rheigen Berufäliaflen, ale Geiſiiche md’: Bearne, Sarlftſtellet, Künſtler, Mvo⸗ 
laten, Aerzie we; bilden: nur Meine Bruchtheile ben Gefchunttbeuäffenuiig, von weis 
hen 4,8.%, auf: mäumnlihe Iweieinuen über 14 Yahre fe beftknnten Beraf, 
64 9/5: "aber auf rwmen nud Kinder entfallen. 

. Die Aaſſe ver Abellgen bat jet 1848 aufgehört von Intereffe zu fein, got 
—* aber gerade in Ungarn einen bedentenden Theit der Sefaunntwevblleruug 
efert. 

. Die. gefamihte: Beobftirung Ungarns: "she Po Aber 14 gttltonen, wodön 
auf daa eigentliche Ungarn 9,9, Kroatien ımp Slavonien 0,9, Siebenbürgen 217 
Militäegreiize 1,1 Millivn entfaßen:. Das Berkättuiß der Yelatloch- KBAoBfferhng 

it. fehr. verjchieben und lange nicht befriedigend. So entfallen It Ungarn 2847; 
im ‚Rroatin.uns Slavonien 2548, In" &teberidiigen 1928, in ber: Wikegrenge 
5741, in: Dalmatien 1740 Köpfe anf eine Quadrutmeile. 

Die: Bewegung der Bevblkerung iſt zwar in tonflanter wenngkeich amg· 
ſamer Zunahme begriffen, doch iſt das Berhältnig des Wahsthums in dem lenken 
Jahrzehnt eher geringer: grworden als gefliegen. Die Vermehrung Betrag in den 
Fadren'1867-— 1859/60 in Ungarn 1,02 9/,, In Kroatien und Slavonien 1,28 0/,, 
in Siebenbürgen 1,06, in ber. Mitktärgienge 1,02 9/,. Die Ein- und Auswan⸗ 
derung bildet in Ungarn Heinen bebeutinven Faktor der Bolfößewegung, wohl aber 
üben in der letzten Dedennien vie immer fpärlicher werdenden Ttauungen und. 
infolge defſen verminderten ehelichen Geburten keinen mehrenten @influß auf bie 
Bevötferung. ‚Die Zuhl der Tranungen betrng In den ungariſchen Ländern im 
Jahre 157,000, im Jahre 1866 126,000, und fiel im folgenden Zahre 
auf 117, und 113,000, ftieg im Jahre 1856 auf "146,000 usb fiet-in- den fol⸗ 
genden Jahren gradatim bis umf 111,000. Während: deumach das Jahr 1862' 
gegen. die Vorfahre. eine Vermehrung der Trauungen im’ 6 0/, nachweist, iſt vie: 
Berminderung ſchon im nächften Jahre: 20, weiter 6, 7, 3, 6%, und iſt nad! 
einer 20procentigen Steigerung im. Sahre 1856 wieber ein Toftemattfeches Herub⸗ 
geben um. 8,5, 6,2 und 119), bemerkbar. Dasfelde traurige Verhältuiß, welches 
bie jchrliche Abnahme der Trauungen konſtatirt, findernwir auch im fortwährend: 
zumehmenden Alter der Getrauten, und es mädst ſretig die Fähl ˖der über 80 
Jahre alien Neuvenmahlten; ndeß kann das Berhaltaiß Ungarus gegen jenes bau 
übrigen Moncechte noch immer günftig::genammt werben, troyvem daß die Palin 
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5 gegmüber bem protogemen Ehen in: Ungarn im verſtärkten Berhältuiffe 
eten 

Im Algemeinen fauı in Ungarn eine Traunng auf 148 Perfonen, in Gie- 
benbürgen auf 132, in Kroatien und Slavonien auf 76, in ber Militärgrenze 
auf 83. Die Zahl der Geburten ift im Allgemeinen. groß, doch noch größer bas 
Abſterben der Nengehornen, obwohl vie legten Jahre auf in ber Zahl der Ge⸗ 
burten eine bedeutende Abnahme Ionftatiren. Die Zahl. ver Geburten beitrug nam⸗ 
lich im Zahr 1862. 521,218, im Jahre 1859 nurmehr 577,510 Seelen und. e8 
trifft ‚eine Geburt, in. Ungarn: durchſchnittlich auf 21-22 Berfonen:. ‚Dos Ber 
bältnig der unehelihen Geburten beträgt im Wgemeinen-:4+-5%/, and Toni 

auf. 5-16: Nangebprme. eine unehelihe Geburt, in: der Milktärgrenge erſt auf 
67. eine. unehelihe. Die Geburten maͤnnlichen Befhiehts ſind kberwiegend and 
tollen im Durchſchnitt anf: 100 nengeborne Mädchen 100 Auaben. 

: Die Sterbeziffer iſt beventend. Es kommt auf je. 30. Perſonen ein Sterbefall. 
Die ‚geößte Gterbligkeit fällt natürlich. auf bie Kinder bis za einem Jahre, welche 
34 9/, der. gefommten. Tobehfälle ‚bilden. Unter: 10,000 Berftorbenen kommen 4718 
bis. ygm fnften Johr, :baxanf folgt eine ſtarle Abnahme bis zum 20., in wel 
dem blos 290. Sterbefälle verlommen, ımb ein Ineceifies Steigen anf 439. im 
fchöytefen Lebensjahre, von ba an wieber Abnahme. Doc kommen noch Immer 
8 Sterbefälle auf 100 und 3 über 100 Jahre. Das Ueberwmiegen ber mänuliähen 
Gnbunten zeigt ſich auch in den ˖ Sterbefälle, nur in. verflärkem. Maße, indem 
quf 100 Frauensperſonen 113 männlide Indipidnen treffen. 

III. Ungarn iſt ſchon vermöge ſeiner —A Lage, wohl auch ber Kultur⸗ 
Rufe feiner Bewohner nach zum großen Theil anf. vn Landban angewieſen, 
ohne jedoch der Bewerbe gänzlich zu eutbehren. Die. weiten Steppen. ber oben be» 
kriehenen: Heinen mub großen ungariſchen Ebenen mit: art: beußifertes aber tm 
weiter- Sutfermung non einander liegenden Orten, eignen fi außer dem Aderban 

noch, gamz: befonhers zur: Bieh zucht, ııb- hätte auch Ungarn Im. bex. weiterem 
— dieſes Erwerbozweiges eine ſchone Sufuafı, obwohl die aus dem wohen 
Qriente von Zeit zu Zeit eingeſchleppte Rinderpeſt fm den lebteren Jahren ben 
Bichhand. des Landes becimirte. 

Nichts deſto weniger iſt es bie. Bode, und zwar in vieles und großen Ch 
fereien- bereits fehr vezebelte und feine Wolle Ungarns, welde zum großen. Theil 
ben. Reichthum des Landes nährt, und leider im Lande zum geringften Theile ver⸗ 
Pyonnen, ben weltberühmten Bräunner Yabrilen has geſuchteſte Rohmatertal liefert. 
Zur Hebung der Pferdezucht wird nunmehr, nad beinahe gänzlichem Abſterben 
der einft gejuchten Landesarace, auch von Seite des Staates vieles gethan. Die 
Harnviehzucht jedoch verfällt theild wegen der erwähnten Minberjeuche, theils wegen 
fortwährend gefteigertem Aufbrechens bes urſprünglichen Wieſen⸗ uud Weibelaubes 
ohne Subftituirung entſprechender Stallfürterung immer mehr, und find bie einfl 
beräbmten langhornigen Rinpviehracen zum ‚großen Theil auf ein Minimum re 
ducirt. Borſtenvieh wird tbeils in ven Banater, theils in den KRomitaten jen- 
ſeits ver Donau in vorzäglicher Gattung und Menge gezüchtet, und bildet einen 
Saunterportartilel des Landes. Bienen- und Seidenzucht haben noch immer wii 
das, uöthige Terrain gewonnen, befonvers letztere kann trog: mannigfadher Be⸗ 
mühungen intelligenter Landwirthe und felbft der Regierung nicht recht‘ gebeihen. 
Die Zorſtwirthſchaft wird anf einigen größeren Büterlompieren, theilwetje 
auch auf-den ausgedehnten Rameral- und Kronherrfchaften mit Erfolg: betrieben, 
bag IR es die mangelhafte Kommunikation, welche im vielen Gegenden den im 
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‚werfen Holzrelchthum gehörig zu verwerthen nicht geſtattet. Was ſpeckell den Feltd⸗ 
‚bau betrifft, jo hat fi vie Produliion Ungarns ſeit theilweiſer Trodenlegung 
der Thei heiederungen „hauptſächlich aber feit Abſchaffnug des Zehente und Mo-⸗ 
bois, auch in Folge der Kriege bes festen — und der dadaurch ge 
Reigerten. Nachfrage verzehnfacht. Insbeſondere ift e8 der Weizen, melden Ungarn 
in ausgezeichneter Qualität producist, Neben Weisen gebeiht Korn, Gere, Hafer, 
Widcen, Repa, Rüben, Hanf, Flachs, Tabak, Wein, Erväpfel, Meissen. end 

ale Sattungen Feld⸗ und Baumfrüchte in Gülle. Cs wird vem Bande ‚zum 
Verwurfe gemacht, daß es zum Nachtheil ver Hanbelögewäcfe und Viehgucht fich 
in zu ausgebehntem Maße ber Wehgenpredultion ergibt... Bebenlt man aber :bie 
Berhättnife, welche ein in jener Beziehung mißliebiges Regierungsiyftem ſechszehn 
Jahre hindurch dem Lande aufgeziwungen, bedenkt men; pie gänzlich. veränderten 
Bermögensverhältniffe, in welche der Adel als Großgrunpbefiger in Folge vn 
Urbarialbefrelung ohne Kapital und Krebit geriet, die, ohne Mädfldht anf vie 

Loge des Landes, auf einmal dekretirte Steuer fammt allen. Laſten, ‚welche. einer 
in diefer Beziehung jungfräulihen Bevollernng aufgebürket wurken:, ſo gelangt 
man fehr leicht ‚zur Einficht, daB Ungarn vor Allem das bie. meiſten und fickerfien 
Revenden lieferube, alfo am meiften ausführbare Produkt zu. erzeugen genöthigt 
zwar, ‚und man-wird die Bendllerung entſchuldigen müſſent, welche im Erf bon 
—F ndzhigen Lebanebedürfnifſen, gerade deſſen ‚srmangelte, :meflen: ſie unten. fo 
uns veranderten gulturverhältniffen am mieiſten hebärftig war, wimlid ei 

el Ibes, 


7 Bon.bem: Eingangs ermähnten Ziachenraum fallen. auf · die prebuftive. Blase in 
Ungam. 3132,5. O.M. oder. 86.9/, des ganzen. Blärheneaumes; :In Siebenbürgen 
826,1 O.M. = 78,3%/,, in Kroatien und Slawonien 290. D.M. —=.91,1.9/, 
in der Militärgsenze 464,1 DM. = 80%, . Im Ganzen fallen baher 84, 1 Yo 
auf probuftiven 15,9.0/, auf inprobuftinen Bohn. - 

Hievon find Aderfeld 1707,7 O. M. ober 36,2 %,; Beingätten: 65,8: 1 Ar 
Micen nu and Bann 713,2 =. 15,1'%/,; Weite 10,8 == 16,7 Y; Maboung 
1486,1 = 31,6 ° 

Osweht. im Öanzen genommen dies Verhältniß fo gienelich entſprechend wäre, 
fo iſt e8 doch bie unproportionirte Verteilung ver verſchiedenen Aulturgattungen, 
welche. der Entfaltung größeren Wohlftandes hinderlich emtgegentritt. Während 
nämlid, die erwähnten großen Ebenen an Brenn, Bau und Werfhelz ‚gänzlichen 
Mangel leiden, und nad Austendnung ber Theißniederungen and bed Erſades an 
Rohr ‚beraubt find, find es wieder einige nörblide Komitate Ungarns, umb- einige 
ſadüche Kroatiens, welche an Taufende von Jochen unberührte Walder beflgen, 
ans Mangel an Straßen und Kommunilstionsmitteln aber ihren Raturrebhtäum 
nicht verwertben konnen. 

Neben einigen bochfultivirten Gegenden finb es vielfach die fruchtbarſte 
Flächen des, Landes, in welchen theils der Mangel an dichter Benälterung,: theils 
der Mangel an Holz, Feine intenfivere Bopenkultur auflommen läßt, da :die weiten 
Streden forgfamere Bearbeitung. kaum geflatten, das Stroh jedoch, biefes unbe 
zahlbare Subſtrat des Düngers verfeuert werden maß, weshalb es biesınir bei⸗ 
nahe unverfiegbaren Güte bes Bodens zuzufcreiben iſt, daß biäber. wog ent⸗ 
ſprechende Ernten erzielt werden lonnten. 

Die Menge des jährlich erzeugten Getreides beläuft ſich nach amtliqen 
Schägungen auf 28,000,000 Mepen Weizen, 29,000,000 M. Korn, 16000 000 
DR. Halbfruct, 38,000,000 M. Mais, 19,000,000 M, Gerſte, 36,000,009 WR, 
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Hafer md etwa 2,600,000 M. verſchledener Feldfrüchte. Wieder wärt &6’ bie 
‚Menge, deren Erzeuguug nieht als der Nothdurft des Landes genügte, köfibe die 
Bertheilung ebenſo gümig fich geſtalten. Nun iſt aber das Land Jahrhunderte 
hindench theils ãußeren, theils inneren Feinden gegenübergeſtanderi, und konnte 
fich ſeit 300 Jahren keiner Regierung rühmen, welche den Kulturanfprüchen bes 
Landes. Rechnung getragen hütte. Ohne eine reiche induſtrielle Bevölkerung, Yen 
heften: Abachmer der: Wopenerzeugniffe, und ohne gehörige Kommunifationsiittel 
feibet-e8 un Möfagmangel, und tanıt- fich! felbft feiner größtentheild monopoliſirten 
und: nicht im Interefle des Patides angelegten- Eiſenbahnen nicht erfreuen," ineldye 
uch hochzeſchraubte Transpottipefen die Konkurrenz mit dem Auskande erſchüeren, 
ja felbſt unmögli machen. En BEE FE SEE 2 En J . ' 
MWůhrend ſich vie Laudwirrhſchaft Ungarn trotz maucher Mängel ˖ Immer mehr 
der intenſiveren Kaitur zuwendet, und im Verhalfniffe zum: Abtigen Defterreich ſich 
iu ausgebehritöfter Weiſe. der landwirthſchaſtlichen Maſchinen als Erfatz ber fehlen⸗ 
don Menſchenhunde bedient, ſiud es außet Krüerfruchten noch insbeſondere Panuf 
und Flachs, noch mehr jedoch Tabak: und Weit, welche den Bodenreichthüum Un- 
garns derlünden, ‚ohne dem Launde venkenigen pelnnilret Nutzen zu verfchaffer, 
welchen andere eutopälfche Staaten aus gleichartigen geographiſchen und: klima⸗ 
sugar Berhaltnifſen ſchͤpfen. Der Anban ‚des VTabals tft durch tauſenbfältige 
Plakereien der Monopoitwirthſchaft theils beſchrankt, thells vielfach verleidet, uirb 
fonntennoch tmmer ‚nicht zu einer ſolchen Ausdehnnng gelangen, welche Get maf⸗ 
fenhafter Ausfuhr wirklichen Gewinn brädhte, umfomehr als mehrere Gattungen, 
wie Dibrber, Berpeleter, Möaer u. |. w. zu den beſten eitäpälfchen ' Gattungen 
gehören, nad. Einführang des vßegintichen Tabakfamens -aber- andy —* 
Sorien in beſter Duakttät gedelhen. | EEE 
"Much der Weinbau, in fo: ansgebehntem Maße er auch betrieben wird; dient 
doch hauptſächlich nur zu heimiſchem Konſum, trog dem daß viele Sittunget, ats 
hir weltberühmte Tolaher, Menefer, Ofner, Rufter u. ſ. w. mit franzöfifchen, 
fpasstichen :uıtd dtallentfchen Sorten beſtens konkurriren Iönnten ; beſonders, wenn 
die noch theilweife mangelhafte Keller-Manipulation in ber vielerörts: bereits hei⸗ 
miſchen Weife vervollkommt und verallgemeinert wird, und: bis der Ausfuhr feind- 
Hehe Zollfyſtem günftigeren Hanbelsbeziehungen- und Verträgen weicht. ! 
1: Much die. landwirthſchaftlichen Induſtriezweige gewinnen alljähttlich an’ Zahl 
und iäntenfoktät; Bränerei und Branntweinbrennerei, Rüsenzudererzeiguftg und 
Kickiglägerelet werben in ſtets ausgedehnteren Maße beirtöben: "bo - 
. Mie PBroßufte des..Bergbanes wurden fu allgemeinen Umriſſen Kern Then 
erwähnt, doch iſt es insbefondere die Eiſeninduſtrie, weiche in Ungarel:chidt ſchbnen 
Hubnaft entgegemginige, wenn nicht die auf dle helmifchen Gewerbe Brlickeuden all⸗ 
gemeinen Laſten, die ſchlechten Transportmittel, und der allenkhalhen fü hhare Ka- 
nicainuntgel· auch dieſer fo wichtigen Branche fiöreny in den Weg träten“ 
rnter Den nicht all zu Tan ſengen theilweiſe zienilich Blühenten Inu - 
Rrtegmeigen, befenders in Halbfabrikaten iſt es die Mühleninbuftrie, welche In 
Uugara. während bes letzten Jahrzehntes einen nie gehofften Auffgwung bekammen 
Got. Angatiſche Mahlprodukte konkurtiren trotz des Ausſchluſſes vom "heilkifchen 
Hafen umd: nes über Trieſt zu nehmenden Umweges mit ven beſten Protufteti 
aller europäiſchen Länder, und außer Frankreich und England fſind: es amertantfcht 
Häfen; Andlen und China, weiche ungariſches "Mehl ſuchen :und :tonfumiren. Die 
im.Nibelgen: Europa, theilweiſe auch in den dflerreiäjifchen Grblähbern ſchon hei⸗ 
che Vamnwolleninduſtrie hat in Ungarn noch wenige Forkſchritte gemadt, da⸗ 
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Yegehi lingt hie: Exhafwolleninbuferie widht gänzlich‘ darnieber, nnd hat Kngarn Wil) 
einige wenige Etabliffements aufzuweifen, welde geſuchte Waare liefern, Ebehfdtft 
‚die Leinwandinduſtrie in wirigen. növelichen Komktaten in ziemlicher Bltihe; in 
am Wäldern des Balonyer Gebirges aber. deſteht die Herender Borzellanfabrif, 
Reren Predulte hinſichtlich der trefflich gelungenen chineflfchen Nachahmungen ſelbft 
von Franlrtich sur. England nicht erreicht merden; Leder⸗, Bapier- und Holzwaaren⸗ 
unduntele audere Fabriken arbeiten ferner In ausgezeichneter und: arusgedehnter 
Weiſe, und verführt Fimne allen jährlich für. vlele Tauſende von Gulben Papier⸗ 
‚nbritake, welche ſelbſt mit engliſchen derglelchen Fabrikaten glücklich konkurriren. 
. Ms: zum: Ichre. 1849 bildete Ungarn und feine Nebenländer ein eigenes 
Zolt gabiet, ohne jedoch an dem gehofften Bortheilen des Bfterreihlicgerfefts Fefti 
geſetzen Hochſchutzzolles zu participixen, welcher felbft den oſterreichiſchen Verbält: 
nifſen nur wenig .entiprehend, Ungarn gegenüber. geradezu als Gift wirkte, imd 
werte das Aufblühen der Inbuftrie, noch das‘ Gedeihen der Landwirthſchaft för 
derte, im Begentheit beide Gewerbe, den Handel mit- eingerechnet, zu vegettrendem 
Siechthin Derastheilte, Eee EEE EEE Zen 
+ Nah went. Kriege des Jahres 1848 ward, wenn auf nicht aus väterlichet 
Zürfonge ber Regierung, fo doch in Folge der nivellitenden Richtung des ſtarren 
Gentsellfationsfuftems auch Die Zollicheive zwiſchen den Lämern ver Stephansfrone 
a Oeherreich aufgehoben: Daß ‚Defterreih nothgeprungen einer fieieren Han⸗ 
helspaiitik Yulbigen mußte, kam indirekt auch Ungarn zu flatten, obwohl ſich Un: 
gan mr: noch viel frrieren Prineipien ‚beimnt, und fo wie 89 trotz Aller Regie: 
zungöbesttitiwiffe dennoch zu einer, wem auch ſchwachen Juduſtrie gelangte, fd drängt 
8. auch Oaſterreich vormärts. auf vie Bahn des Freihandels, welche zugleich tie 
Bahn des. :intelleftuellen und materiellen Fottſchrittes, auch Ungarns Kultur tat 
nerichaften foll, mas ihm feine politiichen. Käupfe währenn- der 'eurepätfihen Frie 
Rensiahre biäher zu erreichen nicht geftatteten:- .. 
Ma ben Landbau hebenden, die Induſtrie befördernden, vorzilglich aber dem 
Handel umentbehrlihen Land⸗ und Waſſerſtraßen, sbeſondere den neuerer 
Zeit hawptfächlich ins. Gewicht fallenren Eiſenbahnen: hat Ungarn noch lange 
nicht zur Genüge. Zwar durchzieht ie Haupiſtrom die Donan, wie wir geſehen, 
dai Land feiner ganzen Länge nad, und iſt außerdem die Theiß von Nameny 
und Tokay an, die Marss 'thetimeife ſchiffbar, und wird In neuerer Zeit auch 
ſchon Die; Drau, tbeilmeife andy die Save mit . Danıpfichifien befahren; der Plat⸗ 
tenſee, Ungarns größtes Binnenwaffer, ift ebenfalls :gittelft eines Kanales mit der 
Denen, diefe mit der. Theiß wittelft eines ſchiffbaren Kunales‘ (Franzens⸗Kangh) 
nerbunden, und erifirt. ein folder, der Bega⸗Kanal ins: Banate 'zur Theiß; doch 
ſud die. meiſten Flüſſe Ungarns gar nicht, oder kaum mit Floͤßen befahtbat. 
—u. Die Straßenzüge des Landes entſprechen noch lange nicht dem Bedürfulſſe 
des Handels und der Kommunikation; nnd. weunngleich Oberungarn vermöge vded 
reichlich vorhandenen Materials get erhaltene Straßen befitzt, auch in Keroallen und 
der Milkärgrenze einige ausgezeichnete Straßenzäge erbaut wurden, ſoiſtud Dagegen 
in Mieberungam vie Hanpt- unb Nebenſtraßen nad. im primitivſten Zuſtande. Ur⸗ 
fache hievon iſt nicht nur die Vernachläſſigung von Seite der Gemeltden/ Komitate 
und der Regierung, fonbern auch. des Umftund, vaß es überall ar dem Höthigen Ma⸗ 
terial: mangelt. Es finden ſich meilenweite: Stoeden’ohne Stein, Schotter ˖ oder San, 
und ſelbſt den in nenefler Zeit. angelegteir Ciſendahnen dürfte es ſchwerltch fo bald 
gelingen, das entfprechende Material zuzuführen, wenn wid, wie kürzlich beaintergt 
wurde, bie Anlage von Klinferfitaßen:viefat Vedürfniſſe abhelfen ie. . Diefer Um⸗ 
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rentirt 
üiſenbahnen ſind zwar in den letzten Jahrzehnten in ziemlicher Anzehi angelegt, 
dem "Theil. auch ausgebaut worben; doch war hei Tracixung beinahe aller- in der 
ach ſchen Periode —* Bohnen. vielmehr das. politiſche und ſtrategtiſche ale 
das nationgl-Ötonomijche Bedürfniß maßgebend, und. dieſem Umſtande iſt es gröfften⸗ 
theils zuzuſchreiben, daß weder die ausgebauten, noch bie. vom taiſerlichen Dan Handels» 
minlſterium projeltirten Bahuen dem Raubesintereffe entfprechen. 

‚ Die 9 auptlinien durchziehen das Land vom Weſten nad Güpoflen (Bien, Bett, 
Szegebin, Temesvar, Bazias), ferner vom Mittelpunkte des Landes aus gegen Süb- 
wer (Dfen, Stuhlweißenburg, Kanizſa, Bragerhof, Trieſt). . Peft iſt faner in * 
verbindung ‚mit Großwardein, Debreczin, Mislolcz, und es iſt die 
Peſt⸗Großwardeiner Bahn, welche Siebenbürgen mit Ungarn, weiterhin die 
hei und das ſchwarze Meer mit der Hauptſtadt verbinden ſollte. Statt der Groß⸗ 
worbein-Siebenbürganbahn wurde aber jeme von dem ebenfalls mit PeR. bereits 
verbundenen Arab über Dermannöftabt beliebt und dadurch in eine Gadyaffe ge 
leitet, ohne weber ben, Intereſſen des Landes, nech jenen bes Weltverlehres zu 
ent lechen, da bie wallachiſche Regierun einen Aufhlaß. an dieſe Bahn niumer 
gemähren, das Ichmarze Meer daher auf felber niemals erreicht werben wird 

. Das. vollswirthichaftlihe Komite der üngartichen landwirthſchaftlichen Ge 
fe haft bat.im Jahre 1860 ein Memoire Uber die ‚zu: bauenven Bahnen ent- 
worfen,. in weldem als Haupigrundſah aufgeſtellt wurde, daß das Eiſenbahu⸗ 
ſyſtem Ungarns von: der; Hauptſtadt aus: ſtrahlenförmig ſich nach allen Weligegen⸗ 
ben verbreite, und die wichtigeren Orte in feine Kommunikationslinien aufachme. 
Diefem Plane gemäß wären einerfeits Wien mit bem gefammten TBeften ; auber- 
feits Fiume mit feinem vorzügligen Hanbelshafen,. gegen Norden. Kaſchun⸗Oder⸗ 
berg und der Anſchluß an die mähriſch-galiziſchen Bahnen, gegen Oſten aber über 
GSroßwardein · Klauſenburge Kronſtadt das ſchwarze Meer bie Endpuntte des gefamm- 
ten ungariſchen Eiſenbahnnetzes. Bon dieſem Blane find bis jetzt freilich. wur Veuch⸗ 
teile ausgeführt, immerhin aber ift ein fruchtbarer Auſtoß gegeben, um. dus jahre⸗ 
lang Berfäumte nachzuholen, das Mangelhafte zu verbefiern und durch Ergänzäug 
des Fehlenden, mittelft Zweig. und Anſchlußbahnen pas gewünſchte, and wationel- 
Ölonomifh entiprechende. Eiſenbahnnetz zu vervollſtaͤndigen. 

Das ebenfalls zu ven Kommunikationsmitteln zahlende Bo Br. und. Tele 
geanbenwejien. iR in Ungarn analog den öſterreichiſchen Zuſtänden. Poſt⸗ und 

elegraphenverwaltung. ift in den Hänben bes Staates, und: obwohl’ tn dieſer Be⸗ 
ziehung nicht: zu läugnen iſt, daß die öſterreichiſche Regiernug in :nenexer:. Zeit 
weientliche Verbefferungen und. Erweiterungen, namentlich im Zelegraphaibetrieh 
eingeführt bat, fo konnte. doch die allerfeits bereits. glänzend, erprobte Porte- und 
Tarifverguinterung noch nicht burchgreifen, und find ‚wicht nur. die Toren der’ Pri⸗ 
vattelegramıme tra mehrfarher Preisermäßigungen, ſondern insbefonvere. auch bie 
Poſtgebühren zum hellen Nachtheile der Privaten umd ‚des Handels. no immer 
zu hoch (5, 10 und 15 Kremer für ven einfachen Brief, nad) .der Gutfernung 
von 5, 10. md 20 Meilen). 

. Unter ven, die materiellen Interefien des: Landes vorzůglicherweiſe empor⸗ 
— Inſtituten ſiad es ‚namentlich jene des Kredits, welche in erfier Reihe 

wähnnng verdienen. Es iſt nicht zu laugnen, daß Ungarn auch im biefer "Ridge 
tung ** porwãrts ſchreitet. 
Die Sparlaſſen mehren fi von dahr zu at anfer den Hauptftäbten auch 
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eveitd in cttlelneren Provinzial⸗Orten, und erreichen jene von Pefl-Dfen einen mo⸗ 
aatlihen. Imfay von 2— 3. Millionen Gulden. Außerdem beſitzt Peſt⸗Ofen eine 
auf Altien gegründete Kommertiolbant mit einem: jährlihen Umſatz von nahesu 
50 Millionen. Im Jahre: 1864 begann vie Thätigleit der neugegründelen Ge⸗ 
werbebant, welche ſich trotz ihres kurzen Beftehens bereits mit ähnlichen Inftituten 
des Ausichdes: meflen Tann, in ber öflerreihlihen Monarchie aber als Unikum 
daſteht. Gpeciell der Hebung des, Ianppirtbfchnftlichen Kredites dient das im Jahre 
1868 gegrünbete, obwohl .feit' 1844 beantragte, und im Jahre 1848 bereits mit- 
teiſt Grſees ſanktionirte auf gegenfeitiger Sicherftellung beruhende ungariſche Bo- 
dentreditiaſtitut, ein in feiner Art wicht nur im Lande einzige, ſondern vermöge 
ber :zu Rathe gezogenen Erfahrungen des Auslandes auch mufterhafte Anftalt, 
weile: troß der im größten Nothjahr (1868) begonnenen Wirkſamkeit, umd des 
ſeirher im ganzen Lande fühlbaren Geldmangels bereits, nahe au 15 Millionen 
Pfandbriefe im ‚Umlanfe bat, und mit ihrem Reſervefonde als Escomptebant dem 
Gewerbe: und Handelsſtande nicht geringe Dienfte leiftet. Rechnet man zu ben 


ewähiten Kreditanſtalten noch die zwei ungariſchen und ‚eine fiebenbürgifche Ver⸗ 


ſicherungegeſellſchaft, welche ebenfo wie die Sparlaffen mit ihren disponiblen Ka» 
pitglien als: Oixro⸗ und Depefitendanlen ‚arbeiten, und. rechnet man die Fillale der 
Wiener Kreditanſtalt hinzu, fo erhält man ein bedentendes Kreblifapital mit einem 
jahrlichen Umſatz ‘von vielen Millionen. Und doch iſt weber dem gewerblichen und 
Handeis⸗ noch weniger aber dem landwirthſchaftlichen Krebitbedarf bisher wirkſam 
abgeholfen, Ungarns Gelde und Kreditwirthſchaft leidet und ſiecht vielmehr an den⸗ 
felben Krebsſchüden, welche in der öſterreichiſchen Papiergeldwirthſchaft, der alles 
Kapital abſorbirenden, enormen Staatsſchuld und dem Monopole der Wiener Na⸗ 
tonaibant mit dem konſtant geworbengn Auio ihren Grund haben. 
Ebenfalls dem Handel und der Landwirthſchaft und ihren Intereflen bienen 
vie fünf. Handels⸗ und Gewerbelammern des Landes, fowie bie ungarifche land⸗ 
wirthſchaftliche Geſellſchaft in Pet, und niele landwirthſchaftliche Provinzialgeſell⸗ 
ſchaften in den Komitaten, die nenerrichtete Waaren⸗ und Effektenborſe in Peſt, 
die Handeloakademie, gegründet vom Peſter Handelsſtand, ſowie mehrere, befon- 
ders Weinhandels⸗, Tabalerports-, Donau⸗Dampfſchifffahrrs⸗, Donau-, Marose⸗, 
Theiß · Regulirungsgeſellſchaften u. ſ. w. 
„" ‚IV. Ungarno Geſchichte ver neueſten Zeit iſt enge mit der Aufrechthal⸗ 
tung::und- Entwicklung feiner Jahrhunderte hindurch befiaubenen, body vielfach ver 
Mümmerten Rouftitution verflochten. Als nad frienlicher Beilegung ber Rakoczyſchen 
und Bocslay/ihen Kämpfe im 17. und 18. Jahrhundert, weldhe nur theilweiſe 
der Religionsfeeiheit, großentheils aber der politiichen Sreihelt wegen geführt wur⸗ 
ben, .ald nach endlichen fiegreicher Bekämpfung der Türken einiger Frieden über 
das. Land lam, verſank auch das Jahrhunderte hindurch kämpfende und vielmals - 
befkegte, doch: niemals. gebrochene Ungarn in jene Lethargie, welche niemals nug- 
ieingend für ein Land fein konnte, deſſen größter Feind nicht fowohl in ben 
Schwestern ver Muſelmaͤnner, ats in ben Ränten und Finten der habsburgiſchen 
Regierung zu ſuchen war. | | 
... Die im Jahre 1723 zum Geſetze erhobene, fogenannte „pragmatiihe Saut- 
tion“. hatte außer ber: Erbfolge bed weiblichen: Stammes Habeburg-koihringen 
fänuntliche Grundgeſetze des Landes, ſowmie die Unabhängigkeit und Untheilbarkeit 
Ungarns, anerfannt; und doch war es bie Megierung Maria Iherefin’s, um beren 
willen Karl. ILI. die Rechte der Nation feierlich gewährleiftet hatte, welche fo 
manche Prärogative der. ungarifchen. Krone antaſtete, ohne daß die dynaſtiſche und 
Bluntjgli un Brater, Dentſches Staats⸗Wörterbuch. X, 42 
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ritterliche Ration der gütigen zwar, wenn auch manchmal ungeſetzlichen ‚weihlichen 
Regierung irgend welche Borwärfe gemacht hätte. Ic gerade dieft Kußerlich gelinde 
und wohlmwollende Meglerumy war es, unter welcher.. bie Nation in vollein Ben 
trauen fo zu fagen: fhlummerte, angezogen and geeßrt von vem glämgenben Hofe 
Wiens, von vielfältigen Auszeichnungen uns dem einfchmeicheluben: perfönlichen 
Weſen ver Furſtin. Dem berotihen Aufraffen beim Megietungsantritt Maria The 
sofla's, umd wem; heroiſchen „moriamur pro rege mostro“, ‚meldet in Thaten 
illuſtrirt, den Krieg gegen Bayern, Frankreich, ja felbft Preußens großem Brick 
rich gegenüber mit glänzenpem Stege beſchloß, folgte jeme Periode des entnationa⸗ 
liſtrenden Schlaraffenlebens, welches Joſeph HI. Die Wege Kereitete ‚zu feinem lub⸗ 
tarhiſtsriſch zwar cAvitlfatorifchen, Ungarn gegenüber aber jedenfalls verletzenden, 
feine Rechte mit Füßen tretenden Vorgehen, das aber, wie jede Genallnah⸗ 
regel Realtion erzeugte, und vie Nation aus ihrem Rafe rüttelnd zum Selbſthe⸗ 
wußtſein der Lage und Gefahr brachte, die ihre nalionale und movaliſche Exiſtenz 
bedrohte. 
Es bednrfie ver Bergewaltigung Joſephs II., um die in deu gebildeteren Kreifen 
Ungarns bereits zu Grab getragene Sprache und Litteratur zu nener Biäthe an⸗ 
zufachen, wittelft dieſer beiden Hauptfaltosen nattonater Kultur and das politifche 
Streben des Landes wieder * wecken, nad die Widerrufung all jener Erlaffe 
und. Defvete, Reſtripte und Berordnungen zu erwirken, mittelſt welcher Joſeph 
ohne: Landtag und Beirath, mit erleuchtetem Geiſte zwar, und feinem Jahrhuuber 
voranſchreltend, aber abſolutiſtiſch und rüdfigtsles Ungarn regiert hatte. Ohne bie 
Berbienfte vieſes Monarchen zu unterſchätzen, welche er ſich hauptſächlich um bie 
mattrielle Sage der Monarchie und Ungarns zu erwerben bemüht war, ft es dem 
Lande vennod zur Ehre anzutechnen, daß, es feine verfafiungsmäßige Freiheit 
und. Unabhängigkeit, feine nationale Exiſtenz höher ſchägte, als das gefammte 
materielle Wohl, und als Ausdruck vieſer Geſiunung bleibt der Landtag von 1790 
ewig denkwürdig in ben Annalen Mugarne, welcher nach Zurlltknahme der Iofepht- 
nifchen Nenerungen mit politiſcher Weisheit und echtem Patrionamus, unterflägt 
von Leopolds treisherzigem Streben, fämmtlige Rechte ver Nation zu reſtituiren 
und zu wahren befliffen war. W 

Auf dieſem denkwürdigen Landtage eutſendeten bie Stände eine Regnilolar⸗ 
Kommiffion, welche alle Schäden und Mängel des Reiches aufzudecen, zugleich 
Borſchläge zu machen hatte, wie und anf welthe Weiſe dieſen: Uebelntudenzabzu⸗ 
heifen wäre, und es arbeitete die Regnildlar⸗Kommiffion ein Claborat aus, wel⸗ 
ches ſowohl in politiſcher und Otonomiſcher ‘als ſtrategifcher und juridiſcherHin⸗ 
ſicht Srundfäge aufftellte, deren Durchführung ihrem Weſen wach ſelbſt heute 
noch den größten Theil der ſehnlichften Wuͤnſche bes Landes erfüllen würd 

Der von Ferdinand J., dem erſten Regenten aus ven Haufe Habsburg, über⸗ 
kommene Krönungseid ward wieder aufgenommen, erweitert: und peikeifirt, Ungarus 
Rechte und feine Konftitution neuerdings beſchworen, doch nur um wieder verletzt 
und wieder gebrochen zu werden. In Franz I. Regierungejahre fiel vie frengöfl- 
[he Revolution, und bie ihr zu Grunde liegenden freifinnigen Ideen fauben lauten 
Wiederhall in den ebenfalls der angeftammten Freiheit huldigenden @emäthern 
der Ungarn. Eine Urfache mehr, um jedes Verlangen nad Oewähr wiefer Freiheit 
von Seiten Oeſterreichs zu unterbrüden. Das feierlich angelnbte Abhalten ber 
Landtage unterblieb, anfangs unter Borfhligen der ſchweren Kriegszeiten, welche 
jedwede legislatoriſche Arbeit hinderten. Willig ergab fi Ungarn tarein, Gut 
und Blut dem felbftgemählten Herricerhanfe opfernd uns großmäthig allen Ber⸗ 
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fpreigunges: und Leckungen: widerſtehend, init welchen Rapoleen wwähemb: fefüed 
Aiegozuges in Ungarn 1808 und 1809 das Land von imer Dynaftie ‚abzumetie 
von. Ben die an garn ſo oft wortbrüchig geworben m 
ee. regierten das Land, die die ſtonſtitution [öfgende Drgenifntion 
der —*8* ward geſtürzt, am die Stelle ter Obmgeipäme wat ein Siſten mou 
Adminiſtratoren, die bewaffnete Macht hemmte bie Bilensäuferung ‚anf ‚ben. Roms 
gergatiouen- anb alles war im beften Zuge, um Ungarn zu. einer abfolut xegierten 
Provinz zu mobels, m welcher bie Beständen jeit ‚zielen Jahren unter umusitteke 
baren .Siafiuß ver. näterlichen Regierung .unb. zur Freude bexfelben fo bluͤhend 
Gerwureiften. Doch vie. zähe Refiftenz dex Nation fingte auch diesmal, um Grm 1 L 
mußte das große Wort — — ‘ „doluit:paterno eoxdi mostzo.... 
welqem ex, den!mit der ungarifchen Berfaffung getrichenen Mißbrauch, —*8 
anf van. Laudtag zu Preßburg im Jahre 1826 wieder Alles herſtellte, mas feine 
Rogievumg. umgeftärzt,, und bie geſetzlichen Rechte einer, vielgepräften, doch durch 
biefe Bokfungen, auch lebensfählg gewortenen Nation anerlauute. . . 
: Mies Vertheidigung der gefährbetes Berfoflung, das Aulaämpfen gegen bie 
Usbergrifie euer. abfohıten Regierung hatte bie Nation gerählt, die Beſchlüſſe des 
1790ger Tanbtages waren ins Blut der Nation übergegangen, fie war zum Be 
werßtiein beffer! gelomgt,‘ was ihr‘ mangelte, unb die Reformen auf allen Ocbieten 
des Bihatd- ‚und. Bolösichens ‚wnren: das Banner geworben, dad Szachenyt 
(f.: di: Artilel) veranteug und ımter welchem bie. ganze Nation Tämpfte. Die Zeit 
von. der Krönung wmab. fpäteren Thronbeſteigung Ferdinauda V. am bis zu ben 
Tagen don 1848. war .ein fortmährendes Auf⸗ umb Nienermogen biefer Reform⸗ 
befireiungen.. Dex Reformpartei, fpäter die liberale genannt ,. fand, her Pegie- 
vang zur Seite, eine weniger zahfzeihe aber um fo zähere Partei. jeue der Kon⸗ 
feruatiuen, gegenüber. Dieſe Kämpfe reiften die Anfichten, ta fie ziffen bie Netion 
weiter. ale ihr Führer Szoͤchendi ſelbſt beabfichtigte. Und währenn wir ibn früher 
weit Allen vorgas die ſatyriſche Geiſel ſchwingen fehen, mit welcher er erlahınte 
Scan zum Wortfäritt trieb, ‚hatte ihn biefer theilweiſe Aberhelt umb gegen das Jahr 
847 zu näherte ex.fich mehr. und mehr der Megierungäpartei. Den tm Inhre 1847 
lan Landtag traf die Parifer Revolution mitten in feinen refor⸗ 
motorischen. Arbeiten, und was fonft vielleicht erfi In Jahrzehenten bewirkt morden 
— gehe in der bie zur Gluth erhigten Revolutiond-Atmoiphäre in wenigen: 


Das feudale, wenn auch freiſinniger entwickelte Gräfe, ‚der. ungariſchen Ver⸗ 
fafſang beach zufammen, und auf feinen Trämmern erkauten die bisher. bevor⸗ 
zugten Siafien., vie Apeligen ſelbſt, jene vemokratiſche Kanflitution vom Jahre 
1848, Aber weicher der Genius des 19. Jahrhunderts ſchwebte. Die bisher auf 
die privilegirten Stande Beihtänkten Wohlthaten werben ver geſammten Ration 
zugänglich gemacht, Robot, Zehent und alle Urbarialltätslaſten abgeſchafft, vie 

arrchtigung vor: dem ‚Gelege ausgefprochen, und an wie Stelle der oft er⸗ 
—— Regierung weit Hofkanglei und Statthalterei, und ber oftmals den Schutz 
ber. Verfaſſung bildenden, vftmals aber auch unzuläuglichen Komitate trat eꝛine 
werautwortlicye Regkerung, ausgepraͤgt in einem muabhängigen ungeriſchen Mini⸗ 
ſterum, gegenüber einem auf freien Wahl baſirten Diepehjentanten- und auf Ger 
buset ind Würden beruhenden ne —* 8 un w gr deat 
er der on atthyaäny, Franz Deñk⸗ 
Baron Seh Ebinbe. pw Kofſfuth, Sehrtel MI — —— 
Sz em err ı, Abernahmen die verſchiedenen Vortefenilles, Erzherzog Stephen, bir 
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Seoffelı Seh: dc yopnäbsen. Bojepd, mil al. Än fehher:gamählier 
Palatin von Migarn. eine — tönuigliche: · Gewalt. An die Seite bad: Rönige 
warb ebenfalls ein ungarhſcher Minifer geſtellt, die: Union mit. Siehenkärgen 
angebahnt, ein neues: Wahlpefet :erlaflen,: und, Mlles ‚aufgebotep;,: un Uaysazn auf 
vom Wege des Bertjäniitet, aut Diefenjiäten ax bie: Gate er — 
VBodlter zu Bringen. Kir 
17. Mlles- dies und —— war. Yan. "geknbnten.ıRöige —— ‚au 
Slider :noch: heute Das gehellägte Recht Ungarns. Die durch atiomale: Liferfucht 
wegen Ginfährung! tee uuigarlichen als diplomatiſchen Sprache aufgeſtachelten 
Krwaten uud Serben jedoch, vnterſtüzt von ber in ährer —— Machtoolldomn · 
menheit . erfchätterten:: Hofpartei ſchritten zum bewaffneten. Widerſtand. Baros 
Jeblachich,der Bau vew Rroatien, brach mit kaiferliben Solpsten suyd aufän« 
diggen Kroaten im Ungaru ein, und wurden ihm mit Föniglichen ‚Ginverfiäubniß 
geftellte, auf: Barbiaann Vo beeidete Horwod⸗Bataillone und: Nationaigaxden ent⸗ 
gegengeſtellt. Der Katter Kampfte gegen ven König, doch warb der Kaiſer Immer 
ſtacker, nie geſelich begonnene Gegeniwehr Ungarns "warb. muter zesolutisnären 
om —— ‚Truppen rüdten unter. Kür Bindifägrät gegen: ad 
et) 'des 

er nah Ber ‚Änbernfene Reichöing um: 1848, Daß, ehe, Repräfentanten- 
Sans Sowie ver Reſt 023 Oberhauſes Ungarns flohen nach Deiseqzin, Um bie 
-andmale -Laye des Kaiſers and Köonigs zu erfläcen, warb Ferdinand V. von ber 
Hofpartei zur Abdankung gezwungen, uub an feiner Stelle trat Franz Joſeph L 
als Kaiſer von Deſterreich, do ungekrönt und umberivet als. König. non. Ungern, 
vie: Megierung am. Um 4. Märg 1849 erließ er. eine Reichaverfaſſung, melde. bie 
ungarifäge Kunftitatien als erloſchen erklärte. kn biefs oltrohirte Konſtilution aut« 
wortelö des zu Debteczin :tagende un NReichſstag, und. der aus ‚bemfelben 
bervorgeyangene —— ——— Kofſuth an ber Spitze, am 
14, April 1849 mit einer Manifeſtation, in welder dad Haus. Habäburg wegen 
Berlegung ver Bearfalung bes Thrones und ber Krone vernPig erliärt warde. 
Die Würfel waren gefallen, „ver Kampf entbranate auf Leben und Tod. 
Rod, einmal lächelte das Gläd dem ungartihen Fahnen. Windiſchgrätz mark. bei 
Käpoina ·gefchlagen und. egreich rang die, blos aus. Freiwilligen beſtehende, doch 
in hundert Schlachten blutig getaufte ungeriiche Armee unter Görget, Dar 
janich, Aulich, Klapka bis Peſt vor, eroberte die Feftung Ofen md .z0g 
gegen Komorn, entjegte die Feſtung und war Herr des Vandes. Do nur. kurze 
Zeit währte dev Giegesraufh, denn, was bie öfterreihifchen Waffen nicht 'wer- 
mochten, das gelang: der Iupaflon des nordiſchen Rieſen. Rußlands Schaaren, 
vereint mit den in Trümmern geſchlagenen und wieder ergänzten öfterreidhifcher 
Heeresſäulen, eroberten: Schritt für Schritt das Laub. Die ungarifche Armee, zog 
Ah zum Schutze dev Regierang gegen Szegedin und. Siebenbäzgen,, wo and 
Bem an der Spitze ber. —— — Truppen: deræryxũ tube Ueber· 
wacht trug tetumphreihen Kampfen nicht zu widerftchen: vermochte. Ber Tag non 
Bitagos (18; Anzuft.-1849) iegte das beinahe. zwei Jahre hindurch glarreich 
kAmpfende, von Uebermacht erdrückte; blutende Ungarn, dem. Kaiſer vou. Rußland 
zu Shen, welcher jedoch die kapitulirte Armee an Heſterreich aualieferte. Odrget, 
ber legte ungarifhe Generaliffimus, erhielt zum Dank ver. Üchergabh:.nas. elende 
Lem gefriftet ums. keurd' in Klagenfurt, internirt. Ungarno befle Männer werfielen 
bes Syenteris Yelngengmieifler Haynan, der Sflerreiihtiche Heerführer, Hat ſtchmurch 
ſriue Graufairkels einen anſterblichen; doch nicht beneidensiwerthen :Ruf: erworben. 
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ni Ein SERER der ungariſchen ˖ Negierung, Roffuth:’an ver Spike, - fich: ink And 
Ind. Die :heveotragenbfien Wkäumes der Revolution, 'Solvaten:'nadi Megierange 
männer, lamen an ben Galgen oder in die Kafematten ber fyeftungen Aran; 
Zematakr,; Zickkart, Dim, Karfſtein. Battbyähy, der Prfie:ı Brömiierminifter 
des derantwoertlichen augarifchen Wituifkerkmit, fiel :umter den“ ſtugeln / der militar; 
gerichtlichen Wrelution. Zobiehftille überzog ‚das Laud, ut unterbrochen von: Dim 
- Imaiterii der Gewehre: und dem Troͤumelwirbel vor: bein: Däigen, wunder und nf 
weichen adie: Opfer "ber Freiheit verbluteten und ſtarben.⸗ tt, 
3.1 Magens‘ Konflititiow ar weegefegt Caraffa tünbz feine: Nachfolger; * 
ſchafteten blutig unter der Herſchaft bes: ſrengten Belngesshgmghftuntben under 
weichen; 468 Berbeechen way, Ungar zu fein. en 2 122) 
on ra das: Land vom 'ärften. Tobenfähred. erwachte j befand es Pr ame 
Eyur · Jeiner -Bahrhumberte hindurch erworbenen RMechte · verwiſcht. Gensdarmin arte 
Ppligeb vnd: das Beantenheer ver Buch ſchen Periede wur Aber vss: Lan. erekst 
12 Die ſtrengſte Genträltfatign; ein unſtwoll augelegter⸗Oermaniſirungẽ 
proce follteUmgarn: zur Sflerreichlichen :Parowinz- umgepalten. Deu Stättbaltere® 
Nath erſetztecine · aus: Böhmen teirutiche -Stattänltevei,, die Koriltate: warden· pie 
Afterrrichtſchen Kreiſamtern,·Amncn;· Direktionen nnd Sienc encr überfdpklenm- 
ven dee Im mit Eid, Band; Einkommen; Erwerbs und Bergehrungöfteuan; 
Van EabateiRenpol; “Mteripel aud Gebühren Mit allen: Wohlthaten oiner be 
ſeintiſtiſchen · Regterung warb Ungarı "überfkttägt; we eines hlelt: felbſt die Ehen 
waltregteruieg Aufrecht,; sie hochſten Errungenſchaften der Jahres 1848 :: Gleichheit 
vor: dem· Gele und Aufhebuag der Frohe: Mies. Hatte Deſterreich fültiſch Taufe. 
ttonirt ;: wenn and. die Folgen vorderhaud lo " ben. Se. ‚tm: elek Diege 
veffenben Lofter pi: ertennen waren. 
VUnd be —* Gieichhen der Vehanrium * end [1 em bie: gegen 
Hagaıın aufgeſtandenen Brudervdlker. Kroaten und-Eerben, Sachſen- und alien 
den: muib fle..die während der 1848—49ger: Epoche yrı Dofereih geſtanden, fte 
erhielten ale Lohn ber Exrtue- basfelbe Syſtem akfgekfizbit;, welches Aber Ungarit 
werbänge wirbt, um es zu Boden zn: drücken, im jede fünftige Blichsäußtrung 
ver Nation im Entſtehen zu erftikcken. Nr Nun m 
'-Unbı noch: felkte..28 auders werben. Dcfterseichifo Bißloner a Billionen. 
au dem an der Entwicklung feiner Kultur — verhinderten Lanbe, andi 
opferte jährlich. doppelt fo :viele "Millionen denn ſtarren Seutrallſatkons⸗ Principe, 
welches fich einer Nation gegenüber dennoch zu ſchwach erwies.” Die ungariſche 
Literadr begann trotz : Cenſur undPolizei fich zu vegen, ud Has vom palitiſchen 
GSqchauplat wegzedraͤngte Bolk flüchtete Ada in die Schanzen fehler : Nationalität: 
und Sprache, und erſtarkte mittelft der Kraft der Reaktion⸗ —— Beien mehr, als 
e daß. Freifinntgfte; Ungarn am meiften.halve'Hegirange«Syiten je. erreicht "hätte. 
Deſterteichs Finanzen verbiuteten ſich, und: ver itaßtentfche Krieg im--Ichre: 
—8 begam der Reglerung bie Einſicht aufzudraugen, daß ſte ſich Ungarü altern. 
mühe; ſollte dem Trieb der Rache nicht Oeſterreich [etbft zum Dipfex Fallen. : Die 
Schlappen bei Magenta und Solferino, der Verkauft‘. ver Lombardei. riethen zur 
Rachglebigkeit, und das Tatferliche Manifeſt vom 20; Dfiober 1860 verfpracd ‚vie 
Herſtellung von Ungarns Berfaffung. Baron. NMolaus Bay wurde zum Hof⸗ 
Nnzler ernannt, die Romitate —* und der Reichſstag nach Dfen einberufen. 
Dad war gefallen. und an feine Stelle Alter von Sämerling, als Staates 


—— ver "Inertanumg ber ungarifchen Aonftitution foten andy. ie Ethlaude 
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und bas Übrige Deflerreich eine Werfaffung erhalten, weihe ter OltöberDiplom 
mr — ftigzirt, im kaiſerlichen Patente vom 26. Februar 1861 "ihre Detail. 


Das 1 GehenaeBatrat. erſchien nd) ver vom Befanmantzit zes 86 1ger 
nugariſchen Landtages, daher die Hoffuugelofigkeit desfelben hinfichtlich nes am 
—** Ausgleiches. Was nämlid währen der Bach ſchen abfölutifiiicyen: Periode 

offen mmsgefproihene Eudziel der Öfterreichifchen. — — bilbete: bie ſtarre 
Gentraitfation, bie Verſchwelzung nicht nur ber Intertffen ol ex Länder des Haufes 
——— ſondern die Being biefer Lander ſelbſt, das nändidhe Ziel Tanerte 

dem mit Gem Uufpus verſehenen Sſtene Schmerlinge. Bän- 
der» —* ——— ohne Wirkungakreis, bBlos zur Wahl ver Reichtrath⸗ 
Abgeordueten beuufen; uns ein den Aundern gegenüber allmüchtiger dichtedeſtowe⸗ 
wiger in der Hand einer geſchickten a Regterung — Be dr hetabgewurdigter 





———*—— —— —2 —— ** zu begeiflern —— 
Urngaru hatte das Oliober⸗Diplem als Nechtoboren angenommen/ non weichem 
aut es jeine.miemals als. erloſchen hetrachteten hiſtorijchhen Rechte zirckgt erringen 
hoffen durfte, die — — Laugnete ven hiſtoriſchen Beſtasnd/ Die“ Kouti⸗ 
nultät der Rechte Ungarns und der übrigen Belker, und Ungarn, Ardttien, Sicben⸗ 
Brgen, zum Theil auch Böhmen. ann Galizien "Derweigirten: bie Thetinofme am 
großdflerrtichiigen Meiyirutke. DE Adreſſen des 1861ger ungariſchen 22 
von Ungarmd popularſrem Giontsmame. Franz Desk. intiunıfen, mb vom Res 
präfentanten- und Oberhauſe einftimmig angenommen, gaben dieſer Anſicht: Aus⸗ 
wrud, und ver nach ASjähriger PBaufe zum erftenmale einberufene Reichstag! warb 
nenerbinge anfgeld, wu einem Provifortum Platz zu mache, 'nnter wehhen 
Shmeriing ale Stantöminifier unter dem jnbelnden Beifall bes Tonftitutionellen 
Reicgerathe Großöfterrekgt ‚bie. Theerie der Nechtsverwirkung proklamirte. 
Bier Jahre gingen Ins. fand, Graf Unten Forgkch und fpäter Graf dem 
mann 3169 als ungariſche Hoflanzler waren bios Werkzeuge: ft ber Haub des 
w ‚öfterreitfihen Deinifterkims. Der im — vorgeſehene 
weitere —* lounte ee kaıner nicht tagen, ba geldhig .ed durch eine "geutal 
entworfeue Wahlorbanng und bie Bemühungen ber Siebenbürger —— 
Nadasdy mıib —— Siebenbärgens füchfifhe anb Yumäntihe Bertreter 
tn den Reichörarh zu todens; mittelft einer ' gnanen Filtivn wurde ber Reicherath, 
tue das ſtebenbürgiſche Kontingent verflärht, als „weiteren erllart uns dietirte 
Geſetze für ber Deſterreich. 

Doch ſollte Oeſterreich diefer Fiktion. nicht froh werben: Dh wicklich liberalen 
Mitglieder —* Neichſrachs fingen an einzuſehen, daß ans faulem Semi eine 
geſunde Frucht nimmer entfpringen könne. Die Lage Oeſterreichs ward Immer fdfisie- 
riger, der Ausgleich mit Ungarn inmer bringenber, und Schwmerlingk berüchtigten Wort 
von der „Mürbemadung Ungarns” und daß Defterzeid „warten Bune“, wollte ſich 
nicht erfüllen. Dar ſtellte ſich der Monarch ſelbſt an die Spitze der veregung Gehde 
ſchenkend den Rathſchlägen bes Grafen orig Efterbäzy und fm Bertrauen auf 
bie durch Desk geſprochenen Torte; dag Ungarns Bader mit"Deflerreich ſtets darch 

iſchenkunft des regierenden Fürſten geſchlichtet wurde, begab fig Frauz 
Sofent tim Juli 1865 nach Ofen, überzeugte ſich von ber Lonaliskt der Natien 
und ſprach' Im Schloſſe zu Ofen die venhifrkigen Borte, welcht vie: vou ſeiner 
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Regierung beldenpfte Rechtokontinuität anerlannten. Bald nach ver Mädtehr. bes 
Kaiſers nah Wien, am 20. September, erfchten ein kaiſerliches Manifeſt, welches 
bie friedliche Löfung der obfchwebenden ragen befürmortend ,.bie Rechte ber Na⸗ 
ton neuerdings beftätigtee Schmerling fiel und mit ihm fein Syſtem, bie. Fe⸗ 
bruarverfaſſung fammt allen Anorbnungen Hinfichtlich. des Neichsrathes, An vie 
Spitze ber ungariſchen Angelegenheiten trat Georg Majlsth, im Iahre 1861 Im 
dex onriae, als Hoflanzler, der Meichstag Ungarus warb auf den 10. December 
1865 einberufen und von ihm erwartet bas Land, bis jet noch vergeblid, hie 
Löfung: all jener ſtaaterechtlichen Fragen, welde es in ben pollen Zefis „feiner 
Konftitutien mit Inbegriff der 1848ger Geſetze bringen fol... - .. , 

. . . V. Die Gefeggebung Ungarns geht vom dem Meldhstage unh dem Könige 
aus. Den Reihstag für Ungarn bilden nach altem Zonfitutionellen Rechte dae 
— oder Hexrenhaus und. das Unterhaus, ober ſeit 1848 bie Mepräfentanten» 


: Die Miügliever des Oberhanfes werben vom Könige mittelfl eigener Schreir 
bey einberufen Wräfivent besfelben ift ver Palatin; Mitgliever. find die Groß⸗ 
würbenträger. bes ‚Reiches, und zwar: die Erz⸗ und Didcefankifhäfe ſowahl fathn- 
lijchen gls. griechiſchen Ritus, die Weih- und Titularbiſchofe, des St, Martiner 
und Pannonhalmaer Abt, der Agramer und Prämonftrotenjer Probfl; ferner bie 
weltlichen Reichsbarone, der Graf vom Prefburg, die zwei Kronwächter, bie Erb⸗ 
und anderen. Obergefpäne, fowie bie geborenen Magnaten, als: Fürſten, Grofen, 
Barone. Bor dem Jahre 1848 war noch ber Gouverneur von Fiume und eis Ab⸗ 
geochneter Kroatiens einzuberufen. Nach den Geſetzen von 1848 find nunmehr 
zwei.auf dem kroatiſchen Landtage gewählte Vertreter zu fenben. . 
- Das Unterhaus befand nor 1848 unter Borfig bes königlichen Perfonals 
anf je zwei Abgeordneten ber partes: adnexae, aus ben Bertretern ber Kapitel, 
ben nom Könige ermannien wirklichen Aebten und Pröbften, den Ablegaten ber 
Komitste, freien. Bezirke und Königlichen Freiſtädte, aus ben Sellnertretern der 
abwefenden Prälaten, Magnaten und beren Wittwen, ſowie aus ben Regaliften 
Siebenbärgens. In Bemäßheit bes 1848 eingeführten Repräfentativ-Syflems wirb 
bas Unterhaus aus den auf brei Jahre, frei gewählten ‚Vertretern nes Landes 
gebildet. Bon ven 446 Abgeordneten Ungarns fallen 844 .auf das eigentliche 
Ungern, 18 auf. Kroatien, 15 auf die Militärgrenze, 69 aber auf das nad ben 
1848gex Geſetzen Ungarn eimverleibte Siebenbürgen, jo zwar, daß bie 9 ungari⸗ 
fshen, 5 Szeller und 11 ſächſiſchen Komitate, Site und Bezirke, fowie Klaufen- 
burg,, Maros⸗Vaſarhely und Karleburg je zwei, daher zufammen 56, die übrigen 
13.3u repräfentivenden Städte aber je einen Abgeordneten entfenden. - .. 
Siebenbürgen und Kroatien hatten vor bem Jahre 1848 ihren eigenen Land⸗ 
tag. Mach der gefeglich vollgogenen , obwohl non Seite Defterreichs beanſtandeten 
Union Siebenbürgens fällt deſſen Landtag weg, obwohl im Jahre 1863. ein fol 
her auf Grund eines oltroyirten Wahlgefeges in Herrmanftadt tagte, und and) 
Bertreler in den Wiener Reichsrath fandte. Der im Jahre 1865 auf Grund des 
1791ger und 1848ger Wahlgefeges einderufene neuerliche Landtag hat blos bie 
Unionsfrage gefeglih und befinitiv zu regeln. Ä 
- - . Kegatien® vormärzlider, mittelft Löniglicher Erlaubniß von Zeit zu Zeit durch 
ben: Ban einzubernfende Provinzial⸗Landtag bat durch die 1848ger Gelege nur 
infoferue eine Aenderung erlitten, als die brei Komitate Siavoniens, welde von 
jeher zu Ungarn gehörten, als Integrirender Theil bes jenfeits ver Drau gelegenen 
Ungarns biefem. ginperleibt worden, Die übrigen Komitate Kroatiens behielten ihren 
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enden. | u 


Dberfte Behörde war bis zum Jahre 1848 und iſt nach Herftellung des vor⸗ 
märzlihen Zuflannes, wenn andy jetst nur vorübergehend, die ungariſche Oof⸗ 
Tanzleti in Wien. Doc. ift dieſelbe nach altem ungariſchen Geſetz cher eine höchſte 
Auffichts> als Exekutiv⸗ Vehörde. Ste iſt das Organ, durch welches ber Krig feine 
Willenemeinung dem Lande und veflen Bewohnern theils mitteift königlicher Zur 
ſchriften, theils mitteift Hofbekreten zu wiſſen fhnt. 

In Abels⸗Proceſſen und ſummariſchen Reftttutions-Üngelegenheiten‘ fungirte 
fie als hochſte Inſtanz und hatte demnach auch einen tichterlichen Charakter. 

Wirklich höchſte ————— iſt eigentlich Die Königliche Gtatihal- 
teret in Dfen unter Borfig des Palatins, in feiner Verhinderung der Taverni⸗ 
tus, unmittelbar vom Könige abhängig und mit dem Nepräfentationstecht verfeben, 
demzufolge file geſetzwidrige Erlaſſe mit Ihren Bemertungen dem Könige rückvorke⸗ 
gen burfte, welcher Die Berüidflefigung derſelben gefehlih gelobte. Die Statthalterei 
bat über pünktliche Befolgung mb Ausführung ver Gefetze uub koniglichen Res 
ſtripte zu wachen und iſt unmittelbar vorgeſetzte Behörbe der Komitate, was jedoch 
deren Recht nicht ansichliekt, die für geſetzwidrig gehaltenen Statfhaltere- Exlaffe 
„achtungsvoll bei Seite zu legen“. Kirchliche und Religionsfuitdationen, Ackerbau 
und Gewerbe, Straßen⸗ und Waſſerbau, Pollzel- umnd Sanifis⸗Angelegenheiten, 
der Bffentlihe Steuerfond, Humanitäts-Anftalten und Waiſenvermögen, mit‘ einem 
Worte die gefammte innere Verwaltung gehört zum Reffort ber Gtatthalterl. ' 

Die wichtigſte politiſche Inftitufton Ungarns find bie Komitate, welde in 
Kongregationen der im Komitate feßhaften Oberpriefter, bed hohen und niederen 
Adels und der mit Stimmrecht begabten, Togenannten Honoratloren fAunntlihe Ver⸗ 
waltungs-Angelegenheiten berathen und defchließen. Das Hanpt des Komitats iſt ber 
Dbergefpan, eine theils erblihe, theils durch Tönigliche Ernennung erreichbare 
Würde, welche im Verein mit den von 3 zu 3 Jahren gewählten Bice-Gefpänen, 
Dber- und Unter-Notärm, Gtubfrihtern und Geſchwornen ſammt dem nötbigen 
Amtsperfonale und unter Mitwirkung ber erwähnten Kongregativnen, im Romitate 
alle jene Funktionen zu vollziehen haben, weiche im Großen fürs ganze Land der 
Stattbalterel auftehen. Die 1848ger Gefee berühren die Komitate infoferne, alt 
der Wirkungsfretö der ehemals anf abeliger Grundlage beruhenden Komitats:Kon- 
aregation , in Folge demokratiſcher Abänderung der Verfaffung bis zur gänktihen 
Negelung der Komitats-Frage provifortfh anf das durch Abgenrbnete der Gemein⸗ 
den zu mwählende Komitats-Komite im Verein mit dem Beämtenkörper übertragen 
wurde. Diefes Brovifortum beftanb während ver Bach'ſchen Regierungsperiode 'und 
warb mit dem kaiſerlichen Diplom vom 20. Oftober 1860 refonftituitt. Nach dem 
Jahre 1861 aufgelöst, wurde es im Jahre 1865 mit mehr ober weniger mefentlichen 
Abanderungen nochmals hergeftellt und ermartet ſeine befinttive Löfung als eine der 
wichtigſten politiichen Fragen von dem einberufenen ungartihen Reichſtag. 

Die froatifhen Komitate find fo ziemlich ben ungariſchen gleich. 

Siebenbürgen hat nad feinen drei Hauptnattomafitäten fine verſchiedene po⸗ 
litiſche Eintheilung: Ungartfhe Komitate mit Obergefpänen, Bezirke mit Oberfäpffär 
nen an ber Spige und Szekler⸗Sitze mit Königsrichtern ats Vorſtänden. Das Gebiet ber 
Sachfen befteht aus 9 Siegen und 2 Bezirken mit je 2, zuſammen 22 Vertretern, welche 
unter ihren felbftgewählten Grafen die Tächfifche Lanvel-Untverfttät bilden. Die Univerfi⸗ 
tät fommt jährlich einmal, auf Einberufung des Komes and öfter® in Hermannſtadt 
zufammen und entſcheldet über die Adminiſtrations⸗Angelegenheiten des Landeslhelles. 
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5 Die Bemeinne-Werfaffang war bis zum Jahr 1848’ verfihleben fie die 
öntglichen Freiftadte and die minberen Gemeinden. Letztere unterflanden der Romitdtsr 
behörbe, erftere hatten ihre eigenen Magiftrate mit theils ernannten, thetls gewählten 
Vürgermetftern umd Michtern, maren aber famart dem Ichenslänglicden, meiſt ſich ſelbſt 
eeganzenden ‚Bertretungsförper ſowohl von der Etatfhalteret als von- ver Hoffammer 
abhängig. Das Jahr 1848 brachte auch in der Gemeinde⸗ Autonemie die gewänfchten 
VNeſormen, und es wurden fewohl tie Königlichen Freiſtädte, als alle nılt geotbnetem 
Magiſtrate verfehenen oder dies Recht bom-Dronariheri erlangenden Stäbte ala’ polt: 
jet, ſtraf⸗ und privatrechtlich mabhängige Magiftrate betrachtet, wälrtten fidh einen 
Bernetaagse· und Benmtenlörper and’ hielten öffentliche Sitzungen, in’ welchen über 
We Augelegenheit der Stadt entſchleden wurde. Die Städte ohne gedrdueten Magie 
ſtrat blieben einftweilen unter Botmäßigkeit der Komitat. - 2.70.71 

Miei Gericht⸗abarfeit liſt Wwenigftenb nach Ihren Beſtande bio zum Jahre 1848 
do der polftiſchen Arminiſtraton niet ſtrenqe geſchieben. Doc war dies nur its 
fleilich der kleineren Civil· und Strafproceſſe ver-Yall. Höher hinauf beſtanden berrits 
7 und Komitategerichte, die loöonigliche und Geptemotraltafel, Wichſelgerichte 
aim. Bass: Er e BE 
In der Gexichtebarkeit Hatten die 1848ger Gelege weſentliche Berinberungen 
bewirft, welche jedoch der eirigetretenen Ereigniſſe halber niit ins Leben treten konns 
ten. Die nivellirende Periode Bach hatte auch anf dem Felde der Gerichtepflege äftere 
reichiſche Civil⸗ und Straf⸗Gerichtsbarkeit eingeführt, welche nad dem Oftsberbiplom 
Som Iuhre 1860 abgeſchafft wurde. Da aber die Veränderung und Entwickelung vie⸗ 
ler geſellſchafllicher Verhaͤltnifſe ein Zurfidgreifen auf ven 1848ger Standpunkt: nicht 
mehr geſtattetke, ſo wurde im Jahre 1861 eine Juder⸗urial⸗Konferenz einberufen; 
welche bie mit der Zeit mangelhaft gewordenen ungarifchen Geſetze durchtdie in Ge⸗ 
btauch gekommenen äfterteichlfchen ergänzte und mit' Berückſichtigung der Umſtände 
eine Art Berſchmelzung erzielte. Das Elaborat ward vom 1801ger Reichsſtag vorläufig 
angenommen und fanftiontrt und dient bis zur nädften Kodifikatlon als. Ausknufts⸗ 
mittel im’ NRechisnkrfahren. rss a . . 

Nach ben Beſtimmungen der Juber⸗Kurial⸗Konferenz urtheilen in kleinen Civil« 
proceſſen der Ortsrichter und zwel Geſchworue, in Stäpten mit geregeltem Maglſtrate 
ber Stadirkchter, in den Remltaten der Stuhlrichter und Jurafſor. Dis. Appelation 
geht vom Orls⸗ und Stuhlgrricht zum Romitutsgeriät, von ven Gerkhten der finrig« 
lichen Freiftädte direkt an bie önigliche Kurle. Die Beristäbdrkeit ber Bicegeräne if 
auf ein Minimum redneirt. Hinſichtlich der Anicitärs-Procefie.und’ folder, welde aus 
Königlichen Dotationen herrühren, iſt die Fönigliche Rurle die erſſe Inftanzz. 

BZweite Inſtanz für die Komttate-, Siuhl⸗ und freiflädtifchen Gerichte if bie 
ſSuigliche Kurte, an ihrer Spitze der Perſonal. Eine Abtheilung der Kurie. bildet oh? 
Wechſel⸗Obergericht, von welchem Bid Aypellation an die wechſelgerichtliche Abtheilung 
der Septempiraltafel geleitet wird. Borfland der Geptempirditafl, zugleich doberfter 
Gerichtshof ter Inder Aurik, Mitglieder find der Primas, Tavernikus und meh⸗ 
vere vom Könige aus den weltfihen und geiftlihen Würventrägern ernannte Beifitzer. 

Beſondere Gerichte beftehen ſechs für Wechfelangelegenheiten, fünf Bergwerks⸗ 
gerichte, auch beſitzt in Firchlichen und Ehe-Angelegenheiten der Dibceſan⸗Biſchof vie 
enfiprechenbe Gerichtsbarkeit. Markiſtreitigkeiten und feldpolizeiliche Uebertretungen 
behandelt in —— Freiſtädten der Felbhauptmann mit Appellatior an das 
Stadigericht, in kleineren Orten ver Stuhlrichter mit der einzigen Appellation an 
vag Komitats⸗Gericht. zu ran Zu 


. 


+ Die Strafgerictöpflege gehöst ver Defelben Gerichtohefe, welche hinfict - 
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Kuh var Civil⸗Proeeſſe angeführt wurden, wit dem Unterſchiche jedoch, dah ut. Maje⸗ 
ſtãioderbrechen, Trealoſigleit gegen Die. heilige Krone, Meinelds⸗ und Ehrloſigkeiis⸗ 
Vroceſſen, wie auch bei den gegen ben geſetlichen Schutz des Landtages hegangenen 
Berhrechen die Lönigliche Kurie als erſte Inſtanz fungirt. In jedem ber Gerichtobarkeit 
der Königlichen Tafel unterſtehenden Proceffe tritt ber Causarum regallum Director 
ei offentlicher Ankläger auf. 

In Being auf das materielle Strafrecht gelten. noch immer bie Beſtinmunge⸗ 
—** juris, obwohl durch die dom 1844ger Landtage entſendete Kodifilationa- 
Kommiſſion ein ungariſches Strafrecht verfaßt wurde, welches ben beſten eurepäiſchen 
Geſetzgebangen beigeſellt werben fen, der 1848ger Exreiguifle und daranf felgeuben 
gelentoien Suftlände halber jedoch acc immer ber Santtien entbehrt und nicht im 

rkſamkleit getreten if. - 
-" Ar Srositen wer bis zum Jahre 1849 enfer der Banaliafel die nagarifche 
Septemnivaldafel vie oberſte Gerichtsbehorde, feit 1862 heſteht jevoch auch in Agram 
cine eigene Septemviraltefel, deren Vorſigger ber Ban von Kroatien iſt. Im übrigen 
Gerichterenſahren find die Eintheilungen in Krootien denen von Ungarn fo ziemlich 
23 Dies war der Fall auch in Siebenbürgen, nur halte dasſelbe feinen: ober⸗ 
ſien Gerichtohof in einer richtenlichen Abtheilung des Guberniums, has jedoch im Jahre 
een —— oltrohirten Dermann ſtaͤdter Landiages ſeinen oberen Oerichta- 
sa en v 

+ Die Religtons- und Rultı- Berhättniffe wurben berelis iurj erwähet, In 
Beyiehung auf bfirgerliche Rechte und Freiheiten find alle * Koufeifionen 
ghaich; ame im den Mifchehen iſt der römifcp-tatholifhe Theil Infoferse Senezugt, 
daß, wenn ver Vater römiſch⸗katholiſch if, alle Kinder, wenn: er es aber nicht iR, 
mr Die männlihen Geſchlechtes feiner Religion folgen. Die katholiſche Geiſtlichkeit 
verlängti bed Miſchehen vom alatholiſchen Manne Reverfalien, d. h. die Ichriftlicke 
Zuficherung, alle. Kinder in der katholiſchen Religion weihen zu laſſen, und ſtellt 
ox: dieſelbe nicht aus, jo wird die lirchliche Einſegnung ber Ehe verweigert, Die 
fem Uebelftande abzuhelfen verorbnet ber III. Geſetzartikel won 1844, daß auch 
bie:ven einem-alatbeltigen Briefter eingeſegneten Miſchehen geſetzlich ſfind. Der- 
felbe‘ Geſetzartikel gibt auch den Uebertritt von der latholiigen Kirche völlig. feel. 

Die ungariiche Eatholtfge Kirche ift, wie die gallikaniſche, von Rom unab- 
Hängig, bauen vas von Defterreich Im vorigen Decenninm mit. dem -päpfilicden 
Stuhl vereinbarte Konkordat hat in Ungarn feine Geſetztraft. Die Pfarrer werben 
Som Patronate und: mo die Patronatrechte dev Gemeinde zugefalles find, von Der 
Gemeinde gewählt und von dem bezüglichen Dideeſanbiſchofe beftätigt; die Biſchsfe 
und Abrigen Prälaten ernennt der König. Die verſchiedenen Orden wählen Ei 
— ſelbſt. Der Erzbiſchof von Gran if Primas und — nach ham 

— erſter Baron von Ungarn; er frönt den König. Der Biſchof von en 
* fr zugleich Kanzler der Königin. 

Die griechiſch⸗latholiſche, wie vr die griechiſche nicht unirte Kirche hat eine 

—— hlerarchiſche Berfafſung; ihre — 2— und Prälaten werben vom König 


— beiden proteſtantiſchen Kirchen, die helvetiſcher und vorzägli die ange- 
burgiſcher an, find anf demokratiſcher Grundlage Tonftituirt. Alle Aenter 
werden durch Wahl befegt und unterliegen keiner Beflätigung durch die Regierung, 
alle Angelegenheiten werden in ätfentliken Sigungen verhandelt. Die — 
beziehen keine Pa vom Staate und errichten ihre Gemeinden umd 
eigenem der Stont hat gefepmäßig nur daa Oberauffichtarecht über de 
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peoteftontfächen Augelegenhetten. Mehr wollte ich verſelbe — eigentlich das Wiener 
Miniſterlum — durch die @inführumg des fogmannten Puoteftanten-Paientes am 
maßen, welches tm Jahre 1859 vom kaiſerlichen Miniſter Thun eriafien murke, 
Was Putent bezwerkte;, die Proteftanten einer vom Staate abhängigen. Hierarchie 
ga’ unterochwen uud ein ſahrlicher, für proteflantifche Kultaozwecke beftimınser 
Staatsbetrag vom 84000 fi. follte ter Kbder fein, vem Patent) Eingang zu 
verſchaffen. Es ift Befannt, daß bie Proteftanten — "obwohl damals noch "bad 
etſtrne Bach'fıye NRegiment Aber Ungarn laftete — bas Patent energifih nud ein⸗ 
wätnig zurlawieſen; mic’ tm ſlovaliſchen Ober⸗Ungarn fanden fich 20--20- kleine 
‚Dorfgemdtanen ‚von fauatiſchen Pauſiaven irregeführt uab von ber: Wiener Re 
Rernitg gehatchelt, wie ſich deinfelben unterwarfen. &obälv: Ungarn ‚feine Tegale 
Uuab keit wieder‘ erklingt Sand die Mufliche Wgitation der Wiener National: 
dars· Erchſſare aufkört, werden viefe Gemeinden vom felbft in ben Schoß der an⸗ 
TEE ip Met reg bwin 
en reli⸗ eben in Ungarn iſt überhaupt' frefiumig und tolerant, 
Gerigisveren‘ Konfeftenen leben An beten —e— * eſnander, und ber 
iüfe Sandtiomus iſt etwas 'Unbefanntes. Es iſt' keine Seltenheit, dag piote 
Gutoherren katholifche Gtiftungen machen und kalholiſche MBifchäfe den 
Proteßaüten Schulen bauen. Cine klerikale Partel gibt es th Ungarn Bis’ jetzt 
— — einige Fiuſterlinge wor’ ein paar Jahren ein Merifaies Journai 


BSas Stchulwef en in Ungarn, obwohl Mauches zn wliuſchen laſſeud, "bietet 
Ha Danzen ein erfreuliches Bilo. Die Elementarſchulen ber ungäriſchen, bedtfiyem, 
auch ſlaviſchen Ortſchaften dürften höchſtens denen von Deutſchland' und: der 
Bund adftehen; fie find zahlreicher und beſſer beſtellt, als alle bes Abrigen 
europä Kominents. Sie find, wie auch bie meiften Unter und Obergymna⸗ 
ſten, ver betreffenden Kirche untergeorbnet; einige Symnaſten werben vom Städte 
erhalten, duruntet als einzige Ausnahme auch ein evangeliſches (das in Bentſchanu). 
Unmittellie vom Staate hängen einige höhere Lehranſtalten ab, fo die Rechte⸗ 
Aademien (in Preßburg, Kaſchan, Großwardein, Agram, Rauſenburg, Hermann⸗ 
ſtavij; die Berg⸗ und Forſt⸗Akabdemie in Schemnitz, die landwirthſchaftlichen Schu⸗ 
In in Keſzthelh und Ungärtſch⸗Altendurg, vas Polytechnikum tn Ofen. Die Pro⸗ 
seftanten beiden auch Agene Rechts⸗Alademien, die fie autonomiſch verwalten fo 
in Roche; Debretjin, SAros-PBatat, Eperies u, ſ. w.); and find khre Ober⸗ 
Gyitiunfien gewährt müt einem theolontfchen Seminar fiir angehende Pfarraintte 
kondinaten verbinden. Die Yatholifhen Seminare unterſtehen ihren Biſchöfen, ‘die 
edangeltijen der betreffenden Superintendenz. Realfchulen gibt es nur in eimigeit 
ver ‚größeren Staͤpte. u V 
Nagarn hat nur eine Univerfität, die Peſter, bie aus ihrem Eigenen reichen 
Setftungẽefonde erhalten wird. Ihre Profeſſoren, Docenten nnd Lehrer werben 
don ver Regierang ernannt, die bis jetzt keine Lehr» und Lernfrefheit an derſelben 
auftenumer Tief. Die theologifhe Fakıktät ift römifchetatholifch und eine: Heine, 
aber mächtige Fraktion des höhern Klerns bietet alles auf, um bie ganze Univer⸗ 
fität als ein erfiufio katholiſches Iuftitut gelten zu laſſen, indem fle die Beſetzuug 
eines Lehrſtuhles durch Matholiten hartnäckig zu hintertreiben ſucht. Dieſes Zurüd- 
fehen vieler tuchtigen Gelehrten If eine Haupturſache, daß die Pefter Univer⸗ 
Ritt, un vorigiig ihre phlloſophiſche Fakultäi, Kein Bild reichhaltiger Lehtktaſte 


- 5 Die: Umtervichtaſprache iſt an: ver Univerfität, wie am den höohern · Lehrauſtal⸗ 
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ten: ih: im Oberghenaſium, ungariſch. mit Ausnahme ber Schemmiuer Mergalaher 
mie, der Üngarifd-Bitenurger landwirthſchaftlichen Schule, ded Leuiſchanet Siaats · 
Mainaſiums der Hermanftätter Rechtsakademie und der. ſachſiſchen Synmaflen, we 
beutich, Und ter Agramer Rechtsalademie uub- der kryatiſch⸗ſlanoniſchen Gymmnaſien, 
workroatiſch gelehrt‘ wird. Im Unterghmnaſium und in den Gianentarfägulen: rider 
tet ſech die Unterrichtoſprache nach ber Bationalität der ale und‘ # ‚ir wen 
areliten. Faͤllen eine gemiſchte. BL 

Das bebeutendfte wiffenfäoftliche Infutut Ungomns ifr ae usrasihhe ‚Klar 
bzinler der Wiffenfhaften,: durch patriofifche Stiftangen im: Iahre: 288 ger 
geänbet, abernserft im Sahıe 1830 fonfituirt. Ihr Kapitel: iherfteigt;,siekt:» hr 
er Beiträgencin ben Jahten 1860-1862, eine Millien Gulden, ud ihr 
auch aud:freimifligen Betträgen an: der Veſter Donaufronte :erridtel;'r 
nuhezu⸗ denfelblen Werth. Die Mitglieder ver Aladenie find. theils Indere, ;theile 
äußere; die innern theilen fi in Ehren⸗, ordentliche. unbtmelpeunitube- Wiät- 
lieber; Die Außen Ibamen nur. zu Ehren» oter- Iarrefponpieenten: MRitgliebeen er» 
wählt. werten. Die Zahl: der Ehrenmitglieder darf 24, Kleber. riumillten 49 
wicht. überſchreiten, jene der korreſpondixenden iſt 'unbeftimmt. Alle Mitgliedee And 
infolgende 6 Sektionen getheilt: die philologiſch⸗belletxftiſche, die phlo 
pie; juridiſche, die hiſtoriſche, die mathematiſche, die naturwiſſenſchaftliche Anßzerden 
hat. nieMfanemie.5 fländige Kommiſſionenn die philoſophiſcha/die hiſtdriſche, die arker 
logiſche, die ſtatiſtiſche und Die mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftliche, deren jede zun Merans 
gzabe/ihrer Axbejten einen Beitrag. aus dem Jahres⸗Budget: bezicht, Ihre BSerhcadlun⸗ 
gen veröffentlicht die Akademie theils in. Ihren Jahresbähern „Iirkönyvek’tetis iu 
des Heften bes „Acadsmiai Ertesito (alavemiicher Berichterſtatter) an: Nenzw..bex 
fünf Kommiſſionen, theils in ſelbſtändigen Bänben. ine. ihrer Henptauegaben 
bildet das ſchon längere Zeit vorbereitete. große Wörterbuch der ungerifchen Sprache, 
veilen erſter Band 1862 erſchienen ifl.: Die Aaremie hält wöchentlich Seltiong-, mn» 
varlich KRommiffions-Sigungen und jährlich eine Generalverſammlung.Sie hat -jähr- 
Ich 2025 Preiſe zu vertheilen, von denen .einige auch für poetiſche Date arßftet 
find. Die Hohe derfelben varlirt zwiſchen 150—1500 Gulden. 2. 

In engern. Kreifen bewegt ſich ber fiebenbürgifche Mufenm-Berein in, ——— 
burg; ipwie ber Bexein für fiebenbärgifche Landeskunde in Bermannflett,: und: ganz 
fpecielle Zwede verfolgen: die Kisfaludy⸗Geſellſchaft in Per (fo- genannt zu Uhren 
bes Dichters Karl Kisfaludy), weiche durch Herausgabe gehlegener- äfthetiftger und 
belletriſtifcher Werke Die ſchöne Litteratur förbert ; der Lönigkich migariſche natucwiſſen⸗ 
ſchaftliche Verein, der geologifche Berein, der Verein ver Werzte, der. latholiſche St. Ste⸗ 
phanverein zur. Herandgabe billiger Vollsbücher, ver Forſtverein, der sentrale Lanbes- 
Agrikultur-Berein und die provinzialen Agrikultur-Bereine u. dw. Alle genannten 
Geſellſchaften und. Bereine veröffentlichen ihre Schriften in ungapiider Sprache, mit 
Yysnahme des Vereins für fiebenbürgifche Landesinnde, deſſen Bublilationee n dent· 
ſcher Sprache erſcheinen. In nicht ungariſcher Sprache arbeiten noch außer eſen: Die 
„Matica Srbaka“ für ſerbiſche, die, Matiea slovenska” für flovakiſche, der mallachi⸗ 
ſche —e— Berein für wallach iſche Sprache und Litteratur. Die fudſlavijche An 
beanig, deren Sig Agram fein foll, iſt erſt im Werden begriffen. 

Die germanifirungslüſterne Bach'jche Regierung verfolgte porzüglich jet &- 
fenicaften und Bereine, welchen bie Beförderung ber ungariſchen Litteratur vblag; 
fie erzielte aber, wie es bei. Berfolgungen gewöhnlid der Fall ift, das. geradeegen⸗ 
tbeil des gehofften Refultats. Je ſchwerer der Drud war, um fo kräftiger renginte 
die Nation, und eben während der Bach'ſchen Periode ‚erreichte die migariſche Lite 
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töutur ;iiitt Einfchluß sven periediſchen Preſſe, xinen bis tahin : umendrtegt Auf⸗ 
fchieiug!' Diefen. Auffchwung iſtnicht blos in quantitativer Hinficht, nis Vermeh 
duug ‚nen 'littekariicgen. Produktion, ſondern auch in "qualitativer, als teigen des 
inienſiben Werthed berjtiben, bedentend zu. nennen. Das Erfretilihfle war, daß 
die Litterutur, welche bie dahin faſt ausſchließlich eine beileteiiiche war und in 
wifleufchaftfichen Bezichung ſehr wenig Originales aufzumeifen. hatte, ‚un auch 
bas:.gunge- wiftenfdyeftliche Geblet betrat und z. B. im Fache der Socialphildſophie, 
Aeſthetik, Philologie, Geſchichte, Archäologie, Geographie, Vollewirthſchaft n. ſ. w. 
holche Werte eigener Yorichung Liefeste,. welche ten Vergleich mit der Litteramr 
bes wefllichen: Caropa :micht fehewen: dürfen und‘ von welchen einige europäifce 
Berühmtheit :eslangt ‚haben. In Betreff der pertopifchen Preffe wollen wir hemer- 
len, daß: von :ben auf dem. Gebiete ver ungarifchen Krone erfiheinenden mehr: aid 
hundert ·periodiſchen Schriften ‚ungefähr: acht. Zehntel der ungarifchen Lüteratur ame 
gehbren unk zwei Zehntel ſich anter bie übrigen landesüblichen Sprachen vertheir 
lem. H Mehr. alS: vie Hälfte der periöpifchen Schriften erſcheint in Peſt⸗Ofen, die 
Fachblätter alle. Im legten Vierteljahr von 1865 erſchienen in Veit 8 Kagesblätten, 
untigwear.:6 im; umgaulicher, 2 in dentſcher Sprache. Die. meiften Blätter find 
Werhenblätter. :. Uußer Peſt zeigt: fi vie größte Regfamlelt :auf dem Gebiete bex 
Preſfſe in Agram und Kiaufenburg. | Zu Ze + 

:.Mermer., als an literariſchen, ift Ungarn an Werken der Muſik und bil» 
hendan: Känfte.. Ian den letzteren iſt bie Brobultion größer, in der erfteren aber 
am. fo: originelle, und bie Zeit väzfte gar: nicht mehr fern fein, wo: Ungarn feine 
echt nationale Dper haben wird, wie e3 feine echt nationale Mufit im Algemeis 
nen fihen ‚bat. Eine äffentlihe: Mufitiehufe, das Pefl-Ofner Könferontorium, befteht 
fit. 1840,. eine Schauſpielerſchule, mit einer eigenen Brande für Gefangszäglinge, 
feit 1864. In ber Malerei zeigt fich ein fcharfes nationales Gepräge noch nidt, 
sbwoht:: fc, dieſelbe faſt ausfchlieglidy mit heimiſchen Gegenſtänden beicäftigt. Zur 
Förderung - der bilbenden Küufte befiehen inPeft zwei Vereine: der ungariſche 
Kunftorrein und der. Berein für. bildende Kunſt, welch legterer sur Werke unga⸗ 
riſcher: oder. eingebürgertir Künftter anlauft und verlogst. Mehr, als dieſe Vereine 
than Binnen, wird zur Veredlung des Kunftgeihmades die weltberühmte liter 
Kapihe: Bildergallerie beitragen, welche im Jahre 1866 :non Wien nad Veit im 
ven. Balaftı ver ungarifchen Alademie überfiedelt wurde. u Fe 


me ' Union. 


:..n Das, Wort Union, *) auf Staaten angewenbet (unio civitatum), bezeich⸗ 
net in feiner weiteren Bedeutung, in welcher es namentlich in der älteren Litera⸗ 
wer. den Gegenſtand ven weit ausgeiponnenen ſcholaſtiſchen Diſtinktionen dildete, 
jede Art: wen. Berbindung,, ‚welche zwiſchen zwei ober mehreren Staaten, beſtehen 
kaun,; ſei ſie cine dauernde ober. blos zeitliche, beruhe fie anf ſtäatsrechtlicher aber 
auf nöllerrechtlicher. Örunblage, und baher auch ohne Rüdjicht darauf, ob bie ſtaab⸗ 
Ude Selbftänbigleit ver uniıten Staaten durch fie beſchränkt werbe. oder nicht; wahr 
afteren alles in weichen Grave. Es zählen daher felgenve. Arten ‚won. Stantenz 
verbindungen zur Union. in biefer weiteren Brebeutung: — 





*) Anm. d. Red. Der folgende Artikel iſt vor den Ereigniſſen von 188% geſcheleben 
daher ohne Berhlfichtigung der neueften tichen Beiipiele zur: Erläut 1.78 
welche dieſes Jahr geliefert bat. fen geſhchiuche » ur un. Dos rife 
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1 Die wein vollkerrechtliche Berbiudung zweier ober rare 
—** Stosten, um ein gemeinſames Intereffe auch in sun! 
en sder zu bewahren, mobet: es bie Natur ber. a —75 

He Bıhte und Pflichten der vereinigten Staaten bie ‚gleichen ſeien. Im .BE 
verkehr lomnt dieſe Urt von Berbinbung in zweierlet Formen ner, eutweder 
einfadges Bändniß (Allianz) für zeitweilige Intereſſen und Zwede, 
mentlich um gemeinfam ein gewifles politifches Werhaften gegem. dritte 
beobachten (Reutralitäte-, Offenfiv-, Defenfiu-Büntmiffe), oder für. baiı 
toueften mit flänbigen. gemeinfomen Anflalten zur Verwirklichnng der 8 
vereinigten Staaten ald Stantenverein (Konföberation). . Zu: biefer Knteg 
von Bereinen gehört zur Zeit der deutſche Hollserein, der, wenn auch ver Fern 
nach nur für eine beſtimmte Zeit abgeſchloffen, eine dauernde Berbindung ber be 
treffenden Staaten darſtellt, da wie Intereſſen, gu deren Forberung er abgeſchlofſe 
wurde, dbanernber Art find. Von den befonberen Formen, welde vie ‚Staaten 
Konföperation im Staatenbunde annimmt, {ft fhon oben (®v. II. S. 284 |) 
u geſprochen worben.. - 

2) Die ſtaatarechtliche Berbindung mehrerer (fräber fouperäuer) mit „einem 
en Maaße von Seibſtändigkeit 3 inneren Angelegenheilben autgeſtauetet 
llederſtaaten zu einem organiſchen Ganzen mit einer den Einzelſtanten über 

georbneten Staatogewalt, ver alle Einzelſtaaten gleichmäßig wntergegrbmet: And. !) 
Auch von dicker Form der Berbinbung iſt Icon oben (Bo. IE, ©.:284 fi) 
*7 vorgelunmen und es iſt daher micht am Plage, hier sodrmale hanasf ein⸗ 
m 8) Die Bereinigung ber Staatsgemwalt In Bezug auf mehrere, von ein⸗ 
auber völlig unabhängige Staaten in Einem Subjelte, und biefe Berbinbung 
venut bie Doktrin vorzugsmweife Unten, oder Union im engern Sinne 
Diefelbe fest fonach das Nebeneinanderbeſtehen ven zwei ober mehreren, wuter fi 
unabhängigen. Staaten, mit ihrer befondern Staatsgewalt voraus. Das Sabjel 
jedoch, welches die Stantögewalt in den verfhienenen Staaten ime bat mb zu 
deren Ausübung: berufen ift, If basfelbe. Daß and die Formen und Organe: für 
die Ausübung der Staatsgewalt und die materiellen Grundſatze, nach ‚weichen wiefe 
gu geſchehen hat, in den untıten Staaten dieſelben feten, gehört wit zum Be 
riffe der Union, wenn es .auch für den Beſtand und vie Dauer derſelben von 
Nutzen fein mag, daß der Unterſchied in dieſer Beziehung kein zu ſchroffer fel. 
Es wird vielmehr gerade ber Umftand iu der Megel vie Entſtehung und die Fort⸗ 
ſetzung der Union veranlaſſen, daß die Formen und Grundſätze für die Ausübung 
der Staatsgewalt in ben betrrfienten Staaten. bisher verſchiedene BARER, mid ver⸗ 
ſchleden bleiben ſollen. 

Bon den verſchiedenen Eimheilungen der Union, weiche in ver —E ni⸗ 
Uch find, hat nur eine einen beſonderen wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Werth, 
namlich die Unterſcheidung der Perſonal⸗ und MNealunion, Gewöhmid finde 
man bad Unterſcheidungsmerkmal zwilchen dieſen beiven Arten ver Union varin, 
daß bei ber Perimalunion bie zwei ober mehreren Stanten blos den Herrſcher 
gemein haben, bei der Realunion dagegen neben ber Cinheit und Gleichheit des 
herrſchenden Subjeltes auch gewifle ſtaatliche Organe und Grundſatze für Die une 
ten Stanten gemeinfam feien. So lehrt z. B. Heffter (Völlerreht IV. Aufl 
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1) Damit iſt von ſelbſt die Hegemonie eined einzelnen Gliedes über die anderen unsen 
einbar; dieſes wäre nicht Unlon, fondern Eubjektion. 
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©. 41),. wie. Anton fe. Perfonalunion, wenn mehrere‘ Staaten var venſelben 
Sorwveran beherrſcht werden, fie. ſei Realunien, wenn die einzelnen ‚Staaten ſelbſt 
mit. einander In Verkinbung Reben, fo daß Ihre Schickfale ganz oder thetimelfe 
gemeinfam werben. Daß niefe Unterſcheidung aller juriſtiſchen Beftummiheit em» 
behre, umb ſonach für eine genauere Begrenzung bev- Begriffe nicht .zu brauchen 
fd, Dürfen wir wohl nicht erſt beweiſen. — Bluntſqhli (Staaterecht, III. Aufl 
S. 280) fiamt mit der Heffter’fchen Defmition der Berfonalumion -übevein. Uebet 
die Realımion äußert er ſich wie folgt: „Eine. höhere Eimigung Itegt in ver fo 
genahnten Realanion. In ihr tft nicht bios die Perfon des Herrſchers geek 
aigt, ſondern die oberfie Staatéleitung ſelbſt in Geſetgebung und Negievung. 
Zwar vertruͤgt ſie fi mit einer relativen Selbfländigleit der unitten Staaten, 
denen Immeshalb gewiffer Schranfen eine partituläre Geſetzgebung und Regierung 
vergönnt werben mag, aber der Sefammtftaat iſt in ige doch einheltlich organi⸗ 
Art ıumdb vie hochſten gemeinſamen Gtäntsinttreften ſind in den einheitliheh Or⸗ 
ganen :loncentrirt.“ — Faßt man den Unterfchiev in viefer Weiſe, dann Hört We 
Reutunion auf, Aberhaupt eine Berbintung mehrerer Staaten zu Sein. Denk 
in der That find die Glieder diefer Realunion nad, den-eigenen Worten Biuntfchl’e 
ner :„wmiatin felbändig”, und ihre Selbſtändigkeit gehört nicht zum Weſen bei 
Unton, fonbern :fie wird nur von dieſer „vertragen”. Es will uns. feinen, daß 
in vieſer Beichreibung die Realunivn gleihbebentend mit „Bumtesflaat” fel, und 
da wir den Begriff des Bunvesflantes nit mit dem ver -Nealunton vermiſchen 
zu tärfen glauben, fo können wir ums diefer Auffaſſung nicht anfchließen. Wit 
werben. fpäter auf den ‚wejentlichen Unterſchied, der unferes Crachtens zwiſchen vem 
Bunbeoftante und. der Realunion befteht, zurückkommen und ihn mäher aufjeigen. : 
- "Uns ſcheint die Unterfheivang zwifhen Perfonal- und Realunton- lediglich 
darin zu ‚liegen, daß in der erſteren blos eine thatſachliche, auf rechtlich zu⸗ 
füligen. Gruuden beruhende, in der legteren dagegen eine rechtlich nothwen⸗ 
dige, auf den pofltiven Veſtimmungen ver Berfaffung ver betreffenden. Staaten 
beruhendo Bereinigung ter Staatsgewalt von zwei oder wiehreren Staaten vor⸗ 
Megt.! Dort grandet fih die Geniinſchaftlichtelt des herrſchenden Giräjdktes au 
ans: Thatachd, wolche in mehreren Staaten zum gleichen Nefultate Füher, ob 
wo dae Bintreten: dieſer Thatſache In allen Staaten ſtattfinden mußte Es Kann 
vaher eine Perfonalunten artfichen: - - Zr re 
: 3) wenn in zwel ober mehreren Staaten, in melden das herrſchende Sub⸗ 
jet. durch Wahl beſtimmt wird, dieſelbe Perſon zur Ansäbung der Staatsgewalt 
beamfgn wird, und dieſe wirklich Ubernimut; ed 
2) wenn bie durch Erbrecht zum: Souveraͤn eines Staates berufene Perfon 
zugleich zum Souveran eines vritten Staates unf Ihre Lebenozelt gewählt wird, 
und viefelbe ſowohl die eine wie vie andere Stelle rechtlich zu übernehmen im 
Stande if, und fle wirklich mit einanver vereinigt; Zr 
8) wenn durch die in zwei oder mehreren Staaten geltenden Erbfolgegefetzt 
zufälligee Weiſe dieſelbe Perſon zum Erben ver Krone mehrerer Staaten bernfen 
wid, und diefer Fall der Perfonalunion fann wieder auf verfchlevene Welle vers 
aulaßt werten. Es kann nämlich: dl 
a) die Perfonalunion dadurch ‚herbeigeführt werden, daß bie Krone mehreres 
Staaten Ah In demfelben Geſchlechte, jedoch In verichlevenen Linien tTesfelben: vers 
erbt. Stirbt nun die in dem einen Lande vegierende Linie aus, fo fuccenirt im 
Zweifel, foferne nicht fperiele Berfafſungebeſtimmungen etwad . Unteres verfügen, 
die zweite Linie auch im andern Stante and es kaun biefelbe Berfon in zwei oder 
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mehren Staaten Erbe fein. Wie lange dieſe Bereinigung ber. Aromen dauete, 
hängt von dem Inhalte ner in den betheiligten Staaten in Wirkſamkeit fichenben 
und euch nach ber. Union ia. Wirkſamkeit verbleibenden GErbfolgegeſetze ab: Sind 
die, Berfchriften derſelben in Bezug auf Erbfolgerecht und. Erbfolgeortumig über- 
eiuftinmmend, fo -wirb die Usion:fo lange’ dauernn, als tie betreffende Familie ert- 
ſtirt; weichen ‚He. in der einen ober andern Beziehung von einander ab, kißt 3. B. 
das ‚sine; unbedingt nur die Männer zur Thronfolge zu, fo daß die weibliche Des- 
cendeng ven wännlihen Seitennerwandten zu weichen hat, währenn bes anbere ber 
Naͤhe der Berwanbtfepaft zum: legten Beſitzer ohne Müdficht auf das Geſchlocht 
einen ‚entfcheibenden Einfluß auf das Erbfolgerecht einräumt, fo kaun :fih:bie Union 
ia lurzer Beit wieder auflöfen. Diejes wird hier namentlich daun erfolgen, wenn 
der legte Inhaber des Throns nur kognatiſche Defcendenten uud bauten agma- 
tifge Seitenverwandte binterläßt. u J en 
.. b) In ähnliher Art kann es zu einer Perfomelunion führen, wenn zmifchen 
zwei oder mehreren regierenden Häuſern Exrbverbräberungen befiehtn,; mund 
beim Ausfterben des einen verbrüderten Geſchlechtes die Krone deoſelben der über 
lebenden Familie zufällt. Wird dann dieſelbe Perfon nad; ven. Beffimmnägen der 
beiven Staaten Thronerbe beiter Länder, fo liegt abermals für die Zeit: viefes 
Bufammentzeffens des Erbrechtes in Einer Perfon unfere Union vor. - ° ...: 
Richt felten finden ſich Übrigens in den pofltiven Geſetzen Verfügungen, melde 
deni Eintreten oder doch ber Fortidauer einer Union vorzubeugen beſtiumt fink, 
weil man politiſche Nachtheile von ber Union befürchtet, und inshefondere Beforg- 
niſſe für die politiſche Selbftänviglelt des minder mächtigen Staates hegt, wenn 
befien Krone au ven Regenten eines mächtigeren Staates fällt. So beftimmt 3. B. 
die bayeriſche Berfaffungsurtunde Tit. II $. 6 für den Fall des Ausſterbens des 
Manusflammes und ted Uebergangs ber Krone an eine frempe, mit dem ans⸗ 
geftorbenen Geſchlechte duch Franuen verwandte regierende Familie, daß vie 
bagerifihe Krone, wenn der zunächſt berufene Erbe derſelben bereite ‚Regent eines 
größeren Etaates iſt, und dieſer feine Reſidenz in Bahern nicht. nehme Tamm. oder 
wid, fofort-an bes Berufenen zweitgebosenen Sohn überzugehen un ſich im feinem 
Linie welter zu vererben. habe. — In anderer Weiſe hat die. belgiſche Berfäflung 
dur ihren $. 62 ag a geſucht. Derſelbe lauter nämlih: „Der:Rönig von 
Belgien Tann ohne Zuftimmung ber beiden Aammern nicht zugleich Derheupt 
eines ayberen Staates fein. Keine der. beiden Kammern Iaun über dieſen Gegen⸗ 
fand berathſchlagen, wenn nicht wenigſtens zwei Drittel der Mitgliebtr .; woraus 
die Kammer befteht, gegenwärtig find, und es kann fein Beſchluß bgrüber gejagt 
werden, wenn er nicht wenigftend zwei. Drittel der. Stimmen für: fi bat.“ 
Zum Weſen ver Renlunton gehört, wie bereits gefagt, daß die Vexeini⸗ 
gung ber Stantögewalt zweier oder mehrerer Staaten in Einer Perſon auf einer 
rechtlichen Nothwendigkeit berubt, fet ed, daß die Orundgefege beider Staaten diefe 
Beteinigung verorbnen, oder dag nur das Grundgeſetz des einen Staates fle ge⸗ 
bietet, DaB bes andern Staates fie menigftens zuläßt. Anthält die Berfafſung ber 
betheiligten Staaten. über diefen Punkt Teine Norm, fo bedarf es eines Geſetzes 
in jevem derfelben, um eine Unton zwifchen ihnen zu begründen. Die Folge dapon 
it, daß diefe Art von Union nur in verfelben Form wieder. aufgehoben werben 
Ionn, in der fie begründet Worben iſt, d. i. In der eines Geſetzes. — Daß dieſe 
Memeinſchaftlichkeit Des Stantsoberhauptes aud eine rechtliche Union der: Staater 
Abſt zur Wirkung habe, bedarf kaum der. weiteren ‚Erörterung. Ste erzeugt ven 
{bft eine gewiſſe Gleichheit und Einheit in ber Repräfentation. der unirten Staaten 
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nach Außen, fowie in der Leitung ber inneren Angelegenheiten. Sie wirb nament- 
ih zur Folge Haben, daß für gewifle Funktionen der unirten Staaten bie glei 
hen Organe beftellt werden, fo 3. B. die Organe zur völferrechtlihen Vertretung 
der vereinigten Staaten. Allein dieſe Gteichheit der Organe und Einrichtungen 
gehört nicht zum Wefen ver Union, welche ſelbſtändige Staaten als Glieder vor⸗ 
ansfegt, und daher jedem verjelben freie Entſchließung in allen Punkte” vorbe- 
hält, welche mit der Union der Staatsgewalt nit im Widerſpruche fliehen. Als 
rechtlich unmöglich unter realeunirten Staaten erfcheint der Krieg; fie können mit 
einander verbunden fremde Staaten bekriegen, nicht aber fich felbft. Unterfucht man 
die Motive, welche die Staaten zur Begründung der Realunion beftimmten, fo 
wird fi) ergeben, daß man durch bie Verbindung die Unabhängigkeit nad Außen 
befier gewahrt glaubte, als es dem ifolirt ftehenven Staate möglich if. Daher 
werben fi in der Regel nur ſolche Staaten uniren, denen eine gemeinfame Ge- 
fahr > Außen droht, weldhe fie mit gemeinfchaftlihen Kräften abwehren 
wollen. 

Es wirb zur Erläuterung der bisherigen Darftellung dienen, wenn wir für 
die beiden Arten der Union Beifpiele aus der Geſchichte der europäiſchen Staaten 
anführen. Wenn wir mit der zulegt betrachteten Realunion beginnen, fo liefert bie 
Berbindung zwiſchen Schweden und Norwegen das klarſte und wichtigſte Beifpiel. 
Das Orundgefeg für Norwegen (1814) verorbnet in feinem $. 1: „Das Kö⸗ 
nigreih Norwegen ift ein freies, felbitänpiges, untheilbare® und unabhängiges 
Neih, mit Schweden unter einem Könige vereinigt." Bon Seite Schwe- 
dens find die näheren Bebingungen über die Begründung der Union mit Nor- 
wegen in dem Reichsakt vom 6. Auguft 1815 feftgefegt (f. oben VBd. IX ©. 130). 
As eine Folge der beſtehenden Union beider Staaten wird es angefehen, daß fie 
dem Auslande gegenüber nur Einen Repräfentanten haben, daß fie Krieg und 
Frieden mit einander gemein haben, und ebenfo die diplomatifche Vertretung. Die 
Verhandlungen, welde von den Bertretern beider Reiche mit fremden Staaten 
gepflogen , die Verträge, welche mit ihnen abgeſchloſſen werden, können übrigens 
auch nur im Namen des einen derſelben geführt und abgefchloffen werben, wenn 
der Auftrag nur für den einen Staat eriheilt worden iſt (vgl. das Nähere oben 
Br. IX, ©. 185). — Ein weiteres belanntes Beifpiel von Realunion bieten vie 
Herzogthümer Schleswig und Holftein, die fih im Mannesftamme des regierenden 
Haufes vererben und von einer und derfelben Perfon beherrſcht werven follen. Zu 
Dänemark fanden die Herzogthümer nach der deutfchen, im pofttiven Rechte be- 
gründeten Auffafiung nur im Verhältniffe der Berfonalunion, welche im Jahr 1863 
mit dem Tode Frievrigd VII. von Dänemark, des lebten vom WMannesftomms 
feiner Linte, ihr Ende erreichte, Indem in Folge biefes Ereigniffes in Dänemark 
kognatiſche Succeffion eintrat, während in ben Herzogthümern nur der Mannes» 
ſtamm erbberedhtigt iſt, und daher die Stantserbfolge in benjelben an eine andere 
Linie überging, in welcher Männer vorhanden find. — Auch das Verhältniß Po- 
lens zu Rußland, wie e8 in der Wiener Kongreßalte (Art. 1) geregelt ift, wird 
gewöhnlich als Beiſpiel einer Realunion erwähnt. Bei genauerer Betrachtung bes 





2) In gewilfem Sinne den Gegenfap der Realunion bildet das Kondominatöverhältniß. 
Del der Realunion haben mehrere Staaten, alfo auch die Länder dauernd einen und denfelben 
Souderän; beim Kondominat fleht ein und bdasfelbe Land unter zwei oder mehreren Landee⸗ 
been, die entweder abwechölungswelfe oder neben einander nach den Brundfäpen der Prävention 
die Hoheitsrechte üben. Bergl. darüber H. A. Zachar iä, Staater. IH. 9. Bd. 1 ©. 76, 
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Inhaltes der Kongreßakte Lafien fi indeſſen dagegen erhebliche Zweifel geltend 
machen, welche wir übrigens an biefem Orte nicht weiter ausführen wollen, ba 
bie Frage für jet nicht praftifch ift. 

Eine Berfonalunion befteht zur Zeit zwifchen dem Königreich der Nieder- 
lande und dem Großherzogthum Luremburg. Es ift zwar vasfelbe Geſchlecht, 
welches An beiden Staaten die Stantögewalt inne hat, und es iſt biefelbe Berfon, 
welche dort wie bier Souverän ifl. Allein die Berfaffung des Großherzogthums 
enthält keine. Verfügung, durch welche eine ſolche Bereinigung als rechtlich noth- 
wendig erklärt wäre. 3) Ebenſo befand fih Hannover bis zum Jahre 1837 
mit. Großbritannien in einer Berfonalunion, welche aus benfelben Gründen 
anfhörte, aus welden 1863 die Union zwiſchen Dänemark und den Elbherzog⸗ 
thümern rechtlich erloſch. 

Dieſer geſchichtlichen Erläuterung des Begriffes der Union wird zweckmäßig 
noch eine allgemeinere Betrachtung folgen, welche ſich's zur Aufgabe macht, unfer 
Inftitut mir andern verwantten Begriffen des äffentlihen Rechtes zufammenzu- 
ftellen und bie Unterſcheidungsmerkmale aufzuzeigen. 

Bergleicht man zunädft vie Union mit dem Staatenbunde, fo ift jene ein 
ſtaatsrechtliches, dieſer ein völferrechtliches Inftitut *). Die verbündeten Staaten blel- 
ben felbftändig, von einander getrennt, jeber mit feiner beſonderen Staatsgewalt 
und ihrem Vertreter. Das Organ, weldhes den Bund vertritt und für ihn han⸗ 
delt, ift nicht wie bei der Unton der Somverän der im Bunde begriffenen Staaten, 
fondern fteht neben den Souveränen als Mandatar berfelben für die Beſorgung 
ber gemeinfamen (Bundes-)Angelegenheiten. Diefe Verſchiedenheit bringt es mit 
ſich, daß das Unions⸗ und das Bundesverhältniß neben einander vorhanden fein 
können, daß eines das andere nicht ausſchließt. Einzelne Bunvesftaaten Finnen 
mit auswärtigen Staaten und auch mit anteren Bundesflaaten unirt fein. Im 
erften Galle ift einer der unirten Staaten Mitglied eines Staatenbundes, wie 3. ©. 
Luremburg, während der andere unirte Staat (das Königreich der Niederlande) 
außerhalb des Bundes fteht, und da nach unferer Auffaffung ver Union die ver- 
einigten Staaten ihre volle Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit behalten, fo iſt 
vom Standpuntte der Theorie diefes Berhältnig kaum zu beanftanden. Schwie- 
rigkeiten können fi jedoch im- Leben bezüglih des Kriegs⸗ und Friedensrechtes 
des Bundes einerſeits und der Union anderſeits ergeben. Die Art. 46, 47 und 
78 der Wiener Kongreßafte haben dieſe Schwierigkeiten für Deutſchland zu heben 
gefucht, indem fie verfügten: 

„Art. XLVI. Beginnt ein Bundesſtaat, der zugleich außerhalb des Bundes⸗ 
gebiets Befigungen hat, in feiner Eigenfhaft als europäifhe Macht einen Krieg, 
fo bleibt ein ſolcher, die Verhältniſſe und Verpflichtungen des Bundes nicht be- 
rührender Krieg dem Bunde ganz fremd. Urt. XLVI. In den Fällen, wo ein 
folder Bundesftaat in feinen außer dem Bunde belegenen Beflgungen bebroht ober 
angegriffen wird, tritt für den Bund die Verpflichtung zu gemeinſchaftlichen Ber 


5) Weber die völig unklaren rechtlichen Verhältniffe des Herzogtums Limburg vergl. 
9 2. Bahariä a. aD. Bd. II ©. 629. 

*) Anm. d. Red. Gegen die obige Auffaffung erheben fi doch mandıe Bedenken. Die 
Union der fpanifchen und der deutichen Krone unter Karl V. oder der Kronen von England 
und Hannover hatte doch eher eine völferrechtliche als eine flaatörechtliche Bedeutung; und ums» 

ekehrt die ftaatenbündliche Eidgenoffenfchaft vor 1798 oder die Konföderation der norbamerilanifchen 


taaten vor 1788 war doc nicht blos völkerrechllich, ſondern tn manden Einrichtungen auch 
ſtaatorechilic. | 
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theidigungsmaßregeln, ober zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur infofern ein, 
als derſelbe nad vorgängiger Berathung durch Stimmenmehrheit in der engern 
Berjammlung Gefahr für das Bundesgebiet erfennt. Im legteren Falle finden die Vor⸗ 
fhriften der vorhergehenden Artikel ihre gleihmäßige Anwendung. Art. XLVIII. Die 
Beſtimmung der Bundesafte, vermöge welder, nad) einmal erflärtem Bunbeökriege, 
fein Mitglied des Bundes einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, 
noch einfeitig Waffenftillftand oder Frieden fchließen darf, {ft für fänmtlihe Bun- 
besftanten, fie mögen außerhalb des Bundes Beſitzungen haben over nicht, gleich 
verbindlich.’ 

Haben zwei oder mehrere der verbündeten Staaten den Souverän gemein, 
ſo iſt an fi ein jeber ber unirten Staaten Bundesgenoſſe, der im Bunde wie 
außerhalb vesfelben durch dasſelbe Subjekt repräfentirt wird, wie ber andere Bun⸗ 
besgenoffe, und alle Rechte eines ſolchen anſprechen Tann, fo wie er felbftverftänd- 
lich auch die entſprechenden Pflichten zu übernehmen und zu erfüllen bat. — Diefer 
Gedanke Liegt auch dem Art. 16 der Wiener Schlußafte zu Grunde; nur erjcheint 
er im mittelalterlihen Gewande und wird aus Rüdfichten der Zweckmäßigkeit mo- 
dificirt. Es beißt nämlich dort: „Wenn die Befigungen eines fouveränen beutfchen 
Haufes durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, fo hängt e8 von ber Gefammt- 
beit dks Bundes ab, ob und in wie fern bie auf jenen Befitzungen haftenden 
Stimmen im Plenum, da im engeren Rathe kein Bunbesglied mehr als eine 
Stimme führen kann, dem neuen Befiger beigelegt werben follen.” 

Der Bundesftaat hat zwar das mit der Union gemein, daß fle beide 
dem ftaatsrechtlihen Gebiete angehören. Allein bei näherer Betrachtung find fie 
doch fehr weſentlich von einander verſchieden. Im Bundesſtaate find mehrere 
ftaatlihe Gemeinwefen zu einer organifhen Einheit in der Art mit einander ver- 
bunden, daß über ihnen allen eine höhere Gewalt, die Eentralgewalt fteht, der die 
Gliederſtaaten mit ihren Regenten untergeorbnet find. Die Folge davon ift, da 
die fo verbündeten Staaten nicht der vollen Selbftändigkeit und Unabhängigkeit 
von fouveränen Staaten genießen; ihre Staatögewalt iſt rebucht und auf jene 
ftaatlihe Hoheitsrechte beſchränkt, welche der Centralgewalt nicht übertragen find, 
Wir haben kaum nöthig, ausführlich darzuthun, worin die Union vom Bundes- 
ftaate ſich unterfcheidet. Sie kennt keine Unterordnung unter eine über der Union 
ftehende höhere Gewalt; die an fich gleiche Staatsgewalt der unirten Staaten 
ift in ihrem vollen Umfange einem und demfelben Subjelte Übertragen. — Auch 
dieſes Bunvesverbältnig kann mit der Union zufammengehen, fo daß der Regent 
eines Einzelnftantes zugleich Souverän eines fremden Staates fein kann. Nur 
macht fih von ſelbſt die Differenz zwifchen dem Staatenbunde und dem Bundes⸗ 
ftante geltend. In dem auswärtigen Staate befigt der betreffende Bunbesgenoffe 
die reale und unabhängige Staatsgewalt, im Bunde blos die reducirte und fub- 
orbinirte Gewalt eines Dartitularfinates. Es iſt nur dafür zu forgen, daß ber 
fremde Staat dem Bundesverhältniſſe keinen Eintrag thue, und das wird von 
feldft der Fall fein, wenn nur eine Union in unferem Sinne befteht. Damit ftimmt 
auch die von der beutfhen Nationalverfammlung im Jahre 1849 befchloffene 
Reihsverfafiung überein, wenn fte in den 88. 2 und 3 anorbnet: „Hat ein beut- 
ſches Land mit einem nichtveutfchen Lande dasſelbe Staatsoberhaupt, fo fol das 
deutſche Land eine von dem nichtdeutſchen Lande getrennte eigene Berfaffung, Me- 
glerung und Verwaltung haben. In bie Regierung und Verwaltung des beutfchen 

andes dürfen nur deutſche Staatsbürger berufen werden. Die Reihöverfaflung 
und Meichögefeggebung bat in einem folhen deutſchen Lande biefelbe verbindliche 
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Kraft, wie in ven Übrigen deutſchen Ländern. Hat ein deutſches Land mit einen 
nichtdeutfchen Lande dasfelbe Staatsoberhaupt, fo muß dieſes entweder in feinm 
deutſchen Lande refiniven, oder es muß auf verfaflungsmäßigem Wege in tem 
felben eine Regentſchaft niebergefegt werben, zu welcher nur Deutſche berufen 
werben dürfen.“ 

Daß indeffen ein ſolches Doppelverhältnig leicht Iufonventenzen nad fi 
ziehen könne, läßt ſich nicht in Abrede ftellen, und wo e8 vermieden werben kann, 


haupt eines nichtdeutfchen Landes zuglei zur Regierung eines beutfchen Lande 


gelangen, nod darf ein in Deutſchland regierenver Yürft, ohne feine deutſche Re 


gterung abzutreten, eine fremde Krone annehmen." 

Was man bisher fonft noch, wohl veranlaßt durch die älteren fcholaftifhen 
Definitionen als Union zu bezeichnen pflegte, follte nad, unferem Ermeſſen niht 
fo genannt und nicht mit der Union zufammengeftellt werden. Denn dieſe Br 
zeihnung und Zufammenftellung tft nicht geeignet, die Klarheit und Beſtimmtheit 
der ſtaats- und völkerrechtlichen Begriffe zu fördern, fondern fie erzeugt nur m 


Mare und ſchillernde Vorftelungen, die fi nicht wiflenfhaftlich begrenzen un 
definiren laffen. So tft e8 3. 2. 


1) ein Wiverſpruch in ſich felber, die Einverleibung eines bisher ſelb⸗ 


ſtändigen Staates in einen anderen, die Inkorporation oder wie fie in nee 


fter Zeit genannt wird, die Annerion als eine Art der Staatenunion darı- 
ftellen, aud felbft dann, wenn die Einverleibung mit dem Willen tes betheiligten 
Staates gefhehen follte, und wenn dem einverleibten Gemeinweſen nod ein ge 


wifler Grad von innerer Autonomie, ähnlich einer großen Gemeinde belafjen würde. | 


Stets bildet der inkorportirte Staat nur einen Theil des anderen Staates; bie 
dort herrfchende Staatsgewalt gebietet auch im einverleibten Theile. Man hat e— 
mit einem einheitlichen, im Laufe der Geſchichte aus mehreren früher felbftänvigen 
Ländern entftandenen Staate zu thun, der in feinem Innern feine Union duldet 
— Diefes ift 3. B. das Berhältnig Polens zu Rußland, das von Irland un 
Schottland zu Großbritannien. 

2) Aehnlich ift die ſtaatsrechtliche Stellung der Kolonie zum Mutterlande 
Sie erſcheint als eine Erweiterung des Gebietes und der Machtſphäre des Haupt 
ftaates, zu dem fie rechtlih in dem Berhältnig einer Zugehör fteht. Auch hie 
kann im Laufe der Zeit der Kolonie, wenn fie fi .Tonfolivirt und zu Wohlſtand 
und Madt gelangt, ein gewiffes Maß von Eelbftänpigkeit zugeftanden werten; 
allein dadurch wird das Verhältniß zwar modificirt aber nicht principiell geänten, 


- wird gewiß räthlich fein, e8 zu vermeiden. Diefem Gedanken gibt der $. 4 te | 
angeführten Reichsverfaſſung Ausdruck; er lautet: „Abgefehen von ven bereits be 
ftehenden Verbindungen deutſcher und nichtveutfcher Länder foll kein Staatschn 


von einer Union fann man audy hier nicht Sprechen. Dieſes wäre erſt dann my 
ih, wenn die Kolonie volle ftaatlihe Selbftänvigfeit erringt und nun etwa mit 


dem ehemaligen Mutterlande in eine Realunion träte, 


3) Ebenfo if die Union nad unferer Anſicht zu trennen von der Ber 
ſchmelzung mehrerer Staaten zu einem einheitlichen Staate (wie fie früher ge 


nannt wurde: unio per confusionem), in Folge deren es fortan nur einen 


Staat giebt, deſſen Beſtandtheile nur noch gefchichtlih als ehemalige Staata 


in Betradht kommen. Den gefhichtlihen Vorgang dieſer Staatshildung fann mar 
grammetifh richtig eine Einigung von bisher getrennten Eriftenzen, eine Unica 
nennen. Aber es fcheint uns mit den Forderungen juriftiiher Beftimmtbeit nid! 
vereinbar, auch das Reſultat viefes Borganges fo zu nennen. Ueberblidt man 
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bie gegenwärtig beftehenven Staaten Europa’s, fo find nicht blos bie fogenannten 
Großſtaaten „ſondern auch die Staaten zweiten und dritten Ranges faft alle auf 
biefem Wege entftanden; auf alle würde daher der Begriff ver Union anwendbar 
fein, aber eben darum aufhören, eine befondere Bedeutung in der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft zu haben. 

Betrachtet man die Vorgänge, welche aus dem Streben einer in mehrere 
Staaten getrennten Nation nad politiiher Einigung entfpringen, fo laffen ſich 
mehrere Möglichkeiten denken, welche das Ziel und den Abſchluß dieſes Strebens 
bilden. Entweder die Nation begnügt fich mit der Form des Staatenbundes over 
ber Union — oder fie ſchafft bie ſtraffere Form des Bundesſtaates, ver eine ſtär⸗ 
tere Centralgewalt nöthig macht als jene des Staatenbundes iſt, oder endlich fie 
hebt die Partikularſtaaten als ſolche volllommen auf, und begründet ven Einheits- 
ftaat mit einer gemeinfamen, Alle beherrſchenden Stantsgewalt an ihrer Spige. 
Diefe normale Einigung der Glieder einer Nation wird geflört und verzögert, 
wenn ein einzelner Staat für ſich die Obergewalt über die übrigen — die Hege- 
monie — prätenbirt, und fi bie übrigen Staaten gleicher Abſtammung infor- 
poriren will. Das Königreih Italien hat alle die Mittelglieder, welche zwifchen 
der völligen Zerfplitterung und dem einheitlihen Staate liegen, bei feiner Bil- 
bung überjprungen, und bat ſich fofort als Einheitsſtaat Tonftituirt , ohne freilich 
zur Zeit die ganze Nation zu umfaſſen. 

Literatur: Die neuere Literatur Über die Materie ift nicht reichhaltig, 
wenn man unter Union nur das begreift, was wir in unferer obigen Ausführung 
darunter begriffen haben; wir verweilen desfalls einfah auf H. U. Zachariä, 
Deutſches Staats⸗ und Bundesrecht, III. Aufl. S. 96 und Klüber, Oeffentl. 
Recht des d. B. und der B. St. IV. $. 104. Börl, 


Univerfalmonardie, |. Weltreich. 


Univerfitäten. 


Eine vielhundertjährige Sprechweife hat den großen Bildungs» und Unterrichts⸗ 
körpern, welche wir in allen Staaten europäifcher Kultur finden, einen Namen 
gegeben, ver urfprünglich nichts weiter bedeutet als daß bie im Lehren und Lernen 
vereinigten Kräfte eine Körperfchaft, eine universitas ausmachen. An biefen ganz 
allgemeinen Sinn bat fi) aber von einem und demfelben Ausgangspunfte der hifto- 
rifchen Entwicklung die uns allen heute geläufige Bedeutung gefnüpft, weldye die ' 
Korporationen des hohen Unterrichts auf allen Gebieten wahrer Wiffenfchaft und 
wiſſenſchaftlicher Bildungszweige, fowohl von der Gelehrtenafademie als den poly- 
technifhen Inftituten der Neuzeit, ven Gymnafien und Lyceen fcheidet. Abgeſehen 
von biefem Grundcharakter, welcher in allen Ländern, natürlich nicht ohne gewiſſe 
Modifikationen, und in den Univerfitäten entgegentritt, haben doch viefe hohen Bil- 
bungsanftalten, die Hochſchulen der verfchiedenen Nationen, als wichtiger Theil des 
Volkskulturlebens die Schidfale der einzelnen Nationen an fi felber erfahren müſ⸗ 
fen, und wer in unferen Tagen das Unterrichtswejen, die Stellung zum Staate, 
die Denk⸗ und Lebensweiſe der Lehrer und Stubirenden an den Univerfitäten Eng— 
lands, Frankreichs, Deutſchlands, Amerikas oder Italiens mit eimander vergleicht, 
wird es auf den erften Bid kaum als richtig annehmen, daß alle jene jet jo ver- 
ſchieden gefärbten und mit fo verſchiederer Bewegung vahinrollenden und langſam 
ſchleichenden Ströme auf eine und biefelbe Duelle zurädzuführen find und urſprüng⸗ 
lich bis in alle Einzelnheiten den gleichen Charakter trugen, Es kann nicht die Auf⸗ 
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gabe einer überfihtlihen Darftellung an biefem Plate fein, eine Geſchichte ber 
Univerfitäten in irgend welcher Vollſtändigkeit zu geben, es befigt namentlich tie deutſche 
Literatur tüchtige Specialwerle auf viefem Gebiete; aber au in einem dem praf- 
tiihen Bedürfniß und dem Leben der Gegenwart gewinmeten Unternehmen, wie das 
Staatswörterbuch, darf ein Rüdblid auf das Werben biefer hochwichtigen Anftalten 
nicht fehlen, weil er das Verſtändniß der gegenwärtigen Zuſtände erleihtert. In 
feinem Lande ift dies mehr der Fall, als in Deutfchland, wo die Hochjhulen für 
bie nationale Entwidlung noch in ganz anderer Weije ald in den übrigen Kul- 
turftaaten ihren Einfluß geäußert haben und äußern. 

Das Flaffifhe Alterthum zeigt ein von dem unfrigen fo völlig verſchiedenes 
Kulturleben, daß eine biftoriihe Anknüpfung zwifhen den Unterrichtsverhältnifien, 
wie fie vor dem Zuſammenbrechen ver römiſch⸗griechiſchen Welt beftanden und ben 
uns heute umgebenden Erfcheinungen höcftens in dem Sinne beftanden hat, wie 
alles Wichtige das jemals geſchah, einen gewiffen Einfluß in dem Lebensgange tes 
Menſchengeſchlechtes zurüdläßt. Weber die Philofophenfchulen noch die Rechtsaka⸗ 
demieen der römiſchen und artechifchen Kaifer find die Wiegen unferer Univerfitäten 
gewefen. Nach ver langen Nacht des beginnenden Mittelalters, als ſich germaniſche 
Stämme zuerft im Welten Europas eine neue Helmat gründeten und Wurzel fchlu- 
gen, erwachte allmählich wie aus ſchwerem Traume das Kulturbebärfnig der neuen 
europäiſchen Menſchheit, und in Heinen Anfängen ärmlicher Klofterfchulen, aber unter» 
ſtützt durch einfihtspolle Fürften wie Karl der Große und Alfred von England, 
fteigerte fih von Jahrzehnt zu Jahrzehnt der Drang nad höherem Wilfen und mit 
dem Willen auch das Verlangen, Anderen bie ruht bes eigenen Fleißes mitzu- 
theilen. Die engen Räume ver Klofterfchulen, welche anfänglich wie Oaſen in ber 
Wüfte geiftiger Unfultur für Sitte und Wiſſen fo fegendreich gewirkt hatten, wur: 
den bald ald ungenügend empfunden, das möndifhe Weſen, die Abgeſchiedenheit 
von ber Welt, vie Feſſel, welche der freiern Regung bes Geiſtes durch das Ordens⸗ 
gewand angelegt wurde, mußten unwillfürlich zu Verſuchen führen, auch außerhalb 
der Hierarchie und in freierer Thätigleit für den höheren Unterricht wirkſam zu 
fein, zumal die Hauptaufgabe der alten Klofterfchulen darin beſtanden hatte, Kna⸗ 
ben zu unterrichten oder phyſiſch Erwachfene, deren ungelenker Geift nur nad Kna⸗ 
benart die Lehre zu empfangen und zu verwerthen vermochte. Iene höhere Bildung, 
deren Anftrebung als faft inftinktives Bedürfniß mit der körperlichen Reife audy der 
Zeit nach einzutreten pflegt, wurbe in den Klöftern durch das Selbſtſtudium ober 
ven wechjelfeitigen fi) ergänzenden Unterricht ver Slofterbrüder angeftrebt. Für 
die Laienwelt brach die geiftige Nahrung, welche Klöfter und Stifter boten, ſchon 
auf einer niedern Stufe ab. 

Eine Anzahl von angefehenen Lehrern auf mehreren Gebieten bes bamaligen 
Willens hatte fi im Laufe des 12. Jahrhunderts in zwei Städten gefammelt, 
welche dadurch für längere Zeit bie Brennpunkte ver Wiſſenſchaft wurden: Paris 
und Bologna. Wir willen weder wann nody wo zuerfl flatt Vereinzelter, welde 
einen Kreis von Schülern an fi) zogen — dies ift allerdings der erfte Keim des heu⸗ 
tigen Hochſchulweſens — Gelehrte in größerer Zahl und die ihnen zuhödrenden Schü- 
fer fih ihres Zufammenhanges bewußt wurden. In Bologna hat befanntli das Auf- 
leben des römiſchen Rechtsſtudiums gerade diefe Stadt zum Mittelpunft eines fo 
wichtigen Gegenftandes für mehrere Jahrhunderte gemacht. Aber daraus folgt 
keineswegs, daß nicht bie studia generalia, bie universitates doctorum et scolarium 
in der franzöftfchen Hauptſtadt gleichzeitig fich gebildet haben. Im Unterjchiede von 
ben Klofterfchulen, welche ala Depenvenzen bes Klofters felber erfcheinen und ebenfo 
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getrennt von dem bis daher beftandenen Einzelunterricht betrachtete man nun Lehrer 
wie Schüler als eine große universitas, denen Gewohnheit und Herlommen, erft 
ſpäter verflärft durch päpftliche Privilegien und kaiſerliche Veftätigungen, eine Fülle 
von Rechten und Pflichten zuwieſen. Urfprünglid war der Einfluß des Staates, 
foweit man in dieſer Periode des Mittelalters überhaupt dieſen Ausdruck gebrau- 
hen kann, oder der Stadt, in deren Mauern fich die gelehrte und lernente Kör⸗ 
perichaft fammelte, von wenig eingreifender Bedeutung. War doc die forporative 
Gelbftgeftaltung und Selbftregierung mit allihren Borzügen und Schwächen ein Grund⸗ 
zug, welcher fi durch das ganze öffentliche Leben des Mittelalters exftredte. Wie 
die Stadtgemeinden, vie Handwerkszünfte und bie Gilden, fo fanden auch die wif- 
ſenſchaftlichen Univerfitäten mit weitgehender felbftänpiger Berfaffung da. Paris und 
Bologna find nachweisbar die Mufter für die fpäteren ähnlihen Schöpfungen ge- 
worden, zu benen fi Fürften und Stäbte um fo bereitwilliger verftanden, als eine 
folhe Korporation nicht blos Anfehen und Einfluß, fondern auch materiellen. Ge⸗ 
winn bradte, Mag auch bei ven Zahlenangaben über bie Frequenz ber erften Uni- 
verfitäten dieſelbe Unzuverläffigfeit walten, wie bei faft allen ſtatiſtiſchen Notizen 
bes Mittelalters, fo ift doch gewiß, daß zu Tauſenden die wißbegierigen Jünglinge 
bes Abendlandes, Geiftlihe und Laien, um die Lehrer von Paris und Bologna 
fih fammelten und dem Ort ihres Aufenthalts an Oeld und Gut nicht wenig zu- 
brachten. Wenn wir verhältnigmäßig früh päpftlicdhe Verleihungen den Stempel 
ver geiftlichen Approbation ven neuen Lehrkörpern aufdrücken fehen, fo darf dies 
nicht wundernehmen in einer Zeit, wo die Kirche noch faft ausnahmslos die Be⸗ 
wahrerin ber geiftigen Bildung war und die willenfchaftliche Darlegung des Dogmas 
und des kanoniſchen Rechts zu den Hauptaufgaben der neuen Genoſſenſchaften ge- 
hörte. Trotz ihres faft gleichzeitigen Entftebens beftand zwiſchen den Univerfitäten 
von Paris und Bologna infofern ein durchgreifender Unterfchieb, als dort die Kor: 
poration in den Händen der Lehrer, in Bologna dagegen In benen der Stubi« 
renden felber fi befand, fo daß hier die Lehrer oder überhaupt bie Doftoren, 
wovon freilich nicht alle docirten, faft ohne Kinfluß auf das Lorporative Leben 
waren, während dagegen in Paris die Maſſe der Studirenden in ähnlicher Entfernung 
von der korporativen Wirkſamkeit gehalten wurde. Bon Anfang an foheint fi in 
Paris das Gros der Tehrer und Studenten in die vier Nationen: die franzde 
ſiſche oder gallitanifche, pikardiſche, normänniſche und engliſchdeutſche ge- 
ſchieden zu haben, jede mit eigner Finanzverwaltung, eignen Schughelligen- und 
Kapellen und einer Organifation, an deren Spige gewählte Beamte, fogenannte 
Prokuratoren flanden. Die Oefammtheit Aller wurde durch den Reltor vertreten, 
welder aus der Zahl der Doktoren — der Name Profeffor kommt erft viel fpäter 
vor — alle Bierteljahre gewählt wurde, 

Zu den erften Eintidtungen der Univerfitäten gehört bie Abtheilung nad 
Falultäten nidt. Diefe, welche fpäter das Nationenwefen abforbirte, tritt erft 
in einer fpätern Phafe der Entwidlung auf. In Bologna finden wir eine hier- 
von mehrfach verſchiedene Organifation. Das Rektorat wurbe bier ſtets von einem 
Studirenden befleivet, während die Doktoren, die von ben Etubenten und ihren 
Borftänden, fpäter von der Stabt zum Lehrer angenommen und bezahlt wurben, 
längere Zeit den ihnen gebührenden Einfluß auf das Univerfitätsregiment zu er- 
kämpfen ftrebten und von beiden Seiten in ben fpäter auftretenden Händeln 
mit der Stadt Bologna zu dem auch fpäter fo beliebten Preffionsmittel ver 
Auszüge gegriffen ward. Das studium generale, die Gefammtheit ver hohen Schule 
von Bologna zerfiel aber in 2 universitates, diejenige ber Ultramontanen und 


680 Hniverfitäten. 


der Cismontanen, wobei natürlich im Unterſchied vom deutihen Spradgebraud 
die damaligen Ultramontanen die Deutfchen waren. Wie die Rechtsgelehrten von 
Bologna zu verfchiedenen Zeiten.im Kampf gegen Städte und Papft Italiens ſich ven 
Intereffien bes deutfhen Kaiſers zugeneigt zeigten, waren auch die beutfhen Studen⸗ 
ten im Befig vielfacher Privilegien, welche alle jenfeitö der Berge Gebornen vor den 
Eismontanen auszeichneten. Innerhalb einer jeden universitas hatte wieder eine Schei- 
bung nach Nationen ftatt; fo waren in der ultramontana 15 folder Landẽmannſchaf⸗- 
ten, bei denen freilich nicht ftreng auf die Stammesangehörigkeit gefehen wurde und 
bie einzelne Bildung oft Sache des Zufalls geweſen zu fein fheint. Nah dem Mu⸗ 
ſter Bolognas Hatte fi aud vie Hochſchule von Papua gebildet, deren Entftehung 
man mit einem Auszuge der Stubirenden von Bologna in Zufammenhang bringt. 
Nachdem faft 2 Iahrhunderte lang Frankreich und Italten das Monopol der höhe- 
ren Wiffenfhaftspflege gehabt (mas Paris für Philofophie und Theologie, Bologna 
namentlich für geiftliches und weltliches Recht zu bedeuten hatte, das war für bie 
Heiltunde die hohe Schule zu Salerno), wurden 1348 und 1365 mit päpftlicder 
Bewilligung bie deutſchen Univerfitäten zu Prag und Wien geftiftet. Ausdrücklich 
wird dabei — und dies geihah auch hei den meiften fpätern Privilegierungen — 
auf die Einrihtungen von Paris und Bologna verwiefen, wie denn auch die Ein- 
theilung in Nationen fi hier wieder findet. Bon den fpäter im 14. Jahrhundert 
errichteten Untverfitäten Heidelberg 1386, Köln 1388 und Erfurt 1392 finden wir 
nur in der letztgenannten ftatt der Organifation nad Nationen fon glei anfangs 
bie Fakultätseinrichtung. Während nämlich anfänglich die Doktoren einfach bie Leh⸗ 
rer gewefen waren (in ber römifchen Zeit wird bei Balerius Maximus fogar ein 
doctor gladiatorum, ein Fechtmeifter genannt), bildete fich feit der Mitte des 12. 
Jahrhunderts der Begriff einer wiſſenſchaftlichen Würde aus, welche nur durch bie 
Wiſſenden felber gegeben werden konnte. Hier wirkte der Zunftgeift ber Zeit ein 
und die Abſtufungen des Baccalaureus, des Litenciatı 8 und des Magifterd, des 
Doftors entiprehen ganz ähnlichen Verhältniffen im Handwerk und der Kunflgenof- 
fenfhaft. Zuerfi Scheint auf dem Gebiet der „freien Künfte” diefe Ausbildung und 
Ordnung nad dem fpeciellen Berufsftubium vor ſich gegangen zu fein, ab@® jehr 
bald hören wir auch von Doktoren ver Rechte, wobei die Unterſcheidung zwi⸗ 
[hen geiftlihem und meltlihen Rechte noch zu Grunde liegt. Daß dieje⸗ 
nigen, welche innerhalb der Univerfitätögenoffenfchaft durch die Gleichheit des Stu- 
diums zufammengefährt wurden, fih auch nah dieſem Gefihtspunfte Torporativ 
orbneten, war natürlih. Den eigentlihen Anftoß zur Bildung förmlicher Fakultä⸗ 
ten im modernen Sinne gab aber in Paris der Streit der VBettelmöndsorden, der 
Vrancisfaner und Dominikaner mit der Univerfität über ihre Stellung zu berfelben. 
Die Korporation der allgemeinen Wiffenfhaft war mißtrauiſch und eiferfüchtig gegen 
bie Erfolge, welche namentlich die Dominikaner als Lehrer hatten, und den Einfluß, 
welchen die geſchloſſenen Orten in Univerfitätsangelegenheiten üben könuten, wenn 
fie in gewöhnlicher Weife in den Schoß der Gefammtheit aufgenommen würben. 
Die Zwiftigkeiten, reich an bunten Epifoden und nicht felten mit Blut getränlt, 
wurten 1257 durch ein Kompromiß beigelegt, indem die Ordenstheologen ald ein befon- 
deres Korpus fich der Univerfität angliederten und fo neben ven 4 Nationen die theologi« 
he Falultät ftand. Daß fi die Lehrer einer und derſelben Wifienfchaftsfparte näher 
zuſammenſchloſſen ſowohl gegen ihre Schüler als mit diefen zufammen gegen andere 
Kreife des Studiums, war L natärlid, daß ter Vorgang aud bald in Kreirung 
einer mebicinifchen und der Fakultät für fanonifches Recht Nachahmung fand. Im⸗ 
merhin aber gehörten der entfprechenden Fakultät nur vie wirklichen Doktoren an; 





Untverfitäten.. 681 


bis dieſe Meifterwürbe erlangt war, zählte man zur Geſammtheit der Nationen, 
denen der Unterricht in den freien Künften gemeinfam war, fo daß bald von einer 
facultas artium für tiefe Geſammtheit gerevet wird. Neben dem Mechte der Pro- 
motion zu alademifhen Graben übten die eigentlichen Fakultäten ganz wie bie 
Nationen das Recht, für die Genoflenfhaft Statute zu errichten und fi buch 
eigne Beamte vertreten zu laſſen, an deren Spige ver von ben Fakultätsgliedern 
zeitweilig gewählte decanus ftand. Eine unmittelbare Theilnahme am Univerfitäts- 
regiment erwuchs ben Fakultäten erft allmählich, wobei fie anfänglih nur wie bie 
einzelne Ration zufammen eine Stimme führten. Aber durch das Recht bes Borftim- 
mens gaben bie Parifer Fakultäten bald fo fehr den Ton an, daß die vier Stimmen 
ber Nationen in ben Hintergrund gebrängt und fpäter zu der einen Stimme der fa- 
cultas aıtium der heutigen philofophifchen Fakultät zufammengefchmolzen wurden. 
Im Infommenhange damit fteht die Scheidung der magistri actu regentes von 
ben nichtlefenden Doktoren, welche mehr und mehr um ven Einfluß und die Theil- 
nahme an den Fafultätsangelegenheiten gebracht wurben. Auf italienifchen Univerfitä- 
ten bat diefe Wendung deshalb weniger Bedeutung gehabt, weil bis in eine ver- 
bältnigmäßig neue Zeit den Studenten die vorwiegende Stellung verblieb. In 
Papua hatte man fhon 1360 nad dem Berufsftudium die Geſammtheit einge. 
theilt ftatt in Cisalpiner und ZTransalpiner wie früher, in vie universifäs juri- 
starum et artistarum, wobei die ‘Suriften in 22, die Artiften in 7 Nationen zer- 
fielen; aber die Yalultätsorganifation, wie in Paris, warb hier erft viel fpäter 
von Bedeutung. In Deutſchland fand ſchon ziemlich früh eine Begünfligung des 
Fakultätsſyftems vor dem ver Nationen ftatt. Einen Anlaß dazu gaben beſonders 
die ſchlimmen Erfahrungen, welche in Prag gemacht wurden, wo unter Huß und 
Hieronymus von Prag die böhmiſche Nation die Vorrechte der gallikaniſchen in 
Paris beanſpruchte und fo der Anlaß jener großartigen Auswanderung gegeben 
warb, welche 1409 zur Stiftung der Univerfität Leipzig führte. Die letztere ift es 
auch allein, welche von eigentlich deutfchen Univerfitäten die Eintheilung in Na- 
tionen in fpäteren Zeiten behielt. Was dabei Natürliches zu Grunde, lag, wurde 
fpäter in den Landsmannſchaften des 17. und 18. Jahrhunderts mit ihrem Pen- 
nalismus und roher Vollerei zur wiberlichen Karrifatur. 

Während die Organifation in Fakultäten und Nationen fi auf das Uni- 
verfitätsregiment bezog, war eine andere ältere Einrichtung, der wir heutzutage 
nur noch in fehr abgefhwächten Spuren und vereinzelt begegnen, dazu beftimmt, 
dem materiellen Wohlergehen und dem fittlihen Verhalten der flubirenden Ju⸗ 
gend Schug zu bieten. Das Syſtem der Kollegien und Burfen, weldes meh⸗ 
tere Jahrhunderte lang ein gemeinfhaftliher Grundzug der Univerfitäten war, ver- 
dankt feine Anfänge verſchiedenen Einflüffen und Abficyten. Bon Bologna und Paris 
hören wir, daß e8 bei dem großen Andrang von Stubirenten Sache der ftädti⸗ 
fhen und alademifhen Obrigkeit wurbe, für das Unterfommen ver vielen Frem⸗ 
den zu forgen. Dies geſchah zuerft durch die Uebermahung ver Miethpreife bei 
ben einzelnen Hauseigenthämern, durch Preisbeftimmungen für die fonftigen Lebens⸗ 
bebürfniffe und führte fpäter zu der Errichtung von Kollegien, großen Benflonen, 
in denen die Studenten gegen Bezahlung logirt und verföftigt wurden. Durch die 
Freigebigkeit Anverer wurden bald auch ſolche Kollegien geftiftet, wo von den Kol⸗ 
legiaten entweder gar nichts oder fehr wenig bezahlt wurde. In Anfnäpfung an 
die alten Klofter- und Domfchulen, womit die Univerfitäten im engſten Zuſammen⸗ 
bange fanden, wurben in ſolchen Kollegien förmliche Borbereitungsfchulen einge. 
ritet, was um fo nöthiger war, als es außerhalb ver Univerfitäten an eigent- 
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lichen Gelehrtenſchulen fehlte, und die Haffifche Vorbildung, ja foger bie einfachften 
Grundkenntiniſſe nur auf der Untverfität felber erworben werben kounten. Sehr bald 
war der Schritt weiter gethan, aud für bie einem Kollegium angehörigen Stubiren- 
ven innerhalb des Kolleggebäubes Vorlefungen und Repetitionen einzurichten, beren 
Beſuch auch wohl fogenannten Erternen geftettet wurbe. Infofern aber hatte das 
Kollegweien auch für die Sittlichkeit eine große Bedeutung, als in ihnen eine firen- 
gere Ueberwadung über das ftudentifche desen ftattfand, welde bei den befannt- 
lich höchſt fittenlofen Zuftänden des 14. und 15. Jahrhunderts durchaus nothwen- 
big war. So kam es, daß zu einer Zeit es die Ausnahme bildete, wenn Stuben- 
ten außerhalb der Kollegien und Burfen lebten. Sehr häufig waren auch den 
Profefloren oder Megenten Wohnungen in den Kollegien angewiefen, woraus fi 
dann Ipäter, namentlih in England, die noch heut beftehende Kollegialverfaffung 
entwidelt bat. Ganz bejonders widhtig war die Einrichtung der Burfen, Kontuber- 
nien und Kollege für die vierte oder Artiftenfafultät, weil ihr vie Knaben zuge⸗ 
rechnet wurben, welche erft in fpäteren Jahren zu einem Fachſtudium in einer der 
drei höheren Fakultäten übergeben follten. 

Abgefehen von dem Unterricht in viefer vorbereitenden Yalultät, wo es ſich 
vorwiegend um Gewährung deſſen handelte, was heutzutage die lateiniſchen Schulen 
und Gymnaſien bieten, war, wie ber heutige Name Borlefung es auch noch an- 
deutet, die hervorragende Aufgabe der Fakultätslehrer, gewiffe Texte vorzulefen und 
zu fommentiren. Bor Erfindung des Leinenpapier8 und fpäter der Buchoruderfunft, 
als wenige Pergamentblcher fehon einen großen Schatz varftellten, konnten in Theo⸗ 
logie, Jurisprudenz und Mebicin bie meiften Zuhörer fih nur durch das Zuhören 
und Nachſchreiben den literarifhen Grundſtock ihrer Berufswiſſenſchaft erwerben. 
Der Brofeffor des alten Teſtamentes biktirte feiner Zuhörerſchaft die Hauptftellen, 
und an biefe zeitranbende Methode ſchloß fich fein Kommentar, der bald in freier 
Rede oder ebenfalls in Diktirform gehalten war. Nicht ander machte e8 der Pro- 
feffor des neuen Teſtamentes und in der Juriftenfafultät die Doftoren, welde 
über Kodex, Pandekten und Dekretalen zu lefen hatten. Bei den Medicinern wur- 
ben gewöhnlich die Schriften des Hippofrates und Galen in gleicher Weiſe zu 
Grunde gelegt. Soweit in der philofopbifchen Fakultät höhere Wiffenfchaften ge- 
pflegt wurden, waren es insbeſondere einzelne Schriften des Ariftoteles, welche 
ähnlich behandelt wurden. Bald ſedoch kam vie üble Sitte auf, ftatt aus ber Ur- 
quelle jelber zu fchöpfen, in fogerannten summae die Quinteffenz der Bücher mit 
dazu gehdriger Gloſſe zufammenzufaffen und dieſe allein durch Diktat und Erfiä- 
rung der alabemifchen Jugend fürs Leben mitzugeben; fo für bie Theologie die 
summa bes Petrus Lombarbus, für die Jurisprudenz die summa des Azzo. Auf 
dem Gebiete der Grammatik, Rhetorif, Naturgefhichte und Philofophie wurde ber 
originale Geift des Ariftoteles dur die ſcholaſtiſchen Formeln und Aeußerlichkei⸗ 
ten bei Seite gejhoben, welche in der erften Hälfte des 15. Jahrhunderts Über: 
haupt der Krebsſchaden der Univerfitätsbllvung und des gefammten Kirchenwefend 
waren. Namentlich beiden Disputationen, wo rabuliftifhe Klopffechtereien oft 
bon Morgen bis Mitternadht dauerten, trat dieſes Unwefen grell bervor und 
es war hohe Zeit, daß bie geiftige Renaiſſance, welche in der zweiten Hälfte des 
15. Iahrhunderts zum Durchbruch kam, diefen Zuftänden ein Ende madte. Den 
Zuftand des Univerfitätswejens in jener Zeit bezeichnen am beften vie Diaputa- 
tiones quodlibetariae, wo ber Disputant über alles Mögliche und für jebe mög- 
lihe Seite einer Frage die Vertheibigung zu übernehmen hatte. 1458 wurde eine 
folde disputatio von 14tägiger Dauer gehalten. Die ewiz denkwürdige Karrilatur 
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der Univerfitätszuftände, wohn der Mißbraud der Dialektik durch den Scholafti- 
cismus und die Unmiffenheit und Lieverlichkeit des Mönchthums geführt hatten, 
befigen wir in ven epistolae obscurorum virorum. Der Humanismus, bie 
Schule der „böfen Poeten“, worüber fih die dunkeln Männer von Erfurt fo oft 
und laut beflagen, war es, welche bie Megenerirung des Univerfitätswefens herbei- 
führte. Männer wie Konrad Celtes, Reudlin, Erasmus und ihre freunde 
und Nachfolger brachten mit der erften Kenntniß Mafflicher Literatur, welche vie 
Petrarca, Chryfolorus und ihre Genofien in Italien als Borgänger ſchon 
früher in Italien verbreitet hatten, einen andern Geift aud auf die deutſchen und 
franzöſiſchen Hochſchulen. Indem fo die ganze Grundlage des akademiſchen Unter- 
richts und feine Methode eine andere wurde, fteht mit dem Aufblühen des Hu- 
mantsmus im engften Zufammenhang bie wenigftens auf den proteſtantiſchen Hod- 
ſchulen nie wieder aufgegebene Trennung der Gelehrtenfhulen von dem alavemt- 
ſchen Studium. Was die Univerfitäten früher felber hatten Bieten müflen, eine 
gelehrte Knabenerziehung, wurde jegt in ben überall errichteten Lateinſchulen be- 
Sondern Lehrern überwieſen, es fiel bamit ver Uebelftand fort, daß Kinder und 
gereifte Männer zufammen die akademiſche Bürgerſchaft bildeten; zugleih aber 
wurde nun auch dadurch dem Burſenweſen, in welches ſich viele Mißbräuche eins 
gefhlihen Hatten, eine Hauptbedeutung entzogen, 

Mit der Abſchaffung des Scholaſticismus wurde aber auch bie alademifche 
Studienzeit abgekürzt, man forberte nicht mehr, daß ber fünftige Jurift oder Me» 
diciner alle logifhen Seiltänzerfünfte ver facultas artium durchgemacht haben müſſe, 
während body der Drang nad geiftiger Nahrung fi) gerade in dieſer Zeit durch 
die Errichtung zahlreicher neuer Univerfitäten bewährt. Durch bie Erfindung ber 
Buchdruckerkunſt war die Methode des akademiſchen Unterrichts nothwendig eine 
andere geworben. Die Lehrer, welche von nun an fefte Befoldung erhielten, was 
früher nur ausnahmsweiſe vorlam, waren im Stande, in kürzerer Zeit und in 
freier Rede den Schülern ihr Willen mitzutheilen. Die ftrenge Feſſelung bes ein- 
zelnen Profefjors an ein Tertbud hörte auf, die Profeffuren fingen an, nach dem 
Wiſſenſchaftszweige und nicht mehr nad einem beftimmten Buche benannt zu wer- 
ben. Freilih war auch jegt noch in dem akademiſchen Leben und Treiben viel von 
ber wüſten Rohheit der damaligen Zeiten. Die Depofitionen, d. 5. die Aufnahme 
ber jungen Studenten durch allerlei bemüthigende Proben — ber Name kommt 
von der Ablegung der Hörner her, welche das junge akademiſche „Rindvieh“ bei dem 
Eintritt in den Studentenftand fymbolifh vorzunehmen hat — war ein amtlich 
anerfannter Mißbrauch, der jelbft in Luther feinen Vertheidiger fand. Die nod 
heutzutage. vorfommenden, für den VBegrüßten wenig angenehmen Empfangsfeier- 
lichleiten der „Füchſe“ find die abgefhwächten Nefte jener mittelalterlihen Zunft 
quälereien, wie fie befanntli auch zu den Handwerksgebräuchen gehörten. Der 
akademiſche Zunftgeift war in der That nur die höhere Form einer damals all- 
gemeinen Erſcheinung. | 

Der Humanismus, wie er mit der kirchlichen Reformation im engften Kau⸗ 
falzufammenhange fteht, iſt dagegen aud in feiner Einwirkung auf vie Univer- 
fitäten von ber kirchlichen Umgeftaltung eingreifend unterftügt worden. Nehmen ja 
doch die beveutendften Humaniſten auch erfte Stellen als Reformatoren ein: 
Luther und Melanchthon waren Profefioren. Hatten fih auch ſchon früher 
bei den großen Kirchenkoncilien die theologiihen Mitglieder der Univerfitäten viel- 
fach auf Seite der Reformpartei geftellt und konnte auch mönchiſche Ignoranz neben 
ben Bertretern der andern Fakultäten nur bie und da bie theologifhen Lehrſtühle 
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behaupten, fo war es body jegt etwas ganz anderes, als die wiffenfchaftlihe Theo⸗ 
logie des Proteftantismus von den unfehlbaren Dogmen frei wurde und wenig» 
ftens bis zu einem gewiſſen Grade auch in ver Theologie die freie Forſchung an 
den Hochſchulen ihren Sig auffhlug. Die mit der Kirchenreformation verbundenen 
Klöfteraufhebungen gaben ven Landesherren die Mittel, wie für das Schulwefen 
überhaupt, fo namentlih auch für die Hochſchulen tüchtige Kräfte zu gewinnen, bie 
frei gewordenen Kloftergeiftlihen waren wenigftens theilweiſe geiftiges Material 
für die allgemeine Volksbildung und es läßt ſich nicht verfennen, daß von ver 
Mitte des 16. Jahrhunderts an über zwei Iahrhunderte lang die proteftan- 
tifhen und katholiſchen Univerfitäten durch Fundamentalunterſchiede getrennt 
erfcheinen. Auf diefen Iafteten noch zum großen Theile die mittelalterlihen Feſſeln, 
welche jene abgejprengt hatten und der Jeſuitismus, der fih im Kampfe 
gegen das WBeiterfchreiten und zur Zurüdvrängung der Reformation jehr raſch 
des höher ı Unterrichtöwefens zu bemächtigen wußte, bot in ber That auch nichts 
weiter als einen mundgerecht gemachten mit zweifelhafter Morallehre verfegten 
Scholaſticismus. 

Aber auch die friſche Blüthe, zu welcher ſich die proteſtantiſch gewordenen 
oder neuerrichteten Univerſitäten in ven Rändern proteſtantiſcher Fürſten entfalteten, 
verlor fehr bald viel von ihrer Reinheit. Kaum waren bie theologifhen Fakultäten 
von Rom getrennt, als die Fefjeln des eignen Dogmas zu drüden anfingen. Aus 
dem Kampfe gegen vie katholiſche Hierarchie wurde ein Krieg ber Sieger um bie 
geiftlihe Beute. Um Konkorbienformel und Heidelberger Katechismus wurbe ge 
ftritten, wie einft um die päpftliche Unfehlbarkeit und ven Schag ber guten Werke. 
Statt der allgemeinen Kirhe und des Druds, den in ihr Rom geübt Hatte, gab 
es jet Laudeskirchen und Landesbiſchöfe; fürftlihe Beichtväter und Hoftheo logen 
wurden die Öauptperfonen des theologifchen Streits, und die Univerfitäten ſchienen 
manchmal and dem Regen in die Traufe gelommen zu fein. Ging es aud nicht 
gerade an Leib und Leben, jo wurde doch je nah Einfall und Denkart der re- 
gierenden Herrn oft während weniger Jahre eine ganze theologifche Fakultät ab» 
gefegt, um der kalviniſtiſchen Richtung Play zu machen, diefe wieder burd einen 
lutheriſchen Fürſten aus dem Amte gejagt, während vielleicht ein Dritter, welder 
der milderen Bermittlungsftelung Zwingli's und Melanchthons zugethan wor, 
unparteiiſch Lutheraner und Kalviniften Über die Grenze fchaffte. Und zum Beften 
der Univerfität war es fiherlich nit, wenn in der Negel die Profefforen nicht 
wie der alte Cato der beflegten, ſondern der jeweils ftegenden Sache anhingen. 
Das theologifbe Hofgezänk verwirrte und entwürbigte aber nicht blos die theo⸗ 
logiſchen Fakultäten, fondern man verlangte auch von den übrigen Univerfitäts- 
angehörigen, fi dem Ianbesherrlihen Glaubensbekenntniß zu alfomodiren. Hier⸗ 
buch wird ein fteter Wechſel im Lehrerperfonal herbeigeführt, da es nicht 
Jedermanns Sade war, feine religiöfen Anfhauungen nad dem jeweiligen Stand» 
punkte der Landesfürften und Konfiftorien zu ändern. In dem Kampfe, welden 
innerhalb der proteftantifchen Kirche die verjchietenen Richtungen mit einander 
führten, bildeten die Univerfitäten vie Hauptwaffenpläge, und bie lauteften Rufer 
im Streite gehörten ihnen an. 

Es ift zu verwundern, daß in diefen Tagen auf dem Gebiete ver nichttheo- 
Logifhen Wiſſenſchaften fo Gewaltiges geleiftet wurbe, daß z.B. die Namen eines 
Donellus, Eujacius, Godofredus diefen Zeiten des erbittertften Religiond« 
fampfes angehören und die von den Dumaniften ausgeftreute Saat fi zu reifer 
Frucht entwickelt. Um dieſe Zeit jcheinen auch die meiften, namentlich deutſchen 
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Univerfitäten diejenige Organifation erhalten zu haben, welde bis in unſere Tage 
feftgehalten ward. Das ſtudentiſche Element verlor mit Ausnahme Italiens, wo 
» B. die Reltorwahl noch unter Maria Therefia ihnen gelaflen war, ven ge 
ringen Einfluß, den es noch auf bie Univerfitätsverwaltung geübt hatte. Mit ven 
Polizei⸗ und Disciplinarvorfhriften, die damals gegen die alavemifche Jugend für 
nöthig gehalten wurben, vertrug fi aud eine Mitwirkung im Univerfitätsregi- 
mente ſchlecht, dagegen war ber Landesherr, der häufig felber over deſſen nächſte 
Borfahren vie Stifter der Hochſchule geweſen waren, aus deſſen Kaffe die Lehrer 
ihre Befoldungen oder doch Zulagen bezogen, von großem Einfluß auf die Uni« 
verfitätsverhältniffe. Wie ſchon früher in den Anfängen der Univerfitäten die Kanzler 
ber zuftändigen Biſchöfe die von Selten der Kirche als Bewahrerin des Dogma's 
nothwendig erſcheinende Kontrole Über die hohen Schulen geübt hatten, fo wurden 
jegt unter dem Namen Kanzler vertraute Regierungsbeamte beauftragt, für ven 
Landesherrn die Univerfitäten zu beauffihtigen und zu unterflügen. Doch finden 
wir Betfpiele, daß der Landesherr felber mit Interefle und Verftändniß dieſe An- 
gelegenheit beforgt. Als Rektor wirb häufig ein Mitglieb des Fürſtenhauſes oder 
fonft ein vornehmer Herr gewählt, der alsdann eines aus der Profefforenzahl ges 
nommenen Bertreterö bedarf. In fpäterer Zeit nimmt da, wo das Rektorat von 
dem Landesherrn felber als Ehrenftelle befleivet wird, der von ber Univerfität zu 
wählende Stellvertreter den Namen Prorektor an. Schon in ben älteften Zeiten 
ſehen wir da, wo der Lehrkörper und nicht die Studentenſchaft das Heft in Hänven 
bat, neben dem Rektor eine Art Regierungstollegium, welches allmälig aus ber 
Geſammtheit der orbentlihen Profefjoren der drei oder vier Fakultäten zuſammen⸗ 
gefegt it. Zwifhen vem Senate, Konfiftorium oder Koncilium, wie diefer 
Körper zu heißen pflegt, und ben Yalultäten gab es jedoch nicht felten Kompe⸗ 
tenzftreitigleiten bei Berufungen und ähnlichen Fällen. Die juriſtiſchen Fakultäten 
gelangten dadurch zu beſonderem Anfehen, daß bei dem Mangel einer gehörigen 
Iuftizorganifation und fländiger mit wifjenihaftlih gebilveten Urtheilern befegter 
Gerichte fie in fehr vielen Fällen auf Aktenverſendung Recht zu ſprechen hatten, 
In der philoſophiſchen Fakultät, wie jet die facultas artistarum gewöhnlich ge- 
naunt wird, nehmen aud neben Logik, Eloquenz u. f. w. die Naturwiflenfchaften einen 
geficherten und angefehenen Play ein, wenn es freilih auch ihnen ſowohl als ten 
Mevicinern noch vielfach an den nothwendigen Grundlagen und Hülfsmitteln fehlte, 
welche exrft der ungeheure Aufſchwung der exakten Wiſſenſchaften feit Leibnig und 
Newton zu Tage gefördert hat. So hat es namentlich lange gebauert, bis Stern- 
warten, hemifche Zaboratorien, anatomifche Theater u. f. w. errichtet wurben. In 
Heidelberg wurde das erfte Skelett 1559 als große Seltenheit zum Preife ven 
50 Gulden erworben. Neben denjenigen Studenten, weldhe um des fogenannten 
Bropftudiums willen diefen oder jenen wiſſenſchaftlichen Stand ergriffen, gab es 
aber auf den beutfhen Hochſchulen um das Jahr 1600 eine ſehr große Anzahl 
von Fürften, Orafen und Herrn, melde auf ihnen nur allgemeine Bildung und 
das für die Verwaltung des eigenen Beſitzthums nothwendige Wiffen ſuchten. Hod)= 
angejehen ftanden auch die Männer des Willens da und der Doctor juris ſprach 
von dem Adel feines Standes mit nicht weniger Selbfibemußtfein als der Ritter 
von feinem Schwertavel. Allerlei Privilegien Hatten die Kalfer den neugegrüns 
beten Univerfitäten zn verleihen angefangen, viele ber Profefforen erhielten tie 
Pfalzgrafenwürde mit den dazu gehörigen Befugniffen ober es wurbe der ganzen 
Univerfität als folder oder der Juriftenfalultät die fogenannte comitiva verliehen. 
Es war natürli, daß eine fo wichtige Korporation nicht der nächſten beften Orts⸗ 
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obrigkeit unterftehen konnte; privflegirter Gerichtsſtand und eigene Jurisdiktion, bie 
ſich oft über weite Güterkomplexe der Univerfttätsbefigungen erftredtte, galten für bie 
hohen Schulen Weſteuropa's als felbftverftändlih. Was Sitten und Sittenlofigfeit 
jener Periode anbelangt, fo werben bie Univerfitäten wie faft immer auch bier ein 
getreuer Spiegel ihrer Zeit und der Nation, ver fie angehörten, geweſen fein. 

In Frankreich und England war um dieſe Zeit das eigentlihe Univerfitäts- 
leben mehr und mehr in die Kollegien übergegangen, während umgefehrt in Deutfch- 
land das Burfenwefen feinen Einfluß und feine Bebeutung fo gut wie verloren 
hatte. Bon nun an wird es daher nöthig, bie Verhältniſſe des englifhen und 
franzöſiſchen Univerfitätswefens einer befondern nadträglihen Darftelung vorzu- 
behalten und ausſchließlich die Entwidlung in Deutſchland ins Auge zu faffen. 

Diefe traf auch allein der ſchwere Schlag, von dem fich erft nah Gene- 
rationen Bildung und Wiffenfhaft in Deutſchland erhoben, der 30jährige Bürger- 
krieg mit all feinen Verwüſtungen und Schreden. Daß zu folhen Zeiten Eltern 
feine Neigung mehr hatten, ihre Söhne auf ferne Univerfitäten zu fchiden, if 
ebenfo begreiflih, als daß wo die Kriegsfchnaren hinfamen, Lehre und Stubtum 
ſtill fand und die Studenten vielfach in den Strudel des Solvatenleben® gezogen 
wurden. Faſt kein Theil von Deutſchland blieb durch die Kriegsgeißel unberührt, 
und fo ward aud der Zuftand geiftiger Berwilderung und materleller Roth ein 
allgemeiner. Die Immatrikulationen in Heidelberg, welche im Jahr 1617 230 be. 
trugen, fielen fhon im Jahre 1621 auf 44, im Jahr 1626 warb fogar nur 
Einer immatrifulirt. Das Hinüber und Herüber des Kriegsglüdes traf bald Katho— 
liken, bald Lutheraner und Kalviniften, und als mit dem endlich wiederhergeſtellten 
Frieden aud an pie Werke bes Friedens gedacht werben konnte, zeigte ſich doch 
überall, wie tiefe materielle Wunden ver Krieg Deutfchland geſchlagen hatte. Schon 
im 16. Jahrhundert hatten die Studenten, fi) dem Abel darin glethfühlenn, ben 
Degen zu tragen angefangen, durch den 3Ojährigen Krieg wurbe ber Jünger ber 
MWiffenfhaft zum Raufbold und es dauerte faft ein Jahrhundert von den Tagen 
Philanders von Sittewalb bis zu dem „Renommiſten“ Zachariä's, daß Trunkſucht, 
Raufluft und andere fhlimme Lafter zu den Haupteigenfhaften der deutſchen Stu- 
denten gehörten. Allerdings iſt die Bemerfung Mohl's richtig, daß bie Ge- 
ſchichte nur die lauten Ercefie und nicht den ftillen Fleiß zu vermelden weiß, und 
ficherlich fehlte es auch niht an ehrſamen Theologen, Juriften und Medicinern, 
welche aus ven ſchweren Erlebniffen der Väter und den eigenen Drangfalen fich 
die Lehre gezogen hatten, das Leben und die Arbeit ernft zu nehmen; aber an- 
bererfeits iſt doch gewiß, daß ber Lehrerſtand durch die materielle Noth der Kriegs- 
jahre bedeutend heruntergefommen war und das Selbfigefühl und die Sorge für 
bie eigene Würde ber Armfeligleit der äußeren Lebensverhältniffe hatte weichen 
müffen. Die Stttenfhilverungen aus ber zweiten Hälfte bes 17. Jahrhunderts, 
wie fie in ben verſchiedenen Schriften über bie Univerfitäten Deutſchlands ent- 
halten find, ftellen ven Profefior häufig dar, wieer, abhängig von ber Laune und 
dem Einkommen ber reicheren Stubenten, dieſen alle mögliche Ungebühr verftatten 
muß, und wie bie jungen Übelihen, welche von ven Profefforen in Koft und 
Wohnung genommen wurben, ihre Hauswirthe zu Trinfgelagen und Narrenfahrten 
mitfchleppten und als fogenannte Profefiorenburfhen die übrige Studentenſchaft 
herabwärbigend behandelten. Es fehlte auch in dieſer Zeit an hervorragenden 
Männern auf den verſchiedenen Gebieten alademifcher Thätigfeit, und erft mit ber 
Begrändung ber Untverfität Halle und dem ganzen Wirken von Thomaſius 
begann für das Univerfitätsweien Deutſchlands eine neue Aera. 
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Bis dahin hatten im Zuſammenhang mit der Reformationsbemegung Wit- 
tenberg und Jena zu ben erften Pflanzftdtten wiſſenſchaftlicher Bildung gehört, 
aber im 17. Jahrhundert waren bie holländiſchen Univerfitäten für verfchievene 
Zweige der Wiſſenſchaft an ber erften Stelle, fo namentlich Leyden, Gröningen 
und Utrecht. Diefes Anfehen der holländiſchen Univerfitäten hing natürlich vielfach 
mit der großen Bedeutung zufammen, welde Holland als politifge und Handels» 
macht der damaligen Zeit befaß. Die 1694 gefchehene Stiftung von Halle konnte 
in der That als der Wendepunkt angejehen werben, wo wenigftens für die deutſche 
Wiſſenſchaft die ſchlimmen Spuren des 30jährigen Krieges ſich zu verwiſchen an- 
fangen. Mit großer Energie wurde von ber Staatsregierung für das Aufblühen 
ber neuen Hochſchule geforgt, und Niemandem kommt dabei größeres Verdienſt zu, 
als Thomaſius. Bis dahin waren die Vorlefungen faft überall in ber lateinifcyen 
Spradhe gehalten worben. Wie Thomafius bei wiffenfchaftlihden und populären 
Schriften fi vielfach der deutſchen Sprache bebiente, fo wurbe auch ſeitdem die 
Mutterfprache diejenige, in welche fi der akademiſche Unterricht kleidete, anfänglich 
freilich noch in den fteifen Formen latinifirender Konftruftionen und vielfad 
mit franzöfirenden Schnörfeln verfehen. Ernſtes wiſſenſchaftliches Streben ging 
von den Kreifen der Profefloren auf bie Studirenden über und ber dadurch ge= 
hobene Ton des deutſchen Univerfitätswelens blieb glücklicherweiſe nicht auf bie 
proteftantifchen Länder beſchränkt, ſondern ber Wetteifer um wifjenfchaftliche 
Ehre und Anſehen, die Zurückdrängung des jefuitifhen Fanatismus, das In- 
tereffe, welches aufgellärte katholiſche Fürſten an ben eigenen Landeshochſchulen 
nahmen, bewirkten, daß jene Scheidung, welde vie Reformation herbeigeführt 
hatte, zum guten Theil wieder ausgeglichen wurde. Die deutſchen Univerfitäten 
bildeten ſchon damals in der politiſchen Zerfahrenheit und beim Mangel an wert 
thätigen politifchen Gemeinfinn bie eigentlichen Repräfentanten der nationalen Ge- 
meinſchaft. Aus ihnen ging der Stand der wiſſenſchaftlich Gebildeten hervor, wel- 
her deſto mehr zur Elite der Nation wurde, als der Adel feine öffentlichen Pflichten 
vergaß und zu unmiffenden Landjunkern und gefinnungslofen Hoffchranzen herab- 
fant. Natürlich fehlte auch bier noch viel, daß die volle freie Wiſſenſchaft allein 
Ton angebend gewefen wäre; in ber Zeit bes aufgeflärten Fürftendespotismus 
lieferten die deutſchen Univerfitäten dem Staate feine Beamten, welche zum Guten 
wie zum Böfen die gefunden und kranken Elemente einer Bergangenheit befeitigten‘ 
wo das Staatsbewußtſein von Privilegien und Vorrechten zurüdgebrängt worden 
war. Es war mehr das Verdienſt der Univerfitäten des 18. Jahrhunderts, daß 
auf ihnen etwas Tüchtiges gelernt wurde, ald daß männliche Charaktertüchtigkeit 
anf den hohen Schulen Deutihlands gruß gezogen warb. Halle galt ganz be⸗ 
fonders als der Hauptfig von Doktrinen, welche dem abfoluten Fürftenthyume in 
bie Hände arbeiteten. Die Wolf'ſche Philoſophie war In allen Disciplinen ton« 
angebend, und nicht mit Unrecht hat man fie die Weltweisheit des Polizeiftantes 
enannt. 
ß Eine neue Schöpfung jedoch brachte au hier andere Anſchauungen zur Gel⸗ 
tung. Die Gründung der Univerfität Göttingen 1734 unter den Wufpicien bes 
Kurators Munchhauſen iſt für das deutſche Univerſitätsweſen das bebeut- 
ſamſte Ereigniß des 18. Jahrhunderts. Es war von hohem Werthe, ſowohl daß 
das hannbveriſche Fürſtenhaus in England angefiedelt war, wodurch der ſchlimme 
Einfluß des höfiſchen Protektionsweſens abgeſchwächt wurde, als daß durch vie 
Verbindung mit einem Lande, wo bie politiihe Freiheit ihren Wohnfig aufgefchla- 
gen bat, auch In Bdttingen eine freiere Denkart die Oberhand gewann, Unbe⸗ 
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ſtritten war die jüngſte der großen deutſchen Univerſitäten (nur Erlangen wurde 
1743 in kleinerem Verhältniß nad dem Muſter der Georgia Auguſta gegründet) 
im 18. Jahrhundert die mit Recht angeſeheuſte deutſche Hochſchule. Das Syſtem 
freier Berufungen aus allen Theilen Deutſchlands ſammelte dort die Koryphäen 
auf den verfchledenen Gebieten des Wiſſens, und namentlich waren es bie ſtaats⸗ 
wiffenihaftlihen Fächer, welche die forgfamfte Pflege fanden. Die Namen Pütter, 
Schlözer, Spittler bezeichnen die befte Periode der berühmten Hochſchule, und 
auf den übrigen Univerfitäten fuchten andere tüchtige Kräfte es mit allem Gifer 
viefen Männern gleihzuthun. Au bie öſterreichiſchen Hochſchulen, welche 
bis dahin in einer gewiffen Ifolirung von dem wiſſenſchaftlichen Aufſchwung ver 
Nation verharrt hatten, gelangten wenigftend für einzelne Yalultäten, jo nament- 
ih Wien ald Sig einer neuen Richtung in ter Meticin, zu hohem Anfehen. 

Die Leiden, welde ber fiebenjährige Krieg Über Deutſchland brachte, ver- 
narbten viel raſcher, als die Wunden, weldhe der 3Ojährige Krieg der nationalen 
Entwidlung geihlagen Hatte, und bald nach dem Hubertöburger Frieden begann 
die große Periode unferer klaſſiſchen Literatur, welche ebenfalls wieder an ven 
deutfhen Hochſchulen ihre hervorragendſten Vertreter fand. In Iena und feiner 
nädıften Nähe wirkten Schiller, Herder und Göthe, Fichte und Säel- 
ling, und ein beutfcher Brofefjor war es, der ald Begründer der kritiſchen Phi- 
lofophie vom weit entlegenen Königsberg aus dem Denken der Nation den hoben 
fittliden Zon gab, ver ſich fpäter in der großen Feuerprobe der Fremdherr⸗ 
[haft und ver Befreiungskriege fo glänzend bewährte. Wohl warb der nationalen 
Geiſtesſtimmung durch vie Anlehnung an das Haffiihe Alterthum und ben ab- 
ftraften Grundzug der fpelulativen Philofophie ein kosmopolitifches Gepräge ge 
geben, aber es war nothwendig, bei den zerfahrenen politifhen Berhältniffen jener 
Zeit einen fo hoben tvealen Ton anzuſchlagen; ähnlich wie in ber Zeit der Hu⸗ 
maniften mußten erft die Menſchen frei gemadt werden, ehe die bürgerliche Frei⸗ 
heit und das nationale Staatsbürgerbemußtfein Wurzel fchlagen konnten. Natürlich 
war es nicht Allen gegeben, dieſem hohen Fluge, ven damals die Blüthe der deut⸗ 
ihen Hochſchule nahm, zu folgen, und fo geht auch neben jener geiftigen Herr⸗ 
lichkeit eine unmwürbige Unterftrömung ber, welde in dem Orbend- und Lande. 
mannfchaftswefen in ven legten zwei Jahrzehnten bes 18. Jahrhunderts fehr viel 
- Anerfreulides bietet. Am unfchulpigften waren noch die Elemente, welche in Nach⸗ 
ahmung des Freimaurerweſens fi mit allerlei wohlgemeinten aber geiftlofen und 
leeren Formen vergnügter) und fehr bald trat mit der franzöftfhen Revolution ein 
Welterelgniß ein, welches vie Nichtigkeit aller dieſer Heinen Dinge zur Evidenz 
brachte, 

Anfänglich fanden die Principien von 1789 auch auf den deutſchen Univer- 
fitäten einen wenn auch nur theoretifhen freubigen Wieverhall. Der Rationalismus 
im tbeologifchen, philoſophiſchen und ftaatlihen Denken, deſſen Wurzeln fhon bei 
Hugo Grotius liegen und dann fpäter in England in der Schule Lode’s zu praf- 
tifher Seftaltung gefommen waren, war fhon lange auf ben deutſchen Hochſchulen 
beimifh, und die Verachtung vor dem hiſtoriſch Gewordenen, welche die Thaten 
und Reden ber Nationalverfammlung bezeichnete, ſtand fogar in einer gewiflen 
Verwandtſchaft mit den naturrechtlihen Lehren von der abfoluten Staatsgewalt, 
wie fie fih aud das abfolute Fürftenthum gerne hatte gefallen laffen. Sehr bald 
aber trat ein Umſchlag ein, als die Gräuel der Mevolution das Gute, was fe 
gebracht, vergeflen ließen. Die ftrengen Verbote gegen ſtudentiſche Verbindungen, 
welde die Reichsgewalt erließ, beweifen vielmehr vie Angft, welche ſich der da⸗ 
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maligen Machthaber bemächtigte, als dag man daraus auf wirkliche gefährliche po⸗ 
litiſche Umtriebe fließen dürfte. Wie der Deutiche überhaupt, fo war damals aud) 
der deutſche Profeffor und Student noch fer weit davon entfernt, in ber prak⸗ 
tiſchen Thätigkeit für den Staat eine feiner erften Lebensaufgaben zu fehen. 
Ein Georg Forfter war eine vereinzelte Ausnahme. Dazu kam, daß die Zu- 
flände des deutſchen Reiches für die Einfichtigeren fi als völlig unheilbar erga- 
ben und die Heinlihen Verhättuiffe der Partikularſtaaten dem politifchen Ehrgeiz 
keinen Raum und dem politiichen Wiſſen kein entſprechendes Arbeitsfeld boten. 

So ſtand e8 mit dem deutſchen Univerfitäten, als vie flegreihen Waffen 
Granfreih8 über. die Grenzen drangen und jener Zufland ber Fremdherrſchaft auf 
deutſcher Scholle gefchaffen wurde, ven erft nad einer halben Generation die ur- 
eigene Kraft des deutſchen Volles brach. Wie viel zur Erſchwerung eines Verhält⸗ 
niffes dauernder Unterwärfigleit unter einen fremden Eroberer die in ven Univer- 
ſitäten zufammengefaßte geiftige und fittliche Kraft eines Volles beiträgt, wußte 
der große Kaiſer recht wohl zu ſchätzen. Eine Reihe von deutſchen Univerfitäten 
wurde aufgehoben, antern rettete nur hochangefehene Yürfprache das Dafein; wo 
fie beftehen blieben in den ändern, über welche mittelbar oder unmittelbar der 
franzöfifche Katfer gebot, waren fie der Gegenftand fcharfer polizeilicher Ueber- 
wahung, des peinlichften Mißtrauens. Dennoch pflegten fle emſig das ihnen frei- 
gelafiene Feld und durch den Drud der Fremdherrſchaft wurden gerade fie bie 
Heerde, von denen für ganze Länder die Flamme nationaler Begeifterung fpäter 
ausging. Für einen Johannes von Mäller, ven ver Glanz der Napoleonifchen 
Größe blendete, gab es in dieſem Sinne wenigftens Hunderte von Männern und 
ZJünglingen von der Art der Fichte und Luden. Selbſt nachdem zu Aufterlig 
und Jena bie beiden mädhtigften Reiche in Deutfchland zu Boben geworfen waren, 
verzweifelten bie befieren Kräfte, welche Jung und Alt fi auf den deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen fammelten, nicht an ber nationalen Wievergeburt. Als 1809 der erfte An- 
lauf genommen wurde, bie Weltherrſchaft Frankreichs, die fich feft grünven zu 
wollen ſchien, im Anfchluß an den öſterreichiſchen Krieg dieſes Jahres durch die 
vereinigten Kräfte der ganzen Nation zu brechen, hatten bie geheimen Berbindun- 
gen in Nord» und Weftventichlann ihre Hauptinotenpunfte in ben Univerfitäts« 
ſtädten. Über nicht als das ausfchließlihe Werk unreifer Jünglinge, ſondern als 
bie ſchwere Arbeit ernfter patriotifcher. Männer wurde die Sache vorbereitet, zu 
deren Mißlingen befanntli viele Umſtände mitwirkten. Verftärkter Drud der feind- 
lihen Fremdheriſchaft war die nächſte Folge, aber gleichzeitig war in dem Staate, 
von welchem vor allen die Nettung kam, durch bie Gründung der Univerfität 
Berlin für die fittlide Stählung zum neuen Kampf eine ber Hauptwerfftätten 
des nationalen Geiſtes gefchaffen worven. Die Gründung von Halle und Böt- 
tingen war beides ein gewaltiger Foriſchritt in der wiſſenſchaftlichen Bedeutung 
der Univerfitäten gewejen, die Errichtung der Hochſchule von Berlin mitten unter 
ben Trümmern zufammenbrechender Staatazuftände, unter den Augen der Nation 
felber, war eine nationale That, deren Früchte raſch heranreiften. Die Jüng- 
linge und Männer, welche 1813 zu den ahnen tes Befreiungsheeres flrömten, 
waren befeelt von dem Geifte, den Fichte's Reden an die deutſche Nation ans 
gefaht hatten, von dem vaterlänbifhen Freiheitsgefühl, deſſen Heilige Wanne bie 
zu Berlin verfammelten Koryphäen deutſcher Wiſſenſchaft pflegten. 

Und bier zeigte fi ganz beſonders die nationale Bedentung der deutſchen 
Univerfitäten. Nirgendwo war der Drang, zu den Bahnen zu ellen, die Feder mit 
Schwert und Büchſe zu vertaufchen, lebendiger als an ven Pflanzſchulen der Wiſ⸗ 
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jenf&haft, und aud in den Rheinbundsſtaaten flug an den Hochſchulen die Gluth 
nationaler Begeiſterung auf, ſoweit fie nicht durch den Polizeidruck erftidt wurde. 
Auf den Schlachtfeldern von Bauten und Lügen haben die deutfchen Studenten 
dem Baterlande reichlihen Blutzoll geſpendet und bie gehobene heilige Stimmung, 
welde durch das deutſche Befreiungsheer ging, war nicht zum geringen Theile ta- 
durch hervorgerufen, daß vie gebildete Blüthe der Nation die Maſſen ver Streiter 
mit dem eigenen höheren Pflichtgefühl durchſtrömte. An wenig Univerfitäten konnte 
damals gelefen werden, bie Stubenten waren im Heere und burdjlebten mit den 
reiferen Männern jene große Epoche mit ihren tiefgreifenden Eindrücken vorüber- 
gehender Mißerfolge und bes endlichen glorreihen Sieges. 

Über neben dem Siege auf dem Schlachtfelde war noch ein anderer nöthig, 
um die Forderungen, welche bie deutſche Nation für ihr eigenes Schidfal ftellen 
mußte, zu befriedigen. Der deutſche Boden war vom Feinde gefänbert, aber wo 
war das Vaterland, wo der beutfhe Staat, für ven man gelämpft hatte? Als 
bie deutfhen Heere aus Frankreich zurüdkehrten, ja felbft, nachdem der vernid- 
tende Schlag zu Waterloo Frankreich auf lange Zeit unſchädlich gemacht, waren 
die politifden und nationalen Errungenfhaften für Deutfchland eine kümmerliche 
Abfindung. Niemand wagte zu fagen, daß abgefehen von ver Verminderung 
ver Fürftenhäufer die deutihe Bundesverfafſung einen weſentlichen Wortfchritt 
gegen die faktiſche Berfaffungslofigfeit des Reiches enthielt, im Gegentheil, ver 
Glanz und Schimmer, welcher auf der alten Kaiferherrlichleit gelagert war, Hatte‘ 
einer nüchternen Wirklichkeit Play machen müſſen, in ber fi eine Reihe fonveräner 
Fürſten und freier Stäpte, eine Geſandtenkonferenz zu Frankfurt a. M., aber 
fein deutſcher Staat zeigte. War fo dem Drange nad nationaler Einheit jebe 
Hoffnung auf Berwirklihung genommen, fo fand es nicht viel anders mit ber 
ftaatlihen Freiheit, der auch bie jungen Herzen zugefchworen hatten. Im 
wenig beutfhen Staaten wurden auch nur die Anfänge einer konftitutionellen Entwick⸗ 
lung verſucht. Schon glei anfangs hatte die deutfhe Theilnahme an dem fpa- 
niihen Befreiungskampfe fi nicht blos auf die Abſchüttelung des franzöfiſchen 
Joches bezogen, fondern die freiheitliche Gortesverfaffung von 1812, deren Mängel 
man damals weniger fcharf auffaßte, hatte ebenfalls das öffentliche Urtheil befto- 
hen. Dank der Kant'ſchen Philofophie, die ihrerfeit® wieder auf Montesquieu und 
auf die,Engländer zurüdging, war in all der romantifchen Gefühlsüberſchwäng⸗ 
lichleit der Befreiungsjahre, bei aller Vorliebe für die politiihe Geſtaltung des 
Mittelalters, doch auch ächter ſtaatsbürgerlicher Freiheitsſinn in ver Nation; neben 
den ſchwärmeriſchen Liedern Schenkenvorf3 fang man auch die mannesträftigen Ge- 
fänge Ernft Morig Arndt's, und „der Gott, der Eifen wachen ließ“ wollte — 
fo glaubte man — weder Knete unter fremder noch einheimischer Tyrannei. 
Die Theilnahme an öffentlihen Dingen war auch auf den Univerfitäten eine ern- 
ftere bei den jungen Männern, welde das große Weltgeriht über den Korfen im 
Felde mit durchlebt, die Gefahren des Kampfes mit getheilt hatten. Um fo tiefer 
griff au die Enttäuſchung, ald von all den herrlichen Träumen neuer deutſcher 
Größe nichts fih zu erfüllen fchien und die Jugend fich gezwungen ſah, da bie 
Gegenwart die Früchte verfagte, mit ihren Veftrebungen und Hoffnungen ſich der 
Zukunft zuzuwenden. 

Die deutſche Burſchenſchaft war der Ausdruck dieſer ernſten patrioti⸗ 
ſchen Geſinnung in der akademiſchen Jugend Deutſchlands. Was der Tugend⸗ 
bund in Zeiten der Fremdherrſchaft für die reiferen Männer geweſen war, ſollte 
auf dem Boden. der Sittlichkeit und des Geſetzes der Bund der deutſchen Bur⸗ 
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hen fein. Wenn wir in ihm eine unmittelbarere Beziehung zur praltiihen Po⸗ 
litt! wahrnehmen, al8 dem auch politiſch lernenden Stubententhume dienlich zu fein 
pflegt, fo tft dagegen zu erwägen, daß zahlreihe Männer von reiferer Tebensan- 
ſchauung damals noch dem Univerfitätsverband angehörten und daß bie Jugend 
jener Zeit durch bie Erlebniffe ernfl geworben war. Gegenwärtig zweifelt kein Ein- 
fihtiger mehr gbaran, daß jene Verirrung, welde in fpäteren Jahren das 
Berbinbungswefen an den beutfhen Hochſchulen traf, und für fo viele talent- 
volle und tüchtige Jünglinge zum Verderben ausſchlug, an, erfter Stelle durch 
die Schuld der Megierenden herbeigeführt wurde. Man vergaß völlig den 
fittliden Kern, welder aud bei den Ueberjchwenglichkeiten des burfchenfchaftlichen 
Treibens diefe Epoche fo vortheilhaft von dem rüden Wefen ver älteren Lands⸗ 
mannſchaften unterfchlen, und bie Denunciationen charakterlofer Solpfchreiber gegen 
ben freien Geift deutſcher Hochſchulen fanden oben nur allzu williges Gehör. Der 
Souveränetätspünlel und der Widerwille gegen jede freie Negung in mandem 
Einzelftant haßte den Zug nad nationaler Gemeinfhaft, welder die über alle 
beutfche Univerfitäten ſich erſtreckende Burſchenſchaft bezeichnete, und den freiheit: 
lichen Geift, der ftets die Jugend befeelen wird, wenn man fie nicht abfichtlich 
knickt und in Fefleln hält. Die unfchuldigen Thorheiten des Wartburgfeſtes wurden 
zu Staatöverbredden geftempelt, und als gar in einigen wenigen eraltixten Köpfen 
der Gedanke einer gewaltfamen Staatsverbefferung auftauchte, als der halb wahn- 
wigige Sand zum Mordſtahle griff, da Hatte die fürftliche Reaktion gewonnenes 
Spiel. E8 kamen jene Tage der Karlöbader Beichlüffe, weldhe die deutſchen Uni⸗ 
verfitäten fozufagen in Belagerungszuftand verfegten und einen jeven Lehrer und 
Studirenden an deutſchen Hochſchulen als des Hochverraths verdächtig dehandelten, 
es kam jene berüdtigte Mainzer Unterfuchungstommiffion, ver es bei aller ange- 
firengter Mühe nicht gelingen wollte, von allem dem Schrecklichen, was bie ge- 
bildete Iugend Deutſchlands verbrochen ober im Schilde baten follte, aud nur 
irgend etwas Greifbares zu entdecken. Die Folgen blieben nicht aus. Wie bie 
freiheitlich gefinnten Elemente in ber Nation fih in tiefem Schmerze von bem 
Staatsweſen abwandten, das ihre beften Hoffnungen zu Schanden gemadt, und 
die Schwachmüthigen in bie philiftröfe Gleichgültigkeit für öffentliche Dinge zu- 
rüdfielen, welche fo vielen Deutfchen in ver Kleinftanterei und der Ohnmacht ber 
Neichözeit zur zweiten Natur geworden war, fo gab es auch in ven Zwanziger 
Jahren neben der großen Menge ver deutſchen Stubirenden, melden der Sinn für 
bad Baterland fremd geworben war, Heinere wenig zahlreiche Kreife, die der bit- 
terfte Haß gegen das Beſtehende beberrichte, und wie e8 bei jugendlichen Naturen 
ſehr begreiflih war, zu verzweifelten Mitteln gewaltſamer Abhülfe brängte, 

Jetzt erft beginnt jenes Verſchwörungsweſen, welches feine eigentlihe Heimat 
in Frankreich und Italien hatte, das aber niemals, wie fo oft fälſchlich behanptet 
worden iſt, auf dentſchen Hochſchulen eine irgend bedeutende Verbreitung gefunden 
bat. Was der wahre Vaterlandsfreund mehr bedauern mußte, als dieje verein- 
zeiten Berirrungen, war die politiiche Gefinnungslofigteit, weldhe in wetten Kreifen 
berrfhte und einem Wicheraufleben ver Unwürdigkeit und Unfittlichfeiten früherer 
Tage ein breites Feld Bffnete. Aber mit der Unverwüſtlichkeit der guten deutſchen 
Art trat auch bier eine raſche Beflerung ein. Der freiere Zug, welcher anknüpfend 
an die europäiſchen Ereigniffe nach der franzöfifchen Iulirevolution aud in bie - 
deutſche Politik kam, ergriff ebenfo die deutſche Stubentenwelt. Nur mar. auch tiefer 
Auffhwung ebenfo vorübergehend als die allgemeine Reform, womit er in Zu- 
fammenbang fland, und er felbft war durch manche Nebenerjheinungen getrübt, 
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welche den Widerſtand der Machthaber hervorrufen mußten. Die alte Burfchen- 
haft hatte ſich auch mit Ihren politiihen Idealen und der Anftrebung ihrer Ver⸗ 
wirklichung auf die ſtudentiſchen Kreife beſchränkt, höchſtens daß die natürlichen 
Führer der akademiſchen Jugend, die Lehrer ver Hochſchulen, ihnen eine freundliche 
Theilnahme gewidmet hatten. Die Geheimbündelei aus ver Mitte der Zwanziger 
Jahre war im Grunde wirkungslos und infofern unſchädlich gewefen, aber nad 
1830 ſehen wir im fübweftlihen Deutſchland eine unmittelbare Theilnahme der 
Stubirenden an den ähnlichen Beftrebungen in ſtaatsbürgerlichen Kreifen, welche 
in dieſer Weife vor dem unparteiiſchen Urtheil nicht beftebt. Der Stuvent ift nicht 
dazu da, um fchon als folder in der Politik feines Landes das große Wort zu 
führen, und auch ‘wenn dad Hambacherfeſt weit weniger mit vem falſchen fran- 
zöſirenden Liberalismus behaftet geweſen wäre, mußte man doch die hervorragende 
Betheilung der Studenten an biefen und ähnlichen Danifeftationen der politifchen 
Unzufriedenheit verwerfen. Gewiß ſoll aud die akademiſche Jugend für die vater- 
ländifchen Dinge Intereffe haben, aber am beften bethätigt fie viefes dadurch, daß 
fie fih durch tüchtiges Lernen und fefte Charakterbildung für den fpäteren ſtaats⸗ 
bürgerlihen Beruf kräftigt. Die Heinen und großen Verbündeleien, welche endlich 
zu dem thörichten Frankfurter Attentat führten, wo neben einer Anzahl 
unreifer Stubenten wenige eraltirte ältere Männer und ein großer Troß von po» 
litiſch Unverſtaͤndigen, Kleinbürgern und Handwerksgeſellen die gewaltfame Umge- 
ftaltung der allerdings elenden ftaatlichen Zuflände Deutſchlands in die Hand 
nahmen, bildet keinen erfreulichen Abſchnitt weder in der Gefchichte der Univer⸗ 
fitäten, noch der allgemeinen Geſchicke Deutſchlands. 

Auch bier wieder erntete nur die Reaktion, was der wohlmeinenve jugendliche 
Unverftand gefät. Die Regierungen beeilten ſich, durch neue draloniſche Beſchlüffe, 
zu denen der Bundestag einfach fein Ja zu fagen hatte, die Polizeiaufficht über 
die Stätten der freien Wiffenfchaft zu verftärten, es kamen jene berüchtigten Mini» 
fteriallonferengen von 1834, deren Beichläffe vollftändig zu publiciren man 
nicht einmal wagte, ohne fie deßhalb unausgeführt zu laflen. Die Art. 38 bis 
55 der Schlußakte jener Minifterlonferenz haben es einzig und allein mit ben 
beutfhen Univerfitäten zu thun und zur Eharalterifirung diejer Beflimmungen mag 
ber Inhalt des Art. 49 genügen, wo e8 heißt: „Die Mitglieder einer burſchen⸗ 
ſchaftlichen oder einer auf politifhe Zwede unter irzend einem Namen gerichteten 
unerlaubten Berbinpung trifft (vorbehaltli der etwa zu verhängenden Artminal- 
fttafen) gefchärfte Relegation, außerdem follen dieſelben ſowenig zum Civildienſte, 
ale zu einem kirchlichen oder Schulamte, zu einer akademiſchen Würte, zur Advo⸗ 
fatur, zur ärztlichen oder chirurgiſchen Praris Innerhalb der Staaten des deutſchen 
Bundes zugelaffen werben.” Im gleichen Geifte waren die VBerfolgungen gehalten, 
welche gegen die bethörten Theilnehmer am Attentat und ten jonftigen Verbin⸗ 
Bindungen in ganz Deutſchland ins Werk gefegt wurden. Zum Glück zeigte eh 
auch hier bie deutſche Mannichfalfigkeit, und wo das eine Geriht auf Todesſtrafe 
oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe erfannte, fanden andere doch nur Berbreden, 
wofür eine kurze fFreiheitsftrafe genügte. Immer aber bleibt dem Leſer jener 
vielen Unterfuhungen wegen demagogiſcher Umtriebe ber Eindrud, daß gegen 
Spinngewebe mit ſchwerem Geſchütz ind Feld gezogen wird, und nicht ſowohl ein 
Drang nach gerehter Sühnung, als die freubige Genugthuung vorherrſcht, einem 
Gefühl unbegrenzter Nahe zu fröhnen. Ganz anders als jene erfte Unterfuchungs- 
tonmiffion aus dem Jahr 1819, hat vie 1833 am Sig des Bundestages zufam- 
menberufene eine reiche Ernte in ihren verfchievenen Berichten dem durchlauchtigen 
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Bunde unterbreiten können. Wie übrigens in ben Mittheilungen biefer Kommiffion 
die wirklihen Ergebniffe der einzelnen gerichtlihen Unterfuhungen zu Zeiten 
gefälfcht wurben, findet fih in dem Werke von Ilſe: Geſchichte der demagogiſchen 
Unterfugungen näher nachgewiefen. Zwei große Erfolge Hatte dieſer polizeiliche . 
und gerichtliche Krenzzug gegen bie deutſchen Univerfitäten glüdli errungen. Eine 
große Anzahl der tüchtigften wifjenfchaftlich gebilveten IAnglinge Deutſchlands ver⸗ 
fam binter Feſtungsmauern oder hatte im Eril das bittere Brod der Trennung 
vom Baterlande zu efien und nur verhältnigmäßig Wenigen von biefen gelang 
es, aus dieſem herben Schidfale ſich emporraffend in fpäterer befjerer Zeit nad 
geftatteter Heimkehr dem Vaterlande gereifte Dienfte zu leiſten. Auf ven deutſchen 
Untverfitäten felber aber trat naturgemäß wieder ein Zuftand fittliher Erfchlaffung 
ein, es zeigte ſich, daß burſchenſchaftliches Streben mit al feinen Fehlern und 
Schwähen ein nothwendiges Element für die geiftige Gefunbheit ber modernen 
dentſchen Hochſchulen ift und anderer Richtungen und Einflüffe unbeichavet, auf 
bie Dauer nicht entbehrt werben fann. 

Zehn Jahre dauerte diefe Zeit politiſchen Stilllebens. Als um bie Mitte der 
Vierziger Iahre unter vielfeltigen, theils ven inneren, theild den Auswärtigen Ber- 
hältniffen entfpringenten Einflüſſen der politiſche Geift in Deutfchland wieder feine 
Schwingen regte, nahmen auch die Hochſchulen und dießmal in einer Weife daran 
Theil, welche fih für die Stubentenzeit als eine Periode der Borbildung und bes 
Erlernens befjer eignete al& die früheren Verſuche. Theilnahme für die öffentlichen 
Dinge, nicht unmittelbare Mitwirkung. bei ihnen, ſchrieb jegt die neue Burfchenfhaft 
- auf ihre Fahne, welche das Gedächtniß an vie waderen Vorfahren in der alten Bur- - 
ſchenſchaft treu fefthaltend, vennod in dem Geiſte der nexen Zeit mandes anders an⸗ 
fah, als die Borlämpfer von 1815. Daß es auch jegt nicht an Ueberftärzung und 
Ueberſchwenglichkeit fehlte, war nur natürlich, aber immerhin fan das Jahr 1848 
in der damaligen alademifchen Jugend Deutfhlands zahlreihe Elemente, welche 
tüchtige Bürger eines deutſchen Staates zu werben verſprachen. 

In legterer Beziehung war in der akademiſchen Jugend ſchon feit Jahren 
ein lebhaftes Berlangen hervorgetreten, aus ber privilegirten Stellung der Stu- 
benten in bie freie Staatsbürgerfhaft mit al ihren Rechten und Pflichten über- 
zugehen. Man pflegte dies kurzweg als das Streben nah Aufhebung der 
afademifhen Gerichtsbarkeit zu bezeichnen, und die Gleichmachungsprin⸗ 
cipten des modernen, namentlih franzöflfhen Staatsrechtes hatten einen hervor⸗ 
ragenden Antheil an viefer Bewegung. Mit der autonomen Stellung, welde bie 
älteren Univerfitäten als mittelalterliche Korporationen einnahmen und bie auch im 
ber Folgezeit ven fpäter geftifteten zu Theil warb, verband fi eine mehr oder 
weniger umfangreihe Gerichtsbarkeit über bie Univerfitätsangehörigen, Profefloren 
fomohl als Stupirende. In den Zeiten, wo privflegirte Gerichtsftände die Regel 
waren, nahm man an bergleichen feinen Anftoß, in den neueren Tagen fah man 
darin fowohl eine Verlegung ber allgemeinen Rechtögleichheit, als eine Benach⸗ 
theiligung ber Freiheit, indem die halboäterliche Jurisdiktion der Korporation ohne 
bie Öarantieen des öffentlichen Nichteramtes und nach rein fubjeltivem Ermeſſen 
geübt wurbe. Infoweit es ſich dabei um gewöhnliche Vergehen gegen die allge 
meinen Strafgefege hanbelte, war zu einer Zeit, wo außerdem die Rechtögleichheit 
zum praftiihen Durchbruch kam, die alademifhe Strafgerihtsbarfeit ebenfowenig 
zu rechtfertigen als die Patrimonialgerichtsbarkeit. Aber offenbar ging das Mißbeha⸗ 
gen ber akademiſchen Jugend nicht eigentlich auf jene Fälle, ſondern gegen bie Dieci⸗ 
plinargewalt, welche als eine Art von judieium parium die akademiſchen Autori⸗ 
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täten über die Studentenſchaft übten. Nach dieſer Richtung war die Agitation 
gegen vie exceptionelle Stellung bes deutſchen Studenten eine unberechtigte. Pro- 
fefioren und Stubenten, die Lehrer und fünftigen Mitglieder ver verſchiedenen 
. wiflenfchaftlihen Berufszweige unferer Nation, bilden in ihrem Zuſammenſein auf 
den Univerfitäten einen geiftigen Ritterſtand, für den es fi wohl geziemt, daß 
er durch eigene Organe Über bie Ehrenhaftigfeit und fittlide Würbe feiner Ange- 
hörigen wacht und im fchlimmften alle mit entfpredhenden Strafmitteln, bie bis 
zur Ausihliegung aus ber ehrenvollen Gemeinfchaft gehen müflen, gegen Ungebähr 
und Umnwürdigkeit einfchreitet. In den Händen von Profefforen, die ja alle felber 
Studenten waren und durch den bauernden Umgang mit der alademifchen Jugend 
- den Veftrebungen des jugendlichen Alters niemals fremb werben, wirb biefes 
fittlihe Pairögeriht am beften geübt. Die burchgängige Iugend der Stubirenden 
felber und bie bei ihren vielen Kleinen Parteiungen faft unmöglich zu erreichende 
Unabhängigfeit des Urtheils läßt es unthunlich erfcheinen, die akademiſche Disctplin 
im Sinne einer ädten Genfur etwa unter Mitwirkung von Studirenden felber 
auszuüben. Der wohlthuende Einfluß, welcher durch bie Kommilitonen im engeren 
Sinne geübt werben Tann zur Förderung des Guten fowie zur Abwehr und Be— 
firafung des Schlechten, ſucht ſich praftifch andere Wege. 

Das Jahr 1848 brachte aber in eigenthümlicher Nebeneinanderfiellung außer 
der verftärften Agitation um Aufhebung der akademiſchen Gerichtsbarkeit eine an- 
dere, welche fich eine vermehrte Autonomie unferer Hochſchulen zum Ziele ſetzte. 
Einen geredhtfertigten Anftoß dazu gab die ftraffe Hanbhabung der Staatskuratel, 
wie biefelbe in Nachlebung der Bundesbeſchlüſſe ſeit 20 Jahren geübt worben 
war, und das vielfach bemerkliche Streben, die Lehrer und Pfleger der freien Wiſ⸗ 
ſenſchaften ganz und gar auf das Niveau des gemöhnlihen abhängigen Verwal⸗ 
tungsbeamten nieberzubräden. In dem möglichft freien Berufungsredhte, in ber 
Lehr» und Lernfreibeit fuchten fowohl die Profefioren als Studenten bie beften 
Säulen des Gebeihens für die Univerfitäten. Die eigenthümlichen Borzlige, welche 
fi) an das Deutihland ausfhlieglih angehörige Inftitut ver Privatdocenten 
nüpften, führten dazu, auch für tiefe erfte Stufe des akademiſchen Lehramtes ge- 
wife Erleichterungen, ein Hineinziehen in ben offictellen Xehrförper zu befürworten. 
So fehr war die alabemifhe Jugend von dieſen neuen Plänen ergriffen, daß die 
alten Unterfcheidungen von Landsmannfchaften und Burſchenſchaften, von Ver⸗ 
bindungs- und Nichtverbindungsftudenten Ihre Schärfe vielfach verloren und unter 
den Studenten felber aud das Princip voller Gleichheit zum Durchbruch gekom⸗ 
men ſchien. j 

Ganz vereinzelt hatte bie afademifche Iugend auf ben veutihen Univerfitäten 
(in Defterreih, wie wir fehen werben, war e8 anders) an ber politifchen Ummäl- 
zung nad ber franzöſiſchen ebruarrevolution werkthätigen Antheil genommen. 
Im Ganzen hielt man an ber richtigen Anfiht feft, daß der Student als folder 
fih für die Zeit feiner geiftigen Reife dem Staate aufzufparen bat. Anders 
fand es um die Fragen der Reform des fiudentifchen Lebens. Wie aber vie 
Hauptinterefien und foctalen Gruppen fih damals zufammenthaten, um über ihre 
neue Stellung in der neuen Zeit zu berathen und zu beichließen, jo fanden fi 
au, von einer Anzahl von Univerfitäten gewählt, Delegirte der deutſchen Stu- 
bentenfhaft im Juni 1848 auf der Wartburg znfammen. Mit fomifcher Ueber 
treibung jprad man von einem Stubentenparlamente, aber e8 begreift fi, baß 
bei dem Exrnft ber Zeit und dem Vorbrängen wichtigerer Interefien das ganze 
Zwiſchenſpiel bald in Vergeſſenheit gerieth. Ernfilicher waren bie Berathungen 
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gemeint, welde im September 1848 der zu Jena abgehaltene Kongreß 
von Univerfitätslehrern in Angriff nahm. Allein auch feine Berathungen 
wurben dur den Gang der Weltereignifle fehr bald zu „ſchätzbarem Material”, 
und nur einer Frage, die ihn eingehend befchäftigte, fei bier furz erwähnt. Un- 
entgeltlichfeit des Unterrichtes war, nachdem bie Gewäſſer der Revolution 
immer breiter und feihter zu werben anflengen, eine vielfach gehörte Volksforde⸗ 
rung und nad dem Vorgange Frankreichs war man jegt auch bei der Hand, für 
ben Unterriht an den Hochſchulen das gleiche Princip aufzuftellen. Soweit es ſich 
darum handelt, den wirflid Mittellofen trogdem den Zugang zur alabemifchen 
Belehrung zu verftatten, hatte fchon früher durch Stipendien, durch Stundung ber 
Honorarien oder gänzlihe Befreiung von ihrer Zahlung genügende Abhülfe be- 
ftanden, aber man verlangte jegt nicht blos dieſes Zugeftändnig für Unbemtttelte, 
fondern der freie unbezahlte Unterriht wurde als allgemeines Menſchenrecht pro⸗ 
.Hamirt. Der Staat hätte natürli demgemäß feine öffentlichen Lehrer der Wiſſen— 
(haft, deren Einlommen oft zum größten Theile vom Honorar der Zuhörer 
abhängt, in ganz anderer Weife befolden müſſen. Regierungszulagen würden bie 
Hauptquelle eines Anwachſes zur Einnahme geworden fein, den Profefforen hätte 
ein ehrenvoller Stachel zur wiſſenſchaftlichen Konkurrenz gefehlt und was vielleicht 
am höchſten anzufhlagen if, eine würbige Stellung des Privatdocentthumes wäre 
mit der Unentgeltlichleit der Hauptoorlefungen unvereinbar gewefen. Auf der ans 
dern Seite ift e8 auch fehr fraglich, ob der Fleiß des Studirenden und bie Werth- 
ſchätzung deflen, was bie Lehrer ihm bieten, bei einer allgemeinen Unentgeltlichkeit 
bes Unterrichtes nicht ſchwer gelitten hätten. Ia man darf weiter gehen und ge- 
fügt auf die Erfahtung folder Länder, wo das geforterte Princip in Geltung 
war, mit Sicherheit behaupten, daß jener Vorſchlag 1848 mit gutem Grunde bei 
reiferer Prüfung befeitigt wurde. 

Nicht wenig befhäftigte damals die flubentifhen Kreife ſowohl als was 
fonft am akademiſchen Leben Antheil nahm, der Streit über ven Zweikampf und 
bie feine Stelle vertretenden Ehrengerichte. In feiner Allgemeinheit gehört dieſer 
Gegenfland nicht in den Kreis unferer Skizze, als bloßes Studentenduell lohnt es 
dagegen nicht der Mühe, mit Gründen gegen eine Einrichtung aufzutreten, wo 
Gebrauch und Mißbrauch fo nahe bei einander liegen uud in der neuern Zeit 
verftändigermweife vie Gefahrlofigkeit mehr und mehr ins Auge gefaßt wird. Mit 
den Schwankungen der politiihen Strömung änderte fi aud ber Charafter ver 
öffentlihen Meinung in dem Mikrokosmus der Studentenwelt, abwechjelnd waren 
die entſchiedenen Gegner und bie energiſchen Vertheidiger des Studentenduells 
in der Majorität. Je mehr das Intereſſe an politiſchen Dingen erlahmte — und 
auch hierin folgte die akademiſche Jugend nur der Weiſe ihrer Väter — traten 
die akademiſchen Gebräuche und Mißbräuche, alle jene kleinen Wichtigkeiten, woran 
die Jugend Gefallen findet, mehr in den Vordergrund. Die Beſtrebungen der 
Studenten aus dem Jahr 1848 wurden von oben herab als Ergebniſſe des all⸗ 
gemeinen Liberalismus betradhtet und in der allgemeinen Reaktionszeit gemeinfcaft- 
lich mit ihm befämpft, wenn man auch flüger geworden war und weber ihre 
Gefährlichkeit überſchätzte, noch gegen fie, vie Übrigens wie die Waſſer von felbft 
verliefen, den plumpen Apparat von neuen Karlsbader Beſchlüfſen in Thätigkeit ſetzte. 

Schlimmer ald das zeitmeilige Abftehen von ſtudentiſchen Reformbemühungen 
war bie geiftige Erſchlaffung, welche in den erſten Nealtionsjahren unbeftreitbar 
über bie alademifhe Jugend Deutſchlands gekommen war. An vie Stelle freien 
wiſſenſchaftlichen Eifer war ein Ängftlihes Hängen am, reinen Brobfiublum ges 
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treten, unb leider fanden fih nit auf allen Hochſchulen die Männer, um biefer 
vom Haufe mitgebradgten kümmerlichen Richtung mit Eifer und Energie entgegen- 
zutretn. Denn auch an ven akademiſchen Lehrern Deutichlands waren bie Nad- 
wehen des Jahres 1848 nicht fpurlos vorübergegangen. Bis dahin hatte Tonftitu- 
tionelles Leben nur in den Heineren Staaten des Baterlandes ſich entfalten kön⸗ 
nen und ſelbſt bier waren die Berhältniffe felten fo angethan, um ben politifchen 
Ehrgeiz des Mannes der Wiſſenſchaft zu praktifcher Thätigfeit wachzurufen. Stel- 
ungen wie fie vor 1848 Notted und Welder in der bavifhen Kammer ein- 
nahmen und bie fie freilich ihre akademiſche Thätigkeit Yofteten, waren bie Aus- 
nahmen. Hatte doc der tapfere Dahlmann fein Eintreten für das beſchworne 
Grundgeſetz von Hannover mit dem Verluft von Amt und Heimat büßen müſſen. 
Erft 1848, als aud in Preußen eine wahre VBollövertretung berufen warb, als 
überall die Tefleln des fcheinbaren Konftitutionalismus gefprengt und wahre Ber: 
faffungen an ihre Stelle geſetzt wurden, als endlich die Gefammtvertretung dent. 
ſcher Nation in der Paulskiche zu Frankfurt ſich zum deutſchen Parlamente ei⸗ 
nigte, ſahen wir, wie allerfeits das Vertrauen ihrer Mitbürger veutfche Profefforen 
zur Theilnahme an den hochwichtigen Ürbeiten berief. Waren ja tod in ben voran» 
gegangenen trüben Zeiten der ftaatlihen Abgefchloffenheit und Zerfplitterung bie 
Univerfitäten die Pflanzftätten und Afyle des nationalen Einheitsgedankens gewe- 
fen und aud bie freiheitliche Entwidlung des Baterlantes hatte auf den beutfchen 
Hochſchulen ganze Reihen muthiger Vertreter gehabt. Die im Vergleich zu anderen 
Staatsbeamten unabhängigere Stellung der Profefforen, der weitere Geſichtskreis, 
welcher fih aus hoben wiſſenſchaftlichen Zielen nothwendig ergibt, der tagtägliche 
Umgang mit der geiftigen Elite der vnterländifchen Jugend, waren keine fchlechte 
Borbereitung für die parlamentarifche Thätigkeit, wozu nod die Gewöhnung ber 
freien Rede bei den meiften Hochſchullehrern kam. Wenn in den beutichen Etände- 
verjammlungen jener Zeit manches Erreichbare unerreicht blieb und das Einigungs- 
wert der Nation in Trümmer ging, fo haben taran die deutſchen Profeſſoren nicht 
mehr Schuld, als die übrigen Elemente in der Nation; und wenn fi erftere mit 
wenig Ausnahmen für denjenigen Weg praktiſcher Löſung entfchieven, den, fei es 
auh mit anderen Mitteln, pie Weltgefchichte in unferen Tagen mit ver Weihe des 
Sieges Iegitimirt hat, fo darf man darin eine fpäte Oenugthuung für eine Reihe 
vielgefhmähter Männer jehen, wovon Manden fon die kühle Erbe deckt. Aber 
bie deutfchen Brofefioren im Parlamente waren ihrer großen Mehrzahl nach libe⸗ 
ral und national gefinnt gewefen. In ber Reichsverfaſſung von 1849, welche zum 
großen Theil aus ihren Händen hervorgegangen war, wurben ben Fürften und 
Stämmen viele Opfer zum Beften der Geſammtheit zugemuthet — Grund genug, 
daß in ber Reaktionszeit der deutſche Profeflor mit ven wenigen Ausnahmen, melde 
fi damals beugten oder von jeher mehr Weide als Eiche gewefen waren, zu ben 
mißliebigen Klafien wie Doktoren und Advokaten gehörte, denen auch im „tollen 
Jahre“ allerlei aufs Kerbholz gezeichnet war. Manchem braven Manne fant we 
nigftens zeitweilig der Muth und die Ausdauer für den fhweren tagtäglichen 
Kampf gegen die rückwärts gefehrten Gewalten, und es bedurfte erft des frifchen 
Hauches, welcher von dem großen Kriege gegen das ruſſiſche Weltherrfchergeläfte 
anhub, um in Deutfchland überhaupt und fo auch auf ven Hochſchulen bei Lehrern 
und Studenten jene frifche. geiftige Atmofphäre zurüdzuführen, in welcher allein 
bei Lehrern und Schülern die freie Wiffenfchaft gedeiht. 
Seitdem bat das deutſche Univerfitätswefen Feine fchlimmen Rädfchläge mehr 
erlebt. Zwiſchen den Staaten ift ein reger Wetteifer bemerkbar, bie eignen Unis 
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verfitäten möglihft hoch zu ftellen und der freie Zug, welcher die Stubenten bes 
deutſchen Nordens an die ſüddeutſchen Hochſchulen und umgefehrt führt, bat im 
Sefolge, daß alle Vorzüge und VBerbefferungen des einzelnen Lehrlörpers auch ver 
Geſammtheit zu Gute kommen. So lange bei der deutſchen Stantslofigteit ver 
Nation das wahre politiihe Band fehlte, war biefe Mifchung ver deutſchen Stämme 
in den 2ehrerfollegien durch die freien Berufungen, in der Stubentenwelt durch 
das Recht des freien Stubiums ein weſentliches Mittel, in den wifjenfchaftlich ge⸗ 
bildeten Kreifen tas Gefühl eines nationalen Zufammenhangs lebendig zu erhalten. 
Aber auch dann, wenn das nationale Einigungswerk feinen Yortgang nimmt und 
ber deutſche Staat aufgebaut iſt, wird das gegenwärtige Verhältniß, daß die Uni» 
verfitäten nicht bloße Stammeshochſchulen, ſondern Pflanzftätten des wiſſenſchaftli⸗ 
chen Geiftes in der ganzen Nation find, feine volle Bedeutung behalten. Es wird 
nichts ſchaden, daß die Männer, welde in dem beutihen Parlamente aus allen 
Thellen des Baterlandes zur Entſcheidung über vie wichtigften Angelegenheiten ber 
Nation zufammentreffen, fhon als Jünglinge am Nedar, Spree und Rhein fröß- 
lich beiſammen gewefen find. Denn niemals foll man vergefien, daß die Studenten 
zeit auch eine fröhliche fein fol, daß fie in unferm Iugenpfrähling ver eigent- 
liche Wonnemonat ifl. Die Empfänglihleit für alles Schöne und Gute, für jene 
Jugendfreundſchaften, die noch das fpätefte Alter, wie Abenpfonnenglanz die ſchneei⸗ 
gen Talten Häupter der Gebirgsrieſen, vergolven, finbet fich nirgends fo als in dem 
wiflenfchaftlich fi bildenden Jüngling, dem dur die Klaffifer der mobernen nnd 
alten Literatur fo viel mehr Spiegel gegeben worben find, um die Herrlichkeiten 
des geiftigen und leiblihen Dafeins in fi aufzunehmen. Gerade das deutſche Stu⸗ 
dententbum bat, herausgefhält aus den Nohheiten ferner, und frei von ven Ueber⸗ 
ſchwänglichkeiten näher gelegener Tage, fi einen wahren Schatz ächter Lebenspoefie 
zu bewahren gewußt, möge er ver beutfchen Jugend niemals verloren gehen ! 
Die gegenwärtigen Einrichtungen der deutſchen Umiverfitäten, wie fie 
als der Nieverfchlag ihrer Geſchichte erſcheinen, laſſen ſich deßhalb in wenigen 
Rügen fchilden, weil bei aller fonftigen Zerriffenheit der beutfhen Dinge bie 
nationale Gemeinſchaft des Univerfitätelebeng fih auch in ihrer Organiſation aus- 
prägt. Häufig flieht an der Epite der ganzen Korporation, durch biefe Stellung 
geehrt und wiederum durch fie die hohe Schule der Wiſſenſchaft ehrend, als Retter 
der Landesherr. Ift dies der Fall, fo vertritt zur wirklichen Führung der Reltorats- 
geihäfte ven Rector magnificentissimus ein Proreltor. Anderswo bezeichnet 
Rektor den, wie der Proreltor, ans der Zahl ber ordentlichen Profefjoren durch feine 
Kollegen gewählten erften Bertreter der Univerfität. Wie er die erfle Autorität 
innerhalb der Korporation tft, fo pflegt neben ihm als Repräfentant ver Staats- 
furatel ein fogenannter Kurator zu ftehen. Das Inftitut der Regierungsbevoll- 
mädtigten, eine politifche Auffihtsbehörve, hat glüdlicherweife ver Sturm von 1848 
befeitigt. Der Kurator gehört ver akademiſchen Korporation nit an und erfcheint 
weſentlich als ein an Ort und Stelle geſchickter Beamter des Kultusminifteriums, 
fo daß manchmal aud die Kuratel direkt durch das Miniſterium beforgt wird. Der 
nähere Umgang bes Kuratord mit den Profefforen hat feine guten und bedenklichen 
Seiten. Wie jo häufig gilt auch bier der Sag, daß der richtige Dann an biefer 
Stelle Bortreffliches leiften fann. Wo dies gefchieht, fieht der Kurator ſich nicht 
als die Kontrollbehörbe, fondern als die fürforgenne Stantsftelle bei der Univer- 
fität an. Es liegt auf der Hand, daß eine gewifie Einwirkung und Auffiht bes 
Staates da nnerläßlih if, wo aus ben allgemeinen Landesmitteln bie Univerfitä- 
ten vorwiegend botirt werben. Der Staat hat dafür zu forgen, daß bie von allen 
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Staatsangehdrigen geleifteten Beihülfen auch möglihft im Interefie Aller verwen⸗ 
bet werben und auch da, wo bie Univerfität aus früherer Zeit ihr ſelbſtändiges 
Bermögen gerettet bat, Tann von einer abfoluten GSelbftverwaltung eben fo wenig 
bie Rede fein, als bei andern Korporationen. Über gerade bei einer wiflenfchaftli- 
hen Körperfhaft wird eine richtige Politit dahin führen, nur in wirklichen Noth⸗ 
fällen den Staatszügel anzuziehen, wo e8 gilt, gegen Kameraberie, Nepotismus, 
Intoleranz und jene andern Uebel aufzutreten, wozu das Tleifh in Korporationen 
Erbe iſt. Selten wirb es einem guten Kurator und einer tücdhtigen afabemifchen 
Korporation ſchwer fallen, im vollen Einverftänpniß für das Wohlergehen ver 
ihnen anvertrauten Anftalt zu wirken. 

Eine alademifhe Schule ift feine Monardie; wenn aud mit der Erlevigung 
aller laufenden Geſchäfte betraut, ift der Rektor oder Proreltor für wichtigere Be⸗ 
rathungen und Befchlüffe mit einem Senate umgeben, ber bald der fogenannte 
große Senat, beftehenn aus allen orbentlihen Profefjoren ift, die aud bei ver 
jährlihen Reftorswahl mitwirken (eine Theilnahme außerorbentliher Brofefjoren 
abet ift Ausnahme), bald ein fogenannter engerer oder Kleiner, ver entweber über- 
haupt ober bi8 auf feltne Ausnahmsfälle die Befugnifle der Gefammtheit hat. Wo 
ein Hleinerer Senat eriftirt, geht auch er aus Wahlen bald der Fakultäten, bald 
ber Sefammtheit ver Profefioren hervor. Dem Senate liegt bie Berwaltung bes 
Bermögens, bie Uebung der Disciplinargewalt, die Begutachtung von Vorſchlägen 
der Yalultäten und ber Verkehr mit ber Staatsregierung ob, welder ein unmit- 
telbarer, durch keine Zwifchenftellen verzögerter fein muß. Gewöhnlich flieht ihm 
ein juriftifch gebildeter Beamter zur Seite ale Synbilus, der mandmal, wenig- 
ſtens früher, aus ber Zahl der juriftifchen PBrofefjoren genommen wurde. In größer 
ren Univerfitäten ift wohl zur Vorbereitung ver Disciplinarunterfuhungen unb 
als juriftifcher Beirath des jeweiligen Rektors ein Univerfitätsantmann oder 
Nichter beftellt. Nur wenige Univerfitäten Gaben nämlich gegenwärtig noch KRanz- 
fer und Bicelanzler, wovon jene ehemals bie Stelle von wie man fagen könnte 
Regierungsbevollmädhtigten befleiveten und dieſe als Stellvertreter, des Kanzlers 
erfcheinen. Prolanzler wird berjenige Profeflor genannt, welder bei Nidtaus- 
übung des Amtes durch den eigentlihen Kanzler oder, wo das Kanzleramt 
ganz in Abgang gekommen iſt, den juriftiichen Beiftand bes Rektors ausmacht und 
im Senate das fogenannte votum informativum führt. Er fteht jetzt ganz inner- 
halb der Lehrerforporation und der Charakter des Amtes hat ſich völlig geändert. 
Etwas anders fteht die heutzutage vereinzelt no vorlommende Kanzlerwäürde 
z. 2. in Tübingen und Gießen, wo bamit bie Vertretung ber Univerfität auf dem 
Landtage verfnäpft ift. Nichtiger ift ohne Zweifel die andere Methode, welche ben 
Univerfitäten die Wahl eines Vertreters für die I. oder II. Kammer freigibt. 
Bei der Schwierigkeit, in Deutſchland die paflenden Elemente für eine erfte Kam- 
mer zu gewinnen, ift es boppelt wichtig, ben hohen Schulen einen Antheil wo 
möglid an ber Befegung eines Oberhaufes zu geben. 

Soll and die universitas litterarum in ihrer mobernen Bebeutung bie Ge⸗ 
ſammtheit der Wifjenfchaften umfafien, fo vollzieht fi doch die Geiftesarbeit in 
den Fakultäten. Längft vergangen find bie Unterfcheipungen, welche zwiſchen ben 
eigentlihen Fachfakultäten und ber vorbereitenden allgemeinen facultas artium be» 
ſtand. Auch diefe, die philofophifche, umfaßt jet ganz beftimmte Berufswiſſenſchaften, 
fie unterfcheivet fi nur dadurch von den anderen, daß fie mehr als eine, die phi- 
lologiſche, Hiftorifche, die verſchiedenen Zweige der Naturwifienfhaften u. |. w. 
enthält. Noch immer ift dad Negelmäßige die Eintheilung in vier Falultäten. Aus⸗ 
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nahmen find die Berhältniffe, wo bei getrennten Konfeffionen ber Bevölkerungen 
eine proteftantifhe und eine katholiſche theologifche Fakultät neben einander ſtehen, 
und ebenfo vie Ausſcheidung einer ſtaatswirthſchaftlichen Fakultät als fünfte, deren 
Difciplinen anderswo in ber juriftifchen oder beſonders philoſophiſchen behandelt 
werben. Ganz neuerlih hat man an einer veutfchen Hochſchule, Tübingen, aus 
der philofophifchen Fakultät eine neue naturwiffenfchaftliche ausgeſchieden, wie wir 
meinen, mit zweifelhaften Medhte. 

Die Organiſation der Fakultäten ift faft überall dieſelbe. Ein meift 
jährlich gewählter oder durd Turnus beftimmter Dekan führt vie laufenden Ge⸗ 
fchäfte, während die Entſcheidung in Fatultätsangelegenheiten, 3. B. die Gewäh- 
rung der Doktorwürde, VBorfchläge bei Berufungen, von der Öefammtheit der or» 
bentlichen Profefioren als Mitgliedern der Fakultät ausgehen. Eine Theilnahme ber 
übrigen Profefioren und Lehrer an ven Fakultätsentichließungen findet nicht ftatt. 
Obgleich ſich die Studierenden für ein fpectelles Falultätsſtudium inftribiren, gebt 
doch baraus kein befonderes Disciplinarverhältnig zu den Fakultätslehrern hervor, 
das Univerfitätsregiment bleibt Sache von Rektor und Senat. 

Schon lange find Pläne aufgetaucht und Verſuche gemacht worben, auch für 
bie Stuventenfchaft felber eine öffentliche Organifation zu finden, aber im Ganzen 
mit wenig Glück. Don kann auch zu viel organifiren, und wir befinden uns hier 
einer Aufgabe gegenüber, wo das Wort plus valent boni mores quam bonae 
leges nicht genug beherzigt werben kann. Die freiwilligen Organtfationen, in wel 
Ken ſich unfre akademiſche Jugend bewegt und deren Licht- und Schattenfeiten ber 
akademiſche Lehrer am beften kennt, find Ausfläfle unferes Kulturlebens, das je 
nad Stammesart und Charakterbefhaffenheit eine ſehr verſchiedene Färbung an» 
nimmt. Ein Theil der Mängel und Gebrechen, welche dabei zu Tage treten, hän- 
gen auf das engfte mit unferer bisherigen politifhen Mifere zufammen. In einem 
freien und mädtigen deutſchen Staate wird auch das deutſche Stubentenleben, in- 
Ber es feine guten Seiten behält, allerlei Beraltetes und Unwürdiges adftreifen 
miäflen. 

Dir haben uns bisher für vie ſpäteren Geſchichte und die Darftellung ber 
Univerfitäten wie fie heute find, nur auf beutfhem Boben bewegt und es erübrigt 
noch einen Blid auf die Schidfale zu werfen, weldye tie von einem gemeinfamen Aus- 
gangspunft fi entwidelnven hohen Schulen ver außerdeutfchen Länder gehabt ha⸗ 
ben. Eine Bergleihung deſſen, was Heutzutage die außerbeutfchen Univerfitäten jebe 
in ihrer Art find, wird naturgemäß dahin führen, zum Schluß einen Blid in bie 
wünſchenswerthe Zukunft diefer hohen Schulen aller Nationen zu tbun. 

Wir müflen unfre Umfhau in Defterreich beginnen. Der aus fo vielen 
Nationalitäten und Nationalitätsiplittern bunt zufammengefeßte Kaiſerſtaat, deſſen 
Ausſcheiden aus der Verbindung mit Deutfchland das Wegmwälzen des Steines vom 
Grabe der deutſchen Zukunft war, hat feit ver Neformation dem deutſchen Geiftes- 
leben niemals wahrhaft angehört. Die Länder, welche fi rühmen können, in Wien 
und Prag bie erften mittelalterlihen Hochſchulen anf deutfchem Gebiete beſeſſen zu 
haben, wurden nach der Kirchentrennung unter dem influffe der Iefuiten dem 
neuen ©eifte, ver fih an bie Kirchenreformation unmittelbar und mittelbar an⸗ 
Inüpfte, völlig fremd. Mit der Ausnahme von Bayern hatten doch die übrigen 
katholiſchen Hochſchulen gewiffe Berührungspunkte mit dem aufgeblühten Univerft- 
tätswejen des proteftantifchen Norbens, aber in Defterreih wurbe unter dem Drud 
bes Jeſuitismus bie Univerfität mehr und mehr zur bloßen Schule herabgewärbigt, 
während anderswo, 3. B, zu Halle und Göttingen, das wiſſenſchaftliche Streben 
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immer höheren Auffhwung nahm. So fehr Hatte fi die Scholaftit der Schule 
Loyola's eingeniftet in die Lehr: und Denkart der Öfterreihifchen hohen Schulen, 
dag felbft die Aufhebung des Jeſuitenordens in der Methove feine Aenderung 
brachte. Wie die Iefuiten das mittelalterliche Univerfitätswefen vorgefunden hatten, 
fo blieb dasſelbe, nur degenerirt, faft unverändert bis in das Jahr 1848, wo zum 
erftienmal wieder, wenn wir von dem früher erwähnten Auffhwunge der mebicini- 
ihen Schule in Wien abfehen, ein Hauch des ächtventfchen Univerfttätslebens auch 
bie Hochſchulen des Katjerftants berührte. Eigenthümlich war in dieſer Periode, an, 
deren Schluß wir uns zu unfrer Ueberſicht fielen, daß nur wenige der öfterreidhi- 
fen Univerfitäten im vollen Sinne biefen Namen verbienten, ba die Mehrzahl 
ber einen oder andern Fakultät entbehrte. In Grat, Lemberg und an der jebt 
aufgehobenen Univerfität Olmütz fehlen vie mebictnifche Fakultät. In Innsbrud 
außer biefer bis vor wenigen Jahren aud bie theologifche, die erft fürzli ven 
ben Iefuiten eingerichtet if. Während Grab vor etwa 2 Jahren die lange ange- 
firebte mediciniſche Fakultät erhielt, find Lemberg und Innsbrud aud gegenwärtig 
noch ohne viefelbe. Eine ſolche Verftümmelung hat den großen Nadhtheil, vie ge 
genfeitige Anregung von Profefforen und Stubierenden ber verſchiedenen Falultä⸗ 
ten abzuſchwächen und das reine Fachſtudium in den Vordergrund zu fiellen. In 
Deutichland hat man ſolchen unvollftändigen Tehranftalten, wie 3. B. der Akade⸗ 
mie zu Münfter, ven Namen Univerfität mit Recht verfagt. Ein weiterer Unter- 
ſchied von damals und noch jegt befteht darin, daß vie öſterreichiſche Monarchie, ob⸗ 
wohl in ihr mehr als 3 Millionen Proteſtanten leben, an keiner ihrer Univerfitäten 
eine proteftantifche theologiſche Fakultät befigt, nicht einmal in Peft, obgleich über ?/,, 
ber öfterreichlihen Proteftanten fich in ven ungarifchen Ländern befinden. Die hrote- 
ſtantiſchen Theologen mußten und müffen noch immer ihre Bildung an befondern theo- 
Logifhen Tehranftalten, wovon eine in Deutfhöfterreih und 9 in den -ungarifchen 
Ländern find, oder in dem ihnen mit Ausnahme der Ungarn und Siebenbürger freilich 
erſt feit neuer Zeit geöffneten Auslande fuchen. Erfolglos waren die Bemühungen nod 
in der jüngften Zeit, die proteftantifche theologifche Lehranftalt in Wien ver Univerfl- 
tät als fünfte Fakultät beizugefellen, fowte auch die in ven Jahren 1848 — 50 in wei- 
ten Kreifen genährte Hoffnung auf Gründung einer Univerfität in Hermannftabt mit 
einer proteftantiichen theologiſchen Fakultät, die zugleich eine nit unwichtige Stütze 
bes dentfchen Elementes hätte werten können, unerfüllt geblieben iſt. Aber aud bie 
Tatholifchen Theologen betreiben ihr Fachſtudium weit weniger an ben Univerfitä« 
ten, als an befonvern theologifhen Lehranſtalten (Seminarien), deren e8 über 100 
giebt und die theild von ven Biſchöfen, theild von den Klöftern eingerichtet find. 
Daß man aud auf andern Wifjensgebieten felbft nach dem Jahre 1848 von dem 
Spftem der Specialfhulen nicht abgefommen ift, beweist vie feither erfolgte Me- 
ſtauration der Rechtsakaädemieen in ven ungarifchen Ländern, und zwar in Preß- 
burg, Kaſchau, Großwardein, Debreczin, Agram und Hermannftabt, deren Beſuch 
zwar nicht zur Erwerbung des Doltorates, aber ebenfo wie jener einer Univerfi- 
tät, für den Staatsbienft die Befähigung gibt. 

War jhon fo durch die Zerfplitterung des Univerfitätsftubiums und bie Zer- 
fahrenheit der Fachſchulen ein diametraler Gegenfag gegen das deutſche Hochſchulen⸗ 
weſen gegeben, jo griff das Syſtem des philofophifchen Borbereitungäfurfes wo 
möglih nod tiefer ein, eine Einrichtung, von der übrigens auch bie bayriſchen 
Hochſchulen früher ſchwer heimgefucht worben find. Diefer fogenannte philofophifche 
Kurfus mußte dem Studium der erwählten Fachwiſſenſchaft abfolut vorausgeben, 
Hatte aber gleich den ſchlimmen Nachtheil, daß die Schulzeit der Gymnaſien um 
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defientwillen viel fürzer und nur auf 6 Jahre bemefjen war. Die naturgemäße 
Scheidung zwifhen Schule und Univerfität war dadurch aufgehoben, unreife Jüng- 
linge, ja 14- bi8 15jährige Knaben traten auf dieſe Weiſe in die Reihen der Stu- 
bierenden. Eine diefem unreifen Alter entſprechende Disciplin, die Behandlung ber 
Studierenden nah Scälerart, überhaupt ein jhülerartiger Zufchnitt in Allem und 
Jedem konnten da nicht ausbleiben, auch wenn fie nit von Oben geboten geme- 
fen wären. Diefer philoſophiſche Vorbereitungskurs dauerte anfänglich 3, feit 1824 
bloß 2 Jahre. In diefen 2 Jahren mußte nad einer unabänberlihen Reihenfolge von 
ben jungen Leuten, bie oft halbe Kinder waren, alles mögliche gehört und in Seme- 
ftralpräfungen reprobucirt werden. Die Hauptrolle fpielte eine fogenannte Religion» 
wiſſenſchaft, Algebra, Geometrie, Trigonometrie, Stereometrie, Pſychologie, Logik, 
Metaphufil, Inteinifche Philologie, Phyſik, Moralphiloſophie. Außer den halbjähr- 
lihen über den Webertritt in den, weiteren Kurs entfcheidenden Prüfungen fanden 
Woche für Woche, ja Tag für Tag Prüfungen in den Kollegien ftatt. Diejenigen, 
welche von der Zahlung des Unterrichtögelbes befreit waren, wenigftens %/,, muß- 
ten dafür als eigentyämlihen Erfag noch Prüfungen in der allgemeinen Natur- 
und Weltgefhichte und die Stipendiaten noch außerdem aus der Erziehungsfunde 
befteben, jo daß vie Letzteren, ehe fie ans Fachſtudium gelangten, 22 philofophi- 
fe Brüfungen durchzumachen hatten. Auch in dem Fachſtudium war nit etwa 
blos, wie auch an manden deutſchen Hochſchulen, das Hören reipeftive dad nad: 
gewiejene Belegen einer beftimmten Anzahl von Borlefungen vorgeſchrieben, ſon⸗ 
dern auch bier galt eine geſetzliche unabänderliche Semeftral-Studienoronung mit 
Prüfungen, die über ven Eintritt in den neuen Kurfus entſchieden und ebenfo 
ſchülerhaftem täglichen Eraminiren. Der öfterreichifche Juriſt 3. B. mußte fi wäh- 
rend feiner vierjährigen Studienzeit 12 Prüfungen unterziehen. Borwiegend bezo- 
gen fi die Mattrien auf das Canredit. Die damalige Mangelhaftigkeit des rö- 
mifchrehtlichen Studiums in Defterreih war notoriſch; über deutſches Staatsrecht 
und Reichsgeſchichte verſchwanden die Borlefungen ſchon 1808, weil man fie nad 
Auflöfung des Reiches für entbehrlich erachtete. Die Borlefungen waren Zwangs⸗ 
follegien nicht blos infofern, als den Studierenden die Stubienorbnung die Reihen» 
folge und Zeit der zu hörenden VBorlefungen. unabänderlich bezeichnete, fondern auch 
noch deßhalb, weil fie keine Wahl in Bezug auf die Perfon des Lehrers hatten, 
indem ihnen viefer zugleich mit dem Lehrgegenftande beftimmt war. Jedes Fach 
hatte nämlich nur einen Bertreter und keinem Profefjor war geftattet, über andere 
Fächer zu lehren, als für weldye er angeftellt war. Privatpocenten waren aber nicht 
zugelafien. Uno wenn fpäter gegen vie Mitte der vierziger Jahre zuerft in der 
mebdicinifhen, dann aber auch in der juriftiihen und philoſophiſchen Fakultät mit 
fpecieller Regierungserlaubniß außerorbentlihe Docenten auftreten durften, jo waren 
fie doch blos zur Abhaltung beſtimmter Borlefungen beredtigt, die fih nur auf 
ſolche Fächer erftredten, die nicht ſchon pur einen vom Staate angeftellten und 
befolveten Profeſſor vertreten waren. Der Kollegienbefuh mußte durch die Profef- 
foren Eontrollirt werben; ein fürmliches Aufrufen trat ein und wer öfter fehlte, 
verlor ein Studienjahr. Um in ven vielbefugten philofophifchen Vorlefungen biefes 
Telpwebelamt üben zu können, waren hier Sigorbnungen nad alphabetifder Reihe 
und Unterauffeher wie in ver Heinften Schule beftellt. Ein näheres Verhältniß zwi« 
hen Lehrern und Zuhörern trat nicht ein. Da das an fich geringe und nur von 
einer Heinen Minderzahl entrichtete Honorar dem Profeffer nicht zufloß, brachte 
eine größere Zuhörerſchaar ihm keinen materiellen Gewinn, fondern nur größere 
Arbeit duch die Fleißkontrolle und die vermehrten Prüfungen. Bon Anhänglichkeit 
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an ben Lehrer war feine Rede, da er amtlich zum verhaßten Zuchtmeifter beftellt 
wer. Die Disciplin Über. die „Hörer” — der Name Studenten war verpdnt und 
zugleich herabgewürbigt, da ihn die Lateinſchüler führten — wurde wie über um- 
reife Knaben geübt. Welch geringes Gewicht übrigens den alademifchen Vorträgen 
von ber Regierung jelbft beigelegt wurde und wie fehr vie Prüfungen als die Haupt- 
ſache galten, erhellet taraus, daß in ver philofophifchen und juriſtiſchen Fakultät 
das fogenannte „Privatflubium” zugelaffen war.. Diefe „Privathörer“ waren nicht 
gehalten, vie öffentlichen Vorleſungen zu befuchen, fonvdern ſtudierten unter der 
Zeitung von Privatiehrern, die das Hiezu erforderliche Befugnißdekret befaßen und 
fie nach den Kollegienheften der Profefforen für vie Prüfungen einpauften, denen 
fie fh von Semefter zu Semefter zu unterziehen hatten. Bon der Erlaubniß des 
Privarftudtums machten am häufigften vie Angehörigen der hohen Ariftofratie Ge- 
brauch, welche fich ſcheuten, mit den bürgerlichen Studierenden an der Univerfität in 
eine nähere Gemeinſchaft zu fommen. 

Waren fo vie alademifchen Einrichtungen vollftändig von dem verſchieden, was 
man als deutfches Univerfitätswefen zu betrachten pflegt, fo ftand es auch nicht anders 
mit dem ftudentifchen Leben. Ein Berbindungswejen, welches doch in ver einen ober 
andern Weife für das gebeihlihe Zufammenieben junger Männer den beften Rüdhalt 
gibt, war abfolut verboten; von einem ftubentifchen point d’honneur, das trod aller 
jeiner Ausmwüchfe einen nicht zu beftreitenben fittlichen Kern bat, war ſchlechterdings 
nicht die Rede. Unter ver Regierung des Kaiſers Franz I. unfeligen Andenkens war 
den Stubenten nicht einmal geftattet, unter ihrem Namen Bälle zu veranftalten. Ste 
mußten ſich vabei der nichtöfagenden Firma Geſellſchaftsball bedienen. Auf eine hier⸗ 
gegen eingereichte Vorftellung reffribirte der zopfigfte und philiftröfefte aller Monar⸗ 
chen, neben dem der fteife und nüchterne Friedrich Wilhelm III. von Preußen noch als 
ein Enthufiaft richten, daß bie Stupirenden von ihren Eltern nicht deßhalb auf die 
Univerfität gejchidt würden, um Bälle zu geben, ſondern um zu lernen | 

Diefelbe Feſſelung der individuellen und forporativen Freiheit, weldhe den äfter- 
reichiſchen Studenten von der reihen Erbfchaft des deutſchen Univerfitätsgeiftes aus- 
ſchloß, lag au auf den Profefjoren. Ebenfo wenig als Lernfreiheit gab es Lehrfreiheit 
und der Unterricht mußte nach vem Inhalt und Gang oft ganz veralteter Lehrbücher 
vorgenommen werden. Durch den Mangel bes Inftitutes der Privatpocenten war frei⸗ 
lich auch die befte Quelle für tüchtige akademiſche Lehrer abgegraben, die Einrichtung 
ber Affiftenten, Adjunkten und Privatfuppleanten — letztere hatten bei Krankheits⸗ 
und andern Berhinderungsfällen des orventlihen Profeflors die Vorlefungen nad) deſ⸗ 
fen Heften fortzufegen, d. h. die legteren abzulefen — war hiefür fein Erfag. Der ein⸗ 
zige legale Weg, eine Profefjur zu erlangen, war ber fogenannte Konfurs, wobei von 
der Stubienhoftommiffion gegebene Fragen unter Klaufur zu löſen und eine Probe⸗ 
vorlefung zu halten war. Sehr häufig war jeboch dieſe ganze Mühe illuſoriſch, da der 
beftandene Konkurs nur für ven eben erledigten Lehrſtuhl wirkfam war und der Pro- 
fefior des erledigten oder eines verwandten Faches an einer andern Univerfität den 
erften Anfprud auf die erledigte Stelle hatte. Ein Refultat davon war, daß man alle 
Hebel anfegte, um in irgend einem Fache Profeflor zu werden; dann fonnte man bof- 
fen, allmälig aud) zu einem Lehrſtuhl zu gelangen, von deſſen Wifienfhaft man wirf- 
li etwas verftand. Aber auch da, wo ein folder privilegirter Bewerber nicht den Plag 
einnahm, war der Ausfall des Konkurfes nur felten maßgebend für Beſetzung ber 
Stelle. Votum und Vorſchlag der Fakultät, ein dazu verlangtes Öutachten der bezäg- 
lihen Wiener Yalultät mußten regelmäßig der Macht der Proteltion in hohen Kreifen 
weichen. Eine befondere Anwartſchaft auf Profefiuren in den juriftijchen und philoſo⸗ 








Mniverfitäten. 103 


phiſchen Fakultäten hatten die Hofmeifter in hochadeligen Häufern. Sie machten 
den Konkurs pro forma mit, gleichviel ob gut oder ſchlecht. Das hochadelige Fa⸗ 
miltenhaupt fegte dann feinen ganzen Einfluß in Bewegung, um ſich dem lang⸗ 
jährigen Lehrer feiner Sprößlinge erkenntlich zu bezeigen und ihm die gemwänfchte 
Profeffur zu verfhaffen. Erfparte man damit doch ganz oder zum Theil die Verab⸗ 
reihung einer Benfion, die auf den Staat Überwälzt wurde. Was lag den hoben 
Herren daran, wie bie Univerfität mit dem ihr oktroyirten Profeſſor fuhr ! 

Ganz im Einklange mit viefer Herabwärbigung der Univerfität zur Schule 
war die Stellung berfelben zum Staate. Die Univerfitäten befaßen keine Spur 
von Autonomie in Bezug auf ihr inneres Leben, weber bei Erfüllung ihrer 
wiffenfchaftlihen Aufgabe, noch in Betreff der Verwaltung ihres Vermögens. Ihr 
Einfluß bei Beſetzung der Lehrämter oder Veränderungen in denſelben war gleich 
Null und ihre Vermögen wurde von ber Staatögüterapminiftration verwaltet. Die 
völlige Unterwerfung der akademiſchen LTehrthätigfeit unter die Herrfchaft des Staates 
hatte an den beiden größten Univerfitäten Wien und Prag, da man bie Fakul⸗ 
täten der Form und dem Namen nad; fortbeftehen ließ, bie abſonderliche Wirkung, 
daß Lehrkörper und Fakultät auseinandverfielen. Die Fakultät bildeten ſämmt⸗ 
fihe an ihr promovirte oder nachträglich gegen Bezahlung der Promotionsgebühren 
bei ihr immatrikulirte Doftoren, welche allein und ausſchließlich für bie akademi⸗ 
fhen Würven, pas Defanat und Rektorat, das aktive und paffive Wahlrecht Hatten. 
Der Lehrlörper einer Fakultät begriff vie an ihr lehrenden Profefioren in fi; 
er fand nicht unter dem Delan der Fakultät, fondern unter einem von der Re 
gierung beftellten Studiendirektor, ber Fein Profeffor war und aus der Zahl 
ber höheren Beamten und Geiftlihen gewählt wurde. Die Delane fungirten blos 
beit den Doltorprüfungen (Rigorofen), dann bei den öffentlichen Doktordiſputa⸗ 
tionen und Promotionen; die Rektoren nur bei den beiden legtern. Der Profeflor 
war daher nicht als folder Mitglied der Fakultät, und braudte es auch nicht zu 
fein; er war ed nur dann, wenn er ihr ald Doltor angehörte, was häufig nicht 
der Fall war. Gleichwohl prüften die Profefioren, mochten fie Fakultätsmitglieder 
fein oder nicht, mit den Dekanen die Kandidaten pro doctoratu, entjchieten über 
deren Zulafjung zur Difpntation und Promotion, promovirten diefelben und be= 
zogen die für diefe Alte vorgefchriebenen Gebühren. 

Die Fakultäten vereinigten fih in dem akademiſchen Senat, von deſſen 
Wirkſamkeit aber wenig zu hören war und deſſen Zufammenfegung der Ablöfung 
des Lehrkörpers von der Fakultät entſprach. So beftand der alademifhe Senat in 
Prag aus dem jeweiligen Rektor als Borfigendem, dann aus den 4 Direltoren 
der Fakultätsftudten, dem Direltor der Ghmnafialftudien in Böhmen, den 4 
Fafultätspıfanen und den Senioren und Bicefenioren der 4 Falultäten als Bei—⸗ 
figern. Profefforen faßen daher nur. zufällig in demfelben und es fam vor, baß 
fi fein einziger darin befand. ‚Ueber dem alademifchen Senat fand in Prag ber 
Erzbiſchof als Kanzler der Univerfität und Protector studiorum. Ihm mußten bie 
zu promovirenden Doktoren aller Fakultäten vorgeftellt werben und er hatte das 
Necht, gegen die Promotion Einfpruch zu erheben. 

Der berühmte Pädagog Salzmann bat befanntlidy zu Ende des vorigen Jahr- 
hunderts unter dem Titel: „Krebsbüchlein" eine Anweiſung gefchrieben, wie Kin- 
der nicht erzogen werben follen. Die vormärzlihe öſterreichiſche Univerfitäts-Ein« 
richtung war ein ſolches Krebsbüchlein. Darum gieng und geht aber auch Alles 
in Defterreih den Krebsgang. Denn natürlich es gehörte eine beſonders gefunde 
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Natur dazu, unter dem Ioche dieſes Univerfitätsfyftens nicht geiftig zu verkrüppeln 
und fittlich zu verderben *). 

Mitten in diefe Halbvermoberten, halbverrotteten Zuftände in einem Gebiet, 
das bis dahin dem deutſchen Univerfitätsieben, wenn wir von dem Beſuch ber 
öfterreichiichen mediciniſchen Schulen durch unfere jungen Werzte abfehen, vollig 
fremd war, brauste ter Sturm des Jahres 1848 und befanntlih hat nirgendwo 
fih die akademiſche Jugend in einem fo hervorragenden Maße an ver politifchen 
Bewegung dieſer Zeit betheiligt als in Defterreih, e8 war „ber Sklave, der bie 
Kette bricht." Die Univerfitätsreform bildete eine Hauptaufgabe für die Mini⸗ 
flerien der Neuzeit und offen erfannte man an, daß das Vorbild für die Um- 
geftaltung in den beften Univerfitäten Deutſchlands gefucht werden müfje. Bei dem 
Mangel tüchtiger Lehrkräfte im eigenen Lande war man darauf aus, von ben deut- 
fhen Hochſchulen fih durch Celebritäten Erfag zu verfchaffen. Die beiden Jahr- 
gänge obligater philofophifger Studien wurden von den Hochſchulen ausgefchieben 
und den Gymnaſien wieder zugewiefen. So wurbe es möglih, wirkliche philo— 
fophifche Fakultäten, wie fie an ten deutſchen Hochſchulen beftehen, zu begrünten. 
Das Inftityt der Privatvocenten wurde eingeführt, das Honorarienwejen nad 
deutfcher Urt geregelt, der Beſuch ausländifcher Univerfitäten erleichtert, die Or⸗ 
ganifation des Lehrkörpers ward ebenfalls den deutſchen Univerfitäten nachgeahmt, 
Fakultäten mit Dekanen an der Spite, ein akademiſcher Senat unter dem Neltor 
als Borftand bilden vie felbftändigen VBerwaltungstörper der Hochſchulen. In Wien 
und Prag blieben jedoch noch die Doftorenfollegien in der früheren Weife daneben 
beftehen. Die Lernfreiheit wurde in den weltlihen Fakultäten nur mit einer ge- 
wiffen Beſchränkung für die Staatsdienftafpiranten proflamirt, e8 ftand den Stu- 
denten frei, welche Vorleſungen, in welcher Reihenfolge und bei wem fie biefelben 
hören wollten. 

Allein wenigſtens dieſe Errungenfhaft der Yreiheitsjahre war von kurzer 
Dauer. Was die theologifhe Bildung anbelangt, fo war dieſe ſchon früher nicht 
Sache der Untverfitäten gewejen; das Konkordat von 1855 äußerte aber, inbem 
es den ganzen Unterricht nach mittelalterlihem Syſteme ver Kirche in die Hand 
zu geben drohte, feine Wirkung auch auf den übrigen Gebieten des Wiſſens. Für bie 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Fakultät wurde ſchon am 25. Sept. 1855 wiederum 
eine ſchulmäßige Studienordnung erlaffen mit obligeten Kollegien und befttimmter 
Reihenfolge derfelben. Doc ließ man wenigſtens ven früheren Wuft ver Annual- und 
Semeftral- Prüfungen bei Seite, an deren Stelle nad Ablauf des vierten Seme- 
fter8 ein fogenanntes rechtsgefchichtlihes Eramen trat. Die jhon früher erwähnten 
Rechtsakademien in Ungarn und Giebenbürgen blieben al8 ſolche beftehen unb 
wurden ebenfalls dem Zwange ver neuen Studienordnung unterworfen. Die Uni« 
verfitäten in dem früher öfterreichifchen Italien hatten vielfach andere Einrichtungen, 
deren fpäter bei dem Ueberblid über das akademiſche Univerfitätswefen kurze Er— 
wähnung gejhehen wird. Es tft nicht zu verkennen, trog der Rüdjchritte, welche 
die Konkordatspolitit des Kaiferftaats für das geiftige Leben der Bevölkerungen zur 
Folge gehabt hat, daß die öſterreichiſchen Univerfitäten Dur den Umſchwung bes 
Jahres 1848 den hohen Schulen Deutſchlands beveutend näher gelommen find, 
aber andererfeits ergiebt fih dem fchärfer Blickenden unzweifelhaft, daß Jahrhun⸗ 
dert lange Berwahrlofung fih auf feinem Gebiete ſchwerer rächt und nirgendwo 


*) Die Schilverung der vormärzlichen Untverfltätszuftände in Deflerreih verdanke ich mei- 
nem Freunde und Kollegen Makowiczka. D. B. 
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langſamer wieber gut gemacht werben kann, als bei den Anftalten für die höhere 
wiſſenſchaftliche Geiſteskultur der Nationen. 

In Frankreich Hatte ver hohe Ruhm der Barifer Untverfität, mit der an 
Anfehen nur Bologna wetteifern konnte, noch lange feinen Beſtand, als auch in 
den fpätern Provinzen des Landes bedeutende Hochfchulen ‘gegründet wurden, fo 
namentlih Montpellier, Orleans und Bourges. Allein die europäiſche Bebeu- 
tung der Pariſer Univerfität mußte einen gewiſſen Abbruch erleiven durch vie 
Stiitung von hoben Schulen in den einzelnen Ländern, befonders in Dentfchland. 
Im 16. Jahrhundert kamen dann nod die Wirkungen der Kirchentrennung hinzu, 
und als fpäter die janfeniftifchen Händel Paris und Franukreich in zwei Parteien 
theilten, als ein freierer Geift den Ölauben und das Denken der Nationen zu 
erfafien begann, waren mit Ausnahme der Univerfität Straßburg, die fih durchaus 
ben guten deutſchen Charakter erhalten hatte, die 21 franzöſiſchen Univerfitäten 
weit hinter ihren Aufgaben und hinter ven Xeiftungen ber beften proteftantifchen 
Hochſchulen Deutſchlands zurücgeblieben. Es laſtete auf ihnen ein großer Theil 
der ſchlimmen Einflüffe, welde damals die Entwidlung auf den Tatholifhen Hoch⸗ 
ſchulen Deutſchlands zurüdhielten. Als envli die Revolution hereinbrach, fanden 
die Hochſchulen ſchon als privilegirte Korporationen die öffentlihe Meinung in 
einer Periode gegen fi, wo die Gleichheit als das höchſte Princip gefeiert wurbe. 
Die Engherzigkeit und Berfolgungswuth der Sorbonne hatte biefe, die eigentlich 
theologiſche Univerfität von Paris, zu einem Gegenſtande des allgemeinen Haſſes 
gemacht; die juriftifche Fakultät war deßhalb ohne Anfehen und Anhang, weil vie 
Uemter dur Stellenkauf und Maitrefienproteltion und nicht nach dem Erfolg ver 
Stubien vergeben zu werben pflegten. Dan kann fagen, daß die Männer, welche im 
18. Jahrhundert ven Geift von Frankreich repräfentirten, wie Boltatre, Motesquien 
und Roufſeau mit den Univerfitäten des Landes auf einem fortwährenven Kriegsfuß 
ftanden; fein Wunder, daß die Revolution, die Erbin jener Denkweiſe, zu ihren 
erfien Opfern and) die franzöfifchen Univerfitäten auserſah. Die Nengeftaltungen, 
welche an bie Stelle ver alten vtelhundertjährigen aber auch veralteten Inftitutionen 
traten, erhielten erft einen Ruhepunkt, ale das Genie Napoleons, den Zug ber 
Franzoſen nad) Centralifation aud auf bie Wiflenfchaften und Künfte anwendend, 
feine große- Reform des Unterrichtes unternahm. Statt die Sache von felbftän- 
digen Korporationen zu fein, wurde nun der höhere Unterricht nur ein Glied 
in dem ganzen Staatsfhulorgantsmus. In fünf fogenannte Fakultäten 
vertbeilt: Science, Lettres, Medicine, Droit, und proteflantifhe oder katholiſche 
Theologie, vollzieht ſich der höhere Unterricht wie im erften Kaiſerreich jo auch unter 
der Reftauration, dem Julilönigthbum, der Mepublil und dem gegenwärtigen Shy- 
fieme. Nur in Paris und Straßburg find alle fünf Fakultäten: Philologie 
(fo läßt fi die Fakultät des Lettres wohl wiedergeben), Naturwiſſenſchaft (Science, 
bie eralten Wiflenfchaften) und die drei Fakultäten des Nechts, der Mediein und 
Theologie vereinigt; in vollem Sinne des Wortes, und vom deutſchen Standpunkte 
aus werden wir baber aud nur diefe Univerfitäten nennen lönnen. Selbſt ber 
Ausdruck Univerfität iſt gegenwärtig nicht offictell, die vereinigten Yakultäten von 
Paris führen den Titel Institut de France. An den andern Hochſchulen fpridt 
man Immer nur von ben einzelnen Fakultäten und ver Lehrer nennt fi) Profeffor 
an dieſer oder jener Fakultät. Die Verſuche unter Lonis Philipp, dem höheren 
Unterricht mehr den Charakter wirklicher Univerfitätsftubien zu geben, waren fo gut 
als erfolglos. Gegenwärtig giebt es in Franfreih 16 facult6s de lettres, 16 
facultes de scienoe, 3 &coles de medecine, 9 6coles de droit, 6 latholiſche 
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und 2 proteftantifche theologifche Fakultäten. Dieſe Zerfahrenheit der höheren wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Ausbildung in Fakultätsſchulen läßt natürlich ein korporatives Leben 
weder für Lehrer noch Stubenten zur vollen Entfaltung kommen. Der franzöſiſche 
Profefior ift in erfter Reihe Staatsbeamter, auf feine Einnahme von dem Staat 
einzig und allein angewieſen. Wo ji) die Vorträge nicht, wie meiftens in Paris, 
zu oratoriſchen Schauftäden fteigern, fallen fie in das andere Ertrem mechaniſcher 
Abrichtung, wozu beim juriftifchen Unterricht die Sitte jehr viel beiträgt, vie Ent- 
wicklung des Lehrgegenftandes nicht fyftematifh, fondern nach ver Reihe der Ge⸗ 
jegesparagraphen vorzunehmen. Die meiſten franzöflfchen Rechtslehrer find bloße 
Stoffatoren der fünf Geſetzbücher. Nachtheilig für die Wirkſamkeit des Unterrichts 
an den Fakultäten außerhalb Parts wirkt die Sehnſucht der Meiften, an vielen 
Sentralfig des franzöfifchen Lebens berufen zu werben. Nur vereinzelt finden wir 
Männer erften Ranges in der Provinz ausharrend, um bort nad beften Kräften 
der Willenfhaft zu dienen. Fehlt jo dem frangöftichen Profeſſor der Unabhängig- 
feitsfinn, welden bie deutſche Stellung großziehen kann, fo entbehrt er ebenfalls 
den mwohlthätigen Stachel der Konkurrenz und ber Staat bie. Borbereitungsfchule 
für das alademifche Lehramt, welde das deutſche Privatdocententhum bildet. 
Den deutſchen außerorbentlihen Brofefioren entfprechenn kommen fogenannte fup- 
plirende oder aggregirte Profefloren vor, die jedoch mehr ala Stellvertreter für den 
Ordinarius wirkſam find und die nur bie ihnen zugewiefenen Borlefungen halten 
dürfen. Sehr häufig entziehen fich die ordentlichen Profefloren Jahre lang der 
Erfüllung ihrer Amtöpflihten und bie Unftellung dient nur als Vorwand, um ben 
Gehalt beziehen zu können. Alles dies fchließt natürlih nicht aus, daß die fran- 
zöſiſche Gelehrtenwelt, ſoweit fie mit den Univerfitäten zufammenbängt, auf allen 
Gebieten des Wiſſens Sterne erfter Größe enthält und unter ihr Männer erftehen, 
die wie Arago an politifcher Üeberzeugungstreue und feftem Charakter es ben 
Beften aller Nationen gleihthun. Über, wenn dieß gefchieht, fo iſt ed mehr troß 
den franzöfiiden Einrichtungen als ihnen zufolge. Der nationale bureaufratifche 
Zug ehrt aud) darin wieder, daß die Fakultäten nicht als Kollegien handeln, fon- 
bern für fie der jebesmalige von der Regierung ernannte Doyen oder Delan. Der 
Unterrichtsminifter ift in der That auch für das franzdfliche Univerfitätswefen bie 
eine allmächtige Hand, nach deren Winken auch in den entfernteften Theilen tes 
Landes der Gang der Belehrung an niederen und hohen Schulen fi richten muß. 

Ebenſo wie der franzdfifche Profefior nicht als folder feine eigene Lebens⸗ 
ftellung bat, fondern in ber Geſellſchaft nach ganz anderen Geſichtspunkten Po- 
fitton nimmt, iſt aud das franzöflfhe Stubentenleben nur eine geringe Nnan⸗ 
cirung des Dafeins, wie e8 der junge Franzoſe in viefem Lebensalter, fet e8 als 
Ouvrier ober höher Gebilveter, zu führen pflegt. Aber auch bier zeigt fi vie ab» 
forbirende Anziehungskraft von Paris. Der Etubiant wird nicht glauben, gelebt 
zu haben, wenn er nicht wenigftens eine Zeit lang in den Strudel des Barifer 
Lebens untertauchte und bort die Eden des Provinzialismns und oft viel Beſſeres 
, daneben verlor. Während die Studenten in ven Provinzialuntverfitäten en Schäler- 
leben führen, fteht dagegen der Parifer Student in dem politiſchen Strom der Dinge 
und bat bei allen Bewegungen, bei Demonftrationen, Revolten und Revolutionen, 
ebenfo wie die Polytechniker, eine hervorragende Rolle gefpielt, und auch gegen- 
wärtig noch bat die kaiſerliche Gewaltherrſchaft in Frankreich keine entſchiedeneren 
und unter Umftänden gefährlicheren Feinde als unter der Parifer Stubentenfchaft. 
Daneben aber zeigt aud das franzöfifch-alabemifche Leben manche Züge, wie wir 
fie aus der eigenen Erinnerung kennen. Ebenfo wie in Deutſchland werden unter 
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dem Schatten des College be Trance Freundſchaften gefchloffen, bie das ganze 
Leben dauern, und wie anf den deutſchen Univerfitäten die verfchievenen Stammes- 
angehörigen fi fammeln, fo bilvet Paris für die wiſſenſchaftlich ftrebfamen Jüng⸗ 
Linge, für vie künftigen Beamten und Aerzte des Landes einen foldhen Brennpuntt, 
welcher propinzielle Gegenfäge ausgleicht und neben den Schattenfeiten ver Hyper⸗ 
centralifetion auch die Vortheile einer feften nationalen Einheit hervortreten läßt. 

England bat bekanntlich zu einer Zeit ven Ausgangspunkt der Tontinenta- 
len, namentlich germaniſchen Kultur gebildet, als von den angelſächſiſchen Klöftern 
aus die Sendboten des Evangeliums mit dieſem zugleich den Samen ver Bildung 
unter die Stämme Germaniens warfen. In hohem Anſehen ftanden die Kloſter⸗ 
ſchulen, in welchen vie Tradition eines Beda und die Geiſteskraft eines Lanfrank 
wirkten, und fo traten denn auch bier ähnliche Erjcheinungen wie auf dem Konti- 
nente hervor. Das Studium erhielt eine höhere Richtung und beſchränkte ſich bald 
nit mehr auf bie unmittelbaren ober fünftigen Angehörigen der Korporation. Die 
Univerfität Oxford freitet mit Paris und Bologna faft um den erften Plag in 
ber Seitfolge und die zweite Hochjchule Englands, Cambridge, hatte nachweisbar 
im Anfang des 13. Jahrhunderts fchon eine fefte Geftalt. Die Einrichtung war 
an beiden in allen wichtigen Zügen dem Pariſer und Bolognefer Borbilde ähnlich. 
Es machten ſich überall diefelben Einflüffe, Abhängigkeit von ver Kirche und ber 
gleiche Kulturfiand geltend. Aber zwei Eigenſchaften, welche wir von früher Zeit 
ber bei den engliihen Hochſchulen vorfinden und denen in ver großen Mehrzahl 
der kontinentalen Univerfitäten nicht begegnet wird, find um deßwillen bemerfens- 
werth, weil fie ven Schläffel zu dem fpäteren, von dem Tontinentalen Univerfitäts- 
weien fehr weit abliegenden Charakter der englifhen hohen Scuien geben. Aller: 
dings wird uns auch aus ben erften beiden Jahrhunderten bes Beflehens von Or⸗ 
ford und Cambridge der Beſuch einer großen Anzahl Studierender aus allen Tän- 
dern gemelvet, aber bei näherer Betrachtung ergibt fih, daß im Vergleich mit 
Paris, Bologna u. ſ. w. die englifchen Univerfitäten body vorwiegend von Bewoh- 
nern Öroßbritanniens befucht werben. Man fieht dies auch ſchon daraus, daß bie 
Eintheilung und Gliederung der Lehrer und Studenten nad Nationen weber in 
Orford noch Cambridge von eingreifenver Bedeutung gemefen iſt. Was von einer 
Unterfheidung Nördlicher und Süplicher in den Univerfitätsannalen gemeldet wird, 
bat faft nur die Bedeutung von focialen Gegenfägen und Untipathieen, wie fle 
innerhalb Englands und den von ihm abhängigen Nebenlänvern Jahrhunderte lang 
beftanden haben. Durch den Wegfall der Befigungen auf dem Kontinente wurde 
der engliiche Charakter der Hohen Schulen natürlich noch ſchärfer ausgeprägt. Nahm 
auch Orford an dem großen Geiftesfampfe der Nominaliften und Nealiften zeit- 
weilig einen hervorragenden Antheil, fo blieben doch die Intereffen der Univerſi⸗ 
tätömitglieder ganz befonders den Inneren Kämpfen zugewandt. Der fosmopolitifche 
Zug, den im Mittelalter alle großen Univerfitäten des Kontinentes hatten, fehlte 
Drford und Cambridge. Die Kämpfe, welche viefe gelehrten Korporationen in ihrem 
Scooße ausfochten, find nicht fowohl auf geiftige Dinge gerichtet, als auf vie 
Lebensinterefien der eignen Nation. Die infulare Lage konnte natürlich eine gewiſſe 
geiftige Abgefchloffenheit gegen das Gejammtleben des Mittelalters nur fördern, 
wie denn überhaupt bie Kirche in England von jeher eine große Tendenz gehabt 
bat, eine Nationallirche zu werben, fo daß bie noch fortdauernde Abhängigfeit der 
hoben Schulen von ben einheimifchen Kirchen, wenn fie wirklich ſtärker gemefen 
wäre als fie war, biefem nationalen Zuge in ver engliſchen Univerfitätsentwidiung 
kaum Abbruch getban hätte, Der deutſche Gefchichtsjchreiber der engliſchen Univer- 
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fitäten, Huber, hat in feinem Werke, welches in ungenießbarer Yorm einen viel- 
fach vortreffliden Inhalt birgt, auf einen weiteren Unterſchied zwifchen den Ber: 
hältniffen zu Oxford und Cambridge und auf den fontinentalen Hochſchulen auf- 
merkſam gemadt. Die legtern fehen wir meift in größern Städten angelegt, an 
den Sigen von Königen, Fürſten und Bilchöfen, fo daß bie Univerfität nur eine 
Rolle zweiten Ranges fpielt; in England bagegen find Oxford und Cambridge 
zwei Meine Landſtädte, deren Anfehen und Aufblähen ganz an die Geſchicke der 
akademiſchen Korporation geknüpft ift, welche ſich bei ihnen nievergelaffen hat. Dier 
mußte das Selbſtbewußtſein und vie Autonomie der hohen Schule fi leiht ent⸗ 
falten ohne viel Privilegien und ausdrückliche Einräumungen, durch tie Macht 
der Berhältniffe und Thatſachen ſelber. 

Eine Zeit lang fehen wir nun bier die Jugend bes Landes in voller Zahl 
zu den Füßen ber Lehrer fi verfanmeln, welche varboten, was die damalige Wiſ⸗ 
ſenſchaft ausmachte. Lehrart und Lebensweife waren nicht verfchieben von den frü- 
ber geichilderten Einrichtungen der großen Eontinentalen Hochſchulen, ſoweit es fid 
um die allgemeinen Kenntniffe und Wiſſenſchaftszweige handelte. Auch hier finden 
wir Knaben von 14 und 15 Jahren nicht blos in den befonveren Tehranftalten, 
welche mit Klöftern im Zuſammenhang ftanden und als Wlummen biefer Genoflen- 
haften, ſondern aud junge Edelleute, welche die allgemeine Bildung fuchten, 
bie nur bier allein zu erlangen war. Aber eigenthümlich wirkte ver Umftand, daß 
diejenige Fakultät, welche für das Öffentliche Leben eines Staates eben fo einflnf- 
rei ift, als die theologifche für vie nationale Sittlichleit, daß der Stand ter 
Suriften feinen Hauptfig nicht an der Hochſchule, fondern in der Hauptſtadt des 
Landes genommen hatte. Wohl gab es Profefforen des römifhen und kanoniſches 
Rechtes zu Orford und Cambridge, aber weber das römiſche noch kanoniſche Recht 
hatte in Engiand die Bereutung, welde auf dem Kontinente überall zum Durch⸗ 
bruch gelommen war. Wie im Firchlichen Leben, fo hatte fi auch im Rechtsleben 
bie nationale Grundlage erhalten, Nolumus mutari leges angliae hatten bie Ba- 
rone ſchon auf dem Reichstage zu Merton dem Berfuche entgegengeworfen, das 
englifche Erbrecht in Land und Leuten nad den Beftimmungen des kanoniſchen 
Rechtsbuches zu mobificiren, und neben der geiftlihen Gerichtsbarkeit in der Curia 
Christianitatia hielten die Gerichtshöfe des gemeinen Rechtes ſcharfe Wacht gegen 
Eingriffe und Anmaßungen der Doktoren, welche zu Bologna und Paris und fpä- 
ter auf den englifchen Univerfitäten bie Lehren Iuftinians und der Päpfte verbrei- 
teten. An dieſe Gerichtshöfe zu Weitminfter ſchloß ſich der engliſche Advokatenſtand 
an. Auch er nahm korporative zünftige Formen an und bie fogenannten Inn of 
Court, Innertemple, Mivbletemple, Lincoln-Inn und Orays-Inn bildeten zugleid 
eben fo viel Gilden des Advokatenſtandes und Rechtsſchulen für den juriftifchen 
Nachwuchs. Durch diefe Trennung ber großen Mehrzahl der praftifhen Juriften 
von der vollen Iangjährigen Univerfitätsfarriere der damaligen Zeit wurde vie all- 
gemeine Wiffenfchaft als bloße Vorbereitung für das Fachſtudium im Orford und 
Cambridge praktifch die Hauptfache, oder um mittelalterlih zu reden, die facultas 
artistarum überwog vor den drei älteren Fakultäten. Auch das mediciniſche 
Studium tft auf den englifhen Univerfitäten niemals zur vollen Entfaltung ge 
langt, fondern ſchon früh find es die großen Hofpitäler der Hauptflabt, an wel- 
hen der Unterricht in der Heilkunſt und vie Ausbilvung ihrer Jünger ſich Feftfegt. 
Die in London beichäftigten Aerzte, wenn fle auch ven mediciniſchen Doltorgrat 
nur von einer der Univerfitäten erlangen konnten, fühlten ſich ebenfo wie bie In: 
riſten als ein befonverer Stand, deſſen Erlangung an die Zuflimmung und Prü- 
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fung von Seiten ber Gemeinſchaft gefnäpft war. Später hat dann bie fürmliche 
Drganifation des College of Physicians bie Stellung einer mebicinifhen Fa⸗ 
Kultät angenommen. Waren fo die beiden weltlihen Fakultäten auf den englifchen 
Hochſchulen faſt nur auf die Gewährung des Doltorgrades angewiefen — und 
ſelbſt diefer wird in Oxford und Cambridge formell von der Geſammtheit, nicht 
von ber einzelnen Fakultät verliefen — fo begreift es ſich volllommen, daß bie 
Entwidlung ver Fakultäten und ihre Bedeutung für den alademifhen Organis- 
mus in England völlig zurückgebliebin tft. Und felbft mit der theologiſchen Fakul⸗ 
tät fland es doch anders als auf den Eontinentalen Univerfitäten, wo ja gerabe 
das Auftreten der Bettelmönde zu einer Abfonverung ber theologiſchen Doktoren als 
Korporation Innerhalb der Univerfität, und daran ſich ſchließend auch zur Organtfatton 
ber beiden andern höheren Fakultäten geführt hat. Das theologiſche Studium nämlich 
wurbe, wie auf dem Kontinente, auch vollſtändig auf ven Hochſchulen abfolvirt. Der 
eigenthämliche Einfluß der befonveren Rechtsſchulen in London auf das Bffentliche Le- 
ben des Landes wurbe aber noch dadurch gefteigert, daß nicht etwa blos für den Advo⸗ 
fatenftand Beftimmte Jünglinge, fondern überhaupt die Söhne der Nobility und Gen⸗ 
try die juriftifchen Lehrkurfe in den Inns of Court durchzumachen pflegten. Da aber 
in der alabemifchen Korporation der Theologie das volle Gegengewicht einer mächtigen 
juriftifchen Fakultät fehlte, entwidelte fi) neben ber Aufgabe ver Umiverfitäten als 
allgemeine und wiſſenſchaftliche Vorbildungsſchule der vorwiegend geiftliche Anſtrich, 
welchen vie englifchen Univerfitäten bis auf den heutigen Tag behalten haben, wenn er 
auch in vielen Richtungen nur ein Anftrih if. Zur vollen Selbſtändigkeit gelangte 
nämlich ber Hofter- und weltgeiftliche Beftandtheil der Lehrer und Magifter in Eng- 
land nit. Die theologiſche Falultät ftand ſtets in einer gewiffen Abhängigkeit von 
ber artiftifchen, und fo blieb auch der Grundſatz geltend, daß die Erlangung des arti- 
ſtiſchen Baccalaureats bie Vorbedingung der höheren theologifhen Grabe war. Um es 
furz zu fagen, die englifhen Univerfitäten haben von Anfang an in dem ganzen Lauf 
ihrer Geſchichte ven Grundſatz feftgehalten: universitas in artibus fundata est, wäh- 
rend bie Hochſchulen des Kontinentes fi außerdem durch die Falultätsbildung zu 
Fachſchulen für die befonderen Wiffenfchaften erweiterten. 

Im unmittelbaren Zufammenhang mit dem Vorwiegen ber allgemein wiflen- 
ſchaftlichen Elemente fteht der den kontinentalen Univerfitäten ganz entgegengefeßte 
Entwidlungsgang der englifhen, infofern bei uns die Kollegien und Burſen all 
maählich der freien Univerfitätstorporation haben Plag machen müſſen, in England 
dagegen die Univerfität als Geſammtheit mehr und mehr in ven KRolleges unter- 
gegangen fl. Die deutſchen Univerfitäten haben dieſe abgejchloffenen Körperſchaften 
im Laufe ver Zeit in ſich aufgelöst; in England, wo ariftofratifche und feparati- 
ftifhe Neigungen im Nationaldarafter Tiegen, ſtieg das Unfehen der großen Stifte 
von Jahrhundert zu Jahrhundert. Während die Burfen und Regenzen des Kon⸗ 
tinented vorwiegend nur für die Studienzeit Wohnung und Unterhalt gewährten, 
bilden die englifhen Kolleges fehr früh Genoſſenſchaften für die älteren Mitglie- 
ver, welche daneben den Unterricht der jüngeren Studenten beforgen; umb demjenigen, 
ber feinen Befjeren Unterhalt findet, wirb für den Ball der Eheloſigkeit eine lebens⸗ 
längliche ſichere Berforgung darin geboten. Die erften Anfänge ver englifhen Kol- 
leges oder Stifte find den Berhältniffen in Paris und Bologna analog. Wenn fie 
fpäter fi wefentlih anders entwideln, fo wirkt aud hier der Umſtand entfchei- 
bend ein, daß Orford und Cambridge Landesuniverfitäten find, daß fih an 
bie einzelnen Stiftungen Samilten- und Oraffhafts-Trabitionen und Bezüge knü⸗ 
pfen und in der Fürſorge für dieſe Häufer durch Geſchenke und Legate unter den 
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großen Familien des Landes ein fürmlicher Wettelfer entfteht.. Nicht ohne Beben- 
tung war ferner die Verbindung zwifchen einzelnen großen Landesſchulen und be= 
fimmten Kolleges der Univerfitäten, wie 5. B. bie Stiftungen Wiylhams, des be⸗ 
rühmten Bifchofs zur Zeit Eduard IIL, die Schule zu Winchefter und bes Newcollege 
in Orford umfaflen. An die Schule famen als Lehrer hervorragende Mitglieder 
des Kollegiums und ans den Schülern fette fi zum großen Theil pie Iänger- 
ſchaft des Kolleges zufammen. Ein folder inniger Verband zwifhen Schule und 
einem Theil der Univerfttät hatte natürlich Bolge, ven Gegenſatz zwiſchen die⸗ 
ſem Theile und den übrigen Genoſſenſchaften an der Hochſchule noch ſtärker 
zum Bewußtſein zu bringen. Die Anhänglichkeit an bie alma mater mußte ge⸗ 
theilt werben zwifchen der Gefammtheit und dem Kollegium und vielfad überwog 
der Einfluß der letztern Verbindung. Im Vergleich mit ven Tontinentalen Burfen, 
bei denen ber Geſichtspunkt des Almofens ſtets vorwog, kommt bei den engli⸗ 
ihen Kolleges ſchon früh, wenn and gegen bie Intention der erften Stifter, ein 
gewiffes Behagen, eine gewiffe Fülle des Dafeins zum Austrud. Es gab in 
England viele wohlhabende Familien zu einer Zeit, als namentli dad ventfche 
Leben fi in viel einfacheren Formen und in einer gewifien Aermlichken bewegte. 
Dem deutſchen Nitter hat von jeher das Studieren wenig Freude gemadt, wäh⸗ 
rend bie entſprechenden Gefellihaftskiafien in England ſchon fräh wegen ihrer 
politiihen Stellung und Thätigfeit fich ein gewiffes Maß von Bildung auf ben 
Univerfitäten zu gewinnen ſuchten. Trotzdem daß natürlih auch viele unbemittelte 
Jünglinge in Oxford und Cambridge fih für ben geiftliden Beruf vorberei- 
teten und bie materielle Unterſtützung burd die Kolleges nicht entbehren konn⸗ 
ten, macht ſich doch ſchon bald in dem ganzen eugliſchen Univerfitätswefen ein ge 
wiſſer ariftofratifcher Zug der Wohlhabenheit geltend. Wie die großen Landesſchu⸗ 
len allmälig faft ausſchließlich die Bildung ber wohlhabenveren Klaffen des Adels, 
ber Gentry und fpäter bes höheren Mittelftandes In bie Hand nehmen, fo werben 
auch die Kolleges an ven Univerfitäten, mit andern Worten die Univerfitäten fel- 
ber eine Klafjentnftitution. 

Die Periode, in welcher die große Mehrzahl ver Kolleges zu Orford und Cam⸗ 
bridge geftiftet wird, umfaßt das 14. und 15. Jahrhundert, während bie erften 
Anfänge fon gegen das Ende des 13. Jahrhunderts fallen und die Vorläufer in 
Geftalt der Klofterfonvilte und unfunbirten Privatpenflonen ebenfo wie auf Dem 
Kontinente zweifeldohne in die erften Anfänge ber Univerfitäten felber hinaufreichen. 
Den größten Auffhwung in Anfehen und Vermögen erlangen aber dieſe Stiftun- 
gen in Folge der kirchlichen Reformation. Bis dahin hatten fie in den Klöftern 
und Abteien gefährliche Konkurrenten um bie Freigebigkeit ver Teflatoren gehabt; 
jegt wurbe aus der maſſenhaften Beute, welche vie Aufhebung ber geiftlihen Kors 
porationen gab, ein fehr anfehnliher Theil den Unterrichtsanftalten, fei es ven 
altbeftandenen oder neugegründeten übermiefen. 

Mit der Reformation tft überhaupt für bie englifhen Univerfitäten- eine neue 
Epoche angebrohen. Wenn auch ſchon etwas früher bie Pflege der humaniftifchen 
Studien in England ihren Anfang nimmt, und wir ſchon in der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts, foweit die Bürgerfriege nicht dieſen Auffhwung lähmen, 
jenen Geift ſich regen fehen, der auch für die Eontinentalen Univerfitäten fo ent- 
ſcheidend war (reihe Stiftungen fowohl für Nenbegrüändungen ober Erweiterungen 
von Kolleges als befonders auch zur Dotirung von Profefluren in den bumani-» 
ſtiſchen Studien gehören ſchon dieſer Epoche an), fo war es doch befonbers die 
Regierungszeit Heinrich VIII. und der Einfluß des allmächtigen Kardinals Wol⸗ 
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fey, wodurch zugleich das Humaniſtenthum und das Anſehen ver Kolleges in 
England den größten Aufihwung nahm. Diefer Zeit gehören die Stiftungen ber 
beiden größten und reichſten Kollegien, des Chriſt⸗Church-Kollegiums in Orforb 
und des Trinity⸗Kolleges in Cambridge an. Ein gewaltiger Umſchwung wurbe 
natürlih durch das völlig veränderte Verhältniß ter Geiftlichkeit zum weltlichen 
Stande auch auf den Univerfitäten herbeigeführt und der allgemein wiſſenſchaftliche 
Charakter des Studiums dadurch nur gehoben. Das Hin und Her in ber Fir 
lichen Reformation Heinrich VIII, wo anfänglih im Dogma fo gut wie nichts, 
in der Liturgie fehr wenig geändert wurde und der König einfah an bie Stelle 
des Papftes trat, bie ſtreng kalviniſtiſche Umordnung der Dinge unter Epuarb VI, 
die blutige katholiſche Reaktion unter der Königin Marie und endlich der Abſchluß 
ber ftantliyen Kirdhenreform unter Elifabeth mit dem eigenthümlichen Kompromiß- 
charakter in Dogma und Liturgie, konnten vor allem auch die Univerfitäten nicht 
unberührt lofien, wo ver geiftlihe Stand und neben ihm die Übrige höhere Ju⸗ 
gend des Landes ihre Bildung empfing. In den Eheproceß Heinrich VIII. griffen 
belfannili die Univerfitäten von Orford und Cambridge burch ter Scheidung gün- 
ftige Outachten ein. Sie jelber wurden durch wiederholte Bifitationen — ein Recht, 
das urfpränglich dem Biſchof der Didcefe und für die Kolleges ven Stiftern zu- 
ſtand — von Seiten der Krone über ihr Verhältniß zur jevesmaligen herrſchenden 
Richtung geprüft, aber der Kompromißcharakter in dem ganzen engliſchen Kirchen- 
wefen zur Zeit ver Elifabeth geftattete doch das Nebeneinanderbeftehen der verſchie⸗ 
denen Richtungen, wie fie auch in ber proteftantifchen Bevölkerung vormalteten. 
Katholiten waren natürlich durch die Staatsreligion von ber Theilnahme an ben 
afabemifchen Korporationen ansgefchloffen. Das Studium der humaniſtiſchen Dis- 
ciplin wurde im 16. Jahrhundert fowohl durch die Gründung ber meiften großen 
aus konfiscirten Kloftergütern botirten Landesſchulen wie Weftminfter, Eton, Rugby 
u. f. w. gehoben, als durch bie Anlage jener berühmten Bibliothelen, welche auch 
jest noch den Neid des Eontinentalen Gelehrten wachrufen. Trotzdem daß eine Reihe 
neuer Profefiuren, welche mit ber Univerſität ale Ganzem und nit mit einem 
einzelnen Kollege zufammenhängen, begründet werben, gebt doch bie wiſſenſchaftliche 
Zhätigfeit immer mehr an die legteren über und das Syſtem des Unterrichts durch 
fogenannte Tutoren erſcheint jhon damals feft gegründet. Um viefe Zeit im Jahre 
1570 wurden für bie Univerfität vie bis dahin vereinzelten Verordnungen und 
Sagungen als Statuten der Univerfität zufammengefoßt. Für Orforb hat eine 
ſolche Kodifikation erſt in der Regierungszeit Karls I. durch die vielgenannten Laud⸗ 
ſchen Statuten 1636 ſtattgefunden. 

Bis in unſere Tage, wo ſowohl für Orford als Cambridge auf Grund 
von Unterſuchungskommiſſionen und mit Hülfe der Parlamentsgeſetzgebung Ver⸗ 
faflungsreformen angebahnt worben find, bildeten bie genannten beiden Gta- 
tute die eigentlichen, wenn auch durch Gebrauch und Nichtgebrauch oft mobificir- 
ten Orundgefege für die alademifhe Verfaſſung. Un ver Spite ihrer Korpora- 
tion fland ein Kanzler, ber anfänglich ber gewöhnlihe Kanzelarius bes betreffen: 
den Diöceſanbiſchofs und nicht blos mit der Aufficht, fondern auch einem Theil des 
Unterrichts betraut war, fih dann fpäter in einen außerhalb ver Univerfität fiehenden 
Auffihtsbeamten des Biſchofs verwandelte, um in der Folgezeit eine ganz entgegenge- 
jegte Stellung als regierendes Haupt der Korporation: dem fontinentalen Reltor ent- 
Iprechend einzunehmen. Gemäß viefer Veränderung des Amtscharakters wurde an bie 
Stelle ver früheren Ernennung durch ven Bifchof die Wahl durch die Korporation ge- 
jegt, anfänglich auf kürzere Zeit, fpäter lebenslänglich. Letzteres geſchah namentlid, 
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feitvem mit dem Anfang des 15. Jahrhunderts bie Univerfitäten es für räthlich fan- 
den, hohe Staatsbeamte und Kirchenfürften zu Kanzlern zu wählen, wie wir ja das⸗ 
jelbe auf dem Kontinent mit den Rektoren fehen. So waren ımter Elifabeth Leicefter 
und Burleigh Kanzler von Orforb und Cambridge, wie denn in ber Zeit ver Tudors 
und Stuarts der Einfluß der Krone, über deſſen rechtliche Grenzen Manches ungewiß 
war, fi eingreifend in den Angelegenheiten ver Hochſchulen bemerkbar machte, was bei 
dem bunten Wechjel der politifchskirchlichen Verhältniſſe und bei Fürften wie Eliſabeth 
und Jakob I. kaum anders fein konnte. Mochte aber der Einfluß des Kanzler aud 
für einzelne wichtige Fragen weit und tiefer reichen, fo bedurfte es doch an Ort und 
Stelle eines Vertreters. Dies warb der ſpäter fogenannte Bicelanjler, anfänglich von 
bem Sanzler felber ernannt aus der Zahl ver Kolleghäupter, aber ſtets im Einverſtänd⸗ 
niß mit der Korporation jelber. Das Amt eines Steward ift Ehrenpoften, wie 
die Kanzlerwürde. Dagegen find die beiden Proctors, von der Korporation ge 
wählt, unfern Univerfitätsrichtern zu vergleihen und Gehülfen des Vicechancellors. 
Neben diefer monardifchen Spitze bildete die ganze Maffe der hohen Graduirten — 
Untergrabutrte heißen vie Studenten im engeren Sinne — , der Magiſter und 
Doktoren in den verſchiedenen Fakultäten den zu Wahlen, Statutenänberungen 
u, |. w. beredtigten legislativen Körper des Ganzen. Aber im Zufammenhang mit 
bem Hervortreten ber Kolleges im Unterriht und als Eentren des ganzen Uni- 
verfitätslebens Hatte fih allmählich eine ariftofratifhe oder oligarchiſche Behoörde 
gebildet, welche aus ven Vorftehern der einzelnen Kollege zufammengefegt war. 
Diefe, zur Vorſtandſchaft ihrer eignen oft 70 bis 100 Fellows enthaltenden Kol⸗ 
legien durch die Wahl der Genofien berufen, hatten ber Natur der Sache gemäß 
bie eigentliche Gewalt, weil fie die Macht repräfentirten, in Händen. Sie waren 
bazu gereifte, regelmäßig geiſtig hervorragende Männer, während bie Konvokation, 
die Gefammtheit ver Graduirten, einen bunten Haufen, in neuerer Zeit oft aus 
jehr jungen Leuten beſtehend, barftellte. Durch die angeführten Statuten wurbe 
biefe Borfteherfhaft der Häupter der Kollegien fowohl in Orford als Cambridge 
mehr oder weniger ausbrüdlich anerkannt, und ihr Anfehen mußte Reigen, je mehr 
durch neue Gaben das Kollegialiyftem ver Erziehung mit befonderen Tutoren und 
Lektoren ausgebildet wurde 

Allerdingd gab nur die Univerfität als folde die Grade, wovon das Bacca- 
laureat den Ehrgeiz der meiften befrienigte, aber die Prüfungen zu biefem Zwed 
wurben allmählich reine Yormalitäten und troß der vermehrten Stiftungen von 
Profeffuren war im Lauf des 17. und in der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts 
bie wiſſenſchaftliche Bedeutung der englifhen Hochſchulen eine fehr geringe. In 
Drforb wirkte zu diefer geiftigen Vorkommenheit die Oppofition mit, in welder 
fih die große Mehrzahl feiner Univerfitätsangehörigen zu ber neuen Dynaſtie be 
fand, trogdem daß die Tyrannei der Stuarts in der Vergewaltigung des Magbalen- 
follege einen Hanptanftoß zu der glorreihen Revolution von 1688 gegeben hatte. 
Schon zur Zeit der Republik, die aber die ſtark hochkirchlich geſinnten antipurita- 
niſchen Univerfitäten viel glimpflicher behandelte als man hätte erwarten follen, 
war Oxford ver Sig eines kraſſen Dogmatismus zu Gunſten kirchlicher und ftantlicher 
Abfolutie. Die Lehren Lauds waren nicht umfonft gewefen und unter Georg III. 
hörte der mehr oder weniger verftedte Jakobitismus nur auf, um einem eben jo 
bigotten und engherzigen Torythume Platz zu machen. Der Ruf: Krone und Kirche, 
im Sinne eines hartnädigen ſtupiden Stehenbleibens in kirchlicher und ſtaatlicher 
Politik, fand den Iebhafteften Widerhall in Orford. In Cambridge dagegen war 
von jeher ein etwas freierer Zug gewefen und man nahm es mit der Ausſchließung 
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ver Diffenter und Katholiken wenigſtens vom Unterrichte nicht .fo ſcharf ale an ber 
Schwefteruniverfität. Es fam dazu, daß Orford ausſchließlicher von der politifchen 
Torypartei beſucht wurde und fo ein natürlicher Gegenfag entfprang. Bon jeher 
hatte man den mathematifhen Stuvien in Cambridge befondere Theilnahme zuge⸗ 
wandte. Die Bacon'ſche Philofophie oder wie man den Inbegriff der Lebens- und 
Beltanfhanungen des berühmten Lorblanzlers nennen will, welche bis auf den 
heutigen Tag in dem dffentlihen Geiſte von England fo deutlich hervortritt, war 
"in Cambridge bald heimifc geworben und fpäter fanden die metaphyſiſchen und 
politifchen Lehren Locke's, ſowie die naturwiffenfchaftlihen Newton’s, der be⸗ 
fanntlid) felber der Univerfität Cambridge angehörte, dort ven fefteften Halt. Wenn 
früher unbeftritten Orford als bie angefehenere von beiden Hochfehulen galt — bie 
größere Zahl, ber fürſtliche Reichthum feiner Kollegten wirkte varauf eben fo mohl 
ald die große Maſſe der von ber Untverfität und ven Kollegen abhängigen kirch⸗ 
lihen Pfründen und Univerfitätsbeneficten, — jo errang fi durch die Bevorzugung 
ver mathematiſchen Stubien in einer Zeit, wo in Orford allgemeine Stagnation 
war, Cambridge die volle Gleichberechtigung im dffentlichen Urtheil und heutzutage 
würde e8 nicht gerathen fein, einem Cambridger Trinitymann von den Vorzügen 
des Chrift-Churdj-Kollege in Oxford zu reden. | 

Wenn Übrigens zugeflanden werben muß, daß troß einzelner hervorragender 
Männer die Leiftungen ver englifhen Hochſchulen vom Ende des 17. bis zur Mitte 
des 18. Jahrhunderts auch am dem ihnen geftedten engeren Maße, vd. h. mit Aus⸗ 
ſchluß der Fachſtudien gemefien, fehr weit zurückblieben, fo darf doch nicht vergef- 
fen werden, daß fi darin nur ein Spiegelbild des ganzen geiftigen Zuflandes 
der Ration in jener Zeit zeigt und daß überhaupt auch in anderen Läntern, ein« 
zelne Geiſtesheroen abgerechnet, es eine Periode der Mittelmäßigfeit und ver Er- 
ſchlaffung iſt. Auch hier beweifen die englifhen Hochſchulen, in welch eminentem 
Sinne fie nationale Inftitutionen mit all ven Fehlern und Vorzügen des Volkes 
felber find. Bon einer Aufftahelung zu wiſſenſchaftlicher Energie etwa durch die 
Regierung oder, was jet mit ihr gleichbebentend geworben war, burd das Par- 
lament ift natärlih in England feine Rede. Die Könige und Minifterien nad) ber 
Revolution überließen die nationalen Bildungsftätten ihrem eignen Gange, und von 
dem flarfen Eingreifen, wie bie Tubors und Stuarts e8 zu Zeiten unternahmen, 
fommt unter dem Haufe Hannover nichts vor. Dagegen aber wurde ed allerdings 
mehr und mehr anerfannt, daß wie alle andern Korporationen fo auch die Uni» 
verfitäten dem entſcheidenden Willen der parlamentarifhen Geſetzgebung unteriwor- 
fen fein, daß diefe juriftifchen Perfonen als Geſchöpfe des Gefeges audh vom Ge⸗ 
jege verändert werden können. Die Stuarts hatten den Kampf ber Prärogative 
gegen bie Korporationen unternommen und waren bafür durch ihre Vertreibung 
beftraft worben. Die Herrichaft des parlamentarifchen Gefeges wurde eben fo leicht 
anerkannt, als fie zunächſt unfühlber war. Der Aufſchwung in dem geifligen Leben 
der Univerfitäten, welcher in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts eintritt, 
hängt theilmeife mit der allgemeinen befferen Würbigung ver Wiſſenſchaften zu⸗ 
fammen, weldye dieſe Zeit charakteriſirt. Die literariſche Aera, in welder Namen 
wie Smift, Steele, Addiſon, Pope glänzten, trug jest ihre Früchte; von den eig- 
nen Klaffilern wurde man unbemerkt zum Studium der alten zurüdgeführt und 
bie Einflüffe Newtons und Leibnig’3 kamen jeßt exft, in ber zweiten Generation 
zur vollen Geltung. 

In der Berfafjung ber beiden Hochſchulen wurde fo gut wie nichts geändert. Die 
Vorſteher der großen Kollegien gaben nad wie vor faktiſch und rechtlich den Ton an 
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und bie enge Verbindung zwiſchen Univerſitäts⸗ und Staatskirche, melde bie Befol- 
gung der Teftafte, die Unterzeichnung der 39 Artikel u. |. w. zur Bedingung ber 
Aufnahme oder dod zur Gewinnung der alademiſchen Grade machte, blieb unange 
fohten zu einer Zeit, wo bie große Mehrzahl der Nation biefen engherzigen 
Standpunkt theilte. Uber bie ſich fehr ſtark mehrende Frequenz ber Studierenden 
namentlich aus den höheren Ständen und befonvers aus dem alljährlich mächtiger im 
Staate werdenden höheren Mittelftande, dem Hauptfite des politifchen Einfluſſes 
des jüngeren Pitt, und das ernfte Beftreben der Univerfitätsbehörven, die Prüfungen 
aus der Spielerei ſcholaſtiſchen Wuftes zu wirklichen Proben bumaniftiiher und 
naturwiſſenſchaftlicher Bildung zu machen, geben für das legte Jahrhundert ber eng: 
liſchen Hochſchulen ein weſentlich anderes Bild. Zwar blieb der Unterricht noch faft voͤl⸗ 
lig Sache ver Kollegien (neben den officiellen find auch Privattutoren thätig), aber 
fowohl die Borprüfung im Laufe der Stubienjahre im Kollege, als die Hanpterami- 
nation für den Baccalaureatsgrad wurde von nun an ernfllicher und würdiger be: 
trieben. In legterer Beztehung bat die Einführung ber fogenannten examina pro 
honoribus ſehr vortheilhaft gewirkt, vie freilich erft feit Anfang dieſes Iahrhunderts 
zur vollen Bebeutung gelangt find. Die ausgezeichnetften Kandidaten werben nad) er 
fhwerten Prüfungen an die Spige Aller geftellt und ſchon felt längerer Zeit finden 
wir die Namen ber bebeutenpften fpäteren Theologen, Iuriften und Staatsmänker un: 
ter denen, welche ſchon auf der Hochſchule bie erften Ehren — pekuniaͤre Vortheile find 
nicht damit verbunden — davontrugen. Mag auch die große Mehrzahl der Kandidaten 
in bumaniftifhen Kenntniſſen das Durchſchnittsmaß unferer deutſchen akademiſchen 
Bildung nicht Überragen, fo ift Dies body in Bezug auf das mathematifche Wiffen fihe- 
lich der Kal und au die Verwendung und Verwerthung der klaſſiſchen Kenntniſſe if 
durchfchnittlich in dem fpäteren Neben des engliichen Gentleman eine andere al8 beiden 
fontinentalen, welder einen wiſſenſchaftlichen Nahrungszweig zu betreiben bat. Mit 
Recht faßt Huber die Aufgaben ver englifhen Hochſchulen dahin zufammen, daß fie in 
Charakter und Wiſſen ven englifchen Gentleman zu bilden haben, eine Aufgabe, 
wozu bie großen Landesſchulen ſchon vie Vorarbeit liefern, während ber Unterricht in 
einem beftimmten Fachſtudium Sache ganz anderer Kreife und vielfach des Privat 
fleißes bleibt. Die liberale Erziehung im Sinne der Alten ift ihrem Wefen nad das 
Biel der englifhen Hochſchulen; exflufto erfcheinen fie deshalb in diefem Sinne, daß fie 
nur auf diejenigen Geſellſchaftsklaſſen berechnet find, welche vie Boransfegungen und 
das Verlangen nad einer ſolchen Bildungsftufe haben. 

Uns Itegt natürlich nichts ferner, als einen Hochfitz der Wiflenfhaften mit reli- 
giöfen und konfeffionellen Schranken zu umgeben und bie wenigen Ueberbleibſel folder 
Engherzigkeit, welche Deutichland kennt, find längfl von ber öffentlichen Meinung ber 
Nation verworfen. Aber in England hing die Ausfchliegung der nichthochkirchlichen 
Religionsgenoſſenſchaften von der aktiven Theilnahme am Untverfitätsleben anfänglid 
mit der Thatfache zufammen, daß die Richtlonformiften faft ausſchließlich Gefellichafte: 
Hoffen angehörten, in denen ein Bedürfniß nach jener höhern Geifteskultur ſich wenig 
regte. Advokat und Arzt konnte der Diffenter auch ohne Univerfitätsbildung werben, 
und für feine theologiſche Ausbildung forgten befondere Seminarien. Die Aus 
jhliegung der Katholiten von ven Univerfitäten entſprach durchaus ihrer rechtloſen 
Stellung im Staate überhanpt. 

Aber die neue Zeit Mopfte auh an die Pforten ber Univerfitäten, und zwar 
mit einer mehrfachen umfaflennen Neihe von Forderungen. Was bie Verfaflung 
ber alademifhen Korporation anbelangt, fo entſprach jenes Borwiegen bes ariſto— 
kratiſch⸗oligarchiſchen Elementes nicht mehr den politiihen und focialen Verhältnif- 
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im der Nation. Die Nachtheile, welche das oligarchifche Wefen unter allen Umftän- 
den mit fi führt, die Mängel, weiche von einem Syſtem ſich ſelbſtergänzender 
Korporationen untrennbar find, waren auch zu Orford und Cambridge an ben 
Tag getreten. Eine hochentwickelte Zeitungsprefie, ein Parlament, das mehr und 
mehr zum lauten Spredfaal für alle Gebrechen und Unvolltommenheiten der Na⸗ 
tion wurde, machten, feltbem die erften Jahrzehnte diefes Iahrhunderts mit ihren 
äußern Kriegen und innern Unruhen einer ruhigern Zeit ven Pla geräumt, unter 
den vielen zur Sprache kommenden und in Angriff genommenen inneren Reformen 
aud die Univerfitätsverfafiungsreform zu einem flänbigen Thema ver öffentlichen 
Disfuffion. Ganz befonder8 aber erregte in einer Beit, wo bie politifche Emanci- 
pation den Diffenters, Katholilen und fpäter auch den Juden zu Theil ward, mo 
der Begriff ver engliſchen Staatskirche mehr und mehr zu einem bloßen Klange wich, 
bie Ausſchließung diefer jegt politifch vollberedhtigten Mitbürger von dem nationalen 
Lehranftalten Widerſpruch und Kämpfe. Allerdings find Orford und Cambridge 
nicht Staatsanftalten in dem Sinne, daß fie etwa vorwiegend mit Staatdmitteln 
gegründet oder durch Staatszuſchüſſe unterhalten würden; ihre Beziehungen zur 
Nation find gejellihaftliher und thatfählicher Natur, aber um fo fchwerwiegender 
und ungerechter erjchien die Ausichliegung von Gefellfchaftselementen, welche ſich 
ven zugelaffenen Staatsgenofien völlig ebenbärtig in allen anderen Beziehungen 
an bie Seite ftellen.. Bon großem Einfluß war hier das Aufblühen des wohlhaben- 
ven und reichen Bürgerſtandes durch den Aufſchwung bes Fabrikbetriebs und des 
Internationalen Handels. Die Diffenter find nicht mehr blos in den einfachen Ver⸗ 
bältnifferz des Heinftäbtifhen, Mleinbürgerlichen Lebens zu fuchen, fondern in ben 
Spigen der Geſellſchaft, auf der höchſten Nichterbant des Landes, unter ven Mil- 
lionären und fürftlihen Kaufleuten des Jahrhanderts befinden ſich zahlreich bie 
Anhänger der verjchierenften biffentirenden Glaubensbekennmiſſe und von ber Ex⸗ 
Nufivität gegen viefe Elemente im gefellihaftlihen Leben iſt jede Spur verſchwunden. 

Aber nicht blos auf eine Berfaflungsreform und befonderd Zulafiung der bis 
dahin ausgefchloffenen Konfeffionen und Selten richtete fi der Zug ber Zeit, mit 
faft ebenfo großer Energie forderte man eine Erweiterung ber zu ausſchließlich hu⸗ 
maniftifch-Flafflihen Univerfttätsftubien. Die eraften Wiſſenſchaften, weldhe das große 
Gebiet ver Natur mehr und mehr zu umfpannen uno durchdringen verfuchen, 
ſollten vollſtändiger und in anderer Weiſe als bisher in den Kreis ber Univerfi- 
täten gezogen werben. Ohne die klaſſiſche Grundlage und das Vorwiegen ihrer Be⸗ 
deutung zu verändern, follten nicht blos die modernen Spracden, fondern nament⸗ 
lich auch die geſchichtlichen Wiffenfchaften eine beflere Pflege gewinnen. Im Zu- 
ſammenhang mit biefer Forderung, daß der alademifche Unterricht praltiſcher werde 
und fich mehr den Bedürfniſſen der gegenwärtigen Zeit anfchließe, machte fi das 
Berlangen geltend, au für vie Fachwiſſenſchaften, denen mande ver Stubirenden 
ih fpäter hinzugeben gedachten, eine gewiſſe Vorbereitung außer ver allgemeinen 
humaniſtiſchen auf ber Univerfität eintreten zu laſſen, fo namentlich für das Rechts⸗ 
ſtudium. Hier wurde befonvers das Dilemma fühlbar, daß eine tiefere Erfaflung 
bes Rechts mit der gewöhnlichen handwerksmäßigen Betreibung des Studiums nicht 
zu erreichen iſt, daß aber eine vollſtändige rechtswiſſenſchaftliche Bildung durch bie 
Rechtsſchulen in London nur auf Koften der allgemeinen Univerfitätsfchulung, ſchon 
ber Zeit wegen erlangt werben kann. 

Die Erfirebung und wenigftens theilweiſe Erreihung biefer Ziele bilvet den 
Hauptinhalt der englifchen Univerfitätsgefchichte von der Zeit der parlamentarifchen 
Reformbill bis auf unfere Tage. Der friſche Geiſt, welder in dem reformirten 
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Unterhaufe erwachte, griff ſchon 1884 die Frage über die Stellung der Diffenter 
zu den Univerfitäten auf. Die Sache ſtand damals fo, dag in Orford nur An- 
gehörige der Staatskirche überhaupt immatrikulirt werben konnten, da feit 1581 
beim Eintritt in vie Untverfität die Unterzeichnung der 39 Artikel der Hochkirche 
verlangt wurde. In Cambridge wurde dieſe Erflärung erft bei ver Gewinnung 
der akademiſchen Grade verlangt, und zwar feit 1616, fo daß bier die Diffenters 
wohl den Unterricht, aber weder die Ehrenftellen, die Fellowfhips, noch eine Theil: 
nahme an ber Univerfitätsperwaltung erreichen konnten. Diejer Nachtheil machte 
fi) aber befonvers dahin fühlber, daß Graduirte von den Advokatenkorporationen 
um 2 Jahr früher zur Praxis zugelaffen wurden, und daß die Londoner Kollegien 
der Aerzte, Wundärzte und Chirurgen nur Grabuirte zu ihren höheren Stellen 
zuließen. Der Kampf war heiß, als Petitionen und Geſetzvorſchläge dieſen Zuſtand 
zu ändern verfuchten. Im Unterhaufe angenommen, wurde bie betreffende Maf- 
regel im Oberhaufe zurädgemiefen, und es bauerte bis zu den Jahren 1854 und 
56, daß durch die zwei Univerfitätereformaften, welde auf Grund der Berichte 
von Föniglihen Unterfuhungstommiffionen erlaffen wurden, ben Diffenters der 
theilwelfe Zugang zu den Ehren und Graben verftattet wurde. Cine völlige Gleich— 
ftellung iſt jedoch, and abgefehen von den mit ber Hodlirhe unmittelbar ver 
bundenen Stellen und Pfrünvden, noch nicht erfolgt und noch in den Jahren 1865 
und 1866 find darauf ſich beziehende Anträge Gegenſtand reger Debatten im Un⸗ 
terhbaufe geweien. Das ſog. Kompromiß von Cambridge, welches no 
immer bie Diffenter von ber eigentlichen Verwaltung der Univerfität, der Geſammt⸗ 
korporation ſowohl als der Kolleges anschließt, wird ſchon jegt von ber Mehrheit 
der liberalen Partei als ein überwundener Standpunkt betradtet. Die erwähnten 
Univerfitätsreformaften haben aber auch nad) zwei anderen Richtungen die Kor: 
porationen verbefiert. Man bat zwar das Kollegial- und Zutorenfyfiem unberührt 
gelaffen , aber die dem deutſchen Univerſitätsweſen entſprechenden öffentlichen Bor: 
lefungen find durch beffere Dotirung der Tehrftühle und befonders dadurch gehoben 
worden, daß zu dem verfchiedenen Prüfungen der Nachweis gehörter Borlefungen 
Vorbedingung fl. Den Diffenters iſt e8 geftattet, ſich in eigenen Kollegien zu 
organifiren, wovon aber ſchwerlich Gebrauch gemacht wird, da, wie gefagt, die Ten⸗ 
benz ber Zeit auf völlige Gleihftellung geht. Ein nenefter Vorſchlag geht dahin, 
neben den größere Koften verurfachenden beftehenden Kolleges andere für weniger 
bemittelte Studenten zu gründen, aber weder find die Ausgaben bei gutem Willen 
wirkfid fo groß in den beſtehenden Genoffenfchaften, noch ift zu überfehen, daß 
bie vielen Scholarftellen und Stipenbien, welche mit den großen Landesſchulen und 
den einzelnen SKollegien verknüpft find (Scholarships, Exhibitions), für Un» 
bemittelte vielfache Hülfe gewähren. Schwerlih wird daher jener gutgemeinte Plan, 
welcher gegen das PBrincip foctaler Gleichheit auf der Univerfität verftößt, zur Aus- 
führung kommen. (Als Beweis, daß die frühere Rangverſchiedenheit unter ven 
Studenten faft obfolet gemorben ift, mag bier die Thatfache ftehen, daß im Herbft 
1866 in Cambridge 478 als gewöhnliche Studenten — Pensioners — unb nur 
11 als Fellow Commoners — ber höhere Stand — und 28 als fogenannte Sizers 
— ärmere Stipendiaten — immatrilulirt wurden.) Neben dieſen Fortfchritten in Be- 
zug auf religtöfe Gleichſtellung und die Verbeſſernng ber öffentlichen Vorlefungen find 
durch die Reformakten auch in ten einzelnen Kolleges vielfache Mißbräuche abgeſchafft, 
eine Reihe geſchloſſener, d. h. ſolcher, deren Fellowſhipe nur für Mitglieder des eige- 
nen Kollegtums, in fpectellen Grafſchaften Geborene zugänglih waren, find allen 
Univerfitätsgenoffen eröffnet, und Wettbewerbung und Prüfungen entſcheiden fowie für 
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bie eigentlihen Stipenvien, fo auch für ven Gewinn biefer Höheren afademifchen Preiſe. 
Eine folde Stellung ift für den unverheiratheten jungen Mann (verheiratet dürfen 
nur die Vorſteher ver Kollegien ihr Amt behalten) von großem Werthe. Wohnung 
und Unterhalt find frei, und zwar beides ben Anforverungen der höhern Gefellfehaft 
entfpredend. Außervem iſt damit eine nach dem Bermögen der einzelnen Kollegien 
verichiedene Jahreseinnahme verbunden, was für einen beginnenben Advokaten oder 
Arzt in den erften Jahren feines Berufes eine ſehr werthvolle Beihülfe ausmadıt ; 
benn ebenfo gut als ben Theologen und Philologen find auch dieſen Berufsſtänden 
Fellowſhips offen. Während vie Verwaltung ver einzelnen Kollegien wie bisher 
ven Mitglievern im eigentlichen Sinne, den reſidirenden Fellows überlaffen bleibt, 
— die gewöhnlichen Stubirenden haben daran feinen Antheil —, iſt in Cam⸗ 
bridge eine Neform der Univerfitätsverwaltung infomeit ergangen, daß nicht mehr 
der Kollegialoligarchie oder ihrem Ausſchuß dem fogenannten caput, ſondern einer 
'gemifhten Behörde, dem fogenannten Council of Senate oder Hebdomadal 
Board die Borberathung und Zulaſſung der Unträge für bie Konvolation und 
Kongregation, d. 5. alle höher Gratuirten zugewiefen if. Diefer Rath befteht 
jest aus dem Kanzler, Bicelanzler, 4 Profefloren und 8 andern gewählten Mit⸗ 
gliedern der Gefammtlorporation. Dotirte Profefluren find in Orford gegenwärtig 
41, in Cambridge gegen 30 und in neuerer Zeit bat man ihre Bezüge beveutend 
vermehrt. Die alavemifehe Jahreseintheilung beflebt aus vier fogenammten 
Terms, Hilaryterm, Eafterterm, Zrinityterm and Michaelmaßterm. Während diefer 
Zeit werben die Borlefungen und‘ der Unterricht in den Kollegien gegeben. Im 
Ganzen beträgt die Unterrichtözeit zwifchen ſechs bis fieben Monate und ihre Eins 
tbeilung fteht mit den ähnlichen Zeitabfchnitten ber Gerihtsfigungen und nament- 
lid der fogenannten großen Balanz im Zufanımenhange. 

In den legten Jahren haben fowohl Orford als Cambridge nicht blos 
durh Förderung der naturwifienfchaftlihen und modernen Studien ben An—⸗ 
forderungen des heutigen Englands fi zu nähern, fondern das Intereſſe für 
höheres Wiffen im Bolt überhaupt durch die Einrichtung von öffentlichen Prü- 
fungen zu weden angefangen, die von Vertretern ver liniverfitäten in ven ver- 
ſchiedenen Städten des Yandes abgehalten, den erfolgreichen Kandidaten eine ehrende 
Auszeihnung Afſociate der betreffenden Univerfität gewähren, Zu dieſer Ein⸗ 
rihtung fowie Überhaupt zu ber ernftlihen Erweiterung des Eraminationsweiens 
auf den Hochſchulen felber Hat befonvers beigetragen, daß feit etwa 10 Jahren 
die Anftellungen in dem bezahlten Stantsbienft flatt früher Sache der Gunft und 
bes Einflufies zu fein, jetzt an Prüfungen gefnüpft find. Dadurch iſt das ganze 
höhere Unterrichtsweſen Englands aus der alten Erflarrung in Fluß gelommen 
nnd in biefer Reformſtrömung befinden fi gegenwärtig aud noch die englijchen 
Univerfitäten. 

Mit diefem Namen bezeichnet man gewöhnlih nur Orfort und Cambridge. Die 
Univerfität zu London, wohl zu unterſcheiden von dem Londoner Univerfity 
Kollege, welches Lateinſchule, Lyceum und ein Stüd Univerfttät darſtellt, ift in 
ver That nur eine Korporation zur Gewährung akademiſcher Grade auf den Grund 
von Prüfungen. Hier können Alle ohne Unterfchied des Belenntniffes zugelaſſen 
werden und infofern hat dieſe 1836 inforporirte Anftalt ihren Werth. Aehnlich 
wie jenes Univerfity Kollege fteht auch das Kings Kollege in London, nur daß hier 
bie Verbindung mit der Staatskirche aufrecht erhalten iſt. An die eigenthümliche 
Kollegialverfafiung der Orforder und Cambridger Kollege mit reſidirenden prä» 
bendirten Fellows und Stadenten iſt nicht zu denken. Der Senat der Untverfität 
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London befteht aus einem Kanzler und PVicefanzler und 36 Fellows. Die Ge- 
fammtheit der Grabuirten bildet die Konvofation. Das University college zerfällt 
in 2 Fakultäten: faculty of arts and law und faculty of medicine. Den Senat 
bilden bier bie ſämmtlichen Profefloren. Das Kings-Kollege zerfällt nur in Ab⸗ 
theilungen. Bei einer burchgreifenden Umgeftaltung in Orferd und Cambridge wird 
fih die Bedeutung dieſer Aushilfsanftalten vorausfichtlich fehr mindern. 

Einen ehr beſchränkten Wirkungskreis hat die fogenannte Univerfität zu 
Durham, eine aus den fehr reihen Mitteln des gleichnamigen Bisthums 1832 
geftiftete Erziehungsanftalt für Theologen des nörblihen Englands. Mit ihr find 
25 Fellowſhips verbunden und ein Kollege für den Aufenthalt der Stubirenven 
fteht ebenfalld damit im Zufammenhang. Das Ganze hat durchaus nur lokale Be- 
deutung, madt aber ber sreigebigfeit des damaligen Bifhofs von Durham 
alle Ehre. 

In Schottland bildet ver afabemifche Unterricht einen großen Gegenfag 
gegen bie ariftofratiich angelegten Univerfitätsverhältniffe Englands. Die noch jept 
beftehenden vier Univerfitäten find bebentend jünger als ihre englifhen Schweftern. 
St. Andrews ift 1411, Glasgow 1450, Aberdeen 1494 und Epin- 
burg 1582 gegründet. Ein rechter Aufſchwung iſt niemals in biefen Anftalten 
bemerkbar gewefen. Sie litten unter dem Umſtande, daß vie engen Beziehungen 
Schottands zum Kontinente im Gegenſatz zu England die ſchottiſchen Studirenden 
regelmäßig auf die Tontinentalen von Zeit zu Zeit berühmteften Hochſchulen führten. 
- Nur die tbeologifhe Schule von Sant Andrews erlangte ein größeres Anfchen, 
während Edinburg nur die kurze Zeit unter Dugald Stewart befonders von Eng 
and ans viel beſucht wurde. Unvollſtändigkeit und Kärglichkeit in ben einzelnen 
Fakultäten war der Grundzug der ſchottiſchen Univerfitäten, bis mit dem Ente 
des vorigen Jahrhunderts und dem Ausbruch der Revolutionskriege der gewohnte 
Beſuch zulegt der holländiſchen juriftifchen und mebicinifhen Fakultäten ein Ende 
nahm. Seitdem find mande Anläufe zum Beſſern genommen, aber ber bringenbfle 
Schritt, die vier Univerfitäten in der Zahl zu rebuciren, ift noch nicht gefchehen. 
Der gegenwärtige Zuſtand zeigt in ber That nur in Edinburg eine vollſtändige 
Univerfität, wo alle Fakultäten in einer gewiflen Fülle vertreten find, aber and 
bier ift der Uebelftand, daß die Aufgaben der Gymnaflalfhulen noch auf der Uni- 
verfität erfüllt werben müflen. Es kommt dies daher, dag die meiften ſchottiſchen 
Lateinfchulen, die fogenannten Stadtſchulen, fehr ungenügend find und außerdem 
die Sitte befteht, daR aus ben fjogenannten Kirchſpielſchulen, wo meift überall ein 
wenig Latein getrieben wird, die jungen Leute gleich auf die Univerfität geben. 
Die Kollegialeinrihtung ift in Edinburg unbelannt, Die Stuventen leben in Pri- 
votwohnungen und haben auch fpäter als Graduirte an dem Univerfitätsregiment 
feinen Antheil. Dies befindet fi aber auch nicht ausfchlieglich in den Händen 
der Profefforen, fondern die Stadtgemeinde Edinburg bat darauf einen bedeutenden 
Einfluß. Die übrigen drei Univerfitäten — bis vor wenigen Jahren zählte man 
noch vier, weil in Überbeen zwei getrennte beftanden — find nur Brudjflüde. So 
hat Sankt Andrem nur einen einzigen Profefjor ver Medicin und gar feinen In- 
riften, Glasgow nur einen Inriften, Aberdeen ebenfo. Die Kanzler und Rektoren 
an den Univerfitäten find bloße Ehrenftellen, wozu aber die Studentenſchaft wählt. 
Bedeutende Staatsmänner und Schriftfteller pflegen zu dieſer Auszeichnung be- 
rufen zu werben. Im Verhältniß zu Orforb und Cambridge läßt fi von ben 
ſchottiſchen Hochſchulen fagen, daß fle ftatt des Kollegialprincipes auf der Orund- 
lage der deutfchen Profefiur beruhen, doch fehlt ihnen fehr viel, um irgendwie mit 
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ben dentſchen Einrichtungen gleichgeftellt zu werden. Bon europäiſcher Berühmtheit 
ift gegenwärtig allerdings bie mebicinifche Fakultät von Evdinburg, während ber 
Rechtsunterricht auch an dieſer Hochfchule noch fehr unvollftändig ift. Die für den 
akademiſchen Wetteifer fo wichtigen Inflituttonen der außerordentlichen Profefluren 
und des’ Privatbocententbums kennt Schottland nicht, und in Folge der vielfach 
mangelhaften Borbildung erinnern® bie ſchottiſchen Stubenten bei aller Tüchtigkeit 
und dem faft eine Nationaltugend zu nennenden Fleiße an ſchweizeriſche Berhält- 
niffe. Religiöſe Ausſchließlichkeit hat übrigens auf den fchottifchen Hochſchulen keinen 
Platz, was bei dem ausgebilteten Sektenweſen des Landes von großem Werth ift. 

Auh in Irland ftehen die Dinge vielfach anders als im Hauptlande. Die 
jogenannte Univerfität von Dublin, Trinity Kollege 1591 gegründet, hat allerdings 
manche Aehnlichkeiten mit Oxford und Cambridge, infofern ſie als hochkirchliche 
Inſtitution gilt, und die große Mehrzahl ihrer Angehörigen im Gegenſatz zum 
lirchlichen Liberalismus ſteht, aber es war doch ſchon früher hier eine gewiſſe Be- 
rückſichtigung der Landesverhältniſſe dadurch eingetreten, daß ſeit 1793 Diſſenters 
und Katholiken in der facultas artium zur Promotion zugelaſſen wurden. Ein 
wirklicher Einfluß auf die Univerfitätsregierung war ihnen jedoch nicht zugeftanden. 
Nachdem man für die Bildung ver Tatholifhen Geiftliden, die früher ftets im 
Auslande gefuht werben mußte, das Maynooth Kollege 1795 gegründet 
hatte, welches 1844 durch Robert Peel mit Staatsmitteln aufgebefjert und in feiner 
Eriftenz gefichert wurde, warb 1840 bie fogenannte Queens Univerfity im Bu- 
ſammenhang mit den Queens Kolleges zu Belfaft, Cork und Galway gegrüntet. 
Die legteren entfprechen dem London Univerfity Kollege und durch fe follte ohne 
Rüdfiht auf pie Konfeffion die höhere Bildung gepflegt werben, wie das iriſche 
Volksſchulſyſtem ebenfalls des Tonfeffionellen Charakters entbehrtt. Die Queens 
Univerfity in Dublin gewährt bie verfchievenen Grade an bie Falultätsftubdenten 
ver Kolleges. Gegen viefe fogenannten „gottlofen” Kollegien und ihre Univerfität 
erhob fich in der ultramontanen Partei des katholiſchen Klerus in Irland ein 
großer Sturm, der aber die fegensreihe Wirkfamleit der neuen Bildungsanftalten 
nit zu verhindern vermochte; wohl aber führte diefe Bewegung zu der Gründung 
der fogenannten römiſch-katholiſchen Univerſität von Irland, welche rein 
auf freiwillige Beiträge geftägt ift und den flark Tonfeffionellen Charakter feſthält, 
der fi) für eine wahre universitas litterarum am wenigften paßt. Bon juriftifchen 
Borlefungen find davon bis jegt nur die über kanoniſches Recht eingerichtet, im 
Ganzen überwiegt das theologifche und theologifirend literarifche Element. 

Wenn bei den eigenthümlihen Berhältnifien in Irland und dem bisherigen 
ſtarren Tonfeffionellen Charakter ver älteren Univerfitäten der Gedanke und bie 
Gründung einer katholiſchen Untverfität wenigſtens begreiflich ift, fo erſcheint da⸗ 
gegen ein ſolches Unternehmen in ver freien willenfchaftliden Atmofphäre von 
Deutihland, wozu unfere Ultramontanen allerlei Anläufe nahmen, und felbft die 
deutſchen Stanvesherrinnen dafür In die Bundesgenoſſenſchaft zogen, als eine 
völlig mittelalterliche Konception. Die öfterreihifchen Univerfitäten und ehemals 
Ingolſtadt waren ſolche fatholiihe Hochſchulen und was für Refultate fie liefer⸗ 
ten, haben wir oben gefehen. Ganz neuerlich (1866) hat die englifhe Regierung 
den Beſchwerden des iriſchen Klerus inſofern ein Entgegenlommen gezeigt, ald man 
der Queens Univerfity geftatien will, phne Rüdfiht auf bie beſuchte Bildungs- 
anftalt tüchtigen Kandidaten bie atabemifhen Grave zu verleihen. Dadurch wird 
mittelbar auch ven neuen Tatholifchen Unternehmen Vorſchub geleiftet. Auf der 
andern Seite wird man durch die Konftituirung aller Örabuirten der Queens Uni« 
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verfity als beftimmende Konvofation neben dem Senate, ber jetzt vie Geſchäfte der 
Univerfity leitet, das künftige Schtdjal‘ der alademiſchen Genoſſenſchaft in ihre 
eigene Hand legen. Die ganze Angelegenheit, welche fehr viel Parteleifer wachge⸗ 
rufen bat, ift gegenwärtig noch in der Schwebe. 

Die geſellſchaftliche und politiſche Wichtigkeit der englifhen Univerfitäten finbet 
im Parlamente dadurch ihren Ausdruck, daß ſeit 1604 Orford und Cambridge 
je zwei Abgeorbnete ind Unterhaus ſenden. Ebenfo ift auch die Univerfität von Dublin 
durch zwei Mitglieder vertreten. In den neueften Reformvorſchlägen figurirte dem emt- 
Iprecdend auch ein Abgeorbneter für die Untverfität London und die ſchottiſchen Hod- 
ſchulen. Die Wählerfchaft befteht aus allen Magiftern und Doktoren, welche fchrift- 
lich abftimmen können, und foweit die Tonfervative Gefinnung es geftatiete, fuchten 
bie gelehrten Korporationen ihre Mandatare unter den Koryphäen ver Politik. Lort 
Palmerfton war lange Bertreter der Univerfität Cambridge; ebenfo Sir Robert Beel 
und Gladſtone für Orford. Nur in Irland trat der Eonfeffionelle und politifche 
Gegenſatz in der Univerfität fo ftark hervor, daß meift nur krafſe Barteimänner der 
Hochkirche zur Wahl gelangen. Uebrigens find die Intereffen ver Univerfitäten im 
englifhen Parlamente auch ohne dieſe befontern Bertreter wohlbeforgt, da wenig- 
ſtens zwei Drittel feiner Mitglieder ihre wiflenfchaftlihe Bildung den Landesuni- 
verfitäten verdanken. In der That jpiegelt das Unterhaus von England nicht min- 
der als das Oberhaus den Geift der großen Landesſchulen und Landeshochſchulen 
wieder, das Parlament iſt ja nur ein Ausprud aller jener Geſellſchafteklaffen, vie 
wir die Gentry von England nennen. Da der politifche Parteiſtandpunkt ſehr oft 
ein erbliher if! — man revet von Wbig- und Toryfamilien — fo haben ans 
ſchon die Studenten auf ven englifchen Univerfitäten gewöhnlich eine politifk 
Parteifärbung, die aber auf das Univerfitätsleben in keiner Weiſe influirt. De 
Gedanke irgend wie an der aktiven Politik Antheil zu nehmen, liegt den Unter 
graduirten fehr fern. Dagegen gibt es fog. Debattierkiubs, worin die Jugend politi- 
he ragen diskutirt und welde die Vorſchule der parlamentarifhen Beredſamleit 
bilden. Im berühmten Untonkiub zu Cambridge Haben 3.8. Macaulay und Lord 
Derby ihre erfien oratoriſchen Triumphe gefeiert. 

In der Schweiz macht fih im alavemifchen Unterrichtöwefen ver Einfluß 
des Stammesunterfchieds zwifchen ihren verſchiedenen Bevölkerungstheilen bemerl: 
bar. Die Univerfitäten derjpeutfhen Schweiz: Bafel und Zürich, tragen burdans 
den Charakter der deutſchen Hochſchulen und fie zeichnen fi vor manchen berfel- 
ben durch den größeren Spielraum aus, welchen fie, unbeirtt durch eine Uebervor⸗ 
mundfchaftung des Staates, der freien Wiſſenſchaft bieten. Weſentlich derſelbe Cha⸗ 
rakter iſt auch an der Hocfchule zu Bern wahrnehmbar, wenn auch ſchon bier 
gewiſſe Einflüffe des franzöſiſchen Geiftes nicht fehlen. Die Akademie zu Genf 
trägt dagegen vorwiegend das Gepräge franzöfifcher Urt, aber wie die franzöfiſch 
redenden Schweizer doch keineswegs In Lebensauffaſſung und Denkweiſe mit ver 
franzöfifhen Nation zu ibentificiren find, fo gilt dasfelbe auch von ihren wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beftrebungen und den Anftalten, an welchen biefe gepflegt werben. Daß 
die Univerfität zu Bafel zu dem älteften uud ehemals angefehenften der deutſchen 
Hochſchulen gehört, ift ebenfo befannt, als daß im vorigen Jahrhundert die Aka: 
demie zu Genf namentlih für ſtaatswiſſenſchaftliche Stubien und viplomatifde 
Ausbildung ein vielbefuchter Lehrort war. Zu den Mängeln der ſchweizeriſchen 
Hochſchulen gehört außer der Beichränftheit ihrer Mittel (von Bafel abgefehen), 
der aber in neuerer Zeit durch bie Munificenz ber betreffenden Kantone und durch 
oft fürftliche Schenkungen von einzelnen Bürgern abgeholfen wird, die nicht felten 
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ungenügenbe Borbilvung der Studierenden. Für bie deutſchen Hochfchulen dagegen 
bilden die ſchweizeriſchen fo zu jagen eine Profefiorenvorfchule, indem fi bie aka⸗ 
demiſchen Körperfchaften und bie betreffenden Megierungsbehörben es ganz befon- 
ders angelegen fein lafjen, vielverſprechende jugenvliche Kräfte des unbeſoldeten Leh⸗ 
verftandes in Deutſchland zu ehrenvoller und amtlicher Thätigleit zu berufen. Viele 
unferer beveutendften theologifchen, juriftifchen u. |. w. Lehrer haben auf den Schwei- 
zer Hochſchulen, vie in Verwaltung und Lehrart ven deutſchen nachftreben, ihre 
erfte verbiente Anerlennung gefunden. Der Plan, eine eidgenöſſiſche Univerfität zu 
gründen, wird lange gehegt, aber bie widerftreitenden Interefien haben bvenfelben 
noch nicht zur Wusführung kommen laflen, und es ift nicht zu läugnen, daß bie 
beftebenven kantonalen Hochſchulen jede in ihrer Art ein gebeihliches Fortbeſtehen 
verdienen. 

Die italieniſchen Univerfitäten, deren Anfänge fhon oben geſchildert wor⸗ 
ben find, verloren natürlich durch den Aufihwung, welchen die Pflege der Wiſſen⸗ 
haften fpäter auch in den anderen europälfchen Rändern nahm, einen großen 
Theil ihrer Bedeutung. Auch ver eigenthümlihe Grundzug, daß fle meiftens in den 
freien Städten Italiens beftanden und vielfach in eine große Abhängigkeit von 
den Municipalbehörven geriethen, verlor fidh, als mit dem Ausgange des Mittel» 
alterd die Fürſtenherrſchaft auch in Italien immer weiter um fi griff. Cs blieb 
nur jener andere befondere Umftand, daß die eine ober andere Fakultät zur Haupt⸗ 
ſache wurde und andere daneben entweder verlümmerten ober gar nicht vorhanden 
waren. Als in Deutſchland und dem übrigen nörblichen und weſtlichen Europa 
die Reformation zum Durchbruch kam, waren ähnliche Verſuche in Italten fchon 
mit euer und Schwert unterbrädt worden und bald bemächtigten fi bie gewal⸗ 
tigen Wiverfacher der neuen Lehre, die Iefuiten, der Univerfitäten, woburd auch 
die vollen Früchte des Humanismus gefnidt wurden. Hand In Hand ging damit 
bie Abſchließung der einzelnen hohen Schulen gegen vie übrigen. Ste wurben Lan⸗ 
desuniverfitäten in dem ſchlimmſten Sinne des Bortes bei der Kleinheit der Ter- 
ritorten. Die Zuftände ber alten öfterreihifchen Univerfitäten fanden fih aud auf 
ben italienifchen wieder, fo weit vie Häufer Lothringen und Bourbon regierten, 
und Piemont war belanntlich ebenfo wie Savoyen ein Hauptfig flantliher und 
kirchlicher Verdummung. Bon dem frifcheren Hauche, der unter Iofeph II. das öfter 
reichifhe Unterrihtswelen durchfuhr, wurde zwar auch der öſterreichiſche Beſitz in 
Stalien berührt, aber ſchon ſtand die franzöſiſche Revolution an den Pforten. In 
den Zeiten der von Brankreic abhängigen Republiten und im franzöfligen König« 
reich Italien mußten auch die italtenifhen Hochſchulen den franzöfiichen Schnitt 
annehmen, die korporative Selbfländigkeit, welche unter der früheren Herrſchaft auch 
nur ein Schatten gewefen war, ward befeitigt, die Profeſſoren zu reinen Stante- 
beamten, die Stubenten zu bloßen Schülern gemadt. Bei dem völligen Mangel 
tüchtiger Gymnaſien hatten die Univerfitäten von jeher auch den nieberen Unter⸗ 
richt in den Haffiihen Studien gewähren müffen. Die Zeit nah 1815 war nidt 
dazu angethan, Reformen im Univerfitätsweien in Ungriff zu nehmen, die alten 
Berhältniffe blieben, bis 1859 aus den zerriffenen Theilen der Nation das einige 
Italien wurde. 

Aber auch feitvem hören wir nur von Plänen der Univerfitätsreform, wo⸗ 
von bei dem häufigen Wechfel der Unterrichtöminifter faft jedes Jahr einen neuen 
gebracht hat. Befriedigendes namentlih vom deutſchen Standpunkte aus ift fehr 
wenig darunter, zumal fehr häufig die franzöfiſche Unifikationswuth nachgeahmt 
wird und die Ungehenerlichleit einer einzigen Univerfität für Italien, deren Zweige 
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verſchiedene Fakultäten fein follen, mandem Reformator dabei vorfhwebt. Damit 
gelangt man in das andere Extrem, während bie gegenwärtig beftehenden 19 Uni- 
verfitäten, wovon 15 Staatsanftalten und 4 fogenannte freie Hochfchulen fiat, 
natürlich für ein Land wie Italien mit fo zurüdgebliebener wiſſenſchaftlicher Ber 
bildung viel zu zahlreih find. Die Gefammtzahl der Profeſſoren beträgt 714 um 
außer Neapel, wo angeblih 6000 Studenten ſich befanden, mag tie Zahl ter 
Studierenden ungefähr 7000 erreihen. Bei den eigenthämlihen Beziehungen zwi- 
[hen Kirche und Staat in Italien erflärt es fih, daß die meiften Univerfitäten 
gar Feine theologische Fakultät haben und daß im Jahr 1862 im Ganzen nur 32, 
im Jahr 1863 nur 17 Studierende der Theologie immatrikulirt waren. Wie völ- 
fig ungleich die geiftigen Kräfte auf vie einzelnen Disciplinen vertheilt find, geht 
ihon daraus hervor, daß bie philoſophiſch⸗philologiſchen Fakultäten bei nicht mehr 
ala 1200 Stuventen im Jahr 1862 16 Profefluren für Sanskit und 22 für 
Philofophie der Gefchichte enthielten. Und während in Neapel ein Lehrer auf 
11 Zubörer kommt, in Piſa und Zurin einer auf 12, in Meſſina und Cagliari 
ein Lehrer auf 2 Zuhörer, hat bie freie Univerfität Urbino für ihre 8 Stupenten 
7 Brofefforen. In Folge des Einfluffes der Iefuiten war da, wo diefe fich nicht 
der Univerfitäten-felber bemächtigen konnten, vie eigentlich humaniſtiſch⸗philoſophi⸗ 
Ihe Bildung ganz von den Hochſchulen getrennt worben, es gab neben den Yak- 
ftubdien der Mediciner, Iuriften und. Ingenieure (biefer Beruf kommt häufig als 
eigne Fakultät vor) keine philofophifche Fakultät zur Ausbildung von Lehrern oder 
zur Gewährung eines höheren wiſſenſchaftlichen Studiums von allgemeinem Cha⸗ 
rafter, Die Uebel, an welden das bisherige ttalienifhe Univerfitätswefen krankt, 
find in einer Schrift von Bonghi: L’universitä italiana, Ylorenz 1866, mit 
großem Scharffinn und warmer Theilnahme für die Beſſerung geſchildert worben. 
Mögen auch manche feiner Vorſchläge, namentlich jener Plan, ein einziges In⸗ 
ftitut aus allen Fakultäten und höhern Schulen als die italienische Univerfität zu 
bilden, irrthümlich und verberblid fein, das Ziel und die Aufgaben einer wahren 
universitas litterarum bat er vortrefflih mit den Worten bezeichnet: „Die Univer- 
fitat bat weder ein Recht des Dafeins noch eine wirkfame Thätigleit, wenn fie 
nicht die unausgefegte Erhöhung der allgemeinen Kultur und die Verbreitung ver 
Wiffenfhaft und bes wiljenfchaftlichen Geiftes zum Zweck bat. Sie kann Inge 
nieurs, Advokaten, Aerzte liefern; aber nicht weil ohne fie die Geſellſchaft nicht 
Leute fände, um ihr die Kranken zu heilen und zu töbten, bie Häufer zu banen 
und nieberzureißen, bie Proceſſe zu verlängern und zu entfcheiden, fondern auf daß 
in biefen drei Klaffen von Perfonen, melde bie weſentlichſte Stüge der wohlha⸗ 
benden Stände bilden, die praktiſche Gefchiclichleit fi befeelen laſſe von dem 
Odem der Wiffenfhaft und ſich fo zu der Höhe dieſer erhebend, von dieſem Gipfel 
aus neue Ausfichten entvede und fi ein weiteres Feld eröffne.... Die Uni- 
verfität findet fo in der unendlihen Höhe der Wiflenfhaft das Mittel, fortfchrei- 
tend und ohne Grenze den menjchlichen Geift zu erheben, und zugleid ihn gerig- 
net zu machen, daß er allen ben täglichen und dringenden Bebärfnifien der menjd- 
lihen Geſellſchaft genüge. Endlich in der Fakultät der Philofophie und Literatur 
lebt die Univerfität wie in ihrem Haufe; denn in ihr und in ber Yalultät ver 
Grfahrungswifienfhaften, welche bei und von ihr getrennt, aber in Deutfchlant 
mit viel innigerem Berftäntnig mit ihr vereinigt geblieben ift, hält fie frifh und 
lebenvig jenes euer des um feiner felbft willen geliebten und gefuchten Wahren 
und Schönen, weldes die höchſte Würde des Menſchen ift unb der wahre Dieb 
jtahl, den Prometheus an Jupiter verübt hat.” ine Reform, welche von biefer 
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Grundanſchauung ausgehend die rihtigen Mittel zum Zwede wählt, würbe wahr⸗ 
ſcheinlich zu einem Rejultat gelangen, welches bie beften Seiten unferer deutſchen 
Hochſchulen vereinigt, allein ihre praftifche Verwirklichung fcheint für Italien noch 
im weiten Felde zu ftehen. 

Während in den ſkandinaviſchen Lündern und im Königreih ber Nie- 
derlande das Univerfitätswefen in feinen Grundzügen den beutjchen Einrichtun- 
gen fehr nahe kommt und daher einer befonvdern Hervorhebung nicht bevarf, Hat 
Dagegen das Heine Belgien aud auf viefem Gebiete gewiffe Eigenthümlichkeiten 
aufzumwelfen. Neben ven beiden älteren mit Staatsmitteln unterhaltenen Univerfi- 
täten Gent und Lüttich ftehen fi bier mit ſpecifiſchem Charakter die katholi⸗ 
ſche Univerfität zu Löwen und die fogenannte freie Univerfität in Brüf- 
jel gegenüber. Beide find vom Staate unabhängig, aber die auf ihnen erlangte 
Bildung befähigt gerade fo gut zum Eintritt in den Staatebienft, der durch Prü- 
fungen vermittelt wird, als der Aufenthalt auf den beiden andern Hochſchulen. 
In Annäherung an das deutfche Wefen find die belgiſchen Univerfitäten wirklich 
ſolche (nur die theologische Bildung iſt den biſchöflichen Seminarien vorbehalten) 
und nicht blos eine Gruppirung von Fachſchulen wie in Frankreich, aber vie 
durchgaͤugige Tüchtigkeit ihrer Leiſtungen kann doch den Nachtheil nicht über- 
ſehen laſſen, daß die politifhen Gegenſätze vielfah auch in die Univerfitäts- 
verhältnifje eindringen. Der in Lüttich 1865 abgehaltene Studentenkongreß be- 
wies, daß auch vie Studierenden biefes Landes das rechte Gleichgewicht im Ver⸗ 
haltnig des lernenden und aftiven Staatsbürger! noch nicht gefunden haben und 
daß die Ueberfhwänglichkeiten und Thorheiten des beutfchen Stubententhumes, rich⸗ 
tig bemeſſen, fehr unſchuldig find, verglichen mit dem nadten geiftlofen Rabilalis- 
mus, der ſich in gewiffen Kreifen des jungen Frankreichs und Belgiens breit macht. 
Das ftndentiiche Leben in dem benadbarten Holland dagegen hat mandye Yehn- 
lichfeit mit der Stellung, welche die flubierende Jugend in England zum dffent- 
lien Leben einnimmt und ebenfo wird bier in bevorzugter Welfe noch das Stu- 
dium der Klaffiter als akademiſche Thätigkeit angeſehen, wenn aud daneben bie 
volle Fachbildung an den Hochſchulen erworben wird. Eine Reform des niederlän- 
diſchen Unterrichtswefens ift ſchon feit längerer Zeit beabfichtigt, aber die Zwiſchen⸗ 
falle des politifhen Kampfes haben diefe durch manche Umftände nicht leichte Ar- 
beit noch nit zur Ausführung fommen laffen. 

Indem wir an ven Hochſchulen der übrigen europäifhen Staaten, die als 
bloße Nahahmungen fremder Mufter erfcgeinen, wie in Ruß land und Griedhen- 
land, over ald Vertreter der mittelalterlihen Inftitutionen, wie in Spanien, 
vorübergehen, weil fie nichts Eigenthümliches bieten, haftet der Blick noch auf ver 
großen Republit im Weften, welche unfere europälfche Kultur nah Amerika ge- 
tragen bat, um bort für fo viele Hunderttaufende der alten eine neue Welt zu 
bilden. Es ift befannt, mit welcher Energie und Opferwilligleit das amerilanifche 
Bolt in feinen ſtaatlichen Organifationen tie Sache des Unterrichts aufgegriffen 
hat. Wohl überwiegen in dem norbamerifanifhen Wefen nod immer vie angel- 
ſächſiſchen Elemente und manche Tradition Alt-Englands wird dort mit warmer 
Theilnahme immer noch gepflegt, aber zu dem Principe bes obligatoriihen Volks— 
unterrichtes, der in England immer noch wegen der religiäfen Differenzen gejchent 
wird, haben ſich die Anſiedler in Nen-Englant von vornherein befannt und ihnen 
nachfolgend ift dasfelbe In allen fpäter gegründeten Kolonien und Staaten geſche⸗ 
hen. Was den höhern Unterricht anbelangt, fo beforgen biefen eine große Anzahl 
von Gymnaſien, gewöhnlich Kollegien genannt, welde bie und ba unmerklich in 
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niverfitäten übergehen. Einzelne wie die Harvard Unfverfity in Eambritge 
Ron können fi an wiſſenſchaftlicher Bedeutung ihrer Lehrkräfte mit ten 
dochſchulen Europas meſſen. Eine Gleihmäßigkeit der Einrihtungen var 
doch bei dem vollen Spielraum für die Eigenthümlichkeiten ver Indivituen 
a weit, aus einander gehenben Kulturverhältnifien ber einzelnen Staaten 
‚warten. Verglichen mit England iſt anzuerkennen, daß zu den verſchledenen 
n Berufszweigen bie meiften amerikaniſchen Kolleges und Univerfitäten eine 
he Borbildung gewähren, welche dann ähnlid wie in England noch var 
yen Unterricht erweitert wird. Neben ver Fürſorge, melde die einzelnen 
ı au dem höheren Unterrichte widmen, kommt biefen gelehrten Anftalten 
gung der Amerifaner zu gute, durch großartige Stiftungen die Früchte 
leißes dem Baterlante und den nachlommenden Geſchlechtern zuzuwenden. 
die Namen Brown Untverfity (Rhode Island), Harvard Univerfity, 
ton Kollege und viele andere verewigen das Andenken an ſolche freige- 
tifter. Daß der wiſſenſchaftliche Charakter amerikaniſcher Staatsmänner unt 
elehrter vollbürtig neben ben Leiftungen im alten Europa fteht, ergibt fich auf 
ten Blick aus den amerikaniſchen Staatsfcriften und fonfligen Vublikatio- 
d nicht anders verhält es fi) auch auf anderen Gebieten ver Wiſſenſchaft; 
natürlich) bei ven vollen Anfprüden, welche das politifhe Leben im einem 
Staate und namentlid in einer Repnblit an den wiſſenſchaftlich gebilbeten 
bürger macht, ein fo gänzliches Verſinken in gelehrte Buchwiſſenſchaft, wie 
jer als Wahrzeichen der europäiſchen Profefjoren galt, in Nordamerika nict 
age. Sehr häufig wird ver afabemifhe Beruf mit dem Staatsamte ver 
und da biefes regelmäßig nur auf Wahl für eine beftimmte Zeit beraubt, 
ann ber Staatsmann zur wiſſenſchaftlichen Werkſtatt des Staatsgelehrten 
Was die Ertheilung der akademiſchen Grade betrifit, fo find Hier die eny 
Vorbilder gewöhnlich maßgebend geblieben. Für den Unterricht dagegen hat 
egelmäßig das deutſche ober Profeſſorenſyſtem im Unterfhieve von dem eng- 
oter Qutorenfuftem befolgt. Wohl gibt e8 auch Kolleges, welche nad ter 
von Orford und Cambridge die Studierenden als Penflonäre aufnehmen, 
ieiſtentheils Tebt der amerifanifhe Student wie der deutſche in eiguner Woh- 
ind bat die Schuldisciplin auf den Univerfitäten feine Statt gefunden. Aber 
on früher bemerkt, hier zeigt fi die bunteſte Mannigfaltigfeit. Ein ſchöner 
n amerilaniſchen Studentenleben ift die Anhänglicfeit an die Hochſchule, 
m feine Bildung verdankt. Durch den akademiſchen Grad wird bie Berbin- 
nit ihr eine dauernde und zu ben jährlich gefeierten Gtiftungsfeften kommen 
baren Söhne ver alma mater oft Taufende von Meilen von den fernften 
ten der Civilifation im Weften zur Stätte ihrer Jugendbildung. 
ie vorftehenden Ausführungen hatten ten Zwed, überfihtlih das Werten 
© gegenwärtige Geftalt der hohen Schulen bei venjenigen Völkern zu ſchib— 
welche die Hauptträger der heutigen Geiftestultur find. Bel der Frage, eb 
igen Einrihtungen der hohen Aufgabe atademiſcher Bildungsanftalten ent. 
a, wird unter voller Anrechnung der Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen 
ven den deutſchen Univerfitäten bie höchſte Stufe zweifellos zuerfannt wer- 
Iffen. Vergleihen wir unfere beflen durch ven Ruhm ihrer Lehrer und ven 
ſum ihrer Mittel und Anftalten hervorragenden Hochſchulen mit den gleichen 
en in allen andern Ländern, fo wird man ohne nationale Weberhebung 
können, daß wir bisher das Beſte auf dieſem Gebiete geleiftet haben unt 
e andern Bölfer dem Beſſeren in demſelben Verhältniß näher kommen, ale 
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ihr höheres Unterrichtsweſen mit unferen Einridftungen übereinftimmt. Während 
in Frankreich die Univerfität der Wiffenfchaften fi) faktiſch in Fachſchulen zer 
fplittert und in England wenigftens biöher die Univerfitäten für die wiſſenſchaft⸗ 
liche Ausbildung der höheren Berufszweige faft nichts leifteten, liegt der deutjchen 
Univerfität‘ der Gedanle zu Grunde, vie allgemeine wiſſenſchaftliche Bildung mit 
ber Uneignung der Kenntniffe für einen gelehrten Lebensberuf zu verbinden. Daß 
biefe Aufgabe das wahre Ziel einer universitas litterarum iſt, wird ſchwerlich zu 
beftreiten fein, aber es wäre blinde Selbftzufrienenheit, wenn man verfennen 
wollte, daß die volle Erreichung diefes Zieles gerade in neuerer Zeit viel fchwie- 
riger und feltener ‚geworben ift als ehemals. In dem gelehrten Fachwiſſenſchaften 
bat fi der Stoff derart gemehrt, daß feine Bewältigung einen immer größeren 
Zeitaufwand koſtet und nur zu häufig wird von unfern Studierenden darüber bie 
Pflege der allgemeinen Geiftestultur vernadhläffigt. Aber auch die fogenannte all⸗ 
gemeine Bildung hat durch den gewaltigen Auffhwung ber Naturwiſſenſchaften, 
durch das nach fo vielen Seiten In Anſpruch genommene wiſſenſchaftliche Interefle 
eine ſolche ©ebietserweiterung erhalten, daß vasfelbe für den Einzelnen faft un- 
überfehber wirb und bie Gefahr oberflächlicher Bielwifjerei neben jene bes bloßen 
Brodſtudiums tritt. Der Umfland, daß auf ven beutfhen Hochſchulen faſt nur 
folge Jünglinge ftudieren, welche in einem der gelehrten Stänbe ihren Lebensberuf 
und Unterhalt fuchen wollen, daß unfere Hochſchulen faft ausſchließlich Anftalten 
für die Producirung der nöthigen Anzahl von Staatsbeamten und gegenwärtig 
leider oft darüber geworben find, laſtet offenbar auf den Univerfitäten und dem 
geiftigen Leben ver Nation im Ganzen. Es kommt binzu, daß dur die Iangjäh- 
rige unbezahlte oder doch nur kümmerlich honorirte Anfangsthätigleit im Staats» 
dienfte materielle Gründe darauf hindrängen, bie akademiſche Stubienzeit jo kurz 
als möglich zu machen und daß nicht felten ein verfehrtes unwiſſenſchaftliches Exa⸗ 
minationsfyftem auf die Art und den Gang des afademifchen Unterrichtes verfrüp- 
pelnd zurückwirkt. Oft ift man verfucht, den deutfhen Profefloren und den lern» 
begierigen, für vie Wiffenfchaft begeifterten bentichen Studenten jene volle 
Muße, jenen Reihthum der Mittel zu wünſchen, welche an den engliſchen Univer- 
fitäten bis jet fo ungenügend ausgenägt worden find und die in befleren Hän⸗ 
ben ganz andere Früchte tragen würden. Was nicht ſowohl den Univerfitäten ſel⸗ 
ber als der politiihen Entwidlung des Vaterlandes zum Nachtheil gereicht, ift, 
daß diejenigen gejellichaftlihen Stänve, welchen ihre materielle Unabhängigkeit dae 
Abſehen von einem bezahlten Staatsamte geftattet, heutzutage die Univerfitätdaus- 
bildung zu verachten ſcheinen und einige Iahre Militärbienft für ben beutichen 
Stanvesherrn und Adeligen als eine befiere Borfchule gelten als der Beſuch einer 
Hochſchule. Ueberhaupt hat der deutſche Adel unferer Tage ſich durchgängig für 
den Staat ſo gleichgültig erwieſen, daß die Hoffnung, einen politiſchen Stand, 
Männer, die in freier unbeſoldeter Thätigkeit dem Staate als Staatsbürger die⸗ 
nen, zu erlangen, an andere Gefellfhaftsflafien angelnüpft werben muß. Gegen- 
wärtig ſtehen wir noch in den Anfängen, aber e8 darf erwartet werben,” daß bie 
Entwidlung in Handel und Induſtrie einer künftigen Generation genügende mate- 
rielle Unabhängigfeit gewähren wird, um im mobifichrter Weife wie bie heutige 
Gentry von England die Pflichten des freien Stagtöbienftes zu erfüllen. Neben 
den Kandidaten für den befoldeten Steatsdienft würden dann auch die Univerfi- 
täten die wiſſenſchaftliche Ausbildung diefer Gefellfchaftsffafle zu übernehmen haben. 
Bei ihnen könnten die Anfprüche einer harmonifhen allgemeinen wifjenfchaftlichen 
Bildung eher zur Befriedigung gelangen, als bei denen, welche um des lieben Les 
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bens willen die Stubienjahre mit der möglihft raſchen Einſammlung bes Aller⸗ 
nöthigften für den Broderwerb dahinbringen und gerade eine Mifhung biefer bei⸗ 
den Elemente würde nad beiden Seiten bin von wohlthätigen Yolgen fein. 

Das Hochhalten acht humaniſtiſcher Studien iſt den deutſchen Hochſchulen in 
ber Gegenwart um fo mehr geboten, als bie technifchen Lehranftalten und in ib 
rem eignen Schooße der nad) andern Nichtungen jo fegensreiche Auffkwung ter 
Naturwiſſenſchaften die Gefahr im Gefolge. haben , daß die bumaniftifche Geiſtes 
kultur in einem gewiſſen Grade vernadläffigt und damit unfern Nachkommen 
ein herrliches Erbtheil der bisherigen Entwidlung verlümmert wird. Doc tarf 
man auch bier nicht zu ſchwarz fehen. Die Urt und Weife, wie gegenwärtig tie 
Haffiihen Studien von den Koryphäen viefes Berufs getrieben werben, wie tie 
Geſchichte des Alterthums durch das volle Berftänpniß der in der Öegenwärt wir: 
fenden politifden und focialen Kräfte zur vollen wahren Kenntniß ber heutigen 
©eneration gebracht wird, die unabhängige Öefinnung, bie politifhe Reife, womi 
in unfern Tagen von den verſchiedenen Standpunkten aus das Gebiet der neueren 
Geſchichte vurdforfht und für die Gegenwart lehrreih gemacht wir, die eminente 
Geiſteskraft und die wiſſenſchaftliche Bielfeitigleit ver Dlänner, weiche Heutzutage 
die Repräfentanten der naturwiflenfhaftlihen Studien find, dürfen uns darüber 
beruhigen, daß der humaniftifche und mehr ideale Kortfchritt neben den gewaltigen 
Croberungen des Geiftes auf dem technifhen und allgemeinen naturwifjenfchaftli- 
hen Gebiet nicht zurückbleiben wird, wenn die Univerfitäten, Xehrer wie Schüler, 
mit vollem Ernft an die Arbeit gehen. In diefer Richtung bat jede der drei großen 
Hauptnationen der europäifhen Kultur, um das höchſte, allen gleihe Ziel zu er 
reichen, jegt verfchlevene Wege der Reform einzufchlagen, weil in jeber verfelben 
biefe hochwichtigen Inftitutionen an andern Mängeln kranken. Wir fehen in Grant: 
reich jene Zerriffenheit der höheren Stubien, welche die einzelnen Disciplinen zu 
Spectalitäten und die Unterrichtsanftalten zu bloßen Fachſchulen macht. Es fehl: 
in dem ande ber Centralifation bie berechtigte Selbſtändigkeit wiſſenſchaftlicher 
Gremien, welde ſchon durch ihr Daſein der nachwachſenden Jugend vie UMeberzen- 
gung geben, daß Staat und Staatsdienſt nicht das Höchſte find und bie freie 
Wiſſenſchaft aud freier Stätten bedarf und daß fi mit aller demokratiſchen Gleid- 
heit eine gewiſſe Ariftofratie des Geiftes und der Wiſſenſchaft wohl verträgt. In 
England dagegen- bemüht man ſich feit längerer Zeit und mit immer größeren 
Berftändniß, die Auswüchſe, welche vie Ueberwucherung des Kollegialfyftems am 
Univerfitätsförper angefegt bat, zu befchneiden und durch Wiederaufnahme unt 
Verſtärkung der eigentlihen Profefforenthätigkeit ven Borwurf zu entkräften, daß 
tie bisherige Univerfitätsbildung das pofitive Willen als Ziel vernadhläffigt nut 
fid) darauf befhränft babe, den Charakter und die Lebensart von Gentlemen za 
formiren. Wenn die Erfenntniß des Uebels ver widhtigfte Schritt zur Beflerung 
ift, fo läßt fi wenigftens von gewiſſen Kreifen in England für die Univerfitäts- 
reform das Befte Hoffen. Mit der größten Offenherzigkeit wird auerlannt, daß 
jeit mehr als einer Generation der wiſſenſchaftliche Apparat, mit weldyem vie eng— 
liſchen Univerfttäten arbeiten, in der Haffiichen Philologie fowohl als in ver Theo: 
logie den deutſchen Profeſſoren verdankt wird. Mit richtiger Einfiht betont vie 
reformiftifhe Schule daneben den hohen Werth alademifcher Konkurrenz und ter 
Unterftügung des ordentlichen Lehramts durch eine Anzahl außerordentlicher jün- 
gerer Kräfte. Es fol, was bisher nicht der Fall war, die Profefiur ein befonte 
ver Beruf werden, dem ſich mit fiherer Ausfiht auf volle materielle Unabhängig. 
feit und ben entſprechenden Einfluß in ber Univerfitätsregierung bie beften gelcht- 


Ä 





Univerfitäten. 127 


ten Kräfte des Landes widmen. Was die verfchiedenen Unterfuhungstommiffionen 
in dieſer Nichtung vorgefchlagen haben, man darf e8 wohl nennen. eine Germani⸗ 
firung der englifhen Hochſchulen unter Feſthalten an allem tem, was in mora- 
liſcher, foctaler und politifcher Beziehung die englifhen Hochſchulen ver Nation 
Ieiften, {ft gegenwärtig erft in einer langfamen Berwirklihung begriffen. Bat das 
liberale England auch jest noch die volle Gleichberechtigung der außerhalb der 
Hochkirche ftehenden Religionsgenoſſenſchaften an den wiſſenſchaftlichen Leiftungen der 
Univerfitäten burchzufegen, fo wird doch ein jeder Schritt zum Beſſeren auch die Eng- 
länder dem höchſten Ziel und der wahren Aufgabe ver Univerfitäten näher führen. 

Bon den deutſchen Hochſchulen hat die Zukunft verhältnißmäßig weniger 
zu fordern und was hier gefchehen muß, liegt zum großen Theil nicht innerhalb 
der Sphäre der Univerfität felber. Aber eine Aufgabe ift durch den wunderbaren 
Aufihwung, den das politifhe Wationalleben in unfern Tagen erfahren hat, un⸗ 
verkennbar ben höchſten Bildungsanftalten ver Nationen geftelt. Die feften Grunb- 
Iogen und ber erſte Aufbau bes deutſchen Staates fliehen da. Es gilt jest, bie 
Jugend zu Staatsbürgern zu erziehen, denen das höhere Pflichtgefühl davon inne- 
wohnt, was der Einzelne dem vaterländiſchen Staate ſchuldet, und welche wiflen, 
daß neben der fleißigen Vorbildung für den eignen Lebensberuf tie Ausrüftung 
des Charakters und Wiflens für den Bürgerbienft im Staate nicht eine leichte 
Spielerei und die Sache der Laune und des Beliebens, fondern die verantwor- 
tungsvolle Schuldigfeit eines Jeden iſt. Ohne Zweifel begann auch nad diefer 
Seite doltrinäre Webertreibung ſich geltend zu machen. In einzelnen Eriheinungen 
unfrer Tage finden wir ſchon Anzeihen davon, daß über ter thatſächlichen Frei⸗ 
heit der Macht vie Macht ver Freiheit unterfhägt und eine neuc Art von Staats⸗ 
vergötterung angebahnt wird, wie fie im antiten Staate und in ber Hegel'ſchen 
Slorificirung der preußifhen Beamtenmafcdine feiner Zeit zum Ausdruck gelommen 
ift. Diefe Uebertreibungen find aber nur bie natürlihen vorübergehenden Nüdichläge 


gegen eine Tendenz, welche den Staat als einen bloßen Bergnügungsort für die 


individuellen Saunen betrachtete und nur von Grundrechten, nicht aber von poli- 
tifchen Srunppflichten zu reden wußte. Es ift am wenigften zu fürdten, daß in 
der freien Atmofphäre der Univerfitäten bie entgegengefegte Berirrung eine dauernde 
Stätte finven werde. Aber neben dieſer Aufgabe, ven politiihen Charakter des 
Kerns unfrer Jugend zu bilden und ihr Auge feft auf das gemeine Wohl — 
diefen beften Namen für ven Staat — zu lenken, ift den deutſchen Univerfitäten 
in ber allerjüngften Gegenwart no ein anderer wichtiger Beruf zugewiejen oder 
vielmehr gilt es, einer alten Aufgabe mit neuen Kräften zu genügen. In ber 
ftaatlihen Zerrifienheit, in der Staatloſigkeit, wie man fagen müßte, ver legten 
50 Jahre haben die deutſchen Hochſchulen es ſich fletS zum Ruhm angerechnet, in 
ihrem innerften Weſen niht Landesanftalten, ſondern Baterlandsanftal- 
ten, deutſche Univerfitäten zu fein. Sie bürfen jetzt am allerwenigften fich zu 
Schmollwinfeln eines engherzigen Partilularismus hergeben, an ihnen ift es vor 
allem, die Enttäufchungen und Opfer des Augenblidd an der großen Aufgabe und 
ben gewaltigen Anforberungen bed Baterlandes zu meflen; fie, welche das künftige 
Geſchlecht für die höchſten Kreife menſchlicher Thätigkeit zu erziehen haben, dürfen 
nicht kurzſichtig an einer abgeftorbenen Vergangenheit haften. Erfüllen ſich bie 
beutfchen liniverfitäten in Wahrheit neben allen dem Großen und Herrlichen, was 
fie bisher der Nation geleiftet haben, mit biefer neuen und alten Aufgabe, jo wer⸗ 
pen fie ſicherlich in nicht ferner Zulunft in des Wortes vollem Sinne die Stätten 
„der freien Wiſſenſchaft im freien Staate” fein, Marquatdien. 


- 





728 Dattel. 


Unterrichtsanftalten, |. Symnaften, Echr- und Lernfretheit, 
Schule, Tehnifhe Schulen, Univerfitäten. | 

Urkantone, |. Schweiz. 

Urrechte, ſ. Menſchenrechte. 

Uſurpation, ſ. Legitimität. 


V. 


Vattel. 


Emerich de Vattel wurde im April 1714 im Fürſtenthum Neuenburg in 
der Schweiz geboren. Er widmete ſich zuerft der Theologie, wurde indeß balt fe 
mächtig von der Philofophie angezogen, daß er über ihr alles Andere hintanfegte. 
In die Schriften von Leibnitz und Wolff Iebte er fih fo tief ein, daß a 
über die Syſteme beider Männer nicht nur genaue Auskunft zu geben, fonten 
auch dagegen gemachte Einwände aus dem Standpunkte dieſer Bhilofophie öffentlich 
mit Geſchick zu wirerlegen wußte. 

Als geborener Untertban des Königs von Preußen ſuchte er zunächſt in 
Berlin feine Laufbahn zu begründen. Er kam gleih im Anfange der Regierung 
Friedrichs des Großen, im Jahr 1741, in Berlin an, fand indeß ange: 
blicklich keinen feinen Wünfchen und Bepürfnifien entfprechenden Play. Dies be 
ftimmte ihn, 1743 nad) Dresven zu geben, wo ihn Graf Brühl willlommen hieß. 
Bon bier aus wurde er 1746 als Legationsrath und kurfürſtlicher Minifter nad 
ver Republit Bern gefchidt. Seine gefanbtfchaftlihe Tätigkeit füllte indeß feine 
Zeit fo wenig aus, daß er einen Theil des Jahres bei feiner Familie verleben 
tonnte, und bie bei begabten Naturen das geiftige Leben bervorlodenve file Muße 
führte ihn in den Schooß ber Wiffenfchaften zurüd. Neben einzelnen literarifcen 
Arbeiten aus dem Gebiete ver Moral und der ſchönen Wiſſenſchaften befchäftigte 
ihn die Ausführung feines längft entworfenen Planes zu einem großen Werte 
über Bölferrecht, feinem berühmten Droit des gens, ou Principes de la loi na- 
turelle, appliqu&s & la conduite des affaires des nations et des souverains 
Dies Buch iſt der ganze Battel. Es ift nicht nur feine höchſte und allein für bie 
Nachwelt beveutfame Leiftung, ſondern auch der volllommene Spiegel feiner ganzen 
Perfönlichkeit mit ihrer warmen Freiheitsliebe, mit ihrer trenen Bürgergeſinnung, 
mit ber fchlagenden Kraft des Maren und fofort einleuchtenven Urtheils. 

V.'s Völkerrecht fteht mit dem des Philofophen Wolff im engften Zuſammen⸗ 
bange. B. Hatte Wolff's Werk mit Ungeduld erwartet. Sobald es erſchien, faßte 
er ven Plan, einer größeren Anzahl von Lefern die Kenntnig desfelben zugänglid 
zu machen. Die Bearbeitung des BVöllerrechts des großen Halle'ſchen Philofophen 
ftehe im Verhältniß foftematifcher Abhängigkeit zu desfelben allgemeinen philoſophi⸗ 
ſchen und beſonders naturrechtlichen Principien. Um fie zu lefen und zu verftehen, 
müſſe man zuvor 16 oder 17 Duartanten durchſtudirt haben. Sie ſei aud in 
Wolff's fehwieriger mathematifher Methode verfaßt. Dies Alles made fie gerate 
für diejenigen Männer, benen die Kenntnig der völferrechtlihen Grundſätze am 
nöthigften fei, fo gut wie unbrauchbar. B. glaubte nun Anfangs, feinen Plan 
ver Vervolksthümlichung des Wolffiihen Völkerrechts auf einem fehr kurzen Wege 
ausführen zu können. Er wollte den Inhalt von der fteifen ſyſtematiſchen Form 
ablöjen, ihn von allen philofophifchen Prämiffen unabhängig machen, ihm ben 
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ſtaubigen Schulrod ausziehen und ihn dafür in ein anmuthiges, ver biplomatifchen 
Geſellſchaft zuſagendes Gewand Heiden. Bald indeß überzeugte er fi von der 
Nothwendigkeit einer ganz neuen Bearbeitung der Sade. Er nahın, nun zwar 
das Beſte aus Wolff auf, fchloß fich veflen allgemeinen Grundſätzen und Defini- 
tionen an, durfte aber bei dem Allem mit Recht fagen, daß. fein Wert von dem 
Wolff’s fehr verfhieden fei. Die Mängel vesfelben find die Mängel der 
bamaligen Zeit, bie Mängel der Wbftraktionsphilofophte des 18. Jahrhunderts, 
welche an bie Berwirffihung der Vernunft durch die Gefchichte nicht glaubte. Aber 
auch die Vorzüge ber edleren und erleuhteteren Männer jener Zeit, freie Kritik 
bes Beſtehenden, Unabhängigkeit der politiſchen Geſinnung, hohe Achtung vor ven 
Menſchenrechten zeichnen V.'s Arbeit aus, die einen mächtigen Einfluß auf bie 
Staatenpraris geübt hat und noch übt, und die noch lange bei allen gebilbeten 
Bölkern mit Berehrung genannt und mit lebhaften Intereffe gelefen werden wird. 

Aus Bern wurde B. 1758 nad Drespen zurücdberufen und mit dem Titel 
eines Geheimen Rathes bei der geheimen Kanzlei angeftellt. Seine eifrige Thätig- 
keit ſchwächte allmälig die Geſundheit feines Träftigen Körpers. Er ftarb im 
December 1767. 

Ar ungerehhten Beurtheilern bat es ihm in Dentfchland nie gefehlt. Im 
Allgemeinen gerecht und wahr ift dasjenige, was Kaltenborn (Kritil des Völker⸗ 
rechts, Leipzig 1847) und Robert Mohl (Gefhichte und Literatur der Staats⸗ 
wifienfhaften, Band I, 1855, ©. 386) über Ihn fagen. Ein „Abrégé de la vie 
de M. de Vattel“ ift der 1777 zu Neuchatel heransgelommenen Ausgabe bes 
Bien Völkerrechts beigegeben. Die erfte Ausgabe erfhien zu Leyden, im 
Sabre 1758, die zweite ebenda noch in bemfelben Jahre; ebenfo ein Nachdruck 
in London. Seitdem find am verſchiedenen Orten zahlreiche neue Ausgaben und 
Meberfegungen erfhienen; eine deutfhe Ausgabe von Schulin, Yranff. und 
Leipz. 1760; eine befonders in Amerika weit verbreitete englifche Ausgabe von 
Chitty, zuerft Lond. 1834, dann oft in Philadelphia; eine ſpaniſche von 
Dtarena, Madrid 1822; eine franzöſiſche mit Noten und einer analyti- 
hen Tafel des Werkes vom Bortngiefen Pinheiro-Werreira, Paris 1838. 


erner. 


Venedig. 


I. Geſchichte. 

„Venedig“ kam durch die Stürme, welche die apeniniſche Halbinſel im 5. und 
6. Jahrhundert umwühlten, empor. Bor den Kriegshorden Attila's flüchteten die 
reichſten und vornehmſten Familien aus den benachbarten Städten, und ſuchten 
in den bisher von Fiſchern bewohnten Lagunen Schutz. Die venetianiſchen Inſeln 
ftanden anfangs unter oſtgothiſcher Herrihaft und erkannten fpäter bie Oberhoheit 
bes oftrömifhen Kaifers an. Als die langobardiſchen Schaaren das Binnenland 
verwäfteten, flohen der Bifchof von Aquileja und die reihften Bewohner Friauls 
und Berona's nach den venetianifhen Infeln und Hüften; vie Bevölkerung der⸗ 
felben beſtand feither theils aus dem eingeborenen ärmeren Volke, welches von 
Handel, Fifcherei und Handarbeit lebte, theils aus ven reichern, hieher geflüchteten 
Familien, die ihr Kapital der Erweiterung des Handels zumandten. Noch immer 
befand jedoch eine gewiffe Abhängigkeit Venedige von dem Exarchat von Ra⸗ 
venna. Im 6. Jahrhundert waren die venetianifhen Infeln ſchon fehr bevölkert, 
ihre Bewohner befuhren die Seen und die Fläffe und trieben einen anfehnlichen 
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Salzhandel. Erſt im Jahre 697 ſchritten die Venetianer zur Wahl eines Dar uns 
lösten mit der Zeit ihr Verhältniß zu Oſtrom. 

Venedigs Flagge erlangte durch die Bekämpfung der flavifhen und faraceni- 
[hen Seeräuber, welche das adriatifhe und mittelländifhe Meer durch Raub um 
Plünverung unfider machten, nad mehrjährig ſchwankendem Erfolge großes An- 
jehen. Der abendländiſche Kaiſer Karl ver Dide beftätigte ihnen 883 die Privi- 
le.ten, auf den Slüffen und im ganzen Reihe Handel zu treiben, ohne eine andere 
Abgabe zu entrichten, als einen Waaren- und Hafenzoll; aud von den fpätenn 
Herrſchern Italiens erhielten fie namhafte Begünftigungen. Die oftrömifchen Kaiſer 
ſuchten eine Verbindung - mit dem aufftrebenden Infelftaate, deſſen Marine ihnen 
bet der Belämpfung normannifcher und faracenifher Schaaren hülfreich fein Eonnte. 
Die Benetianer erhielten Beglinftigungen für ihren Handel mit Konftantinopel, 
welches damals eine Zeit lang das Hauptemporium indifcher Produkte war. Diele 
wurben von den Häfen des fchmarzen Meeres, befonderd von Zrapezunt, wo ber 
Waarenzug aus Invien mündete, nach der oftrömifchen Kaiſerſtadt gebracht, da 
bie Verbindungen mit Syrien und Aegypten durch bie Eroberungen der Araber 
unterbrochen waren. Um ber Nachfrage nad orientalifhen Waaren zu genügen, 
traten die betriebfamen Benetianer auch in Berbindung mit den Ungläubigen in 
Syrien und Aegypten; ſchon im Anfange des 9. Jahrhunderts befuchten vene- 
tianiſche Handelsſchiffe den Hafen von Aleranbrien, und brachten anf einer Erpe⸗ 
bition den Leihnam des h. Markus nach Venedig. Durd die Eroberung Dal- 
matiend und Kroatiens im 10. Jahrhundert trat Venedig in unmittelbaren Ber 
kehr mit den Völfern an der Drave und Save. Die Walbungen der tribut- 
pflitigen Länder Iieferten das trefflichfte Bauholz; vie Marine vergrößerte ſich, 
und die venetianifhe Seemacht war ven oftrömifchen Kaljern in ihren Kriegen 
mit den Normannen Unteritaliens fo unentbehrlih, daß es den Benetianern leicht 
wurbe, für ihre Unterflügung namhafte Privilegien zu erlangen. Bon Wlerius 
Comnenus erhielten fie für bie gegen ven Normannenherzog Robert Guiscarb ge⸗ 
leiftete Kriegsbülfe die Erlaubnig, in allen Häfen des Reiches frei landen zu 
bürfen, ohne für die aus⸗ oder eingeführten Waaren eine Steuer zahlen zu 
müffen. Berner verlieh ihnen ver Kaifer in ver Reſidenz und andern wichtigen 
Städten dee Reiches eine große Anzahl Ländereien, um Werkftätten und Magazine 
anzulegen. 

Die Kreuzzüge brachten der in ſchöner Entwicklung begriffenen venetianifchen 
Marine neue Impulfe, den italieniſchen Handelörepublifen einch erweiterten Schau» 
platz für ihre merkantiliſche Thätigkeit. Ihre Erpepitionen nah dem heiligen Lande 
berüdfichtigten Hauptfächlich die kaufmänniſchen Interefien. Anfangs betbeiligte ſich 
Benedig nicht mit befonderer Lebhaftigkeit an benfelben, weil e8 aus Konflan- 
tinopel, wo es das entfchievenfte Uebergewicht über feine Konkurrenten hatte, bie 
für feinen Handelsbetrieb nöthigen orientalifchen Waaren bezog. Schon Öottfriet 
von Bouillon ertheilte den Benetianern für ihre Unterftügung im erften Kreuzzuge 
einige Handelsprivilegten und fein Nachfolger Balduin fügte neue hinzu. In Folge 
biefer Privilegien errichtete die Republik in den meiften ſyriſchen Stätten Hanvels 
faltoreten. Die bereits in Konftantinopel angelnüpften Berbindungen wurden noch 
eifrig gepflegt; venetianifhe Kaufleute beſuchten die meiften griehifhen Häfen, in 
der Hauptſtadt ließ fich eine große Anzahl nigder. Der griechifhe Kaiſer Manuel, 
beflen Beftreben dahin ging, in Italien feften Buß zu faflen nnd daſelbſt wieber 
eine Herrſchaft zu gründen, ertheilte, um fick einen Anhang zu jchaffen, ven 
Genueſen wichtige Handelsprivilegien. Die Benetianer vereitelten den Verſuch des 





Denedig. 731 


kaiſerlichen Admirals, Ancona zu befegen; das alte Bundesgenoffenfchaftsverhältniß 
Löste fih, als die Benetlaner im Jahre 1154 einen Vertrag mit König Wilhelm I. 
fchloffen, der ihnen Handelsvortheile gewährte; auch weigerten fie fih,' in einem 
kurze Zeit fpäter zwiſchen dem Kaifer und König Wilhelm ausgebrochenen Kriege 
dem erfteren die vertragsmäßige Unterflügung zu gewähren (1165—67). Ber» 
trauensvoll famen 20,000 Benetianer mit vielem Gelde nady Byzanz; da gab Manuel 
am 12. März 1171 den Befehl, die venetianifchen Kaufleute zu verhaften, ihre 
Waaren zu Tonfischren. Protefte und Triegerifche Rüftungen hatten feinen Erfolg; 
ein Feldzug mißlang. Erft einige Jahre fpäter (1175) ſah fih der Kalfer ge 
nötbigt, eine Ausföhnung mit den Benellanern zu fuhen, indem er ihnen einen 
Erſatz für die erlitienen Berlufte verſprach. Aber nicht blos in Konftantinopel 
waren Benetianer und andere italienifche Kaufleute anfällig, wir finden eine große 
Anzahl in Abydes, Adrianopel, Rodoſto, Theffalonih, Almyro u. a. angefiebelt. 
Die Eroberung Konftantinopeld durch die Kreuzfahrer 1204 ficherte den Vene⸗ 
tianern die Hanbelsfuprematie im nengegründeten lateinifhen Kaifertbum. Die 
Benetianer erhielten nebft der Beftätigung ihrer bisherigen Rechte vie Länder 
Epirns, Akarnanien, Wetolien, die joniſchen Infeln, von welchen Eorfu, Santa 
Maura, Eefalonia und Zante namentlich hervorgehoben werben; den Peloponnes, 
die gegen Süden und Weſten gelegenen Infeln des Archipelagus, eine Anzahl 
Städte an der europälfchen Küfte der Meerenge ver Darbanellen und am Marmora⸗ 
meere; thracifche Binnenftäbte, worunter das wichtige Adrianopel. Diefe Gegenden 
waren insgefammt für Handel und Schifffahrt günftig gelegen, von Konftantinopel 
bis an bie adriatiſche Küfte beherrſchten die Benetianer die hervorragendſten Pläge. 
In der Hauptftadt Konftantinopel felbft bekamen fie die wichtige Vorſtadt Pera. 
Auf Candia wurden Kolonien gegründet; ber Handel, die Probufte, beſonders das 
Bauholz der Infel, waren für die Republit von ungemeinem Werthe. Durd bie 
Erwerbung Morea's Tamen fie in den Beftg bedeutender Seidenmanufalturen, die 
bei der fleigenden Nachfrage großen Gewinn bradten. Den Handel im fchiwarzen 
Meere fuchten fie fi durch Kolonien zu fihern, Tana (Aſow) und Sudak wurden 
blühende Emporien, wohin die nordiſchen Produkte auf den Markt gebracht wur⸗ 
ben, und wo Ruſſen aus Nowgorod und Moskau fih einfanden. Die Häfen an 
der Süpfeite des fchwarzen Meeres waren für den Berfehr mit ben kaukaſiſchen 
und armeniſchen Völkerſtämmen wichtig, ven fie fi dur Handelsverträge mit ven 
Herrſchern von Nikäa, den Kaifern von Trapezunt und den Königen von Arme 
nien ficherten. In dem legten Reiche ſiedelten fie fi in großer Anzahl an und 
beherrſchten durch ihre Betriebſamkeit den gefammten Verkehr dieſer Gegenden. 
Die Verträge mit den armeniſchen Königen waren überdies für den Handelszug 
über Ajazzo (das alte Iſſus) und Tauris wichtig. Auch mit den ſaraceniſchen 
Herrſchern, welche die ſyriſchen und paläftinenfifchen Gebiete den Chriſten entriſſen, 
wurden Verbindungen angeknüpft; mit dem Sultan von Iconium, Saladin, ein 
Hanbelstraftat geſchloſſen, nad welchem vie Venetianer gegen eine Abgabe von 
10 Procent in dem gefammten, dem Sultan gehörigen Gebiete, Kaufen und ver- 
faufen durften. Ein ähnlicher Traftat mit vem Sultan von Wleppo ficherte ihnen 
gegen eine fehsprocentige Gebühr für alle aus- und eingeführten Waaren, den 
Handel in den Staaten desſelben. Sie erhielten überbied in Aleppo eigenes 
Quartier und in Civil- und Kriminalſachen eigene Gerichtsbarkeit. Handelsver⸗ 
träge mit den Sultanen von Tunis 1251 und Aegypten 1238 öffneten ihrer mer» 
Tantilen Thätigfeit auch die afrilanifben Gegenden. Die Eiferfuht Genua’s auf 
das glüdlichere Venedig führte zu Reibungen und Kriegen in ben fyrifchen Ges 














732 


Denedig. 


und im fhwarzen Meere, vie aber fat fämmtlih zu Gunften Benevigs 
n. Um ihre Rivalen aus Konftantinopel zu verbrängen, unterftützten bie 
m bie Beftrebungen des Michael Paläologus zum Umſturze bes lateiniſchen 
: Wieberaufritung des griechif—en Kaiferthrones. Die Ermahnungen bes 
‚ ber Bannſpruch besfelben, blieben erfolglos; die genuefiihen Schiffe und 
haften wirkten thätig mit zur Vertreibung bes ſchwachen Balbuin II. Durch 
jänftigungen, welde nun bie Genuejen für ihre Berbienfte um bie Bali 
on bem Kaiſer erhielten, durch die Unlegung einer Kolonie, Kaffa an ber 
Afte der Halbinfel Krimm, glüdte es ihnen, die Venetianer für einige 
n dem Handel im ſchwarzen Meere und in Konflantinopel gänzlih ans 
‚en, ihre Handelsfuprematie in viefen Gegenden für immer zu brechen. 
elingt es den Benetianern nach einiger Zeit wieber, Zutritt nad Konftan- 
und bie Beftätigung ihrer alten Handelsprivilegien von dem griechiſchen 
ya erhalten, aber das merfantiliftifhe Uebergewicht ver Genueſen in Kon- 
pel und im ſchwarzen Meere wurbe dadurch nicht gefehmälert. Um ſich 
e Verluſte zu eutſchädigen, ſuchten die Benetianer anbermärts Handel 
ingen anzuknüpfen. Der alte Stapelplag für den indiſchen Wanrenhanbel, 
vien, warb ven ihnen um fo geeigneter für bie Anfnäpfung bamernber 
verbindungen gefunden, als unter der ſtraffen militäriihen Herrſchaft der 
iſchen Sultane hier dem Verkehre große Sicherheit geboten wurbe, während 
ſyriſchen Häfen die Plünderungen und Räubereien ber türkiſchen Horben 
und Wandel unficher machten. Die Kirchenverbote, welde jeven Berlehr 
Ungläubigen unterfagten, wußten bie betriebfamen Nepublifaner zu nm- 
der durch reiche Beftehungen hoher kirhliher Würbenträger unwirkſam zu 
Mit den Mamelufenfultanen wurden vortheilhafte Hanbelöverträge abge- 
. In einem Sriebenstraltate vom Jahre 1302 wurben ben Benetianern bie 
rivilegien beftätigt und neue hinzugefügt. Unter billigen Bebingungen er- 
fie den Zugang zu allen Häfen Syriens und Yegyptens; einige für ben 
Bedarf der Venetianer beftimmte Artikel und die meiften ans Aegypten 
jrten Handelsgegenftände waren ganz zollfrei. Zeitweilige Unterbrehumgen 
net, die in dem politiichen Berhältniffen ihre Erklärung finden, nahm ber 
nad) Üegypten einen bebeutenden Aufihwung; bie Mepublit erhielt vom dem 
Clemens V. die Erlaubniß anf 10 Jahre, unter ber Bedingung nach 
ı Handel treiben zu dürfen, daß fie den Ungläubigen weber Eifen noch 
triegöbebärfniffe zuführe. Die Sultane bemilligten in ben mit Benetig 
fienen Berträgen bedeutende Herabjegungen ber Eingangszölle für vene- 
Waaren; in Kairo burfte ein Gefandter, in den übrigen Häfen Konfuln 
‚ um bie Interefien der Kaufmannſchaft und die Aufrehthaltung der inter- 
en Berträge zu fchügen. Auf den Fakioreien durfte bie venetianifhe Flagge 
So lange bie Handelöbeziehungen zwifchen Wegypten und Benebig bauerten, 
tere bemüht, durch erneuerte umfichtige Verträge den Handel zu ſichern, 
m lebhafteren Waarenumfag durch Herabfegung der Zölle zu ermöglichen. 
etianifhen Handelskonſuln, bie zur Schägung und Sicherung des Gigen- 
n ben bebeutendften Hanvelsplägen wohnten, ftanden im Allgemeinen in 
tung. Eeit der Eroberung KRonftantinopels durch die Türken, 1453, war 
merciele Thätigfeit der Venetianer nad) Aeghpten eine Zeit lang neh 
ie äghptifhen und fyrifgen Häfen wurden für den Bezug ber im Levante: 
gangbaren Waaren wichtiger, die meiften andern Emporien, woher orien- 
Ergeugnifie bisher bezogen werben konnten, waren den Osmanen in bie 
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Hände gefallen. Der kommercielle Verkehr Venedigs mit den Gegenben ‚bes 
fhwarzen Meeres hatte durch die Konkurrenz der, Oenuejen beveutend gelitten, ohne 
jedoch vernichtet werden zu können. Auch mit andern Tartarenfürften jchloß Venedig 
günftige Verträge, und der Handel im ſchwarzen Meere ſcheint bis zur Eroberung 
diefer Gegenden durch die Türken nicht ohne Bedeutung gewejen zu fein. In Tana 
hatten zwar faft alle maritimen Nationen des Mittelalters ihre Nieverlaffungen 
und Comptoirs; die genuefifhen und venetianifchen Faktoreien waren jedoch bie 
bedeutendften. — Das Reih von Kiptfhal wurde durch den Mongolenfürften 
Timurlenk zertrümmert, Tana fiel in feine Hände und wurde zerftört, 1397, 
bie meiften Kaufleute wurden ermordet oder ald Sklaven verkauft. Die Benetianer 
gaben ſeitdem ihren Verkehr mit den norböftlichen Gegenden des ſchwarzen Meeres 
auf; die übrigen Nationen, beſonders die Genueſen, überfievelten nad Kaffe, 
welches raſch aufblühte, und den Namen Konftantinopel der Krimm erhielt. Die 
Verbindung mit den Emporien am ſchwarzen Meere unterhielten die Venetianer 
nicht blos zur See, zu Lande führte ein Hanveldweg durch das bulgarifche Gebiet 
nad Konftantinopel und dem Pontus; dieſe Straße war zeitweilig wichtiger als. 
der Seeweg, der manchmal von ben Genueſen gänzlich gefperrt war. Berträge 
mit den bulgarlihen Fürften wurben deshalb zur Sicherung des Tranfithanvels 
gefchloffen. Auch im trapezuntifchen Kaiferthbume hatten die Benetianer vortheilbafte 
Berträge; der Tommercielle Verkehr war bejonders lebhaft, bis zum Ausbruche bes 
großen Kampfes mit Genua, dem fogenannıen Kriege von Chioggia, der nad 
mannigfachen Wechfelfällen mit der Demüthigung der Genueſen endete. Der deutſch⸗ 
venetianifhe Verkehr entwidelte ſich erſt in verbältnigmäßig fpäterer Zeit, wurde 
erft feit dem 14. Jahrhunderte bedeutend. Die Deutfchen kamen nad Venedig, 
um bier die unentbehrlichen Waaren zu holen, da ein Geſetz den Venetianern ver- 
bot, biefelben felbft nach Deutfchland und den Nachbarländern Ungarn, Polen und 
Böhmen zu bringen. Ein direkter Seeverkehr ter italienifhen Staaten mit den 
Niederlanden fand vor tem 14. Jahrhundert nicht flatt. Faſt um diefelbe Zeit 
wie mit den Niederlanden wurden auch regelmäßige Handelsverbindungen mit 
England angelnüpft; Geſchäfte mit Spanien, Portugal, Frankreich, befonders mit 
der Brovence find ſchon früher lebhaft betrieben worden. Die Blüthezeit des vene- 
tianifhen Handels, der ausgebehntefte und lebenvigfte Verkehr, war im 14. Jahr- 
hundert. Zu Ende vesfelben befaß die Mepublit eine Handelöflotte von 8000 
Kauffahrteifchifien, weldhe zu beftimmten Jahreszeiten nah den verfchiedenften 
Gegenden fegelten. Der Zonnengehalt der Sıiffe ſchwankte zwifhen 10 und 100, 
es gab jevoh auch einige von 700 Tonnen. Die Handelserpebitionen wurden 
zuweilen von bewaffneten Galeeren begleitet; fie fuhren nad Griechenland und 
Konftantinopel, nah dem ſchwarzen und aſowiſchen Meere, nah Cypern und 
Syrien, nad Aegypten und der Berberei, nad Frankreich, Portugal, Spanien und 
den Niederlanden. Diefer großartige Verkehr war im Großen und Ganzen Zwiſchen⸗ 
handel, der jedoch durch eine eigene Induſtrie unterftägt und gehoben wurde. 
Benedig gehörte durch feine lebhafte induſtrielle Produktionskraft zu den bedeu⸗ 
'tendften und blühenpften Fabriksftädten des Mittelalters. Unter den Manufakturen 
Venedigs iſt die Seivenweberei zuerft zu erwähnen. Schon beim Beginne der 
Handelsverbindungen mit Konftantinopel firebten die Venetianer darnach, ben 
Seidenhandel ausſchließlich an fih zu reißen, fie wurden tie Kommilfionäre der 
in Korinth, Theben und Athen gefertigten Seidenwaaren. Nad der Beſitznahme 
Morea's im vierten Kreuzzuge verpflanzten die Venetianer Arbeiter von da nad 
ihrer Inſelſtadt; und etwa ein Jahrhundert fpäter, 1310, wurde biefer Induſtrie⸗ 
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zweig daſelbſt durch flüchtige luccheſiſche Familien vervollfommnet, die wegen bür- 
gerlicher Streitigkeiten aus ihrer Vaterſtadt ſich geflüchtet und von ben Benetianerz 
gaftfreunbli aufgenommen wurden. Die venetianifhen Seivenmanufalturen warfen 
alljährlich einen bedeutenden Gewinn ab; die Geſetzgebung war darauf bebadt, 
die Güte des Fabrikates zu heben und das ausiclieglihe Monopol des Handels 
zu fihern. Durd die Erwerbung der Kolonien in Griechenland gelangte man in 
den Befig der verfchievenen Seidenforten. Im 14. und 15. Jahrhunderte erzeugten 
die venetianifchen Fabriken vie fchönften Stoffe in Sammt, Seide und Brofat; 
im bödften Rufe flanden die mit Gold und Silber verbrämten Seidengewebe. 
Der Seivenfabrilation zunähft ſtand die Tuchweberei. Auch die Leinwanpfabrife- 
tion wurde in Venedig in ausgenehntem Maßſtabe betrieben; die Lombardei, bie 
Küften des ſchwarzen Meeres, Aegypten und die Berberei lieferten Flachs, vie 
norbifchen Länder Hanf. Seit dem Anfange des 14. Jahrhunderts erzeugte mon 
Baummollenftoffe; den Robftoff bezog man aus Süpitalien, Syrien und der Juſel 
Chpern. Die venetianifhen Enmelotwebereien waren berühmt; aud in Armenien 
errichtete man Fabriken. Die Färbereien waren ausgezeichnet. Diefer Inpuftrie- 
zweig wurde fhon im 15. Jahrhunderte wifjenfhaftlid betrieben. Die Waffen⸗ 
induftrie, deren Erzeugniffe einen großen Abfag in der Levante’fanden, nahm 
einen großen Aufſchwung. Man verfertigte Lanzen, Panzerhemven, Schwerter, 
Helme, Schilder und in fpäterer Zeit Yeuerwaffen. Den Ruf feiner vortreffliden 
Glasarbeiten bat ſich Venedig bis in die neuefte Zeit gewahrt. Diefe Kunft wurte 
aus dem Driente eingeführt und die venetianifhen Spiegelgläfer verbrängten bie 
bis ins 15. Jahrhundert allgemein gebrauchten Metallfpiegel. Schon feit tem 
11. Jahrhundert fheint man auch dad Geheimniß gelannt zu haben, das Glas 
zu färben; fpäter kam die Kunft, das Glas Ju vergolden und mit Del zu malen, 
hinzu. Die venetianifhen Spiegel waren vor dem Zeitalter Ludwig XIV. bie 
größten, welche in Europa verfertigt wurden; Murano war der Sig diefes In- 
duftriezweiges. Die Goldſchmiedwaaren Venedigs, bejonders vie fein und zierlid 
gearbeiteten Schmudjahen, bewahrten lange Zeit dauernden Auf. Die Kerzen- 
fabrikation wurbe lebhaft betrieben; da® rohe Wachs bezog man aus ben Küften- 
gebieten des ſchwarzen Meeres, aus der Moldau und Wallachei. Ein beventenver 
Handel wurte mit Apothelerwaaren betrieben, welche die Benetianer aus Aegypten 
und Syrien bezogen, und deren Bereitung fie lange Zeit ausfchlieglih in Hänten 
hatten. Am Ende diefer Periode bemächtigten fie fih gleich nah Erfindung der 
Buchdruckerkunſt des Buchhandels, die venetianifhen Prefien gehörten am Schluffe 
des 15. und durch das ganze 16. Jahrhundert zu den berühmteften. Die Bud» 
brudereien der Stadt Baffano befhäftigten eine große Anzahl Urbeiter. 

Es dürfte faum gewagt fein, zu behaupten, daß bie venetianifhe Verfafjung 
ihren Entwidiungsgang von einer Art Repräfentatioperfaffung im modernen Sinne 
des Wortes zur reinen Ariftofratie genommen bat. Seit 1172 ruhte alle Gewalt 
in dem großen Rath, welcher Träger der Souveränetät war und zu allen 
Aemtern ernannte. Mittelbar lag bei einer zu biefem Zwecke befonders komplicirten 
Wahlordnung auch die Dogenwahl in feiner Hand. Der große Rath felbft jedoch 
beftand um viefe Zeit keineswegs aus Sonverberechtigten, er gieng aus der freien 
Wahl des Volles hervor. Sämmtliche Infelbewohner waren in Wahlfreife (sestiere) 
eingetheilt, deren jeder 2 Mitglieder in den großen Rath zu entfenden hatte. Das 
13. Jahrhundert, die Zeit der Ausbildung von Tyrannenherrſchaften in den ita⸗ 
lieniſchen Städten, ift auch für Venedigs Verfaſſung maß- und ausfchlaggeben, 
es arbeitet den Tomplicirten Mechanismus berfelben aus und verleiht ihr tie für 
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alle Zukunft charakteriſtiſchen Merkmale. Der große Rath, der ſchon früher bie 
Erelutivgewalt auf den Dogen und einen aus ſechs Mitglievern zufammengefegten 
kleinern Rath übertragen hatte, organifirte aus fi heraus eine Tleinere, für Be⸗ 
forgung der laufenden Stantsgefhäfte tauglichere Verſammlung, den Senat oder 
bie „Pregadi” , deren Zahl ſchließlich auf 300 feftgejegt wurde. Allmälig war 
dann bie Macht der dem Dogen beigegebenen 6 Mitgliever des kleinern Raths 
erweitert; man verlieh ihnen gleiches Stimmrecht wie dem Dogen, und dies bei 
Entſcheidung aller Angelegenheiten; irgend welche Beſchlüffe in Staatsfachen konn» 
ten ohne fie nicht gefaßt werben, felbft an den Dogen gerichtete Briefe hatten fie 
zu erbrechen. Schon inmitten des 13. Jahrhunderts ift diefe Beſchränkung der 
Dogengewalt in voller Durhführung begriffen: Doge und Heinerer Rath bilven 
zujammen die serenissima signoria der Republik, wie es fortan bis zum Unter- 
gang des Staates der Fall war. . 

Der Geift und innere, Gehalt diefer Ordnungen, die im Ganzen genommen 
für alle Zukunft aufrecht blieben, wurde durch bie 1289 erfolgte fogenannte 
Schließung des großen Raths (serrata del maggior consiglio) ve geändert. 
In diefem Jahre wurde nämlich unter vorragenver Betheiligung des Dogen Pier 
Gradenigo die Anordnung getroffen, daß diejenigen Mitgliever des großen Rathes, 
welde in ven zulegt abgelaufenen vier Jahren vom Volke zu ſolchen beftellt 
worden Waren, in perpeiuum für fih und ihre Nadjfommen das ausſchließliche 
Recht befigen follten, den großen Rath aus ihrer Mitte zu bilden. So warb aus 
einer Bertretung des Volkes die Vertretung prioilegirter Yamilien, welche vie 
Herren der Republik blieben. Bei einer ſolchen Einrihtung war es ganz natürlich, 
ja unvermeidlich, daß jene Adelögejchlechter, welche in ven legten vier Jahren vor 
1289 keines ihrer Öliever im großen Rathe figen gehabt, auf geraden oder 
frummen Wegen emporzulommen ſuchten und die Sicherheit ded Staates wieber- 
holt durch BVerfchwörungen bedrohten. Das Gegenmittel gegen dieſe mußten Ge— 
beimpolizei und Staatsinquifition herbeifhaffen, welche beide in Venedig durch 
ven Lauf der Zeiten zu dem hödften Grad der Vollkommenheit ausgebilvet 
wurden. Es ereignete fih aud bier, was nachmals auf dem Kontinent beinahe 
allentbalben zu beobachten war: daß die hohe Polizei aus einer Dienerin zur 
Herrin des Staates wutde, daß vor ihrer Gewalt als einer fchranfenlofen und 
unfontrolirten Alle zitterten, Niemand des Lebens und Vermögens fiher war, 
daß.nicht Anſehen und Stellung, nit Großthaten und Verdienfte um den Staat 
vor Exil, Kerker oder Todesſtrafe jhügten und deshalb die Maſſe der Bevölkerung 
in ven Tag hinein lebte, wie fie es heute in orientaliihen Satrapieen thut, bie 
Beſſeren und Auserwählten aber fi fchlieglih mit Efel von einem Staatöwefen 
abwanpten, in dem es für Yreiheit und Menſchenwürde keinen Raum gab. 

Als oberfter Hüter der venetianifhen Gtaatspolizei figurirte der berüdhtigte, 
im Jahr 1310 zuerft niedergefegte Rath der Zehn. Dieſe Körperfchaft verbantte 
einer mißlungenen Verſchwörung ihre Entftehung, fie follte gegen Wiederholung 
älmlicher hochverrätherifcher Verſuche zugleich als Präventive und als oberfter Kri- 
minalgerichtöhof dienen. Ihr Wirkungskreis und ihre Bebeutung wuchfen fletig über 
den urfpränglihen Plan hinaus, Mit fiherem Schritte, mit züher Ausbauer und 
ganzem Erfolge riß der Math der Zehn vie Befugniß an fi, jeden Zweig ber 
Staatsregierung zu beauffihtigen und von Niemand beauffichtigt zu werben, in alle 
öffentlichen Angelegenheiten thätig einzugreifen und gegen keine feiner Entſchließun⸗ 
gen auch nur den Schatten eines Widerſpruchs auflommen zu laflen. Wenn er 
bie Staatsmafchinerie nicht in ihrem regelmäßigen Gange leitete, fo trat er fofort 
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handelnd, ſtrafend oder gebietend ein, wenn ein bejonberer Fall eine erceptionele 
Behandlung erforderte oder zu erfordern jchien. Der Nath der Zehn wurde na 
uneigentlich fo geheißen, er zählte fiebzehn Mitglieder, darunter ex officio den Di 
gen und die ſechs Räthe der Signorie. Die Übrigen zehn, welde der Körperidaft 
den Namen gaben, wurden auf ein Jahr vom Senat erwählt und burften mit 
dem Dogen in keinem Grade verwandt fein. Erſt fpäter (1539) machte fich det 
Bedürfniß geltend, eine zu raſcherem Einfchreiten noch beſſer geeignete Geheim 
behörde zu befigen, al8 der Rath der Zehn es war: aus den Reiben ber gefürd- 
teten Zehn wurden drei Mitglieder als permanent thätige Staateinquifitoren au% 
geſchieden und ihnen eine ſchrankenloſe Gewalt über alle Benetianer übertragen. 
Der Territorialbefig der Republik, welde unter einer Berfaffung von folden 
ariftofratifch-poliztftifchen Gepräge lebte, blieb bis zum Beltalter der Kreuzzüge auf 
die Laguneninfeln und das benachbarte iſtriſch dalmatiſche Küſtenland befchräntt. 
Mit ven Kreuzzügen fam für Venedig die Epoche der Eroberungen. Eine Reihe 
überſeeiſcher Befigungen wurden erworben, die Zahl ver Bewohner verfelben im 
Zeitpunft des Glanzes der venezianiſchen Herrſchaft iſt auf 7—8 Millionen geſchaätzt 
Diefe Eroberungen fanden auf Koſten des byzantiniſchen Kaiſerthums ſtatt, theils 
im direkten, theils im mittelbaren Wege wurde die Beraubung desſelben betrieben. 
Entweder riß Venedig durch offenen Krieg mit den griechiſchen Kaiſern Theile ihres 
Territorialbeflges an fi), oder jagte es Genneſern und Pijanern die Beute ab, 
bie fie in der Levante gemadt hatten, ober endlich fette ed dem hinfälligen orien- 
taliſchen Kaiferreih neue Herrfcher (1204, lateinifher Kreuzzug), tie Benebig in 
Land und Leuten und Hanbelsprivilegien für feine Gunft entlohnen mußten. So 
finden wir den unternehmenven Handelsſtaat am Beginn des 13. Jahrhunderts im 
Beige des Peloponnes und zahliofer griechiſcher Küftenftäbte oder privilegirter 
Stadtviertel in ſolchen. Die Macht des Dogen war in biefen Kolonieen eine min: 
der beſchränkte als zu Haufe, pie Willlür und Unternehmungsluft der Robilt, vie 
nad griechiſchem Land auf Kriegsabenteuer ausgezogen waren, erhielt hier einen 
freiern Spielraum. Venedigs Kolonialherrfhaft diente ebenfo dem Zweck, Red- 
thum und Macht zu gewinnen, als dem andern, unruhige Elemente aus ber La⸗ 
gunenftabt zu entfernen und im Drient mit lohnender Beichäftigung zu verfehen. 
Langſamer und mit entichieven geringerem Thatendrange griff Venedig in bie 
wirren Berbhältniffe des italienischen Feſtlandes ein. Es lieh fi zwar ſchon wäh 
rend des 12. Jahrhunderts in die Händel der lombarbifhen Städte mit Kaiſer 
Friedrich I. hineinziehen, begnügte fidy aber, den Sieg, ven es über des Kaiſers 
Flotte bei Salvore erfocht, zur Hebung feines moraliihen Anjehens auszubeuten. 
Durd feine Vermittlung warb zwiſchen Kaifer und Papſt (Mlerander ILL) Frieden 
gefhloffen und zwar auf Venedigs Boden jelbft; man zeigt noch in der Borhalle 
der Markuskirche die Stelle, wo Frievrih Barbarofia vor dem Papft gekniet ha⸗ 
ben fol. Später als feinen Ehrgeiz Tonnte Venedig feine Länderſucht durch Erobef 
rungen auf dem italieniſchen Yeltland befriedigen. Dan batirt ven Anfang folder 
mit dem Jahr 1338, fie gewannen jedoch erft mit Beginn des 15. Jahrhunderts 
an Bedeutung und Ausdehnung. Venedig hatte feinen einzigen Nebenbuhler zar 
See, Senna, niebergeworfen, es feierte über vie Oenuefen feinen größten Geefiey 
(Chioggia, 21. Juni 1380), nachdem es fih in feinem Beftande dur das am 
fängliche Kriegsglück des Feindes bebroht gefehen. Unangefochten in der Herrſchaft 
über die Dieere wendet es feine Aufmerkſamkeit tem lombarbifchen Feſtlande zn, 
wo e8 am Ausgang ded 14. Jahrhunderts erobernd audgriff, in der Mitte 
des mächftfolgennen um Suprematie und Wlleinherrfhaft rang. 1406 fick 
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es im Beſitze von Treviſo, Padua, Vicenza, Veroua, bald folgen Ravenna (den 
Podeſtas 1441 abgenommen), Brescia und Cremona (Mailand entriſſen), Lonato, 
Valeggio, Peschiera (bis dahin den Mantuaner Herzogen gehörig), die Polefina 
(Halbinſel zwiſchen Etſch und Po) als neue Eroberungen. Um dieſelbe Zeit hatte 
es am nordöſtlichen Ufer der Adria Dalmatien mit Ausnahme Raguſas inne, wäh 
rend feine Herrſchaft in ver Levante (1500) trog der inzwifchen begonnenen Tür- 
kenkriege über Korfu, Tenedos, Kandia, Negroponte, Küftenpuntte des Peloponnes, 
‚ über Cypern und die Meineren Infeln des Archipelagus ſich erftredte. 

Mit dem offen befannten Zwede, ven größten Theil dieſes Länderbeſitzes der 
Mepublit zu entwinden und die Machtitellung verfelben vollftändig zu breden, ward 
die Liga von Cambray gefchloffen (10. December 1508). Die Könige von Frank⸗ 
reih, Neapel und Ungarn, der Kaifer, der Papſt, die Eſte und Gonzaga ver- 
bündeten fi, um DBenevig dahin zu bringen, daß es vom Fiſchfang leben müfle. 
Die Republil führte den Krieg mit wechſelndem Erfolge und ſchloß ihn durch Se⸗ 
paratfrieden, indem ber Papft der Erſte von der Koalition abfiel und Kaifer Ma⸗ 
rimilion zulegt (1517) feinen Frieden mit der Signoria machen mußte. Am Ende 
des Kampfes fand fi) Venedig in beinahe ungefchmälertem Befige feiner frühern 
Territorien. . 

Trotz des ehrenhaften Ausgangs des Krieges wider die Liga von Cambray 
ift e8 unverfennbar, daß für Venedig mit dem 16. Jahrhundert bie Periode des 
Sinkens und Verfalles hereingebrodhen war. Unglüdlihe Türkenkriege und fchimpf- 
liche Zributpfliht an die Pforte bezeichnen den Anfang des Nievergehens ber ve 
netianifhen Macht. 1540 geht ganz Morea an die Türken verloren, 1569 erobert 
Selim Eypern. 1573 wird ver Berluft dieſer koſtbaren Infel trog der flegreichen 
Zepantofhlacht durch ben Friedensſchluß -mit ben Türken beftätigt. So geht es 
mit Venedigs Macht im Orient ftetig und unaufhaltfam abwärts, ſelbſt nad ficht⸗ 
licher Schwächung der Osmanen vermögen die Venetianer nit feſtzuhalten, was 
fie vorübergehend wieder gewinnen (Morea 1687 duch Francesco Morofini zus 
rüderobert, im Frieden von Karlowig 1699 ven Benezianern zugefprochen, 1718 
im Frieden von Baflarowig abermals an die Türken verloren). 

Die Entvedung des neuen Seewegs um das Kap, das Wachsthum ber 
Öfterreichiichen Macht, die Nachbarfchaft der Päpfte, die Zunahme des transatlan- 
tifchen Handels, die Verwendung der minder rentabel gewordenen Handelskapita- 
lien in Yatifundien des Feſtlands — alles dies Elemente des Berfalls, die mäd- 
tig zufammenwirkten und nur durch raftlofe Kraftanftrengung zu bewältigen gewe- 
fen wären. Die venetianifche Ariftofratie aber hatte fich überlebt, Aufſuchen von 
Abenteuern oder Gewinn in jernen Landen war nidyt mehr ihre Sache, und jebe 
pferluft für die Republik längft dahin. Diefe Ariftotratie — und man hatte e8 
fo eingerichtet, daß fie allein bei Entſcheidung von öffentlichen Angelegenheiten mit» 
zählte — theilte fih in eine Klaſſe von Auserlefenen, die in Befig von Amt und 
Würden flanden, nnd einen Schwarm von Tagedieben, die müßig auf dem Mar- 
kusplatz herumlungerten, bis auch fie einen Poften erhaſchten. Die Entartung ber 
Hüter der Berfofjung und einzigen Herren des Staates, die Entfittlihung der 
Menge, die Genußſucht Aller ließen es zu feiner Erneuerung der faul gewordenen 
Staatsordnung kommen. Vollſtändige Gleichgültigkeit gegen das Schidjal der Re: 
publif mußte Folge und ftete Begleiterin eines Lebens fein, das ben Venezianer 
durch Saus und Braus ans Ziel feiner Tage führte. Polizei und Staatsinquifi- 
tion jorgten dafür, Daß von einer ernſten Einkehr des Volkes in ſich jo wenig die 
diede war, als von Politik überhaupt, daß Venedig der Ruf der Iuftigften Stabt 
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18 bewahrt bleibe und die langen Nächte wüfter Schlemmerei mit ein 
aren Erwachen unter dem Tronimelſchlag fremder Eroberer enden. 

18 Venedig aufhörte ein felbftändiger Etant zu fein, befaß es mur ums 
Refte feiner ehemaligen levantinifhen Groberungen, Theile von Albaner 
e joniſchen Infeln; an ver norböftlihen Küfte des abriatifhen Meeres er 
fi feine Herrſchaft über Theile von Dalmatien, Friaul und Iſtrien; in 
ı befaß e8 außer ven Infeln und Ufern der Lagune noch Bergamo, Bres 
:emona, Berona, Bicenza, Feltre, Belluno und bie trevifaner Marl. Im Ga- 
nommen war dies immerhin ein einladender Beflg, der an Frankreichs ve 
näre Heere ohne den Verſuch eines Widerſtandes preisgegeben wurde. Der 
tat 1797 war ber legte Lebenstag ber venetianifhen Republik, der Tag tes 
tens franzöflfcher Kolonnen in Venedig, das vor ihnen fein Fremder mit 
ieter Hand betreten hatte. 

n ohnmãchtiger Furcht vor den flegreihen Heeren Frankreichs, des eigenen 
nicht fiher, hatte die verfommene venetianiſche Ariftofratie bie Ereigaifie 
ı berantommen laflen. Sie beſchloß ihre Wirffamfeit mit einer förmliden 
fung nad Art unmöglich gewordener Monarchen, fie ſchaffte fi ſelbſt ab, 
fie die Freiheit der Nation zurüdgab und dieſe bie Republik auf bemokre- 
Grundlage nad) franzöfifgem Mufter prollamiren ließ. Der venettanifde 
ig that fi an den gefallenen Größen ver Ariſtokratie durch Karrikaturen 
asquille gütlich, die Entrüftung des Volkes Über lange erduldete Auch: 
erhielt durch Infcenefegung eines Sturmes auf die berüchtigten Kerker ver 
I, die Niemand vertheivigte und wo man einen einzigen Gefangenen fant, 
aften Ausdruck. Die Hoffnung, daß die Organifirung Venevigs zu einer 
atifchen Republit unter dem Schutze Frankreichs gelingen werbe, erwies fih 
te nichtige. Frankreich gab ſämmitliche venetianiſche Befigungen (bie joniſchen 
ausgenommen) im Frieden von Campoformio an Defterreih Preis, um ta 
a diefem die Zuftimmung zur Erwerbung Belgiens und des linfen Rhein 
ju erlangen. So waren es, wie fo oft, Deutihland und Italten, weiche 
en mußten, um ber öſterreichiſchen Arrondirungefucht und franzöfifchem Ebr- 
8 Beute zu dienen. — Im Frieden von Preßburg (26. Dec. 1805) fan 
reich um feinen nen erworbenen venetianifhen -Befig; Venedig wurde vem 
eich Italien einverleibt und zur Hauptſtadt von 18 Provinzen besfeiben er 
Us fpäter die napoleonifhe Ordnung der Dinge auch in Italien zufam- 
ich, bemächtigte ſich Defterreich raſch der Lombardei und Venedigs und ver 
Pariſer Frieden ratificirte dieſe Eroberungen. Die Lagunenſtadt blieb ſeitden 
oſterreichiſcher Verwaltung und theilte die Geſchlde bes übrigen öfterreichi⸗ 
Stalien. 

die neue Orbnung vollzog fih geräuſchlos und ohne Widerſtand. Beim Ein- 
in Italien verſprachen die öſterreichiſchen Generale Befreimg von der Fran 
rrſchaft, Abſchaffung der Kenſkription und einiger läftigen Steuern. Befonter: 
iedig hoffte man bei der Neugeftaltung der europälfchen Berhältniffe mar 
ıen zu lönnen und erwartete zuperfihtlid die Wieberherftellung der Reru: 
Das geſchah jedoch nicht. Oeſterreich hielt die Beſetzung Venedigs nach ker 
zen Auſchauung für unbedingt nothwendig. Der Anfang mar vertranes 
nd. In Wien und in Mailand herrſchte noch ein frifcher Sartyug. Der Grof 
aurau, feit 1816 Präfivent des Regierungsrathes, hatte für bie Italiener 
se und Berftändniß. In der Verwaltung war er bemüht, die Einrichtungen 
ngeftellten des Königreichs Italien möglihft zu erhalten und fand in dem 
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liberalen jefuitenfeinvlihen Erzbifhof von Mailand, Gaisruck, einen eifrigen För⸗ 
derer feiner VBeftrebungen. Die Stimmung Italiens, weldye In den Jahren 1814 
bis 1816 feine beſonders günftige war, befierte fi allgemach, befonders als man 
in Folge der Ernennung des Erzherzogs Anton zum Bicelönige die alte nationale 
Berwaltung mieberhergeftellt wähnte. Mit dem Jahr 1818 tritt durch vie Exrnen- 
nung des Erzberzogs Rainer, der nad) dem Rücktritte Antons deſſen Stelle erhielt 
und mit der Uebernahme des Guberniums durch Straffolvo ein Wendepunft im 
ganzen Berwaltungsfuftem ein. Schon im Jahr 1815 wurden nach einanver das 
öfterreichifche Ehegeſetz, das öſterreichiſche Strafgefegbudh, die Gerichtsorbnung und 
das bürgerliche Geſetzbuch eingeführt. Die Unzufriedenheit war eine allgemeine, bie 
Staliener Tonnten fih mit der Helmlichlelt und Langſamkeit des Verfahrens, mit 
der Befeitigung ver Geſchwornen nie verfühnen. Selbft Anhänger der Regierung haben 
bies Mar und entſchieden betont. Unmuth erregte es, daß die höchſten Gerichtspoſten 
mit Deutſchen befegt wurden, taß bei den Kriminalhöfen blos Deutſche fungirten. 
Die Nichtberückſichtigung der nationalen Elemente hatte zur Folge, daß man auch 
die wohlthätigen Reformen, welche vie äfterreihifhe Regierung dem Lande brachte, 
überſah oder geringfchäßte, wie die Regelung des Handels und Verkehrs, die Maß- 
nahmen, welche bezüglich der Geſundheitspflege und des Kultus getroffen wurden. 
Die Ausbildung des Polizeiweſens, welches in die privaten Verhältniffe mit mäch⸗ 
tiger Fauſt eingriff, erweiterte vie Kluft zwifchen Regierung und Voll. Man beauf- 
fichtigte Alles und Jedes und bie Berichte ver geheimen Polizei fpielten eine Haupt» 
rolle im flaatlihen Leben und felbft hochgeſtellte Perfünlichleiten mußten die „bö« 
here Bewachung“ über fich ergehen laffen. Eine Inftruftion für die geheime Po- 
lizei fchrieb bis in das minutiöfefte Detail vor, daß die Bewachung ſich nicht 
bios auf die öffentliche Meinung und die geheimen Geſellſchaften beſchränken follte, 
fondern auch die Genfurbehörve, die amtlihe und häusliche Aufführung der Beam⸗ 
ten, der Söhne, den Lebenswandel der Geiftlihen, den Geift und das Betragen 
des Militärs, die fremden Konfuln, die Reifenden u. f. w. zu treffen habe. Se 
fhwiertger die Stellung Defterreihs In Italien mit der Zeit wurde, je größer bie 
Oppoſition gegen dasfelbe, um -fo firenger führte man das Bewachungsſyſtem durd). 

Die Kommunalverwaltung, der durch das Geſetz vom 12. Febr. 1816 ein 
großer Spielraum eröffnet wurde, wurde fpäter durch Veränderungen beſchränkt 
und beengt. Die Delegation (ein Kreisrath von k. k. Beamten) erhielt 
das Net, in den Stadtrath gewählten Männern den Eintritt zu verweigern und 
bie Verhandlung über jeven ihr mißfälligen Gegenftand zu verbieten. “Die beiden 
Central⸗ und die fiebenzehn Provinztallongregationen des Iombarbifchevenetianifchen 
Königreichs entfalteten nie eine bedeutende Wirkſamkeit, fie hatten nur eine bera⸗ 
thende Stimme. Die Wahl der zu begutachtenden Gegenflänvde fand dem Präfi- 
dium zu, welches ein !. I, Beamter führte. Den matertellen Intereffen war bie 
Regierung Rechnung zu tragen eifrigft bemüht, jedoch auch die nicht in Abrede 
zu ftelenden Erfelge — melde aud die hartgefottenften Gegner Oeſterreichs zu- 
geftehen — konnten für anderweitige Mängel nicht entſchädigen und die Zunei— 
gung der Italiener nicht gewinnen helfen. „Die öfterreihifhe Herrſchaft“, jagt 
Hartig in der „Geneſis der äfterreichifchen Revolution”, „war für vie Italiener 
mehr durch ihre Heinen (Polizei) Nadelſtiche verlegend und langweilig durch ihre 
Langſamkeit, als daß durch viefelbe ihre Nationalität unterbrädt oder ihr ma- 
terielles Interefie nicht geachtet worden wäre." 

Indeß bis in die Mitte der AOger Jahre war die Oppofition mehr eine 
ſchleichende, welche als im Charakter der Italiener wurzelnd angefehen werben 

- 470 





740 denedig. 


konnte. Die nationalen Hoffnungen wurden zwar hie und da angeregt, bei den 
großen Theile des Bürgerſtandes war jedoch die Liebe zur Ordnung und Ruh: 
vorherrſchend. Nur die fortgefchrittene Partei hielt fi von dem Beſuche des vice 
föniglihen Hofes fern, unterbrady den Berfehr mit öfterreihifhen Beamten un 
Dfficteren. Bei dem feierlichen Einzuge des Erzbifchofs Roͤmilly, der an Stielle 
des allgemein beliebten Gaisruf trat, machten die Mailänder ihren oppofitionell: 
Sefinnungen Luft, und Feſte und Geſchäfte wurden vom Podeſta, dem Grafen 
Cafati, ganz im Sinne der Naticnalpartei geleitet. Bei dem fogenannten Gelehr⸗ 
tenfongreß in Venedig am 13. Sept. 1847 „waren die Naturwiffenfhaften“ nad 
dem Ausſpruche Peverellis „der Vorwand, die politifhe Aktion die Subftanz“ 
Der Ruf Viva Pio IX. wurde oft gehört und ber Ruf nad Reform wurde laut, 
nahdem im benadybarten Piemont Karl Albert einer Neugeftaltung fich zuneigte. 
In Petitionen und Bittfchriften wurben die Wünſche der Italiener formulirt. 
In den Verhandlungen, welche feit Mitte 1847 über ven Zuftand Italiens mit 
ven Großmächten geführt wurden, fpiegelte fich die ganze Rath- und Hülfsloſigkeit ver 
Wiener Kabinets ab. Noch in einer Depefhe vom 2. Auguſt 1847 äußerte Metternid: 
„Italien ift ein geographifcher Begriff, bie italienifcye Halbinfel befteht aus fouvers- 
nen und gegenfeitig unabhängigen Staaten, deren Dafein und Gebietsgrenzen auf 
Principien des allgemeinen Staatsrechts gegründet find.” Bon einer Oberherrlichkeit 
in Italien war jedoch fürber nicht mehr die Nede. „Der Kalfer, hieß es, macht Teine 
Anſprüche darauf, eine italieniſche Macht zu fein, er will nur fein ererbtes Neid, ven 
dem einzelne Theile jenfeit8 der Alpen Itegen, unangetaftet erhalten.” Wie Hohn Elan; 
bie Antwort Palmerftons, „das Wiener Kabinet werde hoffentlich nicht allein die Re 
formbeftrebungen in Italien nicht ftören, ſondern biefelben thatkräftig unterftügen.“ 
Nazzari war ber erfte, welcher in Oberitalien feine Stimme erhob und bei ter 
lombardiſchen Gentrallongregation eine Betition übergab, worin die Regierung auj 
mannigfache Uebelftände der Berwaltung aufmerffam gemadht und um Abſtel⸗ 
lung verfelben erfucht wurde (9. Dec. 1847). Schon einige Wochen fpäter folgte Mr 
nin, ein venetianiſcher Advokat und überreichte der venetianifchen Centralkongregation 
eine in ſcharfem Zone abgefakte Schrift, welche der Deputirte Morofini vortrug unt 
befürwortete (21. Dec. 1847). Tommaſeo forderte am 30. Dec. 1847 bie Mitglierer 
des Athenäum zur Unterfchrift eines Gefuches um Preßfreiheit auf, welches auch nad 
Wien an den Frhrn. v. Kübed gefendet wurde. ‘Die Erregung der Gemüther fteigerte 
fich durch diefe Vorgänge und’aud in Venedig wurde vielfadh das Cigarrenrauchen 
eingeftellt. Am 18. Januar erfolgte die Antwort auf vie eingereichten Petitionen — 
Manin und Tommaſeo wurden eingezogen, ihre Papiere mit Beſchlag belegt. Die 
Anficht, dag man genöthigt fein werde, mit Waffengewalt entgegenzutreten, ge 
wann in den höchſten Regierungskreifen immer mehr Boden. Man entfenvete nad 
Italien Truppen, die Regierung fehlen gerüftet genug, ten nafionalen Demon- 
ftrationen entgegentreten zu fünnen. Die Rauchdemonftrationen waren mehr alt 
eine Spielerei; die Vorgänge im übrigen Italien verfolgte may im Lombartiid: 
Venetianiſchen mit großer Spannung. Der Generalbefehl Radetzky's vom 18. Ir 
nuar 1848 athmete eine Strenge, welche allen Demonftrationen ald Warnung tienen 
ſollte. Am 22. Februar wurde das Standredt im ganzen Königreiche für ſchwere ye- 
litiſche Vergehen fund gemadt. Die Regierung, weldhe Reformen in der Verwaltung 
beabfichtigte, nahm eine ftramme Haltung ein. Die gefammte öſterreichiſche Kriegsmacht 
in Italien betrug 80,000 M. unter berühmten Führern, wie Radetzky, Schönhals unt 
Roß; biemit glaubte man wohl jevem Aufftande energifch begegnen zu lönnen. Die Re⸗ 
sierung täufchte fi, wenn fie wähnte, biemit die gefammte Bewegung erftiden za 
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Fünnen. Die befannten Vorgänge in den übrigen Theilen der Halbinfel, vie Verkündi⸗ 
gung ber Republit in Frankreich eiferten zur Nachahmung an. Die Unzufrievenen in 
Venedig gehörten nicht wie im Lombarbifchen den höchften Neihen des Adels und dem 
Bürgerftande an, die Benetianer waren bisher im Großen und Ganzen mit ber öfter 
reichiſchen Regierung nicht ganz unzufrieden geweſen; feit der Herftellung des Frei⸗ 
hafens waren Handel und Gewerbe blühend und Benebigs Aufſchwung von Jahr zu 
Jahr im Zunehmen. Den radikalen Advokaten und Demagogen gelang es, bie 
Mailen durch Beftehung zu gewinnen und das unfluge Vorgehen der Regierung goß 
Dei ins Feuer. Als die Kunde von den Vorgängen am 15. März in Wien nad Be- 
nedig drang, war ber Inbel allgemein, ven Lenkern ver geheimen Berfammlungen ſchien 
der Moment der günftigfte, ihre Ianggehegten Pläne zur Reife zu bringen. Die Inful- 
tirung der Frau des Gouverneurs bildete das Vorfpiel. Der 18. März war ein wahrer 
Zubeltag. Die Nachricht, daß man in Wien Preßfreibheit bewilligt Habe und vie Aus⸗ 
fit auf Einberufung der Landſtände in ven öſterreichiſchen Provinzen zur Konſtitui⸗ 
zung einer neuen Verfaſſung erregte Enthuſiasmus. Dr. Giurati, ein Hauptführer ver 
revolutionären Partei, forderte von dem Gouverneur Grafen Alois Palffy von Erdöd 
die Freigebung Manins und Tommafeos, welche auch erfolgte. Um Unorbnungen 
und Blutvergießen zu vermeiden, wurde am 18. März unter gewiſſen Beſchränkun⸗ 
gen dig Errichtung einer Bürgerwehr geftattet. Die revolutionäre Partei war nicht 
zufrieden geftellt. Berathungen wurden gehalten, wie bie Defterreiher aus ber 
Stadt zu fehaffen feien. Die Bewegungspartei machte die verſchiedenartigſten Vor⸗ 
ſchläge, der gemäßigtefte ging von Benvenuti aus, wornach ein unabhängiges lom⸗ 
barbifch-venetianifches Königreih unter einem Sohne des Vicekönigs Rainer errich⸗ 
tet werben follte. Nach der Abdankung Palffys Hatte fih Zichy, der bie Leitung 
übernommen hatte, bewegen lafien, von dem Arfenale bie zuverläffigen Truppen 
zu entfernen und für basfelbe den Schu ber Bürgergarbe in Anſpruch zu nehmen. 
Der energifhe Kommandant des Arſenals, Marinowich, durch feine Strenge gegen 
Mißbräuche verhaßt, wurde graufam ermordet, das Arfenal von der Bollsmafle 
befegt. Die zwei vor dem Arſenal liegenden öfterreichifchen Kriegsſchiffe zogen bie 
breifarbige Sahne auf. 

Die Ereigniffe folgten jet Schlag auf Schlag. Eine Deputation, an beren 
Spitze Graf Earrer, Podeſta Venedigs, fland, erfchien bei Zichy, um die Forderung 
zu ftelen, daß ſämmtliche „Angriffe und Bertheidigungsmittel” den Siegern 
übergeben, das Militär aus der Stadt entfernt würde. Nach mehrſtündigen Unter- 
handlungen, in welde fi der Militärgouverneur einließ, wurte jene ſchmähliche 
Kapitulation gefchloffen, welche Venedig ber revolutionären Partei überlieferte. Die 
Eivil- und Milttärregierung zu Wafler und zu Lande wird einer proviſoriſchen 
Regierung übergeben, die italienifhen Zruppen und Officiere bleiben in Benebig, 
die übrigen verlafien die Stadt; das Kriegsmaterial bleibt in Venedig zurüd. Die 
Freiheit der Familie und das Eigenthum der Officiere find garantirt. Zur ©e- 
währ für ven Vollzug der „Kapitulation” bleibt der Gouverneur Zichy bis zulekt 
zurüd. — Um 22. Mai rief Manin die Nepublit aus. Am 23. wurbe bie 
proviſoriſche Regierung eingefett. Manin wurde mit dem Präfiptum und dem 
Aeußern betraut, die übrigen Poften mit Benetianern beſetzt. Bon ven hervor⸗ 
ragenden Männern erhielt Temmaſeo Kultus und Unterricht. Avesnin, ein unge 
mein talentvoller Mann, wurde übergangen. 

Die neue Republil dauerte nur 104 Tage. Die Stimmen für den Anſchluß 
an Piemont nahmen überhand und die Aſſemblee, welche am 3. Juli 1848 zu- 
fammentrat, fprad ſich mit überwiegender Majorität dahin aus. Ein neues Mi- 
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nifterium wurde gebildet, beflen Präftventichaft Eaftelli übernahm. Eine Deyu- 
tation, Paleocope an der Spike, follte die Hulbigungsafte an Karl Albert über 
bringen. Die neue Regierung wurde von dem größten Theile der Ariſtokratie 
unterftügt. Die Bollsmaflen bingen an Manin und den abgetretuen Staatslentern. 
Auch die piemontefifche Partei erfreute ſich nicht lange der Herrſchaft. Die fieg- 
reihen Fortfhritte Radetzkys, die Einnahmen von Trevifo. und Padua, bie Be 
fegung aller Punkte des Feftlandes an ver Lagune verfehlten nit eine ernüch⸗ 
ternde Wirkung auszuüben, und bie Kunde von dem Waffenftillfiend vom 6. Aus. 
1848, welche das gefammte Iombarbifch-venetianifhe Königreih dem Habsbur⸗ 
atfhen Haufe zurückbrachte, entzog der piemontefifchen Partei jeden Boden. Die 
feterliche Inauguration der piemonteflfchen Regierung am 7. Auguſt verlief theil⸗ 
nahmlos und Talt, es war eine bloße milttärifche Demonftration. Am 11. Auguft 
erflärte fih Venedig zum zweiten Male für vie Republik. Manin verlünbete, bie 
piemonteflihe Regierung babe abgevanft, und übernahm auf 48 Stunden die 
Regierung, am 13. Auguft wurde die Affemblee zufammenberufen. Caftellt entfloh 
auf einer Barke. 

Die nene Regierung hoffte auf Franfreih. Tommafeo und Toffoli reisten 
nah Paris, um die Hülfe desfelben für das venetianifhe Boll anzurufen. Am 
13. Auguft übertrug die Affemblee dem Manne, welchen man im Juli mit Stimmen- 
einhelligkeit abgefeßt hatte, die Diktatur mit unbefchränkter Vollmacht. Die Zeiten 
ber Gewaltherrſchaft des ehrgeisigen Mannes begannen. Ein Comit6 ber äffent- 
lihen Sicherheit übte vie geheime Auffiht über Alles und Jedes, das Militär 
departement entwidelte eine große Thätigkeit; ein Theil der Nationalgarbe wurde 
bproviforiſch mobil gemacht, neue Truppen geworben, welche theils aus öſterreichiſchen 
Deferteurs, theils aus Flüchtlingen des Feftlandes beftanden. Die Lage Benebigs 
war nad feiner Richtung eine befriedigende. Die Belagerung der Stadt von ber 
Landfeite Hatte begonnen, die Preiſe der Lebensmittel fliegen, die Regierung hatte 
zur Emiffton von Papiergeld greifen müſſen, welches fortwährend fan. Man be 
rauſchte fi Durch einige Erfolge, welde man durch Ausfälle von Yarfina umt 
Malghere auf das öſterreichiſche Dperetionsforps in Meſtre erlangt und feierte 
durch Triumphzüge bie Waffenthat. Die Tegierung war einem Triumpirat anver⸗ 
traut, in der That herrfchte nur Einer — Manin, defien beveutendes Talent jebe 
oppofitionelle Regung zum Schweigen zu bringen fuchte. Dennoch fah er fi genöthigt, 
im Anfange des Jahres 1849 eine neue permanente Affemblee znfammenzurufen, 
welhe am 15. Februar 1849 eröffnet wurde. Die Diktatur wurbe befeitigt, eine 
proviſoriſche Regierung abermals gewählt, zum Präfiventen Manin mit 108 gegen 
2 Stimmen beſtimmt. Doch erflärte man ihn der Deputirtenverfammlung ver: 
antwortlih. Er behielt fih die Leitung ber innern und äußern Angelegenheiten 
vor, und ernannte feine neuen Departementchefs. 

Der Wiederbeginn der Feindſeligkeiten von Seite Piemontd ermutbigte wieder 
einigermaßen bie Gemüther und gab eine Hoffnung für das Gelingen „ber heiligen 
Unabhängigkeit“. Mit ver Schladht von Novara wurden alle Träume, nidt aber 
jeder Widerſtand begraben. Haynau, der in Meſtre kommandirende General erließ 
an bie Regierung in Venedig ein Manifeft, worin er ben mit Piemont abge- 
ſchloſſenen Waffenftillftand kundgab und zur Uebergabe aufforverte. Eine anf ben 
2. April 1849 einberufene Volksverſammlung befchloß auf Antrag Manins Wider⸗ 
ftand um jeden Preis. Die Falferliche Flotte blofirte die Stabt, wo man burd 
Proceffionen vie Gunft des Himmels herabflehte. Cine Aufforderung Radetzky's 
zur Uebergabe warb abweislich beſchieden, man hoffte no Immer auf auswärtige 
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Hülfe, Ungern war noch nicht befiegt und die Dinge in Oberitalien Tonnten 
demnach nad der Anſicht ber venetianifhen Machthaber eine andere Wenbung 
nehmen. Die tapfere Vertheidigung ber Stabt, wobei fi) Dr. Cavodatis, einer ber 
tüdhtigften Ingenieure Italiens hervorthat, konnte bei den befchränften Mitteln, 
welche Venedig zu Gebote landen, die Uebergabe nur binausfchieben. Am 27. Mat 
hielten die Defterreiher ihren Einzug in das faft ganz zerflörte Malghera. Dennoch 
behauptete fi die Stat bis zum 22. Augufi und das vom Feinde und ber 
Cholera, melde in den Sommermonsten arg bauste, gleihmäßig heimgefuchte 
Benebig ergab ſich einige Tage nach ver Kapitulation von Vilagos am 22. Ang. 
1849. Die Kapitulationsbebingungen waren nicht ungänftig, da fi bie Yührer 
auf weſtmächtlichen Schiffen entfernen durften. 

Defterreich hatte abermals feine Macht in Italien befeftigt, ohne in der Folge 
jene Maßnahmen zu ergreifen, welde geeignet geweſen wären, die Gegenpartei 
ber Bevölkerung zu gewinnen. Der Abfolutismus des vorigen Jahrzehnts hat viel 
verſchuldet, auch ven Verluft der Lombardei. Die ſchlimmen Folgen der Militär 
berrihaft blieben nicht aus. Man ließ zwar bie guten alten Municipalorbnungen, 
welche eine gedeihliche Selbftregierung der Gemeinten verwirklichen konnten, fort 
beſtehen, von einem freien Kommunalleben konnte bier wie anderswo in Defter- 
reich nicht die Rede fein. 

Als im Februar 1861 alle öfterreihiihen Provinzen mit nenen Landesver⸗ 
fofjungen befchenkt wurden, dachte man nicht daran, die Venetianer ebenfalls mit 
einem Statut zu beglüden. Man balf fih damit, daß die venetianifhen Diſtrikte 
eine Sanbesvertretung an den Gentrallongregationen befigen, welche die Bedürfniſſe, 
Wunſche und Bitten der Nation in allen Zweigen ver öffentlichen Berwaltung 
der Regierung vorzutragen hätten. Die Gentrallongregationen, deren Mitglienfchaft 
nur unter ausdrücklicher Zuftimmung ber Regierung erworben werben kann, beren 
Befugniffe auf die laufenden Geſchäfte der Landesverwaltung und auf das Petitions- 
recht fi beſchränlen, diefe Centrallongregationen follten plöglich als ſtaatsrecht⸗ 
liche Faktoren, als Träger des Verfaſſungsrechtes auftreten und bie auf Venedig 
entfallenve Zahl von Deputirten in. ven Wiener Reihsrath fenden. Sie weigerten 
fih und man trug fi nun in Wien mit dem Plane, ein neues Lanvesitatut für 
Benevig audzuarbeiten. Das Minifterium Schmerling bat die Schwierigkeiten, 
welche mit ver Durchführung dieſes Problems verbunden find, nicht überwunden, 
Ein neues Landesſtatut fam nit zu Stande *). 


I. Statistik. 


Benevig iſt gegenwärtig **) die Hauptſtadt und Sit bes Gouvernements der 
italienifchen Beſitzungen Defterreihs, welche den Titel eines lombardiſch⸗venetiani⸗ 
{hen Königreihs führen. Bon ver Lombardie zählt zu ihnen nur die Provinz 
Mantua, weldye kraft des Züricher Friedensvertrags bei Defterreich verblieben ift 
und nebft den urfpränglich venetianifchen 8 übrigen Provinzen einen Flächenraum 
von 4561/, [IM. einnimmt. Die legte Bollszählung (1857) hat für dies Land⸗ 
ausmaß eine Einwohnerzahl von 2,446,056 ergeben. Die Stadt Venedig hatte 
auf Grund berfelben Zählung eine Bevölkerung von 122,965, darunter 6889 
Fremde und 32,740 auf dem Kommunalregifter eingefehriebene Arme; eine Volls⸗ 


Mi Die Gefchichte des Jahres 1866 f. in dem Nachtrag zum Staatsworterduch, im Artikel 
alien” 
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zunahme dürfte ſeither nicht eingetreten fein, eher das Gegentheil, indem bie Be 
wegung ber Bevölkerung Venedigs fett 1845 (damalige Einwohnerzahl 127,925) 
eine abnehmende iſt. Einer Publikation der Kommune zufolge beltef fi die Be⸗ 
völferung 1862 auf blos 125,391. Weber das Sterblichkeitsverhältniß und bas 
ber Geburten liegen folgende Daten vor: Es find in dem Zeitraum vom BDecem- 
ber 1848 bis December 1857 in Benebig geftorben 47,061, davon 14,165 im 
ben Öffentlihen Spitälern, und geboren wurden 41,065, davon 21,196 KRuaben, 
19,869 Mädchen. Wie beinahe überall ſtellt fi auch hier trog bes Ueberwiegene 
der männlichen Geburten eine Mehrzahl ver weiblichen Bevölkerung der männlichen 
gegenüber heraus, Indem die Zahl der Frauen jene der Männer um 3100 über 
fteigt. Auffallend niedrig ift die Zahl der gefchloflenen Eben: im Iahrespurd- 
jhnitt 1848—1857: 874; im Jahresburchfchnitt des Taufenden Decenniums fid 
fie gar anf 640. Die mittlere Lebensdauer In Venedig find 31 Jahre A Monate. 

Die Stadt Venedig, unter 450 27° nörbl. Breite und 299 50° 8ſtl. Länge 
gelegen, nimmt 116 Infeln der Lagune ein und wird von 150 Kanälen burd- 
Ihnitten; 329 Brüden vermitteln die Kommunikation. Die Gebäude der Gtatt, 
beinahe ſämmtlich auf eingerammten Pfählen errichtet, werben gegen den Andrang 
bes Meeres in die Lagune durch eine künftliche Felfenmauer gefhägt, die Murazıl, 
welche fih von Malamocco bis Chioggia in einer Yänge von 5227 Meter ans 
dehnen, 30° hoch und ftellenweife 40-—50° breit find. Sie find ein Werk te 
alten Republik, welche fie von 1744—1782 vollendete. Nach der Seeſeite durch 
einen ſchmalen Landſtreifen, ven Lido, gefhloffen, bildet die Yagune währenb ber 
Fluth einen Waflerfpiegel von geringer Tiefe, während bie Ebbe Untiefen und 
Sanpbänfe bloslegt, zwifchen denen ſich für kleinere Schiffe fahrbare Wafferfiraßen 
hinziehen. Das Niveau des Waflers wird turd Ebbe und Fluth bis in die Ka⸗ 
väle der Stabt Influencirt. Der fihere und geräumige Hafen hat zwei Einfahrten, 
eine nörblidhe, Porto di Lido, und eine fünliche, Porto di Malamocco. Er war 
im Jahr 1829 zum Freihafen erhoben worben, ein Privflegium , veffen Benebig 
zur Strafe für den Aufftand von 1848 auf 2 Jahre verluftig ging; durch kaiſer 
liche Entſchließung vom 28. Iunt 1851 wurde das Privtlegium in feiner früße 
ren Ausbehnung für Stadt und Hafen erneuert. | 

Trog ber erceptionellen Stellung , die Venedig gleih Trieſt im Syſteme ber 
internationalen Hanbelspolitif Defterreichs gewährt tft, nimmt der Wohlſtand ber 
Stadt feinen rechten Aufſchwung. Das Bild gefunfener Größe und brohenven 
ganzlihen Verfalles, welches das Aeußere Venedigs mit feinen Küftenzeilen ven 
vernadläffigten Paläften bietet, gewinnt durch Einfihtnahme in den Haushalt ber 
Stadt an däfterer Färbung. Das Altivvermögen der Kommune iſt ein geringeß, 
der Aufwand der Gemeindeverwaltung von einer Höhe, die um fo drüdenter 
wirft, als er durch Zufchläge zu den ohnedies äußerſt empfindlichen Staatsftenern, 
Grund und PBerzehrungsfteuer, gedeckt werden muß. Gemäß ven Daten ber jüng- 
ften PBublifation des venetianifhben Podeſta (II Commune di Venezia nel trien- 
nio 1860, 1861, 1862. Relazione del Podest& conte Pierluigi Bembo. Venezia 
1863) entfielen von der gefammten durd Venedig entridteten Grundftener (1862: 
695,608 fl. d. W.) auf tie Staatsfteuer 311,257 fl., auf die Gemeinbefteuer 
nicht viel weniger: 307,989 fl. und 76,362 fl. auf die Landesſteuer. Der Ge 
meindezufhlag zur BVerzehrungsfteuer ift in dem Voranſchlag für 1863 mit 
275,000 fl. angefegt, und müflen überhaupt vier Fünftel der Gemeindeausgaben 
durch Stenerzufchläge hereingebracht werben. Diefe Ziffern an fi fpredhen deutlich 
genug, eine noch grellere Bereutung erlangen fie, wenn man die Beſchaffenheit 
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ber Kommunalausgaben, d. t. die Art und Weiſe der Verwendung ber mühfelig 
erzielten Einnahmen ing Auge faßt. Da finden wir, daß zu Schulzweden jähr- 
lich 35,800 fl., für Militärbequartierung aber 131,000 fl. ausgegeben werben, 
daß die Stadt Venedig ſich genöthigt fieht, für die öffentlihe Wohlthätigkeitspflege 
94,386 fl., für Humanitätsanftalten (die mie Civilfpital, Arbeitshaus, Leihhaus 
zum guten Theil auch Wohlthätigleitszweden dienen) jährlih 132,991 fl. auszu- 
geben — dieſelbe Stabt, welche ihre Einnahmen größtentheils von gleichfalls be⸗ 
bürftigen Steuerträgern erzielt, indem unter ſämmtlichen Grundfteuerpflihtigen Ver 
nedigs nur 124 einen kataſtralmäßig erhobenen Reinertrag von mehr als 2000 Lire 
und nur 19 einen folden von mehr als 4000 Lire haben. Dan erfieht ferner 
aus den Veröffentlihungen über den Wusgabenetat der Kommune, daß biefe nicht 
einmal im Stande ift, ven jährlihen Aufwand der Erhaltung der Eifternen — 
ein wichtiger PBoften für das waflerarme Venedig — aus eigenen Mitteln zu be» 
fireiten, daß die zur Herftellung ber ſchadhaft gewordenen Eifternen nöthige Summe 
(von blos 225,600 Lire) über die Kräfte der Gemeinde geht und bie zur bring- 
lich geworbenen Reftauration eines Monumentalbaues wie der Fondaco bei Turchi 
erforberlihen Koften won 101,000 fl., zum größten Theil (80,000 fl.) aus Staats⸗ 
mitteln gedeckt werben müffen. 

Es wäre auch zu verwundern, wenn e8 mit Venedigs Haushalt als Gemeinde 
befier ftände, während die Duelle des venetianifhen Volksreichthums, der Handel, 
und insbefondere der Seehandel, feit Iabren ſpärlicher flieft. Ein Rundgang in 
den Hallen der Profuratieen auf dem Markusplatz, dem Eentralpunft des Ver⸗ 
kehrs, zeigt uns, daß hier (Sommer 1865) Kaufläden geſchloſſen find, weil fie 
feine Miether finden, ein Blick in die Ein- und Ausfuhrliften belehrt uns über 
ben Iangfamen, aber ftetigen Verfall tes Sciffahrtsverlehrse. Die venetianifche 
Handelskammer, melde feit 1862 in ihren Iahresberichten Mittbeilungen über die 
Dewegung des Seehandels bringt, theilt in ihren einfchlägigen Publikationen unter 
Andern folgende Daten mit: 

Die Zahl ver in Venedig im Jahr 1855 eingelaufenen Schiffe. betrng 4529 
mit einem Zonnengehalt von 404,081, either fiel viefelbe 

für 1861 auf Schiffe 3788 Tonnen 364,792 
„1862 „ nm 3382 „ 332,413 
„18668 u 3282 „ 312,275 

Die Zahl der ausgelaufenen Schiffe, die fih 1855 no auf 4596 mit 

einem Tonnengehalt von 417,655 belief, ift gefallen 
für 1861 auf Schiffe 3756 Tonnen 374,015 
„1862 „ u 3395 „ 336,483 
„1863 „ u 32441 „ 310,986 

Vergleiht man das lette Friedensjahr vor dem Unabhängigkeitsfrieg mit dem 
Jahr 1863, jo gelangt man in Betreff der Schiffahrtsbewegung zu nachſtehenden 
Refultaten: Es waren 1858 in Venedig eingelaufen und von vafelbft ausgelaufen 
9030 Schiffe mit einem ZTonnengehalt von 958,265, im 5. 1863 dagegen blos 
Schiffe 6533 mit Tonnen 623,243, was für biefen Zeitraum fo viel als eine 
Berminderung um 35 Brocent berausftellt. 

Was den Berlehr Venedigs mit feinem Hinterland betrifft, fo wird der 
Werth vesfelben für die Ausfuhr nah dem Feftlande im Jahr 1860 auf 36,2 Mil- 
lionen, für die Einfuhr von dort auf 19,6 Millionen angegeben; das Jahr 1863 
zeigt besfalls wohl eine geringe Steigerung bes Einfuhrwerths (auf 20,8 Mil.), 
aber eine ſehr bedeutende Abnahme im Ausfuhrwerth (auf 16,5 Mill.). Diefe Ab⸗ 
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nahme iſt allerbings zu einem Theile aus vorübergehenden Urſachen zu erflären. 
Im Jahr 1860 nämlich flieg der Betrag der venetianifhen Ausfuhr nad dem 
Veftlande durch den namhaften Bezug von Schienen uns Eifenmateriale für Eife- 
Bahnbauten, deren Unternehmern die Befreiung vom Einfuhrzolle ausnahmsweiſe 
gewährt war; doch felbft wenn man den ganzen Betrag des aljo eingeführten 
Metallwerthe (11,7 Millionen) für das Jahr 1860 in Abzug bringt, iſt basfelbe 
dem Jahr 1863 bezüglich der venetianifhen Ausfuhr nad; dem Hinterlande den⸗ 
noch um circa 10 Millionen, d. i. 34 Procent überlegen. 

Während der Handel der Stadt in ſolcher Weiſe abwärts geht und ben 
Benetianern nur der wohlfeile Troft auf Eröffnung der Brennerbahn oder emt- 
lihe Bereinigung mit Italien übrig bleibt, flieht die Induſtrie gleichfalls dahin 
und erlahmt in allen ihren Zweigen. Wie es mit viefer ftehe, läßt ſich barans 
entnehmen, daß felbft Bfterreihifhe Stimmen nur von Erzeugung ber Schmelz 
perlen als einem in Schwung befinblichen venetianifchen Induſtriezweig au erzäb⸗ 
len wiffen: von den früher in Blüthe ſtehenden Produktionszweigen Benebigs find 
einzelne ganz verſchwunden, andere im Berfhwinden begriffen. Der Schiffeben 
leidet unter der Konkurrenz des von der öſterreichiſchen Regierung vielfach bevor- 
zugten Fiume, das wohl auch durch den Umſtand hegünftigt wird, daß es die 
nöthigen Baumateriale aus der Nähe bezieht. Die ehedem ſchwunghaft betriebene 
Zud- und Lederinduſtrie iſt im DBerfalle, die Erzeugung von Gold⸗ und Silber⸗ 
ftoffen und hemifhen Produkten desgleihen, vie Spiegel- und Glasfabrikation 
nit minder, die Kolontalzuder-Naffinerte endlich wird, wie allenthalben im Defter- 
rrich, duch die alleinfeligmachende Rübenzuderfabrilation gelähmt, nur mit tem 
Unterfhiede, daß anderer Orten NRübenzuder erzeugt wird, während bie Kolonial⸗ 
zuder-Raffinerte aufhört, in Venedig aber bie festere zu Grunde geht, und von 
ber erfteren Feine Rebe fein kann. Der fihtlihe Rückgang Venedigs als Emporium 
des Handels und ver Inbuftrie datirt von den Zeiten ver Republik her, es fehlte ſelbſt 
von Seiten der öſterreichiſchen Negierung nicht an Verſuchen ihn aufzuhalten. Sie 
blieben größtentheil® -erfolglos und mußten dies aud, denn Benevig kann nur 
dann wieder emporlommen, wenn es nicht blos Freihandelsſtadt iſt, ſondern aud 
ein Yreihandelsgebiet zum Hinterlande hat. “Das proteltioniftifche Defterreih kann 
ihm ein ſolches nicht fchaffen, e8 vermag bie Blüthe einer Seeftabt nit zur vol- 
Ien Reife zu fördern — das zeigt fi) am deutlichſten an dem verhätfchelten Trieſt. 
Die matertellen Intereffen, wie der zu mächtigem Leben erwachte Geiſt der Natien, 
welcher dieſe Intereffen verebelt und verflärt, weiſen beide Venedig auf Italien Hin. 


Berantwortlichkeit Der böchften Staatsbeamten. 


I. Bedeutung und Natur der politifhen Berantwortli de 
feit. Wer eine Pfliht zu erfüllen Hat, auf dem laftet naturgemäß zu» 
gleih mit dieſer Pfliht au die Berantwortlihleit für die Nicht— 
erfüllung. Die Berantwortlichkeit begleitet den Pflichtigen und treibt ihn, wenn 
er läffig wird, warnt ihn, wenn er einen falfhen Weg einfhlägt, und bedroht 
ihn mit Strafe, wenn er feiner Pflicht zuwider handelt. Ie größer die Pflicht 
if, um fo ernfter wird die Verantwortlichkeit. Wem zur Erfüllung feiner Pflicht 
große Gewalt anvertraut ift, der muß fih in demſelben Maße auch der geftei- 
gerten Berantwortlichleit bewußt werben. 

Diefe Grunpfäge der fittlichen Weltordnung finden auch Im Staate Ihre In- 
wendung. Auch die politifche Pflichterfüllung ift von ver Verantwortlichkeit be 
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gleitet, und biefe wächst mit dem Umfang und ber Bedentung ber öffentlichen 
Pfliht. In moralifher Hinficht zweifelt Niemand daran. Die Verantwortlichkeit 
der Obrigkeit gegen Gott wurde auch im Mittelalter ven Fürſten eingefchärft 
und fogar von den abfoluten Monarchen der letzten Jahrhunderte nicht geleugnet. 
Die Berantwortlichleit der Träger der Staatögewalt vor ber Geſchichte wird ebenfo 
wenig beftritten. Die Schwierigkeit beginnt erſt, wenn ber moderne Staat es ver- 
fucht, diefelbe im äffentlichen Rechte zu ordnen und mit den nöthigen Schugwehren 
auszurüften. Eher läßt ſich beides erreichen, wenn der Pflichtige auf einer unter- 
aeorbnueten Stufe der Macht und der Autorität ſteht. Die untern Beamten find 
fo ihren Vorgeſetzten verantwortlid. Aber wenn die Pflihtigen auf der oberften 
Stufe ftehen, als Häupter des Staates, und wenn fie bie höchſte Gewalt und 
Autorität auszuüben berufen find, dann wird es fehr ſchwer, mit jener Verant⸗ 
wortlichkeit Ernft zu machen. Da Niemand im Staate mächtiger ift als fie, da 
ihnen Niemand übergeorbnet ift, fo fehlt es gewöhnlich an ver Macht, fie zur 
Berantwortung zu nöthigen und fie zur Pflichterfüllung anzubalten, oder wegen 
Nichterfüllung zu beftrafen. Es entfteht foger bie Furt, ihre für das Staats⸗ 
wohl nöthige oberfte Autorität zu gefährden und zu ſchwächen, wenn ein Gericht 
über fie gefeßt würde, und eine gefährlihe Unruhe in der Bevölkerung heroorzug 
rufen, wenn’ ein Proceß gegen die Machthaber eingeleitet würde. 

Um jener Schwierigleiten und biefer Beforgnifie willen bat fih allmälich — 
im ©egenfage zum Mittelalter — ber Sat bed modernen Staatsrechts in ben 
meiften monarchifhen Berfaffungen Geltung verfhafft: „Der König if nit 
verantwortiid." 

Aus der englifhen Verfaffung, in der er zuerft thatfächlih ausgebildet worden, 
tft dieſer Grundſatz in viele europäiſche nnd dadurch auch in die deutfhen Ver⸗ 
faffungen übergegangen und urkundlich anerkannt worden. Freilich gilt er auch 
in England nicht abfolut, fondern nur als ftantsrechtliche Regel. Es gibt kein 
englifhes Geriht, vor dem der König verflagt werben kann wegen Mißbrauchs 
feiner Gewalt. Da alle Gerechtigkeit im Namen des Königs, wenngleich nicht durch 
ven König verwaltet wird, fo ſchien es nicht jchidlih, ven König vor feinen Be⸗ 
amten zur Rechenſchaft zu fordern. Aber nicht blos in der Revolution von 1648 
wurbe über Karl I. von dem empörten Töniglofen Parlament ein Gericht gehalten 
und das Tobesurtheil gegen ihn vollzogen; damals Hatte ſchon Milton in einer 
glänzenden Schrift dieſes furdtbare Strafgeriht vor der erflaunten und erſchüt⸗ 
terten Öffentlihen Meinung Europa’8 im Princip als ein natürliches Recht freier 
Völker vargeftellt und in der Anwendung auf Karl I. gerechtfertigt. Auch in und 
nad der zweiten „glorreihen" Revolution von 1688 wurbe die Entthronung Ja⸗ 
kobs II., der Ausihluß feines Sohnes, und die Erhebung des Prinzen von Ora⸗ 
nien und feiner Gemahlin zum Könige und zur Königin von England als Aus—⸗ 
übung des englifchen Volksrechts angefehen, und fowohl in ber Erflärung ber 
Rechte von 1689 als in der Alte über vie Thronfolge von 1701 durch Hinwei⸗ 
fung auf das Recht des Parlaments und. des englifhen Bolfs, einem Könige, ver 
die Grundgeſetze des Reihe mißachte und tyranniſch regiere oder zu der päpft« 
lichen Kicche zurüdfchre, ven Gehorfam zu verjagen und einen neuen König zu 
verlangen, der königlichen Unverantwortlichkeit eine Grenze gezogen. Tür biefe 
äußerften Fälle iſt alfo in England die Verantwortlichkeit auch der Könige gefet- 
lich anerfannt. Nur vollzieht ſich diefelbe nicht in den Formen eines gerichtlichen 
BProcefies, fondern in der politifchen Geftalt einer Revolution oder einer Erhebung 
des Parlaments. Für die geringeren Fälle dagegen und als ſtaatsrechtliche Regel 
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fol die Minifterverantwortlichleit dazu dienen, bie Unverantwortlichleit Des Könige 
unſchädlich zu machen und zu ergänzen. 

. In dem napoleontfhen Frantreih ift zwar im Gegenfat zu dem engliſchen 
Grundſatz die Berantwortlichfeit des Staatehaupts als regelmäßiges Berfaflungs: 
recht verfündet worden. In der Proflamation vom 2. Ian. 1852 erflärte de 
Präfident Louis Napoleon: „An der Spige ber Berfaflungsurfunde fehreiben, tef 
das Staatshaupt unverantwortlih fei, das heit das äffentlihe Gefühl belügen 
und eine Fiktion aufrihten wollen, die fhon vreimal in den Stürmen ber Revo—⸗ 
lution ohnmächtig zufammengeftürzt if. Die gegenwärtige Berfaflung verkündigt 
im Oegentheil, daß das Staatshaupt, das ihr erwählt habt, euch verantworlich 
ſei.“ Aber aud in Frankreich ift für feine Rechtsform geforgt, in welcher dieſe 
Berantwortlichfeit wirkſam gemacht wird. Auch da gibt es fein anderes Mittel als 
bie Repolution und die Empörung ber übrigen Gewalten und Wutoritäten bes Lan- 
des, um einen Kaiſer zu flürzen und ein anderes Staatshaupt zu erheben. De 
Hauptunterfchied zwifchen dem englifhen und dem franzöſiſchen Syſtem iſt alſe 
weniger barin zu finden, daß jenes die Unverantwortlichleit und dieſes bie Ber- 
antwortlichleit des Staatshauptes als Regel anerfenne, tenn in beiden gibt e& 
feine regelmäßige Verantwortlichkeit und iſt die ungewöhnliche Verautwortlichkeit 
vor den großen Erjchütterungen einer Revolution anerlannt, als vielmehr darin, 
daß in England die Miniſter dem Parlamente, In Frankreich nur dem Kaiſer ver: 
antwortlih find. 

Der Berantwortlichkeit gegenüber einer Revolution ober einem Kriege kann 
ſich kein Monarch entziehen, mögen bie Verfafſungen des Landes und bie her- 
kömmliche Theorie diefelbe anerkennen oder nicht. Aber diefe Verantwortlichkeit, in 
weldher die Weltgeſchichte fih als Weltgericht offenbart, läßt fi jo lange nidt 
rechtlich ordnen, als es nicht ein völferrehtlihes Weltgeriht gibt. Sie If ein 
Theil der fittlihen Weltorbnung und ein Entwidlungsmoment in ber politifchen 
Geſchichte, fie iſt nicht ein verfaffungsmäßig geordnetes Rechtsverfahren. 

Anders ift 8 in den Republiten. Sowohl in den Vereinigten Staaten vn 
Nordamerika als in der Echweiz erftredt fi verfaflungsgemäß bie Berantwert- 
lichkeit auch auf bie Träger der Regierungsgewalt. Der Präfivent ver Vereinigten 
Staaten und die Gonverneure und Präfidenten der Einzelftaaten und ebenfo ber 
ſchweizeriſche Bundesrath und die Negierungsräthe ber Kantone können wegen 
Berfoffungsbruh und Amtsmißbrauch verflagt werden. Die Idee, daß bie Regie 
rungsgewalt im Auftrag und mit Vollmacht des demokratiſchen Volkes verwaltet 
werde, verbunden mit der kurzen Amtsbauer und ber geringern Würde biefer Ma» 
giftrate läßt bier ein gerichtliche® Verfahren weniger anftößig und gefährlich er» 
ſcheinen. Indeſſen bleibt auch da die Prarts hinter dem formulirten Berfaflungs: 
recht zurüd und zu einer Anwendung jener Berantwortlichleit kommt es nidt 
leicht anders als in Zeiten der Revolution over des Kriegs. 

Bon der politifhen Verantwortlichkeit wohl zu unterfcheiden ift die privat- 
rechtliche und die gemeine ftrafrechtliche . megen nicht politifher Berbredyen umt 
Vergehen. Ueber vie erftere vgl. den Art. Fiscus. Die letztere gehört dem ge— 
wohnten Strafrechte an und erleitet nur in der Monarchie wieber eine Beichrän- 
fung, im Intereffe fowie der Würde und Unverleglichleit des Monarchen als ter 
Ruhe des Landes, In diefem Artikel fprehen wir nur von ber Verantwortlichfeit 
ber oberſten Staatsbeamten, welche eine politifche Bedeutung hat und deßhalb eine 
bejonvere Behandlung erfordert. 

JI. Die Hauptfrage iſt: Soll die Berantwortlichkeit wefentlih nach ben ftraf- 
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rechtlichen oder nah politifchen Grundſätzen geordnet werden? In der früheren 
englifhen Praris war die Mifhung ver beiven Principien fo groß, daß der Un- 
terihied faum bemerkt wurde. Zwar war einem politifchen Körper, dem Unterhaus, 
das Recht der Anklage zuerkannt, und wiederum ein politifcher Körper, das Ober- 
haus, faß zu Gericht über den Proceß, und ſprach das Urtheil aus. Aber vie Klagen 
wurden meiftens zugleih auf Rechtsbruch und auf ſchädliche Maßregeln (Miß⸗ 
xegierung) begründet und das Oberhaus verhängte über die Schulbigerflärten oft 
fhwere Bermögend- und fogar die Todesſtrafe. In der neueren Praris trat, frei« 
lich ohne Aenderung der Rechtsgrundlagen, vie politifche Seite der Minifterver- 
antwortlichkeit entjchiedener in den Vordergrund und bie ſtrafrechtliche Seite mehr 
zurüd. Als die nordamerilanifche Verfaſſung bearbeitet wurde, war der Gegenfag 
Won fehr deutlich geworven. Es wurde dem Senat nidht mehr geftattet, andere als 
politiihe Strafen auszu'precdhen. War eine weitere Verfolgung wegen eines ftrafrecht- 
tihen Verbrechens nothwendig, fo jellte darüber nur das orbentlihe Echwurgericht 
urthellen können. Noch durchgeführter ift ver Gegenfag in der ſchwediſchen Verfafſung, 
welde von Anfang an die Klage wegen Verfafjungs- und Nechtöbrudy auf den ftraf- 
richterlichen, bie wegen Mifregierung auf den politifchen Weg verweist. 

In Deutſchland dagegen iſt die juriftijch-kriminaliftifhe Behandlung noch ganz 
überwiegend, obwohl aud da die politiihen Rückſichten mitwirken und einzelne Mo⸗ 
dififationen veranlafjen. Es zeigt fich jenes theils in der Beſchränkung des Anklage: 
rechts theils in der Beftellung eines Staatsgerichtshofs, der nicht ein politischer Kör- 
per, ſondern nur Gericht ift, theils In den Strafmitteln. 

Die blos ftrafrehtlihe Verantwortlichkeit ift jedenfalls ſchon deßhalb völlig 
ungenügend, weil die Hauptaufgabe der leitenden Staatsmänner eine politifche und 
nicht eine juriftifche if. Zumellen wird es fogar nothwendig, um den Staat in der 
Gefahr zu erhalten und zu retten, einzelne Vorfchriften der verfaflungsmäßigen 
Rechtsordnung außer Kraft zu fegen und unbelümmert darum Maßregeln zu treffen, 
welche ver bloßen juriftiihen Logik als offenbare Berlegungen des Berfaffungs- und 
Geſetzesrechts erfcheinen. Wer in Zeiten ver Revolution und des Kriegs, überhaupt ver 
Staatsnoth ſich nicht getraut, eine derartige Handlung anzuordnen, wenn biejelbe 
nothwendig ift für die Sicherheit des Landes, der verdient nicht, an der Spike der 
Öffentlihen Geſchäfte zu ftehen, und bat auf den Namen eines Staaismannes feinen 
Anfprud (vgl. den Art. Nothrechti). In ſolchen Fällen wird aus politiſchen Rückſichten 
ſchon vie Anklage, und jedenfalls die Verurtheilung zu verhintern fein, was mit 
einiger Sicherheit nur dann gefchehen wird, wenn aud in dem Gerichie nicht die ju> 
riſtiſche Schlußfolgerung entfcheidet, fondern das politifche Berftändniß der Lage eine 
ausreichende Vertretung findet. 

Wichtiger noch als dieſe Beſchränkung der ſtrafrechtlichen Verfolgung aus 
politiſchen Gründen iſt die nöthige Jusdehnung der politiſchen Veraniwortlichkeit 
über die Grenzen des Strafrechts hinaus, Unzweifelhaft- kann ſowohl durch Hand⸗ 
lungen als Unterlaſſungen der oberſten Staatsbeamten die öffentliche Wohlfahrt 
ſchwer geſchädigt und ſogar die ganze Eriftenz eines Staates in Gefahr gebracht 
werten, ohne daß man benfelben vie Verlegung der Rechtsordnung vorwerfen 
fann. Es können Maßregeln getroffen werden, weldhe ben Frieden des Landes, 
die Sicherheit der Bewohner, ten allgemeinen Wohlftand aufs Zieffte erſchüttern, 
weldhe das Land einer Umwälzung over einer feindlichen Befegung ausfegen, und 
trotzdem dieſe Maßregeln rechtlich unangreifbar fein. Soll der Staat wehrlos bleiben 
gegen feine Beamten, die ihn in untabelhafter Form Rechtens zu Grunde richten ? 
Das eigentliche Strafreht fan nur da wirkſam werben, wo eine verbrecherijche 
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Geſinnung, in der Regel böfer Wille, oder mindeftens große Yahrläffigleit ten 
Schuldigen zur Loft fällt. Würde die politifche Berantwortlichkeit nicht weiter rei- 
hen, fo wäre viefelbe in vielen Fällen, in denen es einer Abhülfe bringend be 
darf, unmöglich gemadt. Wie die privatrechtliche Berantwortlidfeit eines Verwal⸗ 
ters fremden Bermögens ſich nicht varauf beſchränkt, daß er fein Verbrechen verük:, 
fondern dahin ausgebehnt wird, daß er bie Interefien des Auftraggebers nicht bis 
willig oder fahrläffig verlege, und wie der Beauftragte entlaſſen werben kann, 
jelbft wenn ihm feine Erfagpfliht aus Dolus oder Eulpa, fondern nur Ungefdid 
und Unfähigkeit zur Laſt fällt, fo muß aud der Staat die Mittel haben, fein: 
Beamten zu entfernen, wenn bie Yortführung ihres Amts für den Staat ſchäd⸗ 
lih und verderblich erjcheint. Es ift pas natürliche Recht des Beamten, daß er 
nicht eine perſönliche Strafe an feiner Ehre, feiner Freiheit, feinem Leben, fein 
Bermögen erleide, wenn er eines Verbrechens ſchuldig if. Aber es ift aud tas 
natürliche Recht des Staates, daß feine Gewalt nit in den Händen von Per: 
jonen bleibe, welche feine Wohlfahrt zerflören, ftatt dieſelbe zu fördern. 

Die ftrafgerichtlihe Berantwortlichkeit wird dur das Strafgefeg geregelt. 
Sie betarf nur bei politifihen Vergehen der Beamten einer Ermäßigung aus yo 
litiſchen Gründen. Die politifhe Berantwortlichkeit ift vagegen durch ein beſon— 
deres Geſetz zu orbnen, in weldhem die Rüdfiht auf das Staatswohl voraus 
maßgebend tft. | 

Eben deßhalb ift auch die Vermifchung ver beiden Principien nicht zu em- 
pfehlen. Die richtige ftrafrechtliche Beurtheilung wird durch dieſelbe ebenfo gefähr:- 
bet, wie die politifhe Behandlung. Auf die erftere wirken dann. bie politifchen 
Nädfichten feicht zu ſtark ein; vie Politit darf nicht vie Abſtimmung leiten, wenn 
der Strafrichter die Gerechtigkeit handhabt. Die politifhe Beurtheilung aber wit 
binwieder leicht duch die juriftiihe Methode, welde für das Strafverfahren 
unentbehrlich ift, allzufehr eingeengt und auf Abwege verleitel, und durch die Er- 
laubniß, perſönliche Strafübel zu verhängen, in manden Fällen leidenſchaftlich 
erhitzt. 

Die moderne Rechtsbildung erfordert demgemäß eine ſchärfere Unter: 
ſcheidung zwiſchen der ſtrafgerichtlichen Verfolgung und der poli— 
tiſchen Verantwortlichkeit, als fie in den meiſten beſtehenden Berfafſungen 
und Geſetzen zu finden iſt. Der Grundfehler der bisherigen Rechtsbildung iſt der, 
daß dieſelbe noch immer viel zu ſehr eine kriminaliſtiſche Färbung bat, zum weniz 
dem entſcheidenden politifhen Charakter Rechnung trägt. 

III. Um ebeften wird bie politiihe Bedeutung dieſer Berantmwortlichkeit in 
ber Perſon des Klägers gewahrt. Durchweg ift die⸗Anklage einem politifchen 
Körper anheim geftellt, in England dem Unterhaus, in Nordamerika dem Rerrö- 
jentantenhaus, in den deutſchen Staaten meiſtens den beiden Kammern. 

Naturgemäß kommt das Recht zur Klage der Repräfentation der Re: 
gierten zu. Die Negierten haben ein Recht, in verfaffungsgemäßer und 
gefegliher Form regiert und niht mißregiert zu werden und fin 
daher auch berechtigt, zu Hagen, wenn dieſes Recht nicht beachtet wird. Dem Ein- 
zelnen kommt viefe Klage nicht zu. Sowohl die Verwaltung als die Rechtöpflege 
haben ihre oberften Inftanzen, welche über die Rechtsbehauptung der Individnen 
endgültig entſcheiden. Würde e8 allen den Parteien, welche mit dem lektinftanz 
lihen Entſcheide unzufrieden find, geftattet, die Träger der Staatsgewalt megen 
widerrechtlicher Entiheibung oder wegen Mißregierung anzuflagen, fo würde tie 
Autoritäf der Regierung und der oberften Gerichtshöfe einer fortwährenden An- 
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fehtung und bie höchſten Würdeträger perfönlich einer unabläffigen Hege Preis 
gegeben fein, welche ihnen die Erfüllung ihres Amtes unmöglich machte. Nur wenn 
die Beſchwerden Einzelner fo tiefgreifend und für den Staat felbft fo ſchwer em- 
pfinvlih find, daß die Repräfentation des Volks fi im Namen des Landes zu 
einer Klage bewogen findet, verdienen fie al8 Anlaß ver politifhen Berantwort« 
lihleit in Betracht gezogen zu werben, nicht als Beſchwerde der Einzelnen, fon- 
dern ald Klagen des ganzen Volkskörpers. 

Wenn aber, wie in der napoleonifhen Berfaffung Frankreichs die Miniſter 
nur dem Staatshaupte und nit aud der Bollövertretung‘ gegenüber verantwort« 
lich find, fo tft das natürliche Volksrecht nicht zu feiner Oeltung gelangt. Das 
Recht des Stantshauptes ift es, die ihm untergeorbneten Minifter felber zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen. Haben fie ein Verbrechen begangen, fo kann es das firaf- 
gerichtliche Berfahren anbefehlen. Haben fie fi politifch verfehlt und unbrauchbar 
gezeigt, jo mag es dieſelben fofort entlafjen. Nur um der Regierten willen bebarf 
es einer eigenthümlichen Einrichtung, um fie gegen Mißbrauch ber höchſten Ge- 
walt zu ſchützen. Ihnen dieſen Schug wegnehmen, und fie lepiglih auf die Ber- 
antwortlichleit des Staatshaupts felbft verweilen, das heißt ihnen die Alternative 
ftellen zwifchen Erduldung jever Tyrannei und der Mevolution. 

In Preußen iſt das Klagerecht einem jeden der beiden Häufer verftattet,, in 
den meiften andern deutſchen Staaten nur den beiden Kammern zufammen, in dam 
neueften badiſchen Entwurf auf die zweite Kammer eingefhränft. Die legtere Bor: 
ſchrift entſpricht dem Syftem der meiften nicht-deutſchen Staaten und findet dann 
ihre Ergänzung ‚in dem Richteramte der erfien Kammern. Müſſen beive Kammern 
zufammenwirken, jo wird dadurch bie Klage ſehr und unnatürlich erfchwert; denn 
wenn bie Mehrheit der Negierten, welde in der Deputirtenkammer vertreten ift, 
über Berfaffungsverlegung oder Mißregierung glaubt Grund zu Klagen zu haben, 
jo follte ihr am wenigften die Klage verwehrt fein. 

IV. Möglihe Bellagte find die oberften Staatspiener, In der 
tonftitutionellen Monarchie voraus die Minifter im Amt oder nad ihrem Aus- 
tritt aus dem Ant, aber nicht blos fie, fjondern auh andere höhere Staats⸗ 
beamte, welde zu felbftändigem Handeln in oberfter Inftanz berufen find. Es 
ift ganz zwedmäßig, die Auspehnung der möglichen Verantwortlichkeit in diefer 
Hinſicht nicht allzufharf abzugrenzen, damit nit an bie Stelle der verantwort- 
lichen Minifter unverantwortliche Rathgeber fih an den Höfen einniften und einen 
verberblihen Einfluß gewinnen. Wem nicht durch die gewohnten Organe des 
Staats beizufommen ift, und wer trogbem auf die Staatsleitung als Günftling, 
Kabinetöfelretär, Hofbeamter u. ſ. f. entſcheidend einwirkt, der muß nöthigenfalls 
auch ber politifchen Berantwortlichkeit unterworfen und aus folder gefährlichen 
Stellung entfernt werden können, Dafür zu ſorgen, iſt freilich zunächſt die Aufe 
gabe der Minifter. Indeſſen es kann unter Umftänden politifh nöthig werben, zu⸗ 
glei mit den Miniftern und fogar ohne die Minifter ſolche Perfonen aus ihrem 
Verſteck heraus und an das Licht der Deffentlichkeit hervorzuziehen. 

Es iſt allerdings ein politifcher Hauptzwed der ganzen Einrichtung, auch dem 
fonftitutionelen Monarchen felber, obwohl derſelbe unverantwortlih ift, eine will« 
fürlide und tyrannifche Regierung, welche das Landeswahl ſchädigt, zu erſchweren. 
Zu allen Alten mit ftaatsrechtliher Wirkſamkeit ift in der Tonftitutionellen Mo⸗ 
nardhie die Mitwirkung und daher die Kontrafignatur des Minifterd erfor- 
derlich, im deſſen Amtöbereich viefelben gehören. Indem ver Minifter nicht bios 
für fih, fondern auch für den Fürſten die Verantwortlichleit übernehmen muß, 
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kann und foll er fih verfaflungswinrigen oder gemeinſchädlichen Zumuthungen dei 
Fürſten widerjegen und feine Mitwirkung ablehnen. Es liegt alfo in ber organ. 
firten Verantwortlichkeit, aud wenn dieſelbe nicht zu einer Anklage führt, eine 
wichtige Garantie für die verfaffungsmäßige Rechtsordnung und ein Hinberniß der 
Mißregierung; aber e8 liegt nicht darin, obwohl das Biele meinen, eine Schwi- 
hung der Regierungsgewalt, und keineswegs folgt daraus das Uebergewicht der 
Bollövertretung über die Regierung. Allerdings eine überreizte und überfpunnte, 
eine Heinlihe und quälerifhe Kontrole kann zur Bevormundung ausarten; ein: 
wohl eingerichtete Kontrole aber flärkt den Handelnden in feiner Pflichterfüllung. 
Indem fie vor Fehlern warnt, hindert fie nicht vie volle Wirkung feines Geiftes m 
feiner Kraft. Die leitenden Staatsmänner Englands haben fih niemals ſchwach 
gefühlt in politifcger Führung, weil fie dem Parlamente verantwortlich find, unt 
daß der Präſident der Vereinigten Staaten, der ebenfo verantwortlih iſt, dadurch 
nicht gehindert werde, eine außerordentliche Macht felbftändig zu handhaben, tat 
hat die neuefte Gefchichte des norbamerifanifhen Bürgerfrieges und Verfaffungs- 
kampfes gezeigt. In Deutichland, wo bie Berantwortlichkeit zu ſehr juriftijch be- 
handelt wird, find gerade deshalb die Rechtskonflikte der Kammern mit ben Di- 
niftern viel häufiger geworben, und eine Heinliche Procekfuht Hat dadurch mehr 
Nahrung befommen ald das politifhe Leben. 

Die Kontrafiguatur bezeichnet jeder Zeit eine verantwortlide Berfon, „wer 
tontrafignirt, tft verantwortlid;" aber die Verantwortlichkeit iſt nicht auf 
die fontrafignirenden Perfonen eingefhräntt. Sie umfaßt aud andere Berfonen, 
welche zu dem Alte mitgewirkt und denſelben mitverfchuldet haben. 

V. Die Öegenftände der Anklage laffen fi in drei Klaflen unterbringen: 

a) Bolitifhe VBerbrehen oder Vergehen. Somohl das engliſche als ſelbſt 
das nordamerifanifche Recht legen diefe Bezeichnung der Berantwortlichkeitsfälle zu 
Grunde und heben insbefondere den Berrath, zumellen aud noch die Beftechung 
beſonders hervor. Aber In der Theorie und in der Prarid greifen fle über tiefen 
Bereih hinaus und oft begegnet man in ihrer Literatur der Behauptung, daß es 
unmöglich fei, alle politiſchen Vergehen zum voraus ftrafgefeglih zu normiren und 
durch Begriffsbeftimmungen abzugrenzen, indem eine verderklihe Politif je nad 
ven Zeitverhältniffen in neuen ©eflalten erfcheine. Ueberdem ift der englifye Ans: 
drud treeson (Berrath) jehr dehnbar und die nordamerikaniſche Verfaſſung füst 
ausdrüdlich die weite Saffung bei oder wegen anderer hoher (politifcher) Ber- 
brechen oder Vergehen (or other high crimes and misdemeanours) Art. 2, ©. 4. 

Die franzöflfhe Charte von 1814 Urt. 56 beſchränkt vie Anklage ver Mi- 
nifter auf die Fülle des Verraths und ber Erprefiung (trahison ou concussion). 
Die preußiihe Berfaffung (8. 61) erwähnt außer ber Verfaflungsverlegung nur 
noch „der Beftehung und bes Verraths“. 

b) Die Berfafjungsperlegungen begründen naturgemäß die poli— 
tiſche Verantwortlichkeit au dann, wenn fie nicht unter den Begriff eines firaj: 
baren Verbrechens gebracht werden können, d. h. wenn kein böfer Wille viefeiken 
verurſacht. Ich betrachte ed als einen Vorzug fhon der älteren deutſchen Berfal 
fungen, daß fie nie „Verfaffungsverlegungen” als Hauptfall ter Minifterverantwort: 
lichkeit bezeichnen, aber als einen Fehler verjelben, daß fie wieder den ftrafredht- 
lichen Doktrinen folgend, tarin jederzeit ein Verbrechen zu fehen geneigt find und 
die Berfaffungsverlegungen nur dann als Oegenftand ter Klage betrachten, wenn 
fie zugleich Verbrechen find. Der Minifter hat auch dann politiſch Rede zu fteben, 
pen er in gutem Glauben und in der Abficht, eine für das Staatswohl nöthige 
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Mafregel zu treffen, die Derfoffung verlegt; und auf der andern Seite ift e8 poli- 
tiſch höchſt ſchädlich, jeden Streit über die Auslegung und Anmwenbung ber Ver⸗ 
faſſung durch einen ſtrafrechtlichen Beigeſchmack zu vergiften. In jenen Yällen ift 
bie Berantwortlichleit unmöglih, wenn fie nur auf ein „Verbrechen” gegründet 
werben darf, und in diefen wird fie übermäßig gefteigert. 

c) Die Mifregierung, aud wenn fie ohne Rechtsbruch zum Schaven 
des Landes geführt wird. Die Praris der politifch gereiften Völker erkennt das 
Bedürfniß der politifchen Verantwortlichleit in viefen Fällen fogar da an, mo das 
Berfaffungsgefeg, wie in Norbamerifa, zunähft nur der Verbrechen und Vergehen 
erwähnt, d. h. fie dehnt den Begriff der politifchen Vergehen fo weit aus, daß 
derfelbe derartige Fälle mit umfaßt. Allerdings darf das nicht bis zu dem Grade 
gefhehen, daß ver Minifter für den Erfolg feiner Handlungen einzuftehen 
hat. Der Erfolg ift nicht ganz und nicht ansfchließlih von feinen Handlungen 
und Vorbereitungen abhängig. Die befte Gefhäftsführung Tann nicht vor Unglüd 
figern. Aber er ift dafür verantwortlid, daß er den Umftänden gemäß alles das 
gethan und nichts verfäumt habe, was zu geſchehen Hatte, um das öffentliche 
Wohl vor ernften Gefahren und vor fhwerem Schaden zu bewahren. "Wenn ein 
Minifter den Abſchluß eines nüglihen Hanvelsvertrags oder bie Fortfegung einer 


vem Lande dienlichen Eifenbahn verhindert, wenn er im Angefiht drohender Ge⸗ 


- fahren die Gelder der Staatskaſſe für andere — vielleiht nügliche — Zwede fo 
erfhöpft, daß der Staat momentan zahlungsunfähig oder genöthigt wird, mit 
großem Schaden fih in der Noth theures Geld zu verfhaffen, wenn er durch 
feine biplomatifhe Haltung das Land in einen Krieg verwidelt, der demſelben 
verderblih wird, fo ift in alle dem vielleicht fein ftrafbares Vergehen, auch fein 
Rechtsbruch zu erfennen, aber die politifhe VBerantwortlichleit in vollem Maße 
angezeigt. 

Der Entwurf eines Gefeges über die Verantwortlichkeit der deutſchen Reichs- 
minifter vom 18. Auguft 1848 (vgl. Zöpfl, Deutfhes Staatsrecht IL. ©. 425) 
hatte die Berantwortlichleit für diefe Fälle anerkannt. Dagegen vie beſtehenden 
deutſchen Berfafjungen haben fie durchweg nicht aufgenommen. 

VI. As Gerichtshof bei folhen Klagen eignet fi, wenn die politifche 
Bedeutung bverfelben beachtet wird, nur ein Organ, welches zwifchen ver ankla⸗ 
genden Bolfsvertretung und ven angellagten Stantsbeamten (der Regierung) eine 
möglihft unabhängige Stellung behauptet, keiner der beiden Parteien feindlich iſt 
und mit politifcher Einficht begabt ift. Diefe Streitfragen find gewöhnlich ver- 
widelt und bebürfen einer vie Staatdorbnung mit dem Staatswohl ausgleihenden 
Behandlung. 

In England bildet das Oberhaus, in Nordamerika der Senat, in ber fran« 
zöſiſchen Charte von 1814 die Pairskammer diefen Gerichtshof, d. h. ein ange⸗ 

ſehener politiſcher Körper, welcher jenen Erforderniſſen entſpricht. 
In den deutſchen Verfaſſungen ſind dieſelben weniger gewürdigt und hat 
wiederum die mehr juriſtiſche und ſtrafgerichtliche Behandlungsweiſe zu beſonderen 
Staatsgerichtshöfen geführt, oder gar dazu, das oberſte Landesgericht 
für fompetent zu erflären, bald ohne Zuzug der Gefhwornen, wie in Preußen, 
bald mit Gefhwornen, wie in Bayern. Die Ueberweiſung an die oberftien Ge- 
richtshöfe iſt nicht blos deßhalb bedenklich, weil darin die Jurisprudenz zu ſehr, 
die politiſche Bildung zu wenig repräfentirt ift, ſondern aud deßhalb, weil vie 
Regierung mit Rückficht auf diefe Kompetenz ver oberften Gerichtshöfe verleitet 
wird, bei Beſetzung verjelben die politifch gefügige Geſinnung ber Richter mit in 
Bluntſchli un Brater, Deutfes Staats⸗Wörterbuch. X. 48 
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Betracht zu ziehen und da nach politiihen Erwägungen zu verfahren, wo bie 
jelben geradezu verberblih find. Freilich muß man zugeben, daß das preufild: 
Herrenhaus und mande Erfte Kammer in andern deutſchen Staaten auch nik: 
zu einem Gerichtshof in ſolchen Stantshändeln geeignet find. Bald find fie ze 
abhängig von ber Regierung, bald zu reaftionär gefinnt, um Bertrauen zu ver 
bienen und zu finden. Eine richtige Löfung der Aufgabe hat daher in Dentfhlant 
ihre beſondern Schwierigkeiten, die fo lange nicht zu befeitigen find, bis die Erſten 
Kammern überhaupt eine zeitgemäße Umbildung erfahren haben. ‘Der neue: 
badiſche Entwurf fchlägt einen aus Mitgliedern ver Erften Kammer und ve 
Landesgerichte gemiſchten Staatsgerichtshof vor. 

Das Verfahren hat den Charakter des Proceßverfahrens, aber iſt wie 
derum mit Nüdficht auf die politiſche Bedeutung dieſer Veranwortlichkeit eigen: 
thümlich zu geſtalten. Der Formalismus des gewöhnlichen Civil- oder Strafpre⸗ 
ceſſes paßt nicht dazu; vielmehr iſt auch bezüglich der Verhandlungen der 
Leitung des Gerichtshofs eine größere Gewalt einzuräumen. Unvermeidlich nehmen 
dieſelben den Ausdruck einer öffentlichen Debatte an und bewegen fig in den iscr- 
men der politifhen Diskuffion. 

Die Bollsvertretung ala Klägerin Tann nicht insgeſammt erfcheinen, fie bebarj 
binwieber der Vertretung, und am beften durch eine eigens ermädtigte Kommiffion. 
Den beflagten GStaatsbeamten tft die vollfte vorherige Einfiht ver Klagepunlt: 
und ihrer Begründung und bie freiefte Form der Vertheidigung zu geftatten unt 
forgfältig darauf NRüdficht zu nehmen, daß die Wide und Autorität ihres Aute 
feinen Schaden leide durch die Art der Proceßverhandlung. inige weitere Ga 
rantieen, daß nicht leicht ein Schuldig einer leidenſchaftlich bewegten öffentlichen 
Meinung zu Gefallen ausgefprochen were, find nicht zu entbehren, wie insbefonber: 
das Erforderniß einer größern als der abjoluten Stimmenmehrheit. 

VI Auch die Fol gen des Verfahrens find ganz anders zu beftimmen, 
je nachdem das ftrafgerichtliche oder das politifhe Princip als das leitende aner⸗ 
fannt wird. 

Eine Strafe ift nur da gerechtfertigt, wo ein wirkliches Verbrechen over 
Vergehen verübt worden tft, d. h. wo verbrederifcher Wille oder mindeftens eine 
grobe, dem böfen Willen nahe ftehende Fahrläſſigkeit dem Wellagten zur Leß 
. fallt. Sie kann alfo nur in der erften Klaffe der Klagegründe zur Anwendung 
fommen. Ueberdem ift felbft da wieder zu unterfcheiden zwifchen einer peinlicher 
Strafe, welde das Bermögen, die Freiheit oder das Leben des Schuldigen be» 
trifft, und der politiſchen Strafe, welde nur darin befteht, daß er feines hoben 
Amtes entfegt und besfelben auch für eine längere oder fürzere Zukunft unfähis 
erflärt wird. Wo die Berantwortlichkeit in politiſchem Geifte geregelt ift, tari 
nur die politifche Strafe von dem politifchen Körper ausgefprochen werden. Sollte 
diefelbe nicht als ausreichend erfunden werben, um vie Gerechtigkeit zu Befriei- 
gen, fo mag dann noch die Ueberweifung an das orbentlihe Strafgeriht (Schwur⸗ 
gericht) offen bleiben, welche hinwieder dem Bellagten auch neue Bertheibigungt: 
mittel fichert. 

Je härter die Straffolgen find, mit welchen der Angellagte bedroht wirt, 
um fo weniger ift Ausfiht, daß mit dieſer politiſchen Verantwortlichkeit Eraft 
gemacht werde. Freilih in Zeiten einer heftig erregten Leidenſchaft ter Maſſer, 
wie vornehmlih in oder unmittelbar nad einer Revolution oder während eine? 
Krieges, werben die Richter eher zu beftimmen fein, ein Schuldig auszufprehen 
und die ſchwere Strafe zu verhängen. Aber auch dieſe Ausnahme ſpricht wit 
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für bie Regel, denn in ihr haben der Haß und die Rache der Parteien eine lau⸗ 
tere Stimme als vie politiiche Gerechtigkeit. In gewöhnlicher Zeit befteht mit 
Recht eine fehr flarle Scheu, bie erſten Männer des Staates als Verbrecher zu 
verurtheilen. Selbft wenn der Wunſch allgemein ift, fie ans dem Amt zu ver 
drängen, fo erfcheint ver friminaliftiihe Weg zu biefem Ziele den Meiſten wider⸗ 
wärtig und unpaflend. Man vermeidet alfo Lieber vie Anklage, oder wenn es doch 
bazu kommt, fo weiß man bie Verurtheilung zu verhindern. Die fheinbare Strenge 
ift daher in ver Regel eine leere Drohung, welche kaum vie Aengſtlichſten erfchredt, 
fühnere Naturen fpotten ihrer. 

In vielen Fällen der zweiten Klaſſe — Berfaffungsverlegung in gutem Glau⸗ 
ben — wird die richtige Folge lediglich darin beftehen, daß das VBerfaffungs- 
recht und die Berlegung desſelben durch das Gericht konſtatirt wird. Es be- 
darf dann feiner Strafe und überhaupt feiner für den Bellagten nachtheiligen 
Wirkungen. Es genügt, daß fein Verfahren als unftatthaft bezeichnet oder geradezu 
gemißbilligt und er für die Zukunft davor gewarnt wird, dasfelbe zu erneuern. 
Das Verfaſſungsrecht gelangt jo zu erwünfchter Neinigung und Klärung und zu 
erwünſchter Straft. 

Endlich ift die einfahe Entlaffung aus dem Amt, fet es mit dem DBer- 
bote einer fpäteren Wiederänftellung oder ohne basjelbe, mit oder ohne Penſions⸗ 
anfprüde, in ven melften ſchweren Fällen der britten Klaffe und felbft in vielen 
der erften Klafje die richtige politiſche Folge der begründet erkannten Anklage, bie 
Entlafiung ohne Ehrenkränkung, welde als, politiihe Maßregel im Intereffe des 
Staates für nöthig eradhtet wird. 

Werden Entfhärtgungsanfpräche mit ber Klage verbunden, fo iſt 
das Urtheil darüber den ordentlichen Civilgerichten vorbehalten. 

Damit die Wirkung eines verurtheilenden Spruchs nicht wieber durch ben 
Fürſten, für den ver Beklagte einftehen mußte, aufgehoben werben könne, iſt ge- 
wöhnlich verfafiungsgemäß beftimmt, daß das fürftliche Begnadigungsrecht nicht 
auf diefe Fälle angewendet werben dürfe. Dagegen machen es mit Recht mande 
Berfaflungen nad dem Borbilde der norbamerilanifhen möglich, daß der Pro- 
ceß fpäter auf Anregung des DVerurtheilten revidirt und er für bie Folge wieber 
für amtsfähig erklärt werden dürfe. 

Benjamin Constant, De la responsabilit6 des Ministres (euvre 1. 
381). Buddeus, die Minifterverantwortlichleit in europäiſchen Monarchieen. 
Leipzig 1833. R. v. Mohl, die Verantwortlichkeit der Miniſter in Einherrfchaf- 
ten mit Bolfsvertretung. Tübingen 1837. Mittermaier, Ausſchußbericht über 
ven Gefegesentwurf, die V. der Neichsminifter. Frankf. 1868. N. Bifchoff, 
Minifterverantwortlichkeit. Gießen 1859. Zöpfl, Deutſches Staater. IL. 8.402 f. 

Bluntfält. 

Verbrechen, |. Strafredt. 


Vereine und Verſammlungen. 


I, Berein im weiteren Sinne des Wortes nennt ber Sprachgebraud jede 
nad außen als Einheit auftretende freiwillige Verbindung mehrerer PBerfonen zu 
einem gemeinfomen Zwed. Die Vereinigten find phuflfche oder juriftifche Perfonen 
(Körperihaften, Staaten); der zweiten Klaffe gehören 3. B. vie Poſt- und Tele: 
graphenvereine der neueren Seit an. 

Der Berein tritt nad) außen als Einheit auf, und dies unterfcheidet ihn 
von ben loſeren Verbindungen, welche das bürgerliche Leben in großer Mannich⸗ 


48 * 
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faltigfett erzeugt, von ber Verbindung zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern zu ge 
meinfamer Produktion, von dem Zufanımentritt mehrerer Perfonen zu irgent ei: 
nem gemeinfamen Zwed, veren Verbindung mit dem Schluffe der Berfammins; 
erliicht. Jedes Vereinsmitglied trägt für die in der Bereinsverfammlung, we 
auch gegen fein eigenes Botum, gefaßten Beſchlüſſe die moralifcye und ftrafredt: 
liche Haftung und kann fich derfelben nur durd feinen Austritt entichlagen. wär 
bie Beſchlüſſe einer Berfammlung hingegen, deren Theilnehmer feine als Ber 
organifirte Einheit bilden, ift Niemand verantwortlid, fondern jeder Einzelne na 
für die von ihm geführte Stimme. Andererfeits unterſcheidet ſich der Berein ver 
der juriftiihen Berfon. Mehrere Staaten, mehrere Gemeinden fünnen fid fa: 
beftimmte Zwecke vereinigen; der Staat und die Gemeinve felbft aber fint nic 
ein Berein ihrer einzelnen Ungehörigen, fonbern eine von diefen unabhängig de— 
ſtehende Perſönlichkeit. Auch die Verbindung mehrerer Staaten fällt nicht met 
unter den Begriff des Vereins, wenn aus ihr eine neue politifche Perfünlidte: 
(Bundesftaat) hervorgeht. 

Der Berein ift ferner eine freiwillige Verbindung und dadurch von de 
amtlihen Kollegien unterfhieden, bie im Dienfte des Staates ober öffentlicher 
Körperfchaften thätig find, fei ed als Aemter im engeren Sinn oder als Organ: 
der Selbftverwaltung. Denn auch der Dienſt der legteren, 3. B. der bürgerliche 
Bezirfs- und Kreisräthe, der Gewerbe- und Handelskammern, beruht nicht an 
einer freiwilligen Leiftung, zu welcher fich diejenigen, bie dazu geneigt find, verei: 
nigen, fondern auf einer öffentlichen, nach gefegliher Anorbnung beftimmten Pa: 
fonen übertragenen Pflicht. 

Bereinigung der Kräfte ift auf einem weitunfaflenden Gebiete des materid- 
fen und geiftigen Lebens theild das wirkſamſte Förderungsmittel, theils bie ab 
folute Bedingung des Erfolges. Demgemäß find aud die mögliden Zwede ta 
Bereinsthätigfeit nur begrenzt nad der einen Seite durch das Bereich der reiz 
individuellen Entwidelung, nad der anderen durch den ausfhliehlihen Wirkung: 
treis jener, höheren und volllommneren Organe der menſchlichen Gemeinfchaft, di: 
unabhängig von der Willkür ver Einzelnen beftehen und ihre Aufgabe erfüllte: 
der Familie und Gemeinde, der Kirche und des Staates. Nach der wejentlihen 
Verſchiedenheit ihrer Zwecke gefonvert, zerfallen die Bereine in folgende Klafien: 

1. Bolitifhe Vereine und die ihnen gleich zu achtenden, die fib mit 
ven öffentlichen Angelegenheiten — des Staates, ber Kirche, ber Et 
meinde — beſchäftigen. Diefe Beſchäftigung ift zweifacher Art, je nachdem fe 
zum Zwede bat 

a) Belehrung Über die öffentlihen Angelegenheiten, politiſche Bildung te 
Mitglieder over auch der außerhalb des Vereins Stehenven; 

b) unmittelbare Einwirfung auf ven Gang der öffentliden Angelegente: 
ten. Hieher gehören die Vereine, die fi) den Zwed fegen, Aenderungen in te 
Verfafſung oder Verwaltung des Staates, der Kirche, der Gemeinde herkeizufit 
ren, zu einzelnen Maßregeln ver Geſetzgebung oder Berwaitung ben Anſtoß ; 
geben, oder tm Gegentheil ſolchen Aenderungen und Maßregeln entgegenzumirt:z 

2. Nihtpolitifhe Vereine Ihre Zwede find entweder 

a) dem Gebiete der öffentlichen Angelegenheiten völlig fremd, ober 

b) fie berühren dasſelbe — fei e8 in der Abfiht der Belehrung oder der 
Einwirkung (Ziffer 1). Neben ven dem Staat eigenthümlidhen, ihm allein zujz 
lenden Aufgaben-— Ausübung der Juſtiz- und Polizeigewalt, biplomatijche Ber 
tretung, Landesvertheidigung u. f. w. — zieht er in bad Bereich feiner Thäti, 
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feit, mit ober ohne Grund, auch andere Angelegenheiten, die nicht nothwenbig 
oder ihrem ganzen Umfange nad Staatsſachen find. Hieher gehört 3. B. die 
Sorge für den Unterricht, die Armenpflege. Hat der Staat ein folches Gebiet nicht 
feiner ausſchließlichen Thätigfeit vorbehalten, ſondern dem freien Wirken ber 
Staatsangehörigen noh Raum gelaffen, fo ift ein Berein, der fi innerhalb die⸗ 
fes freien Spielraumes bewegt, fein politifcher, denn er berührt nur das Gebiet 
der öffentlihen Angelegenheiten, ohne es wirklich zu betreten. Ein Verein, welcher 
bie Geſetzgebung oder Verwaltung in Betreff ber öffentlihen Armenpflege zu 
reformiren bemüht ft, muß zu den politifchen, derjenige dagegen, ber feinen Wir- 
kungskreis auf das Bereich der freien Privatwohlthätigkeit beſchränkt, zu ben 
nichtpolitiſchen Bereinen gezählt werden. Die richtige Ausſcheidung tft von prafti- 
ſcher Wichtigkeit, weil politifche Vereine einer anderen Behandlung unterliegen, 
als die nichtpolitifchen. 

Unter ben Iegteren find ferner diejenigen auszufdelben, vie ven ökonomiſchen 
Bortheil ihrer Mitglieder zum Zwed haben. Die unmittelbar auf VBermögens- 
erwerb gerichteten Verbindungen 1) nennt der Sprachgebraud vorzugsweife Ge- 
fellfchaften, läßt dagegen die Bezeihnung „Verein” in den Fällen zu, wo eine 
gemeinnügige Abficht vorausgefegt wird. („Krebitvereine, Borfhuß-, Spar-, Kon- 
fumvereine” u. f. w.) Der inneren Verſchiedenheit entſpricht es, daß die gefeh- 
lihen Beſtimmungen über Erwerbsgefellfhaften in vie Gewerbs⸗ und Eivilgefeg- 
gebung verwiefen find und bie neueren Vereinsgeſetze, die hauptſächlich den ſtaats⸗ 
polizeilichen Geſichtspunkt hervorheben, ſich nicht auf fie erfireden. Das Staats⸗ 
wörterbuch bat fie in den Artikeln „Afloctatton” 2) und „Geſellſchaft“ beiprochen. 

Ebenfo liegt e8 aber in ver Natur der Sache, wenn bie moderne Bereins- 
gefeßgebung mit dem Vereinsrechte zugleih das Verſammlungsrecht regelt. 
Der Verein ift kaum denkbar ohne die Berfammlungen feiner Mitglieder, bie nur 
ausnahmsweiſe durch ſchriftliche Berftändigung erfegt werben könnten. Zuweilen 
bildet die Verfammlung den Schwerpunft der BVereinsthätigleit, währen in an- 
deren Fällen das Wirken ver Vorſtände?) um fo mehr überwiegt, je feltener 
tie Plenar⸗ oder Bezirföverfammlungen der Mitglieder einberufen werben und je 
weiter fagungsgemäß ober thatfählih vie dem Borftand übertragene Wutorität 
reicht. Die freien Berfammlungen, tie nit auf der Örundlage einer Vereinsorga⸗ 
nifation ftattfinden, ftehen in vielem ven Bereinsverfammlungen gleih, werben 
auch von ber Geſetzgebung gleich behandelt. Die obige Klaffifilatton der Vereine, 
namentlih die Unterfcheidung zwiſchen politifhen und nichtpolitifhen, iſt auf 
Bereind- und freie Berfammlungen ebenfalls anwendbar ). 

In unferer Zeit begegnet man häufig einer Yorm der Affoclation, die zwi⸗ 
ihen Berein und freier Berfammlung vie Mitte hält. Hieher gehören in Deutfch- 
land die meiften Gelehrtenverfammlungen, die Handelstage, der alljährlih ftatt- 


1) Auch ihr Wirkungskreis berührt mitunter das Gebiet der öffentlichen Angelegenheiten 
(3. B. Eifenbabngefellfchaften in den Ländern, wo dad Syſtem der Staatsbahnen bee. jedoch 
nicht ausſchließlich angewendet wird). 

2) Nach einer weiteren Bedeutung des Wortes begreift man unter Aſſociation alle Arten 
von Bereinen und Berfammlungen, und in diefem Sinne wird der Ausdrud in der folgenden 
Darſte lung gebraudt. 


2) Mit dieſem Worte find bier die von der Plenarverſammlung eingeſetzten Organe über⸗ 


baupt bezeichnet. Bet volfländig entwidelter Organifation flehen gewöhnlich Vorſtand und 
Ausfchuß mit gefonderter Kompetenz neben einander. 
%) Ein politifcher Verein Tann auch nichtpolitifche Verfammlungen halten, und umgefehrt. 
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findende vollswirthichaftlihe Kongreß, die Juriftentage, Abgeorbnetentage, tie 
periobifhen Katholitenverfammlungen, die Organiſatiou der politifchen. Parteien ir 
einigen Ländern. Die ftattfindenden Verfammlungen find in den angeführten Fü. 
Ien nicht das Ergebniß einer Vereinsbildung, laſſen jevod einen von ben Theil: 
nehmern eingefesten Ausfhuß zurüd, welcher die näcfte Berfammlung beruft m 
andere formale Geſchäfte erlevigt, zuweilen aber auch mit der Vollmacht verichen 
ift, in der Zwiſchenzeit für die fahliden Interefien ver Verſammlung thätig x 
fein. Ie weiter diefe Vollmacht reicht, um fo näher fteht eine ſolche Organifaticı 
ber wirklichen Vereinsbildung; denn um fo mehr verſchwindet der wefentliche Unter- 
ſchied zwiſchen Vereinen und freien Verfammlungen, welcher darin Tiegt, daß bie 
erfteren eine ftetige, ununterbrochene, vie letteren nur eine intermittirende Wir: 
ſamkeit ausüben Tönnen. | 
Man hat angefangen, folde Verſammlungs⸗Ausſchüſſe felbft als Bereine 
zu behandeln und die Erfüllung ber in den Vereinsgeſetzen anfgeftellten Borjärii- 
ten von ihnen zu fordern d). Es wird fi indeß weiter unten ergeben, daß vieles 
Berlangen in feiner vollen Durchführung anf unerträgliche Konfequenzen binanslärft 

Alle Bereinsthätigfeit, deren Zwede nicht auf eine einzelne Dertlichkeit ke 
ſchränkt find, muß dahin fireben, erftens ſich über das ganze geographifche Gebie 
auszubehnen, für welches ber Vereinszwed Bebentung bat, und zweitens an jeden 
Bunte diefes Gebietes möglihft intenſiv zu wirken. Dies Tann auf breifad: 
MWeife erreicht werden: indem man das ganze Gebiet mit einer Anzahl einzelner 
Bereine bebedt, die in geregelter Verbindung ftehben und wo möglih von einm 
gemeinfamen Organ geleitet find; oder durch Gründung eines das ganze Gebiet 
umfaflenden Vereines mit örtlicher (provinzieller) Gliederung. Fehlt die letztere, ſe 
ift die Intenfivität der örtlichen Wirkſamkeit gefährbet. Oder endlich durch Berbin: 
bung der Bereinsorganifation mit freien Berfammlungen. Der beftehenve einzige 
Berein Tann in diefem Yal feine Zwecke dadurch zu erreihen ſuchen, baß er ter 
Anftoß zu örtlichen oder provinziellen Verfammlungen gibt, die nit Bereint: 
Berfammlungen find und deren Theilnehmer nit dem Berein angehören. Ueber 
die Zweckmäßigkeit des einen oder anberen Verfahrens 6) Täft fi felbftverftäntiid 
feine allgemeine Regel ausiprehen. Auf die Verfuhe der Geſetzgebung, jede der 
artige Berzweigung politifcher Vereine zu bintertreiben, fommen wir unten zuräd. 

II. Einen Einblid in die reihe Entwidlung und hohe Bebeutung bes mr 
dernen Bereinslebens gewährt die folgende Ueberſicht, die gleihmohl felbft im ihrm 
Hauptrubriken feinen Anfpruh auf Vollſtändigkeit macht. | 

Es beftehen in Dentfchland, zum Theil fehr weit verbreitet: 1. Politiſée 
Bereine. 2. Bildungsvereine: a) -für Verbreitung gemeinnügiger Kenntnif: 
und fittlihe Bildung (Vereine zur Errichtung von Bolfsbibliothefen, Arbeiterkil- 
dungs⸗, ©efellenvereine 2c.); b) für technifhe Fortbildung (Gewerbihulen, Zeicher⸗ 
ſchulen, Fabriffgulen zc.); c) für Lörperlihe Bildung (Turn, Schützen⸗, Ingend⸗ 
mwehrvereine 2c.). 3. Vereine zur Pflege des religiöfen und kirchlichen Leben! 





5) Der beim Beginn der fchleawig-hoffteiniichen Yewenung Ende 1863 von einer deutite 
Abgeordnetenverſammlung niederaelebte „„Sechdunddreiftaer- Ausſchuß“ murde von der Frankfuræ: 
Debörde für einen volitiſchen Verein erflärt. Man unterließ es aber, die Konfequenz zu ziehen 
und Boltzeibeamte au feinen Sitzungen abzuordnen. 

6) Das erfte Suftem bat beiſpielsweiſe neuerlich der jetzt erlofchene deutfche Reformverenn 
in Verbindung mit den großdeutfchen LZofalvereinen und der Sechsunddreißiger-Ausſchuß ink 
Verein aufaefaßt) In Verbindung mit den fchleßwiasholfteinifchen Vereinen angewendet; auf dem 
zweiten Syſtem berubt Pie Draanifation des deutſchen Nationalvereins; auf dem Dritten die ofrs 
erwähnte Partelotganifation in Bayern, Württemberg u. |. w. 
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(Proteftanten- und Katholttenvereine, Guſtav⸗Adolf⸗Verein, Miffionsvereine, freie Ge⸗ 
meinden zc.). 4. Zur Pflege der Wiffenjhaft und Kunft (Oelehrtenvereine al: 
ler Art, Kunft-, Muſik- und Gefangvereine zc.). 5. Zur Vertretung einzelner Stände, 
Derufstlaffen ꝛc. (Arbeiter, Lehrer-, Frauenjchugvereine, Advokaten⸗, Schrift- 
ftellervereine 2c.). 6. Zum Schutze des Lebens und Eigenthums (Feuerwehr- 
vereine). 7. Zur Förderung der Gewerbe und bed Handels (Gewerbvereine, 
Handelsvereine, land⸗ und forftwirthichaftlihe Vereine 2c.). 8. Oekonomiſche 
Vereine, die fi den Exrwerbsgejellfhaften nähern (Spar, Vorſchuß⸗, Konſum⸗ 
vereine, Berfiherungs- und Altersverſorgungsgeſellſchaften zc.). 9. Hülfsvereine 
(Armen-, Kranken und Srippenvereine, Vereine zur Pflege von Berwundeten und 
Inveliven, zur Berforgung entlafjener Sträflinge zc.). 10. Geſellige Bereine. 

Uebrigens ift der Vereinszweck nicht immer fo Mar beftimmt, daß er fih in 
eine biefer Klaſſen mit Sicherheit einreihen ließe; in anderen Fällen erftredt er 
fih anf mehrere Kiaffen, wie 3. B. die Schügen-, Zurn- und Öefangvereine oft 
dem gefelligen Vergnügen mehr noch als ihrer eigentlihen Beftimmung zu bienen 
pflegen. Die religiöfen Bereine nähern fi den politifhen, wenn fie ragen ver 
Kirchenverfaffung oder der Gefeßgebung des Staates über kirchliche Angelegenhei« 
ten in ihren Wirkungskreis ziehen. Auch die Arbeitervereine reihen ſich den politi⸗ 
{hen an, wenn fie gefeglihe Maßregeln erftreben, welche vie Stellung des Arbei- 
terſtandes verbeſſern over deſſen Einfluß auf die Staatsorbnung erhöhen follen. 
(Allgemeines Stimmredt, Stantsunterftügung für Ürbeitergenofjenihaften. Vgl. 
den Art. „Soctalismus".) Dagegen flempeln theoretiſche Spekulationen über das 
Berhältniß von Staat und Kirche, Kapital und Arbeit u. f. w. ben Verein noch 
nicht zu einem politiihen. Daß Bereine, bie verfelben Kategorie angehören (3. B. 
bie politifhen und religiöfen), ihr Ziel nicht felten in entgegengefegter Richtung 
verfolgen, bringt vie Natur der Sade mit ſich. 

Wichtig ift das Vereinsleben für die gegenfeltige Stellung ver verfchiebenen 
Volksklaſſen. Es gibt Vereine, in welchen die Befonderheit einzelner Klafjen ihren 
richtigen oder falfhen Ausprud findet, und andere, in welchen ein gemeinfames 
Interefie das Gefonderte wieder zufammenführt. Ein Beifpiel der erften Art find 
die Arbeitervereine, die immer Gefahr laufen, bei ihren Mitgliedern das Bewußt⸗ 
fein des Oegenfages zu ven „befigenven Klaſſen“ einfeitig auszubilden, während 
doch fie felbft nur ein Bruchſtück ver Arbeiterbevölkerung vertreten, denn die Maſſe 
der landwirthſchaftlichen Arbeiter betheiligt fih nit an dieſen Bereinen. Die 
foctalen Gruppen find regelmäßig aud in den gefelligen Vereinen getrennt, fo 
daf jede größere Stabt neben einer von den „Honoratioren” befuchten Geſellſchaft 
ihren „Bürgerverein” und wo möglich ein Dienftbotenkafino befigt. Die Mir 
hung der Klaflen ift dagegen mehr oder weniger burchgeführt in den politifchen, 
den Turn⸗, Schüten- und Geſangvereinen, ausgenommen wenn ſich in den erfte- 
ven eine einzelne Gruppe zur Verfolgung befonderer Interefien abjchließt. Es gibt 
endlich Bereine, vie auf einem Batronatsverhältniß ver höher gebilbeten zu 
ben arbeitenden Klaffen beruhen ober doch aus einem folden entfprungen find, 
indem Angehörige ver erfleren fi an vie Spige von Vereinen geftellt Haben, \ 
welche die Bildung und materielle Wohlfahrt der Arbeiter zu fürbern beftimmt | 
find. Auf diefem Weg entftanden in Deutſchland viele der oben genannten Bil- 
dungs⸗, Gewerbe- und Btonomifchen Vereine”). — Jedes von ven hier charafte- 
7, Vgl. der Art. „Afforiation”. — Anders verhält fih die Sache bei den Hülfs vereinen, 
die von Angebörigen der bemittelten Klaſſen allein gebildet werben, während diejenigen, die Un⸗ 
terftügung bedürfen und genießen, außerhalb des Vereines ftehen. In den oben befprochenen Fäl⸗ 
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rifirten Verhältniſſen hat feine Berechtigung innerhalb gewiffer Grenzen und lam 
nachtheilig werben, wenn es dieſelben überfchreitet. Immer bietet jedoch das Bereins- 
leben eben fo viel Gelegenheit zur Ausgleihung wie zur Schärfung ver fociale 
Segenfäge, und gewährt den Vortheil, daß fi in ihm die wechjelfeitige Stel. 
fung der Volksklaſſen, wie fie thatſächlich ift, ungefälfcht fpiegelt. 

Es darf indeß nicht überfehen werden, daß dieß alles faft ausfchlieglih ven 
der ſtädtiſchen Bevölkerung gilt, daß Überhaupt ver Gedanke der Affoclation — 
und keineswegs nur der politifchen — bei der Land bevölkerung faum noch Win⸗ 
zel gefaßt bat. Es fehlt nicht an Ausnahmen, allein fie reihen felten über tie 
Umgebung größerer Städte und ſolche Gegenden hinaus, die durch befonbere Ber: 
höftniffe in Iebhaftere Berührung mit der Außenwelt gebracht werben. Je einfacher 
und rober die VBebürfnifie des Menfchen find, um fo leichter wirb ihm eine felbft- 
genügſame Vereinzelung. Erft allmählich führt die Zunahme und Beichleunigun; 
bes Verkehrs, die Nothwendigfeit, mit einem gefteigerten Aufwand geiftiger Kräfte 
ber gefteigerten Konfurrenz zu begegnen, bie Berbeflerung des Unterrichts, tas 
Aufhören der bureaukratiſchen Bevormundung, die Theilnahme an der Bezirkt- 
und Kreisverwaltung, am Schwur- und Scöffengeriht dahin, daß ber Gefichte⸗ 
freis der Landbevölkerung fich erweitert und ein Gemeinfinn erwedt wirb, melde 
das Vereinsleben nicht entbehren kann, un für bie wachſenden Bebärfniffe einer 
höheren Kultur Befriedigung zu finden. Die Zeiten der Bauernfriege, umb in 
manden Gegenden bie Treigniffe des Jahres 1848 haben übrigens gezeigt, daß 
ein unerträglih geworbener Drud aud ven veutihen Banernfland zur Bereini- 
gung feiner Kräfte aufftadheln Tann. 

III. Ein Schriftfteller, welder dag Vereinsweſen ausführliher, als dieß bie⸗ 
her gefchehen ift, behandelt — L. Stein im erften Band feiner „Berwaltungt- 
Iehre" (Leipzig, 1865) — hat folgende Theorie aufgeftellt. Der vollziehenben Gewalt, 
welcher die Berwirflihung des Staatswillens obliegt, ftehen zu biefem Zwede 
drei Organismen zu Gebot: 1. das Staatsamt, 2. die Selbftverwaltung (Lant- 
haften, Gemeinden, Stiftungen, Korporationen), 3. Vereine. „Das Bereins: 
weſen, fagt Stein, iſt bemnah ein Organismus in ber Verwaltung, tie 
bie Gemeinde und das Amt”. Bon diefem „wahren und einzigen Stanbpunft“ 
ausgehend, gelangt der Berfafler zu zwei Folgefäpen: 1. Ganz vom Uebel fint 
die politifchen Vereine, infoferne fie fi) zur Aufgabe maden, Aenderungen ter 
beftehenden Berfafiung herbeizuführen. Denn ber Verein hat ſich als Bermaltunge: 
organ nur mit Verwaltungsaufgaben zu befhäftigen und verliert feinen natärfi- 
hen Boden, ſobald er das Gebiet der Verfaflung betritt. 2. Dem Staat „muß 
das Recht zuftehen, darüber zu enticheiven, ob er den Verein als ein mitarkeiten- 
des Organ für feine Zwecke gebrauchen fann oder nicht.“ Jeder Verein bevarf 
aber der Regierungsgenehmigung®). Es verfteht fih, daß dieſe Genehmi- 
gung jederzeit zurücdgenommen werden fann und daß fie zurfdgenommen werben 
muß, fobald fi etwa in Yolge eines Miniſterwechſels die Anfihten der Regie 
rung über biefe ober jene Berwaltungsfrage- geändert haben. 

Der Staatögewalt wird biemit das unbegrenzte Recht eingeräumt, allet 
Vereinsleben zu unterbrüden; e8 wird Ihr die Pflicht anferlegt, keinen Verein wm 


fen find — wenn der Ausdrud erlaubt ft — Patrone und Alienten Mitglieder : Die erſteren 
bauptfächli in der Abfiht, bei der Drganifation und, Verwaltung uneigennügige Dienfte zu fei: 
ften, bieweilen au, um eine Mode mitzumachen oder Popularität zu ernten. 

2) ©. 226, 535, 539, 573, 618, 621 a. a. O. | 
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dulden, der in Verfaſſungs⸗ oder Berwaltungsangelegenheiten andere Anfihten als 
bie zeitwellige Regierung vertritt; jeber entwidelnve, fortbildende Einfluß, welchen 
da8 Vereinsleben auf den Staatögeift und feine Geftaltungen ausüben fann, wird 
grundfäglid abgefchnitten. Konfequenter Weife hätte Stein nod einen Schritt 
weiter gehen müffen. Warum follte nicht aud die Thätigkeit des einzelnen 
Privatmannes, in fo weit fie den öffentlichen Angelegenheiten zugewendet ift, 
vor allem vie Thätigkeit der Preffe, ebenfo in das Syſtem der Staatöverwal- 
tung eingereibt und venfelben VBeihränfungen unterwerfen werben? Aud von den 
Zeitungen, als „Organen der vollziehenden Gewalt“ , würde dann ber boppelte 
Grundfag gelten: 1. Ganz vom Uebel find die politifhen Zeitungen, infoferne 
fie fih mit der Aufgabe befhäftigen, Aenderungen ver beftehenden Berfafiung her⸗ 
- beizuführen. 2. Jede Zeitung bevarf, um ins Leben zu treten, ber Regierungs- 
genehmigung, und hört in dem Augenblid auf zu eriftiren, wo biefe Genehmigung 
zurüdgezogen wird. — Dan gelangt zu folden Ergebniffen, wenn man von bem 
faljhen Gedanken ausgeht, daß Organe des öffentlichen Lebens, vie vollfommen * 
unabhängig vom Willen des Staates entftanten find, gleihwohl ald Organe 
ber Staatsgewalt zu betrachten feien. Neben ven Leiftungen, bie der Einzelne dem 
Staat ſchuldet, neben feiner berufsmäßigen Wirkſamkeit in den Yemtern der Staats⸗ 
und GSelbftverwaltung, den Wahlfollegien, ven Bertretungslörpern und dem Heer, 
fol ihm die Möglichkeit einer freien, gleihfalls den Intereflen des Gemein- 
weſens zugefehrten, aber nicht im Dienfte vesfelben ſtehenden Thätigkeit unver- 
fümmert fein. Aflociation und Preffe find die wichtigften Formen, in welden biefe 
fih äußert und e8 heißt das Weſen beider verneinen, wenn man fie zu Werk⸗ 
zeugen ber Staatsgewalt ftempelt. 

Wohl aber Hat das Aſſociationsrecht wie bad Recht der Prefie feine beftimm- 
ten Grenzen, deren Ueberfchreitung vie Staatsgewalt nicht dulden darf. Es iſt vor 
allem feflzuhalten, daß das Recht ver Bereine und Berfammlungen dem -Staate 
gegenüber nicht weiter reihen kann, als das Recht der Inbivipuen. Jede Hand⸗ 
lung, die, von einem Einzelnen begangen, dem Etrafgefege verfällt, ift ebenfo oder 
(als Komplott) in noch höherem Grabe firafbar, wenn fle von einer Verbindung 
Mehrerer ausgeht. Es iſt unftatihaft, daß Affoctationen bei der Wahl ihrer 
Zwede oder Mittel in das ausfchlieklihe Gebiet des Staates oder ber Ger 
meinbe eingreifen. Ste können fih nicht anmafen, Alte ver Geſetzgebung, der 
Regierung oder Verwaltung audzuüber oder zum Vollzug ihrer rechtmäßigen Be- 
fchlüffe Zwangsmittel anzumenten, vie nur der öffentlichen Autorität zuftehen. 
Unzuläffig ift daher aud jeder Berfuch, durch bewaffnetes Auftreten oder durch 
Maflendemonftrationen, die eine Bedrohung mit phyſiſcher Gewalt in fi ſchließen 9), 
anf die Regierung ober eine Gegenpartei zu wirken. 

Bei der Klaffififation der Vereine (oben Ziffer I, 2) tft darauf bingewie- 
fen worden, daß vie Thätigfeit des Staates fib über ihren eigenthümlichen und 
ausfhlieglihen Wirkungskreis hinaus auch auf Angelegenheiten erftredt, bie ihrer 
Natur nah nicht notwendig Staatsfadhen find. Es kann beifpielsweife das Unter- 
richts⸗,, da8 Armen, das Eifenbahnmwefen in größerem oder geringerem Umfang 
entweder vom Staat (der Gemeinde) übernommen, oder der kirchlichen Türforge, 
der Privatmohlthätigkett, der Privatinvuftrie überlaffen fein. Je nachdem nun ber 


9) Died muß nad) den Imftänden bes einzelnen Falles beurtheift werden. Daß eine Partei 
die nme ji Stärke ihrer Angehörigen durch Maſſenverſammlungen darzutbun fucht, ift keines⸗ 
wegs firafbar. 
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einzelne Stant die Grenzen feiner Aufgabe enger ober weiter gezogen hat, ift auf 
das Gebiet der Vereinsthätigkeit verfchieven begrenzt. Ueberall aber, wo fi Staat 
(Gemeinde) und Berein in eine Aufgabe theilen, ift es wünſchenswerth und oft 
unerläßlid, daß Staats⸗ und Bereinsbehörben in mechfelfeitiger Uebereinftimmunz 
handeln. Während des amerifanifhen Seceffionsfrieges haben die auf beiden Sei- 
ten gebildeten, mit enormen Mütteln ausgerüfteten PBrivatvereine zur Unterflügung 
der im Felde ftehenden Truppen, ver Verwundeten und Kranken, im höchſten Grat: 
fegensreih dadurch gewirkt, daß fie mit den Militärbehörden eine forgfältig orga- 
nifirte Verbindung unterhielten. Diefe wechfelfeitigen Beziehungen berzuftellen, ift 
in allen ähnlichen Yällen (3. B. in dem Verhältniß der amtlichen zur freiwilligen 
Urmenpflege) eine eben fo dringende Pfliht der Staats- und Gemeindebehörten, 
wie ber Vereine felbft. Nur Tann ven erfteren nicht zugemutbhet werden, einem 
Berein ihre pofitive Unterftügung zu gewähren, deſſen Zwed fie nach gewiſſen⸗ 
bafter Prüfung nicht billigen oder deſſen innere Einrihtung ihnen durchaus ver: 
* fehlt erfcheint. 

IV. Die unentwidelte Staatsordnung des Mittelalters fette eine Ergänzung 
durd freie Afiociation der Einzelnen vielfadh voraus, legte berfelben auch fein 
gejeglihes Hinderniß in den Weg. Die Reichsgeſetze beſchränkten fid) darauf, gegen 
Berbindungen mit rechtswidrigen Zweden ihre Vorkehrungen zu treffen. Im ber 
Ausbildung zu Korporatienen (vgl. den Art. „Körperfchaften und Genoſſenſchaften“) 
fanden die mittelalterlihen Einigungen jene Dauerhaftigfeit und Kraft, deren fie 
zur Erfüllung ihrer ftaatlihen Aufgabe beburften. 

Ein ganz veränderter Zuftand zeigt fi im 18. Jahrhundert. Die Staats- 
gewalt hat jet das natürliche Gebiet ihrer Wirkfamkeit nicht allein vollſtändig 
ausgefüllt, fondern in manchen Richtungen weit überfchritten. Sie hat die Autono⸗ 
mie und Gelbftverwaltung der Gemeinden und Körperfchaften zum größten Theil 
vernichtet, ſich felbft an deren Stelle geſetzt und übt über bie Unteribanen eine 
Bormundfhaft aus, die tief in die Verhältniſſe des Privatlebens hineingreift. Die 
Leitung ſowohl als die Beurtheilung ver Öffentlichen Angelegenheiten ift ausſchließ 
lih Sache der Staatsbureaufratie; Vereine und Berfammlungen mit politifcher 
Tendenz find demgemäß überhaupt nicht geduldet. Andere Verbindungen aber, tie 
irgend einen gemeinnügigen Zwed verfolgen, unterliegen mindeftens der obrigfeit- 
lihen Direltion. In einem großen Theile Deutſchlands rebucirt fi das ganze 
Bereinsreht auf den einfahen Sag: „geheime Vereine find flrafbar, alle übrigen 
bebärfen der Ianvesherrlihen Genehmigung”. Diefe aber wird politifchen Vereinen 
grundfäglich nicht ertheilt, anderen nur auf Ruf und Widerruf, wenn ihre Harm⸗ 
lofigteit außer Zweifel geftellt iſt, Im preußifhen Landrechte findet fi) zwar tat 
Erfordernig der Genehmigung nit; allein es wirb richtig fein, wenn ein neue 
rer preußiſcher Schriftfteller die Liberalen Beftimmungen dieſes Geſetzbuchs darans 
erflärt, daß die ganze Materie unter den damaligen Verhältniſſen ohne praktiſche 
Bedeutung geweſen jet. Es bedurfte keiner firengen Gefeggebung, um ven Trieb 
der Selbfithätigfeit nieberzubalten, der im Bolt ohnehin nahezu erlofhen war unt 
erft unter dem Drude der Fremdherrſchaft kräftig wieder auflebte. Den rigoröfe 
ften Anordnungen und Maßregeln begegnet man dagegen in Bayern, wo befen- 
ders der Illuminatenorpden (f. deArt.) eine ſchwache Regierung beunrnbigte 

Als fpäter die Flamme der franzöfifhen Revolution nad Deutſchland heräber- 
Ichlug, erging auch in Preußen das Edikt vom 27. Oft. 1798, das alle auf 
Aenderungen in Berfafiung oder Verwaltung des Staates binzielenden Aſſociatio— 
nen verbot; ebenfo alle Berbinvdungen, deren Mitglieder fi) „unbelannten Obe 
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ren” zum Gehorfam verpflichteten, oder deren Zwed geheim gehalten over mit 
„myſtiſchen Formen“ umfleivet wurbe. Die letztere Beftimmung traf zunächft ben 
Greimaurerorden (f. d. Art.), deſſen vollſtändige Aufhebung gleihwohl felbft 
damals in Preußen nicht erfolgt ift, wie ihn überhaupt die deutſchen Regierungen, 
auch in den reaftionärften Zeiten, immer mit Schonung behandelt haben. 

In Frankreich hatte die Gefepgebung der Revolutionszeit das Affociations- 
recht ausdrücklich anerkannt und in Biejenige Formel gebracht, die dann and andere 
Geſetzgebungen, zulegt die deutſchen Grundrechte und zum Theil die Vereinsgeſetze 
deutſcher Staaten fi) aneigneten. Gleichzeitig hatten vie Klubs in Paris und den Pro- 
vinzen das abfchredenpfte Beiſpiel von der Anwendung dieſes Rechtes gegeben. Doch 
wird Fein verfländiger Menſch behaupten, daß man bie Gräuel, weldhe ven luft⸗ 
reinigenden Sturm ber franzöflihen Revolution begleitet haben, durch ein ber 
ſchränkendes Afiociationsgefeg hätte abwenden können. Es wäre feine Macht da 
gewefen, um das Geſetz zu vollziehen. Aus dieſem runde bat überhaupt 
bie behntfamfte Bereins- und Prefgefepgebung kaum jemals ven Ausbruch ober 
Fortgang einer revolutionären Umwälzung gehindert. Eher kann dieß die Wir- 
tung liberaler Geſetze fein; denn je ungebunvener ſich die Unzufrievenheit zu 
äußern vermag, um fo eindringliher ergeht an vie Regierungen bie Mahnung, 
noch zu rechter Zeit entweder ein unhaltbares Syſtem zu ändern, oder ihre Wi⸗ 
berftandsmittel zu fammeln. — Unter dem Katferreih konnte das Aſſociationsrecht 
nicht beftehen: der code penal madıte alle Verbindungen, politiſche und nichtpoli⸗ 
tifhe, wenn fie mehr als 20 Berfonen zählten, von der Regterungsgenehmigung 
abhängig. Aber auch die Reftauration und die Julimonarchie hielten dieſes Gefeg 
aufrecht, und als fi in ben breikiger Jahren revolutionäre Geſellſchaften bilbe- 
ten, die aus einer Menge von Seftionen, jeve weniger ald 20 Mitgliever zäh⸗ 
Iend, zufammengefegt waren, traf ein Geſetz vom 10. April 1834 noch ſchärfere 
Beftimmungen, Die Republik Ichaffte dieſe Borfchriften ab; ein Dekret vom 25. März 
1852 fegte fie wieder in Wirkſamkeit und bie kaiſerliche Polizei verfteht es, für 
ihre Beobachtung zu forgen. 

In Italien wie in Frankreich bat man burd die Unterbrüdung bes öffent» 
lichen Vereinslebens weder vie geheimen Verſchwörungen noch die periobifchen re- 
volutionären Erfhütterungen zu hindern vermocht. Auf die langjährige Thätigkeit 
der Carbonart folgten bier die mazziniftifhen Komplotte und da8 „Junge Ita- 
lien“. Der von Cavour geleiteten nationalen Erhebung biente ber italieniſche Na⸗ 
tionalverein als wirffames Organ. 

Die umfaflenpfte Ausübung des Vereins- und Berfammlungsrecdhtes auf politi= 
fhem Gebiet bat feit ver Mitte des 18. Jahrhunderts in England ftattgefunden 19), 
Bor allem die radikalen und vie liberalen Parteien bevienten ſich feiner, um ihre 
Plane durchzufegen. Eine mit eben fo viel Ausdauer als Energie betriebene Agi⸗ 
tation bat auf diefem Weg, zum Theil allerdings erft nad langen Jahren, bie 
beveutenbften Reformen erwirtt. So die Abſchaffung der Sklaverei und bes Skla⸗ 
venhanvels, die Katholitenemancipation, die erfte PBarlamentsreform, die Abſchaf⸗ 
fung der Korngefege. Aber auch konfervativen und reaktionären Beftrebungen bat 
pie Affoctation als Mittel gedient. Als in ven neunziger Jahren eine Konfpira- 
tion eraltirter Köpfe das friebliebende Bürgerthum in Schreden verfegte, entfland 
der Berein „zum Schuge von Freiheit und Eigenthum gegen Republifaner und 


19) Bol. May, Die Verfaſſungsgeſchichte Englands feit der Thronbefleigung Georgs III, 
überfeßt von Oppenheim. Bd. 11. S. 102—219, 
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Steihmader", der Bald im ganzen Lande Nahahmung fand und die Aufgabe 
übernahm, den Behörden mit der Denunciation ftaatsverrätherifher Schriften und 
Neven an bie Hand zu gehen. Zur reichliden Belohnung der Denunclation wur⸗ 
den Gelder gefammelt, jedes unvorfichtige Wort, das im Klub ober der Schenke 
gefallen war, Hinterbradhte man den Behörten. Ein ähnlicher Verein war im 
Jahr 1821 beftrebt, den reaftionären Eifer der damaligen Regierung zu fpornen. 
Hinlänglih befannt iſt auch vie Thätigkeit der Drangelogen, welche ven Yanatis- 
mus der proteftantifhen Bevölkerung gegen die Maßregel der Katholitenemancipa- 
tion aufhegten. 

Die Agitation nimmt in England, fobald es ihr gelungen if, fi ker Maf- 
fen zu bemädtigen, einen Maßſtab an, den andere Länder nicht kennen. Enorme 
Geldſummen werben für ihre Zwecke verwendet und Verfammlungen von 150,000 
Menſchen, Petitionen an das Parlament mit 11/, Millionen Unterfohriften fint 
nichts Unerbdrtes. Auch wurde vie Ausübung des politifhen Rechtes nicht felten 
dur grobe Ausſchweifungen und Verbrechen gefchändet oder zu dem Verſuche 
mißbraudt, Regierung und Parlament durch Bedrohung mit phyſiſcher Gewalt 
einzufhüdtern. Aber niemals haben ſolche Unternehmungen einen nachhaltigen 
verberblihen Einfluß auf vie Geſetzgebung und Leitung des Staates zu üben ver: 
mocht, niemals hat fih die Staatsgewalt unter dem Drud öffentliher Kundge⸗ 
bungen zu einer Maßregel von Beveutung entfchloffen, die nicht in ber Folgezeit 
als eine wahre Berbefferung der öffentlichen Inftitutionen anerfannt worden wäre. 
Die iriſche Nepealbewegung, bie Ehartiftenbewegung, fo brohend fie aufgetreten 
find, fohelterten an dem Widerſtande bes Parlaments und ber Megierung, weil 
fih diefer Widerftand auf den Bolfsgeift ftügte. Ueber die Neformbill von 1832, 
die nur daburd erreicht worden tft, daß bie Mehrheit des Oberhaufes ſich einer 
ftürmifchen Agitation endlich fügen mußte, fagt Th. May: „Spätere Erfahrum- 
gen haben den Beweis geliefert, daß die Durchſetzung jener volksbeliebten Maß— 
regel nicht allein dem gefährliben Drude des Radikalismus gelang, fonbern daß 
andere nit minder wefentlihe Umftände mitwirken mußten: die innere Bered- 
tigung der Mafregel, die Vereinigung der Mittelffaffen mit dem Arbeiterſtande 
unter der Leitung ihrer natürlichen Führer und die Unterſtützung einer ftarfen 
Partei im Parlament, der nicht allein in einem Haufe die Mehrheit gehörte, 
die vielmehr auch im anderen eine ſtarke Minderheit bildete.” 

Die Torypartei war immer, fo oft fie das Staatsruber führte, bereit, dem 
Affoctationsreht, das von ihren Gegnern häufiger und wirffamer ala von ihren 
Freunden geübt wurde, Zügel anzulegen. Eine Reihe von Parlamentsaften aus 
tem 18. und 19. Jahrhundert (bis zur Zeit der Reformbill) verfügt ſolche Be- 
ihränfungen, die meift durch einen vorliegenden Fall veranlaßt waren und nur 
für beftimmte Friften Geltung hatten. Mit befonderem Eifer fuchte man der Af— 
filtation ber Vereine zu begegnen. Zwei unter Georg IIT. erlaffene Geſetze 
(39 cap. 17 sect. 2 und 57 cap. 19 sect. 25), die 1832 neuerdings einge 
ſchärft wurden, zeichnen fi burch die Sorgfalt aus, mit meldyer fie jeder mäg- 
lihen Form der Affilietion den Weg zu verlegen fuchen. Allein dieſe Formen 
find unerſchöpflich. 

In Breußen wurde die Herrfchaft der Kabinetsordre von 1798 burd bie 
Krifis unterbrochen, welche diefen Staat zu Anfang des neuen Jahrhunderts tem 
Untergang nahe bradıte. Es würde doc nicht thunlich gemwefen fein, über die Stifter 
des Tugendbundes, veflen Thätigkeit ven Sturz der Fremdherrſchaft vorberei- 
ten follte, jener Kabinetsorbre gemäß eine zehnjährige Feſtungsſtrafe zu verhän- 
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gen. Nachdem aber das Ziel erreicht war, wurde alsbald (1816) vie ftrengfte 
Beobachtung der früheren Vorſchriften eingejhärft. In den zwanziger Jahren ga- 
ben die Spuren politifcher Konjpirationen, die an den Univerfitäten (f. vielen 
Art.) entvedt wurden, der preußifhen und anderen Bunvesregierungen Anlaß, be- 
ſonders gegen die Burſchenſchaft ſchonungslos einzuſchreiten. Die Einführung 
des Nepräfentativfpftems in ben deutſchen Mittel- und Kleinftaaten blieb 
ohne Einfluß auf dad Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht; ein bayeriſches Nejkript 
vom Jahr 1832 erklärte vielmehr den Tonftitutionellen Staatöbürgern, daß dieſes 
Recht mit der neuen Staatsform wo möglich nody weniger als mit der alten ab» 
ſolutiſtiſchen verträglich fet, denn leicht könnten vie Vereine ſich einen kränkenden 
. Eingriff in ven Wirkungsfreis der Bolfsvertretung erlauben! Veranlaßt war biefe 
Ordonnanz, welche die Verordnungen des vorigen Jahrhundertd erneuerte, ſowie 
der gleichzeitige Bundesbeſchluß vom 5. Juli 1832, durch bie deutſchen Nad= 
Hänge ber franzöflfhen Sulirevolutien. In dem Bundesbeſchluß, ver feinerfeits 
aus den berüchtigten Wiener Diinifteriallonferenzen hervorging, wurden alle polt« 
tiſchen Vereine für unzuläffig und ftrafbar erklärt, ebenfo öffentlihe Reden poli⸗ 
tiichen Inhalts, d. b. alfo alle politifhen Berfammlungen. 

Das Iahr 1848 führte auch auf dieſem Gebiet eine neue Wendung herbei. 
Zuerft wurde, unter ftillfehweigender Duldung der Behörden, das Aſſociationsrecht 
überall thatfächlich geübt, dann durch vie deutfchen Grundrechte feftgeftellt und in 
den einzelnen Landesgeſetzen anerfannt, zugleich aber mit den Vorbehalten, bie 
man für nöthig hielt, umgeben. Die Zaflung ver Grundrechte (Art. 8) lautet: 
„1. Die Deutfhen haben pas Recht, fich friedlich und ohne Waffen zu verfammeln; 
einer bejonderen Erlaubniß dazu bedarf e8 nicht. 2. Vollsverfammlungen unter 
freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die äffentlihe Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 3. Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. 
Diejes Recht fol dur feine vorbeugende Maßregel befchränft werden. 4. Dieſe 
Beftimmungen finden auf das Heer und die Kriegsflotte Anwendung, inſoweit vie 
milttäriihen Disciplinarvorfchriften nicht entgegenftehen.“ 

Nun erft war eine kräftige Entwidelung des Vereinslebens in Deutſchland 
möglid. Das bisherige Syſtem hatte nicht nur die eigentlich politifchen Verbin- 
dungen im Keime erftit oder in geheime Konfpirationen verwandelt, fondern auch 
bem Aufblühen aller der Bereine, die jet, den mannigfachften gemeinnügigen 
Zweden dienend, ein mächtiger Hebel ver Bildung und des Wohlftandes geworben 
find, die äußerften Schwierigkeiten bereitet. Denn jeder Verein diefer Art bepurfte 
in dem größten Theile Deutfhlands einer ſtets widerruflichen polizeilichen Gut— 
heißung und unterlag ver Leitung und fortwährenden Cinmifhung der Bureau⸗ 
fratie. Dadurd aber wurden in hunbert Fällen die beften Abfihten vereitelt und 
bie beften Männer von der Betheiligung zurüdgefchredt. 

Das Jahrzehnt der Reaktion, das den Bewegungsjahren folgte, ließ auch 
unjer Gebiet nicht unberührt, vermochte aber doch den rechtlofen vormärzlichen 
Zuftand nicht wieder herzuftellen. Nur in Defterreih ift dieß gefchehen durch ein 
N noch geltendes Gejeg vom November 1852, das diejenigen Vereine, deren 

weck „in ben Bereich ver Geſetzgebung oder öffentlichen Verwaltung fällt", ohne 
weiteres für unzuläffig erklärt und alle anderen von der polizeilichen Bewilligung 
abhängig macht. In demjelben Geifte ift ein Bundesbeſchluß vom Jahr 1854 ab» 
gefaßt, der jedoch in Preußen und Bayern nicht verfündigt, auch in anderen Bun⸗ 
beöftanten, durch die Landesgeſetzgebung oder die Praxis, wenigftens ermäßigt wurde. 

Es wäre die Aufgabe einer umfafjenderen Darftellung, den Aufſchwung nad): 


a : 0 DE 
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zuweifen, welchen das Afiociattonswefen in Deutſchland feit 18 Jahren nach allen 
Nichtungen des politifchen, wirthſchaftlichen und Kulturlebens genommen bat. Diefe 
Darftelung würde zugleih erkennen laſſen, wie wichtig neben ber 2oderung ber 
polizetlihen Feſſeln die feither eingetretene Vervollkommnung ver Berfehrsmittel 
geworben ift. Wir müffeh uns indeß auf einige Andentungen über die Wirkfan- 
feit der politiſchen Aflociationen bejchränten. Die Vereine und Berfammlungen, 
mit welchen ſich Deutſchland im März 1848 bebedte, haben unläugbar viel leeres 
Stroh gedroſchen; demungeachtet waren ihre Beftrebungen keineswegs unfrudptbar. 
Bon ihnen find die Reformprogramme auögegangen, die dann in der Gefeggebung 
ver Einzelftaaten mehr oder weniger zur Verwirklichung gelangten. Die Einfüh- 
rung der Repräfentativverfaffung in Preußen und in Oefterreih, wo fie allerdings . 
fehr bald wieder einem reaftionären Umſchlag weihen mußte, die Einführung bes 
Schwurgerihtes, der Deffentlihkeit und Mündlichkeit im gerichtlihen Verfahren, 
die Ablöfung der Grundlaſten, die Befreiung der Preſſe und die Anerfennung des 
Aſſociationsrechtes ſelbſt — dieſe und andere Errungenfhaften der Märzbewe- 
gung würden durch die Preſſe und die Volksvertretungen allein nicht gewonnen 
worden fein. Es mußten die nachdrücklichen Kundgebungen der Wähler- und Bolls- 
verfammiungen hinzulommen, um ven Reformforderungen eine energiſche Bertre- 
tung in den Kammern zu fihern und das Widerftreben der Regierungen zu bre 
hen. Die Erfahrung lehrt, daß in Staaten, welde die fonftitutionelle Berfaflung 
befigen oder für fie reif find, große und eingreifende Neuerungen überhaupt fehr 
jelten zu Stande fommen, ohne durch bie Thätigkeit der Preffe, der Vereine und 
Berfammlungen vorbereitet zu fein. Die Kraft, aus ver Theorie ins Leben über- 
zugeben, erlangt ein politifher Gedanke nicht Leicht, bevor diefe Organe ber öf- 
fentlihen Meinung ihn zu dem ihrigen gemacht und dadurch ber ihn vertretenden 
parlamentariſchen Partei die Stärke verliehen haben, die den Sieg bebingt. 

Der in dem damaligen Vereinsleben ausgeprägte Gegenfag der „demokrati⸗ 
ſchen“ und „tonftitutionellen” Richtung Hatte zur nächſten Yolge das Scheitern 
der Einheitsbeftrebungen: bie Gegner verfelben benüsten viefen Zwieſpalt und 
bie Impotenz der preußiichen Politik, um die Arbeit des Frankfurter Parlaments 
zu vereiteln. Gleihwehl find die Refultate des Jahres 1866 auf der Grundlage 
von 1848 erwachſen. Der nun folgenden Zeit gehören bie reaktionären „Treu- 
bünde“ in Preußen, Kurhefien u. ſ. w. an. Erft der Regierungswechſel in 
Preußen und der italtenifche Krieg ſetzten aud bie liberalen Parteien wieber in 
Bewegung. Es entftand der Nationalverein, mwelder, an pie Einheitsbeftrebungen 
von 1848 anfnüpfend, die Forderung einer fundamentalen Bundesreform auf- 
ftellte, diefe Reform zum Gegenſtand eines alle anderen politiſchen Intereflen zu- 
rüdprängenden Meinungskampfes in ganz Deutfchland madte und die dem preußi- 
ihen Staate durch die gefchichtlihe Entwidelung zugewiefene Aufgabe nicht mehr 
in Bergefienbeit gerathen ließ. Diefelbe Richtung verfolgte der in Weimar ge— 
gründete Abgeorpnetentag: ber erfte Verfuh, die gleichgefinnten Mitglieder 
der einzelnen Lanbeövertretungen zur Verſtändigung Über ein gemeinfames Han- 
deln zu fammeln. Nach langem Zögern organifirte fih auf Turze Zeit auch bie 
aus den mannigfadhften Elementen zufammengefegte Gegenpartei in dem Deut⸗ 
hen Reformverein und einer Anzahl von lokalen Großdeutſchen Vereinen. 
Es läßt ſich nicht verfennen, daß die Agitation des Nationalvereins einen mitbe- 
ſtimmenden Einfluß auf den Gang ver preußifchen Politif im Jahr 1866 geüßt 
bat. Nur war diefer Erfolg ein ebenfo einfeitiger, wie vor 18 Jahren der Er- 
folg der damaligen Bewegung. Im Jahr 1848 machte tie Freiheit einen Schritt 
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vorwärts, fcheiterte Dagegen die Sade ver Einheit; das Jahr 1866 bezeichnet im 
Gegentheil, ohne die Sache der Freiheit gefördert zu haben, einen mächtigen Yort- 
fhritt auf dem Wege zur Einheit. 

Auch die fehleswig-holfteinifche Krifis gab in Deutſchland — hier wie überall 
Deutfg-Defterreih ausgenommen — Anlaß zu einer ausgevehnten Hebung des 
Affociationsredhtes. Eine von Angehörigen aller Parteien beſchickte Abgeorbneten- 
verfammlung, deren fländiger Ausſchuß und hunderte von örtlichen, Bezirks⸗ und 
Provinzialvereinen machten die Befreiung der Herzogthümer vom däniſchen Joch 
zu ihrem gemeinfamen Lofungswort. Diefe Kundgebungen, auch wenn fie nidt 
dazu beigetragen hätten, den Entihluß zur Kriegführung gegen Dänemark in 
Berlin zur Reife zu bringen, waren jedenfalls dem Auslande gegenüber von Bes 
deutung, indem fie außer Zweifel ftellten, daß der Krieg ein nationales Anliegen 
fei und daß eine feinbfelige Einmiſchung zu Ounften Dänemarks ganz Deutfdh- 
land unter die Waffen rufen würde. Nach glüdliher Beendigung des Krieges 
richtete ſich dieſe Bewegung mit ſehr abgeſchwächter Kraft und ohne Erfolg gegen 
die preußifche Annerionspolitif. 

Neben den bier angeführten, durch allgemeine nationale Intereffen hervorge- 
rufenen Bereinsbildungen fteht die Drganifation ver Parteien in den einzelnen 
beutfhen Ländern, deren Gegenftand zum Theil viefelben Angelegenheiten, 
zum Theil die befonderen Lanbesinterefjen find. Ihre Entwidelung und Thätigkeit 
ift zu ungleihartig und mannigfad, als daß es möglidy wäre hier des Näheren 
baranf einzugehen. Im ganzen zeigt ein Rüdblid auf die legten Jahrzehnte, daß 
bie Aſſociation im eigentlihen Deutſchland feit 1848 zum regelmäßigen Begleiter 
oder Vorläufer jeder politifhen Wendung, zu einem organifhen Beftandtheil des 
öffentlichen Lebens geworben ift. Diefen Zuftand, welcher überall eintritt, wo Pas 
Selbſtbewußtſein des Volkes einen gewiſſen Grad erreicht hat, könnte nur die ge— 
waltfamfte Reaktion vorübergehend wieder aufheben. ‘Die bisherigen praftifhen Er- 
folge der Vereinspolitik dürfen nicht überfhägt, aber aud nicht zu gering in An- 
ſchlag gebracht werden; man wird fie richtig fchägen, wenn man für einen Augen⸗ 
blid die gefammte Thätigkeit der politifhen Affociationen aus der Geſchichte der 
legten 18 Jahre ftreiht und fi dann die Frage vorlegt, ob in biefem Fall vie 
Ereigniſſe denfelben Verlauf genommen haben würden. 

Vorherrſchend, obwohl keineswegs ausfchließend, haben ſich die liberalen und 
rabifalen Parteien — bald verbunden, bald getrennt — ver Aflociation bebient; 
auf ihren Antheil fallen daher audy vorzugsweife vie Fehler ver Vereinspolitik. 
Zur richtigen Erfenntnig und Beurtheilung verfelben wäre es nöthig, das Partel- 
leben in feinem ganzen Umfang, alfo mit Inbegriff ver Thätigkeit in Randes- 
vertretung und Prefle zu betrachten. Man müßte ferner die Schwierigkeiten ins 
Auge fafen, weldhe dem veutfchen Liberalismus dadurch bereitet werden, daß feinen 
Führern bisher mit feltenen Ausnahmen ſowohl die Gelegenheit, fih in ben 
Staatsgejhäften praftifh zu üben, als die Ausfiht verfchloffen mar, ihre Pro⸗ 
gramme an der Spige der Regierung zu verwirklichen, womit die Gefahr einer 
einjeitig theoretiihen und idealiſtiſchen Richtung unzertrennlich verknüpft if. Man 
müßte endlich das Verhältniß der Parteien zu ihren Führern und die Gebunven- 
heit der legteren, deren einziges Machtmittel die öffentlihe Meinung iſt, gründ- 
licher unterfuchen, als e8 die beutfhe Publiziftit bis jet gethan bat. 

Unabhängig von folden Betrachtungen ft ver Fehler anzuerkennen, daß man 
in-bem Streben nad politiigem Einfluß die politiſche Bildung vernadläffigt. 
Man urtheilt nicht felten — in Bereinen und Bollsverfammlungen wie in der 
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Preſſe — über vie wichtigften ragen, ohne zuvor für ein richtiges Berſtändniß 
terjelben Sorge zu tragen. Zwar fann die Mafle des Volles niemals aus geiwiez- 
ten Politikern beftehen, überhaupt nidt aus Gebildeten. Wie wir aber gleichwohl 
beftändig darnach tradten, ein höheres Maß von allgemeiner Bildung und Ein- 
fiht in allen Klaflen zu verbreiten, jo muß aud die Anftrengung ber liberalen 
Parteien auf die Verbreitung politifcher Kenntnijle und bie dadurch bedingte Stei- 
gerung der politifchen Urtheilsfähigfeit gerichtet fein. Dafür ift in Deutſchland bie- 
ber viel zu wenig gefhehen. Je unwiſſender die Maffe, um fo leichter wird fie 
von feichten Schwägern überredet und von gewandten Demagozen mißbraudt. 
Diefe Sefahr darf jedoch den Gefeggeber nicht abhalten, vie freie Entwide: 
lung des Afiociationsiebens ‚zu gewährleiften. Jedes politifche Element, welchem 
die Kraft innewohnt, bedeutende Wirkungen im guten Sinne hervorzubringen, 
ift auch mit der Kraft zu ſchaden auögeftattet. Die Preſſe befigt dieſe Eigen- 
ſchaft im höchſten Grade, und man bat vennod immer mehr erfannt, daß es falſch 
wäre, fie unterbrüden oder reguliren zu wollen. Bon der Afjociation gilt basjelbe: 
für die Bortheile, die fle bietet, gibt e8 feinen Erjag, ihre Nachtheile überwindet 
ein gejunder Boltsgeift und eine tüchtige Regierung. Wo es an beidem fehlt, ra 
ift ein befriedigender Zuftend tes Staates Überhaupt unmöglid und man wird 
vergeblid) hoffen, durch Untervrüdung der Aflociationsfreiheit ihn berzuftellen. In 
Berbindung mit der Preßfreiheit und einer ehrlich durchgeführten Repräfentativ- 
verfaofjung gewährt das Vereins- und Verſammlungsrecht allen Richtungen dee 
öffentlichen Geiſtes die Möglichkeit, ſich kundzugeben, ihre Berechtigung geltend zu 
maden, ihre Kräfte zu meſſen. Seine Ausübung bietet zuglei der Regierung das 
Mittel, fi über die Urtheile und die Vorurtheile, tie Gefinnungen und die Leis 
denſchaften, die Klagen und Forderungen ver Bevölkerung verläjftg zu unterrichten. 
In einer lebhaft erregten Zeit gibt die Agitation ver Bereine und Berfammiungen 
dieſes Bild der Volksſtimmung vollftändiger und treuer, als es die Preffe allein zu 
thun im Stande ift: beide ergänzen und Eontroliren ſich wechjelfeitig. Jede Partei 
tritt bier in ihrem wahren Charakter, in ihrer Stärke oder Schwäde, ihrer Be 
deutung für die Geſammtheit heivor; der einigermaßen kundige Beobachter kann 
höchſtens auf kurze Zeit durch eine trügerifche Außenfeite getäufcht werden. Wenn 
nicht alle Parteien in gleicher Weife geneigt find, fi der Formen des Bereins- 
lebens für ihre Zwede zu bebienen, fo reizt doch, wie die Erfahrung lehrt, das 
Auftreten der einen die anderen, ihrem Beiſpiel zu folgen; für viejenigen aber, die 
beharrlich zurückbleiben, ift dann auch dieſe Scheu charakteriftiich. Daß pas Aſſe⸗ 
ciationsrecht dur die NRepräfentativverfaflung allein jo wenig wie durch bie 
Prefle entbehrli gemacht wird, ift fhon oben an dem Beiſpiel Englanps und 
der deutſchen Erfahrungen vom Jahr 1848 gezeigt worden. Die parlamentarifde 
Partei, die eine große politiihe Maßregel mit Erfolg vertreten oder bekämpfen 
will, muß der Zuftimmung und Untaftügung ihrer Geſinnungsgenoſſen, wie fie 
In den Berfammlungen und der Prefie fi) ausſpricht, verfichert fein. 
V. Sind diefe Anſchauungen richtig, fo ergibt fid daraus für bie ©efep: 
ebung eines ver abſolutiſtiſchen Regierungsform entwachfenen Staates der lei- 
tende Grundſatz, daß fie der politiihen wie der nichtpolitiſchen Aſſociation volle 
Vreiheit zu gewähren babe. Bon den wichtigeren deutſchen Gefeggebungen ſeit 
1848 ift diefer Grundfag im allgemeinen anerkannt, jevoch bezüglich der politifcyen 
Bereinigungen durch manche Klaufeln beſchränkt worben, bie zum Theil Billigung 
verbienen, zum Theil unmefentlich, zum Theil verwerflich erfcheinen. 
Es ift vor allem felbjtverftändlich und ſchon an einer früheren Stelle (Ziff. III) 
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hervorgehoben, daß vie allgemeinen Strafgeſetze auf die Thätigkeit ber Vereine 
und Berfaumlungen ebenfo Anwendung finden, wie auf vie Thätigkeit der Ein- 
zelnen. Wenn Vereine zum Zwed einer firafbaren Handlung gebildet, wenn in 
einer Berfammlung ſolche Handlungen vorgenommen ober vorbereitet werben, fo 
jhreitet die Strafjuftiz ein. Dieſe ftrafrechtlihen Fälle find kein Gegenftand ber 
befondern Geſetzgebung über Bereine und Berfammlungen. Die lettere pflegt 

a) für nichtpolttifhe Vereine, unter Vorbehalt der gewerbspolizeilichen 
und civilrechtlichen Beftimmungen, keine beſchränkenden Vorſchriften aufzuftellen. 

b) Bon den politifhen Vereinen fordert das preußiihe Geſetz vom 
11. Mär; 1850, das wir im Folgenden zu Grund legen: 1. daß fle ihre Satzun⸗ 
gen und ein Mitglieververzeichniß einreihen. Das Mitgliederverzeichniß iſt unnd- 
thig und kann leicht zu polizeilichen Verationen mißbraucht werden. 2. Sie dürfen 
Franensperfonen, Schüler und Lehrlinge (nach anderen Gefegen minderjährige Per- 
fonen) nit als Mitglieder aufnehmen. Diejes Verbot läßt ſich mit der Erwä⸗ 
gung begründen, daß das politifche Affociationsreht überhaupt als ein Ausfluß 
der vollen politifchen Rechtsfähigkeit erſcheint. Soll aber daraus zugleich die Noth⸗ 
wendigkeit eines Mitglieververzeichniffes, ver Kontrole wegen, abgeleitet worden, 
fo wäre darauf zu entgegnen, daß es genügt, wenn jene Perfonen von den Ber- 
fammiungen des Vereines ausgeſchloſſen find, was fih durch bie gefegmäßige 
Anweſenheit ver Polizeibeamten (Lit. d) kontroliren läßt. Auch würde die Aus- 
ſchließung des weiblihen Geſchlechtes beffer der Sitte anheimgeftellt werben, wenn 
fih irgendwo Frauenvereine für die politifhe Emancipation dieſes Geſchlechtes 
bilden wollen, fo gibt es keinen Grund, ein fo barmlofes Unternehmen geſetzlich 
zu verhindern. 3. Die politifchen Vereine dürfen nicht mit anderen Vereinen glei- 
her Urt zu gemeinfamen Zwecken in Berbindung treten. Wie leicht diefes Verbot 
zu umgeben fl, erhellt aus ver oben (Ziff. I) gegebenen Ueberſicht der verſchie⸗ 
denen Wlfociationsformen. Es ſcheint deshalb auch überflüffig, die Zweckmäßigkeit 
und Redtmäßigkeit des Verbotes, die ih nicht anerkennen Tann, einer näheren 
Prüfung zu unterwerfen. Fuͤr außerordentliche Fälle bleibt das Mittel der Spe- 
clalgefengebung. 4. Wegen Uebertretung der angeführten Borfhriften können bie 
Borfteher zu Geld» und Arrefiftrafen verurtheilt, die Vereine felbft proviſoriſch 
durch polizeilichen und definitiv durch richterlihen Ausſpruch gefchloffen werben. 
Auf die zweite Maßregel ift praftifch wenig Werth zu legen, weil ven Mitglie- 
dern die Gründung eines neuen Vereines jederzeit freifteht. 

e) Für VBerfammlungen, ohne Unterfchten ihres Zwedes, gilt die Bor 
ſchrift: 1. daß ihre Theilnehmer nicht bewaffnet erfcheinen dürfen, 2. daß Ver⸗ 
ſammlungen unter freiem Himmel an die Zuflimmung der Ortspolizeibehörbe 
gebunden find. Wenn man bie erfte Beſchränkung, die in der Negel nur die Ber- 
folgung ftrafbarer Zwede erſchweren wird, billigen muß, fo geht dagegen bie 
“ zweite offenbar zu weit. An vielen Orten können einigermaßen zahlreihe Berfammlun- 
gen, weil e8 an einem geräumigen Saale fehlt, überhaupt nur unter freiem Hims 
mel gehalten werben. Es iſt unzuläffig, politifche Kundgebungen, welche durch die 
Maffe der Theilnehmer wirken follen, von dem Belieben der Ortspolizei ober ber 
fie infpirirenden Oberbehörde abhängig zu machen. Der Gefahr für Ordnung und 
Sicherheit, von welcher das preußifche Geſetz fpricht, Tann dadurch hinlänglich bes 
gegnet werben, daß Zeit und Ort der Berfammlung mehrere Tage zuvor ange 
zeigt werben müſſen und fomit vie Polizeigewalt in den Stand gefegt iſt, ihre 
Vorkehrungen zu treffen. Man kann auch fordern, daß ſich anfäffige Perfonen für 
den gefeglihen Gang der Berfammlung moraliſch verbürgen. Selbfiverftännlich 
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find ferner bei der Wahl des Ortes die nöthigen Rückſichten auf ven öffentlichen 
Verkehr und auf die Schonung des Öffentlihen und Privateigenthums (Barten- 
anlagen, Einfriedigungen u. f. w.) zu nehmen. 

9) Für politifhe Berfammliungen ift vorgefhrieben: 1. daß Zeit und 
Ort derjelben (wenn nicht bei Bereinsverfammlungen beides ohnedies ſatzungs⸗ 
gemäß feftfteht) eine beftimmte Zeit zuvor ver Polizeibehörde anzuzeigen find, 
2. daß der Behörde dad Recht zufteht, Abgeordnete zu der Verfammlung zu fen- 
ben. Diefe Anorbuungen, welche das Berfammlungsredht, und in Verbindung mit 
dem oben unter b Angeführten zugleich das Vereinsrecht der Kontrole der Def- 
fentlichleit unterwerfen, find zu billigen, wenn fle richtig verfianden und wicht, 
wie es geſchehen tft, auf vertrauliche Privatbeſprechungen kleinerer Kreife ausge 
dehnt werden. Denn niemals kann die Einmiſchung ver Polizeigewalt in ſolche 
Beſprechungen geredtfertigt fein, foferne nicht etwa ber Thatbeſtand eines ben 
Strafgejegen verfallenden Komplottes vorliegt. Bon der Berfammlung muß alfo 
bie Zuſammenkunft unterſchieden werben. Die erftere fet eine größere Anzahl 
von Theilnehmern voraus und tft ihrer Natur nach auf das Licht der Oeffent⸗ 
lichkeit berechnet. Dem entſpricht auch der Gebrauch politiicher Vereine, zu ihren 
Derfammlungen Solche, die nicht Mitglieder find, oder doch Verichterftatter für bie 
Preſſe zuzulaffen. Wenn ver Geſetzgeber dieſe Deffentlichkelt zur Regel erhebt und 
bengemäß auch ben Beamten der Regierung den Zutritt fichert, fo handelt er 
nicht gegen bie Natur des Berfammlungsrechtes. Anvererjeit bat aber die ver- 
tranliche, nach außen fireng abgefchlofiene Privatbefprehung ebenfalls ihr legiti⸗ 
mes Gebiet, das der Geſetzgeber zu achten verpflichtet if. — Daraus ergibt fid 
auch der richtige Grundſatz für die Behandlung der Sigungen, in welden tie 
Ausſchüſſe eines politifchen Vereines ihre Gefchäfte erledigen. Nur vie Bereins- 
verfammlungen felbft, nicht diefe Sigungen dürfen ver polizeilichen Kontrole unter 
worfen werben. Dasjelbe gilt von denjenigen Ausihüffen, vie eine nicht zum Berein 
organifirte Verſammlung eingefegt bat, auch wenn dieſe Ausſchüſſe von den Be⸗ 
hörden als felbftändige Vereine angefehen und behandelt werben, 

Dem anwelenden Polizeibeamten tft 3. eine weitreichende Befugniß übertra- 
gen, die Derfammlung aufzuldfen. Diefe Befugniß erfheint unverfänglich, infomeit 
fie fih auf Fälle bezieht, wo eine Hare formale Vorſchrift Übertreten, z. B. tie 
vorgejchriebene Anzeige nicht erftattet wurde, fehr bedenklich dagegen, wenn fie fid 
auf jo vage Borausjegungen, wie die „Anreizung zu ftrafbaren Handlungen“ 
($. 5 des preuß. Gef.) erftredt. Was nicht geduldet werben kann, ift die Berath- 
ſchlagung Über Anträge, welche den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung oder 
die Aufforderung zu einer folden enthalten. Weigert fih bier der Borfigente, die 
Diskuffion abzuſchneiden, jo wirb den Abgeorbneten der Polizei die Befugniß zur 
Schließung zuftehen müffen, nachdem fie den Artikel des Strafgefeges, deſſen Ueber⸗ 
tretung von ihnen behauptet wird, angegeben haben. Es iſt jedoch möthig, daß 
eine richterlihe Entjcheidung über die Anwendbarkeit des Strafgefeges nachfolgt. 
Bezüglich anderer Uebertretungen, die in der Derfammlung vorgelommen find, ge 
nügt die nachträgliche richterliche Einfhreitung; denn das polizeiliche Schließen der 
Verſammlung läßt ſich als vorbeugende Maßregel nur rechtfertigen, wenn dadurch 
die Vollendung oder Fortfegung einer firafbaren Handlung noch verhintert 
wird; alle anderen Fälle gehören in das Bereich der gerichtlihen Repreifion. 

Wohl aber können BVorausfegungen eintreten, unter welden ber Polizei⸗ 
gewalt die Befugniß zuftehen muß, obgleih kein ftrafrechtlicher Thatbeſtand 
und felbft Feine „Anrelzung" zu firafbaren Handlungen vorliegt, aus politifcen 
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Gründen eine Berfammlung zu fchließen. Dan vente an ernfte Verwicklungen mit 
einer auswärtigen Macht, wo durch herausforbernde Demonftrationen die Erhal- 
tung bes Friedens leichtfertig gefährdet werben kann, ober an eingetretene Kriegs⸗ 
zeiten, oder an Zuflände der Nevolution und einer leidenſchaftlichen Erhigung ver 
Parteien. In ſolchen Zeiten vermögen die Worte eines einzigen Fanatikers Wir⸗ 
fungen zu entzünden, vie flr das ganze Land verberblich find. Allerdings Tann 
von der Rebnerbühne öffentlicher Berfammlungen auch das Loſungswort zu einer 
gerechten und nothwendigen Bolfserhebung ausgehen; dann aber fchweigen über⸗ 
haupt die Paragraphen der Polizeigefege. Bon dieſem Aeußerſten abgefehen, dür⸗ 
fen der Regierung die gefeglichen Mittel zur Abwendung einer drohenden Gefahr 
nit fehlen, nur darf auch ber Ermädtigung, bie für ſchwere und feltene Fälle 
unentbehrlich ift, nicht ein Umfang gegeben werben, daß fie der Reaktion gegen 
jede mißliebige oppofitionelle Kundgebung als Handhabe dient. Brater. 
. Vereinigte Staaten, ſ. den Nachtrag am Schluffe des Wertes, 
Berfafiung, |. Repräfentativverfaffung, Staatögewalten. 


Verhaftung. 


Auch außerhalb der Fälle einer vom Richter rechtskräftig erkannten, mit dem 
Derluft der Freiheit verbunvenen Strafe, fteht dem Staate die Befugniß zu, 
durch Verhaftung in den Rechtskreis des Einzelnen einzugreifen. Insbefondere 
gewähren alle neuern Gefegebungen ohne Ausnahme den Stantsbehörden das 
Recht der Verhaftung zu dem Zwecke, das Strafverfahren fiherzuftellen gegen 
eine von dem Schuldigen zu beforgende Vereitelung. Unter allen Berhaftungs- 
fällen ift die Unterfuhungshaft vie häufigfte und, politifch betrzchtet, wich» 
tigfte Veranlaſſung zur Beſchränkung der perfönlichen Freiheit. Es handelt fi 
dabei um einen Gegenſatz zwiſchen den erſt im Proceffe richterlich feftzuftellenven 
Anſprüchen auf Strafe gegen einen Beſchuldigten und dem oberften aller politi= 
ſchen Grundrechte der Staatsbürger, Damit ein möglicherweife vorhandenes, übri⸗ 
gend noch zweifelhaftes Recht des Staates nicht der Erfüllung entgehe, wird 
durch die Unterfuchungshaft im Beginne des GStrafverfahrens ein unzwelfelhaftes 
und gegenwärtiges \reiheitsrecht in feiner Ausübung befchräntt. In politifcher 
Beziehung find wenige Befugniffe fo leicht zu mißbrauden, wie die Verhaftung 
auf Grund vorhandenen Verdachts einer ftrafbaren Handlung. Nicht nur in ber 
Unbeftimmbarkeit der wefentlih von ſubjektiver Ueberzeugung abhängenden Ders 
dachtsmomente, fondern auch in dem ungewiſſen Verlaufe einer dad Kriminalver⸗ 
fahren vorbereitenden Unterfuchung, der mörlichen Verlängerung von Vorerhebun⸗ 
gen im Proceffe, liegen unvertennbare Gefahren für bie ftaatsbürgerliche Freiheit. 
Begrenzung und Eirtfchränfung des Verhaftungsrechtes und folgeweiſe Sicherftel- 
lung der perfönlihen Freiheit gegen zu weit gehende Beeinträchtigung waren von 
jeher eine der wichtigſten Angelegenheiten der Geſetzgebung. Wie überall, wo bie 
Beziehungen zwifhen den Gefammtrechten der Staatögefellihaft und dem Indi⸗ 
piduum zu orbnen find, erfennt man auch an den Berhaftungen ven Wedhfel der 
Zeiten und bie Wöftufung höherer oder niederer Entwidelung, je nachdem bie 
Intereffen der Macht ober die Rechte der Freiheit überwiegen. Um fi der Ge- 
genfäge bewußt zu werben, vergleiche man den Schug, weldyer der perfönlichen 
Freiheit in England ſeit dem Sturze der Stuarts gewährt wurbe, mit ben lettres 
de cachet, gegen melde 100 Jahre fpäter Mircbeau fchrieb. 

Schon der Strafproceß zeigt In feinen Grundformen ben engften Zuſammen⸗ 
bang mit dem Berbaftungsrecht, ben deutlich wahrnehmbaren Stempel politiſcher 
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Intereffen. Das Anklageprineip, weldes ven römiſch⸗-republikaniſchen, ben 
altgermanifhen und englifhen Proceßeinrichtungen zu Grunde liegt, muß, bie 
Gleichberechtigung der ftreitenden Parteien feſthaltend, zu einer Abneigung gegen 
einjeitige Def ränfungen des Ungeflagten durch Berhaftung binleiten. Wo ven: 
noch perfönlihe Haft zuläffig wird, erhält fie ein Gegengewicht an ver firengften 
Berantwortlichkeit des Anklägers. Anders geftalten fi die Verhältniſſe im Unter 
ſuchungsproceß. Ie mehr die ſtaatliche Allmacht die Perfon des Verdächtigen zu 
einem Objekte der Beweisermittelungen herabjegt und einen Gegenfag verkündigt 
zwifchen dem Rechte des Staates und ben Pflichten des Bürgers, ohne deren 
Zufammenhang deutlich zu begreifen, deſto weiter geht auch die Anforberung an 
bie Aufopferung ver Perfönlichkeit für bie Zwecke des allgemeinen Wohle, Hinter 
benen ſich die Willkür des alten Benormundungsftaates verbirgt. Solcher Auffaſ⸗ 
fung, wie fie im deutſchen Unterfuhungsproceß der letzten Jahrhunderte Geftal- 
tung fand, erfcheint e8 unter der Würte der abfoluten Staatsautorität, von ib- 
rem Thun den Unterthanen Mechenfchaft abzulegen. Perfönliche Freiheit bebeutet 
denn auch im Strafproceß nichts anderes, als eine Einräumung, welche das Wohl- 
wollen tüchtiger Beamter zu machen für gut findet. Opferte mar ver Sicherheit 
ber Geſellſchaft und der Ueberführung eines Berbächtigen deſſen Gliedmaßen anf 
ber Folter, deſſen Freiheit in einem zeitlich unbegrenzten Unterfuhungszwange — 
wie hätte man daran denken können, hinfichtli der Verhaftung eine bem ganzen 
Syſtem widerſprechende DBerantwortlichteit des Beatmenthums aufzuftellen? Noch 
bie drei erften Jahrzehnte dieſes Iahrhunderts Iegen ein trauriges, für vie heu⸗ 
tige Zeit faum verftänbliches Zeugniß dafür ab, daß auf vie geringfügigfien und 


nichtigſten Veranlaffungen hin eine Unterfuchungshaft gegen politiſch verbädhtige 


„Demagogen” verfügt und jahrelange fortgeſetzt werben konnte, 

Eine Rückkehr zu vernunftgemäßen Grundſätzen wurde für Deutſchland nur 
dadurch ermöglicht, daß man an ten Vorbildern Englands das Unnatürlide und 
Ungeredhte des alten heimlichen Unterfuchungsproceffe erfannte, daß der Geiſt ver 
Deffentlichleit tiefer in unfer Bewußtſein eindrang und unter anderen politifchen 
Neformen die Anerkennung der perſönlichen Freiheit als das höchſte der Grund⸗ 
rechte gefeglich fichergeftellt zu fehen verlangte. Seit 1848 ſah man auch außer- 
halb der rechtsgelehrten Kreife deutlich ein, daß ver Rechtsſchutz gegen will 
kürliche oder leichtfertige Berbaftungen nicht nur einen Plag in ben 
neuen Strafproceorbnungen beanſpruchen dürfe, fonbern zum Range eines in ben 
Staatsgrundgefegen zu fihernden Fundamentalartikels erhoben werben mäfle. 

Als ein muftergültiges Vorbild galt jenen Anforberungen die engliihe Ha- 
beas Corpus-Alte. Nachdem früher vie Magna Charta ungefeglihe Yreiheits- 
beraubungen unterfagt und mehrfache Statute aus der Regierungszeit Ednard ITI. 
dies Verbot wiederholentlich eingefhärft, bie petition of rights willlürliche Ber⸗ 
haftungen abgeftellt, erging die fo berühmt gewordene Habeas Corpus-llte 
(31. Earl II. c. 2), wonach jeder Berbaftete durdy einen writ of Habeas Corpus 
richterliche Entfheidung über den Grund der Verhaftung erlangen faun (f. Blal- 
ftone [ed. Kerr] I. p. 122 c. 135) und forbern darf binnen beftimmter Fri⸗ 
fien gegen Bürgſchaft over ohne ſolche entlafien.. zu werden. Am 27. Mai 
1679 erging das Geſetz, welches man noch gegenwärtig ald ven Grundpfeiler der 
englifhen Freiheit betrachtet (ſ. Fiſchel, die Verfaſſung Englands ©. 92, über tie 
Form der englifhen Haftbefehle ſ. Gneiſt, Geſchichte und Heutige Geftalt ber 
engliſchen SKommunalverfaflung ober des selfgovernment J. ©. 580, Mitter- 
maier, engl. Strafverfahren S. 159), 
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Den Berfaffern der dent ſchen Grundrechte war es Im Jahre 1848 ernſt⸗ 
ih um eine Sicherung der perfönlichen Freiheit zu thun; ohnehin hatte man all⸗ 
gemein, das Ungenügende in dem früheren Geſetzeszuſtand erfennend und bie Tra- 
dition Englands annehmend, nah einer „Habeas Korpus-Alte" verlangt. Der 
Artikel 3 der Grundrechte beftimmt: „Die Freiheit der Berfon iſt unverleglid ; bie 
Berhaftung fol außer dem alle der Ergreifung auf frifher That nur gefchehen 
in Kraft eines richterliden Befehles, der mit Gründen verfehen fein foll; tiefer 
Befehl muß im Augenblid der Verhaftung oder innerhalb der nächſten 24 Stun⸗ 
den dem Verhafteten zugeftellt werben; bie Polizeibehörve muß jeden, ven fie in 
Verwahrung genommen hat, im Laufe des nähften Tages entweber freilaffen, ober 
der richterliden Behörde übergeben; jeder Angeſchuldigte fol gegen Stellung einer 
vom Gerichte zu beflimmenven Kaution oder Bürgſchaft (ausgenommen, wenn brin- 
gende Anzeigen eines fchweren Verbrechens vorliegen) ver Haft entlaffen werten; 
im alle widerrechtlich verhängter oder verlängerter Gefangenſchaft ift dem Ver⸗ 
legten Genugthuung und Entfhäbigung, aushülfsweife fogar durch den Staat zu 

ewähren." 

ß Die Mehrzahl der deutſchen Proceßgeſetze und die nach dem Jahre 1848 ent⸗ 
ſtandenen Verfaſſungsurkunden entſprechen den Anforderungen der Grundrechte nur 
theilweiſe; und zwar zum geringſten Theile. Wenn auch häufig beſtimmt wird, 
daß Verhaftungen nur nad „dem Geſetze oder in geſetzlicher Form“ zuläſſig fein 
ſollen, ſo iſt damit verhältnißmäßig wenig geſagt; denn in faſt allen deutſchen 
Staaten wurde die Weiterentwicklung der 1848 aufgeſtellten Principien gewaltſam 
abgebrochen oder durch das Beſtehen der einer früheren Periode angehörigen Spe⸗ 
ctalgefege verfümmert. „Gewährleiftung «der perjönlichen Freiheit" und allgemeiner 
Hinweis auf die Ausnahmen, welche das „Geſetz“ beftimmt, find beinahe wirkungs⸗ 
108, ſobald das Geſetz felbft dem Grundgedanken der perfönlichen Freiheit ent⸗ 
frembet iſt. Sehr deutlich zeigte fi dies in Preußen, wo bie Verfaſſung den ab⸗ 
firaften Grundfag der Gewährleiſtung perjönlicher Freiheit aufftellt, das Öefeh zum 
Schutze der perfönlihen Freiheit vom 12. Febr. 1850 die formalen Borfchriften 
der Verhaftung feftfegt und bie Kriminalorbnung aus dem Jahre 1805 die Füh- 
rung ber Borunterfuhung regelt, alfo Geſetze neben einander gelten, welche auf 
gänzlich verſchiedenen Rechtsauffaflungen beruhen. | 

Man überfah in Deutfhland ziemlich allgemein, daß ber Schwerpunkt ber 
englifhen Habeas Corpus-Afte in dem Rechte der Entlaffung gegen Kaution und 
in; der allgemein burchgeführten Berantwortlicgleit des Beamtenthums Tag. In 
Deutfhland ließ man ſich vielfah durch die Verheißung einer richterlihen Ber- 
nehmung binnen einer beftimmten Zeitfrift blenden und glaubte genug erreicht zu 
haben, wenn man einen Oefangenen überhaupt der polizeilichen Berfügung nad 
Ablauf Einer beflimmten Stundenzahl entzogen hatte. Währenn aber vie englifche 
Habeas Corpus-ÄAlte denjenigen Richter mit 500 Pfd. Strafe bedrohte, der einen 
writ of Habeas Corpus verweigern würde, läßt beiſpielsweiſe das preußiſche Ge⸗ 
je vom 12. Februar 1850 die Ueberſchreitung der polizeilichen Berwahrungsfrift 
völlig firaflos, fo daß hier höchſtens eine disciplinare Berantwortlichkeit begründet 
wird. In der Praris der deutihen Staaten ftellen fich bie Fälle, ver Verhaftung 
meiſtentheils berartig, daß nicht die vorgängige Ertheilung des richterlichen Ver⸗ 
baftungsbefehls, ſondern die vorläufige Feſtnahme der Polizet die Regel bilvet, 
daß bei Ueberfchreitung der Friften ober leichtfertiger Feſtnahme durch die Polizei⸗ 
behörben eine wirkſame Verantwortlichkeit vor dem Geſetz nicht befteht, die richter- 
lide Bernehmung ber Verhafteten, weil ein Recht auf Entlaflung nicht anerfannt 
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ift, zu einer bloßen Formalität herabſinkt und auch bie Dauer der Bornnterfu- 
chungshaft bei fchriftlicher und heimlicher Führung berfelben burdaus von bem 
Ermeflen des Richters abhängig bleibt. Eine berartig befhaffene Sachlage erklärt 
fi leicht, fobald man fi erinnert, daß ſich die Strafgefeßgebung in Deutfchland 
mit befonverer Vorliebe dem franzöfifhen Mufter zuwendete, dem zufolge tie ſtän⸗ 
dige Anflagebehörve an der Spige der gerichtlichen Erelutivpolizet auf die perfön- 
liche Freiheit ganz anders und viel nachtheiliger einwirken mußte, als bie bem 
richterlichen Amte untergeorbnete Privatanklägerfhaft in England. Ueberbies ift tie 
franzöfiihe Strafprocekorbpnung Im Großen und Ganzen ben Reiten der Ange: 
ſchuldigten höchſt ungünftig; in ven auf Unterfuhungsverhaft bezüglichen Anord⸗ 
nungen fogar. unllar. Der code d’instzuction criminelle vom Jahr 1808 unter- 
fcheidet -1. den Vorführungsbefehl (mandat d’amener), welden der Unterfuchungs- 
richter in eigentlichen Verbrechensfällen befchließt und fogar die Staatsanwaltfchaft 
bei delit flagrant erlaffen Tann, aber nicht einfettig wieder aufheben barf (vgl. 
Helie, trait€ de l’icstruction criminelle V. p. 768). Der ricterlide Borfüh- 
rungsbefehl hört nad) 24 Stunden von felbft auf wirkfam zu fein, fein Zwed ift, 
bie Bernehmung des Angefchuldigten fiher zu ftellen. 2. Den Haftbefehl (mandat 
d’arrdt), welder einen Antrag der Stantsanwaltihaft vorausfegt (Art. 94). 3. 
Den Berwahrungsbefehl (mandat de depöt), welder nach eigenem Ermefien tes 
Richters erlaflen werden kann (Art. 61), und ber beim mandat d’arröt nothwen- 
digen Bezeihnung der dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten firafbaren That, fo 
wie der darauf anwendbaren Gefegesftelle nit bedarf. Eine Verfhärfung ber 
DVorunterfuhungshaft enthält (Art. 613 und 618) die fogenannte mise au secret, 
woburdh der Gefangene von jevem Verkehr mit irgend welchen Berfonen abge» 
fhnitten wird. 4. Die ordonnance de prise par corps, welde die Rathskammer 
mit der vorläufigen Verſetzung in den Anklageſtand wegen eines Verbrechens ol» 
legialiſch beſchließen muß. (Art. 133). 

Erft neuerdings, 1865, ift die franzöſiſche Geſetzgebung für eine Milderung 
ver ſehr Karten, auf Unterfuhungshaft bezüglichen Procefbeftimmungen in Thä— 
tigleit gefegt worden. Ohne auf biefe für Deutfhland noch einflußlos gebliebenen 
Neuerungen einzugehen, begnügen wir und mit der Erwähnung einer Thatſache, 
welche geeignet iſt, das von ben bdeutfchen Proceßordnungen vielfach nachgebilvete 
Mufter der franzöflihen Kriminalproceßordnung zu entwerthen. 

Uebrigens gehen vie deutſchen Geſetzgebungen in ber Negelung bes Berbaf- 
tungsredhtes fo weit aus einander, daß eine Darftelung ver Einzelheiten nur im 
einem Lehrbuche des Strafproceffes am Plate fein würde. Es ift genug, bie all- 
gemeinen Geſichtspunkte hier anzubeuten. 

A. Als Grund zur Verhaftung beſchuldigter Perfonen wird in ber 
Regel erfordert: 1. der Verdacht ver Zhäterfchaft eines erheblichen Verbrechens 
und bie bearünbete Beſorgniß der Flucht. Beide Momente, wefentlih fubjeltiver 
‚Natur, müflen zufammentreffen, laflen ſich aber nad keinem allgemeinen, äußerlich 
erfennbaren Maßſtab begrenzen. Mit Rüdfiht auf die Schwere der verbrecheriſchen 
That wird häufig beftimmt, daß bei Geldbußen niemals, bei Gefängnißftrafen nad 
richterlichem Ermefjen, bei fchweren Verbrechen nothwendigerweiſe Unterfuchungshaft 
eintreten fol. Während in Preußen nad ver alten Kriminalortnung bei Eigen- 
thumsvergeben allgemein, und außerdem bei einer vorausfihtlih über ein Jahr 
dauernden Oefängnißftrafe Verhaftung ftattfindet, dehnen andere beutfche Gefeg- 
gebungen das Recht perfönlicher Treiheit viel weiter aus; Baden in feiner neuen 
Strafgejeggebung (vom 18. März 1864) bis zu einer mit mehr als zweijährigem 
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Arbeitshaufe bedrohten Thäterfhaft; Borführungsbefehle zum Zwecke ver 
Vernehmung find inbefjen im weiteren Umfange zuläffig (8. 159 fi.) Ale Spe- 
cialfälle eines dringenden Verdachtes erfcheint allgemein die Ergreifung auf fri« 
cher That oder unmittelbar nach verfelben (Preußen, Baden u. a.), bie Bezich- 
tigung durch Öffentlichen Nachruf oder einen UAugenzeugen u. a. Hinfichtlich des 
Bluchtverbachtes werben feltener leitende Geſichtspunkte aufgeftellt: abgejehen von 
der begonnenen Flucht felbft, die Vorbereitung verfelben durch beftimmte Anſtal⸗ 
ten, die Eigenfchaft als Ausländer oder Vagabonde, die gerichtlich bewirkte Stel 
lung unter Poltzelauffiht. Für einen wirkſamen Schut der perfänlichen Freiheit 
würde es indeſſen dienlicher fein, nicht nur pofltive Merkmale des Fluchtverbad;= 
tes als Anhaltspunkte feftzuftellen, fondern auch negativ Präfumtionen gegen ben 
Fluchtverdacht, einer Anſäßigkeit des Thäters, feiner Gemeindeangehörigfeit, 
feiner Selbſtändigkeit als Familienhaupt zu entnehmen. Jedenfalls erfcheint es voll» 
fommen unzureichend, den Verdacht ver Flucht einfach aus dem Berbadt der Thä⸗ 
terſchaft einer flrafbaren Handlung und der Furt vor Strafe abzuleiten. 2. Tie 
Beforgnig, daß der Berbädtige ven Thatbeſtand verbunfeln oder feine Ueberfüh- 
rung durch Zerſtörung von VBewelsmitteln verwideln könnte. Gegen biefe fo- 
genannte Kollufionshaft, für deren Dauer jeweilen beftimmte Friſten geſetzt 
find (Baden $. 164), erheben fi) indeſſen wegen ihrer fo unbeftimmten Natur 
höchſt gewichtige Bedenken (Mittermater, Allg. d. Strafrechtözeitung Band IH. 
©. 57). Seltener findet fih ale Grund der Verhaftung 3. Theilnahme an einem 
Raufhandel (3. B. Würtemberg und Preußen, obwohl die Veftimmung ver K. O. 
8. 213 für aufgehoben zu erachten if). 

B. Die Berehtigung zur Anordnung von Berhaftungen 
wohnt regelmäßig nur dem Nichter inne; nur er kann förmliche Unterfuchungsbaft 
befchließen, ſei es, daß ber Unterfuhungsrichter allein, fei es, daß ein Gerichts» 
kollegium entſcheidet. Der Staatsanwaltſchaft (nad franzöfifhen Recht) und ben 
Bolizeibehörden, Wachmannſchaften, Sicherheitsbeamten fteht nur die vorläufige 
Ergreifung und Feſtnahme dringend Verdächtiger zu. Diefelben find entweber nad) 
genügender Aufklärung ber Sadlage zu entlaflen oder binnen einer geſetzlich be- 
ſtimmten lungren Friſt, zur Verfügung des Gerichts zu ſtellen und zum Zwecke 
gerichtlicher Vernehmung und Entſcheidung über die Haft vorzuführen. Auch hier 
ergeben ſich nad Lage der Geſetzgebung mannigfache Mißſtände; wenn es auch 
rathfam fein mag, eine fpätefte Friſt anzuordnen, bis zu welcher die Vorfüh—⸗ 
rung gefchehen fein muß, fo erſcheint es dennoch erforderlich, daß ſchon bie frü— 
hefte überhaupt nach den Umſtänden thunliche Vorführung ben Polizeibehörden 
bindend vorgezeichnet werde. Ohne Rückſicht auf den Verdacht eines Verbrechens, 
ſteht der Polizei in deutſchen Staaten vielfach eine präventive Yeftnahme ge= 
wiffer Perfonen zu; nad dem preußifhen Gefege vom 12. Februar 1850, wenn 
der eigene Schuß der ergriffenen Perfon, die Aufrehthaltung der öffentlichen Si⸗ 
herheit, Sittlichleit und Ruhe eine derartige Maßregel dringend erfordern. Wie 
bereit8 oben hervorgehoben wurde, mangelt es in Deutſchland an geeigneten Be- 
fiimmungen gegen Ueberfchreitung ber den Polizeibehörben gefetten Friften, bis 
zu welden vorläufige Feftnahme ftattfinden darf. Zu Abkürzung vorläufiger Feſt⸗ 
nahme erweist fih insbeſondere die engliihe Einrichtung wirkſam, wonad bie 
Vorführung an den Richter in öffentliher Sigung (ohne den franzöſiſch⸗rechtli⸗ 
hen Umweg durch die Staatsanwaltfchaft) erfolgt. In dringenden Fällen haben 
auch Privatperfonen das Recht, fliehende Verbrecher zur fofortigen Weber- 
gabe an die Behörden feflzunehmen, 
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C. Form der Verhaftung. PBorführungs- und Haftbefehle beblirfen ber 
fchriftlichen Yorm, der Bezeihnung ber ftrafbaren That und ber beſchuldigten Per- 
fon; fie müffen dem Verhafteten bei feiner Feſtnahme oder binnen einer Türzeren 
Friſt nach derfelben vorgezeigt werben. Einige Geſetzgebungen verorbnen im In- 
terefje einer wirffamen Vertheidigung eine kurze Motivirung der Haftbefehle durch 
Angabe ber Verdachtgründe, welche fih aud in den engliihen Formularen ange- 
geben finden. Dem vorläufig Ergriffenen, von ver Polizei fofort wieder Entlafle- 
nen, follte überbies das Recht nicht vorenthalten werben, bie Angabe der Gründe 
zu verlangen, durch welche feine Feſtnahme veranlaßt wurbe. 

D. Rehtsfhug gegen willfürliche Berhaftungen over zu lang dauernde 
Unterfuhungshaft wird theils durch die Yormen des Brocehganges in Straffachen, 
theil® durch die ſtaatsrechtliche Stellung und die polittihe Berantwortlichkeit ber 
Behörden zu erfireben fein. Diefe Iegtere richtig zu begrenzen, erjheint als eine 
ber fchwierigften Aufgaben ; da Mißgriffe aus Irrtum, wo es fih um Berbadits- 
momente handelt, unvermeivli find. Als wirkfamfte Mittel ver Abwehr kommen 
in Betracht: 1. Bertheivigungsrecdhte der Beſchädigten ſchon in der Borunterfu- 
hung und Beſchwerde an die höheren Inftanzen, welche Iegtere von einer deut⸗ 
hen Gefeggebung verfagt wird, während bie Zulaflung von Vertheidigern, die 
mit einer wirkfam zu begründenden Beſchwerde offenbar im Zufammenbang fieht, 
durch das franzöfifche Recht geradezu verfagt wird und auch in Deutfhland noch 
die Ausnahme bildet. 2. Die in England herkömmliche Deffentlichleit der Bor- 
unterfuhung und regelmäßige ftatiftifhe Nechenfchaftslegung über Anzahl, Wieber- 
aufhebung und Yortdauer ber Verbaftungen, 3. Die genaue Feflfegung berjenigen 
Fälle, in denen Feine Verhaftung eintreten darf; fo beftimmt beifptelsweife vie 
belgifhe Gefeßgebung, daß bei politifhen Vergehen eine Borunterfuhungshaft 
nicht ſtatt habe, 4. Die Anerlennung des Rechts, gegen Beſtellung einer mäßi- 
gen, auch durch Bürgſchaft zu vermittelnden Kaution, abgejehen von den ſchwerſten 
Derbrehensfällen, der Haft entlaffen zu werben (ſ. Sonntag, die Freilaffung 
gegen Kaution, 1865). Die deutſchen Grundrechte hatten die Nothwendigkeit vie 
ſes au in England bewährten Sicherungsmitteld beutlih erkannt; nah tem 
Borgange des franzöfiihen Rechts wird aber in den ventihen Proceßorbuungen 
bie Annahme ter Kaution entweder ganz oder überwiegend in das richter- 
lihe Ermeſſen geftellt. 5. Die firafrehtlihe und civile Berantwortlichkeit ver 
Staatsbeamten nicht nur für vorfäglich rechtswidrige, fondern auch fahrläffig und 
leichtfertig bewirkte Verhaftungen oder Freiheitsberaubungen. Endlich ſchlagen einige 
NRechtsverftändige 6. vor, daß jedem VBerhafteten, deſſen Unſchuld fi fpäter 
berausftellt, eine Entſchädigung aus Staatsmitteln felbft in den Fällen gewährt 
werde, wo ein Anſpruch gegen die verhaftenden Beamten felbft nicht begründet 
werben kann, indem fie in der vorläufigen Aufopferung ber perjönlichen Freiheite 
rechte, im Oefammtintereffe vor erwiefener Schuld einen Grund der Schabloshal- 
tung erfennen und von ber Annahme eines folhen Principe auch eine thatſächliche 
Einfhränfung ber Berhaftungen auf die dringendſten Fälle erwarten (f. Heinze, 
das Recht der Unterfuhungshaft. Leipzig 1865). v. Holgenberf. 

Berjährung, ſtaatsrechtliche, |. Beſitz. 

Verkehrswege, |. Land» und Wafferfiraßen. 

Verlagsrecht, f. Autorredt. 


Verordnunig. 


Die Verordnung enthält wie das Geſetz autoritative Vorſchriften, 
welche theils allgemeine Regeln des Verfahrens und Verhaltens feſtſtellen, theils 
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öffentliche Einrichtungen anordnen. Aber das Geſetz iſt in höherem Grade ber 
Ausprud des Gefammtmwillens, des Staftswillens in höchfter Potenz und 
wird daher in dem modernen Repräfentatioftaate nur unter Mitwirkung und Zus 
flimmung der Bollövertretung feftgeftellt. Die Verordnung dagegen beruht ledig⸗ 
lich auf der Autorität der obrigteitliden Gewalt, voraus ber Regierung, 
möglicher Weiſe in bejchränkterem Umfang auch ber Provinzial» over Bezirks⸗ ober 
feloft der Gemeindeverwaltung, unter Umfländen auch der Gerichtshöfe, inwiefern 
fie über die Verwaltung und die Rechtöpflege eine Oberauffiht üben. 

Schon daraus ergibt ſich, daß die Autorität des Geſetzes die höhere, well bie 
be3 ganzes Staatskörpers ift, die der Verordnung die mindere, weil bie ein- 
zelner Organe und Glieder des Staatskörpers. So lange freilih der Stant 
noch von der abfoluten Monarchie regiert wurde, trat diefer Unterfchten nicht Klar 
hervor, indem der abfolute Monarch zugleich für fih allein ven ganzen Staat 
repräfentirte und ohne Kammern das Geſetz gab und hinwieder als Haupt des 
Staates alle Regterungsgewalt ausübte und die Verorbnung erließ. Seit der Aus- 
bildung ber Repräfentativverfaffung findet ber Gegenfag von Geſetz und Verord⸗ 
nung in der Organifation des Staates feine Begründung, indem die geſetzgebende 
Gewalt nirgends mehr dem Staatshaupt für fi allein überlaffen ift, fondern 
nur in Uebereinflimmung mit der Repräfentation ber Regierten 
ausgeübt wird, in der einfeitigen Regierungsgewalt aber die Berorb- 
nungsgemalt enthalten iſt. Der gefeßgebende Körper erläßt Leine Verordnungen, 
die Regierung für fich keine Geſetze. Wo noch, wie in einzelnen deutſchen Verfaſ⸗ 
fungen, der Regierung das Recht zugefährieben wird, „proviſoriſche“ Geſetze zu 
erlaffen, wenn die Kammern nicht verfammelt find und ein öffentliches Bedürfniß 
dazu brängt, da bebürfen viefelben doch Hinterher, um eine bauerhafte gefetzliche 
Gültigkeit zu erwerben, der nachträglichen Zuflimmung der Kammern. Geht man 
etwas weiter, fo wird ber ganze Unterfchieb verwifht und man erhält ein Stüd 
der früheren abfoluten Monarchie. 

Dem Unterſchiede in den Organen ber Geſetzgebung und der Verordnung 
entfpricht auch ber Unterſchied in dem Inhalte. Die beiden Aeußerungen bes orb- 
nenden Staatswillens konkurriren Teineswegs in dem Sinne, daß biefelben Ver⸗ 
hältnifſe abwechſelnd durch Gefe und Berorbnung, und auch nicht in dem Sinne, 
daß fie vorerft durch Geſetz und nachträglih durch Verordnung regulirt erben. 
Dielmehr eignen fi die einen Gegenſtände nur für vas Geſetz, andere nur für bie 
Verordnung; und nur in einer dritten, mittleren Klaſſe von Fällen tritt ein 
Schwanten ein und wird viefelbe Sache bald durch Verordnung, bald durch Geſetz 
geregelt. 

Für die Geſetzgebung geeignet und nicht der Verordnung vorbehalten find 
nad den modernen Principien : 

a) die grundſätzliche Feftftellung des Privatrehts und bie Negeln bes 
Civilproceſſes. Weil es fih bier um bie Rechtsverhältniſſe der Bürger han- 
delt, fogar im Gegenfage zum Staate, fo darf bier nicht ver Regierungsgewalt 
für fih allein das Recht zugeflanden werben, darüber rechtsverbindliche Borfchrif- 
ten einfeitig zu erlaffen. Hier ift die Mitwirkung der VBollsvertretung unentbehr- 
lich. Verordnungen, welche das Privatreht ändern, find daher überall unzuläffig, 
und folde, welche auf die Handhabung des Privatrechts einen Einfluß üben, nur 
infofern ſtatthaft, als viefelben entweber durch das Geſetz vorgefehen und ermädy- 
tigt find, oder lediglich als Inftruftionen für die mit der freiwilligen oder ftreiti- 
gen Gerichtsbarkeit betrauten Beamten dienen und fomit in den Bereih ber ei- 
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gentlichen Juſtizverwaltung gehören; z. B. Verordnungen über bie Einrichtung ter 
Grundbücher, der Standesbücher, He Gerichtsferien u. f. f. 

b) Das ganze Strafredht und ver Strafproceß. Auch bier Tiegt im 
dem Erforverniß der Gejegesform eine ter wichtigften Garantieen gegen Regie: 
rungswillkür. In Anbetracht, daß das Heer der Regterungsgewalt unbedingt unter 
georbnet fei und einer ftrengen Disciplin bedürfe, wirb in einzelnen deutſchen 
Staaten die Milttärftrafgefeggebung der Regierungsgewalt unterworfen, das helft 
in Form der Verordnung ausgeübt. Indeſſen rechtfertigt die Nädfiht auf Dis- 
ciplin und firenge Unterorbnung des Heeres im Frieden doch nur biscipline- 
rifche Verordnungen, nicht aber bie Feſtſtellung des eigentlichen Strafrechts, deſſen 
Wirkungen über das militärifche Verhältniß der Umtergebenen binausreichen. Da⸗ 
gegen begründet und erfordert der Kriegszuftand als ein ausnahmsmeifer und 
vorübergehenver Nothſtand ein energifcheres Vortreten der Regierungsgewalt und 
demgemäß ein weiteres Berorbnungsreht. Die Kriegsartifel, welde von der Kriegs 
gewalt verorbnet werden, enthalten daher auch Berbote mit fchwerfter Straf: 
androhung in kriegsgerichtlichem Verfahren. 

co) Die Auflage von Steuern und bie Kontrahtrung von Staatsanlei— 
ben bedarf aus ähnlichen Gründen gefegliher Beftftellung, damit nit bie Pri⸗ 
voten, welche jene Steuern bezahlen und für Nüderftattung biefer Anleihen ein- 
ſtehen müſſen, durch einfeitige Regierungswilllür ungebürlich belaftet werben. 

d) In dem entwickelten Repräfentativſtaate gehört and die grundſätzliche Feſt⸗ 
ftellung der Militärpfticht bieher. 

. In allen dieſen Fällen ift es vie Sorge für das Recht und bie Freiheit 
der Brivatperfonen, welde vie Form des Geſetzes, d. h. die Mitwirkung 
der Repräjentation der Bürger forbert. Es ziemt ſich aber ebenfo, daß 

e) die wichtigeren organiſchen Einridtungen des Staates felbfl, ind 
befonbere die Organifation ter Staatöbehörben und die Einführung banem- 
ber Staatsämter nit durch bloße Verordnung, ſondern durch Geſetze regulirt 
werden, fo weit nicht jenes bereits durch bie Verfaſſung felbft gefchehen iſt. Für 
bie Entwidlung ver politifchen Freiheit iſt es fehr weſentlich, daß aud bie dauern⸗ 
ben Grundlagen der Staatdorbnung nit ohne Mitwirkung der Volksvertretung 
eingerichtet oder abgeändert werben. „Kein dauerndes Staatsamt ohne Gefep.“ 
Diefe Mitwirkung gewährt Schutz gegen unvolksthümliche Staatsinflitutionen und 
fihert zugleich den pofitiven Einfluß des Volle auf bie Geftaltung des Staats. 

f) Die Beflfegung des gefommten Staatshanshalts fowohl für bie nächſte 
Zukunft in Form des Voranſchlags (Budgets) als für nie leute Vergangenheit, in 
Form der Gutheißung der Jahresrechnung, enthält an fich eher Alte ver Berwal- 
tung als der Geſetzgebung, indem fie nur eine vorübergehende Bedeutung haben, 
zunähft für die Finanzverwaltung je eines Jahres; aber fie bat theils wegen 
ihrer nahen Beziehung zu den Steuern: und Anleihen, theild weil dadurch die 
eigentliche Finanzverwaltung eine fefte, wenn auch zeitlich begrenzte Negel ihres 
Verhaltens empfängt und das Intereffe der Volksvertretung an ber Orbnung tes 
Vinanzwefens beffer verbürgt wird, die Form der Geſetzgebung angenommen. 

Auf der andern Seite find nur für die Berorbnung und nit für bie 
Geſetzgebung geeignet : 

a) Die bloßen Anwelfungen und Infteultionen, welche die höhere Beamtung 
ber untern mit Bezug auf ihre Dienftleiftungen, in Yorm von tauernden Bor 
ſchriften innerhalb des befonderen Verwaltungsbereihs ertheilt, fogenannte Dienft- 
verorbnungen, 
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b) Diejenigen, fei e8 allgemeinen, ſei e8 örtli oder perfönlich (auf ges 
wife Berufsklaffen bezüglichen) enger begrenzten und daher befonderen Borfahrif- 
ten, welche nur eine vorübergehende, je nad den Umftänven zu mobificirende 
Bebeutung haben, Theils um ihrer leihtern Veränderlichkeit willen, theils weil 
fie nur eine befhräntte Anwendung finden, eignen fie fih auch dann nicht 
zur Geſetzgebung, die den Charakter der Dauer und der Allgemeinheit an fich 
trägt, wenn fie fi über das Berwaltungsperfonal hinaus auf bie Verhältnifie 
der Privaten beziehen, wie insbefondere die polizeiliden Berorpnungen. Der 
lange und unfihere Weg und der fomplicirte Apparat ver Geſetzgebung paßt für 
diefe Dinge nicht, die einer verhäftnigmäßig vajchen und einfachen Regulirung 
bebürfen. 

Zunächſt iſt es Sache der Staatsverfafiung, näher zu beflinmmen, was ber 
GSefeßgebung und was hinwieder der Verordnung vorzubehalten ſei. So weit jene 
verfaffungsmäßig reiht, wird durch fie der Bereich ver Berorbnung befchräntt, 
weil das Gefeg die Autorität des allgemeinen Stantswillens, die Verordnung nur 
bie der obrigfeitlichen Gewalt für fi bat; aber man darf nicht umgekehrt fchließen, 
daß fih der Bereich der Verorbnung fo weit erftrede, als nicht ausdrücklich durch 
bie Derfafjung die Gefegesform gefordert werde, weil ein bie geſammte Rechtsord⸗ 
nung beftimmenbes Verordnungsrecht als Regel nur mit der abioluten Gewalt ber 
Dbrigfeit, nicht mit der modernen Repräfentativverfaffung verträglich erſcheint, 
diefe vielmehr die Mitwirkung des Volls grunpfäglich verlangt. Wir nehmen baber 
überall mit den Yortfchritten der Mepräfentatioperfafiung eine allmähliche Erwei- 
terung wahr ber gefeßgeberifchen Thätigkeit und die Zuräüdvrängung der Verord⸗ 
nung in engere Schranfen, 

Im Einzelnen freilich zeigen ſich manche Unterfchieve der Behandlung in 
verſchiedenen Staaten. - 

Am ausgebehnteften ift die englifche Geſetzgebung, welche bis in das Ein- 
zelne und Beſondere hinein Alles feft feßtund ver Verordnung fehr wenig Raum 
überläßt. Es erklärt fi das aus der Geſchichte des englifchen Parlaments, deſſen 
Mitwirkung nicht auf die eigentliche Geſetzgebung eingefchloffen ift, ſondern ſich 
vielfältig auf wirklihe Berwaltungsalte mit erftredt. Auch in England gibt es 
obrigteitliche Berorbnungen, aber der Bürger hält fi nur Infoweit verbunden, 
benjelben Folge zu leiften, als das Gefeg ihn dazu ſei e8 unmittelbar, ſei es mit- 
telbar verpflichtet, indem es die Landes⸗ oder Bezirksverwaltung, insbefondere auch 
bie Friedensrichter ermächtigt, bindende Vorſchriften der Art zu erlaffen. 

Verwandt bamit iſt dad norbamerifanifche Berfaffungsredt. Uber es un- 
terſcheidet fchärfer zwifchen der gefeßgebenven und ver vollziehennen Gewalt. In 
Volge deffen iſt das Geſetz grundfäglicher geworben und bie Verordnung hat mehr 
den Charakter der Vollziehungsverorbnung angenommen. 

Biel ausgebildeter und umfaflender iſt das Verordnungsrecht in Frank⸗ 
reich, entſprechend der großen Selbſtändigkeit und Macht ber Regierung (Gou⸗ 
vernement). Der Kaljer erläßt von fi) aus die erforberlichen Neglemente und 
Dekrete, aber nur gemeinfam mit dem Senat und dem Gefepgebungstörper bie 
Geſetze. Es wird verfaflungsmäßig anerkannt, daß jene nicht mit diefen in Wider⸗ 
ſpruch ftehen dürfen. Aber theils find die Gefege gewöhnlich kurz und beſchränken 
ſich auf die allgemeinften Grundſätze, fo daß felbft die eigentlihe Vollzugsverord⸗ 
nung einen weiten Raum zu freier Ausfüllung erhält, theils iſt die Negierungs- 
macht jo gewaltig und durchgreifend, daß ihren Verorbnungen (früher gewöhnlich 
ordonnances genannt, jeßt eher röglements ober decrets), auch wenn fie in das 
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Gebiet der Geſetzgebung übergreifen, kein ausreichender Widerſtand entgegen geſetzi 
werden kann. Sehr viele Verhältnifſe des öffentlichen Lebens werden daher in 
Frankreich durch ſelbſtändige Verordnungen regulirt, bie keineswegs als Dienft- 
verordnung oder Vollziehungsverordnungen bezeichnet werben können. 

In Deutſchland müſſen die ſogenannten „proviſoriſchen Geſetze“, welche 
in dringenden Fällen nach manchen Verfafſungen von dem Staatsoberhaupt allen 
erlaffen werben können, unterfchieven werben von ben eigentlihen Berord⸗ 
nungen, obwohl zuweilen aud jene Verorbnungen genannt werben. Sie find 
ihrem Inhalte und ihrer Beſtimmung nad wahre Gefege und nur ber Form ber 
Erzeugung nad den Verordnungen verwandt. Site werben daher als Aenßerungen 
der geſetzgebenden Gewalt betrachtet, welche ausnahmsweiſe und vorläufig 
wegen eines Notbftandes ohne Mitwirkung der Kammern zu Stande kommen, 
aber nur eine provifortihe Geltung haben, und ben nädften Kammern zur Ge⸗ 
nehmigung unterbreitet werben. Wird biefe verweigert, wenn auch nur von einer 
ber beiden Kammern, fo verlieren fie ihre Kraft, denn das Geſetz erfordert grund» 
fäglih die Zufammenftimmung des Königs unt beider Kamımern I). Die eigent- 
lihen Berorbnungen dagegen find ein Ausfluß ber Regierungsgewalt und bem 
Kammern kommt nur ein Recht der Kontrole zu, um zu prüfen, ob nit bie 
Grenzen des Berorbnungsrechts Überfchritten und in das Gebiet der Gefeßgebung 
eingegriffen worben ſei. Die proviforiihen Geſetze dürfen daher nad manchen 
Berfafjungen nur mit Zuflimmung und unter Berantwortlichleit des gefammten 
Stantsminifteriums erlaffen werben, während die Verorbnungen, je nah Umflän- 
ben, auch von einem einzelnen Minifter kontrafignirt werben fünnen. Die propifo- 
rifhen Gefege Tönnen von den Kammern im Einzelnen amendirt werben, die Ver⸗ 
ordnungen dagegen nicht. Die allgemeine Michtung der Zeit, die Geſetze auszu⸗ 
dehnen und die Verorbnungen einzufchränten, wirb and in Deutſchland fichtbar. 
So weit die Natur der Dinge einen gefeßgeberifchen Akt erforbert, ift das nur 
zu billigen. Aber man kann aud in dieſer Richtung zu weit gehen zum Schaben 
ber Staatsverwaltung, für welche eine beweglichere Form ver Negulirung öffent⸗ 
liher Verhaltniſſe, ald das Geſetz, unentbehrlich iſt. 

Die ſchweizeriſchen Verfaſſungen kennen den Begriff der proviſoriſchen 
Geſetze nicht. Dagegen räumen auch ſie dem obrigkeitlichen Verordnungsrechte einen 
nicht unbedeutenden Bereich ver Wirkſamkeit ein. 

Am eheften können Zweifel entftehen, ob durh allgemeine Regierungs— 
verordnungen in ben Bereich der Geſetzgebungsgewalt, welche der Regierung 
für fih allein im Repräſentativſtaate nicht zufteht, ungebührlich üÜbergegriffen werte. 
Um die verfaffungsmäßigen Schranken zu wahren iſt daher in manden Berfaflun- 
gen der Regierung die Pflicht auferlegt, folcdye Verorbnungen („königliche Verord⸗ 
nungen” nad) $ 106 ber Preußiſchen Berfafjung) ver Kammern zur Einfidt unt 
Prüfung vorzulegen und den Kammern das Necht eingeräumt, biefelben zu bean- 
ftanden. Die Prüfung erftredt fih nicht auf die Zweckmäßigkeit der Verordnung, 
benn das Zweckmäßige anzuordnen iſt Sache der Verwaltung, und die Kammern 
haben Theil an der Gefeßgebungs- aber nicht an der Regierungsgemwalt, fondern 
auf bie Rechtmäßigkeit derſelben. Nur wenn vie Negierung bie Grenzen ber Ge 
jeßgebung nicht gehörig beachtet hat, und bie Verordnung In ven Bereich des Ge- 
jeges übergreift, find die Kanımern veranlaßt, Einſprache zu erheben. Ob durch ben 


1) Del Preuß. Verf. $. 63 und die Abhandlungen von Ehr. Jahn und v. Rönne in 
b. Zeitfär. f. deutfches Gtantöredit. ’ ! hr. Jah 
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Wiverſpruch ver Kammern nun bie Regierung zur Abänderung oder Aufhebung veran⸗ 
laßt, beziehungsweife gendthigt werde, oder ob von Rechtswegen bie ganze Verordnung 
fofort außer Wirkfamteit trete, iſt eine Frage, die nicht in allen Staaten in derſelben 
Weiſe beantwwortet wird. Im Zweifel ift eher bie erfte als die zweite Folge anzuneh- 
men, da die Kammern wohl zur Kontrole der Berorpnungsgewalt berechtigt find, aber 
nicht eine eigentliche Appellations⸗ oder Kaflationsinftanz bilden 2). 

Uebervem entfpricht e8 den Grunbfägen der modernen Repräfentatioverfaffung 
mit ihrer Sonderung der Gewalten, daß bie Gerichte im einzelnen Fall die Frage prü- 
fen, ob der Inhalt einer Verordnung verfaſſungs⸗ und gefegmäßig fel, und wenn fie 
fih vom Gegentheil Überzeugen, demjelben bie Anwendung verfagen . Damit aber 
nicht durch verſchiedenartige Auslegung folder Verordnungen die Rechtseinheit und 
durch leichtſinnige Ungüttigleitserflärungen die Megierungsautorität gefährbet werbe, 
ift e8 nöthig, Daß derartige Fragen ſchließlich dem Urtheil eines oberften Gerichtshofes 
zum Entſcheide vorgelegt werden können. Indeflen befhränten manche deutſche Berfaf- 
fungen, aud die Preußifche (Art. 106) das rihterlihe Prüfungsrecht bezüglich ber 
„töniglichen” Verordnungen auf die verfafjungsmäßige Form der Publifation und ge» 
ftatten nur den Kammern, den Inhalt derfelben als verfafjungs- oder geſetzwidrig an- 
zufechten 4). Blnuiſchli. 

Litteratur. C. Stein, Lehre von der vollziehenden Gewalt. Stuttgart 
1865. I. ©. 62 f. 129 f. (Stein weicht in weſentlichen Stücken von ber obigen 
Darftellung ab.) 


9) Die preußifche Derfaffung unteringt den Behörden die Prüfung der Rechtegültigkeit von 
Berordnungen, die in gefeglicher Form befannt gemacht find (Art. 106), aber behält dieſelbe den 
Kammern vor, Wenn beide Kammern fich gegen die Bültigkeit der Verordnung audfprechen, fo 
muß diefelbe ald ungültig betrachtet werden. Wenn aber die eine Kammer ſich für, die ans 
dere gegen die Mechtmäßigkeit der Verordnung erklärt, dann iſt die Rechtsgültigkeit zweifel- 
baft geworden und die Behörden (Berichte) find in der Handhabung derjelben nicht mehr an die 
Präfumption ihrer Gültigfeit gebunden. 
AR ? et bie Abb. von Rönne in d. Zeitfhr. für deutſches Staatsreht von Aegidt. 
. 1. Heft 3. 

4) Bol. Verhandlungen des dritten deutſchen Juriſtentags von 1862 und die von Zöpfl 

(Ö, Staatsrecht 8. 451) angeführten zahlreichen GStreitfchriften. 


Ende des zehnten Bandes, 


Negifter. 


rſchriften und Seitenzahfen der in biefem Band enthaltenen Artikel find 
tte Schrift hervorgehoben. Die eingellammerten Verweiſungen 
m fich auf einem der vorhergehenden Bände oder auf den XI. Band. 


u. Bildung danſtalten in den thuͤringiſchen Staeten 
549, 553, 556, 559, 563, 565, 568; in ber 
43. Türkei 607, 626; in Ungam 667. ©. and 
luſt desfelben als Chrenſtrafe 309. Unlverfitaͤten. 
Mel 175. Bochara 635. 
Thronfolge 523, 528. Budget, Budgetperlode 227. Normalbudget 228. 
e Geriätebarteit 893. Ordentlidjed und außerordentliches Budget 229. 
icht 357. Bundesrecht, ehemaliges beutfches tn Betreff ter 


seß, deutſcher 341, 344, 345, 355, Steuerbewilligung 245. 
Bundesftaat 675. 


1 ©. Rectömittel, Burſchenſchaſt. deutſche 690. 
ion 232. - 

ıfer 257. 

‚ ©. Dereine. ©. 


ıe8 Gefängnißfoftem 259. 
‚ deren Befteurung 125, 207; deren 
flicht 208; Stimmrecht und Wähle 


Chiwa 635. 
Chotand 633. 


208. Strafbarfeit wegen im Auslande Conring 411. 

ner DVerbredien 334, 

: der Standedherren 178. ®. 
®. Dalat Lama 587. 


Dãniſche Thronfolgeordnung 531. 
Staatd- Ausgaben und Einnahmen 147. Demokratiſches Staatsleben in Nordamerika 574. 
vemilligungäredit 243. Redtöverhältn Deportation 303. 


t Gtandeöherren 168. Deutſches Strafreht 323; deutſcher Strafpre 
5taan-Ausgaben und Einnahmen 147, cehß 340. Deutſche Univerfitäten 686, 724. 
itäten 729, Polin ſche Affoclation in Deutfäland 758, 762, 


ngsftatifif der thüringiſchen Staaten 764. ©. aud) Gucteffiondreät. 
53, 658, 659, 562, 565, 568; der Dfehagatal 630, 

595; Ungarns 650. Dfepingtegen, S. Temudſchin. 
orie im Gtrafproceß 351. Duel, ©. Zweltampf. 


En) 





negiſter. 


®. 


Ebenbürtigkeit der Standeäherren 175. 

Ehrenftrafen 308. 

Einfommen ald Befteuerungsmaßftab 109, 132- 

Einzelhaft 258, 572. 

Encyhklika, päpftlicde von 1864: 643, 

Erbfolge bei deutfchen Stammgütern und Fidei⸗ 
fommißgütern 180, 186. 

Erbgüter 179. 

Erbmonardie, S. Wahlmoncchie. 

Grbverbrüderung 527. 

Etatsüberfchreitungen 232, 236, 


r F. 


Familienſtiftungen 180. 

Fideikommißgüter, S. Standesherren. 

Finanzweſen in den thüringiſchen Staaten 550, 
552, 554, 557, 560, 563, 565, 5705; in 
der Türkei 608, 625. ©. auch Staatefchulden, 
Staatswirthſchaft, Steuern. 

Forſtwirthſchaft des Staates 99. 

Frankreich, Staatd-Ausgaben und Einnahmen 
147; Thronfolgeordnung 528; Univerfitäten 
705. 


Freibeitsftrafen 254, 301. 

Freizügigkeit der Standesherren 177. 

Friedendverträge, Theilung der Staatsſchuld bei 
deren Abſchluß 50. 

Aundirte Schuld 22, 


G. 


Geldſtrafen 311; als Staatdeintommen 104. 

Gemeinde⸗ und Kreisumlagen 126. 

Gemeindeverfaſſung in Ungarn 665. 

Genußmenge als Beſteuerungsmaßſtab 105. 

Gerichte, deren Befugniß, die Rechtsgültigkeit 
von Geſetzen und Verordnungen zu prüfen 781. 

Geſetz der großen Zahl 460. 

Geſetz und Verordnung 777. 

Gewerbſchulen 485. 

Gewerbe und Handel in der Türkei 627, in 
Ungarn 654. 

Griechiſche Statiſtik 404. 

Großbritannien, Staats⸗Ausgaben und (in 

nahmen 147; Steuerbewilligungsrecht 225, 

238; Thronfolgeordnung 520; Univerfitaͤten 
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709 Politiſche Aſſociationen 763. Habeas 
Corpus-Akte 772. 


S. 


Habeas Corpus-Akte 772. / 

Haudgefeße 183. 

Heerwefen in der Türkei 598, 604, 611, 624. 

Hermunduren 534. 

Hochverrath 59, 64. 

Hypothekariſche Verfiherung der Staatsſchul⸗ 
den 33, 


J. 


Immaterielle Güter 79. 
Inquiſitionsproceß 344, 355. 
Internationales Recht 205. 
Iriſches Gefängnißſyſtem 260. 
Italieniſche Univerfitäten 721. 
Janitſcharen 598, 605, 611. 


Kapitalien, ſtehende und umlaufende 5, 87. 

Karpzow, Benedikt 346. 

Katholizismus und Ultramontanismus 638, 

Kirche und Staat 643. 

Kirchliche Verhältniſſe in Ungarn 666. 

Kognatiſche Thronfolge 524, 526, 528. 

Kondominat 673. 

Konfiskation 311. 

Kongreſſe, ſtatiſtiſche 451. 

Königthum, S. Monarch, Thronfolge. 

Konſumtionoſteuern 137. 

Kontumazialverfahren , 
fahren. 

Konverfion der Staatöfchulden 39. 

Körperliche Züchtigung 295. 

Kosmopolitismus 231. 

Kreisfhulden 49. 

Kriegokoſten, deren Dedung 8, 16, 85, 

Kroatien 663, 666 


©. Ungehorſamever⸗ 


8, 


Landesverrath 59, 69. 
Landtag, deſſen Wirkungöfeld in Betreff des 
Staatshaushaltes 147, 225; Antbeil der 
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erften Kammer 237. ©. auch Staatsver⸗ 
fafjung. 

Landwirtbfchaft und Viehzucht in der Türkei 626, 
in Ungarn 652, 

Kinealfucceffion 525, 533. 

Zotterieanlehen 30. 


M. 


Mageftätöbeleidigung 61, 63. 

Maori’s 374. 

Medtatifirte 167. 

Milttärdienft, Befteuerung der von ihm Befreiten 
119. 

Minifterverantwortlichleit, ©. Verantworilichteit. 

Mohammed II. 602. 

Monarch, deſſen Verantworilichkeit 747. 

Mongolen, die unter Dſchingiſschan 502, 


N. 


Nationalverein, deutſcher 766. 

Neu⸗Guinea 370. 

Neuſeeland, S. Südfeeinſeln. 

Nichtigkeitabeſchwerde, S. Rechtsmittel. 

Niederlande, Staats⸗Ausgaben und Einnahmen 
147 sliniverfitäten 723. 


D. 


Oeſterreich, Staats⸗Ausgaben und Einnahmen 
447. Univerfltäten 699. 
Osmaniſche Türken 590, 597. 


P. 


Pennſylvaniſches Gefängnipfuftem 258, 

Perfonalunton 670. 

Poltzeiaufficht 302. 

Polizeiftrafgefepgebung 319. 

Polytechniſche Schulen 493. 

Portugal, Staats Ausgaben und Einnahmen 
147; Thronfolgeordnung 530. 

Preußen, Staatd-Ausgaben und Einnahmen 147, 
P. unter Stein’ Derwaltung 214. Gteuer 
bewilligungsreht in P. 235, 242 Vereins⸗ 
gefeßgebung 762, 764, 769. 

Primogenitur 522, 533, 

Privats und Staatewirthſchaft 72, 92. 


Begifter. 


Probuktionsfteuer 143. 

Mroduftive und unproduftive Arbeit 80. 
Progreffiofteuer 114. 

Provinzialſchulden 48. 


Q. 


Quoͤtelet 435. 


R. 


Realgymnafien «96. 

Realſchulen 495. 

Realunion 670. 

Rechnungsablage über die Staats⸗Einnahmen 
und Ausgaben 232, 

Rechtömittel im Strafproceh 361. 

Rechtepflege in den thüringiſchen Staaten 543, 
549, 553, 556, 560, 561, 563, 565, 570 
in Ungarn 665. 

Reichsdeputationshauptſchluß 165. 

Nentenfhuld 22, 25, 31. 

Reſervefonds 236, 

Reußiſche Fürſtenthümer 566. 

Revifion, ©. Rechtsmittel. 

Rheinbundsdakte 166. 

Röomiſche Statiſtik 404. 

Rußland, Staatseinnahmen 149. Thronfolge⸗ 
ordnung 532. 


S. 


Sachſen, Königreich: Steuerbewilligungsrecht 
243. 

Sachſen⸗Altenburg, Herzogthum 541, 557. 

Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha, Herzogthum 541, 554. 

Sachſen Meiningen, Herzozthum 541, 551. 

Sachſen⸗Weimar, Großherzogthum 541, 546. 

Salzmonopol, Salzſteuer 138. 

Sandwich⸗Inſeln 372. 

Schatzſcheine 23. 

Schlözer als Statiflifer 421. 

Schöffengericht, altdeutſches 342, modernes 358, 

Sqhwarzburgiſche Fürſtenthümer 560, 

Schwebende Schuld 21. 

Schweizeriſche liniverfitäten 720. 

Giebenbürgen 663, 664, 686. 

Spanien, Staatd-Außgaben und Einnahmen 147. 
Ihronfolgeordnung 530, 














Negifter. 


Speclalität der Steuerbewilligung 232, 

Staat und Ktirche 643, 

Staatenbund 674. 

Staatsangehörige, deren Abrufung’aus dem Aus⸗ 
fand 207. Befteurung während ihres Auf 
enthalts im Ausland 207. Strafbarkeit wegen 
der im Auslande begangenen Verbrechen 211, 
332. 

Staatsanleihe, S. Staatsfchulden, Staatswirth⸗ 
ſchaft. Auswärtige StA. 11. 

Staatsanwaltſchaft im Strafproceß 366. 

Staatsausgaben 5, 78; In verſchiedenen euro⸗ 
pãiſchen Staaten 146. G. auch Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht. 

Staatsbankerott 51. 

Staatsbeamte, S. Berantwortlichkeit. 

Staatsdiener⸗Beſoldung 82. 

Gtaatseinnahmen 94. S. auch Steuerbewilli⸗ 
gungorecht. 

Gtaatsgerichtähof 753. 

Staateinduſtrie 97. 

Staatskunde, S. Statiſtik. 

Staatslehre J. F. Stahl's 157. 

Staatömonopofe 102, 138, 

Staatsſchatz 18, 

Staatsfchulden (von A. Bagner) 1. 
Die materiell volläwirthfchaftliche Seite des 
Stantsfhuldenwefens 1. Schuldentilgung 19, 
25. Die Formen der Staatöfchulden und 
andere Formenpunkte des Staatsſchulden⸗ 
weiend 44. Geſchichte und Statiſtik des 
felben 54. 

GStaatsflitenlehre 154. 

(Staatöflreih, S. Nothrecht.) 

Staatsverbrechen (von Walther) 38, 

Staatöverfaffung und Verwaltung in den this 
tingifchen Staaten 544, 547, 553, 556, 559, 
563, 565, 569; in der Türkei 604, 6245 in 
Ungarn 663. 

Staatsvermogen, S. (Domänen und) Gtaatör 
wirthſchaft. 

( Staatsverträge, S. Kongreſſe und Ariedens 
ſchlůſſe, Gtaatenverträge.) 

(Staatöverwaltung, S. Verwaltung.) 

Staatswirtbfchaft (von Laspeyres) 
TR. Allgemeine Grundfäpe 71. Gtaatsaußs 
gaben 78, Gtantöanleihen 84. Gtaatsein- 
nahmen 94; indbefondere Steuern 105. Aus⸗ 
gaben und Einnahmen europäifcher Staaten 146. 


Bluntſchli und Berater, Dentſches Staats⸗Wörterbuch. X. 
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Staatswiffenfhaft (von Bluntfhli) 
158. 

(Stadion, ©. Oeſterreich.) 

(Stadt, ©. Land» und Stadtgemeinde.) 

Stabl (von Bluntſchli) 184. 

Stammgüter S. (Erbgüter) Standeöberren, 

(Stände, S. „Kaſten, Klaffen, Stände”, Land 
ftände, Zandtag ) 

Standesherren (von Berhtold) 163. 
Geſchichtliches 164. Mechtöverhälmnifie der 
Standesherren auf Brund des Bundegrechtes 
174. Stamm⸗ und Fideilommißgüter 180. 
Der gegenwärtige Zuſtand 199. 

(Standredt, S. Belagerungdzuftand.) 

Statifti? (von A. Bagner) 400, Die 
Kontroverfen über Charakter und Bedeutung 
der Statiſtik 400, 452. Geſchichte der Et. 
402. Amtliche St. 443. Theorie der St. 456. 

StatutensRollifiou (von Bluntſchli) 
203. Vol. Strafrecht. 

Stein (von Treitſchke) BER. 

(Stempel, S. Gefälle.) 

Stenerbewilligungsredht (von War» 
quardfen) SB. Die einzelnen Fragen 
mit befonderer Nüdfiht auf das englifche 
Recht 225. Die deutfchen Berfaffungen 241. 
Das biöherige deutfche Bundesrecht 245. 

Stenern (von Laſspeyres) 105. Be 
fleuerungsprincip 106. Beranlegung der 
Steuer 128. Ueberwälgung derfelben 138, 139. 

Steuern und Anlehen 10, 53, 84. 

Gteuerverweigerung 229. 

(Stiftungen, S. Korporationen.) 

(Stimmredht, S. Wahlrecht.) 

Stoiker (von Prantl) 249. 

Strafauſtalten ivon v. Holtzendorff) 
254. Geſchichtliches 254. Die beſtehenden 
Strafanftalten 262. Reſultate und Grund» 
fäpe 271. 

Strafarten (von v. Holpendorff) 879. 
Allgemeine Grundfäge 279. Die einzelnen 
Strafarten : Lebenoſtrafe 287, Leibesftrafe 295, 
Freiheitsſtrafe 301, Ehrenftrafen 308, Ber. 
mögenöflrafen 311. 

Strafrecht und Strafgefekgebuug 
(von dv. Holgendorff) 334. Grundfäße 
316, 327, 335. Das deutfche Strafrecht 323. 
Die örtliche Anwendbarkeit der Gtrafgefehe 
331. Rechtsgrund und Zweck der Strafe 336, 
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Strafrechtöpflege (von Walther) 840. 
Geſchichtliche Entwicklung 340. Geltendes 
Recht: Allgemeine Gharakteriftit 3545 die 
Strafjuftigorgane 356; das Verfahren 359; 
die Urtheilsanfehtung 3615 das Ungehor⸗ 
famsverfahren 3655 Sorge für Verminderung 
der Verbrechen 367. 

Strafzweck 283, 336. 

Straudrecht (von Berner) 368. 

(Suarez, S. Mariana und Suarez.) 

Succejfionsrecht und Succeſſionsordnung in den 
deuifchen Staaten 523, 525. 

(Südamerifantfche Zreiftaaten, ©. den Nachtrag 
am Schluffe des Werkes.) 

Südſeeinſeln und Neuſeeland (von 
Plath) 369. 

Suleiman L 603. 

(Sully, ©. Heinrich IV.) 

Süßmilch 428. 

Suworow (von v. Hörmann) 377. 

Suzeränität (von Berner) 398. 

Synoden, ©. Proteftantifche Kirche.) 

Szechenyi (von Hunfalvy) 2393. 


T. 


Talleyraud (von Ktüpfen 481. 

Tatarei 630. 

(Tagen, ©. Gefälle ) 

Techniſche Schulen (von Ph. Jolly) 
498. 

Zelegrapbie (von Ph. Jolly) 497. 

Zemudfchin (von Lemde) 508. 

(Territorium, ©. Land.) 

Theater (von Bluntfhli) 810. 

(Theokratie, S. Ideokratie und Theofratie.) 

(Theuerungspolizei, S. Lebensmittelpolizei.) 

(Thierihug, S. Kulturpolizei.) 

(Thomas von Aquin, S. Scholaſtiker.) 

Thomafius (von Bluntſchli) 514, 686. 


Throufolge (von Schulze 518. Ge. 


Ihichte 518. Thronfolge in den deutſchen 
Staaten der Gegenwart 522; In ten übrigen 
Staaten Europa’e 528, 

Thüringen (von Rodinger 534. 

Thüringiſche Staaten (von Brüdner) 
539. I Sachſen⸗Erneſtiniſche Fürftenthümer 
541; S.Weimar 5465 S:Gotha 550 (S.⸗ 
Meiningen 551; SaCoburg⸗Gotha 554; 


Negiſter. 


S.⸗Altenburg 557.). IL Die Schwarzbur⸗ 
giſchen Fürftentbümer 560; Schw.⸗Sonders⸗ 
hauſen 562; Schw. Rudolſtadt 564. III. Rew 
Kifche Fürſtenthümer 566. 

(Tirol, &. Oeſterreich.) 

Zocqueville ınad Zaboulaye) 571. 

Iodesftrafe 287. Bei politifchen Verbrechen 67. 

(Toleranz, S. Belenntnißfreiheit.) 

(Tories, S. Großbritannten.) 

(Zosltana, ©. Italien im Nachtrag.) 

Tübet (von E. Schlagintweit) SS. 

(Zudor, ©. Großbritannien.) 

Zuran 630. 

(Zurgot, ©. Quesney, Turgot und die Phy⸗ 
fiofraten.) 

Türkei (von Lemde) 590. Einleitung 5%. 
Geographifche Ueberfiht 593. Geſchichte und 
alte Berfaffung 597. Chriſtliche Bevölkerung 
609, 614, 622. Die neue Lage 621, 628. 
Gtatiftifche Ueberfiht 624. — Thronjolge 
ordnung 532, 

Turkiſtan (von Lemde) 699. 

Zurfomanen 633. 


u. 


Ultramontanismus (von Bluntſchli) 
638. 

Ungarn 646. Das Land 646. Die Be 
völferung 649, Grzeugnifje, Induſtrie. Han 
del, Verkehrsanſtalten 652. Neuere Geſchichte 
657. Gefepgebung und Verwaltung 663. 
Ungarn zur Zeit Szechenyi’s 393. 

Ungehorfamsverfahren im Strafproceß 351, 365. 

Union (von Pözl) 669, 

(Univerfalmonardie, ©. Weltreich.) 

Univerfitäten (von Marquardfen) 
6737. Aeltere Geſchichte 678. Neuere Zeit: 
Deutihland 686, Deſterreich 699, Aranl: 
teih 705, england 707, Schottland 718, 
Irland 719, Schweiz 720, Stalin 721, 
Belgien 723, Holland 723, DBerein. Staaten 
723. Schluß 724. 

(Unterrichtsanftalten, S. Eymnaflen, Lehr⸗ und 
Zernfreiheit, Schule, Techniſche Schule, Uni⸗ 
verfitäten.) 

Unterfuhung in Schwurgerichtsfällen 359, in 
Dergebensfällen 361. 

(Urkantone, ©, Schweiz.) 





Negiſter. 


(Urrechte, S. Menſchenrechte.) 
Usbelen 633. 
(Uſurpation, S. Legitimitaͤt.) 


V. 


Vattel (von Berner) 798. 

Deuedig 729. Geſchichte 729, Statiſtik 743. 

Verantwortlichteit der böchften 
Staatöbeamten (von Bluntſchli) 
726. 

Verbannung 302. 

(Derbredhen, S. Strafrecht.) 

Vereine und Verſammlungen (von 
Brater) 755. 

(Bereinigte Staaten, ©. den Nachtrag am 
Schluſſe des Wertes.) 

Dereinigte Staaten, deren Univerfitätöwelen 723. 
©. auch demokratiſches Staatsleben. 

(Derfaffung, S. Repräfentativverfaffung, Staats⸗ 
verfaffung.) 

Verhaftung (vonv. Holgendorff) 371. 

(Berjährung, flaatöredhtliche, S. Beflp.) 

Dertehrömittel in Ungarn 655. 

Derlehröwege, ©. Land» und Waflerftraßen.) 

Verlagsrecht, S. Autorrecht.) 
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Vermogensſtrafen 311. 

Verordunnug (von Bluntſchli) 376. 
Verſammlungen, S. Vereine. 

Verweiſung 302. 

Virements bein Staatéhaushalt 235. 
Voigtland 566. 


Volkéverſammlungen, ©. Vereine. 


Volle zãhlungen in den europälfchen Staaten 468. 
Borunterfuchung 357, 359. 


W. 


Wahlſyſtem 77. 

Wahl⸗ und Erbmonarchie in Deutſchland 519. 

Weriner 535, 

Württemberg, Rechtöverhälmnifie der Standes» 
herren 169. Gteuerbewilligungsrecht 244. 


3. 


Zinsfuß der Staatsſchulden 36. 
Zuchthäuſer 255, 305, 306, 
Bwangbanlehen 36. 
Bweilammerfuften, ©. Landtag. 
Zweilampf auf den Univerfitäten 696. 
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